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Vorwort. 


Der  internationale  Wohnungskongress,  dessen  Verhandlungen  wir 
hiermit  der  Oeffentlichkeit  übergeben,  ist  der  sechste  in  der  Reihe  der 
Veranstaltungen  internationalen  Charakters,  die  sich  mit  der  Erörte- 
rung der  Wohnungsfrage  beschäftigt  haben.  Seine  fünf  Vorgänger 
haben,  mit  dem  Jahre  1889  beginnend,  abwechselnd  in  Frankreich  und 
Belgien  getagt,  und  zwar  1889  in  Paris,  1894  in  Antwerpen,  1895  in 
Bordeaux,  1897  in  Brüssel  und  1900,  gelegentlich  der  dritten  Pariser 
Weltausstellung,  wiederum  in  der  Seinestadt.  Bei  dieser  letzten  Ver- 
sammlung, die  mehr  als  die  vorhergehenden  auch  von  Angehörigen  an- 
derer Nationen  als  der  beiden  bis  dahin  vorwiegend  in  Betracht  kom- 
menden —  Frankreich  und  Belgien  —  besucht  war,  wurde  von  den 
deutschen  Theilnehmern  angeregt,  den  nächstfolgenden  Kongress  in  einer 
deutschen  Stadt  abzuhalten.  Nach  vorheriger  Verständigung  mit  der 
Stadt  Düsseldorf,  die  ihre  Bereitwilligkeit  erklärte,  den  Kongress  auf- 
zunehmen, erging  eine  Einladung  an  denselben,  im  Jahre  1902,  dem 
Jahre  der  geplanten  Industrie-  und  Gewerbeaussteilung,  in  Düsseldorf 
zusammenzutreten.  Der  Kongress  fasste  einen  dahin  gehenden  ein- 
stimmigen Beschluss  und  ersuchte  die  durch  ihren  stellvertretenden 
Geschäftsführer  in  Paris  vertretene  Centralstelle  für  Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen, im  Verein  mit  der  Stadt  Düsseldorf 
die  vorbereitenden  Schritte  für  die  Bildung  eines  Organisationskomites 
zu  thun. 

Seitens  der  genannten  beiden  Stellen  erging  daraufhin  unter  dem 
18.  Dezember  1900  an  diejenigen  in  Deutschland  bestehenden  cen- 
tralen Vereinigungen,  zu  deren  Arbeitsprogramm  die  Arbeiterwohnungs- 
frage gehört,  die  Einladung,  einen  oder  mehrere  Vertreter  in  ein  zu 
bildendes  Organisationskomite  für  den  geplanten  Kongress  zu 
entsenden.  Diesem  Ersuchen  gaben  zunächst  die  nachstehenden  Ver- 
einigungen Folge: 

der  Centralverein  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen,  Berlin: 
,.    Verein  für  Sozialpolitik.  Berlin; 

Verband  deutscher  Architekten-  und  Ingenieurvereine,  Berlin  : 
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der  Verband  katholischer  Industrieller  und  Arbeiterfreunde  „Ar- 
beiterwohl" ,  M.-Gladbach ; 

,,   Deutsche  Verein  „ Arbeit erheim",  Bielefeld; 

„    „Verein  Reichswohnungsgesetz",  Frankfurt  a.  M.; 

„    Verband  der  Baugenossenschaften  Deutschlands,  Blumenthal: 

„  Verband  der  auf  der  Grundlage  des  gemeinschaftlichen  Eigen- 
thums stehenden  deutschen  Baugenossenschaften,  Berlin: 

„  Rheinische  Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungs- 
Avesens,  Düsseldorf: 

..    Verband  schleswig-holsteinischer  Baugenossenschaften,  Kiel: 

„  A^erein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens,  Frank- 
furt a.  M.: 

,,  Hessische  Centraiverein  für  Errichtung  billiger  Wohnungen, 
Darmstadt. 

Die  Delegirten  dieser  Vereine  traten  mit  den  Vertretern  der  Gentrai- 
steile für'  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  und  der  Stadt  Düsseldorf  in 
einer  am  22.  Februar  1901  im  Abgeordnetenhause  in  Berlin  abgehaltenen 
Sitzung  zusammen  und  konstituirten  sich  als  „Organisationskomite  des 
VI.  Internationalen  Wohnungskongresses,  Düsseldorf  1902",  dessen 
Organisationsstatut  in  der  Seite  7  wiedergegebenen  Fassung  zur  An- 
nahme gelangte.  Auf  Grund  dieses  Organisationsstatuts  wurde  Seine 
Excellenz  der  Wirkliche  Geheime  Rath,  Staatssekretär  a.  D.  Dr.  Herzog 
zum  Vorsitzenden  gewählt..  Leider  ist  es  dem  hochverdienten  Manne, 
der  wie  kein  anderer  zu  diesem  Ehrenamte  berufen  war,  nicht  vergönnt 
gewesen,  den  Kongress  selbst  zu  leiten.  Am  23.  März  d.  J.  hat  ihn  der 
Tod  aus  seinem  reichgesegneten  Wirkungskreise  abberufen.  An  seine 
Stelle  trat,  durch  die  Wahl  des  Organisationskomites  dazu  berufen,  der 
Staatsminister  Freiherr  Dr.  v.  Berlepsch.  Die  übrigen  Vorstandsämter 
wurden,  wie  S.  12  angegeben,  vertheilt.  Ferner  wurden  in  einer  Sitzung 
des  Organisationskomites  am  26.  November  1901  Vertreter 

des  Allgemeinen  Verbandes  der  deutschen  Erwerbs-  und  Wirth- 
schaftsgenossenschaften ; 

des  Verbandes  Hirsch-Duncker'scher  Gewerkvereine; 

des  Verbandes  evangelischer  Arbeitervereine; 

des  Bundes  für  Bodenbesitzreform, 
sowie  eine  Anzahl  um  die  Wohnungsfrage  verdienter  Persönlichkeiten  in 
das  Konnte  kooptirt,  so  dass  sich  dasselbe  definitiv,  wie  S.  13  u.  f.  an- 
gegeben ist,  zusammensetzte. 

Entsprechend  der  Bestimmung  des  §  11  des  Organisationsstatuts 
traten  sodann  am  14.  März  1901  die  in  Düsseldorf  wohnenden  Mitglieder 
des  Organisationskomites  unter  dem  Vorsitz  des  Oberbürgermeisters 
Marx  und  unter  Zuziehung  des  Generalsekretärs  zum  Zwecke  der  Bildung 
eines  Ortsausschusses  zusammen,  dem  die  Arbeiten  für  das  äussere 
Arrangement  des  Kongresses  obliegen  sollten  und  dessen  Zusammen- 
setzung Seite  14  u.  f.  ersichtlich  gemacht  ist.  Der  Ortsausschuss  hat 
es  sich  vor  allem  ferner  in  dankenswerthester  Weise  angelegen  sein 
lassen,  den  Kongresstheilnehmern  die  Besichtigung  der  Arbeiterwohnungen 
der  Stadl  Düsseldorf,  der  Aders'schen  Wohnungsstiftung,  des  Düssel- 
dorfer Spar-  und  Bauvereins,  der  Wohnungsgenossenschaften  in  Köln- 
Ehrenfeld,  Köln-Nippes  und  Köln-Süd,  der  gemeinnützigen  Baugesell- 
schafteu  in  M.-Gladbach,  Odenkirchen,  Remscheid  und  Rheydt,  der  Guss- 
Btählfabrik  von  Fried.  Krupp  in  Essen,  sowie  endlich  die  Inaugen- 
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Solleinnahme  der  auf  dem  Gebiete  der  Industrie-  und  GeWerbeausstellung' 
errichteten  Arbeiter  Wohnhäuser  mit  den  darin  zur  Anschauung  gebrachten 
Mustereinrichtungen  für  Arbeiterwohnungen  zu  ermöglichen.  Allen  den- 
jenigen, die  den  Besuchern  ihrer  Veranstaltungen  einen  so  freundlichen 
Empfang  bereitet  haben,  sei  an  dieser  Stelle  gedankt.  Vor  allem  aber 
gebührt  dieser  Dank  der  Stadt  Düsseldorf  für  die  glänzende  Aufnahme, 
die  sie  dem  Kongress  bereitet  hat. 

Als  Zeitpunkt  für  die  Abhaltung  des  Kongresses  wurden  in  einer 
weiteren  Sitzung  des  Organisationscomites  am  26.  November  1901  nach 
Verhandlungen  mit  der  Leitung  des  Arbeiterversicherungskongresses, 
mit  welchem  ein  Zusammentagen  wünschenswerth  erschien,  die  Tage 
vom  15.— 19.  Juni  1902  festgesetzt. 

Um  eine  gesicherte  Grundlage  für  die  Finanziirung  des  Unter- 
nehmens zu  gewinnen,  richtete  das  Organisationskomite  an  den  Herrn 
Staatssekretär  des  Reichsamts  des  Innern  die  Bitte,  einen  Beitrag  zu 
den  Kosten  des  Kongresses  aus  verfügbaren  Mitteln  zu  bewilligen  oder, 
falls  solche  nicht  vorhanden,  einen  entsprechenden  Betrag  in  den  Etat 
des  Reiches  einzustellen.  Dieser  Bitte  wurde  in  dem  letztgenannten 
Sinne  in  dankenswerther  Weise  stattgegeben,  und  der  Reichtag  bewilligte 
den  Betrag  von  6000  M.  als  Beitrag  zu  den  Kosten  des  Kongresses. 
Gleichzeitig  wurde  seitens  des  Organisationskomites  die  Aufbringung 
eines  Garantiefonds  in  die  Wege  geleitet,  mit  dem  Erfolg,  dass  von 
Freunden  der  Sache  5250  M.  gezeichnet  wurden. 

Daneben  her  ging  eine  umfassende  Werbung  für  die  Betheiligung 
an  dem  Kongress.  Ein  in  der  Sitzung  des  Organisationskomites  vom 
21.  Februar  1901  festgestelltes  Einladungsschreiben  wurde  in  deutscher, 
französischer  und  englischer  Sprache  in  etwa  3000  Exemplaren  versandt. 
An  die  an  der  Wohnungsfrage  in  erster  Linie  interessirten  Behörden  des 
Deutschen  Reiches  und  der  Bundesstaaten  ergingen  durch  Vermittelung 
des  Reichsamtes  des  Innern  besondere  Einladungsschreiben.  Ebensolche 
Einladungen  wurden  durch  Vermittelung  des  Auswärtigen  Amtes  an  die 
in  Betracht  kommenden  ausländischen  Regierungen  gerichtet.  Mit 
welchem  Erfolg,  ergiebt  die  Zusammenstellung  S.  15  u.  f.  Danach  haben 
insgesammt  490  Behörden,  Korporationen,  Vereinigungen  und  Einzel- 
personen die  Mitgliedschaft  des  Kongresses  erworben.  Dieselben  ver- 
theilen sich  auf  die  verschiedenen  Nationen,  wie  folgt: 


Belgien   20 

Dänemark   4 

Deutschland   388 

Finnland   1 

Frankreich   21 

Grossbritannien   5 

Holland   16 

Luxemburg    .    .    .  .'  

Norwegen   1 

Oesterreich   9 

Russland   5 

Schweden   9 

Schweiz   1 

Ungarn   2 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika     .    .  7 
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Von  diesen  490  Mitgliedern  haben  322  an  dem  Kongress  Theil  ge- 
nommen; hierzu  kommen  64  von  Behörden  entsandte  Vertreter,  welche 
die  Mitgliedschaft  nicht  erworben  haben,  so  dass  die  Gesammtzahl  der 
Theilnehmer  sich  auf  386  beläuft.  Von  den  Herren  Chefs  der  König- 
lich Preussischen  Ministerien  hat  der  Herr  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe,  Staatsminister  Möller,  Excellenz,  den  Kongress  durch  seine 
hohe  Gegenwart  beehrt.  Durch  einen  oder  mehrere  Beamte  ihrer  Ressorts 
waren  vertreten:  die  Herren  Staatssekretäre  des  Reichsamts  des  Innern, 
des  Reichsschatzamts,  des  Reichsmarineamts  und  des  Reichspostamts; 
das  Königlich  Preussische  Finanzministerium,  die  Königlich  Preussischen 
Ministerien  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten, 
für  Handel  und  Gewerbe  und  des  Innern,  das  Königlich  Preussische 
Kriegsministerium,  die  Königlich  Preussischen  Ministerien  für  Land- 
wirthschaft,  Domänen  und  Forsten  und  der  öffentlichen  Arbeiten;  die 
Königlich  Bayerischen  Staatsministerien  des  Innern  und  des  König- 
lichen Hauses  und  des  Aeussern;  die  Königlich  Sächsischen  Mini- 
sterien des  Innern  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten;  das  König- 
lich Württembergische  Ministerium  des  Innern;  das  Grossherzoglich 
Hessische  Staatsministerium:  das  Herzoglich  Braunschweigische  Staats- 
ministerium: die  Senate  der  Freien  und  Hansestädte  Lübeck,  Bremen 
und  Hamburg:  das  Ministerium  für  Elsass  und  Lothringen.  Von  aus- 
wärtigen Regierungen  waren  vertreten:  die  Königlich  Belgischen  Mini- 
sterien der  Finanzen  und  der  öffentlichen  Arbeiten,  für  Industrie  und 
Gewerbe  und  der  Landwirthschaft:  das  Königlich  Dänische  Marinemini- 
sterium: die  Ministerien  des  Handels  und  der  öfientlichen  Arbeiten  der 
Französischen  Republik:  die  Königlichen  Regierungen  von  Holland,  Nor- 
wegen und  Schweden:  die  Kaiserlich  Königlich  Oesterreichischen  Mini- 
sterien des  Innern  und  des  Handels;  das  Kaiserlich  Russische  Finanz- 
ministerium, das  Königlich  Ungarische  Handelsministerium  und  das 
Königlich  Ungarische  Ministerium  des  Innern.  In  grösserer  Zahl  hatten 
ferner  die  Königlich  Preussischen  Bezirksregierungen  und  Eisenbahn- 
direktionen, die  Landesversicherungsanstalten,  die  städtischen  Körper- 
schaften, die  Belgischen  „Comites  de  Patronage  des  Habitati ons  ou- 
vrieres",  die  ..Societe  francaise  des  Habitations  a  bon  marche"  und  die 
Französischen  „Comites  des  Habitations  a  bon  marche ",  sowie  endlich 
die  deutschen  gemeinnützigen  Baugesellschaften  und  Baugenossenschaften 
ihre  Vertreter  entsandt. 

Die  weitaus  wichtigste  Aufgabe,  deren  Erledigung  dem  Organi- 
sationskomite  oblag,  war  die  Aufstellung  des  Programms  für  die  Ver- 
handlungen des  Kongresses  und  die  Vorbereitung  der  zur  Erörterung  zu 
stellenden  Fragen  durch  Gewinnung  geeigneter  Berichterstatter.  Die 
eingehenden  über  diesen  Gegenstand  gepflogenen  Erwägungen  Hessen  es 
zweckmässig  erscheinen,  die  Anzahl  der  auf  die  Tagesordnung  zu 
setzenden  Themata  möglichst  zu  beschränken,  um  auf  diese  Weise  Zeit 
fi'ii'  eine  recht  ausgiebige  Diskussion  zu  gewinnen.  Von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  einigte  man  sich  dahin,  im  Gegensatz  zu  früheren 
Kongressen,  für  jeden  der  drei  Verhandlungstage  nur  ein  Thema  zur  Er- 
örterung zu  stellen.  Um  für  die  Diskussion  eine  möglichst  breite  Basis 
zu  gewinnen,  sollte  der  Versuch  gemacht  werden,  für  jedes  Thema  eine 
grössere  Anzahl,  womöglich  den  verschiedenen  in  Betracht  kommenden 
Ländern  angehöriger  Spezialsachverständiger  zu  gewinnen,  denen  die  Auf- 
gabe zufiel,  in  schriftlichen  und  vor  den  Verhandlungen  den  Kongress- 
theilnehmern   im  Druck  zugänglich   zu  machenden  Berichten  die  bis- 
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herigen  Erfahrungen  auf  den  in  Frage  stehenden  Gebieten  festzulegen. 
Einem  oder  zwei  von  der  Kongressleitung  zu  bestimmenden  General- 
referenten wurde  sodann  die  Aufgabe  übertragen,  auf  Grund  eines  ein- 
gehenden Studiums  dieser  Spezialberichte  die  Diskussion  über  das  be- 
treffende Thema  einzuleiten.  Nicht  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  ist 
es  gelungen,  dieses  Programm,  wenn  auch  nicht  lückenlos,  durchzu- 
führen. Das  dies  möglich  war,  ist  vor  allem  der  thätigen  Mitwirkung 
der  dem  permanenten  Komite  angehörenden  Herren  und  einer  Anzahl 
weiterer  Freunde  im  Auslande  zuzuschreiben,  denen  allen  an  dieser 
Stelle  der  Dank  des  Organisationskomites  ausgesprochen  sei.  Vor  allem 
aber  gebührt  der  Dank  den  Herren  Berichterstattern  selbst  und  den 
Herren  Generalreferenten,  die  sich  der  nicht  unerheblichen  Mühe  unter- 
zogen haben,  das  eingegangene  Material  durchzuarbeiten  und  für  die  dem 
Kongress  erstatteten  mündlichen  Berichte  zu  sichten  und  zu  gruppiren. 

Was  die  Wahl  der  Themata  selbst  anlangt,  so  war  dieselbe  bei  der 
Fülle  der  sich  aufdrängenden  Einzelfragen  keine  leichte.  Zum  Theil 
sind  dabei  schliesslich  mehr  äussere  Umstände  bestimmend  gewesen.  Das 
erste  Hauptthema,,  das,  im  wesentlichen  theoretischer  Natur,  das  Problem 
der  Grundrentenfrage  in  ihren  Beziehungen  zur  Wohnungsfrage  aufrollt, 
knüpft  an  die  Verhandlungen  an,  die  der  Verein  für  Sozialpolitik  bei 
seiner  letzten  Tagung  in  München  gepflogen  hat  und  die  eine  Reihe 
neuer  Gesichtspunkte  in  die  Diskussion  geworfen  haben,  ohne  dass  durch 
dieselben  eine  eigentliche  Klärung  herbeigeführt  worden  wäre.  Die 
inzwischen  namentlich  in  der  deutschen  Fachpresse  erschienenen  Aeusse- 
rungen  einer  Anzahl  berufener  Beurtheiler,  die  in  München  nicht  zum 
Worte  gekommen  waren,  Hessen  es  wünschenswerth  erscheinen,  auf  die 
Frage  zurückzukommen,  um  so  mehr,  als  die  Aussicht  vorhanden  zu 
sein  schien,  dass  die  im  Auslande  gemachten  Erfahrungen  zu  der  er- 
wünschten Klärung  beitragen  könnten. 

Demgegenüber  ist  das  zweite  Hauptthema  von  wesentlich  praktischer 
Bedeutung.  Zu  seiner  Wrahl  führte  in  erster  Linie  der  Umstand,  dass 
das  Eintreten  der  Organisationen  der  Selbsthülfe  in  die  Mitarbeit  auf 
dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  unter  der  Mitwirkung  einer  Reihe  be- 
günstigender Umstände  in  den  letzten  Jahren  namentlich  in  Deutsch- 
land von  ganz  besonderer  praktischer  Bedeutung  geworden  ist.  Dem 
steht  die  Thatsache  gegenüber,  dass  in  mehreren  der  Länder,  die  in 
der  Wohnungsfrage  eine  führende  Stellung  einnehmen,  vornehmlich  in 
Frankreich  und  Belgien,  gerade  diese  Organisationen  auffällig  in  den 
Hintergrund  treten,  und  es  erschien  von  besonderem  Interesse,  durch  die 
Behandlung  dieses  Gegenstandes  auf  dem  internationalen  Kongress  die 
Gründe  dieses  Verhaltens  klarzulegen. 

Das  dritte  Hauptthema  endlich,  die  Frage  der  Betheiligung  von 
Staat  und  Gemeinde  an  der  Lösung  des  Wohnungsproblems,  ist  zur  Zeit 
wohl  aller  Orten  diejenige,  die  weitaus  im  Vordergrunde  des  Interesses 
steht.  Das  beweist  allein  schon  der  Umstand,  dass  fast  überall  in 
unseren  Tagen  der  Hebel  der  Gesetzgebung  in  Bewegung  gesetzt  wird, 
um  die  Lösung  der  Frage,  die  der  privaten  Initiative  noch  nirgends 
geglückt  ist,  auf  diesem  Wege  anzubahnen.  Auch  dieses  Thema  knüpft 
an  frühere  Erörterungen,  namentlich  an  die  Verhandlungen  des  letzten 
Pariser  Kongresses  an,  auf  welchem  die  Meinungen  noch  in  zwei 
scharf  sich  befehdende  Heerlager  —  pro  und  contra  Einmischung 
der  öffentlichen  Gewalten  in  die  Wohnungsfrage  —  getrennt  waren,  so 
dass  eine  Wiederaufnahme  des  Gegenstandes,  nachdem  die  dazwischen 
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liegenden  Jahre  neue  Erfahrungen  gezeitigt,  eine  lebhafte  Diskussion 
versprach. 

Es  ist  nicht  unsere  Aufgabe,  hier  dem  Gange  der  in  den  folgenden 
Blättern  aufgezeichneten  Verhandlungen  vorzugreifen,  das  darf  aber  wohl 
hier  vorweggenommen  werden,  dass  die  drei  Kongresstage  eine  Fülle  der 
Anregungen  auf  allen  drei  Gebieten  ergeben  haben,  und  wenn  daraus  — 
woran  wir  nicht  zweifeln  —  auch  nach  der  einen  oder  der  anderen 
Richtung  bleibende  Erfolge  für  die  gute  Sache  erwachsen,  der  die 
Arbeiten  der  internationalen  Wohnungskongresse  gewidmet  sind,  so 
gebührt  dafür  der  Dank  allen  denen,  die  an  dem  Zustandekommen  und 
dem  glänzenden  Verlauf  der  Düsseldorfer  Tage  mitgearbeitet  haben. 

Berlin,  im  Oktober  1902. 


Das  Organisationskomite. 


Inhalt 


Seite 

I.  Theil.    Organisation  des  Kongresses                                   ...  1 

Organisationsstatut   .    .   3 

Bureau  des  Kongresses   12 

Vorstand  des  Organisationskomites   12 

Ehrenpräsidenten   12 

Mitglieder  des  Organisationskomites   13 

Ortsausschuss   14 

Anwesende  Vertreter  von  Behörden  etc   15 

Belgien   15 

N                 Dänemark   15 

Deutschland   15 

Reichsbehörden    15 

Centraibehörden  der  Bundesstaaten   16 

Lokalbehörden   17 

Frankreich   19 

Grossbritannien   19 

Holland   19 

Norwegen  -19 

Oesterreich   20 

Russland   20 

Schweden   20 

Ungarn   20 

Behörden,   Korporationen,  Vereinigungen  und  Personen,  welche  die 

Mitgliedschaft  erworben  haben   21 

Belgien   21 

Dänemark   .   23 

Deutschland   23 

Finland   40 

Frankreich    40 

Grossbritannien   42 

Holland  .    .    .    :   43 

Luxemburg   43 

Norwegen   44 


Oesterreich     .    .    .    .  '  

Russland     .  .  

Schweden  

Schweiz   

Ungarn  

Vereinigte  Staaten  von  Nord- Amerika  .    .  . 

Tagesordnung  

Programm  für  die  Besichtigungen  und  Vergnügungen 


XII 


Seite 

II.  Theil.   Vorberichte  51 

I.  Hauptthema:  Die  Abhängigkeit  der  Wohnungsmiethen  von 

Bodenpreis,  Baukosten  und  Besteuerung  53 

I.  Bodenpreis  und  Baukosten  als  Voraussetzungen  des  Mieth- 

preises.    Von  Dr.  Ph.  Stein,  Frankfurt  a.  M  53 

II.  Zur  Preisbildung  der  Bodenwerthe.  Von  Dr.  Rud.  Eberstadt. 
Berlin  70 

III.  Der  Einfluss  von  Bodenpreisen  und  Baukosten  auf  die  Wohnungs- 
miethen.   Von  Oberbaurath  Prof.  Baumeister.  Karlsruhe     .  93 

IV.  Wohnungsverhältnisse  und  Bauordnung  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Bebaubarkeit  der  Grundstücke.  Von  Stadt- 
bauinspektor Schilling,  Köln  107 

V.  Land-,  Umsatz-,  Werthzuwachs-  und  Gebäudesteuern  und  ihre 
Bedeutung  für  die  Wohnungsverhätnisse.  VonDr.jur. W.Engel, 

Charlottenburg  136 

VI.  Les  terrains  et  les  habitations  en  Belgique  et  leurs  impositions. 
Par  M.  E.  Ver  Hees,  Chef  de  Division  ä  l'Office  du  Travail 

de  Belgique,  Bruxelles     .  142 

VII.  Loyer.  prix  du  terrain.  inrpöts.    Par  M.  H.  Denis«  Professeur 

ä  l'Universite  libre,  Bruxelles  156 

VIII.  Die  städtischen  Boden-  und  Wohnungsverhältnisse  in  Dänemark. 
Von  Cordt  Trap,  Direktor  des  städtischen  statistischen 
Bureaus,  Kopenhagen  160 

IX.  Die  städtischen  Boden-  und  Wohnungsverhältnisse  in  Holland. 
Von  J.  W.  C.  Tel  legen,  Direktor  der  Bau-  und  Wohnungs- 
polizei, Amsterdam  168 

X.  Steuerbelastung  und  Steuerbegünstigungen  in  Oesterreich. 
Von  Baurath  Th.  Herzmansky,  Wien  178 

XI.  Dependence  of  Beut  of  Dwellings  on  Price  of  Site.  Building 
Cost  and  Taxation  in  Washington,  District  of  Columbia,  United 
States  of  America.  By  Gustav us  A.  Weber,  Statistical 
Expert  U.  S.  Department  of  Labor,  Washington  182 

II.  Hauptthema:  Die  Selbsthülfe  der  Wohnungsbedürftigen 
auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  188 

I.  Die  gesetzlichen  Grundlagen  für  die  Errichtung  und  Ver- 
waltung von  Baugenossenschaften  in  Deutschland.  Von  Dr. 
H.  Crüger,  Anwalt  des  allgemeinen  Verbandes  der  auf  Selbst- 
hülfe   beruhenden    deutschen    Erwerbs-    und  Wirthschafts- 

genossenschaften,  Charlottenburg  188 

II.  Die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  in  Deutschland. 
Von  Prof.  Dr.  H.  Albrecht,  Gross-Lichterfelde  203 

III.  Die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  in  Schleswig- 
Holstein.    Von  Landesversicherungsrath  Hansen.  Kiel  .    .    .  213 

IV.  Thätigkeit  der  Bauvereine,  insbesondere  der  Baugenossenschaften, 
in  der  Rheinprovinz.  Von  Generalsekretär  G.  Gretzschel, 
Düsseldorf  241 

V.  Les  societes  cooperatives  d'habitations  ouvrieres  en  Belgique. 
Par  M.  0.  Lepreux,  Directeur  General  de  la  Caisse  Generale 

d'Epargne  et  de  Retraite  de  Belgique,  Bruxelles  261 

VI.  Les  Habitations  ä  bon  marche  en  France  (legislation  et  resul- 
tats).  Par  M.  Maurice  Dufourmantelle,  Docteur  en  droit. 
Professeur  au  College  libre  des  sciences  sociales,  Paris  .    .    .  272 
VII.  Die  Baugenossenschaften  in  den  Niederlanden.    Von  M.  P.  de 

Clercq,  Haarlem  280 

III.  Hauptthema:  Die  Förderung  der  Errichtung  kleiner 
Wohnungen  durch  Staat,  Gemeinde  und  öffentliche 
Körperschaften  285 


XIII 


Seite 

I.  Die  Subventionirung'  des  Kleiiiwohnungsbaues  in  Deutschland. 

Von  Dr.  R.  v.  Erdberg,  Berlin  285 

II.  Die  Erstellung  kleiner  Wohnungen  in  Deutschland  und  ihre 
Reformen  durch  öffentlich  es  Eingreifen.  VonDr.K.v.  Mango  ldt, 
Dresden  313 

III.  Das  Verhalten  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  zur  gewöhn- 
lichen Wohnungsproduktion.  Von  Dr.  Wiedfei  dt,  Leiter  des 
statistischen  Amtes  der  Stadt  Essen  321 

IV.  Das  Verhältniss  der  gemeinnützigen  zur  gewerblichen  Woh- 
nungsherstellung.  Von  Geh.  Baurath  J.  Stübben,  Köln    .    .  333 

V.  Die  Errichtung  einer  städtischen  Hypothekenanstalt  in  Düssel- 
dorf.   Von  I.  rechtskundigen  Bürgermeister  Kutzer,  Fürth  .  342 
VI.  Der  Wohnungsbau  bei  der  Ansiedelung  landwirthschaftlicher 
Arbeiter  im  Grossherzogthum  Oldenburg.  Von  Regierungsrath 

Düttmann,  Oldenburg  352 

VII.  De  Intervention  des  Pouvoirs  et  Etablissements  publics  en 
Belgique,  en  matiere  d'Habitations  ouvrieres.  Par  M.  Leon 
Meerens,  Chef  du  Cabinet  du  Directeur  General  de  la  Caisse 

Generale  d'Epargne  et  de  la  Retraite,  Bruxelles  374 

VIII.  Proposition  de  loi  modifiant  la  loi  du  9  aoüt  1889  relative  aux 
habitations  ouvrieres  et  portant  Constitution  d'une  societe 
nationale  des  habitations  ä  bon  marche.    Par  M.  H.  Denis, 

Professeur  ä  l'Universite  libre,  Bruxelles  384 

IX.  Rapport  sur  les  travaux  de  la  Commission  mixte  Fondation 
Maton.     Par  M.  A.  De  Myttenaere   et  M.  L.  Walnier. 

Bruxelles  400 

X.  Les  habitations  ä  bon  marche  en  France  en  1902.    Par  M. 

J.  Challamel,  Avocat  ä  la  Cour  d'appel,  Paris  405 

XI.  Intervention  des  Pouvoirs  publics  et  Corporations  en  France. 

Par  M.  Emile  Cacheux,  Paris  410 

XII.  Glasgow  Corporation  (City  Improvements  Departement).  By 

John  Bowers,  Depute  Town  Clerk,  Glasgow  416 

XIII.  Staatliche  und  kommunale  Wohnungspolitik  in  Holland.  Von 

Dr.  J.  W.  Jenny  Weyerman,  Amsterdam  426 

XIV.  Die  Arbeiterwohnhäuser  der  österreichischen  Arbeiter-Unfall- 
versicherungsanstalten.  Von  Regierungsrath  K.  Kögler,  Wien  445 

XV.  Kurzer  Bericht  über  den  von  der  Königlich  schwedischen 
Heimstättenkommission  im  Jahre  1901  vorgelegten  Gesetz- 
entwurf, betreffend  Maassnahmen,  um  weniger  bemittelten 
Arbeitern  Gelegenheit  zum  Erwerb  von  Heimstätten  auf  dem 
Lande  zu  bieten.  Von  Sven  Palme.  Direktor  der  Lebens- 
versicherungs-Aktiengesellschaft „Thüle"  in  Stockholm  .  .  .  451 
XVI.  Die  Förderung  der  Errichtung  von  Arbeiterwohnhäusern  0  durch 
die  Stadtgemeinde  Stockholm.  Von  Dr.  K.  Key-Aberg, 
Stockholm  462 

IV.  Abhandlungen  verschiedenen  Inhalts  469 

I.  Maassnahmen    der  Bau-    und    Wohnungspolizei    sowie  der 
Wohnungsfürsorge  im  Königreich  Sachsen.  Von  Legationsrath 

H.  v.  Nostitz,  Dresden  469 

II.  The  Housing  Problem  in  the  United  Kingdom.  By  Henry 
R.  Aldridge,  Secretary  of  the  National  Housing  Reform 
Council,  London  .    .    ,.  517 

III.  Apercu  sur  les  habitations  ouvrieres  en  Danemark.  Par 
M.  Cordt  Trap,  Directeur  du  Bureau  statistique  de  la  Ville 
de  Copenhague,  et  M.  Olaf  Schmidth,  Architecte  de  la 
Marine  danoise  •  532 

IV.  Die  Wohnungen  der  Arbeiterbevölkerung  in  Helsingfors  (Fin- 
land).    Von  W.  Sucksdorff,  Helsingfors  546 


XIV 


Seite 

V.  Die  Arbeiterwohnungsfrage    in    Ungarn.     Von  Ministerial- 


hilfssekretär  Dr.  J.  von  Fenyvessy,  Budapest  552 

VI.  A  Paper  on  the  subject  generally.    By  Robert  Williams, 

Architect,  London  556 

VII.  Bournville.    By  John  H.  Barlow,  Selly  Oak  571 

VIII.  Persönliches   oder  gemeinschaftliches   Eigenthum.     Von  Dr. 

J.  C.  Eringaard,  Delft-Haag  575 

IX.  Insalubrite  des   petits  logements  dans  les  Villes  anciennes. 

Par  M.  Emile  Cacheux,  Paris  585 

Gelegentlich   des   Kongresses  zur  Vertheilung  gelangte 
und  niedergelegte  Schriften  589 

III.  Theil.   Bericht  über  die  Verhandlungen  des  Kongresses     .    .    .  590 

I.  Sitzung,  Montag,  den  16.  Juni,  Vormittags  9  Uhr    .    .    .  593- 

Ansprachen  593 

Vorsitzender,  Staatsminister  Dr.  Freiherr  v.  Berlepsch    .    .  593 

Unterstaatssekretär  D.  Lohmann  595 

Geh.  Oberregierungsrath  Dr.  Richter  596 

Regierungspräsident  v.  Holleuffer  597 

Landeshauptmann  Dr.  Klein  599 

Oberbürgermeister  Marx  ,  599 

M.  Jules  Siegfried,  ancien  Ministre  du  Commerce     .    .    .  600 

Prof.  Dr.  Alb  recht  601 

Wahl  der  Ehrenpräsidenten   602 

Erstes  Hauptthema:  Die  Abhängigkeit  der  Wohnungsmiethen 
von  Bodenpreis,  Baukosten  und  Besteuerung     ....  603 

Bericht  von  Prof.  Dr.  C.  J.  Fuchs  ,    .  .603 

Leitsätze  614 

Diskussion  626 

Dr.  phil.  Ph.  Stein   626 

Oberbaurath  Prof.  Baumeister  629 

Dr.  jur.  W.  Engel  631 

Dr.  jur.  v.  Mangold t  633 

II.  Sitzung,  Montag,  den  16.  Juni,  Nachmittags  17a  Uhr    .    .    .  636 

Fortsetzung  der  Diskussion  über  das  erste  Hauptthema  .    .    "  636 

Stadtrath  Dr.  Fies ch  636 

Dr.  Rud.  Eberstadt  636 

Geh.  Baurath  Stübben  639 

Minister  H.  G.  Borgesius  640 

Gemeinderath  Dr.  Rettich  642 

Sektionsrath  Kaltenbrunn  643 

Stadtbauinspektor  Schilling  644 

Direktor  J.  W.  C.  Teile  gen  645 

Prof.  E.  Mahaim  '  646 

M.  Leon  Meerens  647 

M.  Jules  Siegfried  648 

M.  Emile  Cheysson  648 

Stadtbaurath  E.  Genzmer  649 

H.  Erkes  650 

Gustav  Lehne  651 

Geh.  Baurath  Stübben  652 

Dr.  Scheven  653 

Geh.  Obermedizinalrath  Prof.  Dr.  Kirchner  ....  653 
Prof.  Dr.  Fuchs  654 

III.  Sitzung,  Dienstag,  den  17.  Juni,  Vormittags  9  Uhr  ....  663 

Zweites  Hauptthema:  Die  Selbsthilfe  der  Wohnungsbedürf- 
tigen auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens     ....  663 
Bericht  vom  Verbandsanwalt  Dr.  C.  Cr  (ig  er  663 


XV 


Seite 


Diskussion   680 

Landesrath  Dr.  Brandts   680 

M.  0.  Lepreux   683 

M.  Jules  Siegfried   684 

M.  Emile  Cacheux   685 

Landesversicherungsrath  Hansen   686 

Landrath  Berthold   686 

Kaufmann  Wolff   687 

Dr.  Scheven   689 

Pfarrer  Lic.  We  b  e  r   689 

Fabrikbesitzer  Franken   689 

Stadtrath  Elze   690 

Rechtsanwalt  Dr.  Alb  er  ti   690 

Architekt  Leisel   691 

Dr.  Crüger   691 

Prof.  Dr.  Fuchs   694 

IV.  Sitzung,  Dienstag,  den  17.  Juni,  Nachmittags  1 V2  Uhr    .    .  695 

Drittes  Hauptthema:  Die  Förderung  der  Errichtung  kleiner 
Wohnungen    durch   Staat.   Gemeinde   und  öffentliche 

Körperschaften   695 

Bericht  von  Landesrath  Dr.  Liebrecht   695 

„    Geh.  ßaurath  Stubben   713 

Leitsätze   716 

V.  Sitzung,  Mittwoch,  den  18.  Juni,  Vormittags  9  Uhr  ....  720 

Bericht  über  die  Zusammensetzung  und  eventuelle  Ergänzung 

des  permanenten  Komites   720 

Wahl  von  Zeit  und  Ort  für  den  nächsten  Kongress  ....  721 

Diskussion  über  das  dritte  Hauptthema   722 

M.  Jules  Siegfried   722 

M.  Paul  Strauss   722 

Begrüssung   und  Ansprache  des  preussischen  Ministers  für 

Handel  und  Gewerbe,  Staatsminister  Möller   727 

Fortsetzung  der  Diskussion  über  das  dritte  Hauptthema    .    .  727 

M.  Emile  Cacheux   727 

Regierungsrath  Kögler   728 

Minister  H.  G.  Borge sius   729 

Graf  L.  Skarzynski   730 

Henry  R.  Aldridge   731 

John  H.  Barlow   733 

Ministerialrat]!  Braun   733 

Regierungsrath  Dr.  Maresch   737 

Dr.  Wiedfeldt   738 

Stadtrath  Dr.  Fies ch   739 

Rechtsanwalt  Stein     739 

Dr.  phil.  Ph.  Stein   741 

Prof.  Mahaim   742 

Direktor  J.  W.  C.  Tellegen    742 

Prof.  Dr.  Fuchs   743 

Geh.  Baurath  Stübben   743 

Landesrath  Dr.  Liebrecht   744 

Ansprachen   745 

Vorsitzender.  Staatsminister  Dr.  Frhr.  v.  Berlepsch  .  745 

Minister  H.  G.  Borgesius   746 

Vorsitzender,  Staatsminister  Dr.  Frhr.  v.  Berlepsch  .  746 


► 


I.  Theil. 

Organisation  des  Kongresses. 


VJ.  Internationaler  Wohnungskongress. 
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Organisationsstatut. 


§  1.  Gelegentlich  der  Industrie-  und  Gewerbeausstellung  im 
Jahre  1902  tagt  in  Düsseldorf  ein  internationaler  Kongress  zur  Er- 
örterung der  Arbeiterwohnungsfrage  (Internationaler  Wohnungskongress). 

Derselbe  bildet  die  Fortsetzung  der  1889  in  Paris,  1894  in  Ant- 
werpen, 1895  in  Bordeaux,  1897  in  Brüssel  und  1900  in  Paris  abge- 
haltenen auf  den  gleichen  Zweck  gerichteten  Kongresse. 

§  2.  Der  Kongress  wird  am  Montag,  den  16.  Juni  1902  in  der 
Tonhalle  in  Düsseldorf  eröffnet  werden  und  drei  Tage  dauern. 

§  3.    Mitglieder  des  Kongresses  sind: 

1.  die  Mitglieder  des  Organisationskomitees  (§  6); 

2.  diejenigen  Einzelpersonen  und  Körperschaften,  welche  ihren 
Beitritt  zu  demselben  erklären  und  einen  Mitgliedsbeitrag  von 
10  Mark  bezahlen. 

Arbeiter,  die  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  Aufsichts- 
rathes  einer  gemeinnützigen  Bauvereinigung  oder  ähnlicher 
Vereinigungen  sind,  können  durch  den  Arbeitsausschauss  (§  8) 
von  der  Beitragszahlung  befreit  werden,  falls  ihre  Anmeldung 
bis  zum  15.  Juni  1902  erfolgt. 
Anspruch  auf  ein  Exemplar  des  gedruckten  Kongressberichts  (§  17) 
haben  nur  die  zahlenden  Mitglieder. 

§  4.  Jedes  Mitglied  des  Kongresses  erhält  eine  Mitgliedskarte, 
welche  nicht  übertragbar  ist. 

§  5.  Die  Mitglieder  des  Kongresses  haben  das  Recht,  an  den 
Sitzungen  und  den  durch  den  Kongress  veranstalteten  Besichtigungen 
theilzunehmen,  Vorträge  zu  den  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Fragen 
anzumelden  und  das  Wort  zur  Diskussion  zu  ergreifen. 

Die  von  den  deutschen  und  auswärtigen  Staats-  und  Kommunal- 
behörden zu  dem  Kongress  entsandten  Vertreter  gemessen  die  Rechte 
der  nicht  zahlenden  Mitglieder. 

§  6.  Mit  der  Vorbereitung  des  Kongresses  sind  von  dem  1900 
in  Paris  tagenden  Kongress  die  Centralstelle  für  Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen und  die  Stadt  Düsseldorf  betraut  worden.  Das  Or- 
ganisationskomitee des  Kongresses  besteht  aus  Vertretern  der  von 
diesen  letzteren  zur  Bildung  des  Komitees  aufgeforderten  deutschen 
Verbände  und  Vereinigungen,  zu  deren  Arbeitsprogramm  die  Arbeiter- 
wohnungsfrage gehört. 

Das  Komitee  hat  das  Recht  der  Zuwahl. 
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§  7.  Das  Organisationskomitee  giebt  die  allgemeinen  Direktiven 
für  alle  auf  den  Kongress  bezüglichen  Angelegenheiten  und  bestimmt 
insbesondere  die  Themata,  die  auf  dem  Kongress  zur  Verhandlung 
kommen  sollen. 

Das  Organisationskomitee  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Vorstand 
bestehend  aus: 

1.  dem  Vorsitzenden; 

2.  vier  stellvertretenden  Vorsitzenden; 

3.  dem  Schatzmeister; 

4.  dem  Generalsekretär  und  je  einem  Stellvertreter  der  beiden 
letzteren. 

Es  tritt  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters 
zusammen. 

Bei  Abstimmungen  des  Organisationskomitees  steht  jedem  der 
anwesenden  Mitglieder  eine  Stimme  zu. 

§  8.  Der  Vorstand  des  Organisationskomitees  bildet  zugleich  den 
Arbeitsausschuss,  dem  seinerseits  das  Recht  der  Zuwahl  zusteht. 

Dem  Arbeitsausschuss  liegt  die  Vertretung  nach  aussen  und  die 
Ausführung  der  Beschlüsse  des  Organisationskomitees  ob. 

§  9.  Dem  Arbeitsausschuss  liegt  es  insbesondere  ob,  die  Referenten 
für  die  zur  Verhandlung  zu  stellenden  Gegenstände  auszuwählen. 

Die  von  den  Referenten  erstatteten  Berichte  sind  spätestens  bis  zum 
1.  März  1902  dem  Arbeitsausschuss  einzureichen,  durch  den  Druck  zu 
vervielfältigen  und  den  Mitgliedern  des  Kongresses  möglichst  frühzeitig 
zuzustellen. 

§  10.  Einzelvorträge  werden  nur  zugelassen,  wenn  sie  zu  den 
zur  Verhandlung  gestellten  Fragen  in  Beziehung  stehen.  Ueber  ihre 
Zulassung  entscheidet  der  Arbeitsausschuss. 

Solche  Vorträge  können  nur  auf  die  Tagesordnung  der  Sitzungen 
gestellt  werden,  bezw.  den  Ausgang  einer  Diskussion  bilden,  wenn  dem 
Arbeitsausschuss  bis  spätestens  zum  1.  April  1902  ein  schriftliches 
Resümee  derselben  in  einer  der  Kongresssprachen  (§  15)  eingereicht  ist. 

§  11.  Die  dem  Organisationskomitee  angehörenden  Mitglieder  mit 
dem  Wohnsitz  in  Düsseldorf  bilden  einen  Ortsausschu'ss,  welcher  im 
Einvernehmen  mit  dem  Arbeitsausschuss  die  äusseren  Einrichtungen 
für  den  Kongress,  einschliesslich  einer  etwa  zu  veranstaltenden  auf  die 
Wohnungsfrage  bezüglichen  Ausstellung,  zu  treffen  hat. 

Der  Ortsausschuss  hat  das  Recht  der  Zuwahl. 

§  12.    Das  Bureau  des  Kongresses  besteht  aus: 

1.  dem  Vorstande  des  Organisationskomitees; 

2.  den  von  der  ersten  Versammlung  aus  der  Zahl  der  Kongress- 
mitglieder zu  wählenden  Ehrenpräsidenten. 

Den  Vorsitz  in  den  Versammlungen  führt  der  Vorsitzende  des 
Organisationskomitees,  bezw.  dessen  Stellvertreter. 

§  13.  Das  Bureau  des  Kongresses  bestimmt  die  Tagesordnung  der 
einzelnen  Sitzungen  innerhalb  des  Rahmens  der  allgemeinen  Tages- 
ordnung. 

§  14.  Den  Rednern  in  der  Diskussion  steht  das  Wort  bis  zur 
Dauer  von  zehn  Minuten  öfter  als  zweimal  zu  demselben  Gegenstande 
nur  mit  Genehmigung  der  Versammlung  zu.  Die  Referenten  sind  von 
der  letzteren  Bestimmung  ausgenommen. 

§  15.  Die  Kongresssprachen  sind  deutsch,  französisch  und 
englisch. 
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Es  wird  Vorsorge  getroffen,  dass  der  wesentliche  Inhalt  der  Vorträge 
und  Reden  nach  dem  Ermessen  des  Vorsitzenden  sofort  und  kurz  über- 
setzt wird. 

§  16.  Die  Führung  des  Protokolls  der  Verhandlungen  liegt  dem 
Generalsekretariat  ob. 

Die  Vortragenden  und  Redner  in  der  Diskussion  haben  dem  Bureau 
womöglich  noch  am  Sitzungstage  ein  schriftliches  Resümee  ihrer 
Mittheilungen  für  den  Druck  der  Verhandlungen  in  einer  der  Kongress- 
sprachen einzureichen. 

Falls  dies  nicht  geschieht,  tritt  der  blosse  Titel  des  Vortrages  oder 
der  vom  Bureau  redigirte  Text  der  Mittheilung  an  die  Stelle. 

§  17.  Jedes  zahlende  Mitglied  erhält  einen  ausführlichen  ge- 
druckten Beri  cht  über  die  Kongressverhandlungen  sobald  wie  möglich 
nach  Schluss  derselben  zugestellt. 

Die  Mittheilungen  werden  in  der  Sprache  wiedergegeben,  in  der  sie 
gehalten  sind. 

Die  Redaktion  des  Berichtes  liegt  dem  Arbeitsausschusse  ob.  Der- 
selbe hat  das  Recht,  von  den  Referenten,  Vortragenden  und  Rednern  in 
der  'Diskussion  Kürzungen  der  eingereichten  Resümees  zu  verlangen 
und,  wenn  dem  nicht  entsprochen  wird,  selbst  Kürzungen  vorzunehmen. 

Dem  Arbeitsausschuss  steht  das  Recht  zu,  die  ausführlichen  Kongress- 
verhandlungen im  Buchhandel  erscheinen  zu  lassen. 

§  18.  Ueber  alle  in  diesem  Statut  nicht  vorgesehenen  Fragen  ent- 
scheidet das  Bureau  des  Kongresses. 


Statuts  d'Organisation. 


Art.  1.  A  l'occasion  de  l'Exposition  Industrielle  de  Düsseldorf, 
en  1902,  se  tient,  dans  cette  ville,  un  Congres  International  ayant  pour 
objet  la  discussion  de  la  question  des  logements  ouvriers  (Congres 
International  des  Habitations  a  bon  marche). 

II  constitue  la  continuation  des  congres  dont  cette  meme  question 
a  fait  l'objet,  en  1889  ä  Paris,  en  1894  a  Anvers,  en  1895  ä  Bordeaux, 
en  1897  a  Bruxelles  et  en  1900  ä  Paris. 

Art.  2.  Le  Congres  s'ouvrira  ä  Dusseldorf,  le  16.  Juin  1902,  dans 
le  local  dit  „Tonhalle",  et  aura  une  duree  de  trois  jours. 

Art.  3.    Sont  Membres  du  Congres: 
1°  les  membres  du  Comite  d'Organisation  (Art.  6); 
2°  les  personnes  et  corporations  qui  expriment  le  desir  d'y  prendre 
part  et  paient  une  cotisation  de  10  marcs. 

Les  ouvriers  qui  sont  membres  de  la  direction  ou  du  conseil  de 
surveillance  d'une  societe  de  constructions  dinteret  general,  ou 
d'associations  analogues,  peuvent  §tre  dispenses  par  la  Commission  de 
Travail  (Art.  8)  du  versement  de  la  susdite  cotisation,  ä  la  condition 
que  leur  demande  de  participation  soit  presentee  avant  le  15.  Juin  1902. 

Seuls,  les  membres  payants  ont  droit  ä  un  exemplaire  du  compte 
rendu  imprime  du  Congres  (Art.  17). 

Art.  4.  Chacun  des  membres  du  Congres  re§oit  une  carte  de  membre 
qui  est  strictement  personnelle. 

Art.  5.  Tout  membre  du  Congres  a  le  droit  de  prendre  part  aux 
seances  et  inspections  organisees  par  le  Congres.  de  tenir,  apres 
avertissement  prealable,  des  discours  sur  les  questions  figurant  sur 
l'ordre  du  jour  et  de  prendre  la  parole  au  cours  de  la  discussion. 

Les  representants  delegues  au  Congres  par  les  autorites  allemandes 
et  etrangeres,  tant  d'Etat  que  municipales,  jouissent  des  droits  des 
membres  non-payants. 

Art.  6.  Le  soin  de  preparer  le  Congres  a  ete  confie  par  le  Congres 
tenu  ä  Paris,  en  1900,  au  Bureau  Central  des  Institutions  de  Bien-Etre 
I>our  laClasseOuvriere  (Centraistelle  für  Arbeiterwohlfahrts-Einrichtungen), 
et  a  la  Ville  de  Dusseldorf.  Le  Comite  d'  Organisation  du  Congres  se 
compose  des  representants  des  unions  et  associations  allemandes  sur  le 
Programme  desquelles  figure  la  question  des  logements  ouvriers,  et  que 
les  dits  Bureau  et  Municipalite  invitent  a  le  constituer. 

Le  Comite  jouit  du  droit  de  cooptation. 
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Art.  7.  Le  Comite  d'Organisation  donne  la  directive  generale  pour 
toutes  les  affaires  se  rattachant  au  Congres  et,  particulierement,  fixe 
les  themes  qui  seront  traites  au  cours  du  Congres. 

Le  Comite  d'Organisation  elit  une  direction,  prise  dans  son  sein,  et 
se  composant: 

1°  du  President; 

2°  de  quatre  vice.presidents,  ses  representants ; 
3°  du  Tresorier; 

4°  du  Secretaire  General,  et  d'un  representant  pour  chacun  de 
ces  deux  derniers. 
II  se  reunit  sur  convocation  du  President  ou  de  son  representant. 
Dans  les  votes  du  Comite  d'Organisation,  chaque  membre  a  droit 
ä  une  voix. 

Art.  8.  La  Direction  du  Comite  d'Organisation  constitue,  en  meme 
temps,  la  Commission  de  Travail  qui  jouit  egalement  du  droit  de  vote. 

C'est  ä  la  Commission  de  Travail  que  sont  devolues  la  representation 
exterieure  et  l'execution  des  decisions  du  Comite  d'Organisation. 

Art.  9.  La  Commission  de  Travail  a,  dans  ses  attributions  parti- 
culieres,  le  soin  de  designer  les  Rapporteurs  sur  les  questions  devant 
faire  l'objet  de  deliberations. 

Les  rapports  doivent  §tre  remis  ä  la  Commission  le  1  mars  1902, 
au  plus  tard;  ils  devront  etre  imprimes  en  un  nombre  süffisant  d'exem- 
plaires,  et  presentes  les  plus  tot  possible  aux  membres  du  Congres. 

Art.  10.  Les  Discours  Isoles  ne  seront  admis  que  s'ils  se 
rattachent  aux  questions  portees  ä  l'ordre  du  jour.  La  Commission  de 
Travail  decidera  s'il  y  a  lieu  de  les  admettre. 

Cette  sorte  de  discours  ne  pourra  §tre  inseree  dans  l'ordre  du  jour 
des  seances  ou  donner  lieu  ä  une  discussion,  que  s'il  en  est  adresse  a 
la  Commission  de  Travail,  le  1.  Avril  1902  au  plus  tard,  un  resume 
ecrit  dans,  une  des  langues  du  Congres  (Art.  15). 

Art.  11.  Ceux  des  membres  faisant  partie  du  Comite  d'Organisation 
qui  ont  leur  residence  ä  Dusseldorf  constituent  une  Commission  Locale 
ä  laquelle  incombe  le  soin  de  proceder,  apres  entente  avec  la  Commission 
de  Travail,  aux  installations  exterieures  du  Congres,  y  compris  l'exposition 
se  rattachant  ä  la  question  du  logement,  s'il  y  avait  lieu  d'en  organiser  une. 

La  Commission  Locale  a  le  droit  de  la  cooptation. 

Art.  12.    Le  Bureau  du  Congres  se  compose: 
1°  de  la  Direction  du  Comite  d'Organisation; 

2°  des  Presidents  d'honneur  ä  elire,  ä  la  premiere  seance,  parmi 
les  membres  du  Congres. 

La  presidence  des  assemblees  est  exercee  par  le  President  du  Comite 
d'Organisation  ou  par  son  representant. 

Art.  13.  Le  Bureau  du  Congres  fixe  l'ordre  du  jour  de  chacune 
des  seances,  dans  le  cadre  de  l'ordre  du  jour  gener al. 

Art.  14.  Quiconque  a  la  parole  dans  la  discussion  ne  la  garde  que 
pour  une  duree  maximum  de  dix  minutes;  un  membre  ne  peut  l'obtenir 
plus  de  deux  fois  sur  le  m6me  sujet  qu'avec  l'assentiment  de  l'assemblee. 
Les  rapporteurs  ne  sont  pas  soumis  ä  cette  derniere  restriction. 

Art.  15.  .Les  Langues  admises  au  Congres  sont:  Tallemand,  le 
frangais  et  l'anglais. 

II  sera  pris  des  mesures  pour  que  la  partie  essentielle  des  rapports 
et  discours  soit,  quand  le  President  le  jugera  ä  propos,  immediatement 
et  brievement  traduite. 
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Art.  16.  La  redaction  du  proces-verbal  des  seances  est  du  ressort 
du  Secretariat  General. 

Les  rapporteurs  et  les  membres  qui  prennent  la  parole  au  cours  de 
la  discussion  sont  tenus  de  communiquer  au  Bureau,  autant  que  possible 
dans  la  journee  m§me  de  la  seance,  et  dans  une  des  langues  du  Congres, 
un  resume  par  e'crit  de  la  teneur  de  leurs  discours,  pour  1'impression 
du  compte  rendu  des  debats. 

Faute  de  ce,  figurera  sur  le  eompte  rendu  soit  le  titre  seul  du 
rapport,  soit  un  texte  redige  par  le  Bureau. 

Art.  17.  Tout  membre  payant  recnit,  ä  une  date  le  plus  rapprocbee 
possible  de  la  clöture  du  Congres,  un  rapport  imprime  et  detaille 
des  debats. 

Les  Communications  seront  reproduites  dans  la  langue  m§me  dans 
laquelle  elles  auront  ete  faites. 

La  Commission  de  Travail  est  chargee  de  la  redaction  du  compte 
rendu.  Elle  a  le  droit  de  demander  aux  rapporteurs  et  membres  ayant 
pris  la  parole  au  cours  de  la  discussion,  un  abrege  des  resumes  qu'ils 
ont  presentes  et,  s'il  n'est  donne  suite  ä  leur  priere,  de  les  abreger 
elle-meme. 

La  Commission  de  Travail  est  autorisee  ä  publier,  sous  forme 
d'imprime,  les  details  des  debats  du  Congres. 

Art.  18.  Toute  question  non  prevue  par  les  presents  Statuts  sera 
tranchee  par  le  Bureau  du  Congres. 


Regulation^. 


Art.  1.  On  the  occasion  of  the  Industrial  Exhibition  in  1902,  an 
International  Congress  meets  at  Düsseldorf,  in  order  to  discuss  'che 
question  on  cheap  dwellings  (Internationaler  Wohnung  skongress) . 

This  Congress  is  the  continuation  of  the  Congresses  held  at  Paris 
in  1889,  at  Antwerp  in  1894,  at  Bordeaux  in  1895,  at  Brüssels  in  1897 
and  at  Paris  in  1900,  pursuing  the  same  aim. 

Art.  2.  The  Congress  shall  be  opened  on  Monday  the  16.  June 
1902  in  the  Tonhalle  at  Düsseldorf  and  shall  extend  over  three  days. 

Art.  3.    Members  of  the  Congress  are: 

1.  the  members  of  the  Organising  Committee  (see  Art.  6). 

2.  those  persons  and  corporations  applying  for  membership  and 
paying  a  fee  of  10  M. 

Workmen  being  members  of  the  Board  of  Administration  or  Super- 
intending  Committee  of  any  Dwellings  Association  or  similar  union  based 
on  principles  of  mutual  interest,  may  be  freed  from  the  payment  of  the 
fee  by  the  Acting  Committee  (see  Art.  8),  in  case  their  appliance  for 
membership  is  announced  before  the  15.  June  1902. 

Only  subscribers  are  entitled  to  receive  a  copy  of  the  printed 
Transactions. 

Art.  4.  Every  member  of  the  Congress  receives  a  ticket  of  member- 
ship, which  may  not  be  transferred. 

Art.  5.  The  members  of  the  Congress  are  entitled  to  take  part  in 
all  the  meetings  and  inspections  (if  any)  arranged  by  the  Congress.  They 
are  further  entitled  to  announce  lectures  on  the  topics  in  question  and 
to  partake  in  the  discussion. 

The  Delegates  sent  to  the  Congress  by  German  or  foreign  govern- 
ment  or  local  authorities  enjoy  the  rights  of  the  non-paying  members. 

Art.  6.  The  preparations  of  the  Congress  have  been  entrusted  by 
the  Congress  held  at  Paris  in  1900  to  the  Centralstelle  für  Arbeiter- 
wohlf ohrts -Einrichtungen  at  Berlin  W.,  Köthenerstrasse  23  and  to  the 
City  of  Düsseldorf. 

The  Organising  Committee  of  the  Congress  consists  of  represen- 
tatives  of  those  German  societies  and  corporations  dealing  in  the  first 
line  with  the  question  on  cheap  dwellings,  which  have  been  asked  by 
the  two  bodies  above  mentioned  to  take  part  in  forming  this  Committee. 

The  Organising  Committee  has  the  right  of  cooptation. 

Art.  7.  The  Organising  Committee  directs  in  general  all  affairs 
connected  with  the  Congress;  specially,  it  decides,  which  questions  shal] 
be  transacted  on  the  Congress. 
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The  Organising  Committee  elects  out  of  its  own  midst  a  Repräsen- 
tative Council  consisting  of 

1.  the  President, 

2.  four  Vice-Presidents, 

3.  the  Treasurer  and  his  Substitute, 

4.  the  General  Secretary  and  his  Substitute. 

The  Organising  Committee  meets  on  the  invitation  of  the  President 
or  of  his  Substitute. 

In  voting  every  member  of  the  Organising  Committee  will  have 
one  voice. 

Art.  8.  The  Representative  Council  of  the  Organising  Committee 
acts  at  the  same  time  as  Acting  Committee  and  in  this  quality  has  the 
right  of  cooptation. 

The  Acting  Committee  has  to  represent  the  Organising  Committee 
before  the  public  and  to  execute  its  resolutions. 

Art.  9.  Specially,  the  Acting  Committee  shall  choose  the  referees 
on  the  questions  to  be  transacted  on  the  Congress. 

The  reports  rendered  by  the  referees  must  be  sent  to  the  Acting 
Committee  at  least  before  the  1.  March  1902;  they  will  be  printed  and 
distributed  to  the  members  of  the  Congress  as  early  as  possible. 

Art.  10.  Lectures  will  be  admitted  only  if  in  connexion  with  the 
questions  put  on  the  programme;  on  the  admission  of  which  the  Acting 
Committee  decides. 

Such  lectures  may  only  be  put  on  the  programme  of  the  meetings 
or  form  the  starting  point  for  a  discussion,  if,  at  least  before  the 
1.  April  1902,  a  resume  of  them,  written  in  one  of  the  languages  of  the 
Congress  (see  Art.  15),  has  been  sent  to  the  Acting  Committee. 

Art.  11.  The  members  of  the  Acting  Committee  residing  at  Düssel- 
dorf form  a  Local  Committee,  that,  in  accordance  with  the  Acting  Com- 
mittee, shall  look  after  the  local  affairs  of  the  Congress,  including  the 
preparation  of  an  exhibition  (if  any  should  be  held)  relative  to  the 
Housing  question. 

The  Local  Committee  has  the  right  of  cooptation. 

Art.  12.   The  Representative  Council  of  the  Congress  is  composed  of: 

1.  the  Representative  Council  of  the  Organising  Committee; 

2.  the  honorary  Presidents  to  be  appointed  in  the  first  meeting 
from  the  number  of  the  Congressists. 

The  President  of  the  Organising  Committee  resp.  his  Substitute 
presides  the  meetings  of  the  Congress. 

Art.  13.  The  Representative  Council  of  the  Congress  decides  on  the 
Programme  of  each  meeting  within  the  limits  of  the  general  programme. 

Art.  14.  The  members  partaking  in  the  discussion  may  have  the 
word  for  the  time  of  ten  minutes;  more  than  twice  on  the  same  subject 
only  with  the  assent  of  the  assembly.  From  this  rule  referees  are 
excepted. 

Art.  15.  German,  French  and  English  may  be  used  on  the  Congress. 
It  will  be  taken  care,  that  the  substance  of  the  lectures,  at  the  President's 
discretion,  is  immediately  and  shortly  translated. 

Art.  16.  The  General  Secretary  has  to  write  out  the  protocol  of 
the  proceedings.  Those  who  deliver  lectures  or  take  part  in  the  debate 
have  to  send  to  the  Representative  Council,  if  possible  on  the  day  of 
the  meeting,  a  resume  of  their  Communications,  written  in  one  of  the 
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languages  of  the  Congress  and  intended  for  printing.  If  this  be  not 
done,  only  the  title  of  the  lecture  or  an  analysis  made  by  the  Represen- 
tative Council  shall  take  its  place. 

Art.  17.  Every  subscriber  receives  a  detailed  printed  Report  on 
the  Transactions  of  the  Congress  as  soon  as  possible  after  the  end  of 
the  Congress. 

The  Communications  are  printed  in  the  language,  in  which  they 
were  delivered. 

The  redaction  of  this  Report  shall  be  the  business  of  the  Acting 
Committee.  It  has  the  right  to  ask  the  referees,  lecturers  and  debaters 
to  shorten  the  resumös  sent  to  the  Representative  Council,  and,  if  this 
demand  is  not  complied  with,  to  itself  shorten  them. 

The  Acting  Committee  has  the  right  to  publish  the  Transactions 
for  sale. 

Art.  18.  On  all  the  questions  not  touched  in  these  Regulations, 
the  decision  of  the  Representative  Council  will  be  final. 


Bureau  des  Kongresses. 


a)  Vorstand  des  Organisationskomitees: 

Vorsitzender:  Dr.  Freiherr  v.  Berlepsch,  Staatsminister,  Excellenz,  Seebach; 
Stellvertretende  Vorsitzende:  Dr.  Brandts,  Landesrath,  Düsseldorf; 
v,  Holleuffer,  Regierungspräsident,  Düsseldorf; 

Dr.  Schmoller,  ord.  Professor  der  Staatswissenschaften  an  der  Universität, 

Mitglied  des  Staatsraths,  Berlin; 
Stübben,  Geh.  Baurath,  Köln; 
Schatzmeister:  Schräder,  Eisenbahndirektor  a.  D.,  Mitglied  des  Reichstages, 

Berlin ; 

Stellvertretender  Schatzmeister:  Spindler,  Geheimer  Kommerzienrath,  Spindlers- 

feld  bei  Coepenick; 
Generalsekretär:  Dr.  Albrecht,  Professor,  Gross-Lichterfelde  bei  Berlin; 
Stellvertretender  Generalsekretär:  Dr.  v.  Erdberg,  Berlin. 

b)  Ehrenpräsidenten: 

Bach,  Dr.  Hugo,  Sektionsrath  im  k.  k.  Oesterreichischen  Handelsministerium, 
Wien; 

Borgesius,  H.  Goeman,  Minister  des  Innern  a.  D.,  Mitglied  der  zweiten  Kammer 

der  Generalstaaten,  Haag; 
Cheysson.  Emile,  Directeur  general  des  Ponts  et  Chaussees,  Membre  de 

1  Institut  de  France,  Paris; 
Dubois,  Jean,  Directeur  general  au  Ministere  de  Flndustrie  et  du  Travail, 

Bruxelles ; 

Kaltenbrunn,  Franz,  Sektionsrath  im  k.  k.  Oesterreichischen  Ministerium  des 
Innern,  Wien; 

Lepreux,  Omer,  Directeur  general  de  la  Caisse  d'Epargne  et  de  Retraite, 
Bruxelles ; 

Russ-Suchard,  C,  Fabrikbesitzer,  Neuchatel; 

Schloss,  D.  J.,  Senior  Investigator  and  Statistician  Labour  Department.  Board 

of  Trade,  London; 
Siegfried.  Jules,  ancien  Ministre  du  Commerce,  Paris; 

Svane,  Th.,  Ingenieur,  Wohnungschef  der  Gesundheitskommission,  Kristiania; 
Szterenyi,    Ministerialrat]!    im    Königlich   Ungarischen  Handelsministerium, 
Budapest; 

Tham,  G.W.  S.,  Erster  Direktor  der  Husqvarna -Werke,  Stockholm; 
Trap,  Cordt,  Direktor  des  städtischen  statistischen  Amts,  Kopenhagen; 
van  Zuylen.  G.  E.  V.  L..  Genieoberst  a.  D.,  Haag. 
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Mitglieder  des  Organisationskomitees: 

Dr.  Adickes,  Oberbürgermeister,  Mitglied  des  Herrenhauses,  Frankfurt  a.  M.; 
Dr.  H.  Albrecht,  Professor,  Gross-Liehterfelde  bei  Berlin; 
Baumeister,  Oberbaurath,  Professor,  Karlsruhe; 
Beck,  Oberbürgermeister,  Mannheim; 

Dr.  v.  Berlepsch,  Freiherr,  Staatsminister,  Exzellenz,  Seebach; 
Dr.  Bert  hold,  Landrath,  Blumenthal; 

v.Bors cht,  Erster  rechtskundiger  Bürgermeister,  München; 
Dr.  Brandts,  Landesrath,  Düsseldorf; 
Dr.  Gustav  von  Brüning,  Höchst  a.  M.; 
Dr.  Brunck,  Kommerzienrath,  Ludwigshafen; 

Dr.  H.  Crüger ,  Anwalt  des  allgemeinen  Verbandes  der  auf  Selbsthülfe  beruhenden 
Deutschen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften,  Mitglied  des  Reichs- 
tages und  des  Abgeordnetenhauses,  Charlottenburg; 

Dr.  v.  Erdberg,  Berlin; 

Dr.  Fies ch,  Stadtrath,  Frankfurt  a.  M.; 

Franzius,  Geheimer  Admiralitätsrath,  Kiel; 

Freese,  Fabrikbesitzer,  Berlin; 

Dr.  C.  J.  Fuchs,  ord.  Professor  der  Staats  Wissenschaften,  Freiburg  i.  B. ; 
v.  d.  Goltz,  Freiherr,  Kreisdirektor,  Diedenhofen; 

Grünberg,    Reg.-Rath,   Vorsitzender   der  Pensionskasse    der  Arbeiter  der 

Preussisch-Hessischen  Eisenbahngemeinschaft,  Berlin; 
Chs.  Hallgarten,  Kaufmann,  Frankfurt  a.  M. ; 
Hansen,  Landes  Versicherungsrath,  Kiel; 
Harms,  Geheimer  Admiralitätsrath,  Berlin; 

Heyl  zu  Herrnsheim,  Freiherr,  Mitglied  des  Reichstages  und  der  ersten 
hessischen  Kammer,  Worms; 

Dr.  Max  Hirsch,  Anwalt  der  deutschen  Gewerkvereine,  Mitglied  des  Ab- 
geordnetenhauses, Berlin; 

Dr.  Hitze,  Professor,  Mitglied  des  Reichstages  und  des  Abgeordnetenhauses. 
Münster  i.  W. ; 

v.  Holleuffer,  Regierungspräsident,  Düsseldorf; 

Junge.  Landrath,  Itzehoe; 

Kalle,  Prof.,  Stadtrath,  Wiesbaden; 

Dr.  Klein,  Geh.  Ober-Regierungsrath,  Landeshauptmann  der  Rheinprovinz. 
Düsseldorf; 

Korn,  Assessor,  Justitiar  des  Herrn  F.  A.  Krupp,  Essen  a.  R.; 
Lieber,  Oberinspektor,  Bielefeld; 

Dr.  Liebrecht,  Landesrath,  Vorsitzender  der  Landes  Versicherungsanstalt  Han- 
nover, Hannover; 
Dr.  jur.  v.  Mangoldt,  Dresden; 

Marx,  Oberbürgermeister,  Mitglied  des  Herrenhauses,  Düsseldorf; 
Messel,  Professor,  Berlin; 

Nasse,  Wirkl.  Geheimer  Rath,  Oberpräsident  der  Rheinprovinz,  Excellenz. 
Koblenz; 

Niethammer,  Geh.  Kommerzienrath,  Kriebstein  in  Sachsen; 
Olshausen,  Baupolizeiinspektor,  Hamburg; 
Pfeiffer,  Geheimer  Hofrat,  Stuttgart; 
Dr.  Pieper,  Generalsekretär,  M.-Gladbach; 

Dr.  Post,  Geheimer  Oberregierungsrath,  vortragender  Rath  im  Ministerium  für 
Handel  und  Gewerbe,  Berlin; 
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Dr.  Reincke,  Med. -Rath,  Hamburg; 

Dr.  Richter.  Geheimer  Oberregierungsrath,  vortragender  Rath  im  Reichsamt 
des  Innern,  Berlin; 

Dr.  Rösing,  Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrath,  Vorsitzender  der  Ver- 
waltung des  Reichs-Invalidenfonds,  Berlin; 

Dr.  Schmoll  er,  ord.  Professor  der  Staatswissenschaften  an  der  Universität 
Berlin ; 

Schräder,  Eisenbahndirektor  a.  D.,  Mitglied  des  Reichstages,  Berlin; 
Dr.  Schröder,  Landesrath,  Dezernent  der  Landesversicherungsanstalt  Hessen- 
Nassau,  Cassel; 

Spindler,  Geheimer  Kommerzienrath,  Spindlersfeld  bei  Berlin; 

Dr.  Ph.  Stein,  Frankfurt  a.  M.; 

Stübben,  Jos.,  Geh.  Baurath,  Köln; 

Dr.  Traun,  Senator  der  Freien  und  Hansestadt  Hamburg; 

Weber,  Pfarrer  Lic,  M.-Gladbach; 

Witte,  Geh.  Oberregierungsrath,  vortragender  Rath  im  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten; 
Dr.  Wittenstein,  Kommerzienrath,  Barmen; 
Dr.  Wülffing,  Beigeordneter,  Düsseldorf; 

Zweigert,  Oberbürgermeister,  Mitglied  des  Herrenhauses,  Essen  a.  R. 

Ortsausschuss: 

a)  Dem  Organisationskomitee  angehörig: 

Marx,  Oberbürgermeister,  Mitglied  des  Herrenhauses,  Düsseldorf  (Vorsitzender); 

Dr.  Albrecht,  Professor,  Gross-Lichterfelde  bei  Berlin. 

Dr.  Brandts,  Landesrath,  Düsseldorf; 

v.  Holleuffer,  Regierungspräsident,  Düsseldorf; 

Dr.  Klein,  Landeshauptmann  der  Rheinprovinz,  Düsseldorf; 

Dr.  Wülffing,  Beigeordneter,  Düsseldorf; 

b)  Dem  Organisationskomitee  nicht  angehörig: 

Adams,  Landesrath,  Düsseldorf; 
Allolio,  L.,  Fabrikdirektor,  Düsseldorf; 
Appelius,  Landesrath,  Düsseldorf; 
Bagel,  A.,  Geh.  Kommerzienrath,  Düsseldorf; 

Dr.  Be  um  er,  Generalsekretär,  Mitglied  des  Reichstags  und  des  Abgeordneten- 
hauses, Düsseldorf; 
Dr.  Brandt,  Geschäftsführer  der  Handelskammer,  Düsseldorf; 
B urberg,  Joh.,  Fabrikbesitzer,  Düsseldorf; 
Busch,  Herrn.,  Kommerzienrath,  M.-Gladbach; 
Comp  es,  Heinr.,  Fabrikbesitzer,  Düsseldorf; 
Engelhardt,  Regierungsassessor,  Düsseldorf; 
Gretzschel,  Generalsekretär,  Düsseldorf; 
Greve,  Beigeordneter,  Düsseldorf; 

Dr.  Grünenberg,  Syndikus  der  Handwerkerkammer,  Düsseldorf 

Haniel,  Aug.,  Fabrikbesitzer,  Düsseldorf; 

Dr.  Hüsgen,  Redakteur  und  Stadtverordneter,  Düsseldorf; 

Kehl,  Landesrath,  Düsseldorf; 

v.  Krüger,  Geheimer  Regierungsrath,  Eller; 

Möhlau,  Kommerzienrath,  Vorsitzender  der  Handelskammer.  Düsseldorf; 
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Poensgen,  E.,  Fabrikbesitzer,  Düsseldorf; 
Schiess,  Geheimer  Kommerzienrath,  Düsseldorf; 
Schmidt,  Landesrath,  Düsseldorf; 

Schumacher,  Direktor  der  Düsseldorfer  Verlagsanstalt.  Düsseldorf; 

Dr.  Sie  bei,  Gerichtsassessor,  Düsseldorf; 

Sohl,  Stadtverordneter,  Düsseldorf; 

Teilering,  Fabrikbesitzer,  Düsseldorf; 

v.  Waetjen,  Regierungsrath  a.  D.,  Düsseldorf; 

Wandel,  Rechtsanwalt,  Essen  a.  R. ; 

Wiedemeyer,  Stadtverordneter,  Düsseldorf; 

Dr.  Wilms,  Beigeordnetor,  Düsseldorf. 


Anwesende  Vertreter  von  Behörden  etc. 

Belgien. 

Ministere  des  Finances  et  des  Travaux  publics: 

Lepreux,  0.,  Directeur  general  de  la  Caisse  generale  d'Eparge  et  de  Retraite 
Ministere  de  l'lndustrie  et  du  Travail: 

Dubois,  J.,  Directeur  general  au  Ministere  de  l'lndustrie  et  du  Travail 

Ver  Hees,  E.,  Chef  de  Division  ä  l'Office  du  Travail; 
Ministere  de  l'Agriculture: 

Velghe,  0.,  Directeur  au  Ministere  de  l'Agriculture; 
Caisse  generale  d'Eparge  et  de  Retraite  sous  la  garantie  de  l'Etat  Beige: 

Meerens,  L.,  Chef  du  Cabinet; 
Comite  de  Patronage  des  Habitations  ouvrieres  de  l'Arrondissement  deTournai: 

de  Courtray,  Dupre,  Avocat; 
Comite  de  Patronage  des  Habitations  ouvrieres  d'Ixelles; 

Brasseur,  G.,  Vice-President  du  Comite; 

van  Langendonck,  Architecte; 
Comite  de  Patronage  des  Habitations  ouvrieres  d'Ixelles-Etterbeek  : 

Bosschaerts,  J.,  Chef  du  contentieux  de  la  Banque  nationale  de  Belgique: 
Comite  de  Patronage  des  Habitations  ouvrieres  de  Schaerbeek: 

de  Myttenaere,  Arthur; 

Walnier,  Louis,  Ancien  Conseiller  provincial: 

Dänemark. 

Königliches  Marineministerium : 

v.  Hedemann,  Baudirektor,  Kopenhagen. 

Deutschland. 

Seine  Excellenz  der  Herr  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  Möller. 

Vertreter  von  Reichsbehörden: 

Reichsamt  des  Innern: 

Dr.  Richter,  Geheimer  Ober-Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 
Reichs-Schatzamt : 

Dombois,  Geheimer  Regierungsrath; 
Reichs-Marineamt : 

Harms,  Geheimer  Admiralitätsrath  und  vortragender  Rath; 
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Reichs-Postamt: 

Grosskopf,  Oberpostdirektor,  Düsseldorf; 
Reichs-Versicherungsamt : 

Dr.  Sarrazin,  Direktor  im  Reichs-Versicherungsamt; 
Reichs-Gesundheitsamt : 

Dr.  Kälble,  Regierungsrath; 

Vertreter  von  Centraibehörden  der  Bundesstaaten: 

König].  Preussisches  Finanzministerium: 

Dr.  von  Günther,  Geheimer  Ober-Finanzrath  und  vortragender  Rath; 
Königl.  Preussisches  Ministerium  der  geistlichen  Unterrichts-  und  Medizinal- 
angelegenheiten: 

Dr.  Kirchner,  Geheimer  Ober-Medizinalrath  und  vortragender  Rath; 
Königl.  Preussisches  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe: 

D.  Lohmann,  Unterstaatssekretär,  Excellenz; 

Neumann,  Geheimer  Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 
Königl.  Preussisches  Ministerium  des  Innern: 

Dr.  Freund.  Geheimer  Ober-Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 

von  Jarotzky,  Geheimer  Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 
Königl.  Preussisches  Kriegsministerium: 

Bücking,  Oberst  und  Abtheilungschel ; 

Coupette,  Major;  Feldzeugmeisterei; 

Dahlmann,  Major;  Feldzeugmeisterei. 
Königl.  Preussisches  Ministerium  für  Landwirthschaft,  Domänen  und  Forsten. 

Dr.  Kapp,  Geheimer  Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 

Dr.  Schilling,  Geheimer  Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 
Königl.  Preussisches  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten: 

Bredow,  Geheimer  Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 

Dr.  Grünberg,  Regierungsrath,  Vorsitzender  des  Vorstandes  der  Pensions- 
kasse der  Preussisch-Hessischen  Eisenbahngemeinschaft; 

Ho  ff  mann,  Geheimer  Ober-Baurath  und  vortragender  Rath; 

Launer,  Geheimer  Baurath  und  vortragender  Rath; 

Rüdell,  Regierungs-  und  Baurath; 

Witte,  Geheimer  Ober-Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 
König].  Bayerisches  Staatsministerium  des  Innern: 

Dr.  Proebst,  M.,  Ministerialrath ; 
Königl.  Bayerisches  Staatsministerium  des  Königlichen  Hauses  und  des  Aeussern: 

Dr.  Grassmann,  Jos.,  Legationssekretär  I.  Klasse; 
Königl.  Sächsisches  Ministerium  des  Innern: 

Dr.  Rumpelt,  Geheimer  Regierungsrath  und  vortragender  Rath; 
Königl.  Sächsisches  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten: 

v.  Nostitz-Drzewiecki,  Legationsrath; 
Königl.  Württembergisches  Ministerium  des  Innern: 

v.  Gessler,  Ministerialpräsident; 

Schourlen,  Ministerialrath ; 

Dr.  Scheurlen,  Medizinalrath; 
Grossherzoglich-Hessisches  Staatsministerium : 

Braun,  Ministerialrath; 
Herzoglich  Braunschweigisches  Staatsministerium : 

Boden,  Regierungsassessor; 

Sievers,  Kreisdirektor: 
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Senat  der  Freien  und  Hansestadt  Hamburg: 

Olshausen,  Baupolizeiinspektor; 

Dr.  Reincke,  Medizinalrath; 

Dr.  Traun,  Senator; 
Senat  der  Freien  und  Hansestadt  Bremen: 

Hildebrand,  Senator; 
Senat  der  Freien  und  Hansestadt  Lübeck: 

Dr.  Schön,  Senator; 
Ministerium  für  Elsass-Lothringen: 

Back,  Bürgermeister,  Unterstaatssekretär  z.  D.,  Strassburg  i.  E.; 

Köhler,  Geheimer  Regierungsrath,  Strassburg  i.  E.; 

Wiek,  Bürgermeister,  Mülhausen  i.  E. 

Vertreter  lokaler  Behörden: 

Der  Herr  Landeshauptmann   der  Rheinprovinz   Geheimer  Oberregierungsrath 
Dr.  Klein; 

Der  Herr  Regierungspräsident  für  den  Regierungsbezirk  Düsseldorf  von  Hol- 
leuffer; 

Der  Herr  Regierungspräsident  für  den  Regierungsbezirk  Coblenz  Freiherr  von 
Hövel; 

Der  Herr  Regierungspräsident  für  den  Regierungsbezirk  Minden  Schreiber; 

Der  Herr  Regierungspräsident  für  den  Regierungsbezirk  Arnsberg  Renvers; 

Der  Herr  Präsident  der  Eisenbahndirektion  Elberfeld  Di  eck; 

Der  Herr  Präsident  der  Eisenbahndirektion  St.  Johann-Saarbrücken  Schwering; 

Der  Herr  Präsident  der  Eisenbahndirektion  Frankfurt  a.  M.  Thome; 

Der  Herr  Präsident  der  Eisenbahndirektion  Cassel  Ulrich; 

Königliches  Oberpräsidium  der  Provinz  Westfalen: 

Dr.  Abi  cht,  Regierungsassessor; 
Königliches  Oberpräsidium  der  Provinz  Hessen-Nassau: 

Fromme,  Oberpräsidialrath; 
Königliche  Regierung  in  Düsseldorf: 

Dr.  Brandts,  Regierungsrath; 

Dorp,  Regierungs-  und  Baurath; 

Endeil,  Regierungs-  und  Baurath; 

Engelhardt,  Regierungsassessor; 

Dr.  Erbslöh,  Regierungsrath: 

Dr.  Gr  o  Im  an,  Regierungsrath; 

Koenigs,  Oberregierungsrath; 

Lünzner,  Landbauinspektor,  Baurath; 

Pirsch,  Gewerberath; 

Räuber,  Dr.,  Kreisarzt; 

Theobald,  Geh.  Regierungs-  und  Gewerberath; 
Königliche  Regierung  in  Coblenz: 

Dr.  Büdding,  Regierungsassessor; 

Dr.  zur  Nieden,  Regierungsassessor; 

Freiherr  Röder  von  Diersburg,  Regierungsrath; 
Königliche  Regierung  in  Köln: 

Dr.  Diedericbs,  Regierungsrath; 

Trilling,  Regierungs-  und  Gewerberath; 
Königliche  Regierung  in  Aachen: 

Boehm,  Oberregierungsrath; 

Storp,  Regierungs-  und  Gewerberath; 
VI.  Internationaler  Wohnungskongress.  2 
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Königliche  Regierung  in  Münster  i.  W. : 

Anger  er,  Regierungsrath; 

von  Hohenhausen,  Regierungsrath; 

Dr.  Ikier,  Regierungsassessor, 
Königliche  Regierung  in  Minden: 

F  e  i  g  e  1 1 ,  Regierungsrath ; 
Königliche  Regierung  in  Arnsberg: 

Krenzlin,  Regierungsassessor; 

Thielen,  Regierungs-  und  ßaurath; 
Königliche  Eisenbahndirektion  Köln: 

Mettegang,  Landbauinspektor; 

Schuch.  Regierungsrath; 
Königliche  Eisenbahndirektion  Elberfeld; 

Löbbecke,  Regierungs-  und  Baurath; 

Wache,  Regierungsrath; 
Königliche  Eisenbahndirektion  Essen  ; 

v.  Guerard,  Regierungsassessor; 

Haarbeck,  Geheimer  Baurath; 
Königliche  Eisenbahndirektion  St.  Johann-Saarbrücken; 

Demanget,  Regierungs-  und  Baurath; 

Dr.  Firnhaber,  Oberregierungsrath; 
Königliche  Eisenbahndirektion  Münster: 

Middendorf,  Regierungsrath; 
Königliche  Eisenbahndirektion  Cassel: 

Loewe,  Regierungsrath ; 

Schmidt,  Geheimer  Baurath; 
Königliche  Generalkommission  Münster: 

Reichau,  Oberregierungsrath; 
Landesversicherungsanstalt  Ostpreussen : 

Passarge,  Landesrath; 
Landesversicherungsanstalt  Brandenburg : 

Meyer,  Landesrath;  > 
Landesversicherungsanstalt  Schleswig-Holstein : 

Hansen,  Landes  Versicherungsrath; 
Landesversicherungsanstalt  Hannover : 

Fritsche,  Stellmacher; 

Hille  geist,  Senator; 

Dr.  Liebrecht,  Landesrath; 

Schmalfuss,  Landesrath; 
Landesversicherungsanstalt  Westfalen : 

Althoff,  Landesrath; 
Landesversicherungsanstalt  Hessen-Nassau : 

Kell,  Otto; 

Dr.  Schröder,  Landesrath; 
Stolz,  Joseph; 
Landesversicherungsanstalt  Rheinprovinz : 
Adams,  Landesrath; 
Appelius,  Landesrath; 
Artz,  Landessekretär; 
Holl,  Landessekretär; 
Kl  ausener,  Geh.  Regierungsrath; 
Schau  seil,  Gerichtsassessor; 
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Dr.  Schellmann,  Gerichtsassessor; 

Dr.  Schmidtmann,  Gerichtsassessor; 

Schumacher,  Drechsler; 
Landesversicherungsanstalt  Königreich  Sachsen: 

von  Steindel,  Oberregierungsrath; 

Weg  er,  Geh.  Regierungsrath; 
Landesversicherungsanstalt  Grossherzogthum  Hessen: 

Dietz,  Regierungsrath; 

Dr.  C.  E.  Merck; 
Landesversicherungsanstalt  Oldenburg : 

Düttmann,  Regierungsrath; 
Landesversicherungsanstalt  Braunschweig: 

Hassel,  Finanzrath; 
Landesversicherungsanstalt  der  Hansestädte: 

Gebhard,  Direktor; 
Landesversicherungsanstalt  Elsass-Lothringen : 

Ott,  Geheimer  Regierungsrath. 

Frankreich. 

Ministere  du  Commerce: 

Paulet,   Georges,  Directeur  de  l'Assurance  et  de  la  Prevoyance  sociale; 

Fuster,  Attache  ä  la  Direction  de  l'Assurance  et  de  la  Prevoyance  sociale; 
Ministere  des  Traveaux  publics: 

Cheysson,  Emile,  Directeur  general  des  Ponts  et  Chaussees,  Membre  de 
l'Institut  de  France; 
Societe  frangaise  des  habitations  ä  bon  marehe: 

Cheysson,  Emile,  Inspecteur  general  des  ponts  et  chaussees,  Membre  de 
l'Institut  de  France; 

Siegfried,  Jules,  Ancien  Ministre  du  Commerce; 

Strauss,  Paul,  Senateur; 
Comite  des  Habitations  ä  bon  marche  du  Departement  de  la  Seine: 

Baulez,  Secretaire  du  Comite; 

Cacheux,  Membre  du  conseil  superieur  des  habitations  a  bon  marche; 
Strauss,  Paul,  Senateur  de  la  Seine; 
Comite  des  Habitations  ä  bon  marche  du  Departement  des  Ardennes: 
Lefort,  Maitre  de  Forges,  Membre  du  Comite. 
To  Im  er,  Ingenieur,  Secretaire  du  Comite; 

Grossbritannien. 

Labour  Department,  Board  of  Trade: 

Schloss,  D.  J.,  Senior  Investigator  and  Statistician ; 
National  Housing  Reform  Council  for  England  and  Wales: 

Aldridge,  Henry  R.,  Secretary  of  the  Council. 

Holland. 

Königliche  Regierung: 

Borgesius,  H.  Goeman,  Minister  des  Innern  a.  D.,  Mitglied  der  zweiten 
Kammer  der  Generalstaaten,  Haag. 

Norwegen. 

Königliche  Regierung: 

Svane,  Th.,  Ingenieur,  Wohnungschef  der  Gesundheitskommission,  Kristiania. 

2* 
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Oesterreich. 

K.  k.  Ministerium  des  Innern: 

Herzmansky,  Theod.,  Baurath; 

Kaltenbrunn,  Franz,  Sektionsrath; 
K.  k.  Handelsministerium: 

Bach,  Dr.,  Hugo,  Sektionsrath; 

Müller,  Dr.,  Franz,  Sektionsrath. 
Arbeiter-Unfallversicherungsanstalt  für  Niederösterreich: 

Kögler,  Regierungsrath; 
Handels-  und  Gewerbekammer  für  das  Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns: 

Maresch,  Rud.,  Dr.,  Regierungsrath. 


Russland. 

Kaiserliches  Finanzministerium: 
Skarzynski,  Graf  Louis. 


Schweden. 

Königliche  Regierung: 

Tham,  G.  W.  S.,  Erster  Direktor  der  Husqvarna- Werke,  Stockholm; 
Trapp,  Oscar,  Eisenbahndirektor,  Mitglied  des  Reichstages,  Heisingborg. 

Ungarn. 

K.  Handelsministerium: 

v.  Fenyvessy,  Dr.,  Ministerialhilfssekretär; 

Szeterenyi,  Jos.,  Ministerialrath ; 
K.  Ministerium  des  Innern: 

de  Fay,  Sanitätsinspektor. 
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Behörden,  Korporationen,  Vereinigungen 
und  Personen,  welche  die  Mitgliedschaft 
erworben  haben.*) 


Belgien. 


Name 


Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 


Berris,  H. 
*Bindels 

*Bosschaerts,  I. 

*Brasseur,  Cr. 
*Ceelen,  Joseph 


Comite  de  Patronage 
des  Habitations  ouvri- 
eres de  Schaerbeek 

de  Courtray,  Dupre 


Ingenieur, 
Chef  de  Ser- 
vice a  l'ad- 
ministration 
communale 

Chef  du  com 
tentieux  de 
la  Banque 
nationale  de 
Belgique 


Conseiller 
provincial  ■ 


Avocat 


Bruxelles 


Liege 


Watermael 


Bruxelles 


Lille- 
St. -Hubert 

Saint-Josse- 
ten  Noode  et 
Evere 

Tournai 


Comite'  de  Patronage  des 
Habitations  ouvrieres 
d'Ixelles 


Comite  de  Patronage  des 
Habitations  ouvrieres 
d'Ixelles-Etterbeek 


Comite  de  Patronage  des 
Habitations  ouvrieres 
d'Ixelles 

Societe  anonyme  „Werk- 
manswoning  in't  kanton 
Achel" 


Comite  de  Patronage  des 
Habitations  ouvrieres  de 
l'arrondissement  de 
Tournai 


*)  Die  Namen  der  beim  Kongress   anwesenden  Mitglieder   sind  mit  einem  Stern 
bezeichnet. 
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Name 


Wohnort 


Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 


Delvaux,  Dr.  Harry 


*Dubois,  J. 


Hospices  civils  deBruges 
*van  Langendonck 

*Lepreux,  Omer 


*Mahaim,  Ernst 
*Meerens,  Leon 


*de  Myttenaere, 
Arthur 


*Ramaekers,  Jean, 
*van   Straelen,  Cle- 
ment, 


*Velghe,  Oscar 
*Ver  Hees,  E. 

*Walnier,  Louis 


Membre  de  la 
chambre  des 
Representants 


Directeur  ge- 
neral  au  Mi- 
nistere de  l'In- 
dustrie  et  du 
Travail 

Architecte 


Directeur  ge- 
neral  de  la 
Caisse  ge- 
nerale d'E 
pargne  et 
de  Retraite 

Professeur  a 
l'Universite 

Chef  du  Cabi- 
net  du  Di- 
recteur ge- 
neral  de  la 
caisse  gene- 
rale d'E 
pargne  et 
de  Retraite 


Bourgmestre 

Avocat- 
Avoue,  Juge 
suppleantpres 
le  tribunal  de 
le  instance 
Directeur  au 
Ministere  de 
l'Agriculture 
Chef  de  Divi- 
sion ä  l'Office 
du  Travail  de 

Belgique 
Ancien  Con- 
seiller  provin- 
cial 


Bruxelles 


Bruxelles 


Bruges 
Bruxelles 


Bruxelles 


Liege 
Bruxelles 


Saint-Josse- 
ten-Noode  lez 
Bruxelles 
Zeelhem 
Hasselt 


Bruxelles 


Bruxelles 


Schaerbeek- 
lez-Bruxelles 


Societe  „Le  Foyer  de  l'ou- 
vrier."  —  Society  „La 
Maison  ouvriere." —  „So- 
ciete „Le  Foyer  arden- 
nais." 

Ministere  de  1'Industrie  et 
du  Travail 


Comite  de  Patronage  des 
Habitations  ouvriere s 
d'Ixelles 
Ministere  des  Finances  et 
des  Travaux  publics 


Comite  de  Patronage  des 
Habitations  ouvrieres  de 
Schaerbeek 

Societe  anonyme  „l'Abri" 


Societe  anonyme  d'Habita- 
tions  ouvrieres  d'Etter- 
beek 

Ministere  de  1'Industrie  et 
du  Travail 


Comite  de  Patronage  des 
Habitations  ouvrieres  de 
Schaerbeek 
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Dänemark. 


Name 


Behörde  etc.,  welche 
Stand  Wohnort    j   durch  den  Angemeldeten 

vertreten  wird. 


v.  Hedemann 
Nielsen 

Trap,  Cordt 
;  Widriksen 


|  Baudirektor 
der  Marine 
Zimmerer- 
meister 

Direktor  des 
städt.  statisti- 
schen Amts 
Buchbinder- 
meister 


Kopenhagen   Königl.  Marineministerium. 

Kopenhagen  Christlicher  Verband  däni- 
scher Arbeitgeber  und 
Arbeiter. 

Kopenhagen 


Kopenhagen  Christlicher  Verband  däni- 
scher Arbeitgeber  und 
Arbeiter. 


Deutschland. 


Behörde  etc.,  welche 

N  a  m  e 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*  Adams 

Landesrath 

Düsseldorf 

Landes  Versicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

*Alberti,  Dr. 

Rechtsanwalt 

Wiesbaden 

Verband  der  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossen- 
schaften  am  Mittelrhein 

*Albrecht,  H.,  Dr. 

Professor 

Gross- 

Centraisteile  für  Arbeiter- 

Lichterfelde 

wohlfahrtseinrichtungen. 
—  Verband  der  auf  der 
Grundlage   des  gemein- 
schaftlichen Eigenthums 
stehenden  deutschen  Bau- 
genossenschaften. —  Ber- 
liner   Spar-    und  Bau- 
verein. 

Allgemeiner  Mieth- 

Dresden 

bewohnerverein 

Altenburg,  Kämmerei- 

verwaltung 

*Althoff 

Landesrath 

Münster  i.W. 

Landesversicherungsanstalt 
Westfalen. 

v.  Ammon 

Berg- 

Bonn 

Königliches  Oberbergamt 

hauptmann 

Bonn 

*Andresen,  H. 

Hamburg 

Bau-  und  Sparverein 

*Appelius 

Landesrath 

Düsseldorf 

Landesversicherungsanstalt 

Rheinprovinz 

„Arbeiterwohl",  Ver- 

M.-Gladbach 

band  katholischer  In- 

dustrieller   und  Ar- 

beiterfreunde 
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Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Artz,  H. 

Landes- 

Düsseldorf 

Landesversicherungsanstalt 

sekretär 

Rheinprovinz 

*Back 

Bürger- 

Strassburg 

Ministerium  für  Elsass- 

meister, 

i.  E. 

Lothringen    und  Stadt- 

Unterstaats- 

gemeinde 

sekretär  z.  D. 

Baritscn,  Jean 

Gemeinde- 

Fürth 

btadtmagistrat 

bevoll- 

mächtigter 

Barmen,  Stadtgememde 

Barmen 

*Bartlau 

Bürger- 

Gräfrath 

Stadtgemeinde 

meister 

Bässler 

Director 

Neuss 

Neusser  gemeinnütziger 

Bauverein 

Baumann,  Th. 

Schmied 

Landesversicherungsanstalt 

Rheinprovinz 

*Baumeister,  R. 

Oberbaurath, 

Karlsruhe 

Stadtrath 

rrol. 

Baur,  Ferd. 

Altona 

Bau-    und  Wohnungs- 

Silberau-Heil- 

genossenschaft 

bronn 

CVTU                TT  "11. 

bilberau-Heilbronn 

Bauverein  Unterwester- 

Montabaur 

wald 

r> e ck er,  \j. 

Gerichts- 

Düsseldorf 

Mietherverein 

sekretär 

XJ  C  U  ci  ,    XU  • 

II.  Bürger- 

X Iii  III 

öLdULmdglMrclL 

meister 

*Benscheidt,  C. 

Prokurist 

Alfeld  a.  Leine 

Gemeinnütziger  Bauverein 

Berend,  Dr. 

Rechtsanwalt 

Dortmund 

und  Notar 

*v.  Berlepsch,  Frei- 

Staats- 

Seebach Kreis 

herr,  Dr. 

minister, 

Langensalza 

Excellenz 

Berliner  Baugenossen- 
schaft 

Berlin 

*Berndt,  0. 

Baumeister 

Bochum 

Bochumer  Verein  für  Berg- 

bau und  Gussstahlfabri- 

kation 

Dtl  tilOlU,  Dl. 

Landratn 

Blumen- 

Verband der  Baugenossen- 

thal i  H 

Uli  dl     1.    XX « 

schaften  7~)Aiit,«;phlanHs 

Bielefeld,  Magistrat 

B 1  o  e  m 

Verwaltungs- 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

gerichts- 

direktor 

25 


Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

v.  Boch,  R. 

Kommerzien- 

Mettlach 

rath 

ßOKer,  ivioniz 

Kommerzien- 
rath 

Remscheid 

Gemeinnütziger  Bauverein 

*Böning 

Bürger- 

Odenkirchen 

Stadtgemeinde 

meister 

Boldt 

Stadtrath 

Dortmund 

Magistrat 

*Brandt,  Dr.,  0. 

Geschäfts- 

Düsseldorf 

Handelskammer 

führer  der 

Handels- 

kammer 

*Brandts,  Fr. 

Fabrik- 

M.-Gladbach 

„Arbeiterwohl",  Verband 

besitzer 

katholischer  Industrieller 

und  Arbeiterfreunde 

^Brandts,  Dr.,  M. 

Landesrath 

Düsseldorf 

Rheinischer    Verein  zur 

TT!         J                          1              A      1       •  i 

Förderung  des  Arbeiter- 

wohnungswesens 

*Brandts,  Dr. 

Regierungs- 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

ratn 

*v.  Bruchhausen 

Burger- 

Reckling- 

Stadtgemeinde 

YYl  Ol  CJ  Ol* 

meioLer 

Brunck,  Dr.,  H. 

Kommerzien- 

Ludwigs- 

Badische Anilin-  und  Soda- 

rata 

hafen  a.  Rh. 

fabrik 

*v.  Brüning,  Dr..  G. 

Höchst  a.  M. 

Farbwerke,  vorm.  Meister, 

Lucius  &  Brüning 

*  Büdding,  Dr. 

Regierungs- 

boblenz 

Königliche  Regierung 

assessor 

*Rfif or  A 

Jö  u  i  in  e  r ,  ü. 

u  eruiugen 

XtlltJlLliB^llt/        JTtUILI  OHUctlLlJJ  1 

a.  Rh. 

kesselfabrik    A.  Büttner 

&  Co. 

*Burberg,  J. 

Fabrikant 

Düsseldorf 

Spar-  und  Bauveroin 

*Busch,  Herrn. 

Kommerzien- 

M.-Gladbach 

Gladbacher  Aktien- Bauge- 

rath 

coli  £3^nQlf 

Busch,  Victor 

Hochneukirch 

D.ivi.-uiaaDacn 

*Cappius 

Bauunter- 

Jessen a.  K. 

nehmer 

*Carbyn,  Dr. 

Beigeord- 

Eschweiler 

Stadtgemeinde 

neter 

*Claesgens 

Betriebs- 

Düsseldorf 

Staatseisenbahner  -  Bau- 

ingenieur 

verein 

Coburg,   Magistrat  der 

Herzogl.  Residenzstadt 

*Compes,  Heinr. 

Fabrik- 

Düsseldorf, 

Spar-  und  Bauverein 

besitzer 

*Craemer,  H. 

Oberlehrer 

Düsseldorf 

Verband  deutscher  Miether- 

vereine 
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Behörde  etc.,  welche 

Ii      <X     Iii  \j 

Stand 

Wohnort 

durch  dp,n   AnfPinplflpf pn 

UUl  V/11      V1V-  XJ.     Ulic  VI'JXIC'JIULO  IvU 

V.Cl  vL  ü  LCU.  VV1IU. 

*Crüger,  Dr.,  H. 

Verbandsan- 

Charlotten- 

Allgemeiner Verband  deut- 

walt 

burg 

scherErwerbs-  undWirth- 

schaftsgenossenschaften 

*Cuno 

Erster  Bür- 
germeister 

Hagen  i.  W. 

Stadtgemeinde 

*Curtius,  Rieh. 

Fabrik- 

Duisburg 

Volksgesundheitsverein, 

besitzer 

Ortsgruppe  Duisburg 

Danzig,  Magistrat 

Delius  C 

Geheimer 
Kommer- 
zienrath 

A  a  ein  pti 

Gemeinnützige  Baugesell- 
schaft  für  Aachen  und 
Burtscheid 

Dessau,  Magistrat  der 

Herzoglichen  Haupt- 

und  Residenzstadt 

*Diederichs 

Regierungs- 
rath 

Köln 

Königliche  Regierung 

*Diehl,  Aug. 

Bauunter- 

Essen a.  R. 

nehmer 

Dietel,  Franz 

Kommerzien- 
rath 

Cossmanns- 
dorf 

*Dietz 

Regierungs- 
rath 

Darm  stadt 

Landesversicherungsanstalt 
Grossherzogthum  Hessen 

*Dorp 

Regierungs- 
und Baurath 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

Duisburg,  Dr.,  C. 

Elberfeld 

Farbenfabriken  vorm.  Fried. 

Bayer  &  Co. 

*Dünbier,  H. 

Kaufmann 

Neuss 

Neusser  gemeinnütziger 
Bauverein 

Düren,  Kreisausschuss 

*Düttmann 

Regierungs- 
rath 

Oldenburg 

Landesversicherungsanstalt 
Oldenburg 

Dyekerhoff,  Dr.,  Aug. 

Amöneberg 

Portland  Cementfabrik 

b.  Biebrich 

Dyckerhoff  &  Söhne 

Dyckerhoff,  Karl 

Biebrich  a.  Rh. 

Dynamit-Aktiengesell- 

Schlebusch- 

schaft    vorm.  Alfr. 

Manfort 

Nobel  &  Co. 

-CiDersiaut,  lt.  iyuü. 

-Berlin 

Eberswalde,  Magistrat 

Eichler,  Karl 

Bureau- 
beamter 

Düsseldorf 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

Eicken,  Ewald,  sen. 

Hagen  i.  W. 

*Elze 

Stadtrath, 

Halle  a.  S. 

Magistrat 

Justizrath 

*Endell 

Regierungs- 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

und  Baurath 
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Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Endler,  E. 

Architekt 

Köln 

Arbeiterwohnungsgenossen- 

schalt  Köln-bud 

*vom  Endt 

Architekt 

Düsseldorf 

Engel,  K. 

Bergmeister 

Essen 

Verein  für  die  bergbaulichen 

Interessen  im  Oberberg- 

amtsbezirk Dortmund 

*Engel,  Dr.,  W. 

Charlotten- 

Bund für  Bodenbesitzreform 

burg 

*Engelhardt 

Regierungs- 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

assessor 

*Erbslöh,  Dr. 

Regier.-Rath 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

üirbslon 

r  aoriK;- 

Barmen 

Handelskammer 

besitzer 

*v.  Erdberg,  Dr.,  R. 

Berlin 

Centralstrelle  für  Arbeiter- 

wohlfahrtseinrichtungen 

*Erkelenz,  Anton 

Neuss 

Neusser  Spar-  u  Bauverein 

*Erkes,  Heinr. 

Köln 

Mietherverein 

Erlangen,Stadtmagistrat 

von  Falken 

Düsseldorf 

Beamten- Wohnungsverein 

Fehling,  Dr. 

Senator 

Lübeck 

Senat  der  freien  und  Hanse- 

stadt Lübeck 

*Fels 

Gerichts- 

Münster i.  W. 

assessor 

*Fischbeck 

Stadtrath 

Berlin 

Magistrat  der  Königl.Haupt- 

und  Residenzstadt 

*Flesch,  Dr. 

Stadtrath 

Frankfurt 
a.  M. 

Magistrat 

Fraenkel,  Dr.,  C. 

Professor 

Halle  a.  S. 

*Francke,  Dr.,  E. 

Professor 

Berlin 

*Franken,  Herrn. 

Fabrik- 

Schalke 

Bund    evangel.  Arbeiter- 

UUül UZjGI  ^  i.TJ_llJ 

vereine 

glied  des 

Reichtages 

Franzius 

Geheimer  Ad- 

Kiel 

miralitätsrath 

Fritsch 

Pastor 

Berlin 

Centralausschuss    für  die 

innere  Mission  der  deut- 

schen evangel.  Kirche 

*Fritsche 

Stellmacher 

Hildesheim 

Landesversicherungsanstalt 

Hannover 

*Fröhling 

Bauunter- 

Elberfeld 

Verband  evangelischer  Ar- 

nehmer 

beitervereine  von  Rhein- 

land und  Westfalen 

*Fuchs,  Dr.,  C.  J. 

Professor 

Freiburg  i.  B. 

Verein  für  Sozialpolitik 

*Fuchs,  Dr. 

Beigeordneter 

Köln 

Stadtgemeinde 
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Name 


Behörde  etc.,  welche 
Wohnort       durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 


von  Fürstenberg- 
Stammheim,  Graf 


*Fusbahn,  C.  L. 
Gauss 

^Gebhard,  H. 

*Geis 

Gelsenkirchen,  Kreis- 
ausschuss 

Gemeinnütziger  Osna- 
brücker Bauverein 

*Genzmer 

*Gibsone,  John 

Gleiwitz,  Magistrat 
*Görtz,  Ed. 
*Görz 

von  derGoltz,Freiherr 
*vom  Grafen,  Dr. 

*Gretzschel 

*Greve 

*  Grimm,  Friedr. 
"Grobben 

*  Grolman 
*Grünberg,  Dr. 

Grüttner 
Hagen.  Th. 


Königlicher 
Kammerherr 
und  Schloss- 
hauptmann, 
Excellenz 

Stadt- 
verordneter 

Oberbürger- 
meister 
Direktor 

Stadt- 
baumeister 


Stadtbaurath 
Geh.  Kom- 
merzienrath 


Kommerzien- 
rath 
Justizrath, 
Rechtsanwalt 
Kreisdirektor 
Rechtsanwalt 


Stammheim 
a.  Rh. 


Düsseldorf 
Stuttgart 
Lübeck 
Eschweiler 


General- 
sekretär 

Beigeordneter! 
Eisenbahn-  : 
baumeister  J 
Bürger- 
meister 
Regierungs-  ! 

rath 
Regierungs- 
rath 

Ober- 
Reg.-Rath 
Kaufmann  u. 
Stadtverord. 


Halle  a.  S. 
Danzig 


Mülfort,  Rhld 

Mainz 

Diedenhofen 
Köln 

Düsseldorf 


Düsseldorf 
Essen  a.  R. 

Aldekerk, 
Kr.  Geldern 
Düsseldorf 

Berlin 


Düsseldorf 


Düren 


Stadtschultheissenamt 

Landesversicherungsanstalt 

der  Hansestädte 
Stadtgemeinde 


Magistrat 

Abegg'sche    Stiftung  für 
Arbeiterwohnungen 


Bau-  und  Sparverein 


Verband  der  rheinisch- 
westfälischen Haus-  und 
Grundbesitzervereine 

Rheinischer  Verein  zur  För- 
derung des  Arbeiter- 
wohnungswesens 

Spar-  und  Bauverein  „Ein- 
tracht" 
Gemeinnütziger  Bauverein 

Königliche  Regierung 

Pensionskasse  der  Arbeiter 
der  preussisch-hessischen 
Eisenbahngemeinschaft 

Königliche  Regierung 
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Behörde  etc.,  welche 

N  8,  m  6 

Stand 

^Vohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

Hallgarten,  Ch. 

Kaufmann 

Frankfurt 
a.  M. 

Verein  „Reichswohnungs- 
gesetz"  —   Verein  zur 
Förderung  des  Arbeiter- 

wohnungswesens 

Handwerkskammer  für 

Düsseldorf 

den  Regierungsbezirk 

Düsseldorf 

Haniel.  Aug. 

x1  abriK- 

JJusselaorl 

besitzer 

Hannover,  Magistrat  der 

Königlichen  Haupt- 

und  Residenzstadt 

*  H  an  s  en 

Vers.-Rath 

Kiel 

Tiarirlp^vprsiphftrn  Titian  st  alt, 

Schleswig-Holstein 

*TTflrdtm9Tin  Franz 

XX  GL  L  VX  \J  JX1  ailllf     XX  Cll_l  t-t 

DariTicrpr     T^an-     nnrl  Si'p- 

XJ&LL/ilgVL        UflU           Li  Ii  Li  kJlC 

delungsgenossenschaft 

*Harms 

Geheimer 
Admiralitäts- 
rath 

Berlin 

Reichs-Marineamt 

*  I-T  q  r  n  or  o  i*  Ii      \Ä/ il  n 
XI  dl  |J  ÜI  d  tu,     VV  Uli . 

x\.d  U.  1  III  all  11 

xVUlil 

Arbeiterwohnungsgenossen- 
sehaft  Köln-Süd 

Hartwig 

Baumeister, 

Dresden 

Zentralverband  der  Städti- 

Stad t,  vfirord  n 

schen  Hans-  und  CrriiTifl- 

besitzervereine  Deutsch- 
lands 

Hasenclever 

Kommerzien- 

Remscheid 

Gemeinnütziger  Bauverein 

rath 

Hasenjäger 

Reg.-  und 
geh.  Baurath 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

*  Hassel 

Finanzrath 

Braunschweig  Landesversicherungsanstalt 

Braunschweig 

Haux 

Finanzrath 

Essen 

Gussstahlfabrik  von 
Fried.  Krupp 

Heilbronn,  Stadt- 

gemeinde 

*Heinemann,  W. 

Kaufmann 

Neuss 

Neusser  Verein  für 
Gemeinwohl 

"Heinrich 

Bürger- 
meister 

Wald 

Stadtgemeinde 

"Heising 

Stadtbaurath 

Meiderich 

Stadtgemeinde 

Hellwig 

Bauinspektor 

Eisleben 

MansfeldscheKupferschiefer 

bauende  Gewerkschaft 

Herder,  Aug. 

Fabrikant 

Euskirchen 

;  Landes  Versicherungsanstalt 

Rheinprovinz 

Hermes,  Dr.,  Jos. 

Fabrikant 

Erkelenz 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

*Hildebrand 

Senator 

Bremen 

Senat  der  Freien-  und 
Hansestadt  Bremen 
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Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird. 

*  TT  lllpCTAIGf 
XX  II  lüg  Cli5  l 

TTflTITi  nVAT* 
XXdJJLIlU  V  ÜI 

T  lä'nrlfiQVftT'aipTiP'r'i'i'n  orcancf  alf 

Hannover 

Hitze,  Dr. 

Professor 

Münster  i.  W. 

„Arbeiterwohl",  Verband 
katholischer  Industrieller 
und  Arbeiterfreunde 

*Hoepf  n  er 

Stadtbaurath 

Cassel 

Magistrat  der  Königlichen 
Residenzstadt 

Hoffmann,  Heinr. 

Fabrik- 
besitzer 

M.-Gladbach 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

•Holl,  W. 

Landes- 
sekretär 

Düsseldorf 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

"von  Hövel,  Freiherr 

Regierungs- 

Coblenz 

Königliche  Regierung 

Präsident 

*Hübner 

Bürger- 
meister a.  D. 

Crefeld 

Gemeinnützige  Aktienbau- 
gesellschaft  für  den  Land- 
kreis Crefeld 

11  undt,  Karl 

Privatier 

Duisburg 

*Iserloh,  Fr. 

Münden 

Gemeinnütziger  Bauverein 

(Hannover) 

*Jaffe,  Moritz 

Kaufmann, 
Stadtverordn. 

Posen 

Magistrat  'der  Provinzial- 
hauptstadt 

* Jansen 

Beigeordneter 

Mülheim 

Stadtgemeinde 

a.  Rhein 

Jena,  Gemeinderath 

*J  ochmus 

Bürger- 
meister 

Cassel 

Magistrat  der  Königlichen 
Residenzstadt 

*Jüngst,  Dr. 

Essen 

Verein  für  die  bergbau- 
lichen Interessen  im  Ober- 
bergamtsbezirk Dortmund 

"Junge,  Herrn. 

Landrath 

Itzehoe 

Verband      Schleswig  -  hol- 
steinischer Baugenossen- 
schaften.  —   Bau-  und 
Sparverein  für  den  Kreis 
Stein  bürg 

jv  ci  m  p  i 

Regierungs- 

Bayreuth 

Landesversicherungsanstalt 

rath 

für  Obfirfrankf n 

*Kalkofen,  W. 

xl am  bürg 

Bau-  und  Sparverein 

i7.li  .     "D_  e  ~ 

Halle,  Professor 

Stadtrath 

Wiesbaden  i 

*Karsch,  J.  H. 

Rheydt 

Spar-  und  Bauverein 

Keetmann,  Theodor 

Duisburg 

Handelskammer 

"Kell,  Otto 

Cassel 

Landesversicherungsanstalt 

Keller 

Hessen-Nassau 

Vorsitzender 

Duisburg 

der  Handels- 

"Ketzer, Jacob 

kammer 

Gelbgiesser 

Düsseldorf 

Spar  und  Bauverein 

*Kirchberg,  Aug. 

Geschäfts- 

Mülheim 

Spar-  und  Bauverein  evan- 

führer 

a.  Rh. 

gelischer    Bürger  und 
Arbeiter 
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Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Kirchhoff 

Rechn.-Revis. 

Münster  i.  W. 

Beamten- Wohnungsverein 

*Klau  sener 

Landesrath, 
Geheimer  Re- 
gierungsrath 

Düsseldorf 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

*Klein,  Dr. 

Geh.  Ober- 
Regier.-Rath, 
Landeshaupt- 
mann der 
Rheinprovinz 

Düsseldorf 

Landesversicherungsans  talt 
Rheinprovinz 

Klemme,  Stanislaus 

Bergassessor 

TT"  „  T_  1  T  1  J 

Homscheid 

Landesversicherungsanstalt 

Rheinprovinz 

Klopfer 

Assessor 

Essen 

Gussstahlfabr.  Fried.  Krupp 

Klüpfel,  Ludw. 

Finanz  - 

Essen 

Landesversicherungsanstalt 

rath  a.  D.  Fa- 
brikdirektor 

Rheinprovinz 

*Knops,  P.  H. 

Stadtrath 

Siegen 

Gemeinnütziger  Bauverein 
„Glückauf" 

*Kockelke 

Pfarrer 

Schwelm 

Verband  evangelischer  Ar- 
beitervereine von  Rhein- 
land und  ^restlalen 

*Köhn,  Erich 

Architekt 

Wilmersdorf 
bei  Berlin 

Beamten-Wohnungsverein 
Berlin 

*Koenigs 

Oberregie- 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

rungsrath 

*Kolleck 

Remscheid 

Bergische  Stahlindustrie 

*Korn 

Assessor, 
Justitiar  des 

Herrn 
F.  A.  Krupp 

Essen 

Gussstahlfabrik 
Fried.  Krupp 

*Koska,  Max 

Rechnungs- 

Steglitz- 

Berliner    Beamten  -  Woh- 

rath 

Berlin 

nungsverein 

Kölner  Mietherverein 

Köln 

Königsberg  i.  Pr.,  Ma- 

gistrat d.  Kgl.  Haupt- 

und  Residenzstadt 

Krähe,  P. 

Bürger- 

Benrath 

Industrieterrain  Düsseldorf- 

meister  a.  D. 

Reissholz,  Akt.-Gesellsch. 

Krupp,  Fried.,  Gruson- 

Magdeburg- 

werk 

Buckau 

*von  Krüger 

Geheimer 

Haus  Eller 

Regier. -Rath 

bei  Düsseldorf 

Kühn,  Jacob 

Fabrik- 
arbeiter 

Düsseldorf 

Spar-  und  Bauverein 

Landesversicherungs- 

Dresden 

anstalt  Königreich 

Sachsen 
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Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 

vertreten  wird 

*Lasson,  Alfr. 

Lechler,  Paul 
Leipzig,  Rath  der  Stadt 
*Lehmann 
*Lehne,  Gustav 

*Lehne,  Frau 

*Lehwald 
*Leisel 

Leonhard,  P.  J. 
Lent,  Dr. 
"Lichtenberg 
*  L  i  e  b  e  r 
:;  Liebetrau 
*Liebrecht,  Dr. 
*Limbourg,  Dr. 

*Lindgens,  Ad.,  jr. 

*Linge,  Ed. 

Linksrheinischer  Verein 

für  Gemeinwohl 
Lohe,  W. 
*Lohmer,  Jos. 
*Lohmeier,  Dr. 
*Lucas,  Dr. 
*Lübke,  W. 
*Lünzner 

*Luther,  Ferd. 
Maass,  Lud.,  Dr. 


Redakteur 


Köln 


Stuttgart 


Stacltrath 

Chemnitz 

Hamburg 

Hamburg 

Beigeordneter 

Duisburg 

Architekt 

Köln 

Verwaltungs- 

Trier 

gehülfe 

Geheimer 

Köln 

Sanitätsrath 

Bürger- 

Dortmund 

meister 

Oberinspektor 

Bielefeld 

Oberbürger- 

Gotha 

meister 

Landesrath 

Hannover 

Landrath 

Crefeld 

lYTiil  Vi  oim 

1V-L  U.  1 IX  G 1  Iii 

ct.    IV  Ii. 

Rüttenscheid 

M.-Gladbach 

Rechtsanwalt 

Düsseldorf 

Mülheim  a.Rh. 

Beigeordneter 

Oberhausen 

Landrath 

Solingen 

Beigeordneter 

Elberfeld 

Landbauinsp. 

Düsseldorf 

Baurath 

Architekt 

M.-Gladbach 

Wiss.  Hilfs- 

München 

arbeiter  am 

Statist.  Amt 

der  Stadt 

Verband  der  rheinisch-west- 
fälischen Haus-  und 
Grundbesitzervereine 


Rath  der  Stadt 

Konsum-,  Bau-  und  Spar- 
verein „Produktion" 

Konsum-,  Bau-  und  Spar- 
verein „Produktion" 

Stadtgemeinde 

Verband  der  rheinisch-west- 
fälischen Haus-  und 
Grundbesitzervereine 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

Niederrheinischer  Verein  für 
öffentl.Gesundheitspflege. 
Magistrat 

Deutscher  Verein  „Arbeiter- 
heim" 
Stadtrath 

Landesversicherungsanstalt 
Hannover 

Gemeinnützige  Aktienbau- 
gesellschaft  für  den  Land- 
kreis Crefeld 

Bau-  und  Spargenossen- 
schaft 


Wohnungsfürsorgeverein 
Bau-  u.  Spargenossenschaft 
Stadtgemeinde 

Stadtgemeinde 
Königliche  Regierung 

Gladbacher  Aktienbau- 
gesellschaft 
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Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*  Machens 

ErsterBürger- 
meister 

Gelsen- 
kirchen 

Stadtgemeinde 

*Mand 

Reg.-Assessor 

Trier 

*v.  Mangoldt,  Dr.,  K. 

Dresden 

Verein  „Reichs  wohnungs- 

*Meidenbauer,  Dr. 

Assessor 

Düsseldorf 

gesetz" 

*Meyer,  Fried. 

Landesrath 

Berlin 

Landesversicherungsanstalt 

Brandenburg 
Evangelischer  Arbeiterbund 

Meyer,  Herrn. 

Direktor 

Volmarstein 

Meyer,  Max 

Direktor  der 

Hamburg 

Norddeutsch. 
Jutespinnerei 
und  -Weberei 

"Middendorf 

Regier.-Rath 

Münster  i.  W. 

Königl.  Eisenbahndirektion 

Münster  i.  W. 

*Mirbach 

Regierungs- 

Steglitz- 

Berliner  Beamten- 

Bausekretär 

Berlin 

Wohnungsverein 

*Moebs 

Eisenbahn- 
sekretär 

Düsseldorf 

Staatseisenbahner- 
Bauverein 

*Möhlau,  Ad. 

Kommerzien- 
rath 

Düsseldorf 

Handelskammer 

*  M  ö  1 1  e  r 

btaats- 
minister  und 
KömVlioh 

Xi.  \J  11 1 X 1  Ks  11 

Preussischer 
Minister  für 
Handel  und 

Gewerbe. 

Excellenz 

Berlin 

*Moser,  Fritz 

Kaufmann 

Krefeld 

Arbeiter  -  Wohnungs- 

genossenschaft 

von  Moser 

Staatsrath 

Stuttgart 

Centralleitung  des  Wonl- 

thätigkeits  -  Vereins  in 

"ViTfl  vf  f  ö  m  Vi  p  v  er 

VV  U.I  UL/ülliUCIg 

Mühlhausen  i.  Thür., 

Magistrat 

Muhlhaus,  Rieh. 

Dresden 

ijremoiiiUutZiigtjr    oauvci  oj.ii 

Mülheim  a.  d.  Ruhr, 

Kreisausschuss 

Münster  i.  W.,  Magistrat 

*Nadolski 

Kaufmann 

Elberfeld 

Mietherverein 

von  der  Nahmer,  W. 

General- 

Remscheid 

Landesversicherungsanstalt 

direktor 

Rheinprovinz 

Nasse 

Oberpräsident 
d.  Rheinprov., 
Excellenz 

Coblenz 

*Nast 

Ober- 
bürgermeister 

Cannstatt 

Stadtgemeinde 
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Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

Neuhaus,  Dr. 

Gerichts- 
assessor 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

*Niemeyer 

Pfarrer 

Eichlinghofen 

Verband  evangelischer  Ar- 

b. Barop 

beitervereine  von  Rhein- 

land und  Westfalen 

Niethammer,  A. 

Geh.  Kom- 
merzienrath 

Kriebsteini.S. 

*Noltenius,  Dr.,  E. 

Rechtsanwalt 
und  Notar 

Bremen 

Gemeinnütziger  Bremer 

T~> 

Bauverein 

Ubermann,  (i. 

Architekt 

Odenkirchen 

unenoacn  a.  ivi.,  oiaui- 

gemeinde 

*01shausen,  H. 

Baupolizei- 

Hamburg 

Senat  der  Freien  undHanse= 

in  mißktor 

«t.nflf,  TT&mVmro" 

Slallu    .lJLctJLLI  U  III 

Ultmanns 

Referendar 

Düsseldorf 

Handelskammer 

Osnabrück,  Magistrat 

von  der  Osten 

Landesrath 

Hannover 

Landesversicheruügsanstalt 
Hannover 

Ott 

Geheimer 

Strassburg 

Landesversicherungsanstalt 

Regier. -Rath 

i.  E. 

Elsass-Lothringen 

"Pageisdorff,  Karl 

Drechsler 

Wülfel  vor 

Spar-  und  Bauverein 

Hannover 

*Pannwitz,  Dr. 

Oberstabs- 
arzt 

Berlin 

Deutsches  Centraikomitee 
für  Lungenheilstätten 

*Panthel,  Heinr. 

Architekt 

Köln 

Verband     der  rheinisch- 
westfälischen Haus-  und 
Grundb  esitz  ervereine 

1  Pas sarge 

Landesrath 

Königsberg 
i.  Pr. 

Landesversicherungsanstalt 
Ostpreussen 

1  Peltzer-Teacher 

Rheydt 

:  Petrenz,  Dr. 

Jena 

Optische    Werkstatt  Carl 
Zeiss 

Tickert,  Dr. 

Direktor 

Kiel 

Schiff-  und  Maschinenbau- 
Aktiengesellschaft  „Ger- 
mania" 

"Piecq 

Bürger- 
meister 

M.-Gladbach 

Stadtgemeinde 

Pieper,  Dr. 

General- 
sekretär 

M.-Gladbach 

„Arbeiterwohl",  Verband 
katholischer  Industrieller 
und  Arbeiterfreunde 

*Pohl,  M. 

Postassistent 

Kray 

Verband    deutscher  Post- 

u.  Telegraphenassistenten 

*Pohli,  Georg 

Werkmeister 

Dietrichsdorf 

Arbeiterbauverein  für  Diet- 
richsdorf und  Umgegend 

*Post,  G. 

Eisenbahn- 

, Hagen  i.  W. 

Bauverein 

bauinspektor 
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Name 


"Räuber,  Dr. 

*Rath 

*Reichau 

*Reimarus 
*Reitz 

Remscheid ,  Stadtge- 
meinde 
*Rettich,  Dr. 
*Rheindorf 
*Riese 

*Römer,  C. 
*Römer,  Max 
*Roesicke,  R. 


Stand  Wohnort 


Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 


Kreisarzt 
Stadtrath 

Ober- 
regierungs- 
rath 
Stadtrath 
Technischer 
Eisenbahn- 
sekretär 


Düsseldorf 
Dortmund 
Münster  i.W. 


Magdeburg 
Münster  i.  W. 


Gemeinderath 
Rechtsanwalt 
Geh.  exped.  ! 
Sekretär 


General- 
direktor der 
Schultheiss- 
Brauerei- 
Akt.-Ges., 


Architekt 
Hütten- 
direktor 

Baurath 
Baurath 
Bauinspektor 
Oberlehrer 
Direktor  im 
Reichsver- 
sicherungs- 
amt 
Finanz- 
referendar 
Fabrik- 
besitzer 
Gerichts- 
assessor 
Gerichts- 
assessor 
Landrath 


Stuttgart 
Elberfeld 
Berlin 

Dortmund 
Leichlingen 
Berlin 


Frankfurt 

a.  M. 
Düsseldorf 
Oberhausen 

Leipzig 
Leipzig 
Hamburg 
Cassel 
Berlin 


Essen  a.  R. 

Odenkirchen 
Düsseldorf 
Düsseldorf 
Vohwinkel 


Königliche  Regierung 
Magistrat 

Königl.  Generalkommission 
Magistrat 

Beamten-Wohnungsverein 


Stadtschultheissenamt 

Beamten  -Wohnungsverein 
Spar-  und  Bauverein 


Aktiengesellschaft  Vieille 
Montagne  für  Bergbau  und 
Zinkhüttenb  etrieb 


Bau-  und  Sparverein 

Mietherverein 

Reichsversicherungsamt 


Gussstahlfabrik 
Fried.  Krupp 
Aktienbaugesellschaft 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

Ortsgruppe  Vohwinkel  des 
Bergischen  Vereins  für 
Gemeinwohl.  —  Gemein- 
nütziger Bauverein 


Roessler,  Dr.,  F. 

*Roeting,  Ernst 
*Ross,  G. 

Rossbach,  Dr.,  A. 
Rossbach,  Frau 
*Ruppel,  Fr. 
*Sandrock,  H. 
*Sarrazin,  Dr. 


*Schäffer,  H. 
"Schagen,  Ernst 
*Schauseil 
"Schellmann 
*Scherenbe  rg 
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Behörde  etc.  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 

vertreten  wird 

^Schilling,  B. 

Stadtbau- 

Köln 

Arbeiterwohnungsgenossen- 

inspektor 

schaft  Köln-Süd 

*Schlegel,  C.  0. 

Köln 

Preussischer  Landesverband 

städtischer    Haus-  und 

Grundbesitzervereine 

*Schmalfuss 

Landesrath 

Hannover 

Landesversicherungsanstalt 

!  Hannover 

*Schmalz,  A. 

Prokurist 

Hamburg 

,  Hamburger  Bau-  und  Spar- 

verein 

*Schmidt,  Dr. 

Gerichtsarzt 

Düsseldorf 

*Schmidtmann,  Dr. 

Gerichts- 

Düsseldorf 

Landesversich  erungsanstalt 

assessor 

Rheinprovinz 

o  cnmitz ,  r .  r/. 

xiOKLor 

ivoln- 

Ehrenfelder  Arbeiterwoli- 

JJ.  u  Ii  g  ö  g  o  11 U  o  S  t)  Ii  ö  O  U  a  1 1 

*Schmohl,  R. 

Königlicher 

Essen  a.  R. 

Gussstahlfabrik 

Baurath 

Fried.  Krupp 

*Schmoller,  Dr. 

Professor 

Berlin 

TT            •          !»••         PI         "1         1  '  i  *  1 

Verein  für  Sozialpolitik 

*Schnackenburg 

Stadtrath 

Halle  a.  S. 

Magistrat 

*Schnoor 

Bauunter- 

Pries bei 

Arbeiterbauverein  für 

nehmer 

Friedrichsort 

Dietrichsdorf  und  Um- 

"Schön, Dr.  jur. 

Senator 

Lübeck 

gegend 
Senat  der  freien  und  Han- 

sestadt Lübeck 

"Schönborn 

Kupfer- 

Berlin 

Pensionskasse  für  die  Ar- 

schmied 

beiter    der  Preussisch- 

Hessischen  Eisenbahn- 

gemeinschaft 

Schöneberg,  Magistrat 

*Schöner 

Rechts- 

München 

Magistrat  der  Königl.  Haupt- 

kundiger 

und  Residenzstadt 

Magistrats  - 

rath 

*Schönhertz 

Eisenbahn- 

Hagen  i.  W. 

Bauverein 

Betriebs- 

ingenieur 

Schräder,  K. 

Eisenbahn- 

Berlin 

Zentralverein  für  das  Wohl 

direktor  a.  D. 

der  arbeitenden  Klasse. 

—  Berliner  Baugenossen- 

schaft 

*  Schrak amp,  Dr. 

Stadtarzt 

Düsseldorf 

*Schröder,  Dr. 

Landesrath 

Cassel 

Landesversicherungsanstalt 

Hessen-Nassau 

Schuhmann 

Regierungs- 
rath 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

*Schumacher 

Direktor  der 

Düsseldorf 

Düsseldorfer 

Verlags- 

l 

anstalt 
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Behörde  etc.,  welche 

iS  a  m  e 

otana 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

* S ch u m a c h e r .  L. 

Fabrik- 
drechsler 

Wald 

Landes  Versicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

Ü  tü  U  JLU  dtllol  .    1VJ.J1  ÜJJL. 

SpVi  VP1  n  AT* 

T)ü  ccpl  r\  r\vf 

±J  USSCIUUI  i 

Opal    UÜU   JJcLU  V  Ol  Olli 

*Schwauder.  Dr.,  R. 

General- 

CplrT*pt  £  T* 

o  teil 

Strassburg- 

\  pii  n  nrf 

Stadtgemeinde 

*Schwindt 

Erster  Bür- 

er A v m  Pi  ctpr 
g  Ol  LLlolöLOl 

Gnesen 

Magistrat 

OölUctOIl,    IIUUOI  u 

sekretär 

Köln 

Bpnmt.PTi  -TVf>hniiTiPr(>vPT,Ai'n 

1  J  \Z  0. 1  1  J  l  C  IX      VV  UliiiUUgO  V  ui  Ulli 

Selve,  Gust. 

Geh.  Kom- 
merzienrath 

Altena  i.  W. 

*Siebel,  Dr.  jur. 

Gerichts- 
assessor 

Düsseldorf 

biebelist,  Lmil 

C  .-.V, 

bcnlosser 

Düsseldorf 

Spar-  und  Bauverein 

Siegen,  Magistrat 

Siegener  Baugenossen- 

Siegen 

schaft 

*Singer.  Dr..  Karl 

Sekretär  des 

München 

Verein  für  Verbesserung  der 

Statist.  Amts 
der  Stadt 

Wohnungsverhältnisse 

*Smidt,  Johann 

Bremen 

ßomoinm'if7i  o*P.r     RroTTl  AT- 
\Jt?LUt5IJ_lllU.t/jlgOl      ±JL  Olli  Ol 

Bauverein 

Sommer,  Jos. 

Schriftsetzer 

Jülich 

Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz 

Spie ss,  Dr. 

Geheimer 

Frankfurt 

Deutscher  Verein  für  öffent- 

Sanitätsrath 

a.  M. 

liche  Gesundheitspflege 

Spindler,  Carl 

Geheimer 

Spindlersfeld- 

TTnmTYlAV71*ATl- 

rath 

Berlin 

*Stein.  Dr.,  G. 

Handels- 
kammer- 

Duisburg 

sekretär 

TT                     \T                                              TT  .  „ 

Hessen-Nassauischer  Ver- 

*Stein, Dr.,  Ph. 

Frankfurt 

a.  M. 

ein  zur  Förderung  des 
Arbeiterwohnungswesens 

*Stein,  Urb. 

Rechtsanwalt 

Köln 

Mietherverein 

*von  Steindel 

Oberregie- 
rungsrath 

Dresden 

Landesversicherungsanstalt 
Königreich  Sachsen 

Stiller 

Regierungs- 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

rath 

Landrathsamt  des  Kreises 
Mettmann 

*Stinnes,  Dr.,  H. 

Regierungs- 

Vohwinkel 

"Stoffers 

Redakteur 

Düsseldorf 

*Stolz,  Jos. 

Wiesbaden 

Landesversicherungsanstalt 

Hessen-Nassau 

*Storp 

Regierungs- 
und Gewerbe- 
rath 

Aachen 

Königliche  Regierung 
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"KT  „ 

Name 

otand 

Wohnort 

Bfibörrlpi  ptr  wplfhp 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Straus,  C. 

Frankfurt 

a.  M. 

*Strauss,  Dr.  jur., 

Oberamtmann 

Karlsruhe 

Wohnungsgesellschaft  mit 

W.  L. 

beschränkter  Haftung 

*  Strunden,  Dr.,  Fr. 

Arzt 

Horst- 

Bauverein 

Emscher 

*Stübben,  Jos. 

Geheimer 

Köln 

Verband  deutscher  Archi- 

Baurath 

tekten-    und  Ingenieur- 

vereine 

öiumges,  r  •  vv. 

"Rhevdh 

-LLJLIO  V  W  U 

T?  ri ptj/t fpr*     4  t+i'onViano'OQoll 

bLndii 

I etten  t>  orn 

uoei  uuigei  - 

nney  ui 

o  LdULgernemQe 

meister 

*Thate 

Beigeordneter 

Meiderich 

Stadtgemeinde 

von  Thielen 

Staats- 

Berlin 

minister  und 

Königlich 

Preussischer 

Minister  der 

öffentlichen 

Arbeiten, 

TT!           1  1 

Excellenz 

*Thöne 

Eisenbahn- 

Düsseldorf 

Staatseisenbahner-Bau- 

Verkehrs- 

verein 

kontrolleur 

*  rp  _  „  „  _       T\„  TT 

1  raun,  Dr.,  Jtl. 

Senator 

Hamburg 

öenat     der    r  reien-  und 

TT  nn  cptjtn  fit  Hünihuro' 

xxclllöüö  Ldll  L    JLJLdlll  U  UI  g .  — 

V  ay1  1 1  o  ~n  ( \  Hat*  V\o  n  r»'An  /iccAn 

V  Ol  UdllU.  U.OI  JDclllgcllUööüIl- 

schaften  Deutschlands 

TTam  Knro" 

JLA.CLLH  u  Ul  4^ 

m                    tt  r\ 

Iraun,  H.  0. 

Hamburg 

*Trilling 

Regierungs- 

Köln 

Königliche  Regierung 

und  Gewerbe- 

rath 

Uhlfelder,  S. 

Frankfurt 

Aktienbaugesellschaft  für 

a.  M. 

kleine  Wohnungen 

v  e  t  ter 

iiaurath 

Eisleben 

Mansfeldsche  Kupferschie- 

fer bauende  Gewerkschaft 

Vierhaus,  Rieh. 

Maschinen- 

Rheydt 

Landesversicherungsanstalt 

meister 

Rheinprovinz 

*Vogt,  Heinr. 

Baumeister 

Aachen 

Gemeinnützige  Baugesell- 

schaft für  Aachen  und 

'  Burtscheid 

*Vorell 

Rektor 

Meiderich 

Verband  evangelischer  Ar- 

beitervereine von  Rhein- 

land und  Westfalen 

Wandel 

Rechtsanwalt 

Essen 

Gussstahlfabrik 

Fried.  Krupp 

Wattenscheid,  Bürger- 

meisteramt 
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Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Weber,  Lic. 

Pfarrer 

1 

M.-Gladbach 

Gesammtverband  der  evan- 
gelischen Arbeitervereine 
Deutschlands 

*  We  g  e  r 

Geheimer 

Dresden 

Landesversicherungsanstalt 

Reg.-Rath 

Königreich  Sachsen 

*  Weigelt 

Stadtbaurath 

Düsseldorf 

Stadtgemeinde 

"Werner 

Oberbürger- 
meister 

Cottbus 

Magistrat 

Wiedemeyer, 

Brauerei- 

Düsseldorf 

direktor  und 
Stadtverord- 
neter 

*  Wiedenhoff  E 

J_  VötfVUi  VT 

Bund  evangel.  Arbeiterver- 

eine. —  Spar-  und  Bau- 
genossenschaft des  evan- 
gelischen Arbeitervereins 

*Wiedfeldt,  B. 

Leiter  des 
statistischen 
Amts 

Essen  a.  R. 

Stadtgemeinde 

Wiesbaden,  Magistrat 

Wilke 

Regierungs- 
assessor 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 

*  Witte 

Geheimer 
Oberregie- 
rungsrath und 
vortragen  der 

XVdull  1111  1VX1111 

sterium  der 
öffentlichen 

Berlin 

Königlich  Preussisches 
Ministerium   der  öffent- 
ncnen  xiiuoiien 

Witten  a.  d.  Ruhr, 

Magistrat 

*Wittenstein,  Dr., 

Kommerzien- 

Barmen 

Bergischer  Verein  für  Ge- 

rath 

meinwohl.  —  Rheinischer 
Verein  zur  Förderung  des 
Arbeiterwohnungswesens 

;  Witting 

Oberbürger- 

Posen 

i  Magistrat    der  Provinzial- 

meister 

hauptstadt 

Wolff 

Kaufmann 

i  Hamburg 

Konsum-,  Bau-  und  Spar- 
verein „Protektion" 

WnllnAr   Dr  Rohart 

VV   \)  X  1  U.  "  I  f   XJ L  M  X\i\J  Uv/I  Li 

Gewerbe- 

Coblenz 

Inspektor 

Worms,  Grossherzogl. 

Bürgermeisterei 

Wrede 

Geheimer 

Merseburg 

Landesversicherungsanstalt 

Regierungs- 
rath 

Sachsen-Anhalt 

Wrede 

Regierungs- 
rath 

Düsseldorf 

Königliche  Regierung 
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Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird. 

1  ( ( i  rt  er     Vir  inr 
WUlIimg,  Dl.  JUI. 

-Deigeui  u- 
neter 

L/UbbeiQOI  I 

öXjdtiLgemeinQe 

*  Wulff,  Dr. 

Beigeordneter 

Mülheim 

Stadtgemeinde 

a.  Rhein 

""Zacharias 

Stadtrath 

Chemnitz 

Rath  der  Stadt 

Zanders,  Richard 

Berg.-Glad- 
bach 

Ziegler,  raul 

ochlosser 

JJusseldori 

Spar-  und  Bauverein 

*Zimmermann 

Landes- 
baurath 

Munster  i.W. 

Westialischer   Verein  zur 
Förderung    des  Klein- 
wohnungswesens 

Zuber,  Ernest 

Rixheim 

Zuber,  Rieder  &  Co. 

(Uber-Msass) 

*Zühlsdorff 

Vorarbeiter 

Berlin 

Pensionskasse  für  die  Ar- 
beiter   der  Preussisch- 
Hessischen  Eisenbahnge- 
meinschaft 

Zweigert 

Ober- 

Essen 

Stadtgemeinde 

bürgermeister 

Finnland. 


Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Idström,  G. 

Stadt- 
ingenieur 

Helsingfors 

Frankreich. 

Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Agache,  D.  A. 
*Baulez 

*Blondel,  G. 

Architekt 
Secretaire  du 
Comite  des 
habitations  ä 
bon  marche 
du  Departe- 
ment de  la 

Seine 
Professeur 

Paris 
Paris 

Paris 

Comite   des  habitations  ä 
bon  marche  du  Departe- 
ment de  la  Seine 

Societe  d'Economie  sociale 

41 


Name 


Behörde  etc.,  welche 
Wohnort       durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 


Cacheux,  Emile 


Membre  du 
Conseil  supe- 
!  rieurdes  habi- 
tations  ä  bon 
marche 


Carmichael,  R.  S. 
Challamel 

Chambre  de  Commerce 
de  Paris 

*Cheysson,  Emile 


Dubois,  Alfred 
*Dufourmantelle 

Engel,  Alfred 
*Fuster 

*Lefort 

*Paulet,  Georges 
Picot,  Georges 


Avocat  ä  la 
cour  d'appel 


Inspecteur 
general  des 
Ponts  et 
Chaussees, 
Membre  de 
l'Institut 
de  France 

Ingenieur  des 
Arts  et  Manu- 
factures 

Docteur 
en  droit, 
professeur  au 
College  libre 
des  Sciences 
sociales 


Attache  ä  la 
Direction  de 
l'Assurance 
sociale 

Maitre  de 
forges 

Directeur  de 
l'Assurance  et 
de  la  Prevoy- 
ance  sociale 
Membre  de 
l'Institut 
de  France, 
Secretaire 
perpetuel  de 
l'Academie 
des  Sciences 
m orales  et 
politiques 


Paris 


Paris 
Paris 

Paris 

Paris 


Paris 


Paris 


Beifort 
Paris 


Mohon 
(Ardennes) 

Paris 


Paris 


Comite  des  habitations  ä 
bon  marche  du  Departe- 
ment de  la  Seine.  — 
Societe  des  Ingenieurs 
civils  de  France.  —  So- 
ciete frangaise  d'hygiene 

Societe  frangaise  des  habi- 
tations ä  bon  marche 


Societe  francjiise  des  habi- 
tations a  bon  marche 


Societe  de  credit  des  habi- 
tations a  bon  marche 


Societe"     Belfortaine  des 
habitations  ä  bon  marche 
Ministere  du  Commerce 


Comite  des  habitations  ä 
bon  marche  du  Departe- 
ment des  Ardennes 

Ministere  du  Commerce 


Societe  francaise  des  habi- 
tations a  bon  marche 
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Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

Ro stand,  Eugene 

Presid.  de  la 
Caisse  d'e- 
pargned.Bou- 
ches  duRhöne 

Marseille 

• 

*Roux,  Adrien 

Paris 

*Schmidt,  MgMg; 

Düsseldorf 

*Siegfried,  Jules 

Ancien 
Ministre  du 
Commerce 

Paris 

Societe  frangaise  des  habi- 
tations  ä  bon  marche 

*Strauss,  Paul 

Senateur 

Paris 

Societe  frangaise  des  habi- 
tations  a  bon  marche.  — 
Comite  des  habitations  ä 
bon  marche"  du  Departe- 
ment de  la  Seine. 

*Tolmer,  L. 

Ingenieur 

Charleville 
(Ardennes) 

Comite  des  habitations  ä 
bon  marche  du  Departe- 
ment des  Ardennes 

Grossbritannien. 


Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Adams,  David 

Newcastle- 
on-Tyne 

Newcastle-on-Tyne  Housing 
Reform  Council 

*Aldridge,  Henry  R. 

London 

National  Housing  Reform 

Council  of  England  and 
Wales 

*Barlow,  John  H. 

London 

FSchloss,  D.  J. 

Senior  Inve- 
stigator  and 
Statistician 

London 

Department     of  Labour, 
Board  of  Trade 

Williams.  Robert 

Member  of 

London 

Workmans  National  Hou- 

the London 

sing  Council 

County  Coun- 

cil, Fellow  of 

the  Royal  In- 

stitute of  Bri- 

tish Archi- 

tects 
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Holland. 


Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird. 

"Borge  sius, 
H.  Goeman 

Minister  des 

Haag 

Königliche  Regierung 

Innern  a.  D., 
Mitglied 

der  zweiten 
Kammer 

van  Dorp,  0. 

Stadt- 

Rotterdam 

verordneter 

T\  „  __  .  1-  .  _       TT  T 

Drucker,  xi.  u. 

Mitglied  der 
II.  Kammer 

.Leiden 

Engelen,  Dr.  0. 

Präsident  des 

Zutphen 

Landgerichts 

*Eringaard,  Dr.,  J.  C. 

D  elf t- Haag 

*Eringaard  -  Johan- 

Delft-Haag 

knegt,  Frau 

*Fikken,  J.  G. 

Amsterdam 

*Fol,  E.  G.  A. 

Architekt 

Rotterdam 

*  Johanknegt,Fräul.  S. 

Amsterdam 

Krusemann,  W.  J. 

Rechtsanwalt 

Amsterdam 

Vereeniging  ten  behoeve  der 
Arbeidersklasse 

van  der  Pek 

Ingenieur- 
Architekt 

Hillegom 

'Teilegen,  J.  W.  C. 

Direktor  der 

Amsterdam 

Bau-  und 
Wohnungs- 

pOllZcl 

Treub,  Dr.,  M.  W.  P. 

Professor 

Amsterdam 

Centraibureau  voor  Sociale 

Adviezen 

Utrecht,  Magistrat  der 

Stadt 

van  Verschuer 

Baron 

Arnhem 

*vanZuylen,G.E.V.L. 

Genieoberst 

Haag 

a.  D. 

Luxemburg. 


Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 

vertreten  wird 

*Neumann,  Dr. 

Staatsrath 

Luxemburg 
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Norwegen. 


Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 

vertreten  wird 

*Svane,  Th. 

Ingenieur 

Kristiania 

Königliche   Regierung.  — 

Stadt  Kristiania. 

Oesterreich. 


Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird. 

Arhpitftr  -  Unfall  -  Vpr- 

Salzbnrf 

Sicherungsanstalt  für 

Ober  -  Oesterreich, 

Salzburg ,   Tirol  und 

V  n  t*  n  rl  h  p  v& 

Arbeiter  -  Unfall  -  Ver- 

Graz 

sicherungsanstalt  für 

Steiermark  u.  Kärnten 

Arbeiter  -  Unfall  -  Ver- 

Triest 

sicherungsanstalt  für 

Triest ,  Küstenland, 

Krain  und  Dalmatien 

Bartl,  Rud. 

Oberbaurath 

Wien 

k.  k.  Eisenbahnministerium 

Kaiser  Franz  Joseph  I. 

Wien 

Jubiläumsstiftung  für 

Volkswohnungen  und 

Wohlfahrtseinrich- 

tungen 

*Kögler,  Karl 

Regierungs- 

Wien 

Arbeiter  -  Unfall  -  Versiche- 

rath 

rungsanstalt  für  Nieder- 

Oesterreich 

*Kulhänek 

Baumeister 

Prag 

*Maresch,  Dr.,  Rud. 

Regierungs- 

Wien 

Handels-    und  Gewerbe- 

rath 

kammer 

*  Weiss  vonWellen- 

Kaiserlicher 

Wien 

stein,  Dr. 

Rath 
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Russland. 


•Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnort 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

-DerLllöIloOIl,  Ul.  JuoO 

ijr©neimratn, 

St.  Peters- 

Stnn  crp« 

kJ  vaLLVllfr  CO 

Vmrö" 

Mitglied  des 

Medizinal- 

raths 

von  Raffalovich 

Paris 

Excellenz 

Suligorski,  Adolph 

Rechtsanwalt 

Warschau 

*Skarzynski,  Graf, 

St.Petersburg 

Kaiserl.  Finanzministerium 

Louis 

Ungern-Sternberg 

Direktor 

Dagö-Kertell 

Gesellschaft  der  Dagö-Ker- 

Baron  Ernst 

Estland 

tellschen  Tuchfabrik 

C.  u.E.  Ungern-Sternberg 

Schweden. 


Behörde  etc.,  welche 

Name 

Stand 

Wohnung 

durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Andersson,  Ivar 

•  ■ 

Erster  Stadt- 
arzt 

Stockholm 

Städtisches  Gesundheits- 
amt 

*Key-Äberg,  Dr.,  K. 

Aktuarie  i 

Kongl. 
Kommers- 
kollegium 

Stockholm 

*Lindblom,  Albin 

Direktor  des 

Stockholm 

Armenverwaltung  der 
Stadt  Stockholm 

Armenwesens 

*Monteluis, 

Stockholm 

Verein  für  Organisation  der 

Frau  Agda 

Wohlthätigkeit 

*Ramberg,  Karl 

Redakteur 

Gothenburg 

*Reuterskiöld, 

Fräulein 

Stockholm 

*Tengdahl,  Kurt  Abel 

Baumeister 

Stockholm 

und  Schrift- 
steller 

*Tham,  G.  W.  S. 

1.  Direktor  der 

Stockholm 

Königliche  Regierung 

Husqvarna- 

Werke 

*Trapp,  Oscar 

Eisenbahn- 
direktor, Mit- 
glied des 
Reichstags 

Heisingborg 

Königliche  Regierung 
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Schweiz. 


Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*Russ-Suchard,  C. 

Fabrik- 
besitzer 

Neuchätel 

Ungarn. 

Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

*von  Fenyvessy,  Dr., 
Josef 

de  Fay 

Ministerial- 
hülfssekretär 
im  Königlich 
Ungarischen 
Handelsmini- 
sterium 
k.  Sanitäts- 
inspektor 

Budapest 
Budapest 

Handelsministerium 
Ministerium  des  Innern 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

Name 

Stand 

Wohnort 

Behörde  etc.,  welche 
durch  den  Angemeldeten 
vertreten  wird 

Cleveland-Cliffs  Iron  Co. 

Hubbard,  Charles  W. 

Mc  Cormick,  Stanley 
Paine,  Robert  Treat 

Patterson,  John  H. 
Taylor,  Frank  H. 

Tolman,  Wra.  H. 

Ishperning, 
Michigan 
Boston 

Chicago,  III. 
Boston 

Dayton,  Ohio 
Pittsburgh 

Pa. 
New-York 

1 

Ludlow-Manufacturing 
Associates 

1  The  Associated  Charities 

of  Boston 
National  Cash  Register  Co. 
:  Westinghouse  Electric  and 

Manufacturing  Co. 
League  for  social  Service 

Tagesordnung. 


Sonntag,  den  15.  Juni. 

Abends  8  Uhr:    Zwangloses  Zusammensein  im  Oberlichtsaal  der 
städtischen  Tonhalle,  Schadowstr.  89/93. 
Montag,  den  16.  Juni. 

Vormittags  9  Uhr:    Eröffnungssitzung   im   Oberlichtsaal  der 
städtischen  Tonhalle. 

Eröffnung  durch  den  Vorsitzenden. 

Begrüssungsreden. 

Wahl  der  Ehrenpräsidenten. 

Bericht  des  Generalsekretärs. 

1.  Hauptthema; 

Die  Abhängigkeit  der  Wohnungsmiethen  von 
Bodenpreis,  Baukosten  und  Besteuerung. 

Berichterstatter:  Prof.  Dr.  C.  J.  Fuchs -Freiburg  i.B. 
Mittags  12  Uhr:  Frühstückspause. 
Nachmittags  1  Uhr:    Zweite  Sitzung. 

Fortsetzung  der  Verhandlungen  über  das  1.  Hauptthema. 
Nachmittags  5  Uhr:  Besichtigung  von  Arbeiterwohnungen  in  der 
Stadt  Düsseldorf. 
Dienstag,  den  17.  Juni. 

Vormittags  9  Uhr:    Dritte  Sitzung. 

2.  Hauptthema: 

Die  Selbsthülfe  der  Wohnungsbedürftigen  auf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens. 
Berichterstatter:  Dr.  H.  Cr üger- Berlin. 
Mittags  12  Uhr:  Frühstückspause. 
Nachmittags  1  Uhr:    Vierte  Sitzung. 

3.  Hauptthema: 

Die  Förderung  der  Errichtung  kleiner  Woh- 
nungen durch  Staat,  Gemeinde  und  öffentliche 
Körperschaften. 

Berichterstatter:     Landesrath    Dr.  Liebrecht- 
Hannover  und  Geh.  Baurath  Stübben-Köln. 
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Nachmittags  4  Uhr:  Besichtigung  der  Gruppe  XXI  (Gesundheits- 
pflege und  Wohlfahrtseinrichtungen)  der  Industrie-  und  Gewerbe- 
aussteilung unter  sachverständiger  Führung. 

Abends  6V2  Uhr:  Festmahl  im  Festsaale  der  Ausstellung. 
Mittwoch,  den  18.  Juni. 

Vormittags  9  Uhr:  Schlusssitzung. 

Bericht  über  die  Zusammensetzung  und  eventuelle  Ergänzung 

des  permanenten  Komitees. 
Wahl  von  Zeit  und  Ort  für  den  nächsten  Kongress. 
Fortsetzung  der  Verhandlungen  über  das  3.  Hauptthema. 

Nachmittags  von  2  Uhr  an:    Ausflüge  zur  Besichtigung  von 
Wohlfahrtseinrichtungen    in    Köln,    M. -Gladbach-Rheydt- 
Odenkirchen  und  Remscheid  nach  Wahl. 
Donnerstag,  den  19.  Juni. 

Vormittags  etwa  um  8  Uhr:  Abfahrt  nach  Essen  zur  Besichti- 
gung der  Arbeiterwohnungen  der  Gussstahlfabrik  von  Fried. 
Krupp  (in  Gemeinschaft  mit  den  Mitgliedern  des  Internatio- 
nalen Kongresses  für  soziale  Arbeiterversicherung). 

Abends  8  Uhr:  Fest,  dargeboten  von  der  Stadt  Düsseldorf,  in 
der  städtischen  Tonhalle  (in  Gemeinschaft  mit  den  Mitgliedern 
des  Internationalen  Kongresses  für  soziale  Arbeiterversicherung). 


Programm 

für  die 

Besichtigungen  und  Vergnügungen. 


Montag,  den  16.  Juni. 

Nachmittags  5  Uhr:  Die  Besichtigung'  von  Arbeiter  Wohnungen 
in  der  Stadt  Düsseldorf  erfolgt  in  Gruppen  von  je  höchstens 
60  Personen. 

Gruppe  I  besichtigt  die  städtischen  Häuser  in  der  Scheurenstrasse 
sowie  die  Häuser  des  Spar-  und  Bauvereins  in  der  Stahlstrasse. 
Treffpunkt:  Scheurenstrasse. 

Farbe  der  Theilnehmerkarte :  „weiss". 

Gruppe  II  besichtigt  die  Häuser  der  Aders'schen  Wohnungsstiftung 
in  der  Louisenstrasse. 

Treffpunkt:  Ecke  der  Pionier-  und  Louisenstrasse. 
Farbe  der  Theilnehmerkarte:  „blau". 

Gruppe  III  besichtigt  die  Stiftungshäuser  in  der  Blücherstrasse 
sowie  die  Häuser  des  Spar-  und  Bauvereins  in  der  Schinkel- 
strasse. 

Treffpunkt:  vor  dem  Apollotheater,  behufs  Benutzung 
eines  Sonderzuges  der  Strassenbahn. 
Farbe  der  Theilnehmerkarte:  „roth". 
Gruppe  IY  besichtigt  die  Stiftungshäuser  am  Dorfweg  in  Hamm. 

Treffpunkt:   vor   dem   Apollotheater,   ebenfalls  behufs 
Benutzung  eines  Sonderzuges  der  Strassenbahn. 
Farbe  der  Theilnehmerkarte:  „gelb". 
Die  Karten  für  die  Besichtigung  sind  im  Kongressbüreau  erhältlich. 
Dienstag,  den  17.  Juni. 

Nachmittags  4  Uhr:  Treffpunkt  für  die  unter  sachkundiger 
Führung  vorzunehmende  Besichtigung  der  Gruppe  XXI  (Ge- 
sundheitspflege und  Wohlfahrtseinrichtungen)  der  Industrie-  und 
Gewerbe-Ausstellung  am  Eingang  Rheinthor.  Besonders  hin- 
gewiesen wird  auf  die  möblirten  Häuser  am  Rheinthor  und  die 
Pläne  für  Arbeiterhäuser  in  Halle  I  der  Ausstellung. 

VI.  Internationaler  Wohnungskongress.  4 
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Abends  6V2  Uhr:   Das  Festmahl,  für  welches  Karten  zum  Preise 
von  6  M.  für  das  Gedeck  ohne  Wein  bis  spätestens  zum  16.  Juni 
Nachmittags  5  Uhr  im  Kongressbüreau  erhältlich  sind,  findet 
im  Hauptweinrestaurant  der  Ausstellung  statt. 
Anzug:  Ueberrock. 

Mittwoch,  den  18.  Juni. 

Nachmittags:  Karten  für  die  Besichtigung  der  Wohlfahrtsein- 
richtungen in  Köln,  M.-Gladbach-Rheydt-Odenkirchen  oder  Rem- 
scheid nach  Wahl  sind  zum  Preise  der  Eisenbahnfahrkarte  für 
die  einfache  Fahrt  bis  zum  Mittag  des  17.  Juni  im  Kongress- 
büreau erhältlich. 

Abfahrt  nach  Köln  3.01.  Ankunft  daselbst  3.55.  Besichtigung 
der  Arbeiterwohnungen  in  Köln-Nippes,  Köln-Ehrenfeld  und 
Köln-Süd  zu  Wagen.  Rückfahrt:  8.19.  Ankunft  in  Düssel- 
dorf 9.13.    Fahrpreis  M.  2,40. 

Abfahrt  nach  M.-Gladbach:  2.38.  Ankunft  daselbst  3.32.  Be- 
sichtigung der  Arbeiterkolonieen  in  Odenkirchen,  Rheydt  und 
M.-Gladbach  nach  einem  besonders  zur  Vertheilung  gelangenden 
Spezialprogramm.  6.45:  Zwangloses  Zusammensein  im  Glad- 
bacher Volksgarten  bei  einem  von  der  Stadt  Gladbach  darge- 
botenen Abendtrunk. 

Rückfahrt  nach  Düsseldorf  9.23,  Ankunft  daselbst 
10.21.    Fahrpreis  M.  1,60. 

Mitglieder,  die  etwa  mit  den  Schnellzügen  um  8.2  oder 
9.2  zurückfahren  wollen,  werden  gebeten,  keine  Sonderfahr- 
karten, sondern  am  Bahnhof  gewöhnliche  Rückfahrkarten  zum 
Preise  von  M.  2,40  zu  lösen. 

Abfahrt  nach  Remscheid:  3.10.  Ankunft  daselbst  4.26.  Be- 
sichtigung der  Arbeiterkolonieen,  Fahrt  zur  Thalsperre  mittels 
Extrawagen  der  Remscheider  Strassenbahn,  Abendessen  da- 
selbst, Rückfahrt  nach  Bahnhof  Remscheid;  Abfahrt  nach 
Düsseldorf  9.56.    Ankunft  daselbst  11.07.    Fahrpreis  M.  2,30. 

Donnerstag,  den  19.  Juni. 

Vormittags  7  Uhr  55  Min.:  Die  Abfahrt  nach  Essen  erfolgt 
für  die  mit  entsprechenden  Karten  versehenen  Herren  Kongress- 
mitglieder mittels  Extrazuges  um  7.55  vom  Hauptbahnhof  aus, 
die  Rückfahrt  wird  um  1.30  vom  Bahnhof  Essen-West  aus 
angetreten. 

Abends  8  Uhr.    Das  Fest  der  Stadt  Düsseldorf  findet  im  Kaiser- 
saal der  städtischen  Tonhalle  statt. 
Anzug:  Ueberrock. 


II.  Theil. 

Vorberichte. 
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I.  Hauptthema. 


Die  Abhängigkeit  der  Wohnungsmiethen  von  Bodenpreis, 
Baukosten  und  Besteuerung. 


L  Bodenpreis  und  Baukosten  als  Voraussetzungen 
des  Mietiipreises. 

Von  Dr.  Ph.  Stein  in  Frankfurt  a.  M. 

In  Deutschland  ist  im  Gegensatz  zu  anderen  Ländern  die  Wohnungs- 
frage bis  in  die  letzten  Jahre  vorwiegend  als  ein  wissenschaftliches 
Problem  behandelt  worden;  erst  in  der  neuesten  Zeit  vollzieht  sich  auch 
hier  der  Uebergang  vom  Wort  zur  That.  Aber  trotz  der  intensiven 
Durcharbeitung  des  Problems  besteht  noch  keine  durchdringende  Klar- 
heit über  die  Grundthatsachen  der  Wohnungsfrage,  diese  ist  vielmehr 
in  eine  Reihe  von  Unterfragen  aufgelöst,  die  sich  zum  Theil  ergänzen, 
zum  Theil  widersprechen.  Die  letzten  Schriften  und  Verhandlungen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik,  die  recht  eigentlich  den  Abschluss  der  theoreti- 
schen Behandlung  des  Wohnungsproblems  hätten  bilden  sollen,  zeigten 
die  Unsicherheit  in  den  Grundanschauungen  erst  recht  deutlich.  Gerade 
an  dem  meist  anerkannten  Grundsatz  der  volkswirthschaftlich- wissen- 
schaftlichen sowohl  wie  der  sozialpolitisch -agitatorischen  Litteratur 
zur  Wohnungsfrage:  an  dem  Bestehen  eines  Bodenmonopols,  dessen  rück- 
sichtslose Ausnutzung  durch  die  private  Spekulation  die  Bodenpreise 
und  mit  ihnen  die  Miethpreise  in  die  Höhe  trieb,  wurde  eindringlichste 
Kritik  geübt. 

Schon  in  den  vorbereitenden  Schriften  zu  den  Münchener  Verhand- 
lungen hatte  Andreas  Voigt  in  seinem  Aufsatz  „Die  Bodenbesitz- 
verhältnisse, das  Bau-  und  Wohnungswesen  in  Berlin  und  seinen  Vor- 
orten" der  herrschenden  Meinung  den  Satz  entgegengestellt:  „das  primäre 
und  eigentlich  bestimmende  Moment  ist  in  allen  Fällen  nicht  der  Boden- 
werth, sondern  die  Miethe  oder  die  sonstigen  Erträge  der  errichteten 
Gebäude."  v.  Philippovich  vertrat  dann  als  Berichterstatter  diesen  Satz 
im  vollen  Umfange  in  der  bestimmten  Absicht,  die  herrschende  Meinung 
als  eine  Illusion  zu  zerstören. 

Das  Schlagwort:  „Die  Wohnungsfrage  ist  eine  Baukostenfrage",  mit 
dem  A,  Voigt  seinen  zweiten  Aufsatz:  „Die  Bedeutung  der  Baukosten 
für  die  Wohnungsfrage"  abschloss,  hat  die  Diskussion  vom  Wege  ab- 
geleitet. Der  Kampf  drehte  sich  um  die  Frage  Bodenpreis  oder  Bau- 
kosten, obwohl  Voigt  die  Bedeutung  des  Bodenpreises  für  die  Bildung 
der  Miethpreishöhe  nicht  bestritten  hatte,  sondern  die  bisher  vernach- 
lässigten Baukosten  neben  dem  Bodenpreis  in  das  rechte  Licht  hatte 
setzen  wollen. 
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Ueber  den  Streit  um  die  in  Schlagworten  zusammengefassten  End- 
entscheidungen sind  der  Ausgangspunkt  und  der  Weg,  die  Voigt  und 
v.  Philippovichzu  ihrem  gemeinsamen  Ziele  geführt  haben,  ausser  Acht 
gelassen  worden,  wiewohl  gerade  hierin  und  nicht  in  dem  Schlagwort 
die  Eigenart  und  die  Bedeutung  ihrer  Anschauung  begründet  liegt. 

Voigt  und  v.  Philipp ovich  sehen,  und  darin  unterscheiden  sie  sich 
bis  zum  Gegensatz  von  der  herrschenden  sozialpolitischen  Richtung,  in 
der  Wohnungsfrage,  soweit  sie  Preisfrage  ist,  ein  Sonderproblem  der 
allgemeinen  Preisgesetze. 

Während  bisher  nach  den  Ursachen  der  hohen  Miethen  geforscht 
wurde,  welchem  Fragen  die  Absicht,  einen  „Schuldigen"  zu  suchen  und 
damit  den  Ausgangspunkt  für  soziale  Thätigkeit  zu  finden,  mehr  oder 
minder  deutlich  zu  Grunde  lag,  suchen  Voigt  und  v.  Philippovich  die 
den  Miethpreis  überhaupt  bestimmenden  Faktoren  festzustellen  und  gegen- 
einander abzugleichen.  Das  alte  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage 
wird  von  ihnen  wieder  zur  Erklärung  herangezogen.  Es  ist  ein  Zurück- 
gehen auf  die  Betrachtungsweise  und  Methode  der  klassischen  National- 
ökonomie, was  selbstverständlich  nicht  zu  einer  Nachahmung,  sondern  zu 
einer  selbstständigen  Neugestaltung  dieser  Methodik  führen  soll;  der 
Ausgangspunkt  darf  nicht  ein  konstruirtes  reines  Wirthschafts Subjekt 
sein,  ein  homimculus  oeconomicus. 

Die  Motive  und  Berechnungen  der  Bodenspekulanten,  der  Bauunter- 
nehmer und  der  Hausbesitzer  bilden  für  Voigt  und  v.  Philippovich 
Grundlagen  für  die  Erkenntniss  des  Wohnungsproblems.  Mit  Recht  hat 
daher  Fuchs  hervorgehoben,  dass  ihre  Argumentation  jener  der  Haus- 
besitzer gleiche.  Ich  halte  den  von  Voigt  und  v.  Philippovich  ein- 
geschlagenen Weg  für  den  richtigen.  Die  Verquickung  des  wissen- 
schaftlich zu  erforschenden  Wohnungsproblems  und  der  sozialpolitisch 
zu  behandelnden  Wohnungsfrage  als  eines  Theilgebietes  der  sozialen 
Frage  hat  die  wissenschaftliche  Forschung  wie  die  sozialpolitische  Thätig- 
keit auf  Abwege  geführt. 

Die  Wohnungsfrage  ist,  soweit  sie  Preisfrage  ist,  ein  Theilproblem 
der  allgemeinen  Gesetze  über  die  Bildung  und  Bewegung  der  Preise. 
Die  objektiven  Faktoren  des  Miethpreises  im  einzelnen  Falle  sind  auf 
Seite  des  Hausbesitzers  1.  der  Bodenpreis,  2.  die  Baukosten,  auf  Seiten 
des  Miethers  dessen  Einkommen. 

Je  nach  diesen  einzelnen  Faktoren  und  ihren  Gliedern  hat  man  mit 
grösserem  oder  geringerem  Rechte  die  Wohnungsfrage  als  eine  Boden- 
frage, eine  Baukostenfrage,  eine  Bauordnungsfrage,  eine  Kreditfrage  oder 
eine  Lohnfrage  bezeichnet.  Aber  alle  diebe  Faktoren  ergeben  an  sich 
schon  wieder  einzeln  noch  in  ihrem  Zusammenhange  den  Miethpreis,  sie 
legen  nur  dessen  Grenzlinien,  historische  oder  absolute,  für  ihn  fest. 
Der  Miethpreis  bestimmt  sich  in  jeweiliger  Ausgleichung  der  einzelnen 
Faktoren  nach  der  Marktlage,  nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage. 

Die  Bildung  und  Bewegung  des  Bodenpreises. 

Der  Satz:  der  Miethpreis  bestimmt  den  Bodenpreis  scheint  die  wirk- 
lichen Zusammenhänge  auf  den  Kopf  zu  stellen.  Dagegen  lässt  sich 
scheinbar  die  Abhängigkeit  der  Miethen  von  den  Bodenpreisen  bei  den 
so  beliebten  Zusammenstellungen  hoher  Bodenpreise  und  hoher  Miethen 
mit  den  Händen  greifen.  Selbstverständlich  bildet  der  einmal  gegebene 
Bodenpreis  eine  Grundlage  für  den  Miethpreis,  aber  damit  ist  für  den 
ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  beiden  noch  garnichts  bewiesen. 
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Wir  müssen  von  dem  Augenschein  uns  abwenden,  um  klarer  zu  sehen. 
Der  Preis  des  Bodens  gründet  sich  auf  dessen  Verwerth ungsmög- 
lichkeit.  Das  Erträgniss,  oder  vielmehr  das  mögliche  Erträgniss 
bestimmt  den  Werth  des  Bodens,  gleichviel  ob  er  als  Acker  in  der  Feld- 
mark liegt,  ob  er  Erzgänge  in  sich  führt  oder  ob  auf  ihm  sich  die 
Wolkenkratzer  amerikanischer  Grossstädte  erheben. 

Die  Miethen  stellen  das  Erträgniss  des  Baulandes  und  des  Hauses 
dar  und  bestimmen  daher  deren  Preis.  Sie  bilden  bei  jeder  Verkaufs- 
verhandlung die  Grundlage  der  Preisbemessung,  einerlei,  ob  ein  Speku- 
lant oder  ein  beliebiger  Privatmann,  der  in  einem  Hause  die  sichere  An- 
lage für  sein  kleines  Sparkapital  sucht,  der  Käufer  ist. 

Aber  nicht  der  gegenwärtig  gegebene  Ertrag,  sondern  der  mög- 
liche Ertrag  bestimmt  den  Preis  des  Bodens,  als  der  dauernden  Basis 
dieses  Erträgnisses. 

So  lange  der  Boden  rein  landwirtschaftlich  benutzt  wird  und  auf 
absehbare  Zeit  hin  in  solcher  Weise  allein  benutzbar  bleiben  wird,  richtet 
sich  sein  Preis  allein  nach  dem  möglichen  landwirtschaftlichen  Erträg- 
niss. Sobald  sich  aber  die  Aussicht  auf  eine  bauliche  Verwerthung 
des  Landes  eröffnet,  steigt  der  Preis.  In  welcher  Stärke,  hängt  von 
der  fernen  oder  nahen  Verwirklichung  der  Aussicht  ab.  Die  Erträg- 
nisse aus  einer  zukünftigen  intensiveren  Ausnutzungsmöglichkeit  des 
Bodens  werfen  ihre  Schatten  schon  auf  Jahre  weit  voraus.  Je  näher 
die  Verwirklichung  dieser  intensiveren  Ausnutzung  heranrückt,  desto 
höher  steigt  der  Preis,  bis  er  schliesslich  die  Höhe  des  Marktpreises  für 
Hausgrundstücke  und  damit  vorläufig  seinen  Abschluss  erreicht  hat. 
P.  Voigt  hebt  die  Thatsache,  dass  nach  der  Bebauung  eines  Terrains 
eine  wesentliche  Preissteigerung  des  Grund  und  Bodens  nicht  mehr 
stattfindet,  verwundert  als  ein  Zeichen  der  geschickten  Preistreiberei  der 
Bodenspekulation  hervor. 

Diese  Thatsache  hat  nichts  Verwunderliches  an  sich,  noch  ist  sie 
ein  Beweis  für  die  Geschicklichkeit  der  Spekulanten.  Sie  ergiebt  sich 
ganz  natürlich  daraus,  dass  eben  die  jeweilige  Verwerthungsmöglichkeit 
den  Preis  bestimmt. 

Der  Preis  des  bebauten  Bodens  und  des  Hauses  kann  und  wird 
wieder  steigen,  wenn  eine  intensivere  wirtschaftliche  oder  technische 
Ausnutzung  des  Hauses  oder  des  Hausgrundstückes  möglich  wird,  und 
jedesmal  wird  sich  die  Thatsache  ergeben,  dass  mit  der  Verwirklichung 
der  bisher  nur  möglichen  intensiveren  Ausnutzung  keine  weitere  Preis- 
steigerung eintritt. 

Der  bei  Erreichung  des  jeweilig  höchsten  Grades  in  der  Ausnutzung 
des  Bodens  oder  des  Hauses  gezahlte  Preis  ist  nicht  das  Ergebniss 
der  Spekulation,  sondern  vielmehr  deren  Voraussetzung.  Er  bildet 
die  mehr  oder  weniger  sichere  Grundlage  für  die  Bemessung  der  vorher- 
gezahlten Preise.  Von  dem  Augenblick  an,  da  Ackerboden  zu  Bauland 
wird,  liegt  er  den  Preisabmachungen  zu  Grunde,  der  Grad  der  Sicher- 
heit seiner  Verwirklichung  bestimmt  den  jeweiligen  Wert  des  Bodens. 
So  tritt  die  erste  Werthsteigerung  mit  dem  Uebergange  vom  Ackerland 
zum  Baugrund  ein.  Die  Möglichkeit  einer  baulichen  Verwerthung  des 
Ackerbodens  rückt  durch  die  allgemeinen  wirthschaftlichen  Verhältnisse, 
durch  Anlegung  von  Strassen,  ja  nur  durch  das  Projekt  einer  Strassen- 
oder  Bahnanlage  in  eine  übersehbare  Entfernung.  Die  Folge  ist  eine 
starke  Steigerung  des  Werthes.  Je  weiter  die  Möglichkeit  zur  Wahr- 
scheinlichkeit und  schliesslich  zur  Sicherheit  wird,  setzt  sich  der  bei 
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baulicher  Benutzung  mögliche  Preis  durch.  Die  Linie  der  Preisbewegung 
kann  eine  ununterbrochene  sein,  aber  in  nicht  seltenen  Fällen  treten  bei 
einer  Ueberschätzung  des  Tempos  Zinsverluste  oder  aber  bei  einer  Ueber- 
schätzung  des  Grades  der  schliesslichen  Ausnutzung  Kapitalverluste  ein. 
Ein  Fall  aus  der  Praxis  möge  das  Gesagte  verdeutlichen.  Es  handelt  sich 
um  ein  Gelände  im  Osten  Frankfurts,  nahe  an  der  Stadtgrenze  gelegen, 
aber  bisher  noch  rein  landwirtschaftlich  benutzt.  Entsprechend  der 
günstigen  Lage,  die  eine  Bebauung  in  naher  Zukunft  erwarten  Hess, 
hatte  der  Bodenwerth  bereits  die  Höhe  von  20  000  M.  für  den  Morgen 
erreicht.  Nun  wurde  der  Fluchtlinienplan  für  diese  Gegend  festgelegt. 
Es  kam  zu  Enteignungsprozessen,  und  in  einem  der  Prozesse  wurde  der 
Werth  des  Geländes  von  den  Sachverständigen  auf  25  000-26  000  M. 
für  den  Morgen  berechnet,  und  zwar  mit  folgender  Begründung:  „Mit 
der  Festlegung  eines  Fluchtlinienplanes  ist  eine  Direktive  für  die  Weiter- 
entwickelung der  Gegend  geschaffen.  Während  man  bisher  noch  nicht 
wusste,  wie  sich  die  Strassen,  Bebauungsverhältnisse  für  die  Folge  ge- 
stalten werden,  schafft  die  Festlegung  des  Fluchtlinienplanes  eine  Sicher- 
heit gegenüber  der  bisherigen  Unsicherheit;  diese  Thatsache  ist  geeignet, 
den  Werth  des  Ackerlandes  zu  erhöhen,  wenngleich  es  noch  lange  nicht 
die  Qualität  eines  Bauplatzes  besitzt.  Die  begründete,  durch  einen 
Fluchtlinienplan  bestätigte  Aussicht,  dass  das  Gelände  in  kürzerer  oder 
längerer  Zeit  bebauungs fähig  werde«  beeinflusst  und  erhöht  den  Werth." 
Die  örtliche  und  zeitliche  Entfernung  von  der  Baugrenze  bestimmt  den 
Werth  des  zum  Baulande  heranreifenden  Bodens,  und  wenn  das  Sach- 
verständigengutachten weiter  ausführt:  „Welche  Absichten  die  Besitzer 
mit  den  in  Frage  stehenden  Grundstücken  hatten,  welche  Zwecke  sie 
damit  verfolgten  und  welchen  Preis  sie  endlich  dafür  gezahlt  haben,  ist 
für  unsere  Abschätzung  ohne  Einfluss",  so  geht  auch  aus  dieser  negativen 
Abgrenzung  der  Schätzung  hervor,  dass  der  zukünftige  Bauplatzwerth 
eines  Grundstücks  die  Voraussetzung  für  die  vorausgehenden  Werth- 
bemessungen ist  und  nicht  ein  einmal  gezahlter  Preis;  die  Zukunft  be- 
stimmt die  Werthe,  nicht  die  Vergangenheit. 

Fassen  wir  die  bisherigen  Ausführungen  abschliessend  zusammen: 
Der  Werth  eines  Grundstückes  wird  durch  dessen  Ausnutzungsmöglich- 
keit bestimmt.    Diese  hängt  bei  Baugelände  ab 

1.  von  der  wirtschaftlichen  Lage  und  deren  Entwickelung  im  all- 
gemeinen wie  von  den  wirthschaftlichen  Umständen  des  be- 
sonderen Falles  (Wachsthum  des  Ortes,  wirtschaftlicher  und 
sozialer  Charakter  der  Stadt,  der  Gegend,  der  Strasse,  des  Bau- 
platzes, etwa  Lage  an  einer  Ecke,  an  der  verkehrsreicheren 
Strassenseite,  Lage  an  einer  besonders  „feinen"  Strasse)  (wirth- 
schaftliche  und  soziale  Ausnutzungsmöglichkeit), 

2.  von  der  Bauordnung  (gesetzliche  Ausnutzungsmöglichkeit), 

3.  von  der  Breite  und  Tiefe  des  Platzes  (Bebauungsplan)  und  dem 
Grundriss  des  Hauses  (technische  Ausnutzungsmöglichkeit). 

In  dem  Zusammen-  und  Gegeneinanderwirken  dieser  einzelnen  Mo- 
mente ergiebt  sich  eine  Fülle  von  Ausnutzungsmöglichkeiten,  die  einer 
schematischen  Erfahrung  der  Bodenpreisbewegung  spottet.  So  wird 
in  der  Forsthausstrasse  zu  Frankfurt,  einer  reinen  Villenstrasse,  der 
Quadratfuss  mit  5 — 6  M.  bezahlt,  während  er  in  der  nächsten  Parallel- 
strasse, ebenfalls  einer  feinen  Wohnstrasse,  trotz  der  Möglichkeit  einer 
intensiveren   Ausnutzung   nur    4 — 4,50  M.   und   in   den  Verbindungs- 
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Strassen  der  beiden  Strassen  nur  3 — 3,50  M.  kostet.  Dem  gesetzlichen 
Moment  der  intensiveren  Ausnutzung  wirkt  das  soziale  des  grösseren 
Reichthums  und  des  Strebens  nach  exklusivem  Luxus  entgegen,  in  der 
neuen  Kaiserstrasse  kostete  der  Quadratfuss  von  1891—1895  durch- 
schnittlich 20  M.,  dann  stieg  er  auf  25 — 30  M.,  1896  wurden  die  beiden 
Eckplätze  mit  45  M.  für  den  Quadratfuss  verkauft,  1900  war  ihr  Preis 
auf  57—60  M.  gestiegen.  Das  Vertrauen  in  die  günstige  Geschäftslage 
der  Strasse  war  gestiegen.  Aber  trotzdem  stehen  diese  Preise  hinter 
den  Preisen  in  anderen  Strassen  der  Stadt,  die  weit  geringeren  V erkehr 
aufweisen.  So  wurde  schon  vor  Jahren  in  der  Goethestrasse,  der  Haupt- 
zugangsstrasse  des  wohlhabenden  Westendes  zur  Stadt,  der  Quadratfuss 
bis  zu  85  M.  und  mehr  bezahlt.  Der  geringere  Verkehr  eines  kauf- 
kräftigeren und  kaufwilligeren  Publikums  wurde  höher  bewerthet  als  der 
lebhafte  Verkehr  von  Passanten  und  den  Bewohnern  der  Fabrikgegend 
hinter  dem  Bahnhof.  Theoretisch  sollte  z.  Z.  eine  Beschränkung  der  bau- 
lichen Ausnutzung  durch  die  Bauordnung  ein  Sinken  des  Einheitspreises 
für  das  Quadratmeter  Bauplatzfläche  zur  Folge  haben,  und  von  diesem 
Gedanken  sind  alle  neueren  Bauordnungen  mit  ihrer  Forderung  weit- 
räumiger Bebauung  beherrscht.  Zweifellos  wirkt  eine  weiträumige  Bau- 
weise fordernde  Bauordnung  auf  eine  Niederhaltung  der  Bodenpreise 
durch  die  Verringerung  der  gesetzlichen  Ausnutzungsmöglichkeit  hin. 
Ihr  können  aber  andere,  wirth schaftliche,  Momente  entgegenwirken.  So 
ist  z.  B.  in  Frankfurt,  trotz  der  neuen  Bauordnungen  für  die  Aussenstadt 
von  1891  und  1897,  die  immer  energischer  und  weitergehend  die  weit- 
räumige Bebauung  vorgeschrieben  haben,  der  Einheitspreis  für  das 
Quadratmeter  Bauland  im  Gegensatz  zur  allgemeinen  Erwartung,  auch 
der  Bodenspekulanten,  nicht  bloss  nicht  gefallen,  sondern  —  und  gerade 
auch  in  den  Zonen  der  weiträumigen  Bauweise  —  ganz  erheblich  ge- 
stiegen. Die  gesetzliche  Beschränkung  der  Ausnutzung  des  Bodens 
wurde  wettgemacht  durch  eine  starke  Erweiterung  der  wirthschaftlichen 
Ausnutzung  des  Hauses,  die,  wie  ich  noch  nachzuweisen  versuchen 
werde,  gerade  durch  die  von  hygienischem  und  ästhetischem  Standpunkte 
wohl  begründete  Neugestaltung  der  Bauordnung  begünstigt  wurde.  Die 
Zonenbauordnung  und  die  weiträumige  Bebauung  hat  nicht  an  sich  schon 
„unzweifelhaft"  eine  Niederhaltung  der  Bauplatzpreise  und  ebenso  wenig 
unzweifelhaft  eine  Beschränkung  der  Spekulation  zur  Folge. 

Klarer  setzt  sich  die  Zulassung  einer  intensiveren  gesetzlichen  Aus- 
nutzung des  Bauplatzes  in  eine  Preiserhöhung  um.  Der  Miethertrag  bei  der 
zulässigen  intensivsten  Ausnutzung  des  Grundstücks  bestimmt  den  Boden- 
preis; die  Miethkaserne  ist  in  diesem  Sinne,  aber  nicht  allein,  ein  Ergebniss 
der  Bauordnung.  Beispiele  hierfür  sind  seit  Eberstadt's  Feststellung  des 
Zusammenhanges  zwischen  Bebauungsplan,  Bauordnung  und  Bodenpreis 
hinreichend  bekannt,  aus  jüngster  Zeit  sei  noch  eines  angeführt.  Für 
die  Stadt  "Wiesbaden  ist  zur  Abstellung  des  Mangels  an  kleinen  Woh- 
nungen die  Wohnbenutzung  der  Mansarden  neuerdings  zugelassen  worden. 
Schon  vorher,  als  diese  Absicht  bekannt  wurde,  sollen  die  Hauspreise 
gestiegen  sein,  ob  aber  in  demselben  Verhältniss,  das  ist  die  zur  Erkennt- 
niss  des  Problems  wichtige  Frage.  Es  ist  möglich  —  die  Zahlen  fehlen 
noch,  auch  ist  die  Zeit  zu  kurz  — ,  dass  durch  die  plötzliche  Vermehrung 
des  Angebots  in  kleinen  Wohnungen  die  Miethpreise  sich  senken  werden, 
sodass  trotz  Vermehrung  der  Zahl  der  Wohnungen  im  Hause  das  Ge-  / 
sammtmietherträgniss  und  damit  der  Preis  des  Hauses  nicht  in  dem  er- 
hofften Maasse  steigen  wird. 
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Die  Bodenspekulation. 

Die  Spekulation  kommt  schon  in  der  nationalökonomischen  Litteratur 
nicht  gut  und  noch  weniger  gut  in  der  sozialpolitischen  Agitation  weg. 
Mit  am  schlimmsten  befehdet  wird  die  Bodenspekulation.  Viel  mora- 
lische Entrüstung  und  unklare  Erkenntniss  liegen  diesen  Anklagen  zu 
Grunde.  Aus  der  Zeit  kleinbürgerlichen  "Wirthschaftslebens  mit  ihren 
Zug  um  Zuggeschäften  steckt  vielen  Doch  eine  furchtsame  Scheu  vor 
der  Spekulation  als  einer  geheimnissvollen  Macht  im  Blute.  Eine 
weitverbreitete,  gewissermaassen  moraliche  Betrachtungsweise  wirth- 
schaftlicher  Vorgänge  lässt  nur  die  produzirende  Thätigkeit  als  produk- 
tive gelten,  gründet  die  Berechtigung  des  wirthschaftlichen  Gewinnes 
auf  mühevolle  Arbeit.  In  dem  Bodenhandel  treten  die  Gewinne  offen- 
kundiger hervor,  tritt  die  „Mühelosigkeit"  der  Spekulation  greller  ans  Licht 
als  auf  anderen  Wirtschaftsgebieten,  dem  entsprechend  äussert  sich 
hier  die  Abneigung  gegen  die  Spekulation  stärker  als  sonst.  Das  Bild 
von  dem  glücklichen  Grundbesitzer,  dessen  Eigenthum  ohne  sein  Zuthun 
durch  die  Arbeit  Anderer  Werth  ansetzt,  wohnt  nicht  bloss  in  dem 
Gehirn  der  grossen  Masse. 

Die  Spekulation  ist  eine  natürliche  und  nothwendige  Form  des  wirth- 
schaftlichen Handelns,  die  sich  aus  der  zeitlichen  Differenz  der  Werthe 
und  der  Preise  ergiebt.  Das  ihr  eigenthümliche  äussere  Merkmal  ist  nicht 
die  Mühe,  sondern  das  Risiko.  Der  Aussenstehende  beachtet  gewöhnlich 
nur  den  Gewinn,  die  Bedeutung  der  Verluste  ist  er  geneigt  gering 
anzuschlagen.  Dem  Anscheine  nach  ist  mit  der  Bodenspekulation  ge- 
ringes oder  fast  kein  Risiko  verbunden.  Das  Steigen  '  des  Boden- 
werthes  in  den  wachsenden  Industriegemeinden  und  Städten  vollzieht 
sich  scheinbar  so  regelmässig,  dass  der  Eintritt  des  Gewinnes  nahezu 
sicher  zu  erwarten  steht.  Die  wirklichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Fälle 
unterscheiden  sich  jedoch  wesentlich  von  diesen  Phantasiemeinungen. 
Wer  einmal  vor  einem  Grundstück-  oder  Hauskauf  gestanden  hat,  weiss 
die  Unsicherheit  der  Schätzung  der  Preisentwickelung  zu  beurtheilen. 
Der  Erfolg  der  Spekulation  hängt  davon  ab,  ob  die  Zukunft  die  der 
Spekulation  zu  Grunde  gelegten  Voraussetzungen  sanktionirt,  ob  die 
erhoffte  höhere  Ausnutzungsmöglichkeit  des  Grundstückes  oder  des 
Hauses  in  dem  vorausgesetzten  Maasse  oder  in  der  vorausgesetzten 
Zeit  eintritt.  Im  letzteren  Falle  stehen  Zinsverluste,  die  einen  künftigen 
Gewinn  vollständig  ausgleichen  oder  übertreffen  können,  im  ersteren 
Falle  ein  direkter  Kapitalverlust  auf  dem  Spiele. 

In  bestimmten  Fällen  tritt  zweifellos  bei  der  Bodenpreisbewegung 
ein  risikofreier  Gewinn  ein,  aber  gerade  in  diesen  Fällen  ist  kaum  von 
Spekulation  die  Rede.  Spekulation  ist  eben  untrennbar  mit  Risiko 
verbunden.  In  jenen  risikofreien  Fällen  der  Werthsteigung  haben  wir 
wirklich  den  Mann  jenes  Bildes  vor  uns,  dessen  Besitz  ohne  sein  Zu- 
thun  Werth  ansetzt,  aber  nur  ist  jener  Mann  nicht  der  Vertreter  des 
Spekulantentypus,  sondern  ein  Bauer  oder  Gärtner,  der  sich  vor  der 
Stadt  Land  zum  Wirthschaftsbetrieb  erworben  hat,  oder  es  ist  ein 
Hausbesitzer,  der  sich  ein  Haus  als  sichere  Kapitalanlage  gekauft 
und  jähre-  oder  jahrzehntelang  in  dem  Eingang  der  Miethen  eine 
gute  Verzinsung  seines  Vermögens  gehabt  hat.  Diese  Leute  machen 
die  „unverdienten"  Gewinne,  die  der  Spekulation  sind,  zwar  nicht  durch 
den  Schweiss   der  Arbeit,   aber  durch  die  Sorge  des  Risikos  „gerecht- 
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fertigt",  wenn  man  im  Wirtschaftsleben  solche  der  moralischen  Ideen- 
welt entnommenen  Begriffe  gebrauchen  soll. 

Wie  verhält  es  sich  mit  dem  anderen,  volkswirtschaftlichen  Ein- 
wand, dass  die  Spekulation  den  Bodenpreis  in  die  Höhe  treibe?  Wenn 
Jemand  in  einer  Gegend,  deren  Bodenpreis  rein  durch  die  landwirt- 
schaftlichen Erträgnisse  bestimmt  war,  Grundstücke  in  der  Erwartung 
einer  in  absehbarer  Zeit  möglichen  städtischen  Bebauung  ankauft  und 
dementsprechend  das  Preisangebot  feststellt,  dann  erhöht  er  den  Boden- 
preis nicht  bloss  jenes  gekauften  Grundstückes,  sondern  auch  der  übrigen 
in  derselben  Lage.  Obenhin  besehen,  hat  er  den  Preis  in  die  Höhe  ge- 
trieben, in  Wahrheit  hat  er  aber  nur  den  höheren  Werth  des  Geländes 
offenbart.  In  dem  höheren  Preise  äusserte  sich  nicht  eine  absichtliche 
Preistreiberei  der  Spekulation,  sondern  in  ihm  trat  die  durch  allgemein 
wirtschaftliche  Verhältnisse  oder  besondere  Umstände  hervorgerufene 
Erhöhung  der  Ausnutzungsmöglichkeit  des  Bodens  und  damit  dessen  höherer 
Werth  offen  zu  Tage.  Die  Spekulation  ruft  nicht  den  höheren  Werth 
hervor,  sondern  sie  nutzt  ihn  aus,  sie  schafft  nicht  Werte,  sondern  spürt 
Werthe  auf.  Die  Grundlage  für  ihre  Werth-  und  Preisbemessung  giebt, 
wie  schon  früher  hervorgehoben,  der  bei  der  baulichen  Yerwerthung  des 
Geländes  mögliche  Preis  des  Bodens  ab.  Er  bestimmt  den  endgiltigen 
Erfolg  der  Spekulation,  und  nicht  umgekehrt,  und  ebenso  richtet  sich 
nach  ihm  der  jeweilige  Werth  und  Preisstand  des  zum  Bauplatz  heran- 
reifenden Baulandes.  Die  Spekulation  könnte  die  Preise  nur  dann 
treiben,  den  Boden  verteuern  und  nicht  bloss  das  Steigen  der  Boden- 
preise ausnutzen,  wenn  sie  den  Grad  der  Ausnützungsmöglichkeit  zu 
steigern  oder  den  Uebergang  vom  Ackerland  zum  Bauland,  von  Wohn- 
boden zu  Geschäftsboden  zu  beschleunigen  vermöchte.  Das  erstere  wäre 
nur  dann  der  Fall,  wenn  ein  Spekulant  ein  tatsächliches  Bodenmonopol 
besässe,  das  heisst,  wenn  er  Herr  des  ganzen  in  Betracht  kommenden 
Baugeländes  wäre  und  ihm  —  und  dies  muss  hinzukommen  —  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  durch  ein  ununterbrochenes  Wachsthum  der 
Stadtbevölkerung  begünstigte.  In  einem  solchen  Falle  könnten  durch 
Zurückhaltung  des  baureifen  Landes  die  Bautätigkeit  gehemmt  und 
durch  Einschränkung  des  Wohnungsangebots  bei  steigender  Nachfrage 
die  Mieten  allgemein  in  die  Höhe  getrieben  werden.  Der  Werth  der 
Häuser  und  des  Bodens  stiege  entsprechend,  und  neben  den  Hausbesitzern 
und  den  übrigen  Grundbesitzern  erzielte  der  Grossspekulant  aussergewöhn- 
lichen  Gewinn.  Verfolgen  wir  das  Bodenmonopol  bis  zu  seinen  letzten 
Konsequenzen,  dann  entpuppt  es  sich  als  eine  —  utopische  Konstruktion. 
Die  Rolle  eines  solchen  Diktators  ist  noch  von  keinem  gespielt  worden, 
die  grössten  Bodenspekulanten  waren  als  Ausnutzer  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  von  diesen  abhängig,  und  nicht  umgekehrt. 

Im  Stadtinnern  haben  wir  Bodenmonopole,  oder  richtiger  Lage- 
monopole. Aber  auch  hier  ist  nicht  der  Bodenbesitzer  im  Stande,  ein 
Monopol  zu  schaffen,  sondern  nur  die  —  überdies  noch  wechselnde  — 
Gunst  der  Lage  auszunutzen,  und  ebensowenig  verteuert  er  den  Miet- 
preis, sondern  in  der  höheren  Miethe  nimmt  er  an  der  Ausnutzung  der 
günstigen  Lage  teil,  deren  Vortheil  sonst  ganz  allein  und  auch,  nach 
der  beliebten  Terminologie,  „unverdient"  dem  Ladeninhaber  zu  Theil 
würde.  Theure  Ladenmiethen  haben  aber  keineswegs  ohne  weiteres  teure 
Preise  im  Gefolge;  dagegen  wirkt  die  Konkurrenz.  Nicht  im  höheren 
Preise,  sondern  im  grösseren  Umsatz  findet  der  Ladeninhaber  den  Ersatz 
der  Miethkosten. 
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Die  Schätzung  der  Gunst  der  Lage  entbehrt  zudem  der  sicheren 
Grundlage;  es  ist  möglich,  dass  das  eine  Geschäft,  weil  der  erwartete 
Umsatz  ausbleibt,  nicht  bestehen  kann:  das  Geschäft  bringt  die  Miethe 
nicht  auf.  Damit  ist  jedoch  noch  nicht  gesagt,  dass  ein  anderes  Geschäft 
bei  demselben  Miethpreise  nicht  glänzend  bestehen  könnte.  Die  Aus- 
nutzungsmöglichkeit der  Lage  ist  nicht  für  jedes  Geschäft  in  gleicher 
Weise  gegeben. 

Die  Spekulation,  und  gerade  die  gewerbsmässige,  sucht  vielmehr 
den  zweiten  Weg  zu  gehen,  den  Uebergang  von  Ackerland  zu  Bauland, 
von  Wohnboden  zu  Geschäftsboden  zu  beschleunigen.  Das  ist  ihre  volks- 
wirtschaftliche Aufgabe.  Auch  hier  kann  sie  die  Entwickelung  der  Stadt 
oder  des  Stadttheiles  nicht  meistern,  wohl  aber  den  Weg  erleichtern. 
Die  grosse  Bodenspekulation  hat  das  grösste  finanzielle  Interesse  daran, 
möglichst  bald  das  Bauland  zum  Bauplatz  zu  machen,  denn  damit  realisirt 
sich  ihre  Voraussetzung,  und  je  rascher  dieser  Uebergang  erfolgt,  desto 
geringer  wird  ihr  Risiko,  desto  rascher  bringt  sie  ihren  Gewinn  in 
Sicherheit. 

Nicht  die  gewerbsmässigen  Bodenspekulanten  hemmen  die  Aus- 
dehnung der  Städte,  sie  haben  von  der  Erschliessung  des  Baulandes  den 
nächsten  Vortheil,  sondern  vielmehr  die  Leute,  die  mit  ihrem  Grund- 
besitz nicht  spekuliren  wollen,  ihn  landwirtschaftlich  oder  gärtnerisch 
ausnutzen,  oder  reiche  Private  und  Stiftungen,  die  darin  die  sicherste 
Kapitalanlage  sehen. 

Es  giebt  Fälle,  in  denen  die  Bodenspekulation  die  Preise  über  die 
tatsächlichen  Werthe  hinaus  steigert.  Nur  in  diesen  Fällen  kann  von 
einem  Preistreiben  die  Rede  sein,  nicht  aber  schon  dann,  wenn  ein 
Spekulant  ein  Geländestück  zu  einem  gewinnreichen,  aber  hinter  dem 
tatsächlichen  Wert  stehenden  Preise  verkauft.  Nicht  die  Preishöhe 
ist  das  Unterscheidungsmerkmal  für  Preistreiberei  von  natürlicher  Preis- 
steigerung, sondern  die  Verschiedenart  der  Faktoren  der  Preisbildung. 
Wenn  der  A.  an  den  B.  ein  Grundstück  für  60  Mk.  das  Quadratmeter 
verkauft  und  bald  darauf  der  B.  den  Bauplatz  an  den  C.  für  80  Mk. 
weiter  verkauft  und  dieser  schliesslich  einen  dritten  Käufer  findet,  der 
ihm  133  Mk.  für  das  Quadratmeter  bezahlt,  und  dies  alles  im  Zeitraum 
von  zwei  Jahren  vor  sich  geht,  so  wird  man  geneigt  sein,  darin  ein 
Preistreiben  der  Spekulation  zu  sehen.    Dies  war  auch  die  Meinung  des 

A.  ,  der  mir  diesen  wirklichen  Fall  erzählte.    Er  hatte  den  Preis  für  den 

B.  in  der  Voraussetzung  festgesetzt,  B.,  ein  Handwerker,  wrolle  das  Haus 
für  seine  Geschäftszwecke  errichten.  In  dem  C.  sah  er  den  skrupellosen 
Spekulanten,  der  den  exorbitanten  Preis  nur  durch  gleichzeitige  Kredit- 
gewährung von  dem  wahrscheinlich  vollständig  kapitallosen  und  daher 
unbedenklichen  D.  fordern  konnte.  Wahrscheinlich  werde,  so  war  seine 
Ansicht,  in  einem  Konkurs,  bei  dem  die  Bauhandwerker  die  Leidtragen- 
den wären,  der  Hauspreis  auf  seine  reelle  Höhe  herabgedrückt  werden  — 
ein  typischer  Fall  der  Preistreiberei  einer  ungesunden  Spekulation  mit 
allen  seinen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Schäden.  Bei  sorgfältiger 
Nachprüfung  des  Falles  mit  einem  Sachverständigen,  der  das  Grundstück 
genau  kannte,  ergab  sich  jedoch,  dass  der  letzte  Preis  kein  übertriebener 
war,  dass  vielmehr  der  letzte  Käufer  noch  eine  sichere  Rente  von  5  bis 
6  Prozent  aus  dem  Hause  ziehen  konnte,  sofern  er,  wofür  die  Voraus- 
setzungen gegeben  Avaren  und  worauf  er  spekulirt  hatte,  Läden  und 
eine  Wirtschaft  einrichtete.  Die  Voraussetzungen  der  Bodenspekulation 
—  Grad  und  Beginn  der  baulichen  Ausnutzung  —  sind  unsichere,  bei 
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ihrer  Beurtheilung  spielen  persönliche  und  allgemeine  Stimmungen  eine 
wesentliche  Rolle.  Ein  Bodenmakler  antwortete  bezeichnender  Weise  auf 
meine  Frage  nach  den  Merkmalen  für  die  Beurtheilung  von  Bauland- 
werthen:  „das  muss  man  im  Gefühl  haben,  das  lässt  sich  nicht  nach 
Regeln  lernen". 

Die  Haussestimmung  lässt  sich  künstlich  erzeugen,  die  offenen  und 
versteckten  Anpreisungen  von  günstigen  Villengeländen  in  den  Vororten 
der  Grossstädte  sind  beredte  Beispiele  hierfür,  aber  weit  häufiger  und 
viel  intensiver  ist  die  auf  allerlei  Nachrichten  und  Pläne  bei  allgemeiner 
günstiger  wirthschaftlicher  Lage  gleichsam  von  selbst  entstehende  Hausse- 
stimmimg, deren  Ursprung  wie  Ende  gleich  unerkennbar,  gleich  unbe- 
stimmbar ist.  An  den  Erfolgen  der  einen  entzündet  sich  der  Eifer  der 
anderen.  Die  Unsicherheit  der  Voraussetzungen  wird  nicht  beachtet,  das 
Tempo  der  Ausdehnung  der  Stadt  wird  rascher  und  rascher  angenomman. 
In  einer  Treibhausatmosphäre  scheint  sich  die  Reife  des  Baulandes  zu 
vollziehen.  Die  Preise  schnellen  in  die  Höhe,  ausser  Zusammenhang  mit 
den  thatsächlichen  Verhältnissen.  Aber  gerade  hier  zeigt  sich,  dass  der 
bei  Verwirklichung  der  vollen  Ausnutzungsmöglichkeit  zulässige  Preis 
nicht  das  Ergebniss,  sondern  die  Voraussetzung  der  Spekulation  ist: 
werden  die  Spekulationspreise  nicht  durch  die  thatsächliche  Entwickelung 
bestätigt  und  gleichsam  als  „natürliche"  Preise  gerechtfertigt,  dann 
brechen  sie  über  Nacht  zusammen. 

Dieses  Auf  und  Nieder  in  der  Bewegung  der  Bodenpreise  wirkt  nun 
nicht  schon  ohne  weiteres  auf  die  Miethpreise  weiter.  Zu  einem  guten 
Theil  vollzieht  es  sich  noch  rein  im  Bodengeschäft.  Die  Leidtragenden 
sind  in  diesem  Falle  Spekulanten. 

In  anderen  Fällen  tritt  der  Preissturz  auf  die  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  entsprechende  Höhe  erst  kurz  vor  oder  während  dem 
Hausbau  ein,  und  dann  gelingt  es  dem  Bodenspekulanten  nur  zu  oft,  die 
Kosten  seiner  falschen  Spekulation  auf  die  Bauhandwerker  abzuwälzen. 
Der  Miether  wird  nur  dann  und  insoweit  zur  Kostendeckung  heran- 
gezogen, wann  und  als  durch  das  Treiben  der  Bodenspekulation  der 
nothwendige  Betrieb  der  Bauthätigkeit  gehemmt  wird.  Es  ist  möglich 
—  wir  werden  später  noch  einen  solchen  Fall  ausführlicher  zu  behandeln 
haben  — ,  dass  in  übertriebener  Haussestimmung  baureifes  Land  von  der 
Bebauung  ferngehalten  wird,  der  Gewinn  aus  steigendem  Bodenwerth, 
auf  Grund  scheinbar  steigender  Ausnutzungsmöglichkeit,  realisirt  sich 
rascher  und  mit  geringerem  Risiko  bei  Verkauf  des  reinen  Bodens  als 
bei  dessen  Bebauung.  Aber  auch  hier  treibt  nicht  die  Spekulation  die 
Preise,  sondern  diejenigen  Momente,  die  die  Haussestimmung  erzeugen 
und  erhalten,  sind  die  treibenden  Faktoren.  Die  Spekulation  glaubt  zu 
schieben,  und  sie  wird  geschoben. 

Die  Baukosten. 

Die  Baukosten  zerfallen  in  die  Herstellungskosten  des  Gebäudes 
(die  „technischen"  Baukosten),  in  die  Kosten  für  Strassenabtretung, 
-Herstellung  und  -Unterhaltung,  Kanalbeiträge,  Steuern  und  andere 
sich  aus  Gesetzen  und  Ordnungen  ergebende  Lasten,  zum  Dritten  in  die 
aus  finanziellen  Operationen  bei  der  Aufnahme  von  Baugeld  und  Hypo- 
theken herrührenden  Kosten. 

Die  technischen  Baukosten  sind  abhängig  von  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Verhältnissen  wie  von  behördlichen  Vorschriften. 

Der  wachsende  Wohlstand  hat  nicht  blos  die  Wohnansprüche,  so 
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verschieden  sie  auch  sonst  nach  Gegenden  und  Klassen  sind,  stetig  ge- 
steigert, er  hat  auch  die  Architekten  und  Baumeister  zu  reicherer  Aus- 
führung und  Ausgestaltung  der  Bauwerke  im  Innern  wie  im  Aeussern 
veranlasst  bis  zur  protzigen  Ueberladung  auf  der  einen  Seite  und  dem 
schäbigen  Schein  imitirter  Eleganz  auf  der  andern  Seite. 

Die  Löhne  der  Bauarbeiter,  die  einen  erheblichen  Theil,  bis  zu  2/3 
der  Baukosten,  ausmachen,  sind,  mit  Unterbrechungen,  ebenfalls  ziemlich 
regelmässig  gestiegen.  In  den  letzten  zehn  Jahren  ist  die  Lohnsteigerung 
eine  durchgängige  und  allgemeine  gewesen.  So  bewegte  sich  in  Frank- 
furt der  Stundenlohnsatz  der  Zimmerleute  1888  um  36  Pf.,  1900  um 
50  Pf.,  für  die  Maurer  sind  die  betreffenden  Zahlen  32 — 34  und  48  bis 
50  Pf.,  für  die  Schreiner  30—32  und  46—48  Pf. 

Dagegen  sollen  —  eine  sichere  Feststellung  war  begreiflicher  Weise 
nicht  möglich  —  die  Gewinnquoten  der  Bauunternehmer  in  Folge  stärkerer 
Konkurrenz  gefallen  sein.  „Die  Bauunternehmer  verdienten  früher  an 
den  einzelnen  Bauten  erheblich  mehr  als  heute",  war  die  gleichlautende 
Aussage  der  von  mir  befragten  Sachverständigen.  Durch  intensiveren 
Betrieb  wird  bei  fallender  Gewinnquote  der  Gewinn  erzielt.  „Früher 
hatte  ein  Bauunternehmer  durch  den  Bau  von  einem  oder  zwei  Häusern 
im  Jahr  sein  reichliches  Auskommen  und  konnte  dabei  noch  Vermögen  an- 
sammeln." Ebenso  soll  durch  bessere  Materialausnutzung,  geschicktere 
Arbeitsanordnung  die  Wirkung  der  Lohnsteigerung  auf  die  Baukosten- 
summen ausgeglichen  worden  sein.  Die  Materialpreise  weisen  keine 
stetige  Bewegung  auf,  sie  sind  starken  Preisschwankungen  unterworfen, 
doch  scheint  die  Preiskurve  eine  nach  aufwärts  gerichtete  Tendenz 
zu  haben. 

Die  Wirkung  der  behördlichen  Vorschriften  auf  die  Höhe  der  tech- 
nischen Baukosten  ist  ebenfalls  keine  gleichförmige;  zum  Theil  hat  man 
in  neuerer  Zeit  einige  übertriebene  Forderungen  fallen  lassen,  aber  im 
allgemeinen  wirken  die  Bauordnungen  fortschreitend  auf  die  strengere 
Beobachtung  der  Forderungen  der  Feuersicherheit,  Standfestigkeit,  der 
Gesundheit  und  Aesthetik  hin  und  erhöhen  dadurch  die  Baukosten. 

Einfacher  liegen  die  Beziehungen  zwischen  den  Kosten  aus  Abtre- 
tung, Herstellung  und  Unterhaltung  der  Strassen,  aus  Kanalanschluss 
und  Kanalbeiträgen,  aus  Steuern  und  so  fort  und  den  Baukosten,  nur 
wird  dabei  vielfach,  besonders  bei  der  Behandlung  der  Steuerfrage,  allzu- 
leicht übersehen,  dass  in  sehr  vielen  Fällen,  ja  unter  den  fast  in  allen 
Städten  bestehenden  Verhältnissen  der  Bauherr  nur  die  Steuer  vorlegt, 
der  Miether  sie  dagegen  bezahlt.  Je  breiter  die  Strasse,  je  kostspieliger 
das  Strassenbaumaterial,  desto  grösser  ist  selbstverständlich  ihre  Wir- 
kung auf  die  Baukosten.  An  vielen  Orten  ist  man  hierin  zu  weit  ge- 
gangen und  hat  auf  Kosten  schliesslich  der  Miether  breite,  gut  gebaute 
Strassen,  auch  ohne  dass  es  der  Verkehr  erfordert  hätte,  hergestellt. 
Der  Antheil  dieser  auf  Gesetz  und  Ordnung  beruhenden  Baukosten  ist 
im  allgemeinen  stetig  gewachsen. 

Bei  den  aus  finanziellen  Operationen  bei  der  Aufnahme  von  Baugeld 
und  Hypotheken  herrührenden  Kosten  tritt  der  eine  allgemeine  Zug  des 
allmählichen,  wenn  auch  nicht  ununterbrochenen  Sinkens  des  Zinsfusses 
hervor.  Dieser  Tendenz  wirkt  aber  die  steigende  hypothekarische  Be- 
lastung der  Häuser  entgegen.  Die  Verhältnisse  auf  dem  Markte  für  Baugeld 
und  zweitstellige  Hypotheken  sind  vollständig  unklare  und  ungeklärte; 
hier  hat  eine  schwer  zu  übersehende  Kapitalistenschicht  ihren  ungeregelten 
Tummelplatz  behalten. 
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Die  Zusammenfassung  aller  einzelnen  Faktoren  ergiebt  eine  durch- 
gängige stetige  Steigerung  der  Baukosten. 

Die  Bildung  und  Bewegung  des  Hauspreises  und  der  Miethpreise. 

Nicht  der  gezahlte  Bodenpreis  und  die  aufgewendeten  Baukosten 
bestimmen  den  jeweiligen  Preis  des  Hauses,  sondern  der  Miethertrag. 
Für  den  Hausverkäufer  bilden  die  beiden  ersten  Faktoren  wohl  die  Unter- 
grenze seiner  Preisforderung.  Der  Käufer  fragt  allein  nach  dem  Mietherträg- 
niss,  nach  dem  momentanen  und  dem  zukünftig  möglichen;  ob  die  Baukosten 
niedrig  oder  übertheuer  waren,  bleibt  ausser  Betracht,  soweit  nicht  die 
Qualität  der  Bauausführung  und  damit  die  Dauer  der  Nutzung  dabei  in 
Frage  steht.  Den  Werth  des  einzelnen  Hauses  bestimmen  weder  die  Pro- 
duktionskosten noch  die  Reproduktionskosten,  als  Quelle  einer  Nutzung 
stellt  deren  Grösse  seinen  Werth  dar.  In  den  Zeiten  der  Baukrisen 
setzt  sich  diese  Grundlage  der  Häuserwerthe  mit  elementarer  Wucht 
allgemein  durch,  bei  zurückgehenden  Orten  giebt  sie  der  Preisbewegung 
der  Häuser  das  dauernde  Gepräge. 

Unter  normalen  Verhältnissen  bilden  der  Bodenpreis  und  die  Bau- 
kosten als  regulirende  Faktoren  der  Bauthätigkeit  die  allgemeine  Unter- 
grenze der  Häuserpreise. 

Die  Gestehungskosten  des  Hauses,  beim  Bau  oder  Erwerb,  bestimmen 
auch  bei  den  Verhandlungen  über  die  Miethpreise  die  Untergrenze  der 
Preisforderung  des  Vermiethers.  Auf  Seiten  des  Miethers  bestimmt  das 
Einkommen  oder  bei  geschäftlicher  Benutzung  des  Miethraumes,  sei  es 
als  Laden  oder  Wirthschaft,  oder  durch  Abvermiethen  die  daraus  zu 
ziehende  Einnahme  die  Höchstgrenze  des  Preisangebotes.  Die  Aus- 
gleichung dieser  gegenüberstehenden  Faktoren  erfolgt  nach  den  all- 
gemeinen Marktverhältnissen  wie  den  persönlichen  und  sachlichen  Um- 
ständen des  besonderen  Falles.  Der  Wohnungsmarkt  löst  sich  nicht, 
wie  es  die  schematische  Vorstellungsweise  der  klassischen  Nationalöko- 
nomie annahm,  in  lauter  Einzel  Verhandlungen  auf,  bei  denen  jeder  Theil 
auf  das  eingehendste  und  kundigste  die  allgemeinen  wie  die  besonderen 
Grundlagen  der  Preisforderung  und  des  Preisangebotes  prüft.  Die  Preise 
sind  vielmehr  historisch  und  örtlich  durch  allgemeine  Momente  bedingt; 
der  bisherige  Preis  bildet  die  Basis  der  Preisverhandlungen.  Die  Preis- 
abmachung ist  innerhalb  dieser  Grenzen  in  letzter  Linie  eine  Machtfrage. 
Nicht  der  wirthschaftlich  gerechtfertigte,  sondern  der  wirthschaftlich 
noch  mögliche  Preis  ist  das  Ziel  der  Verhandlungen  der  beiden  gegen- 
überstehenden Parteien. 

Der  Hausbesitzer  wird  in  der  Preisabmachung  soweit  gehen,  wie  er 
nach  der  Marktlage  gehen  kann ,  wenn  möglich  bis  an  die  äusserste 
Grenze  der  Zahlungsfähigkeit  der  in  Betracht  kommenden  Miethergruppe. 
Auf  der  anderen  Seite  sind  für  den  Miether  die  konkurrir enden  Preis- 
forderungen der  Vermiether  ausschlaggebend.  Gleich  dem  Hausbesitzer 
strebt  er  nach  möglichster  Ausnutzung  der  Marktlage.  Wem  der  Er- 
folg zufallen  wird,  hängt  von  den  Machtverhältnissen  der  Parteien  wie 
von  der  Gunst  der  Lage  ab.  Eines  der  wichtigsten  Momente  hierbei  ist 
das  Verhältniss  von  Angebot  und  Nachfrage.  Die  Zahl  der  freien  Woh- 
nungen ist  schon  das  äussere,  sich  gleichsam  von  selbst  aufdrängende 
Merkmal  der  Gunst  oder  Ungunst  der  Marktlage  und  beeinflusst  dadurch 
zu  einem  erheblichen  Theil  die  Markt  Stimmung.  Es  wäre  aber  eine  sche- 
matische Auffassung  wirtschaftlicher  Vorgänge,  in  dem  zahlenmässigen 
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Verhältniss  von  Angebot  und  Nachfrage  das  einzige  preisbestimmende 
Moment  zu  sehen  und  aus  einem  Ueberangebot  von  Wohnungen  auf  eine 
sofortige  Senkung  des  Mietpreises  zu  schliessen.  Die  Kapitalkraft  der 
Hausbesitzer  vermag  der  Ungunst  der  Lage  zu  trotzen.  So  ist  z.  B.  in 
Frankfurt  in  den  letzten  Jahren  ein  Ueberangebot  von  theuersten  grossen 
"Wohnungen  entstanden,  aber  weder  ist  der  Miethpreis  für  diese  Woh- 
nungen wie  für  die  übrigen  Wohnungen  der  gleichen  Art  noch  der  Kaufpreis 
solcher  Häuser  zurückgegangen.  Der  Grund  hierfür  ist,  dass  die  Bau- 
herren und  Hausbesitzer  dieser  Häuser  kapitalkräftig  genug  sind,  auch 
einen  längeren  Miethausfall  auszuhalten.  Bei  kapitalschwachen  Bauherren 
wäre  wohl  schon,  wahrscheinlich  unter  Schädigung  der  Bauhandwerker,  der 
Preis  des  Hauses  auf  dessen  momentanen  Werth  zurückgegangen.  Die 
Kapitalkraft  ist  aber,  so  gross  sie  auch  im  einzelnen  Falle  sein  mag,  be- 
grenzt, und  nur  für  eine  gewisse  Zeit  kann  sie  der  preisdrückenden 
Tendenz  eines  Wohnungsüberangebots  entgegenwirken. 

So  wichtig  auch  die  ökonomische  Stellung  der  Bauherren  und  der 
Hausbesitzer  auf  der  einen  Seite,  die  ökonomische  Stellung  der  Miether 
und  der  Miethergruppen  auf  der  anderen  Seite  als  grundlegende  Faktoren 
ihrer  persönlichen  Machtstellung  auf  dem  Wohnungsmarkte  sind,  die 
Durchsetzung  und  Ausnutzung  dieser  Macht  ist  bedingt  durch  die  Lage 
des  Wohnungsmarktes  nach  Angebot  nnd  Nachfrage. 

Die  Wohnungsfrage  ist  in  diesem  Sinne  eine  Bauthätigkeitsfrage. 
Jede  Stockung  oder  jede  Beschränkung  der  Bauthätigkeit  wirkt  in  der 
Eichtung  einer  Verstärkung  der  Position  der  Hausbesitzer,  begünstigt 
eine  intensivere  Ausnutzung  des  Hauses  durch  Steigerung  der  Miethen 
und  wirkt  damit  weiter  auf  eine  Vertheuerung  des  Bodenpreises.  Der 
Werthzuwachs,  den  der  Boden  bei  Uebergang  von  Ackerland  zu  Bau- 
land, durch  die  intensivere  Bebauung  im  Stil  der  Miethkasernen  und 
schliesslich  durch  den  Uebergang  von  Wohnboden  zu  Geschäftsboden 
erfährt,  bedeutet  an  sich  weder  eine  Vertheuerung  des  Bodens,  wenn- 
gleich man  dabei  bedauern  kann,  dass  dieser  durch  die  Allgemeinheit 
hervorgerufene  Zuwachs  Einzelpersonen  zu  Theil  wird,  noch  eine  Ver- 
theuerung der  Miethen. 

Vertheuerung  des  Bodens  und  Vertheuerung  der  Miethen  sind  Korre- 
late des  Wohnungsmangels  und  weiter  zurückgehend  des  Nichtschritt- 
haltens der  Bauthätigkeit  mit  dem  Wohnungsbedarf,  der  —  nebenbei 
bemerkt  —  nicht  allein  an  dem  zahlenmässigen  Wachsthum  der  Bevölke- 
rung gemessen  werden  darf. 

Der  Betrieb  der  Bauthätigkeit  wird  einmal  bestimmt  durch  die  Organi- 
sation des  Baugewerbes,  durch  die  allgemein  wirtschaftliche  Lage,  zu  einem 
nicht  geringen  Theil  auch  durch  behördliche  Maassnahmen. 

Die  Herstellung  der  Wohnungen  für  die  Masse  der  Bevölkerung 
liegt  mit  verschwindenden  Ausnahmen  in  der  Hand  kleiner  kapital- 
schwacher Bauunternehmer,  zu  einem  beträchtlichen  Theil  ist  sie  das 
Feld  des  „Baulöwenthums",  der  Strohmänner  von  Boden  und  Darlehens- 
spekulanten. 

Gerade  in  den  Zeiten  wirthschaftlichen  Aufschwungs  mit  steigendem 
Wohnungsbedarf  versagt  dieses  kleine  Bauunternehmerthum.  Die  Löhne 
stehen  hoch,  Materialien  und  Geld  sind  theuer.  Die  Bauthätigkeit  stockt 
in  der  Zeit,  da  sie  ihre  Aufgabe  recht  erfüllen  sollte.  In  der  besseren 
Organisation  des  Baugewerbes  eröffnen  sich  dem  Kapitalismus,  dem 
Grossunternehmerthum  wie  den  städtischen  Verwaltungen  noch  grosse 
wirthschaftliche  und  soziale  Aufgaben. 
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Die  Behörden  bestimmen  durch  den  Bebauungsplan,  durch  die  Para- 
graphen und  vielleicht  noch  mehr  durch  die  Handhabung  der  Bauord- 
nung durch  die  Baupolizei,  durch  steuerliche  Maassnahmen  die  Entfaltung 
der  Bauthätigkeit.  Forderungen  der  Aesthetik  und  Hygiene  sind  auf 
der  anderen  Seite  geeignet,  durch  eine  Erschwerung  der  Bauthätigkeit 
die  Miethpreise  zu  vertheuern.  Sie  können  schliesslich  dazu  führen,  dass 
die  Häuser  zwar  hübsch  und  gesund,  die  Wohnungen  jedoch  über- 
füllt sind. 

Ein  praktisches  Beispiel  soll  diese  Erörterung  erläuternd  abschliessen: 
In  Frankfurt  hatte  bis  in  die  Mitte  der  90  er  Jahre  eine  lebhafte  Bau- 
thätigkeit, gerade  auch  in  der  Herstellung  von  Kleinwohnungen  ge- 
herrscht.   Es  wurden  fertiggestellt: 


Wohn- 
gebäude 

benutz- 
bare Woh- 

davon mit 
1 

heizbaren  Zimmern 

O  Q 

überhaupt 

nungen 

1894/95 

....  374 

1933 

50 

494 

783 

1895/96  m. 

Bockenheim  378 

2108 

40 

521 

976 

1896/97 

....  250 

1349 

16 

215 

702 

1897/98 

....  246 

1156 

24 

231 

416 

1898/99 

....  242 

1020 

24 

199 

390 

1899/1900 

....  253 

1057 

6 

118 

512 

1900/01 

 374 

1702 

25 

334 

735 

Trotz  der  steten  Steigerung  der  Bevölkerungszahl  ist  dann  das  Woh- 
nungsangebot von  1896 — 1899  stetig  zurückgegangen,  erst  mit  1900,  wo 
schon  die  wirtschaftliche  Depression  einsetzte,  beginnt  eine  Steige- 
rung der  Bauthätigkeit,  der  aber  wieder  die  zahlreichen  Abbrüche  ent- 
gegenwirken. 

Im  Laufe  der  letzten  fünf  Jahre  sind  die  Miethpreise  um  etwa  20  bis 
30  o/o  gestiegen  und  stehen  jetzt,  wobei  Ausnahmesummen  nach  unten 
und  nach  oben  weggelassen  sind,  etwa  auf  folgenden  Höhen : 


1  Raum  jährlich  

2  Räume  (einschl.  Küche)  jährlich 
3 

"        n  r>  n  55 

4 

55  51  55  51 

"  51  55  55  55 

7 

'  55  11  11  15 

8  und  mehr  Räume 


100—  180  M. 
180—  250  „ 
300—  450  „ 
450-  750  „ 
800-1200  „ 
1000—1600  „ 
1500-2500  „ 
2000-5000  M. 


In  derselben  Zeit  sind  die  Boden-  und  Häuserpreise  ebenfalls  um 
etwa  20—30  %,  und  in  demselben  Verhältniss  die  Bauarbeiterlöhne  ge- 
stiegen. Die  Materialienpreise  weisen  keine  so  stetige  Bewegung  auf: 
in  den  Aufschwungsjahren  sind  auch  sie  zum  Theil  beträchtlich  gestiegen, 
haben  sich  aber  nicht  auf  der  Höhe  gehalten.  Obenhin  angesehen  ist 
damit  die  Auflösung  des  Räthsels  der  Miethsteigerung  gegeben:  die  Spe- 
kulation hat  den  Bodenpreis  getrieben,  dazu  kommen  die  gestiegenen 
Baukosten,  folglich  sind  die  Miethen  gestiegen,  und  dass  die  Rechnung 
stimmt,  beweist  das  gleiche  Prozentverhältniss  der  Steigerung  von  Boden- 
preis, Baukosten  und  Miethpreis. 

In  Wirklichkeit  liegen  aber  die  Zusammenhänge  von  Bedingung  und 
Ergebniss  anders ;  die  Zahlen  der  Neubauten  weisen  auf  den  richtigen  Weg 
hin:  Nicht  der  Miethpreis  hat  sich  um  20—30  %  erhöht,  weil  der  Boden- 
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und  Hauspreis  in  diesem  Maasse  gestiegen  ist,  sondern  der  Boden  und 
die  Häuser  sind  entsprechend  den  gestiegenen  Erträgnissen  um  20 — 30  % 
im  Preise  gestiegen.  Die  Vorbedingung  der  Miethsteigerung  ist  das  Zu- 
rückbleiben der  Bauthätigkeit  in  dieser  Periode  gewesen,  und  dies  geht 
wieder  weiter  zurück  auf  die  vorher  geschilderte  mangelhafte  Organisa- 
tion des  Baugewerbes  und  auf  ihr  Versagen  in  den  Zeiten  des  wirth- 
schaftlichen  Aufschwunges.  Verstärkend  wirken  dabei  die  Bauordnungs- 
und die  Bodenpolitik  der  Stadt  mit. 

Bis  1891  bildete  die  Stadt  ein  Baugebiet.  Die  Haushöhe  richtete 
sich  nach  der  Strassenbreite,  die  sie  um  einige  Meter  übertreffen  durfte. 
Die  Höchstzahl  der  Stockwerke  war  auf  Erdgeschoss  und  vier  Ober- 
geschosse bestimmt,  der  unbebaute  Raum  war  gering  bemessen.  In  der 
Regel  sollte  nicht  mehr  als  B4U  des  Grundstückes  bebaut  werden. 

Im  Oktober  1891  wurde  eine  Bauordnung  für  die  Aussenstadt,  die 
mehr  und  mehr  die  Wohngegend  wurde,  erlassen.  Sie  stellte  zwei  Bau- 
zonen, eine  äussere  und  eine  innere,  fest  und  darin  drei  Bauviertel,  das 
Wohnviertel,  Fabrikviertel  und  das  gemischte  Viertel.  Die  Haushöhe 
war  an  die  Strassenbreite  gebunden.  Die  Höchstzahl  der  Stockwerke 
war  für  Vorderhäuser  in  beiden  Zonen  und  in  den  drei  Vierteln  auf  Erd- 
geschoss und  drei  Obergeschosse  festgesetzt.  Gebäude  mit  Hinterwoh- 
nungen durften  in  der  inneren  Zone  nur  drei  Geschosse,  in  der  äusseren 
nur  zwei  Geschosse  haben,  der  unbebaute  Raum  sollte  in  den  Wohn- 
vierteln der  äusseren  Zone  und  dem  feinen  Wohnviertel  der  inneren  Zone 
auf  jede  Wohnung  100  qm,  in  den  übrigen  Wohnvierteln  der  inneren 
Zone  60  qm,  im  Fabrikviertel  150  qm,  im  gemischten  Viertel  der  äusseren 
Zone  40  qm,  der  inneren  Zone  30  qm  ausmachen.  Im  Fabrikviertel  und 
im  gemischten  Viertel  konnte  die  Baupolizei  Ermässigungen  des  unbe- 
bauten Raumes  auf  jede  Wohnung  zulassen,  sodass  auf  jede  Wohnung 
in  der  inneren  Zone  bei  Zweizimmerwohnungen  15  qm,  bei  Dreizimmer- 
wohnungen 20  qm,  in  der  äusseren  Zone  bei  Zweizimmerwohnungen 
25  qm,  bei  Dreizimmerwohnungen  30  qm  unbebauten  Raumes  kamen,  ins- 
gesammt  musste  jedoch  in  diesen  Fällen  V2  des  hinter  der  Baulinie 
gelegenen  Grundstücks  unbebaut  bleiben. 

1897  wurde  die  jetzt  geltende  Bauordnung  für  die  Aussenstadt  er- 
lassen, die  noch  entschiedener  als  die  Ordnung  von  1891  die  weiträumige 
Bebauung  vorschreibt.  Die  Stockwerkzahl  ist  für  Wohngebäude  allgemein 
auf  Erdgeschoss  und  drei  Obergeschosse  beschränkt.  Im  Wohnviertel 
und  gemischten  Viertel  der  äusseren  und  im  Wohnviertel  der  feinen 
Wohngegend  der  inneren  Zone  darf  an  Strassen  bis  14  m  Breite  nur 
ein  Obergeschoss,  an  breiteren  Strassen  nur  zwei  Obergeschosse  gebaut 
werden.  Im  Fabrikviertel  dürfen  Gebäude  mit  mehr  als  einer  Wohnung 
nicht  mehr  als  zwei  Obergeschosse  haben. 

Der  unbebaute  Raum  hat  in  der  inneren  Zone,  ausser  der  feinen  Wohn- 
gegend, 4/io  des  hinter  der  Baulinie  gelegenen  Grundstücks  zu  betragen. 
Wenn  in  einem  Geschoss  mehr  als  eine  Wohnung  sich  befindet,  so  ist 
für  jede  zweite  und  weitere  Wohnung  und  ausserdem  für  jede  Hinter- 
wohnung je  V20  mehr  unbebaut  zu  lassen,  in  der  feinen  Wohnlage  ist 
statt  V20  —  Y10  unbebaut  zu  lassen. 

In  der  äusseren  Zone  beträgt  die  Hofgrundfläche  5/io,  zu  ihr  kommt 
für  jede  zweite  und  weitere  Wohnung  auf  einem  Geschoss  Vio- 

Daraus  ergiebt  sich  folgendes:  Nach  der  Bauordnung  von  1884 
erforderte  ein  Doppeldreizimmerhaus. 
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180  qm  bebaute  Fläche 
dazu    60   „    unbebauten  Raum 
240  qm  Bauland. 

Da  man  fünf  Geschosse  errichten  konnte  so  entfielen  auf  jedeWohnung 
24  qm  Bauland. 

Nach  der  Bauordnung  von  1891  konnten  acht  Wohnungen  in  einem 
Hause  errichtet  werden.  Das  Haus  erforderte  in  dem  Wohnviertel  der 
äusseren  Zone  und  der  feineren  Wohnlage  der  inneren  Zone 

180  qm  bebaute  Fläche 

800  „    unbebaute  Fläche 

980  qm, 

oder  auf  die  Wohnung  122,5  qm  Bauland, 
in  dem  Wohnviertel  der  inneren  Zone 

180  qm  bebaute  Fläche 
480   „   unbebaute  Fläche 
660  qm, 

oder  auf  die  Wohnung  82,5  qm  Bauland, 
im  gemischten  Viertel  der  äusseren  Zone 

180  qm  bebaute  Fläche 
320  „    unbebaute  Fläche 

500  qm, 

oder  auf  die  Wohnung  62,5  qm  Bauland, 
der  inneren  Zone 

180  qm  bebaute  Fläche 
240  „    unbebaute  Fläche 

420  qm, 

oder  auf  die  Wohnung  52,5  qm  Bauland, 
nach  den  Ermässigungen: 
in  der  inneren  Zone 

180  qm  bebaute  Fläche 
180  „    unbebaute  Fläche 

360  qm, 

oder  auf  die  Wohnung  45,00  qm  Bauland, 
in  der  äusseren  Zone 

180  qm  bebaute  Fläche 
240  „    unbebaute  Fläche 

420  qm, 

oder  auf  die  Wohnung   52,5  qm. 

Nach  der  Bauordnung  von  1897  können  in  dem  Wohnviertel  und 
gemischten  Viertel  der  äusseren  Zohne  und  in  der  feinen  Wohngegend 
der  inneren  Zone  6  Wohnungen,  in  den  übrigen  Th eilen  der  inneren 
Zone  acht  Wohnungen  in  einem  Hause  vereinigt  werden. 
Das  Haus  erfordert: 
in  der  äusseren  Zone 

180  qm  bebaute  Fläche 
720  „    unbebaute  Fläche 

900  qm, 

oder  auf  .die  Wohnung  150  qm  Bauland, 

5* 
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in  der  feinen  Wohngegend  der  inneren  Zone 
180  qm  bebaute  Fläche, 
420   „    unbebaute  Fläche 
600  qm, 

oder  auf  die  Wohnung  100  qm  Bauland, 

in  den  übrigen  Theilen  der  inneren  Zone  (bei  acht  Wohnungen) 
180  qm  bebaute  Fläche 
270   „    unbebaute  Fläche 
450  qm, 

oder  auf  die  Wohnung  56,25  qm  Bauland. 

Die  Zahlen  geben  nicht  die  wirklichen  Verhältnisse  vollständig 
richtig  wieder;  durch  Dispense  aller  Art  werden  die  Härten  der  Bauord- 
nung abgeschwächt  und  gemildert.  Aber  die  Zahlen  behalten  trotzdem 
ihren  Vergleichswerth. 

Bei  der  Abfassung  der  Bauordnung  ging  man  von  dem  Gedanken 
aus,  dass  die  Vorschrift  einer  weiträumigen  Bauweise  in  den  Aussen- 
theilen  der  Stadt  den  Einheitspreis  des  Quadratmeters  derart  herab- 
drücken werde,  dass  die  grössere  Grundfläche  bei  weiträumiger  Be- 
bauung etwa  denselben  Preis  haben  werde  wie  eine  kleinere  Grundfläche 
bei  intensiverer  Ausnutzung. 

In  Wirklichkeit  jedoch  ist  der  Einheitspreis  nicht  nur  nicht  gefallen, 
sondern  ununterbrochen  gestiegen. 

Der  Zwang  einer  weiträumigeren  Bebauung  und  einer  theueren 
Bauweise  durch  die  Beschränkung  der  Stockwerkzahl  auf  zwei  und  drei 
Obergeschosse  und  durch  das  Unmöglichmachen  des  Baues  von  Häusern 
mit  Doppelwohnungen  —  Häuser  mit  Doppelwohnungen  können  nach 
den  Bestimmungen  der  Bauordnung  in  der  äusseren  Zone,  die  mehr  und 
mehr  in  das  Wohngebiet  einbezogen  wird,  nicht  rentabel  gebaut  werden  — 
hätte  nur  dann  einen  Druck  auf  die  Bodenpreise  ausüben  können,  wenn 
genügend  baureifes  Land  zur  Verfügung  gestanden  und  wenn  die  Bau- 
thätigkeit  sich  dem  Bedarf  entsprechend  ausgedehnt  hätte. 

Nach  den  Bestimmungen  der  Bauordnung  war  für  dieselbe  Zahl  von 
Wohnungen  eine  weit  grössere  Fläche  Baulandes  als  früher  erforderlich. 
Es  hätte  daher  eine  weit  grössere  Fläche  baureifen  Landes  bereitge- 
stellt werden  müssen,  um  die  Bauthätigkeit  mit  dem  Wohnungsbedarf 
Schritt  halten  zu  lassen. 

Der  Erlass  der  Bauordnung  von  1897  fiel  aber  gerade  in  die  Zeit 
des  allgemeinen  wirtschaftlichen  Aufschwunges.  Die  Stadt  wuchs  an 
Volkszahl  und  dehnte  sich  aus,  und  mit  ihr  die  Vorortgemeinden.  Die 
Frage  der  Eingemeindung  mehrerer  dieser  Orte  rückte  in  den  Vorder- 
grund, die  Möglichkeit  einer  Besiedelung  weiter,  jetzt  noch  unter  dem 
Pfluge  stehender  Strecken  trat  in  übersehbare  Entfernung.  Die  Land- 
ankäufe der  Stadt  und  der  städtischen  Stiftungen  in  der  Feldmark  der 
Stadt  und  in  den  Gemarkungen  der  Vororte  verstärkten  im  Zusammen- 
hang mit  dem  bekannt  gewordenen  Plan  eines  ausgedehnten  Vorortbahn- 
netzes diese  Stimmung.  Die  Bodenpreise  schnellten  in  die  Höhe:  die 
Bauern  der  Vororte,  erst  einmal  aufmerksam  geworden,  verstanden  die 
Gunst  der  Lage  auszunutzen.  Die  allgemeine  Haussestimmung  lockte 
die  Spekulation,  grosse  Kapitalmassen  wandten  sich  von  den  Börsen- 
geschäften dem  Bodenhandel  zu.  Solange  noch  hier  durch  Kauf  und  Ver- 
kauf von  Grundstücken  rasche  Gewinne  zu  machen  waren,  fehlten  der 
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Anreiz  und  der  Anlass,  das  Laad  zu  bebauen,  die  Beschwerden  und 
das  Kisiko  des  Baues  und  der  Vermiethung  auf  sieh  zu  nehmen. 

Während  dieser  Vorgänge  auf  dem  Grundstücksmarkte  hemmte  der 
wirthschaftliche  Aufschwurng  die  Wohnungsbauthätigkeit  durch  steigende 
Materialpreise  und  Löhne,  durch  die  lohnendere  Beschäftigung  der  Bau- 
unternehmung bei  Herstellung  von  Fabriken  und  Geschäftsgebäuden.  Die 
Beschränkungen  der  Bauordnung  trugen  eine  weitere  Verstärkung  der 
Hemmung  hinzu.  Das  "Wohnungsangebot  verringerte  sich  —  Wegfall 
von  alten  Wohnungen  infolge  der  Durchbrüche  wirkte  mit  — ,  während 
die  Bevölkerung  stetig  und  stark  wuchs,  vermehrte  Zahl  der  Ehe- 
schliessungen und  höheres  Einkommen  die  Wohnansprüche  steigerten. 
Die  Folge  war  die  starke  Steigung  der  Miethen,  die  zum  Theil  für  den 
Miether  durch  bessere  Gelegenheit  zur  Abvermiethung  finanziell  aus- 
geglichen wurde.  Die  Untervermiethung,  bei  der  die  kleinen  Wohnungs- 
,, Besitzer"  zum  Theil  gleich  den  Hausbesitzern  „Miethwucher"  trieben, 
hat  vor  allem  dazu  beigetragen,  dass  Miethe  und  Lohn  ganz  ausser 
Verhältniss  geriethen:  Die  Miethsteigerung  wirkte  weiter  auf  die  Ver- 
kaufspreise der  Häuser  und  schliesslich  auf  den  Preis  des  Bodens,  denn 
trotz  der  geringeren  gesetzlichen  Ausnützungsmögiichkeit  gewährte  er 
durch  die  starke  Steigerung  der  wirthschaft liehen  Ausnützungsmögiich- 
keit höhere  Erträgnisse  und  stand  infolge  dessen  im  Preise  höher.  Daran 
knüpfte  die  Spekulation  an  und  setzte  danach  ihre  Preise  für  werdendes 
Bauland  fest.  Sie  nutzte  die  Gunst  der  Lage  aus,  diese  aber  war  ge- 
schaffen durch  den  wirthschaftlichen  Aufschwung  im  allgemeinen  wie  die 
besonderen  Hoffnungen  und  Erwartungen  bezüglich  der  Ausdehnung  der 
Stadt  Frankfurt  und  ihres  weiteren  Wohngebietes  im  besonderen  auf  der 
einen  Seite  und  das  Zurückbleiben  der  Wohnungsbauthätigkeit  hinter 
dem  Bedarf  infolge  der  Mängel  ihrer  Organisation  und  auch  infolge  der 
Beschränkungen  der  Bauordnung  auf  der  anderen  Seite. 

Fassen  wir  zum  Schluss  das  Typische  in  unserem  Beispiel  zu- 
sammen: die  Wohnungsfrage  ist,  soweit  sie  Preisfrage  ist,  eine  Bau- 
thätigkeitsfrage.  Die  Schaffung  und  Erhaltung  preiswerther 
Wohnungsmiethen  ist  an  das  Schritthalten  der  Bauthätigkeit 
mit  dem  Wohnungsbedarf  gebunden.  Daraus  ergiebt  sich  als  das 
Ziel  der  Wohnungspolitik  in  dieser  Richtung:  Schaffung  einer  Organisations- 
form der  Bauthätigkeit,  die  diese  Aufgabe  zu  erfüllen  vermag,  durch 
Organisation  des  Baukredits,  durch  Förderung  der  leistungsfähigen  Bau- 
unternehmung, vor  allem  auch  in  ihrer  gemeinnützigen  Form,  Erleich- 
terung der  Bauthätigkeit  durch  einen  verständigen  Bebauungsplan  und 
rechtzeitige  Bereitstellung  von  Baugeländen  durch  die  Gemeinde  und 
durch  Spekulanten  sowie  durch  die  Bauordnung  und  deren  wirtschaft- 
lich und  sozial  einsichtige  Handhabung  durch  die  Baupolizei. 

Auf  dem  bisherigen  Wege  hat  man  häufig  die  Spekulation,  die  Bau- 
herren und  die  Hausbesitzer  in  ihren  Gewinnen  beschränken  wollen  und 
hat  nur  die  Miether  getroffen  und  einem  Theil  der  Spekulanten,  der  Bau- 
herren und  der  Haubesitzer  nicht  bloss  „unverdiente",  sondern  auch  un- 
gewollte und  unbeabsichtigte  Gewinne  in  den  Schooss  geworfen. 


II.  Zur  Preisbildung  der  Bodenwerthe. 


Von  Dr.  Rud.  Eberstadt  in  Berlin. 


Vorbemerkung. 

Die  folgenden  Darlegungen  wollen  einen  Beitrag  liefern  zur  Unter- 
suchung der  Vorgänge,  die  die  Preisbildung  der  Bodenwerthe  betreffen. 
Einige  allgemeine  Bemerkungen  sind  unserer  Erörterung  vorauszu- 
schicken. 

Der  Grund  und  Boden  befindet  sich  unter  dreierlei  Formen  im  Ver- 
kehr: 1.  unbebaut  als  Agrikulturland;  2.  unbebaut  als  Bauplatz;  3.  be- 
baut und  mit  Häusern  besetzt.  In  allen  drei  Fällen  bildet  die  Werth- 
änderung des  Bodens  eines  der  ernstesten  und  schwierigsten  Probleme 
der  nationalen  Wirthschaft.  Auf  die  landwirthschaftliche  Benutzung  des 
Bodens  ist  hier  indess  nicht  näher  einzugehen;  wir  handeln  weiterhin 
nur  von  der  Verwendung  zum  städtischen  Häuserbau. 

Jede  wissenschaftliche  Untersuchung  des  städtischen  Bodens  muss 
davon  ausgehen,  dass  in  der  Bodenpreisbildung  verschiedene  Faktoren 
zu  unterscheiden  sind,  und  zwar  1.  natürliche,  2.  gewollte  oder 
künstliche.  Es  fragt  sich  nun  zunächst,  inwiefern  wir  bei  dem  städti- 
schen Häuserbau  von  natürlichen  Faktoren  zu  sprechen  haben.  Die 
ganze  Stadt  ist  kein  Produkt  der  Natur,  sondern  der  Kultur.  In 
der  „Natur"  ist  es  auch  nicht  begründet,  dass  ein  Grundstück  in  der 
besten  städtischen  Geschäftslage  einen  grösseren  Werth  hat  als  ein 
solches  in  dem  entferntesten  Aussenbezirk.  Gleichwohl  bezeichnen  wir 
gerade  diesen  Preisunterschied  als  den  natürlichen,  und  mit  vollem  Recht. 
Denn  „natürlich"  nennen  wir  den  Zustand,  den  eine  Sache  ohne  fremdes 
Eingreifen  und  ohne  fremdes  Zuthun  zeigt,  und  natürlich  ist  die  Ent- 
wicklung, die  aus  den  Eigenschaften  der  Sache  selbst  entsteht.  In  diesem 
Sinne  werde  ich  hier  von  einem  natürlichen  Zustande  und  von  einer 
natürlichen  Entwicklung  der  Bodenwerthe  sprechen. 

Als  gewollte  Einwirkungen  bezeichne  ich  dagegen  solche,  die  aus 
unserem  Willen  und  aus  unserem  Vorsatz  hervorgehen.  Vor  allem  sind 
hierunter  die  Einrichtungen  des  Rechts  und  der  Verwaltung  zu  ver- 
stehen, die  auf  keinem  anderen  Wirthschaftsgebiete  einen  ähnlichen  Um- 
fang und  Einfluss  besitzen,  wie  auf  dem  des  Grund  und  Bodens.  Es 
braucht  hier  nur  an  den  weiten  Kreis  der  Maassnahmen  auf  dem  Ge- 
biete des  Städtebaues  und  des  Realkredits  erinnert  zu  werden,  die  für 
die  Entwicklung  der  städtischen  Bodenverhältnisse  in  erster  Reihe  be- 
stimmend sind. 
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Jede  Betrachtungsweise,  die  einseitig  nur  die  natürlichen  oder  ein- 
seitig nur  die  gewollten  Faktoren  .berücksichtigt,  muss  zu  Fehlschlüssen 
und  Uebertreibungen  führen.  Die  Kenntniss  beider  Gebiete  ist  erforder- 
lich, wenn  wir  zu  befriedigenden  Ergebnissen  gelangen  wollen.  Ins- 
besondere ist  es  unzulässig,  sog.  allgemeine  Wirthschaftsgesetze,  die  den 
beweglichen  Wirthschaftsgütern  entnommen  sind,  wie  z.  B.  das  Gesetz 
von  Angebot  und  Nachfrage,  schlechthin  auf  den  Boden  anzuwenden. 
Eine  derartige  Behandlungsweise  ist  wissenschaftlich  nicht  gerechtfer- 
tigt; denn  sowohl  Wirthschaft  wie  Recht  scheiden  den  Boden  von 
allen  anderen  Gütern.  Mit  Bezug  hierauf  ist  zunächst  hervorzuheben: 
1.  der  Boden  ist  unbeweglich  und  in  seiner  Fläche  (von  Trockenlegungen 
abgesehen)  unvermehrbar,  aus  welchen  Eigenschaften  sich  bereits  die 
wirtschaftliche  Sonderstellung  ergiebt.  2.  Das  Privatrecht  behandelt 
den  Boden  anders  als  die  beweglichen  Güter;  das  öffentliche  Recht  ins- 
besondere hat  für  den  Boden  bestimmte  Einrichtungen  geschaffen,  die 
wiederum  von  der  grössten  wirtschaftlichen  Tragweite  sind  (Immobiliar- 
pfandrecht,  Grundbuchwesen,  Behandlung  der  Bodenverschuldung). 

Indess  diese  Voraussetzungen  machen  es  nicht  bloss  unmöglich, 
allgemeine  Wirthschaftsgesetze  einfach  auf  den  Grund  und  Boden  zu 
übertragen,  sie  bereiten  auch  Schwierigkeiten  in  der  Anwendung  der 
allgemein  gebräuchlichen  Terminologie.  Gerade  in  jüngster  Zeit  hat  man 
nun  terminologische  Streitigkeiten  mit  besonderem  Nachdruck  betrieben. 
Die  vorgebrachten  Einwendungen  richten  sich  insbesondere  gegen  die  in 
den  Erörterungen  über  die  Bodenverhältnisse  sehr  häufig  gebrauchten 
Ausdrücke  „Spekulation"  und  „Monopol".  Eine  Klarstellung  der  Be- 
deutung beider  Ausdrücke  ist  in  der  That  nothwendig. 

Zunächst  müssen  wir  versuchen,  eine  allgemeine  Begriffsumgrenzung 
des  Ausdruckes  Spekulation  aufzustellen.  Auf  die  verschiedenen  hierbei 
zu  Tage  getretenen  Auffassungen  möchte  ich  an  dieser  Stelle  nicht  näher 
eingehen,  sondern  die  von  mir  zu  gebende  Definition  gleich  hier  ver- 
zeichnen. Als  Spekulation  im  kaufmännischen  Sinne  definire  ich  dem- 
nach diejenige  Geschäftsabsicht,  die  die  gehandelte  Sache  weder  zu 
eigenem  Verbrauch,  noch  zu  gewerblicher  Thätigkeit  erwerben  oder  be- 
sitzen will,  sondern  lediglich  zu  dem  Zweck,  um  an  der  Preisänderung 
(sei  es  nach  oben  oder  nach  unten)  einen  Geldgewinn  zu  machen.  Die 
Absicht,  ausschliesslich  aus  der  Preisänderung,  abgesehen  von  jeder 
anderen  Aufwendung  auf  die  Sache,  einen  Geldgewinn  zu  ziehen,  ist 
deshalb  das  entscheidende,  wobei  jedoch  eine  Substanzänderung  der  ge- 
handelten Sache  sehr  wohl  mit  der  Spekulation  verbunden  werden  kann: 
z.  B.  kann  ein  Mühlenbetrieb,  der  nur  Mehl  verkauft,  hiermit  sehr  wohl 
eine  Getreidespekulation  verbinden  und  sowohl  an  der  Preisänderung 
wie  an  der  Substanzänderimg  der  Sache  verdienen.*) 

Die  obige  Umgrenzung  umschliesst,  um  unter  den  Spekulations- 
formen nur  die  meist  genannten  zu  erwähnen,  die  Getreidespekulation,  die 
Effektenspekulation,  die  Bodenspekulation.  Dass  ein  Ausdruck,  der  auf 
derartig  verschiedene  Gebiete  gemeinsam  angewendet  wird,  zu  den 
gröbsten  Missverständnissen  führen  kann,  ist  geAviss  selbstverständlich. 


*)  Der  Begriff  der  Spekulation  deckt  sich  in  vielfacher  Hinsicht,  jedoch 
nicht  vollständig,  mit  der  Unternehmungsform,  die  ich  als  Zwischenkauf  be- 
zeichnet habe  und  die  das  Mittelalter  und  der  Polizeistaat  mit  allen  Mitteln 
bekämpften;  vgl.  mein  französisches  Gewerberecht  etc.  vom  XIII.  Jahrh. 
bis  1581.    Leipzig  1900,  Seite  115. 
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Alle  vorgenannten  Spekulationsformell  haben  zwar  ein  gemeinsames 
Moment,  wie  sich  aus  der  aufgestellten  Definition  ergiebt.  Aber  in  der 
Bethätigung  und  Durchführung  selbst  bilden  sie  die  schärfsten  Gegen- 
sätze. Es  ist  deshalb  wissenschaftlich  nicht  vertretbar,  wenn  man 
die  Bodenspekulation  rechtfertigen  und  erklären  will  durch  Analogieen, 
die  der  Getreidespekulation  entnommen  sind.  Einige  unter  den  haupt- 
sächlichsten Gegensätzen  seien  hier  hervorgehoben. 

Niemand  kann  eine  Spekulation  dadurch  durchführen,  dass  er  eine 
grössere  Menge  Getreides  zehn  oder  zwanzig  Jahre  lang  vom  Verkehr 
aussperrt;  der  Unternehmer  würde  hier  nicht  nur  nichts  gewinnen, 
sondern  das  aufgewendete  Geld  bis  auf  den  letzten  Pfennig  verlieren. 
Beim  Boden  bildet  indess  die  längere  Aussperrung  die  übliche  Form  der 
Spekulation.  Niemand  kann  die  Werthsteigerung  auf  einen  Posten 
Getreide  dadurch  realisiren  und  dauernd  festhalten,  dass  er  eine  Hypothek 
zu  Lasten  des  Getreideverbrauchers  eintragen  lässt;  bei  dem  Boden  da- 
gegen ist  die  hypothekarische  Belastung  die  ausschliessliche  Form,  in  der 
spekulative  Gewinne  realisirt  und  festgehalten  werden.*)  Im  Getreide 
geht  die  Spekulation  nach  beiden  Richtungen,  nach  oben  und  nach  unten, 
und  es  stehen  sich  zwei  Parteien  gegenüber,  von  denen  jede  ihre 
Interessen  vertritt  und  durchzusetzen  sucht.  Im  Boden  dagegen  kann 
Niemand  ä  la  baisse  spekuliren;  die  Spekulation  vollzieht  sich  hier  ganz 
einseitig  und  hat  ausschliesslich  die  Tendenz,  eine  Preissteigerung 
herbeizuführen.  Im  Getreidehandel  ist  es  schwierig,  die  möglicherweise 
verfügbaren  Mengen  zu  berechnen,  und  der  Markt  kann  immer  nur  für 
kurze  Zeit  beherrscht  werden.  Beim  Boden  liegt  der  vorhandene  Bestand 
offen  da,  und  die  Beherrschung  des  Marktes  bildet  die  erste  Stütze  der 
Spekulation. 

Es  ist  deshalb  nicht  zulässig,  Argumente,  die  der  Getreidespekulation 
entnommen  sind,  auf  die  Bodenspekulation  anzuwenden.  Der  Ausdruck 
„Bodenspekulation"  ist  gewiss  weder  charakteristisch  noch  erschöpfend 
für  die  durch  ihn  bezeichnete  Thätigkeit;  dies  wird  gerade  von  den 
Gegnern  der  Spekulation  betont**);  gleichwohl  muss  er,  in  Ermangelung 
einer  anderen  Bezeichnung  für  diese  Geschäftsform,  gebraucht  werden. 
Wir  müssen  nur  daran  festhalten,  dass  für  die  Spekulation  in  Boden- 
werthen  andere  Voraussetzungen  und  Institutionen  bestehen,  als  für  die 
Spekulation  in  beweglichen  Gütern.  Ferner  darf  die  Bodenspekulation 
nicht  als  ein  nebelhafter,  alle  möglichen  Vorgänge  deckender  Begriff, 
sondern  nur  als  ein  bestimmtes  regelmässiges  Geschäft  betrachtet  werden. 
Welche  Einrichtungen  nun  die  Grundlage  für  die  Praxis  der  Boden- 
spekulation bilden,  das  festzustellen,  ist  nicht  Sache  einer  Untersuchung 
der  Terminologie,  sondern  der  Thatsachen. 

Weiter  wird  neuerdings  der  Gebrauch  des  Ausdruckes  ,,Boden- 
monopol"  beanstandet;  unter  Monopol  habe  man  seit  je  nur  „die  Ver- 
einigung von  Gütern  bestimmter  Art  in  einer  Hand  verstanden".***) 
Diese  Auffassung  ist  indess  irrthümlich;  weder  die  Volkswirtschaft, 
noch  die  Rechtswissenschaft  haben  den  Ausdruck  Monopol  zu  irgend 
einer  Zeit  entweder  ausschliesslich  oder  auch  nur  vorzugsweise  in  dem 
vorerwähnten  Sinne  angewandt.  Seit  wir  eine  freie  gewerbliche  Pro- 
duktion haben,  also  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert,  wird  der  Ausdruck 


*)  S.  hier  unten. 

**)  Vgl.  meine  Städtischen  Bodenfragen.    S.  12. 

Andreas  Voigt,  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.   Bd.94,  S.233. 
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Monopol  nur  gebraucht,  um  das  Bestehen  und  die  Benutzung  einer  wirt- 
schaftlichen Üebermacht  zu  bezeichnen.*)  Von  der  Vereinigung  der 
Güter  in  einer  Hand  ist  nirgends  die  Rede.  Die  volkswirthschaftliche 
Litteratur  seit  dem  siebzehnten  Jahrhundert  versteht  alsdann  unter  dem 
Monopol  die  Beschränkung  des  Wettbewerbs  und  der  Gütererzeugung 
und  setzt  ihm  entgegen  das  Polypolium,  die  unbeschränkte  Freiheit  der 
Marktversorgung.**)  Auch  in  der  Gegenwart  bezeichnet  der  Ausdruck 
Monopol  lediglich  die  wirtschaftliche  Üebermacht  in  der  Verfügung 
über  die  Wirthschaftsgüter,  keineswegs  aber  die  faktische  Innehabung 
durch  eine  alleinberechtigte  Person.  In  durchaus  zutreffender  Weise 
wird  deshalb  von  Adolph  Wagner  von  einem  Monopol  bezüglich 
des  städtischen  Bodens  gesprochen.  Es  ist  ferner  bekannt,  dass  schon 
gewisse  Verwaltungsmaassnahmen  —  schematische  Bebauungspläne, 
Schaffung  unförmig  grosser  und  tiefer  Grundstücke  —  einen  Zustand 
der  Bodenvertheilung  und  Bodenbewerthung  herbeiführen,  der  als  Mono- 
pol im  volkswirtschaftlichen  Sinne  zu  bezeichnen  ist.***)  Die  hier  be- 
stehenden wirtschaftlichen  und  politischen  Verhältnisse  sind  es,  die 
man  in  zutreffender  und  nicht  missverständlicher  Weise  als  Boden- 
monopol bezeichnet.  — 

Unsere  Untersuchung  richtet  sich  im  weiteren  auf  die  Darlegung 
der  Zusammenhänge,  die  zwischen  der  Form  der  Wohnungsproduktion 
und  dem  Grundstückswerth  bestehen.  Ueber  den  Einfluss  der  städtischen 
Bauweise  sind  hier  folgende  Bemerkungen  aus  dem  Gebiete  des  Städte- 
baues voranzustellen.  Die  Form  des  Häuserbaues  wird  in  erster  Reihe  be- 
stimmt durch  den  Bebauungsplan,  in  zweiter  Reihe  durch  die  Bau- 
ordnung. Ein  bestimmtes  Schema  des  Bebauungsplanes  —  nämlich 
schablonenmässig  angelegte  Wohnstrassen  in  Breite  von  20,  25  m  und 
mehr,  mit  Gnmdstückstiefen  von  100  m,  200  m  und  darüber  —  erzwingt 
unbedingt  die  gedrängte  Bauweise,  das  Massenmiethhaus  und  die  Hof- 
wohnung. Denn  die  unter  einem  solchen  Schema  entstehenden  tiefen 
Grundstücke  können  ökonomischer  Weise  zu  keiner  anderen  Form  der 
Wohnungsproduktion  verwendet  werden,  als  zu  dem  Massenmiethhaus 
und  den  Hofwohnungen  nach  dem  heutigen  Typus.  Die  breite  Strassen- 
anlage  fügt  hierzu  (da  die  Bauhöhe  der  Strassenbreite  entsprechen  darf) 
das  Recht  der  fünffachen  Ueberbauung.  Die  Bodenpreise  bilden  sich 
alsdann  durchgängig  (wie  z.  B.  in  Berlin)  auf  der  Grundlage  der  vertikal 
gedrängten  Bauweise. 

Demgegenüber  verlangen  Nationalökonomen  und  Techniker  die  Be- 
seitigung der  schematischen  Bauweise  und  die  naturgemässe  Gestaltung 
der  Bebauungspläne  gemäss  der  Unterscheidung  von  Verkehrsstrasse  und 
Wohnstrasse.  An  den  Verkehrsstrassen  würde  sich  gegenüber  dem 
heutigen  System  nichts  ändern;  das  zwischen  ihnen  liegende  Bauland 
würde  dagegen  durch  zahlreiche,  aber  schmälere  Strassen  gemäss 
dem  individuellen  Wohnbedürfniss  aufgeschlossen  werden.  Mit  dieser 
Anordnung  wäre  die  künstliche  Preistreiberei  des  Bodens  beseitigt,  und 
die  natürliche  Preisbildung  nach  Grundstückslage  und  Wohnungsbedürfniss 


*)  Vgl.  die  Darlegung  und  die  Belegstellen  in  meinem  französischen  Ge- 
werberecht S.  228  ff. 

**)  Joh.  Joachim  Becher,  Politischer  Discurs.    Frankfurt  1673,  S.  110. 

***)  Vgl.  hierzu  C.  J.  Fuchs,  Conrad's  Handwörterbuch,  2.  Aufl.  Bd.  VII, 
S.  865  und  die  daselbst  citirten  Ausführungen  von  J.  Stübben. 
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würde  in  ihr  Recht  treten.*)  Während  die  Schädlichkeit  der  schematischen 
Bauweise  allgemein  anerkannt  ist,  besteht  dagegen  eine  Meinungsver- 
schiedenheit darüber,  ob,  wie  hier  angenommen  wird,  durch  den  Be- 
bauungsplan oder,  wie  andere  glauben,  durch  die  Bauordnung  auf  die 
Bauweise  eingewirkt  werden  solle.**) 


Erster  Abschnitt. 
Der  unbebaute  Boden. 
1.  Die  Bewerthung-  der  Baustelle. 

Wir  wenden  uns  zunächst  zu  der  Besprechung  des  unbebauten 
Bodens.  Die  Ausdehnung  der  Stadt  und  des  Häuserbaues  bewirkt  eine 
besondere,  und  zwar  die  intensivste  Werthsteigerung  des  Bodens;  es 
ist  die  Umwandlung  von  Ackerland  in  Bauland.  Aus  dem  landwirt- 
schaftlich benutzten  Boden  wird  die  sehr  viel  höher  bewerthete  Bau- 
stelle. Es  ist  dies  bei  dem  Anwachsen  der  Städte  ein  natürlicher  und 
erwünschter  Vorgang;  wir  haben  auch  kein  Mittel,  ihn  zu  hindern.  Die 
ganze  administrative  und  volkswirtschaftliche  Kunst  konzentrirt  sich 
vielmehr  darauf,  Vorkehrungen  zu  treffen,  dass  dieser  Vorgang  sich  in 
zweckentsprechender  und    dem  Gemeinwohl  fördernder  Weise  vollzieht. 

Jede  Werthsteigerung  des  Bodens  kann  nun  zum  Gegenstande  einer 
Spekulation  gemacht  werden.  Das  Objekt  dieser  Spekulation  will  ich 
bezeichnen  als  Spannung.  Unter  Spannung  ist  zu  verstehen  der  Ab- 
stand zwischen  dem  gegenwärtig  vorhandenen  Preise  und  dem  bei  wei- 
terer Entwicklung  zu  erwartenden  Preise.  Je  grösser  diese  Spannung 
ist,  um  so  grösser  der  GeAvinn  und  das  Aktionsfeld  der  Spekulation. 
Die  Spekulation  hat  also  immer  nur  das  Interesse,  die  Spannung  (den 
Abstand)  zu  vergrössern. 

Sobald  nun  die  städtische  Bebauung  auf  oder  gegen  das  umliegende 
Ackerland  vorrückt,  entsteht  eine  neue  Grundrente,  die  man  als  „Haus- 
platzrente" bezeichnet;  sie  ist  eine  qualifizirte  Form  der  Grundrente,  die 
der  Boden  dann  abwirft,  wenn  er  als  Bauplatz  verwendet  wird,  also  zu 
einem  weit  höheren  Preise,  als  sich  bei  der  landwirtschaftlichen  Be- 
nutzung ergiebt.  Die  Bebauung  mit  einem  normalen  Wohngebäude, 
d.  h.  mit  einem  Familienhause,  hat  nun  den  Erfolg,  dass  eine  solche 
Hausplatzrente  sich  bildet.  Es  bewirkt  dies,  dass  ehemaliges  Acker- 
land im  Werthe  von  etwa  1  M.  für  das  Quadratmeter  allmählich  auf 
das  Zehnfache,  also  etwa  10  M.  für  das  Quadratmeter  steigt.  Die 
Spannung  ist  also  hier  wie  1  : 10.  Die  Steigerung  wird  sich  regel- 
mässig nicht  an  einem  Tage  vollziehen.  Die  Spekulation,  die  auf  diesen 
Gewinn  abzielt,  wird  selten  in  der  Lage  sein,  zu  dem  Grundpreis  von  1 
zu  erwerben;  der  Bauer  oder  Vorbesitzer  wird  vielleicht  zu  5  verkaufen, 
so  dass  der  Spekulation  noch  eine  Spannung  von  5  bleibt,  wogegen  sie 
den  Zinsverlust  zu  tragen  hat. 


*)  Wegen  der  Einzelheiten  vgl.  meinen  Aufsatz:  Schematische  Bauweise 
und  hoher  Bodenpreis,  Centralblatt  der  Bau  Verwaltung  v.  14.  Juni  1902; 
Th.  Goecke,  Verkehrsstrasse  und  Wohnstrasse.  Preuss.  Jahrb.  Bd.  73,  S.  1  f. 

**)  Der  letzteren  Ansicht  ist  Paul  Voigt;  s.  dessen  Grundrente  und  Woh- 
nungsfrage, Jena  1901. 
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Eine  ganz  andere  Werthsteigerung  entsteht  aber,  wenn  dem  Grund- 
stück in  künstlicher  Weise  der  Werth  eines  besonderen  Bausystems, 
wie  wir  es  oben  kurz  beschrieben  haben,  hinzugefügt  wird.  Der  Preis 
des  Bodens  wird  jetzt  nicht  mehr  bestimmt  durch  den  Werth  des 
Häuserbaues  schlechthin,  sondern  durch  den  Werth  der  gedrängten  und 
schematischen,  bezw.  monopolistischen  Bauweise.  Diese  besteht  darin, 
dass  jedes  Grundstück,  gleichviel  in  welcher  Lage  es  sich  befindet,  also 
gleichviel,  ob  im  Centrum,  an  der  Peripherie  und  in  den  Vororten, 
gleichmässig  fünffach  überbaut  wird  und  dass  durchschnittlich  auf  etwa 
30  Familien,  also  auf  135  Bewohner,  nur  ein  Grundstück  kommt,  und 
zwar  ein  Grundstück,  das  lediglich  Spekulationszwecken  dient.*)  Zu  der 
natürlichen  Hausplatzrente  tritt  nun  ein  künstlicher,  sehr  viel  grösserer 
Mehrwerth,  der  lediglich  in  dem  besonderen  Bausystem  liegt.  Er  wird 
hervorgebracht  durch  die  kasernenmässige  Parzellirung  und  vertikal 
gedrängte  Bauweise  mit  ihrem  Zubehör,  und  wir  können  die  künstlich 
geschaffene  Grundrente,  im  Gegensatz  zur  Hausplatzrente,  als  Kaserni- 
rungsrente  bezeichnen.**) 

Dieser  Mehrwerth  ist  gänzlich  unabhängig  von  der  Lage  des  Grund- 
stückes; er  ist  ein  festes,  konstantes  Preiselement,  das  dem  natürlichen 
Werth  des  Bodens  künstlich  hinzugefügt  wird.  Dieser  Vorgang  bewirkt 
nun,  dass  ein  Grundstück  für  den  Häuserbau  nicht  mehr  mit  10  M.  für 
das  Quadratmeter,  sondern  selbst  in  schlechtester  Lage  mit  50 — 60  M.. 
in  besserer  Lage  mit  150  M.  und  noch  sehr  viel  höher  bezahlt  werden 
muss.  Die  Spannung,  auf  die  die  Spekulation  abzielt,  ist  jetzt  nicht 
mehr  wie  1  :  10,  sondern  wie  1  :  50  oder  60.  Sie  geht  noch  sehr  viel 
höher,  wo  es  gelingt,  das  Moment  der  Lage  in  die  Spekulation  einzu- 
beziehen,  was  überall  da  möglich  ist,  wo  ein  rasches  Anwachsen  der 
Bevölkerung  stattfindet  und  wo  dem  neuen  Baulande  durch  gute  Ver- 
bindungen oder  durch  die  Verlegung  grösserer  öffentlicher  Anstalten 
und  dergl.  der  Werth  einer  guten  Lage  verliehen  wird. 

Jetzt  erst  haben  wir  die  künstliche  Preistreiberei  des  Bodens,  wie  wir 
sie  heute  kennen  und  die  in  ihrer  Grundlage  mit  natürlichen  Faktoren  gar 
nichts  zu  thun  hat.  Jetzt  erst  ist  es  auch  möglich,  die  Preissteigerung  des 
Bodens  geschäftsmässig  zu  betreiben,  indem  man  weite  Geländeflächen 
aufkauft  und  sie  Jahre  und  Jahrzehnte  lang  von  der  Bebauung  aus- 
sperrt; denn  der  Gewinn  aus  der  künstlichen  Steigerung  ist  jetzt  so 
gross,  dass  ein  Zinsverlust  gar  nicht  in  Betracht  kommt.  Nun  entstehen 
auch  alle  die  ergänzenden  Einrichtungen  für  die  Bodenspekulation  im 
Realkredit  und  im  Bauunternehmerthum.  Es  ist  dies  zugleich  der 
bündigste  Beweis,  dass  die  Bodenspekulation  nicht  auf  dem  Häuserbau 
als  solchem  beruht;  denn  sonst  müsste  sie  das  Land  möglichst  rasch 
und  allgemein  der  Bebauung  zuführen  und  es  nicht  durch  Aussperrung 
zurückhalten,  bis  sich  ein  Bauunternehmer  findet,  der,  unter  den  Formen, 
von  denen  wir  später  hören  werden,  den  hohen  bis  dahin  fiktiven  Gewinn 
des  Spekulanten  durch  Bebauung  des  Grundstückes  realisirbar  macht.***) 

Bis  in  die  neunziger  Jahre  bestand  das  Axiom:  die  hohen  Boden- 
preise erzwingen  die  gedrängte  Bebauung.  Es  gelang  mir,  den  Nachweis 


*)  In  Berlin  waren  im  Jahre  1897  18  500  Hausbesitzer  (die  Aktiengesell- 
schaften u.  s.  w.  mit  eingerechnet)  vorhanden,  d.  i.  genau  ein  Prozent  der  Be- 
völkerung. 

**)  Städtische  Bodenfragen  S.  45. 
***)  S.  unten  S.  82  u.  87. 
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zu  führen,  dass  gerade  das  Umgekehrte  der  Fall  ist;  lediglieh  das  Recht 
und  der  schematische  Zwang,  Miethkasernen  in  jeder  Lage  allgemein 
aufzuführen,  treibt  die  Bodenpreise  empor,  indem  der  Vortheil  der  ge- 
drängten Bauweise  —  also  nicht  etwa  des  Häuserbaues  an  sich  —  dem 
entsprechend  gesteigerten  Bodenpreise  hinzugeschlagen  wird.  Die  Boden- 
spekulation ist  kein  Mysterium,  sie  ist  ebenso  wenig  eine  unabwendbare 
Fatalität;  sie  ist  ein  Geschäft,  dessen  Voraussetzungen  wir  genau  be- 
stimmen und  ebenso  genau  abändern  können. 

Ich  möchte  hier  eindringlich  vor  der  Anschauung  warnen,  als  ob 
man  die  Bodenspekulation  repressiv  oder  örtlich  einschränken  könne; 
weder  das  eine  noch  das  andere  lässt  sich  in  befriedigender  Weise  er- 
reichen. Wenn  die  Spekulation  ein  bestimmtes  Gebiet  ergriffen  hat; 
wenn  sie  die  ihr  nothwendigen  administrativen  und  kaufmännischen  Ein- 
richtungen vollendet  hat,  dann  ist  es  nicht  möglich,  ihr  durch  repressive 
Mittel  entgegenzuwirken.  Gewiss  kann  man  für  einzelne  Bezirke  bau- 
polizeiliche Beschränkungen  vorschreiben.  Indess  solche  Reservate  lassen 
sich  erfahrungsgemäss  doch  nur  unter  grossen  Schwierigkeiten  halten. 
Es  ist  eben  nicht  möglich,  durch  polizeiliche  Bestimmung  vorzuschreiben, 
dass  der  Boden  bis  zu  einem  willkürlich  gezogenen  Strich  60  M.  für  das 
Quadratmeter  werth  sein  soll  und  daneben  bloss  noch  15  M.  Sobald  wir 
eine  Schablone  des  Städtebaues  haben,  die  ganz  allgemein  dem  Boden 
einen  künstlich  gesteigerten  Werth  verleiht,  unabhängig  von  der  Lage, 
dann  ist  es  auch  nicht  möglich,  inmitten  dieser  Gesammtfläche  einen 
Bezirk  auszusondern,  der  an  dieser  Steigerung  keinen  Theil  haben  soll. 

Es  ist  weiter  nicht  richtig,  zu  glauben,  dass  man  die  Bodentheuerung 
örtlich  fern  halten  könne.  Es  ist  mir  schon  mehrfach  von  Vertretern 
der  Mittelstädte  gesagt  worden :  die  Grossstädte  sind  verloren,  die  müssen 
wir  aufgeben ;  für  die  Wohnungsreform  kommen  eigentlich  nur  die  Mittel- 
städte in  Betracht.  Hierbei  wird  angenommen,  dass  die  Bodenpreise  in 
den  einzelnen  Städten  sich  in  einer  örtlich  unabhängigen  Weise  ent- 
wickeln könnten.  Das  ist  nicht  zutreffend.  Die  Entwicklung  aller  Preise, 
die  in  den  Bereich  der  nationalen  Wirthschaft  hineingezogen  werden, 
steht  in  einer  gegenseitigen  Verbindung  und  Wechselwirkung.  Die 
Steigerung  der  Arbeitslöhne  und  der  Lebensmittelpreise  überträgt  ihre 
Wirkung  ebenso  nach  aussen  hin  wie  die  Steigerung  der  Wohnungs- 
miethen  und  zuletzt  der  Bodenpreise.  So  wenig  wir  die  Preistreiberei 
des  Berliner  Bodens  von  Schöneberg  und  Friedenau  fernhalten  können, 
so  wenig  kann  man  verhindern,  dass  sie  allmählich  die  Mittelstädte  er- 
greift. In  der  Preisbildung  der  Bodenwerthe  lässt  sich  ebenso  wenig 
ein  beliebiger  Strich  ziehen,  wie  etwa  mitten  in  einem  Wasserlauf.  Nur 
die  Städte  bleiben  von  der  Bodentheuerung  verschont,  in  denen  die 
Bevölkerung  stagnirt;  alle  übrigen  müssen  in  den  Bereich  der  spekula- 
tiven Preisbildung  hineingezogen  werden. 

2.  Die  Richtung  der  Bodenspekulation. 

Wir  haben  in  Vorstehendem  gesehen,  wie  die  schematische  und 
gedrängte  Bauweise  dem  Boden  einen  Mehrwerth  verleiht,  der  als  Prämie 
der  Bodenspekulation  zufällt.  Für  die  weitere  Untersuchung  ist  es  ein 
Avesentliches  Moment,  die  Richtung  zu  betrachten,  in  der  die  Boden- 
spekulation hauptsächlich  vorgeht.  Wir  wollen  demnach  die  Frage  stellen: 
wie  ist  die  Marschroute  der  Bodenspekulation?  Marschirt  sie,  wie  die 
echte  städtische  Grundrente  (die  Hausplatzrente),  von  innen  nach  aussen 
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(s.  oben  S.  74);  oder  ist  nicht  ihre  Marschroute  wie  ihre  ökonomische 
Wirkung  der  echten  Grundrente  entgegengesetzt  und  von  aussen  nach 
innen  gerichtet? 

Wenn  wir  uns  einer  deutschen  Grossstadt  von  aussen  her  nähern, 
so  drängt  sich  uns  zuerst  eine  besondere  Erscheinung  auf:  zu  äusserst, 
rings  von  freiem  Felde  umgeben,  stehen  mächtige  Wohngebäude,  die 
Massenmiethhäuser  oder  Miethkasernen.  An  der  Stelle,  wo  die  städtische 
Hausplatzrente  in  die  ländliche  Ackerbaurente  übergeht,  finden  wir  nicht, 
wie  wir  erwarten  sollten,  den  Flachbau,  sondern  hier  herrscht  die  ge- 
drängteste Bauweise.  Folgen  wir  nun  einer  der  breiten  Vorortstrassen 
—  meist  sind  es  die  ehemaligen  Heerstrassen  oder  Thorstrassen  —  in 
der  Richtung  nach  der  Stadt  hinein.  Hierbei  fällt  uns  zunächst  die 
Regellosigkeit  der  Bebauung  auf.  Zwischen  den  einzelnen  riesigen  Häusern 
klaffen  breite  Lücken  unbebauter  Baustellen.  Auch  das  umliegende 
Land,  selbst  in  geringem  Abstände  von  unserer  Strasse,  ist  nur  wenig 
bebaut  und  kaum  durch  Seitenstrassen  aufgeschlossen. 

Bei  der  Fortsetzung  unseres  Weges,  in  grösserer  Stadtnähe,  wird 
die  Erscheinung  noch  auffallender.  Die  Bebauung  scheint  sprungweise 
vor  sich  zu  gehen.  Zahlreiche  einzelne  Baustellen,  ganze  Komplexe  bau- 
reifen Landes  liegen  unbebaut  neben  den  gedrängten  Massen  der  Mieth- 
kasernen: an  Bauland  fehlt  es  nicht.  Inzwischen  rückt  das  Strassennetz 
immer  dichter  zusammen.  Wir  nähern  uns  der  Zone  der  Bauten  aus 
den  siebziger  Jahren.  Indess  je  weiter  wir  nach  dem  Innern  vorschreiten, 
je  dichter  die  Gesammtbebauung  wird  —  um  so  mehr  nimmt,  auf 
das  einzelne  Grundstück  gerechnet,  die  Höhe  und  Dichtigkeit  der  Be- 
bauung ab.  In  den  Aussenbezirken  bei  reichlicher  Fülle  des  Baulandes 
ist  die  Zusammendrängung  auf  dem  einzelnen  Grundstück  am  stärksten.*) 

Aus  diesen  Wahrnehmungen  ergiebt  sich  zweierlei. 

1.  Unser  System  der  städtischen  Bebauung  muss  als  das  des  Lücken- 
baues bezeichnet  werden.  Das  Massenmiethhaus  wird  als  einzelnes 
Bauwerk  und  von  einzelnen  Unternehmern  —  Grossunternehmer  giebt 
es  hier  wenig  —  aufgeführt.  Ein  zusammenhängendes  Vorschreiten  der 
Bebauung  ist  unbekannt.  Es  dauerst  stets  eine  Reihe  von  Jahren,  bis 
ein  Neubaubezirk,  auch  in  günstiger  Lage,  voll  ausgebaut  ist.  Zahl- 
reiche Komplexe  bleiben  unbebaut  liegen,  während  auf  dem  übrigen  Lande 
die  Bevölkerung  zusammengedrängt  wird.**)  Für  die  Baureife  ist 
hier  nicht  entscheidend  die  Stadtnähe,  sondern  es  entscheiden 
andere  Momente,  die  wir  noch  kennen  lernen  werden.  Dieses  System 
des  spekulativen  Lückenbaues  gehört  zu  den  grössten  Schäden  in  unserer 
städtischen  Entwicklung. 

2.  Es  zeigt  sich  weiter,  dass  in  unseren  deutschen  Grossstädten  die 
gedrängte  Bebauung  keineswegs  aus  der  Innenstadt  herrührt.  Die  Zu- 
sammendrängung der  Bevölkerung  entsteht  nicht  auf  hochwerthigem  und 
knappem  Boden,  sondern  auf  ursprünglich  geringwerthigem  und 
reichlichem  Boden.  Das  System  des  Massenmiethhauses  ist  in  unseren 
Städten  niemals  und  nirgends  von  innen  nach  aussen,  nach  dem  Prinzip 
der  Centrumsnähe,  vorgedrungen,  sondern  es  ist  in  allen  Fällen  in  den 


*)  Vgl.  hierzu  die  Statistik  der  Bewohnerzahl  für  das  bebaute  Grund- 
stück in  Berlin;  meine  Städtischen  Bodenfragen  S.  48  f. 

**)  Den  geraden  Gegensatz  hierzu  bietet  London,  wo  der  Lückenbau  un- 
bekannt ist.  Grossunternehmer  führen  hier  ganze  Strassen  mit  einmal  auf;  die 
Bebauung  vollzieht  sich  in  geschlossener  Folge. 
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Aussenbezirken  entwickelt  worden.  Diese  naturwidrige  Erscheinung 
findet  indess  eine  recht  einfache  Erklärung.  Nur  dem  geringwerthigen 
Lande  kann  auf  künstlichem  Wege  ein  Werth  verliehen  werden,  der  un- 
abhängig ist  von  der  Lage  des  Grundstückes,  der  also  mit  der  echten 
Grundrente  (Differentialrente)  nichts  zu  thun  hat. 

Unter  diesen  beiden  Voraussetzungen  findet  eine  geschäftsmässige 
Thätigkeit  statt,  die  auf  den  Gewinn  aus  dem  Ankauf  und  dem  Fest- 
halten bebauungsfähiger  Grundstücke  abzielt;  es  ist  dies  die  sogenannte 
Bodenspekulation.  Es  giebt,  wie  hier  kaum  bemerkt  zu  werden  braucht, 
eine  Spekulation  auf  unbebauten  und  auf  bebauten  Grundstücken,  also 
Bodenspekulation  im  engeren  Sinne  und  Häuserspekulation.  Hier  ist  zu- 
nächst nur  von  der  Spekulation  auf  unbebauten  Grundstücken,  Boden- 
spekulation im  engeren  Sinne  die  Rede.  Die  Spekulation  ist  hier  kein 
Erzeugniss  vorübergehender  Konjunkturen,  sondern  ein  regelmässiges  Ge- 
schäft, dessen  verschiedene  Voraussetzungen  im  einzelnen  genau  nach- 
weisbar sind. 

Die  Spekulation  beginnt  damit,  dass  sie  sich  in  den  Besitz  des  ver- 
fügbaren Landes  setzt  und  durch  Geländeankauf  einen  weiten  Ring  um 
die  Stadt  legt.  Es  ist  dies  gewissermaassen  die  Cernirung,  die  den 
Belagerungskrieg  einleitet.  Die  freie  Zufuhr  ist  nunmehr  abgeschnitten. 
Mit  diesem  Augenblick  hört  jede  Preisbildung  nach  freiem  Angebot  auf; 
es  beginnt  die  Bauweise,  die  wir  die  rein  spekulative  nennen,  weil  sie 
in  allen  Stadien  durch  die  Spekulation  bestimmt  und  beherrscht  wird. 

Das  Vorgehen  der  Spekulation  lässt  sich  genau  nur  in  den  Aussen- 
bezirken studiren,  dort,  wo  die  Spekulation,  um  bei  dem  obigen  Bilde  zu 
bleiben,  ihre  erste  Parallele  eröffnet.  Das  Massenmiethhaus  wird  zu- 
nächst vereinzelt  aufgeführt ;  sofort  erreicht  der  Bodenpreis  eine  künst- 
lich getriebene  Höhe;  denn  der  Werth  der  gedrängten  Bebauung  wird 
dem  Geländepreise  zugeschlagen.  Der  neue  Bodenpreis  überträgt  sich 
naturgemäss  allgemein  auf  den  umliegenden  Bezirk,  da  für  die  fernere 
Bebauung  auf  die  gleichen  Bedingungen  gerechnet  wird.*)  Dem  Aussen- 
lande  ist  hiermit  ein  künstlich  geschaffener  Werth  verliehen;  auf  dem 
vertheuerten  Boden  ist  die  gedrängte  Bauweise,  das  Massenmiethhaus, 
systematisch  festgelegt. 

Die  spekulative  Umklammerung  wirkt  nun  wieder  auf  den  Boden- 
werth der  Innenstadt  und  ganz  allgemein  auf  die  bebauten  Bezirke 
zurück,  und  zwar  findet  hier  eine  fortwährende  Wechselwirkung  statt, 
wobei  ein  Keil  den  andern  treibt.  Die  preisermässigende  Wirkung  des 
Baulandes  der  Aussenbezirke  ist  aufgehoben.  Hierdurch  werden  die 
Bodenwerthe  der  Innenstadt  hochgetrieben,  die  dann  ihrerseits  wieder 
eine  weitere  Steigerung  und  Hochhaltung  der  Aussenböden  ermöglichen. 
Mit  vieler  Präzision  ist  dieser  von  aussen  nach  innen  gerichtete  Druck 
der  Bodenspekulation  von  Prof.  Lujo  Brentano  geschildert  worden.**) 
Nicht  auf  das  einzelne  Grundstück  oder  auf  den  einzelnen  Bezirk  be- 
schränkt sich  also  die  Wirkung  der  spekulativen  Preissteigerung,  sondern 
das  gesammte  Niveau  der  Bodenpreise  wird  hierdurch  gehoben.  Der 
durch  Bodenspekulation  erzielte  Nutzen  ist  ferner  so  gross,  dass  auch 
ein  langjähriger  Zinsverlust  die  Aussperrung  des  Baulandes  nicht  hindert. 
Die  Aussperrung  kann  vielmehr  so  lange  fortgesetzt  werden,  bis  sich  ein 
Bauunternehmer  findet,  der  in  der  unten  S.  82  u.  89  geschilderten  Weise 


*)  Städtische  Bodenfragen  S.  7  und  109. 
**)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  98,  S.  116. 
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den  geforderten  Preis  durch  die  Bebauung  das  Grundstückes  realisir- 
bar  macht. 

Die  natürliche  Entwicklung  würde  in  dem  geraden  Gegensatz  der 
zuvor  geschilderten  Verhältnisse  bestehen.  Die  Stadterweiterung  dürfte 
sich  nicht  im  Wege  des  Lückenbaues,  sondern  sie  muss  sich  in  ge- 
schlossener Folge  vollziehen.  Die  gedrängte  Bauweise  dürfte  nicht  von 
aussen  nach  innen,  sondern  sie  muss  von  innen  nach  aussen  vorrücken; 
sie  darf  nicht  auf  geringwerthigem,  sondern  sie  muss  auf  hochwerthigem 
Boden  beginnen.  Das  sind  die  Zustände,  die  als  erwünscht  und  als 
natürlich  gelten  müssen.  Zu  bekämpfen  ist  dagegen  die  gekünstelte  und 
widernatürliche  Entwicklung,  die  wir  zuvor  geschildert  haben,  und  nur 
diese.  Wenn  sich  die  neuere  Litteratur  gegen  das  Massenmiethhaus 
gewandt  hat,  so  richtet  sich  diese  Gegnerschaft  immer  nur  gegen  die 
Zwangsschablone,  d.  h.  gegen  das  allgemein  aufgezwungene  System  des 
Kasernenbaues.*)  Kein  ernsthaft  zu  nehmender  Autor  hat  sich  jemals 
gegen  die  gedrängte  Bauweise  auf  hochwerthigem  Boden  ausgesprochen. 
Es  ist  berechtigt  und  wünschenswerth,  dass  die  gedrängte  Bauweise  von 
innen  nach  aussen  vordringt.  Auf  hochwerthigem  Boden  soll  die  Aus- 
nutzungsfähigkeit in  keiner  Weise  beschränkt,  sondern  sow7eit  irgend  an- 
gängig, erleichtert  werden. 

3.  Gedrängte  Bauweise  und  Wohnungsproduktion. 

Wir  haben  nun  weiter  zu  erörtern,  wie  unter  dem  System  der  vertikal 
gedrängten  Bauweise  sich  der  Bodenpreis  und  damit  die  Wohnungsproduk- 
tion selbst  gestaltet.  Die  Einwirkung  erstreckt  sich  zunächst  unmittel- 
bar auf  den  Boden,  überträgt  sich  aber  weiterhin  auf  das  gesammte 
Wohnungswesen. 

In  demselben  Maasse,  wie  die  gedrängte  Ausnutzung  der  Grund- 
fläche gesteigert  wird,  genau  in  demselben  Maasse  erhöht  sich  der  Preis 
des  Bodens.  Die  vertikale  Häufung  der  Wohnungen  bewirkt  nichts 
weiter  als  eine  proportionirte  Steigerung  der  Bodenpreise.  Die  Zu- 
sammendrängung der  Bevölkerung  bietet  somit  das  erste  Mittel,  um  die 
künstliche  Theuerung  des  Wohnlandes  hervorzubringen.  Die  gedrängte 
Ausnutzung  hat  niemals  eine  andere  Wirkung,  als  dass  sie  den  Preis 
des  Bodens  steigert. 

Und  das  ist  auch  das  natürliche;  denn  die  Bebauung  des  Grund- 
stückes hat  nicht  etwa  einen  subjektiven,  sondern  einen  objektiven 
Werth.  Es  ist  ein  unumstössliches  Gesetz,  dass  die  gedrängte  Bauweise 
nicht  etwa  durch  die  intensivere  Ausnutzung  den  Gelände- 
aufwand auf  die  ein z eine  Wohnung  verbilligt,  sondern  der  Boden- 
preis allein  hat  den  Nutzen,  er  wird  genau  proportional  zu  der  Boden- 
ausnutzung erhöht. 

Einen  Vortheil  hinsichtlich  des  Bodenpreisaufwandes  gewährt  also 
das  System  der  gedrängten  Bauweise  nicht;  indess  könnte  man  vielleicht 
andererseits  sagen,  dass  es  ebenso  wenig  schlechthin  einen  Nachtheil 
für  das  Wohnungswesen  bedeutet.  Denn  machen  wir  die  voraufgehende 
Rechnung  nach  rückwärts,  so  löst  sich  der  Werth  der  gedrängten  Bau- 
weise wieder  in  seine  einzelnen  Bestandteile  auf.  Wenn  wir  den  Boden- 
werth für  den  einfachen  Häuserbau  gleich  10  setzen,  so  kann  der  Preis, 
wie  er  dies  in  Wirklichkeit  thut,  auf  50  steigen,  und  auf  die  einzelne 


*)  Centralblatt  der  Bauverwaltung  vom  14.  Juni  1902. 
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Wohnung  würde  doch  kein  höherer  Bodenpreis ant heil  fallen.*)  Wie 
sich  der  Werth  der  gedrängten  Bauweise  zunächst  aus  der  vertikalen 
Häufung  der  Stockwerke  zusammensetzt,  so  entfällt  naturgemäss  auf  die 
einzelne  Wohnung  nur  die  entsprechende  Quote  des  gesteigerten  Boden- 
preises. Thatsächlich  sind  indess  die  Wirkungen  der  Bodenspekulation 
ganz  andere  und  weitgreifendere. 

Durch  die  spekulative  Preistreiberei  des  Bodens  wird  uns  nämlich 
ein  bestimmtes  System  der  Wohnungsproduktion,  die  Miethkaserne,  all- 
gemein aufgezwungen;  unser  gesammtes  Wohnungswesen  und  der  private 
Hausbesitz  werden  hierdurch  in  die  schlechteste  und  schädlichste  Ent- 
wicklung hineingedrängt.  Nur  in  diesem  Zusammenhange  ist  die 
Gegnerschaft  gegen  die  Bodenspekulation  zu  verstehen;  dieser  unzerreiss- 
bare  Zusammenhang  ist  auch  in  der  Fachlitteratur  stets  festgehalten 
worden.  Nicht  gegen  die  Gewinne  des  Bodenspekulanten  als  solche, 
sondern  gegen  die  politisch,  wirthschaftlich  und  sozial  schädlichen  Folgen 
für  unser  städtisches  Wohnungswesen  richtet  sich  die  Bekämpfung  der 
spekulativen  Preistreiberei  des  Bodens.  Dass  die  Spekulationsgewinne 
ethisch  nicht  gerechtfertigt  sein  mögen,  hat  in  der  wissenschaftlichen 
Behandlung  der  Frage  niemals  eine  Rolle  gespielt. 

Begrifflich  ist  die  Preissteigerung  des  unbebauten  Bodens  genau  zu 
trennen  von  der  Tendenz  zur  Steigerung  der  Wohnungsmiethen.  Die 
eine  gehört  zur  Bodenspekulation,  die  andere  zur  Häuserspekulation,  die 
naturgemäss  erst  nach  Vollendung  des  Hausbaues  einsetzen  kann.  Prak- 
tisch besteht  indess  zwischen  beiden  Spekulationsformen  der  engste  Zu- 
sammenhang. Das  System  der  gedrängten  Bauweise  steigert  den  Preis 
des  unbebauten  Bodens  bis  zu  der  Höhe,  dass  nichts  anderes  als  Mieth- 
kasernen  gebaut  werden  können;  das  fertige  Haus  bildet  alsdann  wiederum 
den  Gegenstand  der  spekulativen  Werthsteigerung.  Das  Wohnungswesen 
baut  sich  in  verschiedenen  Stadien  auf,  die  unter  sich  untrennbar  zu- 
sammenhängen. Durch  die  spekulative  Preissteigerung  des  unbebauten 
Bodens  wird  uns  ein  politisch  und  wirthschaftlich  schädliches  System 
der  Wohnungsproduktion  aufgezwungen,  und  hierin  liegt  die  Bedeutung 
jenes  Umfanges  der  zu  erzielenden  Werthsteigerung,  die  wir  in  einem 
voraufgehenden  Abschnitt  (oben  S.  74)  als  „Spannung"  bezeichnet 
haben. 

4.  Das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage. 

Schon  bei  beweglichen  und  frei  vermehrbaren  Gütern  unterliegt  das 
Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  den  wesentlichsten  Einschränkungen.  **) 
Dass  es  vollends  für  die  Gestaltung  der  Bodenpreise  herangezogen  wird, 
mag  befremdlich  erscheinen.  Das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  kann 
überhaupt  nur  angerufen  werden  bei  zweiseitigem  ungehindertem  Wett- 
bewerb, und  auch  da  muss  seine  unbeschränkte  Geltung  im  Einzelfalle 
bewiesen  werden.  Bei  einer  Unzahl  leicht  vermehrbarer  Wirthschafts- 
güter,  von  der  Kohle  und  dem  Eisen  bis  zum  Zeitungspapier,  wissen 


*)  Es  ist  hier  wohl  kaum  erforderlich,  das  Missverständniss  zurückzuweisen, 
als  ob  jede  Bodenpreissteigerung  schon  an  sich  eine  Erhöhung  der  Wohnungs- 
miethen bedeute.  Dass  eine  solche  Annahme  in  Fachkreisen  überhaupt  niemals 
bestanden  hat,  ist  bereits  von  Prof.  B  aume ister  hervorgehoben  worden.  Tech- 
nisches Gemeindeblatt,  4.  Jahrg.  1901,  Nr.  15,  S.  226. 

**)  Vgl.  hierüber  die  Arbeiten  von  Fr.  J.  Neumann,  insbesondere  die 
Abhandlung:  Naturgesetz  und  Wirthschaftsgesetz.  Tübinger  Zeitschrift  1892. 
S.  405. 
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wir,  dass  die  Preisgestaltung  nicht  auf  Grund  des  Gesetzes  von  Angebot 
und  Nachfrage  erfolgt.  Bei  dem  Grund  und  Boden,  dem  neben  seiner 
Unvermehrbarkeit  noch  die  bedeutsamsten  Verwaltungseinrichtungen  und 
die  stärksten  Organisationen  zur  Seite  stehen,  sollte  es  eines  entsprechen- 
den Nachweises  kaum  bedürfen.  Gleichwohl  muss  die  Auffassung  —  die 
Bodenwerthe  bestimmen  sich  nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage —  die  sich  durch  ihre  Einfachheit  empfiehlt,  auf  das  genaueste 
geprüft  werden. 

Bei  einer  beliebig  vermehrbaren  und  beweglichen  Waare  wird  aller- 
dings der  Verkäufer  regelmässig  (wenn  auch  nicht  immer)  ein  Interesse 
haben,  die  hervortretende  Nachfrage  auszunutzen  und  den  Markt  solange 
zu  beschicken,  als  überhaupt  eine  Differenz  zwischen  Kosten  und  Preis, 
also  ein  Nutzen  erhältlich  ist.  Bei  dem  städtischen  Boden  dagegen  kann 
der  Verkäufer  den  Markt  einfach  dadurch  beeinflussen,  dass  er  ihm  fern 
bleibt;  sein  Interesse  liegt  hier  regelmässig  weit  weniger  im  Angebot, 
als  vielmehr  im  Nichtangebot.  Der  Werth  des  städtischen  Bodens  kann 
unter  normalen  Verhältnissen  einfach  durch  Zurückhalten  und  Aussperrung 
gesteigert  werden.  Mit  anderen  Worten:  bei  dem  städtischen  Boden  ist 
eine  geschäftsmässige  (also  regelmässige)  Berechnung  möglich,  die 
nicht  auf  die  Konvergenz,  sondern  auf  die  Divergenz  von  Angebot  und 
Nachfrage  gegründet  ist. 

Indess  auch  wenn  der  Verkäufer  willig  ist  zu  verkaufen,  so  ist  er 
—  und  darauf  muss  hier  besonders  Nachdruck  gelegt  werden  —  häufig 
hierzu  gar  nicht  im  Stande.  Es  ist  dies  eine  Folge  mangelhafter  Ver- 
waltungseinrichtungen oder  ungenügender  Verwaltungsthätigkeit.  Die 
einzelnen  Momente  brauchen  an  dieser  Stelle  nur  kurz  hervorgehoben 
zu  werden;  sie  sind  sämmtlich  administrativer  Natur.  Vielfach  ist  die 
vor  der  Bebauung  herzustellende  Strassenanlage,  mitunter  auch  die  ge- 
forderte Wasserleitung  und  Kanalisation  nicht  durchgeführt.  In  ein- 
zelnen Fällen  ist  bei  einem  Aufschliessungsprojekt  die  Zustimmung  eines 
widersprechenden  Eigenthümers  nicht  zu  erzwingen.  Das  vorhandene 
und  angebotene  Land  kann  also  nicht  bebaut  werden.  *)  Die  Stadt- 
gemeinden bethätigen  sich  übrigens  in  dieser  Hinsicht  leider  noch  viel 
zu  wenig  (auch  wenn  man  den  ungünstigen  Stand  der  Gesetzgebung 
berücksichtigt).  Die  Aufschliessung  des  Baulandes  bleibt  in  der  Haupt- 
sache der  Initiative  der  Spekulation  überlassen;  die  eigene  Thätigkeit  der 
Gemeinden  ist  auf  diesem  wichtigen  Gebiete  gering  und  ganz  ungenügend. 
Das  angebotsfähige  und  verfügbare  Land  wird  demnach  vielfach  durch 
Ursachen,  die  nicht  volkswirtschaftlichen ,  sondern  theils  öffentlich- 
rechtlichen, theils  privatrechtlichen  Charakters  sind,  vom  Eintritt  in  den 
Markt  abgehalten. 

Unter  Anwendung  eines  Sophismas  könnte  man  nun  sagen :  gut,  das 
Land,  das  unter  diesen  erschwerenden  Umständen  noch  an  den  Markt 
gelangt,  das  eben  bildet  das  Angebot.  Aber  das  ist  erst  recht  nicht  der 
Fall,  und  hier  zeigt  sich  die  ganze  Unzulänglichkeit  der  sogenannten 
natürlichen  Betrachtungsweise.  Bebaut  wird  nicht  das  zunächst  an- 
gebotene Land,  sondern  dasjenige  Land,  an  dessen  Bebauung 
Spekulanten  und  Kapitalisten  ein  Interesse  haben,  um  hier- 


*)  Die  dieses   Gebiet  betreffenden   Reformbestrebungen   von  A  dick  es, 
Stübben,  Beck,  Ciaassen  sind  bekannt;  vgl.  die  einzelnen  Abhandlungen 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Band  95  und  96.  Vgl.  auch  den  Antrag 
auf  Abänderung  der  Münchener  Bauordnung,  München  15.  Oktober  1891,  S.  6. 
VI.  Internationaler  Wohnuugskongress.  6 
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durch  ihre  Spekulationsgewinne  zu  realisiren.  Es  ist  bekannt 
und  braucht  hier  nicht  näher  ausgeführt  zu  werden,  dass  grössere  In- 
stitute vorzugsweise,  mitunter  sogar  ausschliesslich,  Baugelder  für  solches 
Gelände  hergeben,  an  dem  sie  direkt  oder  auch  indirekt  interessirt  sind. 
Es  handelt  sich  hier  nicht  etwa  um  besondere,  bei  einigen  Hypotheken- 
banken neuerdings  bekannt  gewordene  und  gerichtlich  festgestellte  Vor- 
gänge*); sondern  es  liegt  hier  ein  allgemein  gültiges  Geschäftsverhält- 
niss  vor.  Die  Geschäftspraxis  der  in  Betracht  kommenden  Banken  und 
Gesellschaften  ist  zur  Genüge  bekannt.  Auch  für  den  einzelnen  Bau- 
stellenbesitzer besteht  der  Baustellenverkauf  im  wesentlichen  darin,  dass 
er  einen  Unternehmer  findet  zur  Bauausführung,  durch  die  der  Gewinn 
an  der  Baustelle  realisirt  wird.**) 

Die  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  sind  in  einer  neueren  Ent- 
scheidung des  Reichsversicherungsamtes  in  so  sachgemässer  und 
übersichtlicher  Weise  dargestellt,  dass  ich  die  wichtigsten  Sätze  der  Be- 
gründung hier  in  der  Anmerkung  wiedergebe.***)  Das  spekulative  Inter- 
esse übt  demnach  den  entscheidenden  Einfluss  im  Bodengeschäft  und  wirkt 
bestimmend  auf  den  Verkauf  und  den  Verkaufspreis  der  Grundstücke. 
In  allen  Stadien  des  Bodengeschäfts,  von  der  Aufschliessung  des  Strassen- 
landes  bis  zum  Baustellenverkauf  und  der  Wohnungsproduktion,  sind 
mithin  ganz  andere  Momente  maassgebend,  als  das  Gesetz  von  Angebot 
und  Nachfrage. 


*)  Vgl.  hierzu  die  Darlegungen  bei  I.  Schneider,  Praktische  Rathschläge 
zur  Beschaffung  von  Hypotheken,  3.  Aufl.,  Berlin  1901,  S.  14  und  71.  Das  ein- 
zige Mittel  gegen  solche  Vorkommnisse  scheint  mir  darin  zu  liegen,  jede  private 
Terrain- und  Häuserspekulation  der  Direktoren  undAufsichtsräthe  von  Hypotheken- 
banken zu  verbieten  und  unter  Strafe  zu  stellen.  Vgl.  meinen  Kapitalmarkt 
S.  151. 

**)  Vgl.  hierzu  M.  Brandts,  Oeffentlichrechtliche  Kreditorganisation  für  den 
Wohnungsbau.    Soziale  Praxis  1901,  S.  139. 

***)  „Der  Baustellenhändler  verkauft  die  Baustelle,  aber  zu  einem  Preise, 
dessen  Höhe  er  nach  dem  aus  der  Bebauung  zu  erwartenden  Gewinne  bestimmt, 
der  den  wirklichen  Werth  der  nackten  Baustelle  also  erheblich  übersteigt  .... 
Das  Ziel  des  Händlers  ist  es  deshalb,  der  Hypothek,  die  für  ihn  auf  das 
Grundstück  eingetragen  wird,  die  aber  noch  keine  Sicherheit  hat,  weil  ihr  Be- 
trag den  Werth  des  Grundstückes  übersteigt,  diese  Sicherheit  durch  die 
Bebauung  des  Grundstückes  zu  beschaffen.  Zu  diesem  Zweck  stellt  er 
den  Bauplan  auf  und  giebt  dem  Bauunternehmer,  der  mit  seinen  geringen 
Mitteln  sonst  überhaupt  nicht  bauen  könnte,  ein  Baugelddarlehen  oder  verschafft 
es  ihm  von  einer  Hypothekenbank,  indem  er  sich  verpflichtet,  der  Bank  ein  Vor- 
recht vor  seiner  Hypothek  zu  gewähren,  weil  die  Bank  die  überlastete  Baustelle 
anderenfalls  nicht  beleihen  würde  ....  Der  „Bauherr"  ist  der  Unternehmer 
nach  Ansicht  des  Reichsversicherungsamtes  nicht,  „Bauherr"  ist  vielmehr  der 
Baustellenhändler.  Denn  er  hat  auch  das  überwiegende  wirthschaftliche  Inter- 
esse an  dem  Bau,  da  er  den  Haupttheil  des  Gewinns  in  seiner  Hypothek  vor- 
wegnimmt, während  dem  Unternehmer  nur  die  unsichere  Aussicht  auf  einen 
verhältnissmässig  geringen  Antheil  am  Gewinne  verbleibt.  Der  Vertrag  zwischen 
dem  Baustellenhändler  und  dem  Unternehmer  ist  ausserdem,  vom  wirthschaft- 
lichen  Standpunkt  aus  betrachtet,  nur  eine  Abart  von  Bauvertrag,  die  sich  aus 
eigenartigen  grossstädtischen  Verhältnissen  entwickelt  hat.  Denn  der  Verkauf 
der  Baustelle  an  den  Unternehmer,  der  scheinbar  im  Vordergrunde  des  Geschäfts 
steht,  ist  nicht  der  einzige,  nicht  einmal  der  Hauptzweck  des  Vertrags  für  den 
Baustellenhändler."  Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes  vom 
1.  Okt.  1901,  S.  603  f. 
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Zweiter  Abschnitt. 
Der  bebaute  Boden. 
1.  Die  Bauform. 

Die  voraufgehende  Untersuchung  hat  uns  in  ihren  einzelnen  Theilen 
bereits  gezeigt,  wie  die  Preisbildung  des  unbebauten  Bodens  mit  der 
des  bebauten  Bodens  in  untrennbaren  Wechselbeziehungen  steht.  Die 
Stelle,  an  der  diese  Verbindung  auf  das  deutlichste  hervortritt,  ist  zu- 
gleich ein  Hauptpunkt  für  die  Gestaltung  der  Wohnverhältnisse  über- 
haupt; dies  ist  die  Form  der  Wohnungspro duktion,  mit  der  wir  hier 
die  Betrachtung  des  bebauten  Bodens  beginnen  wollen. 

Gustav  Schmoller  hat  bereits  in  seinem  „Mahnruf  in  der  Woh- 
nungsfrage" vorzugsweise  die  Wohnungsform  behandelt  und  ihre  um- 
fassende Bedeutung  für  unser  gesammtes  Kulturleben  hervorgehoben.*) 
Es  ist  klar,  dass  unsere  politischen  und  sozialen  Verhältnisse  in  ent- 
scheidender Weise  beeinflusst  werden  durch  die  Form  der  Wohnungs- 
herstellung und  die  Art  des  Hausbesitzes;  die  Stellung  der  Bevölkerung 
gegenüber  den  staatlichen  und  kommunalen  Verbänden  wird  hierdurch 
in  hohem  Maasse  bestimmt.  Für  unsere  vorliegende  Erörterung  müssen 
indess  die  politischen  und  sozialen  Momente,  obwohl  sie  für  die  Be- 
urtheilung  der  Wohnungsform  an  erster  Stelle  stehen,  vollständig  aus- 
scheiden. Wir  haben  hier  nur  den  Zusammenhang  der  Wohnungsform 
mit  der  Preisbildung  der  Grundstückswerthe  zu  betrachten. 

Wir  unterscheiden  drei  verschiedene  Formen  der  Wohnungsher- 
stellung: 1)  das  Massenmiethshaus  (Miethkaserne) ,  2)  das  Bürgerhaus 
(Mehrfamilienhaus)  und  3)  das  Einfamilienhaus.  Wir  haben  zuvor  ge- 
sehen, wie  die  Preise  des  unbebauten  Bodens  sich  bilden,  je  nachdem 
die  städtische  Bauweise  durch  Bebauungsplan,  Bauordnung,  Abgabensysteme 
u  s.  w.  in  schematischer  Weise  auf  den  einen  oder  anderen  Typus  hin- 
arbeitet. Mit  der  Fertigstellung  des  Hauses  ist  die  Preisentwicklung 
indess  keineswegs  abgeschlossen.  In  die  Preisbildung  tritt  nunmehr  eine 
ganze  Anzahl  neuer  Faktoren  ein,  die  wir  der  Reihe  nach  zu  besprechen 
haben.  Zunächst  ist  hier  die  Art  des  städtischen  Hausbesitzes  zu  be- 
trachten. Der  Hausbesitz  als  solcher  ist  in  den  grösseren  Städten  heute 
ein  reines  Geschäft  mit  besonderen  Interessen  geworden.  Den  Gegen- 
stand der  Kapitalanlage  bei  dem  bebauten  Grundstück  bilden  in  der 
Hauptsache  nur  die  Hypotheken,  mit  denen  das  Grundstück  belastet  ist; 
der  Hausbesitzer  selbst  dagegen  ist  an  seinem  Hause  nur  mit  einer 
verhältnissmässig  geringfügigen  Anzahlung  betheiligt.  Sein  Gewinn  be- 
steht in  der  Vermiethung  der  Wohnungen  und  in  der  Erzielung  einer 
Werthsteigerung  des  Grundstücks.  Die  Werthbewegung  des  fertigen 
Hauses  —  wir  werden  hiervon  noch  in  einem  späteren  Abschnitte  zu 
sprechen  haben  —  ist  fast  eine  stärkere  geworden,  als  die  des  unbe- 
bauten Bodens.  Die  Entwicklung  der  städtischen  Grundstückswerthe  ist 
unter  dieser  Form  des  Hausbesitzes  eine  allseitig  unbefriedigende  ge- 
worden. 


*)  Zur  Sozial-  und  Gewerbepolitik  der  Gegenwart,  Leipzig  1890  S.  342. 
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J3s  sei  hier  bemerkt,  dass  die  rein  spekulative  Form  des  Haus- 
besitzes neuerdings  von  zwei  Seiten  angegriffen  worden  ist.  Die  Bau- 
genossenschaften haben  eine  verstärkte  Thätigkeit  im  Häuserbau 
entfaltet  und  den  Grundsatz  der  Unsteigerbarkeit  der  Miethzinse  nach 
Möglichkeit  auf  ihren  Grundstücken  zur  Durchführung  gebracht.  Den 
Werth  des  Eingreifens  der  Baugenossenschaften  wird  man  auf  diesem 
Gebiete  nicht  leicht  zu  hoch  veranschlagen  können.  Die  Nothwendigkeit 
und  die  Möglickeit,  für  die  Entwicklung  des  städtischen  Hausbesitzes 
gesicherte  Grundlagen  zu  schaffen,  ist  hierdurch  auf  das  deutlichste  er- 
wiesen worden.  In  jüngster  Zeit  ist  nun  in  dieser  Frage  auch  auf  der 
Seite  der  Hausbesitzer  eine  überraschende  Wendung  eingetreten,  so  dass 
der  Widerstreit  viel  von  seiner  früheren  Schärfe  verloren  hat.  Der 
Centraiverband  der  Haus-  und  Grundbesitzervereine  Deutschlands  hat  vor 
kurzem  ein  grösseres  Werk  herausgegeben  —  Verfasser  ist  A.  Grävell 
—  das  einen  Wendepunkt  in  der  Auffassung  des  Hausbesitzerstandes  be- 
deutet. Mit  der  grössten  Entschiedenheit  wird  hier  bekämpft  die  Boden- 
spekulation, die  der  erste  Feind  des  soliden  Grundbesitzes  ist;  dann  aber 
vor  allem  die  Miethkaserne,  die  bezeichnet  wird  als  die  ungünstigste  Wohn- 
weise, der  schlechteste  Wohntypus,  der  zu  spekulativen  Zwecken  da 
entsteht,  wo  er  nicht  hingehört.  An  Stelle  des  Massenmiethhauses  ver- 
langt der  Central  verband  das  Bürgerhaus,  das  definirt  wird  als  ein 
bürgerliches  Miethhaus  für  vier  bis  sechs,  im  Höchstfalle  für  acht 
Familien.  Nur  im  Bürgerhause  —  heisst  es  in  dem  Buche  —  kann  sich 
ein  solider  Hausbesitzerstand  entwickeln,  der  sein  Grundstück  nicht  zu 
Spekulationszwecken  erwirbt.*)  Hiermit  ist  auch  in  Hausbesitzerkreisen 
die  grundlegende  Bedeutung  anerkannt,  die  der  Form  der  Wohnungs- 
herstellung und  des  Hausbesitzes  zukommt. 

2.  Grundstückswerth  und  Baukosten. 

Der  Herstellungspreis  eines  städtischen  Gebäudes  setzt  sich  zu- 
sammen aus  den  Aufwendungen  für  den  Boden  und  aus  den  Aufwendungen 
für  die  Errichtung  des  Hauses.  Die  für  den  Bau  aufzuwendenden  Kosten 
zerfallen  wiederum  in  die  Beträge,  die  zu  zahlen  sind  für  die  Leistungen 
der  für  den  Bau  und  die  Ausstattung  des  Hauses  thätigen  Gewerbe  und 
die  wir  als  Baugewerbskosten  bezeichnen  können;  ferner  in  die  Be- 
träge, die  für  die  öffentlich-rechtlichen  Anforderungen  an  den  städtischen 
Häuserbau  zu  entrichten  sind  und  die  wir  Baubelastungen  nennen 
wollen. 

Die  Baugewerbskosten  (Baukosten  im  engeren  Sinne)  sind  grossen 
Schwankungen  unterworfen.  Während  der  jüngsten  Hochkonjunktur 
haben  die  Preise  der  hauptsächlichsten  Baumaterialien,  Ziegelsteine,  Eisen, 
Bauholz,  eine  starke  Steigerung  erfahren.  Die  Arbeitslöhne  der  Bau- 
handwerker sind  ferner  erheblich  gestiegen,  wie  dies  bei  der  allgemeinen 
Vertheuerung  der  Lebenshaltung  selbstverständlich  ist;  sie  spielen  ferner 
im  Baugewerbe  eine  besonders  grosse  Rolle,  da  hier  die  Ersparniss  durch 
den  modernen  maschinellen  Betrieb  in  viel  geringerem  Umfange  anwend- 
bar ist,  als  bei  anderen  Gewerben.  Die  Steigerung  der  Baukosten  be- 
darf naturgemäss  der  Berücksichtigung  bei  der  Erörterung  der  Ursachen 
der  Mieterhöhungen;  die  Form  der  Wohnungsproduktion  wird  jedoch 

*)  Vgl.  die  Besprechung  des  Grävel  Tschen  Buches  und  der  ihm  bei- 
gegobenen  Geleitschrift  des  Centraiverbandes  in  Schmoller's  Jahrbuch,  Juli- 
heft 1902. 
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durch  sie  in  keiner  Weise  bestimmt  oder  auch  nur  berührt.  Jede  Form 
des  Hausbaues,  Miethkaserne,  Bürgerhaus,  Einfamilienhaus,  wird  in 
gleicher  Weise  durch  die  Steigerung  der  Materialienpreise  und  Arbeits- 
löhne betroffen. 

Von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Baukosten  ist  ferner  die  Routine 
des  Baugewerbes.  Die  am  Hausbau  betheiligten  Gewerbe  —  Materialien - 
lieferanten,  Unternehmer,  Handwerker  —  sind  in  ihren  Leistungen  regel- 
mässig auf  einen  bestimmten  Bautypus  eingerichtet,  der  am  Orte  der 
vorherrschende  ist  und  durch  Massenproduktion  hergestellt  wird.  In  den 
deutschen  Grossstädten  ist  dies  die  Miethkaserne,  in  den  englischen 
Grossstädten  das  Reihenhaus.  Die  Erfahrungen  und  Einrichtungen  des 
Baugewerbes  spielen  hier  eine  hervorragende  Rolle,  so  dass  der  Massen- 
typus sich  am  Orte  stets  vorth eilhafter  herstellen  lässt,  als  eine  von  der 
ortsüblichen  abweichende  oder  der  Massenproduktion  nicht  zugängliche 
Bauform. 

Die  zweite  Kategorie  der  Baukosten,  die  Belastungen  durch  ad- 
ministrative und  polizeiliche  Vorschriften,  sind  von  erheblicher  Bedeutung 
für  die  Grundstückswerthe.  Unter  den  Baubelastungen,  die  den  Grund- 
stückskosten hinzutreten,  sind  zu  nennen:  Strassen-  und  Pflasterungs- 
kosten, baupolizeiliche  Beschränkungen,  baupolizeiliche  Anforderungen  an 
die  Mauerstärken,  an  die  Feuersicherheit,  an  die  Hygiene  der  Gebäude. 
Es  liegt  im  Interesse  der  Wohnungsproduktion,  dass  die  Baubelastungen 
auf  das  mit  den  öffentlichrechtlichen  Aufgaben  vereinbare  Mindestmaass 
beschränkt  bleiben,  da  jede  Steigerung  eine  Vertheuerung  der  Wohnungs- 
miethen  verursacht.  Insbesondere  muss  die  Baupolizei  für  Kleinbauten 
weit  geringere  Ansprüche  stellen,  als  für  Massenmiethhäuser.  Auf 
diesem  Gebiete  ist  die  neuere  Litteratur  dem  Schematismus  und  der 
Schablonisirung  entschieden  entgegengetreten;  doch  bleibt  hier  immer 
noch  viel  zu  thun  übrig.*) 

Neuerdings  wird  nun  behauptet,  die  Baukosten  hätten  eine  ent- 
scheidende Bedeutung  für  die  Wohnungsfrage;  die  Wohnungsfrage  sei 
eine  „Frage  der  Baukosten".  Dass  dies  nicht  der  Fall  ist,  haben  die 
Erörterungen  in  den  vorausgehenden  fünf  Kapiteln  gezeigt;  mit  keinem 
der  dort  behandelten  Faktoren  haben  die  Baukosten  irgend  etwas  zu 
thun.  Inwiefern  bei  dem  Hausbau  selbst  die  Baukosten  von  Einfluss 
sind,  haben  wir  hier  oben  besprochen.  Der  Grundirrthum  der  „Bau- 
kostentheorie" liegt  indess  auf  einem  ganz  anderen  Gebiete  als  auf  dem 
des  Hausbaues  selber. 

Eine  entscheidende  Bedeutung  haben  nämlich  die  Baukosten  nur  bei 
einem  Bauwerke,  das  ausserhalb  des  Verkehrs  steht,  also  etwa  bei  einem 
Denkmal,  einer  Kirche,  einem  unveräusserlichen  Gebäude.  Das  städtische 
Miethhaus  dagegen  ist  eine  res  in  commercio,   ein  Handelsobjekt: 


*)  Ich  erwähne  unter  den  dieses  Gebiet  behandelnden  Autoren  J oh.  Stübben, 
Thood.  Goecke,  R.  Baumeister,  Oberbürgermeister  Adickes  und  Beck, 
M.  Brandts,  B.  Schilling  u.  a.  Vgl.  hierzu  die  jüngste  von  Stübben  ge- 
gebene Uebersicht,  Centralblatt  der  Bauverwaltung  1901,  No.  85  und  86,  S.  517 
und  526.  Ich  selbst  darf  mich  in  dieser  Hinsicht  schon  auf  meine  ersten  Schriften 
(Städtische  Bodenfragen  1892  bezw.  1894)  beziehen;  vgl.  insbesondere  S.  17  und 
107/108.  Wie  ich  von  neueren  Autoren  —  so  auch  von  Dr.  Andreas  Voigt  — 
unter  die  Befürwort  er  polizeilicher  Eingriffe  gerechnet  werden  konnte,  ist  mir 
ganz  unverständlich. 
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gerade  dies  bildet  heute  seine  hervorstechendste  Eigenschaft.  Das  fertige 
Haus  ist  nicht  das  Ende,  sondern  in  vielfacher  Hinsicht  erst  der  Beginn 
der  Wohnungsfrage;  dann  kommt  der  Häuserhandel,  die  Miethssteige- 
rungen,  die  Ueberfüllung,  die  Ueberverschuldung,  neue  Abschiebung  des 
Objekts  zu  erhöhtem  Preise,  kurz  die  Summe  der  Missstände,  die  den 
Hauptinhalt  der  Wohnungsfrage  ausmachen.  Mit  vollem  Recht  könnte 
man  die  Baukostentheorie  umkehren  und  sagen:  es  ist  beinahe  gleich- 
gültig, was  ein  Haus  ursprünglich  gekostet  hat;  die  Frage  ist  vielmehr: 
wie  steht  es  im  Handel?  Ein  Haus  kann  heute  unter  den  Produktions- 
kosten verkauft  werden  und  in  ein  paar  Jahren  20%  darüber  stehen. 
Die  Mehrzahl  der  grossen  Probleme,  deren  Gesammtheit  die  Wohnungs- 
frage bildet,  liegt  hinter  der  Vollendung  des  Hausbaues  und  hat  mit 
den  Baukosten  nichts  zu  thun.  Die  Form  des  Hausbaues  selber  dagegen 
—  die  Art  der  Wohnungsproduktion  —  wird  durch  die  Ausgestaltung 
des  Grund  und  Bodens  und  die  damit  zusammenhängenden  Verhältnisse 
bestimmt. 

3.  Zilisfuss  und  Grundstückswerth. 

Der  Zinsfuss  ist  von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Preisbildung 
der  Grundstückswerthe.  Ein  allgemeines  Preisbildungsgesetz,  auf  das 
sich  besonders  v.  Philip povich  stützt,  sagt,  dass  der  Bodenpreis 
bestimmt  wird  durch  den  Ertrag  des  Grundstücks  und  den  jeweiligen 
Zinsfuss.  Es  ist  von  besonderem  Interesse,  die  Wirkung  dieses  Ge- 
setzes zu  betrachten,  weil  wir  sehen  werden,  wie  die  thatsächliche  Ent- 
wicklung ein  logisch  richtiges  Wirthschaftsgesetz  gerade  in  sein  Gegen- 
theil  verkehrt  hat. 

Unter  natürlichen  Verhältnissen  wird  der  Ertrag  eines  Grundstückes 
gemäss  dem  jeweiligen  Zinsfuss  kapitalisirt,  so  dass  bei  fallendem  Zins- 
fuss der  Kapitalwerth  des  Grundstücks  steigt,  bei  steigendem  Zinsfuss 
dagegen  fällt  Nehmen  wir  als  Beispiel  einen  Grundstücksertrag  von 
8000  M.  Der  Ertrag  von  8000  M.  repräsentirt  bei  einem  Zinsfuss  von 
vier  Prozent  einen  kapitalisirten  Grundstückswerth  von  200  000  M. ; 
steigt  nun  der  Zinsfuss  auf  fünf  Prozent,  so  fällt  der  Kapitalwerth  auf 
160  000  M.,  da  ja  der  Ertrag  der  gleiche  bleibt;  160  000  M.  ergeben 
jetzt  den  gleichen  Ertrag,  wie  früher  200  000  M. 

Der  Ertrag  des  Grundstücks  ist  hier  das  feststehende,  der  Zinsfuss 
und  der  Kapitalwerth  dagegen  das  schwankende  Element.  Dieses  Ver- 
hältniss  findet  sich  überall,  wo  der  Bodenertrag  eine  feste  Rente  er- 
giebt  und  nicht  einseitig  durch  den  Grundbesitzer  erhöht  werden  kann, 
also  vor  allem  in  der  Landwirthschaft,  wo  bei  steigendem  Zinsfuss,  wie 
wir  ihn  in  der  jüngsten  Zeit  hatten,  der  Kapitalwerth  der  Grundstücke 
stark  vermindert  wird. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  dagegen  bei  den  städtischen 
Miethhäusern.  Das  Steigen  des  Zinsfusses  hat  hier  nicht  die  Wirkung, 
dass  der  Preis  des  Grundstückes  fällt;  sondern  —  die  Miethen  werden 
erhöht.  Der  Kapitalwerth  bildet  also  hier  (wenigstens  bei  steigendem 
Zinsfuss)  das  feststehende,  der  Ertrag  dagegen  das  veränderliche 
Element. 

Wir  haben  eine  solche  Periode  des  steigenden  Zinsfusses  und  der 
steigenden  Grundstückserträge  gerade  jetzt  durchgemacht.  Den  ersten 
Anstoss  zu  den  abnormen  Erhöhungen  der  Wohnungsmiethen  in  den 
Jahren  1900/1901  gab,  wie  allgemein  bekannt,  das  starke  Steigen  des 
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Zinsfusses;*)  der  Zinsfuss  für  Hypotheken  stieg  um  3/4  bis  1%.  Die 
städtischen  Massenmiethhäuser  sind  nun  durchschnittlich  zu  85  %  ihres 
oft  nur  fiktiven  Wertes  mit  Hypotheken  belastet.  Der  Hauptwerth  des 
Hauses  steckt  in  der  Verschuldung.**)  Bei  einem  Miethhause  im  Werthe 
von  nur  200  000  M.  ergiebt  deshalb  die  Zinsfusserhöhung  für  die  Hypo- 
theken schon  einen  jährlichen  Mehraufwand  von  etwa  1800  M.,  den  der 
Besitzer  durch  Miethssteigerung  einbringen  muss.  Es  wird  hier  unter 
Umständen  auf  die  einzelne  Arbeiterwohnung  eine  Steigerung  von  30  bis 
40  M.  entfallen.  Der  Zusammenhang  wurde  s.  Z.  in  den  Verhandlungen 
der  Berliner  Stadtverordneten  über  die  Wohnungsfrage  genau  dargelegt.***) 
Von  anderer  Seite  wird  der  Vorgang  knapp  mit  folgenden  Worten  ge- 
schildert : 

„Der  vor  zwei  Jahren  übliche  billigste  Zinsfuss  von  3V2  %  gehört 
heute  der  Vergangenheit  an,  und  sind  pupillarische  Hypotheken  für 
Grundstücke  bester  Stadtgegend  kaum  zu  4  %  zu  haben.  Demgemäss 
sind  auch  die  Provisionssätze  theuerer  geworden.  Man  geht  indessen 
fehl,  wenn  man  glaubt,  diese  Vertheuerung  träfe  den  Grundstückseigen- 
tümer direkt;  es  ist  lediglich  der  Miether,  der  die  Kosten  zu  bezahlen 
hat,  indem  die  Miethen  z.  B.  in  Berlin  seitdem  eine  wesentliche  Steige- 
rung erfahren  haben. f)" 

Das  Geschäft  des  städtischen  gewerbsmässigen  Hausbesitzers  —  dies 
wird  jetzt  allgemein,  wenn  auch  noch  nicht  mit  den  vollen  Konsequenzen, 
anerkannt  —  verlangt  vor  allem,  dass  er  die  sämmtlichen  Lasten  des 
Grundbesitzes  auf  die  Miether  überträgt.  Es  ist  dies«  wie  ich  aus- 
drücklich hervorheben  will,  nicht  etwa  böse  Absicht,  sondern  eine  not- 
wendige Folge  des  Systems  des  Massenmiethhauses  und  des  dadurch 
geschaffenen  Erwerbszweiges.  Dem  Hausbesitzer  gehört  im  wirthschaft- 
lichen  Sinne  nicht  der  Besitz,  sondern  nur  die  Verwaltung  des  Besitzes. 

Hätte  man  nun  hier  bei  steigendem  Zinsfuss  den  Bodenertrag  un- 
verändert kapitalisirt,  so  wäre  der  städtische  Grundbesitz  um  etwa 
ein  Fünftel  seines  Kapitalwerthes  entwertet  worden.  Dieser  Fall  ist 
indess  nicht  eingetreten;  der  nothwendige  Ausgleich  wurde  vielmehr 
durch  die  Berichtigung  der  Miethserträge  erzielt,  die  entsprechend  hinauf- 
gesetzt wurden.  Der  Bodenpreis  bildet  sich  also  auch  hier  nicht  nach 
natürlichen  Gesetzen,  sondern  auf  Grund  tatsächlicher  und  wirtschaft- 
licher Machtverhältnisse. 


4.  Bodenverschuldung  und  Bodenwerth. 

Das  Verhältniss  der  Bodenverschuldung  zum  Bodenwerth  gehört  zu 
den  schwierigsten,  aber  auch  wichtigsten  Problemen  unserer  Darstellung; 
es  umschliesst  die  Frage  nach  der  Wirkung,  der  Verteilung  und  der 
Erscheinungsform  der  Bodenwerthsteigerung.  Es  ist  nicht  angängig,  die 
verschiedenartigen  Vorgänge  hier  irgendwie  in  zureichender  Weise  zu 


*)  Der  Reichsbankdiskont  stieg  im  Dezember  1899  auf  7%;  während  des 
Jahres  1900  traten  die  bekannten  Schwierigkeiten  am  Hypothekenpfandbrief- 
markte  ein. 

**)  Siehe  unten. 

***)  Vgl.  stenographischen  Bericht  über  die  Sitzungen  der  Stadtverordneten- 
Versammlung  in  Berlin. 

t)  J.  Schneider  a.  a.  0.  S.  17. 
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behandeln;  ich  muss  mich  vielmehr  darauf  beschränken,  hier  eine  ge- 
drängte Zusammenfassung  zu  geben.*) 

Die  neuere  Verschuldung  des  Bodens  in  Deutschland  ist  in  dem 
überwiegenden  Theil  der  Beträge  einer  Bewegung  auf  städtischem  Boden, 
auf  dem  eine  rapide  Werthsteigerung  stattfindet.  Wir  haben  hier  die 
paradoxe  und  unerwünschte  Entwickelung,  dass  der  erhöhte  Werth  in 
einer  erhöhten  Verschuldung  zu  Tage  tritt.  Wir  können  diese  Ver- 
schuldung bei  steigendem  Bodenwerth  als  „Mehrwerthsverschuldung" 
bezeichnen.**)  Unserer  natürlichen  Auffassung  würde  es  nun  entsprechen, 
dass  bei  einer  Mehrwerthsverschuldung  die  Zunahme  der  Verschuldung 
in  dem  Steigen  des  Bodenwerthes  volkswirthschaftlich  einen  Aus- 
gleich findet.  Hierbei  wird  als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass 
der  Verschuldung  die  Schaffung  eines  neuen  Werthes  voraufgeht.  Dies 
ist  jedoch  keineswegs  allgemein  oder  auch  nur  regelmässig  der  Fall. 
Die  Verschuldung  ist  vielfach  nur  die  konkrete  Erscheinungsform  eines 
lediglich  durch  Neubelastung  gesteigerten  Bodenwerthes. 

Die  Verschuldung  bildet  unter  den  heutigen  Verhältnissen  das  ge- 
gebene Mittel,  um  den  Bodenwerth  fiktiv  zu  steigern.  In  den  Fällen,  in 
denen  ein  materieller  Verschuldungsgrund  nicht  vorliegt,  ist  die  Ver- 
schuldung der  primäre,  die  Werthsteigerung  dagegen  erst  der  sekundäre 
Vorgang.  Dem  Grundstück  wird  ein  Forderungsrecht,  d.  i.  eine  Be- 
lastung, hinzugefügt,  lediglich  mit  der  Absicht  und  der  Wirkung,  die 
Bodenrente  und  den  Bodenwerth  um  den  gleichen  Betrag  zu  steigern. 
Der  gestiegene  Bodenwerth  besteht  dann  in  garnichts  anderem  als  in 
einer  Verschuldung. 

Die  hier  aufgezeigte  Wirkung  der  Spekulation  ist  dem  Grund  und 
Boden  eigenthümlich  und  auf  diesen  beschränkt.  Auf  keinem  anderen 
Gebiete  der  Volkswirtschaft  führt  die  Spekulation  zu  ähnlichen  Ergeb- 
nissen, wie  bei  der  spekulativen  Steigerung  des  Bodenwerthes.  Die 
Realisirung  der  Gewinne  erfolgt  hier  in  der  Weise,  dass  dem  Boden  eine 
Belastung  in  der  Höhe  des  Spekulationsgewinnes  auferlegt  wird.  Die 
Hypothek  ist  in  diesem  Falle  nichts  anderes  als  realisirter  Gewinn. 
Steigerung  der  Bodenrente  und  Zunahme  der  Verschuldung  sind  hier 
identisch,  sind  eines  und  dasselbe. 

Einige  Einzelbeispiele  mögen  die  hier  berührten  Vorgänge  erläutern. 
Zunächst  gebe  ich  ein  Beispiel  aus  dem  reellen  Baustellengeschäft,  wo 
Baustellenbesitzer  und  Bauunternehmer  wirtschaftlich  vollständig  ge- 
trennte Personen  sind.  Es  handelt  sich  hier  also  nicht  um  die  be- 
kannte Unternehmungsform,  bei  der  der  Baustellenbesitzer  unter  Ver- 
schiebung eines  Strohmannes  den  Bau  errichten  lässt,  sondern  um  den 
reellen  Baustellenverkauf  und  Hausbau.  In  dem  städtischen,  an  Berlin 
anschliessenden  Vororte  Z,  wurden  zur  gleichen  Zeit  zwei  gleich  grosse 
Baustellen  in  gleicher  Lage  verkauft.  Beide  Grundstücke  waren  je 
100  Quadratruthen  gross,  sie  bildeten  die  beiden  Eckgrundstücke  der 
sich  schneidenden  X-Strasse  und  Y-Strasse;  die  beiden  Verkäufe  wurden 
in  derselben  Woche  des  März  1901  vorgenommen.  Die  Verhältnisse  sind 
also  bis  auf  die  letzte  Einzelheit  identisch.   Gleichwohl  erzielte  der  Ver- 


*)  Wegen  der  Einzelheiten  verweise  ich  auf  meine  Untersuchung  :  Der 
deutsche  Kapitalmarkt  S.  238  ff. 

**)  Im  Gegensatz  zu  der  Verschuldung,  die  bei  dem  Rückgang  des 
Bodenertrags  (bei  sinkender  Bodenrente)  eintritt  und  die  wir  als  Minder- 
werthverschuldung bezeichnen  können;  Kapitalmarkt  S.  239. 
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käufer  des  einen  Grundstücks  (A.)  für  die  Quadratruthe  650  Mark,  der 
Verkäufer  des  anderen  Grundstücks  (B.)  dagegen  850  Mark.  Der  Unter- 
schied rührt  daher,  dass  A.  Baarauszahlung  des  Kaufpreises  verlangte, 
während  B.  sich  bereit  erklärte,  eine  zweite  Hypothek  in  Höhe  von 
30  000  Mark  auf  den  zu  errichtenden  Neubau  in  Zahlung  zu  nehmen. 
A.  erhielt  demnach  bei  dem  Geschäft  65  000  Mark  baar,  B.  dagegen 
85  000  Mark,  wovon  45  000  Mark  baar  und  40  000  Mark  als  Hypothek.*) 
Es  ist  dies  wohl  die  einfachste  Form  der  Schaffung  eines  fiktiven  Boden- 
werth es  durch  Bodenbelastung. 

Ein  zweites  Beispiel  aus  dem  Gebiete  des  Bauspekulationsgeschäftes 
wird  in  dem  oben  erwähnten  Bescheid  des  Reichsversicherungsamtes  auf 
das  anschaulichste  geschildert.  Der  Rentner  X.  erwarb  im  Jahre  1892 
eine  Baustelle  in  dem  Berliner  Vororte  S.  für  25  662  Mark  und,  nachdem 
er  sie  zweimal,  im  Jahre  1894  für  77  400  Mark  und  im  Jahre  1895  für 

79  400  Mark  verkauft,  aber  in  der  Zwangsversteigerung  zurückerworben 
hatte,   verkaufte   er   sie   im   Jahre  1898   an   einen   gewissen  W.  für 

80  000  Mark.  Auf  den  Preis  sollten  6000  Mark  bei  Vertragsschluss  und 
4000  Mark  bei  Auflassung  des  Grundstücks  als  Angeld  gezahlt  werden: 
17  000  Mark  Vorhypotheken  übernahm  W.  in  Anrechnung  auf  den  Preis, 
und  53  000  Mark  wurden  gestundet  und  als  Hypothek  für  X.  eingetragen. 
Der  vereidete  Beauftragte  der  Berufsgenossenschaft  hat  auf  Grund  seiner 
Berechnung  des  Bodenwerthes  festgestellt,  dass  der  Preis  von  80  000  Mark, 
den  X.  mit  W.  vereinbarte,  den  wirklichen  Werth  der  Baustelle  um 
25  000  bis  30  000  Mark  überstieg.  Das  bebaute  Grundstück  kam  zur 
Subhastation ;  X.  bot  mit  bis  zur  Höhe  der  Bankhypothek  von  140000  M. 
und  erwarb  hierfür  das  fertig  bebaute  Grundstück  zurück.  Ein  weiteres 
Gebot  konnte  naturgemäss  von  Niemandem  gemacht  werden,  da  hinter 
der  Bankhypothek  die  eigene  Hypothek  des  X.  stand.**) 

Während  die  Häuserspekulation  ihre  ferneren  Preissteigerungen  und 
Gewinne  durch  Bodenbelastung  realisirt,  besteht  hier  noch  ein  besonderes 
Mittel  der  Preistreiberei  in  der  Zusammenwerfung  der  Hypotheken  von 
verschiedener  Herkunft.  Mehrere  Hypotheken  verschiedenen  Ranges 
werden  zu  einer  erstklassigen  Hypothek  zusammengeworfen,  die  hier- 
durch häufig  weit  über  die  wirthschaftlich  begründete  Höhe  einer  ersten 
Hypothek  gesteigert  wird;  es  ist  dies  die  sogenannte  Hypothekenreguli- 
rung***).  Durch  diese  Operation  ist  dann  für  die  Aufnahme  einer  neuen 
zweiten  Hypothek  Raum  geschaffen.  Wie  sich  unter  diesen  Zuständen 
die  städtischen  Bodenwerthe  entwickeln,  mögen  einige  wenige  Zahlen 
veranschaulichen.    In  Berlin  betrugen  im  Jahre 

1870  1897 
die  Gebäudewerthe    .    .    858     Mill.  M.     3380     Mill.  M. 
die  Verschuldung     .    .    882;V4     „      „      44121/*  „ 
Die  Aufwendung  für   die  Gebäude   hat  demnach  in  der  Periode 
1870/1897   um   2522   Millionen,   die   Verschuldung   dagegen  um 
3530  Millionen  Mark  zugenommen.    Die  Ziffern  beziehen  sich,  wie 
bemerkt  sei,  nur  auf  das  Berliner  Weichbild,  ohne  die  Nachbarorte,  in 
denen  Spekulation  und  Verschuldung  sich  zum  Theil  noch  wesentlich 


*)  Dass  auch  die  baar  gezahlten  Beträge  sich  weiterhin  in  eine  hypotheka- 
rische Belastung  verwandelten,  bedarf  nicht  erst  der  Hervorhebung, 

**)  Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes,  17.  Jahrgang,  Nr.  10. 
S.  603. 

***)  S.  meinen  Kapitalmarkt  S.  272. 
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stärker  entwickelt  haben  als  in  Berlin  selber.  Aehnliche  Verhält- 
nisse zeigen  sich  anderwärts,  wo  eine  Feststellung  durch  Vergleichung 
der  Bauwerthe  und  der  Verschuldungsbeträge  möglich  ist;  so  in  Bayern, 
wo  in  dem  Abschnitt  1895/1897  die  Zunahme  der  Neubauten  357  Millio- 
nen, die  der  Verschuldung  522  Millionen  Mark  betragen  hat;  in  Sachsen, 
wo  die  entsprechenden  Summen  für  den  Abschnitt  1884/1890  673  Millio- 
nen gegen  814  Millionen  Mark  sind*).  Die  Gesammtsumme  der  Boden- 
verschuldung in  Deutschland  ist  für  das  Jahr  1900  auf  42  Milliarden 
Mark  zu  berechnen,  wovon  der  grössere  Theil  auf  den  städtischen  Boden 
entfällt:  sie  wächst  übrigens  fortwährend  in  starken  Beträgen,  und  eine 
Tilgung  findet  bei  den  städtischen  Gebäuden  in  der  Hauptsache  nicht 
statt**).  In  dieser  Schuldsumme,  die  auf  unserer  Gesammtbevölkerung 
lastet,  zeigt  sich  vielleicht  am  prägnantesten  die  Wirkung  und  Verkei- 
lung des  gesteigerten  Bodenwerthes.  In  den  hier  geschilderten  Verhält- 
nissen,  auf  die  wir  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingehen  können,  liegt 
der  Schwerpunkt  der  Reform  unseres  Wohnungswesens. 


5.  Wirtschaftliche  Lage  und  Bodenwerth. 

Schon  vor  anderthalb  Dezennien  hat  Gustav  Schmoller  gezeigt, 
dass  die  ungenügendsten  Wohnungszustände  sich  finden  in  unseren  Gross- 
städten und  rasch  wachsenden  Fabrikstädten,  wo  die  bestbezahlten 
Arbeiter  sind:  die  Wohnungsnoth  ist  da  am  schlimmsten,  wo  die  Löhne 
relativ  am  höchsten  sind***).  Auch  heute  lässt  sich  diesem  Satze  nichts 
hinzufügen  und  nichts  abbrechen.  Gleichwohl  wird  von  den  Vertheidigern 
der  gegenwärtigen  Zustände  im  Wohnungswesen  immer  wieder  der  Aus- 
spruch vorgeschoben:    „die  Wohnfrage  ist  eine  Lohnfrage". 

Es  ist  nicht  erforderlich,  diese  Auffassung  zu  widerlegen;  sie  ist 
falsch  und  wird  auch  nur  von  Vertretern  einer  einseitigen  Interessen- 
politik vorgebracht.  Wir  haben  hier  vielmehr  nur  kurz  die  verschiedenen 
Richtungen  zu  betrachten,  in  denen  die  Veränderungen  der  wirthschaft- 
lichen  Lage  auf  die  Bodenpreise  einwirken.  Einzelne  bedeutsame  Momente 
sind  uns  bereits  zuvor  begegnet.  Wir  haben  erörtert,  wie  das  Steigen 
der  Baumaterialien  und  der  Bauarbeitslöhne  während  einer  wirthschaft- 
lichen  Hochkonjunktur  die  Hausbaukosten  und  demgemäss  dieWohnungs- 
miethen  erhöht;  eine  Bewegung  im  entgegengesetzten  Sinne  würde  die 
Baukosten  und  Miethen  in  entsprechender  Weise  erniedrigen.  Es  hat 
sich  ferner  gezeigt,  dass,  da  fast  der  ganze  Verkehrswerth  des  städti- 
schen Grundbesitzes  mit  Hypotheken  belastet  ist,  das  Steigen  des  Zins- 
fusses  die  Miethen  in  die  Höhe  treibt;  das  Herabgehen  des  Zinsfusses, 
bezw.  die  Verhütung  der  spekulativen  Verschuldung  würde  hier  die  ent- 
gegengesetzte Wirkung  haben.  In  den  beiden  vorerwähnten  Fällen  ist 
die  Werthbewegung  des  Grundbesitzes  unabhängig  von  dem  Willen  der 
Hausbesitzer,  die  auf  die  Entwicklung  der  Baukosten  und  des  Zinsfusses 
keinen  Einfluss  haben. 


*)  Die  Zunahme  der  spekulativen  Verschuldung  ist  noch  stärker,  als  sie 
in  den  obigen  Ziffern  erscheint,  da  die  Gebäude werthe ,  wenn  auch  wohl  in 
Berlin,  so  doch  nicht  allgemein  in  ihrer  vollen  Höhe,  sondern  durchschnittlich 
nur  mit  etwa  662/3  °/0  als  hypothezirt  gelten  können. 

**)  Vgl.  meinen  Kapitalmarkt  S.  238  ff.  und  J.  C.  Fuchs,  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  97,  S.  24. 

***)  Zur  Sozial-  und  Gewerbepolitik  der  Gegenwart,  S.  349. 
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Anders  verhält  es  sich  mit  den  sehr  viel  stärkeren  Miethsteige- 
rungen,  die  der  spekulative  Hausbesitz  lediglich  aus  Geschäfts-  und 
Gewinnabsicht  vornimmt.  Die  Leichtigkeit,  mit  der  diese  Mieth- 
erhöhungen  durchgesetzt  werden,  erklärt  sich  nur  aus  der  ungünstigen 
Stellung  der  Miether,  die  als  Individuen  keinerlei  Einfluss  auf  die 
Gestaltung  der  Wohnungsmiethen  haben.  Wo  das  System  des  Massen- 
miethhauses  besteht,  liegt  der  Grundbesitz  in  der  Hand  eines  an  Zahl 
sehr  kleinen  Hausbesitzerstandes,  der  z.  B.  in  Berlin  genau  ein  Prozent 
der  Bevölkerung  oder  vier  Prozent  der  Haushaltungen  beträgt.  Dieser 
Stand  verfügt  überdies  über  starke  politische  Vorrechte  und  über  eine 
fest  geschlossene  Organisation.  Die  Festhaltung  der  Miethwerthsteige- 
rungen  erfolgt  durch  Kapitalisirung;  die  erzielten  Gewinne  werden  in 
der  zuvor  besprochenen  Weise  realisirt  durch  hypothekarische  Belastung 
der  Grundstücke.  Mit  Bezug  auf  die  hier  bestehenden  Verhältnisse  mag 
man  allerdings  den  Satz  anwenden:  die  Wohnfrage  ist  eine  Lohnfrage; 
aber  man  muss  dann  hinzusetzen:  für  die  Hausbesitzer;  denn  von  ihnen 
wird  jede  Aufbesserung  des  Einkommens  der  Miether  sofort  zur  Mieths- 
steigerung  benutzt.  Die  Missstände,  die  sich  hier  herausgebildet  haben, 
sind  allgemein  und  zur  Genüge  bekannt. 

In  Regierungskreisen,  die  der  einseitigen  Beurtheilung  gewiss  unver- 
dächtig sind,  haben  die  hier  berührten  Vorgänge  zu  der  Erkenntniss  ge- 
führt, dass  die  Erhöhung  der  Gehälter  und  der  Wohnungsgeldzuschüsse 
der  Beamten  keinen  anderen  Erfolg  hat,  als  die  Wohnungsmiethen  zu 
erhöhen.  In  der  Reichstagssitzung  vom  21.  April  1902  führte  der  Staats- 
sekretär des  Innern  hierzu  folgendes  aus: 

„Ist  mir  doch  von  vertrauenswürdiger  Seite  gesagt  worden,  dass  bei 
der  letzten  Gehaltserhöhung  der  Beamten  die  Hausbesitzer  in  einer 
gewissen  Stadt  zusammengetreten  seien  und  eine  Erhöhung  der  Miethen 
um  denselben  Betrag  beschlossen  haben.  Wenn  jetzt  die  Wohnungsgeld- 
zuschüsse erhöht  würden,  so  liegt  darin  die  Gefahr,  dass  das  Benifizium 
der  Erhöhung  des  Wohnungsgeldzuschusses  nicht  den  Beamten,  sondern 
den  Hausbesitzern  zu  gute  kommt." 

Für  den  Arbeiterstand  liegen  die  Verhältnisse  ganz  ebenso.  Solche 
Zustände  bedeuten  eine  allgemeine  Schädigung  unserer  Volkswirthschaft. 
Die  spekulative  Steigerung  der  Bodenwerthe  drückt  die  Leistungsfähig- 
keit (Prästationskraft)  des  Arbeitseinkommens  entsprechend  herab.  Auch 
hier  haben  die  Baugenossenschaften  zuerst  reformirend  eingegriffen 
und  die  geschäftsmässige  Steigerung  der  Bodenrente  von  ihren  Grund- 
stücken ausgeschlossen.  Die  Baugenossenschaften  haben  damit  auf 
bündigste  Art  den  Beweis  geliefert,  dass  der  Grund  und  Boden  unter 
unserer  gegenwärtigen  Gesellschaftsordnung  sehr  wohl  Gegenstand  der 
privaten  Kapitalanlage  sein  kann,  ohne  deshalb  ein  Werkzeug  der 
schlimmsten  Preistreiberei  zu  werden. 

Unsere  Darlegung  ist  davon  ausgegangen,  dass  wir  in  der  Preis- 
bildung der  Bodenwerthe  die  natürlichen  Faktoren  zu  scheiden  suchten 
von  den  gewollten  und  künstlichen.  Eine  Zusammenfassung  der  ein- 
zelnen Theile  unserer  Untersuchung  kann  und  soll  hier  nicht  vorge- 
nommen werden.  Nur  auf  zwei  Ergebnisse  sei  es  gestattet,  hier  hinzu- 
weisen. Das  erste  ist  die  wiederholte  Feststellung,  dass  sogenannte 
natürliche,  den  beweglichen  Gütern  entnommene  Gesetze  für  den  städti- 
schen Boden  vermöge  thatsächlicher  Machtverhältnisse  unwirksam  ge- 
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macht,  öfter  sogar  in  ihr  Gegen theil  verkehrt  werden.  Das  zweite  Er- 
gebniss  ist,  dass  die  Ausgestaltung  der  Bodenwerthe  gerade  da,  wo  sie 
die  schädlichsten  Erscheinungen  zeigt,  auf  nachweisbar  verfehlten 
Einrichtungen  des  Rechts  und  der  Verwaltung  beruht.  Diese  Erkennt- 
niss  zeigt  uns  den  Weg  zur  Besserung  unserer  Wohnverhältnisse;  sie 
verbürgt  uns  auch  die  Erreichbarkeit  der  berechtigten  Ziele  der  Woh- 
nungsreform. In  den  schlechten  Zuständen  unseres  Städtebaues  und 
unseres  Wohnungswesens  stehen  wir  nirgends  einer  unabänderlichen  Ent- 
wicklung gegenüber,  die  aus  der  Natur  der  Dinge  oder  aus  dem  Geist 
unserer  Rechtsordnung  hervorgeht.  Vielmehr  ist  mit  der  Nothwendigkeit 
einer  Reform  zugleich  auch  ihre  Durchführbarkeit  erwiesen;  das  Gebiet 
der  Wohnungsreform  ist  das  der  inneren  Verwaltung. 


III.  Der  Einfluss  vonBodenpreisen  und  Baukosten 
auf  die  Wohnungsmietlien. 

Von  Oberbaurath  Prof.  Baumeister  in  Karlsruhe. 


I.  Einleitung. 

Unter  Wohnungsmiethe  ist  hier  nicht  bloss  der  Betrag  zu  verstehen, 
welchen  ein  Miether  an  den  Hauseigenthümer  zu  entrichten  hat,  sondern 
auch  derjenige,  welchen  ein  Hausbesitzer  für  sich  berechnen  muss,  wenn 
und  soweit  er  das  Haus  selbst  bewohnt,  endlich  derjenige,  welchen  Ver- 
waltungen bei  der  Ueberlassung  von  Dienstwohnungen  opfern.  In  diesem 
Sinne  werden  die  Miethpreise  im  allgemeinen  durch  folgende  drei  Ur- 
sachen bestimmt: 

1.  Verzinsung  des  Werthes  des  Bauplatzes  nach  ortsüblicher  Höhe  des 
Zinsfusses  für  Hypotheken,  also  jetzt  ungefähr  4 — 41/2%- 

2.  Verzinsung  der  eigentlichen  Baukosten  des  Hauses  sowie  Instand- 
haltung und  Versteuerung  desselben.  Mit  Rücksicht  auf  die  letzteren 
Pflichten  des  Hauseigenthümers  ist  der  gewöhnliche  Zinsfuss  auf 
5 — 6%  zu  steigern. 

3.  Das  nach  Ort  und  Zeit  schwankende  Verhältniss  zwischen  Angebot 
und  Nachfrage.  Hiervon  hängen  schon  die  Preise  der  Bauplätze 
und  der  Baustoffe  ab,  aber  auch  dann,  wenn  diese  gegeben  und  viel- 
leicht schon  bezahlt  sind,  die  Höhen  der  Miethen,  welche  nicht 
immer  genau  der  Summe  der  beiden  vorigen  Posten  gleichkommen. 
In  Zeiten  des  Wohnungsmangels  kann  ein  Hauseigenthümer  die 
Miethe  über  diese  Summe  steigern,  bei  Ueberfluss  an  Wohnungen 
ist  er  genöthigt,  unter  die  Selbstkosten  herabzugehen.  Demnach 
kann  bei  gewerbsmässiger  Herstellung  von  Häusern  der  Unter- 
nehmergewinn bald  positiv  bald  negativ  ausfallen;  auf  Baulust  ist 
natürlich  nur  in  ersterem  Falle  zu  rechnen. 

Indem  von  den  genannten  Punkten  der  dritte  unberechenbar  ist 
und  in  den  beiden  ersten  die  Zinsfüsse  nicht  stark  von  einander  ab- 
weichen, reduzirt  sich  die  aufgestellte  Frage  nach  den  Wohnung s- 
miethen  auf  eine  Ermittelung  der  aus  1.  und  2.  zusammengesetzten 
Herstellungskosten  von  Häusern.  Im  Folgenden  sollen  daher  die 
Umstände  erörtert  werden,  von  welchen  die  Bodenpreise  und  die  Bau- 
kosten abhängen,  sowie  die  Mittel,  durch  welche  diese  beiden  Posten 
möglichst  niedrig  gehalten  werden  können. 
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II.  Bodenpreise. 

Der  Werth  von  Bauland  hängt  im  Gebiet  einer  Stadt  und  ihrer 
vorauszusehenden  Erweiterung  ab  von  der  Lage,  der  Baudichtigkeit,  der 
Wohndichtigkeit  und  der  Bodenpolitik. 

1.  Lage.  Bekannt  sind  die  förderlichen  oder  nachtheiligen  Ein- 
wirkungen der  Lage  auf  bestimmte  Bauzwecke,  bei  Wohnungen  nament- 
lich die  Vorzüge  von  Ruhe,  guter  Luft,  Nähe  von  öffentlichen  Anlagen 
oder  Waldungen,  Aussicht  und  andere  Naturschönheiten.  Darauf  gestützt, 
ist  es  Aufgabe  eines  Bebauungsplanes,  Bezirke  von  verschiedenem 
Charakter  vorzusehen,  welche  sich  ohne  gegenseitige  Störung  ausbauen 
können.  Die  früher  gebräuchliche  ungeregelte  Vermischung  aller  Arten 
von  Baulichkeiten  entspricht  nicht  mehr  berechtigten  Wünschen  zum 
Wohnen,  und  zwar  besonders  wegen  der  heutigen  Bedeutung  der 
Industrie,  von  welcher  Rauch,  Ausdünstungen,  Betriebs-  und  Verkehrs- 
lärm und  sonstige  Unannehmlichkeiten  ausgehen.  Deshalb  gestattet  die 
Gewerbeordnung,  dass  die  genehmigungspflichtigen  Gewerbe  vorzugs- 
weise in  bestimmte  Ortstheile  verwiesen,  in  anderen  entweder  garnicht 
oder  nur  unter  besonderen  Beschränkungen  zugelassen  werden.  Es  liegt 
nahe,  das  gleiche  Verfahren  auch  auf  sonstige  lästige  Anlagen,  als  Werk- 
stätten, Ställe,  Wirthschaften  anzuwenden;  dies  ist  jedoch  erst  an  wenigen 
Orten  versucht  worden,  z.  B.  in  den  Aussentheilen  von  Hamburg  und 
Frankfurt. 

Um  nun  die  wünschenswerthe  Ordnung  zu  erzielen,  werden  bestimmte 
Fabrikviertel,  Geschäftslagen,  Wohnbezirke  angenommen  und  innerhalb 
der  letzteren  etwa  noch  Theile  für  Landhäuser,  Einfamilienhäuser,  Klein- 
wohnungen unterschieden.  Unter  Umständen  mögen  auch  „gemischte 
Viertel"  vorkommen  (Frankfurt).  Zur  Verwirklichung  dienen  theils  die 
oben  angedeuteten  Verbote  von  Fabriken  u.  s.  w.,  theils  Vorschriften 
der  Bauordnung  über  die  frei  zu  haltenden  Abstände  zwischen  Bau- 
lichkeiten, welche  sowohl  das  Eindringen  eines  Gewerbebetriebes  in  ein 
Wohnviertel,  als  die  Herstellung  von  Wohnungen  in  einem  Fabrikbezirk 
erschweren.  Ebenso  wichtig  ist  es  aber,  die  projektiven  Bezirke  in 
Bezug  auf  Lage,  Bodenbeschaffenheit,  Blockgrösse  und  Verkehrsmittel 
so  sorgfältig  zu  wählen,  dass  Baulustige  die  Zweckmässigkeit  sofort 
anerkennen  und  freiwillig  einhalten.  Deshalb  wird  man  einem  guten 
Stadtbauplan  die  Austheilung  nach  obigen  Gruppen  leicht  ansehen. 

Aus  den  vorstehend  geschilderten  Maassnahmen  im  Bebauungsplan 
ist  zwar  nicht  eine  allgemeine  V erbilligung  der  Bodenpreise  zu 
erwarten,  im  Gegentheil  vielleicht  eine  gewisse  Steigerung  derselben  in 
guten  Wohnbezirken,  deren  Lage  hinfort  gegen  unangenehme  Störungen 
sichergestellt  ist.  Aber  die  erstrebte  Ordnung  wird  ohne  Zweifel  mehr 
Klarheit  und  Stetigkeit  in  den  Preisbewegungen  hervorbringen  und  schon 
dadurch  der  Wohnungsfrage  dienen. 

2.  Baudichtigkeit.  Jede  Bauordnung  enthält  heut  zu  Tage  Vor- 
schriften über  die  Baudichtigkeit.  Sie  werden  begründet,  abgesehen  vom 
persönlichen  Gefühl,  durch  ärztliche  Erfahrungen  und  statistische  Belege 
über  die  Krankheitsverbreitung  und  Sterblichkeit,  welche  mit  dem 
Zusammendrängen  und  Uebereinanderschichten  der  Menschen  zunimmt. 
Zu  den  hygienischen  treten  sittliche  und  sociale  Uebelstände. 

In  senkrechter  Richtung  ist,  ausser  einer  Bestimmung  über  die 
Maximalhöhe  von  Häusern  überhaupt,  die  Anzahl  der  bewohnten  Geschosse 
zu  begrenzen.  In  wagerec hter  Beziehung  giebt  es  erstens  eine  Flächen- 
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regel  über  das  Minimum  des  der  Bebauung  zu  entziehenden  Theiles 
eines  Grundstückes  (Hofraum),  entweder  mit  einer  Verhältnisszahl  dieses 
Theiles  zum  Ganzen,  oder  nach  der  Anzahl  der  Wohnungen,  welche  auf 
den  Hof  angewiesen  sind,  oder  durch  Vorzeichnung  einer  hinteren  Bau- 
linie. Sodann  eine  Ab s tan dsregel  über  das  Verhältniss  von  Höhe 
und  Abstand  zwischen  zwei  einander  gegenüberstehenden  oder  zwischen 
mehreren  einen  Hof  umschliessenden  Baulichkeiten,  begründet  durch  einen 
gewissen  Neigungswinkel  des  in  die  Fenster  einfallenden  Lichtes.  Die 
Flächenregel  allein  genügt  nicht,  namentlich  bei  verwickeltem  Grundriss, 
um  jedem  einzelnen  Fenster  gehörig  Licht  und  Luft  zu  verschaffen, 
denn  der  Hofraum  könnte  trotz  vorgeschriebener  Gesammtgrösse  unge- 
schickt geformt  oder  zersplittert  werden.  Die  Abstandsregel  sorgt  für 
alle  Fenster  in  zutreffender  Weise,  aber  sie  giebt  noch  nicht  Gelegenheit, 
in  äusseren  Stadttheilen  freie  Räume  vorzuschreiben,  welche  über  den 
für  die  Fenster  berechneten  Lichteinfall  hinausgehen.  Manche  Länder 
und  Städte  begnügen  sich  mit  der  Abstandsregel  (Oesterreich,  Sachsen, 
Bremen),  einige  mit  der  Flächenregel  (z.  B.  Köln),  in  den  meisten  Bau- 
ordnungen finden  sich  zweckmässiger  Weise  beide  Regeln  zugleich. 

Während  das  hygienische  Streben  in  möglichster  Weiträumigkeit 
besteht,  scheinen  wirthschaftliche  Interessen  das  Gegentheil  zu  fordern; 
denn  wenn  durch  enge  Höfe  und  zahlreiche  Geschosse  an  der  Fläche 
des  Bauplatzes  gespart  wird,  so  können  die  Kosten  für  den  letzteren, 
also  auch  die  Miethen  abnehmen.  Allein  dieser  Schluss  wäre  nur  dann 
richtig,  wenn  man  den  Einheitspreis  des  Bodens  als  eine  gegebene 
Grösse  annehmen  müsste,  sodass  der  Aufwand  für  den  Bauplatz  lediglich 
von  der  verbrauchten  Fläche  abhinge.  Dies  ist  jedoch  nicht  der  Fall, 
vielmehr  findet  ein  starker  Einfiuss  der  zulässigen  Grade  von  Bau- 
dichtigkeit auch  auf  den  Einheitspreis  per  Quadratmeter  statt.  Der 
Bodenwerth  ist  nämlich,  wie  bei  landwirtschaftlichem  Gelände,  abhängig 
vom  Ertrag,  von  dem  grösstmöglichen  Nutzen,  welcher  sich  geschäfts- 
mässig  erzielen  lässt.  Wo  die  Bauordnung  und  die  Sitte  gestattet,  eng 
und  hoch  zu  bauen,  da  wird  die  Möglichkeit  zum  Unterbringen  und 
Vermiethen  vieler  Wohnungen  dem  Käufer  eines  Bauplatzes  angerechnet, 
auch  wenn  er  nur  ein  kleines  Eigenheim  hinstellen  will.  Umgekehrt, 
wo  der  Bodenwerth  hoch  steht,  ist  ein  Unternehmer  genöthigt,  eng  und 
hoch  zu  bauen,  wenn  er  nicht  Geld  zusetzen  will.  Es  findet  also  eine 
Wechselwirkung  zwischen  Baudichtigkeit  und  Bodenpreis  statt,  welche 
durch  den  Vergleich  verschiedener  Städte  bestätigt  wird.  Der  Aufwand 
für  einen  Bauplatz  ist  das  Produkt  aus  Fläche  und  Einheitspreis.  Wo 
stärkere  Baudichtigkeit  zugelassen  ist,  nimmt  der  erste  Faktor  ab,  der 
zweite  zu;  wo  umgekehrt  mehr  Weiträumigkeit  verlangt  wird,  der  erste 
zu,  der  zweite  ab.  Indem  Zu-  und  Abnahme  von  derselben  Ursache 
abhängig  sind,  werden  sie  gleiche  Verhältnisse  einhalten,  und  ihr  Produkt 
bleibt  stets  das  gleiche.  Somit  ist  der  Aufwand  für  den  Bauplatz, 
welcher  zur  Behausung  einer  bestimmten  Zahl  von  Menschen  dienen  soll, 
unabhängig  von  der  Bauordnung.  Wenngleich  nun  von  diesem  theore- 
tischen Ergebniss  nach  örtlichen  und  zeitlichen  Umständen  mancherlei 
Abweichungen  vorkommen  mögen,  so  darf  man  doch  bei  den  allgemeinen 
Bestimmungen  über  Baudichtigkeit  von  wirthschaftlichen  Rücksichten 
hinsichtlich  der  Bodenpreise  absehen  und  in  erster  Linie  die  Gesund- 
heitspflege beachten. 

Bei  vorstehender  Betrachtung  ist  der  Standpunkt  eines  Unternehmers, 
eventuell  einer  Baugesellschaft,  vorausgesetzt,  welcher  unter  stärkster 
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zulässiger  Ausnutzung  der  Fläche  bauen  will.  Indessen  giebt  es  viele 
Baulustige  (auch  Baugesellschaften),  welche  niedrigerbauen  oder  nicht 
so  knapp  mit  dem  Gelände  umgehen  wollen,  vielmehr  durch  geräumige 
Höfe  und  Gärten  den  ideellen  Werth  ihres  Anwesens  zu  steigern  hoffen, 
sei  es  zu  eigener  Annehmlichkeit,  sei  es  für  einsichtige  Miether.  Der- 
artigen Absichten,  welche  die  bauliche  Entwicklung  einer  Stadt  erst 
erfreulich  machen,  wird  vor  allem  durch  niedrige  Bodenpreise  gedient, 
welche  nach  obigem  durch  Vorschriften  geringer  Baudichtigkeit  zu 
Stande  kommen.  Man  erreicht  also  durch  strenge  baupolizeiliche  Be- 
stimmungen unter  allen  Umständen  einen  hygienischen  und  in  vielen 
Fällen  zugleich  einen  wirthschaftlichen  Vortheil. 

Naturgemäss  nehmen  in  einer  Stadt  sammt  Umgebung  die  Boden  - 
preise  von  innen  nach  aussen  ab  und  behalten  in  der  Regel  diese  Ab- 
stufung auch  bei  allgemeinem  Anwachsen,  welches  vermöge  der  fort- 
schreitenden Umwandlung  von  Ackerland  in  Bauland  eintritt.  In  diese 
Entwickelung  greifen  nun  die  Vorschriften  der  Bauordnung  ein  und 
steigern  den  Bodenwerth  umsomehr,  je  stärkere  Baudichtigkeit  sie  ge- 
statten. Den  geschäftsmässigen  Unternehmern  im  Häuserbau  kann  dies 
nach  obigem  gleichgiltig  sein,  aber  in  Gegensatz  treten  einerseits  alle 
sonstigen  Baulustigen,  andererseits  die  Grundbesitzer.  Letztere  wehren 
sich  erfahrungsgemäss  allemal,  wenn  an  einer  Bauordnung  Aenderungen 
im  Sinne  der  Weiträumigkeit  erwogen  werden,  weil  damit  ihre  Aussicht 
auf  hohen  Erlös  durch  ferneres  Steigen  der  Preise  schwindet.  Allein 
ein  solcher  Erlös  wäre  doch  nur  soweit  berechtigt,  als  Opfer  zum  Auf- 
schliessen  nebst  Risiko  übernommen  werden.  Das  mühelose  Ersitzen 
hoher  Verkaufsgewinne,  manchmal  noch  mit  monopolartiger  Ausbeutung 
verbunden,  ist  durch  öffentliche  Maassregeln  nicht  zu  unterstützen, 
sondern  im  Interesse  der  grossen  Mehrzahl  aller  Einwohner  zu  bekämpfen. 
Wenn  nach  diesem  Grundsatz  die  Baudichtigkeit  festgestellt  werden  soll, 
so  wäre  es  jedoch  fehlerhaft,  ein  ganzes  Weichbild  gleichartig  zu  be- 
handeln. Denn  will  man  einheitliche  Vorschriften  und  richtet  dieselben 
nach  der  bisherigen  dichten  Bebauung  und  dem  hohen  Bodenwerth  im 
Stadtkern  ein,  so  werden  sich  diese  beiden  ungünstigen  Merkmale  ver- 
möge obiger  Wechselwirkung  immer  weiter  nach  aussen  fortpflanzen 
(z.  B.  Berlin).  Wollte  man  dagegen  versuchen,  alles  so  weiträumig  zu 
behandeln,  wie  etwa  in  einer  neu  zu  gründenden  Stadt,  so  werden  die 
Besitzer  von  Grundstücken,  welche  bereits  dichter  bebaut  gewesen  sind 
oder  sich  zwischen  solchen  befinden  und  daraufhin  ihren  Werth  erhalten 
haben,  ungebührlich  geschädigt.  Es  müssen  deshalb  die  Grade  der  Bau- 
dichtigkeit gleich  den  Bodenpreisen  von  innen  nach  aussen  abnehmen.  Dies 
führt  zu  einer  Zonenbauordnung.  Um  derselben  ausgiebige  Wir- 
kung zu  sichern,  sind  alle  drei  oben  angeführte  Gegenstände,  nämlich 
Anzahl  der  Geschosse,  Flächenregel  und  Abstandsregel  abzustufen,  mit 
klaren  aber  nicht  zu  schroffen  Unterschieden  von  Zone  zu  Zone. 

Ausser  der  örtlichen  Abstufung  der  Baudichtigkeit  ist  auch  eine 
soziale  nach  dem  Charakter  der  Wohnhäuser  vorgeschlagen  worden. 
Man  geht  dabei  von  der  Annahme  aus,  dass  der  Vorzug  kleiner  Häuser 
in  moralischer  Beziehung  wichtiger  sei,  als  ein  erheblicher  freier  Raum 
ausserhalb  derselben,  und  hofft  mittels  Einschränkung  des  letzteren  auch 
finanziell  das  Einfamilienhaus  gegenüber  dem  Miethhaus,  das  Miethhaus 
für  wenige  Familien  gegenüber  der  grossen  Miethkaserne  zu  begünstigen. 
Allein  der  Erfolg  scheint  zweifelhaft.  Denn  wenn  in  der  That  für  be- 
stimmte Zwecke  ein  geringerer  Bruchtheil  des  Grundstücks  als  Hofraum 
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zugestanden  wird,  als  sonst  üblich  ist,  so  tritt  die  oben  geschilderte 
zwiefache  Wirkung  ein:  der  Bauplatz  wird  zwar  kleiner,  aber  der  Ein- 
heitspreis steigt,  und  beides  kann  sich  mehr  oder  weniger  gegenseitig 
aufheben.  Deshalb  dürfte  jener  Vorschlag  sich  nur  da  eignen,  wo  die 
Bodenpreise  bereits  feststehen,  im  allgemeinen  aber  allen  Wohnungs- 
gattungen das  gleiche  Recht  auf  Licht  und  Luft  zu  geben  sein.  Das 
wünschenswerthe  Ziel,  Massenmiethhäuser  vom  Stadterweiterungsgebiet 
auszuschliessen  und  gesunde,  angenehme  billige  Wohnungen  zu  schaffen, 
lässt  sich  schon  mittels  einer  lediglich  örtlich  abgestuften  Zonenbauord- 
nung  erreichen.  Ausser  dem  Abstand  vom  Stadtkern  kommen  dabei  nur  noch 
die  im  vorigen  Abschnitt  besprochenen  Unterschiede,  also  eventuell  ergän- 
zende Bestimmungen  für  Geschäftslagen,  Industriebezirke  u.  dgl.  in  Frage. 

3.  Wohndichtigkeit.  Während  durch  die  Bauordnung  das  öffent- 
liche Interesse  bei  der  Herstellung  von  Wohnungen  gewahrt  wird, 
dient  eine  Wohnungsordnung  dazu,  den  baulichen  Zustand  und  die 
Benutzung  von  Wohnungen  zu  kontrolliren  sowie  Vorkommnisse 
abzustellen,  welche  in  gesundheitlicher,  sittlicher  und  sozialer  Beziehung 
dem  allgemeinen  Wohl  zuwiderlaufen.  Gesundheitsschädliche  Bauzustände 
finden  sich  vielfach  in  älteren  Häusern,  welche  schon  vor  Erlass  einer 
rationellen  Bauordnung  hergestellt  waren,  namentlich  Feuchtigkeit,  un- 
geeignete Lage  und  Form  von  Wohnräumen,  Mangel  an  Licht  und  Luft, 
fehlende  Aborte,  schlechte  Heizung,  mangelhafte  Wasserversorgung  und 
Entwässerung.  Als  Uebelstände,  welche  ausserdem  auch  an  neueren 
Häusern  infolge  von  Vernachlässigung  vorkommen,  sind  zu  nennen:  bau- 
liche Verwahrlosung  im  allgemeinen,  dauernde  Verunreinigung,  Schäden 
der  Installation  für  Wasser  und  Gas,  Schäden  an  den  Vorkehrungen 
zur  Entwässerung  und  zur  Beseitigung  von  Fäkalien  und  Kehricht.  Be- 
sonders kommt  hier  aber,  die  Art  der  Benutzung  in  Betracht  und 
das  Bestreben,  die  Wohn  dicht  igk  ei  t  zu  steigern  durch  Ueberfüllung 
der  Wohn-  und  Schlafräume,  durch  Anwendung  von  Räumen  zum  Wohnen 
und  Schlafen,  welche  baulich  nicht  dazu  bestimmt  und  geeignet  sind, 
durch  übermässige  Aufnahme  von  Aftermiethern  und  Schlafgängern. 
Zur  Beurtheilung  der  Wohndichtigkeit  dient  das  Verhältniss  zwischen 
der  Personenzahl  und  dem  Kubikinhalt,  und  gilt  gewöhnlich  als  Norm, 
besonders  in  Schlafräumen,  dass  mindestens  10  cbm  auf  jede  erwachsene 
Person  entfallen  sollen. 

Wohndichtigkeit  wirkt  auf  den  Bodenpreis  ganz  ähnlich  wie  Bau- 
dichtigkeit. Wo  Ueberfüllung  und  etwa  auch  noch  Vernachlässigung  der 
Wohnungen  geduldet  wird,  kann  ein  geschäftsmässiger  Unternehmer  von 
vornherein  auf  hohen  Ertrage  rechnen,  und  umgekehrt  wird  durch  die 
angeführte  Kontrolle  über  die  Benutzung  von  Wohnungen  der  Ertrag 
beschränkt.  Mit  dem  Ertrage  hängt  aber  der  Bodenpreis  zusammen,  wie 
schon  im  vorhergehenden  Abschnitt  dargelegt  wurde.  Somit  wirkt  eine 
Vorschrift  über  mässige  Wohndichtigkeit  in  doppelter  Weise  günstig: 
auf  Gesundheit  der  Bevölkerung  und  auf  Zurückhaltung  der  Bodenpreise. 

4.  Bodenpolitik.  Es  ist  Aufgabe  der  Gemeinde  thunlichst  zu  ver- 
hüten, dass  die  Bodenpreise  durch  Spekulation  übertrieben  hoch  steigen, 
so  dass  sie  zu  einer  die  gesunde  Entwickelung  hemmenden  und  die  Be- 
völkerung zu  Gunsten  der  Grundbesitzer  beengenden  Schranke  werden. 
Zu  diesem  Zweck  giebt  es  kein  besseres  Mittel  als  ein  reichliches  An- 
gebot von  Bauland  auf  dem  Grundstücksmarkt.  Die  Gemeinde  hat  das 
am  besten  in  der  Hand,  wenn  sie  selbst  viel  Gelände  besitzt  oder  solches 
erwirbt,  unter  Umständen  mit  Hilfe  des  zu  erweiternden  Enteignungs- 
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rechtes,  und  Bauplätze  abgiebt.  Indessen  würde  die  bisher  meist  gebräuch- 
liche allgemeine  Versteigerung  von  Bauplätzen  und  selbst  die  lobens- 
werthe  Veräusserung  zu  niedrigen  festen  Preisen  nur  dann  gut  thun, 
wenn  Sicherheit  dafür  geschaffen  werden  kann,  dass  die  Grundstücke  der 
Privatspekulation  entzogen  bleiben,  welcher  sie  sonst  leicht  in  die  Hände 
fallen.  Wohlthätiger  wirkt  in  der  Eegel  die  Verpachtung  oder  die  Her- 
gabe nach  Erbbaurecht,  indem  dabei  der  Bodenpreis  überhaupt  keine  so 
grosse  Rolle  spielt  und  die  etwa  noch  eintretende  Zunahme  desselben 
der  Gemeinde  zufällt.  Als  dritter  Weg  der  Nutzbarmachung  von  Ge- 
meindebesitz eröffnet  sich  die  Bebauung  durch  die  Gemeinde  selbst  und 
Vermiethung  der  hergestellten  Wohnungen,  wobei  freilich  ihre  Einwir- 
kung nicht  auf  den  Boden  beschränkt,  sondern  auf  den  ganzen  Wohnungs- 
markt erstreckt  wird  und  deshalb  besondere  Behutsamkeit  erheischt,  um 
nicht  die  Privatunternehmung  zu  beeinträchtigen  und  abzuschrecken. 
Unbedenklich  und  empfehlenswerth  bleibt  jedenfalls  dies  Verfahren  zu 
Gunsten  der  im  Gemeindedienst  stehenden  Beamten  und  Arbeiter. 

Soweit  eine  Gemeinde  nicht  in  der  Lage  ist,  mit  Eigenbesitz  auf 
einem  der  vorbezeichneten  Wege  der  Spekulation  in  den  Weg  zu  treten, 
kann  sie  das  Angebot  von  Bauplätzen  dadurch  fördern,  dass  neue  Ge- 
biete von  Privatgelände  rechtzeitig  aufgeschlossen  werden.  Schlimm 
wäre  es  freilich,  wenn  diese  Maassregel  durch  unverkäuflichen  Gross- 
grundbesitz in  der  Nähe  der  Stadt  gehemmt  würde.  Es  dienen  als  Hilfs- 
mittel: rechtzeitige  Aufstellung  von  Bebauungsplänen;  Herstellung  von 
Strassen  und  Strassen eisenbahnen;  Unterstützung  desfallsiger  Privat- 
unternehmer, eventuell  unter  Bedingung  niedriger  Tarifsätze,  namentlich 
für  Arbeiter  und  Schulkinder;  Umlegung  der  Grundstücke  in  zweck- 
mässige baufähige  Formen;  Vertheilung  des  Aufwandes  für  grosse  ge- 
meinsame Bauten,  z.  B.  Brücken,  freie  Plätze,  auf  weitere  Interessenten- 
kreise, etwa  unter  Abstufung  nach  Zonen;  Eingemeindung  umliegender 
Orte.  Durch  vorstehende  Maassregeln  wird  das  Bauland  nach  Umfang 
und  Mannigfaltigkeit  so  vermehrt,  dass  ein  Niedrigbleiben  der  Boden- 
preise erhofft  werden  kann.  Zugleich  wird  dem  Bestreben  der  Grund- 
stücksspekulanten entgegengearbeitet,  die  Verwandlung  von  Ackerland  in 
Bauland  hintanzuhalten  um  erst  weitere  Preiszunahmen  abzuwarten. 
Ferner  wird  auch  der  (in  Stuttgart  erhobene)  Einwand  entkräftet,  dass 
die  Nachfrage  nach  Bauland  über  den  zunächst  gegebenen  Vorrath  hinaus 
wachsen  müsse,  wenn  man  dasselbe  nicht  stark  ausnützen  dürfe,  und 
dass  infolge  dessen  der  Bodenpreis  noch  höher  steigen  werde,  als  er  sich 
bei  Zulassung  gedrängter  Bauweise  gestellt  hätte. 

Zur  Konkurrenz  in  Bauland  trägt  ausserdem  eine  milde  Behandlung 
von  Baugesuchen  ausserhalb  der  städtisch  angelegten  Strassen  bei.  Die 
U  ebelstände  dieses  sogenannten  wilden  Bauens  werden  bekanntlich  durch 
direkte  Verbote  bekämpft,  welche  sich  entweder  auf  mangelnde  Zugäng- 
lichkeit oder  auf  mangelnde  Entwässerung  stützen.  Aber  durch  eine 
derartige  Beschränkung  werden  einmal  die  Bodenpreise  in  den  bereits 
aufgeschlossenen  Stadttheilen  gesteigert,  weil  die  Möglichkeit,  weiter 
aussen  zu  bauen,  fehlt,  und  sodann  manche  Ansiedelungen  gehindert, 
welche  eben  nur  auf  billigem  Gelände  ausführbar  sind  und  dem  Ge- 
meinwesen wohl  Vortheil  bringen  können.  Dahin  gehören  namentlich  in 
industriellen  Städten  neue  Fabriken  mit  Arbeiterwohnungen,  anderwärts 
auch  Landhäuser.  Aus  diesen  Gründen  pflegt  man  denn  auch  jene  Ver- 
bote nicht  immer  streng  zu  handhaben;  aber  statt  einer  derartigen  Will- 
kür würde  es  der  Sache  besser  dienen,  wenn  die  Bedingungen  zur  Ge- 
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nehmigung  gewisser  Gattungen  von  Baulichkeiten  vor  der  Stadt  genau 
und  vollständig  aufgestellt  werden.  Es  sind  eben  behufs  Zugänglichkeit 
und  Entwässerung  provisorische  Maassregeln  zu  fordern  und  auch 
füglich  hygienisch  befriedigend  zu  ermöglichen,  vorbehaltlich  künftiger 
Eingliederung  in  vollkommenere  Einrichtungen. 

Ausser  den  Gemeinden  kommt  auch  den  Staatsbehörden  eine  ziel- 
bewusste  Bodenpolitik  zu,  um  in  der  Wohnungsfrage  förderlich  zu  wirken. 
Abgesehen  von  dem  wichtigen  Einfluss  der  baulichen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen hat  der  Staat  das  Recht,  die  Gemeinden  bei  den  im  Vor- 
stehenden geschilderten  mannigfaltigen  Maassregeln  zu  überwachen  und 
bei  deren  etwaiger  Vernachlässigung  nöthigenfalls  Zwang  anzuwenden. 
Daneben  besteht  die  Pflicht,  theils  als  Arbeitgeber  den  unteren  Beamten 
zu  Dienstwohnungen  zu  verhelfen,  theils  als  Grundeigenthümer  die  Ver- 
werthung  von  einem  höheren  Standpunkt  als  von  demjenigen  des  Speku- 
lanten zu  treiben.  Letzteres  bezieht  sich  auf  die  in  manchen  Städten 
sehr  beträchtlichen  Flächen  von  Staatsdomänen  und  Hofdomänen.  Leider 
wird  mit  diesem  Gelände  bis  jetzt  selten  so  verfahren,  wie  es  oben  als 
Aufgabe  für  das  Gemeindeeigenthum  angeführt  wurde,  vielmehr  meist 
noch  der  rein  fiskalische  Standpunkt  eingehalten  und  zuweilen  sogar  die 
gute  Absicht  der  Gemeinde  erschwert.  Gegen  die  Verpflichtung  des 
Staates,  in  der  Wohnungsfrage  nicht  bloss  Vorschriften  zu  geben,  sondern 
mit  Opfer  zu  bringen,  hört  man  zwar  wohl  den  Einwand,  dass  dann 
ein  Bruchtheil  des  Volkes  auf  Kosten  des  Ganzen  begünstigt  werde. 
Allein  ist  das  nicht  auf  vielen  anderen  Gebieten  staatlicher  Fürsorge 
ebenso?  Und  jedenfalls  ist  die  Wohnungsfrage  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben für  das  Wohlsein  der  gesammten  Nation,  wenn  sie  auch  zu- 
nächst nur  einzelne  Kreise  unmittelbar  angeht. 

III.  Baukosten. 

Die  Baukosten  und  die  Mittel  zu  thunlichster  Herabminderung  der- 
selben beruhen  auf  den  baupolizeilichen  Vorschriften  über  Feuereicherheit, 
Festigkeit,  Gesundheit,  ferner  auf  der  Aesthetik,  der  Strassenanlage  und 
dem  Unterschied  zwischen  offener  und  geschlossener  Bauweise.  Im 
Folgenden  sollen  diese  sechs  Punkte  einzeln  besprochen  werden. 

1.  Feuersicherheit.  Was  die  Umfassungswände  betrifft,  so  hängt 
deren  Bauart  theils  von  dem  Zweck  des  Gebäudes,  theils  von  den  Abständen 
gegen  umstehende  Gebäude  ab.  Bei  dem  Bauzweck  kommen  die  Leichtig- 
keit der  Entstehung  eines  Brandes,  die  Dichtigkeit  der  Besetzung  mit 
Menschen  und  brennbaren  Stoffen,  die  Umständlichkeit  der  Rettung  in 
Frage,  es  finden  hinsichtlich  dieser  aktiven  und  passiven  Gefahr  ver- 
schiedene Grade  statt.  Ebenso  können  die  Abstände  zwischen  zwei 
Gebäuden  abgestuft  werden,  je  nachdem  eine  Uebertragung  des  Feuers 
erleichtert  und  die  Bekämpfung  desselben  erschwert  wird.  Durch  Com- 
bination  der  Gefahrengrade  mit  den  Abstandsstufen  lässt  sich  ein  folge- 
richtiges System  von  Regeln  gewinnen,  unter  welchen  Umständen  bei 
den  Umfassungswänden  feuersichere  Konstruktion  verlangt,  Fachwerk  oder 
Holz  zugelassen  wird.  Diese  Regeln  sollen  selbstverständlich  der  Er- 
sparniss  von  Baukosten  thunlichst  Rechnung  tragen,  dann  aber  in  der  ganzen 
Stadt  gleichlauten,  weil  Menschenleben  und  Eigenthum  überall  gleich 
hoch  zu  schätzen  sind.  Die  wünschenswerthen  Erleichterungen  für 
äussere  Bezirke  werden  von  selbst  eintreten.  Weil  nämlich  hier  der 
Bodenwerth  geringer  ist,  so  gewinnt  der  Baulustige  leichter  die  Möglich - 
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keit  zu  grossen  Abständen,  also  zu  sparsamer  Bauweise;  will  er  jedoch 
die  vorgeschriebenen  Abstände  nicht  opfern,  so  verlangt  das  Interesse 
der  Gesammtheit  und  der  Nachbarn  draussen  ebensoviel  Sicherheit  wie 
in  der  Altstadt. 

Der  gleiche  Standpunkt  wie  bei  den  Umfassungswänden  ist  bei 
sonstigen  Baugegenständen  einzuhalten,  von  welchen  die  Feuersicherheit 
abhängt,  als  Zwischenwände,  Decken,  Treppen,  Feuerstellen,  Schornsteine. 
Alle  gleichartigen  Baulichkeiten  sollen  gleich  behandelt  werden.  Im 
Kreise  der  Wohnhäuser  ist  deshalb  ein  gewisser  Nachlass  gerechtfertigt 
bei  Einfamilienhäusern,  in  welchen  der  Grad  der  oben  erwähnten  Ge- 
fahren geringer  als  in  stärker  bewohnten  Häusern  zu  sein  pflegt. 

2.  Festigkeit.  So  wenig  wie  bei  der  Feuersicherheit  ist  bei  der 
Festigkeit  eine  Abstufung  der  Vorschriften  gerechtfertigt:  denn  Sicher- 
heit gegen  Einsturz  ist  unter  allen  Umständen  zu  fordern.  Aber  es  soll 
die  Bauordnung  das  Bauen  nicht  unnöthig  vertheuern.  Dies  würde  leicht 
geschehen  durch  eine,  wenigstens  früher  gebräuchliche,  Menge  von  Vor- 
schriften über  die  Abmessungen  der  einzelnen  Bautheile,  welche  natür- 
lich auf  minderwerthiges  Material  und  reichliche  Sicherheit  eingerichtet 
sind  und  gleichwohl  besondere  Umstände,  als  Fundirung,  Erschütterungen, 
Art  der  Ausführung  vernachlässigen.  Damit  würden  technische  Fort- 
schritte, verbunden  mit  Ersparniss  an  Baukosten,  gehemmt.  Deshalb 
pflegen  neuere  Bauordnungen  die  Einzelvorschriften  zu  unterlassen  und 
nur  das  Ziel  anzugeben,  dass  jedes  Gebäude  die  durch  seinen  Zweck 
gebotene  Festigkeit  besitzen  müsse.  Die  Mittel  dazu  sind  dem  verant- 
wortlichen Unternehmer  freigestellt,  wobei  die  Prüfung  des  Entwurfs, 
der  Baustoffe  und  der  Ausführung  Recht  und  Pflicht  der  Baupolizei 
bleibt.  Wenn  gewisse  Baugattungen,  namentlich  Wohnhäuser,  häufig 
wiederkehren,  so  würde  freilich  eine  jedesmalige  neue  Untersuchung  viel 
Arbeit  veranlassen.  Zur  Bequemlichkeit  für  die  Bauenden  wie  für  die 
Beamten  dienen  daher  Zusammenstellungen,  theils  von  Durchschnitts- 
werthen  der  Festigkeitskoeffizienten  und  Belastungsgewichte,  theils  von 
Mauerstärken  unter  den  gewöhnlichen  Abmessungen  von  Zimmerhöhe. 
Haustiefe  und  Verspannungwänden ,  eventuell  zwei  solche  Schemata  für 
kleinere  und  für  grössere  desfallsige  Abmessungen.  Dabei  müssen  jedoch 
Abweichungen  mit  neuen  Konstruktionen  und  Baustoffen  ausdrücklich 
zugelassen  und  denselben  jeweils  besondere  Prüfungen  gewidmet  werden. 

3.  Gesundheit.  Von  den  unter  II  2  erörterten  Bestimmungen  über 
Baudichtigkeit  wirken  diejenigen  in  senkrechter  Richtung  auch  auf 
die  Baukosten  ein.  Bei  grösserer  Geschosszahl  verbilligt  sich  das 
Quadratmeter  der  bewohnten  Flächen,  weil  Fundamente,  Keller  und  Dach 
allen  Geschossen  zugleich  dienen  und  weil  die  Mauerdicke  nicht  pro- 
portional zur  Anzahl  der  Geschosse,  sondern  schwächer  zunimmt.  Ausser- 
dem kommen  hinsichtlich  der  Baukosten  Vorschriften  in  Betracht  über 
die  Mindestmaasse  der  Grundrissfläche  und  Lichthche  von  Zimmern, 
über  das  Verhältniss  zwischen  Fensterfläche  und  Bodenfläche,  über  die 
Benutzung  von  Keller-  und  Dachräumen,  über  die  Anzahl  und  Gestaltung 
von  Aborten,  über  das  Gebiet  der  Installation,  nämlich  die  Vorkehrungen 
zur  Gasleitung,  Wasserversorgung,  Ableitung  von  Regen-  und  Brauch- 
wasser, Beseitigung  von  Fäkalien  und  Kehricht. 

Bei  diesen  gesundheitlichen  Vorschriften  sei  als  allgemeiner  Grund- 
satz wiederholt,  was  bereits  mit  Bezug  auf  Feuersicherheit  und  Festig- 
keit angeführt  worden  ist:  es  dürfen  keine  Unterschiede  oder  Sonder- 
bestimmungen aufgestellt  werden,  weder  nach  Zonen  und  Bezirken,  noch 
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nach  dem  Range  der  Bewohner.  Auch  der  Charakter  als  Eigenheim 
lässt  keine  Ausnahmen  zu;  denn  wenn  ein  unverständiger  Mann  baut, 
so  müssen  seine  Kinder  und  Rechtsnachfolger  vor  Nachtheilen  geschützt 
werden;  ist  er  aber  einsichtig,  so  fällt  ihm  ein  sachlich  begründeter  und 
auf  das  Nothw endige  beschränkter  Zwang  nicht  schwer. 

Oft  giebt  sich  allerdings  der  Wunsch  kund,  bei  Kleinwohnungen 
gewisse  Regeln  zu  modifiziren,  um  hier,  wo  es  am  dringendsten  ist,  an 
Baukosten  sparen  zu  können.  Darin  liegt  aber  ein  Beweis,  dass  die 
betreffende  Bauordnung  wegen  alter  Gewohnheit  und  Aengstlichkeit  über 
das  Nothwend ige  hinausgeht,  und  es  wäre  eine  allgemeine  Revision 
am  Platze,  um  sorgfältiger  und  genauer  das  Minimum  der  Anforderungen 
zu  erwägen  und  hierbei  allerdings  in  mancher  Hinsicht  die  Klein- 
wohnungen als  maassgebend  zu  beachten.  Wollte  man  überhaupt  einen 
Unterschied  zwischen  einfachen  und  vornehmen  Wohnungen  einführen, 
so  müsste  die  grössere  Strenge,  also  der  grössere  Aufwand  eher  bei  den 
erster en  stattfinden,  weil  sie  stärker  mit  Menschen  besetzt  und  diese 
Menschen  weniger  vorsichtig  in  Bezug  auf  Feuer  und  Gesundheit  zu 
sein  pflegen.  Dazu  kommt  das  soziale  Moment,  nicht  von  Amtswegen 
Wohnungen  zweiter  Klasse  zu  schaffen  und  diejenigen  Volksklassen. 
welche  vor  allem  an  der  Wohnung  zu  sparen  pflegen,  zu  einer  besseren 
Erkenntniss  zu  erziehen. 

4.  Aesthetik.  Wenn  von  den  Mitteln  die  Rede  ist,  durch  welche 
Wohnungen  vertheuert  werden,  so  sind  die  noch  an  vielen  Orten  be- 
stehenden ästhetischen  Forderungen  zu  nennen,  z.  B.  von  einem  Mindest- 
maass  der  Frontlänge,  von  mindestens  zwei  Geschossen,  von  einem 
„gefälligen  Ansehen"  u.  dgl.  Selbst  wenn  hierdurch  die  Baukosten  nicht 
unmittelbar  zunehmen  sollten,  so  wird  doch  die  Freiheit  und  Freude  am 
Bauen  beschränkt,  und  schon  das  wäre  der  Wohnungsfrage  nachtheilig. 
Wichtiger  noch  als  die  baupolizeiliche  Aesthetik  ist  die  gegenwärtig  so 
häufige  Sucht,  die  Facaden  aus  freien  Stücken  luxuriöser  herzustellen, 
als  der  Bestimmung  des  Hauses  entspricht.  Hierdurch  bekundet  sich 
keineswegs  eine  künstlerische  Auffassung  und  Behandlung,  im  Gegen- 
theil,  die  echte  Kunst  beruht  gerade  auf  der  richtigen  Charakterisirung 
des  Bauzweckes,  sie  fordert  aber  auch  Oekonomie  mit  den  Mitteln, 
Maasshalten.  Es  mögen  also  vornehme  Wohnungen  stattlich,  ja  reich 
ausgebildet  und  selbst  die  kleinsten  über  die  nackte  Armseligkeit  durch 
gute  Verhältnisse  und  wohl  auch  durch  bescheidenen  Schmuck  erhoben 
werden.  Aber  zu  rügen  sind  heutzutage  zwei  Abwege,  welche  besonders 
bei  „bürgerlichen  Wohnungen"  vielfach  betreten  werden  und  zu  deren 
Vertheuerung  führen,  obgleich  die  Wohnungsnoth  an  vielen  Orten  auch 
den  Mittelstand  betrifft.  Diese  Verirrungen  bestehen  in  einer  protzigen 
Ueberladung  mit  dekorativen  Zuthaten  und  in  dem  Streben  nach  immer 
neuen  auffallenden  Formen,  beides  gewöhnlich  unbekümmert  um  archi- 
tektonische Folgerichtigkeit  und  Harmonie. 

5.  Strassen  anläge.  Indem  der  Aufwand  für  neue  Strassen  ganz 
oder  theilweise  den  Anliegern  auferlegt  wird,  ist  auch  hierbei  möglichste 
Verminderung  der  Baukosten  von  Werth.  Zunächst  kommt  dabei  die 
Breite  der  Strasse  in  Frage,  welche  theils  mit  der  Bedeutung  des  Ver- 
kehrs zusammenhängt,  theils  mit  der  Höhe  der  Häuser,  um  denselben 
genügend  Licht  und  Luft  zu  verschaffen.  In  ersterer  Beziehung  ist  ein 
Unterschied  zwischen  Hauptstrassen  und  Nebenstrassen  zweckmässig, 
welcher  auch  aus  anderen  Gründen  in  Stadterweiterungen  möglichst  be- 
achtet werden  sollte,  übrigens  Zwischenstufen  nicht  ausschliesst.  Im 
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allgemeinen  dürfen  Geschäftsstrassen  eine  ansehnliche  Breite  haben,  weil 
der  Aufwand  durch  den  besseren  Ertrag  der  Häuser  gedeckt  wird;  da- 
gegen sollen  Wohnstrassen  schmal  sein  (Minimum  8  m),  um  durch 
Kostenersparniss  und  zugleich  durch  Verminderung  des  Staubes  der 
Wohnungsfrage  zu  dienen. 

Was  ferner  die  Belichtung  betrifft,  so  ist  von  dem  als  hygienische 
Norm  anerkannten  Lichteinfall  unter  45°  (vom  Zenith  abwärts)  aus- 
zugehen; d.  h.  die  Höhe  der  Häuser  darf  nicht  grösser  sein  als  ihr  Ab- 
stand von  der  gegenüberliegenden  Reihe.  Um  nun  mit  der  Häuserhöhe 
nicht  an  geringe  Strassenbreiten  gebunden  zu  sein,  werden  Vorgärten 
angeordnet.  Welche  Tiefe  denselben  zu  geben  sei,  kann  wiederum  mit 
dem  Charakter  der  Strasse  wechseln.  Vorgärten  gewähren  den  weiteren 
Vortheil,  dass  sie  bei  zunehmender  Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  zur 
Strassenfläche  einbezogen  werden  können,  während  doch  anfänglich  eine 
geringe  Strassenbreite  genügen  und  somit  bis  zum  eintretenden  Bedürf- 
niss  gespart  werden  mag.  Ebenso  wie  mit  der  Breite,  verhält  es  sich 
mit  der  Befestigung  von  Strassen.  Es  brauchen  in  einer  Stadt- 
erweiterung durchaus  nicht  alle  Strassen,  auch  die  abgelegenen  und  un- 
bedeutenden, mit  Pflaster  erster  Güte,  mit  Kantsteinen  und  harten  Fuss- 
wegen versehen  zu  werden,  vielmehr  gilt  es  auch  hierbei  zu  individua- 
lisiren  und  zu  erwägen,  ob  nicht  vorerst  billige  Konstruktionen  genügen 
und  die  Bauzinsen  aus  der  desfallsigen  Ersparniss  später  zu  höherem 
Aufwand  ausreichen  werden.  Ein  ähnlicher  Kostenvergleich  wäre  zu- 
weilen auch  hinsichtlich  der  Kanalisation  zwischen  Trennsystem  und 
Vollsystem  zu  empfehlen. 

6.  Offene  und  geschlossene  Bauweise.  Vorzüge  der  offenen 
Bauweise  (mit  gebotenen  Zwischenräumen  oder  Wich)  sind  bekanntlich: 
Luftwechsel  zwischen  Strasse  und  Hinterland  zu  Gunsten  heisser  Strassen 
oder  enger  Höfe,  zweckmässige  Hausgrundrisse  mit  reichlicher  Belich- 
tung, Möglichkeit  malerischer  Bauweise,  Wegfall  der  hässlichen  Brand- 
mauern während  der  Entwicklungszeit  eines  Stadttheils.  Dem  Vorwurf, 
dass  mit  dem  Luftzug  durch  den  Wich  auch  Strassenstaub  in  das 
Hinterland  gelange,  ist  nicht  gerade  viel  Bedeutung  zuzuschreiben,  wenn 
die  Strassenreinigung  und  Besprengung  ordnungsmässig  gehandhabt 
wird  und  wenn  es  sich  um  Wohnstrassen  mit  geringem  Verkehr  handelt. 
Die  eigentlichen  Nachtheile  der  offenen  Bauweise  bestehen  in  dem  Mehr 
an  freien  Umfassungswänden,  welche  mehr  Kosten  für  Bau,  Instandhal- 
tung und  Heizung  erfordern,  und  in  dem  Zuschlag  an  Frontlänge, 
welcher  den  Beitrag  zu  Strasse  und  Kanal  steigert  sowie  die  Ausnützung 
zu  Kaufläden  u.  dgl.  einschränkt.  Aus  letzterem  Grunde  eignet  sich  die 
offene  Bauweise  für  Geschäftsstrassen  niemals.  Vergleicht  man  nun 
die  angeführten  Vortheile  und  Nachtheile,  so  kann  bei  grösseren 
Wohnungen  leicht  die  Annehmlichkeit  der  offenen  Bauweise  den  Mehr- 
aufwand übertreffen,  so  dass  die  etwas  vergrösserte  Miethe  von  einsich- 
tigen Bewohnern  gern  getragen  wird.  Aber  kleinere  Wohnungen,  sei 
es  in  Miethhäusern  oder  in  Familienhäusern,  verlangen  gewöhnlich  die 
äusserste  Ersparniss,  zu  deren  Gunsten  dann  die  offene  Bauweise  modi- 
fizirt  oder  aufgegeben  werden  muss.  Immerhin  ist  dieses  möglich,  ohne 
an  der  Weiträumigkeit  erheblich  nachzulassen,  welche  allerdings  bei 
der  offenen  Bauweise  mit  gehörigem  Wich  fast  von  selbst  entsteht.  Be- 
treffende zweckmässige  Abweichungen  in  der  sogenannten  halboffenen 
Bauweise  sind:  Zulassung  von  Zwillingshäusern  oder  Dreihäusergruppen ; 
geschlossene  Häuserreihen  bis  zu  einer  gewissen  Länge  (50 — 80  m), 
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nach  welcher  jeweils  ein  Wich  eingeschaltet  wird,  Blöcke  mit  geschlossen 
bebauten  Langseiten  und  mit  ganz  oder  theilweise  offenen  Querseiten. 
Und  selbst  bei  ringsum  geschlossenen  Blöcken  kann  die  wünschens- 
werthe  Weiträumigkeit  bis  zu  einem  beliebigen  Grade,  also  schliesslich 
gleichwerthig  mit  der  offenen  Bauweise,  durch  reichlich  gewählte  Block  - 
abmessungen  erreicht  werden,  wenn  das  Innere  durch  Verbot  von  Hinter- 
gebäuden und  Flügeln  (hintere  Baulinien)  oder  wenigstens  durch  Einschrän- 
kung derselben  nach  Grundriss  und  Höhe  thunlichst  offen  gehalten  wird. 

IV.  Zusammenstellung. 

Es  gilt  jetzt,  die  Einwirkungen  von  Bodenpreisen  und  Baukosten 
auf  den  Herstellungsaufwand  von  Wohnungen  zusammenzusetzen.  Im 
einzelnen  Falle  geschieht  dies  ja  durch  manchen  Unternehmer,  welcher 
z.  B.  in  einer  Stadt  mit  Zonenbauordnung  berechnet,  ob  er  mehr  Vor- 
theil davon  hat,  einen  theueren  Bauplatz  der  inneren  Zone  hoch,  oder 
ein  billiges  Grundstück  in  einer  äusseren  Zone  mit  wenigen  Geschossen 
zu  bebauen.  Um  allgemein  zu  verfahren,  sind  als  die  hauptsächlichen 
veränderlichen  Grössen  bei  Wohnhäusern  der  Bodenpreis,  die  Anzahl 
der  Geschosse  und  der  Grad  der  Ausstattung  zu  bezeichnen.  Dagegen 
soll  Licht  und  Luft  auf  Grund  der  Abstandsregel  in  II  2,  bei  allen  Woh- 
nungen in  gleichem  Maasse  gefordert  und  hiervon  die  Grösse  des  Bau- 
platzes abgeleitet  werden.  Wenn  dieser  Grundsatz  auch  in  älteren  Stadt- 
theilen  nicht  durchzuführen  ist,  so  darf  er  doch  füglich  zum  Vergleich 
verschiedener  Wohnformen  der  Zukunft  dienen.  Demnach  setzen  wir, 
dem  normalen  Lichteinfall  unter  45°  entsprechend,  die  Hoftiefe  gleich 
der  Haushöhe  fest  (sächsisches  Gesetz).  Die  Haushöhe  ist  in  der  fol- 
genden Zusammenstellung  so  eingeschrieben,  wie  sie  bei  mittleren  Woh- 
nungen durchschnittlich  vorzukommen  pflegt.  Als  Haustiefe  werden  im 
Mittel  13  m  angenommen. 

Unter  Wohnfläche  eines  Hauses  sei  die  Summe  der  vollen  Grund- 
rissflächen aller  bewohnten  Geschosse  (einschliesslich  Gänge,  Wand- 
stärken u.  s.  w.)  verstanden,  also  Keller  und  Dachraum  ausgenommen. 
Weil  indessen  der  Dachraum  fast  immer  Zubehörden  zu  den  unteren 
Wohnungen  oder  gar  selbständige  Wohnungen  enthält,  soll  zu  der  An- 
zahl der  Geschosse,  nach  welcher  die  Häuser  benannt  werden  (Erd- 
geschoss  eingeschlossen),  jeweils  V2  zugesetzt  werden.  Hiernach  be- 
rechnet sich  der  Bauplatz  wie  folgt: 


Zahl                 Höhe  Baufähiger  Bruchtheil  Bauplatzfläche 

der  Geschosse      des  Hauses  eines  Grundstücks  per  qm  Wohnfläche 

1.  13  1 

h  C=h  +  13  B~-Sfr  +  W 

1  5  m  0,72  0,93  qm 

2  9   „  0,60  0,67  „ 

3  13   „  0,50  0,57  „ 

4  16,5,,  0,44  0,50  „ 

5  20  „  0,40  0,45  „ 


Für  die  Baukosten  können  Notizen  in  den  Baukalendern  und  ver- 
schiedene Privatmittheilungen  dienen.  Sie  unterscheiden  sich  theils  nach 
den  örtlichen  Löhnen  und  Materialpreisen,  theils  nach  den  Graden  der 
Ausstattung,  betreffend  Fagade,  Zimmerhöhe,  Fussböden,  Bekleidung  von 
Wänden  und  Decken,  Heiz  Vorrichtungen  u.  s.  w.  Demgemäss  giebt  es 
ein  Minimum  für  einfachste  Wohnungen  bei  niedrigen  Baupreisen,  ein 
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Mittel  für  bürgerliche  Wohnungen  in  Durchschnittsverhältnissen,  ein 
Maximum  für  herrschaftliche  Wohnungen  bei  hohen  Baupreisen,  da- 
zwischen natürlich  alle  möglichen  Abstufungen.  Die  gemeinsame  Wir- 
kung von  Löhnen,  Materialpreisen  und  Ausstattung  sei  kurz  mit  Bau- 
art bezeichnet.  Die  Anzahl  der  Geschosse  beeinflusst  laut  den  genannten 
Notizen  die  Baukosten  bei  jeder  Bauart  ungefähr  gleichartig,  so  dass 
eine  Skala  von  Verhältnisszahlen  (auf  graphischem  Wege)  aufgestellt 
werden  konnte,  welche  unabhängig  von  der  Bauart  bleibt.  Nachstehende 
Zusammenstellung  giebt  hierüber  Auskunft. 

Baukosten  Verhältniss- 
per  qin  Hausgrundriss  bei  zahlen  der  Baukosten 

billigster    mittlerer    theuerster  per  qm  per  qm 

Bauart  Hausgrundriss  Wohnfläche 


Zahl 
der 

Geschosse 


m 


1  60  M.     120  M.     210  M.  1,00  0,67  ' 

2  90  „      190  „      320  „  1,53  0,61 

3  120  „      240  „      420  „  2,00  0,57 

4  150  „      300  ,.      500  „  2,42  0,54 

5  170  „      350  „      570  „  2,80  0,51 

Es  sei  nun  mit  a  der  Bodenpreis  per  qm,  und  mit  b  der  Betrag  der 
Baukosten  für  1  qm  einstöckiges  Haus  (zwischen  60  und  210  M.)  be- 
zeichnet, dann  berechnet  sich  der  Herstellungsaufwand  von  1  qm  Wohn- 
fläche, nebst  zugehörigem  Keller  und  Dachraum,  zu  «a-f/ffb. 

Unter  normalen  Wohnungszuständen  sollten  aus  allen  Wohnformen 
bei  geschäftsmässiger  Herstellung  gleiche  Höhen  der  Verzinsung  ent- 
stehen, damit  sich  die  Unternehmungslust  dahin  wende,  wo  gerade  der 
Bedarf  des  Publikums  liegt.  Insbesondere  werden  sich  die  Miethen  auf 
gleichen  Zinsfuss  zu  stellen  suchen,  wenn  Gebäude  mit  den  oben  ge- 
nannten veränderlichen  Grössen  auf  dem  Wohnungsmarkt  in  Kon- 
kurrenz treten,  also  bei  verschiedenen  Bodenpreisen,  Geschosszahlen  und 
Ausski ttungsgraden.  Um  nun  den  Zusammenhang  zwischen  diesen  drei 
Grössen  zu  untersuchen,  seien  die  Bodenpreise  an  den  äusseren  Grenzen 
des  Bebauungsplans  beispielsweise  zu  a  =  5  M.  per  qm  vorausgesetzt, 
ferner  drei  Grade  der  Bauart,  charakterisirt  durch  bi  =  60,  b-2  =  120, 
D3  =  210  M.  Dann  lassen  sich  diejenigen  Beträge  berechnen,  auf  welche 
die  Bodenpreise  bei  zunehmender  Geschosszahl  wachsen  dürfen,  um 
stets  die  gleichen  Herstellungskosten  und  Mietherträge  per  qm  Wohn- 
fläche zu  liefern.  Letztere  sind  auf  Grund  obiger  Formel  am  Fuss 
nachstehender  Tabelle  angegeben. 

Zahl  der  Höchster  zulässiger  Bodenpreis  per  qm  bei 

Geschosse  billigster        mittlerer  theuerster  Bauart 

n  ai  ü2  a3 

1  5  M.  5  M.  5  M. 

2  12  „  17  „  25  „ 

3  19  „  29  „  44  „ 

4  25  „  40  „  64  „ 

5  32  „  52  „  84  „ 


a  a  +  ■  ß  b  =  45  M.  85  M.        145  M. 

Zwischen  die  drei  Reihen  ai  a2  a3  lassen  sich  natürlich  je  nach  der 
Annahme  von  b  noch  andere  einschalten.  Auch  wären  die  Ausgangs- 
punkte der  Rechnung,  namentlich  a  =  5  und  der  Zuschlag  von  V2  zu  n, 
nach  Umständen  zu  ändern.    Der  Herstellungsaufwand  und  die  davon 
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abhängige  Miethe  sind  bei  mehrgeschossigen  Häusern  als  Durchschnitts- 
wert he  aus  allen  Geschossen  aufzufassen;  denn  erstens  wird  bekannt- 
lich die  Ausstattung  der  Geschosse  oft  verschiedenartig  gewählt,  und 
dann  veranlasst  selbst  bei  gleichartiger  Ausstattung  die  Mühe  des 
Treppensteigens  Unterschiede  in  den  Miethen. 

Aus  den  drei  Reihen  ai  a-3  ist  zunächst  zu  entnehmen,  dass  ver- 
schiedene Geschosszahlen  um  so  stärkere  Unterschiede  in  den  Boden- 
preisen vertragen,  je  theuerer  die  Bauart  ist.  Ferner  können  sie  darüber 
belehren,  ob  die  Bodenpreise  in  verschiedenen  Stadttheilen  in  vernünf- 
tigen Verhältnissen  zu  einander  stehen,  welche  den  daselbst  vorgeschrie- 
benen Höchstzahlen  von  Geschossen  entsprechen.  Wo  infolge  von  Preis- 
treiberei der  Spekulation  oder  von  Mangel  an  Bauland  auffallende  Ab- 
weichungen von  jenen  Reihen  auftreten,  wären  zu  deren  Beseitigung  die 
im  Abschnitt  II,  4  angeführten  Maassnahmen  zu  erwägen.  Umgekehrt 
können  die  Reihen  für  die  Eintheilung  von  Zonen  und  Bezirken,  soweit 
die  bestehenden  Bodenwerthe  respektirt  werden  sollen,  Anhalt  geben. 
Endlich  lässt  sich  mit  Hülfe  des  im  Vorstehenden  befolgten  Reehnungs- 
ganges  die  Wirkung  von  baupolizeilichen  Vorschriften  grösserer  Weit- 
räumigkeit (Vergrösserung  von  c  oder  Beschränkung  von  n)  voraus- 
schätzen. Freilich  werden  durch  dieses  Mittel  die  Bodenpreise  nicht 
immer  sofort  sinken,  aber  es  ist  schon  nützlich,  ihr  ferneres  Steigen  zu 
hemmen,  und  das  Mittel  lässt  Wiederholungen  zu<  namentlich  wenn  sich 
zugleich  die  Sitte  im  Wohnen  verbessert. 

Schliesslich  seien  noch  speziell  die  Arbeiterwohnungen  hervor- 
gehoben. Sie  gehören  unter  günstigen  örtlichen  Umständen  der  billigsten 
Stufe  der  Bauart  an,  deren  Herstellungsaufwand  sich  auf  45  M.  per  qm 
Wohnfläche  beläuft.  Als  Merkmal  des  Ranges  dient  die  Anzahl  der 
Zimmer,  zu  welchen  dann  noch  Küche,  Abort,  Gang  und  Treppe  kommen. 
Die  hieraus  Zusammengesetze  „Wohnfläche"  pflegt  nach  Ausweis  zahl- 
zeich er  ausgeführter  Beispiele  innerhalb  jeder  Rangstufe  nicht  stark  zu 
schwanken.    Wir  finden  ungefähr  folgende  Grenzen: 


Anzahl  der  Zimmer  Wohnfläche  Herstellungsaufwand 

2  60-80   qm  2700— 3600  M. 

3  80-110  „  3600—5000  „ 

4  110—150  „  5000—6800  „ 


Die  Beträge  in  der  letzten  Zahlengruppe  sind  im  allgemeinen 
deale,  um  welche  Arbeiterwohnungen  zu  beschaffen  sind,  wenn  die 
Baupreise  in  einer  Stadt  niedrig  stehen  und  die  Bodenpreise  ebenfalls 
mässig,  der  Reihe  ai  entsprechen;  letzteres  wird  für  jetzt  selten  zutreffen 
und  ist  erst  allmählich  bei  geschickter  Handhabung  der  Baupolizei  und 
der  Bodenpolitik  zu  erhoffen. 

Lehrreich  ist  ferner  eine  Zerlegung  des  Herstellungsaufwandes  in 
die  beiden  Posten  Bauplatz  und  Baukosten,  wie  sie  in  nachstehender 
Tabelle  vorgenommen  und  alsbald  auf  die  gebräuchlichste  Gattung  von 
Arbeiterwohnungen,  nämliche  solche  mit  drei  Zimmern,  angewendet  ist. 
Zahl  der  Bauplatz  Baukosten  Baukosten 

Geschosse    per  qm  Wohnfläche    per  qm  Wohnfläche    einer  Wohnung  m.  3  Z. 


n 

a  ai 

ßhi 

rund 

1 

0,93 

5  =  4,65  M. 

0,67 

•60  = 

40,00  M. 

3200- 

-4400  M 

2 

0,67 

12  =  8,04  „ 

0,61 

60  = 

36,60  „ 

2900- 

-4000  „ 

3 

0,57 

19  =  10,83  „ 

0,57 

60  = 

34,20  „ 

2700- 

-3800  „ 

4 

0,50 

25  =  12,50  „ 

0,54 

60  = 

32,40  „ 

2600- 

-3600  ,. 

5 

0,45 

32  =  14,40  „ 

0,51 

60  = 

30,60  „ 

2400- 

-3400  „ 
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Die  in  der  letzten  Spalte  stehenden  Baukosten  einer  Wohnung  (ein- 
schliesslich Keller  und  Dachraum)  stimmen  mit  den  Erfahrungen  befrie- 
digend über  ein,  wo  eben  die  Bauart  billig  gewesen  ist,  können  aber  sonst 
erheblich  höher  steigen.  Wenn  die  Zahl  der  Geschosse  zunimmt,  so 
wächst  der  Aufwand  für  den  Bauplatz  in  demselben  Maasse,  wie  die 
Baukosten  sinken:  die  natürliche  Folge  der  Voraussetzung,  dass  die 
Summe  beider  Ausgaben  und  deren  Zins,  die  Miethe,  sich  bei  allen  Wohn- 
formen auf  das  Quadratmeter  der  Wohnfläche  gleich  stellen  müsse. 
Während  der  Bauplatz  des  einstöckigen  Hauses  weit  vor  der  Stadt  etwa 
Vio  der  Gesammtkosten  ausmacht  (4,65  von  45),  nimmt  er  bei  fünf- 
stöckigen Miethkasernen  im  Stadtinneren  bis  zu  ^  in  Anspruch  (14,  40 
von  45).  Bedenkt  man  zudem  den  Unterschied  der  geistigen  und  leib- 
lichen Gesundheit  zwischen  einer  geringen  und  einer  grossen  Zahl  von 
Geschossen,  welcher  sich  selbst  durch  möglichste  Trennung  der  Woh- 
nungen nicht  ganz  aufheben  lässt,  so  leuchtet  die  Wichtigkeit  von 
Maassnahmen  ein,  welche  das  Niedrighalten  der  Bodenpreise  bezwecken. 
Die  Wohnungsfrage  ist  vorzugsweise  eine  Boden  frage. 

Von  anderer  Seite  wird  den  Bewegungen  des  Bodenwerthes  weniger 
Gewicht  beigelegt,  als  denjenigen  der  Baukosten,  und  deshalb  die  Woh- 
nungsfrage hauptsächlich  als  Baukostenfrage  bezeichnet.  Unstreitig 
hat  die  Zunahme  der  Materialpreise  und  Arbeitslöhne  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten ihren  Antheil  am  Steigen  der  Miethen:  was  hilft  aber  die  Ein- 
sicht in  diese  Erscheinung,  wenn  es  kein  Mittel  dagegen  giebt?  Im  Bau- 
geschäft werden,  wie  in  jedem  anderen,  die  Leistungen  durch  die  Kon- 
kurrenz regulirt  und  sind  im  allgemeinen  billiger  nicht  mehr  zu  er- 
warten. Wie  dem  auch  sei,  so  hängen  zufolge  der  bisherigen  Dar- 
legungen sowohl  die  Bodenpreise  als  die  Baukosten  wesentlich  von  der 
Bauordnung  ab,  ihr  kommt  deshalb  in  der  Wohnungsfrage  eine  der 
wichtigsten  Stellen  zu. 


IV.  Wolmungsverhältnisse 
und   Bauordnung    unter   besonderer  Berück- 
sichtigung der  Bebaubarkeit  der  Grundstücke. 

Von  Stadtbauinspektor  Schilling  in  Köln. 


Aufgaben  der  Bauordnung. 

„Der  Baupolizei  liegt  os  ob,  solche  Anordnungen  und  Einrichtungen 
zu  treffen,  dass  nicht  allein  die  das  Leben,  die  Gesundheit  und  das 
Eigenthum  der  Staatsbürger  aus  baulichen  Veranstaltungen  und  Ver- 
änderungen drohenden  Gefahren  und  Unglücksfälle  vermieden  und  ab- 
gewendet werden,  sondern  dass  auch  jeder  Verletzung  sonstiger  öffent- 
licher Interessen  vorgebeugt  werde."  (Baltz,  Preussisches  Baupolizei- 
recht.) Neben  dieser,  auf  Verhinderung  direkten  Unheils  gerichteten, 
mehr  negativen  Thätigkeit  hat  die  Bauordnung  wichtige  positive  Auf- 
gaben zu  erfüllen.  Die  gedeihliche  Entwickelung  einer  Stadt  ist  heute 
nicht  mehr  denkbar  ohne  einen  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  auf- 
gestellten Stadtbauplan,  der  in  grossen  Zügen  die  gesammte  bauliche 
Entwickelung  vorzeichnet  und  regelt.  Zur  thatsächlichen  Durchführung 
des  Stadtbauplanes  bedarf  es  der  ergänzenden  Bestimmungen  der  Bau- 
ordnung, um  den  Anbau  in  die  vom  Stadtbauplan  bezeichneten  Bahnen 
zu  lenken,  bestimmte  Anbauformen  hier  begünstigend  oder  erzwingend, 
dort  erschwerend  oder  verhindernd.  Stadtbauplan  und  Bauordnung  ge- 
hören zusammen,  sie  müssen  von  einheitlichem  Geiste  getragen  sein. 
Beide  haben  neben  den  technischen  weitgreifende  wirtschaftliche,  hygie- 
nische und  soziale  Aufgaben  zu  erfüllen.  Hinsichtlich  der  Wohnungs- 
verhältnisse im  besonderen  haben  sie  Gelegenheit  und  Pflicht,  nicht 
bloss  auf  Beseitigung  und  Verhinderung  schlechter  Zustände,  sondern 
auf  stete  Besserung  und  Vervollkommnung  hinzuwirken.  Ueber  die  in 
den  Eingangsworten  umschriebenen  Grenzen  hinausgreifend,  sind  Stadt- 
bauplan und  Bauordnung  nach  heutiger  Anschauung  ein  wichtiges  Glied 
der  allgemeinen  Wohlfahrtspflege  geworden. 

„In  ihren  Aufgaben  und  Zielen  fortschreitend  wie  die  Baukunst  mit 
der  kulturellen  Entwickelung  des  Landes  äussert  sie  (die  Baupolizei)  ihre 
Wirkungen  weit  über  den  engen  Kreis  des  bauenden  Publikums  hinaus 
unterschiedslos  auf  alle  Schichten  der  Bevölkerung  und  die  verschiedensten 
Gebiete  ihrer  materiellen  und  ethischen  Interessen.  Vermöge  der  all- 
gemeinen Unentbehrlichkeit  und  des  vergleichsweise  hohen  Werthes  der 
ihrer  Fürsorge  unterstellten  Objekte,  der  Bauwerke,  und  bei  dem  wesent- 
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liehen  Einfluss,  den  die  Errichtung  und  die  Beschaffenheit  dieser  Objekte 
auf  die  allgemeine  Ordnung,  Sicherheit  und  Gesundheit  ausübt,  greift 
die  Baupolizei  wie  kaum  ein  anderer  Zweig  der  polizeilichen  Thätigkeit 
tief  und  vielseitig  in  die  wirthschaftlichen  und  sanitären  und  nicht  in 
letzter  Linie  auch  in  die  sittlichen  und  sozialen  Verhältnisse  aller  Klassen 
hinein."    (Baltz,  Baupolizeirecht.) 

Geschichtliche  Entwickelung. 

Ueber  das  Bauordnungswesen  der  früheren  Jahrhunderte  sind  wir 
nur  »pärlich  und  beiläufig  unterrichtet.  Von  einer  systematischen  ge- 
schichtlichen Behandlung  dieses  Stoffes  würden  nicht  bloss  lehrreiche 
Aufklärungen  über  dieses  Spezialgebiet,sondern  zweifellos  auch  inter- 
essante Beiträge  zu  unserer  allgemeinen  Kultur-  und  Verwaltungsgeschichte 
zu  erhoffen  sein. 

Nach  bisher  unveröffentlicht  gebliebenen  Forschungen,  die  Landes- 
rath  M.  Brandts  dem  Verfasser  dieses  freundlichst  zur  Verfügung  stellte,*) 
entstanden  im  Laufe  des  XIV.  Jahrhunderts  in  allen  älteren  Städten 
Deutschlands  Bauordnungen.  Die  Fünfer,  „die  über  die  Baue  gesetzt 
sind",  drei  Mitglieder  des  Rathes,  ein  Maurer  und  ein  Zimmermann, 
gehen  in  Basel  bis  auf  das  Jahr  1300  zurück.  In  Nürnberg  bedurften 
schon  im  XIV.  Jahrhundert  alle  Bauten  der  Genehmigung  des  Stadt- 
baumeisters. Die  von  1464 — 1475  geschriebene  Dienstinstruktion  des 
Nürnberger  Stadtbaumeisters  En  dr  es  Tu  eher  verpflichtet  den  Baumeister, 
darauf  zu  achten,  „dass  Niemand  der  Gemeinde  etwas  nehme,  dass  kein 
Ueberschuss  von  neuen  Gebäuden  heraus  gemacht  werde  oder  gar  dass 
Jemand  auf  die  Strasse  baue."  Alte  Ueberhänge  dürfen  nicht  mehr 
reparirt  werden,  sondern  Jeder  muss  von  Grund  auf  „bleigerecht"  bauen; 
insbesondere  soll  Niemand  im  Erdgeschoss  auf  die  Strasse  hinaus  bauen; 
höchstens  gibt  der  ehrbare  Rath  zu,  dass  „auf  dem  Gaden",  d.  h.  im 
Obergeschoss  „von  Holz  ein  Fensterwerk",  also  ein  Erker,  um  einen 
halben  Schuh  vorgebaut  wird.  Ueber  die  Anlage  der  „heimlichen  Ge- 
mächer" (Aborte)  bestanden  besondere  Vorschriften.  In  einzelnen  Städten 
mussten  diese  nothwendigen  Uebel  so  angelegt  werden,  dass  sie  nicht 
von  der  Strasse  gesehen  werden  konnten.  —  Schreiben  heute  die  Bau- 
ordnungen durchweg  vor,  dass  jedes  bebaute  Grundstück,  strebt  man  es 
an,  dass  jede  Wohnung  „einen  besonderen  Abort"  habe,  so  bestimmte 
eine  Nürnberger  Polizeiverordnung  des  XIV.  Jahrhunderts:  Wer  Hinter- 
sassen hat  oder  Hausgenossen,  der  soll  haben  zu  seinen  Hausgenossen 
und  zu  seinen  Hintersassen  ein  „Prifat"  (d.  h.  heimlich  Gemach,  einen 
Abort). 

In  Nürnberg  war  Anfang  des  XVI.  Jahrhunderts  Jeder,  der  ein 
neues  steinernes  Haus  in  der  Reihe  bauen  wollte,  verpflichtet,  dem  Nach- 
bar anzubieten,  die  Grenzmauer  gemeinsam  zu  machen.  Die  Mauer  sollte 
dann  drei  Gaden  hochgemacht  werden,  wer  höher  bauen  wollte,  musste 
dieses  auf  seine  alleinigen  Kosten  thun. 

An  heutige  Rayonbeschränkungen  erinnert  eine  Nürnberger  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1465,  „dass  Niemand  in  einer  Meile  Weges  ausser- 

*)  Als  Quellen  dienten  hierbei  u.  a.  EndresTucher's  Baumeisterbuch 
der  Stadt  Nürnberg  (1464— 1475),  herausgegeben  von  Dr.  Lex  er.  Stuttgart,  Ver- 
lag des  Litterarischen  Vereins.  —  Sammlung  Nürnberger  Polizeiverordnungen 
des  XII.  bis  XV.  Jahrhunderts.  —  Heyne,  Das  deutsche  Wohnungswesen. 
Leipzig  1899. 
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halb  der  Stadt  ein  Gebäude,  weder  Häuser,  Stadel,  Nebenhäuser,  noch 
Keller  oder  etwas  machen  oder  bauen  soll;  ein  Lusthäuslein  mochte 
Jemand  in  seinem  Garten  aufrichten,  doch  nicht  grösser  denn  16  Schuh 
lang,  ebenso  breit  und  16  Schuh  hoch  bis  an  das  Dach,  aber  darin  darf 
kein  Stüblein  oder  Rauch  oder  dergleichen  gemacht  werden  bei  Strafe 
von  fünf  Pfund  Heller." 

Umfang,  Art  und  Zweck  des  behördlichen  Eingreifens  in  die  Bau- 
verhältnisse waren  mit  den  wechselnden  Zeiten  gegenüber  heute  sehr 
verschieden.  Der  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  des  persönlichen 
Lebens  eingreifenden  „Fürsorge"  des  absolutistischen  Polizeistaates  ent- 
sprach es,  Baugenehmigung  und  Versagung  von  Rücksichten  abhängig 
zu  machen,  die  nach  heutiger  Anschauung  ausserhalb  der  baupolizeilichen 
Sphäre  liegen.  So  schrieb  eine  hessische  Verordnung  vom  17.  März  1712 
die  Einholung  der  Erlaubniss  zu  Neubauten  in  den  Dörfern  vor,  und 
dass  die  Beamten  dabei  insbesondere  darauf  sehen  sollten,  ob  derjenige, 
welcher  zu  bauen  Willens,  solches  ohne  seinen  Ruin  auszuführen  im 
Stande,  andernfalls  die  Unternähme  des  Baues  schlechthin  zu  untersagen 
sei.    (Pf äff,  Allgemeine  Bauordnung  für  das  Grossherzogthum  Hessen.) 

Auch  manchen  anscheinend  rein  technischen  Vorschlafen  älterer 
Bauordnungen  lagen  Motive  zu  Grunde,  die  heute  nicht  mehr  darin 
erkennbar  sind.  Nach  einer  1782  erneut  eingeschärften  hessischen  Ver- 
ordnung vom  2.  Dezember  1723  sollen  „zur  Schonung  des  abnehmenden 
Holzvorrathes  in  den  Wäldern"  neue  Gebäude,  wo  nicht  gänzlich,  so 
doch  im  unteren  Stockwerk  aus  Stein  aufgeführt  werden.  Aehnliche 
Verordnungen  lassen  die  nach  Ansicht  weiter  Fachkreise  vielfach  über- 
triebene baupolizeiliche  Abneigung  gegenüber  dem  Holzfachwerkbau  viel- 
leicht historisch  erklärbar  erscheinen. 

Gegen  Ende  des  XVIII.  und  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  scheinen 
die  feuerpolizeilichen  Erwägungen  in  erster  Linie  das  Bauordnungswesen 
beherrscht  zu  haben.  Die  aus  dieser  Zeit  stammenden  „Feuerordnungen" 
regelten  insbesondere  die  Anlage  der  Feuerstätten  und  die  Art  der  Dach- 
deckungen. Die  technischen  Einzelheiten  dieser  Bestimmungen  sind  viel- 
fach noch  bis  auf  unsere  Tage,  insbesondere  in  den  Bauordnungen  für 
das  platte  Land,  erkennbar.  Noch  das  unterm  11.  März  1850  erlassene 
preussische  Gesetz  über  die  Polizeiverwaltung  weiss  hinsichtlich  des 
Bauens  lediglich  auf  die  „Fürsorge  gegen  Feuersgefahr  bei  Bauaus- 
führungen" ausdrücklich  hinzuweisen,  sodass  die  weitere  Bestimmung  des 
Gesetzes,  wonach  zu  den  Gegenständen  der  ortspolizeilichen  Vorschriften 
gehört:  „alles  andere,  was  im  besonderen  Interesse  der  Gemeinde  und 
ihrer  Angehörigen  polizeilich  geordnet  werden  muss",  bis  auf  den  heutigen 
Tag  vornehmlich  den  Rechtsboden  bilden  muss,  auf  den  sich  der  Erlass 
von  Ortsbauordnungen  in  Preussen  gründet. 

Um  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  begann  der  gewaltige  Zustrom 
nach  den  Städten,  der  eine  ungeahnte  Steigerung  der  Bauthätigkeit  zur 
Folge  hatte.  Die  bis  dahin  vorwiegend  auf  Befriedigung  des  unmittel- 
baren Bedarfs  gerichtete  und  meist  auf  direkten  Auftrag  der  späteren 
Besitzer  und  Bewohner  erfolgende  Herstellung  der  Häuser  wurde  mehr 
und  mehr  Gegenstand  eines  gegenüber  den  späteren  Nutzniessern  gleich- 
gültigen Spekulationsgeschäftes,  bei  dem  Auswüchse  nicht  ausblieben. 
Die  Sucht  nach  rascher  Fertigstellung  und  baldiger  gewinnbringender 
Veräusserung  der  Bauten  verminderten  das  erst  in  einer  späteren  Zukunft 
zur  vollen  Geltung  kommende  Interesse  an  der  Solidität  der  Bauaus- 
führungen.   Das   zur  gesetzlichen  Anerkennung  gelangte  Prinzip  der 
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Gewerbefreiheit  erleichterte  das  Eindringen  von  mangelhaft  qualifizirten 
Persönlichkeiten  in  das  gewerbsmässige  Bauunternehmerthum.  Vielerorts 
zeigten  sich  beklagenswerthe  Erscheinungen  des  sogenannten  „modernen 
Bauschwindels." 

Angesichts  dieser  Entwickelung  ist  es  erklärlich,  dass  die  Polizei- 
behörden „zur  Abwendung  der  dem  Publiko  oder  einzelnen  Mitgliedern 
desselben  bevorstehenden  Gefahr"  (Allg.  Landrecht  §  10  II.  17)  immer 
mehr  das  Bedürfniss  empfanden,  in  den  Bauordnungen  eingehende  Be- 
stimmungen über  Konstruktion  und  Ausführungsweise  zu  treffen.  Aber 
Polizeigesetzen  gegenüber  gilt  der  Grundsatz:  „Was  nicht  verboten  ist, 
ist  erlaubt."  Findigen  Bauherren  bot  die  Bauordnung  stets  neue  Lücken, 
durch  die  sie  sich  den  polizeilichen  Auflagen  zu  entziehen  suchten.  Das 
veranlasste  natürlich  wieder  die  Behörden,  ihre  Vorschriften  noch  mehr 
ins  Einzelne  auszugestalten.  So  wurden  nach  und  nach  aus  den  Bau- 
ordnungen förmliche  Lehrbücher  der  Baukonstruktionen. 

Neben  dieser  Ausdehnung  und  Spezialisirung  der  konstruktiven 
Vorschriften  vermehrt  sich  in  den  Bauordnungen  Preussens  seit  dem 
Erlass  des  Fluchtliniengesetzes  vom  2.  Juli  1875  die  bereits  aus  des 
ehrbaren  Endres  Tucher  Dienstinstruktion  uns  bekannt  gewordene  Sorge 
der  Behörde  um  die  Plusmacherei  bei  Neubauten  auf  Kosten  der  All- 
gemeinheit. Die  Bestimmungen  über  Innehaltung  der  Bauflucht,  über 
Vorbauten  und  Risalite,  über  Sockel,  Gesims,  Erker  und  Balkonvor- 
sprünge werden  zahlreicher  und  minutiöser.  Die  Bauten  werden  immer 
mehr  militärisch  in  Reih  und  Glied  gestellt.  Verkehrsrücksichten  nehmen, 
dem  gesteigerten  Bedürfniss  entsprechend,  breiten  Raum  ein. 

Zweifellos  zeitigte  der  vorstehend  skizzirte  Werdegang  der  Bau- 
ordnungen wichtige  Fortschritte,  die  nicht  bemäkelt  werden  sollen. 
Gleichwohl  hatten  diese  Fortschritte  nicht  Schritt  gehalten  mit  dem 
vielerorts  ins  Unheimliche  gesteigerten  Tempo  der  städtischen  Bevölke- 
rungszunahme und  Wohnungserstellung.  Die  Bauordnungen  waren  in 
überwiegender  Mehrzahl  der  Aufgabe  nicht  gewachsen,  der  neuzeitlichen 
Zusammendrängung  so  grosser  Menschenmengen  in  den  Städten  das 
Bedenkliche  zu  nehmen.  Zustände  blieben  bestehen  und  erstanden  neu, 
aus  denen  ernste  Besorgnisse  zu  schöpfen  eine  neu  erstandene,  rasch 
emporgeblühte  Wissenschaft  der  Volkshygiene  drohend  mahnte.  Die 
Erkenn tniss  von  der  Wichtigkeit  gesunden  Wohnens  brach  sich  Bahn. 

Es  bleibt  das  unbestreitbare  Verdienst  des  deutschen  Vereins  für 
öffentliche  Gesundheitspflege,  unverdrossen  auf  die  gesundheitlichen 
Schäden  neuzeitlicher  Bauentwickelung  hingewiesen  und  zu  deren  Ab- 
stellung fruchtbare  Vorschläge  gezeitigt  zu  haben,  die  allmählich  in  den 
Bauordnungen  weitgehende  Berücksichtigung  fanden.  War  letztere  auch 
noch  keineswegs  allgemein  und  allerorts  ausreichend,  so  kann  man  doch 
das  letzte  Jahrzehnt  des  abgelaufenen  Jahrhunderts  als  eine  Ent- 
wickelungsperiode  der  Bauordnungen  nach  hygienischen 
Grundsätzen  bezeichnen. 

Die  Erfüllung  der  hygienischen  und  konstruktiven  Forderungen, 
an  sich  zweifellos  als  Fortschritt  zu  begrüssen,  ist  jedoch  nicht  ohne 
Gefahren  in  sozialer  Beziehung  gewesen.  Wird  die  Entstehung  un- 
gesunder und  technisch  mangelhafter  Wohnungen  durch  verschärfte  An- 
forderungen verhindert,  so  kann  eine  Folge  hiervon  die  Vertheuerung 
namentlich  der  kleinen  Wohnungen  der  minder  bemittelten  Klassen  sein. 
Des  weiteren  haben  manche  an  sich  durchaus  gute  Bauordnungsvor- 
schriften, ohne  es  zu   wollen,   die   Vorherrschaft  der  grossen  Mieth- 
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kasernen  geradezu  gefördert  und  zur  Verdrängung  des  kleinen,  ins- 
besondere des  Einfamilienhauses  mit  beigetragen.  Sieht  man  das  Wohnen 
im  Eigenhause  als  die  bessere,  höherstehende  Form  des  Wohnens  an 
gegenüber  dem  Zurmiethewohnen  im  fremden  Hause,  giebt  man  der 
Miethkaserne  die  Hauptschuld  an  der  städtischen  Bodenvertheuerung 
und  betrachtet  man  letztere  hinwiederum  als  den  Kernpunkt  der  Woh- 
nungsfrage, so  kann  man  nicht  umhin,  den  Bauordnungen  eine  gewisse 
Mitschuld  an  den  als  „Wohnungsfrage"  bezeichneten  Erscheinungen 
moderner  Städteentwickelung  beizumessen. 

Die  vorstehend  gestreifte  Erkenntniss  von  der  Wichtigkeit  und 
Nothwendigkeit  „ sozialer  Gesichtspunkte  im  Bauordnungswesen" 
liegt  noch  in  den  Anfängen.  Unter  diesem  Zeichen  wird  sich  die  nächste 
Weiterentwickelung,  wenn  anders  sie  Fortschritt  bedeuten  soll,  zu  voll- 
ziehen haben. 

Abstufung  der  Bauordnungen. 

Vor  näherem  Eingehen  auf  das  im  Nachstehenden  hauptsächlich  zu 
behandelnde  Gebiet  der  Bauordnungen  soll  die  durch  die  Schluss- 
betrachtungen des  vorigen  Abschnittes  vorbereitete  Frage  der  Abstufung 
der  Bauordnungen  kurz  erörtert  werden. 

Wie  ein  guter  Stadtbauplan  die  verschiedenartigen  Anbaubedürfnisse 
in  der  ihnen  eigenen  Weise  berücksichtigen  soll,  so  darf  auch  eine  gute 
Bauordnung  nicht  schablonisirend  das  ganze  Stadtgebiet  umfassen,  ohne 
sich  dem  aus  der  geschichtlichen  und  wirthschaftlichen  Entwickelung 
entstandenen,  durch  den  Stadtbauplan  geregelten  und  festgelegten 
Charakter  der  verschiedenen  Stadtgegenden  anzupassen  und  auf  den 
wirthschaftlichen  Effekt  der  Bauvorschriften  Rücksicht  zu  nehmen. 
Schon  aus  letzterem  Grunde  ist  es  unthunlich,  alle  Theile  einer  Stadt 
gleich  zu  behandeln.  „Denn  will  man  mit  Bezug  auf  Licht  und  Luft 
einheitliche  Vorschriften  und  richtet  dieselben  nach  der  bisherigen  dichten 
Bebauung  und  dem  hohen  Bodenwerth  im  Kerne  einer  Stadt  ein,  so 
pflanzen  sich  diese  ungünstigen  Verhältnisse  immer  weiter  nach  aussen 
fort,  wovon  leider  bei  fast  allen  Grossstädten  abschreckende  Beispiele 
zu  sehen  sind.  Würde  man  dagegen  alles  so  ideal  behandeln,  wie  in 
einer  ganz  neuen  Stadt,  so  werden  die  Besitzer  älterer  Grundstücke, 
welche  bereits  dichter  bebaut  gewesen  sind  oder  sich  zwischen  dicht 
bebauten  Plätzen  befinden  und  daraufhin  ihren  Werth  erhalten  haben, 
im  Falle  von  Neubauten  ungebührlich  geschädigt.  Deshalb  getrennte 
Vorschriften  für  bestehende,  verbesserungsbedürftige  und  für  werdende 
Zustände."  (Baumeister.) 

Der  hiernach  platzgreifenden,  bis  vor  einem  Jahrzehntin  den  deutschen 
Bauordnungen  kaum  gekannten  Abstufung  der  Bauordnungsvorschriften 
wurde  bereits  1875  auf  der  Münchener  Versammlung  des  Deutschen 
Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  durch  Varrentrapp  das  Wort 
geredet,  und  sind  die  von  genannter  Versammlung  beschlossenen  Thesen 
über  die  hygienischen  Anforderungen  an  Neubauten  zunächst  nur  für 
die  neuen  Viertel  grösserer  Städte  aufgestellt. 

1893  machte  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
auf  seiner  XVIII.  Versammlung  zu  Würzburg  diese  Frage  zum  Gegen- 
stande besonderer  Berathung  unter  Annahme  der  Leitsätze  von  A dickes 
und  Baumeister  über  „die  unterschiedliche  Behandlung  der  Bauordnungen 
für  das  Innere,  die  Aussenbezirke  und  die  Umgebung  von  Städten." 
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Unter  Hinweis  auf  die  vortrefflichen  Ausführungen  der  genannten 
beiden  Referenten  (siehe  Deutsche  Vierteljahrsschrift  für  öffentliche  Ge- 
sundheitspflege, 26.  Bd.  1894,  S.  15  ff.)  seien  die  wichtigsten  der  Leit- 
sätze hier  wiedergegeben: 

1.  Die  rasche  Bevölkerungszunahme  der  meisten,  namentlich  der 
grösseren  deutschen  Städte  und  die  ausserordentliche  Bedeutung  guter 
Wohnverhältnisse  für  die  gesammte  soziale  Entwickelung  lassen  eine 
zweckentsprechende  bauliche  Anlage  der  neuen  Stadttheile 
als  eine  Angelegenheit  von  grösster  Wichtigkeit  erscheinen. 

2.  Die  für  die  meist  eng  bebauten  älteren  Stadttheile  erlassenen 
oder  zu  erlassenden  baupolizeilichen  Bestimmungen  können 
naturgemäss  wegen  der  nothwendigen  Rücksichtnahme  auf  die  einmal 
vorhandenen  hohen  Grundwerthe  den  Anforderungen  der  Gesundheits- 
pflege und  Sozialpolitik  nur  in  sehr  beschränkter  und  bedingter  Weise 
gerecht  werden  und  sind  daher  an  sich  nicht  geeignet,  auf  die 
neuen  Stadttheile  Anwendung  zu  finden,  in  denen  es  sich  zum 
grössten  Theil  noch  um  reines  Ackerland  oder  unfertiges  Bau- 
gelände, im  übrigen  aber  um  dünner  bebaute  Grundstücke  handelt. 

3.  Die  diesen  Erwägungen  zuwiderlaufende,  aber  in  fast  allen  Städten 
herrschende  gleiche  Behandlung  der  Altstadt  und  der  neuen 
Stadttheile  hat  zugleich  mit  einer  weit  über  das  sozialpolitisch  zu- 
lässige Maass  hinausgehenden  Zusammendrängung  der  Bevölkerung 
die  äusserste  Ausnutzung  des  Baugeländes  und  —  da  die  Boden- 
preise wesentlich  durch  das  polizeilich  zugelassene  Maass  der  baulichen 
Ausnutzung  mitbestimmt  werden  —  eine  durchaus  ungesunde  Steige- 
rung der  Bodenpreise  zur  Folge  gehabt,  welche  alle  Versuche  einer 
im  allgemeinen  Interesse  dringend  zu  fordernden  weiträumigeren 
Gestaltung  der  neuen  Bauquartiere  auf  das  äusserste  erschwert. 
Ausserdem  wird  durch  die  einfache  Uebertragung  der  altstädtischen 
Bestimmungen  eine  den  verschiedenen  Anbaubedürfnissen  (grössere 
und  kleinere  Wohnungen,  Fabriken  und  kleinere  gewerbliche  Anlagen) 
entsprechende  Eintheilung  und  Ausgestaltung  der  neuen 
Stadttheile  gehindert. 

4.  Die  an  manchen  Orten  sich  findenden  Sonderbestimmungen  über 

a)  sehr  dicht  bebaute  ältere  Grundstücke, 

b)  Grundstücke,  welche  nicht  an  regulirten  und  kanalisirten  Strassen 
liegen, 

c)  bisher  schon  bebaute  Plätze  im  Vergleich  zu  leeren, 

d)  Fabrikbezirke, 

e)  Bezirke  mit  offener  Bauweise 

genügen  nicht,  um  der  Bevölkerung  der  neuen  Stadttheile,  namentlich 
den  Unbemittelten,  gute  Wohnungsverhältnisse  zu  sichern;  viel- 
mehr bedarf  es  umfassender,  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  verbundener 
Sonderbestimmungen  für  die  neuen  Stadttheile,  um  durch  die- 
selben im  Anschluss  an  die  Bebauungspläne  und  die  von  der  Stadt- 
erweiterung nach  Lage  der  örtlichen  Verhältnisse  zu  lösenden  Aufgaben, 
allen  Bevölkerungsklassen  ein  weiträumiges  und  gesundes  Wohnen 
zu  sichern,  und  den  verschiedenen  Anbaubedürfnissen  —  soweit 
die  Verhältnisse  dies  gestatten  —  in  fest  abgegrenzten  Bezirken  (Wohn-, 
Fabrik-,  gemischten  Vierteln)  Rechnung  zu  tragen. 
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5.  Insbesondere  bedarf  es  energischer  Vorschriften  zur  dauernden 
Verhinderung  der  übermässigen  Ausnutzung  der  Baugrund 
stücke,  sowohl  durch  angemessene  Beschränkung  der  Gebäudehöhen, 
als  durch  Festhaltung  genügender  freier  Hof  räume  und  unter  Um- 
ständen auch  freier  Räume  zwischen  Gebäuden  (Bauwich),  und  zwar 
sollte  der  Flächenraum  der  unbebaut  zu  lassenden  Grundstückstheile  auch 
von  der  Zahl  und  Beschaffenheit  der  auf  dem  Grundstück  anzu- 
legenden Wohnungen  abhängig  gemacht  werden,  wobei  unter  Um- 
ständen Vorgärten  und  auch  Theile  breiterer  Strassen  mit  zur  Anrechnung 
gebracht  werden  könnten. 

6.  Die  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  Unterschiede  in  Bezug;  auf 
den  Grad  der  zulässigen  Baudichtigkeit  lassen  sich  in  der  Regel 
nur  mittels  fester  Grenzen  zwischen  bestimmten  Zonen  oder  Be- 
zirken sichern,  wobei  nach  Umständen  Uebergangsbestimmungen 
für  gewisse  schon  in  die  Bebauung  hineingezogene  Grundstücke  vorzu- 
sehen sind. 

Als  erste  der  auf  systematisch  verschiedene  Behandlung  der  ver- 
schiedenen Stadttheile  ausgehenden,  sogenannten  „Zonen"-  oder  „Staffel- 
bauordnungen" ist  die  vom  4.  August  1891  für  Altona  erlassene  anzu- 
sehen. 1895  konnte  auf  der  Stuttgarter  Versammlung  des  Deutschen 
Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  von  sieben  deutschen  Städten  be- 
richtet werden,  dass  sie  eine  nach  Bezirken  klar  unterschiedene,  zumeist 
auch  den  Schutz  der  Wohnungen  gegen  Belästigungen  durch  gewerbliche 
Betriebe  berücksichtigende  Bauordnungen  besässen,  nämlich  Altona,  Berlin, 
Hannover,  Hildesheim,  Bochum,  Barmen  und  Frankfurt  a.  M.  Seitdem 
ist  der  Fortschritt  beträchtlich.  Aachen,  Bielefeld,  Bonn,  Breslau,  Cöln. 
Dortmund,  Düsseldorf,  Duisburg,  Elberfeld,  Erfurt,  Geestemünde-Lehe, 
Göttingen,  Freiburg  i.  B.,  Halle,  Hamburg,  Hannover,  Iserlohn,  Karlsruhe, 
Kreuznach,  Magdeburg,  Mannheim,  Paderborn,  Quedlinburg,  Saarbrücken- 
St.  Johann-Malstatt-Burbach,  Stettin,  Stuttgart,  AViesbaden,  haben 
zwischenzeitig  neue  Bauordnungen  erlassen,  die  den  oben  behandelten 
Grundsätzen  mehr  oder  weniger  vollkommen  Rechnung  tragen. 

Besonders  sorgfältig  durchgeführt  ist  die  Staffelung  der  Bauordnung 
in  Frankfurt  a.  M.  und  in  Hannover.  In  Frankfurt  gelten  für  die  „Innen- 
stadt" und  die  „Aussenstadt"  besondere  Verordnungen.  Die  Aussenstadt 
ist  wieder  eingetheilt  in  eine  innere  und  eine  äussere  Zone  und  inner- 
halb dieser  Zonen  in  besondere  Wohnviertel,  Fabrikviertel  und  gemischte 
Viertel.  Die  neue  Bauordnung  der  Stadt  Hannover  vom  9.  Dezember 
1901  „theilt  das  städtische  Gelände  in  drei  Zonen,  in  die  Altstadt,  die 
innere  Zone  und  die  äussere  Zone,  unterscheidet  aber  weiter  innerhalb 
dieser  Zonen  je  vier  Viertel,  und  zwar  das  Wohnviertel,  das  Fabrik- 
viertel, das  Landhausviertel  mit  seitlichem  Bauwich  und  das  Landhaus- 
viertel ohne  seitlichen  Bauwich.  So  entsteht  eine  Gliederung  und  eine 
Abstufung  des  städtischen  Baugeländes,  welche  örtlich  nach  der  be- 
stehenden und  der  für  die  Zukunft  erstrebenswerthesten  Bebauungsart 
auf  das  sachgemässeste  eingetheilt  und  begrenzt  ist  und  geeignet 
erscheint,  die  bauliche  Entwicklung  der  Stadt  in  günstige  Bahnen  zu 
zwingen".    (Ruprecht,  Technisches  Gemeindeblatt  1902,  No.  21.) 

War  man  Anfangs  der  90er  Jahre  über  die  rechtliche  Zulässigkeit 
einer  differentiellen  Behandlung  der  einzelnen  Theile  eines  Stadtgebietes 
noch  vielfach  im  Zweifel,  so  ist  dieselbe  für  Preussen  mittlerweile 
durch  wiederholte  Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichtes  aus  den 
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Jahren  1894,  1895,  1896  und  1899  anerkannt  und  ausführlich  begründet 
worden. 

Neben  der  örtlich  umgrenzten  Abstufung  der  Bauordnungsvor- 
schriften sind  weitere  Abstufungen  hinsichtlich  der  Gebäudegattungen 
von  nöthen.  Soweit  die  Wohngebäude  in  Frage  kommen,  muss  unter- 
schieden werden  zwischen  Häusern  zum  Alleinbewohnen  oder  zum  Be- 
wohnen durch  wenige  Familien,  und  Massenmiethhäusern.  „Ich  gehe 
so  weit  zu  sagen,  dass  es  kaum  einer  Baupolizeiordnung  bedürfe, 
wenn  alle  Häuser  als  Eigenhäuser  für  eine  Familie  gebaut  würden; 
jedenfalls  würden  in  diesem  Falle  die  umfangreichen  Bücher,  als  welche 
die  meisten  Stadtbauordnungen  heutzutage  sich  vorführen,  auf  wenige 
Paragraphen  beschränkt  werden  können.  Demjenigen,  der  ein  Haus  für 
sich  selbst  baut,  kann  man  fast  volle  Freiheit  gewähren ;  die  eigene  Für- 
sorge wird  in  der  Regel  erspriesslicher  sein  als  alle  polizeiliche  Be- 
vormundung. Dagegen  tritt  die  ausführliche  polizeiliche  Regelung  in 
ihr  volles  Recht  beim  Massenmiethhause,  wo  es  sich  nicht  bloss  darum 
handelt",  den  Nachbar  gegen  den  Nachbar  und  das  öffentliche  Interesse 
gegen  privaten  Missbrauch  in  Schutz  zu  nehmen,  sondern  wo  die 
schwierige  Aufgabe  zu  lösen  ist,  die  zukünftigen  Bewohner  zu  schützen 
gegen  einen  Bauherrn,  der  nur  ein  spekulatives  Werk  zu  seinem  eigenen 
Vortheil  und  zum  Yortheil  des  Grundbesitzers  oder  des  Geldgebers 
schafft,  ohne  zu  seinem  Bau  und  dessen  unbekannten  späteren  Insassen 
in  eine  innere  Beziehung  zu  treten,  der  sein  Unternehmen  schon  zu 
veräussern,  „abzustossen",  zu  „realisiren"  trachten  muss,  bevor  der  Bau 
noch  begonnen  ist. 

„Beim  kleinen  Miethhause,  welches  eine,  zwei  oder  drei  Wohnungen 
umschliesst,  schränkt  sich  das  polizeiliche  öffentliche  Interesse  erheblich 
ein,  und  beim  Eigenhause  bleibt  im  wesentlichen  nur  das  Nachbarrecht 
zu  schützen,  nachdem  durch  Bebauungsplan  oder  Fluchtlinienfestsetzung 
das  öffentliche  Wohl  bereits  seine  Erledigung  gefunden  hat. 

„Die  Uebertragung  des  ganzen  Heeres  der  für  das  Massenmiethhaus 
nothwendigen  Baupolizeivorschriften  auf  das  kleine  Wohnhaus  und  be- 
sonders auf  das  Einfamilienhaus  ist  zwecklos  und  ungerechtfertigt.  Hier 
wirkt  polizeiliche  Maassregelung  oft  nachtheilig  und  hinderlich  und  treibt 
unbeabsichtigter  Weise  das  Bauvorhaben  dem  Massenmiethhause  ent- 
gegen. Auch  die  Handhabung  der  Baupolizei  kann  gegenüber  dem 
kleinen  Hause  und  Eigenhause  sich  wohlwollender,  freier  gestalten,  ohne 
öffentliche  Interessen  zu  schädigen. 

„Konstruktionsvorschriften  in  Bezug  auf  Mauerstärken,  Schornsteine, 
Treppenbreiten,  Treppensteigungen,  Hofabmessungen  und  dergl.,  wieder- 
holte Abnahme,  verlieren  hier  den  grössten  Theil  ihrer  für  das  Massen- 
miethhaus so  wichtigen  Bedeutung.  Wie  das  Massenhaus  zur  Schablone 
drängt,  so  sollte  dem  kleinen  Hause  die  individuelle  Gestaltung  nach 
Möglichkeit  erleichtert  werden."  (Stübben.) 

Verfasser  dieses  unternahm  auf  der  am  5.  Dezember  1901  abgehaltenen 
ausserordentlichen  Hauptversammlung  des  Rheinischen  Vereins  zur  För- 
derung des  Arbeiterwohnungswesens  eine  nähere  Untersuchung  darüber, 
wie  den  vorstehend  in  allgemeinen  Zügen  umschriebenen  Forderungen 
gegenüber  einzelnen  konkreten  Bestimmungen  der  Bauordnungen  Folge 
gegeben  werden  könne  (siehe  Technisches  Gemeindeblatt  1902,  No.  19 
und  20).  Er  glaubt  dabei  den  Nachweis  erbracht  zu  haben,  dass  die 
Erstellungskosten  des  kleinen  Hauses,  soweit  sie  von  Bauordnungs- 
vorschriften beeinflusst  werden,  vielerorts  in  ein  ganz  anderes,  richtigeres 
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Verhältniss  zu  denen  des  grossen  Hauses  gebracht  werden  können,  ohne 
dass  hierbei  berechtigte  polizeiliche  Forderungen  hinsichtlich  der  Gesund- 
heit, Standfestigkeit  und  Feuersicherheit  zu  kurz  kämen.  Durch  letztere 
wird  natürlich  immer  die  unverrückbare  Grenze  gezogen  sein,  über  welche 
in  der  Förderung  des  kleinen  und  des  Eigenhauses  nicht  hinausgestrebt 
werden  darf. 

Zulässige  Bebaubarkeit  der  Grundstücke. 

In  Ansehung  der  Wohnungsverhältnisse  sind  die  wichtigsten  Be- 
stimmungen der  Bauordnung  diejenigen  über  die  zulässige  Bebaubarkeit 
der  Grundstücke.  Die  Bewohnungsdichtigkeit,  sowohl  des  ganzen  Stadt- 
gebietes wie  des  Einzelgrundstückes,  die  Versorgung  der  Bewohner  mit 
Luft  und  Licht,  nicht  zuletzt  die  Bodenpreisbildung  werden  von  jenen 
Bestimmungen  einschneidend  beeinflusst. 

Es  handelt  sich  dabei  um  zweierlei:  um  die  zulässige  Bebauung  in 
horizontaler  Ausdehnung  (Flächenbebauung)  und  in  vertikalem  Sinne 
(zulässige  Bebauungshöhe).  Beide  stehen  in  engen,  vielfach  nicht 
genügend  erkannten  und  berücksichtigten  Wechselbeziehungen. 

Hinsichtlich  der  Flächenbebauung  verlangen  die  weitaus  meisten 
Bauordnungen,  dass  ein  bestimmter  Prozentsatz  der  gesammten  Grund- 
stücksfläche als  Hofraum  unbebaut  bleiben  muss.  Sie  gehen  dabei  von 
der  Voraussetzung  aus,  dass  auf  diese  Weise  am  sichersten  die  Gesammt- 
bebauungsdichtigkeit  innerhalb  einer  gewissen  Verhältnissgrenze  gehalten 
wird.  Indess  sind  Bestimmungen,  welche  sich  auf  eine  blosse  Flächen- 
regel beschränken,  ohne  dabei  die  zugelassene  Bauhöhe  mit  in  Betracht 
zu  ziehen,  unvollkommen.  Ein  in  der  Fläche  ziemlich  weitgehend,  aber 
nur  niedrig  bebautes  Grundstück  kann  und  wird  in  den  meisten  Fällen 
in  gesundheitlicher  und  sozialer  Beziehung  sowie  hinsichtlich  der  Feuer- 
sicherheit vorzuziehen  sein  einem  weniger  in  der  Fläche,  dafür  aber 
stark  in  der  Höhe  ausgenützten  Grundstücke.  Weiter  ist  der  Licht- 
und  Luftbedarf  der  an  Höfen  gelegenen  Räume  keineswegs  abhängig  von 
der  Grösse  des  Grundstücks,  als  deren  Funktion  er  nach  der  blossen 
Flächenregel  erscheint.  Auch  kommt  für  den  Bedarf  an  freier  Hoffläche 
die  Zahl  der  auf  diese  Hoffläche  angewiesenen  Familien  in  Betracht. 
Schliesslich  ist  es  nicht  gleichgültig,  ob  unter  den  Wohnungen  solche 
sind,  die  kein  mit  den  übrigen  Räumen  in  Verbindung  stehendes  Zimmer 
strassenwärts  besitzen,  die  ihr  Licht  und  ihre  Luft  also  lediglich  vom 
Hofe  aus  zu  beziehen  haben,  sogenannte  „Hinterwohnungen". 

Betrachten  wir  nachstehend  die  Bestimmungen  über  die  zulässige 
Horizontalbebauung  der  Grundstücke  an  der  Hand  der  bestehenden  Bau- 
ordnungen, so  seien  zunächst  einige  Beispiele  angeführt,  nach  denen 
ohne  bezirksweise  Abstufungen  ein  einheitlich  für  das  ganze  Ortsgebiet 
festgesetzter  Prozentsatz  der  Gesammtgrundstücksfläche  als  Hofraum 
unbebaut  bleiben  muss. 

Die  Grösse  des  hiernach  verlangten  Hofraumes  schwankt  meist 
zwischen  V3  und        sie  beträgt: 

nach  den  Bauordnungen  für  die  Landkreise  des  Regierungsbezirks 
Lüneburg  und  die  kleineren  Städte  und  Flecken  des  Regierungs- 
bezirks Schleswig,  ferner  für  die  Städte  Cassel-Hanau-Marburg, 
Flensburg,  Höchst  a.  M.,  Lüneburg,  München,  Posen,  Schalke. 
Siegen,  Wandsbek,  Wilhelmsburg, 
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nach  den  Bauordnungen  für  die  Herzogthümer  Anhalt  und  Braun- 
schweig, für  die  Städte  der  Provinzen  Pommern  und  Westpreussen, 
sowie  der  Regierungsbezirke  Cöln,  Frankfurt  a.  0.,  Hannover, 
Liegnitz,  Oppeln,  Posen,  Potsdam,  für  die  Landkreise  der  Re- 
gierungsbezirke Arnsberg,  Coblenz,  Düsseldorf,  für  das  platte  Land 
des  Regierungsbezirks  Cöln,  sowie  für  die  Regierungsbezirke  Bromberg, 
Merseburg  und  Osnabrück,  schliesslich  nach  den  Ortsbauordnungen 
für  die  Städte  Altena  i.  W.,  Bamberg,  Crefeld,  Danzig,  Düren, 
Emden,  Gelsenkirchen,  Hagen  i.  W.,  Königsberg,  Konstanz,  Lüden- 
scheid, Quedlinburg,  Remscheid,  Rüttenscheid,  Schwerte,  Soest. 
Solingen,  Stendal,  Trier,  Unna,  Witten,  Worms, 
1/5  Friedberg  i.  H.  und  Giessen. 

Für  Eckgrundstücke  tritt  vielfach  eine  Verminderung  des  geforderten 
Hofraumes  ein,  z.  B.  auf 

1/4  (anstatt  73  bei  den  übrigen  Gebäuden)  im  Regierungsbezirk  Lüne- 
burg und  in  Wilhelmsburg, 

1/5  in  den  Landkreisen  des  Regierungsbezirks  Arnsberg,  in  den  Städten 
der  Provinz  Westpreussen  und  der  Regierungsbezirke  Frank- 
furt a.  0.  und  Potsdam,  sowie  in  Cassel-Hanau-Marburg  und 
Königsberg, 

1/ß  in  den  Stadtgemeinden  des  Regierungsbezirks  Cöln  sowie  in 
Altena  i.  W.,  Danzig,  Gelsenkirchen,  Höchst  a.  M.,  Remscheid, 
Soest,  Unna  u.  s.  w. 

Auch  für  „bereits  bebaut  gewesene  Grundstücke"  wird 
manchenorts  eine  weitgehendere  Bebauung  als  bei  bisher  unbebauten  zu- 
gelassen, so  in  Cassel -Hanau -Marburg,  Flensburg,  Kiel  und  Wandsbek 
bis  auf  V4  (anstatt  VsX  in  Freiburg  i.  B.  työ  (anstatt  In  Emden 

beziehen  sich  die  Bestimmungen  über  die  Hofgrösse  überhaupt  nur  auf 
Neubauten  auf  bisher  unbebauten  Grundstücken.  In  Strassburg  i.  E. 
muss  auf  Grundstücken,  die  beim  Inkrafttreten  der  Bauordnung  (vom 
4.  Dezember  1891)  unbebaut  waren,  Ys  Hofraum  verbleiben,  welcher  Hof- 
raum bei  Grundstücken  von  weniger  als  400  qm  Fläche,  welche  an  zwei 
oder  mehr  Strassen  liegen,  bis  auf  Vs  ermässigt  werden  kann.  Für 
bebaute  Grundstücke  dagegen  gelten  die  Vorschriften,  dass 

1.  bei  einem  Flächeninhalt  bis  zu  100  qm  von  der  Anlage  eines  Hofes 
Abstand  genommen  werden  kann, 

2.  bei  einem  Flächeninhalt  von  über  100  qm  aber  unter  250  qm  ein 
Hof  von  Vö  genügt, 

3.  bei  250  qm  grossen  und  grösseren  Grundstücken  dieselben  Vor- 
schriften gelten  wie  für  bisher  unbebaute  Grundstücke. 

Die  Unterscheidung  in  „bisher  bebaute"  und  „bisher  nicht 
bebaute  Grundstücke"  hat  indess  zu  Misslichkeiten  geführt,  indem 
sie  hinsichtlich  der  Berliner  Bauordnung  vom  15.  Januar  1887  durch 
die  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts  eine  Auslegung  erfahren 
hat,  die  den  ihr  zu  Grunde  liegenden  gesetzgeberischen  Gedanken  ver- 
eitelte (vgl.  Baltz,  Baupolizeirecht  1897,  S.  114  ff.  —  O.V.G.E.  vom 
28.  Oktober  1887,  IL,  969,  Pr.V.Bl.  IX,  S.  90).  Die  Eigenschaft  eines 
Grundstückes  als  eines  „bereits  bebauten"  steht  nach  den  Ausführungen 
jenes  Erkenntnisses  räumlich  dem  ganzen  Grundstücke  in  allen  seinen 
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Theilen  und  ausserdem  als  eine  durch  Ablauf  der  Zeit  oder  spätere  Ver- 
änderung in  der  Benutzungsart  nicht  zerstörbare  zu.  Dies  eine  ganze 
Grundstück  umfasste  nun  aber  in  den  äusseren  Theilen  der  Stadt  Berlin, 
für  welche  der  Gesetzgeber  gerade  eine  weiträumigere  Bebauung  zu 
erzielen  beabsichtigte,  nicht  selten  20  und  mehr  Morgen  Landes,  die 
nach  dem  Bebauungsplan  vielleicht  sogar  durch  verschiedene  Strassen- 
züge  in  zahlreiche  Blöcke  eingetheilt  waren.  War  nun  aber  auf  jenem 
einen  riesengrossen  Grundstück  an  dem  Tage  der  Veröffentlichung  der 
Bauordnung  auch  nur  ein  kleines  Wohngebäude  mit  einem  Stockwerk 
über  dem  Erdgeschoss  vorhanden  gewesen,  so  haftete  allen  den  zahl- 
reichen, nach  und  nach  von  dem  Stammgrundstücke  abgetrennten  Par- 
zellen das  Recht  der  intensiveren  Bebaubarkeit  an. 

Will  man  eine  Unterscheidung  nach  der  bisherigen  Bebauung 
machen,  so  wird  man  hierfür  eine  Form  wählen  müssen,  nach  welcher 
solche  Auslegungen  und  Konsequenzen  vermieden  werden,  welche  der 
Absicht,  um  derentwillen  die  Unterscheidung  gemacht  wird,  direkt  zu- 
widerlaufen. Dies  geschieht  in  den  nachstehend  behandelten  Bestimmungen 
einer  Reihe  von  Bauordnungen. 

In  Danzig  kann  bei  bereits  bebauten  Grundstücken  die  Bebauung 
„in  bisherigem  Umfange"  jedoch  höchstens  bis  auf  6/7,  bei  Eck- 
grundstücken 7/s  der  Grundfläche  erfolgen. 

Dortmund  gestattet  bei  früher  schon  bebaut  gewesenen  Grund- 
stücken in  der  Altstadt  und  in  Zone  I  Ausnahmen  mit  der  Maassgabe, 
dass  das  Verhältniss  der  unbebauten  zur  bebauten  Fläche  „nicht  un- 
günstiger" werden  darf  als  früher. 

In  Giessen  darf  auf  Grundstücken,  welche  bereits  bebaut  sind  und 
deren  Hofraum  weniger  als  30  qm  beträgt,  bei  Neubauten  der  Hofraum 
wieder  in  der  früheren  Grösse  angeordnet  werden,  „wenn  die  Zahl  der 
vorhandenen  Stockwerke  nicht  überschritten  wird." 

In  Hagen  i.  W.  kann  der  Hofraum  ebenfalls  in  der  früheren  Grösse 
hergestellt  werden,  dabei  jedoch  nicht  kleiner  als  25  qm  bei  2,5  m 
geringster  Breite. 

Halle:  Die  Freifläche  darf  die  bisherige  Grösse  beibehalten,  auch 
wenn  das  sonst  vorgeschriebene  Mindestmaass  nicht  erreicht  wird,  „so- 
fern nur  die  Gestaltung  der  Freifläche  nach  dem  Urtheile  der  Polizei- 
verwaltung für  die  Licht-  und  Luftzuführung  nicht  ungünstiger  ist,  als 
vorher."    Aehnliche  Bestimmungen  hat  Hildesheim. 

In  den  Kieler  Vororten  und  nach  der  Bauordnung  für  die  kleineren 
Städte  und  Flecken  des  Regierungsbezirks  Schleswig  dürfen  bei  Erlass 
der  Bauordnung  nicht  bebaute  Grundstücke  bis  zu  -/h,  bereits  bebaute 
hierüber  hinaus  bis  zum  Umfange  der  früheren  Bebauung,  jedoch  nicht 
über  3/4  der  Grundfläche  bebaut  werden,  in  Königsberg  ebenfalls  im  bis- 
herigen Umfange,  jedoch  nicht  über  4/5  und  bei  Eckgrundstücken  7/g. 

In  Magdeburg  kann,  wo  die  Hofräume  bei  bisher  schon  mit  Wohn- 
häusern bebauten  Grundstücken  kleiner  gewesen  sind,  die  geringere 
Grösse  beibehalten  werden,  sofern  nicht  a)  bei  dem  Neu-  oder  Umbau 
eine  Vermehrung  der  Stockwerke  eintritt  —  es  sei  denn,  dass  das  Ge- 
bäude auch  nach  dem  Neu-  oder  Umbau  nicht  mehr  als  zwei  Stock- 
werke über  dem  Erdgeschoss  erhält  —  oder  b)  ein  zum  dauernden  Auf- 
enthalt von  Menschen  bestimmtes  Kellergeschoss  neu  angelegt  wird. 
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In  Mainz  dürfen  Grundstücke,  die  bisher  noch  nicht  oder  auf 
weniger  als  .70  %  ihrer  Grundfläche  bebaut  waren,  wenn  sie  Mittel- 
grundstücke sind,  bis  zu  70  %,  wenn  sie  Eckgrundstücke  sind,  bis  zu 
75  %,  und  wenn  sie  solche  Eckgrundstücke  sind,  welche  einen  spitzeren 
Winkel  als  60°  haben  oder  an  drei  Strassen  liegen,  bis  zu  80%  ihrer 
Grundfläche  bebaut  werden.  Grundstücke,  die  bereits  auf  70%  oder 
mehr  ihrer  Grundstückfläche  bebaut  waren,  dürfen  auf  einer  gleich 
grossen  Fläche  wieder  bebaut  werden,  wenn  die  Höhe  der  neu  zu  errich- 
tenden Bauten  die  der  alten  nicht  übersteigt,  die  vorhanden  gewesenen 
Hofflächen  in  eine  möglichst  regelmässig  gestaltete  Fläche  zusammen- 
gelegt und  der  Mehrzahl  der  zu  dauerndem  Aufenthalt  von  Menschen 
bestimmten  Räume  die  günstigste  Licht-  und  Luftzuführung  gesichert 
wird.  Diese  Bestimmungen  erscheinen  wohl  geeignet,  in  alten  Städten 
Verbesserungen  bestehender  Zustände  unter  weitgehender  Schonung  der 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  zu  erzielen. 

In  München  dürfen  alte  Bauanlagen,  welche  zu  mehr  als  zu  drei 
Viertheilen  schon  überbaut  sind,  bis  zu  Vs  wieder  überbaut  werden, 
„wenn  durch  den  Umbau  bessere  Verhältnisse  in  Bezug  auf  Standfestig- 
keit, Feuersicherheit  und  Gesundheit  geschaffen  werden"  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Alle  die  vorbehandelten  Bestimmungen  suchen  dem  vorzubeugen 
dass  die  Bebauung  über  das  bisherige  Maass  hinausgeht,  und  vermeiden, 
damit  die  Auslegung,  wie  sie  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  1887  er 
Berliner  Bauordnung  erfahren  haben.  Auch  fassen  die  meisten  dieser 
Bestimmungen  eine  Verbesserung  des  alten  Zustandes  ins  Auge. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  Beispielen  zonenweiser  Abstufung 
der  Vorschriften  über  den  Hofraum.  Die  eingeklammerten  Daten 
geben  den  Tag  des  Erlasses  der  Bauordnung  an,  woraus  ersichtlich  wird, 
dass  diese  Bauordnungen  sämmtlich  den  letzten  zehn  Jahren  angehören. 

Der  Hofraum  muss  betragen  als  Theilbetrag  der  Gesammtgrund- 
stücksfläche  in 

Aachen  (1.  Mai  1900) 

in  der  inneren  Stadt       bei  Eckgrundstücken  1/ß 
„    „    äusseren    „     V3,   „  „  1U 

auf  den  für  offene  Bebauung  vorbehaltenen  Grundstücken  Vs  der- 
jenigen Fläche,  welche  nach  Abzug  der  seitlichen  Streifen  (im  Ab- 
stände von  5  m  von  der  Nachbargrenze)  und  eines  etwa  durch 
den  Baufluchtlinienplan  vorgeschriebenen  Vorgartens  übrig  bleibt. 
(Zusammenbauen  je  zweier  Nachbargebäude,  Doppelvillen,  ist  ge- 
stattet.) 

Altona  (15.  November  1892) 

im  inneren  Stadtbezirk  im  allgemeinen  1/i 

„  „  „  bei  Anlage  von  Etagenhäusern  (d.  h. 
Häusern  mit  mehr  als  zwei  selbständigen  Wohnungen 
in  verschiedenen  Stockwerken),  sofern  sie  nicht  Eck- 
häuser sind  Vs 

„  inneren  Stadtbezirk  beim  Vorhandensein  von  Hinter- 
wohnungen  7-2 

„   äusseren  Stadtbezirk  im  allgemeinen  V3 

„  „  „  bei  Etagenhäusern,  die  nicht  Eck- 
häuser sind  .    .  V2 

in  den  Vororten  Bahrenfeld  und  Othmarschen  % 
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Barmen  (22.  März  1894) 

Innenbezirk  */4i  bei  Eckgrundstücken  Vs 
Aussenbezirk  V2,   „  „  1U 

Berliner  Vororte  (5.  Dezember  1892  und  24.  August  1897) 

Klasse  I:   5/io,  bei  Eckgrundstücken  4/io 

„    II:  6/i0,   „              „  5/io 

bei  landhausmässiger  Bebauung  7/io,  bei  Eckgrundstücken  6 ;10 

„   Kleinbauten  3/io,  „               „  2/io 

Ausserdem  muss  bei  Errichtung  von  Seiten-  oder  Mittelflügeln 
oder  Quergebäuden  in  den  Hofraum  ein  Kreis  eingetragen  werden 
können,  dessen  Durchmesser  von  der  Gebäudehöhe  abhängig  ist 
und  je  nach  Lage  der  betreffenden  Gebäudetheile  von  gewisser 
absoluter  Mindestgrösse  (10,  12,  15,  18  m)  sein  muss. 

Bonn  (10.  Dezember  1895  und  21.  April  1899) 

Klasse  I  0,25,  bei  Eckgrundstücken  0,20 

„    II  0,25,    „  „  0,20  bei  Erd- und  einem  Ober- 

geschoss 

„    II    0,35,  „  „  0,25  bei  höherer  Bebauung 

„  III  0,25,   „  „  0,20  bei    einstöckiger  Be- 

bauung 

„  III    0,50,   „  „  0,25  bei  mehrstöckiger  Be- 

bauung 

„   IV  0,60,   „  „  0,40 

Cöln  (1.  Juni  1901) 

Klasse  I  0,25,  bei  Eckgrundstücken  0,20 

„     II  0,25,   „  „  0,20  bis  zu  8  m  Höhe  der 

Bebauung 

„    II    0,35,    „  „  0,25  über  8  m  Höhe  der  Be- 

bauung 

„    III  0,35,    „  „  0,35  bis  zu  6  m  Höhe  der 

Bebauung 

„  III    0,50,    „  „  0,50  über  6  m  Höhe  der  Be- 

bauung 

„   IV  0,60,    „  „  0,50  (Bauwich  vor- 

geschrieben) 

Dortmund  (6.  März  1901) 

Altstadt  .    .    .  V4,  bei  Eckhäusern  1/ß 

Zone  I     .    .    .  1/4,  »  »  Hb 

„II     •    •    •  Vs,  „  „  2/s 

Landhausstrassen  3/5,  „  „  2/s 

Düsseldorf  (25.  April  1896) 

Innenstadt    .  Vs?  bei  Eckgrundstücken  V4?  beim  Vorhandensein  von 

Hinterwohnungen  V2 

Aussenbezirk  V2,    „  „  Vs»  beim  Vorhandensein  von 

Hinterwohnungen  2/3 
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Elberfeld  (18.  März  1897) 

Innenbezirk  1/4,  bei  Eckgrundstücken  (von  über  250  qm  Grösse)  Vs 
Aussenbezirk  72,   „   V4 

Erfurt  (29.  Mai  1896) 

Bezirk  mit  geschlossener  Bebauung  innerhalb  des  Fluthgrabens  V4 

ausserhalb  „  „  i/3, 

Eckgrundstücke  */4 
„   offener  Bebauung  ....  1/3,  „  V* 

„       „  landhausmässiger  Bebauung  7/to,  „  1h 

Frankfurt  a.  M.  (13.  Oktober  1891  —  2.  Juni  1897  —  15.  März  1901) 

Innenstadt  V4,  Eckgrundstücke  1/ß 

Aussenstadt,  innere  Zone  4/io,  „  3/io  und    wenn  in 

irgend  einem  Geschoss  mehr  als  eine  Wohnung,  für  jede 
zweite  und  folgende  "Wohnung  und  ausserdem  für  jede  Hinter- 
wohnung je  ein  weiteres  V20 

Aussenstadt,  innere  Zone  Wohnviertel  wie  vorstehend,  jedoch  an 
Stelle  von  V20  ist  V10  zu  setzen 

Aussenstadt,  äussere  Zone  5/io,  Eckgrundstücke  4/io,  für  jede  weitere 

Wohnung  +  V10 
„  „        „    Fabrikviertel  3/io,  bei  höchstens  einerWoh- 

nung,  für  jede  weitere  Wohnung  -f-  V10 

Göttingen  (9.  Februar  1899) 
Innenbezirk  .    .  Vs 

Aussenbezirk  A  1/3,  Bauwich  vorgeschrieben 

„  B  V2,  Bauwich  wie  Gebäudehöhen  sind  verschieden 

C  V9 

33  ^      IM  5?  95  35  53  33 

Halle  (20.  Juni  1898) 

I.  Zone  V43  Eckgrundstücke  Ys 

II.     „      1/3,  53  Vs 

III.     ,.     2/o,  „  V4,  bei  Einfamilienhäusern  1k 

iv.   ;    V2,         „       2/ö,  „  „  V« 

Hamburg  (Entwurf) 

I.  Zone   Vi« 

II.  „    Va 

HI.     ,    l/2 

Hannover  (9.  Dezember  1901) 

Altstadt  V33  Eckgrundstücke  1/4 

„        bebaut  gewesene  V4,  „  1/6 

äussere  Zone  4/io,  5i  V4 

Fabrikviertel  V45  33  1k 

Landhausviertel  ....  V23  »  1/3 

Hildesheim  (29.  Januar  1895) 

inneres  Stadtgebiet  V43  Eckgrundstücke  1/q 

äusseres       „  V3,  „  1/4 
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Iserlohn  (1.  October  1898) 

Innenstadt .    .    .  Ys»  Eckgrundstücke  Vio 

L  Zone  ....  0,3,  „  h6 

II.     „    .    .    .    .  %  „  0,3 

Landhausstrassen  0,6,  „  Ys 

Karlsruhe  (1.  März  1898) 

I.  Zone  1/4,  Eckgrundstücke  Ys 

II.     n    Vs,  „  Ye 

III.  „    2/5,  „  Ve 

IV.  „    Vä.  «  Vs 

Kreuznach  (1.  April  1900) 

Innenbezirk  

Aussenbezirk  

Landhausbezirke:  Bauwich  vorgeschrieben 

Magdeburg  (24.  November  1893  und  20.  Februar  1896) 

Altstädtische  Bebauung  Y3,  Eckgrundstücke  Y4 
Aeussere  beschränkte  Bebauung  I  mit  altstädtischen  Hofgrössen, 

aber  geringerer  Höhe 
„  „  „       II  mit  erweiterten  Hofgrössen  Y2, 

Eckhäuser  5/i2 
„  „  „    III  mit  Bau  wich 

Fabrikbebauung  mit  besonderen  Bestimmungen. 

Mannheim  (25.  April  1901) 


innere   Zone    I  a   0,40 

„     Ib   0,25 

mittlere    „     II  a  .    .    .   0,50 

„IIb   .  0,35 

äussere     „   III  a   0,60 

„   Illb  .   0,45 


In  jeder  der  drei  Zonen  werden  unterschieden  Grundstücke, 
welche  die  mit  a  bezeichneten  Grenzen  der  Baudichtigkeit  noch 
nicht  besitzen,  und  solche,  welche  dieselbe  bereits  überschritten 
haben.  Für  die  ersteren  gelten  die  Vorschriften  a,  für  die  letzteren 
die  Vorschriften  b,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  eine 
Steigerung  der  bisherigen  Baudichtigkeit  keinesfalls  stattfinden 
darf. 


Paderborn  (4.  Juni  1901) 

innprhalh    dftr  Wäll«  0  25  \  die  Höhe  der  Gebäude  13  m, 

ausserhalb  0  30    S0  sind  10  °/o  der  Grundfläche  mehr 


als  Hofraum  frei  zu  lassen. 


Quedlinburg  (17.  Februar  1899) 


im  allgemeinen    .    .  Y4 

in  den  Wohnvierteln  Y2,  Eckhäuser  0,4  mit  Abständen. 
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Saarbrücken -St,  Johann -Malstatt -Burbach  (5.  August  1898) 
Zone  I  1U,  Eckgrundstücke  Vg 

„    II    1/3,  „  V4 

„HI    1/2,  „  0,4 

Vorstehende  Beispiele  fordern  sämmtlich  die  Freihaltung  eines  ge- 
wissen Prozentsatzes  der  gesammten  Grundstückfläche  als  unverbauten 
Hofraum.  Wir  müssen  noch  einige  Bauordnungen  erwähnen,  die  den 
Hofraum  in  etwas  anderer  Weise  errechnen. 

Berlin  (15.  August  1897) 

zerlegt  für  die  Berechnung  des  bebaubaren  Theiles  seiner  Gesammt- 
fläche  das  Grundstück  durch  Linien,  welche  zur  Baufluchtlinie 
parallel  laufen,  in  Streifen.  Der  erste  Streifen  erstreckt  sich  — 
von  der  Baufluchtlinie  ab  gemessen  —  bis  zur  Tiefe  von  6  m, 
der  zweite  bis  zur  Tiefe  von  32  m.  Der  erste  Streifen  darf  als 
voll  (i°/io),  der  zweite  als  zu  7/io  bebaubar  in  Rechnung  gestellt 
werden.  Ist  das  Grundstück  tiefer  als  32  m,  so  wird  der  hinter 
dem  zweiten  Streifen  liegende  Rest,  wenn  das  Grundstück  inner- 
halb der  früheren  Stadtmauer  liegt,  mit  f'/io,  wenn  es  ausserhalb 
derselben  liegt,  mit  5/io  seiner  Fläche  als  bebaubar  in  Rechnung 
gestellt.  Die  so  als  bebaubar  ermittelten  Flächeninhalte  der  ein- 
zelnen Streifen  werden  zusammengerechnet  und  ergeben  die  be- 
baubare Fläche  des  Grundstücks,  welche  unabhängig  von  der 
Streif eneintheilung  vertheilt  werden  kann.  Die  Fläche  hinter  der 
zweiten  Theillinie  darf  bis  zu  7/io  als  bebaubar  in  Rechnung  ge- 
stellt werden,  wenn  die  von  der  Hoffläche  bis  zur  Traufe  ge- 
messene Durchschnittshöhe  aller  hinter  dieser  Theillinie  zu  errich- 
tenden Gebäude  das  Maass  von  10  m  nicht  überschreitet  und  der 
zweite  Streifen  nur  zu  7/io  bebaut  wird. 

Das  ergiebt  einen  Hofraum  für  ein 

50  m  tiefes  Grundstück  innerhalb  der  Stadtmauer  von  30%, 

ausserhalb  der  Stadtmauer  33,6%, 
75  m  tiefes  Grundstück  innerhalb  der  Stadtmauer  von  33,4%, 
ausserhalb  der  Stadtmauer  39,1%, 
100  m  tiefes  Grundstück  innerhalb  der  Stadtmauer  von  35%, 
ausserhalb  der  Stadtmauer  41,8%. 

In  ähnlicher  Weise  darf  in  Essen  (23.  Februar  1898)  der  erste 
Streifen  (6  m  Tiefe)  als  voll,  der  zweite  (32  m  Tiefe)  als  bis  zu  % ,  der 
dritte  Streifen  (über  32  m  Tiefe)  als  zur  Hälfte  bebaubar  in  Rechnung 
gestellt  werden. 

In  Bielefeld  (4.  Februar  1901)  muss  unbebaut  bleiben  innerhalb  der 
alten  Wälle  3/io,  ausserhalb  der  alten  Wälle  4/io  desjenigen  Grund - 
stückstheils,  welcher  hinter  einer  6  m  hinter  der  Baufluchtlinie  zu 
dieser  parallel  gezogenen  Linie  liegt. 

In  Stuttgart  ist  auf  der  Rückseite  der  Vordergebäude  ein  Theil 
unüberbaut  zu  lassen,  dessen  Tiefe  für  das  Gebiet  der 

I.  Bauzone  2/io, 
IL      „  s/io, 
HL      „  5/io 
der  Höhe  der  Gebäuderückseite  zu  betragen  hat. 


123 


Nach  dem  allgemeinen  Baugesetz  für  das  Königreich  Sachsen  vom 
1.  Juli  1900  ist  unmittelbar  vor  oder  hinter  jedem  Wohngebäude  ein 
Hofraum  oder  Garten  zu  belassen,  dessen  Tiefe  der  Höhe  des  Gebäudes 
mindestens  gleichkommt. 

Die  meisten  der  vorstehend  behandelten  Bauordnungen  ergänzen  die 
Bestimmungen  über  die  Hofgrösse  noch  durch  Festsetzung  einer  Mindest- 
flächengrösse  oder  einer  Mindestbreite  des  Hofes,  nicht  selten  auch  ver- 
langen sie  beides. 

Essen  a.  d.  Ruhr  begnügt  sich  mit  einer  Mindesthoffläche  von  12  qm 
bei  3  m  geringster  Abmessung,  Emden  von  20  qm. 

Bochum  verlangt  25  qm,  desgleichen  Cassel  -  Hanau  -  Marburg  bei 

4  m  und  Celle  bei  5  m  Mindestabmessung;  ebenso  Kreuznach  im  Innen- 
bezirk (Aussenbezirk  40  qm).     Unna  und   Soest  fordern  4x6  oder 

5  x  5  m,  letztere  Abmessungen  ebenfalls  der  Regierungsbezirk  Coblenz. 

28  qm  verlangt  Breslau  in  der  Innenstadt  bei  5  m  Mindestabmes- 
sung (in  den  Vorstädten  60  qm  bezw.  6  m). 

30  qm  werden  gefordert  in  Pforzheim,  desgl.  bei  4  m  Mindest- 
abmessung in  Lüdenscheid,  und  bei  5  m  Mindestabmessung  in  Biele- 
feld, Mainz  und  im  inneren  Stadtbezirk  von  Stettin  (äusserer  Bezirk 
80  qm  bei  8  m  mittlerem  Breitenmaass). 

35  qm  Düren  und  Posen,  letzteres  bei  5,5  m  Mindestabmessung. 

36  qm  fordern  die  Bauordnungen  für  Harburg,  Stendal  und  die  Städte 
des  Regierungsbezirks  Hannover  bei  3  m  Mindestabmessung,  für  Qued- 
linburg und  die  Landkreise  der  Regierungsbezirke  Arnsberg  und  Düssel- 
dorf bei  4  m  Mindestabmessung;  6  x  6  m  Duisburg  und  die  Bauord- 
nungen der  Regierungsbezirke  (Städte),  Breslau  Bromberg,  Cöln  (für  das 
platte  Land),  Merseburg,  Oppeln  und  Posen.  Auch  Geestemünde- Lehe 
verlangt  36  qm  in  den  älteren  Stadttheilen  (in  den  übrigen  80  qm)  mit 
der  weiteren  Forderung,  dass  in  den  Hof  ein  Rechteck  von  5x6  oder 
4  x  7,5  (bezw.  6  x  10)  eingeschrieben  werden  kann.  Auch  Hildesheim 
verlangt  36  qm  im  inneren  Stadtgebiet  (im  äusseren  50  qm)  bei  4  m 
(5  m)  Mindestabmessung. 

40  qm  werden  gefordert  in  Dortmund,  ferner  bei  3  m  Mindestab- 
messung in  Mülhausen  i.  E. ;  bei  5  m  Mindestabmessung  in  Danzig,  Königs- 
berg, und  in  den  Provinzen  Pommern  und  Westpreussen;  schliesslich 
in  Hagen  i.  W.  unter  der  Forderung,  dass  sich  ein  Rechteck  von  5  x  5 
oder  4x6  m  einschreiben  lässt. 

45  qm  verlangen  die  Kieler  Vororte  bei  5  m,  Flensburg  und 
Wandsbek  bei  6  m  Mindestbre. 

50  qm  Barmen  im  Innenbezirk  (Aussenbezirk  100  qm),  die  Städte 
des  Regierungsbezirks  Frankfurt  a.  0.,  Krefeld  und  Remscheid,  sowie 
unter  Festsetzung  von  4  m  Mindestbreite  Düsseldorf,  5  m  Mindestbreite 
Erfurt  innerhalb  des  Grabens  (ausserhalb  60  qm,  bezw.  6  m),  Halle,  Städte 
des  Regierungsbezirks  Potsdam,  Schwerte  und  Witten,  schliesslich  Frei- 
burg i.  B.  bei  drei  oder  weniger  Stockwerken,  während  für  jedes  weitere 
Stockwerk  20  qm,  bezw.  1  m  mehr  gefordert  werden. 

80  qm  bei  6  m  Mindestabmessung  verlangt  Berlin;  ist  jedoch  die 
nicht  bebaubare  Fläche  geringer  als  80  qm,  so  darf  der  Haupthof  bis 
auf  60  qm  bei  6  m  kleinster  Abmessung  eingeschränkt  werden,  wenn  der 
Rest  der  nicht  bebaubaren  Fläche  zur  Anlegung  eines  Nebenhofes  oder 
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Lichthofes  mit  einer  Grundfläche  von  mindestens  10  qm  bei  einer  ge- 
ringsten Abmessung  von  2  m  verwendet  wird.  Beträgt  die  nicht  be- 
baubare Fläche  weniger  als  60  qm,  so  darf  der  Haupthof  auf  das  Maass 
dieser  Fläche,  jedoch  nicht  unter  40  qm  bei  6  m  kleinster  Abmessung 
beschränkt  werden. 

Der  Entwurf  eines  neuen  Hamburger  Baugesetzes  fordert  für  Haupt- 
höfe bei  Etagenhäusern: 

a)  in  Zone  I  bei  einer  geringsten  Abmessung  von  4  m 
bei  Errichtung  von  3  Geschossen*)  mindestens  20  qm 

4  40 

)1  11  11  11  11  TV7  ft 

„    5         „  „         60  „ 

„    6         „  „         80  ,. 

b)  in  Zone  II  bei  6  m  geringster  Abmessung 

bei  3  Geschossen  mindestens  40  qm 
„   4         „  „         70  „ 

„   5         „  „       100  „ 

„   6         „  „       150  „ 

c)  in  Zone  III  bei  8  m  Mindestabmessung 

bei  3  Geschossen  mindestens  80  qm 
„   4         „  „       150  „ 

„   5         „  „       220  „ 

„  6        „  i,       300  „ 

Bei  Eckgrundstücken  überall  x/4  weniger.  ,, Nebenhöfe'1  sind  in  ähn- 
licher Weise  abgestuft. 

Nur  eine  Mindestbreite  (keine  Mindestfläche)  schreiben  vor  die  Bau- 
ordnungen für  die  Städte  des  Regierungsbezirks  Cöln  und  für  Altena  i.  W. 
mit  2,50.  In  Altena  kann  indess  bei  über  10  m  hohen  Gebäudefronten 
4  m  verlangt  werden.  In  der  Stadt  Cöln  beträgt  die  Mindestbreite  des 
Hofes  bei  Grundstücksfronten  über  12,5  m  Breite  5  m,  bei  geringerer 
Breite  4/io  der  Gebäudefront,  mindestens  jedoch  3  m  (in  der  Altstadt  bis 
zu  6,50  m  Grundstücksfront  2,50  m). 

Unter  Umständen  wird  von  der  Forderung  eines  Hofraumes  gänz- 
lich abgesehen,  so  in  Bielefeld  und  Charlottenburg  bei  6  m  oder 
weniger  tiefen  Grundstücken;  im  Innenbezirk  von  Elberfeld  und  in 
Emden  bei  Eckhäusern  von  nicht  mehr  als  200  qm  Grösse:  in  Cassel- 
Hanau -Marburg  bei  Grundstücken,  auf  denen  einstöckige  Gebäude  er- 
richtet werden  sollen,  in  welchen  alle  zum  dauernden  oder  vorüber- 
gehenden Aufenthalt  von  Menschen  bestimmten  Räume  in  ausreichendem 
Maasse  und  in  dauernd  gesicherter  Weise  Licht  und  Luft  von  Strassen 
oder  durch  Oberlicht  erhalten  können;  in  Cöln  bei  den  innerhalb  der 
Um wallung  auf  dem  linken  Rheinufer  liegenden  Grundstücken  der 
Klasse  I,  wenn  alle  Fensteröffnungen  —  mit  Ausnahme  derjenigen  für 
Treppen,  Flure,  Abtritte  und  kleine  Gelasse  von  höchstens  2  qm  Grund- 
fläche —  nach  einer  Strasse  von  mindestens  6  m  Breite  liegen  und  eine 
ausreichende  Erhellung  und  Lüftung  aller  Räume  gewährleistet  ist;  in 
Düsseldorf,  wenn  die  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  be- 
stimmten Räume  sowie  die  Waarenlager,  welche  in  einem  Gebäude  ent- 
halten sind,  sämmtlich  Licht  und  Luft  durch  Fenster  von  ausreichender 


*)  Das  Kellergeschoss  zählt  mit,  wenn  es  zum  dauernden  Aufenthalt  von 
Menschen  bestimmte  Räume  enthält,  das  Dachgeschoss  bei  mehr  als  1,50  m 
Drernpelhöhe. 
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Grösse  und  zweckentsprechender  Lage  ungehindert  von  der  Strasse  em- 
pfangen; in  Lüneburg  bei  Grundstücken  von  geringerer  Tiefe  inner- 
halb des  zwischen  den  früheren  Stadtthoren  belegenen  Stadtgebietes, 
besonders  bei  schmalen  Grundstücken,  zwischen  zwei  Strassen,  falls  die 
Fenster  sämmtlicher  Wohn-  und  Schlafräume  sowie  der  Küchen  nach 
der  Strasse  gerichtet  sind  und  für  ausreichende  Erhellung  und  Lüftung 
der  Flure,  Treppen  und  Aborte  gesorgt  ist. 

Umgekehrt  sehen  die  Bauordnungen  für  Barmen  und  Remscheid 
ausdrücklich  vor,  dass  für  Grundstücke,  „auf  welchen  Wohngebäude  mit 
sehr  starker  Bevölkerung  errichtet  werden  sollen",  ein  grösserer  Hof- 
raum verlangt  werden  könne,  als  im  übrigen  gefordert  wird.  Dieser,  in 
der  Fassung  wenig  glücklichen  Bestimmung,  liegt  der  sehr  beachtens- 
werthe  Gedanke  zu  Grunde,  dass  „der  Flächenraum  der  unbebaut  zu 
lassenden  Grundstückstheile  auch  von  der  Zahl  und  Beschaffenheit 
der  auf  dem  Grundstücke  anzulegenden  Wohnungen  abhängig  ge- 
macht werden"  solle.  Wir  müssen  die  Erfüllung  dieser  Forderung  noch 
an  einigen  Beispielen  betrachten. 

In  Altona  enthält  der  Abschnitt  der  Bauordnung,  welcher  von  der 
bebauten  Fläche  handelt,  folgende  Bestimmung: 

„Der  unbebaute  Raum  muss  bei  Erbauung  von  Etagenhäusern 
(d.h.  solchen  Häusern,  in  denen  sich  mehr  als  zwei  selbständige 
Wohnungen  in  verschiedenen  Stockwerken  befinden),  bezw.  bei 
Errichtung  von  Hinterwohnungen  für  jede  auf  dem  Grundstück 
anzulegende,  bezw.  befindliche  Wohnung 

a)  im  inneren  Stadtbezirk  eine  Grösse  von  mindestens     15  qm 

b)  in  den  Vororten  Bahrenfeld  und  Othmarschen  (mit 
Ausnahme  gewisser  Theile)  eine  Grösse  von  minde- 
stens  .  100  „ 

c)  in  den  sub  b)  ausgenommenen  Theilen  der  Vororte 
und  in  einigen  anderen  näher  bezeichneten  Stadt- 
theilen  eine  Grösse  von  mindestens  75  „ 

d)  im  übrigen  Aussenbezirk  eine  Grösse  von  mindestens     40  ,, 
haben. 

Bei  Eckhäusern  gilt  die  Hälfte  dieser  Maasse". 

Diese,  durch  einen  am  14.  Februar  1900  in  Kraft  getretenen  Nach- 
trag zur  Bauordnung  nur  in  den  Gebietsabgrenzungen  veränderten  Be- 
stimmungen enthielt  bereits  die  unter  dem  15.  November  1892  erlassene 
Bauordnung,  so  dass  wir  auch  hier  Altona  das  Verdienst  zuerkennen 
dürfen,  diese  Gesichtspunkte  zuerst  in  Deutschland  in  seine  Bauordnung 
aufgenommen  zu  haben,  und  zwar,  noch  ehe  der  deutsche  Verein  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  (1893  in  Würzburg)  die  oben  mitgetheilten 
Thesen  aufgestellt  hatte. 

Nach  einer  1898  für  das  dem  Verein  Ostheim  gehörende  Areal  in 
Leipzig- Sellerhausen  erlassenen  Verordnung  wird  ebenfalls  für  jede  Woh- 
nung 15  qm  Hofraum  verlangt,  ebenso  in  Wilhelmsburg  (10.  Juli  1900) 
bei  Etagenhäusern  15  qm,  falls  diese  Eckhäuser  sind  7,5  qm,  wenn  aber 
gleichzeitig  Wohnungen  in  Hintergebäuden  vorhanden  oder  eingerichtet 
werden,  20  qm.  Eine  Vergrösserung  der  geforderten  Hofgrösse  beim 
Vorhandensein  von  Hinterwohnungen  tritt,  wie  wir  oben  sahen,  auch 
in  Düsseldorf  und  Frankfurt  a.  M.  ein. 

Zielen  alle  diese  Maassnahmen  darauf  hin,  die  bedenklichen  Seiten 
der  Menschenanhäufung  in  grossen  Miethkasernen  zu  mildern,  so  be- 
wegen sich  nach  der  andern  Seite  im  positiv  fördernden  Sinne  solche 
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Maassnahmen,  welche  darauf  ausgehen,  geringere  Anforderungen  an 
Familienhäuser  zu  stellen,  d.  h.  solche  Häuser,  welche  zum  Bewohnen 
durch  nur  eine  oder  höchstens  zwei  Familien  bestimmt  sind.  Dass  diese 
Gattung  von  Häusern  eine  individualisirende  Behandlung  erheischt, 
haben  wir  bereits  oben  dargelegt.  Wenn  manche  Bauordnungen  hierfür 
ausdrücklich  Ausnahmen  vorsehen,  so  Altona,  Frankfurt  a.  M.,  Halle, 
Hannover,  Karlsruhe,  Magdeburg,  so  ist  dies  ein  Vorgehen,  dem 
weitere  Nachahmung  zu  wünschen  bliebe. 

Hiermit  wollen  wir  die  Betrachtungen  über  die  zulässige  Be- 
bauung der  Grundstücke  in  horizontalem  Sinne  verlassen  und  uns 
nunmehr  den  Bestimmungen  über  die  zulässige  Bebauung  im  vertikalen 
Sinne,  über  die  zulässige  Höhe  der  Bebauung  zuwenden. 

Hinsichtlich  der  Fronthöhe  der  Gebäude  an  der  Strasse  ver- 
langen R.  Baumeister's  „Normale  Bauordnung"  (1880)  und  der  vom 
Deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  aufgestellte  Entwurf 
„Reichsgesetzliche  Vorschriften  zum  Schutze  des  gesunden  Wohnens" 
übereinstimmend,  dass  die  Höhe  nicht  grösser  sein  darf  als  der  Abstand 
des  Gebäudes  von  der  gegenüberliegenden  Baufluchtlinie. 

Bei  denjenigen  Bauordnungen,  welche  dieses  Verhältniss:  „Gebäude- 
höhe (H)  =  Strassenbreite  (B)"  festsetzen,  haben  wir  drei  Kategorieen 
zu  unterscheiden. 

Erstens  Bauordnungen,  die  schlechthin  H  =  B  setzen. 

Zweitens  solche,  welche  dieses  Verhältniss  erst  von  einer  gewissen 
Strassenbreite  an  fordern,  welche  Strassenbreite  gleichzeitig  dem  Höhen- 
maass  entspricht,  bis  zu  welchem  auf  jeden  Fall,  auch  an  schmäleren 
Strassen,  gebaut  werden  darf. 

Drittens  solche  Bauordnungen,  welche  das  Verhältniss  H  =  B  erst 
von  einer  gewissen  Strassenbreite  an  verlangen,  bei  geringerer  Strassen- 
breite aber  andere,  wieder  von  der  jeweiligen  Strassenbreite,  jedoch  nach 
anderem  Verhältniss  abgeleitete  Anforderungen  stellen. 

Zu  den  Bauordnungen  der  ersten  Gattung  (H  =  B  schlechthin)  ge- 
hören diejenige  für  das  Königreich  Sachsen  und  das  Herzogthum  An- 
halt, die  Berliner  Vororte  und  die  Städte  Altenburg  i.  S.,  Bamberg, 
Düsseldorf,  Freiberg  i.  S.,  Freiburg  i.  B.,  Plauen  i.  V. 

Von  der  zweiten  Kategorie  (s.  oben)  tritt  dass  Verhältniss  H  =  B 
erst  ein  bei  einer  Strassenbreite  von  mehr  als: 

8,5  m  Städte  und  Flecken  des  Regierungsbezirks  Schleswig, 
9     „     „        „        „        „  „  Münster  1  W. 

10  „     „       der  Regierungsbezirke  Frankfurt  a.  0.,  Liegnitz  und 

Potsdam,  sowie  Kieler  Vororte. 

11  „  Wilhelmsburg. 

11,25,,     Regierungsbezirk  Lüneburg. 

12  „     Königreich  Bayern,  Städte  der  Provinzen  Pommern  und 

Westpreussen,  Berlin,   Charlottenburg  und  die  inner- 
halb  der  Berliner  Ringbahn  belegenen  Vorortbezirke, 
Kreuznach,  München,  Oldenburg. 
12,5  „     Stadt  Lüneburg. 

13  ,,     Städte  des  Regierungsbezirks  Merseburg. 
15     „  Stettin. 

Ueber  die  dritte  Kategorie  von  Bauordnungen  (s.  oben)  giebt  nach- 
stehende Tabelle  Auskunft: 
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Name 


II  :S  OW 


Für  Strassen  von  geringerer  Breite 
gelten  folgende  Bestimmungen: 


Altona  und  Wandsbek  .  . 
Lüdenscheid  

Posen  (Stadt)  

Flensburg  

Harburg  

Königsberg  

Witten  

Saarbrücken  -  St.  Johann 
Malstatt  -  Burbach  .    .    .  . 
Schwerte  

Rostock  

Hannover  

Höchst  a.  M  

Städte  d.  Reg.-Bez.  Breslau, 
Brombarg,  Düsseldorf,  Han- 
nover, Oppeln,  Posen: 

Geestemünde-Lehe    .    .  . 

Gelsenkirchen  

Görlitz  

Hagen  i.  W  

Rüttenscheid  

Quedlinburg  , 

Siegen   , 

Unna  

Essen  

Stendal  

Paderborn  

Cassel  -  Hanau  -  Marburg 

Duisburg  .  

Lübeck  


11  m 


12  m 


12,5  m 


13  m 


13,5  m 
15  m 


B  <8m:H  =  8m,  B  — 8— lim  :  H  =  11  m 
B<6m:H  =  7m,  B  =  6—8  m  :  H  =  9m. 

B  =  8-llm:H=:llm. 
B<5.5m  :  II  =  7  m,  B  =  5,5—11  m  :H-llm 
B  <  12  m  :  H  =  5A  B,  auf  jeden  Fall  aber 

7  m  hoch. 

B  <9m  :  H  =  9,5m,  B-9— 12m  :  H=12m. 
fB  <  5,5m  :  H  =  7,5  m,  B  =5,5— 8m  :  H  = 
,  8,75  m.  B  =  8— 10  m  :  H  =  11  m,  B  = 
l  10—12  m :  H  =  12,5  m. 
auf  jeden  Fall  7,5  m,  B  >  8  m  :  H  =  10  m 
B>9  m:H  =  lim,  B>  10m  H  =  12m 
(B  <  8  m  :  H  -  10  m,  B  =  8—12  m  :  H  = 

10  m  +  */a  Mehrbreite  als  8  m. 
auf  jeden  Fall  7,5  m,  B  >  8  m  :  H  =  10  m, 
B>9m:H=llm,B>10m:H  =  12m 
B  <  6  m  :  H=9  m,  ß  =  6-12  m  :  H  — 12  m. 
B  <  10m  :  H  =  5'4  B,  B  =  10-12,5  m: 

H  =  12,5  m. 
B<5m:H  =  7m,  B  =-5-8  m:H  =  B  + 
2  m,  B  =  8-12,5  m  :  H  =  B  +  1  m. 


B  <  8  m  :  H  =  10  m,  B 
13  m. 


13m:H  = 


B<6m:H  =  B,  B  =  6—8  m  :  H  =  10  m, 

B  =  8—13  m  :  H  =  13  m. 
B<6m:H  =  6m,  B  =  6-8  m  :  H  =  B, 

B  =  8-13m:H  =  13  m. 
B<9m:H  =  B  +  4m,  B  =  9—13  m  : 

H  =  13  m 

B<8m:H  =  12m,  B  =8—  13,5  :  H  = 
13,5  m. 

B<9,5m:H  =  B+6m,  B  =  9,5—15  m  : 
H  =  15,5 

B  <  10  m :  H  =  Vf%  B.  B  —  10- 15  m  : 
H  =  15  m 
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Der  aufmerksame  Leser  wird  finden,  dass  einige  der  vorstehend 
aufgeführten  Bestimmungen  (Duisburg,  Flensburg,  Königsberg)  zu  etwas 
sonderbaren  Konsequenzen  führen.  So  dürfen  in  Flensburg  an  (bereits 
bebauten)  bis  12  m  breiten  Strassen  die  Gebäude  um  ein  Viertel  höher 
gebaut  werden,  als  die  Strasse  breit  ist,  bei  12  m  Breite  also  15  m 
hoch,  während  bei  breiteren  Strassen  als  12  m  nur  gleich  der  Strassen- 
breite  hoch  gebaut  werden  darf,  bei  14  m  breiter  Strasse  mithin  nur 
14  m  hoch  gegenüber  15  m  bei  der  um  2  m  schmäleren  Strasse.  Aehn- 
liche  Konsequenzen  entstehen  für  Duisburg  und  Königsberg  für  Strassen- 
breiten  von  15 — 15,5  m,  bezw.  12 — 12,5  m. 

Eine  Reihe  anderer  Bauordnungen  bestimmt  ein  gewisses  festes 
Maass,  um  das  die  Gebäudehöhe  die  Strassenbreite  übersteigen  darf 
(H  =  B  -h  x  m).    Dieses  Maass  (x)  beträgt: 

1  m  in  Chemnitz; 

2  m  Grossherzogthum  Hessen,  Mülhausen  i.  E.,  Remscheid; 
2  m  in  Darmstadt  (B  <  9  m  :  H  =  B  4-  2,5  m) ; 

2  m  Halle  (B  <  8  m  :  H  =  11  m,  B  =  8—10,5  m  :  H  =  12,5  m): 

2  m  Mainz  (B  <  6  m  :  H  =  8,5,  B  =  6—9  m  :  H  =  12  m,  B  =  9  bis 

12,5  m:H  =  14,5  m; 

3  m  Coblenz  und  Mayen  (B  <  9  m  :  H  =  12  m,  B  =  9—12  m  H  == 

15  m); 

3  m  Crefeld  (B  <  10  m  :  H  =  12,5  m); 
3  m  Düren  (B  <  9  m  :  H  =  12  m); 

3  m  Münster  i.  W.  (B  <  6  m  :  H  =  9  m,  B  ==  6—9  m  :  H  =  12  m) 
3,50  m  Städte  des  Reg.-Bez.  Cöln  (B  <  6  m  :  H  =  11,5  m,  B  =  6  bis 

9  m:H  =  12,50  m); 
3,50  m  Colmar  (B  <6  m  :  H  =  11  m,  B  =  6—8  m  :  H  =  12  m,  B  = 

8— 10  m:  H  =  13,50  m; 

Altena  i.  W.  (B  <  4,5  m  :  H  =  8  m,  B  =  4,5  —  6  m,  H  =  10  m, 

B=6— 7  m,  H  =  11,5  m,  B  =  7—9  m,  H  =  12,5  m) ; 
4,00  m  Soest  (B  =  6—8  m  :  H  =  12  m,  B  =  8-10  m  :  H  =  14  m): 
4,50  m  Herzogthum  Braunschweig,  Heilbronn,  Ulm; 
5,00  m  Trier  (B<6  m  :  H  =  12  m,  B  6—9  m  :  H  =  14  m): 
6,00  m  Bremen  (B  <  6  m  :  H  =  12  m); 
6,00  m  Elberfeld. 

Eine  weitere  Kategorie  setzt  ein  gewisses  Vielfaches  der  Strassen- 
breite als  zulässige  Gebäudefronthöhe  an. 

H  —  5/4  B  in  Celle  (B  <  9  m  :  H  =  11,25),  Danzig  (B  <8  m  :  H  = 
11  m,  B  =  8—12  m:H-B  +  3m),  Pforzheim  und  Magde- 
burg; 

H  =  2  B  in  Mühlhausen  i.  Th. ; 

H  =  B/2  +  9  m  in  Barmen  (B  <  10  m  :  H  =  B  +4  m); 

H  —  3/4  B  +  6  m  in  München- Gladbach  (bei  letzteren  beiden  Be- 
rechnungsarten  sinkt  bei  Zunahme  der  Strassenbreite  das 
absolute  Mehrmaass  der  Gebäudehöhe  langsam  abwärts.) 

Einfach  in  der  Handhabung  sind  solche  Bestimmungen,  nach  denen 
innerhalb  gewisser  Strassenbreiten  bestimmte  Haushöhen  zugelassen  sind: 
Landkreise  des  Reg.  Bez.  Arnsberg:  B  <  5  m  :  H  =  6  m,  B  =  5  bis 
8  m  :  H  =  8  m,  B  —  8  — 10  m  :  H  =  12  m,  B  =  10— 15m: 
H  =  14  m,  B  >  15  m  :  H  =  16  m; 
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Reg.  Bez.  Coblenz:  B  <  9  m  :  H  =  10  m,  B>9m:H  =  14m; 
Erfurt:  B<8m:H  =  8m,  B  =  8—10  m  :  H  =  12  m,  B  =  10  bis 

12  m  :  H  =  14  m,  B  =  12—15  m  :  H  =  16  m,  B  >  15  m  :  H  = 

18  m; 

Strassburg:  B  <  8  m  :  H  =  10  m,  B  =  8-9  m  :  H  =  13  m,  B  = 
9-10  m  :  H  =  14  m,  B  ==  10-13  m  :  H  =  16  m,  B  =  13  bis 
16  m  :  H  =  18  m,  B  >  16  m  :  H  =  20  m; 

Wiesbaden:  B  <  8  m  :  H  =  11  m,  B  =  8-9  m  :  H  —  11,50  m,  B  = 
9—10  m  :  H  =  12  m,  B  =  10  -11  m  :  H  =  12,50  m,  B  = 
11—12  m  :  H  ==  13  m,  B  =  12—13  m  :  H  =  13,5,  B  =  13  bis 
14  m  :  H  =  14  m,  B  =  14—15  m  :  H  «»  15  m,  B  =  15-16  m  : 
H  =  16  m,  B  =  16—17  m  :  H  =  17  m,  B  =  17—18  m:H  = 
18  m,  B  —  18—19  m :  H  =  19  m. 

Es  erübrigt  noch  die  Behandlung  derjenigen  Bauordnungen,  in 
denen  das  Verhältniss  ^  zonenweise  verschieden  ist. 

Aachen,  innere  Stadt:  H  =  B  +  3  m,  äussere  Stadt  H  =  B: 
Bielefeld,  innerhalb  der  Wälle:  H  =  B  +  4  m; 

ausserhalb  der  Wälle  H  =  B  (B  <  12  m:H  =  B  +  2m, 
B  =  12-14  m-H  =  14  m). 

Breslau,  innere  Stadt:  H  =  5/4  B.    Vorstädte:  H  =  B. 
Cöln,  Klasse  I:  H  =  B  +  3,5m  (B  <  8  m  :  H  =  11,50  m); 

„     II— IV:  H  =  B. 
Dortmund,  Altstadt:  B<4m:H  =  7m,  B  =  4—8  m  :  H  =  10  m, 
B  =  8—15  m  :  H  =  15  m,  B  >  15  m  :  H  =  B. 
äussere  Stadttheile:  B  <  11  m  :  H  =  11  m,  B  =  11  bis 
15  m:H  =  15  m,  B>15m:H=B. 
Frankfurt  a.  M.,  Innenstadt:  H  =  B  +  2  m;  Aussenstadt:  H  =  B. 
Karlsruhe:  Zone  I  H  =  4/3  B,  Zone  II  H  =  B  +  1  m,  Zone  III  und 
IV  H  =  B. 

Hamburg,  Innenstadt  und  St.  Pauli :  H  =  B  +  6  m ; 
Vororte:  H  =  B. 

(Entwurf)  Zone  I:     B  <  6  m  :  H  ==  9  m,  B  =  6—9  m  : 
H  =  11/2  B,  B>9m:H  =  B  -f  6  m ; 
„    II:   H  =  B; 
„    III:  H  =  3/4  B. 
Hildesheim,  inneres  Stadtgebiet:  H :  V-j-i  B; 

äusseres         „         H  —  B. 
Kiel,  in  bestehenden  Strassen  unter  15  m:  H  =  B  +  3m: 

„  neuen  „        H  =  B. 

Mannheim,  innerhalb  des  Ringdammes:  H  =  5/4  B; 

ausserhalb  „  „  H  =  B. 

Heidelberg,  bei  geschlossener  Bauweise:  B  <  6,25  :  H  =  2B,  B  = 
6,25-12,50  :  H  =  12,50,  B  >  12,50  :  H  =  B; 
„  bei  offener  Bauweise:  H  :  2J%  B  (B  <  15  m  :  H  =  10  m); 
bei  offener  Bauweise,  wenn  auf  der  gegenüberliegenden 
Strassenseite  geschlossen  gebaut  wird:  H  =  auf 
jeden  Fall  aber  10  m): 

VJ.  Internationaler  Wohnungskongress.  9 
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Stuttgart,  Zone  I:    H  =■  B  +  4,50  m; 

„    II:   H  =  B  +  2,0m; 

„    III:  H  jeweils  bei  Festsetzung  des  Bebauungsplanes 
bestimmt. 

Aus  feuerpolizeilichen  wie  auch  gesundheitlichen  und  sozialen 
Gründen  (für  welche  übrigens  die  Beschränkung  der  Stockwerkzahl 
wichtiger  ist)  erscheint  es  angebracht,  ein  bestimmtes  absolutes 
Höchstmaass  festzusetzen,  über  welches  die  Fronten  der  Wohngebäude 
selbst  an  den  breitesten  Strassen  nicht  hinausgehen  dürfen.  Dieses 
Maass,  Hmax.  beträgt: 

16  m  Landkreise  des  Regierungsbezirks  Arnsberg,  Göppingen,  Höchst  a.M., 
Remscheid, 

18  m  Altena  i.  W.,  Barmen,  Berliner  Vororte,  Bielefeld,  Celle,  Coblenz, 

Essen,  Kieler  Vororte,  Liegnitz,  Halle,  Hildesheim,  Kreuznach, 
Mayen,  Metz,  Mülheim  a.  R.,  Mülhausen  i.  E.,  Osnabrück,  Thorn, 
Städte  der  Regierungsbezirke  Frankfurt  a.  0.,  Münster,  Potsdam 
und  Schleswig,  Landkreise  des  Regierungsbezirks  Lüneburg;  ferner 
in  Saarbrücken- St.  Johann-Malstatt-Burbach,  wo  indess  an  öffent- 
lichen Plätzen  22  m  hoch,  und  in  Linden  b.  Hannover,  wo  an 
Plätzen  von  wenigstens  40  m  Breite  20  m  hoch  gebaut  werden  darf. 

19  m  Wiesbaden. 

20  m  Herzogthümer  Anhalt  und  Braunschweig,  Städte  des  Regierungs- 

bezirks Cöln,  ferner  Aachen,  Cannstatt,  Cassel -Hanau -Marburg, 
Cöln,  Danzig,  Düsseldorf,  Duisburg,  Esslingen,  Frankfurt  a.  M., 
Gelsenkirchen,  M.-Gladbach,  Göttingen,  Hagen  i.  W.,  Halberstadt, 
Hannover,  Heilbronn,  Karlsruhe,  Lüdenscheid,  Magdeburg,  Mann- 
heim, Münster  i.  W.,  Posen,  Quedlinburg,  Schwerte,  Strassburg  i.  E., 
Stuttgart,  Ulm,  Witten, 

21  m  Städte  der  Provinz  Pommern  sowie  Dortmund,  Soest,  Stettin, 

22  m  Königreich  Bayern  und  Sachsen,  Regierungsbezirk  Posen  sowie 

Altona,  Berlin,  Breslau,  Charlottenburg,  Flensburg,  Freiburg  i.  B., 
Kiel,  Mainz,  München,  Rostock,  Wandsbek,  Wilhelmsburg, 
24  m  Hamburg. 

Durch  vorstehende  Höchstmaasse  finden  die  Frontmauern  ihre  Be- 
grenzung. Damit  nicht  durch  steile  Dachaufbauten  indirekt  eine  Ver- 
grösserung  dieser  Höhenmaasse  erzielt  wird,  dürfen  nach  den  meisten 
Bauordnungen  die  Dächer  nur  in  einem  bestimmten  grössten  Winkel  (meist 
45°  oder  50°)  sich  über  der  höchsten  Fronthöhe  erheben.  Einige  Bauord- 
nungen gehen  in  der  Höhenbegrenzung  auch  so  vor,  das  nicht  die  Front- 
höhe, sondern  die  Firsthöhe  begrenzt  wird,  so  in  Geestemünde-Lehe  mit 
26  m,  in  Elberfeld  mit  24  m  im  Innenbezirk,  während  im  Aussenbezirk 
die  Fronthöhe  mit  16  m  und  die  Firsthöhe  mit  21  m  begrenzt  wird. 

In  Städten  mit  abgestufter  Bauordnung  ist  vielfach  auch  zur  Siche- 
rung des  Charakters  gewisser  Stadtgegenden  als  Landhausviertel  sowie 
zur  Erzielung  einer  geringeren  Bebauungsdichtigkeit  in  den  Aussen- 
bezirken  die  höchstzulässige  Gebäudehöhe  bezirksweise  abgestuft.  Es 

ist  Hmax- 

Aachen  im  allgemeinen  20  m,  in  einzelnen  näher  bezeichneten 
Strassen  dürfen  indessen  die  Dachfirste  nicht  über  18,  bezw. 
16,  bezw.  14  m  hoch  sein, 
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Düsseldorf  Innenbezirk  20  m 
,,        Aussenbezirk  16  m 
„        Villenbezirk  13  m 
Frankfurt  a.  M.  Innenstadt  20  m 

,,  Aussenstadt  18  m 

Heidelberg  bei  geschlossener  Bauweise  18  m 
„  ,,  offener  „        15  ,, 

Heilbronn  Altstadt  20  m 
,,         Neustadt  18  „ 
Metz  18  m 

,,     in  reinen  Wohnvierteln  13  m 
Magdeburg  20  m 

,,         bei  äusserer  beschränkter  Bebauung  16  m 
u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Gegenüber  der  oben  behandelten  höchstzulässigen  Gebäudehöhe  (Hmax) 
interessirt  eine  Zusammenstellung  über  diejenige  Gebäudehöhe ,  die  auf 
jeden  Fall  gebaut  werden  darf.  Ohne  Zulassung  einer  solchen  auf  jeden 
Fall  gestatteten  Gebäudehöhe,  die,  wenn  auch  nicht  ganz  korrekt,  mit 
Haiin  bezeichnet  sein  mag,  würde  bei  Durchführung  eines  Verhältnisses 
zwischen  Gebäudehöhe  und  Strassenbreite  an  sehr  schmalen  Strassen 
eine  zweckmässige  wirtschaftliche  Ausnutzung  der  Grundstücke  nicht 
mehr  möglich  sein. 

Hnim  ist 

6  m  Landkreise  des  Regierungsbezirks  Arnsberg,  Stendal 

7  m  Dortmund  Altstadt,  Flensburg,  Höchst  a.  M.,  Lüdenscheid,  Posen. 
7,5  m  Königsberg,  Schwerte,  Witten 

8  m  Altena  i.  W.,  Altona,  Erfurt,  Giessen,  Oberhausen,  Wandsbek 
8,5  m  Städte  des  Regierungsbezirks  Schleswig,  Mainz 

9  m  ,,  „  Münster,  Frankfurt  a.  M. 

Aussenstadt,  Mülhausen  i.  E., 
Münster  i.  W.,  Rostock 

9,5  m  Harburg 

10  m  Städte  der  Regierungsbezirke  Breslau,  Bromberg,  Coblenz,  Düssel- 

dorf, Frankfurt  a.  0.,  Liegnitz,  Hannover,  Oppeln,  Posen  und  Pots- 
dam sowie  in  Bielefeld,  Bochum,  Geestemünde  -  Lehe,  Gelsen- 
kirchen, Hagen  i.  W. ,  Hamm,  Hannover,  Kieler  Vororte, 
Rüttenscheid,  Quedlinburg,  Saarbrücken  -  St.  Johann  -  Malstatt- 
Burbach,  Siegen,  Strassburg  i.  E.,  Unna,  Worms 

11  m  Charlottenburg  bei  landhausmässiger  Bebauung,  Danzig,  Dort- 

mund Aussenstadt,  Frankfurt  a.  M.  Innenstadt,  Göttingen,  Halle, 
Wiesbaden,  Wilhelmsburg 

9* 
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11,25  m  Regierungsbezirk  Lüneburg,  Celle,  Magdeburg  Innenstadt 
11,50  m  Regierungsbezirk  Cöln  und  Stadt  Cöln  Klasse  I 

12  m  Königreich  Bayern,  Städte  der  Provinzen  Pommern  und  West- 

preussen  sowie  Berlin,  Bremen,  Breslau,  Cassel-Hanau-Marburg, 
Charlottenburg,   Coblenz,  Düren,  Kreuznach,  Mayen,  München, 
Oldenburg,  Trier 
12,50  m  Aachen,  Crefeld,  Karlsruhe,  Lüneburg 

13  m  Regierungsbezirk  Merseburg,  Hildesheim  inneres  Stadtgebiet 

15  m  Stettin. 

Betrachten  wir  nunmehr  die  zulässige  Höhe  der  Hinterfronten  sowie 
der  Seitenflügel,  Quer-  und  Hintergebäude,  welche  wir  unter  dem  Ge- 
sammtbegriff  der  Gebäudehöhe  an  Höfen  zusammenfassen  wollen. 

Eine  Reihe  von  Bauordnungen  begnügt  sich  mit  der  Bestimmung, 
dass  die  Hinterfronten  der  Vordergebäude,  bezw.  die  Fronten  der  Seiten- 
und  Hintergebäude  nur  um  soviel  höher  als  die  zulässige  Strassenfront- 
höhe  sein  dürfen,  wie  der  vor  ihnen  liegende  Hof  breiter  als  die  Strasse 
ist.  Wieder  andere  Bauordnungen  lassen  eine  Ueberschreitung  der 
Strassenfronthöhe  am  Hofe  nur  dann  und  soweit  zu,  als  die  Gebäude- 
höhe die  davor  liegende  Hofbreite  nicht  übersteigt.  Immerhin  aber  giebt 
nach  diesen  beiden  Beispielen  die  Strassenfronthöhe  das  zulässige  Maass 
der  Gebäudehöhe  am  Hofe  an.  Nun  erhalten  die  nicht  an  der  Strasse, 
sondern  rückwärts  an  Höfen  und  Gärten  liegenden  Zimmer  ihr  Licht 
und  ihre  Luft  von  diesen  Höfen,  nicht  von  der  Strasse.  Sinngemäss 
muss  man  daher  für  die  Belichtung  und  Lüftung  dieser  hinteren  Zimmer 
besondere  Vorschriften  aufstellen,  die  aus  dem  auf  dem  Hinterlande  ver- 
fügbaren Licht-  und  Luftvorrath  abgeleitet  sind;  die  vor  der  Vorder- 
front liegende  Strassenbreite  ist  hierfür  ziemlich  gleichgiltig. 

Wird  man  nun  auch  aus  praktischen  Gründen  den  Hinterfronten  der 
Vorderhäuser  die  gleiche  Höhe  einräumen  müssen  wie  den  Strassen- 
fronten,  so  ist  dies  auch  gesundheitlich  weniger  bedenklich,  weil  diese 
Hinterzimmer  immer  noch  eine  gewisse  mittelbare  Unterstützung  ihrer 
Licht-  und  Luftversorgung  durch  die  Vorderzimmer  erfahren  können. 
Für  die  weitere  Uebertragung  der  Strassenfronthöhe  auch  auf  die  Seiten- 
flügel empfiehlt  sich  indess  jedenfalls  eine  Grenze  zu  ziehen,  welche  von 
der  Hinterfront  des  Vordergebäudes  ab  gemessen  beträgt: 

5,5  m  in  Aachen,  Berlin,  Saarbrücken-St.  Johann-Malstatt  Burbach 

6  m  im  Herzogthum  Braunschweig  und  in  den  kleineren  Städten 
und  Flecken  des  Regierungsbezirks  Schleswig 
7,5  m  in  Cassel-Hanau-Marburg. 

Mehrere  andere  Bauordnungen  ziehen  in  einem  gewissen  Abstand 
von  der  Strassenflucht  eine  Linie,  bis  zu  welcher  die  Strassenfronthöhe 
durchgebaut  werden  darf.  Dieser  Abstand  von  der  Strassenflucht  be- 
trägt : 

16  m  in  Essen 

20  m  in  Cöln  und  Danzig 
22  m  in  München 

26  m  im  Regierungsbezirk  Coblenz  und  nach  den  Bauordnungen  für 
Kreuznach  und  Mayen. 
In  Paderborn  ist  die  Durchführung  der  Strassenfronthöhe  wahlweise 
gestattet  bis  zu  6  m  von  der  Hinterfront  oder  20  m  von  der  Strassen- 
flucht ab  gerechnet. 
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Für  diejenigen  Theile  der  Seitenflügel,  welche  über  vorstehende  Be- 
grenzungen hinausgehen,  sowie  für  Hintergebäude  und  selbständige 
Flügelbauten  gelten  hinsichtlich  der  zulässigen  Bauhöhe  folgende  Be- 
stimmungen, wobei  immer  H  die  zugelassene  Gebäudefronthöhe,  B  die 
vor  derselben  liegende  Hofbreite  bedeutet; 

H  =  B  Höchst  a.  M.,  Lüdenscheid,  Lüneburg  Regierungs- 

bezirk und  Stadt 
H  =  B  4-  3  m  Wilhelmsburg 
H  =  B  +  4,5  m  Herzogthum  Braun  schweig 

H  =  B  +  5  m  Regierungsbezirke  Coblenz,  Frankfurt  a.  0.  und 
Potsdam,  ferner  Celle,  Coblenz,  Düsseldorf,  Erfurt, 
Kieler  Vororte,  Königsberg,  Kreuznach,  Mayen 

H  =  B  +  6  m  Regierungsbezirk  Schleswig  sowie  Berlin,  Breslau, 
Cassel-Hanau-Marburg,  Danzig,  Essen,  Flensburg, 
M.- Gladbach,  Halle,  Saarbrücken- St.  Johann -Mal- 
statt-Bürbach,  Wandsbek 

H  =  11/2B  Städte  der  Provinz  Westpreussen  sowie  Kiel  und 
Liegnitz 

H  =  2  B  Städte   der  Provinz   Pommern    sowie  Chemnitz 

und  Mühlhausen  i.  Th.  (in  letzterer  Stadt  gilt  die 
Bestimmung  nur,  wenn  mehr  als  drei  Geschosse 
vorhanden  sind). 

Die  Gebäudehöhe  am  Hofe  ist  eines  der  Gebiete  der  Bauordnung, 
für  die  abgestufte  Anforderungen  am  Platze  sind.  Auch  hierfür  einige 
Beispiele: 

Cöln  Klasse  I  H  =  3B  (auf  jeden  Fall  aber  10  m  zulässig) 

„     II         H  =  2B(„     „       „      „      7m        „  ) 

„       IIIU.IVH  =  1\;2B. 

Dortmund  im  allgemeinen  H  =  B  +  5,5  m 

in  Landhausstrassen     .    .    .    .    H  =  B  -f  4,5  m 

Frankfurt  a.  M.  Innenstadt  H  =  B  +  2  m 

(auf  jeden  Fall  8  m) 
Aussenstadt  Hintergebäude  H  =  B 

Hamburg  (Entwurf)  I.  Zone  H  =  2  B 

II.    „  H  =  17*B 

III.    „  H  =  B 

Hildesheim  inneres  Stadtgebiet  H  =  lVaB  (jedenfalls  8  und  höch- 
stens 13  m) 

äusseres       ,,        H  =  B  (jedenfalls  8  und  höchstens 

10  m). 

Nach  den  Bauordnungen  für  die  Landkreise  des  Regierungsbezirks 
Arnsberg  sowie  für  Hannover,  Mainz  und  Paderborn  gelten  für  die  Höhe 
der  Seitenflügel  und  Hintergebäude  die  analogen  Berechnungsarten  wie 
für  die  Strassenfronthöhe  mit  der  Maassgabe,  dass  an  Stelle  der  Strassen- 
breite  die  Hofbreite  zu  Grunde  gelegt  wird,  nämlich 

Reg.-Bez.  Arnsberg  B  <  5  m  :  H  =  6  m    B  =  5—8  m  :  H  =  8  m 
B  >  8  m  :  H  =  12  m  B  >  10  m  :  H  =  14  m 
B>15m:H  =  16m 
Hannover  B  <  10  m  :  H  =  1^4  B  (auf  jeden  Fall  indess 

10  m) 

B  >  10  m  :  H  =  B   (auf   jeden    Fall  indess 

12,5  m) 
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(soweit  Gebäude  mehr  als  25  m  hinter  der 
Baufluchtlinie  errichtet  werden,  ist  ihre  Höhe 
auf  15  m  beschränkt.) 
Mainz  B  <  6  m :  H  =  8,5  m  B  =  6—9  m  :  H  =  12  m 

B  =9—12,5  m  :  H  =  14,5  m    B  >  12,5  m  :  H 

=  B  +  2m 

Paderborn  B<9m:H  =  B  +  4m    B  =  9—13  m  :  H 

=  13m 

B      13m:H  =  B 

In  Aachen  ist  für  Seitenflügel  H  =  B  4-  6  m,  für  Hintergebäude  da- 
gegen nur  B  +  3  m  zugelassen,  in  Hagen  i.  W.  ist  H  =  IV2  B,  bei  hinzu- 
tretendem Seitenlicht,  bezw.  bei  einer  Mindestlänge  des  Hofes  von  20  m 
dagegen  H  =  2  B.  Sehr  eingehende  Bestimmungen  über  das  Verhältniss 
von  Hofbreite  und  Gebäudehöhe,  deren  Wiedergabe  indess  zu  weit  führen 
würde,  enthält  die  Bauordnung  für  die  Berliner  Vororte. 

In  den  einleitenden  Bemerkungen  wurde  bereits  auf  den  nothwendigen 
Zusammenhang  der  Bestimmungen  über  die  Flächenbebauung  und  die 
zulässige  Gebäudehöhe  hingewiesen.  Aus  der  Erkenntniss  dieses  Zu- 
sammenhanges und  aus  dem  Streben,  die  zulässige  Bebaubarkeit  der 
Grundstücke  möglichst  „gerecht"  zu  formuliren,  entspringt  ein  Vorschlag, 
den  die  Vereinigung  Berliner  Architekten  in  einer  Eingabe  vom  26.  April 
1891  an  den  Minster  der  öffentlichten  Arbeiten  betreffs  Neuabfassimg 
der  Berliner  Baupolizeiordnung  machte,  dahingehend,  „dass  an  die  Stelle 
der  jetzigen,  nicht  allseitig  gerechten  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
Grenzen  der  Grundstücksausnutzung,  welche  von  einer  Beschränkung 
der  Fläche  ausgehen,  eine  entsprechende  Maximalgrenze  für  die  kubische 
Bebauung  der  Grundstücke  eingeführt  werde."  In  gleicher  Rich- 
tung bewegten  sich  die  Vorschläge,  die  W.  Rettig  1894  zur  Abänderung 
der  Münchener  Bauordnung  machte,  wonach  ebenfalls  der  Rauminhalt 
der  zulässigen  Bebauung  festgestellt  werden  sollte. 

Diese  Vorschläge,  in  denen  zweifellos  ein  gesunder  Kern  enthalten 
ist,  haben  als  grundlegendes  Prinzip  für  die  Grundstücksbebauung  meines 
"Wissens  bis  jetzt  nirgendwo  Aufnahme  in  die  Bauordnungen  gefunden. 
Wohl  aber  sind  sie  mit  bestimmten  Einschränkungen  in  einigen  Städten 
zweckmässig  verwerthet.  In  Cassel-Hanau-Marburg,  Cöln,  Frankfurt  a.  M., 
Halle,  Hannover  und  Lüneburg  bestehen  ziemlich  gleichlautende  Be- 
stimmungen des  Inhalts:  „Wenn  das  Erdgeschoss  nur  zu  Läden,  Lager- 
räumen und  ähnlichen  Geschäftsräumen  nebst  Zubehör  benutzt  wird,  so 
kann  die  Bebauung  des  Grundstücks  in  Erdgeschosshöhe  bis  zur  Ge- 
sammtfläche  des  Grundstücks  gestattet  werden,  wenn  die  bebaute  Grund- 
fläche der  oberen  Geschosse  entsprechend  eingeschränkt  wird.  Bei  gleicher 
Voraussetzung  kann  auch  in  den  Obergeschossen  die  bebaute  Grund- 
fläche entsprechend  vergrössert  werden.  Es  darf  jedoch  das  zulässige 
grösste  Kubikmaass  der  Bebauung,  das  sich  aus  der  bebaubaren  Grund- 
fläche und  der  zulässigen  Gebäudehöhe  ergiebt,  im  ganzen  niemals  über- 
schritten werden." 

Sehlusswort. 

Zu  einer  erschöpfenden  Behandlung  der  Bestimmungen  über  die  zu- 
lässige Bebaubarkeit  der  Grundstücke  erübrigte  noch  eine  Besprechung 
über  die  „Anrechnungsfälligkeit  der  Nachbarhöfe",  über  „rück- 
wärtige Baulinien"    sowie  über   die   „zulässige   Zahl   der  Ge- 
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schösse"  und  die  „Zulässigkeit  von  Wohnungen  in  Keller-  und 
Dachgeschossen". 

Der  zur  Verfügung  stehende  Raum  würde  indess  ein  Eingehen  auf 
jene  Materien  nur  auf  Kosten  der  vorbehandelten  Abschnitte  gestatten. 
Es  schien  aber  erwünscht,  über  diese  in  gesundheitlicher,  sozialer  und 
wirtschaftlicher  Hinsicht  wichtigsten  Fragen,  über  die  bei  jedem  Neu- 
erlass  von  Bauordnungen  die  heftigsten  Kämpfe  entbrennen,  eine  ein- 
gehendere Darstellung  der  bestehenden  Zustände  zu  geben.  Auf  letztere 
wurde  der  Hauptwerth  gelegt,  während  die  allgemeinen  und  kritischen 
Erörterungen,  'an  denen  in  der  einschlägigen  Litter atur  kein  Mangel 
herrscht,  auf  das  Nothdürftigste  beschränkt  sind. 

Vorstehende  Darstellung  beschränkt  sich  auf  die  Zustände  im 
Deutschen  Reiche,  berücksichtigt  aber  nach  Möglichkeit  die  verschiedensten 
Territorien  desselben,  wie  sie  äuch  ihre  Beispiele  sowohl  aus  den  Bau- 
ordnungen der  grossen  wie  der  kleineren  Städte  und  des  platten  Landes 
entnommen  hat.  Eine  umfassendere  Zusammenstellung  der  Bauordnungs- 
vorschriften, wie  sie  hiermit  für  ein  einzelnes  Gebiet  versucht  ist,  wird 
seit  langem  als  Bedürfniss  empfunden  und  wurde  u.  a.  auch  auf  der 
vorigjährigen  Wanderversammlung  des  Verbarides  deutscher  Architekten- 
und  Ingenieurvereine  angeregt,  sie  würde  sowohl  der  theoretisch  wissen- 
schaftlichen Behandlung  der  Bauordnungsfragen  wie  den  mit  dem  Ent- 
wurf neuer  Bauordnungen  befassten  Behörden  werthvolle  Unterlagen  und 
reiche  Anregungen  bieten.  Bei  der  immer  mehr  erkannten  Wichtigkeit 
der  Bauordnungen  innerhalb  unserer  modernen  Bau-  und  Städteentwicke- 
lung,  insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Wohnungsverhältnisse,  kann 
man  nur  lebhaft  wünschen,  dass  eine  solche  Zusammenstellung  und 
planmässige  .Darstellung  nicht  zu  lange  mehr  auf  sich  warten  lasse. 


V.  Land-,  Umsatz-,  Wertzuwachs-  und  Gebäude- 
steuer und  ihre  Bedeutung  für  die 
Wohnungsverhaltnisse. 


Gutachten,  im  Auftrage  des  Bundes  der  deutschen  Bodenreformer  erstattet  von 
Dr.  jur.  Willi  Engel  in  Charlottenburg. 


Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  und  inwieweit  eine  Grundwerth- 
steuer zur  Herbeiführung  günstiger  Wohnungsverhältnisse  geeignet  ist, 
hängt  ab  von  der  Erledigung  der  Vorfrage:  Ist  es  dem  Bodeneigen- 
thümer  möglich,  eine  Steuer  auf  die  Grundrente  auf  den  Boden- 
konsumenten abzuwälzen?  Je  nachdem  die  Antwort  darauf  ausfällt, 
wird  man  Stellung  zu  einer  solchen  Steuer  nehmen  müssen.  Denn: 
ist  sie  abwälzbar,  so  würde  sie  für  den  Miether  den  Charakter  einer 
neuen  ihn  belastenden  indirekten  Steuer  haben.  Ihre  Wirkung  könnte 
dann  nur  die  sein,  dass  sie  eine  Besserung  der  bestehenden  Verhältnisse 
ausserordentlich  erschwert  und  die  Lage  der  Miether  erheblich  ver- 
schlechtert. Nur  für  den  Fall,  dass  eine  Abwälzung  unmöglich  ist, 
kann  daher  die  Einführung  neuer,  bezw.  ein  weiterer  Ausbau  der  bis- 
herigen Grundwerthsteuern  in  Frage  kommen. 

Schon  eine  Steuer  auf  Waaren  ist  nur  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen abwälzbar.  Die  Herstellung  von  Waaren  unterliegt  dem 
freien  menschlichen  Belieben;  ihr  Preis  bestimmt  sich  in  erster  Linie 
nach  den  Produktionskosten.  Durch  Einführung  einer  Waarensteuer 
wird  der  Produzent  mit  einer  Verkürzung  seines  Gewinnes  bedroht.  Er 
wird  daher  versuchen,  die  Steuer  durch  einen  ihrer  Höhe  entsprechenden 
Zuschlag  auf  die  Herstellungskosten  der  Waare  auf  den  Konsumenten 
abzuwälzen.  Das  Gelingen  dieses  Versuches  aber  hängt  davon  ab,  ob 
er  in  der  Lage  ist,  durch  eine  Einschränkung  der  Produktion  eine  Ver- 
minderung des  Angebots  und  so  eine  Preissteigerung  der  Waare  bei 
gleicher  Nachfrage  herbeizuführen.  Ohne  solche  Einschränkung  der 
Produktion  ist  eine  Ueberwälzung  unmöglich! 

Das  Wesen  des  Grund  und  Bodens  ist  nun  durchaus  verschieden 
von  dem  aller  Erzeugnisse  menschlichen  Schaffens.  Die  Natur  gab  dem 
Menschen  den  Boden;  er  vermag  ihn  im  wesentlichen  nicht  zu  ver- 
mehren oder  zu  vermindern.  Es  fehlt  daher  hier  der  Faktor  der  Pro- 
duktion und  mit  ihm  der  Produktionskostenpunkt  als  Basis  der  Preis- 
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bildung.  Der  Preis  des  Bodens  wird  vielmehr  nach  der  Rente  berechnet, 
die  er  abwirft.  Zwar  ist  eine  künstliche  Beschränkung  auch  bei  ihm 
möglich;  allein  sie  kann  nur  geringe  Zeit  währen,  wenn  sie  nicht  von 
einer  Einschränkung  der  Produktion  selbst  unterstützt  wird.  Diese  aber 
ist  beim  Boden  ausgeschlossen.  So  ergiebt  sich  als  nothwendige  Schluss- 
folgerung: eine  Steuer  auf  die  Grundrente  ist  nicht  abwälzbar. 
Dieser  Satz  wird  durch  die  Forschungen  sowohl  der  klassischen  als 
auch  der  modernen  Oekonomie  aller  Länder  bestätigt.  Seine  grosse  prak- 
tische Bedeutung  ist  leicht  zu  erkennen,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt, 
wie  der  Preis  des  Bodens  bestimmt  wird:  Der  Grundeigenthümer  er- 
wartet, nach  Errichtung  des  Hauses  einen  bestimmten  Ertrag  daraus  zu 
ziehen.  Von  diesem  zieht  er  die  Verzinsung  des  gesammten  Baukapitals 
etc.  ab.  Der  übrig  bleibende  Reinertrag  wird  kapitalisirt  und  ergiebt 
den  Preis  des  Bodens.  Wird  nun  eine  Steuer  auf  diesen  gelegt,  so 
wird  dadurch  der  Reinertrag  vermindert:  die  Kapitalisirung  desselben 
ergiebt  noth wendig  einen  geringeren  Bodenpreis  als  vorher.  Die  Be- 
deutung der  Grundwerthsteuern  besteht  demnach  darin,  dass  sie  billigeres 
Bauland  und  damit  eine  der  ersten  Voraussetzungen  zur  Herbeiführung 
günstiger  Wohnungsverhältnisse  schaffen. 

Es  erscheint  im  ersten  Augenblick  nicht  ausgeschlossen,  dass  die 
interessirten  Grundeigenthümer  sich  zu  Verbänden  zusammenschlössen, 
um  den  Boden  künstlich  vom  Markte  zurückzuhalten  und  seinen  Preis 
dadurch  zu  steigern.  Eine  derartige  Bereinigung  dürfte  jedoch  schon 
aus  formalen  Gesichtspunkten  ausserordentlich  zweifelhaft  sein.  Sie  er- 
scheint aber  besonders  deswegen  ausgeschlossen,  weil  nur  wenige  Grund- 
eigenthümer sich  auf  die  Dauer  dazu  verstehen  dürften,  ausser  ihrem 
Zinsverlust  noch  eine  Steuer  auf  sich  zu  nehmen,  ohne  die  Garantie  zu 
haben,  dass  der  spätere  Gewinn  die  Summe  der  bezahlten  Steuern  er- 
heblich übersteigt.  Die  Bodenspekulanten  würden  sich  vielmehr  von 
ihrem  Geschäft  etwas  zurückziehen,  und  durch  das  grössere  so  ent- 
stehende Angebot  des  Bodens  würde  ein  Sinken  des  Preises  herbeigeführt 
werden. 

Unter  diesen  Umständen  wäre  es  völlig  verfehlt,  eine  Erniedrigung 
oder  einen  Erlass  der  jetzigen  Grundwerthsteuern  zu  befürworten. 
Ebenso  wie  durch  die  Erhöhung  der  Grundwerthsteuer  schon  der  nächste 
Besitzer  des  Grundstücks  keinen  Schaden  mehr  erleidet,  da  er  ja  nur 
in  Form  der  Steuer  zahlt,  was  er  sonst  an  Zins  für  das  jetzt  ersparte 
Kapital  hätte  hingeben  müssen,  so  würde  auch  ein  Erlass  der  Steuer 
andererseits  nur  dem  augenblicklichen  Besitzer  zugute  kommen.  Er 
würde  in  einer  durch  nichts  zu  rechtfertigenden  Weise  bereichert,  schon 
sein  Nachfolger  hätte  keinerlei  Nutzen  von  der  Steueraufhebung.  Denn 
der  Preis  des  Grundstücks  hätte  sich  nur  um  den  kapitalisirten  Betrag 
der  bisherigen  Steuer  erhöht,  und  der  erste  Käufer  schon  zahlte  nun- 
mehr einem  Privatmanne  an  Zinsen  den  Mehrbetrag,  den  er  vorher  an 
die  Gesammtheit  als  Steuer  entrichtet  hatte.  Für  die  Wohnungs- 
verhältnisse wäre  die  Wirkung  einer  solchen  Massregel  wenig  günstig. 

A.  Drei  verschiedene  Grundwerthsteuern  sind  es,  die  in  Frage 
kommen  können:  Die  Land-  oder  Bauplatzsteuer,  die  Umsatz-  und  die 
Zuwachssteuer. 

I.  Die  Land-  oder  Bauplatzsteuer.  In  Deutschland  bildet  die 
Besteuerung  des  Bodens  in  Stadt  und  Land  nach  dem  Nutzungs-  oder 
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Ertragswerth  die  Regel.  Sie  steht  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
im  ärgsten  Widerspruch  und  zeitigt  die  ungerechtesten  Resultate.  Sie 
ist  einmal  nicht  imstande,  das  Liegenlassen  von  Bauterrains  zu  Speku- 
lationszwecken auch  nur  im  geringsten  zu  verhindern.  In  ihrer  An- 
wendung auf  Bauplätze  ist  sie  nur  eine  Scheinsteuer.  Denn  der  Ertrag 
derselben  ist  meist  gleich  Null.  So  kommt  es,  dass  der  ungleich,  oft 
mehr  als  hundert  Mal,  werthvollere  Bauplatz  mit  einer  winzigen  Steuer 
belastet  wird,  im  Gegensatz  zu  dem  billigeren,  aber  ertragreicheren,  zu 
landwirtschaftlichen  Zwecken  bestimmten  Boden.  Um  den  wirklichen 
Verhältnissen  mehr  gerecht  zu  werden  und  die  durchgehends  in  steuer- 
kräftigen Händen  befindlichen  Bauterrains  der  Bebauung  zu  erschliessen, 
würde  sich  eine  Bauplatzsteuer  empfehlen.  Zur  Feststellung  des  Werthes 
der  Grundstücke  bietet  sich  ein  einfacher  und  sicherer  Weg:  der  der 
Selbsteinschätzung  des  Eigenthümers.  Ein  gewisser  Prozentsatz  des 
von  diesem  selbst  angegebenen  Preises  würde  dann  als  Steuer  anzusetzen 
sein.  Um  eine  wissentlich  zu  niedrige  Schätzung  zu  verhindern,  braucht 
man  nur  der  Kommune  das  Recht  verleihen,  das  Gelände  zu  dem  vom 
Eigenthümer  angegebenen  Preise  zu  kaufen.  Die  Gefahr,  bei  einer  zu 
hohen  Einschätzung  eine  hohe  Steuer  entrichten  zu  müssen,  bei  einer 
zu  niedrigen  Einschätzung  sein  Grundstück  verlieren  zu  können,  würde 
die  sicherste  Garantie  für  eine  sachgemässe  Einschätzung  seitens  des 
Eigenthümers  bieten. 

Noch  einfacher  und  klarer,  vielleicht  auch  wirkungsvoller  wäre  es, 
für  alle  Grundstücke  einen  einheitlichen  Steuermodus  durchzuführen. 
An  Stelle  der  Ertragssteuer  sollte  eine  Grundsteuer  n  .ch  dem  gemeinen 
Werth  durchgeführt  werden.  Hierbei  ist  der  Verkaufswerth,  der  unter 
gewöhnlichen  Verhältnissen  erzielt  werden  kann,  maassgebend  für  die 
Ermittelung  des  gemeinen  Werthes.  Diese  Besteuerung  eignet  sich 
durchaus  dazu,  auch  den  jeweiligen  Kapitalswerth  der  Bauplätze  steuer- 
lich zu  erfassen.  Es  empfiehlt  sich,  zur  Vermeidung  betrügerischer 
Manipulationen,  unter  Umständen  eine  vom  Verkaufspreis  abweichende 
Ermittelung  des  Verkaufswerthes  durch  Schätzung  gesetzlich  zuzulassen. 
Die  beste  Sicherung  besteht  auch  hier  in  einer  Selbsteinschätzungs- 
verpflichtung des  Eigenthümers  und  dem  Erwerbsrecht  der  Kommune.  Eine 
solche  Steuerordnung  mit  jährlicher  Veranlagung  hat  den  Vorzug,  sich 
leicht  dem  Auf-  und  Absteigen  der  städtischen  Entwickelung  anpassen 
zu  können.  Ihre  spezielle  Bedeutung  für  die  Wohnungsverhältnisse 
zeigt  sich  darin,  dass  die  Kommunen  wegen  der  Erhöhung  der  Steuer- 
einnahmen aus  den  Bauterrains  eine  Entlastung  von  der  Gebäudesteuer 
für  die  Eigenthümer  kleiner  und  mittlerer  Wohnhäuser  herbeiführen 
können.  Dies  würde  auf  die  Errichtung  derartiger  Baulichkeiten  einen 
günstigen  Einfluss  haben.  —  Empfehlen  würde  es  sich  schliesslich,  die 
Steuer  nach  dem  gemeinen  Werth  progressiv  zu  gestalten.  Der  Klein- 
besitz wäre  dann  nur  mit  einem  geringen,  die  Spekulationsgelände  da- 
gegen wären  mit  einem  entsprechend  höheren  Prozentsatz  zu  belasten. 

Bedenken  erregen  könnte,  ob  die  ferner  von  der  Stadt  gelegenen, 
lediglich  zu  landwirtschaftlichen  Zwecken  dienenden  Grundstücke  durch 
eine  Steuer  nach  dem  gemeinen  Werth  nicht  zu  stark  herangezogen 
würden.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  Frage  der  Steuerordnung 
vielleicht  die  erheblichste  Schwierigkeit  bietet.  Doch  lässt  sie  sich,  wie 
praktische  Erfahrungen  bewiesen  haben,  bewältigen.  Zudem  bestimmt 
sich  ja  der  Werth  solcher  Grundstücke  im  allgemeinen  nach  dem  Er- 
trage,  der  bei   landwirtschaftlicher   Benutzung   erzielt  wird.  Dieser 
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stellt  also  die  Verzinsung  des  Kaufpreises  dar.  Auch  steht  es  ja  den 
Gemeinden  völlig  frei,  in  solchen  Fällen  schonende  Veranlagungsgrund- 
sätze zur  Anwendung  zu  bringen. 

II.  Die  Umsatzsteuer.  Die  Umsatzsteuer  ist  die  heute  schon  am 
meisten  verbreitete  Grundwerthsteuer.  Der  bei  ihr  erhobene  Prozent- 
satz ist  allerdings  in  der  Regel  sehr  gering,  vor  allem  in  Deutschland, 
wo  er  gewöhnlich  !/a — IV2  %  beträgt.  Die  unmittelbare  Bedeutung 
dieser  Steuer  für  das  Wohnungsproblem  besteht  vor  allem  darin,  dass 
sie  bei  geeignet  hohem  Prozentsatz  den  Handel  mit  Grundstücken  ein- 
schränken, die  leichte  Realisirung  der  gestiegenen  Grundrente  ver- 
hindern und  so  dem  Boden  seinen  ihm  von  der  Natur  verliehenen,  aber 
im  Handelsverkehr  verloren  gegangenen  immobilen  Charakter  zum  Theil 
zurückgeben  kann.  Dass  eine  geeignet  hohe  Umsatzsteuer  niedrigere 
Grundstückspreise  schaffen  und  erhalten  hilft,  geht  aus  den  belgischen 
Verhältnissen  deutlich  hervor.  Dort  werden  bei  jedem  Verkauf  des 
Bodens  sechs  und  mehr  Prozent  des  Werthes  als  Umsatzsteuer  erhoben. 
Wünschenswerth  ist  es  auch  hier,  die  unbebauten  Grundstücke  höher 
als  die  bebauten  heranzuziehen  und  in  beiden  Fällen  die  Sätze  progressiv 
auszugestalten. 

III.  Die  Zuwachssteuer.  Die  Zuwachssteuer  hat  die  Aufgabe,  die 
„Zuwachsrente"  —  unearned  increment  — ,  d.  h.  die  ohne  individuelle 
Leistung  des  Bodeneigenthümers  nur  durch  Existenz  und  Thätigkeit  der 
Gesammtheit  entstandene  Werthsteigerung  des  Bodens  dem  Privateigen- 
thümer  zu  einem  erheblichen  Theil  zu  entziehen  und  sie  der  Gesammt- 
heit zuzuführen,  Sie  ist  die  wichtigste  der  Grundwerthsteuern  nach 
Umfang  und  Wirkung.  Offenbar  würde  der  Boden  um  so  erheblicher 
der  Spekulation  entzogen  und  preiswerther.  zu  erlangen  sein,  je  höher 
der  Prozentsatz  der  Zuwachssteuer  festgesetzt  würde.  Dadurch  würde 
der  Baulustige  in  die  Lage  versetzt,  das  ihm  zur  Verfügung  stehende 
Kapital  zu  einem  grösseren  Theil  als  heute  zur  Herstellung  des  Gebäudes 
verwenden  zu  können.  Andererseits  würde  es  der  Bauthätigkeit  nur  zu 
gute  kommen,  wenn  das  bisher  in  Grund  und  Boden  festgelegte  Kapital 
jetzt  wegen  der  geminderten  Rentabilität  der  Anlage  eine  anderweite 
Verwendung  suchen  müsste.  Da  die  Wirkung  der  steigenden  Grund- 
rente auf  die  Wohnungsverhältnisse  erheblich  unterbunden  würde,  so 
wäre  das  heute  allbekannte  rasche ,  sprunghafte  Steigen  der  Miethen  in 
solchem  Maasse  nicht  mehr  möglich.  Auch  würde  die  Verminderung 
der  Bodenpreise  dazu  beitragen  können,  dem  Miethkasernenbau  entgegen- 
zuarbeiten und  die  Forderungen  der  Hygiene,  in  zweiter  Linie  auch  der 
Aesthetik,  gerade  bei  dem  kleineren  Wohnungsbau  im  erheblich  grösseren 
Umfange  zu  berücksichtigen.  Denn  heute  zwingt  besonders  der  hohe 
Bodenpreis  den  Bauenden,  den  vorhandenen  kostbaren  Raum  ausschliess- 
lich unter  dem  Gesichtspunkte  der  Rentabilität  zu  betrachten  und  dabei 
oft  bis  an  die  Grenze  des  gesetzlich  Erlaubten  zu  gehen.  —  Was  nun 
die  Durchführung  der  Zuwachssteuer  betrifft,  so  kommen  hier  die  ört- 
lichen Verhältnisse  in  ihrer  Verschiedenartigkeit  zu  sehr  in  Betracht, 
als  dass  man  einen  Weg  als  den  allein  oder  am  besten  gangbaren  hin- 
stellen könnte.  Hier  müssen  die  Kommunen  einzeln  nach  bestem  Wissen 
und  Gewissen  vorgehen.  Jedoch  würde  überall  die  Selbsteinschätzungs- 
pflicht des  Grundeigenthümers  verbunden  mit  der  jährlich  neu  zu  ver- 
anlagenden Grund-  und  Gebäudesteuer   nach  dem  gemeinen  Werth  die 
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Feststellung  des  innerhalb  einer  bestimmten  Periode  entstandenen  Zu- 
wachswerthes  bedeutend  erleichtern.  Von  diesem  Werthe  wäre  dann 
ein  bestimmter  Prozentsatz  als  Steuer  zu  erheben.  Um  dem  Grund- 
eigenthümer  die  Bezahlung  zu  erleichtern,  wäre  es  rathsam,  die  zu  ent- 
richtende Steuer  in  jährlichen  Eaten  auf  die  Schätzungsperiode  zu  ver- 
theilen. Auch  die  Zuwachssteuer  müsste,  um  der  verschiedenen  finan- 
ziellen Kraft  der  Bodeneigenthümer  gerecht  zu  werden,  progressiv  ge- 
staltet werden.  Bei  den  kleineren  Grundstücken,  die  in  der  Hauptsache 
einer  einzelnen  Familie  zur  Wohnung  und  Thätigkeit  dienten,  wäre  ein 
niedriger,  bei  den  im  wesentlichen  spekulativ  benutzten  Grundstücken 
dagegen  ein  entsprechend  höherer  Prozentsatz  zu  erheben. 

Eine  Grundwerthsteuerordnung  in  der  hier  unter  I. — III.  vor- 
geschlagenen Richtung  ist  bereits  von  der  deutschen  Regierung  in  der 
Kolonie  Kiautschou  eingeführt.  Dort  besteht  eine  Umsatzsteuer  von 
2  %  des  Verkaufswerthes;  die  je  zur  Hälfte  vom  Käufer  und  Verkäufer 
getragen  wird.  Die  Bauplatzsteuer  beträgt  6 0  o.  Um  sie  den  that- 
sächlichen  Verhältnissen  stets  anzupassen,  erfolgt  alle  drei  Jahre  eine 
Neueinschätzung  des  Bodens.  Die  Zuwachssteuer  schliesslich  beläuft 
sich  auf  B3V3  %•  Gleichzeitig  ist  der  Regierung  ein  gesetzliches  Vor- 
kaufsrecht zu  dem  ihr  angegebenen  Verkaufspreise  vorbehalten.  Es 
steht  zu  erwarten,  dass  diese  Neuordnung  der  gesunden  Entwickelung 
des  dortigen  Landes  ausserordentlich  förderlich  sein  wird. 

B.  Gebäudesteuer.  Die  Bedeutung  der  Gebäudesteuer  ist,  ver- 
glichen mit  der  der  Grundwerthsteuern,  für  die  Wohnungsverhältnisse  nur 
eine  sekundäre.  Eine  Aufhebung  der  Gebäudesteuer  wäre  allerdings 
ebensowenig,  wie  bei  der  Grundsteuer,  rathsam.  Denn  sie  würde 
wiederum  nur  eine  Bereicherung  des  jeweiligen  Eigenthümers  darstellen. 
Schon  der  nächste  Käufer  hätte  statt  der  Gebäudesteuer  einen  um  den 
kapitalisirten  Steuerbetrag  erhöhten  Kaufpreis  zu  zahlen  und  zu  ver- 
zinsen. Dagegen  ist  auch  hier  zu  fordern,  dass  die  Gebäudesteuer  statt 
nach  dem  Bruttomiethertragswerth  nach  dem  Verkaufs-  oder  gemeinen 
Werth  festgesetzt  werde.  Denn  bei  einer  gleichmässigen  Veranlagung 
nach  dem  Nutzungswerth  müssen  die  Eigenthümer  der  kleinen  und 
mittleren  Wohnhäuser  einen  beträchtlich  höheren  Betrag  im  Verhältniss 
zu  dem  Eigenthümer  vornehmer  Häuser  entrichten.  Zwar  ist  bekannt- 
lich der  Miethzins  bei  den  kleineren  Wohnungen  erheblich  höher  im 
Verhältniss  zu  den  besseren  Wohnungen.  Allein  mit  diesen  hohen . 
Miethen  ist  für  den  Eigenthümer  der  minderwerthigen  Baulichkeiten 
nicht  etwa  auch  ein  höherer  Reinertrag  verbunden.  Im  Gegentheil ! 
Die  häufigen  Miethausfälle  infolge  Zahlungsunfähigkeit  der  Miether, 
das  Leerstehen  der  Wohnungen,  die  häufigere  Reparaturnothwendigkeit 
und  der  schnellere  Verbrauch  der  Häuser  legen  ihm  Ausgaben  auf,  die 
die  bei  besseren  Häusern  nothwendigen  ganz  erheblich  übersteigen.  Die 
ungerechte  Vertheilung  der  Gebäudesteuer  würde  bei  einer  Berechnung 
nach  dem  gemeinen  Werthe -wegfallen.  Die  Wirkung  dieser  Maassregel 
für  den  Bau  kleinerer  Wohnungen  wäre  immerhin  nicht  zu  unterschätzen. 
Denn  heute  stockt  die  Bauthätigkeit  in  dieser  Hinsicht  zum  Theil  des- 
wegen, weil  jeder  Baulustige  sich  sagt,  dass  er  bei  Errichtung  kleinerer 
Wohnhäuser  ausser  dem  Risiko  und  mancherlei  Unannehmlichkeiten  auch 
noch  eine  erhöhte  Gebäudesteuer  zu  tragen  hat.  Hier  ist  also  eine 
Reform  in  der  angegebenen  Richtung  durchaus  nothwendig. 

Schliesslich  sei  noch  auf  eine  indirekte  Einwirkung  der  Grundwerth- 
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steuern  auf  die  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  hingewiesen:  Die 
Finanzkraft  der  Kommunen  würde  bei  Durchführung  der  genannten 
Steuerreform  eine  ausserordentliche  Stärkung  erfahren.  Dadurch  wären 
sie  in  der  Lage,  vor  allem  Genossenschaften,  aber  auch  Privatleuten  zu 
billigem  Zins  Baugeld  zu  verschaffen.  Ausserdem  bekämen  die  Ge- 
meinden dadurch  die  Möglichkeit,  ihren  Bodenbesitz  erheblich  zu  ver- 
mehren, ein  Vorgehen,  dessen  segensreiche  Wirkungen  für  die  Wohnungs- 
frage von  grösster  Wichtigkeit  sein  würde. 


VI.  Les  terrains  et  les  habitations  en  Belgique  et 
leurs  impositions. 

Par  M.  E.  Ver  Hees,  Chef  de  Division  ä  TOffice  du  Travail  de  Belgique. 

Note  preliminaire. 

La  Belgique  ne  possede  ni  une  loi  generale  sur  les  constructions, 
ni  une  statistique  süre  de  leur  valeur  et  de  celle  des  terrains,  du  credit 
foncier  et  des  loyers.  La  police  des  constructions  appartient  aux  com- 
munes  sous  le  contröle  des  cleputations  permanentes  des  conseils  pro- 
vinciaux;  PEtat  n'exerce  qu'une  influence  indirecte  dans  ce  domaine, 
reserve  comme  bien  d'autres  ä  l'autonomie  communale. 

II  resulte  de  lä  qu'il  est  fort  difficile  d'arriver  ä  une  vue  d'ensemble 
de  la  Situation  du  pays  a  cet  egard. 

Chapitre  premier. 
De  la  construetion  des  villes. 

A.  Plans  de  construetion.  1  et2.*)  Le  territoire  exigu  de  laBelgique 
etait  autrefois  herisse  de  places-fortes,  qui  faisaient  partie  de  Fancienne 
Barriere.  Au  cours  du  19e  siecle,  toutes  ont  ete  demantelees,  sauf  les 
deux  petites  villes  de  Diest  et  de  Termonde;  une  nouvelle  eneeinte 
relativement  eloignee  a  ete  creee  ä  Anvers.  Les  fortifications  nouvelles 
de  Liege  et  de  Namur  ne  comportent  chacune  qu'un  camp  retranche  avec 
forts  detaches,  sans  influence  notable  sur  le  developpement  urbain. 

Dans  la  plupart  des  villes  demantelees,  les  anciens  remparts  ont  ete 
transformes  en  avenues  ou  boulevards  plantes.  Ces  embellissements  ont 
fait  l'objet  de  plans  d'emsemble,  ainsi  que  les  transformations  necessitees 
en  vue  de  la  creation  de  voies  d'aeces  aux  gares  des  chemins  de  fer. 

Quant  au  petit  nombre  de  villes  autrefois  ouvertes,  et  aux  localites 
industrielles  qui  ont  pris  un  certain  developpement,  leur  agrandissement 
n'a  guere  fait  l'objet  d'un  plan  general  jusqu'en  ces  dernieres  annees. 
Mais  des  plans  speciaux  ont  ete  arr^tes  par  les  communes  pour  des 
quartiers  determines,  en  respectant  d'ordinaire  les  cliaussees  et  chemins 
existants,  et  aussi,  trop  souvent,  des  inconvenients  aux  quels  on  a  tarde 
ä  remedier,  tant  au  point  de  vue  de  l'hygiene  que  de  la  facilite  des 
conununications  et  du  souci  de  procurer  des  terrains  convenables  pour  les 
differentes  classes  de  la  population. 


*)  Die  Zahlen  entsprechen  denen  des  den  Referaten  der  Herren  Cordt  Trap 
und  Tellegen  (s.  weiter  unten)  vorgedruckten  Fragebogens. 
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L'extension  des  agglomerations  urbaines  nouvelles  sur  le  territoire 
de  plusieurs  communes  independantes  et  parfois  jalouses  les  unes  des 
autres  a  eu  pour  consequence  que  des  travaux  bien  congus  ont  souvent 
ete  entraves  ou  retardes. 

Les  lois  gen6rales  sur  Fexpropriation  pour  cause  d'utilite  publique 
(lois  des  11  avril  1835,  1  juillet  1858,  15  novembre  1867,  27  mai  1870 
et  15  aoüt  1897)  ont  permis  de  transformer  en  partie  les  quartiers 
defectueux  des  quatre  grandes  villes:  Bruxelles,  Anvers,  Gand  et  Liege, 
sans  empieter  toutefois  sur  leurs  faubourgs  constituant  des  communes 
separees.  Des  lois  speciales  ont  etendu  les  limites  de  Bruxelles,  de 
Bruges,  d'Ostende,  de  Binche;  d'autres  ont  permis  au  Gouvernement, 
que  les  limites  etroites  tracees  par  la  Constitution  pour  l'exercice  du 
pouvoir  executif  empechaient  d'intervenir,  de  regier  exceptionnellement  et 
d'autorite  quelques  grands  travaux  d'hygiene  et  surtout  de  luxe  (bien 
entendu  du  reste),  notamment  dans  l'agglomeration  bruxelloise. 

Mais  les  plans  d'ensemble,  bons  ou  mediocres,  font  l'objet  de 
frequents  remaniements.  En  1900,  pour  l'agglomeration  bruxelloise 
seule,  je  ne  releve  pas  moins  de  35  arrätes  royaux,  approuvant  des  plans 
nouveaux  ou  des  moditications  aux  plans  anciens.  Continuellement  des 
conseils  communaux  accordent  (et  parfois  refusent)  a  des  particuliers 
l'autorisation  d'ouvrir  des  rues  nouvelles  non  prevues. 

*  II  est  a  remarquer  que  ce  point  de  vue  de  l'extension  des  villes  et 
des  plans  d'ensemble  preoccupe  de  plus  en  plus  les  administrations 
locales.  Le  progres  est  sensible,  non  seulement  dans  les  quatre  grandes 
villes  citees,  mais  dans  leurs  faubourgs  (qui  ont  de  20.000  ä  70.000 
habitants)  et  dans  plusieurs  villes  d'importance  moyenne,  comme  Bruges, 
Courtrai,  Louvain  etc.  C'est  dans  quelques  petites  villes  et  dans  cer- 
taines  localites  industrielles  qui  de  villages  qu'elles  etaient  sont  en  voie 
de  devenir  des  villes  moyennes,  que  Ton  constate  encore  des  traces  de 
routine,  de  faveur  ou  de  rancune  personnelle  ou  politique. 

3.  Les  reglements  communaux  sont  souvent  muets  ou  incomplets  en 
ce  qui  concerne  les  dimensions  des  terrains  a  bätir.  Les  lotissements 
sont  arretes  par  les  proprietaires.  Meme  dans  les  localites  bien  admi- 
nistrees,  j'ai  encore  constate  recemment  que  Ton  tolerait  qu'un  terrain 
füt  entierement  bäti,  sans  cour  ni  possibilite  de  Ventilation  par  courant 
d'air:  mais  ce  sont  lä  des  exceptions. 

Les  bätiments  de  derriere  sont  rares,  surtout  dans  les  nouveaux 
quartiers.  Iis  sont  habites  par  les  plus  pauvres  des  ouvriers.  A 
Bruxelles  et  ä  Anvers,  notamment,  on  a  supprime  un  tres-grand  nombre 
d'impasses  et  de  logements  6tablis  dans  des  cours,  enclos  ou  cites.  en 
vertu  des  pouvoirs  que  les  administrations  communales  tiennent  des  lois 
des  22  decembre  1789,  16—24  aoüt  1790  et  19—22  juillet  1791. 

4.  Sans  vouloir  favoriser  expressement  le  Systeme  generalement 
prefere  en  Belgique  de  la  maison  habitee  par  une  seule  famille  (Einfamilien- 
haus), les  plans  d'ouverture  de  rues  et  les  reglements  de  bätisse  sont 
obliges  de  tenir  compte  des  exigences  de  la  demande.  Les  habitudes 
nationales  sont  plus  fortes  que  Tinter^t  fiscal  des  communes;  quelques- 
unes  ont  vainement  cherche,  en  vue  d'augmenter  le  revenu  des  impöts 
qu'elles  pergoivent,  ä  pousser  ä  la  construction  de  maisons  comportant 
des  logements  pour  quatre  ä  six  familles  (ceci  est  deja  beaucoup  en 
Belgique).  Les  tentatives  nouvelles  en  ce  sens  de  deux  faubourgs  de 
Bruxelles  ont  fait  l'objet  de  critiques,  quoique  ces  essais  soient  bien 
congus. 
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En  general,  les  communes  tracent  des  blocs  de  terrain  assez  res- 
treints,  permettant  de  bätir  ä  front  de  quatre  rues  des  maisons  de  5  ä 
8  metres  de  facade  (la  largeur  habituelle  est  de  6  ä  7  metres)  sur  des 
terrains  de  20  ä  25  metres  de  profondeur.  Tous  les  faubourgs  et 
quartiers  nouveaux  des  villes  sont  ainsi  concus.  Les  villes,  les  admi- 
nistrations  de  bienfaisance  et  l'Etat  lui-meme  lotissent  ainsi,  en  general, 
les  terrains  qui  leur  appartiennent  et  qu'ils  desirent  aliener  en  vue  de 
la  bätisse. 

B.  Etablissement  des  rues.  1.  Toute  ouverture  de  rue,  ainsi 
que  toute  bätisse,  doit,  en  vertu  de  reglements  communaux  d'ailleurs 
differents  entre  eux,  etre  autorisees  en  vue  d'assurer  l'observation  des 
prescriptions  relatives  ä  l'alignement,  ä  la  securite  du  voisinage,  et  au 
paiement  des  taxes. 

2.  Les  rues  sont  generalement  tracees  par  les  communes,  soit  en 
regie,  soit  et  plus  souvent  par  entreprise  apres  adjudication. 

Souvent,  dans  les  quartiers  ä  mettre  en  valeur,  les  proprietaires 
prennent  ä  leur  Charge  tout  ou  partie  des  frais  d'etablissement  des  rues 
dont  ils  sollicitent  Fouverture. 

3.  Les  terrains  ä  bätir  sont  abondants,  mais  ä  condition,  pour  les 
ouvriers  et  les  petits  employes,  de  les  chercher  ä  distance  des  centres. 
Certaines  communes  dont  la  Situation  financiere  est  mauvaise  ou  dont 
l'administration  est  timide  et  routiniere,  laissent  bätir  le  long  de  chemins 
ä  peine  traces,  moyennant  l'observation  des  alignements  des  rues  ä 
etablir  dans  des  temps  meilleurs. 

Quelques  localites  voisines  de  grandes  villes  ont  contrecarre  autre- 
fois  la  construction  d'habitations  ouvrieres,  en  refusant  d'ouvrir  des 
chemins  dans  les  champs  ou  les  prairies.  Elles  avaient  en  vue  de  se 
premunir  contre  les  charges  eventuelles  de  bienfaisance  qui  resulteraient 
un  jour  de  l'augmentation  de  la  population  besogneuse.  La  multiplication 
et  le  bon  marche  des  voies  de  communication  a  rendu  illusoire  aujourd'hui 
ce  moyen  primitif  de  defense  d'interets  locaux,  ou  en  a  diminue  les 
inconvenients. 

Ailleurs,  au  contraire,  des  communes  se  sont  endettees  pour  creer 
de  nouveaux  quartiers  en  vue  d'une  extension  future  qui  n'a  pas  toujours 
et6  conforme  aux  esperances. 

Quelques  communes  ont  trouve  moyen,  sans  s'imposer  des  charges 
excessives  et  en  s'entendant  avec  des  speculateurs  serieux,  de  creer  des 
avenues  bientöt  bordees  de  villas,  et  de  favoriser  en  meine  temps  la 
construction  d'habitations  ouvrieres  convenables. 

Une  cause  speciale  a  empSche  d'utiliser  des  terrains,  notamment 
dans  les  faubourgs  de  Bruxelles;  ce  sont  les  contestations  entre  les 
communes  quant  au  raccordement  de  leurs  plans  respectifs,  chacune 
recherchant  la  disposition  la  plus  favorable  ä  ses  inter^ts.  B  reste 
encore  aujourd'hui  des  difficultes  de  ce  genre  ä  aplanir,  B  en  resulte 
que  les  parties  bäties  s'etendent  tout  autour  de  terrains  qui  restent  en 
culture  ou  en  friche.  Le  Gouvernement  ne  peut  intervenir  par  voie 
d'autorite;  il  cherche  ä  concilier  les  interets.  Ge  n'est  qu'exceptionnelle- 
ment  qu'il  sollicite  de  la  Legislature  des  derogations  ä  des  regles  du 
droit  administratif  ou  de  la  comptabilite  publique,  pour  trancher  des 
differends  ou  pour  accorder  des  concessions,  en  vue  d'activer  des  travaux 
urgents. 
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Chapitre  II. 
La  propriete  et  les  loyers. 

1.  La  propriete  est  regie  en  Belgique  par  le  Code  Napoleon.  La 
libre  circulation  des  biens  est  garantie,  entre  autres  motifs  en  vue  d'ali- 
menter  le  fisc. 

Les  formes  de  propriete  limitee  ou  partagee,  que  les  lois  autorisent, 
sont  peu  usitees  en  pratique,  notamment  dans  les  villes,  et  peuvent 
etre  n§gligees  au  point  de  vue  de  la  question  de  l'habitation. 

2.  La  propriete  immobiliere  des  villes  est  tres-divisee.  Pour  6  700  000 
habitants,  dont  la  moitie  habitent  des  agglomerations  de  caractere  urbain, 
il  y  a  six  millions  et  demi  de  parcelles  cadastrales,  et  la  division  est 
bien  plus  accentuee  dans  les  villes  qu'  ä  la  campagne.  II  y  a  environ 
1200  000  articles  des  röles  fonciers;  le  nombre  des  proprietaires  est 
beaucoup  moindre,  parce  qu'ils  sont  inscrits  sur  les  röles  de  chaque  com- 
mune oü  ils  possedent  des  immeubles. 

II  est  rare  de  voir  un  grand  nombre  de  maisons  voisines  appartenir 
au  m§me  proprietaire.  Les  administrations  locales  et  les  societes  immo- 
bilieres  cherchent  ä  realiser  leurs  terrains  urbains  par  petites  parcelles, 
propres  ä  la  construction  d'une  seule  maison. 

3.  La  speculation  sur  les  terrains  existe,  mais  eile  n'a  pas  cause 
une  grande  gene  ni  contribue  au  rencherissement  des  prix  au  point  de 
devenir  une  nuisance  importante. 

D'une  maniere  generale,  la  Spekulation  a  en  vue  le  profit  eleve  ä 
retirer  de  la  creation  et  de  la  construction  de  quartiers  de  luxe  et  de 
villas.  Cependant  un  certain  nombre  de  petits  speculateurs  ont  „exploite" 
des  habitations  ouvrieres.  Mais  les  effets  de  cette  Spekulation  indivi- 
duelle, contrariee  dans  ses  plans  par  les  crises  et  les  besoins  particuliers 
des  speculateurs,  ont  ete  trop  variables  pour  permettre  d'en  tirer  des 
conclusions  süres  et  generales.  La  ruine  de  beaucoup  de  speculateurs 
et  les  ventes  publiques  qui  en  sont  resultees  ont  souvent  d6fait  les  me- 
diocres  resultats  de  leurs  efforts  en  vue  d'un  rencherissement  artificiel. 

Quant  aux  societes  immobilieres,  elles  ont  encore  moins  reussi.  La 
principale,  constituee  en  1863,  a  du  reduire  son  capital.  Plusieurs  exer- 
cices  recents  accusaient  des  pertes,  d'environ  un  million  et  quart  de 
francs.  Une  autre  societe  declare  en  dernier  lieu  plus  de  3  millions  de 
pertes  de  l'exercice.  Ces  societes  et  d'autres  ont  achete  des  terrains  et 
ouvert  des  rues  ä  la  peripherie  de  Tagglomeration  bruxelloise:  elles  ont 
voulu  cr6er  des  quartiers  riches  et  ont  voulu  exiger  un  prix  eleve  des 
terrains.  II  en  est  resulte  qu'on  a  surtoüt  bäti  ailleurs,  ä  cöte  ou  plus 
loin.  La  perte  d'interßts  sur  des  terrains  encore  en  partie  inoccupes 
aujourd'hui  et  ordinairement  restös  vides  jusqu'a  ce  que  tous  les  quar- 
tiers voisins  fussent  bätis  n'  a  pas  ete  compensee  par  la  plus-value. 
Quand  il  a  fallu  realiser,  on  a  vu  6clater  des  desastres  financiers. 

Les  administrations  publiques,  les  societes  et  meme  des  speculateurs 
prives  ne  vendent  plus  guere  aujourd'hui,  dans  la  banlieue  des  villes  en 
progres,  qu'  ä  condition  de  bätir  dans  un  bref  delai,  d'un  an  ou  de  dix- 
huit  mois  surtout.    La  Spekulation  ne  peut  donc  se  renouveler  sur  place. 

L'organisation  du  credit  en  faveur  des  habitations  ouvrieres  pennet 
d'esperer  que  les  experiences  du  passe,  plutöt  fatales  ä  la  Spekulation,  ne 
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seront  renouvelees  ä  l'avenir  que  pour  des  proprietes  destinees  aux  classes 
riches  ou  aisäes. 

L'etendue  relativement  grande  des  villes  beiges  proportionnellement 
ä  leur  population  est  une  entrave  ä  la  speculation,  ä  l'accaparement  des 
terrains:  l'offre  est  d'autant  plus  grande  que  la  Peripherie  susceptible  de 
bätisse  est  plus  etendue ;  et  il  est  difficile  d'arriver  ä  dominer  le  marche 
de  vente  de  vastes  perimetres.  Cette  etendue  est  une  consequence  du 
Systeme  de  la  maison  reservee  ä  une  seule  famille. 

4.  Depuis  25  ans,  le  prix  des  terrains  a  augmente  dans  toutes  les 
villes  prosperes.  Dans  le  centre  des  grandes  villes,  les  travaux  de  trans- 
formation  les  ont  souvent  decuples. 

Depuis  quelques  annees,  l'on  se  plaint  de  J'elevation  du  prix  des 
terrains,  m§me  ä  la  peripherie,  et  specialement  en  ce  qui  concerne  les 
terrains  destines  aux  habitations  ouvrieres.  II  faut  payer  30  ä  40  pour 
cent  plus  eher  qu'il  y  a  10  ans.  L'on  cite  comme  particulierement  bon 
marche  le  prix  de  16  fres.  le  metre  carre,  y  compris  les  taxes  de  voirie, 
paye  il  y  a  4  ans  ä  Anvers  pres  des  fortifications  pour  des  terrains 
de  5  metres  sur  15.  Depuis  1896  surtout,  on  constate  en  outre  le 
rencherissement  des  materiaux;  en  deux  ans,  le  prix  des  briques  destinees 
aux  petites  maisons  ouvrieres  d' Anvers  a  du  §tre  majore  de  400  fres. 
Le  prix  total  des  materiaux  aurait  augmente"  en  dix  ans  d'un  cinquieme. 

Le  developpement  de  la  bätisse  a  aussi  eu  pour  consequence  l'aug- 
mentation  du  prix  de  la  main-d'oeuvre.  La  crise  actuelle  permettra  peut- 
§tre  de  temperer  ces  jugements. 

Les  loyers  ont  suivi  la  m§me  marche  ascendante.  II  resulte  de 
renseignements  emanant  de  membres  des  comites  de  patronage  des 
habitations  ouvrieres  que  les  depenses  relatives  au  logement  varient 
entre  un  septieme  et  un  quart  du  salaire  habituel  de  l'ouvrier:  elles 
atteignent  le  plus  souvent  un  cinquieme  ou  un  quart  de  ce  salaire.  Les 
ouvriers  les  plus  pauvres  paient  souvent  relativement  le  plus  eher,  et 
cette  Situation  a  paru  s'aggraver  encore  reeemment  dans  certains 
milieux.  L'on  a  constate  une  augmentation  brusque  de  60  pour  cent 
des  l&yers  ouvriers  dans  un  rayon  de  500  metres  d'un  quartier  ouvrier 
demoli  ä  Bruxelles  il  y  a  quatre  ans.  A  Molenbeek,  qui  est  un  faubourg 
ouvrier  de  60  000  habitants,  le  comite  constate  une  augmentation  de  15 
pour  cent  en  cinq  ans,  de  1892  ä  1897. 

5.  La  cause  de  l'augmentation  des  loyers  dans  ces  dernieres  annees 
a  et6  attribuee  surtout  ä  l'afflux  de  population  attiree  par  la  prosperite 
du  commerce  et  de  l'industrie  et  par  les  agrements  que  presentent  les 
grandes  villes.  En  fait,  on  ne  voyait  presque  pas  de  maisons  ni  de 
logements  ä  louer  ou  ä  vendre.  II  en  est  autrement  aujourd'hui,  mais 
la  depression  des  prix  n'est  pas  encore  nettement  signal^e. 

C'est  donc  surtout  la  prosperite  generale  qui  a  fait  monter  le  prix 
des  loyers.    Cette  elevation  n'a  surexcite  que  la  speculation  individuelle. 

En  l'absence  de  base  statistique,  il  est  impossible  de  determiner  la 
part  proportionnelle  des  autres  causes  d'augmentation  des  loyers. 

Des  Comites  de  patronage  ont  signale  dans  leurs  rapports  que  les 
exemptions  et  reduetions  d'impöts  ont  profite  aux  proprietaires,  qui  ont 
souvent  eleve  dans  une  proportion  correspondante  le  prix  des  maisons 
ouvrieres.  On  a  signale  le  m§me  procede  de  la  part  de  certains  pro- 
prietaires de  maisons  occupßes  par  des  vieillards  indigents  auxquels 
l'Etat  a  aecorde  une  allocation  annuelle  de  65  fres.  en  vertu  de  la  loi 
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de  10  mai  1900  sur  les  pensions  de  vieillesse.  Au  contraire,  une  soci- 
ete  anversoise  et  d'autres  proprietaires  ont  diminue  les  loyers  en  consi- 
deration  de  la  reduction  d'impöts  qu'ils  acquittent  sur  les  habitations 
ouvrieres. 

6.  La  caserne  (Massenmiethshaus)  habitee  par  des  centaines  de  loca- 
taires  est  inconnue  en  Belgique.  A  Bruxelles,  ä  Anvers  et  ä  Liege, 
beaucoup  de  familles  ouvrieres  habitent  des  „quartiers",  mais,  m§me 
dans  le  centre  de  ces  villes,  il  est  rare  de  voir  des  maisons  ouvrieres 
de  plus  de  7  ä  8  metres  de  large  et  de  plus  de  trois  etages :  le  nombre 
des  menages  est  donc  forcement  limite.  Dans  les  impasses  et  les  ruellesr 
beaucoup  de  maisons  n'abritent  qu'un  ou  deux  menages.  Dans  les  quar- 
tiers eloignes,  les  maisons  a  un  etage  et  destinees  ä  une  seule  famille 
sont  la  grande  majorite. 

La  comparaison  entre  les  resultats  des  systemes  manque  donc  de 
base  süffisante.  Un  fait  curieux  est  ä  signaler:  la  ville  de  Bruxelles 
avait  reserve  apres  demolition  d'un  quartier  malsain,  un  certain  nombre 
de  terrains  qu'elle  avait  mis  en  vente  ä  condition  de  batir  de  petites 
maisons:  le  prix  de  50  frcs.  le  metre  a  paru  trop  eleve  et  il  ne  s'est 
pas  presente  d'amateurs.  La  ville  a  ete  obligee  de  vendre  en  permettant 
de  batir  des  maisons  ä  plusieurs  etages.  Le  prix  eleve  du  terrain  ecarte 
donc  absolument  le  „Einzelhaus". 

En  general,  ]a  maison  ä  logements  multiples  est  occupee  au  rez- 
de-chaussee  par  un  commergant  ou  un  cabaretier.  En  dehors  des  loge- 
ments ouvriers  proprement  dits,  les  appartements  sont  occupes  par  des 
celibataires,  par  les  etrangers  si  nombreux  ä  Bruxelles  et  ä  Anvers,  et 
par  des  menages  qui  n'ont  que  peu  ou  pas  d'enfants:  ceci  est  souvent 
la  condition  du  bail.  Dans  les  rues  les  plus  commercantes,  les  magasins 
et  bureaux  occupent  depuis  longtemps  le  premier  etage  et  envahissent 
dejä  le  second:  deslors  la  tendance  des  occupants  et  des  employes  est 
d'habiter  avec  leur  famille  les  faubourgs,  la  campagne  ou  une  petite 
ville  voisine  et  de  venir  ä  leurs  bureaux  le  matin  pour  rentrer  chez 
eux  le  soir. 

11  est  exceptionnel  que  des  employes  maries  et  surtout  les  fonction- 
naires  publics  habitent  le  centre  des  villes:  a  Bruxelles,  la  moitie  des 
fonctionnaires  superieurs  habite  un  premier  rayon  de  faubourgs  jusqu'ä 
deux  kilometres  des  anciens  boulevards;  le  reste  habite  plus  loin.  Parmi 
les  employes  inferieurs,  une  forte  proportion.  souvent  le  tiers,  habite  ä 
10,  20  ou  30  kilometres  et  est  abonn6e  au  chemin  de  fer,  comme  des 
milliers  d'ouvriers. 

Le  recensement  industriel  du  31  octobre  1896,  organise  et  depouille 
par  l'Office  du  travail,  donne  ä  cet  egard  des  indications  interessantes, 
et  Ton  estime  qu'aujourd'hui  les  chiffres  qu*il  fournit  peuvent  ^tre 
doubles,  tant  la  progression  du  travail  ä  distance  du  domicile  est  rapide. 
II  est  a  presumer  qu'il  en  resultera  un  ralentissement  ou  un  arr§t  dans 
Taugmentation  du  prix  des  terrains  des  grandes  villes,  surtout  en  ce 
qui  concerne  les  acheteurs  ouvriers  ou  petits  employes.  C'est  ä  la  cam- 
pagne, le  long  des  chemins  de  fer  et  des  lignes  de  tramway  que  Ton 
voit  surgir  partout  d'excellentes  petites  habitations  pour  les  revenus 
modestes. 

A  la  date  du  recensement,  sur  595  655  hommes,  122  236  travaillaient 
dans  une  commune  plus  eloignee  de  celle  de  leur  residence  que  les  com- 
munes  limitrophes,  donc  en  general  ä  plus  de  cinq  kilometres  de  di- 
stance de  leur  demeure.     15  264  femmes  sur  104  710  etaient  dans  les 
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memes  conditions.  Le  phenomene  est  surtout  remarquable  dans  les  en- 
virons  des  centres  industriels:  si  Ton  retranche  de  Farrondissement  de 
Bruxelles  la  capitale  et  17  autres  localites  industrielles  (notamment  les 
faubourgs),  il  reste  105  comraunes  rurales  oü  6525  hommes  travaillent 
dans  leur  commune  ou  dans  une  commune  voisine,  et  4210  plus  loin, 
c'est-ä-dire  surtout  dans  la  capitale.  L'arrondissement  voisin  de  Nivelles 
donne  4893  travailleurs  relativement  sedentaires  contre  6976  a  la  di- 
stance  indiquee. 

De  m§me  l'arrondissement  d'Anvers,  moins  la  ville  et  8  autres  loca- 
lites, presente  3606  hommes  travaillant  ä  proximite  et  1597  ä  distance. 

Meirelbeke  (pres  de  Gand)  ne  conserve  que  178  ouvriers  dans  le 
voisinage  et  en  envoie  568  au-delä  des  communes  limitropkes. 

St.  Georges,  Amay,  Antheit  et  Horion,  quatre  villages  du  pays  de 
Liege,  donnent  respectivement  706,  267,  361  et  138  hommes  pour  la 
premiere  categorie  et  568,  628,  357  et  554  pour  la  seconde. 

Les  communes  flamandes  voisines  de  la  frontiere  franc,aise  four- 
nissent  de  meme  de  nombreux  travailleurs  ä  Lille,  Roubaix,  Tour- 
coing,  etc.:  les  deux  categories  preindiquees  y  comprennent,  ä  Menin. 
Mouscron,  Comines  et  Wervicq,  pour  les  hommes,  respectivement  646, 
454,  239  et  192  travailleurs  locaux  contre  2053,  1973,  580  et  462  tra- 
vailleurs ä  distance;  pour  les  femmes,  108,  70,  62  et  46  contre  522,  952, 
226  et  337. 

D'autre  part,  les  grandes  villes  elles-memes  hebergent  des  milliers 
d'ouvriers  qui  vont  travailler  plus  loin  que  leurs  faubourgs:  ainsi  An- 
vers  (sans  ses  faubourgs)  compte  12  788  travailleurs  industriels  occupes 
ä  Anvers  meme  ou  dans  les  faubourgs  et  3343  ä  distance;  Bruxelles 
11  366  contre  3446;  Liege  17  511  contre  2913;  Gand  19  641  contre  2260. 

L'arrondissement  de  Virton  voit  travailler  ainsi  ä  distance  73,4  pour 
cent  des  ouvriers  industriels;  six  autres  arrondissements  plus  de  la 
moitie.  L'arrondissement  de  Charleroi  compte  20  090  ouvriers  dans  ces 
conditions  (28  p.  c.).,  celui  de  Bruxelles  15  641  (24,6  p.  c),  celui  de 
Liege  13  793  (17,9  p.  c),  celui  de  Nivelles  8566  (50,6  p.  c),  celui  de 
Courtrai  7646  (55,2  p.  c),  celui  de  Tournai  7274  (41,4  p.  c),  etc. 

Chapitre  III. 
Le  credit  immobilier. 

1.  La  loi  du  16  decembre  1851  sur  les  Privileges  et  hypotheques  a 
remplace  le  titre  18  du  Code  Napoleon.  Elle  a  retabli  l'obligation,  exi- 
stante  dans  l'ancien  droit  beige,  de  la  transcription  des  actes  entre-vifs 
translatifs  de  droits  reels  immobiliers.  Mais  il  n'existe  pas  de  registres 
fonciers  generaux. 

En  ce  qui  concerne  les  hypotheques,  dans  l'ancien  droit,  elles 
n'avaient  d'effet  vis-ä-vis  des  tiers  que  moyennant  inscription  sur  le  re- 
gistre  public;  les  hypotheques  legales  etaient  exemptes  de  cette  inscrip- 
tion. Le  Code  Napoleon  avait  conserve  une  partie  de  cette  exemption. 
La  loi  beige  requiert  l'inscription  de  toutes  les  hypotheques,  m£me  con- 
stituees  par  la  loi.  Dans  chaque  arrondissement,  un  conservateur  nomme 
par  le  Roi,  est  Charge  de  ce  Service  sous  sa  responsabilite  personnelle. 
garantie  en  partie  par  cautionnement.  II  pergoit  des  honoraires  sur  les 
inscriptions,  transcriptions  et  recherches. 

2.  L'organisation  du  credit  immobilier  est  laissee  a  Tinitiative  privee. 
L'intervention  si  importante  de  la  Caisse  d'epargne  de  Belgique  et  des 
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societes  de  credit  en  fav  ;ir  des  habitations  ä  bon  marche  a  ete  decrite 
recemment  par  moi  dans  le  volume  XCVII  des  „Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik." 

II  existe  des  banques  et  des  compagnies  d'assurance  qui  pr§tent  ä 
des  conditions  raisonnables  en  vue  de  l'acquisition  ou  de  la  construction 
d'immeubles,  ainsi  que  sur  hypotheque.  A  la  campagne  surtout,  les  no- 
taires  font  souvent  le  meme  office,  mais  il  arrive  qu'ils  s'y  ruinent. 

3.  Le  credit  immobilier  a  plus  aide  ä  conserver  la  propriete  qu*ä 
faciliter  la  speculation. 

L'hypotheque  n'est  pas  facilement  transmissible:  rarement  on  voit 
annoncer  une  vente  publique  d'une  creance  hypothecaire.  Celui  qui  place 
sur  hypotheque  y  cherche  un  placement  immobilier  durable  et  de  tout 
repos.  Le  plus  souvent,  les  notaires  trouvent  moyen  de  fournir  ä  leurs 
clients  un  nouveau  creancier  lorsque  l'echeance  est  arrivee  et  que  le 
premier  creancier  veut  etre  rembourse.  Les  Tentes  foreees  d'immeubles 
pour  realiser  les  gages  sont  rares. 

4.  L'escroquerie  au  bätiment  (Bauschwindel)  est  fort  rare.  L'on  ne 
connait  pas  de  financiers  qui  fassent  metier  de  faire  bätir  par  des 
hommes  de  paille.  Des  cas  isol6s  se  sont  presentes  cependant.  II  y  a 
eu  quelques  plaintes  de  la  part  d'ouvriers  briquetiers  contre  des  inter- 
mediaires. 

Plusieurs  dispositions  legales  sont  ä  citer  ici:  d'abord  l'art.  1798 
du  Code  Napoleon:  „Les  macons.  charpentiers  et  autres  ouvriers  qui  ont 
ete  employes  ä  la  construction  d'un  bätiment  ou  d'autres  ouvrages  faits  ä 
Tentreprise,  n'ont  d'action  contre  celui  pour  lequel  les  ouvrages  ont  ete 
faits  que  jusqu'ä  concurrence  de  ce  dont  il  se  trouve  debiteur  envers 
Fentrepreneur,  au  moment  oü  leur  action  est  intentee." 

La  loi  precit6e  du  16  decembre  1851,  art.  27,  accorde  un  privilege. 
c'est-ä-dire  le  droit  d'etre  paye  avant  les  creanciers  möme  hypothecairt's. 
aux  entrepreneurs,  architectes,  macons  et  autres  ouvriers  employes  pour 
defricher  des  terres  ou  dessecher  des  marais,  pour  edifier,  reconstruire 
ou  reparer  des  bätiments,  canaux,  ou  autres  ouvrages  quelconques". 

Ce  privilege  est  conserve  (art.  38):  „1°)  par  l'inscription  faite,  avant 
le  commencement  des  travaux,  du  proces-verbal  qui  constate  l'etat  des 
lieux;  2°)  par  celle  du  second  proces-verbal,  faite  dans  la  quinzaine  de 
la  reception  des  ouvrages  .  .  .  Apres  ce  dernier  delai,  ils  n'auront  qu'une 
hypotheque  qui  ne  prendra  rang  que  du  jour  de  Tinscription,  et  pour  la 
plus-value  seulement". 

Enfin  Part.  2  de  la  loi  du  10  mars  1900  sur  le  contrat  de  travail 
stipule;  „Lorsque  des  ouvriers  engag6s  dans  les  conditions  defmies  a 
Farticle  precedent  (c'est-ä-dire  aussi  les  chefs-ouvriers  et  les  contre- 
maitres)  doivent,  en  vue  de  l'execution  des  travaux  convenus,  organiser 
ou  conduire  des  groupes  ou  brigades.  ils  sont  de  plein  droit  presumes 
agir  ä  titre  de  mandataires  du  chef  d'entreprise,  dans  leurs  rapports  avec 
les  ouvriers  faisant  partie  de  ces  groupes  ou  brigades.  Nulle  preuve 
n'est  admise  contre  cette  presomption". 

Le  sous  -  traitant  n'est  pas  touche  par  cette  disposition.  Mais  si 
les  ouvriers  leses  peuvent  prouver  qu'il  est  en  realite  ouvrier  au  sens 
de  l'article  1  c'est-ä-dire  qu'il  s'est  engage  ä  travailler  sous  rautorite, 
la  direction  et  la  surveillance  de  l'entrepreneur  principal,  moyennant  une 
remuneration  quelconque,  ils  auront  action  contre  ce  dernier.  Ce  sera 
notamment  le  cas  si  le  soi-disant  sous-traitant  ne  possede  ni  capital.  ni 
materiel,  ni  matieres  premieres. 
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Chapitre  IV. 
Les  impositions. 

Ii  Abstraction  faite  des  droits  de  mutation  et  d'autres  taxes  dont 
il  sera  question  infra  sub  3,  les  ckarges  publiques  de  la  propriete  au 
profit  de  FEtat  comprennent  Fimpöt  foncier  et,  en  partie,  la  contribution 
personnelle.  Pour  apprecier  ces  impositions,  il  faut  se  rappeler  qu'il 
n'existe  pas  en  Belgique  d'impöt  sur  le  revenu  total. 

L'impöt  foncier  est  de  sept  pour  cent  du  revenu  cadastral  im- 
posable  de  la  propriete  fonciere.  La  superficie  de  la  Belgique  est  de 
29  455  kilometres  carres,  dont  24 198  en  propriete  privee.  De  1835 
ä  1853,  cet  impöt  a  rapporte  ä  l'etat  environ  18  millions  de  frs.  par  an : 
de  1854  a  1868,  pres  de  19  millions;  depuis  lors  en  suivant  une  pro- 
gression  reguliere,  jusque  25  millions  aujourd'hui.  La  repartition  du 
revenu  imposable  entre  les  proprietes  non  bäties  et  les  proprietes  bäties 
s'etablit  comme  suit  en  francs: 


annee 

revenu 

des  proprietes 

non  bäties 

bäties 

1845 

110  811  860 

46  574  834 

1895 

187  033  102 

169  524  970 

En  fait,  pour  les  habitations  louees  ä  l'annee,  c'est  le  locataire  qui 
paie  Fimpöt,  en  sus  du  loyer;  pour  les  logements  loues  au  mois  ou  ä  la 
semaine,  c'est  le  proprietaire. 

En  vertu  de  Fart.  3  de  la  loi  du  5  juillet  1871,  ies  maisons  et 
batiments  contruits  ou  reconstruits  sont  imposables  ä  la  contribution 
fonciere  ä  partir  du  1er  janvier  de  la  seconde  annee  qui  suit  Foccupation 
de  la  construction.  Le  sol  sur  lequel  les  constructions  sont  elevees 
continue  en  attendant  d'etre  impose  comme  propriete  non  batie  sur  le 
taux  de  la  meilleure  culture  de  la  commune  (art.  84  et  85  de  la  loi 
du  3  frimaire  an  VII). 

La  valeur  cadastrale  sur  laquelle  est  basee  la  contribution  fonciere 
est  evaluee  en  moyenne  aujourd'hui  ä  environ  la  moitie  de  la  valeur 
reelle  ou  venale;  dans  certains  nouveaux  quartiers  comme  les  faubourgs 
de  Bruxelles,  ä  encore  moins.  Une  nouvelle  perequation  cadastrale 
est  en  elaboration. 

Les  provinces  et  les  communes  perQoivent  des  Centimes  additionnels 
ä  l'impöt  foncier.   La  Charge  totale  par  franc  de  revenu  etait  en  1840  de 

fr.  0,1324  dont 

au  profit  de  TEtat  „  0,1161 

„     „      de  la  province  „  0,0093 

„     „      de  la  commune  „  0,0080 

En  1895,  cette  Charge  totale  etait  reduite  .    ä  fr.  0,1127  dont 

au  profit  de  FEtat   .    .    „  0,0700 

„     „     de  la  province  „  0,0104 

de  la  commune  „  0,0323 
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La  Charge  par  tete  d'habitant,  etait  en  1810      .    de  frs.  4,91 

dont  au  profit  de  l'Etat                                     „  4,27 

„     „      „      de  la  province                              „  0,34 

„     „      „      de  la  commune                             „  0,30 

Elle  atteignait,  en  1895    fr.  6,27 

dont  au  profit  de  l'Etat   „  3,89 

„     „       „     de  la  Province   „  0,58 

„     „       „     de  la  commune   „1,80 

Le  montant  de  l'impöt  foncier,  au  profit  de  l'Etat,  des  provinces  et 

des  communes,  etait  en  1840  de  frs.  19  778  447 

et  en  1895  de  „    40  200  589 

II  a  donc  augmente  de  103  pour  cent. 

La  contribution  personnelle  est  un  impot  a  la  Charge  de  toutes 
les  personnes,  proprietaires  ou  non,  qui  occupent  des  maisons,  bätiments 
ou  autres  habitations.  II  est  etabli  ä  raison  de  la  fortune  personnelle, 
presumee  d'apres  la  valeur  locative,  le  nombre  des  portes  et  fenetres  de 
l'habitation,  la  valeur  du  mobilier  et  le  nombre  des  domestiques  et  des 
chevaux.    Nous  ne  nous  occuperons  que  des  deux  premieres  bases. 

En  ce  qui  concerne  la  premiere,  l'impöt  est  de  5  p.  c.  plus  20  Cen- 
times additionnels,  soit  six  pour  cent  de  la  valeur  locative  attribuee  au 
point  de  vue  du  fisc,  ä  l'habitation  occupee  par  le  contribuable.  En 
1840,  la  valeur  locative  relative  ä  350  446  röles  etait  evaluße  ä 
48  262  669  frs.,  rapportant  ä  l'Etat  un  peu  plus  de  2100  000  frs.;  en 
1895,  sur  592  787  röles  l'Etat  recevait  pres  de  7  millions  pour  une 
valeur  locative  totale  de  115  497  624  frs. 

La  valeur  locative  determinee  par  le  fisc  est  souvent  d'un  tiers,  par- 
fois  de  la  moitie  de  la  realite. 

La  seconde  base,  l'impöt  sur  les  portes  et  fenetres,  c'est-ä-dire  sur 
l'air  et  la  lumiere,  est  sur  chaque  porte  et  fenetre  du  rez-de-chaussee  et 
sur  chaque  fenötre  du  lr  et  du  2d  etage,  dans  les  communes  de  moins 

de  5000  habitants,  de  fr.  1,00 

dans  les  communes  de    5  000  ä  10  000  habitants,   „  1,10 
de  10  000  a  25  000        „         „    „  1,30 
de  25  000  ä  50  000        „        „   „  1,80 
de  plus  de  50  000         „         „  fr.  2,28; 
sur  chaque  fenötre  des  etages  plus  eleves  et  des  caves  habitees,  dans  les 

communes  de  moins  de  5  000  habitants,  de  fr.  1,00 

et  dans  les  autres  communes  „   „  1,10. 

En  outre,  l'Etat  per^oit  aujourd'hui  20  Centimes  additionnels  sur  le 
principal  de  cet  impöt. 

Celui-ci  rapportait  ä  l'Etat,  sans  les  additionnels, 

en  1840,  pour  2  426  762  ouvertures  imposables,  fr  2  717  147 
„  1895,     „    5  075  074        „  „  „  6179  500, 

soit  avec  les  additionnels,  respectivement  pres  de  3  millions  et  de  sept 
millions  et  demi. 

Une  autre  base  de  la  contribution  personnelle,  l'impöt  sur  les  foyers. 
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rapportait  en  principal,  en  1840,  frs.  855  658;  en  1878,  frs.  1  305  562. 
II  fut  supprime  en  1879. 

Le  total  des  contributions  personnelles  frappant  l'habitation  peut  §tre 
evalue  pour  1840,  k  environ  sept  millions  et  demi  de  francs,  dont  six  et 
demi  au  profit  de  l'Etat,  plus  d'un  demi-million  aux  provinces  et  moins 
d'un  demi-million  aux  communes;  pour  1895,  ä  environ  vingt  trois  millions. 
dont  quatorze  et  demi  au  profit  de  l'Etat,  pres  de  deux  millions  aux 
provinces  et  six  millions  et  demi  aux  commmunes. 

La  charge  totale  des  contributions  personnelles   etait  par  article 


de  röle  en  1840  de  frs   27,38 

dont  au  profit  de  l'Etat   23,96 

„     „       „     des  provinces   1,77 

„     „       „     des  communes   1,59 

(amendes  et  frais)   (0,06) 

En  1895,  cette  charge  etait  de  frs   51,93 

dont  au  profit  de  l'Etat   32,54 

„     „      „      des  provinces   4,34 

„     .,      „      des  communes   15,01 

(amendes  et  frais)   (0,04). 


2.  Les  lois  du  9  aoüt  1889,  du  18  juillet  1893  et  du  11  avril  1895 
exemptent  de  la  contribution  personnelle  du  chef  de  la  valeur  locative, 
des  portes  et  fenetres  ainsi  que  du  mobilier: 

1  °)  Les  habitations  d'une  valeur  locative  annuelle  inferieure  ä  frs.  42,40 
et  celles  qui  sont  louees  k  la  semaine  au-dessous  de  fr.  1,272; 

2°)  Les  habitations  occupees  par  les  ouvriers  ou  anciens  ouvriers 
incapables  de  travail,  qui,  n'etant  pas  proprietaires  d'immeubles  autres 
que  celui  qu'ils  habitent  et  celui  qu'ils  cultivent,  occupent  soit  en  pro- 
priete,  soit  en  location  (du  bailleur  non  habitant),  une  habitation  d'un 
revenu  cadastral  n'excedant  pas: 

72  frs.  dans  les  communes  de  moins  de  3  000  habitants 

96   „       „     „        „         „       „     „       3  000  ä  20  000  „ 
120   „      „     „        „         „       „     „     20  000  a  40  000  „ 
144   „       „     „        „         „       „     „     40  000  ä  100  000 
171   „      „     „        „         „      „     „    100  000  ouplus. 

Toutefois  cette  exemption  n'est  pas  accordee  aux  ouvriers  qui  tien- 
nent  par  eux-memes,  leur  femme  ou  leurs  enfants,  im  debit,  une  bou- 
tique,  etc.;  ni  aux  ouvriers  qui  louent  ou  cedent  une  partie  de  leur  habi- 
tation soit  ä  plus  d'un  sous-occupant,  soit  pour  l'exercice  d'un  debit  ou 
commerce  quelconque;  ni  aux  ouvriers  qui  cultivent  pour  eux-memes, 
soit- au  delä  de  50ares,  soit  au  delä  de  100  ares,  suivant  que,  parmi  les 
parcelles  autres  que  le  jardin,  il  en  est  ou  il  n'en  est  pas  dont  le  revenu 
cadastral  depasse  50  frs.  Fhectare. 

3  °)  Ceux  qui  occupent  dans  les  communes  de  10  000  habitants  et 
plus  une  habitation  d'une  valeur  locative  annuelle  de  frs.  42,40  a  106  frs., 
savoir : 

dans  les  communes  des  10  000  ä  25  000  habitants: 

de  frs.  42,40  ä  53     frs.  exclusivement,  exemption  totale: 

„    ,,    53      ä  74,20  „  „  „  de  la  moitie. 
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Dans  les  communes  de  25  OOO  ä  50  000  habitants 

de  frs.  42,40  ä  63,60  frs.  exclusivement,  exemption  totale; 

„    „    63,60  a  84,80   „  „  „  de  la  moitie. 

Dans  les  communes  de  50  000  ä  75  000  habitants: 

de  frs.  42,40  ä  74,20  frs.  exclusivement,  exemption  totale; 

„    „    74,20  a  94,40   „  „  „  de  la  moitie. 

Dans  les  communes  de  75  000  habitants  et  plus : 

de  frs.  42,40  ä  84,80  frs.  exclusivement,  exemption  totale; 

„    „    84,80  ä    106    „  „  „  de  la  moitie. 

L'exemption  totale  de  la  contribution  personnelle  s'etendait  au  debut 
il  y  a  dix  ans  ä  450  000  maisons  environ ; 

au  1er  janvier  1901,  ä  679  000  maisons,  soit  ä  52  pour  cent  du  nombre 
total. 

La  diminution  de  recettes  qui  resulte  des  exemptions  et  reductions 
peut  6tre  evaluee  aujourd'hui  ä  environ  deux  millions  et  demi  par  an 
en  ce  qui  concerne  l'Etat  et  ä  plus  d'un  million  en  ce  qui  concerne  les  pro- 
vinces  et  les  communes. 

II  est  evident  que  les  conditions  de  l'exemption  favorisent  les  mai- 
sons habitables  par  une  famille  avec  au  maximum  un  sous-locataire. 

3.  Le  transfert  des  proprietes  est  frappe  de  charges  elevees. 

Le  droit  de  mutation  est  de  5,50  pour  cent  de  la  valeur  v6nale: 
celui  de  liböration  de  0,65;  celui  d'obligation  de  1,40:  ces  taux  sont 
reduits  environ  ä  la  moitie  pour  les  habitations  ouvrieres.  En  outre, 
toute  mutation  doit  etre  transcrite  aux  registres  du  conservateur  des 
hypotheques,  ce  qui  donne  Ouvertüre  ä  un  nouveau  droit  de  1,25  p.  c. 
reduit  ä  0,65  pour  cent  pour  les  habitations  ouvrieres.  Si  Ton  ajoute 
les  frais  et  honoraires  du  notaire,  Ton  arrive  au  minimum  a  10  pour 
cent,  souvent  a  12  pour  cent  de  la  valeur. 

Des  droits  de  mutation  ont  ete  per^us,  en 


1840,  sur  des  immeubles  valant  141  263  000  frs.,  pour  7  119  671  frs. 
1848,    „    „         „  „      101  346  000   „       „     5  269  972 

1855,    „    „         „  „      171  149  000  ,.       „     8  899  758  .. 

1866,    „    „         „  204  858  000  ..       ,   10  652  634  .. 

1876,    „    „         „  ..      341  528  000   ..      „   17  759  45(5  .. 

1895,   ..      210  351000   ..  13  219  315  .. 


Les  chiffres  de  1895  representent  approximativement  la  moyenne 
depuis  1884.  Plus  recemment  il  y  a  eu  augmentation  nouvelle.  Le  nombre 
des  mutations  n'est  pas  connu;  celui  des  actes  ne  permet  pas  de  le  de- 
duire. 

Si  l'on  compare  les  chifires  extremes  des  valeurs  immobilieres 
transferees,  en  1840  et  en  1895,  avec  les  totaux  extremes  du  revenu 
imposable  ä  la  contribution  fonciere,  en  1845  et  en  1895,  on  arriverait 
ä  opposer  les  chiffres  suivants: 


!     revenu  foncier 

mutations 

(1845)  

.                     157  386  694 

(1840) 

141  263  000 

1895   

......  1       356  558  072 

240  351  000 
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L'on  est  teilte  de  conclure  que  les  mutations  n'ont  pas  augmente 
aussi  rapidement  que  le  revenu  imposable,  et  que  les  droits  et  frais  sont 
un  frein  ä  la  speculation.  Mais  la  depression,  d'une  part,  dont  1848 
est  l'annee-type,  et  la  periode  d'entreprises  qui  atteint  son  point  culmi- 
nant  en  1876,  montrent  que  cette  conclusion  n'est  pas  süre,  et  que 
d'autres  circonstances  peuvent  etre  bien  plus  influentes  que  la  crainte 
du  fisc,  qui  n'est  donc  pas  toujours  le  commencement  de  la  sagesse. 

II  y  a  exemption  des  droits,  en  faveur  des  expropriations  pour  cause 
d'utilite  publique,  pour  tous  les  actes  qui  sont  la  consequence  forcee  de 
l'expropriation,  mais  non  pas  pour  le  remploi  des  fonds  en  immeubles 
(les  administrations  a  l'amiable  et  les  tribunaux  eventuellement  accor- 
dent  jusqu'  ä  13  pour  cent  d'indemnit6  pour  frais  de  remploi)  ni  pour 
la  retrocession  ä  un  tiers  de  terrain  non  employes  par  les  communes. 

4.  II  n'  y  a  pas  d'impöt  special  sur  les  terrains  non  bätis.  Iis  sont 
imposes  d'apres  leur  revenu  possible  de  culture:  l'art.  56  de  la  loi  du 
3  frimaire  an  VIII  taxe  les  terres  laissees  incultes  ä  leur  contribution 
anterieure,  ou  ä  la  contribution  ordinaire  des  terres  de  m§me  nature. 

D'apres  l'opinion  traditionnelle,  une  taxe  annuelle  sur  une  valeur 
de  realisation  non  effectuee  serait  contraire  ä  l'article  11  de  la  Consti- 
tution en  ce  qu'elle  equivaudrait  ä  une  expropriation  partielle  sans  indem- 
nite  prealable;  ce  serait  un  impöt  sur  un  capital  sans  service  rendu 
en  echange  par  la  societe.  L'expropriation  par  zones  est  le  remede  aux 
abus  eventuels  de  la  speculation. 

5.  En  vertu  d'une  theorie  analogue,  „le  principe  des  impositions  fon- 
dees  uniquement  sur  la  plus-value  a  toujours  ete  considere  comme  inad- 
missible"  (Depeche  du  Ministre  de  l'interieur  du  21  fevrier  1895). 

II  en  est  ainsi,  m§me  quand  la  plus-value  resulte  directement  de 
travaux  accomplis  par  les  pouvoirs  publics. 

Cependant  l'on  permet  aux  communes  de  frapper  de  taxes  dites  re- 
muneratoires  les  riverains  des  rues  tracees  ou  ameliorees:  ces  taxes  de 
remblai,  de  deblai,  de  voirie,  de  pavage,  d'eclairage,  etc.,  sont  etablies, 
non  pas  uniquement  sur  la  plus-value  des  terrains  voisins,  mais  en  paie- 
ment  d'un  service  public  prealablement  rendu. 

Ces  taxes  communales  sont  souvent  mal  assises.  Elles  sont  frequem- 
ment  calculees  au  metre  courant  de  fagade  ce  qui  ne  tient  pas  compte 
de  la  profondeur  ni  de  la  valeur  des  terrains. 

Souvent  d'ailleurs  le  caractere  remuneratoire  n'est  qu'un  pretexte: 
les  taxes  sont  deux  ou  trois  fois  plus  elevees  que  la  valeur  du  service 
rendu.  Pour  leur  determination,  les  rues  sont  souvent  classees  en  un 
certain  nombre  de  categories;  alors  que  le  service  est  ä  peu  pres  le 
m§me,  la  remuneration  differe  du  simple  au  triple. 

Quelques  communes  ont  un  cadastre  special,  et,  notamment  dans 
ces  dernieres  annees,  ont  obtenu  l'autorisation  de  s'en  servir  pour  l'eta- 
blissement  de  contributions  personn elles  locales,  ajoutees  aux  Centimes 
additionnels  ou  remplagant  ceux-ci.  Comme  ce  cadastre  local  a  profite 
des  evaluations  plus  elevees  de  la  revision  en  cours,  ces  communes  bene- 
ficient,  en  fait  et  actuellement,  des  plus-value  qu'elles  peuvent  constater. 
C'est  notamment  le  cas  pour  la  ville  de  Liege:  eile  pergoit  sur  la  valeur 
presumee  realisable  des  proprietes,  teile  qu'elle  a  ete  determinee  par  les 
experts  du  cadastre  communal: 

a)  1,80  pour  mille  sur  la  valeur  des  habitations  (exemption  pour  les 
fabriques,  etc.); 
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b)  0,80  pour  mille  sur  la  valeur  des  terrains  d'agrement,  du  sol  des 
habitations,  des  cours,  etc.    Sont  exemptees  notamment; 
1°)  entierement,  les  proprietes  d'une  valeur  inferieure  ä  2600  frs. 
et  les  maisons  ouvrieres  favorisees  par  les  lois  des  9  aoüt  1889 
et  18  juillet  1893. 
2°)  ä  concurrence  de  moitie,  Celles  de  2600  ä  4000  frs.,  inclusive- 
ment; 

3°)  ä  concurrence  d'un  quart,  celles  de  4001  ä  5000  frs.,  inclusive- 
ment; 

Les  reglements  de  ce  genre  sont  fort  variables,  et  encore  relative- 
ment  peu  repandus.  II  n'est  pas  encore  possible  de  tirer  des  conclusions 
de  leur  application. 


VII.  Loyer,  prix  du  terrain,  impöts. 

Par  M.  H.  Denis,  professeur  ä  l'Universite  libre  de  Bruxelles,  President  du 
Comite  de  Patronage  d'Ixelles. 

Si  Ton  veut  mesurer  toute  l'importance  et  toute  la  vraie  grandeur 
de  la  premiere  question,  il  faut  considerer  pendant  ime  assez  longue 
suite  d'annees  le  concentration  de  la  population  qui  s'opere  dans  les 
grandes  villes.  C'est  la  qu'est  la  cause  generale  de  ces  faits  si  etroite- 
ment  unis;  raugmentation  continue  des  loyers,  eelle  de  la  valeur  du 
terrain  sur  lequel  s'elevent  les  habitations,  le  resserrement,  l'exigui'te 
persistante  et  l'insalubrite  trop  frequente  des  logements  de  la  classe 
ouvriere  et  Fimpossibilite  grandissante  pour  la  masse  des  travailleurs 
urbains  de  devenir  proprietaires  de  leur  habitation. 

En  premier  lieu,  la  Belgique  fournit  un  exemple  saisissant  de  ce 
mouvement  de  concentration  progressive  de  la  population.  De  1846  ä 
1900,  la  population  totale  du  pays  s'est  accrue  de  plus  de  moitie:  54%. 

Comment  cette  augmentation  s'est-elle  repartie  dans  l'espace?  II  est 
aise  de  le  calculer  et  rien  n'est  plus  eloquent  que  le  resultat  de  ce 
calcul.  La  population  des  communes  de  moins  de  2.000  ämes  a  diminue 
de  2%  dans  cet  intervalle.  La  population  des  communes  de  2  ä  5.000 
habitants  s'est  accrue,  mais  dans  une  proportion  bien  inferieure  ä  la 
progression  moyenne  du  pays:  eile  s'est  accrue  de  29%;  au  contraire 
pour  les  communes  plus  importantes,  le  mouvement  va  s'accelerer  de  plus 
en  plus  rapidement.  La  population  des  communes  de  5.000  ä  10.000 
habitants  s'est  accrue  de  79%,  celle  des  communes  de  10.000  ä  25.000  h. 
s'est  accrue  de  164%,  celle  des  communes  de  25.000  ä  100.000  h.  a 
augmente  de  186%,  et  enfin  celle  des  communes  de  plus  de  100.000  h. 
s'est  accrue  de  240%. 

L'amplitude  du  mouvement  devient  ainsi  d'autant  plus  considerable 
que  l'importance  des  villes  est  plus  grande.  C'est  une  veritable  loi  de 
notre  evolution  economique  et  sociale  moderne. 

En  second  lieu,  nous  pouvons  mettre  en  rapport  avec  ces  phenomenes, 
l'allure  progressive  des  loyers  des  habitations  en  general,  en  prenant 
comme  exemple  Bruxelles  et  les  communes  qui  l'entourent. 

Les  Operations  de  la  revision  du  Cadastre,  decretee  en  1896  sont 
achevees.  L'expertise  des  proprietes  bäties  s'est  etablie  d'apres  les  baux 
dont  les  experts  ont  en  communication ;  on  a  seulement  deduit  un  quart 
du  montant  du  loyer  brut  pour  entretien  et  reparation.  La  revision 
cadastrale  anterieure  ordonnee  en  1860  avait  eu  pour  base  les  baux  et 
les  actes  de  vente  passes  de  1849  ä  1858,  en  operant  la  meme  deduction 
du  quart.    Si  l'on  compare  le  revenu  cadastral  etabli  d'apres  les  bases 
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des  Operations  cadastraies  ordonnees  en  1860  avec  le  resultat  obtenu 
recemment  depuis  1896,  on  constate,  pour  le  meme  ensemble  de  proprietes, 
que  le  revenu  cadastral  s'est  accru  ä  Bruxelles  de  83°/0;  dans  les 
communes  qui  enveloppent  immediatement  Bruxelles,  formant  avec  eile 
une  agglomeration,  il  s'est  accru  de  90%,  et  il  s'est  eleve  en  moyenne 
pour  l'ensemble  de  87°/0.    C'est  ce  que  montre  le  tableau  suivant: 


Rev 

snu  cadastral  bä 

ti 

d  apres  la  loi  du 

-i  A   Qhrp    i  Qßn 

1U  oDre  lobU 

d  apres  la  loi  du 
Je  juin  loyo 

Augmentation  °/o 

JJ.U  U  V  CdU 

Bruxelles  .... 

19  000  368 

34  808  327 

83 

Anderlecht  .... 

1  309  212 

2  630  961 

101 

Etterbeek  .... 

639  827 

1  349  761 

111,9 

Jaelles  

3  919  777 

7  489  482 

91 

946  918 

1  913  367 

102 

Molenbeek  St.  Jean 

1904  087 

3  601  084 

89 

St,  Gilles  .... 

2  997  096 

9  436  872 

81 

St.  Josse-ten-Noode 

2  996  198 

4  849  911 

89.9 

Schaerbeek     .    .  . 

3  344  276 

6  330  979 

89 

Total  des  faubourgs 

17  613  391 

33  998  013 

90 

Bruxelles  .... 

19  000  368 

34  808  327 

83 

Total  

36  613  719 

68  406  340 

87 

Nous  pouvons,  en  partant  de  ces  donnees  statistiques,  retablir  par 
le  calcul  le  montant  des  loyers  bruts  effectivement  payes  par  les  habitants 
de  ces  communes.  II  suffit  d'augmenter  de  25%  le  revenu  cadastral. 
On  calcule,  des  lors,  que  la  depense  moyenne  de  logement,  le  loyer 
moyen  par  habitant,  sans  aucune  distinction  de  classe  sociale,  et 
la  depense  moyenne  de  logement  d'une  famille  de  cinq  personnes,  se  sont, 
de  l'une  des  p-eriudes  ä  l'autre,  elevees  de  frcs.  83,62  par  habitant,  de  frcs. 
418  par  famille  de  5  personnes,  ä  fr.  156,90  par  habitant  et  fr.  782,90 
par  famille  de  5  personnes. 

Le  tableau  suivant  montre  quel  a  ete  le  mouvement  dans  les 
diöerentes  communes: 


Loyer  moyen  annuel 
par  habitant 

Loyer  moyen  annuel  par 
famille  de  5  personnes  de 
toute  classe  sociale 

Ancien 

Nouveau 

Ancien 

Nouveau 

Bruxelles  .... 

129 

francs 

237  francs 

649  francs 

1189  francs 

St.  Josse-ten-Noode 

109 

187  „ 

900 

n 

939  „ 

Ixelles  

84 

19'  „ 

420 

799  .. 

St.  Gilles  .... 

72 

131  „ 

360 

699  „ 

Schaerbeek     .    .  . 

69 

129  „ 

329 

629  „ 

Molenbeek  .... 

40 

76  „ 

200 

n 

386  ., 

Laeken   

39 

79  _ 

199 

399  „ 

Etterbeek  .... 

37 

81  „ 

189 

409  „ 

Anderlecht .... 

34 

" 

68  „ 

170 

340  .. 

Moyenne  generale  . 

83 

n 

196  „ 

418 

782  „ 
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Le  mouvement  progressif  doit  etre  note  surtout  dans  les  communes 
qui  sont  surtout  habitees  par  la  classe  ouvriere  comme  Molenbeek,  Laeken, 
Anderlecht. 

En  troisieme  lieu,  les  cbiffres  qui  precedent  le  montrent  dejä,  le 
Situation  des  logements  ouvriers  doit  §tre  mise  en  connexion  avec  ce 
double  mouvement  de  la  population  et  des  loyers  en  general.  Je  n'ai 
ici  qu'ä  rappeler  les  temoignages  de  la  statistique  que  j'ai  reunis  dans 
le  document  publie  pour  ce  congres.  La  progression  des  salaires  est 
indeniable  et  importante,  le  „Standard  of  Ufe"  s'est  tres  notablement 
eleve,  et  c'est  lä  un  progres  que  nul,  sans  manquer  ä  la  verite,  ne  peut 
meconnaitre  et  dont  chacun  se  rejouit  d'ailleurs.  Les  conditions 
hygieniques  des  logements  ouvriers  ont  re§u  de  profondes  ameliorations 
depuis  l'epoque  oü,  dans  l'enqu§te  de  1846,  Ducpetiaux  et  la  Commission 
medicale  de  Bruxelles  denongaient  une  Situation  cruelle,  degradante  et 
terrible;  cependant  un  demi  siecle  apres  ces  temoignages  de  la  science, 
malgre  tous  les  progres  accomplis,  il  est  certain  que  les  conditions  de 
logement  des  travailleurs  des  grandes  villes  se  pressent  encore,  si  je 
puis  dire,  aux  limites  des  exigences  imperieuses  de  l'hygiene  et  l'enqu£te 
de  1897,  ä  Bruxelles  a  pu  inscrire  cette  triste  conclusion:  „l'ouvrier  est, 
en  general,  fort  mal  löge,  les  logements  ouvriers  convenables  au  point 
de  vue  du  cube  d'air,  de  l'hygiene  et  du  confort  sont  extr^mement  rares." 
Ainsi,  le  probleme  souleve  par  le  mouvement  general  de  le  population 
pese  encore  d'un  poids  enorme  sur  les  villes. 

La  cause  la  plus  importante  a  mes  yeux  de  cet  accroissement  des 
loyers,  c'est  le  developpement  progressif  de  la  rente  d'emplacement  et 
de  la  valeur  du  terrain,  V „unearned  increment"  dont  le  progres  plus 
ou  moins  rapide  a  ete  signale  dans  la  plupart  des  villes  et  qui  a  ete 
extraordinairement  brusque  dans  certaines  villes  d'Amerique  et  müme 
d'Europe. 

La  ville  de  Bruxelles  a  essaye  de  la  frapper  par  une  taxe  sur  les 
constructions  et  reconstructions,  etablie  il  y  a  pres  de  40  ans  (1864). 
L'economie  de  cette  taxe  temoigne  que  c'est  bien  la  rente  d'emplacement 
capitalisee  qui  l'on  a  voulu  atteindre.  Elle  frappe  en  effet  le  m6me 
metre  cube  de  construction  tres  inegalement  selon  la  classe  dans  laquelle 
a  ete  rangee  la  voie  publique  oü  la  maison  est  erigee.  Le  reglement 
de  la  taxe  prevoit  ainsi  dix  classes  distinctes  et  un  tarif  decroissant 
de  10  en  10%  du  montant  de  la  taxe  maxima  jusqu'a  la  derniere 
classe  oü  l'on  a  place  les  maisons  destinees  aux  ouvriers.  Ces  classes 
correspondent  theoriquement  a  les  zönes  distinctes  inegalement  favorables 
au  developpement  et  aux  besoins  de  la  communaute,  et  oü  des  con- 
structions identiques,  ä  raison  de  la  limitation  m§me  du  sol,  donnent 
naissance  a  des  rentes  decroissant  a  mesure  que  le  Situation  devient 
moins  avantageuse. 

La  revision  periodique  de  ces  classes  operee  par  la  ville  meme,  c'est 
en  definitive  une  sorte  d'enregistrement  des  changements  qui  s'operent 
dans  la  distribution  de  la  rente  urbaine,  surtout  des  progres  de  cette 
rente.  L'ouverture  ou  l'elargissement  d'une  rue,  en  elevant  les  con- 
structions nouvelles  d'un  degre  dans  la  Classification,  aura  provoque  une 
augmentation  de  la  rente  d'emplacement  dont  la  commune  recueillera  sa 
part.  Une  teile  taxe  pergue  en  une  fois,  dont  le  produit  moyen  n'a  pas 
depasse  230.000  frs.  par  an  dans  les  cinq  dernieres  annees  est  en  definitive 
supportee  par  l'occupant,  eile  n'exerce  pas  cette  action  regulatrice  dont 
M.  Willi  Engel  le  rapporteur  distingue,  poursuit  la  reali^ation  avec  une 
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profonde  raison  et  une  incontestable  justice,  en  reclamant  l'imposition 
normale  de  \\unearned  incrcment" . 

Je  reste  pour  le  surplus  fidele  ä  l'opinion  que  c'est  dans  une  extension 
considerable  de  la  propriete  collective,  dans  le  developpement  energique 
de  la  construction  d'habitations  ä  bon  marche  par  les  communes  ou  les 
pouvoirs  publics  associes;  c'est  la  comme  je  Tai  soutenu  dans  ma  Note 
qu'il  fait  chercher  l'action  regulatrice  du  mouvement  des  baux,  une 
concurrence  vraiment  salutaire,  une  Solution  hygienique  stable,  et  le 
contrepoids  ä  cette  influence  croissante  du  deplacement  de  la  population 
rurale  et  de  la  concentration  urbaine,  qui  font  de  la  question  du  logement 
dans  les  villes  une  question  sociale  dans  la  plus  large  acception,  et 
legitiment  ä  tous  les  egards  l'intervention  de  l'Etat  lui-m§me. 

Des  impöts  qui  affectent  les  habitations  ouvrieres,  la  Contribution 
personnelle  et  mobiliere  appelle  l'attention  en  Belgique  parce  que  le 
Legislateur  s'est  applique  ä  diverses  reprises  ä  en  alleger  le  fardeau; 
tel  est  l'objet  des  lois  du  18  juillet  1893,  du  11  avril  1895.  En  eile 
m§me,  dans  la  forme  historique  qu'elle  presente  apres  les  influences 
complexes  qu'elle  a  subies,  cette  Contribution  personnelle  est  un  impot 
sur  le  revenu  presume  d'apres  certains  indices  dont  le  valeur  locative  et 
les  portes  et  fenötres  sont  les  principaux.  La  valeur  locative  est  determinee 
aujourd'hui  d'une  maniere  imparfaite  et  vicieuse;  l'impöt  sur  les  portes 
et  fenötres  condamne  par  l'hygiene,  presente  en  outre  dans  sa  repartition 
des  inegalitis  monstreuses  qui  pesent  de  tout  leur  poids  sur  les  habitations 
des  classes  les  moins  aisees.  Sa  disparition  prochaine  est  inevitable:  la 
transformation  de  le  Contribution  personnelle  en  un  veritable  impöt  sur 
le  revenu  est  une  legitime  exigence  de  la  justice. 

En  vertu  de  la  loi  du  18  juillet  1893,  les  habitations  d"un  revenu 
cadastral  inferieur  a  171  fr.  occupees  par  des  ouvriers  ou  anciens  ouvriers, 
n'ayant  pas  d'autre  propriete  sont  exemptees  de  le  Contribution  personnelle. 
En  vertu  de  la  loi  de  1895  1'exemption  s'accorde  ä  ceux  dont  les 
habitations  ne  depassent  pas  une  valeur  locative  determinee,  et  dont  le 
maximum  pour  les  grandes  villes  comme  Bruxelles,  est  de  84  fr.  80  pour 
l'exoneration  totale  de  l'impöt,  106  fr.  pour  1'exemption  partielle. 

Je  n'ai  pu  obtenir  de  lumieres  statistiques  que  sur  le  nombre  des 
habitations  qui  beneficient  de  la  loi  de  1893.    II  y  en  a  1041. 

A  l'egard  de  l'autre  ordre  d'exemptions  les  bienfaits  de  la  loi  de 
1895  sont  necessairement  limites  a  une  faible  portion  de  la  classe 
ouvriere  des  grandes  villes.  A  1'exemption  de  ceux  des  travailleurs  qui 
sont  directement  soumis  ä  l'impöt  ou  qui  occupent  a  titre  de  locataires 
directs  des  parties  de  maison,  la  grande  masse  des  travailleurs  non 
imposee  directement,  habitant  des  appartements  ou  des  chambres  dans 
les  maisons  qui  est  un  locataire  principal,  toute  cette  masse  considerable 
subit  par  repercussion  une  part  de  la  Charge  fiscale.  Aucune  mesure 
d'exoneration  ne  sera  generalisee  ici  que  par  la  transformation  de  la 
contribution  personelle  en  impot  direct  sur  le  revenu  avec  exemption 
(Tun  minimum  de  revenu. 


VIII.  Die  städtischen  Boden-  und  Wohnungs- 
verhältnisse  in  Dänemark.*) 

Von  Cordt  Trap,  Direktor  des  städtischen  statistischen  Bureaus  in  Kopenhagen, 
Mitglied  des  Arbeiterversicherungsrathes. 

1.  Städtebau.  A.  Bebauungsplan  und  Bauordnung.  1.  Wird  für  die 
Bebauung  neuer  Stadttheile  ein  Gesammtentwurf  (Bebauungsplan)  durch 
behördliche  Anordnung  im  voraus  aufgestellt,  oder  ist  die  Auftheilung 
des  Baulandes  einzelnen  Unternehmern  und  grösseren  Grundbesitzern 
überlassen? 

2.  Werden  sämmtliche  Strassen  eines  ganzen  Stadttheils  im  voraus  fest- 
gelegt oder  erst  gemäss  dem  Bedürfniss  in  den  Bebauungsplan  aufge- 
nommen? 

Die  Bebauung  neuer  Stadttheile  geschieht  durch  das  Zusammen- 
wirken der  kommunalen  Behörden  und  der  privaten  Grundbesitzer.  Der 
Magistrat  stellt  in  der  Regel  im  voraus  einen  Plan  zur  Bebauung  des 
Stadtviertels  auf,  und  soweit  es  sich  um  die  nothwendigen  Verkehrs- 
linien handelt,  wird  derselbe  durch  Expropriation  auf  Grund  bestehender 
Gesetze  durchgeführt.  Hiervon  abgesehen,  ist  in  der  Regel  eine  Ueber- 
einkunft  zwischen  dem  Magistrat  und  den  privaten  Grundbesitzern  er- 
forderlich, da  die  Gesetzgebung  weder  der  Kommune  noch  einer  Mehr- 
zahl von  Grundbesitzern  das  Recht  einräumt,  einen  Strassen-  oder  Be- 
bauungsplan zu  erzwingen.  Alle  Strassen,  an  welchen  gebaut  werden 
soll,  müssen  vom  Magistrat  mit  Rücksicht  auf  die  Richtungslinie,  Höhen- 
lage, Profile,  Wasserleitung  u.  s.w.  approbirt  werden.  Auf  verschiedenen 
sehr  grossen  Terrains  kann  der  Magistrat,  wenn  die  Anlage  von  Strassen 
beantragt  wird,  die  Durchführung  seines  Projektes  vermittels  gewisser 
Servituten,  welche  von  alter  Zeit  her  auf  den  Besitzungen  lasten,  er- 
zwingen; hier  beruht  die  Machtvollkommenheit  des  Magistrats  indessen 
vielmehr  auf  einer  Art  privatrechtlichen  Anspruchs  als  auf  einer  öffent- 
lich-rechtlichen Befugniss.  In  der  Regel  wird  die  Initiative  zur  Bebau- 
ung der  Strassen  von  den  Grundbesitzern  ausgehen,  und  die  detaillirten 


*)  Die  folgenden  Daten  beziehen  sich  zum  grössten  Theil  nur  auf  Kopen- 
hagen, da  die  in  Frage  stehenden  Verhältnisse  in  den  übrigen  Städten  des 
Landes  ganz  verschiedenartige  sind ;  nur  in  Betreff  der  Besteuerung  nehmen  sie 
auch  auf  das  übrige  Land  Bezug.  —  Der  Bearbeitung  hat  ein  von  Prof.  C.  J.  Fuchs 
aufgestellter  Fragebogen  zu  Grunde  gelegen,  dessen  Fragen  in  Petitdruck  den 
einzelnen  Abschnitten  vorangestellt  sind. 
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Bestimmungen  mit  Bezug  auf  Strassenrichtung  u.  s.  w.  werden  erst 
getroffen,  wenn  die  Bebauungsfrage  aktuell  wird. 

3,  a)  Bestehen  bestimmte  Vorschriften  über  die  Abmessung  der  Baublöcke 

(Tiefe  der  Blöcke)? 
Nur  indirekt,  da  nach  dem  Baugesetz  vom  12.  April  1889  §  12  ver- 
langt werden  kann,  dass  bei  der  Bebauung  von  bisher  unbebauten  Grund- 
stücken, welche  eine  Tiefe  von  über  40  Ellen  (ca.  25,1  m)  haben,  Ein- 
fahrten angebracht  werden. 

3,  b)  Bestehen  bestimmte  Vorschriften  über  die  Anlage  von  Hofwohnungen 
(Zufuhr  von  Licht  und  Luft  für  Hofgebäude)? 

Ja,  im  Baugesetz  vom  12.  April  1899  §  22  wird  die  Beobachtung 
eines  in  dem  betreffenden  Paragraphen  näher  angegebenen  Verhält- 
nisses zwischen  der  Höhe  der  Gebäude  und  dem  Abstand  derselben  von 
einander  vorgeschrieben. 

4.  Haben  Bebauungspläne  und  Bauordnungen  ein  bestimmtes  Schema,  durch 
das  sie  einen  Einfluss  auf  eine  bestimmte  Bauweise  (Einzelbau  oder 
Massenmiethhaus)  ausüben? 

Nein,  in  der  Hauptsache  gelten  dieselben  Regeln  für  alle  Bauten. 
Wenn  die  Umstände  dafür  sprechen,  so  werden  bei  kleineren  Wohn- 
gebäuden gewisse  Erleichterungen  mit  Bezug  auf  Treppenanlagen  und 
die  Dicke  der  Mauern  eingeräumt. 

B.  Strassenbau.  1.  Hat  ein  jeder  Grundbesitzer  das  Recht,  auf  seinem 
Grundstück  ohne  weiteres  und  beliebig  zu  bauen,  oder  muss  vorher  eine 
Strassenanlage,  bezw.  ein  Zugang  von  der  Strasse  zum  Gebäude  vor- 
handen sein? 

Nach  dem  Baugesetz  vom  12.  April  1889  §  6  darf  kein  Bau  auf  einem 
Grundstücke  begonnen  werden,  welches  nicht  an  einem  vom  Magistrat 
gutgeheissenen  öffentlichen  Wege  oder  Strasse  liegt  oder  wenigstens  an 
einem  Wege,  welcher  in  hinlänglicher  Breite  und  in  einer  zweckmässigen 
Richtung  nach  einem  angrenzenden  öffentlichen  Wege  führt. 

2.  Werden  die  Strassen  in  neuen  Stadttheilen  von  der  Gemeinde  hergestellt 
oder  bleibt  die  Herstellung  den  Grundbesitzern  und  Bauunternehmern 
überlassen? 

Bei  Anlage  von  öffentlichen  Strassen  werden  die  Kosten  von  den 
Gemeinden  verauslagt,  aber  auf  die  Besitzer  der  anstossenden  Baustellen 
vertheilt,  welchen  jedoch,  je  nach  den  Umständen,  eine  gewisse  Zah- 
lungsfrist gewährt  werden  kann.  Die  Kosten  bei  Anlage  von  privaten 
Wegen  werden  von  den  angrenzenden  Grundbesitzern  getragen. 

3.  Ist  die  Aufschliessung  neuen  Baulandes  durch  Strassenanlagen  eine  aus- 
reichende? Oder  bleiben  Komplexe  von  Bauland  unbenutzt,  weil  die  er- 
forderlichen Strassenanlagen  nicht  hergestellt  werden  können? 

Die  Frage  kann  wohl  mit  Nein  beantwortet  werden. 

II.  Grundeigenthum.  1.  Ist  das  Eigenthum  am  Boden  frei  veräusserlich?  Be- 
stehen bestimmte  Formen  des  getheilten  oder  beschränkten  Eigenthums, 
wie:  langjährige  Pacht,  Erbbaurecht,  leasehold  property,  Eigenthum  an 
einzelnen  Theilen  oder  Stockwerken  eines  Gebäudes? 
Bestimmte  Formen  für  ein  beschränktes  Eigenthumsrecht  existiren 
nur  in  geringem  Umfange.   Erwähnt  kann  jedoch  werden,  dass  die  Kom- 

VI.  Internationaler  Wohnuugskongiess.  11 


162 


mime  Kopenhagen  in  den  letzten  Jahren  verschiedene  Bauplätze  zu 
Villenbauten  mit  Rückkaufsrecht  zum  1.  Januar  1972  gegen  die  Verkaufs- 
summe mit  Zuschlag  des  Werthes  der  Bauten  nach  einer  von  Unpar- 
teiischen vorgenommenen  Abschätzimg,  verkauft  hat. 

2.  Ist  der  städtische  Grundbesitz  vorzugsweise  in  den  Händen  von  Gross- 
grundbesitzern oder  von  Besitzern  einzelner  Grundstücke? 

Der  Grundbesitz  in  Kopenhagen  ist  vorzugsweise  in  den  Händen 
von  Besitzern  einzelner  Grundstücke.  Jedoch  hat  die  Kommune  Kopen- 
hagen von  alter  Zeit  her  grossen  Grundbesitz  und  hat  auch  in  den 
letzten  Jahren  weitere  bedeutende  Terrains,  besonders  in  der  Kommune 
Utterslev  erworben,  welche  letztere  am  1.  Januar  1901  in  Kopenhagen 
eingemeindet  worden  ist.  Diese  bedeutenden  Terrainankäufe  sind  jedoch 
nicht  zu  Spekulationszwecken  vorgenommen,  sondern  um  die  Kommune 
Kopenhagen  zur  Herrin  über  die  weitere  Bebauung  der  Stadt  zu  machen. 

3.  Besteht  eine  gewerbsmässige  Bodenspekulation,  die  den  Ankauf  und  die 
Zurückhaltung  unbebauter  Grundstücke  zum  Gegenstand  hat?  Bestehen 
zu  diesem  Zweck  besondere  Gesellschaften,  sogenannte  Terraingesell- 
schaften. (Nähere  Angaben  über  diese.)  Kommt  es  vor,  dass  solche  Ge- 
sellschaften oder  Einzelpersonen  einen  grossen  Theil  des  künftigen  Bau- 
landes vorher  aufkaufen,  und  wird  dadurch  eine  Steigerung  der  Preise 
des  letzteren  verursacht? 

Die  Frage  ist  schwer  zu  beantworten.  Es  haben  in  Kopenhagen 
verschiedene  Gesellschaften  bestanden,  welche  auf  Bodenverkauf  spekulirt 
haben;  aber  sie  haben,  wenigstens  zum  grössten  Theil,  die  baldige  Rea- 
lisation der  Baustellen  im  Auge  gehabt  und  die  damit  verbundene  Arbeit, 
wie  die  Anlage  von  Strassen  u.  s.  w.,  auf  sich  genommen.  Von  einer  „ge- 
werbsmässigen Bodenspekulation"  in  grossem  Stil  kann  man  kaum 
sprechen.  Besonders  kann  man  nicht  sagen,  dass  Terraingesellschaften 
grössere  Theile  des  zukünftigen  Baulandes  zurückgehalten  und  dadurch 
eine  Steigerung  der  Bodenpreise  verursacht  haben.  Dies  würde  in 
Kopenhagen  auch  durch  den  Umstand  erschwert  werden,  dass  die 
Kommune  ein  so  grosser  Grundbesitzer  ist;  in  Betracht  kommt  auch  hier 
die  in  den  letzten  Jahren  stattgefundene  bedeutende  Bebauung  in  der 
Nähe  der  Eisenbahnstationen  in  der  Umgebung  von  Kopenhagen,  welche 
regulirend  auf  die  Bodenpreise  in  der  Stadt  gewirkt  hat.  Etwas 
anderes  ist  es  natürlich,  dass  die  Entwicklung  örtlich  dadurch  auf- 
gehalten werden  kann,  dass  Besitzer  von  grossen  Grundstücken,  welche 
sie  z.  B.  durch  Erbschaft  erworben  haben,  diese  nicht  zu  den  Preisen  ver- 
kaufen wollen,  für  welche  man  andere  Grundstücke  in  ähnlicher  Lage 
erhalten  kann.  Aber  diese  Verhältnisse  sind  lokal  und  nicht  von 
grösserer  Bedeutung  für  die  Bebauung.  Erwähnt  mag  werden,  dass 
eine  private  Gesellschaft  vor  kurzem  bedeutende  Areale  erworben  hat, 
welche  durch  Trockenlegen  bei  der  Regulirung  des  Hafens  von  Kopen- 
hagen gewonnen  wurden. 

4.  Hat  in  den  letzten  25  Jahren  eine  Steigerung  stattgefunden  a)  der  Boden- 
preise; b)  der  Baukosten;  c)  der  Wohnungsmiethen ?  (Hierüber  erbittet 
man  statistische  Angaben,  und  zwar  jeweils  für  Grossstädte,  Mittelstädte 
und  Kleinstädte.) 

5.  Ist  die  Steigerung  der  Wohnungsmiethen  hervorgerufen  durch  Steigen 
der  Grundstückspreise  oder  der  Baukosten?  Oder  durch  beides,  und  in 
welchem  Verhältniss? 
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In  den  letzten  25  Jahren  hat  ohne  Zweifel  eine  bedeutende  Steige- 
rung sowohl  der  Preise  für  die  Grundstücke  als  auch  der  Baukosten 
stattgefunden.  Was  letztere  betrifft,  so  wird  von  Avohlunterrichteter 
Seite  eine  Preissteigerung  von  ca.  25 — 30  %  angegeben.  Die  Kommune 
Kopenhagen  hat  von  1880  an  eine  Wohnungs-  und  Miethsstatistik. 
gleichzeitig  mit  der  Volkszählung  ,  eingeführt.  In  der  folgenden  Tabelle 
ist  die  halbjährliche  Miethe  für  die  einzelnen  Gruppen  von  Wohnungen 
angegeben.  Das  Mädchenzimmer  wird  hier  als  selbständiges  Zimmer 
gerechnet. 

1885  1890 
Kr.  Kr. 

Wohnungen  mit  2  Zimmern  ....  90,6  86,2 
„3  „  ....  149,5  145,2 
„  4  „  .  .  .  .  189,5  193,1 
„5  „  ....  277,4  280,7 
„6  „  ....  367,1  371,6 
„7  „  ....  458,2  525,2 
„   8       „      u.  darüber  845,6  796,0 


1895 

1901 

Kr. 

Kr. 

85,6 

103.5 

145,0 

159.2 

184,8 

200.7 

273,6 

288,7 

358,2 

397,2 

475,7 

544,4 

869,5 

980,8 

Sieht   man  ab  von  dem  Durchschnittspreise  für  die  Gruppe  von 
acht  Zimmern  und  darüber,  welche  wegen  ihrer  ungleichartigen  Zusammen- 
setzung von  geringerem  Interesse  ist,  so  zeigt  sich,  dass  die  Miethpreise 
von  1885 — 95  nur  eine  geringe  Veränderung  erlitten  haben,  während  sich 
in  den  Jahren  von  1895 — 1901  eine  sehr  wesentliche  Steigerung  geltend 
macht.    Am  grössten  ist  sie  für  die  zweizimmerigen  Wohnungen,  für 
welche  sie  ungefähr  21  %  ausmacht,  am  geringsten  für  die  Wohnungen 
von  fünf  Zimmern,  welche  eine  Preissteigerung  von  ungefähr  5^2  °/o 
erfahren  haben.    Was  die  Wohnungen  von  zwei  Zimmern  betrifft,  so  hat 
man  die  Preissteigerung  von  1895 — 1901  in  den  verschiedenen  Stadt- 
theilen  gesondert   festgestellt.     Während  in  den  Arbeiterstrassen  der 
inneren  Stadt,  wo  die  Bebauung  älteren  Datums  ist  und  die  Wohnungen 
deshalb  den  geringeren  Ansprüchen  der  damaligen  Zeit  entsprechend  ein- 
gerichtet sind,  die  Miethe  der  Zweizimmerwohnungen  um  kaum  10  o/0 
gestiegen  ist,  ist  der  Preis  derselben  in  der  äusseren  Stadt,  wo  sie  mehr 
nach  den  Forderungen  der  Jetztzeit  eingerichtet  sind,  um  ungefähr 
30  o/o  gestiegen.    Ein  Moment,  das  hier  zu  berücksichtigen  ist,  ist  es 
wohl  auch,  dass  die  Bevölkerung  in  den  inneren  Stadttheilen  mehr  sess- 
haft  ist,  weshalb  die  Miethpreise  nicht  so  schnell  von  der  Konjunktur 
beeinflusst  werden.     Die  grosse  Preissteigerung  in  den  Jahren  1895 
bis  1901  ist  von  höheren  Bodenpreisen  und  Baukosten  begleitet,  und 
diese  werden  unzweifelhaft  wieder  sowohl  von  dem  bedeutenden  ökono- 
mischen Aufschwung,  der  in  der  genannten  Periode  stattfand,  als  auch 
von   den  speziellen  Verhältnissen   auf   dem  Miethsmarkte  beeinflusst. 
Während  die  Anzahl  der  leer  stehenden  Wohnungen  1891 — 95  durch- 
schnittlich 2547  betragen  hatte,  betrug  sie  1899   478  und  1900  719. 
In  den  beiden  genannten  Jahren   war   zu  Zeiten    geradezu  Mangel, 
besonders  an  kleinen  Wohnungen  vorhanden. 

6.  Zeigt  sich  eine  erkennbare  Wechselwirkung  zwischen  dem  System  des 
Häuserbaues  —  Einzelhaus,  bezw.  Massenmiethhaus  —  und  dem  Preise 
des  Bodens? 

Hierüber  lässt  sich  nichts  sagen.    Nur  von  einer  Familie  bewohnte 
Häuser  existiren  in  Kopenhagen  nur  in  sehr  geringer  Anzahl. 

11* 
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III.  Realkredit.  1.  Besteht  ein  öffentliches  vom  Staate  geführtes  Grund- 
buch mit  dem  Zwange  zur  Eintragung  aller  Pfandrechte ,  und  seit  wann 
besteht  diese  Einrichtung? 

In  Dänemark  werden  in  jedem  Gerichtsbezirk  die  sogenannten  Grund- 
bücher (Sköde-  og  Panteböger)  geführt,  welche  zur  Einführung  der 
Kauf-  und  Pfandbriefe  bestimmt  sind.  Ein  Zwang  zu  gerichtlicher  Pro- 
tokollirung  besteht  zwar  nicht,  aber  das  gerichtliche  Protokolliren  ist 
im  allgemeinen  nothwTendig,  um  die  genannten  Transaktionen  bei  späteren 
Uebertragungen  zu  sichern.  Von  einer  Lesung  an  Dinggerichte 
(späteren  Uebertragungen  gegenüber)  ist  schon  in  den  alten  Provinzial- 
gesetzen  die  Rede.  Von  1551  an  scheint  das  Protokolliren  der  Grund- 
stücksübertragungen stattgefunden  zu  haben.  In  dem  Gesetz  Christian  V. 
(1683)  findet  sich  die  Grundlage  für  die  geltenden  Bestimmungen  betreffs 
der  Rechts  Wirkungen  des  gerichtlichen  Protokollirens. 

2.  Wie  ist  der  Immobiliarkredit  organisirt?  Bestehen  besondere  Organisa- 
tionen (staatliche,  städtische,  private)  für  den  Immobiliarkredit? 

Für  den  Immobiliarkredit  spielen  die  sogenannten  „Kreditvereine" 
eine  grosse  Rolle.  Solche  Vereine  sind  für  Besitzthümer  in  Städten, 
auf  dem  Lande  und  für  beide  zusammen  errichtet.  Für  ganz  kleine 
Landbesitzthümer  hat  man  die  sogenannten  „Häuslerkreditvereine"  er- 
richtet. Was  den  Kreditvereinsdarlehen  eine  so  grosse  Sicherheit  ver- 
leiht, ist  der  Umstand,  dass  die  Debitoren  dem  Verein  solidarisch  ver- 
antwortlich sind.  Die  „Kreditvereine"  verschaffen  sich  durch  die  Emission 
von  Obligationen  Darlehnskapitalien.  Der  Staat  hat  die  Entwicklung 
dieser  Institutionen  dadurch  gefördert,  dass  er  ihnen  Stempelfreiheit 
gewährt  hat;  den  Obligationen  der  „Häuslerkreditvereine"  ist  ausserdem 
eine  Staatsgarantie  eingeräumt.  Die  Kreditvereine  gewähren  Darlehen 
bis  zu  3/s  der  Schätzungssumme;  in  den  letzten  Jahren  sind  Kredit- 
vereine errichtet  worden,  die  auf  zweite  Hypotheken  Darlehen  gewähren. 
Hier  können  die  Darlehnsummen  bis  zu  3/4  des  Werthes  steigen.  In 
beiden  Fällen  erreichen  die  Darlehnssummen  nur  selten,  bei  ganz  be- 
sonders sicheren  Darlehen,  die  festgesetzte  Maximalgrenze.  Im  ganzen 
nehmen  die  Kreditvereine  wesentlich  Rücksicht  auf  den  dauernden 
Ertrag  des  Besitzthums,  dagegen  nicht  auf  den  eigentlichen  Spekulations- 
werth. Die  Abschätzung  des  Besitzthums  erfolgt  in  der  Regel  durch 
eigene  Vertrauensmänner.  Die  Leistungen  der  Darlehensnehmer  um- 
fassen ausser  Zinsen  und  Administrationsbeiträgen  zugleich  eine  kleine 
Abzahlung,  welche  zur  Amortisation  der  Obligationen  durch  Auslosung 
benutzt  wird.  Einige  Kreditvereine  geben  auch  nichtamortisirbare  Dar- 
lehen; bei  diesen  beträgt  die  Beleihungsgrenze  Ys  der  Schätzungs- 
summe. Die  Kreditvereinsdarlehen  werden  in  Serien  getheilt,  so  dass  ein 
Debitor  nur  mit  den  anderen  Debitoren  derselben  Serie  solidarisch 
haftbar  ist.  Wird  eine  neue  Serie  eröffnet,  so  können  die  Debitoren 
der  vorhergehenden  Serie  indessen  zeitweilig  für  die  Verpflichtungen 
der  neuen  Serie  haftbar  gemacht  werden.  Jede  Serie  hat  ausserdem 
ihren  selbständigen  Reservefonds.  Dementsprechend  sind  natürlich  die 
von  den  Kreditvereinen  emittirten  Obligationen  auch  in  Serien  getheilt. 

3.  Haben  sich  Missstände  auf  dem  Gebiete  des  Immobiliarkredits  gezeigt? 
Hat  insbesondere  zu  grosse  Erleichterung  des  Immobiliarkredits  die  ge- 
werbsmässige Grundstücks-  und  Häuserspekulation  hervorgerufen  oder 
befördert? 
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Die  „Kreditvereine"  haben  in  hohem  Grade  dazu  beigetragen,  den 
Grundbesitzern  den  Geldverkehr  zu  erleichtern,  aber  da  sie  ihre  festen 
Bestimmungen  für  den  Darlehnsverkehr  haben  und  sich  innerhalb  der 
genügende  Sicherheit  gewährenden  Grenzen  halten,  kann  man  nicht 
sagen,  dass  sie  eine  systematische  Grundstücksspekulation  hervorgerufen 
oder  gefördert  hätten.  Eher  haben  diese  Vereine,  indem  sie  keine  Rück- 
sicht auf  den  Spekulationswerth  der  Besitzthümer  nehmen,  regulirend 
auf  die  Bauverhältnisse  gewirkt. 

4.  Ist  der  Fall  häufig,  dass  die  Bauten  durch  vorgeschobene  zahlungsunfähige 
Personen  (Strohmänner)  betrieben  werden?  Kommen  insbesondere  häufig 
Schädigungen  von  Bauhandwerkern  vor  ? 

Anfang  der  siebenziger  Jahre  während  der  grossen  Bauspekulation, 
die  damals  herrschte,  spielten  die  Institution  der  Strohmänner  und  die 
damit  Hand  in  Hand  gehenden  Verluste  der  Bauhandwerker  eine  nicht 
unbedeutende  Rolle  in  Kopenhagen.  Auch  in  späteren  Jahren  sind 
eine  Menge  Bauten,  besonders  Wohnhäuser,  auf  Rechnung  von  Personen 
ohne  jegliches  Vermögen,  welchen  auch  in  technischer  Beziehung  die  not- 
wendigen Fähigkeiten  abgehen,  ein  Bauunternehmen  zu  leiten,  aufge- 
führt worden.  Dabei  kommt  es  vor,  dass  Handwerker  Verluste  erleiden, 
da  die  durch  Aufnahme  von  Prioritäten  flüssig  gemachten  Mittel  nicht  an 
erster  Stelle  zur  Deckung  ihrer  Ansprüche  verwendet  werden,  indem 
eine  dritte  Person,  welche  die  finanzielle  Seite  des  Unternehmens  leitet, 
auf  die  eine  oder  die  andere  Weise  dafür  sorgt,  ihren  Verdienst  an  dem 
Unternehmen  in  erster  Linie  sicherzustellen. 

Ein  eigenthümlicher  Fall  ereignete  sich  vor  einigen  Jahren  bei  einem 
grösseren  Bauunternehmen,  indem  die  Fachvereine  dem  Versuch,  die  Bau- 
handwerker um  ihre  Ansprüche  zu  bringen,  mit  einem  Interdikt  gegen 
die  weitere  Bebauung  des  Grundstückes  entgegentraten,  indem  sie  ihren 
Mitgliedern  untersagten,  dort  Arbeit  anzunehmen.  Diesem  Zustande 
wurde  erst  dadurch  ein  Ende  gemacht,  dass  das  Unternehmen  in  andere 
Hände  überging  und  ein  Abkommen  getroffen  wurde,  nach  welchem  den 
Bauhandwerkern  ihr  Guthaben  theilweise  gesichert  wurde. 

IV.  Besteuerung.      1.   Welches    sind  die   hauptsächlichsten  öffentlichen 
Lasten  des  Grundbesitzes? 
2.  Findet  eine  differentielle  Behandlung  oder  eine  Befreiung  kleiner  Häuser 
oder  Wohnungen  statt,  und  bei  welcher  Preislage  beginnt  dieselbe? 

Die  öffentlichen  Steuern  auf  Grundbesitz  lassen  sich  in  Staats-  und 
Kommunesteuern  theilen. 

Staatssteuern.  Die  Gebäudesteuer  wurde  durch  eine  Verfügung 
vom  1.  Oktober  1802  eingeführt.  Während  landwirtschaftliche  Besitz- 
thümer mit  der  sogenannten  „Hartkorn "-Steuer  besteuert  wurden,  sollte 
die  Gebäudesteuer,  die  auf  allem  Gelass,  welches  nicht  zu  landwirtschaft- 
lichen Zwecken  benutzt  wird,  ruhte,  alle  nicht  Landwirtschaft  Treiben- 
den auch  auf  dem  Lande  treffen.  Freilich  wurde  die  Gebäudesteuer 
vom  Eigentümer  erlegt,  aber  man  rechnete  damit,  dass  eine  Ueber- 
wälzung  auf  die  Verbraucher  des  Wohnraums  stattfinden  werde.  Die 
Gebäudesteuer,  welche  von  dem  Werth  des  Grundstücks  unabhängig  ist, 
wird  in  Kopenhagen  nach  dem  Wohnraum,  in  den  Provinzialstädten  und 
auf  dem  Lande  zugleich  mit  Rücksicht  auf  die  Grösse  der  Versicherungs- 
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summe  bestimmt.  In  Kopenhagen  beträgt  die  jährliche  Gebäudesteuer 
per  □  Elle  Wohnraum  für  Wohnungen  im  Vorderhause  83/5  Oere,  für 
Wohnungen  in  Zwischen-  und  Hinterhäusern  53/4  Oere,  was  ca.  213/4, 
bezw.  ca.  14*/2 '  Oere  per  qm  beträgt.  Steuerfrei  sind  Wohnungen  unter 
einem  gewissen  Wohnraum,  in  Kopenhagen  80  □  Ellen,  in  den  Provinzial- 
städten 100  □  Ellen  und  auf  dem  Lande  120  □  Ellen  (entsprechend  ca. 
31,5,  39,4  und  47,3  qm).  In  Kopenhagen  ist  die  Grenze  der  Steuer- 
freiheit unter  gewissen  Bedingungen  etwas  höher  (90  □  Ellen)  für  Ar- 
beiterwohnungen,  welche  von  gemeinnützigen  Vereinen  aufgeführt  sind. 
Für  Wohnungen  über  der  genannten  Grenze  giebt  es  keine  Ermässigung. 
Die  Gebäudesteuer  brachte  im  letzten  Finanzjahr  (1900 — 1901)  in  Kopen- 
hagen 1  467  000  Kr.,  in  den  Provinzialstädten  1329  000  Kr.,  auf  dem 
Lande  1  114  000  Kr.  ein.  Im  Augenblick  liegt  eine  Regierungsvorlage  vor, 
welche  vom  Folkething  angenommen  ist,  die  darauf  hinausgeht,  die  direkten 
Staatssteuern  aufzuheben  und  an  deren  Stelle  eine  Einkommen-  und 
Vermögenssteuer  sowie  eine  Steuer  auf  allen  Grundbesitz  im  Verhältniss 
zu  dessen  Werth  (Ejendomsskyld)  einzuführen.  Man  schlägt  Steuer- 
freiheit für  Grundstücke,  die  ausschliesslich  zu  Wohnungen  benutzt 
werden,  vor,  vorausgesetzt,  dass  der  jährliche  Miethswerth  jeder 
einzelnen  Wohnung  auf  dem  Lande  60  Kr.,  in  den  Provinzialstädten 
120  Kr.  und  in  Kopenhagen  180  Kr.  nicht  übersteigt.  Finden  sich  in 
Häusern,  die  nicht  ausschliesslich  als  Wohnhäuser  benutzt  werden  oder 
in  welchen  sich  Wohnungen  zu  höherem  Miethpreise  befinden,  Woh- 
nungen, deren  jährliche  Miethe  die  oben  genannten  Preise  nicht  über- 
steigt, so  kann,  auf  Antrag  des  Steuerpflichtigen,  der  Miethswerth 
solcher  Wohnungen,  mit  14  multiplizirt,  von  der  Schätzungssumme  des 
Besitzthums  abgezogen  werden,  so  dass  nur  von  dem  übrigen  Betrage 
die  „Ejendomsskyld"  berechnet  wird.  Der  Finanzminister  soll  autorisirt 
sein,  die  genannten  Steuererleichterungen  für  Gebäude,  welche  von 
Vereinen  für  billige  Arbeiterwohnungen  aufgeführt  sind,  einzuräumen, 
selbst  wenn  der  Miethswerth  bis  zu  x/6  grösser  ist  als  oben  angeführt. 

Kommunal  steuern  auf  Grundbesitz.  In  Kopenhagen  wird  die 
„Arealsteuer",  die  im  Jahre  1900  ca.  2  603  000  Kr.  einbrachte,  wie  die 
Gebäudesteuer  des  Staates  nach  dem  Flächenraum  der  Geschosse  be- 
messen.    Die  Steuer  beträgt  13V2  Oere  pro  □  Elle  im  Vorderhause, 

9  Oere  per  □  Elle  im  Zwischen-  und  Hinterhause  (was  34x/4,  bezw.  225/e 
Oere  per  qm  entspricht).  Im  Gegensatz  zu  dieser  Steuer  wird  bei  Be- 
rechnuug  der  „Grundsteuer44  auch  Rücksicht  auf  den  Werth  des  Grund 
und  Bodens  genommen.  Da  indessen  die  Schätzung  des  letzteren  sich 
z.  B.  in  Betreff  der  Grundstücke  der  alten  Stadt  vom  Jahrel756  her- 
schreibt, so  wird  man  verstehen,  dass  von  einer  rationellen  Besteuerung 
nach  dem  Werthe  des  Grundstückes  nicht  die  Rede  ist.  Die  Grund- 
steuer brachte  im  Jahre  1900  ca.  1240  000  Kr.  ein.  Endlich  ist  noch 
die  „Pflastersteuer"  zu  erwähnen,  welche  nach  der  zu  dem  Grundstück 
gehörenden  gepflasterten  Strassenfläche  bemessen  wird  und  ca.  100  000  Kr. 
einbrachte. 

In  den  Provinzialstädten  hat  man  eine  Grundsteuer,  welche  bis  zu 

10  Klassen  abgestuft  werden  kann,  und  eine  Haussteuer,  welche  nach 
der  Versicherungssumme  der  Gebäude  berechnet  wird. 

Auf  dem  Lande  kennt  man  keine  besondere  kommunale  Gebäude- 
steuer; die  Grundsteuer  ist  hier  ausschliesslich  „Hartkornsteuer". 
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3.  Bestehen  Abgaben  für  Kauf  und  Verkauf  von  Grundstücken  (Besitz- 
wechselabgaben, „Umsatzsteuer")  und  in  welcher  Höhe?  Wird  etwa  durch 
die  Höhe  dieser  Umsatzsteuer  der  Besitzwechsel,  insbesondere  der  rein 
spekulative  erschwert  oder  ganz  verhindert?  (Man  erbittet  hierbei  wenn 
möglich  statistische  Angaben  über  die  Häufigkeit  des  Besitzwechsels  der 
Grundstücke.) 

Von  Umsatzsteuern  auf  Grundbesitz  existirt  in  Dänemark  die  so- 
genannte „V2  %- Abgabe",  welche  dem  Staate  zufällt  und,  wie  der  Name 
sagt,  mit  V2  %  des  Verkaufswerthes  berechnet  wird.  Im  Finanzjahr 
1900/1901  brachte  sie  ca.  935  000  Kr.  ein.  Ausserdem  wird  beim 
Besitz  Wechsel  von  Grundbesitz  eine  Stempelsteuer  von  2/3  %  des  Werthes 
erlegt.  In  der  Kommune  Kopenhagen  wird  der  Besitzwechsel  von 
Grundbesitz  ausserdem  durch  die  sogenannte  kommunale  „V4  %- Abgabe" 
besteuert.  Diese  Steuern  sind  so  mässig,  dass  sie  nicht  als  ein  wesent- 
liches Hinderniss  für  den  Umsatz  von  Grundbesitz  bezeichnet  werden 
können.  Als  Beispiel  dafür,  wie  verschieden  der  Umfang  der  Grund- 
besitzverkäufe in  den  verschiedenen  Jahren  sein  kann,  können  wir  an- 
führen, dass  der  Werth  der  verkauften  Kopenhagener  Grundstücke  von 
1892—98  von  ca.  13  524  000  Kr.  auf  61  566  000  Kr.  stieg. 

4.  Besteht  eine  besondere  Baustellensteuer  von  den  unbebauten  Grund- 
stücken? Wenn  nicht,  werden  diese  nach  dem  Ertrag  oder  nach  dem 
laufenden  Markt  besteuert?  Hat  diese  Besteuerung  Einfluss  auf  die  Zu- 
rückhaltung der  Grundstücke? 

Nein,  eine  besondere  Baustellensteuer  existirt  nicht,  aber  die  unbe- 
bauten Grundstücke  in  Kopenhagen  sowie  in  den  Provinzialstädten  werden 
von  der  Grundsteuer  betroffen. 

5.  Besteht  eine  besondere  Besteuerung  der  Zuwachsrente  (Werthsteigerung) 
des  Grundbesitzes?  Hat  sie  einen  Eintluss  auf  die  Bodenspekulation? 

Nein,  in  Dänemark  besteht  keine  besondere  Besteuerung  der  Zu- 
wachsrente. In  Kopenhagen  wird  der  durch  Realisation  von  Grund- 
besitz erzielte  Gewinn  durch  die  kommunale  Einkommensteuer  ge- 
troffen (3  o/o). 


IX.  Die  städtischen  Boden-  und  Wolmungs- 
verhältnisse  in  Holland.*) 

Von  J.  W.  C.  Te liegen,  Direktor  der  Bau-  und  Wohnungspolizei  in  Amsterdam. 

1.  Städtebau.  A.  Bebauungsplan  und  Bauordnung,  i.  Wird  für  die 
Bebauung  neuer  Stadttheile  ein  Gesammtentwurf  (Bebauungsplan)  durch 
behördliche  Anordnung  im  voraus  aufgestellt,  oder  ist  die  Auftheilung 
des  Baulandes  einzelnen  Unternehmern  und  grösseren  Grundbesitzern 
überlassen? 

2.  Werden  sämmtliche  Strassen  eines  ganzen  Stadttheils  im  voraus  fest- 
gelegt oder  erst  gemäss  dem  Bedürfniss  in  den  Bebauungsplan  aufge- 
nommen? 

Der  Entwurf  zu  Strassen-  und  Bauplänen  wird  selten  ganz  den 
Grundbesitzern  und  den  Bauunternehmern  überlassen.  Gemeiniglich  ist 
man  bestrebt,  die  Sache  durch  friedlichen  Vergleich  zu  ordnen.  Die 
Grundbesitzer  und  die  Bauunternehmer  sehen  meistens  ein,  dass  es  in 
ihrem  persönlichen  Interesse  liegt,  zu  einem  solchen  friedlichen  Ver- 
gleich mitzuwirken,  weil  der  Besitz  von  Privatwegen,  resp.  -Strassen 
manchmal  äusserst  unbequem  ist  und  folglich  hohes  Gewicht  darauf 
gelegt  wird,  dass  die  Strassen  von  der  Gemeinde  übernommen  werden. 

Bis  jetzt  gilt  als  Regel,  dass  die  Strassenpläne,  je  nachdem  sich  das 
Bedürfniss  dazu  herausstellt,  behördlich  entworfen  und  festgestellt  wer- 
den. Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  bildet  Amsterdam.  Für  diese 
Gemeinde  wurde  schon  1867  ein  allgemeiner  Erweiterungsplan  entworfen 
und  dem  Gemeinderath  zur  Genemigung  vorgelegt.  Dieses  Kollegium 
sah  damals  den  Nutzen  der  Feststellung  eines  solchen  Strassenplanes 
nicht  ein.   Zehn  Jahre  später  hatten  die  Schwierigkeiten  und  Unbequem- 


*)  Der  Bearbeitung  hat  ebenfalls  der  von  Prof.  C.  J.  Fuchs  aufgestellte 
Fragebogen  zu  Grunde  gelegen,  dessen  Fragen  in  Petitdruck  den  einzelnen 
Abschnitten  vorangestellt  sind.  —  Auf  die  meisten  Fragen  lässt  sich  für  Holland 
keine  bestimmte  Antwort  geben,  weil  das  Land  sich  in  einer  Uebergangsperiode 
befindet.  Voriges  Jahr  kam  hier  ein  Wohnungsgesetz  zu  Stande,  allein  das 
Gesetz  ist  noch  nicht  in  Kraft  getreten.  Es  wird  dies  wahrscheinlich  erst  in 
der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahres  erfolgen.  Welchen  Einfluss  dieses  Gesetz  aus- 
üben wird,  wird  grösstentheils  von  den  von  der  Regierung  zu  erlassenden 
Ausführungsbestimmungen  abhängig  sein,  welche  aber  noch  nicht  erschienen 
sind.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  als  Anlage  zu  dem  Bericht  des  Herrn 
Dr.  Weyerman  (s.  weiter  unten)  abgedruckt,  und  bei  der  Beantwortung  der 
folgenden  Fragen  wird  dann  und  wann  auf  dasselbe  Bezug  genommen  werden. 
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lichkeiten,  welche  die  Ausdehnung  der  Stadt  herbeigeführt  hatte,  das 
Kollegium  zu  einer  anderen  Einsicht  gebracht,  und  es  wurde  ein  Stadt- 
erweiterungsplan festgestellt. 

Das  Wohnungsgesetz  regelt  auch  diesen  Gegenstand.  In  §  28  dieses 
Gesetzes  wird  den  Vorständen  aller  grösseren  Gemeinden  vorgeschrieben, 
dem  von  Amsterdam  gegebenen  Beispiel  zu  folgen. 

3,  a),  Bestehen  bestimmte  Vorschriften  über  die  Abmessung  der  Baublöcke 
(Tiefe  der  Blöcke)? 

b)  Bestehen  bestimmte  Vorschriften  über  die  Anlage  von  Hofwohnungen 
(Zufuhr  von  Licht  und  Luft  für  Hofgebäude)? 

Vorschriften,  die  Abmessung  der  Baublöcke  (Tiefe  der  Blöcke)  be- 
treffend, kommen  nur  sehr  selten  vor.  Vorschriften  über  die  Anlage  von 
Hofwohnungen  (Zufuhr  von  Licht  und  Luft  für  Hofgebäude)  sind  nicht 
so  selten.  Beiderlei  Vorschriften  sind  jedoch  als  unzureichend  zu 
erachten. 

Das  Wohnungsgesetz  verpflichtet  die  Gemeindevorstände,  diese  Fragen 
aufs  neue  einer  näheren  Betrachtung  zu  unterziehen.  Die  Aufstellung 
von  Vorschriften  der  obenerwähnten  Art  ist  in  §  3  sub  a  und  j  vor- 
geschrieben. 

4.  Haben  Bebauungspläne  und  Bauordnungen  ein  bestimmtes  Schema,  durch 
das  sie  einen  Einfluss  auf  eine  bestimmte  Bauweise  (Einzelbau  oder 
Massenmiethhaus)  ausüben? 

Das  Massenmiethhaus  ist  in  Holland  so  gut  wie  unbekannt.  Dem- 
zufolge wird  bei  der  Feststellung  von  Bauplänen  und  Bauordnungen  mit 
dieser  Bauart  wenig  gerechnet.  Die  in  Holland  übliche  Form  der  Grund- 
stücke ist  eine  sehr  schmale.  Die  Grundstücke  und  auch  die  Häuser  sind  im 
Verhältniss  zu  ihrer  Breite  viel  zu  tief.  In  den  älteren  Häusern  strömt 
Licht  und  Luft,  wenn  auch  nicht  immer  in  hinreichender  Menge,  von 
den  Hofräumen  herein.  In  den  neueren  Häusern  fehlt  diese  Anordnung- 
gewöhnlich  und  lässt  der  Zutritt  von  Licht  und  Luft,  speziell  zu  Treppen, 
Fluren,  Abtritten  und  Schlafzimmern  (Alkoven)  viel  zu  wünschen  übrig. 
Wenn  man  die  Grundstückspreise  bedenkt,  so  wäre  eine  völlige  Besse- 
rung dieser  Verhältnisse  höchstwahrscheinlich  nur  durch  den  Bau  von 
Massenmiethhäusern  zu  erzielen,  allein  die  Abneigung  gegen  diese  Bauart 
ist  sehr  gross. 

B.  Strassenbau.  1.  Hat  ein  jeder  Grundbesitzer  das  Recht,  auf  seinem 
Grundstück  ohne  weiteres  und  beliebig  zu  bauen,  oder  muss  vorher  eine 
Strassenanlage,  bezw.  ein  Zugang  von  der  Strasse  zum  Gebäude  vor- 
handen sein? 

In  früheren  Jahren  sind  viele  Missstände  dadurch  entstanden,  dass 
die  Gemeindevorstände  den  Standpunkt  einnahmen,  dass  ein  jeder  Grund- 
besitzer das  Recht  habe,  auf  seinem  Grundstück  ohne  weiteres  und  be- 
liebig zu  bauen.  Hauptsächlich  wegen  der  grossen  finanziellen  Opfer, 
welche  die  Obrigkeit  zu  bringen  hat,  um  die  daraus  hervorgehenden 
Missstände  zu  beseitigen,  nimmt  man  jetzt  ziemlich  allgemein  einen 
anderen  Standpunkt  ein.  Es  ist  so  gut  wie  Regel,  dass  vorher  eine 
Strassenanlage,  bezw.  ein  Zugang  von  der  Strasse  zum  Gebäude  vor- 
handen sein  muss. 

2.  Werden  die  Strassen  in  neuen  Stadttheilen  von  der  Gemeinde  hergestellt 
oder  bleibt  die  Herstellung  den  Grundbesitzern  und  Bauunternehmern 
überlassen? 
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Ziemlich  allgemein  hat  das  Prinzip  Eingang  gefunden,  dass  die 
Kosten  der  Strassenanlage  vom  Verwerther  des  Bauterrains  zu  tragen 
sind.  In  diese  Kosten  sind  immer  mit  einbegriffen  diejenigen  für  den 
Ankauf  des  Strassenlandes ,  die  Kosten  für  Auf  höhung,  Kanalisation, 
Pflasterung  und  Bepflanzung,  und  bisweilen  auch  die  für  die  Anlage  der 
Wasserleitung  und  Strassenbeleuchtung.  Ausnahme  ist  es,  dass  die  Kosten 
der  Unterhaltung  ebenfalls  zu  Lasten  des  Grundstücksnutzers  kommen, 
indem  er  verpflichtet  wird,  einen  kapitalisirten  Betrag  für  die  Unter- 
haltung zu  zahlen. 

Meistens  werden  die  Grundarbeiten  vom  Grundstückserwerber  und 
die  übrigen  Arbeiten  für  seine  Eechnung  von  der  Gemeinde  ausgeführt. 

3.  Ist  die  Aufschliessung  neuen  Baulandes  durch  Strassenanlagen  eine  aus- 
reichende? Oder  bleiben  Komplexe  von  Bauland  unbenutzt,  weil  die  er- 
forderlichen Strassenanlagen  nicht  hergestellt  werden  können? 

Die  Aufschliessung  neuen  Baulandes  durch  Strassenanlagen  ist  in 
der  Regel  eine  ausreichende. 

II.  Grundeigentum.  1.  Ist  das  Eigenthum  am  Boden  frei  veräusserlich  ? 
Bestehen  bestimmte  Formen  des  getheilten  oder  beschränkten  Eigenthums, 
wie:  langjährige  Pacht,  Erbbaurecht,  leasehold  property,  Eigenthum  an 
einzelnen  Theilen  oder  Stockwerken  eines  Gebäudes? 

Das  Eigenthum  am  Boden  ist  in  der  Regel  frei  veräusserlich.  Be- 
stimmte Formen  des  getheilten  oder  beschränkten  Eigenthums,  wie  lang- 
jährige Pacht,  Erbbaurecht,  leasehold  property,  Eigenthum  an  einzelnen 
Theilen  oder  Stockwerken  eines  Gebäudes  kommen  wenigstens  in  den 
Städten  wenig  oder  gar  nicht  vor. 

Eine  bemerkenswerthe  Ausnahme  bildet  in  dieser  Hinsicht  Amster- 
dam. Diese  Gemeinde  giebt  seit  einigen  Jahren  Grund  und  Boden  für 
Häuserbau  in  Erbpacht  aus.  Die  Dauer  dieser  Erbpacht  bt  trägt  75  Jahre, 
der  jährlich  zu  bezahlende  Kanon  4  %  des  Werthes.  Dieser  Kanon 
bleibt  während  der  ganzen  Erbpachtsdauer  unverändert.  Nach  Ablauf 
des  75  jährigen  Termins  wird  die  Gemeinde  unentgeltlich  Eigenthümerin 
der  auf  dem  Grund  gebauten  Häuser.  Es  sind  diese  Häuser  nach  den 
vom  Gemeidevorstande  zu  genehmigenden  Plänen  zu  bauen,  und  ohne 
Zustimmung  dieses  Kollegiums  darf  der  Besitzer  dieselben  weder  ab- 
brechen noch  deren  Bestimmung  verändern.  Der  Erbpächter  ist  ver- 
pflichtet, das  Gebäude  gut  zu  unterhalten.  Weiter  sind  Regeln  fest- 
gestellt für  den  Verkauf,  gegen  die  Nachlässigkeit  des  Erbpächters,  für 
die  richtige  Erfüllung  der  Bedingungen  und  für  vorzeitige  Aufhebung 
der  Erbpacht,  wTenn  das  Gemeindeinteresse  solches  erfordern  sollte. 

2.  Ist  der  städtische  Grundbesitz  vorzugsweise  in  den  Händen  von  Gross- 
grundbesitzern oder  von  Besitzern  einzelner  Grundstücke? 

In  der  Regel  ist  der  städtische  Grundbesitz  in  den  Händen  von 
Grossgrundbesitzern.  Einige  Gemeinden,  u.  a.  Amsterdam  und  Rotter- 
dam, besitzen  selbst  ausgedehnte  Bodenflächen. 

3.  Besteht  eine  gewerbsmässige  Bodenspekulation,  die  den  Ankauf  und  die 
Zurückhaltung  unbebauter  Grundstücke  zum  Gegenstande  hat?  Bestehen 
zu  diesem  Zwecke  besondere  Gesellschaften,  sogenannte  Terraingesell- 
schaften. (Nähere  Angaben  über  diese.)  Kommt  es  vor,  dass  solche  Ge- 
sellschaften oder  Einzelpersonen  einen  grossen  Theil  des  künftigen  Bau- 
landes vorher  aufkaufen,  und  wird  dadurch  eine  Steigerung  der  Preise 
des  letzteren  verursacht? 


171 


Die  unter  dieser  Nummer  gestellten  Fragen  sind  sämmtlich  zu  be- 
jahen. Näheres  kann  jedoch  darüber  nicht  mitgetheilt  werden,  weil  man 
sich  bisher  nicht  die  Mühe  gegeben  hat,  auf  die  Sache  einzugehen.  Es 
steht  jedoch  fest,  dass  die  Terraingesellschaften  sowie  auch  Einzelpersonen 
grosse  Summen  mit  der  Grundstücksspekulation  verdient  haben  und  dass 
durch  diese  Spekulation  die  Grundstückspreise  eine  unerwünschte  Höhe 
erreicht  haben  (50 — 60  Gulden  das  Quadratmeter  in  den  neuen  Stadt- 
theilen  von  Amsterdam). 

Es  wird  immer  mehr  bedauert,  dass  die  Vorstände  der  sich  aus- 
dehnenden Gemeinden  diesem  Geschäftslaufe  nicht  zeitig  vorgebeugt  und, 
anstatt  für  Stadterweiterungen  in  Betracht  kommende  Grundstücke  regel- 
mässig anzukaufen,  solche  Flächen  bisweilen  sogar  zu  Ackerlandpreisen 
verkauft  haben.  Einer  entgegengesetzten  Bodenpolitik  wird  nunmehr 
gehuldigt,  und  das  Wohnungsgesetz  wird  bedeutend  dazu  beitragen 
diese  Politik  praktisch  durchzuführen. 

Wird  doch  in  §.  26  des  genannten  Gesetzes  den  Gemeindevorständen 
die  Befugniss  ertheilt,  unter  Königlicher  Bewilligung  zur  Expropriation 
von  Grund  und  Boden  im  Interesse  der  Volksbehausung,  z.  B.  zur  Aus- 
führung eines  Erweiterungsplanes,  zu  schreiten. 

4.  Hat  in  den  letzten  25  Jahren  eine  Steigerung  stattgefunden  a)  der  Boden- 
preise: b)  der  Baukosten;  c)  der  Wohnungsmiethen?  (Hierüber  erbittet 
man  statistische  Angaben,  und  zwar  jeweils  für  Grossstädte,  Mittelstädte 
und  Kleinstädte.) 

Eine  Steigerung  der  Bodenpreise  und  der  Wohnungsmiethen  hat  in  den 
letzten  25  Jahren  ziemlich  allgemein  stattgefunden.  Statistische  Angaben 
können  jedoch  nicht  gemacht  werden. 

5.  Ist  die  Steigerung  der  Wohnungsmiethen  hervorgerufen  durch  Steigen 
der  Grundstückspreise  oder  der  Baukosten?  Oder  durch  beides,  und  in 
welchem  Verhältniss? 

Die  Steigerung  der  Wohnungsmiethen  ist  hervorgerufen  durch  Steigen 
sowohl  der  Grundstückspreise  als  auch  der  Baukosten.  Ueber  das  Ver- 
hältniss der  beiden  Faktoren  liegen  keine  Daten  vor. 

6.  Zeigt  sich  eine  erkennbare  Wechselwirkung  zwischen  dem  System  des 
Häuserbaues  —  Einzelhaus,  bezw.  Massenmiethhaus  —  und  dem  Preise 
des  Bodens? 

Weil  das  Massenmiethhaus,  wie  oben  erwähnt,  in  Holland  wenig 
oder  gar  nicht  vorkommt,  wurde  eine  Wechselwirkung,  wie  in  dieser 
Frage  angedeutet,  selbstverständlich  nicht  wahrgenommen. 

III.  Realkredit.    1.  Besteht  ein  öffentliches  vom  Staate  geführtes  Grund- 
buch mit  dem  Zwange  zur  Eintragung  aller  Pfandrechte,  und  seit  wann 
besteht  diese  Einrichtung? 
Ein  öffentliches  vom  Staate  geführtes  Grundbuch  mit  dem  Zwange 
zur  Eintragung  aller  Pfandrechte  besteht  seit  1838.     Um  eventuellem 
Missverständniss  vorzubeugen,  ist  aber  zu  bemerken,  dass  dieses  Grund- 
buch und  die  dazu  gehörigen  Karten  keine  Beweiskraft  hinsichtlich  des 
Eigenthumsrechts  besitzen.    Hauptzweck  der  Einrichtung  war,  das  Ein- 
treiben der  Grundsteuer  zu  ermöglichen. 

2.  Wie  ist  der  Immobiliarkredit  organisirt?     Bestehen  besondere  Organi- 
sationen (staatliche,  städtische,  private)  für  den  Immobiliarkredit? 
Der  Immobiliarkredit  i§t  durch  das  Civilgesetzbuch  geregelt.  Ueber 
die  Art  dieser  Regelung  lässt  sich  schwerlich  in  einigen  Worten  ein 
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Ueberblick  geben.  Es  werden  bis  jetzt  weder  vom  Staate  noch  von  den 
Gemeinden  Gelder  auf  Hypothek  ausgegeben.  Nach  dem  Inkrafttreten 
des  Wohnungsgesetzes  wird  dies  vielleicht  stattfinden.  Siehe  §.  29  und  30 
des  "Wohnungsgesetzes. 

3.  Haben  sich  Missstände  auf  dem  Gebiete  des  Immobiliarkredite  gezeigt? 
Hat  insbesondere  zu  grosse  Erleichterung  des  Immobiliarkredits  die  ge- 
werbsmässige Grundstücks-  und  Häuserspekulation  hervorgerufen  oder 
befördert? 

4.  Ist  der  Fall  häufig,  dass  die  Bauten  durch  vorgeschobene  zahlungsunfähige 
Personen  (Strohmänner)  betrieben  werden?  Kommen  insbesondere  häufig 
Schädigungen  von  Bauhandwerkern  vor? 

Diese  beiden  Fragen  sind  im  bejahenden  Sinne  zu  beantworten.  Zur 
Beschaffung  von  Geldern  auf  Hypothek  behufs  Häuserbau  bestehen  eine 
bedeutende  Anzahl  als  Aktiengesellschaften  organisirter  Hypotheken- 
banken. Bezüglich  des  Näheren  verweisen  wir  auf  die  Anlage:  „Der 
Baukredit  in  Amsterdam",  welche  einem  1898  vom  Gemeindevorstand 
von  Amsterdam  veröffentlichten  Berichte  entnommen  ist. 

IV.  Besteuerung.  1.  Welches  sind  die  hauptsächlichsten  öffentlichen  Lasten 
des  Grundbesitzes? 

Der  Staat  erhebt  eine  Grundsteuer  von  den  unbebauten  und  den 
bebauten  Grundstücken.  Diese  Steuer  wird  erhoben  nach  dem  Mieths-, 
resp.  Pachtwerth  und  beträgt  für  die  unbebauten  Grundstücke  6  %  und 
für  die  bebauten  gut  5  %  des  besagten  Werthes. 

Die  Provinzen  und  Gemeinden  erheben  Zuschlagsprozente  von  dieser 
Grundsteuer.  Die  von  den  Gemeinden  erhobenen  Zuschlagsprozente  be- 
laufen sich  gewöhnlich  auf  zehn  für  die  unbebauten  und  auf  40  für  die 
bebauten  Grundstücke.  Die  Provinzial-Zuschlagsprozente  sind  sehr  ver- 
schieden, im  Jahre  1901  von  5  bis  34%.  Durchschnittlich  belief  sich  die 
Steuer  für  Staat,  Provinzen  und  Gemeinden  in  genanntem  Jahre  zu- 
sammen auf  7,6  %  für  die  unbebauten  und  auf  7,9  °/o  für  die  be- 
bauten Grundstücke. 

2.  Findet  eine  differentielle  Behandlung  oder  eine  Befreiung  kleiner  Häuser 
oder  Wohnungen  statt,  und  bei  welcher  Preislage  beginnt  dieselbe? 

Eine  differentielle  Behandlung  oder  eine  Befreiung  kleiner  Häuser 
oder  Wohnungen  findet  nicht  statt. 

3.  Bestehen  Abgaben  für  Kauf  und  Verkauf  von  Grundstücken  (Besitz- 
wechselabgaben,  „Umsatzsteuer")  und  in  welcher  Höhe?  Wird  etwa  durch 
die  Höhe  dieser  Umsatzsteuer  der  Besitzwechsel,  insbesondere  der  rein 
spekulative  erschwert  oder  ganz  verhindert?  (Man  erbittet  hierbei  wenn 
möglich  statistische  Angaben  über  die  Häufigkeit  des  Besitzwechsels  der 
Grundstücke  ) 

Besitzwechselabgaben  für  Kauf  und  Verkauf  von  Grundstücken 
werden  nur  vom  Staat  erhoben  und  betragen  bei  Verkauf  innerhalb  des 
Jahres  x/4  %  und  in  allen  anderen  Fällen  2  %.  Vor  dem  1.  Januar  1893 
beliefen  sich  diese  Gebühren  auf  0,34  %,  resp.  4,58  %.  Auf  die  Frage, 
ob  diese  Steuer  den  Besitzwechsel  (insbesondere  den  rein  spekulativen)  er- 
schwert oder  ganz  verhindert,  lässt  sich  keine  definitive  Antwort  geben, 
allein  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  dies  nach  der  Herabsetzung  von 
1893  noch  der  Fall  sei. 

Statistische  Angaben  über  die  Häufigkeit  des  Besitzwechsels  der 
Grundstücke  können  nicht  gemacht  werden. 
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4.  Besteht  eine  besondere  Baustellensteuer  von  den  unbebauten  Grund- 
stücken? Wenn  nicht,  werden  diese  nach  dem  Ertrag  oder  nach  dem 
laufenden  Markt  besteuert?  Hat  diese  Besteuerung  Einfluss  auf  die  Zu- 
rückhaltung der  Grundstücke? 

5.  Besteht  eine  besondere  Besteuerung  der  Zuwachsrente  (Werthsteigerung) 
des  Grundbesitzes?    Hat  sie  einen  Einfluss  auf  die  Bodenspekulation? 

Eine  besondere  Baustellensteuer  von  den  unbebauten  Grundstücken 
und  eine  besondere  Besteuerung  der  Zuwaehsrente  (Werthsteigerung)  des 
Grundbesitzes  bestehen  nicht.  Wohl  aber  sind  die  Gemeinden  befugt, 
besondere  Steuern  von  bebauten  Grundstücken  zu  erheben  als  Beitrag 
zu  den  Kosten,  welche  die  Gemeinden  zu  tragen  haben  für  die  Anlage, 
Unterhaltung  und  Beleuchtung  von  Strassen,  für  die  Abfuhr  von  Wasser 
und  von  flüssigen  und  trockenen  Abfallstoffen,  und  weiter,  was  die  neuen 
Stadtviertel  betrifft,  als  Beitrag  zu  den  allgemeinen  Kosten,  welche  aus 
dem  Bau  neuer  Stadtviertel  für  die  Gemeinde  entstehen  (Feuerwehr,  Polizei, 
Unterricht  u.  s.  w.). 

Anlage:  Der  Baukredit  in  Amsterdam.  ) 

Nachdem  die  Kommission  aus  mehreren  Zeugnissen  bereits  den  Eindruck 
gewonnen  hatte,  dass  die  Missstände  im  Spekulationsbau  hierselbst  theilweise  auf 
die  Art  zurückzuführen  sind,  wie  der  Baukredit  gewährt  wird,  entschloss  sie  sich 
noch  einige  Zeugen  zu  hören,  die  durch  ihre  Praxis  mit  diesem  Gegenstande 
näher  bekannt  sind.  Von  ihnen  empfing  sie  ausser  ausführlichen  mündlichen 
Mittheilungen  auch  mehrere  gedruckte  Schriftstücke  und  Akten,  welche  zur 
Ergänzung  ihrer  Aussagen  dienten. 

In  den  letzten  Jahren  ist  der  Spekulationsbau  in  die  Hände  von  Bauunter- 
nehmern gekommen,  die  entweder  gar  kein  oder  nur  ein  sehr  geringes  eigenes 
Kapital  besitzen.  Die  Klasse  dieser  sogenannten  „wilden  Bauunternehmer"  re- 
krutirt  sich  aus  den  Arbeitern  und  den  kleinen  Ladenbesitzern.  Dieselben  ge- 
langen dazu  nicht  aus  eigenem  Antriebe,  sondern  werden  von  irgend  jemand  zum 
Bauen  angeregt.  Bald  ist  es  der  Terrainspekulant,  bald  ein  Agent,  der  als  Ver- 
mittler zwischen  dem  Bauenden  und  dem  Kreditgeber  auftritt. - 

Im  ersten  Falle  hat  der  Terrainspekulant  von  der  Gemeinde  oder  von  irgend 
einem  Grossgrundbesitzer  Bauterrain  erworben.  Dieses  Terrain  wird  von  ihm 
in  Parzellen  zerlegt,  und  es  handelt  sich  nun  darum,  wie  er  diese  Parzellen  am 
vortheilhaftesten  veräussern  kann.  Oft  sucht  er  zu  diesem  Zwecke  selbst  die 
Personen  auf.  die  zum  Bauen  geneigt  sind.  Er  entwirft  ihnen  die  Zeichnung 
der  zu  bauenden  Häuser  und  ist  nunmehr  bemüht,  von  irgend  einer  Hypotheken- 
bank zu  erfahren,  welche  Summe  sie  bereit  wäre  auf  Unterpfand  vorzuschiessen. 
Die  Kreditbank  ist  nur  dann  zur  Hypothekengewährurjg  bereit,  wenn  jemand  ihr 
dafür  haftet,  dass  der  Neuerwerber  den  Grund  wirklich  nach  dem  Bauplan  be- 
bauen wird.  Die  Rolle  des  Bürgen  übernimmt  dann  der  Grundbesitzer  gegen  eine 
Provision,  die  gewöhnlich  zwei  Procent  der  Gesammtsumme  beträgt. 

Anderenfalls  wird  die  Vermittelung  von  einer  Zwischenperson  besorgt,  die 
gewissermaassen  Agent  der  Kreditgesellschaft  ist.  In  der  Provision  für  die  An- 
regung zum  Bauen  und  für  die  Kreditaufnahme  liegt  sein  Verdienst.  Es  versteht 
sich  von  selbst,  dass  in  einzelnen  Fällen,  wo  der  Bauende  schon  einmal  oder 
öfters  einen  Kreditvertrag  mit  der  Hypothekengesellschaft  abgeschlossen  hat,  er 
und  die  Gesellschaft  sich  ohne  jede  Vermittelung  nähern.  In  der  Regel  jedoch 
ist  die  Vermittelung  eines  Dritten  erforderlich. 

•  Sind  der  Kreditgeber  und  der  Bauende  über  die  Bedingungen  einig  ge- 
worden, so  wird  ein  Hypothekenvertrag  geschlossen,  der  nicht  sehr  viel  von 
anderen  Hypothekenkontrakten  abweicht.  Es  bedarf  wohl  kaum  des  Beweises, 
dass  die  Hypothekengesellschaft  sich  mit  allen  Waffen,  welche  ihr  das  Gesetz 


*)  Einem  im  Jahre  1898  vom  Gemeindevorstand  in  Amsterdam  veröffent- 
lichten Berichte  entnommen. 
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bietet,  gegen  den  finanziell  schwachen  Bauherrn  schützt.  Unter  anderem  wird 
fast  immer  festgesetzt,  dass  der  Bauende  nichts  vornehmen  darf,  wodurch  der 
sofortige  Verkaufswerth  der  Liegenschaft  Einbusse  erleiden  könnte,  und  dass 
«r  keine  Miethzinsen  im  Voraus  empfangen  darf.  Uebermässig  drückend  kann 
man  überhaupt  die  Bestimmungen  des  Baugeldervertrages  nicht  nennen,  wenn 
der  Kreditnehmer  ein  leidlich  wohlhabender  Mann  wäre,  der  von  Anfang  an  mit 
etwas  eigenem  Kapitale  beginnt.  Für  den  finanziell  schwachen  Bauherrn  verhält 
sich  die  Sache  jedoch  anders.  Die  Möglichkeit,  dass  er  plötzlich  vor  dem  Falle 
steht,  seinen  Verpflichtungen  den  Gläubigern  gegenüber  nicht  genügen  zu  können, 
macht  ihm  die  Bestimmungen  seines  Kreditvertrages  drückender.  Es  dürfte  dies 
aus  Folgendem  deutlicher  hervorgehen. 

Nach  dem  Zustandekommen  des  Vertrages  lässt  der  Verkäufer  das  Bau- 
terrain auf,  und  die  Hypothek  wird  eingetragen.  Bisweilen  kommt  es  vor,  dass 
die  Auflassung  des  Terrains  erst  dann  stattfindet,  wenn  ein  Theil  des  Gebäudes 
aufgeführt  ist.  In  letzterem  Falle  spricht  man  von  einem  provisorischen  Kauf- 
vertrage. Nannten  wir  soeben  die  Bestimmungen  des  Kreditvertrages  im  all- 
gemeinen nicht  übermässig  drückend,  so  müssen  wir  im  Gegentheil  als  sehr 
drückend  bezeichnen  den  Entgelt,  den  der  Kreditnehmer  für  seinen  Kredit  zu 
entrichten  hat.  Dessen  Höhe  wird  nicht  in  der  ursprünglichen  Notariatsurkunde 
festgesetzt,  sondern  in  einem  Privatvertrage  vereinbart.  Der  Entgelt  besteht 
aus  mehreren  Bestandtheilen.  Zunächst  sind  Zinsen  zu  zahlen.  Sie  betragen 
nur  selten  mehr  als  fünf  Prozent.  Aber  zu  diesem  Zins  kommt  dann  die  Ver- 
längerungsprämie oder  -Provision,  die  wenigstens  7a  Prozent  dreimonatlich  be- 
trägt. Denn  der  Kreditgeber  beschränkt  von  vornherein  seinen  Kredit  auf  eine 
Zeit,  die  meistens  so  kurz  ist,  dass  eine  Verlängerung  nicht  ausbleiben  kann. 
Die  Kommission  hat  eine  Rechnung  zu  sehen  bekommen,  wonach  ein  grosser 
Kreditverein  für  Zinsen  fünf  Prozent,  für  Verlängerungsprovision  ein  Prozent 
monatlich  und  für  Kautionsprämie  an  ihren  Agenten  zwei  Prozent  berechnete. 

Das  Geld  für  den  Bau  wird  dem  Bauherrn  nicht  auf  einmal,  sondern  raten- 
weise gewährt,  je  nachdem  der  Bau  fortschreitet.  Die  erste  Rate  wird  gezahlt 
gleich  nach  Uebertragung  des  Grundstücks  und  kommt  also  in  die  Hände  des 
Grundbesitzers.  Falls  von  dieser  ersten  Rate  noch  etwas  übrig  bleibt,  wird 
daraus  der  Unternehmer  der  Fundirungsarbeiten  bezahlt.  Das  Baumaterial  muss 
meistens  auf  Kredit  gekauft  werden.  Die  weiteren  Raten  folgen  erst,  wenn  die 
Hypothekengesellschaft  durch  ihre  Agenten  hat  feststellen  lassen,  dass  das  Ge- 
baute dem  Werthe  der  auszuzahlenden  Rate  entspricht.  Diese  Raten  dienen 
zunächst  dazu,  die  Löhne  der  Arbeiter  und  die  Vorschüsse  der  kleinen  Hand- 
werker zu  bezahlen.  Was  dann  noch  übrig  bleibt,  kann  zur  theilweisen  Bezah- 
lung des  Baumaterials  verwendet  werden.  Die  vollständige  Bezahlung  der  Liefe- 
ranten wird  —  wenn  überhaupt  —  erst  später  erfolgen.  Für  die  Taxirung  des 
Gebauten  gebraucht  die  Hypothekengesellschaft  meistens  die  Zwischenperson, 
durch  deren  Vermittelung  der  ursprüngliche  Kreditvertrag  zu  Stande  gekommen  ist. 

Ist  der  Kreditnehmer  nunmehr  im  Stande,  den  Forderungen  der  Hypo- 
thekengesellschaft regelmässig  und  pünktlich  zu  genügen,  so  wird  er  nach 
Fertigstellung  des  Baues  versuchen,  baldmöglichst  von  seiner  drückenden  Bau- 
gelderhypothek befreit  zu  werden.  Er  versucht  dann,  was  man  nennt  „einen 
festen  Posten"  abzuschliessen.  Gelingt  es  ihm,  einen  Geldleiher  dazu  bereit  zu 
finden,  so  wird  die  Schuld  seines  vorigen  Kreditgebers  baldmöglichst  abgetragen. 
Gelingt  ihm  dies  nicht,  so  bleibt  ihm  nichts  anderes  übrig,  als  baldmöglichst 
sein  Besitzthum  zu  verkaufen. 

Bis  jetzt  wurde  der  Verlauf  der  Kreditoperation  beim  Spekulationsbau  in 
grossen  Umrissen  beschrieben.  Wir  wollen  jetzt  untersuchen,  welche  Nachtheile 
aus  dieser  Operation  für  die  betreffenden  Parteien  und  für  die  Bewohner  der  ge- 
bauten Häuser  hervorgehen.  Wir  werden  dazu  der  Reihe  nach  die  Stellung 
jeder  der  beim  Bau  betheiligten  Personen  des  Näheren  betrachten. 

1.  Der  Bauherr  selbst.  Hierbei  ist  wohl  zu  unterscheiden  zwischen 
dem  Bauherrn  mit  etwas  Kapital  und  dem,  der  keinerlei  Mittel  aufzuweisen 
hat.  Ersterem  wird  der  Kreditvertrag  wenig  ungünstige  Folgen  bringen.  Er 
kauft  vielleicht  den  Kredit  theuer,  zu  theuer,  weil  er  dadurch  genöthigt  ist 
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am  Bau  zu  sparen,  wenn  er  wenigstens  die  von  ihm  beabsichtigten  finanziellen 
Vortheile  erzielen  will.  Er  befindet  sich  deshalb  in  ungünstigerer  Lage  als 
einer,  der  den  ganzen  Bau  mit  eigenem  Kapital  zu  unternehmen  im  Stande  ist. 
Mit  klarer  Einsicht  wird  er  aber  den  Bau  zu  einem  guten  Ende  bringen  können, 
ohne  seinen  Gläubigern  zu  schaden.  Dies  ist  jedoch  überhaupt  nicht  der  Fall 
mit  dem  gänzlich  unbemittelten  Bauherrn;  der  Vertrag,  der  dem  einigermaassen 
bemittelten  Bauherrn  keine  grossen  Schwierigkeiten  bringt,  ist  für  jenen  Ur- 
sache von  allerhand  Missständen.  Er  hat  fortwährend  mit  Geldmangel  zu 
kämpfen.  Der  Darleiher  versieht  ihn  erst  dann  wieder  mit  Kapital,  wenn  der 
Bau  wieder  einen  grösseren  Werth  aufweist,  der  genügend  Sicherheit  bietet  für 
eine  Vermehrung  des  Kredits.  Jeden  Augenblick  kann  er  vor  dem  Falle  stehen, 
dass  er  den  Bau  einstellen  muss.  Zu  jeder  Zeit  nämlich  —  so  lautet  die  Be- 
stimmung in  vielen  dieser  Verträge  —  ist  der  Kreditgeber  berechtigt,  den 
Kredit  einzustellen.  Wenn  der  Bauende  alsdann  keine  anderen  Personen  findet, 
die  ihm  das  gewähren  wollen,  was  der  ursprüngliche  Kreditgeber  ihm  ver- 
weigert, so  hört  der  Bau  auf  und  wird  das  theilweise  vollendete  Gebäude  ge- 
richtlich verkauft.  Es  giebt  hierselbst  Gesellschaften,  welche  neben  anderen 
Geschäften  auch  den  Ankauf,  die  Vollendung  und  die  Administration  solcher 
Gebäude  bezwecken.  Bisweilen  sind  es  auch  die  Gesellschaften,  welche  die 
Baugeldhypotheken  gewähren,  selbst,  welche  die  Verwaltung  der  in  Subhastation 
erworbenen  Gebäude  übernehmen. 

Die  Subhastation  gereicht  dem  unbemittelten  Bauherrn  selbst  nicht  zum  Nach- 
theile. Hat  er  doch  nichts  zu  verlieren;  seine  Absicht  war  denn  auch  meistens 
nicht,  sich  eine  Wohnung  als  finanzielle  Anlage  zu  schaffen,  sondern  einfach, 
während  des  Baues  von  den  Baugeldern  leben  zu  können.  Die  Leidtragenden 
sind  die  Lieferanten  und  Bauhandwerker. 

Für  viele  Bauherren  beginnen  die  Schwierigkeiten  schon  während  des 
Baues,  während  andere  das  Misslingen  der  Bauoperation  dem  Umstände  zuzu- 
schreiben haben,  dass  sie  nicht  schnell  genug  einen  „festen  Posten"  abschliessen 
können  und  deshalb  die  bedeutend  höheren  Zinsen  und  Prämien  der  Baugelder 
weiter  zu  zahlen  haben.  Die  vollständige  Bezahlung  der  Lieferanten  von  Bau- 
materialien kann  alsdann  nicht,  wie  man  erwartet  hatte,  aus  der  Summe  erfolgen, 
welche  die  definitive  Hypothek  mehr  betragen  sollte  als  der  in  Form  von  Bau- 
geldern wirklich  gezahlte  Betrag.  Die  periodisch  zu  entrichtenden  Zinsen  wer- 
den zu  hoch,  und  die  Folge  ist  Exekution  auf  Ansuchen  der  Gläubiger. 

Gute  Aussichten  auf  Erfolg  bietet  die  Bauoperation  erst  dann,  wenn  der 
Bauherr  aus  eigenen  Mitteln  den  Betrag  zu  ergänzen  vermag,  um  den  die  Bau- 
kosten den  als  Baugelder  gewährten  Betrag  übersteigen.  Wie  gross  das  dazu 
erforderliche  eigene  Kapital  sein  muss,  kann  die  Kommission  nicht  wohl  fest- 
stellen. Es  ist  aber  gewiss,  dass  dem  Bauherrn,  welcher  ein  sehr  geringes  eigenes 
Kapital  besitzt,  das  nämliche  Loos  wie  den  gänzlich  unbemittelten  zu  theil 
werden  kann,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  erstere  das  geringe  Kapital,  das 
sie  besitzen,  beim  Bau  einbüssen,  während  letztere  nichts  zu  verlieren  haben 
und  ihren  Verlust  folglich  auf  die  Gläubiger  abwälzen. 

Dem  unbemittelten,  resp.  dem  sehr  wenig  bemittelten  Selbstbauenden  könnte 
seine  Bauspekulation  nur  gelingen,  wenn  noch  eine  Baugeldrate  gewährt  würde, 
welche  höher  wäre  als  die  Baukosten  und  der  Bodenpreis  zusammen.  Vor  fünf- 
undzwanzig Jahren  durchlebte  Amsterdam  eine  Periode,  in  der  ein  fertiges 
Gebäude  mehr  einbrachte,  als  es  gekostet  hatte.  Nur  damals  war  es  möglich, 
bei  Nachgiebigkeit  der  Taxatoren  durch  den  Baukredit  allein  die  Kosten 
zu  decken. 

Die  Baukosten  des  unbemittelten  Selbstbauenden  müssen  überhaupt  hocli 
sein,  und  er  hat  darum  die  Arbeitskosten  in  jeder  Hinsicht  möglichst  zu  be- 
schränken. Liefert  doch  der  Terrainspekulant  ihm  das  Bauterrain  zu  einem 
Preise,  zu  dem  andere  Bauherren  bisher  zu  kaufen  nicht  geneigt  waren.  Die 
Baugelderbank  und  ihre  Agenten  verlangen  hohe  Provisionen,  und  schliesslich 
fordern  die  Lieferanten  höhere  Preise  für  die  Baumaterialien  als  von  solideren 
Bauunternehmern.  Dazu  kommt  noch,  dass  solch  ein  Selbstbauender  kein  erheb- 
liches Interesse  an  besseren  Baubedingungen  hat. 
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2.  Der  Kreditgeber.  Die  Weise,  wie  der  Kredit  gewährt  wird,  die 
Thatsache,  dass  die  Baugelder  erst  dann  gezahlt  werden,  wenn  der  Bau  nach 
der  Taxe  den  darauf  vorgeschossenen  oder  vorzuschiessenden  Betrag  repräsentirt, 
lässt  es  dem  Kreditgeber  gleichgiltig  sein,  mit  welchem  Kreditnehmer  er  seinen 
Vertrag  abschliesst. 

Die  Bestimmungen  des  herrschenden  Hypothekenrechts  sind  Ursache,  dass 
er  sich  um  die  Forderungen  anderer  Baukreditoren  nicht  zu  kümmern  hat. 
Ohne  jede  Gefahr  können  Hypothekengesellschaften  einem  gänzlich  unbemittelten 
und  kreditunwürdigen  Bauherren  Baukredit  geben.  Ja  sogar  an  einem  zweck- 
mässigen Gebrauch  der  ausgezahlten  Beträge  sind  sie  kaum  interessirt.  Die 
Kreditgeber  können  aus  manchen  Gründen  von  geringerer  Zahlungsfähigkeit  des 
Bauherrn  sogar  Vortheil  haben.  Können  doch  von  einem  zahlungsunfähigen  Bau- 
herrn überhaupt  günstigere  Bedingungen  erzielt  werden,  und  kommt  das  Grund- 
stück später  zur  Subhastation ,  so  ist  die  Gelegenheit  für  den  Kreditgeber 
äusserst  günstig,  um  zu  einem  Preise,  der  unter  dem  wirklichen  Werth  bleibt, 
sich  des  Ganzen  zu  bemächtigen. 

3.  Der  Terrainspekulant.  Auch  er  gehört  zu  denjenigen,  welche  von 
den  Baugeldern  Vortheil  haben.  Wenn  er  auch  bei  der  Bauausführung  keine 
andere  Rolle  zu  erfüllen  gehabt  hat,  so  kann  er  doch  sicher  sein,  dass  ihn  der 
Bauherr  pünktlich  und  gut  bezahlen  wird.  Und  war  er  schon  die  Person,  die 
eigentlich  den  Mittelpunkt  des  ganzen  Unternehmens  bildete,  so  sind  seine 
Vortheile  noch  grösser.  Er  regte  den  Bauherrn  zum  Bauen  an  und  verkaufte 
auf  diese  Weise  ein  Grundstück,  das  sonst  noch  nicht  verkauft  worden  wäre. 
Er  bringt  den  Bauenden  in  Beziehung  zu  dem  Kreditgeber,  wofür  er  mit  einer 
Provision  von  zwei  Prozent  bezahlt  wird.  Er  ist  die  Zwischenperson  bei  der 
Hypothekenbank  und  erhält  in  dieser  Eigenschaft  bei  den  nachfolgenden  Taxa- 
tionen aufs  neue  eine  Belohnung. 

4.  Der  Bauhandwerker.  Der  erste  Interessent,  der  bei  dem  Geschäfts- 
gange Schaden  erleidet,  ist  der  Bauhandwerker.  Zunächst  ist  der  Bauherr,  der 
mit  Baugeldern  arbeitet,  zu  grosser  Eile  genöthigt.  Eile  fordert  er  also  wieder 
vom  Handwerker.  Die  Qualität  der  gelieferten  Arbeit  ist  Nebensache.  Baldmög- 
lichst soll  der  Augenblick  erreicht  werden,  wo  die  feste  Hypothek  abgeschlossen 
werden  kann  und  der  Bauherr  von  der  Zahlung  der  hohen  Zinsen  und  Prämien 
befreit  wird.  Und  überdies  läuft  der  Handwerker  stets  Gefahr,  dass  er  bei 
etwaigem  Konkurs  des  Bauherrn  finanziellen  Schadet  erleidet. 

In  deutschen  Grossstädten,  wo  der  nämliche  Bauschwindel  durch  die  näm- 
liche Form  der  Kreditgewährung  gefördert  wird,  ist  der  finanzielle  Nachtheil 
des  Bauhandwerkers  öfters  grösser  als  bei  uns.  Werden  doch  in  Deutschland  die 
meisten  Arbeiten  von  kleinen  Handwerksmeistern  in  der  Weise  übernommen,  dass 
Bezahlung  erst  erfolgt,  wenn  die  Arbeit  abgeliefert  worden  ist.  Hier  jedoch  sorgt 
der  Handwerker  in  der  Regel  dafür,  dass  er  wenigstens  wöchentlich  den  Normal- 
lohn erhält,  auch  wenn  er  Stückarbeit  hat.  Was  der  Handwerker  bei  uns  also 
einbtissen  kann,  ist  sein  Lohn  von  der  letzten  Woche  und  der  Betrag,  den  die 
Stückarbeit  über  den  Normallohn  einbringen  müsste.  Dennoch  kommt  es  nach 
der  Aussage  von  Sachverständigen  oft  vor,  dass  Arbeiter  bei  der  Prüfung  der 
Ansprüche  in  Konkursen  von  Selbstbauenden  als  Gläubiger  für  ihren  Lohn  auf- 
treten. 

Schliesslich  darf  demgegenüber  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  der  Hand- 
werker dem  Selbstbauenden  gegenüber  eine  stärkere  Stellung  einnimmt  als 
gegen  einen  anderen  Prinzipal.  Der  Spekulationsbauherr  ist  viel  eher  geneigt, 
den  Lohnforderungen  des  Handwerkers  zu  genügen. 

5.  Der  Lieferant  der  Baumaterialien.  Die  grössten  Gefahren  sind  aui 
der  Seite  der  Lieferanten  der  Baumaterialien.  Sie  liefern  auf  Kredit,  meistens 
ohne  irgend  eine  Sicherheit,  dass  sie  ihr  Geld  vollständig  erhalten  werden.  Der 
Grundbesitzer  wird  baar  bezahlt,  der  Kreditgeber  hat  immer  hinreichende  Bürg- 
schaft für  die  richtige  Erfüllung  der  ihm  gegenüber  übernommenen  Verpflich- 
tungen. Aber  die  Lieferanten  der  Baumaterialien  müssen  meistens  warten,  bis 
die  definitive  Hypothek  abgeschlossen  ist.    Und  dann  muss  diese  noch  um  so- 
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viel  höher  sein  als  die  Baugelder,  dass  ihre  Forderungen  auch  wirklich  daraus 
gezahlt  werden  können. 

In  letzter  Zeit  liefern  die  grössern  Lieferanten,  u.  a.  der  Holzhändler  und 
der  Ziegelfabrikant,  nur  gegen  zweite  Hypothek.  Gegen  einen  etwaigen  Verlust 
waren  einige  Lieferanten  bestrebt  sich  dadurch  zu  schützen,  dass  sie  dem  un- 
bemittelten Selbstbauenden  höhere  Preise  berechneten  als  anderen.  Die  Kom- 
mission erfuhr  von  einem  Sachverständigen,  dass  gewöhnlich  20  Prozent  auf  die 
gewöhnlichen  Preise  aufgeschlagen  werden.  Andere  Lieferanten,  u.  a.  die  Ziegler. 
verlangen  keine  höheren  Preise,  aber  liefern  Waare  von  geringerer  Qualität, 
womit  die  Selbstbauenden  sich  zufrieden  geben  müssen.  Die  Nachtheile  dieses 
Verhaltens  treffen  hier  nicht  die  Bauherren  selbst,  sondern  die  Bewohner  der 
von  ihnen  gebauten  Häuser. 

Die  Lieferanten  von  Baumaterialien  und  die  UnterSubmittenten  haben  sich 
vor  etwa  einem  Jahre  hier  vereinigt,  um  zusammenzuhalten  und  so  ihre  Inter- 
essen zu  vertheidigen.  Sie  begründeten  damals  einen  Verein:  „Einheit  macht 
stark",  welcher  zum  Hauptzwecke  hat,  wo  möglich  eine  kollektive  hypothekari- 
sche Eintragung  zu  Gunsten  der  Lieferanten  und  Untersubmittenten  bei  jedem 
Bauwerk  in  Amsterdam  zu  bekommen.  Dieser  Verein  besteht  noch  zu  kurze 
Zeit,  als  dass  wir  über  die  Besultate  eine  Meinung  abgeben  könnten. 

6.  Die  Bewohner  der  Häuser.  Nach  dem,  was  wir  oben  bemerkten, 
können  wir  uns  über  diesen  Punkt  kurz  fassen.  Der  Zweck  der  Bauschwindler, 
die  ohne  alle  eigenen  Mittel  bauen,  ist  nicht  die  Herstellung  eines  rentablen 
Besitzthums,  sondern  das  Auffinden  eines  Mittels,  um  während  des  Baues  leben 
zu  können  und  im  allergünstigsten  Falle  noch  einen  kleinen  Betrag  zu  erübrigen. 

Der  unsolide  Selbstbau  ist  durch  die  vorerwähnte  Weise  der  Kreditgewäh- 
rung möglich  gemacht,  und  die  daraus  sich  ergebenden  Folgen  treffen  den 
Lieferanten  und  den  kleinen  Bauhandwerker.  Während  der  Hypothekengläubiger 
unverkürzter  Zahlung  sicher  ist,  sind  die  übrigen  Gläubiger  der  Möglichkeit 
ausgesetzt,  dass  sie  einen  grössern  oder  kleinern  Theil  ihrer  Forderungen  ein- 
büssen  müssen. 

Dies  alles  ist  eine  unvermeidliche  Folge  des  dem  Hypothekengläubiger  ge- 
währten gesetzlichen  Vorrechts.  In  allen  Staaten,  wo  eine  ähnliche  Gesetz- 
gebung besteht,  sind  denn  auch  die  Folgen  die  nämlichen. 

Hinsichtlich  des  Selbstbaues  wäre  vielleicht  einige  Besserung  zu  erzielen, 
wenn  die  Befugniss  der  Baupolizei  zur  Zurückweisung  von  untauglichen  Ma- 
terialien und  unzureichenden  Hilfsmitteln  ausgedehnt  würde.  In  diesem  Falle 
dürfte  auch  eine  Vermehrung  des  Personals  nicht  ausbleiben. 

An  gründliche  Besserung  kann  jedoch  nicht  gedacht  werden,  solange  der 
Selbstbau  in  Händen  von  unbemittelten  Bauherren  ist.  die  sich  ausschliesslich 
auf  den  ihnen  von  den  Hypothekengesellschaften  ertheilten  Baukredit  verlassen. 

Darum  wäre  es  erwünscht,  dass  der  Neubau  allmählich  den  Selbstbauenden 
entzogen  und  grossen  Baugesellschaften  zugewiesen  würde,  die  zum  Zweck  haben 
sollten,  nicht  nur  Wohnungen  zu  bauen,  sondern  auch  die  von  ihnen  gebauten 
Wohnungen  selbst  auszunutzen. —  Unbedingt  wäre  es  dann  in  deren  Interesse, 
dass  der  Neubau  sich  mehr  als  bisher  dem  Wohnungsbedürfniss  anpasste.  Ihnen 
würde  bald  das  Kapital  zufliessen,  das  jetzt*  den  Hypothekenbanken  anver- 
traut wird.  Und  die  Gemeinde  könnte  dann  bei  der  Hingabe  von  Terrain  in 
Erbpacht  derartige  Bestimmungen  treffen,  dass  sie  hinreichende  Sicherheit  hätte, 
dass  der  Bauherr  auch  gleichzeitig  Eigenthümer  bliebe. 

Es  scheint  uns,  dass  alle  Versuche  unterstützt  werden  müssen,  die  zur 
Begründung  solcher  Baugesellschaften  führen  könnten.  Denn  nur  dann,  wenn  die 
Sicherheit  vorhanden  ist,  dass  persönliches  Interesse  den  Bauherrn  zum  Bau  einer 
so  grossen  Anzahl  solider  Wohnungen  treibt,  als  das  Wohnungsbedürfniss  wirk- 
lich erfordert,  ist  die  Aussicht  eröffnet,  dass  der  Bau  verbessert  werde  und  die 
Uebereilung  bei  der  Arbeit  mit  allen  ihren  nachtheiligen  Folgen  aufhört  und  dass 
sich  schliesslich  die  Ausdehnung  der  Städte  mit  grösserer  Regelmässigkeit 
gestalte,  was  als  erstes  Erforderniss  für  die  Sicherung  der  Existenz  des  Amster- 
damer Arbeiters  gelten  dürfte. 
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X.  Steuerbelastung  und  Steuerbegünstigungen 
für  Arbeiterhäuser  in  Oesterreich. 


Von  Baurath  Theodor  Herzmansky  in  Wien. 

Die  Grundlage  der  österreichischen  Gebäudesteuer  im  allgemeinen 
bildet  das  Gesetz  vom  9.  Februar  1882  nebst  den  betreffenden  Landes- 
gesetzen, welche  die  Höhe  der  zu  den  staatlichen  Steuern  hinzutretenden 
Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindeumlagen  regeln.  Die  auf  dem  Gebäude- 
besitze lastenden  Steuern  bestehen  aus  Folgendem: 

a)  aus  der  landesfürstlichen  oder  staatlichen  Gebäudesteuer,  welche 
entweder  eine  Hauszinssteuer  oder  eine  Hausklassensteuer 
sein  kann; 

b)  aus  den  Landes-  und  Bezirkszuschlägen  und 

c)  aus  den  Gemeindeumlagen. 

ad  a)  Der  Hauszinssteuer  werden  im  allgemeinen  jene  Gebäude  oder 
Gebäudetheile,  welche  vermiethet  sind  oder  in  den  als  haus- 
zinssteuerpflichtig erklärten  Orten  gelegen  sind,  mit  einzelnen 
gesetzlichen  Ausnahmen  (bei  Kirchen,  Spitälern,  Kasernen  etc.) 
unterzogen. 

In  den  nicht  hauszinssteuerpflichtig  erklärten  Orten  werden, 
sofern  im  einzelnen  Falle  ein  Miethverhältniss  nicht  vorliegt, 
die  Wohngebäude  mit  der  Hausklassensteuer  belegt. 

Die  Höhe  der  Hauszins-  und  der  Hausklassensteuer  ist  in 
dem  Gesetze  vom  9.  Februar  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  17  festgesetzt. 

Das  Ausmaass  der  Hauszinssteuer  beträgt  in  Wien  sammt 
Umgebung  und  den  meisten  Landeshauptstädten  262/3  %,  nach 
Abzug  der  mit  15  °/0  pauschalirten  Erhaltungs-  und  Amorti- 
sationskosten, so  dass  die  reine  Hauszinssteuer  in  diesen  Orten 
222/3°/o  des  Nettozinses  beträgt.  Dieser  Nettozins  wird  ge- 
funden, wenn  von  dem  von  den  Miethparteien  zu  entrichtenden 
Bruttozinse  die  Nebengebühren  (d.  s.  Zins-  und  Schulkreuzer, 
welche  der  Gemeinde  zu  Gute  kommen,  und  die  Auslagen  für 
Beleuchtung  der  Stiegen  und  Höfe  und  die  Wasserversorgung) 
in  Abzug  gebracht  werden. 

Ausser  den  obigen  Orten  beträgt  die  Hauszinssteuer  14%, 
in  Tirol  und  Vorarlberg  nur  10V2°/o  vom  Nettozinse. 


179 


<adbu.c)  Die  Zuschläge  für  den  Landesfond,  für  die  Bezirksbedürfnisse 
und  Gemeindeerfordernisse  sind  nach  den  0 ertlichkeiten  gleich- 
falls verschieden  und  werden  stets  in  Prozenten  der  staatlichen 
Gebäudesteuer  (Hauszins-  oder  Hausklassensteuer)  ausgedrückt. 

Die  Landesumlagen  betragen  10  bis  61  %,  die  Bezirks- 
zuschläge 0  bis  etwa  80%,  die  Gemeindeumlagen  0  bis  300% 
und  mehr. 

Die  erwähnten  Zins-  und  Schulkreuzer  sind  gleichfalls 
Gemeindegebühren  und  werden  in  Prozenten  vom  Nettozinse 
ausgedrückt;  auch  sie  sind  hinsichtlich  ihrer  Höhe  nach  der 
Oertlichkeit  verschieden,  in  Wien  betragen  sie  beispielsweise 
974%  vom  Nettozinse. 


Nach  den  jetzigen  Besteuerungsverhältnissen  hat  der  Hausherr  in 
Wien  von  dem  ihm  von  den  Parteien  entrichteten  Bruttozinse  (Netto- 
zins sammt  Nebengebühren)  an  staatlicher  Steuer  zirka  17  %,  Landes- 
beiträgen 5  %,  Gemeindebeiträgen  4  %,  Zins-  und  Schulkreuzern  (welche 
ebenfalls  der  Gemeinde  zukommen)  8  ü/o,  an  Steuern,  an  Beleuchtungs- 
spesen und  Wasserbezugsausgaben  6%,  endlich  an  Gebäudeerhaltungs- 
und Administrationskosten  10%,  zusammen  also  50%,  abzugeben.  Das 
reine  Zinserträgniss  stellt  sich  daher  auf  50%  des  Bruttozinses. 

Jedes  Haus  im  ganzen  Reiche,  welches  neu  erbaut  wird,  geniesst 
nach  dem  Gesetze  vom  25.  März  1880  eine  zwölfjährige  Befreiung  von 
der  staatlichen  Gebäudesteuer,  in  der  Form,  dass  die  mit  222/3,  14, 
bezw.  10V2%  bemessene  Hauszinssteuer  auf- 5%  herabgesetzt  wird.  Die 
Landes-  und  Kommunalbeiträge  und  die  Schul-  und  Zinskreuzer  werden 
jedoch  wie  sonst  von  dem  vollen  staatlichen  Steuerausmaasse  berechnet. 
Gleichwohl  kommt  diese  Steuerermässigung  praktisch  dem  Miether  nicht 
zugute,  sondern  richtet  sich  der  Zins,  den  die  Miether  zu  entrichten 
haben,  nach  Angebot  und  Nachfrage,  und  ist  der  Hauseigenthümer  auch 
nicht  verpflichtet,  diese  Steuerbegünstigung  im  Miethzinse  zum  Aus- 
druck zu  bringen.  Die  Tendenz  dieser  Steuerbegünstigung  ging  nur 
dahin,  die  Bauthätigkeit  anzuregen.  Während  der  Zeit  der  Steuer- 
freiheit erhöht  sich  der  reine  Zins  von  50  auf  zirka  64%. 

Die  obenerwähnte  Hausklassensteuer  ist  vom  Zinsertrage  unab- 
hängig und  erscheint  im  Gesetze  vom  Jahre  1882,  je  nach  der  Anzahl 
der  bewohnbaren  Räume  mit  fixen  Jahresbeträgen  festgesetzt.  Sie  ist 
namhaft  niedriger  als  die  Hauszinssteuer.  Beispielsweise  beträgt  diese 
Steuer  für  zwei  Wohnungsbestandtheile  jährlich  3  K.  40  H.  und  steigt 
bei  30 — 40  Wohnbestandtheilen  im  Hause  (die  Küchen  nicht  gerechnet) 
auf  360  K. 

Von  der  Hausklassensteuer  werden  in  gleicher  Weise  die  Landes- 
und Gemeindebeiträge  berechnet,  Zins-  und  Schulkreuzer  entfallen 
hingegen. 

Gegenüber  dieser  normalen  Steuerbelastung  hat  das  Gesetz  vom 
9.  Februar  1892,  betreffend  Begünstigung  von  Neubauten  mit  Arheiter- 
wohnungen,  eine  24jährige  Befreiung  von  der  Hauszinssteuer  (und  zwar 
sowohl  von  der  normalen,  als  auch  von  der  5prozentigen  für  steuerfreie 
Häuser)  festgesetzt,  ausserdem  eine  Befreiung  von  allen  Landes-  und 
Bezirkszuschlägen  sowie  eine  nicht  ziffermässig  festgesetzte  Ermässigung 
(in  Wien  50%)  der  Gemeindebeiträge  gewährt. 
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Diese  Steuerbefreiung  war  jedoch  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass 
der  jährliche  Miethzins  für  1  qm  bewohnbaren  Raumes  im  Maximum 
betragen  darf:  in  Wien  3  K.  50  H.,  in  Orten  mit  mehr  als  10000  Ein- 
wohnern 2  K.  30  H.,  in  den  übrigen  Orten  1  K.  60  H.  Nach  diesem 
Gesetze  hätte  der  Hausbesitzer  in  Wien  während  der  24jährigen  Steuer- 
freiheit thatsächlich  nur  zirka  2  %  des  Bruttozinses  für  die  nicht  be- 
freiten Gemeindeumlagen,  dann  8%  an  Zins-  und  Schulkreuzern  und 
16  °/o  für  Beleuchtung,  Wasser,  Gebäudeerhaltung  und  Administration 
abzugeben,  so  dass  ihm  ein  reiner  Zins  von  74%  verblieben  wäre. 

Die  Erfahrung  mit  diesem  aus  einem  Initiativantrage  im  Ab- 
geordnetenhause hervorgegangenen  Gesetze  hat  jedoch  ergeben,  dass 
trotz  dieser  weitgehenden  Befreiung  es  nicht  möglich  war,  Gebäude  so  billig 
herzustellen,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  der  Steuerfreiheit  folgende 
Periode  der  vollen  Steuerpflicht  eine  ausreichende  Verzinsung  des  Bau- 
kapitals gewährleistet  wurde. 

Ueberdies  war  die  Errichtung  solcher  steuerbegünstigten  Gebäude 
nur  Gemeinden,  gemeinnützigen  Vereinen  and  Anstalten  für  Arbeiter, 
dann  von  aus  Arbeitern  gebildeten  Genossenschaften  für  ihre  Mitglieder 
und  endlich  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter  gestattet. 

Da  nun  das  Gesetz  überdies  verlangt,  dass  die  betreffenden  Bau- 
lichkeiten an  Arbeiter  „vermiethet"  werden  müssen,  und  die  obersten 
Verwaltungsbehörden  mit  Rücksicht  auf  diese  Fassnng  des  Gesetzes  die 
Zuerkennung  der  Steuerfreiheit  in  solchen  Fällen  nicht  gewährten,  wo 
die  Räumlichkeiten  den  Arbeitern  „unentgeltlich"  überlassen  werden 
sollten,  konnte  nur  in  einer  geringen  Anzahl  von  Fällen  von  den  Be- 
günstigungen des  Gesetzes  Gebrauch  gemacht  werden.  Das  Gesetz  war 
ausserdem  nur  für  zehn  Jahre  begrenzt  und  ist  dieses  Jahr  abgelaufen. 

Während  der  Giltigkeitsdauer  des  Gesetzes  sind  im  ganzen  1192 
Gesuche  um  Zuerkennung  der  Steuerbegünstigung  eingebracht  worden. 
Von  diesen  Gesuchen  sind  92  von  den  Petenten  wieder  zurückgezogen, 
498  sind  aus  verschiedenen  Gründen  abweislich  beschieden  und  nur  319 
zustimmend  erledigt  worden,  während  283  Gesuche  noch  unausgetragen 
sind  und  in  Verhandlung  stehen. 

Dieser  Misserfolg  veranlasste  die  österreichische  Regierung,  schon 
vor  mehreren  Jahren  einen  Entwurf  zu  einem  neuen  Gesetze,  betreffend 
die  Begünstigung  für  Gebäude  mit  gesunden  und  billigen  Arbeiter- 
wohnungen, aufzustellen  und  von  den  verschiedensten  kompetenten  In- 
stanzen (Handels-  und  Gewerbekammern,  Arbeitsbeirath,  Vereine,  Franz 
Joseph  I-Stiftung  für  Volkswohnungen  u.  s.  w.)  begutachten  zu  lassen.  Der 
aus  diesen  Begutachtungen  hervorgegangene  Regierungsentwurf  wurde 
im  österreichischen  Abgeordnetenhause  als  Regierungsvorlage  eingebracht 
und  steht  dermalen  in  Verhandlung. 

Das  Ausmaass  der  Steuerbegünstigung  ist  das  gleiche  wie  im  Ge- 
setze vom  Jahre  1892.  Die  fixen  Miethzinsmaximalbeträge  wurden  auf- 
gelassen. An  deren  Stelle  wird  vorgeschlagen,  dass  der  Erbauer  solcher 
Arbeiterhäuser  den  Zins  in  jener  Höhe  einheben  darf,  dass  sich  das 
für  die  Erwerbung  des  Baugrundes  und  für  die  Baukosten  aufgewendete 
Kapital  bei  Annahme  einer  60jährigen  Bestanddauer  des  Gebäudes  nach 
Abzug  der  Amortisationsraten,  sämmtlicher  Realsteuern,  Zuschläge  und 
Umlagen  (Gebührenäquivalent)  sowie  der  Gebäudeerhaltungs-  und  Ad- 
ministrationskosten, endlich  eines  Pauschalbetrages  für  Leerstehungen 
und  uneinbringliche  Zinse  mit  einem  zu  bestimmenden  Prozentsatze  ver- 
zinst.   Dieser  Prozentsatz  wird  vom  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen 
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für  einzelne  Länder  oder  Landestheile  im  Verordnungswege  festzusetzen 
sein  und  wird  voraussichtlich  J/2  °/o  über  dem  Hypothekarzinsfuss,  somit 
mit  ca.  5  %  festgesetzt  werden.  Auch  das  Gebührenäquivalent,  welches 
in  Oesterreich  alle  jene  Eigenthümer  zu  entrichten  haben,  in  deren 
Person  sich  ein  Besitzwechsel  regelmässig  nicht  vollzieht  (Stiftungen, 
Vereine,  Gemeinden,  Gesellschaften  u.  s.  w.),  wurde  durch  die  Gesetzes- 
vorlage auf  jährlich  0,187  %  vom  Werthe  der  Liegenschaft  ermässigt 
(statt  in  der  Regel  0,4  o/0). 

Als  jährliche  Gebäudeerhaltungs-  und  Administrationskosten  und  als 
Pauschalbetrag  für  Leerstehungen  und  uneinbringliche  Zinse  können 
1,8  %  vom  Bauaufwande  (exklusive  der  Kosten  des  Grunderwerbes)  des 
Hauses  in  Abzug  gebracht  werden.- 

Auch  der  Kreis  derjenigen  Unternehmer,  welche  vom  Steuerbegünsti- 
gungsgesetze Gebrauch  machen  können,  wurde  erweitert.  Nach  dem 
Vorschlage  kann  Jedermann  solche  Häuser  errichten,  sofern  die  Woh- 
nungen des  Hauses  an  Arbeiter  vermiethet  oder  unentgeltlich  oder  gegen 
eine  im  Arbeitsvertrage  ziffermässig  nicht  festgesetzte  Anrechnung  auf 
den  Lohn  überlassen  werden.  Der  Kreis  der  als  Bewohner  zulässigen 
Arbeiter  wurde  dahin  ausgedehnt,  dass  ein  Viertel  der  Wohnräume  eines 
solchen  Hauses  oder  Häuserkomplexes  auch  an  nicht  mehr  berufsfähige 
Arbeiter,  dann  an  andere  in  einem  Gehalts-  oder  Versorgungsbezuge 
stehende  Personen  vermiethet  oder  unentgeltlich  überlassen  werden  kann. 
Dagegen  wurde  eine  Einkommensgrenze  (in  verschiedener  Höhe  je  nach 
der  Einwohnerzahl  der  Orte  und  der  Kopfzahl  der  Familienmitglieder) 
der  Bewohner  fixirt  und  hiervon  nur  dann  abgesehen,  wenn  die  Häuser 
vom  Arbeitgeber  für  seine  Arbeitnehmer  errichtet  werden. 

Die  Steuerbegünstigung  soll  nicht  nur  Familienhäusern,  sondern 
auch  Ledigenheimen,  dann  Schlaf-  und  Logirhäusern  und  Wohlfahrts- 
gebäuden zugute  kommen.  Um  zu  sichern,  dass  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes nicht  nur  billige,  sondern  auch  gesunde  Wohnungen  errichtet 
werden,  trifft  die  Regierungsvorlage  eine  Reihe  von  Vorschriften,  so  die 
Einschränkung  des  Aftermietherwesens,  Ausschluss  der  Bettgeher,  die 
Bestimmungen  von  Grössenausmaassen  für  die  einzelnen  Wohnräume, 
die  Aufstellung  einer  Belagsziffer.  Auch  das  Ausschänken  und  der 
Kleinverschleiss  von  gebrannten  geistigen  Getränken  soll  in  diesen 
Häusern  verboten  sein,  dagegen  wäre  es  zulässig,  dass  Theile  der  Arbeiter- 
häuser an  solche  Gewerbetreibende  vermiethet  werden,  deren  Betriebe 
zur  Approvisionirung  der  dort  Wohnenden  für  noth wendig  erklärt  werden. 

Eine  Erweiterung  fand  auch  die  Regierungsvorlage  in  den  Aus- 
schussberathungen  dadurch,  dass  die  Begünstigung  des  Gesetzes  auch 
dann  eintreten  soll,  wenn  Bezirksverbände,  Gemeinden  und  Genossen- 
schaften, Stiftungen,  Arbeitervereinigungen  und  ähnliche  juristische 
Personen  solche  Gebäude  zu  dem  Zwecke  errichten,  um  sie  gegen 
wenigstens  15jährige  Annuitäten  an  Arbeiter  käuflich  zu  überlassen. 

Alle  diese  Detailbestimmungen  stehen  eben  im  Steuerausschusse  des 
österreichischen  Abgeordnetenhauses  in  Verhandlung,  und  ist  zu  hoffen, 
dass  noch  im  Laufe  dieser  Legislaturperiode  das  neue  Gesetz  zu  Stande 
kommen  wird.  Die  nach  dieser  Gesetzesvorlage  eintretende  Verbilligung 
der  Wohnungszinsen  dürfte  bei  gewöhnlichen  Arbeiterwohnungen  14  bis 
21%  der  bisherigen  Miethpreise  betragen. 


XI.  Dependence  of  Rent  of  Dwellings  on  Price 

of  Site,  Building  Cost  and  Taxation 
in  Washington,  District  of  Columbia,  United 
States  of  America. 

By  Gustav us  A.  Weber,  Statistical  Expert,  U.  S.  Department 
of  Labor,  Washington. 

Introduction. 

The  System  of  government  of  the  District  of  Columbia  is  different 
from  that  of  any  other  municipality  in  the  United  States.  All  the  laws 
governing  the  District  of  Columbia  are  enacted  by  the  National  Con- 
gress  and  are  executed  by  a  board  of  three  commissioners,  one  of  whom 
is  an  army  officer  and  the  others  are  civilians,  all  being  appointed  by 
the  President  of  the  United  States  and  confirmed  by  the  Senate.  The 
Citizens  of  Washington  and  of  the  District  of  Columbia  have  no  suffrage 
and  no  voice  whatever  in  the  local  administration.  The  expenses  of  the 
local  government  are  borne,  one -half  by  the  tax  payers  of  the  District 
and  one  half  by  the  national  government.  As  the  latter  owns  about 
one-half  of  the  land  in  the  District  of  Columbia,  this  arrangement  seems 
equitable.  The  tax  payers,  however,  have  no  voice  in  determining  the 
amount  of  the  expenditures  or  the  manner  in  which  the  expenditures 
are  to  be  incurred.  When  important  legislation  is  contemplated  by  Con- 
gress  relating  to  the  District  of  Columbia,  or  when  changes  or  improve- 
ments  are  desired  by  the  Citizens*,  the  latter  form  associations  and  pass 
resolutions  or  choose  delegates  to  represent  them  before  a  committee  of 
Congress  or  the  District  Commissioners.  Such  Citizens'  associations  or 
delegates,  however,  have  no  official  standing.  Although  such  a  System 
of  government  means  „taxation  without  representation"  it  is  generally 
admitted  that,  for  the  District  of  Colubima  and  the  capital  of  the  nation, 
it  is  the  best  that  could  be  devised.  Washington  is  certainly  one  of 
the  best  governed  cities  in  the  United  States. 

The  District  of  Columbia,  which  includes  the  .city  of  Washington, 
a  few  small  suburban  towns  and  about  8500  acres  of  farm  lands,  has  a 
total  land  area  of  60  Square  miles,  and  a  population  of  278  718  or  4645 
persons  per  Square  mile.  As  Washington  is  neither  a  commercial  nor  a 
manufacturing  centre,  its  population  is  composed  largely  of  government 
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officials  and  clerks  and  of  persons  attracted  by  the  social  life,  their 
servants  and  dependents. 

Arrangement  of  Streets. 

The  city  of  Washington  is  laid  out  in  accordance  with  a  compre- 
hensive  plan  adopted  over  a  Century  ago  when  the  city  was  founded. 
This  plan  divided  the  city  into  rectangular  Squares  by  streets  running 
due  north  and  south  and  east  and  west.  These  streets  are  crossed 
diagonally  by  broad  avenues  which  are  arranged  to  intersect  each  other 
at  the  Capitol,  at  the  White  House  (the  President's  mansion)  and  at 
other  points.  Originally  this  plan  of  streets  and  avenues  was  intended 
to  extend  only  to  what  was  then  within  the  city  limits.  In  1889  this 
plan  was  extended  to  include  the  entire  District  of  Columbia,  but  as 
each  land  owner  outside  the  old  city  limits  was  required  to  make  his 
own  surveys,  many  errors  were  made  in  the  alignment  of  streets  in  new 
subdivisions.  This  was  remedied  in  1893  when  a  law  was  passed  by 
virtue  of  which  the  entire  District  was  surveyed  and  each  street  in  the 
extended  plan  was  distiiictly  located.  It  was  found,  however,  that  a 
rigid  adherence  to  this  plan  would  involve  great  hard-ships  to  persons 
who  had  built  houses  and  constructed  streets  in  subdivisions  which  had 
been  laid  out  before  the  street  extension  plan  had  been  adopted.  An 
amendment  to  the  law  of  1893  was  therefore  passed  in  1898  providing 
that  suburban  subdivisions  in  the  District  which  had  been  laid  out  and 
built  upon  at  the  time  of  the  enactment  of  the  law  could  remain,  but 
that  in  all  new  subdivisions  made  thereafter  the  streets  and  avenues 
must  conform  in  every  way  to  the  general  city  plan. 

The  widths  of  the  streets  and  avenues  according  to  this  plan  ränge 
from  90  to  160  feet,  the  latter  being  the  dimension  of  two  of  the  streets 
and  of  nearly  all  of  the  avenues.  As  this  arrangement  of  the  streets 
left  some  of  the  blocks  very  large,  they  were  intersected  in  some  places 
by  smaller  streets  not  contemplated  in  the  original  plan,  and  in  many 
cases  alleys  have  been  utilized,  especially  by  negroes,  for  residence  pur- 
poses.  Some  of  these  alleys  were  only  partly  cut  through,  forming  nar- 
row  cul-de-sacs.  These  were  often  crowded  with  filthy  dilapidated  shan- 
ties  without  water  or  sewer  connection,  forming  veritable  hotbeds  of  dis- 
ease,  crime  and  immorality.  In  1892  Congress  passed  an  act  prohibit- 
ing  the  erection  of  dwelling  houses  in  alleys  less  than  forty  feet  wide 
and  not  supplied  with  sewerage,  water  mains  and  proper  light  and  Ven- 
tilation. It  is  hoped  that  this  law  will  in  time  eliminate  the  slums 
which  at  the  present  day  remain  a  menace  to  the  public  health  of  the 
city. 

The  building  regulations  provide  that  dwellings,  hotels,  apartment 
or  tenement  houses  shall  be  so  located  and  erected  on  their  respective 
premises  as  to  provide  for  and  preserve  at  least  10  per  cent  of  the 
area  of  the  lot,  plot  and  premises  free  from  all  construction  from  ground 
to  sky.  They  also  provide  that  no  dwelling  house  less  than  14  feet 
wide  shall  be  erected.  In  1899  an  act  was  passed  by  Congress  providing 
that  no  building  shall  be  erected  or  altered  on  any  street  in  the  District 
of  Columbia  to  exceed  in  height  above  the  sidewalk  the  width  of  the 
street  in  its  front,  and  that  in  no  case  shall  a  building  exceed  90  feet 
in  height  on  a  residence  street  nor  110  feet  on  a  business  street.  There 
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are  no  regulations  tending  to  promote  any  special  mode  of  construction 
for  residence  purposes. 

Laying  out  of  New  Streets  in  the  District. 

Every  land  owner  has  a  right  to  build  on  his  plot  as  he  pleases 
exeept  as  already  mentioned.  When  new  subdivisions  are  laid  out  by 
companies  or  individuals,  the  plan  of  streets  and  avenues  must  be 
approved  by  the  District  government  in  order  to  insure  their  conformity 
to  the  general  plan  provided  by  law.  In  order  to  attract  purchasers  of 
building  sites,  the  owners  of  such  new  subdivisions  often  construct  the 
streets  and  donate  them  to  the  government.  If,  however,  the  government 
wishes  to  extend  its  streets  beyond  the  old  city  limits  and  it  becomes 
necessary  to  acquire  property  for  that  purpose  by  purchase,  a  special 
act  of  Congress  must  be  passed  before  condemnation  proceedings  can  be 
instituted.  Likewise,  the  construction  and  improvement  of  every  street 
requires  a  special  appropriation  by  Congress.  The  expense  of  constructing 
and  maintaining  the  streets  in  the  District  is  borne  equally  by  the 
general  and  by  the  local  government.  One-half  the  cost  of  constructing 
the  curbs,  sidewalks  and  sewers  is  borne  by  the  owners  of  abutting 
property,  a  special  tax  being  levied  for  such  purposes.  The  District 
Commissioners  have  authority  to  lay  water  mains  in  their  discretion  and 
to  tax  the  lots  $  1,25  a  front  foot  therefore.  New  streets  are  usually 
constructed  whene^er  the  population  of  any  section  justifies  it,  and  if 
suitable  sites  are  not  utilized,  it  is  due  to  other  reasons  than  their  in- 
accessibility  by  streets. 

Landed  Property. 

All  private  land  in  the  District  of  Columbia  is  freely  alienable. 
There  exist  no  forms  of  divided  or  restricted  property  holdings,  such 
as  long  lease  tenancies,  hereditary  building  rights,  or  proprietorships 
of  Single  parts  or  stories  of  buildings.  Nearly  all  private  lands  in  the 
District  are  in  fee  simple,  but  a  considerable  portion  of  the  private 
property  is  mortgaged.  City  real  estate  is  legaly  in  the  possession  of 
owners  of  Single  houses.  Of  the  entire  population  of  Washington  about 
one  person  in  ten  pays  taxes  on  real  estate. 

At  the  present  time  there  are  but  few  large  holdings  of  unimproved 
property  in  the  hands  of  companies  or  individuals  for  speculative 
purposes.  There  are,  however,  large  unimproved  tracts  owned  by  the 
National  government  and  by  religious  and  educational  organizations,  but 
these  are  held  for  future  use  by  their  present  owners  and  not  for 
speculation. 

A  common  form  of  improving  tracts  of  land  for  residence  purposes 
at  the  present  time  is  for  the  owner  or  a  builder  to  construct  a  block 
of  about  20  or  30  houses.  The  money  for  this  purpose  can  easily  be 
obtained  by  giving  a  mortgage  on  the  property  so  improved.  When 
completed,  the  houses  are  sold  to  persons  intending  to  use  them  for 
homes.  Instead  of  paying  cash,  however,  they  make  a  first  payment  of 
from  $  300  to  $  1000  and  pay  the  balance  in  monthly  installments  which, 
together  with  the  interest,  amount  to  but  little  more  than  they  would 
otherwise  pay  for  rent.  To  illustrate:  One  of  a  block  of  houses  now 
under  construction,  is  valued  at  $  5850.  The  purchaser  pays  $  1000 
cash,  leaving  $  4850  due,  which  is  payable  in  monthly  installments  of 
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$  45,00.  This  includes  all  interest  and  is  the  total  monthly  payment 
for  any  month  for  a  period  of  three  years.  After  this  period, 
arrangements  can  be  made  to  pay  interest  only  on  the  balance  then  due, 
or  the  purchaser  can  continue  the  monthly  payments  until  the  debt  is 
liquidated.  In  the  latter  case,  the  bulding  can  be  fully  paid  for  in  about 
12  years  from  the  date  of  purchase.  Of  course,  the  purchaser  pays  the 
taxes,  water  rates,  repairs,  etc.  The  rental  value  of  such  a  house  is 
$  38,50  per  month.  This  plan  of  purchase  is  very  populär  in  the 
District  of  Columbia,  and  thousands  of  houses  have  been  built  and  sold 
in  this  way,  mostly  to  government  officials  and  Clerks. 

The  District  of  Columbia,  and  especially  the  city  of  Washington, 
has,  like  most  other  American  cities,  experienced  a  decided  rise  in  the 
value  of  land  during  the  past  25  years.  This  is  due  primarily  to  the 
rapid  growth  of  the  city,  but  also  in  a  measure  to  the  improvements 
that  have  been  made  in  the  way  of  sewer  and  street  construction,  gas 
and  water  Service,  street  railway  accommodations,  etc.  A  business  site 
which  recently  sold  for  $  20  000,  could  have  been  purchased  for 
S  30  000,  twenty-five  years  ago.  On  an  average,  the  value  of  real 
estate  in  the  city  of  Washington  has  increased  about  fivefold  during 
this  period.  The  cost  of  labor  and  building  materials  has  also  increased 
considerably  in  recent  years,  but  this  increase  was  very  slight  when 
compared  with  the  increase  in  the  value  of  land.  As  the  rent  rate 
depends  mainly  lipon  the  actual  value  of  the  property,  it  has  increased 
correspondingly  with  the  price  of  land  and  buildings.  The  prevailing 
mode  of  building  is  reciprocal  with  the  price  of  site. 

Credit  on  Landed  Property. 

All  transfers  of  real  estate  in  the  District  of  Columbia  must  be 
recorded  immediately  when  made,  at  the  office  of  the  Recorder  of  Deeds, 
and  until  the  transfers  are  so  recorded  they  have  no  legal  recognition. 
This  record  must  show  the  form  of  the  deed  of  transfer.  Deeds  of  trust 
or  mortgages,  therefore,  are  entered  as  such  on  these  official  records. 
and  they  take  precedence  in  the  order  in  which  they  are  recorded.  All 
these  records  are  open  to  public  inspection. 

The  most  common  form  of  borrowing  money  on  real  estate  is  by 
obtaining  it  from  a  loan  and  trust  Company,  a  savings  bank  or  a  buil- 
ding and  loan  association  and  giving  a  deed  of  trust  as  a  security  for 
its  payment.  The  building  and  loan  associations,  which  are  usuallv 
cooperative  organizations,  loan  all  their  money  in  this  way  to  their 
members,  obtaining  the  payments  on  the  principal  and  the  interest  in 
the  form  of  monthly  installments.  There  are  no  district  or  municipal 
banks  in  the  District  of  Columbia,  and  the  national  banks  are  not  per- 
mitted  to  invest  in  real  estate  securities. 

In  past  years  much  loss  has  been  occasioned  by  the  facility  with 
which  persons  could  obtain  loans  on  real  estate.  There  was  wild  specu- 
lation,  and  the  loss  often  feil  heaviest  upon  the  poorer  people.  During 
this  period  the  price  of  land  rose  out  of  all  proportion  to  its  real  value, 
and  many  small  purchasers  paid  good  prices  for  lots  in  sites  which 
were  never  improved  or  subdivided  except  on  paper.  Building  Operations 
were  often  undertaken  by  irresponsible  persons  without  sufficient  capital, 
the  contracts  were  let  to  contractors  and  by  them  to  subcontractors, 
and  when  the  money  was  exhausted  Operations  often  ceased  before  the 
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buildings  were  completed.  In  such  cases  the  greatest  sufferers  usually 
were  the  workmen  who  were  defrauded  of  their  wages,  and  who,  under 
this  system  of  subletting  contracts  had  practically  no  redress.  Düring 
recent  years,  however,  people  have  become  more  cautious.  so  that  at 
present  these  wild  speculative  schemes  are  rarely  attempted  in  the  District 
of  Columbia. 

Taxation. 

The  fiscal  burdens  on  real  property  in  the  District  of  Columbia  are 
the  general  and  special  taxes.  The  general  taxes  are  at  the  rate  of 
15  $  per  1000  $  on  city  property  and  10  $  per  1000  $  on  agricultural 
property.  The  assessed  value  of  property  is  about  sixty  per  cent  of  its 
real  value. 

The  law  makes  no  discrimination,  in  the  way  of  exemptions  or 
reduced  tax  rates  for  small  houses  or  dwellings,  all  property  holders 
paying  the  rates  above  shown. 

The  only  special  taxes  levied  on  real  property  in  the  District  are 
those  for  the  construction  of  curbs,  sidewalks,  sewers  and  water  mains 
as  already  mentioned.  No  purchase  tax  (Umsatzsteuer)  exists  in  the 
District.  When  real  property  is  transferred,  a  Charge  is  made  for 
registering  the  deed  of  transfer  at  the  office  of  the  Recorder  of  Deeds.  This 
fee,  which  is  very  smalJ,  is  intended  to  reimburse  the  government  for 
the  expense  incurred  on  account  of  such  registration,  and  the  amount 
of  the  fee  depends  upon  the  length  of  the  deed,  without  regard  to  the 
value  of  the  property.  It  is  customary,  when  property  is  transferred, 
for  the  purchaser  to  employ  a  Title  Company  to  examine  the  title  of 
the  property  purchased.  This  costs  from  5  $  to  30  $,  and  if  the  title 
is  found  to  be  good,  the  Company  guarantees  it.  If  there  is  a  slight 
flaw  in  the  title  which  does  not  necessarily  make  it  unsafe,  the  Title 
Company  will  insure  the  title  for  an  extra  fee  of  one-half  or  one  percent 
of  the  value  of  the  property.  These  small  charges  have  no  appreciable 
effect  upon  the  frequency  of  transfers  either  for  speculative  or  other 
purposes. 

The  tax  law  of  the  District  does  not  provide  for  any  special  site 
tax  on  unimproved  property.  Unimproved  sites,  like  all  other  real 
estate,  are  taxed  according  to  their  assessed  value. 

There  is  no  special  tax  on  increased  rent.  The  board  of  tax 
assessors  of  the  District  of  Columbia,  which  consists  of  three  persons, 
assesses  all  real  property  once  in  three  years.  In  making  their  appraise- 
ment,  the  assessors  take  into  consideration  the  value  of  the  ground,  the 
cost  of  the  buildings  and  their  rental  value.  The  assessed  value  is 
usually  about  60  percent  of  the  true  value  of  the  property.  After  the 
new  appraisements  have  been  made,  the  property  owners  are  notified  in 
the  public  press  that  they  will  be  given  a  hearing  before  the  board  of 
assessors,  if  they  desire  to  make  any  complaints  against  the  assessments. 

Conclusion. 

In  general,  rents  are  higher  in  Washington  than  in  other  cities  of 
equal  size.  They  vary  so  greatly  that  it  would  be  impossible  to  give 
a  fair  idea  by  quoting  any  exact  figures.  It  may  be  said  that  an 
average  unfurnished  suit  of  rooms  or  a  dwelling  house  rents  at  the  rate 
of  3,50  $  to  4  $  per  room  per  month.    The  dwelling  houses  are  nearly 
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all  built  in  solid  blocks  or  rows  of  two  and  three  story  brick  houses. 
In  recent  years  large  apartment  houses  have  become  quite  populär. 
These  are  four,  five  and  six  stories  in  height.  The  tenants  of  the  latter 
are  furnished  with  heat,  light,  janitor  Service,  elevators  and  other  con- 
veniences.  The  rents  for  such  apartments  vary  considerably,  but  average 
from  about  8  $  to  10  $  per  room  per  month.  It  is  needless  to  say  that 
only  the  high  salaried  Clerks  and  officials  and  persons  of  means  can 
afford  to  live  in  these  apartment  houses. 

There  are  no  workingpeople's  quarters  in  Washington,  such  as  are 
found  in  manufacturing  or  commercial  cities.  White  persons  of  the 
laboring  class  are  scattered  throughout  the  city  and  suburbs.  The  ne- 
gro  laborers  and  domestics  are  usually  found  in  the  alleys  and  small 
side  streets,  and  it  is  they  only  who  constitute  the  slum  population  of 
Washington.  Very  little  has  been  done  thus  far  to  provide  better 
housing  accomodations  for  this  class  of  the  population,  but  in  recent 
years  much  attention  has  been  given  to  this  subject,  and  it  is  hoped 
that  the  time  is  not  far  distant  when  building  companies  will  be  orga- 
nized  for  the  purpose  of  providing  good  sanitary  homes  for  the  poor 
negro  population  of  this  city. 


II.  Haupttlieina. 

Die  Selbsthilfe  der  Wolmungsbedürftigen  auf  dem  Gebiete  des 
Wohnungswesens. 


I.  Die  gesetzlichen  Grundlagen  für  die  Errichtung 
und  Verwaltung  von  Baugenossenschaften 
in  Deutschland. 

Von  Dr.  Hans  Crüger,  Anwalt  des  Allgemeinen  Verbandes 
der  auf  Selbsthilfe  beruhenden  Deutschen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossen- 

schaften,  Charlottenburg. 

Nach  dem  Thema  sollen  die  gesetzlichen  Grundlagen  für  die  Errich- 
tung und  Verwaltung  von  Organisationen  der  Selbsthilfe  auf  dem  Ge- 
biete des  Wohnungswesens  behandelt  werden.  Das  Thema  hat  daher  nur 
die  genossenschaftlichen  Organisationen  im  Auge,  denn  allein  diese 
kommen  in  Betracht,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  „Selbsthilfe  der 
Wohnungsbedürftigen"  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  zu  behan- 
deln. Alle  anderen  Gesellschaftsformen,  wie  Aktiengesellschaften  und 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  scheiden  aus,  denn  wenn  es 
auch  in  diesen  Formen  Gesellschaften  giebt,  deren  Zweck  es  ist,  das 
Wohnungsbedürfniss  zu  befriedigen,  so  handelt  es  sich  dabei  immer 
nur  um  „Wohnungsbedürftige"  der  wohlhabenderen  Klassen.  Sowohl 
die  Aktiengesellschaft  wie  die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 
eignet  sich  nicht  als  Gesellschaftsform  für  die  minder  begüterten  Klassen. 
Und  insoweit  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  gebildet  sind  zur  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  der 
minder  begüterten  Klassen,  sind  es  nicht  auf  „Selbsthilfe"  beruhende  Or- 
ganisationen, sondern  es  sind  gemeinnützige  Unternehmungen  —  gemein- 
nützig im  wahren  Sinne  des  Wortes. 

Die  Baugenossenschaft  ist  eine  Unterart  der  Erwerbs-  und  Wirth- 
schaftsgenossenschaften  in  dem  Sinne,  in  dem  heute  diese  Bezeichnung 
in  Deutschland  gebraucht  wird.  Die  genossenschaftliche  Organisation 
ist  an  und  für  sich  für  Deutschland  durchaus  keine  neue  Gesellschafts- 
form, sondern  ist  im  Gegentheil  urdeutschen  Charakters.  Doch  in  den 
einzelnen  Zeiten  war  die  Form  für  genossenschaftliche  Bestrebungen  eine 
andere,  wie  auch  die  Aufgaben  der  Genossenschaften  auf  den  wirth- 
schaftlichen  Gebieten  wechselten.  Das.  moderne  Genossenschaftswesen, 
d.  h.  das  Genossenschaftswesen,  das  auf  die  heutigen  Verhältnisse  und 
wirtschaftlichen  Bedürfnisse  zugeschnitten  ist,  hat  seinen  Ausgangspunkt 
in  den  vierziger  Jahren  und  ist  zurückzuführen  auf  die  Bestrebungen 
Schulze-Delitzsch' s.  Die  ersten  dieser  Genossenschaften  entstanden 
unter  der  preussischen  Gesetzgebung  in  dem  Gebiete  des  Allgemeinen 
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Landrechts.  Schulze-Delitzsch  fand  für  die  Genossenschaften,  be- 
stimmt zur  Förderung  des  Erwerbs  oder  der  Wirthschaft  der  Mitglieder, 
keine  passende  gesetzliche  Form,  er  musste  sie  anpassen  an  die  Form 
der  erlaubten  Gesellschaft  des  Allgemeinen  Landrechts.  Die  Genossen- 
schaften hatten  bereits  in  Deutschland  trotz  einer  ihrer  Entwickelung 
höchst  nachtheiligen  Gesetzgebung  die  weiteste  Verbreitung  gefunden, 
als  endlich  im  Jahre  1867  in  Preussen  die  gesetzliche  Anerkennung  der 
Genossenschaften  erfolgte  und  ein  Genossenschaftsgesetz  erlassen  wurde. 
Nach  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  wurde  aus  dem  preussischen 
Gesetz  das  deutsche  Gesetz  vom  4.  Juli  1868,  das  dann  nach  Errichtung 
des  Deutschen  Reiches  alsbald  in  den  verschiedenen  deutschen  Bundes- 
staaten Eingang  fand,  insoweit  es  nicht  ohne  weiteres  als  deutsches  Ge- 
setz Geltung  erlangte.  Das  Gesetz  vom  4.  Juli  1868  blieb  in  Kraft  bis 
zum  Jahre  1889.  Schulze-Delitzsch  hat  es  als  eine  der  wesent- 
lichsten Aufgaben  seiner  letzten  Lebensjahre  angesehen,  die  Revision  des 
Genossenschaftsgesetzes  vorzubereiten:  er  erlebte  dieselbe  nicht  mehr, 
das  neue  Genossenschaftsgesetz  datirt  vom  1.  Mai  1889.  Bereits  im 
Jahre  1896  wurde  unter  dem  12.  August  eine  Novelle  zum  Genossen- 
schaftsgesetz gegeben,  die  hauptsächlich  zurückzuführen  ist  auf  die  von 
den  Kleinhändlern  gegen  die  Konsumvereine  gerichtete  Agitation.  Das 
Einführungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuch  änderte  wiederum  eine  Reihe 
Bestimmungen  des  Genossenschaftsgesetzes  ab.  Durch  Artikel  13  des 
Einführungsgesetzes  zum  Handelsgesetzbuch  wurde  der  Reichskanzler  er- 
mächtigt, den  Text  des  Gesetzes  betreffend  die  Erwerbs-  und  Wirth- 
schaftsgenossenschaften,  wie  er  sich  infolge  der  verschiedenen  Abände- 
rungen gestaltet  hatte,  durch  das  Reichsgesetzblatt  bekannt  zu  machen. 
Es  ist  dies  unter  dem  14.  Juni  1898  geschehen.  Der  Vollständigkeit 
halber  sei  noch  erwähnt,  dass  auf  Grund  des  §  161  Absatz  1  des  Ge- 
setzes der  Bundesrath  die  Bekanntmachung  betreffend  die  Führung  des 
Genossenschaftsregisters  und  die  Anmeldung  zu  diesem  Register  vom 
1.  Juli  1899  erlassen  hat. 

% 

Die  Genossenschaftsgesetzgebung  hat  in  Deutschland  nicht  die  Ge- 
nossenschaften geschaffen,  sie  ist  vielmehr  der  Entwickelung  der  Ge- 
nossenschaften gefolgt.  Ein  Studium  der  Begründung  des  Genossen- 
schaftsgesetzes von  1889  führt  z.  B.  fast  überall  auf  die  Beschlüsse  der 
Allgemeinen  Vereinstage  des  Allgemeinen  Verbandes  der  deutschen  Er- 
werbs- und  Wirthschaftsgenossenschaften  zurück. 

Für  die  Genossenschaftsgesetzgebung  in  Deutschland  war  bestim- 
mend die  eigenartige  Gestaltung  der  Genossenschaften.  Fast  von  An- 
beginn der  Entwickelung  des  deutschen  Genossenschaftswesens  finden  wir 
alle  Genossenschaftsarten  vertreten  und  diese  verschiedenen  Genossen- 
schaftsarten wiederum  zum  grossen  Theil  organisirt  in  Verbänden.  Bis 
zum  Jahre  1877  handelt  es  sich  allein  um  den  Allgemeinen  Verband  der 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften.  Im  Jahre  1877 
wurde  der  Neuwieder  Verband  gegründet,  und  erst  1883  trat  der  Allge- 
meine Verband  der  deutschen  landwirthschaftlichen  Genossenschaften 
hinzu.  Die  Thätigkeit  des  Allgemeinen  Verbandes  der  deutschen  Er- 
werbs- und  Wirthschaftsgenossenschaften  und  die  auf  seinen  Vereinstagen 
gefassten  Beschlüsse  waren  daher  nicht  nur  bestimmend  für  die  Ent- 
wickelung des  deutschen  Genossenschaftswesens,  sondern  auch  für  die 
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deutsche  Genossenschaftsgesetzgebung,  bis  das  Genossenschaftswesen  in 
dem  Zeitraum  zwischen  1889  und  1895  in  ein  ganz  neues  Stadium 
eintrat. 

Die  deutschen  Genossenschaften  fühlten  sich  als  eine  Einheit.  Es 
schien  daher  ganz  selbstverständlich,  dass  ein  Genossenschaftsgesetz 
alle  Genossenschaftsarten  regeln  sollte,  ganz  vereinzelt  blieben  Sonder- 
wünsche einzelner  Genossenschaftsarten.  So  traten  in  den  sechziger 
Jahren  wohl  besondere  Wünsche  süddeutscher  Konsumvereine  auf  Zu- 
lassung von  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  neben  Ge- 
nossenschaften mit  unbeschränkter  Haftpflicht  hervor;  doch  da  es  im 
Interesse  der  allgemeinen  Entwickelung  des  deutschen  Genossenschafts- 
wesens lag,  an  der  unbeschränkten  Haftpflicht  als  der  ausschliesslichen 
festzuhalten,  mussten  diese  Sonderwünsche  zurücktreten. 

Seitens  des  Neuwieder  Verbandes  wurden,  als  im  Jahre  1889  das 
Genossenschaftsgesetz  revidirt  wurde,  Forderungen  gestellt,  die  darauf- 
hin abzielten,  dass  das  Gesetz  auch  der  Neuwieder  Sonderorganisation 
gerecht  würde;  doch  die  Regierung  verhielt  sich  fast  vollkommen  ab- 
lehnend. 

Erst  das  Gesetz  von  1896  schlug  neue  Bahnen  ein.  Ich  habe  be- 
reits bemerkt,  dass  dies  Gesetz  ein  Ausfluss  war  der  gegen  die  Kon- 
sumvereine gerichteten  Agitation.  Das  Gesetz  von  1889  stand  noch 
grundsätzlich  auf  dem  Standpunkt,  dass  die  Genossenschaft  den  Ge- 
schäftsbetrieb auf  Nichtmitglieder  ausdehnen  könnte.  Nur  für  Kredit- 
genossenschaften wurde  eine  Ausnahmebestimmung  in  der  Regierungs- 
vorlage vorgesehen.  Gegen  den  Widerspruch  der  Vertreter  der  Reichs- 
regierung wurde  vom  Reichstag  eine  Bestimmung  aufgenommen,  nach 
der  auch  Konsumvereine  an  Nichtmitglieder  keine  Waaren  verkaufen 
sollten  —  es  wurde  diese  Bestimmung  freilich  eine  lex  imperfecta,  da 
der  Reichstag  Strafbestimmungen  auf  die  Uebertretung  nicht  beschloss 
oder  vielmehr  bezügliche  Anträge,  folgend  dem  Willen  der  Reichs- 
regierung, ablehnte.  Hier  setzte  die  Agitation  nun  ein,  und  es  gelang 
ihr,  im  Jahre  1896  den  Erlass  der  Novelle  zum  Genossenschaftsgesetz 
durchzusetzen,  die  die  entsprechenden  Strafbestimmungen  einführt. 

Des  weiteren  suchte  die  Novelle  von  1896  einigen  Sonderwünschen 
der  Raiffeisen'schen  Organisation  gerecht  zu  werden. 

Die  sich  auf  die  Genossenschaften  beziehenden  Vorschriften  des  Ein- 
führungsgesetzes zum  Handelsgesetzbuch  waren  wieder  allgemeiner 
Natur. 

Es  muss  daher  der  Satz  in  den  Vordergrund  gestellt  werden,  dass 
in  Deutschland  für  alle  Genossenschaftsarten  ein  einheitliches  Genossen- 
schaftsgesetz gilt.  Sonderbestimmungen  gelten  nur  für  die  Ausdehnung 
des  Geschäftsbetriebes  auf  Nichtmitglieder.  Das  Genossenschaftsgesetz 
lässt  grundsätzlich  die  Ausdehnung  des  Geschäftsbetriebes  auf  Nicht- 
mitglieder zu  und  verlangt  nur  eine  entsprechende  Bestimmung  im 
Statut.  Verboten  ist  die  Ausdehnung  des  Geschäftsbetriebes  mit  Nicht- 
mitgliedern  allein  für  Kreditgenossenschaften  und  Konsumvereine:  für 
Kreditgenossenschaften  —  mit  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  und  die  Be- 
schränkung des  Risikos  der  Mitglieder,  für  Konsumvereine  —  um  die 
Kleinhändler  vor  der  Konkurrenz  der  Konsumvereine  möglichst  zu 
schützen. 

Neuerdings  treten  die  Molkereigenossenschaften  mit  Sonderwünschen 
hervor.  Diese  Wünsche  sind  gerichtet  auf  eine  Beschränkung  der  Kün- 
digung der  Mitgliedschaft  seitens  der  Mitglieder.    Diese  Wünsche  zu  er- 
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füllen,  scheint  unmöglich,  denn  die  Erfüllung  derselben  würde  dem  Wesen 
der  Genossenschaft  zuwider  laufen,  es  würde  der  rechtliche  und  wirth- 
schaftliche  Charakter  der  Genossenschaft  dabei  in  Frage  gestellt  werden. 
Es  ist  hier  nicht  der  Platz  darauf  näher  einzugehen,  ich  werde  später 
noch,  insoweit  die  Baugenossenschaften  dabei  in  Betracht  kommen,  Ge- 
legenheit haben,  die  betreffende  Frage  zu  erörtern. 

IL 

Die  Wohnungsfrage  gehört  zweifellos  zu  den  sozialen  Fragen,  die 
heute  am  häufigsten  erörtert  werden.  Ich  habe  es  hier  nicht  mit  der  Woh- 
nungsfrage als  solcher  zu  thun,  sondern  mit  einem  der  Mittel,  die 
geeignet  erscheinen,  dem  Wohnungselend  entgegenzuwirken,  der  Aus- 
breitung des  Wohnungselends  vorzubeugen.  Die  Baugenossenschaft 
ist  nur  eins  der  vielen  Mittel  auf  demGebiete  derWohnungs- 
fürsorge;  die  Eigenart  dieses  Mittels  besteht  darin,  dass 
praktische  Wohnungspolitik  durch  die  Schaffung  von  Woh- 
nungen getrieben  wird,  und  zwar  von  Seiten  der  Wohnungs- 
bedürftigen selbst. 

Die  eingetragene  Genossenschaft,  und  nur  um  die  kann  es  sich 
hier  handeln,  ist  eine  Gesellschaft  von  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl 
zur  Förderung  des  Erwerbs  oder  der  Wirthschaft  ihrer  Mitglieder  mittels 
gemeinschaftlichen  Geschäftsbetriebes.  Meine  Aufgabe  ist  es,  zu  prüfen, 
ob  das  Genossenschaftsgesetz,  das  heisst  das  Gesetz,  welches  die  Rechts- 
form giebt,  als  die  geeignete  Unterlage  für  die  Baugenossenschaften  er- 
scheint —  zu  untersuchen  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  für  den  be- 
zeichneten Zweck. 

Die  Genossenschaften  sind  Gesellschaften  von  nicht  geschlossener 
Mitgliederzahl,  der  Zutritt  steht  nach  Maassgabe  des  Statuts  in  gewissem 
Umfange  einem  Jeden  frei,  desgleichen  der  Austritt  unter  Einhaltung 
gewisser  Kautelen.  Die  Genossenschaft  ist  eine  Personalgesell- 
schaft, sie  beruht  auf  den  Mitgliedern,  die  Personen  sind  wesentlich 
Träger  der  Genossenschaft.  Von  einem  zuverlässigen  Nachweis  der  Mit- 
gliedschaft hängt  daher  viel,  vor  allem  der  Kredit  der  Genossenschaft 
ab.  Infolge  dessen  sieht  das  Genossenschaftsgesetz  ein  besonderes  Ver- 
fahren für  Erwerb  und  Verlust  der  Mitgliedschaft  vor,  Ein-  und  Austritt 
sind  in  die  Liste  der  Genossen  durch  das  Gericht  einzutragen;  die  Mit- 
gliedschaft ist  stets  und  das  Ausscheiden,  abgesehen  von  vereinzelten 
Fällen,  an  die  Eintragung  in  die  Liste  der  Genossen  gebunden.  Es  hat 
freilich  nicht  Jeder  ein  Recht  auf  Erwerb  der  Mitgliedschaft,  sondern 
es  muss  der  Genossenschaft  vorbehalten  bleiben,  Auswahl  unter  den 
Bewerbern  zu  treffen  —  andererseits  kann  nicht  das  Ausscheiden  zu 
jeder  beliebigen  Zeit  und  willkürlich  erfolgen;  das  Gesetz  lässt  das  Aus- 
scheiden nur  zum  Schluss  des  Geschäftsjahres  zu  (abgesehen  von  dem 
Ausscheiden  durch  Uebertragung  des  Geschäftsguthabens),  es  sieht  eine 
mindestens  dreimonatliche  Kündigungsfrist  vor  und  gestattet,  dass  die 
Kündigungsfrist  bis  auf  zwei  Jahre  verlängert  wird.  Würde  das  Gesetz 
darüber  hinausgehen,  wie  es  z.  B.  die  Molkereigenossenschaften  wün- 
schen, so  könnte  damit  der  Charakter  der  Genossenschaft  als  Personal- 
gesellschaft beeinflusst  werden. 

Der  wechselnde  Mitgliederbestand  ist  eine  charakteri- 
stische Eigenthümlichkeit  der  Genossenschaften;  er  erleichtert 
die  Ausbreitung  der  Genossenschaften,  die  Anpassung  an  die  Verhält- 
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nisse  und  Bedürfnisse,  er  ermöglicht  das  Herauswachsen  aus  kleinen  An- 
fängen, das  Hineinziehen  weiterer  Aufgaben  und  Ziele.  Wo  Lichtseiten, 
sind  natürlich  auch  Schattenseiten.  Und  der  wechselnde  Mitglieder- 
bestand hat  die  Schattenseite,  dass  die  Genossenschaft  nicht  auf  die 
Dauer  ihres  Mitgliederbestandes  sicher  ist.  Für  jede  Gesellschaft  giebt 
es  bestimmte  Auf lösungsgründe ,  solche  Auflösungsgründe  gelten  auch 
für  die  Genossenschaft.  Aber  daneben  kommt  noch  einer  in  Betracht, 
der  eintritt,  vielleicht  zunächst  wider  den  Willen  der  grossen  Mehrheit 
der  Mitglieder:  es  scheidet  eine  Anzahl  Mitglieder  aus,  im  nächsten 
Jahr  wieder:  der  Zutritt  hält  dem  Austritt  nicht  die  Waage,  und 
schliesslich  verkleinert  sich  der  Mitgliederbestand  mehr  und  mehr,  bis 
endlich  der  kritische  Moment  eintritt,  ob  die  Genossenschaft  bei  dem 
geringen  Mitgliederbestande  noch  fortbestehen  kann  oder  nicht.  Das  ist 
die  Schattenseite.  Aber  andererseits  wieder  würde  eine  Genossenschaft 
sich  nicht  so  leicht  an  Mitgliedern  stark  vermehren,  wie  es  heute  oft 
der  Fall  ist,  wenn  sich  die  Mitglieder  nicht  sagten,  sie  wären  nur  auf 
bestimmte  Zeit  an  die  Genossenschaft  gebunden,  könnten  unter  gewissen 
Voraussetzungen  das  Ende  der  Mitgliedschaft  herbeiführen  und  damit 
—  die  Auszahlung  ihres  als  Kapitaleinlage  gebildeten  Geschäftsgut- 
habens verlangen. 

Mit  der  nicht  geschlossenen  Mitgliederzahl  geht  Hand  in  Hand  der 
Wechsel  des  Kapitalvermögens.  Es  ist  dies  eine  weitere  Eigentümlich- 
keit der  Genossenschaften,  die  so  stark  ist,  dass  im  französischen  Recht 
die  Genossenschaften  die  Bezeichnung  „a  capital  variable"  haben.  Um 
die  Genossenschaften  möglichst  zu  schützen,  hat  das  Gesetz  die  Bestim- 
mung getroffen,  dass  die  Geschäftsguthaben  erst  auszuzahlen  sind  sechs 
Monate  nach  dem  Ausscheiden  der  Mitglieder. 

Diese  beiden  Momente:  wechselnder  Mitgliederbestand,  Wechsel  im 
Kapitalvermögen,  bestimmen  danach  von  selbst  die  Anwendbarkeit  der 
genossenschaftlichen  Organisation  für  geschäftliche  Unternehmungen. 
Ich  brauche  auf  Einzelheiten  hier  nicht  weiter  einzugehen. 

III. 

Die  eingetragene  Genossenschaft  hat  nach  §  17  des  Gesetzes  als 
solche  selbständig  ihre  Rechte  und  Pflichten.  Sie  kann  Eigen- 
thum und  andere  dingliche  Rechte  an  den  Grundstücken  erwerben,  vor 
Gericht  klagen  und  verklagt  werden.  Es  ist  ohne  praktische  Bedeutung, 
zu  prüfen,  ob  die  Genossenschaft  juristische  Person  ist  oder  nicht;  sie 
hat  zweifellos  die  der  juristischen  Person  eigenthümliche  Selbständigkeit, 
und  das  ist  für  die  hier  für  uns  in  Betracht  kommende  Frage  die 
Hauptsache.  Eine  Gesellschaft,  die  Grund  und  Boden  erwerben  will,  die 
Häuser  kaufen  will,  muss  Rechtspersönlichkeit  haben.  Die  eingetragene 
Genossenschaft  genügt  diesem  Bedürfniss.  Freilich  macht  sie  vielleicht 
gerade  dadurch  die  Erwartungen  zu  Schanden,  mit  denen  gewisse  volks- 
wirtschaftliche Kreise  die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  und 
ihren  Einfluss  auf  die  Wohnungsfrage  verfolgen.  Alle  die,  die  Anhänger 
des  „gemeinschaftlichen  Eigenthums"  sind,  die  danach  streben,  dass  das 
Eigenthum  dem  Privatbesitz  entzogen  und  dass  an  die  Stelle  des  Privat- 
besitzes das  gemeinschaftliche  Eigenthum  tritt,  können  in  der  eingetra- 
genen Genossenschaft  nicht  die  volle  Befriedigung  finden.  Denn  es  ist 
rechtlich  unmöglich,  mit  Hilfe  der  Baugenossenschaft  zum  gemeinschaft- 
lichen Eigenthum  der  Wohnungsbedürftigen,   der  Miether,  zu  gelangen. 
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Die  Bauten,  die  die  Genossenschaft  errichtet,  die  Häuser,  die  sie  kauft, 
gehen  nicht  in  das  gemeinschaftliche  Eigenthum  der  Mitglieder  und 
Miether  über,  sondern  sie  bleiben  Eigenthum  der  Genossenschaft. 

Kann  die  Genossenschaft  die  Mitglieder  aber  auch  nicht  zum  ge- 
meinschaftlichen Eigenthum  führen,  so  kann  sie  ihnen  doch  Vortheile 
bieten,  die  angeblich  nur  aus  dem  gemeinschaftlichen  Eigenthum  sollen 
folgen  können.  Diese  Vortheile  sind  die  ,, Unkündbarkeit"  und  „Un- 
steigerbarkeit"  der  Wohnungen,  und  so  finden  wir  denn  auch  thatsäch- 
lieh  bei  den  meisten  Genossenschaften,  die  ihren  Mitgliedern  Miethwoh- 
nungen  beschaffen,  die  Bedingung,  dass,  solange  der  Miether  bestimmte 
Voraussetzungen  erfüllt,  er  in  ungestörtem  Besitz  der  "Wohnung  bleiben 
soll. 

Recht  erwünscht  wäre  freilich,  wenn  auch  überall  in  der  äusseren 
Bezeichnung  die  dahinterliegenden  Verhältnisse  klargestellt  würden, 
d.  h.,  wenn  nicht  von  einem  gemeinschaftlichen  Eigenthum  dort  ge- 
sprochen würde,  wo  ein  solches  weder  rechtlich  noch  wirthschaftlich  be- 
steht. Auch  die  in  neuerer  Zeit  aufkommenden  Miethergenossenschaften 
können  leicht  die  irrige  Anschauung  entstehen  lassen,  dass  diese  Ge- 
nossenschaften etwas  besonderes  wären,  während  es  sich  doch  auch  thät- 
sächlich  bei  diesen  Genossenschaften  nur  um  Baugenossenschaften  han- 
delt, bei  denen  die  Genossenschaft,  Dank  ihrer  Rechtspersönlichkeit, 
Eigenthum  erwirbt,  das  sie  benutzt,  um  den  Mitgliedern  Miethwohnungen 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

Daraus,  dass  die  eingetragene  Genossenschaft  selbst- 
ständige Rechtspersönlichkeit  hat,  folgt,  dass  sie  auch  die 
Organisation  einer  juristischen  Person  besitzt;  die  Organisation 
ist  völlig  nachgebildet  den  Bestimmungen,  die  für  Aktiengesellschaften 
gelten.  Die  Verwaltung  liegt  in  den  Händen  des  Vorstandes  —  die 
Kontrolle  bei  dem  von  der  Generalversammlung  gewählten  Aufsichts- 
rath — ,  und  über  das  Schicksal  der  Genossenschaft  entscheidet  schliess- 
lich die  Generalversammlung,  die  die  „oberste,  konstituirende  und  norm- 
gebende, sozusagen  gesetzgebende  Gewalt,  d.  h.,  die  Bestimmung  über 
die  rechtliche  und  geschäftliche  Grundlage,  Zweck  und  Ausdehnung  der 
Genossenschaft"  hat,  wie  Schulze-Delitzsch  sich  treffend  ausdrückt. 
Die  Nachbildung  der  für  die  Aktiengesellschaft  geltenden  Organisation 
hat  selbstredend  ihre  Grenze.  Während  bei  der  Aktiengesellschaft  in 
der  Regel  für  das  Stimmrecht  entscheidend  ist  der  Aktien-  und  Kapital- 
besitz, muss  bei  der  Genossenschaft  entsprechend  ihrem  Charakter  als 
Personalgesellschaft  die  Rücksicht  auf  die  Kapitalbetheiligung  der  Mit- 
glieder fortfallen.  §  43  des  Genossenschaftsgesetzes  bestimmt:  ,,Jeder 
Genosse  hat  eine  Stimme":  es  gilt  also  für  die  eingetragene  Ge- 
nossenschaft das  allgemeine  gleiche  Stimmrecht,  mag  das  Mitglied  einen 
Tag  oder  zehn  Jahre  der  Genossenschaft  angehören,  mag  es  die  erste 
und  kleinste  Einzahlung  auf  den  Geschäftsantheil  geleistet  haben,  oder 
mag  es  bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht  die  zulässige 
Höchstzahl  der  Geschäftsantheile  erworben  haben,  das  Stimmrecht  ist 
immer  das  gleiche. 

Für  die  Baugenossenschaft  ist  das  allgemeine  Stimmrecht  der  Mit- 
glieder von  der  grössten  Bedeutung.  Einmal  kommt  darin  zum  Aus- 
druck die  Mitwirkung  aller  Mitglieder  der  Genossenschaft  in  der  General- 
versammlung, andererseits  werden  freilich  Personen,  die  sich  mit  erheb- 
lichen Kapitalien  bei  der  Genossenschaft  betheiligen  wollen,  Bedenken 
haben,  dies  in  der  Weise  zu  thun,  dass  sie  als  Mitglieder  der  Genossen- 
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schaft  beitreten  und  eine  erhebliche  Anzahl  von  Geschäftsantheilen  er- 
werben. In  dem  letzteren  Umstände  kann  vielleicht  eine  unliebsame 
Folge  des  allgemeinen  gleichen  Stimmrechts  liegen,  doch  sind  die  Vor- 
theile, die  dem  allgemeinen  gleichen  Stimmrecht  beiwohnen,  erheblich 
höher  zu  veranschlagen.  Der  Kapitalist,  der  der  Genossenschaft  förder- 
lich sein  will,  findet  andere  Wege,  um  seinen  Zweck  zu  erreichen,  er 
braucht  dazu  nicht  Mitglied  der  Genossenschaft  zu  werden;  er  kann  das 
Kapital  der  Genossenschaft  als  Darlehen  zur  Verfügung  stellen,  er  kann 
selbst  stiller  Gesellschafter  werden.  Für  die  Mitglieder  folgt  das  allge- 
meine gleiche  Stimmrecht  aus  der  Natur  der  Genossenschaft,  und  das 
gleiche  Stimmrecht  ergiebt  sich  auch  aus  dem  Bestandtheil  der  recht- 
lichen Definition  der  Genossenschaft,  der  besagt,  dass  die  Förderung  des 
Erwerbs  oder  der  Wirthschaft  der  Mitglieder  erfolgt,  „mittels  gemein- 
schaftlichen Geschäftsbetriebes".  Der  gemeinschaftliche  Geschäftsbetrieb 
der  Mitglieder  ist  freilich  nicht  wörtlich  aufzufassen,  er  findet  sinn- 
gemässe Anwendung,  kommt  aber  darin  z.  B.  zum  Ausdruck,  dass  die 
Baugenossenschaft  darstellt  die  Vereinigung  der  Wohnungsbedürftigen. 
Nicht  zurii  mindesten  liegt  ja  gerade,  wie  ich  bereits  hervorgehoben  habe, 
die  Bedeutung  der  Baugenossenschaft  darin,  dass  die  Wohnungsbedürf- 
tigen selbst  Hand  anlegen,  um  die  Wohnungsbedürfnisse  zu  verbessern. 
Welch'  hohen  sittlichen  und  wirth schaftlichen  Werth  es  hat,  dass  die 
Wohnungsbedürftigen  die  Träger  der  Wohnungsreform  sind, 
hat  trefflich  an  der  Hand  der  Praxis  dargelegt  Landrath  Berthold  in 
seinem  Buche:  ,,Spar-  und  Bauverein  zu  Blumenthal".  Man  spricht 
heute  so  viel  von  der  „Gemeinnützigkeit"  der  Baugenossenschaften.  Das 
Wort  „Gemeinnützigkeit"  ist  dehnbar  und  mannigfach,  in  der  Regel 
freilich  pflegt  der  Gemeinnützigkeit  die  Wohlthat  innezu wohnen.  Es 
pflegt  der  Dritte  gemeinnützig  zu  handeln  gegenüber  dem,  dessen  Lage 
gebessert  werden  soll,  und  man  kann  nicht  gut  z.  B.  sagen,  der  Woh- 
nungsbedürftige  handelt  gemeinnützig,  indem  er  seine  Wohnungsverhält- 
nisse verbessern  will,  mag  schliesslich  auch  die  Allgemeinheit  aus  dieser 
Verbesserung  Nutzen  ziehen,  wenn  weitere  Kreise  so  verfahren.  Ich 
habe  dargelegt,  dass  die  Baugenossenschaft  getragen  wird  von  den 
Wohnungsbedürftigen,  dass  diese  selbst  mit  Hilfe  der  genossenschaft- 
lichen Organisation  die  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  in  die 
Hand  nehmen.  Es  ist  daher  zum  mindesten  nicht  korrekt,  wenn  man 
von  der  „Gemeinnützigkeit"  der  Baugenossenschaften  spricht,  und  am 
allerwenigsten  ist  es  richtig,  die  Baugenossenschaften  einzutheilen  in 
gemeinnützige  und  weniger  gemeinnützige,  indem  man  äussere  Merkmale 
zu  Grunde  legt,  wie  etwa  die  Höhe  der  Dividende,  die  Bestimmungen 
des  Statuts  über  die  Vertheilung  des  Vereins  Vermögens  u.  dgl.  m.  Nicht 
einzelne  Bestimmungen  des  Statuts  können  den  Charakter  der  Bau- 
genossenschaft kennzeichnen,  sondern  allein  die  Erfolge;  eine  Bau- 
genossenschaft, die  5°/0  Dividende  vertheilt  und  bestimmt,  dass  im  Falle 
der  Auflösung  der  Genossenschaft  das  Vereinsvermögen  unter  die  Mit- 
glieder vertheilt  werden  soll,  kann  vielleicht  unendlich  viel  mehr  zur 
Hebung  der  Wohnungs Verhältnisse  unter  den  Mitgliedern  beitragen,  als 
eine  Baugenossenschaft,  die  die  Dividende  auf  40/o  begrenzt  und  im 
Statut  die  Vertheilung  des  Vereinsvermögens  unter  die  Mitglieder  aus- 
schliesst.  Es  sollte  daher  endlich  mit  der  Uebung  gebrochen  werden, 
Baugenossenschaften  als  „gemeinnützige"  zu  bezeichnen,  die  äusserlich 
bestimmten  Erfordernissen  genügen.  Es  ist  auch  ganz  zweifellos,  dass 
die  Bezeichnung  der  Baugenossenschaften  als  gemeinnützige  Unterneh- 
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mungen  und  die  damit  in  Zusammenhang  stehende  Darlehnsgewährung 
der  Versicherungsanstalten  u.  s.  w.  an  Baugenossenschaften  wesentlich 
dazu  beigetragen  haben,  eine  Agitation  gegen  die  Baugenossenschaften 
gross  zu  ziehen,  und  dass  auf  diese  Agitation  die  Schwierigkeiten  zurück- 
zuführen sind,  die  der  gesunden  Förderung  der  Baugenossenschaften  in 
der  Zukunft  entgegenstehen.  Hätte  man  weniger  mit  dem  Wort  „ge- 
meinnützig" operirt,  wären  die  für  die  Entwicklung  der  Genossenschaften 
unerheblichen  Stempel-  und  Steuerprivilegien  nicht  gegeben,  so  würde 
wahrscheinlich  die  Gegnerschaft  gegen  die  Baugenossenschaften  nicht  die 
Verbreitung  gefunden  haben,  die  sie  heute  hat. 

Gemeinnützig  können  Aktiengesellschaften  arbeiten,  bei  denen  Phi- 
lanthropen Geld  geben  und  sich  mit  Kapitalien  betheiligen,  nicht  um  hohe 
Dividenden  herauszuwirthschaften,  sondern  um  einen  wohlthätigen  Zweck 
zu  verfolgen  —  gemeinnützig  wirken  Arbeitgeber,  die  für  ihre  Arbeiter 
Wohnungen  schaffen. 

Die  grosse  Schwierigkeit  für  die  Baugenossenschaft  liegt  natur- 
gemäss  in  der  Kapitalbeschaffung.  Die  Baugenossenschaft  hat  bei 
der  Kapitalbeschaffung  nach  ganz  anderen  Gesichtspunkten  zu  verfahren 
wie  andere  Genossenschaftsarten.  Es  handelt  sich  einmal  bei  der  Bau- 
genossenschaft um  grosse  Objekte,  dann  aber  auch  um  Kapitalien,  die 
möglichst  unkündbar  gegen  Amortisation  vorgestreckt  werden  müssen. 
Es  ist  hier  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  die  Aufnahme  solcher  Kapitalien 
sich  verträgt  mit  dem  rechtlichen  Charakter  der  Baugenossenschaften. 
Allerdings  kann,  wie  ich  bereits  dargelegt  habe,  die  Auflösung  der  Ge- 
nossenschaft erheblich  leichter  vor  sich  gehen  als  die  einer  Kapital- 
gesellschaft. Der  wechselnde  Mitglieder-  und  Kapitalbestand  ist  ein 
charakteristisches  Moment  der  Baugenossenschaften.  Es  ist  aber  an- 
dererseits zu  berücksichtigen,  dass  mit  den  Kapitalien,  die  die  Bauge- 
nossenschaft erhält,  auch  sofort  Werthe  geschaffen  werden.  Die  Kapi- 
talien werden  in  Grund  und  Boden  angelegt,  oder  es  werden  Gebäude 
mit  den  Kapitalien  errichtet,  so  dass  thatsächlich  Bedenken  gegen  solche 
Kapitalaufnahme  aus  der  Rechtsform  nicht  gut  werden  hergeleitet  werden 
können. 

Etwas  anderes  ist  es,  ob  die  Form  der  eingetragenen  Genossenschaft 
sich  eignet,  um  Erbbaurechte  zu  übernehmen.  Das  Erbbaurecht  wird 
in  der  Regel  übernommen  auf  60,  70,  80  Jahre  oder  mehr  —  eine  Ge- 
nossenschaft im  voraus  auf  so  lange  Zeit  zu  gründen,  würde  ein  Wider- 
spruch in  sich  selbst  sein,  denn  die  Kündigung  der  Mitgliedschaft  kann 
nicht  über  zwei  Jahre  hinaus  erstreckt  werden;  mag  daher  auch  die 
Genossenschaft  auf  60  Jahre  gegründet  sein  —  die  Mitglieder  brauchen 
nicht  so  lange  auszuhalten,  und  es  wird  schliesslich  auch  die  natürliche 
Lebensgrenze  als  die  Grenze  der  Mitgliedschaft  noch  dazu  kommen. 
Beträgt  die  Zahl  der  Mitglieder  einer  eingetragenen  Genossenschaft  aber 
weniger  als  sieben,  so  ist  die  Genossenschaft  der  Auflösung  verfallen. 
Eine  Baugenossenschaft,  die  Verträge  auf  viele  Jahrzehnte  hinaus  ab- 
schliesst,  muss  darauf  rechnen,  dass  die  Mitglieder  sich  immer  ergänzen 
und  erneuern;  es  kann  die  Entwickelung  der  Genossenschaft  dieser  Er- 
wartung entsprechen  —  es  kann  auch  anders  kommen.  Es  scheint  mir 
mit  der  Rechtsnatur  der  Genossenschatt  jedenfalls  unverträglich,  wenn 
die  Genossenschaft  Verträge  abschliesst,  die  nicht  nur  gelten  für  die 
zeitige  Generation  der  Mitglieder,  sondern  auch  noch  für  künftige  Gene- 
rationen. Um  die  Genossenschaft  solchen  Rechtsverhältnissen  anzu- 
passen, müsste  ihr  der  Personal  Charakter  genommen  werden,  sie  müsste 
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auf  kapitalistischer  Grundlage  aufgebaut  werden.  Für  eine  solche  Um- 
gestaltung des  Genossenschaftsgesetzes  wird  ein  erfahrener  Genossen- 
schafter aber  ganz  gewiss  nicht  zu  haben  sein. 

Die  Genossenschaft  ist  gerichtet  auf  Förderung  ,,des  Erwerbs  oder 
der  Wirthschaft  ihrer  Miglieder".  Ich  habe  unter  I  in  kurzen  Worten 
die  Entstehungsgeschichte  der  Novelle  von  1896  dargelegt,  wie  diese 
Novelle  zurückzuführen  ist  auf  Bestrebungen  der  Kleinhändler,  dahin 
gerichtet,  den  Konsumvereinen  den  Waarenverkauf  an  Nichtmitglieder 
zu  verbieten,  wie  grundsätzlich  aber  das  Genossenschaftsgesetz  von  dem 
Gedanken  ausgeht,  dass  eine  eingetragene  Genossenschaft  sehr  wohl  Er- 
werb und  Wirthschaft  der  Mitglieder  fördern  kann  und  doch  auch  gleich- 
zeitig Nichtmitglieder  an  den  Zwecken  der  Genossenschaft  theilnehmen 
lässt.  Es  würde  also  auch  z.  B.  das  Wesen  der  Baugenossen- 
schaften nicht  beeinträchtigt  werden,  wenn  das  Statut  die 
Vermiethung  von  Wohnungen  an  Nichtmitglieder  oder  den 
Verkauf  von  Häusern  an  Nichtmitglieder  gestattet,  und  that- 
sächlich  finden  wir  auch  in  vielen  Statuten  eine  solche  Vorschrift,  sie 
ist  ein  Gebot  der  Verhältnisse.  Denn  die  Genossenschaft  muss  Vor- 
sorge treffen,  dass  sie  die  Wohnungen  vermiethet,  die  Häuser  verkauft 
—  findet  sie  keine  Mitglieder  dafür,,  so  muss  sie  auf  Nichtmitglieder 
zurückgreifen.  Selbstverständlich  darf  die  Vermiethung  von  Wohnungen 
an  Nichtmitglieder,  der  Verkauf  von  Häusern  an  Nichtmitglieder  stets 
nur  die  Ausnahme,  der  Nothbehelf  bleiben:  es  würde  den  Charakter  der 
Baugenossenschaft  vollkommen  verändern,  wenn  die  Heranziehung  von 
Nichtmitgliedern  die  Regel  würde. 

IV. 

Die  Baugenossenschaft  ist  nach  den  vorhergehenden  Darlegungen 
eine  Personalgesellschaft,  sie  ist  gerichtet  auf  Förderung  der  Wirth- 
schaft der  Mitglieder.  Naturgemäss  kommt  für  Baugenossenschaften, 
wie  sie  dieser  Betrachtung  unterliegen,  nur  die  Förderung  der  Wirth- 
schaft der  Mitglieder  in  Betracht,  und  nicht  die  Förderung  des  Er- 
werbs. Wohl  giebt  es  auch  Baugenossenschaften  zur  Förderung  des 
Erwerbs  der  Mitglieder,  das  sind  dann  z.  B.  Genossenschaften,  die  von 
Bauhandwerkern  gegründet  werden,  oder  auch  Baugenossenschaften,  die 
ins  Leben  gerufen  sind  von  einer  Anzahl  Personen,  die  aus  dem  Ver- 
miethen  und  dem  Verkauf  von  Häusern  ein  Geschäft  machen  wollen.  Um 
solche  Genossenschaften  handelt  es  sich  hier  nicht. 

Aus  dem  Umstände,  dass  die  Genossenschaft  gerichtet  ist  auf  die 
Befriedigung  der  Wohnungsbedürfnisse  der  Mitglieder,  folgt  unter  Um- 
ständen, dass  die  Baugenossenschaft  ihr  Ziel  endgiltig  erreicht,  ihren 
Zweck  erfüllt  hat  und  damit  überflüssig  wird.  Es  ist  dies  dann  der 
Fall,  wenn  es  die  Aufgabe  der  Baugenossenschaft  ist,  für  einen  be- 
stimmten Kreis  von  Mitgliedern  Häuser  zu  erbauen.  Es  hat  solche 
Baugenossenschaften  wiederholt  gegeben,  sie  lösten  sich  nach  Erreichung 
des  Zweckes  auf.  Auch  für  Baugenossenschaften,  die  auf  den  Bau  von 
Häusern  zum  Eigenthumserwerb  abzielen,  wird  es  freilich  die  seltene 
Ausnahme  sein,  dass  sie  aus  solchem  Grunde  aufgelöst  werden.  Denn 
wie  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  nun  einmal  liegen,  wird  der 
Kreis  derer,  die  mit  Hilfe  der  Baugenossenschaften  ihre  Wünsche  be- 
friedigt sehen  wollen,  ein  so  grosser  sein,  und  es  wird  andererseits  für 
die  Baugenossenschaft  nur  allmählich  gelingen,   die  nöthigen  Mittel  zu 
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beschaffen  —  sodass  der  Zeitpunkt,  zu  dem  die  Baugenossenschaft  ihre 
Aufgaben  vollständig  erfüllt  haben  wird,  in  weiter,  weiter  Ferne  liegt. 
Betrachten  wir  die  andere  Baugenossenschaftsart,  d.  h.  die  Baugenossen- 
schaft, die  gerichtet  ist  auf  Schaffung  von  Miethswohnungen,  so  er- 
scheint für  diese  Baugenossenschaft  ein  Ende  der  Thätigkeit  überhaupt 
nicht  zu  erwarten,  d.  h.  nicht  in  der  Natur  der  Verhältnisse  zu  liegen. 
Ich  habe  dargelegt,  wie  aus  rechtlichen  Gründen  „gemeinschaftliches 
Eigenthum"  mit  Hilfe  der  Baugenossenschaften  nicht  zu  gewinnen  ist, 
doch  mit  Unkündbarkeit  und  ähnlichen  Kautelen  kann  die  Baugenossen- 
schaft den  Mitgliedern  alle  die  Vortheile  bieten,  die  die  Freunde  des 
gemeinschaftlichen  Eigenthums  von  diesen  erwarten.  Die  Vortheile,  die 
die  Miether  der  Wohnungen  als  Mitglieder  der  Baugenossenschaft  haben, 
setzen  naturgemäss  den  Bestand  der  Baugenossenschaft  voraus,  es 
würden  die  Vortheile  sofort  verschwinden,  wenn  die  Baugenossenschaft 
ihre  Thätigkeit  einstellt  und  sich  auflöst.  Für  diese  Art  der  Bau- 
genossenschaft ist  jede  Begrenzung  und  Zeitdauer  schon  durch  die  Art 
ihrer  Thätigkeit,  durch  ihre  Aufgaben,  ausgeschlossen. 

Es  wäre  hier  nun  noch  zu  prüfen,  welche  Bedeutung  die  Mög- 
lichkeit des  Ausscheidens  der  Mitglieder  für  die  Thätigkeit 
der  Genossenschaft  hat.  Zunächst  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  das 
Gesetz  selbst  in  dem  §  75  die  Genossenschaft  gegen  die  Folgen  einer 
Massenkündigung  der  Mitglieder  sichert;  es  bestimmt  der  §  75: 

„Wird  die  Genossenschaft  binnen  6  Monaten  nach  dem  Ausscheiden 
des  Genossen  aufgelöst,  so  gilt  dasselbe  als  nicht  erfolgt." 

Es  kann  also  die  Genossenschaft  wenigstens  bis  zur  gewissen 
Grenze  die  vernichtende  Wirkung  einer  Massenkündigung  durch  Auf- 
lösungsbeschluss  beseitigen.  Freilich  ist  es  nur  ein  Nothbehelf,  denn 
die  Auflösung  setzt  der  Verfolgung  der  Aufgaben  der  Genossenschaft 
ein  Ende,  und  sie  kann  ganz  besonders  für  eine  Baugenossenschaft,  die 
ihre  Kapitalien  festgelegt  hat,  sehr  nachtheilige  Folgen  haben.  Sie  kann 
zu  einer  Liquidation  führen,  die  sich  durch  viele,  viele  Jahre 
hinzieht.  Doch  der  §  75  des  Gesetzes  wirkt  in  der  Regel  schon  allein 
durch  seine  Existenz  zur  Sicherung  der  Genossenschaft. 

Immerhin  ergiebt  sich  aus  dem  Charakter  der  Genossenschaft,  dass 
die  geschäftliche  Thätigkeit  derselben  sich  halten  muss  im  Rahmen 
der  Bedürfnisse  der  Mitglieder.  Eine  Baugenossenschaft  z.  B., 
die  100  Mitglieder  hat  und  die  Häuser  bauen  wollte,  in  denen  mehrere 
100  Mietwohnungen  zur  Verfügung  stehen,  würde  vollkommen  aus  dem 
Rahmen  als  Genossenschaft  herausfallen.  Wir  sehen  also,  wie  sich  hier 
wieder  aus  Wesen  und  Charakter  der  Genossenschaft  die  Grenze  für  die 
genossenschaftliche  Thätigkeit  ergiebt.  Die  Baugenossenschaft  muss 
vorsichtiger  arbeiten  und  kalkuliren  wie  eine  Kapitalgesellschaft.  Denn 
während  eine  Kapitalgesellschaft  doch  in  erster  Reihe  nur  daran  zu 
denken  hat,  sieh  den  Kundenkreis  zu  halten,  da  sie  für  den  Fall  des 
Verlustes  des  Kundenkreises  immer  noch  das  Aktienkapital  behält,  um 
sich  nöthigenfalls  auf  neue  Geschäftszweige  zu  werfen  —  verliert 
die  Baugenossenschaft  mit  dem  Kundenkreis  auch  gleichzeitig  das 
Fundament,  auf  dem  sie  errichtet  ist.  Nehmen  wir  eine  Baugenossen- 
schaft in  einer  Industriestadt,  die  500  Mitglieder  zählt,  Häuser  errichtet 
hat,  in  denen  300  Mitglieder  Wohnungen  haben.  Die  Mitglieder  sind 
der  Genossenschaft  gegenüber  gesichert  und  geschützt  —  umgekehrt 
hat  die  Genossenschaft  aber  den  Mitgliedern  gegenüber  nur  sehr  geringe 
Machtbefugnisse.    Es  bricht  in  der  Industriestadt  eine  Krisis  aus,  die 
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Fabriken  werden  geschlossen,  die  Arbeiter  verlassen  den  Ort,  geben 
ihre  Wohnungen  auf,  und  die  Baugenossenschaft  verliert  nicht 
blos  die  Miether,  sondern  sie  verliert  auch  die  Mitglieder, 
und  nicht  nur  diese,  sondern  auch  die  Geschäftsguthaben 
derselben.  Möglicherweise  kann  sich  dies  nicht  im  Handumdrehen  ab- 
wickeln; aber  immerhin,  es  ist  eine  Mahnung  für  die  Baugenossen- 
schaften, in  ihren  Statuten  die  für  die  Mitgliedschaft  geltende  Kündi- 
gungsfrist zu  verlängern,  und  zwar  gilt  dies  hauptsächlich  für  Bau- 
genossenschaften, die  Miethwohnungen  herstellen.  Denn  die  Bau- 
genossenschaft, die  Häuser  zum  Eigenthumserwerb  für  ihre  Mitglieder 
gebaut  hat,  steht  freier  da  als  jene. 

V. 

Wie  ein  rother  Faden  zieht  es  sich  durch  diese  Darlegungen:  die 
Genossenschaft  ist  eine  Personalgesellschaft,  denn  überall  bei  jeder  Er- 
wägung haben  wir  dies  charakteristische  Moment  der  Genossenschaft 
in  Betracht  zu  ziehen.    So  nun  auch  bei  der  Kapitalbildung. 

Wir  haben  zu  unterscheiden  bei  der  Genossenschaft  als  Bestand- 
teil des  eigenen  Vermögens:  das  eigene  Vermögen,  das  gebildet 
wird  durch  die  Betheiligung  der  Mitglieder  durch  Einzahlungen  auf 
Geschäftsantheil  und  ferner  das  eigene  Vermögen,  das  aus  den  Reserven 
besteht.  Der  erste  Theil  des  eigenen  Vereinsvermögens  ist,  wie  zur 
Genüge  dargelegt  ist,  „schwankend",  denn  dieser  Theil  des  Vermögens 
„steht  und  fällt"  mit  der  Mitgliedschaft.  Jeder  Wechsel  der  Mitglieder 
berührt  den  Geschäftsgang  wie  den  Bestand  der  Genossenschaft.  Das 
Gesetz  selbst  sorgt  nach  Möglichkeit  dafür,  dass  die  Genossenschaft 
nicht  durch  die  Verpflichtung,  Geschäftsguthaben  an  ausgeschiedene 
Mitglieder  auszuzahlen,  leicht  in  Schwierigkeit  geräth,  indem  es  vor- 
sieht, dass  die  Mitglieder  nur  zum  Schluss  des  Geschäftsjahres  aus- 
scheiden können  und  dass  die  Genossenschaft  6  Monate  nach  dem  Aus- 
scheiden das  Geschäftsguthaben  auszuzahlen  hat;  doch  es  sind  dies  nur 
Nothbehelfe,  und  für  den  äussersten  Fall  schützt  der  bereits  erwähnte 
§  75  des  Gesetzes,  der  bestimmt,  dass  das  Ausscheiden  der  Mitglieder 
rückgängig  wird,  wenn  innerhalb  6  Monaten  nach  dem  Ausscheiden  die 
Auflösung  der  Genossenschaft  beschlossen  wird.  Eine  möglichst  starke 
Reservenbildung  ist  der  Baugenossenschaft  daher  aufs  dringendste  zu 
empfehlen,  denn  die  Reserven  gehören  zu  dem  dauernden  Vermögen 
der  Genossenschaft,  das  nicht  berührt  wird  von  dem  wechselnden  Mit- 
gliederbestand. 

Mehr  noch  als  für  jede  andere  Genossenschaftsart  kommt  für  die 
Baugenossenschaft  die  Heranziehung  fremder  Gelder  in  Betracht, 
und  es  ist  die  Frage  aufzuwerfen:  auf  welche  Sicherheit  hin  empfängt 
die  Genossenschaft  das  fremde  Geld.  Zunächst  kommt  in  Betracht  das 
Werthobjekt,  das  mit  dem  fremden  Geld  beschafft  werden  soll  —  ferner 
das  eigene  Vereinsvermögen  der  Genossenschaft  und  endlich  die  persön- 
liche Haftpflicht  der  Mitglieder. 

Die  persönliche  Haftpflicht  der  Mitglieder  ist  wieder  eine 
Eigenart  der  eingetragenen  Genossenschaft,  die  sich  ergiebt  aus  dem 
Personalcharakter  derselben.  Die  Genossenschaft  beruht  nicht  auf 
Kapitalien  sondern  auf  den  Personen  der  Mitglieder.  Die  ersten  Ge- 
nossenschaften entstanden,  wie  oben  bemerkt  ist,  unter  der  Geltung  des 
allgemeinen  Landrechts  als  erlaubte  Privatgesellschaften;  die  Haftpflicht 
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der  Mitglieder  war  eine  solidarische  und  unbeschränkte,  d.  h.  jedes  Mit- 
glied hatte  mit  seinem  ganzen  Vermögen  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Genossenschaft  einzutreten;  die  Anerkennung  der  Genossenschaften  im 
Wege  der  Gesetzgebung,  indem  die  eingetragene  Genossenschaft  Rechts- 
persönlichkeit erhielt,  schuf  insofern  eine  Aenderung,  als  nun  zwischen 
den  Gläubiger  und  die  Mitglieder  die  eingetragene  Genossenschaft  trat, 
es  müsste  sich  der  Gläubiger  erst  an  die  eingetragene  Genossenschaft 
halten  und  dürfte  nur,  wenn  er  bei  dieser  keine  Befriedigung  erhielt,  auf 
die  Mitglieder  zurückgreifen. 

Dieser  Rückgriff  ist  dann  durch  die  weiteren  Genossenschaftsgesetze 
mehr  und  mehr  geregelt. 

Doch  nicht  bloss  die  Geltendmachung  der  persönlichen  Haft- 
pflicht hat  eine  Aenderung  erfahren,  auch  der  Umfang  der  persönlichen 
Haftpflicht.  Das  Genossenschaftsgesetz  von  1889  hat  die  Bildung  von 
Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  zugelassen.  Es  giebt 
allerdings  neben  der  unbeschränkten  und  der  beschränkten  Haftpflicht 
noch  eine  dritte:  die  unbeschränkte  Nachschusspflicht,  doch  da  diese 
Art  in  der  Praxis  fast  gar  keinen  Eingang  gefunden  hat,  soll  hier 
über  dieselbe  hinweggegangen  sein. 

Die  beschränkte  Haftpflicht  unterscheidet  sich  von  der 
unbeschränkten  dadurch,  dass,  während  bei  der  letzteren  die  Mit- 
glieder für  die  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  Garantie  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen  übernehmen,  bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter 
Haftpflicht  diese  Garantie  (persönliche  Haftpflicht)  durch  eine  im  Statut 
festgesetzte  Summe  begrenzt  wird.  Dies  ist  der  einzige  wesentliche 
Unterschied  zwischen  der  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  und  der 
mit  beschränkter  Haftpflicht.  Es  kann  nicht  überraschen,  dass  unter 
der  alleinigen  Geltung  der  unbeschränkten  Haftpflicht  für  die  eingetragene 
Genossenschaft  wesentlich  nur  Baugenossenschaften  in  Betracht  kamen, 
die  für  ihre  Mitglieder  Häuser  zu  Eigenthumserwerb  bauten.  Denn  der 
Vortheil,  den  die  Mitgliedschaft  bei  einer  Genossenschaft  mit  sich 
bringt,  muss  selbstverständlich  im  rechten  Verhältniss  zum  Risiko 
stehen.  Um  unter  günstigen  Bedingungen  ein  eigenes  Heim  zu  er- 
werben, scheut  der  kleine  Beamte,  Handwerker  und  Arbeiter  auch  die 
vorübergehende  Uebernahme  der  unbeschränkten  Haftpflicht  nicht  — 
um  aber  eine  Miethwohnung  für  billigeren  Preis  zu  erhalten,  ist  der 
Arbeiter,  Handwerker  und  Beamte  nicht  leicht  geneigt,  eine  weitgehende 
Verpflichtung  zu  übernehmen. 

So  blieben  denn  bis  zur  Zulassung  der  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  die  Baugenossenschaften,  die  ihre  Mitglieder  mit 
Mietwohnungen  versorgen  wollten,  in  der  Minderheit.  Wenn  freilich 
heute  zuweilen  behauptet  wird,  dass  diese  Genossenschaftsart  zuerst  im 
Jahre  1889  entstanden  ist,  und  zwar  in  Hannover,  so  ist  dies  ein 
Irrthum.  Der  Spar-  und  Bau  verein  in  Hannover  hat  eine  nicht  kleine 
Anzahl  von  Vorgängern.  Wenn  den  Männern,  die  den  Spar-  und  Bau- 
verein in  Hannover  ins  Leben  gerufen  haben,  es  unbekannt  war,  dass 
das  System,  das  sie  anwenden  wollten,  bereits  praktisch  erprobt  war, 
so  ändert  dies  nichts  an  der  erwähnten  Thatsache. 

Die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  hat  nun  dahin  geführt, 
dass  auch  selbst  die  einen  weitergehenden  Zweck:  die  Errichtung  von 
Häusern  verfolgenden  Genossenschaften  mehr  die  beschränkte  Haftpflicht 
wählen.  Der  Grund  dafür  ist  ein  naheliegender.  Die  Baugenossen- 
schaften bedürfen  heute  der  weitgehenden  Kreditbasis   nicht,   da  Ver- 
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Sicherungsanstalten,  Beruf sgenossenschaften,  Eeich,  Staat  und  Kommunen 
in  der  bereitwilligsten  Weise  ihnen  Mittel  zur  Verfügung  stellen,  auch 
bei  der  beschränkten  Haftpflicht. 

Die  Bestimmungen  des  Genossenschaftsgesetzes  über  die  Haftpflicht 
haben  sich  in  der  Praxis  durchaus  bewährt.  Bei  der  Aufnahme  der 
fremden  Gelder,  mögen  diese  auch  unter  den  günstigsten  Bedingungen 
gewährt  werden,  sollte  aber  niemals  vergessen  werden,  dass  sich  aus 
der  Aufnahme  eine  Belastung,  nicht  bloss  der  Genossenschaft,  sondern 
auch  der  einzelnen  Mitglieder  ergiebt.  Es  sei  erinnert  an  den  §  49  des 
Gesetzes,  der  bestimmt:  „Die  Genossenschaft  hat  festzusetzen  den  Ge- 
sammtbetrag,  welchen  Anleihen  der  Genossenschaft  und  Spareinlagen 
bei  derselben  nicht  überschreiten  sollen".  Zweck  dieser  Bestimmung  ist, 
dass  die  Mitglieder  durch  Beschlussfassung  in  der  Generalversammlung 
das  sich  aus  der  Belastung  mit  fremdem  Geld  ergebende  Bisiko  zu  be- 
schränken in  der  Lage  sein  sollen  —  eine  Bestimmung,  die  auch  für 
die  Baugenossenschaften  von  grossem  Werthe  ist. 

Wenn  die  eine  oder  andere  Bestimmung  des  Gesetzes  vielleicht  einer 
Abänderung  bedürfte,  so  handelt  es  sich  dabei  nicht  um  Spezialitäten 
der  Baugenossenschaften.  Höchstens  auf  ein  Moment  möchte  ich  noch 
die  Aufmerksamkeit  lenken.  Nach  §  139  des  Genossenschaftsgesetzes 
hat  die  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht  mit  der  Bilanz  zu 
veröffentlichen  den  Betrag  der  Haftsummen  der  Genossen  sowie  die  Aen- 
derungen  im  Betrage  der  Haftsummen  im  Verhältniss  zum  Vorjahre  — 
dies  ist  eine  bedenkliche  Bestimmung.  Denn  wer  die  Verhältnisse  nicht 
kennt,  möchte  vielleicht  der  Veröffentlichung  entnehmen,  dass  der  Ge- 
sammtbetrag  der  Haftsummen  als  eine  für  alle  Fälle  gute  Sicherheit  zu 
betrachten  ist.  Es  ist  jedoch  immer  zu  berücksichtigen,  dass  die  Haft- 
summe nur  die  Höchstgrenze  bildet,  bis  zu  der  ein  Mitglied  im  Kon- 
kurse der  Genossenschaft  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  es  sagt 
die  Haftsumme  keineswegs,  dass  nun  auch  ein  Mitglied  bis  zu  diesem 
Betrage  sicher  ist,  und  ich  möchte  wünschen,  dass  in  keinem  Fall  im 
Konkurse  einer  Baugenossenschaft  die  Probe  aufs  Exempel  zu  machen  ist. 

Endlich  noch  ein  Wort  über  die  Bezeichnungen  der  Baugenossen- 
schaften. Dieselben  sind  ausserordentlich  mannichfach.  Es  schien  vor 
einigen  Jahren,  als  wenn  sich  gewisse  Bezeichnungen  für  gewisse  Auf- 
gaben einbürgern  wollten;  so  pflegte  hinter  der  Bezeichnung  „Bau-  und 
Sparverein"  eine  Baugenossenschaft  zu  stehen,  die  nicht  zu  Eigenthums- 
erwerb für  die  Mitglieder  Häuser  errichtet,  sondern  Mietwohnungen 
schafft.  In  der  Sache  wrar  diese  Bezeichnung  durchaus  nicht  begründet, 
und  heute  finden  wir  denn  auch  thatsächlich  vielfach  Baugenossen- 
schaften, die  Häuser  errichten,  um  solche  an  die  Mitglieder  abzugeben, 
die  sich  als  Bau-  und  Sparvereine  bezeichnen.  Wer  übrigens  meint, 
dass  die  Bezeichnung  ,, Sparverein"  der  Baugenossenschaft  einen  beson- 
deren Charakter  verleiht,  befindet  sich  im  Irrthum.  Denn  ,, Sparverein" 
ist  mehr  oder  minder  jede  Genossenschaft.  Höchstens  bringt  diese  Be- 
zeichnung zum  Ausdruck,  dass  die  Genossenschaft  besondere  Einrich- 
tungen hat,  die  der  Bethätigung  des  Sparsinns  dienen. 

VI. 

Ueber  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  sich  auf  die  Errichtung 
der  Genossenschaften,  auf  die  Abfassung  des  Statuts  und  den  Inhalt 
desselben  beziehen,  kann  ich  mich  kurz  fassen,  sie  geben  zu  besonderen 
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Betrachtungen  keine  Veranlassung.  Die  Vorschriften  sind  aus  der 
Praxis  der  Genossenschaften  heraus  Gesetz  geworden,  sie  gelten  in 
gleichem  Umfange  für  alle  Genossenschaftsarten.  Die  §§6,  7  und  8 
regeln  die  Bestimmungen,  die  das  Statut  zu  enthalten  hat,  §§  6  und  7 
bestimmen  die  Essentialien,  §  8  enthält  die  Bestimmungen  die  der  Auf- 
nahme in  das  Statut  bedürfen,  wenn  sie  überhaupt  getroffen  werden 
sollen.  Das  Statut  muss  Firma  und  Sitz  der  Genossenschaft,  Gegen- 
stand des  Unternehmens  enthalten,  es  muss  die  Form  für  die  Berufung 
der  Generalversammlung  der  Genossen  sowie  für  die  Beurkundung  ihrer 
Beschlüsse  regeln  und  eine  Vorschrift,  wie  der  Vorsitz  in  den  Versamm- 
lungen gehandhabt  werden  soll,  enthalten;  die  Bestimmungen  über  die 
Form,  in  welcher  die  von  der  Genossenschaft  ausgehenden  Bekannt- 
machungen erfolgen,  sind  durch  das  Statut  zu  regeln,  das  die  öffent- 
lichen Blätter  zu  bezeichnen  hat,  in  welchen  dieselben  aufzunehmen  sind. 
Das  Statut  muss  erkennen  lassen,  welche  Haftart  der  Genossenschaft  zu 
Grunde  liegt,  es  muss  regeln  die  Bestimmung  des  Geschäftsanteils  und 
des  Reservefonds,  es  muss  enthalten  Grundsätze  für  die  Aufstellung  und 
die  Prüfung  der  Bilanz. 

Völlige  Freiheit  ist  der  Genossenschaft  gelassen,  um  im  Statut  die 
Grundsätze  festzustellen,  die  für  die  Gewinn-  und  Verlustvertheilung 
gelten  sollen,  und  dabei  will  ich  nicht  unterlassen  darauf  hinzuweisen, 
dass  eine  Art  der  Gewinnverteilung  wohl  die  allgemeine  Aufmerksam- 
keit verdient.  Ich  habe  oben  dargelegt,  was  unter  „Gemeinnützigkeit" 
einer  Baugenossenschaft  zu  verstehen  ist  und  dass  nach  einzelnen  Ge- 
setzen die  Baugenossenschaft  dann  den  Charakter  der  Gemeinnützigkeit 
hat,  wenn  sie  im  Statut  die  Vertheilung  des  Vereinsvermögens  für  den 
Fall  der  Auflösung  ausschliesst  und  die  auf  die  Geschäftsguthaben  zu 
verth eilende  Dividende  auf  4%  beschränkt.  Diesen  Statutenbestim- 
mungen ist  sehr  geringer  Werth  beizulegen.  Richtiger  wäre  es.  wenn 
die  Baugenossenschaften  sich  die  Gewinnvertheilung  der  Konsumvereine 
als  Muster  nehmen  wollten,  d.  h.  für  die  Vertheilung  des  Uebersehusses 
sich  fragten,  wie  er  entstanden  ist,  und  dann  die  Entstehung  für  die 
Vertheilung  massgebend  sein  Hessen.  Der  Ueberschuss  bei  einer  Bau- 
genossenschaft entsteht  dadurch,  dass  die  Erträgnisse  der  Häuser  mehr 
bringen,  als  die  Genossenschaft  nöthig  hat,  um  die  Geschäftsunkosten  zu 
decken,  Reserven  zu  bilden  und  den  Geschäftsguthaben  eine  angemessene 
Dividende  zuzuführen.  Soll  nun  eine  Baugenossenschaft  kein  Geschäft 
machen,  so  erscheint  es  billig,  dass  die  Mitglieder,  die  zu  den  Erträg- 
nissen der  Genossenschaft  mehr  beigetragen  haben,  als  nothwendig  war, 
um  die  Zwecke  der  Genossenschaft  zu  erfüllen,  verhältnissmässig  diese 
Ueberschüsse  wieder  zurückerhalten:  das  wäre  die  Vertheilung  der 
Ueberschüsse  nach  Verhältniss  der  Miethen.  Oft  wird  ja  freilich  die 
Baugenossenschaft  nicht  in  die  Lage  kommen,  solche  Vertheilungen  vor- 
zunehmen; aber  ich  möchte  diese  Gelegenheit  nicht  vorübergehen  lassen, 
ohne  darauf  hinzuweisen,  wie  nothwendig  eine  vorsichtige  Kalkulation 
der  Miethen  ist  und  wie  gefährlich  es  für  die  Entwicklung  der  Bau- 
genossenschaft ist,  wenn  der  Vorstand  glaubt,  durch  die  denkbar  billig- 
sten Miethen  Mitglieder  und  Miether  heranzuziehen.  Es  müssen  stets 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Betracht  gezogen  werden,  es  muss 
auch  damit  gerechnet  werden,  dass  ein  wirtschaftlicher  Rückschlag  ein- 
tritt, dass  die  Genossenschaft  gezwungen  ist,  mit  den  Miethen  herunter- 
zugehen, und  die  Rentabilität  der  Genossenschaft  muss  dann  auch  be- 
stehen.   Es  sollte  alles  dies  niemals  aus  dem  Auge  verloren  werden. 


202 


Auflösung  und  Konkurs  der  Genossenschaft  berühren  das  vorliegende 
Thema  nicht. 

Es  wäre  zum  Schluss  nur  noch  zu  gedenken  des  4.  Abschnittes  des 
Genossenschaftsgesetzes,  der  §§  53 ff.,  die  von  der  Revision  der  Genossen- 
schaft handeln.  §  53  des  Genossenschaftsgesetzes  bestimmt:  „Die  Ein- 
richtungen der  Genossenschaft  und  die  Geschäftsführung  derselben  in 
allen  Zweigen  der  Verwaltung  sind  mindestens  in  jedem  zweiten  Jahre 
der  Prüfung  durch  einen  der  Genossenschaft  nicht  augehörigen,  sachver- 
ständigen Revisor  zu  unterwerfen."  Diese  Revision  ist  von  der  aller- 
grössten  Bedeutung  für  die  Genossenschaften,  vorausgesetzt,  dass  sie 
durch  einen  sachverständigen  Revisor  ausgeübt  wird.  Das  Gesetz  sieht 
vor,  dass  die  Genossenschaften  sich  zu  Verbänden  zusammenschliessen, 
die  von  der  Regierung  das  Recht  verliehen  erhalten  können,  den  Revisor 
zu  bestellen  —  anderenfalls  wird  der  Revisor  für  die  Genossenschaft 
durch  das  Gericht  bestellt.  Gross  und  bedeutungsvoll  sind  die  Auf- 
gaben eines  solchen  Revisors.  Es  würde  mich  zu  weit  führen,  hier  auf 
die  Einzelheiten  einzugehen,  es  mag  genügen,  hinzuweisen  auf  die  grosse 
Bedeutung  der  Verbandsrevision. 

VII. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  haben  ergeben,  dass  das  Genossen- 
schaftsgesetz vielleicht  nicht  überall  auf  die  Thätigkeit  der  Baugenossen- 
schaften zugeschnitten  ist;  das  Genossenschaftsgesetz  scheint  einzelne 
Bestimmungen  zu  enthalten,  die  vielleicht  mit  der  Thätigkeit  der  Bau- 
genossenschaften nicht  gut  vereinbar  sind.  Bewundern  müssen  wir  wohl 
die  Anpassungsfähigkeit  des  Genossenschaftsgesetzes.  Wenn  vielfach 
behauptet  wird,  der  heutigen  Zeit  mangele  es  an  Talent  für  die  Gesetz- 
gebung —  für  das  Genossenschaftsgesetz  gilt  dies  zweifellos  nicht.  Das 
Genossenschaftsgesetz  ist  ein  Meisterwerk  der  Gesetzgebung;  es  zeichnet 
sich  durch  Klarheit  und  Durchsichtigkeit  im  Aufbau  und  in  den  Bestim- 
mungen wie  durch  Anpassungsfähigkeit  aus,  es  wird  den  Wünschen 
und  Bedürfnissen  der  Mitglieder  der  Genossenschaft  gerecht,  ohne  die 
Ansprüche  der  Gläubiger  zu  beeinträchtigen.  Gewiss  ist  auch  das 
Genossenschaftsgesetz  nicht  vollkommen,  das  Eine  und  das  Andere  könnte 
besser  und  zweckmässiger  geordnet  werden,  doch  dies  zu  prüfen  und  zu 
erwägen,  war  nicht  die  Aufgabe  meines  Themas.  Ich  habe  mich  vielmehr 
nur  auf  die  Untersuchung  zu  beschränken,  ob  das  Genossenschaftsgesetz 
genügt,  um  die  Baugenossenschaften  in  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben 
zu  sichern,  und  ich  glaube  dies  nach  den  vorstehenden  Ausführungen 
bejahen  zu  können,  indem  ich  auf  die  Beschränkungen  hinweise,  die  ich  in 
den  einzelnen  Abschnitten  näher  ausgeführt  habe.  Wo  ich  gefunden  habe, 
dass  das  Genossenschaftsgesetz  der  Entwicklung  gewisse  Schwierig- 
keiten bereitet,  da  ergab  sich  jedoch  gleichzeitig,  dass  die  tiefere  Ur- 
sache nicht  in  dem  Genossenschaftsgesetz,  sondern  im  Wesen  und  Cha- 
rakter der  genossenschaftlichen  Organisation  liegt. 


IL  Die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  in 

Deutschland. 


Von  Prof.  Dr.  H.  Albrecht  in  Gross-Lichterfelde. 


Die  Baugenossen schatten  bilden  nur  eine  der  Organisationsformen, 
mit  deren  Hilfe  man  in  Deutschland  versucht  hat,  den  Kleinwohnungs- 
bau da,  wo  die  private  Bauthätigkeit  zur  Befriedigung  des  Wohnungs- 
bedürfnisses nicht  ausgereicht  hat,  auf  eine  breitere  Basis  zu  stellen. 
Es  liegt  daher  nahe,  der  kurzen  Schilderung  der  Entwickelung  und 
Leistungen  der  deutschen  Baugenossenschaften,  die  hier  beabsichtigt 
wird,  einige  Angaben  über  die  auf  dasselbe  Ziel  gerichteten  anderweiten 
Unternehmungsformen  und  über  die  wichtigsten  Unterscheidungsmerk- 
male derselben  vorauszuschicken. 

Wenn  wir  hier  von  dem  Bau  von  Arbeiterwohnungen  durch  in- 
dustrielle Unternehmungen,  dem  wir  in  Deutschland  schon  im  18.  Jahr- 
hundert begegnen,  absehen,  so  sind  es  die  als  „gemeinnützig"  zu  be- 
zeichnenden Aktiengesellschaften,  welche  am  weitesten  —  bis  etwa 
in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  —  zurückreichen.  Im  Gegensatz  zu 
den  Erwerbszwecke  verfolgenden  Aktiengesellschaften  bekunden  die  hier 
in  Frage  kommenden  Gesellschaften  ihren  gemeinnützigen  Charakter  da- 
durch, dass  sie  die  Höhe  der  eventuell  zu  vertheilenden  Dividende 
auf  einen  massigen  Prozentsatz  beschränken,  während  darüber  hinaus 
sich  ergebende  Ueberschüsse  zu  Rücklagen,  bezw.  zur  Erweiterung  des 
Unternehmens  verwandt  werden.  In  der  Regel  wird  ferner  der  grösste 
Theil  der  Verwaltungsgeschäfte  durch  ehrenamtliche  Organe  übernommen. 
Die  älteste  der  heute  in  Deutschland  bestehenden  Gesellschaften  dieser 
Art  ist  die  im  Jahre  1848  ins  Leben  getretene  Berliner  gemeinnützige 
Baugesellschaft  mit  einem  Aktienkapital  von  264  000  M.,  die  bis  heute 
Häuser  im  Werthe  von  über  2  Millionen  Mark  errichtet  hat.  Ihr  reihen 
sich  —  um  nur  die  erfolgreichsten  namhaft  zu  machen  —  nach  dem 
Jahre  der  Begründung  geordnet  an:  die  Gladbacher  Aktienbaugesell  schaff 
in  M.-Gladbach  (1869),  die  Barmer  Baugesellschaft  für  Arbeiterwoh- 
nungen (1872),  der  gemeinnützige  Bauverein  in  Dresden  (1887),  der 
Verein  zur  Verbesserung  der  kleinen  Wohnungen  in  Berlin  (1888),  die 
Aktienbaugesellschaft  für  kleine  Wohnungen  in  Frankfurt  a.  M.  (1890) 
u.  s.  w. 

An  einzelnen  Orten  hat  man  in  neuerer  Zeit  versucht,  die  in  mancher 
Beziehung  eine  Vereinfachung  des  Geschäftsganges  zulassende  Form  der 
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Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  an  die  Stelle  zu  setzen, 
ohne  dass  indessen  dies  Vorgehen  bis  jetzt  viel  Anklang  gefunden  hätte. 

Im  Prinzip  arbeiten  beide  Arten  von  Gesellschaften  insofern  auf 
einer  geschäftsmässigen  Basis,  als  sie  für  ihre  Gesellschafter,  deren 
Einzahlungen  das  Betriebskapital  bilden,  eine,  wenn  auch  mässige  Kapital- 
verzinsung anstreben  und  zum  grösseren  Theil  heute  auch  erzielen.  In 
der  That  hat  es  aber  kaum  eine  derselben  dahin  gebracht,  dass  ihre 
Aktien,  bezw.  Geschäftsantheile  marktgängige  Anlagewerthe  geworden 
sind.  Dieselben  befinden  sich  durchgehends  in  den  Händen  gemeinnützig 
denkender  Kapitalisten,  die  von  vornherein  auf  eine  Verzinsung  ihrer 
Anlage  nicht  rechnen  und  unter  Umständen  auch  bereit  sind,  den  Ka- 
pitalbetrag zu  opfern.  Die  betreffenden  Gesellschaften  tragen  daher  de 
facto  alle  mehr  oder  weniger  den  Charakter  von  Veranstaltungen,  die 
sich  auf  den  Wohlthätigkeitssinn  der  besitzenden  Klassen  stützen,  und  es 
ist  auch  nicht  zu  bestreiten,  dass  für  die  grosse  Masse  der  ärmsten  und  in 
ihren  Wohnverhältnissen  am  meisten  vernachlässigten  Klassen  das  Wirken 
dieser  Gesellschaften  nicht  zu  entbehren  sein  wird. 

Noch  mehr  als  bei  den  genannten  Unternehmungsformen  tritt  der 
Charakter  von  Wohlthätigkeitsveranstaltungen  bei  einer  Anzahl  von 
Vereinen  hervor,  die  zumeist  als  alleinige,  in  Ausnahmefällen  auch  als 
Nebenzweck  neben  anderen  gemeinnützigen  Bestrebungen  den  Bau  von 
Kleinwohnungen  verfolgen.  Hier  bilden  das  Betriebskapital  die  ohne 
Anspruch  auf  Verzinsung  eingezahlten  Mitgliederbeiträge  und  sonstigen 
Zuwendungen  von  gemeinnütziger  Seite.  Als  die  namhaftesten  Vertreter 
dieser  Unternehmungsform  seien  genannt:  der  Verein  für  das  Wohl  der 
arbeitenden  Klassen  in  Stuttgart  (1866),  der  Verein  „Arbeiterheim"  in 
Bethel  bei  Bielefeld  (1886),  der  gemeinnützige  Bremer  Bauverein  (1887), 
der  Verein  für  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  in  München  (1899) 
u.  a. 

Während  die  vorgenannten  Organisationsformen  sich  aber  neben  den 
von  gemeinnütziger  Seite  aufgebrachten  Mitteln  in  der  Regel  in  erheb- 
lichem Umfange  auch  des  Hypothekarkredits  für  die  Erreichung  ihrer 
Zwecke  bedienen,  tritt  der  Wohlthätigkeitscharakter  noch  schärfer  in 
den  Vordergrund  bei  einer  Reihe  von  Stiftungen,  die  von  einzelnen 
Wohlthätern  gemacht  sind  und  für  die  Zwecke  des  Wohnungsbaues  in 
der  Regel  in  der  Weise  nutzbar  gemacht  werden,  dass  die  durch  die 
Vermiethung  der  Wohnungen  aufgebrachten  Kapitalien  immer  von 
neuem  wieder  dem  gemeinnützigen  Zweck  zugeführt  werden,  wie  z.  B. 
bei  der  Alexandra- Stiftung  in  Berlin  (1856),  der  Abegg'schen  Stiftung  für 
Arbeiterwohnungen  in  Danzig  (1870),  der  Aders'schen  Wohnungsstiftung 
in  Düsseldorf  (1887),  der  Stiftung  des  Verlagsbuchhändlers  H.  J.  Meyer 
in  Leipzig  (1888),  der  Abraham  Philipp  Schuldt-Stiftung  in  Hamburg 
(1892). 

Von  diesen  Veranstaltungen  mehr  oder  weniger  fürsorglichen 
Charakters  heben  sich  die  von  den  Wohnungsbedürftigen  selbst  orga- 
nisirten  Baugenossenschaften  scharf  ab,  deren  Entstehungsgeschichte, 
Entwickelung  und  Würdigung  den  eigentlichen  Kern  unserer  Darstellung 
bilden  soll.  Es  dürfte  nicht  unangebracht  sein,  hierbei  vorweg  zu  betonen, 
dass  die  deutschen  Baugenossenschaften  nicht  in  eine  Linie  gestellt 
werden  dürfen  mit  den  „Building  Societies"  in  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten  und  derjenigen  Form  der  Genossenschaften  in  Belgien, 
deren  Zweck  nicht  darauf  gerichtet  ist,  für  ihre  Mitglieder  selbst  zu 
bauen,   die  vielmehr  diesen   letzteren  Vorschüsse   zum   Erwerb  eines 
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Hauses  gewähren  und  namentlich  in  England  und  Amerika  im  wesent- 
lichen nichts  anderes  sind  als  Hypothekenbanken  oder  Realkreditkassen 
und  vielfach  den  genossenschaftlichen  Charakter  abgestreift  und  das 
Wesen  *  von  Grossbanken  angenommen  haben.  Ein  Versuch,  den  Ge- 
danken der  englischen  Building  Societies  nach  Deutschland  zu  über- 
tragen, wurde  in  den  sechsziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  in 
Breslau  gemacht,  musste  aber  in  den  Anfängen  bereits  wieder  aufgegeben 
werden  und  hat  keine  Nachfolge  gefunden.  Die  deutschen  Baugenossen- 
schaften, wie  sie  heute  in  Blüthe  stehen,  sind  ausnahmslos  Baugenossen- 
schaften im  engeren  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  ihr  vorwiegender  Zweck 
ist  der  Bau  von  Wohnungen  für  ihre  Mitglieder. 

Die  erste  Anregung  zur  Begründung  von  Baugenossenschaften  in 
Deutschland  hat  der  Verband  der  Schulze-Delitzsch'schen  Genossen- 
schaften gegeben,  der  auf  den  Verbandstagen  in  Mainz  (1864)  und 
Stettin  (1865)  der  Frage  näher  trat.  Im  Jahre  1870  gab  es  erst  drei 
Baugenossenschaften.  1871  war  diese  Zahl  bereits  auf  17  angewachsen. 
Von  diesen  älteren  Genossenschaften  existirt  unseres  Wissens  heute  nur 
noch  die  1871  ins  Leben  getretene  Münchener  Baugenossenschaft.  Die 
wenigsten  von  ihnen  haben  es  zu  einer  nennenswerthen  Thätigkeit  ge- 
bracht. Der  Hauptgrund  hierfür  dürfte  darin  zu  erblicken  sein,  dass 
die  Bestimmungen  des  Genossenschaftsgesetzes  vom  4.  Juli  1868,  in 
erster  Linie  die  durch  dasselbe  bedingte  Solidarhaft,  ihrer  Entwicklung 
nicht  förderlich  waren.  Einen  nachhaltigen  Einfluss  auf  die  Gestaltung 
der  Arbeiterwohnungsfrage  haben  somit  diese  Organisationen  nicht  ge- 
habt. 

Eine  neue  Anregung  ging  dann  Ende  der  siebenziger  Jahre  von 
Dänemark  aus,  indem  die  Einrichtungen  des  1865  ins  Leben  gerufenen 
und  mit  ausserordentlichem  Erfolg  arbeitenden  Kopenha<4ener  Arbeiter- 
bauvereins das  Vorbild  für  den  Flensburger  Arbeiterbauverein  abgaben, 
•der  1878,  ebenfalls  noch  zur  Zeit  der  Geltung  des  älteren  deutschen  Ge- 
nossenschaftsgesetzes begründet,  fast  ein  Jahrzehnt  hindurch  die  ein- 
zige deutsche  Baugenossenschaft  gewesen  ist,  die  unter  dem  Zusammen- 
wirken einer  Reihe  begünstigender  Umstände  über  die  Schwierigkeiten 
hinweggekommen  ist,  die  sich  damals  derartigen  Unternehmungen  ent- 
gegenstellten. In  seinen  Grundprinzipien  sich  eng  an  den  Kopenhagener 
Arbeiterbauverein  anschliessend,  hat  der  Flensburger  Arbeiterbauverein 
für  alle  später  begründeten  Baugenossenschaften  die  Grundlagen  der 
Organisation  festgelegt.  Die  Mitgliedschaft  der  Genossenschaft  wird 
durch  Zahlung  eines  geringen  Eintrittsgeldes  und  durch  Uebernahme  der 
Verpflichtung  erworben,  durch  kleine,  den  Einkommensverhältnissen  der 
Arbeiter  angepasste  Ratenzahlungen  einen  Geschäftsantheil  von  mässigem 
Betrage  anzusammeln.  Volleinzahlung  des  Geschäftsantheils  oder  die 
Einzahlung  in  mehreren  grösseren  Raten  ist  zulässig,  ebenso  wie  die 
Erwerbung  mehrerer  Geschäftsantheile.  Die  Mitglieder  nehmen  im  Ver- 
hältniss  zu  den  eingezahlten  Beträgen  an  dem  durch  den  Geschäfts- 
überschuss  gebildeten  Gewinn  theil.  Die  Summe  der  Geschäftsguthaben 
bildet  das  Betriebskapital,  das,  unter  Zuhilfenahme  des  Hypothekar- 
kredits sowie  anderer,  z.  B.  durch  Spareinlagen  der  Mitglieder,  durch 
Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  u.  s.  w.  aufgebrachter  Mittel  zum 
Bau  von  Wohnungen  dient.  Jedem  Mitgliede  steht  das  Bewerbungsrecht 
an  einer  der  fertiggestellten  Wohnungen  zu:  sind  mehr  Bewerber  als 
Wohnungen  vorhanden,  so  entscheidet  das  Loos. 

Der  Flensburger  Arbeiterbauverein  ebenso  wie  die  1886  begründete 
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Berliner  Baugenossenschaft  sind  Vertreter  des  Systems  des  Eigen- 
thumserwerbs,  das  bereits  einem  Theil  der  älteren  deutschen  gemein- 
nützigen Baugesellschaften  eigen  war  und  im  Prinzip  darin  besteht,  dass 
dem  Bewerber  das  Haus  zunächst  unter  Anzahlung  einer  Quote  des 
Kaufpreises  miethweise  überlassen  wird.  Als  Miethe  zahlt  er,  meistens 
in  monatlichen  Eaten,  jährlich  einen  Prozentsatz  des  Kaufpreises  und 
ausserdem  als  Erwerbsquote  soviel,  dass  innerhalb  eines  gewissen  Zeit- 
raumes der  gesammte  Kaufpreis  getilgt  ist.  Sobald  ein  Theil  des  Kauf- 
preises —  etwa  ein  Drittel  —  abgezahlt  ist,  wird  das  Haus  dem  Be- 
werber durch  grundbuchliche  Eintragung  als  Eigenthum  übertragen;  das 
Restkaufgeld  wird  entweder  unter  gleichen  Zahlungsbedingungen  weiter 
getilgt,  oder  aber  auch  als  feste  Hypothek  eingetragen.  Um  zu  ver- 
hindern, dass  ein  allzu  rascher  Besitz  Wechsel  die  Häuser  ihrem  ursprüng- 
lichen Zweck  entfremdet,  sie  der  Spekulation  anheimfallen  lässt,  haben 
in  neuerer  Zeit  die  meisten  Baugenossenschaften  den  Käufern  allerlei 
beschränkende  Bedingungen  auferlegt,  sich  z.  B.  das  Rückkaufsrecht  zu 
dem  ursprünglichen  Verkaufspreise  vorbehalten  u.  a.  m. 

Den  bereits  genannten  Genossenschaften  dieses  Systems  reihen  sich 
im  Laufe  der  folgenden  Jahre  zahlreiche  weitere  an,  unter  denen  wir  als 
die  erfolgreichsten  den  Arbeiterbauverein  für  Gaarden,  Kiel  und  Um- 
gegend (1890)  und  den  Spar-  nnd  Bauverein  in  Blumenthal  a.  d.  Weser 
(1894)  nennen.  Die  erstgenannte  Genossenschaft  ist  diejenige,  welche 
das  System  des  Einfamilienhausbaues  am  reinsten  durchgeführt  hat, 
indem  sie  mit  verschwindenden  Ausnahmen,  die  in  die  erste  Zeit  ihrer 
Thätigkeit  fallen,  nur  Häuser  mit  einer  Wohnung  hergestellt  hat, 
während  die  meisten  der  hierher  gehörigen  Genossenschaften  Häuser  mit 
zwei  und  mehr  Wohnungen  bauen,  deren  Miethertrag  den  Erwerber  eines 
solchen  Hauses  in  die  Lage  versetzen  soll,  seine  eigenen  Unkosten  herab- 
zumindern, ein  Verfahren,  das  von  sozialen  Gesichtspunkten  aus  seine 
unverkennbaren  Bedenken  hat. 

Eine  neue  Phase  in  der  Entwicklung  des  Baugenossenschafts- 
gedankens stellt  die  ebenfalls  noch  unter  der  Geltung  des  älteren  Ge- 
setzes im  Jahre  1886  erfolgte  Begründung  des  hannoverschen  Spar-  und 
Bauvereins  dar,  der  aber  ebenso  wie  der  Flensburger  Arbeiterbauverein 
und  die  Berliner  Baugenossenschaft  später  in  eine  Genossenschaft  mit 
beschränkter  Haftpflicht  umgewandelt  wurde.  Wie  unser  Mitbericht- 
erstatter, Herr  Dr.  Crüger,  mit  Recht  hervorhebt,  besteht  das  Neue 
des  mit  dieser  Gründung  inaugurirten  Prinzips  nicht  in  der  grundsätz- 
lichen Aufgabe  des  Eigenhausbaues,  auch  unter  den  älteren  Bau- 
genossenschaften befanden  sich,  wenn  auch  in  der  Minderheit,  solche,  die 
sich  auf  die  Erstellung  von  Miethwohnungen  für  ihre  Mitglieder 
beschränkten.  Das  Neue  an  dem  durch  den  Hannoverschen  Spar-  und 
Bauverein  begründeten  und  von  zahlreichen  späteren  Genossenschaften 
übernommenen  System  besteht  darin,  dass  die  Genossenschaft  sich 
statutenmässig  des  Rechtes  begiebt,  den  Genossen  die  ihnen  miethweise 
überlassene  Wohnung  zu  kündigen,  bezw.  den  Miethpreis  zu  erhöhen, 
solange  dieselben  ihren  Verpflichtungen  nachkommen  und  die  Haus- 
ordnung innehalten.  Unter  diesen  Bedingungen  bietet  also  das  Mieth- 
system  unter  Ausschluss  der  Möglichkeit,  dass  das  Haus  jemals  Spe- 
kulationsobjekt wird,  dem  Miether  ein  dauerndes  Besitzrecht  an  der 
Wohnung,  ohne  ihn  selbst  zu  binden.  Aus  der  grossen  Zahl  der  Ge- 
nossenschaften, die  sich  diesem  System  angeschlossen  haben,  seien  hier 
als  die  bemerkenswerthesten  der  Berliner  Spar-  und  Bauverein  (1892), 
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der  Altonaer  Spar-  und  Bauverein  (1892),  der  Hamburger  Bau-  und 
Sparverein  (1892),  der  Dortmunder  Spar-  und  Bauverein  (1893),  die 
Wilhelmshavener  Spar-  und  Baugesellschaft  (1893)  hervorgehoben. 

Ihre  eigentliche  Blüthe  hat  die  Baugenossenschaftsbewegung  erst 
erlangt,  nachdem  durch  das  Genossenschaftsgesetz  vom  1.  Mai  1889  mit 
der  unbeschränkten  Haftpflicht  das  Haupthinderniss  für  die  Entwickelung 
dieser  Art  von  Genossenschaften  gefallen  ist.  Von  da  an  sind  von  Jahr  zu 
Jahr  zahlreiche  Neugründungen  erfolgt,  deren  Leistungen  sich  theilweise 
sehr  rasch  denjenigen  der  älteren  gemeinnützigen  Gesellschaften  an  die 
Seite  stellen  und  die  jene  an  Zahl  bald  in  den  Hintergrund  treten  Hessen. 
Dazu  kommt  aber  noch  ein  zweiter  Umstand,  ohne  den  die  rasche  Ent- 
wicklung schwerlich  hätte  Platz  greifen  können,  dass  ihnen  nämlich  mit 
dem  Erlass  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes  vom 
22.  Juni  1889  in  den  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  mit 
ihren  grossen  Mitteln  kapitalkräftige  Kreditquellen  erwuchsen.  Daher 
sehen  wir  die  Baugenossenschaftsbewegung  namentlich  da  in  rascher 
Zunahme  begriffen,  wo  ihr,  wie  in  der  Provinz  Hannover,  der  Rhein- 
provinz, Schleswig-Holstein,  Hessen-Nassau  und  einigen  süddeutschen 
Bundesstaaten  die  genannten  Anstalten  Yerständniss  entgegenbrachten. 
Eine  andere  Gruppe  von  Baugenossenschaften  verdankt  der  einsichts- 
vollen Mitarbeit  der  Pensionskasse  für  die  Arbeiter  der  Preussisch- 
Hessischen  Eisenbahngemeinschaft  sowie  der  Yerfügbarmachung  von 
Reichs-  und  staatlichen  Mitteln  für  den  Wohnungsbau  ihren  Aufschwung. 
Es  sind  dies  diejenigen  Baugenossenschaften,  deren  Mitgliedschaft  auf 
Eisenbahn-  und  sonstige  Staats-  und  Reichsbedienstete  beschränkt  ist 
oder  die  doch  wenigstens  zu  einem  grossen  Theil  aus  solchen  bestehen. 
Unter  den  gleichen  Voraussetzungen  wie  in  Preussen  sind  auch  in 
Bayern  eine  Reihe  von  Genossenschaften  von  Eisenbahnbediensteten  ent- 
standen, die  sich  dem  Bayerischen  Eisenbahnerverband  angegliedert  haben 
und  unter  rühriger  Leitung  eine  rasche  Entwickelung  zu  nehmen  scheinen. 

Endlich  ist  hier  noch  des  raschen  Aufschwunges  zu  gedenken,  den 
in  allerletzter  Zeit,  ebenfalls  in  erster  Linie  infolge  der  ihnen  gewordenen 
behördlichen  Unterstützung,  die  Be  am  ten -Baugenossenschaften  genommen 
haben.  Es  ist  damit  die  baugenossenschaftliche  Bewegung,  die  bisher 
vorwiegend  in  der  Richtung  thätig  gewesen  ist,  die  Wohnungsverhält- 
nisse der  Arbeiterbevölkerung  zu  verbessern,  auf  eine  viel  breitere 
Basis  gestellt,  und  es  besteht  kein  Zweifel,  dass  hier,  wo  die  Organi- 
sation auf  viel  kräftigeren  Schultern  ruht,  das  Prinzip  der  Selbsthülfe 
rasche  und  nachhaltige  Erfolge  erzielen  wird. 

Eine  weitere- Förderung  ist  der  Genossenschaftsbewegimg  sowohl  wie 
der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  im  allgemeinen  dadurch  zu  Theil  ge- 
worden, dass,  neben  den  Versicherungsanstalten,  eine  Reihe  zentraler 
Organisationen  anregend  und  fördernd  auf  die  Gesammtbewegung  so- 
wohl wie  auf  ihre  Entwickelung  in  einzelnen  lokalen  Bezirken  eingewirkt 
haben.  In  erster  Linie  ist  hier  die  Centraistelle  für  Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen zu  nennen,  die  seit  Anfang  der  neunziger  Jahre  erfolgreich 
bestrebt  gewesen  ist,  durch  ihre  Konferenzen  und  Schriften  den  Genossen- 
schaftsgedanken zu  verbreiten  und  auf  Grund  eigener  durch  praktische 
Mitarbeit  gewonnener  Erfahrungen  Rath  zu  ertheilen,  Musterpläne  zur 
Verfügung  zu  stellen  und,  wo  es  erfordert  wurde,  auch  durch  Halten  von 
Vorträgen  etc.  direkt  an  der  Gründung  von  Baugenossenschaften  mitzut 
wirken.  Eine  ähnliche  agitatorische  und  berathende  Thätigkeit  bilde- 
auch  das  Programm  des  deutschen  Vereins  „Arbeiterheim"  in  Bethel  bei 
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Bielefeld.  Ferner  sind  in  derselben  Richtung  zwei  sieh  über  ganz 
Deutschland  erstreckende  Genossenschaftsverbände:  der  Verband  der 
Baugenossenschaften  Deutschlands  und  der  Verband  der  auf  der  Grund- 
lage des  gemeinschaftlichen  Eigenthums  stehenden  deutschen  Baugenossen- 
schaften, die  gleichzeitig  die  wichtigen  Funktionen  von  Revdsions- 
verbänden  für  die  ihnen  angeschlossenen  etwa  150  Baugenossenschaften 
ausüben,  sowie  der  Verband  schleswig-holsteinischer  Baugenossenschaften 
thätig.  In  der  Rheinprovinz  hat  seit  dem  Jahre  1898  der  Rheinische 
Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  eine  umfangreiche 
und  erfolgreiche  Thätigkeit  als  Centralstelle  für  die  gesammte  gemein- 
nützige Bauthätigkeit  ausgeübt,  und  nach  seinem  Vorbilde  sind  ähnliche 
Verbände  in  den  Provinzen  Hessen-Nassau  und  Westfalen  entstanden. 
Noch  weiter  hat  in  dieser  Beziehung  der  Hessische  Centraiverein  für 
Errichtung  billiger  Wohnungen  sein  Programm  erstreckt,  indem  er  der 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  auch  die  Beschaffung  der  Geldmittel  er- 
leichtern will. 

Wenn  es  sich  nun  darum  handelt,  zahlenmässig  festzustellen,  welchen 
Umfang  unter  dem  Zusammenwirken  der  im  Vorstehenden  kurz  an- 
gedeuteten Umstände  die  Baugenossenschaftsbewegung  heute  erreicht 
hat,  so  steht  uns  leider  zur  Beantwortung  dieser  Frage  eine  Statistik, 
die  bis  auf  den  heutigen  Tag  reicht,  nicht  zur  Verfügung.  Gelegentlich 
der  Versammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  im  Herbst  1901  ist  von 
dem  Berichterstatter  der  Versuch  gemacht,  auf  dem  Wege  der  Privat- 
enquete das  hierfür  erforderliche  Material  zusammenzubringen.  Die  erheb- 
lichen Schwierigkeiten,  die  sich  hierbei  ergeben  haben,  Hessen  es  nicht 
angezeigt  erscheinen,  schon  nach  so  kurzer  Zeit  diesen  Versuch  zu 
wiederholen,  und  wir  müssen  uns  daher  damit  begnügen,  die  Ergebnisse 
dieser  Enquete,  die  den  Stand  vom  31.  Dezember  1899  wiedergiebt,  hier 
auszugsweise  zu  reproduziren.  Die  Enquete  umfasst  neben  den  Bau- 
genossenschaften auch  die  übrigen  in  der  Einleitung  erwähnten  Unterneh- 
mungsformen, und  es  dürfte  sich  empfehlen,  die  in  dieser  Beziehung  ge- 
wonnenen Zahlen  hier  mit  anzuführen,  weil  damit  ein  nicht  uninter- 
essanter Maassstab  für  den  Vergleich  der  Leistungen  der  Baugenossen- 
schaften mit  denjenigen  der  übrigen  gemeinnützigen  Organisationen  er- 
möglicht wird. 

Für  die  betreffende  Fragebogenerhebung  bildete  den  Ausgangspunkt 
das  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  der  Registratur  der  Centralstelle 
für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  gesammelte  Material.  Dieselbe  ent- 
hielt zur  Zeit  der  Erhebung  (Herbst  1900)  Statuten,  Jahresberichte 
und  sonstige  zuverlässige  Mittheilungen  über  384  in  Betracht  kom- 
mende Organisationen,  ein  Material  auf  dessen  Sammlung  und  Laufend- 
erhaltung unter  Benutzung  aller  zugänglichen  Mittel  grosse  Sorgfalt 
verwandt  wird,  sodass  eine  annähernde  Vollständigkeit  gewährleistet 
werden  kann.  Ueber  einige  Dutzend  weiterer,  in  neuerer  Zeit  begrün- 
deter, bezw.  in  der  Begründung  begriffener  Vereinigungen  lagen  Zeitungs- 
ausschnitte und  ähnliche  nicht  genau  kontroliirbare  Mittheilungen  vor. 
Soweit  auf  Grund  solcher  nicht  zuverlässiger  Angaben  keine  direkten 
Auskünfte  zu  erhalten  waren,  sind  die  betreffenden  Organisationen  ausser 
Betracht  geblieben. 

Die  384  Vereinigungen  vertheilen  sich  auf  die  verschiedenen  vor- 
stehend ausführlicher  besprochenen  Organisationsformen,  wie  folgt: 
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Gemeinnützige  Aktiengesellschaften   47 

Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung   ...  14 

Vereine  mit  Korporationsrechten   18 

Stiftungen   16 

Eingetragene  Genossenschaften 

a)  mit  beschränkter  Haftpflicht   277 

b)  mit  unbeschränkter  Haftpflicht     .    .    .    .  12 

384 


Von  den  eingetragenen  Genossenschaften  sind  17  Beamtengenossen- 
schaften, die  übrigen  260  solche,  die  zum  grössten  Theil  aus  Arbeitern 
bestehen,  ohne  jedoch  Personen  anderer  Berufsklassen  auszuschliessen. 

Was  die  örtliche  Vertheilung  der  in  Betracht  gezogenen  384  Ver- 
einigungen betrifft,  so  entfallen  auf: 


Aktien- 
gesell- 
schaften 
u.  s.  w. 

Bau- 
genossen- 
schaften 

Ins- 

gesamnit 

Preussen 

Provinz  Ostpreussen  .  . 

2 

2 

ii 

Westpreussen    .  . 

1 

4 

5 

ii 

Brandenburg . 

5 

19 

24 

ii 

Pommern  .    .    .  . 

7 

7 

ii 

Posen   

1 

4 

5 

ii 

Schlesien  .    .    .  . 

11 

11 

ii 

Sachsen    .    .    .  . 

2 

14 

16 

V) 

Schleswig  -  Holstein 

1 

21 

22 

11 

Hannover  . 

8 

25 

33 

11 

Westphalen  .    .  . 

8 

38 

46 

Hessen-Nassau  .  . 

10 

13 

23 

11 

Rheinprovinz     .  . 

31 

67 

98 

67 


225 


292 


Bayern   3  18  21 

Sachsen   7  6  13 

Württemberg   5  9  14 

Baden   1  6  7 

Hessen   4  5  9 

Thüringische  Staaten   7  7 

Oldenburg   —  2  2 

Braunschweig   1  1 

Lübeck   —  1  1 

Bremen   3  1  4 

Hamburg   2  4  6 

Elsass-Lothringen   3  4  7 

95  289  384 


An  diese  sämmtlichen  384  Vereinigungen  wurde  im  Herbst  1900 
ein  Fragebogen  versandt,  der  ausser  der  Frage  nach  der  Organisations- 
form und  dem  Gründungsjahr  in  gesonderten  Rubriken  die  Zahl  der  aus- 
schliesslich zum  Vermiethen  und  der  zum  Eigenthumserwerb  bestimmten 
Häuser,  bezw.  Wohnungen  nach  dem  Stande  am  31.  Dezember  1899, 

VI.  Internationaler  Wohnungskongress.  14 
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ferner  die  höchste  und  niedrigste  Jahresmiethe  einer  Wohnung,  bezw. 
den  höchsten  und  niedrigsten  Herstellungswerth  des  Einzelhauses,  ein- 
schliesslich Grund  und  Boden,  endlich  den  Gesammtwerth  der  erstellten 
Häuser,  einschliesslich  Grund  und  Boden  zum  Gegenstand  der  Erhebung 
machte.  Die  Enquete  hat  das  Ergebniss  gehabt,  dass  301  =  78,38  % 
der  vorhandenen  Vereinigungen  in  der  Zusammenstellung  berücksichtigt 
werden  konnten.  Von  diesen  301  Vereinigungen  hatten  am  Schluss  des 
Jahres  1899  73  noch  keine  Wohnungen  fertiggestellt;  es  sind  dies  vor- 
wiegend (65)  die  in  den  letzten  Jahren  entstandenen  Genossenschaften,  die 
erfahrungsgemäss  zumeist  einiger  Zeit  bedürfen,  bevor  sie  ausreichende 
eigene  Mittel  angesammelt  haben,  um  ihre  Bauthätigkeit  beginnen  zu 
können.  Der  grössere  Theil  derselben  berichtet,  dass  Häuser  im  Bau 
begriffen,  bezw.  Terrains  erworben  sind,  um  demnächst  mit  dem  Bau 
vorgehen  zu  können.  Von  den  verbleibenden  228  Vereinigungen  waren 
bis  Ende  1899  insgesammt  8478  Häuser  mit  24  075  Wohnungen  fertig- 
gestellt. Von  diesen  24  075  Wohnungen  entfallen  —  unter  der  aller- 
dings nicht  durchweg  zutreffenden  Annahme,  dass  die  für  den  Eigen- 
thumserwerb erbauten  Häuser  nicht  mehr  als  je  drei  Wohnungen  ent- 
halten —  13  148  auf  kleine  Häuser  zu  je  1 — 3  Wohnungen.  10  927  auf 
Häuser  zu  je  4  und  mehr  (im  Durchschnitt  je  8)  Wohnungen. 

Von  den  24  075  Wohnungen  sind  12  710  ausschliesslich  zum  Ver- 
miethen  bestimmt,  11  365  entfallen  auf  Häuser,  die  zum  Zweck  des 
Eigenthumserwerbs  erbaut  sind.  Von  diesen  letzteren  entfällt  der  bei 
weitem  grösste  Antheil  (8165)  auf  die  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung,  Vereine  und  Stiftungen,  während  nur  3200 
von  Genossenschaften  erstellt  sind,  während  von  den  12  710  Miethwoh- 
nungen  5  537  von  der  ersteren  Kategorie  von  Vereinigungen,  dagegen 
7  173  Von  Genossenschaften  erbaut  sind.  Das  Schwergewicht  der  Bau- 
thätigkeit der  Genossenschaften  liegt  also  überwiegend  auf  der  Seite  der 
Erstellung  von  Miethwohnungen.  Das  geht  auch  daraus  hervor,  dass 
von  den  in  Betracht  kommenden  156  Baugenossenschaften  bis  jetzt  95 
ausschliesslich  Mietlrwohnungen ,  16  gleichzeitig  Miethwohnungen  und 
Erwerbshäuser  und  45  ausschliesslich  Erwerbshäuser  erstellt  haben. 

Die  verschiedenen  Gruppen  von  Vereinigungen  sind  an  der  Erstellung 
der  24  075  Wohnungen  betheiligt,  wie  folgt: 


Die  Genossenschaften  marschiren  also,  trotz  der  viel  kürzeren  Zeit 
ihres  Bestehens,  auch  in  dieser  Beziehung  bereits  an  der  Spitze.  Der 
Gesammtwerth,  mit  dem  die  durch  die  in  Betracht  kommenden  Vereini- 
gung erbauten  Häuser,  einschliesslich  des  Grund  und  Bodens  am  31.  De- 
zember 1899  zu  Buch  standen,  betrug  85  528  323  M.  Es  berechnet  sich 
daraus  als  Durchschnittspreis  für  die  Erstellung  einer  Wohnung  der 
Betrag  von  3550  M. 

Wenn  uns  nun,  was  den  Zeitraum  seit  dem  Abschluss  dieser  Er- 
hebung anlangt,  auch  kein  zahlenmässiges  Material  zur  Verfügung  steht. 


Gemeinnützige  Aktiengesellschaften  .  . 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung. 
Vereine  mit  Korporationsrechten     .    .  . 

Stiftungen  

Eingetragene  Genossenschaften  .    .    .  . 


9101 
406 
2  494 
1701 
10  373 


24  075 
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so  kann  doch  die  Thatsache  als  festgestellt  angesehen  werden,  dass  seit- 
dem die  Entwickelung,  und  zwar  mit  progressiver  Tendenz  ihren  Fort- 
gang genommen  hat.  Dies  gilt  in  erster  Linie  von  den  Baugenossen- 
schaften, deren  augenblickliche  Zahl  mit  400  kaum  zu  hoch  eingeschätzt 
werden  dürfte. 

Wenn  es  daher  den  Anschein  hat,  dass  in  Deutschland  der  Ge- 
nossenschaftsbewegung unter  den  Organisationen,  deren  Ziel  der  Bau 
von  Kleinwohnungen  für  die  unbemittelten  Bevölkerungsklassen  ist,  die 
Zukunft  gehört,  so  erscheint  es  am  Platze,  mit  einigen  Worten  auf  die 
inneren  Gründe  einzugehen,  die  gerade  dieser  Organisationsform  die 
Superiorität  vor  den  übrigen  gleichgerichteten  Unternehmungen  sichern. 
Wir  möchten  dabei  vorausschicken,  dass  es  nicht  unsere  Ansicht  ist, 
dass  die  anderen  Organisationsformen  neben  den  Baugenossenschaften 
keine  Existenzberechtigung  hätten.  Das  Arbeitsfeld  für  die  Bau- 
genossenschaften ist  zunächst  ein  begrenztes.  Zur  Mitarbeit  an  ihren 
Bestrebungen  eignet  sich  nur  eine  Gruppe  der  Arbeiterbevölkerung,  die 
bereits  eine  höhere  soziale  Stufe  einnimmt,  ebenso  wie  die  von  den  Bau- 
genossenschaften erhobene  Forderung  an  ihre  Mitglieder,  wenn  auch 
mässige  wöchentliche  oder  monatliche  Baareinlagen  zu  machen,  bereits 
eine  besser  gelohnte,  in  geregelten  wirthschaftlichen  Verhältnissen 
lebende  Arbeiterklasse  voraussetzt.  Die  Betheiligung  einer  sozial  und 
wirthschaftlich  tiefer  stehenden  Arbeiterbevölkerung  erscheint  vor  der 
Hand  ausgeschlossen.  Darum  sehen  wir  auch,  dass  der  Baugenossen- 
schaftsgedanke, trotz  eifrigster  Bemühungen,  unter  der  eigentlichen  länd- 
lichen Arbeiterbevölkerung  fast  noch  nirgends  Fuss  gefasst  hat.  Für 
diese  tiefer  stehende  Bevölkerungsklasse  ist  die  mehr  fürsorgliche  Thä- 
tigkeit  der  gemeinnützigen  Baugesellschaften  und  -Vereinigungen  nicht 
zu  entbehren,  ebenso  wie  den  in  noch  weiterem  Maasse  den  Charakter 
von  Wohlthätigkeitsveranstaltungen  tragenden  Stiftungen  dauernd  ein 
weites  Feld  für  ihre  Thätigkeit  bleiben  wird.  Für  den  auf  höherer  so- 
zialer Stufe  stehenden  Arbeiter  dagegen,  insonderheit  für  den  organi- 
sirten  Arbeiter  der  Städte  und  fortgeschrittenen  Industriebezirke  sind 
die  genannten  Organisationsformen  ein  veralteter  Standpunkt.  Er  ist 
nicht  gewillt,  sich  etwas  entgegenbringen  zu  lassen,  was  er  als  halbe 
Wohlthat  empfindet,  und  sich  auf  der  anderen  Seite  jeglichen  Einflusses 
auf  die  Mitverwaltung  zu  begeben,  wie  es  bei  jenen  Gesellschaften  und 
Stiftungen  die  Eegel  ist. 

Freilich  ist  vorläufig,  wie  die  Erfahrung  vielfach  gezeigt  hat,  bei 
der  Verwaltung  der  Baugenossenschaften  die  Mitwirkung  geschäftserfah- 
rener Männer  aus  Nichtarbeiterkreisen  noch  unentbehrlich.  Aber  gerade 
in  diesem  Zusammenarbeiten  von  Mitgliedern  der  verschiedensten  Ge- 
sellschaftsklassen liegt,  wie  ebenfalls  die  Erfahrung  hinreichend  bestätigt 
hat,  eines  der  wichtigsten  Momente  in  der  ganzen  Bewegung,  das  sich 
in  den  verschiedensten  Eichtungen  für  die  wirthschaftliche  und  soziale 
Hebung  des  Arbeiterstandes  ausnutzen  lässt,  wie  sich  dies  am  viel- 
seitigsten und  harmonischsten  im  Rahmen  des  Berliner  Spar-  und  Bau- 
vereins ausgeprägt  hat. 

Wir  möchten  sogar  so  weit  gehen,  dieses  ethische  Moment  in  der 
Genossenschaftsbewegung  höher  zu  veranschlagen  als  ihre  thatsächlichen 
Leistungen  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Verbesserung  der  Wohnungs- 
verhältnisse durch  den  Bau  von  Kleinwohnungen.  Denn  wenn  wir  über- 
blicken, was  denn  nun  in  Summa  durch  die  gesammte  gemeinnützige 
Bauthätigkeit  geschaffen  ist,  so  werden  wir,  wenn  wir  ehrlich  sein  wollen, 
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offen  eingestehen  müssen,  dass  das  Gesammtresultat  im  Vergleich  zu 
dem  vorhandenen  Nothstand  ein  traurig  geringfügiges  ist,  und  das  wird 
auch,  wenn  wir  uns  in  den  bisherigen  Bahnen  weiter  bewegen,  in  abseh- 
barer Zeit  kaum  viel  anders  werden.  Für  uns,  wie  für  die  meisten,  die 
sich  mit  dieser  Frage  eingehend  beschäftigt  haben,  steht  fest,  dass  ohne 
eine  gründliche  Aenderung  der  staatlichen  Wohnungspolitik  und  ohne 
ein  thatkräftiges  Eingreifen  der  Gemeinden,  zu  dem  ja  erfreulicherweise 
bereits  die  Ansätze  vorhanden  sind,  die  Wohnungsfrage  ungelöst  bleiben 
wird.  Wir  betrachten  die  gemeinnützigen  Baugesellschaften  und  die 
Baugenossenschaften  nur  als  die  Pioniere,  die  zunächst  einmal  die  Er- 
fahrungen sammeln,  auf  denen  eine  Wohnungsreform  in  grösserem  Stil 
weiter  bauen  kann,  die  durch  das  Beispiel  anregend  wirken  und  den 
Massen  der  Wohnungsbedürftigen,  die  in  dem  jahrelangen  Wohnungs- 
elend fast  schon  den  Maassstab  dafür  verloren  haben,  was  ein  gesundes 
und  behagliches  Heim  für  die  gesammte  Lebenshaltung  bedeutet,  erst 
wieder  zum  Bewußtsein  bringen,  woran  sie  kranken.  Wenn  sie  diese 
Mission  erfüllen,  so  ist  damit  allein  schon  ihre  volle  Berechtigung  er- 
wiesen. Und  sie  haben  in  der  That  schon  einen  wesentlichen  Theil 
dieser  Aufgabe  gelöst.  Die  öffentliche  Meinung  ist  bereits  geweckt,  wir 
sehen  bereits  Kreise  wachgerüttelt,  die  noch  vor  wenigen  Jahren  jedem 
Versuch,  in  ihre  durch  Gewohnheit  geheiligten  Eechte  einzugreifen, 
starren  Widerstand  entgegensetzten.  Vielleicht  erleben  wir  es  noch, 
dass  auf  der  Grundlage,  die  durch  das  rastlose  Schaffen  einer  kleinen 
Schaar  von  Pionieren  gelegt  ist,  für  die  Allgemeinheit  bessere  Zustände 
erwachsen. 


1 


III.  Die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften 
in  Schleswig-Holstein. 

Von  Landesversicherungsrath  Hansen  in  Kiel. 


Eine  bedeutende  industrielle  Thätigkeit  gab  es  bis  zum  Schlüsse  der 
sechsziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  nicht  in  Schleswig-Holstein. 
Dann  aber  begannen  an  verschiedenen  Orten  des  Landes  die  Verhältnisse 
sich  zu  ändern.  Kiel  war  der  erste  Marinehafen  des  neuen  Deutschen 
Reiches  geworden;  dort  war  die  Kaiserliche  Werft  entstanden.  In  Ver- 
bindung damit  fanden  hier  andere  gewerbliche  Etablissements  im  Schiff- 
bau, in  der  Maschinenfabrikation  ihre  Stätte  oder  nahmen,  soweit  sie 
früher  vorhanden  gewesen  waren,  einen  bedeutenden  Aufschwung.  In 
der  Umgegend  Hamburgs,  auf  holsteinischem  Boden,  fasste  die  Industrie 
in  allerlei  Verzweigungen  festen  Fuss.  Im  Mittelpunkt  des  Herzogthums 
Holstein,  in  Neumünster,  bildete  sich  für  die  Textilindustrie  ein  nam- 
haftes Centrum  aus.  Und  in  der  alten  Schleswigschen  Hafenstadt 
Flensburg  warf  sich  der  auflebende  Unternehmungsgeist  auf  den  Schiff- 
fahrtsbetrieb,  und  aus  ihm  heraus  wuchs  sehr  bald  nachher  der  Schiff- 
bau in  seiner  modernen  Gestalt  empor.  An  diesen  vielseitigen  Gewerbe- 
betrieb lehnten  sich  andere  Unternehmungen  an.  Ueberall  an  den 
genannten  Orten  trat  in  Folge  des  Zuzuges  von  auswärts  her  eine  bis 
dahin  nicht  gekannte  Bevölkerungszunahme  ein;  die  Nachfrage  nach 
Wohnungen  stieg  und  konnte  nicht  hinlänglich  befriedigt  werden,  auch 
dort  nicht,  wo,  wie  in  nächster  Nähe  von  Kiel  und  in  Neumünster,  die 
Arbeitgeber  Einiges  für  die  Schaffung  von  Wohnungen  zum  Besten  der 
von  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  thaten.  Die  Wohnungsmiethen  gingen 
auf  eine  bis  dahin  nicht  gekannte  Höhe  hinauf.  Eine  „Wohnungsfrage" 
war  entstanden ;  es  drängte  sich  das  Bedürfniss  in  den  Vordergrund,  für 
die  Herstellung  neuer,  gesunder  und  preiswürdiger  Wohnungen,  die  den 
Verhältnissen  der  minder  gut  gestellten  Kreise  der  Bevölkerung  ent- 
sprachen, Sorge  zu  tragen.  Die  Frage  trat  hier  und  dort  an  die  Ge- 
meindevertretungen heran,  sie  beschäftigte  nicht  selten  die  Arbeitgeber 
und  sie  wurde  auch  von  den  Arbeitern  auf  der  Grundlage  erörtert:  „war 
können  wir  im  wesentlichen  selbst  thun,  um  uns  in  den  Besitz  besseres 
Wohnungen  zu  setzen?" 

In  der  Stadt  Flensburg  war  es,  wo  man  aus  dem  Stadium  der 
Erörterungen  zuerst  zum  thatsächlichen  Handeln  überging,  und  zwar 
gebührt  das  Verdienst  dafür  in  erster  Reihe  den  Angehörigen  des  Ar- 
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beiterstandes  selbst.  Den  unmittelbaren  Anstoss  gab  ein  von  dem  Ver- 
fasser dieses  Berichts  am  Schlüsse  des  Jahres  1877  in  dem  damals 
bestehenden  ,, Flensburger  Arbeiterverein"  gehaltener  Vortrag  über  die 
von  ihm  beobachteten  Erfahrungen  an  den  in  Dänemark  derzeit  schon 
zu  grosser  Blüthe  und  zu  recht  gedeihlicher  Thätigkeit  gelangten 
Arbeiterbaugenossen  Schäften.  Vor  allem  war  hingewiesen  worden  auf  die 
Ergebnisse  des  im  Jahre  1865  begründeten  Arbeiterbauvereins  in  Kopen- 
hagen, der,  aus  dem  Arbeiterpersonal  einer  Schiffswerft  und  einer 
Maschinenfabrik  hervorgegangen,  schon  damals,  nach  dreizehnjährigem 
Bestände  achttausend  Mitglieder  zählte  und  in  kleinen,  zum  Uebergang 
in  das  Eigenthum  der  Bewohner  bestimmten  Häusern  Wohnungen  für 
fünfhundert  Familien  errichtet  hatte.  Die  Anregung  hatte  Erfolg.  In 
der  konstituirenden  Versammlung  selbst  traten  nicht  weniger  als  189  Mit- 
glieder  bei,  und  gelegentlich  der  Eintragung  des  Flensburger  Vereins  in  das 
Genossenschaftsregister  waren  bereits  277  Mitglieder  vorhanden.  Es  ist 
daran  festzuhalten,  dass  der  dortige  Arbeiterbauverein  sein  eigentliches 
Vorbild  vom  Norden  her  geholt  hat  und  dass  von  vornherein  jeder  Zu- 
sammenhang mit  den  von  Schulze -Delitzsch  ins  Leben  gerufenen  oder 
begünstigten  Arbeiterbauvereinen  fehlte.  So  blieb  es  denn  auch  nicht 
aus,  dass  einzelne  Bestimmungen  in  die  Satzungen  des  Vereins  auf- 
genommen waren,  die  sich  nur  schwer  mit  den  Vorschriften  des  damals 
geltenden  Genossenschaftsgesetzes  in  Uebereinstimmung  bringen  Hessen. 

Hatte  man  in  Flensburg  wohl  erwartet,  dass  das  von  hier  aus 
gegebene  Beispiel  Nachahmung  finden  würde,  so  bewahrheitete  sich 
diese  Hoffnung  nicht.  Die  Lage  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in 
Deutschland  hatte  sich  unterdess  sehr  zum  Nachtheile  verändert.  Aber 
ein  anderes  kam  daneben  in  Betracht.  Das  nachhaltigste  Hinderniss  für 
eine  gedeihliche  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  überhaupt  lag  in 
den  Fesseln,  welche  die  damalige  Gesetzgebung  geschaffen  hatte.  Das 
Genossenschaftsgesetz  vom  4.  Juli  1868,  dessen  Vorschriften  auch  auf  die 
Bauvereine  Anwendung  finden  mussten,  kannte  lediglich  die  Grundlage 
der  unbeschränkten  Solidarhaft.  Die  nach  und  nach  eingeführten  Ab- 
schwächungen  in  der  Anwendung  dieser  Haftform  waren  nicht  geeignet, 
die  Gefahren,  denen  sich  der  einzelne  Genosse  auszusetzen  fürchtete, 
hinreichend  zurücktreten  zu  lassen.  Deshalb  blieb  denn  thatsächlich 
während  des  ganzen  nächsten  Jahrzehnts  der  Flensburger  Arbeiter- 
bauverein die  einzige  Baugenossenschaft  in  der  Provinz.  Freilich  sein 
frisches  Vorwärtsstreben  wurde  anderwärts  vielfach  mit  Interesse  ver- 
folgt. Schon  im  Jahre  1880  nahm  man  in  Kiel  einen  Anlauf,  ein  gleiches 
Werk  zu  beginnen.  Die  Presse  stellte  sich  energisch  in  den  Dienst  der 
Sache.  Aber  der  Versuch,  wie  auch  spätere  Hinweise  auf  das  Vorgehen 
der  in  der  Einwohnerzahl  hinter  Kiel  zurückstehenden  Nachbarstadt 
brachten  es  nicht  zu  einem  positiven  Zugreifen.  Zuerst  ausserhalb  der 
engeren  Landesgrenzen  schritt  man  endlich  zur  That  und  zwar  haben 
die  Bauvereine  zu  Hannover  und  Adlershof  bei  Berlin  in  den 
Jahren  1885  und  1886  ihre  Muster  den  Satzungen  und  der  Geschäfts- 
gebahrung  des  Flensburger  Arbeiterbauvereins  entlehnt.  Und  bald  regte 
es  sich  nun  abermals  in  den  Elbherz ogthümern  selbst.  Die  nicht  mehr 
zu  übersehenden  günstigen  Ergebnisse  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
hülfe unter  den  Arbeitern  jener  Stadt  im  Herzogthum  Schleswig  mussten 
immer  wieder  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  ziehen.  Aufs  neue  griff  in 
Kiel  und  Umgegend  eine  Bewegung  Platz,  welche  sich  die  Errichtung 
einer  Baugenossenschaft  zur  Aufgabe  machte.  Eine  Anzahl  von  Arbeitern 
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und  unteren  Werftbeamten  unternahm  eine  gemeinsame  Reise  nach 
Flensburg,  um  sich  an  Ort  und  Stelle  von  den  Dingen  zu  überzeugen. 
Die  Folge  dieser  Inaugenscheinnahme  war,  dass  sich  nunmehr  die  Kräfte 
fanden,  um  den  zweiten  Arb eiterbauverein  auf  schleswig-holsteini- 
schem Boden  zu  begründen.  Und  trotzdem  galt  es  jetzt  noch  mancherlei 
Schwierigkeiten  zu  überwinden  —  insbesondere  deshalb,  weil  die  Sozial- 
demokratie die  früher  auch  in  Flensburg  versuchte  Bekämpfung  hier 
wiederholte  und  dabei  mit  grossem  Nachdruck  einsetzte.  Aber  diese 
Hindernisse  wogen  leicht  gegenüber  dem  grossen  Vortheil,  der  gerade 
das  am  1.  Mai  1889  erlassene,  mit  dem  1.  Oktober  selbigen  Jahres  in 
Kraft  getretene  neue  Reichsgesetz,  betreffend  die  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossenschaften,  durch  die  Zulassung  auch  der 
beschränkten,  d.  h.  der  durch  die  Satzungen  für  jedes  Mitglied  genau 
bestimmten  und  festgelegten  Haftbarkeit  schuf.  Der  neu  ins  Leben 
tretende  Arbeiterbauverein  für  Gaarden,  Kiel  und  Umgegend, 
mit  dem  Sitze  zunächst  in  Gaarden,  später  in  Ellerbek,  dessen  erste 
Generalversammlung  am  11.  März  1890  stattfand,  baute  sich  demnach 
sofort  auf  der  Grundlage  der  beschränkten  Haftung  auf.  Die  nächste 
Baugenossenschaft  auf  gleichem  Fundament  war  der  im  Jahre  1892  er- 
richtete „Altonaer  Spar-  und  Bau  verein",  der  in  seinen  Satzungen 
sich  wiederum  an  den  Hannoverschen  Spar-  und  Bauverein  angelehnt, 
aber  das  hannoversche  Vorbild  auch  darin  sich  als  Richtschnur  gewählt 
hat,  dass  er  nicht  wie  in  Flensburg  und  Gaarden  kleine  Häuser  mit 
Einzelwohnungen,  sondern  grosse  Gebäude  mit  zahlreichen,  nur  mieth- 
weise  abzugebenden  "Wohnungen  herzustellen  beschloss.  Zwei  etwas 
abweichende  Veranstaltungen  sind  überdies  zu  nennen.  Dank  der  Initiative 
des  auf  dem  Gebiete  patriotischer  Bestrebungen  wie  der  gemeinnützigen 
Thätigkeit  verdienstvollen  Pastor  Jacobsen  in  der  nahe  der  dänischen 
Grenze  gelegenen  Dorfschaft  Scherrebek  war  dort  am  2.  Mai  1890  eine 
Kreditbank  als  eingetragene  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht 
begründet  worden,  die  neben  anderen  Bestrebungen  auch  den  Bau  von 
Arbeiterwohnungen  als  Gegenstand  ihrer  Thätigkeit  hingestellt  hatte. 
Aehnlich  hatte  ein  am  9.  Mai  1891  in  Neumünster  entstandener  Verein 
zur  Förderung  der  Interessen  des  Arbeiterstandes,  der  „Arbeiterbund", 
dem  durch  Allerhöchste  Kabinetsordre  vom  22.  August  1892  die  Rechte 
einer  juristischen  Person  verliehen  waren,  den  Ankauf,  bezw.  Bau 
passender  Arbeiterhäuser  für  bessere  Familienwohnungen  als  einen  seiner 
Zwecke  bezeichnet.  Wenn  wir  nun  noch  erwähnen,  dass  die  Umwandlung 
des  Flensburger  Arbeiterbauvereins,  der  sich  bis  dahin  unter  einer 
äusserst  vorsichtigen  Geschäftsführung  mit  der  unbeschränkten  Solidar- 
haft anstandslos  abzufinden  vermocht  hatte,  in  eine  Genossenschaft  mit 
beschränkter  Haftpflicht  am  22.  März  1890  erfolgt  war,  so  haben  wir  den 
Stand  der  baugenossenschaftlichen  Verhältnisse  im  Anfang  der  neunziger 
Jahre  in  der  Provinz  Schleswig-Holstein  gekennzeichnet. 

Ein  anderes  bedeutsames  Reichsgesetz,  fast  gleichzeitig  mit  dem 
neuen  Genossenschaftsgesetz  zur  Verabschiedung  gelangt,  das  Reichs- 
gesetz, betreffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung, 
vom  22.  Juni  1889,  hatte  mittlerweile  die  ersten  Anfänge  seiner  gross- 
artigen Tragweite  für  die  Förderung  der  baugenossenschaftlichen  Be- 
strebungen im  Deutschen  Reiche  und  insbesondere  in  Schleswig-Holstein 
erkennen  lassen.  Von  vornherein  war  der  Inhalt  des  hierbei  maass- 
gebenden  §  129  dieses  Gesetzes  verhältnissmässig  nur  wenig  beachtet 
worden.    Es  hiess  da  im  zweiten  Absatz: 
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„Auf  Antrag  einer  Versicherungsanstalt  kann  der  Kommunalverband, 
beziehungsweise  die  Zentralbehörde  des  Bundesstaates,  für  welchen  die 
Versicherungsanstalt  errichtet  ist,  widerruflich  gestatten,  einen  Theil  des 
Anstaltsvermögens  in  anderen  zinstragenden  Papieren  oder  in  Grund- 
stücken anzulegen.  Bei  gemeinsamen  Versicherungsanstalten  entscheidet 
über  derartige  Anträge,  falls  eine  Verständigung  nicht  erzielt  wird,  die 
Landeszentralbehörde  oder,  sofern  mehrere  Landeszentralbehörden  be- 
theiligt sind,  der  Bundesrath.  Mehr  als  der  vierte  Theil  des  Vermögens 
der  einzelnen  Versicherungsanstalten  darf  jedoch  in  der  bezeichneten 
Weise  nicht  angelegt  werden," 

Es  ist  das  besondere  Verdienst  des  Reichstagsabgeordneten  Schrä- 
der, veranlasst  zu  haben,  dass  bei  den  Verhandlungen  des  Reichs- 
tages über  die  Gesetzesvorlage  vom  Regierungstische  her  bestimmt  zum 
Austrage  gebracht  wurde,  dass  bei  der  Anlage  der  verfügbaren  Gelder 
in  „Grundstücken"  die  Beleihung  in  Arbeit erwohnungen,  die  von  ge- 
meinnützigen Gesellschaften,  Genossenschaften  und  auch  von  Arbeit- 
gebern erbaut  seien,  als  zulässig  erachtet  werden  könne  —  ,, unter  der 
Voraussetzung,  dass  diese  Unternehmungen  in  sich  die  Gewähr  der 
vollen  Sicherheit  tragen." 

Der  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalt  Schleswig-Holstein 
wurde  Seitens  des  Provinziallandtages  unterm  10.  März  1893  genehmigt, 
auf  Grund  vorstehender  Bestimmung  bis  zu  10  %  ihres  Vermögens 
über  die  Grenze  der  Mündelsicherheit  zur  Herstellung  von  Arbeiter- 
wohnungen hergeben  zu  dürfen. 

Der  §  164  des  mit  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretenen  Inva- 
lidenversicherungsgesetzes vom  13.  Juli  1899  geht,  wie  wir 
hier  gleich  bemerken  wollen,  im  Absatz  3  noch  über  die  Bestimmung 
des  §  129  Absatz  2  des  früheren  Gesetzes  hinaus: 

„Die  Versicherungsanstalten  können  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde einen  Theil  ihres  Vermögens  in  anderer  als  der  nach  Abs.  1 
zulässigen  Weise,  insbesondere  in  Grundstücken  anlegen.  Wollen  die 
Versicherungsanstalten  mehr  als  den  vierten  Theil  ihres  Vermögens  in 
dieser  Weise  anlegen,  so  bedürfen  sie  dazu  ausserdem  der  Genehmigung 
des  Kommunalverbandes,  beziehungsweise  der  Zentralbehörde  des  Bundes- 
staates, für  welchen  sie  errichtet  sind,  und  sofern  mehrere  Landeszentral- 
behörden betheiligt  sind,  eine  Verständigung  unter  denselben  aber  nicht 
erzielt  wird,  der  Genehmigung  des  Bundesrathes.  Eine  solche  Anlage 
ist  jedoch  nur  in  Werthpapieren  oder  für  die  Zwecke  der  Verwaltung, 
zur  Vermeidung  von  Vermögensverlusten  für  die  Versicherungsanstalt 
oder  für  solche  Veranstaltungen  zulässig,  welche  ausschliesslich  oder 
überwiegend  der  versicherungspflichtigen  Bevölkerung  zu  gute  kommen. 
Mehr  als  die  Hälfte  ihres  Vermögens  darf  jedoch  eine  Versicherungs- 
anstalt in  der  bezeichneten  Weise  nicht  anlegen." 

Der  Arbeiterbauverein  für  Gaarden,  Kiel  und  Umgegend  suchte  bereits 
im  Jahre  1892  um  die  Bereitstellung  von  Mitteln  auf  Grund  des  §  129 
Abs.  2  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889  bei  dem  Vor  stände  der 
Invaliditäts-  und  Alters  Versicherungsanstalt  Schleswig- 
Holstein  nach,  und  diese  Behörde  kam  dem  Ersuchen  ungesäumt  ent- 
gegen. Das  an  jenen  Verein  abgegebene  erste  Darlehen  belief  sich  auf 
35  500  M.  und  wurde  unter  der  Bedingung  der  Zahlung  von  372  % 
jährlicher  Zinsen  und  einer  jährlichen  Tilgungsrate  von  V-j-i  %  gewährt. 
Im  Jahre  1893  folgte  ein  weiteres  Darlehen  an  den  gleichen  Verein  in 
Höhe  von  4-5  300  M.    Im  Jahre  1894  wurde  die  Summe  der  Seitens  der 
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Versicherungsanstalt  zur  Verfügung  gestellten  Gelder  schon  auf  483000  M. 
erhöht,  wovon  Gaarden-Kiel  153  700  M.,  Altona  211  000  M.,  Neumünster 
69  500  M.,  Scherrebek  38  300  M.  und  der  im  Laufe  des  Jahres  1894  als 
fünfte  schleswig-holsteinische  Baugenossenschaft  (wenn  wir  Neumünster 
und  Scherrebekk  hierbei  mitrechnen)  neubegründete  Arbeiterbauverein 
zu  Schleswig  10  500  M.  erhielten. 

Mit  dem  Jahre  1894  nun  setzt  der  kräftige  Aufschwung  im  Bau- 
genossenschaftswesen Schleswig-Holsteins  ein,  der  bis  an  diesen  Augen- 
blick heran  fortdauert.  Es  bildeten  sich,  abgesehen  von  der  oben- 
erwähnten Schleswiger,  folgende  Genossenschaften: 

Arbeiterbauverein  zu  Husum  1894, 

Bau-  und  Spar  verein  zu  Elmshorn  1894, 

Spar-  und  Bauverein  des  Kreises  Steinburg  zu  Itzehoe  1895, 

Bauverein  zu  Heide  1896, 

Arbeiterbauverein  zu  Wesselburen  1896, 

Bau-  und  Sparverein  zu  Wandsbek  1897, 

Meldorf- Ammerswurther  Bauverein  zu  Meldorf  1898, 

Bau-  und  Sparverein  zu  Oldesloe  und  Umgegend  zu  Oldesloe  1898. 

Bauverein  zu  Glückstadt  1899, 

Arbeiterbauverein  für  die  Gemeinden  Brunsbüttel  und  Brunsbüttel-Edde- 
lakerkoog  zu  Brunsbüttelerhafen  1899, 

Arbeiterwohlfahrtsverein  für  den  Kreis  Hadersleben  zu  Hadersleben  1899. 

Spar-  und  Baugenossenschaft  des  Vereins  „Arbeiterbund"  zu  Flens- 
burg 1899, 

Arbeiterbauverein  für  die  Elbgemeinden  zu  Nienstedten  1899, 
Arbeiterbauverein  für  Dietrichsdorf  und  Umgegend  zu  Dietrichsdorf 
bei  Kiel  1899, 

Arbeiterbaugenossenschaft  zu  Mölln,  Kreis  Herzogthum  Lauenburg  1899. 
Arbeiterbauverein  zu  Ploen  1900, 

Bauverein  für  den  Kaiser  Wilhelm-Kanal,  Bezirk  Holtenau,  zu  Holtenau 

bei  Kiel  1900, 
Arbeiterbauverein  zu  Eckernförde  1900, 
Bau-  und  Sparverein  zu  Kiel  1900, 

Spar-  und  Bauverein  für  den  Kaiser  Wilhelm-Kanal,  Bezirk  Brunsbüttel 
zu  Brunsbüttel  1900, 

Arbeiterbauverein  zu  Schiffbek  bei  Hamburg  1900. 

Bau-  und  Spar  verein  der  Eisenbahnbediensteten  zu  Kiel  1900, 

Bau-,  Spar-  und  Wirth  Schafts  verein  der  Eisenbahnbediensteten  zu  Neu- 
münster 1900, 

Arbeiterbauverein  zu  Tönning  1900, 

Lehrer-Bauverein  zu  Kiel  1900, 

Beamten-Wohnungsverein  zu  Kiel  1902, 

Arbeiterbauverein  zu  Kellinghusen  1902, 

Bau-  und  Sparverein  für  den  Kaiser  Wilhelm  -  Kanal,  Bezirk  Rendsburg, 
zu  Rendsburg  1902. 

Dies  ergiebt  die  Zahl  von  34,  wovon  auf  das  Jahr  1878  eine  Ge- 
nossenschaft, auf  das  Jahr  1890  zwei  Genossenschaften,  auf  1891  eine, 
auf  1892  eine,  auf  1894  drei,  1895  eine,  1896  zwei,  1897  eine,  1898 
zwei,  1899  sieben,  1900  zehn,  1902  (bis  jetzt)  drei  Genossenschaften  ent- 
fallen. Nicht  ausgeschlossen  erscheint  es,  dass  nach  nicht  langer  Zeit 
noch  einige  andere  Ortschaften  folgen  werden:  Sonderburg,  Apenrade. 
Segeberg  u.  s.  w.  Ein  verhältnissmässig  dichtes  Netz  von  Baugenossen- 
schaften überspannt  aber  schon  heute  die  Provinz. 

Die  bedeutsame  Entwickelung  während  der  jüngsten  Jahre  erklärt 
sich  einerseits  aus  dem  andauernd  gewachsenen  Bedürfniss  nach  Ver- 
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mehrung  der  kleineren  Wohnungen  in  den  meisten  städtischen  Gemein- 
wesen der  Provinz,  andererseits  —  und  wohl  zur  Hauptsache  —  durch 
die  erhebliche  Unterstützung,  welche  die  frühere  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsanstalt und  jetzige  Landesversicherungsanstalt  Schleswig- 
Holstein  den  älteren  wie  neueren  Bauvereinen  zu  Theil  werden  Hess, 
endlich  auch  dadurch,  dass  jüngsthin  für  gewisse  Kategorieen  von  Bau- 
genossenschaften noch  eine  weitere  kräftige  Förderung  Platz  gegriffen  hat. 

Schon  im  Jahre  1894  waren  Seitens  der  Anstalt  die  Bedingungen, 
unter  welchen  den  Bauvereinen  Darlehen  hergegeben  werden  sollten,  fest- 
gelegt worden.  Diese  Bedingungen  sind  im  grossen  und  ganzen  auch 
fernerhin  unverändert  geblieben.  Nachdem  mittlerweile  eine  Herab- 
setzung des  Zinsfusses  auf  374  und  vom  1.  Januar  1897  an  auf  3  %  jähr- 
lich stattgefunden  hatte  —  dieser  Zinsfuss  gilt  seitdem  — ,  wurden  sie 
am  1.  Juli  1898  in  folgender  Fassung  neu  veröffentlicht.*) 

Allgemeine  Grundsätze 

des  Vorstandes  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalt 
Schleswig-Holstein,  betreffend  die  Gewährung  von  Darlehen  zum 
Zweck  der  Förderung  gemeinnütziger,  auf  die  Herstellung  geeig- 
neter Arbeiterwohnungen  und  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen 
gerichteter  Bestrebungen. 

§  1.  Nur  Gemeinden,  Korporationen,  milde  Stiftungen  mit  Korporations- 
rechten, gemeinnützige  Baugesellschaften  sowie  öffentliche  Sparkassen  innerhalb 
des  Bezirks  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalt  Schleswig-Holstein 
(Provinz  Schleswig-Holstein,  Kreis  Herzogthum  Lauenburg,  Gemeinde  Helgoland 
und  das  Fürstenthum  Lübeck)  können  die  Bewilligung  von  Darlehen  gewärtigen. 

Einzelnen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sowie  sonstigen  Unternehmern 
gewährt  die  Versicherungsanstalt  Darlehen  nicht. 

§  2.  Von  den  unter  1  bezeichneten  Organen  ausgehende  Bauunternehmungen 
können  für  die  Bewilligung  von  Darlehen  nur  dann  in  Betracht  kommen,  wenn 
sie  unter  Ausschluss  jeglicher  auf  Erzielung  pekuniären  Nebengewinnes  ge- 
richteter Absichten  lediglich  gemeinnützige,  m  erster  Reihe  dem  Wohle  des  im 
Sinne  des  Reichsgesetzes,  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
vom  22.  Juni  1889  versicherungspflichtigen,  bezw.  versicherungsberechtigten 
Arbeiter  Standes  dienende  Zwecke  verfolgen. 

§  3.  Die  zu  errichtenden,  bezw.  zu  beleihenden  Gebäude  müssen  einerseits 
durch  Belegenheit  und  bauliche  Solidität  für  die  Sicherheit  der  Darlehen  hin- 
reichende Gewähr  bieten,  andererseits  aber  auch  durch  die  Zahl  und  Beschaffen- 
heit der  Räume  billigen  Anforderungen  in  Beziehung  auf  Gesundheit  und  Sitt- 
lichkeit entsprechen. 

Jede  Wohnung  muss  daher,  um  bei  heranwachsenden  Kindern  die  aus 
sittlichen  Gründen  gebotene  Trennung  der  Geschlechter  vornehmen  zu  können, 
ausser  zwei  Stuben  von  ausreichender  Grösse,  mindestens  noch  eine  mit  einem 
Fenster  versehene  Kammer  mit  gut  verschalter  und  verputzter  Dachseite 
enthalten. 

Die  Baulichkeiten  und  Grundstücke  müssen  in  ordnungsmässigem  Zustande 
erhalten  werden.  Erhebliche  Verschlechterungen  der  Grundstücke,  welche  die 
Sicherheit  der  Gläubigerin  gefährden,  berechtigen  dieselbe,  ihre  Befriedigung  vor 
der  Verfallzeit  zu  fordern.  Bauliche  Veränderungen  bedürfen  vor  ihrer  Aus- 
führung der  Genehmigung  der  Versicherungsanstalt. 


*)  Wir  geben  den  Wortlaut  wieder,  weil  ganz  ähnlich  lautende  Bedin- 
gungen auch  von  einer  Reihe  anderer  Landesversicherungsanstalten  aufgestellt 
worden  sind. 
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§  4.  Ohne  Zustimmung  der  Versicherungsanstalt  dürfen  die  Darlehens- 
empfänger die  beliehenen  Grundstücke  nicht  veräussern. 

Die  Miethpreise  sind  für  dieselben  nicht  höher  anzusetzen,  als  unter  Be- 
rücksichtigung der  gemeinnützigen  Tendenz  des  Unternehmens  für  eine  ange- 
messene Verzinsung  und  Amortisation  des  Baukapitals  und  für  Instandhaltung 
der  Grundstücke  geboten  erscheint. 

§  5.  Die  Darlehensempfänger  (§  1)  sind  verpflichtet,  der  Versicherungsanstalt 
alle  für  erforderlich  erachteten  Auskünfte  zu  ertheilen,  die  Besichtigung  der 
Baulichkeiten  und  Grundstücke  jederzeit  zu  gestatten  und  ihre  Satzungen, 
Jahresberichte  und  Abrechnungen  mitzutheilen,  damit  die  Versicherungsanstalt 
jederzeit  in  der  Lage  ist,  zu  prüfen,  ob  und  inwieweit  der  Schuldner  seinen 
Verpflichtungen  nachgekommen  ist. 

Die  Versicherungsanstalt  nimmt  für  sich  das  Recht  in  Anspruch.  Bau- 
genossenschaften als  Mitglied  beizutreten. 

Den  Anträgen  auf  Gewährung  von  Darlehen  sind  stets  die  Kaufverträge. 
Bau-  und  Situationspläne  sowie  die  Kostenanschläge  behufs  bautechnischer 
Prüfung  beizufügen. 

§  6.  Die  Darlehen  werden  nur  gegen  an  erster  Stelle  einzutragende 
Hypothek  und  im  Betrage  von  höchstens  2,3  (662/3  %)  des  Bau-  und  Platzwerthes 
gewährt. 

Indessen  wird,  wenn  es  sich  um  Anleihen  an  Gemeinden  handelt,  nach 
Umständen  über  die  bezeichnete  Höchstgrenze  der  Beleihung  bis  zu  75  u  o 
hinausgegangen  werden. 

Zur  Ermittelung  des  Gebäudewerthes  dient  das  Brandversicherungs- 
buch der  Landesbrandkasse  zu  Kiel,  bei  welcher  die  Gebäude  versichert 
sein  müssen,  der  Werth  des  Grund  und  Bodens  wird  durch  den  Kauf- 
vertrag, durch  eine  Bescheinigung  der  unteren  Verwaltungsbehörde  (Land- 
rath, Magistrat,  Ortspolizeibehörde)  oder  durch  Schätzung  Sachverständiger 
unter  Bescheinigung  der  Richtigkeit  derselben  seitens  der  Ortsbehörde 
oder  gerichtliche  Taxation  nachgewiesen. 

Die  Darlehen  werden  regelmässig  erst  nach  Fertigstellung  der  Gebäude 
und  erfolgter  Ein-  und  Abschätzung  ausgezahlt.  Indessen  wird  unter  Um- 
ständen die  Versicherungsanstalt  auf  Antrag  auch  Ratenzahlungen  vor  diesem  Zeit- 
punkte gewähren,  und  zwar  nach  denselben  Grundsätzen, 

nach  welchen  seitens  der  Landesbrandkasse  die  Auszahlung  der  Brand- 
entschädigungsbeträge erfolgt,  nämlich,  und  zwar  unter  der  Voraussetzung 
einer  vorläufigen  Einschätzung  zur  Brandversicherung  gemäss  §  23  des 
Statuts  vom  10.  November  1884,  in  drei  gleichen  Raten,  die  erste,  wenn 
der  Aufbau  der  Mauern  begonnen  hat,  die  zweite,  wenn  das  Gebäude 
unter  Dach  gebracht  ist,  und  die  dritte,  wenn  es  vollendet  und  endgiltig 
eingeschätzt  ist. 

§  7.  Die  Darlehen  sind  in  der  Regel  mit  3  %  jährlich,  nach  Umständen 
höher  zu  verzinsen  und  zunächst  bis  zur  Tilgung  des  über  die  pupillarische 
Sicherheitsgrenzen  hinausgehenden  Betrages  derselben  dergestalt  zu  amortisiren, 
dass  nach  von  der  Versicherungsanstalt  aufzustellenden  Tilgungsplänen  alljähr- 
lich mindestens  47a  %  des  ursprünglichen  Darlehensbetrages  in  Halbjahrsbeträgen 
von  mindestens  27i 0  o  an  die  Versicherungsanstalt  eingezahlt  werden,  von 
welchen  3  %  als  Zinsen  für  die  laufende  Schuld,  der  Rest  als  Amortisation 
verrechnet  wird. 

Die  Versicherungsanstalt  behält  sich  das  Recht  vor,  eine  weitergehende  . 
Amortisation  zu  verlangen  und  halbjährlich  zu  kündigen,  wird  aber  voraussicht- 
lich von  demselben  nur  dann  Gebrauch  machen,  wenn  nach  dem  Ermessen  des 
Vorstandes  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Darlehen  gewährt  sind,  nicht 
ausreichend  erfüllt  werden  oder  die  Sicherheit  der  Darlehen  gefährdet  erscheint. 

Der  Schuldner  kann  nach  vorgängiger  mindestens  einmonatlicher  Kündigung 
jeder  Zeit  zum  1.  oder  15.  eines  Monats  grössere  durch  1000  M.  theilbare  Ab- 
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träge  leisten  oder  das  ganze  Kapital  zurückzahlen.  Die  zurückgezahlten  Beträge 
fallen  mit  dem  Rückzahlungstage  aus  der  Verzinsung. 

Darlehen  können  regelmässig  nur  um  die  Mitte  des  Monats  zwischen  dem 
13.  und  15.  (also  nicht  zum  Beginn  des  Monats)  abgegeben  werden  und,  wenn 
die  Versicherungsanstalt  in  zeitweiliger  Ermangelung  eigener  disponibler  Mittel 
auf  Wunsch  des  Darlehensnehmers  den  erbetenen  Betrag  selbst  anleihen  muss. 
nur  gegen  Erstattung  der  von  der  Versicherungsanstalt  selbst  zu  zahlenden 
höheren  Zinsen  bis  dahin,  dass  die  Anstalt  den  angeliehenen  Darlehensbetrag  aus 
eigenen  Beständen  zurückzuzahlen  in  der  Lage  ist. 

§  8.  Alle  mit  der  Darlehensgewährung,  Verzinsung,  Tilgung  und  Rück- 
zahlung verbundenen  Kosten  trägt  der  Schuldner. 

§  9.  Durch  hypothekarische  Eintragung  in  das  Grundbuch  auf  die  zu  ver- 
pfändenden Grundstücke  ist,  soweit  angängig,  Sicherheit  für  die  Innehaltung  der 
vereinbarten  Bedingungen  zu  leisten. 

Ganz  kürzlich  ist  diesen  Bestimmungen  durch  Beschluss  des  Vor- 
standes eine  Ergänzung  nachstehenden  Inhalts  gegeben  worden: 

„Ueberträgt  der  Bauverein  das  Eigenthum  an  einem  von  ihm  er- 
bauten Hause  an  ein  Mitglied,  so  hat  er  für  das  letztere  die  selbst- 
schuldnerische Bürgschaft  wegen  der  auf  dem  Grundstücke  eingetragenen 
Hypothek  zu  übernehmen,  die  Zinsen  und  Abträge  von  demselben  ein- 
zukassiren  und  an  die  Landes  Versicherungsanstalt  kostenlos  abzuführen." 

In  einigen  anderen  —  mehr  formellen  —  Punkten  wird  in  nächster 
Zeit  noch  eine  Umarbeitung  der  allgemeinen  Grundsätze  erfolgen. 

Auf  Grund  der  bisher  geltenden  Bestimmungen  sind  nun  Seitens  der 
Landesversicherungsanstalt  Schleswig-Holstein  innerhalb  der  Provinz  als 
Darlehen  bis  zur  Gegenwart  die  in  der  Tabelle  Seite  9  verzeichneten 
Summen  hergegeben  worden,  wobei  eine  Zahlenreihe  am  Schlüsse  er- 
sichtlich macht,  welche  Beträge  für  das  laufende  Jahr  zugesagt  sind. 

Zwei  andere  ergiebige  Finanzquellen  haben  sich  ausserdem  den  Bau- 
vereinen erschlossen:  Seit  einer  Reihe  von  Jahren  hat  die  Königlich 
Preussische  Staatsregierung  Mittel  bereitstellen  lassen  zur  Errichtung 
von  Wohnungen  für  die  in  den  Staatsbetrieben,  namentlich  in  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung beschäftigten  geringbesoldeten  Beamten.  Bis  jetzt 
sind  für  solchen  Zweck  insgesammt  32  Millionen  Seitens  der  preussischen 
Volksvertretung  bewilligt  worden.*)  Erst  sehr  spät  ist  von  diesen  Mitteln 
etwas  in  die  Provinz  Schleswig -Holstein  geflossen.  In  Kiel  und  Neu- 
münster schlössen,  einer  von  leitender  Stelle  her  gegebenen  Anregung 
Folge  leistend,  im  Jahre  1900  die  Eisenbahnangestellten  sich  zu  beson- 
deren Bauvereinen  zusammen,  die  in  beiden  Fällen  eine  ansehnliche 
Mitgliederzahl  gefunden  haben.  Dem  Kieler  Verein  wurde  sodann  im 
Jahre  1901  die  Summe  von  250  000  M.  zur  Verfügung  gestellt,  an  die 
Hergabe  der  staatlichen  Gelder  aber  die  Bedingung  geknüpft,  dass  der 
Verein  im  Besitze  der  zu  erbauenden  Häuser  zu  verbleiben  und  die  Woh- 
nungen lediglich  mieth weise  abzugeben  habe.  Für  das  laufende  Jahr 
sind  dem  Verein  95  000  M.   zugesichert  worden.    Der  Neumünster'sche 


*)  Die  letzte  Bewilligung  —  von  12  Millionen  Mark  —  ist  durch  das  Ge- 
setz, betreffend  die  Bewilligung  weiterer  Staatsmittel  zur  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  von  Arbeitern,  die  in  staatlichen  Betrieben  beschäftigt 
sind,  und  von  gering  besoldeten  Beamten,  vom  16.  April  1902  erfolgt. 
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Verein  hat  im  Vorjahre  für  seine  ersten  Bauten  von  einer  verwandten 
Stelle  her,  nämlich  aus  den  Mitteln  der  Pensionskasse  für  die  Arbeiter 
der  Preussisch  -  Hessischen  Eisenbahngemeinschaft  55  000  M.  erhalten. 
Für  die  zur  Zeit  im  Bau  befindlichen  Wohnhäuser  werden  dem  Verein 
von  eben  daher  voraussichtlich  190  000  M.  bewilligt  werden.  Die  genannte 
Pensionskasse  hat  ferner  dem  Arbeiterbauverein  in  Glückstadt,  woselbst 
sich  der  Sitz  einer  grösseren  Eisenbahnbetriebsstätte  befindet  und  wo 
eine  erheblichere  Zahl  von  Arbeitern  der  letzteren  dem  Bauverein  als 
Mitglieder  angehört,  im  Jahre  1900  ein  Darlehen  im  Betrage  von  26000  M. 
überlassen.  Die  Gelder  der  Pensionskasse  sind  mit  3 1/2°/'o  zu  verzinsen 
und  mit  1  %  zu  tilgen.  Auch  in  Neumünster  werden  nur  mieth- 
weise  abzugebende  Wohnungen  hergestellt.  Das  Gleiche  gilt  für  Glück- 
stadt, soweit  die  auf  die  Eisenbahnarbeiter  bezügliche  Bauthätigkeit  in 
Betracht  kommt. 

Noch  bedeutsamer  erweist  sich  das  gleiche  Vorgehen  der  Reichs- 
regierung im.  Hinblick  auf  die  in  den  reichsfiskalischen  Betrieben 
thätigen  Beamten  und  Arbeiter  gerade  in  seiner  Anwendung  auf 
einzelne  Gebiete  der  Provinz  Schleswig-Holstein.  Hier  befinden  sich  in 
der  grossen  Kaiserlichen  Werft  zu  Gaarden  bei  Kiel  und  in  dem  Kaiser- 
lichen Kanalamte  zu  Kiel  jene  Reichsbetriebe,  an  die  in  erster  Linie 
gedacht  worden  ist,  als  in  den  Etat  des  Reichsamts  des  Innern  pro 
1901/02  zum  ersten  Male  Mittel,  nämlich  2  000  000  M.  eingesetzt  wurden, 
die  zur  leihweisen  Hergabe  an  solche  Baugenossenschaften  dienen  sollten, 
deren  Mitglieder  ganz  oder  theilweise  in  den  Verwaltungen  und  Betrieben 
des  Reichs  beschäftigt  sind.  Von  der  betreffenden  Summe  wurden 
zunächst  1  200  000  M.  der  Provinz  Schleswig-Holstein  zugeführt.  Es 
erhielten  nämlich  bewilligt:  der  Arbeiterbauverein  für  Gaarden,  Kiel  und 
Umgegend  500  000  M.,  der  Bau-  und  Sparverein  in  Kiel  150  000  M.,  der 
Bauverein  der  Kanalangestellten  in  Holtenau  250  000  M.,  der  gleiche 
Vereins  in  Brunsbüttel  300  000  M.  Dem  letztgenannten  Verein  ist 
nachträglich  noch  eine  weitere  Zuwendung  zu  Theil  geworden,  nachdem 
die  dem  Reichsamt  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  von  anderer  Seite 
nicht  rechtzeitig  in  Anspruch  genommen  sein  sollen.  Für  das  Jahr  1902/03 
hat  der  Reichstag  für  denselben  Zweck  vier  Millionen  M.  bewilligt,  und 
von  dieser  Summe  wird  wiederum  auf  Schleswig-Holstein  eine  namhafte 
Quote  entfallen.  Zugesagt  worden  sind  nachstehende  Posten:  500  000  M. 
an  den  Arbeiterbauverein  für  Gaarden,  Kiel  und  Umgegend,  je  175  000  M. 
an  den  Bauverein  der  Kanalangestellten  in  Holtenau  und  Brunsbüttel, 
150  000  M.  an  den  Kieler  Bau-  und  Sparverein.  Weitere  150  000  M. 
dürften  an  den  neubegründeten  Kieler  Beamtenwohnungsverein  und  der 
gleiche  Betrag  an  den  ganz  kürzlich  errichteten  Bauverein  der  Kanal- 
angestellten in  Rendsburg,  endlich  vielleicht  50  000  M.  an  den  Arbeiter- 
bauverein für  Dietrichsdorf  und  Umgegend,  auf  welchen  seinem  Mit- 
gliederbestande nach  jetzt  ebenfalls  die  Voraussetzungen  für  die  Hergabe 
von  Reichsmitteln  zutreffen,  abgegeben  werden.  Die  allgemeinen  Be- 
dingungen bei  der  Verwendung  dieser  Gelder  sind  die  folgenden: 
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Bedingungen 

für  die  Gewährung  von  Baudarlehen  aus  dem  durch  den  Reichs- 
haushaltsetat zur  Verfügung  gestellten  Fonds  (Kap.  3  Titel  21  der 
einmaligen  Ausgaben  des  Etats  für  das  Reichsamt  des  Innern  auf 
das  Rechnungsjahr  1901). 

I.  Aus  dem  durch  den  Reichshaushaltsetat  zur  Verfügung  gestellten  Fonds 
zur  Förderung  der  Herstellung  geeigneter  Kleinwohnungen  für  Arbeiter  und 
gering  besoldete  Beamte  in  den  Betrieben  und  Verwaltungen  des  Reichs  können 
Darlehen  an  gemeinnützige  Unternehmungen  (Bauvereine,  Baugenossenschaften. 
Baugesellschaften  u.s.w.)  nur  unter  der  Voraussetzung  bewilligt  werden,  dass  ein 
erhebliches  Bedürfniss  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  im  Ge- 
schäftsbezirke der  Unternehmung  thätigen  Arbeiter  und  gering  besoldeten 
Beamten  in  den  Betrieben  und  Verwaltungen  des  Reichs  besteht  und  dass  zur 
Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  Wohnungen  der  von  der  Unternehmung  ge- 
planten Art  an  der  in  Aussicht  genommenen  Stelle  dienlich  sind. 

II.  Bei  Vorhandensein  der  Voraussetzungen  zu  I.  dürfen  Darlehen  nur  solchen 
Aktiengesellschaften,  Genossenschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
und  so  weiter  gewährt  werden,  deren  durch  das  Statut  bestimmter  Zweck  aus- 
schliesslich darauf  gerichtet  ist,  unbemittelten  Familien  gesunde  und  zweck- 
mässig eingerichtete  Wohnungen  in  eigens  erbauten  oder  angekauften  Häusern 
zu  billigen  Preisen  zu  verschaffen,  und  deren  Statut  die  an  die  Gesellschaften 
zu  vertheilende  Dividende  auf  höchstens  4%  ihrer  eingezahlten  Antheile  be- 
schränkt, auch  den  Gesellschafter  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft 
nicht  mehr  als  den  Nennwerth  dieser  ihrer  Antheile  zusichert,  den  etwaigen 
Rest  des  Gesellschaftsvermögens  aber  für  gemeinnützige  Zwecke  bestimmt. 

Die  Genossenschaften  (Gesellschafter  u.  s.  w.)  haben  im  Falle  der  Ge- 
währung eines  Darlehens  aus  Reichsfonds  ihrem  Statut  eine  Bestimmung  ein- 
zufügen, wonach  Abänderungen  der  über  den  Genossenschafts-  (Gesellschafts- u.s.w.) 
Zweck,  über  die  Festsetzung  einer  Höchstdividende  von  4%  und  über  Beschrän- 
kungen bei  der  Vermögensvertheilung  im  Falle  der  Auflösung  der  Unternehmung 
handelnden,  ziffernmässig  zu  bezeichnenden  Paragraphen  sowie  des  diese  Be- 
stimmung enthaltenden  Paragraphen  des  Statuts  nur  mit  Genehmigung  des 
Reichskanzlers  (Reichsamt  des  Innern)  zulässig  sind. 

Die  Genossenschaft  (Gesellschaft  u.  s.  w.)  soll  in  der  Regel  aus  mindestens 
100  Mitgliedern  bestehen,  die  Haftsumme  der  Mitglieder  einer  Genossenschaft 
mit  beschränkter  Haftung  soll  in  der  Regel  insgesammt  mindestens  30  000  M. 
betragen. 

III.  Dem  Antrage  auf  Bewilligung  eines  Darlehens  sind  von  vornherein 
beizufügen: 

1.  das  Statut, 

2.  eine  gerichtliche  Bescheinigung,  dass  die  Eintragung  zum  Genossen- 
schaftsregister erfolgt  ist  und  welche  Personen  als  Vorstandsmitglieder 
eingetragen  sind, 

3.  ein  Verzeichniss  der  Aufsichtsrathsmitglieder  und  eine  Auskunft  darüber, 
aus  wie  vielen  Mitgliedern,  geordnet  nach  Berufsarten,  die  Genossenschaft 
besteht,  insbesondere  wie  viele  von  ihnen  zu  den  Arbeitern  und  gering 
besoldeten  Beamten  in  den  Betrieben  und  Verwaltungen  des  Reiches 
gehören,  wie  viele  Geschäftsantheile  voll  und  bis  zu  welchen  Beträgen 
die  übrigen  eingezahlt  sind,  wie  viele  Mitglieder  (bei  Genossenschaften  mit 
beschränkter  Haftpflicht)  auf  weitere  Geschäftsantheile  —  und  auf  wie 
viele  derselben  —  betheiligt  sind,  auf  welchen  Betrag  sich  die  Haft- 
summe aller  Mitglieder  beläuft,  und  erforderlichen  Falls  auch  ein  voll- 
ständiges namentliches  Verzeichniss  der  Genossenschaftsmitglieder, 
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4.  eine  Darlegung,  in  welcher  Vermögenslage  die  Genossenschaft  (Gesell- 
schaft u.  s.  w.)  sich  befindet,  über  welche  Mittel  sie  aus  eigenen  Kräften 
verfügt,  welche  Kapitalien  und  zu  welchen  Bedingungen  sie  sonst  noch 
aufzunehmen  gedenkt,  und  —  falls  sie  schon  länger  besteht  —  die  letzt- 
malige Bilanz  und  Jahresrechnung  nebst  Geschäftsbericht  und  den  über 
die  Vermögenslage  der  Unternehmung  sonst  noch  Auskunft  gebenden 
Unterlagen. 

Erscheint  nach  Prüfung  dieser  Materialien  und  nach  Lage  der  zur 
Verfügung  stehenden  Mittel  nicht  die  gänzliche  oder  zeitweilige  Ab- 
lehnung des  Antrages  geboten,  so  sind  weiter  vorzulegen: 

5.  a)  Eine  beglaubigte  Abschrift  des  Grundbuchblattes  nebst  einem  den 

Gesammtbesitz  der  Unternehmung  kennzeichnenden  Situationsplan, 
b)  der  Kaufvertrag  über  das  zu  beleihende  Grundstück,  oder  falls  dieser 
erst  nach  erlangter  vorläufiger  Zusage  des  Darlehens  abgeschlossen 
werden  soll,  ein  glaubhafter  Nachweis,  dass  und  zu  welchem  Preise 
und  zu  welchen  sonstigen  Bedingungen  das  Grundstück  überlassen 
und  aus  welchen  Mitteln  der  Kaufpreis  berichtigt  werden  soll,  und 
nach  Abschluss  des  Kaufvertrages  noch  vor  der  endgültigen  Ent- 
scheidung über  die  Darlehensbewilligung  der  Kaufvertrag  selbst. 

6.  Der  Bauentwurf,  aus  welchem  sämmtliche  Gebäude  und  Wohnungen  nebst 
ihrem  Zubehör  zu  ersehen  sein  müssen,  mit  dem  Vermerk  der  baupolizei- 
lichen Genehmigung  in  beglaubigter  Form. 

7.  a)  Der  Kostenanschlag  über  das  oder  die  zu  errichtenden  Gebäude, 

b)  ein  Anschlag  über  die  Kosten,  welche  für  Strassenregelung,  Pflaste- 
rungen, Ent-  und  Bewässerungsanlagen,  Einfriedigung,  Baum- 
pflanzungen u.  s.  w.  aufzuwenden  sein  werden, 

beide  mit  der  Bescheinigung  eines  höheren  bautechnischen  Reichs- 
oder Staatsbeamten,  welcher  auf  Wunsch  durch  das  Reichsamt  des 
Innern  bezeichnet  wird,  über  die  Angemessenheit  und  Zulänglichkeit 
der  Veranschlagungen. 

8.  Eine  Berechnung  über  die  Ertragsfähigkeit  des  zu  beleihenden  Grund- 
stückes, aus  der  insbesondere  die  Höhe  der  in  Aussicht  genommenen 
Miethpreise  oder,  bei  Genossenschaften,  welche  zum  Eigenthumserwerb 
durch  die  Genossen  bestimmte  Häuser  errichten,  die  Höhe  der  Kauf- 
preise und  die  Zahlungsmodalitäten  sowie  endlich  der  etwa  verbleibende 
Ueberschuss  hervorgeht. 

Die  Miethpreise  dürfen  dabei  in  der  Regel  nicht  höher  angesetzt  werden, 
als  zur  landesüblichen  Verzinsung  und  Amortisation  des  für  den  Grunderwerb 
und  zum  Bau  der  Häuser  aufgewendeten  Kapitals  sowie  zur  Deckung  der 
Kosten  der  Verwaltung  und  Instandhaltung  der  Gebäulichkeiten  erforderlich  ist. 

Bei  Genossenschaften,  welche  zum  Eigenthumserwerb  durch  die  Genossen 
bestimmte  Häuser  errichten,  ist  als  Kaufpreis  in  der  Regel  der  Selbstkostenpreis 
zu  Grunde  zu  legen,  welcher  sich  zusammensetzt  aus  dem  Erwerbspreise  des 
Grundstücks,  den  Baukosten,  den  Zinsen  und  Verwaltungskosten  bis  zu  dem 
Tage,  an  welchem  der  künftige  Erwerber  das  Haus  bezieht.  Sodann  sind  in 
dem  Kaufvertrage  Vorschriften  (Gebrauchs-  und  Nutzungsbeschränkungen)  auf- 
zunehmen, welche  geeignet  sind,  die  dauernde  Erhaltung  der  Häuser  als  Wohn- 
häuser für  die  gering  bemittelte  Bevölkerung  zu  sichern.  In  dieser  Beziehung 
empfiehlt  sich  dringend  mindestens  die  Einfügung  folgender,  demnächst  in  das 
Grundbuch  einzutragender  Bestimmung: 

„Ankäufer  dürfen  ohne  Genehmigung  des  Verkäufers  keine  Neubauten, 
Aufbauten  und  Anbauten  —  auch  keine  vorläufigen  —  vornehmen,  das  Besitzthum 
auch  nicht  durch  Mauern  abgrenzen,  welche  höher  als  ein  Meter  sind. 

„In  dem  verkauften  Hause  dürfen  nur  gering  bemittelte  Familien,  und  zwar 
nicht  mehr  als  .  .  Familien  wohnen.  Kostgänger  dürfen  ohne  Genehmigung 
nicht  gehalten  werden.  Ebensowenig  darf  ohne  Genehmigung  des  Verkäufers 
ein  Wirthschaftsbetrieb  oder  ein  Verkauf  geistiger  Getränke  stattfinden. 
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„Verkäufer  hat  das  Recht,  das  Grundstück  zu  angemessener  Tageszeit 
besichtigen  zu  lassen." 

Ausserdem  ist  es  besonders  erwünscht,  dass  die  Genossenschaften  der 
fraglichen  Art  für  sich  in  das  Grundbuch  ein  Vorkaufsrecht  eintragen  lassen 
oder  ein  Wiederkaufsrecht  vorbehalten,  wonach  dieselben  auf  eine  Reihe  von 
Jahren  sich  die  Befugniss  wahren,  bei  etwaiger  Wiederveräusserung  das  Grund- 
stück zum  ursprünglichen  Verkaufspreise  —  abzüglich  etwaiger  Werthvermin- 
derung durch  schlechte  Instandhaltung  und  zuzüglich  etwaiger  Werthvermehrung 
durch  von  der  Genossenschaft  genehmigte  Verbesserungen  —  zurückzuer werben. 
Zur  Sicherung  der  aus  dem  Vorbehalte  des  Wiedervorkaufsrechts  hervorgehenden 
Ansprüche  würde  dann  zu  Gunsten  der  Genossenschaft  eine  Vormerkung  in  das 
Grundbuch  (§  883  B.  G.  B.)  einzutragen  sein. 

9.  Muster  der  zu  Folge  Ziffer  8  abzuschliessenden  Mieth-  oder  Kaufverträge 
sowie  der  für  die  Benutzung  der  Gebäude  und  Wohnungen  zu  erlassenden 
Vorschriften  (Hausordnungen  u.  s.  w.). 

IV.  Für  die  Sicherstellung  des  Darlehens  sind  folgende  Bedingungen  maass- 
gebend: 

1.  Das  Darlehen  darf  85  bis  höchstens  90%  des  Werthes  des  Hauses  ein- 
schliesslich des  Grund  und  Bodens  oder  den  vollen  Bauwerth  des  Hauses 
ohne  Grund  und  Boden  nicht  übersteigen.  Sein  Betrag  wird  von  dem 
Reichsamte  des  Innern  zunächst  vorläufig  bestimmt.  Der  Bauwerth  wird 
vorläufig  auf  Grund  des  Baukostenanschlages  (III,  7  a)  und  endgültig, 
sobald  das  oder  die  Gebäude  vollendet  sind,  auf  Grund  gerichtlicher 
Taxen  oder  der  Taxe  eines  höheren  bautechnischen  Reichs-  oder  Staats- 
beamten, welchem  auf  seinen  Wunsch  die  Bauabrechnungen  zur  Verfügung 
zu  stellen  sind,  oder  der  Taxe  der  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalt, 
bei  welcher  die  Gebäude  versichert  sind,  ermittelt.  Der  Werth  des 
Grund  und  Bodens  darf  dabei  nicht  höher  als  mit  dem  Erwerbspreise 
augesetzt  werden.  Das  Reichsamt  des  Innern  behält  sich  das  Recht  einer 
Nachprüfung  der  Taxen  durch  Einholung  eines  bautechnischen  Ober- 
gutachtens vor. 

2.  Es  ist  nicht  erforderlich,  dass  dem  Darlehen  die  erste  Stelle  im  Grund- 
buche eingeräumt  wird.  Die  Reichsverwaltung  wird  vielmehr,  geleitet 
von  dem  Bestreben,  den  Genossenschaften  (Gesellschaften  u.  s.  w.)  die 
Finanzirung  ihrer  gemeinnützigen  Bauunternehmungen  nach  Möglichkeit 
zu  erleichtern  und  um  mit  den  vorhandenen  Mitteln  einer  thunlichst 
grossen  Zahl  geldbedürftiger  Genossenschaften  zu  Hilfe  zu  kommen, 
unter  Umständen  mit  der  Eintragung  der  Darlehen  zur  zweiten  oder 
nöthigen  Falls  auch  zu  einer  späteren  Stelle  sich  begnügen,  sofern  das 
Darlehen  innerhalb  der  vorbezeichneten  Beleihungsgrenzen  verbleibt  und 
diese  Sicherheit  auch  durch  etwaige  Eintragungen  in  der  zweiten  Ab- 
theilung nicht  wesentlich  beeinträchtigt  wird. 

3.  Das  Darlehen  ist  mit  3  %  jährlich  zu  verzinsen  und  mit  mindestens  1% 
jährlich  (unter  Zuwachs  der  ersparten  Zinsbeträge)  zu  tilgen,  so  dass 
also  während  der  gesammten  Tilgungsperiode  ein  Jahresbetrag  (Annuität) 
von  mindestens  4  %  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  zu  entrichten  ist. 

Die  Zins-  und  Tilgungsbeträge  (Abs.  1)  sind  am  Ersten  eines  jeden 
Kalendervierteljahres  für  das  voraufgegangene  Vierteljahr  fällig  und 
längstens  innerhalb  zwei  Wochen  nach  dem  Fälligkeitstage  in  deutscher 
Reichswährung  ohne  Berufung  auf  Gegenforderung  und  Aufrechnung  an 
die  Reichshauptkasse  in  Berlin  porto-  und  kostenfrei  zu  zahlen.  Dem 
nicht  getilgten  Theil  des  Kapitals  ist  vor  dem  getilgten  Theile  desselben 
das  hypothekarische  Vorrecht  einzuräumen. 

4.  Die  Genossenschaft  (Gesellschaft  u.  s.  w.)  ist  verpflichtet,  den  Bau  nach 
den  vorgelegten  und  auf  Verlangen  des  Reichsamts  des  Innern  etwa 
abgeänderten  Entwurf  und  Kostenanschlag  unter  Verwendung  guten 
Materials  sorgfältig  und  dauerhaft  innerhalb  der  besonders  vereinbarten 
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Frist  auszuführen  und  bei  etwa  als  nothwendig '  sich  herausstellenden 
Aenderungen  zuvor  der  Zustimmung  des  Reichsamts  des  Innern  sich  zu 
versichern.    Wird  nach  einem  Brande  das  (die)  Gebäude  neu  hergestellt, 
so  hat  die  Genossenschaft  (Gesellschaft  u.  s.  w.)  über  den  Bauentwurf, 
den  Kostenanschlag  und  die  Baufrist  eine  neue  Vereinbarung  mit  dem 
Reichsamt  des  Innern  herbeizuführen. 
Die  Genossenschaft  (Gesellschaft  u.  s.  w.)  ist  verpflichtet,  das  (die)  Gebäude 
nebst   Zubehör  stets    in    gutem    baulichem   Zustande    zu   erhalten   und  auf 
Verlangen    des   Reichsamts   des    Innern    die   nothwendigen  Ausbesserungen 
und  Erneuerungen,  desgleichen  die  aus  gesundheitlichen  und  sittlichen  Gründen 
etwa   erforderlich   erscheinenden  Einrichtungen    binnen    der    gesetzten  Frist 
auszuführen. 

Wesentliche  Aenderungen  des  (der)  Gebäude(s),  (An-,  Auf-,  Umbauten-) 
oder  der  gänzliche  oder  theilweise  Abbruch  desselben  (derselben)  dürfen  nur 
nach  vorgängiger  Zustimmung  des  Reichsamts  des  Innern  stattfinden. 

Das  Reichsamt  des  Innern  ist  jederzeit  befugt,  die  Grundstücke  und  Bau- 
lichkeiten der  Genossenschaft  —  und  zwar  auch  diejenigen,  welche  für  das  aus 
Reichsfonds  gegebene  Darlehen  nicht  direkt  hypothekarisch  haften  —  durch 
Beauftragte  besichtigen  zu  lassen. 

Die  Genossenschaft  (Gesellschaft  u.  s.  w.)  ist  verpflichtet,  ihre  jährlichen 
Rechnungsnachweise  (Jahresrechnung,  Bilanz  u.  s.  w.),  ihre  Geschäftsberichte  und 
übrigen  Bekanntmachungen  sowie  die  Protokolle  über  die  Generalversammlungen 
und  über  die  Revisionen  (vergl.  §  53  des  Genossenschaftsgesetzes)  unaufge- 
fordert dem  Reichsamte  des  Innern  einzureichen,  diesem  auch  jede  noch  sonst 
zur  Beurtheilung  der  Verhältnisse  für  erforderlich  erachtete  Auskunft  zu 
ertheilen. 

5.  Die  Baulichkeiten  sind  nach  ihrem  vollen  Werthe  gegen  Brandschaden, 
und  zwar,  wenn  nicht  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bei  einer 
öffentlichen  Feuerversicherungsanstalt  —  soweit  zulässig  schon  während 
der  Bauzeit  —  zu  versichern  und  fortdauernd  versichert  zu  erhalten. 
Dass  die  Prämienzahlung  rechtzeitig  erfolgt  ist,  ist  regelmässig  spätestens 
innerhalb  zwei  Wochen  nach  dem  Fälligkeitstermine  der  Prämien  ohne 
Aufforderung  dem  Reichsamte  des  Innern  nachzuweisen. 

6.  Ueber  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Arbeiter  und  gering  besoldeten 
Beamten  in  den  Betrieben  und  Verwaltungen  des  Reiches  bei  der  Ver- 
gebung der  Häuser  und  Wohnungen  durch  die  Genossenschaft  (Gesell- 
schaft u.  s.  w.)  zu  berücksichtigen  sind,  wird  jedesmal  nach  der  besonderen 
Lage  des  Falles  eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Reichsamte  des  Innern 
und  der  Genossenschaft  getroffen  werden. 

7.  Dem  Reichsfiskus  (vertreten  durch  den  Herrn  Reichskanzler  [Reichsamt 
des  Innern])  wird  das  Vorkaufsrecht  auf  das  oder  die  zu  beleihenden 
Grundstücke  und  Baulichkeiten  eingeräumt. 

Hat  eine  Genossenschaft,  welche  zum  Eigenthumserwerb  durch  ihre 
Mitglieder  bestimmte  Häuser  aus  dem  aus  Reichsfonds  gewährten  Dar- 
lehen errichtet,  sich  ihrerseits  durch  das  Statut  ein  Vor-  oder  Wieder- 
verkaufsrecht vorbehalten,  so  wird  der  Reichsfiskus  das  ihm  einzu- 
räumende Vorkaufsrecht  geeignet  erscheinenden  Falles  nur  dann  geltend 
machen,  wenn  die  Genossenschaft  selbst  auf  die  Ausübung  ihres  Rechts 
Verzicht  leistet. 

8.  Das  Darlehen  kann  von  beiden  Theilen  mit  dreimonatiger  Frist  ganz  oder 
theilweise  gekündigt  werden,  vom  Gläubiger  jedoch,  wenn  die  in  diesem 
Abschnitt  unter  Ziff.  3  bis  7  bezeichneten  und  noch  sonst  etwa  auf- 
erlegten Verpflichtungen  von  der  schuldnerischen  Genossenschaft  erfüllt 
werden,  nicht  vor  Ablauf  von  zehn  Jahren  seit  der  letzten  Theilzahlung. 
Jede  Zuwiderhandlung  gegen  jene  Verpflichtungen  berechtigt  den  Gläubiger 
ohne  weitere  Anmahnung  zur  Kündigung,  welche  jedoch  spätestens  binnen 
sechs  Monaten  nach  Feststellung  der  Zuwiderhandlung  ausgesprochen 
werden  muss.    Ein  gleiches  Kündigungsrecht  steht  dem  Reichsamte  des- 
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Innern  zu,  wenn  nach  seinem  Ermessen  der  Charakter  der  Gemeinnützig- 
keit des  Unternehmens  nicht  mehr  hinreichend  gewahrt  ist,  insbesondere 
auch  wenn  wesentliche  Aenderungen  des  Musters  der  Mieths-  oder  Kauf- 
verträge oder  der  für  die  Benutzung  der  Gebäude  und  Wohnungen  zu 
erlassenden  Vorschriften  (III.  9.)  vorgenommen  werden.  Wird  das  Grund- 
stück oder  Gebäude  (abgesehen  von  den  Fällen,  in  welchen  es  sich  um 
die  statutengemässe  Eigenthumsübertragung  an  Genossen  handelt  (vergl. 
III,  8),  veräussert  oder  wird  die  Genossenschaft  aufgelöst,  so  wird  das 
Darlehen  ohne  Kündigung  sofort  zur  Rückzahlung  fällig,  sofern  das 
Reichsamt  des  Innern  nicht  ausdrücklich  in  die  Belassung  des  Darlehens 
willigt. 

9.  Die  vorstehenden  und  noch  sonst  etwa  vereinbarten  Bedingungen  und 
Verpflichtungen,  insbesondere  auch  die  zufolge  Ziff.  6  dieses  Abschnittes 
getroffene  Vereinbarung  sind  von  der  Schuldnerin  in  einem  Vertrage 
anzuerkennen,  in  welchem  diese  zugleich  sich  verbindlich  macht,  die  Ein- 
tragung des  Darlehnsbetrages  sowie  der  Bedingungen  und  Verpflichtungen 
unter  III,  Ziff.  3  bis  7  im  Grundbuch,  in  der  zweiten  und  dritten  Ab- 
theilung auf  ihre  Kosten  herbeizuführen. 

10.  Sobald  diese  letztere  Bedingung  erfüllt  ist,  wird  das  Darlehen  in  für  jeden 
Fall  besonders  zu  vereinbarenden  Theilbeträgen  gezahlt. 

Ergiebt  sich  aus  der  nach  Fertigstellung  des  Baues  gemäss  IV, 
Ziff.  1  vorzulegenden  Taxe,  dass  der  eingetragene  Darlehensbetrag  die 
ebendaselbst  vorgeschriebene  Beleihungsgrenze  überschreitet,  so  wird  über 
den  überschiessenden  und  deshalb  nicht  zur  Zahlung  gelangenden  Theil 
löschungsfähige  Quittung  ertheilt. 

11.  Die  Theilzahlungen,  für  welche  der  Zinsenlauf  je  mit  dem  Tage  der 
Zahlung  beginnt,  sind  rechtzeitig  vor  dem  vereinbarten  Zahlungstage 
nachzusuchen.  Dem  Antrage  ist  jedesmal  die  Bescheinigung  eines 
höheren  bautechnischen  Reichs-  oder  Staatsbeamten,  welcher  auf  Wunsch 
der  Genossenschaft  (Gesellschaft  u.  s.  w.)  von  dem  Reichsamte  des  Innern 
bezeichnet  wird,  über  den  plan-  und  sachgemässen  Fortgang  des  Baues 
und  den  jeweiligen  Bauwerth  der  Gebäulichkeiten  beizufügen. 

Bemerkungen. 

Zu  IV,  I.  In  besonderen  Ausnahmefällen  soll  es  zulässig  sein,  über  die  Be- 
leihungsgrenze von  90  %  hinaus  bis  zum  vollen  Bauwerthe  der 
Gebäude,  einschliesslich  des  Grund  und  Bodens  Darlehen  zu  gewähren. 

Zu  IV.  3.  Ausnahmsweise  darf  der  Zinssatz  anstatt  auf  3  auf  27a  °/o,  die 
Tilgungsquote  anstatt  auf  1  auf  72  °/o  festgesetzt  werden. 

Ferner  darf  ausnahmsweise  —  sofern  dies  nach  der  Gesammt- 
lage  der  Verhältnisse  zweckmässig  erscheint  —  halbjährliche  Zahlung 
der  Annuitäten  vereinbart  werden. 

Der  Arbeiterbauverein  Gaarden-Ellerbek  und  der  Kieler  Bau-  und 
Sparverein  haben  dem  Vorstehenden  nach  ihre  Satzungen  abgeändert  und 
ergänzt.  Ein  Gleiches  wird  geschehen  bei  dem  Dietrichsdorfer  Arbeiter- 
bauverein, mit  welchem  die  Verhandlungen  über  die  Gewährung  eines 
Darlehens,  wie  erwähnt,  eingeleitet  sind,  und  geschehen  müssen  bei 
anderen  Baugenossenschaften,  welche  die  Mittel  des  Reichs  in  Anspruch 
nehmen  wollen. 

Endlich  ist  auch  noch  eine  finanzielle  Beihilfe  von  kommunaler  Seite 
zur  Förderung  des  Baues  von  Arbeiterwohnungen  zu  nennen.  Die  städ- 
tischen Kollegien  der  Stadt  Kiel  haben  —  genöthigt  durch  die  That- 
sache,  dass  ungesäumt  eine  Vermehrung  der  kleinen  Wohnungen  ein- 
treten musste,  wenn  nicht  geradezu  ein  Nothstand  andauern  sollte  — 
dem  Kieler  Bau-  und  Sparverein  für  das  Jahr  1901  70  000  M.  und  für 
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das  Jahr  1902  100  000  M.  dargeliehen  gegen  eine  Verzinsung  von  3V-2  °/o, 
bei  einer  Amortisation  von  einhalb  vom  Hundert  zuzüglich  der  ersparten 
Zinsen  unkündbar  und  als  letzte  Hypothek,  also  nach  den  Geldern  der 
Landesversicherungsanstalt  und  des  Reichs,  einzutragen.  Gleichzeitig 
mit  dieser  anerkennenswerthen  Maassnahme  ist  unter  ebenfalls  liberalen 
Bedingungen  das  erforderliche  Grundeigenthum  an  den  Verein  abgegeben 
und  für  fernere  Bauten  ein  Vorkaufsrecht  auf  ein  benachbartes  Terrain 
zugestanden  worden.  Abgesehen  von  diesem  Falle,  kann  nur  noch  eine 
geringfügige  Kapitalbetheiligung  Seitens  der  Stadt  Schleswig  zu  Gunsten 
des  dortigen  Arbeiterbauvereins  verzeichnet  werden  (s.  unten). 

Sehen  wir  jetzt  zu,  was  mit  den  den  Vereinen  aus  den  verschiedenen 
Quellen  —  namentlich  den  drei  wichtigsten  Zuflüssen:  Landesversiche- 
rungsanstalt, Staat  und  Reich  —  zu  Theil  gewordenen  Mitteln  geleistet 
worden  ist. 

Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1901  waren  Seitens  der  schleswig- 
holsteinischen Baugenossenschaften  hergestellt  worden: 
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Es  sind  somit  in  30  Baugenossenschaften  11  395  Mitglieder  ver- 
einigt, durch  deren  gemeinsames  Handeln  insgesammt  2191  Wohnungen 
—  theils  in  Ein-,  theils  in  Mehrfamilienhäusern  und  in  grossen  Ge- 
bäuden —  entstanden  sind. 

Wie  unsere  vorhin  mitgetheilte  Tabelle  über  die  Vertheilung  der 
Gelder  der  Landesversicherungsanstalt  erkennen  lässt,  haben  alle  Bau- 
vereine mit  Ausnahme  der  neuerdings  entstandenen,  direkt  auf  den  Staat 
oder  das  Reich  hingewiesenen  Genossenschaften  und  ferner  mit  Aus- 
nahme des  Arbeiterbauvereins  in  Ploen,  des  Lehrerwohnungsvereins  in 
Kiel  und  des  Flensburger  Arbeiterbauvereins  die  Mittel  der  Anstalt  in  An- 
spruch genommen.  Der  Ploener  Verein  hat  eine  Bauthätigkeit  noch  nicht 
begonnen.  Der  Lehrerwohnungsverein  wird  überall  nicht  in  Betracht 
kommen  können,  weil  die  Mitglieder  dem  Kreise  der  versicherungspflichtigen 
Personen  nicht  angehören.  Der  Flensburger  Arbeiterbauverein  dagegen 
nimmt  eine  Ausnahmestellung  ein.  Er  hat  von  Anfang  an  sein  Bestreben 
daraufgerichtet,  durch  verhältnissmässig  hohe  Beiträge  (40  Pf.  wöchentlich) 
und  durch  Heranziehung  thunlichst  grosser  Spareinlagen  aus  dem  Mitglie- 
derkreise die  Inanspruchnahme  fremden  Kredits  unnöthig  zu  machen,  sich 
auf  eigene  Füsse  zu  stellen  und  solchergestalt  den  Grundsatz  der  Selbst- 
hilfe in  weitgehendem  Maasse  durchzuführen.  Dieser  Verein,  der  nun- 
mehr auf  ein  nahezu  vierundzwanzigjähriges  Bestehen  zurückblickt,  ist 
auch  sonst  noch  in  mehrfacher  Hinsicht  vorbildlich  geblieben.  Er  besitzt 
nicht  nur  einen  gut  ausgestatteten  Reservefonds  (Oktober  1901:  bei 
einem  Mitgliederguthaben  von  199  164  M.  als  Reserve  49  693  M.),  sondern 
auch  zur  Deckung  eines  unerwartet  sich  einstellenden  Bedarfs  einen 
Speziaireservefonds  (1901  nicht  weniger  als  15  257  M.)  Daneben  giebt 
es  einen  sogenannten  Hülfsfonds,  der  bestimmt  ist,  bedürftigen  und 
würdigen  Mitgliedern  des  Vereins  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  gegen 
den  Verein  zu  erleichtern  (Bestand  am  Schlüsse  des  Vorjahres:  5247  M.). 
Ein  Haus  mit  vier  Wohnungen  hat  der  Verein  als  Stiftung  für  alte, 
bedürftige  Mitglieder,  welche  auf  Lebenszeit  Freiwohnuug  erhalten,  ge- 
baut und  zum  Andenken  an  den  im  Jahre  1898  verstorbenen  langjährigen 
Kassierer  Chr.  L.  Voigt,  der  durch  seine  aufopfernde  Thätigkeit  viel 
zur  gedeihlichen  Entwickelung  des  Vereins  beigetragen  hat,  „Voigtstift" 
genannt.  Derartige  Einrichtungen  thun  dar,  welchen  Vorsprung  der 
Flensburger  Verein  sich  dadurch  erworben  hat,  dass  er  zehn  Jahre  und 
länger  allen  übrigen  Baugenossenschaften  des  Landes  im  Alter  voraus  war. 

Schon  die  über  die  Bauthätigkeit  der  Vereine  oben  mitgetheilten 
Zahlen  bekunden,  dass  an  den  verschiedenen  Orten  in  sehr  verschiedener 
Weise  die  Lösung  der  den  Baugenossenschaften  obliegenden  Aufgabe 
angestrebt  wird.  Hier  wird  das  System  der  kleinen  Häuser  mit  je 
einer  oder  doch  nur  wenigen  Wohnungen,  die  nach  und  nach  Eigenthum 
der  Bewohner  werden  sollen,  gepflegt  (Gaarden,  Meldorf,  Heide,  Glück- 
stadt, Husum,  Elmshorn,  Oldesloe,  Dietrichsdorf),  anderwärts  hat  man 
den  grösseren  Häusern,  die  Eigenthum  der  Genossenschaft  bleiben,  mit 
vielen  Familienwohnungen,  die  miethweise  abgelassen  werden,  den  Vor- 
zug gegeben  (Altona,  Flensburg  [Arbeiterbund],  Stadt  Kiel,  Eisenbahner- 
vereine  in  Kiel  und  Neumünster).  An  noch  anderen  Orten  entscheidet 
man  sich  für  ein  gemischtes  Verfahren:  theils  werden  kleine,  theils 
grössere  Häuser,  theils  Miethwohnungshäuser  von  derselben  Genossen- 
schaft hergestellt.  Auch  in  den  Bauvereinen  der  Reichsbetriebe  wird 
keineswegs  nach  einem  „Schema"  gebaut,  vielmehr  bleibt  den  einzelnen 
Genossenschaften  die  Bestimmung  darüber  anheimgegeben,  welchen  Typ 
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man  bei  den  Hausbauten  anwenden  will.  So  hat  man  sich  denn  in 
Brunsbüttel  für  Zweifamilienhäuser  —  die  Wohnungen  übereinander- 
gelegen,  aber  mit  gesondertem  Zugang  —  entschieden,  während  in  Hol- 
tenau das  Einfamilienhaus  nach  Ellerbeker  Vorbild  —  zwei  völlig  ge- 
trennte Wohnungen  neben  einander  —  gewählt  worden  ist.  Daneben 
sind  einzelne  Mehrfamilienhäuser  aufgeführt  worden. 

Die  Landesversicherungsanstalt  nimmt  in  dieser  Beziehung  keinerlei 
Partei.  Sie  steht  auf  dem  Standpunkte,  dass  das  eine  wie  das  andere 
System  seine  Berechtigung  hat,  wenn  es  nur  den  gegebenen  Verhält- 
nissen entsprechend  zur  Anwendung  gelangt.  Diese  Stellungnahme  deckt 
sich  mit  deren  grundsätzlicher  Anschauung,  dass  den  Baugenossen- 
schaften ein  thunlichst  grosses  Maass  von  Freiheit  und  Selbstbestim- 
mungsrecht —  soweit  sich  dasselbe  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken 
hält  —  überlassen  werden  müsse.  Der  Staat  begünstigt,  wie  schon  be- 
merkt, das  System  des  Gemeinbesitzes  der  Genossenschaften.  Das  Reich 
geht  in  der  Höhe  der  Kapitalhergabe  sehr  weit,  greift  aber  auch  tiefer 
als  die  Landesversicherungsanstalt  in  die  Bewegungsfreiheit  der  Ge- 
nossenschaften ein.  Die  dem  freien  Verkehr  mit  den  den  Mitgliedern 
zu  übertragenden  „Eigenthumshäusern"  auferlegten  Beschränkungen  sind 
recht  weitreichende.  Ob  jede  getroffene  Vorsichtsmaassregel  in  den 
Verhältnissen  ihre  Berechtigung  hat,  kann  im  Einzelfalle  immerhin 
zweifelhaft  erscheinen.  Ein  anderes  bemerkenswerthes  Faktum  bei  der 
Unterstützung  der  Bauvereine  für  die  Kanalarbeiter  in  Brunsbüttel  und 
Holtenau  ist,  dass  die  Hergabe  des  für  die  hergestellten  und  in  Zukunft 
herzustellenden  Wohngebäude  erforderlichen  Terrains  auf  der  Grundlage 
des  Erbbaurechts  geschehen  ist.  Hier  haben  die  Bestimmungen  der 
§§  1012  bis  1017  und  §§  93  bis  95  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  sowie 
der  §§  7,  20,  22  und  31  der  Grundbuchordnung  zum  ersten  Male  innerhalb 
der  Provinz  Schleswig-Holstein  Anwendung  gefunden.  Wir  sind  in  der 
Lage,  auch  die  hierauf  bezüglichen  Vorschriften  mitzutheilen : 

Erbbauvertrag  zwischen  dem  Spar-  und  Bauverein  für  den  Kaiser 
Wilhelm-Kanal,  Bezirk  Brunsbüttel,  Eingetragene  Genossenschaft 
mit  b eschränkter  Haftpflicht,  und  dem  Reichsfiskus. 

§  1.  Der  Reichsfiskus  bestellt  an  nachstehenden,  ihm  gehörigen,  auf  den 
anliegenden  beiden  Katasterauszügen  nebst  Handzeichnungen  verzeichneten,  im 
Grundbuche  der  Gemeinde  Brunsbüttel-Eddelaker-Koog,  Band  la,  Blatt  1  (in 
der  Grundsteuermutterrolle  auf  Artikel  No.  24)  eingetragenen  Parzellen,  nämlich: 

(folgt  die  nähere  Bezeichnung  von  43  Parzellen), 
enthaltend  einen  Flächeninhalt  von  insgesammt  4  ha  66  ar  24  qm  zu  Gunsten 
des  Spar-  und  Bauvereins  für  den  Kaiser  Wilhelm-Kanal,  Bezirk  Brunsbüttel, 
E.  G.  m.  b.  H.,  ein  Erbbaurecht  auf  Grund  der  §§  1012  ff.  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  und  unter  den  in  den  §§  2  bis  13  dieses  Vertrages  aufgeführten 
Bedingungen. 

§  2.  Kraft  des  Erbbaurechts  ist  der  Spar-  und  Bauverein  berechtigt,  auf 
und  unter  der  Oberfläche  der  genannten  Grundstücke  Bauwerke  zu  haben  und 
den  für  die  Bauwerke  nicht  erforderlichen  Theil  des  Geländes  in  jeder  Weise, 
welche  für  die  Benutzung  der  Bauwerke  Vortheil  bietet,  insbesondere  als  Zu- 
gang zu  den  Bauwerken,  als  Hausgärten,  Hofräume,  Spielplätze,  Bleichplätze  etc. 
zu  benutzen  und  zu  diesem  Zwecke  —  soweit  ortspolizeiliche  oder  ortsstatuta- 
rische Bestimmungen  nicht  entgegenstehen  —  ganz  oder  theilweise  einzu- 
friedigen. 

§  3.  Die  zufolge  §  2  zu  errichtenden  Bauwerke  dürfen  nur  in  Wohn- 
gebäuden mit  kleinen  Wohnungen,  welche  zum  Vermiethen  an  Arbeiter  und 
gering  besoldete  Beamte  der  Verwaltung  des  Kaiser  Wilhelm-Kanals  bestimmt 
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sind,  und  in  den  zu  diesen  Wohngebäuden  gehörigen  Nebengebäuden  (Ställen, 
Waschküchen  etc.)  bestehen.  Die  Bebauungspläne  für  das  gesammte  Gelände 
sowie  die  Bauzeichnungen  für  die  einzelnen  Gebäude  und  Wohnungen  sind  recht- 
zeitig vor  Beginn  der  Bauausführung  dem  Staatssekretär  des  Innern  zur  Ge- 
nehmigung einzureichen. 

§  4.  Der  erbbauberechtigte  Spar-  und  Bauverein  ist  verpflichtet,  die  er- 
richteten Gebäude  nebst  Zubehör  stets  in  gutem  baulichen  Zustande  zu  erhalten. 
Wesentliche  Aenderungen  (An-,  Auf-,  Umbauten)  der  Gebäude  oder  der  gänz- 
liche oder  theilweise  Abbruch  derselben  dürfen  nur  nach  vorgängiger  Zu- 
stimmung des  Staatssekretärs  des  Innern  stattfinden. 

Auf  den  Grundstücken  und  in  den  auf  denselben  errichteten  Gebäuden 
dürfen  keine  lärmenden  oder  ehrenrührigen  Geschäfte  betrieben  und  es  darf 
Personen,  welche  derartiges  auf  den  Grundstücken  betreiben,  der  Aufenthalt 
daselbst  nicht  gestattet  werden.  Ohne  Genehmigung  des  Staatssekretärs  des 
Innern  darf  ferner  auf  den  Grundstücken  keine  gewerbliche  Anlage  oder  Betriebs- 
stätte errichtet,  kein  Gastwirthschaftsbetrieb  und  kein  gewerbsmässiger  Verkauf 
geistiger  Getränke  stattfinden.    Diese  Genehmigung  ist  stets  widerruflich. 

Der  Staatssekretär  des  Innern  ist  befugt,  die  Grundstücke  und  Baulich- 
keiten zu  angemessener  Tageszeit  durch  Beauftragte  besichtigen  zu  lassen. 

§  5.  Sämmtliche  auf  den  Grundstücken  errichteten  Baulichkeiten  sind  nach 
ihrem  vollen  Werthe  durch  den  erbbauberechtigten  Verein  bei  der  Landesbrand- 
kasse  zu  Kiel  —  die  neu  zu  errichtenden,  soweit  zulässig,  schon  während  der 
Bauzeit  —  gegen  Brandschaden  zu  versichern  und  fortdauernd  versichert  zu 
halten.  Dass  die  Prämienzahlung  rechtzeitig  erfolgt  ist.  ist  regelmässig 
spätestens  innerhalb  zweier  Wochen  nach  dem  Fälligkeitstermin  der  Prämien 
ohne  Aufforderung  dem  Staatssekretär  des  Innern  nachzuweisen. 

Werden  die  Baulichkeiten  durch  einen  Brand  ganz  oder  theilweise  zerstört, 
so  ist  der  erbbauberechtigte  Verein  verpflichtet,  dieselben  binnen  einer  an- 
gemessenen, mit  dem  Staatssekretär  des  Innern  näher  zu  vereinbarenden  Frist 
wieder  herzustellen. 

Die  Bauentwürfe  sind  auch  in  diesem  Falle  dem  Staatssekretär  des  Innern 
zur  Genehmigung  einzureichen. 

§  6.  Die  Herstellung  der  auf  den  Grundstücken  anzulegenden  Strassen 
sowie  der  in  den  Strassen  zu  legenden  Entwässerungskanäle  und  Wasser- 
leitungen erfolgt  durch  den  Reichsfiskus,  welcher  auch  die  Unterhaltung  dieser 
Anlagen  bis  zu  ihrer  Uebernahme  durch  die  Gemeinde  bewirkt.  Die  auf  die 
Grundstücke  entfallenden  öffentlich-rechtlichen  Lasten  sind  dagegen  von  dem 
erbbauberechtigten  Vereine  zu  tragen. 

§  7.  Der  erbbauberechtigte  Verein  ist  befugt,  zur  Versorgung  der  Gebäude 
mit  Wasser  Anschlüsse  an  die  reichsfiskalische  Wasserleitung  herzustellen.  Als 
Entgelt  für  die  Entnahme  des  Wassers  sind  2  °/0  von  dem  Miethzins  der  Woh- 
nungen vierteljährlich  im  Voraus  an  den  Reichsfiskus  zu  zahlen. 

§  8.  Die  Miethpreise  für  die  auf  den  Grundstücken  herzustellenden  Woh- 
nungen dürfen  nicht  höher  angesetzt  werden,  als  dies  die  Aufwendungen  für 
die  Verzinsung  und  Amortisation  des  zum  Bau  der  Häuser  aufgewendeten  Ka- 
pitals sowie  die  Kosten  der  Verwaltung  und  Instandhaltung  erfordern. 

Die  neu  hergestellten  sowie  etwa  künftig  frei  werdenden  Wohnungen  sind 
in  erster  Reihe  an  die  dem  Verein  angehörenden  Arbeiter  und  gering  besoldeten 
Beamten  der  Verwaltung  des  Kaiser  Wilhelm-Kanals  zu  vermiethen.  Die  Ver- 
miethung  an  andere,  der  Klasse  der  Arbeiter  oder  gering  besoldeten  Beamten 
angehörende  oder  diesen  sozial  gleichstehende  Personen  darf  nur  ausnahms- 
weise und  nur  mit  jedesmal  besonders  nachzusuchender  Genehmigung  des  Staats- 
sekretärs des  Innern  stattfinden. 

Behufs  Prüfung,  ob  vorstehenden  Bestimmungen  genügt  ist,  sind  die  Fest- 
setzungen über  die  Höhe  des  Miethzinses  für  die  verschiedenen  Wohnungs- 
typen  sowie  die  Muster  zu  den  Miethsverträgen  und  Hausordnungen  dem  Staats- 
sekretär des  Innern  zur  Bestätigung  vorzulegen. 
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§  9.  Dem  Reichsfiskus  steht  hinsichtlich  des  Erbbaurechts  und  aller  auf 
Grund  desselben  auf  den  Grundstücken  errichteten  Bauwerke  und  Anlagen  dem 
Erbbauberechtigten  gegenüber  das  Vorkaufsrecht  im  Sinne  der  §§  1094  ff.  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  zu. 

§  10.  Der  erbbauberechtigte  Verein  hat  an  den  "Reichsfiskus  einen  jähr- 
lichen Erbbauzins  von  85  Pf.  pro  Ar  des  überlassenen  gesammten  Ge- 
ländes zu  zahlen.  Der  Erbbauzins  beginnt  vom  ersten  Tage  des  der  Uebergabe 
der  einzelnen  Bauparzellen  an  den  erbbauberechtigten  Verein  folgenden  Kalender- 
vierteljahres zu  laufen;  er  ist  am  Ersten  eines  jeden  Kalendervierteljahres  für 
das  voraufgegangene  Vierteljahr  fällig  und  längstens  innerhalb  zwei  Wochen 
nach  dem  Fälligkeitstage  in  deutscher  Reichswährung  ohne  Berufung  auf  Gegen- 
forderung und  Aufrechnung  an  die  Reichshauptkasse  in  Berlin  porto-  und  kosten- 
frei zu  zahlen. 

§  11.  Das  Erbbaurecht  wird  für  den  Zeitraum  von  65  Jahren,  vom 
1.  Oktober  1901  ab  gerechnet,  bestellt.  Nach  Ablauf  dieser  Frist,  d.  h.  also 
am  1.  Oktober  1966  erlischt  es  mit  der  Wirkung,  dass  die  auf  den  Grundstücken 
vorhandenen  Baulichkeiten  und  Anlagen  in  das  Eigenthum  des  Reichsfiskus 
übergehen.  Der  Reichsfiskus  zahlt  dafür  an  den  Erbbauberechtigten  den 
vierten  Theil  des  Werth  es  (Material-  und  Nutzungswerthes),  welchen  die 
Baulichkeiten  etc.  alsdann  besitzen.  Die  Feststellung  dieses  Werthes  erfolgt 
durch  zwei  Sachverständige,  von  denen  der  Erbbauberechtigte  den  einen,  der 
Reichsfiskus  den  anderen  bestimmt.  Einigen  sich  die  Sachverständigen  nicht, 
so  wählen  sie  einen  Obmann.  Kommt  es  über  dessen  Person  zwischen  ihnen 
zu  keiner  Einigung,  so  wird  der  Obmann  durch  den  Reichskanzler  ernannt. 
Bei  der  Werthbemessung  ist  besonders  zu  berücksichtigen,  wie  die  Baulich- 
keiten und  Anlagen  erhalten  sind  und  in  welchem  Zustande  sie  sich  befinden. 

§  12.  Der  erbbauberechtigte  Verein  ist  verpflichtet,  die  Bauten  nach  den 
genehmigten  Bauplänen  und  Zeichnungen  binnen  längstens  zwei  Jahren  nach 
der  Uebernahme  der  einzelnen  Bauparzellen  zu  vollenden,  widrigenfalls  das  Erb- 
baurecht  an  diesen  Parzellen  ohne  Entschädigung  erlischt.  Gleiches  tritt  ein, 
wenn  der  Erbbauberechtigte  die  Baulichkeiten  im  Falle  ihres  Unterganges  durch 
Feuer  nicht  binnen  der  mit  dem  Staatssekretär  des  Innern  vereinbarten  Frist 
(§  5  Abs.  2)  vollständig  wiederherstellt. 

§  13.  Falls  der  Erbbauberechtigte  das  Erbbaurecht  anders  als  in  der  durch 
§  3  vorgeschriebenen  Weise  nutzt,  abweichend  von  den  durch  den  Staatssekretär 
des  Innern  genehmigten  Bauplänen  und  Zeichnungen  (§§  3  und  5)  baut  oder 
den  Vorschriften  in  den  §§  4,  5  und  8  dieses  Vertrages  zuwiderhandelt  und  sein 
vertragswidriges  Verhalten  auf  schriftliche  Mahnung  nicht  aufgiebt,  sowie  wenn 
der  Erbbauberechtigte  mit  der  Zahlung  des  Erbbauzinses  länger  als  ein  Jahr 
im  Rückstände  bleibt,  ist  der  Reichsfiskus  berechtigt,  das  Erbbaurecht  der- 
gestalt aufzuheben,  dass  dasselbe  binnen  zwei  Monaten  nach  Behändigung  der 
schriftlichen  Mahnung  erlischt.  Die  auf  den  Grundstücken  vorhandenen  Bau- 
lichkeiten und  Anlagen  gehen  alsdann  in  gleicher  Weise  wie  nach  §  11  in  das 
Eigenthutn  des  Reichsfiskus  über.  Die  Bemessung  der  Entschädigung  findet 
indess  in  diesem  Falle  nach  folgenden  Grundsätzen  statt: 

Während  der  ersten  40  Jahre  der  Dauer  des  Erbbaurechts  hat  der  Reichs- 
fiskus den  vollen  Werth  der  auf  den  Grundstücken  vorhandenen  Baulichkeiten 
und  Anlagen  zu  ersetzen.  Die  Ermittelung  dieses  Werthes  erfolgt  auf  dem  in 
§  11  dieses  Vertrages  vorgeschriebenen  Wege.  Erfolgt  die  Aufhebung  des 
Erbbaurechts  zufolge  des  Abs.  1  dieses  Paragraphen  nach  Ablauf  der  ersten 
40  Jahre  seiner  Dauer,  so  werden  bei  Bemessung  der  Entschädigung  für  jedes 
Jahr,  welches  seit  diesem  Zeitabschnitt  bis  zum  Zeitpunkte  der  Aufhebung  des 
Erbbaurechts  abgelaufen  ist,  von  der  ermittelten  Schätzungssumme  3%  in  Ab- 
zug gebracht.  Dasjenige  Halbjahr,  in  welches  der  Zeitpunkt  der  Aufhebung 
fällt,  ist  für  die  Berechnung  des  Abzuges  als  voll  in  Ansatz  zu  bringen. 

Die  Zahlung  der  Entschädigung  erfolgt  nur  gegen  den  Nachweis,  dass  das 
Erbbaurecht  von  sämmtlichen  Belastungen  befreit  ist. 
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§  14.  Für  das  Erbbaurecht  ist  ein  besonderes  Grundbuchblatt  anzulegen, 
und  es  sind  in  demselben  die  Bestimmungen  dieses  Vertrages,  insbesondere  die 
Belastung  des  Erbbaurechts  mit  dem  Vorkaufsrecht  für  den  Reichsfiskus  (§  9) 
und  mit  dem  als  Reallast  auf  ihm  ruhenden  Erbbauzins  (§  10)  sowie  den  Vor- 
schriften über  Endigung  und  Aufhebung  des  Erbbaurechts  (§§  11  - 13)  zur  Ein- 
tragung zu  bringen. 

§  15.  Dieser  Vertrag  ist  in  zwei  Ausfertigungen  vollzogen;  die  Neben- 
ausfertigung erhält  der  Spar-  und  Bauverein. 

§  16.  Sämmtliche  durch  die  Eintragungen  im  Grundbuche  entstehenden 
Kosten  trägt  der  erbbauberechtigte  Verein. 

Wie  sich  die  Bestimmungen  des  Erbbaurechts  in  der  Praxis  bei  uns 
bewähren  werden,  kann  erst  die  Zukunft  lehren.  Jedenfalls  sind  in  dem 
Verhältniss  der  Angestellten  des  Kaiser  Wilhelm-Kanals  zu  ihrem  Ar- 
beitgeber und  Gläubiger,  dem  Reichsfiskus,  die  Bedingungen  aufs  beste 
gegeben,  einem  solchen  System  ohne  Schwierigkeiten  und  Bedenken  zur 
Durchführung  zu  verhelfen.  Ob  dieses  System  jedoch  sonst  noch  inner- 
halb der  Provinz  ausgedehntere  Verwendung  finden  wird,  wagen  wir 
nicht  zu  behaupten.  Für  die  Städte  Altona  und  Kiel,  die  beide  im  Be- 
sitze von  umfangreichem  Baugelände  sind  und  die  beide  eine  überaus 
starke  —  keineswegs  immer  gesunde  und  erwünschte  —  Steigerung  in 
den  Bodenpreisen  zu  verzeichnen  haben,  dürfte  sich,  wie  wir  glauben, 
immerhin  ein  Anlass  bieten,  die  Frage  der  Nutzbarmachung  jener  Rechts- 
normen zur  Förderung  der  Wohnungsfrage  ernsthaft  zu  prüfen.  Jeden- 
falls ist  es  keine  erfreuliche  Erscheinung,  die  sich  nicht  selten  wahr- 
nehmen lässt,  dass  bei  allen  öffentlichen  Verkäufen  städtischer  Grund- 
stücke wenigstens  in  Kiel  —  fast  regelmässig  Bauunternehmer  und 
gewerbsmässige  Grundstückshändler  die  Käufer  sind,  welche  die  erwor- 
benen Terrains,  theils  bebaut,  theils  unbebaut,  früher  oder  später  mit 
mehr  oder  minder  erheblicher  Avance  weitergeben. 

Was  die  Beziehungen  des  Reichs  zu  den  Baugenossenschaften,  die 
für  die  Hergabe  aus  den  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  in  Betracht 
kommen  können,  im  Einzelnen  anlangt,  so  darf  nicht  ungesagt  bleiben, 
dass  sie  durch  die  Person  des  die  Wohnungsfrage  behandelnden  Dezer- 
nenten im  Reichsamt  des  Innern,  des  Geheimen  Oberregierungsraths 
Dr.  Richter,  eine  äusserst  erfreuliche  Gestalt  angenommen  haben. 
Dieser  Beamte  weiss  sich  fernzuhalten  von  kleinlichem  bureaukratischen 
Formalismus;  er  vereinigt  mit  umfassender  Kenntniss  des  praktischen 
Lebens  den  aufrichtigen  guten  Willen,  dem  Besten  der  unteren  Klassen 
zu  dienen.  Der  Herr  Staatssekretär  des  Innern,  Graf  von  Posadowsky, 
dessen  persönliche  warme  Antheilnahme  an  der  neuen  Aufgabe,  die  das 
Reich  übernommen  hat,  hier  nicht  unbekannt  ist,  hat  —  das  verdient  aus- 
gesprochen zu  werden  —  die  unmittelbare  Ausführung  dieser  Aufgabe 
in  die  denkbar  geeignetste  Hand  gelegt. 

Alle  Vereine,  ausgenommen  derjenige  in  Neumünster,  dessen  wir 
schon  gedacht  haben,  sind  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht.*) Die  Geschäftsanteile  bei  den  sämmtlichen  Genossenschaften 
dieser  Art  —  mit  Ausnahme  des  Haderslebener  Vereins  —  schwanken 
zwischen  300  im  Meist-  und  150  M.  im  Mindestbetrage;  durchgängig  ist 
die  Haftsumme  des  einzelnen  Genossen  auf  den  einfachen  Betrag  des 


*)  Abweichend  liegen  auch  die  Verhältnisse  des  Lehrerbauvereins  in  Kiel, 
indessen  lassen  wir  diese  Genossenschaft  im  Weiteren  unberücksichtigt. 
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Geschäftsanteils  festgestellt.  Die  Zahl  der  Geschäftsantheile,  die  von 
einem  Genossen  übernommen  werden  kann,  bewegt  sich  zwischen  10  und 
50.    Die  Mindesteinzahlungen  betragen  monatlich  eine  Mark. 

Bei  sämmtlichen  Genossenschaften,  mit  Ausnahme  von  Hadersleben, 
woselbst  die  Verhältnisse  abweichend  liegen*),  wird  in  einer  ordentlichen 
Generalversammlung  unter  den  Mitgliedern,  die  während  einer  gewissen 
Zeit  (durchgängig  sechs  Monate)  dem  Verein  angehört  oder  einen  ge- 
wissen Theil  des  Jahresbeitrages  (zumeist  fünf  oder  sechs  Mark)  ent- 
richtet und  sich  zur  Uebernahme  einer  Wohnung  bereit  erklärt  haben, 
durch  das  Loos  bestimmt,  wem  eine  Wohnung  oder  ein  Haus  gegen 
die  vorher  festgestellte  Mieth-  oder  spätere  Kaufsumme  übertragen  werden 
soll.  Die  Ueberlassung  von  Haus  oder  Wohnung  an  ein  anderes  Mit- 
glied ist  während  eines  kurz  bemessenen  Zeitraums  ohne  weiteres  ge- 
stattet: später  setzt  solches  Abkommen  die  Genehmigung  des  Vorstandes 
oder  der  Generalversammlung  voraus.  Mehrere  Vereine  haben  neuer- 
dings die  Vorschrift  in  ihre  Satzungen  aufgenommen,  dass  an  der  Ver- 
loosung  über  eine  Wohnung  oder  ein  Haus  nur  diejenigen  Mitglieder 
theilzunehmen  berechtigt  sind,  welche  die  Absicht  haben,  die  Wohnung 
oder  das  Haus  in  eigener  Person  zu  bewohnen. 

Bei  einzelnen  Genossenschaften  ist  zugelassen,  dass  die  freihändige 
Ueberweisung  einer  Wohnung  oder  eines  Hauses  erfolgen  kann,  wenn 
die  Mitglieder  eine  Reihe  von  Jahren  erfolglos  an  Verloosungen  theil- 
genommen  haben. 

Von  den  Genossenschaften,  die  zum  Uebergang  ins  Eigenthum  der 
Mitglieder  bestimmte  Häuser  bauen,  wird  als  Regel  festgehalten,  dass 
zehn  Jahre  nach  der  Uebertragung  formell  ein  Miethverhältniss  besteht 
und  erst  nach  Ablauf  dieser  Zeit  eine  Eigenthumsübertragung  stattfindet. 
Thatsächlich  aber  sind  die  betreffenden  Mitglieder  schon  vorher  „Herren" 
auf  ihrem  Besitzthum,  insofern  ihnen  von  vornherein  der  Kaufpreis  an- 
gegeben wird,  jede  Steigerung  desselben  und  jegliche  Erhöhung  der  von 
vornherein  festgestellten  Jahresbeiträge,  die  Zinsen  und  Abtragsummen 
darstellen,  und  insofern  überhaupt  jede  Aenderung  und  Lösung  des  Ver- 
trages ausgeschlossen  ist,  falls  die  eingegangenen  Verpflichtungen  ord- 
nungsmässig  erfüllt  werden. 

Eine  Anzahl  von  Genossenschaften  hat  durch  ihre  Satzungen  vor- 
gesehen, dass  eine  Uebertragung  zum  Eigen thum  bereits  vor  Ablauf 
der  zehn  Jahre  geschehen  kann,  falls  sicher  die  Einzahlung  eines  Theils 
der  Kaufsumme  (ein  Drittel,  ein  Viertel  u.  s.w.)  erfolgt.  Vereinzelt  ver- 
pflichten sich  auch  die  Genossenschaften,  für  diejenigen  ein  Haus  zu  er- 
bauen, welche  von  vornherein  eine  derartige  Rate  der  Bausumme  beizu- 
steuern vermögen. 

Damit  aus  der  Uebertragung  in  das  Eigenthum  nicht  schliesslich 
der  ganze  Zweck  des  Unternehmens  vereitelt  wird,  haben  sich  wohl 
überall  auch  die  nicht  reichsfiskalischen  Vereine  im  Falle  eines  weiteren 


*)  In  Hadersleben  hat  sich  infolge  der  politischen  Verhältnisse  in  diesem 
Grenzorte  nicht  leicht  ein  wesentlich  aus  Arbeitern  zusammengesetzter  Arbeiter- 
bauverein bilden  lassen.  Dort  ist  deshalb  eine  beschränkte  Anzahl  von  Arbeit- 
gebern zusammengetreten.  In  der  von  diesen  begründeten  Genossenschaft  (Ar- 
beiterwohlfahrtsverein) beträgt  der  Geschäftsanteil  der  einzelnen  Mitglieder 
4500  M.  Die  Wohnungen  in  den  hergestellten  Häusern  werden  nur  miethweise 
abgegeben.  Das  bei  der  Landesversicherungsanstalt  aufgenommene  Darlehen  ist, 
weil  es  sich  hier  nicht  um  einen  eigentlichen  Arbeiterbauverein  handelt,  mit 
3  72%  jährlich  zu  verzinsen. 
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Besitzwechsel  das  Rück-  oder  Vorkaufsrecht  gesichert,  wobei  auch 
gegen  missbräuchliche  Festsetzung  des  Kaufpreises  in  solchem  Falle  ge- 
eignete Vorkehrung  getroffen  ist. 

Ueberwiegend  ist  die  Zahl  der  Genossenschaften,  die  ihren  Mit- 
gliedern allmählich  zu  der  Wohlthat  eines  wenn  auch  kleinen  Eigenthums 
verhelfen  wollen.  Und  hierbei  haben  sich  von  den  oft  behaupteten  Nach- 
theilen, die  ein  „Festmachen  an  der  Scholle",  die  „Aufgabe  der  Bewe- 
gungsfreiheit" u.  s.  w.  zur  Folge  haben  sollen,  keinerlei  Spuren  gezeigt. 
Ganz  im  Gegentheil  ist  überall  gerade  im  Arbeiterstande  ein  lebhafter 
Drang  nach  etwas  „Eigenem",  nach  dem  eigenen  Heim  zu  Tage  getreten. 
Ueberall  hat  sich  erwiesen,  wie  tief  in  unserem  Volke  der  Sinn  für  Eigen- 
thum, für  eigenen  Heerd  und  eigenen  Boden  entwickelt  ist.  Selbst  in 
einer  rein  industriellen  Mitgliederschar  wie  derjenigen  des  Gaardener 
Arbeiterbauvereins,  jetzt  1690  Mitglieder,  hält  man  einmüthig  an  den 
kleinen,  zum  Eigenthum  der  Genossen  bestimmten  Hausbauten  fest. 
Und  wie  viel  Segen  erblüht  in  diesen  Häuschen,  in  denen  ein  gutes, 
gesundes  Familienleben  gedeihen  kann,  in  denen  der  Bewohner  sich  als 
unbeschränkter  Gebieter  fühlen  darf!  Das  eigene  Besitzthum  gewährt 
dem  Inhaber  unausgesetzt  die  gern  benutzte  Gelegenheit,  in  müssigen 
Stunden  mit  Hand  und  Kopf  für  die  Erhöhung  der  Behaglichkeit  im 
täglichen  Leben  thätig  zu  sein.  Dies  gilt  sowohl,  wenn  man  an  die 
inneren  Einrichtungen  des  Hauses  denkt,  wie  auch  dort,  wo  ein  zum 
Hause  gehöriges  Gärtchen  die  abendliche  und  sonntägliche  Müsse  des 
Bewohners  in  Anspruch  nimmt.  Wie  sehr  wird  bei  alledem  im  Inter- 
esse der  Sparsamkeit,  der  Häuslichkeit,  der  Nüchternheit,  des  wirthschaft- 
lichen  Emporkommens  und  der  geistigen  wie  sittlichen  Hebung  der  Be- 
wohner gewirkt!  Es  fehlt  noch  an  statistischen  Erhebungen  über  die 
Sterblichkeits-,  bezw.  Krankheitshäufigkeit  in  den  Wohnungsanlagen; 
indess  auch  ohne  derartige  Ermittelungen  lässt  sich  sagen,  dass  in  Bezug 
auf  die  körperliche  Gesundheit  der  Bewohner  gerade  die  kleinen  Einzel- 
häuser äusserst  günstige  Resultate  aufweisen. 

Wenn  nicht  überall  das  System  der  kleinen  Häuser  durchgeführt 
ist,  so  sind  daran  hier  zu  Lande  weniger  sogenannte  prinzipielle  Bedenken 
schuld,  sondern  es  liegt  —  wegen  der  hohen  Grundstückspreise  u.s.w.  — 
manchenorts  nicht  in  der  Möglichkeit,  solche  Häuser  herzustellen,  und 
daraus  folgt  von  selbst,  dass  die  Genossenschaften  ein  Eigenthum  der 
grossen,  zahlreichen  Wohngelegenheiten  nur  miethweise  abgeben  können. 
Aber  selbst  in  diesen  Fällen  wird  den  Mitgliedern,  die  in  den  Besitz 
einer  Wohnung  kommen,  ein  Grosses  geboten:  sie  erhalten  gesundheit- 
lich einwandsfreie,  preiswürdige  Wohnungen,  die  daneben  den  ungeheuren 
Vorzug  haben,  dass  jede  Miethesteigerung  und  eine  Kündigung  im  Hin- 
blick auf  die  Grösse  der  Kinderzahl  oder  aus  ähnlichen  Gründen  aus- 
geschlossen ist.  In  Altona  z.  B.  ist  es  gelungen,  die  trefflichen  Woh- 
nungen des  Spar-  und  Bauvereins  zu  einem  um  25  und  30  %  billigeren 
Preise  abgeben  zu  können,  als  er  für  die  mangelhaften  Wohnungen  in 
Privathäusern  bezahlt  wird. 

Dennoch  hat  sich  ein  bedeutsamer  Unterschied  bei  der  Anwendung 
beider  Systeme  ergeben.  Die  Sorgfalt,  die  einer  guten  Unterhaltung  der 
Wohnungen  gewidmet  wird,  ist  in  den  sogenannten  Eigenthumshäuseru 
eine  ungleich  viel  grössere.  In  dieser  Beziehung  stehen  dem  Verfasser 
namentlich  die  Beobachtungen  vor  Augen,  die  einerseits  bei  den  Be- 
wohnern der  Ellerbeker  Häuser,  andererseits  den  Miethern  der  Kieler 
Vereinswohnungen  gemacht  werden  können.    Trotz  einer  mustergültig 
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abgefassten  Hausordnung  und  einer  wohlgeordneten  ständigen  Ueber- 
wachung  durch  Hauswarte,  die  unter  den  Hausgenossen  selbst  bestellt 
sind,  lässt  der  Schutz  des  Vereinseigenthums  gar  manches  zu  wünschen 
übrig.  Ganz  anders  sieht  es  durchweg  in  jenen  Häusern  aus,  in  denen 
der  Bewohner  sagt:  „Hier  bin  ich  in  meinen  eigenen  vier  Wänden".  Fast 
überall  nimmt  man  wahr,  dass  diesen  Wohnstätten  eine  wahrhaft  rüh- 
rende Pflege  zu  Theil,  wird  und  das  ohne  eine  besondere  Kontrolle  von 
aussen  her!  Dabei  handelt  es  sich  in  beiden  Fällen  genau  um  die  gleiche 
Bevölkerungsschicht.  Die  hier  hervorgehobene  Thatsache  erscheint  sicher- 
lich geeignet,  der  Förderung  des  „ Eigen thumsprinzips"  bei  der  Lösung 
der  Wohnungsfrage  —  überall  wo  dafür  sonst  die  Bedingungen  gegeben 
sind  —  sehr  nachdrücklich  das  Wort  zu  reden. 

Dort,  wo  aus  Eigenthumshäusern  einzelne  Wohnungen  an  andere 
Genossen  überlassen  werden,  findet  zumeist  eine  Festsetzung  der  Miethe- 
bedingungen  und  eine  dauernde  Ueberwachung  derselben  durch  die  Organe 
der  Genossenschaft  statt. 

Der  Thätigkeit  der  Baugenossenschaften  ist  das  Verdienst  zuzu- 
schreiben, dass  die  Wohnungen  und  Häuser  trotz  allen  Bestrebens,  „billig" 
zu  bleiben,  an  Zweckmässigkeit  der  Einrichtungen  und  an  Ge- 
fälligkeit im  Aeussern  gewonnen  haben,  und  in  diesem  Stücke  ist 
nicht  selten  mittelbar  eine  günstige  Rückwirkung  auf  andere  Hausbauten, 
die  mit  jenen  konkurriren  müssen,  wahrzunehmen.  Der  Kieler  Bau-  und 
Sparverein  hat  die  kleinen  Wohnungen  mit  freundlichen  Balkons  aus- 
gestattet, Brausebäder  angelegt  und  sogar  eine  Leichenkammer  —  zur 
einstweiligen  Aufbahrung  der  in  seiner  Gebäudeanlage  verstorbenen  Per- 
sonen —  eingerichtet.  Besondere  Hervorhebung  verdient  das  Vorgehen 
einzelner  Baugenossenschaften  (Husum  und  Brunsbüttelerhafen),  durch 
Erlass  von  Preisausschreiben  auf  die  Beschaffung  guter,  zweckmässiger 
und  auch  dem  Auge  etwas  bietender  Baupläne  hinzuwirken.  Der  aner- 
kennenswerthe  Erfolg  einer  so  selbständigen  Initiative  ist  besonders  in  den 
kürzlich  fertiggestellten  Neubauten  des  Husumer  Arbeiterbauvereins  zu 
beobachten. 

Sehr  verschieden  ist  die  Zahl  der  Mitglieder  von  Vorstand  und 
Auf sichtsrath  in  den  einzelnen  Genossenschaften;  auch  die  Art  der 
Wahl  wird,  wenigstens  bezüglich  des  Vorstandes,  nicht  gleichartig  vor- 
genommen, insofern  an  einem  Orte  die  Generalversammlung,  am  andern 
Orte  der  Aufsichtsrath  wählt  und  noch  anderswo  dem  letzteren  das  Vor- 
schlagsrecht zusteht.  Vereinzelt  ist  der  Vorstand  fast  ausschliesslich 
aus  Personen,  die  dem  Arbeiterstande  angehören,  gebildet,  während  der 
Aufsichtsrath  sich  aus  Arbeitgebern  u.  s.  w.  zusammensetzt.  Der  Regel 
nach  sind  aber  in  beiden  Organen  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  einiger- 
maassen  gleichmässig  vertreten.  Zu  den  erfreulichsten  Erscheinungen 
rechnen  wir  es,  dass  in  den  Baugenossenschaften  so  recht  eine  Stätte 
gefunden  ist,  in  welcher  Arbeitgeber  und  Arbeiter  und  mit  ihnen  andere 
gemeinnützig  denkende  Personen  zum  Besten  der  minder  bemittelten 
Klassen  des  Volkes  einträchtig  mit  einander  wirken  können. 

Mit  vereinzelten  Ausnahmen  haben  alle  Genossenschaften  in  ihre 
Statuten  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  der  jährlich  an  die  Mit- 
glieder, bezw.  Spareinleger  zu  vertheilende  Gewinn  den  Betrag  von  4  % 
des  Guthabens,  bezw.  Kapitals  nicht  übersteigen  dürfe  und  dass  im  Falle 
der  Auflösung  der  Genossenschaft  der  nach  Deckung  aller  Verpflichtungen 
übrig  bleibende  Vermögensbestand  zu  gemeinnützigen  Zwecken  Verwen- 
dung finden  solle.   Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  kommt  den  Genossen- 
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schaften  nach  Maassgabe  der  Vorschriften  des  preussischen  Stempelsteuer- 
gesetzes Gerichtskosten-  und  Stempelfreiheit  bei  ihren  Vertragsabschlüssen 
zu  Gute. 

Wir  haben  vorhin  erwähnt,  dass  die  sozialdemokratische  Partei  an- 
fangs eine  feindliche  Stellung  gegenüber  den  Baugenossenschaften  ein- 
nahm. Das  hat  sich  geändert.  In  mehreren  Genossenschaften  sind  selbst 
Vorstands-  und  Aufsichtsrathsmitglieder  vorhanden,  die  sich  ihrer  poli- 
tischen Gesinnung  nach  zur  Sozialdemokratie  rechnen.  Insbesondere  in 
der  Stadt  Kiel  sind  in  die  Verwaltung  Mitglieder  gewählt,  die  man 
wohl  als  sozialdemokratische  „Führer"  bezeichnen  darf.  Nirgends  aber 
haben  sich  aus  solcher  Thatsache  ernsthafte  Unzuträglichkeiten  ergeben. 
Umgekehrt:  mehr  als  ein  Fall  liesse  sich  namhaft  machen,  in  welchem 
die  Mitarbeit  aus  diesen  Kreisen  als  eine  besonders  erspriessliche  an- 
gesehen werden  kann.  Aber  auch  von  anderer  Seite  wird  peinlich  alles 
vermieden,  was  politische  Spaltungen  in  das  Gebiet  der  Bauvereinsthätig- 
keit  hineintragen  könnte.  Hier  haben  wir  es  mit  einem  neutralen 
Boden  zu  thun,  auf  dem  Alle,  die  es  mit  dem  Volke  wahrhaft  wohl 
meinen,  Platz  zu  finden  vermögen.  Allerdings  —  eine  etwas  lebhaft 
verlaufene  Mitgliederversammlung  wird  schon  diese  und  jene  Genossen- 
schaft kennen  gelernt  haben;  indess  wo  die  Leitung  einer  Genossenschaft 
in  guten  Händen  liegt,  werden  derartige  Geschehnisse  niemals  schaden 
können.  Rühmlich  anzuerkennen  ist,  dass  auch  bei  der  Verwendung  von 
Reichsmitteln  nicht  eine  Untersuchung  darüber  angestellt  wird,  ob  etwa 
innerhalb  der  Verwaltung  des  einzelnen  Bauvereins  „missliebige"  poli- 
tische Gesinnung  vertreten  sein  könnte. 

Was  die  Haltung  der  kommunalen  Behörden  gegenüber  den 
Baugenossenschaften  in  Schleswig-Holstein  anlangt,  so  haben  wir  schon 
des  Umstandes  gedacht,  dass  in  der  Stadt  Kiel,  unter  der  Einwirkung 
eines  unerträglichen  Wohnungsmangels,  in  Bezug  auf  die  Bereitstellung 
von  Grund  und  Boden  wie  auch  von  Kapital  ein  bemerkenswerthes  Ent- 
gegenkommen bethätigt  worden  ist.*)  Es  mag  noch  hinzugefügt  werden, 
dass  durch  die  äusserst  wirksame  Mitarbeit  des  Stadtbauinspektors  als 
Mitglied  des  Vorstandes  eine  weitere  —  indirekte  —  Förderung  der 
Bestrebungen  geboten  wird.  Etwas,  was  dieser  intensiven  Beihilfe  an 
die  Seite  gestellt  werden  könnte,  lässt  sich  von  anderen  Orten  nicht  be- 
richten. Nur  bei  Ueberlassung  von  Terrain  sind  hier  und  da  gewisse 
Konzessionen  durch  die  Gemeindeverwaltungen  gemacht  worden.  Ver- 
einzelt stehen  die  Bürgermeister  an  der  Spitze  von  Vorstand  oder  Auf- 
sichtsrath; in  diesen  Fällen  ist  der  Regel  nach  eine  freundliche  Stellung- 
nahme von  Seiten  der  kommunalen  Verwaltungskörperschaften  gesichert: 
anderswo  lassen  sich  gegentheilige  Wahrnehmungen  machen.  Jedenfalls 
sind  nur  ganz  ausnahmsweise  die  Bestrebungen  der  Bauvereine  von  Seiten 
der  Kommunalverwaltungen  durch  besondere  Maassnahmen  gefördert  wor- 
den. Von  einer  Unterstützung  derselben  in  grösserem  Umfange,  wie  sie 
der  Inhalt  des  bekannten  Erlasses  der  Herren  preussischen  Minister  für 

*)  Kiel  ist  auch  die  einzige  Stadt  Schleswig-Holsteins,  welche  zur  dauern- 
den Förderung  der  Wohnungsfrage  einen  besonderen  Wohnung sausschuss. 
bestehend  aus  Vertretern  des  Magistrats,  des  Stadtverordnetenkollegiums  und 
der  Bürgerschaft,  eingesetzt  hat.  Es  geschah  dies  Ende  des  Jahres  1899.  Die 
Thätigkeit  dieses  Ausschusses  ist  dem  Kieler  Bau-  und  Sparverein  in  besonderem 
Maasse  zugute  gekommen.  Auch  sei  noch  erwähnt,  dass  Kiel  neuerdings  die 
Errichtung  von  Wohnungen  für  die  in  kommunalen  gewerblichen  Betrieben  (Gas- 
und  Wasserwerke)  beschäftigten  Arbeiter  in  Angriff  genommen  hat. 
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Handel  und  Gewerbe,  des  Innern  und  der  geistlichen  und  Medizinal- 
angelegenheiten vom  19.  März  1901  in  Aussicht  nimmt,  kann  —  wenn 
wir  die  Leistung  der  Stadt  Kiel  ausscheiden  —  noch  nirgends  die 
Rede  sein.  Die  Grundlagen  einer  weitsichtigen  kommunalen  Wohnungs- 
politik, die  etwa  auf  dem  Wege  der  Besteuerung  u.  a.  m.  die  Errichtung 
von  kleinen  Wohnungen  zu  begünstigen  sucht,  sollen  erst  gelegt  werden. 
Aber  auch  auf  Seiten  der  staatlichen  Behörden  bleibt  das  Eine  oder 
Andere  im  Interesse  der  Baugenossenschaften  zu  wünschen  übrig.  Was 
soll  man  dazu  sagen,  dass  durch  eine  von  den  Herren  Ministern  der 
Finanzen,  der  öffentlichen  Arbeiten  und  des  Innern  unterm  29.  März  1900 
erlassene  „Baupolizeiordnung  für  die  Vororte  von  Kiel"  für  die  Genehmi- 
gung und  Beaufsichtigung  von  Neubauten,  Umbauten  und  anderen  bau- 
lichen Herstellungen  eine  an  die  Staatskasse  zu  entrichtende  Gebühr 
von  zwei  Mark  pro  100  cbm  Raumgehalt  der  betreffenden  Bauanlagen, 
jedoch  mindestens  30  M.  vorgeschrieben  ist  und  dass  diese  Auflage  jedes 
der  kleinen  Einzelhäuser  des  Bauvereins  Gaarden-Ellerbek 
u.  s.  w.  mit  40  M.  belastet?  Die  Gebühr  ist  unlängst  freilich  auf 
30  M.  herabgesetzt  worden,  aber  auch  in  diesem  Belaufe  noch  viel  zu 
hoch  gegriffen. 

Ungeachtet  der  Erleichterungen  in  der  Kapitalbeschaffung ,  die  neuer- 
dings für  die  Baugenossenschaften  herbeigeführt  worden  sind,  ist  die 
„Geldfrage"  für  manche  Vereine  doch  noch  immer  nicht  ausreichend 
gelöst.  Die  Summen,  welche  Seitens  der  Landesversicherungsanstalt  und 
des  Reiches  hergegeben  werden  können,  genügen  dem  Bedarf  nicht.  All- 
jährlich hat  die  erstgenannte  Anstalt  20  bis  40  °/o  der  an  sie  gestellten 
Ansprüche  unbefriedigt  lassen  müssen,  und  für  das  laufende  Jahr  sind 
von  hier  aus  auch  an  das  Reich  grössere  Forderungen  gerichtet  worden, 
als  sie  berücksichtigt  werden  konnten.  Vor  allem  bietet  für  Ver- 
eine, die  rasch  in  ihrer  Thätigkeit  vorgehen  müssen,  die  Erlangung  der 
letzten  33 1j$  %  zu  den  Darlehen  der  Landesversicherungsanstalt  und 
der  letzten  20,  resp.  15  %  zu  den  Darlehen  des  Reiches  nicht  immer  leicht 
zu  überwindende  Schwierigkeiten.  Die  Spar-  und  Leihkassen  scheiden 
für  diese  Zwecke  aus;  andere  Kreditinstitute  verlangen  ebenfalls  beson- 
dere Sicherheiten  in  der  Form  von  Bürgschaften  und  dergl.  und  ausser- 
dem hohe  Zinsen.  Nur  in  einem  Falle  ist  nach  unseren  obigen  Aus- 
führungen die  Kommunalvertretung  (Kiel)  mit  einer  erheblicheren  finan- 
ziellen Beihülfe  eingetreten,  und  von  dieser  Seite  her  wird  schwerlich  jemals 
auf  eine  weitergehende  Unterstützung  zu  rechnen  sein.  Vereinzelt  sind  die 
Fälle,  in  welchen  die  Mitglieder  selbst  den  Fehlbetrag  beisteuern  können 
oder  in  denen  ihre  Arbeitgeber  das  nöthige  Entgegenkommen  bethätigen.*) 
Andererseits  lässt  sich  nicht  verhehlen,  dass  die  Nothwendigkeit  für 
den  Verein,  selbst  oder  unter  besonderen  Anstrengungen  den  letzen  Rest 
aufbringen  zu  müssen,  die  gute  Wirkung  hat,  vor  leichtfertiger  Bau- 
thätigkeit  zu  bewahren. 

Einen  eigenartigen  Versuch  zur  Beschaffung  von  Baugeldern  hat 
der  Schleswiger  Arbeiterbauverein  gemacht,  insofern  mit  dem  1.  Juli 
1901  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  im  Gesammtbetrage 
von  20  000  M.  in  die  Wege  geleitet  wurde.    Es  kamen  200  Schuldver- 


*)  In  sehr  anzuerkennender  Weise  haben  sich  besonders  die  Flensburgcr 
Schiffsbaugesellschaft  in  Flensburg  und  das  Etablissement  Howaldtswerke  zu 
Dietrichsdorf  bei  Kiel  durch  finanzielle  Unterstützung  der  dort  bestehenden 
Baugenossenschaften  bethätigt. 
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Schreibungen  über  je  100  M.  zur  Emission.  Aus  den  Bedingungen  setzen 
wir  folgendes  hierher:  „Die  Schuldverschreibungen  werden  auf  den  Namen 
der  Darlehnsgeber  ausgestellt  und  führen  fortlaufende  Nummern.  Der 
Erwerb  steht  auch  Nichtmitgliedern  frei.  Die  Schuldverschreibungen 
sind  Seitens  der  Gläubiger  unkündbar,  können  aber  auf  andere  Personen 
übertragen  werden.  Jede  Schuldverschreibung  wird  mit  4  %  für  das 
Jahr  verzinst.  Für  die  Anleihe  haftet  die  Genossenschaft  mit  der  ganzen 
gesetzlichen  Haftpflicht  der  Genossen.  Die  Tilgung  der  Anleihe  ge- 
schieht in  der  Zeit  vom  1.  Juli  1904  bis  zum  30.  Juni  1929  nach  Maass- 
gabe der  dazu  vorhandenen  Mittel  durch  Rückzahlung  der  zur  Einlösung 
angebotenen  Schuldverschreibungen  und  durch  Ausloosung  der  etwa  noch 
fehlenden  Stücke.  Die  Rückzahlung  der  ausgeloosten  Stücke  erfolgt 
nach  voraufgegangener  vierteljährlicher  Kündigung.  Die  Tilgung  muss 
jährlich  mindestens  4  %  der  Gesammtanleihe  umfassen,  also  bis  zum 
30.  Juni  1929  beendet  sein."  Der  Erfolg  hat  bisher  nur  theilweise  be- 
friedigt. Bei  Bewohnern  der  Stadt  —  Vereinsmitgliedern  und  Nichtmit- 
gliedern —  wurden  18  Schuldverschreibungen  untergebracht.  Ueberdies 
haben  die  Stadt  Schleswig  und  die  Friedrichsberger  Spar-  und  Leih- 
kasse daselbst  je  50  Stück  abgenommen,  so  dass  die  Gesammtsumme 
der  auf  diese  W eise  erlangten  Gelder  jetzt  11  800  M.  beträgt.  Dennoch 
dürfte  ein  gleiches  Vorgehen  auch  anderwärts  zu  empfehlen  sein. 

Trotz  der  gerade  von  Schleswig-Holstein  aus  energisch  unternommenen 
Versuche,  die  Berufsgenossenschaften  für  die  Hergabe  von  Kapi- 
talien an  die  Bauvereine  zu  bestimmen  —  wozu  sie  in  gleicher  Weise 
wie  die  Landesversicherungsanstalten  gesetzlich  berechtigt  sind  und  was 
ihnen  in  kaum  minderem  Grade  wie  diesen  am  Herzen  liegen  sollte  — , 
ist  darin  bisher  ein  Erfolg  nicht  erzielt  worden.  Immerhin  werden  der- 
artige Versuche  noch  keineswegs  aufgegeben  werden. 

Die  baugenossenschaftliche  Bewegung  in  den  Elbherzogthümern  ist 
—  sofern  wir  von  dem  einen  Flensburger  Verein  absehen  —  noch  im 
ersten  Stadium  ihrer  Entwicklung.  Wenngleich  sie  hier  und  da  recht 
erfreuliche  Resultate  aufzuweisen  hat,  so  darf  doch  nicht  von  grossen 
durchgreifenden  Ergebnissen  gesprochen  werden.  Nur  in  einzelnen  Fällen, 
wo  unter  ganz  ausnahmsweise  günstigen  Umständen  gearbeitet  werden 
konnte  (so  in  Gaarden-Ellerbek,  in  Brunsbüttel  und  Holtenau),  hat  sie 
eine  Bedeutung  erlangt,  die  in  tiefeingreifender  Weise  die  Wohnverhält- 
nisse der  dortigen  Bevölkerung  zu  beeinflussen  vermochte.  Aber  selbst 
unter  Mitheranziehung  dieser  Fälle  wird  man  sagen  müssen,  dass  die 
Baugenossenschaften  allein  die  Wohnungsfrage  nicht  „lösen"  können. 
Immer  wird  neben  der  genossenschaftlichen  Thätigkeit  die  pri- 
vate Bauthätigkeit  einherzugehen  haben.  Für  beide  bleibt  nach 
den  hier  ausreichend  gemachten  Erfahrungen  allzeit  Raum.  Und  ein  fer- 
neres: die  blosse  „Selbsthilfe"  innerhalb  der  Baugenossenschaft  kann  der 
Aufgabe  erst  recht  nicht  Genüge  leisten.  Wenn  die  von  uns  erwähnten 
äusseren  Stimulationsmittel  den  Genossenschaften  nicht  zu  Gute  gekommen 
wären,  so  würden  sie  nicht  entfernt  auf  ihre  jetzt  erreichte  Höhe  ge- 
langt sein.  Auch  weiterhin  wird  diese  Hilfe  nicht  fehlen  dürfen,  ja  so- 
gar in  erweitertem  Maasse  erwünscht,  um  nicht  zu  sagen  nothwendig 
bleiben.  Es  liegen  hier  Aufgaben  vor,  an  denen  dem  Reiche,  dem  Staate, 
den  Gemeinden,  den  gemeinnützigen  Instituten  und  auch  den  Arbeit- 
gebern je  ein  Antheil  gebührt. 

Die  „Selbsthilfe"  des  Arbeiterstandes  innerhalb  unserer  Bau- 
genossenschaften darf  auch  nicht  in  dem  Sinne  verstanden  werden,  dass 
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der  Arbeiterstand  als  solcher,  völlig  für  sich,  die  genossenschaftliche 
Arbeit  leisten  könnte  und  müsste.  Von  Anfang  an  haben  bei  der  An- 
regung zur  Bildung  unserer  Baugenossenschaften  und  bei  der  Durchfüh- 
rung derselben,  bei  ihrer  Leitung  und  in  der  ganzen  Geschäftsgeb  ahm  ng 
Arbeitgeber  und  sonst  zu  gemeinnütziger  Thätigkeit  bereite  und  geeig- 
nete Kräfte  mit  den  Arbeitern  zusammengewirkt,  und  nur  diesem  ge- 
meinsamen Streben  und  Handeln  ist  das  zu  verdanken,  was  heute  als 
das  Fazit  der  baugenossenschaftlichen  Bewegung  in  Schleswig-Holstein 
immerhin  mit  Genugthuung  vorgeführt  werden  darf. 

Nicht  zu  verkennen  ist  die  Thatsache,  dass  dies  ganze  Ergebniss 
mit  verschwindenden  Ausnahmen  der  gewerblich  thätigen,  vorzugs- 
weise der  städtischen  Bevölkerung  zu  Gute  gekommen  ist  und  das 
platte  Land  hiervon  einen  Vortheil  nicht  erfahren  hat.  Die  Förderung 
der  Wohnungsfrage  auf  dem  Lande  ist  durch  die  bisherigen  Formen  des 
Baugenossenschaftswesens  überhaupt  nicht  zu  bewerkstelligen  gewesen. 
In  Schleswig -Holstein  sind  nun  schon  seit  längerer  Zeit  Erwägungen 
darüber  angestellt  worden,  wie  eine  gleichartige  —  und  nahezu  gleich 
nothwendige  —  Fürsorge  auch  dem  ländlichen  Arbeiterstande  zu  Theil 
werden  könne.  Der  landwirtschaftliche  Verein  am  Schleswig-Hol- 
steinischen  Kanal,  im  Kreise  Eckernförde,  hat  neuerdings  die  Er- 
richtung eines  Arbeiterbauvereins  für  die  ländlichen  Arbeiter 
in  diesem  Kreise  beschlossen  und  die  Grundzüge  einer  solchen  Genossen- 
schaft festgestellt.  Von  einem  näheren  Eingehen  auf  diesen  Versuch, 
der  demnächst  zur  Durchführung  gelangen  soll,  glauben  wir  hier  absehen 
zu  müssen,  weil  jedenfalls  heute  das  Projekt  noch  Projekt  ist. 

Die  Mehrzahl  der  schleswig-holsteinischen  Baugenossenschaften  ist 
im  Vorjahre  zu  einer  provinziellen  Vereinigung  zusammengetreten, 
für  welche  die  Rechte  eines  Revisionsverbandes  auf  Grund  der  Para- 
graphen 53 ff.  des  Genossenschaftsgesetzes  nachgesucht  sind.  Die  Verhand- 
lungen mit  den  zuständigen  Behörden  schweben  zur  Zeit  noch.  Diese 
Vereinigung  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  mitzuwirken  an  der  Weiter- 
entwickelung der  bisherigen  Bewegung,  einzutreten  für  die  innere  und 
äussere  Festigung  jeder  Genossenschaft,  für  die  Aufrechterhaltung  ge- 
sunder Grundlagen,  für  die  Herbeiführung  aller  derjenigen  Mittel,  welche 
der  guten  Sache  dienen  können  und  für  die  Beseitigung  derjenigen 
Hindernisse,  die  auf  dem  einen  oder  andern  Gebiete  zu  überwinden  sind. 
Sie  wird  ein  reiches  und  dankbares  Arbeitsfeld  finden! 


IV.  Thätigkeit  der  Bauvereine,  insbesondere 
der  Baugenossenschaften,  in  der  Rheinprovinz. 


Von  G.  Gretzschel,  Generalsekretär  des  Rheinischen  Vereins  zur  Förderung 
des  Arbeiterwohnungswesens  in  Düsseldorf. 

I.  Allgemeines. 

Die  Thätigkeit  der  rheinischen  Bauvereine  ist  nur  zum  Theil  als 
eine  solche  der  „Selbsthilfe  der  Wohnungsbedürftigen  auf  dem  Gebiete 
des  Wohnungswesens"  zu  bezeichnen,  zum  andern  Theile  handelt  es  sich 
um  eine  Fürsorgethätigkeit  der  besser  gestellten  Kreise  für  die  weniger 
Bemittelten.  Letztere  Thätigkeit  wird  namentlich  in  den  Baugesell- 
schaften (auf  Aktien  oder  mit  beschränkter  Haftung)  betrieben,  während 
die  Selbsthilfe  der  Wohnungsbedürftigen  sich  einzig  und  allein  in  den 
Baugenossenschaften  entfaltet.  Die  letzteren  bestehen  in  der  Rhein- 
provinz  nur  in  verschwindend  wenig  Fällen  nur  aus  Arbeitern  und  diesen 
gleichstehenden  Personen  (z.  B.  die  Baugenossenschaften  in  Altendorf. 
Essen,  Elberfeld,  Gerresheim,  Oberhausen  Verein  „Eintracht"),  während 
allen  übrigen  rheinischen  Baugenossenschaften  ausser  Arbeitern  auch 
Angehörige  anderer  Gesellschaftsklassen,  namentlich  Industrielle,  Kauf- 
leute, Beamte,  Rechtsanwälte,  Geistliche,  Aerzte  u.  s.  w.,  in  grosser 
Zahl  angehören.  In  der  Regel  ist  die  Betheiligung  solcher  Personen  an 
den  Genossenschaften  nicht  nur  erwünscht,  sondern  auch  erforderlich, 
einerseits  weil  die  Arbeiter  nicht  im  Stande  sind,  aus  eigenen  Mitteln 
die  Kapitalien  aufzubringen,  deren  ein  Bauverein  zur  Erreichung  seiner 
Zwecke  bedarf,  andererseits  weil  es  den  Arbeitern  meistens  an  der 
nöthigen  Geschäftskenntniss  und  Erfahrung  zur  sachgemässen  Leitung 
eines  Bauvereins  fehlt. 

Sämmtliche  rheinischen  Bauvereine  tragen  den  Charakter  der  Gemein- 
nützigkeit und  unterscheiden  sich  dadurch  wesentlich  von  sonstigen  Ge- 
sellschaften und  Genossenschaften.  Als  gemeinnützige  Institute  ist  ihr 
Geschäftsbetrieb  nicht  auf  Gewinnerzielung  gerichtet,  sie  begnügen  sich 
vielmehr  mit  einer  mässigen  Verzinsung  ihres  Geschäftskapitals,  von  der 
Vertheihmg  eines  etwa  aufgesammelten  Vereinsvermögens  unter  die  Mit- 
glieder bei  Auflösung  des  Bauvereins  wird  abgesehen,  der  Hauptzweck 
ist,  der  allgemeinen  Wohlfahrt  dadurch  zu  dienen,  dass  möglichst  gute 
und  billige  Wohnungen  für  Arbeiter  und  diesen  gleichstehende  Per- 
sonen erstellt  werden.  Dementsprechende  Bestimmungen  finden  sich  in 
den  Statuten  sämmtlicher  Bauvereine. 

VI.  Internationaler  Wohnungskongress.  16 
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Die  letzteren  erwerben  dadurch  eine  Reihe  Vortheile: 

1.  haben  sie  keine  Stempel  und  Gerichtskosten  za  bezahlen, 

2.  können  sie  nur  beim  Vorhandensein  solcher  Bestimmungen  auf 
Geldunterstützung  durch  die  Behörden  Anspruch  erheben. 

Heute  dürfte  überall  in  Deutschland  die  Erkenntniss  durchgedrungen 
sein,  dass  bei  Regelung  der  Wohnungsverhältnisse  und  insbesondere  bei 
der  Erstellung  einer  genügenden  Anzahl  von  Kleinwohnungen,  die  Ver- 
waltungsbehörden, insbesondere  die  Gemeinden  mitzuwirken  haben.  Dem 
Bau  von  "Wohnungen  durch  die  Gemeinden  selbst  ist  jedoch  derjenige 
durch  Bauvereine  vorzuziehen,  einmal  weil  bei  letzteren  die  Wünsche  der 
Bedürftigen  selbst  mit  zur  Geltung  kommen  und  den  Wohnungen  der 
Gemeinden  immerhin  das  Odium  einer  Wohlthätigkeit  mehr  oder  weniger 
anhaften  dürfte,  andererseits  weil  durch  die  Bauvereine  die  Selbsthilfe 
angeregt  und  gefördert  und  zugleich  die  breite  Oeffentlichkeit  durch 
Unterstützung  der  Vereine  in  den  Dienst  der  Sachegestellt  wird.  Eine 
Behörde  kann  aber  eine  solche  Vereinigung  nur  dann  unterstützen,  wenn 
diese  in  erster  Linie  der  allgemeinen  W7ohlfahrt  dienen  will.  Ferner 
kommt  in  Betracht,  dass  die  Bauvereine  grosser  fremder  Kapitalien  be- 
dürfen ,  da  sie  ihre  Gelder  meistens  auf  lange  Jahre  hinaus  festlegen. 
Diese  Kapitalien  werden  sie  aber  weit  eher  erlangen,  wenn  eine  Kom- 
munalbehörde mit  ihrer  Autorität  hinter  dem   Verein  steht. 

Die  Thätigkeit  der  Baugenossenschaften  hat  erst  seit  Anfang  der 
neunziger  Jahre  im  Rheinland  lebhafter  eingesetzt,  während  die  Wohnungs- 
fürsorge der  Baugesellschaften  bis  in  die  sechsziger  Jahre  zurückreicht. 
Die  älteste  Baugesellschaft  in  der  Rheinprovinz  ist,  soviel  bekannt,  die 
Gemeinnützige  Aktienbaugesellschaft  in  Bonn,  deren  Statut  vom 
4./16.  Juli  1864  datirt  In  München-Gladbach  wurde  am  18.  Oktober  1868 
von  Industriellen  die  Gründung  einer  Gemeinnützigen  Aktienbaugesell- 
schaft beschlossen,  die  Gründung  der  Barmer  Baugesellschaft  für  Ar- 
beiterwohnungen erfolgte  am  3.  Mai  1872,  nachdem  die  Frage  schon 
Jahre  lang  vorher  dort  diskutirt  worden  war.  Wie  diese  drei  Gesell- 
schaften, so  können  auch  die  Duisburger  und  die  Dürener  Gemeinnützige 
Aktienbaugesellschaft  bereits  auf  eine  mehr  als  25jährige  Thätigkeit 
zurückblicken. 

Die  Aktienbaugesellschaften  in  Rheydt,  Aachen,  Mülheim  a.  Ruhr, 
Solingen  und  Lennep  entstanden  in  den  achtziger  Jahren,  ebenso  der 
Gemeinnützige  Bauverein  in  Remscheid.  Alle  diese  Bauvereine  arbeiteten 
im  wesentlichen  mit  eigenem  Kapital:  Bonn  263  700  M.,  M.-Gladbach 
330  000  M.,  Barmen  750000  M.,  Duisburg  180  000  M.,  Düren  230  200  M., 
Rheydt  240  000  M.,  Aachen  300  000  M.,  Mülheim  a,  Ruhr  120  000  M.. 
Solingen  140  000  M.,  Lennep  150  000  M..  In  Barmen  lieh  ausserdem 
die  Stadt  200  000  M.,  in  M.-Gladbach  die  städtische  Sparkasse  248750  M. 
Der  Remscheider  Verein,  welcher  den  Charakter  eines  freien  Vereins  mit 
Rechtspersönlichkeit  besitzt,  verfügt  über  ein  zu  3  %  verzinsliches  Ge- 
schäftskapital von  196  000  M.,  ausserdem  sind  ihm  Stiftungen  und 
Geschenke  zugeflossen,  welche  inzwischen  eine  Höhe  von  ca.  85  000  M. 
erreicht  haben. 

Die  älteste  Baugenossenschaft  (Oberbergische  Baugenossenschaft  in 
Gummersbach)  datirt  aus  dem  Jahre  1892.  Die  übrigen  sind  alle  jün- 
geren Datums,  und  die  weitaus  meisten  Genossenschaften  und  ebenso  eine 
beträchtliche  Anzahl  neuer  Baugesellschaften  wurden  erst  ins  Leben 
gerufen,  nachdem  der  im  Jahre  1897  gegründete  „Rheinische  Verein  zur 
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Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  zu  Düsseldorf"  mit  seiner  Thätig- 
keit  eingesetzt  hatte. 

Angeregt  durch  die  von  demselben  in  Zeitungen  veröffentlichten 
Berichte  und  die  sonstigen  von  dem  Verein  herausgegebenen  Schriften, 
durch  die  Erörterungen  der  Wohnungsfrage  in  der  Presse  und  in  Ver- 
bänden oder  Vereinen,  ferner  durch  die  günstige  Stellungnahme  der 
Regierungs-  und  Kommunalbehörden  fanden  sich  überall  Männer,  welche 
die  Selbsthilfe  der  Minderbemittelten  durch  Betheiligung  an  Baugenossen- 
schaften in  die  Wege  leiteten  und  auch  andere  Persönlichkeiten  sowie 
die  Behörden  zur  Unterstützung  der  Bauvereine  veranlassten.  Die 
Verwirklichung  jener  Bestrebungen  war  um  so  leichter,  als  die  be- 
treffenden Persönlichkeiten  die  Gewissheit  hatten,  dass  ihnen  der  ge- 
nannte „Rheinische  Verein"  bei  allen  in  Betracht  kommenden  Fragen 
mit  Rath  und  That  beistehen,  ihnen  Statuten  und  Geschäftsordnungen 
für  die  Vereine,  Pläne  zu  mustergiltigen  Arbeiterwohnungen,  Entwürfe 
zu  Kauf-  und  Mietverträgen  überlassen  und  auch  bei  der  Propaganda 
für  die  Sache  —  durch  Vorträge  eines  Vereinsvertreters  in  Versamm- 
lungen, Abfassung  von  einschlägigen  Artikeln  in  der  Lokalpresse  — 
mitwirken  würde.  Ferner  war  von  grosser  Wichtigkeit,  dass  die  Landes- 
versicherungsanstalt der  Rheinprovinz  beschlossen  hatte,  einen  erheb- 
lichen Theil  ihres  Vermögens  zur  Ausleihung  an  Bauvereine  zur  Ver- 
fügung zu  stellen. 

Es  war  insbesondere  die  Genossenschaftsform,  welche  seit  Mitte  der 
neunziger  Jahre  für  die  Bauvereine  am  meisten  gewählt  wurde.  Aus- 
schlaggebend hierfür  war  das  Bestreben,  der  Arbeiterschaft  die  Betheiligung 
an  den  Vereinen  möglich  zu  machen.  Dies  ist  bei  den  Baugesell- 
schaften nicht  leicht  möglich,  denn  bei  der  Aktiengesellschaft  sind  auf 
die  Aktien,  welche  nach  dem  Gesetze  vom  10.  Mai  1897  für  gemein- 
nützige Gesellschaften  auf  einen  Betrag  von  200  M.  lauten  dürfen,  sofort 
bei  der  Gründung  25  %  einzuzahlen,  was  vielen  Arbeitern  nicht  möglich 
ist;  in  dem  Gesetze  vom  20.  April  1892,  betreffend  die  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung,  ist  der  Mindestbetrag  des  Geschäftsanteils 
auf  500  M.  bemessen,  worauf  sofort  mindestens  250  M.  einzuzahlen  sind, 
so  dass  diese  Form  für  die  Betheiligung  der  Arbeiter  noch  weniger 
geeignet  ist  als  die  Aktiengesellschaft.  Bei  der  eingetragenen  Genossen- 
schaft können  sowohl  die  Geschäftsanteile,  als  auch  die  Einzahlungen 
auf  dieselben  durch  Statut  beliebig  hoch  bemessen  werden.  Es  hat  sich 
im  Rheinland  die  Praxis  herausgebildet,  dass  der  Geschäftsanteil  auf 
200  M.  festgesetzt  wird,  auf  welchen  Mindesteinzahlungen  von  wöchent- 
lich 50  Pf.  zulässig  sind.  Unter  dieser  erleichterten  Bedingung  ist  der 
Beitritt  zu  den  Genossenschaften  naturgemäss  auch  minderbemittelten 
Personen  ermöglicht. 

Die  Arbeiterkreise  haben  sich  denn  auch  an  den  rheinischen  Bau- 
genossenschaften in  hervorragendem  Maasse  betheiligt.  Insbesondere 
zählen  die  in  den  Gewerkvereinen  und  in  den  konfessionellen  Arbeiter- 
vereinen organisirten  Arbeiter  zu  den  eifrigsten  Förderern  der  Bau- 
genossenschaftsbewegung und  führen  derselben  täglich  neue  Mitglieder 
aus  ihren  Kreisen  zu.  Bis  auf  verschwindend  wenige  der  83  rheinischen 
Baugenossenschaften  sind  die  Arbeiter  an  allen  diesen  Genossenschaften 
stark  betheiligt.  Dies  ist  ausser  bei  den  schon  eingangs  genannten  Ge- 
nossenschaften, die  nur  aus  Arbeitern  bestehen,  in  besonders  beträcht- 
lichem Umfange  bei  den  Baugenossenschaften  in  Aachen,  Altenessen, 
Duisburg,   Düsseldorf,   M.-Gladbach,  Cölnt   Crefeld,   Mülheim  a.  Rhein, 
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Mülheim  a.  d.  Ruhr,  Neuss.  Rheydt,  Solingen,  Siegburg,  Stolberg.  Viersen 
und  Wald  der  Fall. 

Was  die  Betheiligung  wohlhabender  Personen  anbelangt,  so  ist  die- 
selbe besonders  stark  u.  a.  bei  den  Baugenossenschaften  in  Düssel- 
dorf, Euskirchen,  Emmerich,  Heiligenhaus,  Kirn  a.  d.  Nahe,  Cöln, 
Langenberg.  Mülheim  (Rhein),  Mülheim  (Ruhr),  Mayen,  Neuss,  Nevigcss, 
Ohligs,  Ronsdorf,  Rath,  Simmern,  Velbert,  Vohwinkel,  Wermels- 
kirchen und  Wald.  Es  sind  den  Genossenschaften  von  diesen  Mitgliedern 
erhebliche  Geschäftskapitalien  zugeflossen;  Zeichnungen  von  3 — 5000  M. 
sind  sehr  zahlreich,  selbst  die  Zeichnung  von  10  000  M.  gehört  noch 
nicht  zu  den  Seltenheiten,  auch  Uebernahme  von  Geschäftsantheilen  in 
Höhe  bis  zu  20  000  M.  sind  vorgekommen.  In  mehreren  Fällen  haben 
wohlhabende  Leute  den  Bauvereinen  billige  zweite  Hypotheken  gewährt,  z.  B. 
ist  dem  Düsseldorfer  Spar-  und  Bauverein  von  einem  Grossindustriellen 
eine  solche  von  30  000  M.  zu  4  o/0  gegeben  worden,  die  drei  Bau- 
genossenschaften in  Essen-Altendorf  haben  von  Sr.  Excellenz  Wirklichen 
Geheimen  Rath  Krupp  zweite  Hypotheken  in  Höhe  von  ca.  350000  M. 
zu  3x/2  %  erhalten. 

Die  rheinischen  Baugenossenschaften  zählten  am  1.  Juli  1901 
11  585  Mitglieder;  davon  gehörten  an: 

a)  dem  Arbeiterstande  8  638  Mitglieder, 

b)  sonstigen  Ständen    2  947  ,, 

Sehr  bemerkenswerth  ist  die  starke  Betheiligung  der  rheinischen 
Kommunalverwaltungen  (Kreise  und  Gemeinden)  an  den  Baugenossen- 
schaften und  -Gesellschaften.  Es  ist  ein  Verdienst  des  Rheinischen 
Vereins  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens,  zuerst  auf  die 
Nothwendigkeit  einer  Mitwirkung  dieser  Behörden  bei  der  von  den  Bau- 
vereinen betriebenen  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  hingewiesen  zu  haben. 
Während  anfangs  die  Betheiligung  der  Kommunalverwaltungen  ziemlich 
schwer  zu  erreichen  war,  ist  inzwischen  die  Erkenntniss  der  Nützlichkeit 
und  Nothwendigkeit  dieser  Betheiligung  soweit  durchgedrungen,  dass 
dieselbe  gegenwärtig,  abgesehen  von  verschwindend  wenigen  Ausnahmen, 
als  geradezu  selbstverständlich  betrachtet  wird.  Dies  ist  um  so  mehr 
anzuerkennen,  als  die  Vorstände  der  Gemeindeverwaltungen  nicht 
selten  mit  einer  starken  Opposition  der  organisirten  Hausbesitzer  gegen 
eine  gemeindliche  Betheiligung  an  den  Bauvereinen  zu  rechnen  haben. 
Aus  dieser  Betheiligung  sind  den  Vereinen  grosse  Kapitalien  zugeflossen. 
Nach  einer  von  dem  „Rheinischen  Verein"  aufgenommenen  Statistik 
wurden  von  Gemeinden  bei  42  Vereinen  rund  325  000  M.  Geschäfts- 
antheile,  bezw.  Aktien  gezeichnet;  davon  übernahmen  u.  a.  die  Stadt 
Andernach  5000  M.,  Bonn  20  000  M.,  Cronenberg  5  000  M.,  Essen  bei 
vier  Vereinen  zusammen  10  000  M.,  Kirn  5  000  M.,  Linz  5  000  M.. 
Mayen  5  000  M.,  Oberhausen  10  000  M.,  Ohligs  5  000  M.,  Opladen 
20  000  M.,  Rüttenscheid  5  000  M.,  Velbert  10  000  M.  Genossenschafts- 
geschäftsantheile,  ferner  Duisburg  12  000  M.,  Düren  21  000  M.,  Heerdt 
8  400  M.,  Hilden  5  000  M.,  Neuss  100  000  M.,  Odenkirchen  50  000  M., 
Solingen  5  400  M.,  Aktien  bei  Aktienbaugesellschaften. 

Eine  Anzahl  Gemeinden  haben  Darlehen  theilweise  aus  eigenen 
Mitteln,  theils  aus  denen  der  Sparkassen,  zum  Theil  auch  in  der  Form 
der  Stundung  von  Restkaufpreisen  für  an  Bauvereine  verkaufte  Grund- 
stücke gegeben.    Die  Summe  dieser  Darlehen  beträgt  rund  470  000  M. 

Ausser  einer  solchen  direkten  Betheiligung  erfreuen  sich  die  Bau- 
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vereine  aber  auch  noch  in  anderer  Form  der  Unterstützung  der  Kom- 
munen, und  zwar  in  der  Hauptsache 

a)  durch  Hergabe  von  billigem  Bauterrain,  wie  dies  u.  a.  gegenüber 
den  Baugenossenschaften  in  Altenessen,  Bonn,  Cöln,  Cronenberg, 
Duisburg,  Düsseldorf,  Geldern,  Mülheim  (Ruhr),   Saarbrücken  und 

-  dem  Gemeinnützigen  Bauverein  in  Lennep  gegenüber  geschehen  ist ; 

b)  in  Uebernahme  der  Bürgschaft  für  die  von  den  Bauvereinen  auf- 
zunehmenden Darlehen.  Die  Summe  der  von  Kreisen  und  Ge- 
meinden bei  43  Vereinen  verbürgten  Darlehen  stellt  sich  auf 
6  Millionen  Mark; 

c)  Erlass,  Stundung  oder  Ermässigung  von  Strassenbaukosten  oder 
von  Grund-  oder  Gebäudesteuern,  .z.  B.  hat  Cöln  den  dortigen  Bau- 
genossenschaften Strassenausbaukosten  in  Höhe  von  über  150  000  M. 
erlassen,  ferner  erhebt  Cöln  für  die  Grundstücke  der  Baugenossen- 
schaften die  Grund-  und  Gebäudesteuer  nur  zur  Hälfte,  die  Stadt 
Remscheid  zu  Dreiviertel  des  gemeinen  Werthes  der  Grundstücke. 

Da  in  den  letzten  Jahren  die  Bauvereine  fast  regelmässig  die  Form 
der  eingetragenen  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht  ange- 
nommen haben,  so  wurde  von  dem  mehr  erwähnten  „Rheinischen  Verein" 
ein  Musterentwurf  zu  einem  Statut  solcher  Baugenossenschaften  ent- 
worfen. Dieser  Entwurf  dient  bei  Neugründungen  in  der  Rheinprovinz 
stets  als  Grundlage,  so  dass  sein  Inhalt  in  die  Statuten  aller  neueren 
rheinischen  Baugenossenschaften  mit  geringen,  den  lokalen  Bedürfnissen 
angepassten  Aenderungen  übergegangen  ist.  Auch  die  älteren  Bau- 
genossenschaften haben  mit  der  Zeit  ihre  Statuten  nach  jenem  Muster- 
en twurfe  abgeändert,  sodass  dieser  bis  auf  wenige  Ausnahmen  in  den 
Statuten  aller  rheinischen  Baugenossenschaften  den  maassgebenden  Inhalt 
bildet.  Aus  letzterem  sind  ausser  den  bereits  erwähnten,  die  Gemein- 
nützigkeit der  Vereine  begründenden  folgende  Bestimmungen  von  Be- 
deutung : 

1.  Die  Mitgliedschaft  können  erwerben:  Einzelpersonen,  juristische 
Personen,  insbesondere  Handelsgesellschaften,  Stiftungen  mit 
Rechtspersönlichkeit,  Körperschaften,  eingetragene  Genossenschaften 
und  andere  Personenvereine. 

2.  Die  Aufkündigung  der  Mitgliedschaft  findet  nur  zum  Schlüsse 
eines  Geschäftsjahres  statt  und  hat  mindestens  (5  Monate  vorher 
zu  erfolgen.  Mitglieder,  die  10 — 25  Geschäftsantheile  besitzen, 
haben  mindestens  ein  Jahr  vorher,  Mitglieder,  die  mehr  als  25 
Geschäftsantheile  besitzen,  mindestens  zwei  Jahre  vorher  ihren 
Austritt  anzuzeigen. 

3.  Der  Geschäftsantheil  wird  auf  200  M.  festgesetzt,  die  Haftsumme 
beträgt  gleichfalls  200  M.  Der  Geschäftsantheil  ist  entweder  gleich 
ganz  oder  in  monatlichen  Raten  von  10  M.,  bei  Unvermögen 
durch  wöchentliche  Beiträge  von  wenigstens  50  Pf.  einzuzahlen. 

4.  Die  höchste  Zahl  von  Geschäftsantheilen,  zu  denen  sich  ein  Mit- 
glied verpflichten  kann,  beträgt  50  (also  10  000  M.). 

5.  Der  Vorstand  besteht  aus  mindestens  drei  Mitgliedern,  welche 
vom  Aufsichtsrathe  gewählt  werden;  der  Aufsichtsrath  besteht  aus 
mindestens  neun  Mitgliedern  und  wird  von  der  Generalversammlung 
gewählt. 

6.  In  der  Generalversammlung  hat  jeder  Genosse  eine  Stimme. 
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7.  Die  Genossenschaft  ist  alle  zwei  Jahre  durch  einen  der  Genossen- 
schaft nicht  angehörigen  sachverständigen  Revisor  in  allen  Zweigen 
der  Verwaltung  einer  Revision  zu  unterwerfen. 

II.  Umfang  der  Bauthätigkeit. 

Zahl  der  Bau  vereine.  Im  April  1902  bestanden  in  der  Rhein- 
provinz 109  Bauvereine.    Von  denselben  waren 

20  Aktiengesellschaften, 

4  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung, 
83  eingetragene  Genossenschaften  und  zwar 
78  mit  beschränkter  Haftpflicht, 
5  mit  unbeschränkter  Haftpflicht, 
2  sonstige  Vereine. 

Summa  109 

Ausserdem  bestehen  noch  3  Beamtenwohnungsvereine,  sämmtlich  in 
der  Form  der  eingetragenen  Genossenschaft  m.  b.  H. 

Unterscheidung  nach  Gruppen.  In  ihrer  Thätigkeit  unter- 
scheiden sich  die  rheinischen  Bauvereine  in  folgende  Gruppen,  nämlich 
in  solche,  die 

1.  nur  Miethhäuser  bauen  (u.  a.  die  Baugenossenschaften  in  Aachen, 
Altendorf,  Altenessen,  Beeck,  Cronenberg,  Crefeld,  Duisburg,  Düsseldorf, 
Elberfeld,  Essen,  M. -Gladbach,  Huttrop,  Kreuznach,  Mülheim  a.  Rhein, 
Neuss,  Oberstein,  Rüttenscheid,  Solingen,  St.  Johann,  Trier,  Baugesell- 
schaften in  Aachen,  Bonn,  Hilden,  Liblar,  Uerdingen), 

2.  nur  Verkaufshäuser  bauen  (u.  a.  die  Baugenossenschaften  Alde- 
kerk, Cöln-Nippes,  Cöln-Ehrenfeld,  Dülken,  Emmerich,  Euskirchen,  Gum- 
mersbach, Kaldenkirchen,  Laar,  Linz,  "Wald,  Wermelskirchen,  Baugesell- 
schaften in  Düren,  Heerdt,  Bauverein  Remscheid), 

3.  Mieth-  und  Verkaufshäuser  bauen  (u.  a.  die  Baugenossenschaften 
Cöln-Süd,  Mülheim  a.  d.  Ruhr,  Saarbrücken,  Vohwinkel,  Baugesellschaften 
in  Barmen,  Benrath,  M. -Gladbach,  Lennep,  Linn,  Neuss,  Odenkirchen, 
Rheydt,  Solingen,  Viersen), 

4.  überhaupt  nicht  selbst  Häuser  bauen,  vielmehr  den  sich  bei 
ihnen  meldenden  Reflektanten  die  1.  Hypothek  besorgen  und  für  dieselbe 
die  Bürgschaft  übernehmen  und  die  2.  Hypothek  aus  eigenen  Mitteln 
hergeben  (Baugesellschaften  in  Dieringhausen  und  Hennef  a.  Sieg). 

Gestaltung  der  Häuser.  In  einem  Bestreben  sind  die  Bau- 
vereine alle  einig,  nämlich  Häuser  mit  möglichst  wenig  Wohnungen  zu 
errichten  und  die  einzelnen  Wohnungen  so  zu  gestalten,  dass  jede  Fa- 
milie möglichst  für  sich  bleiben  kann.  Wo  es  die  Bodenpreise  nur 
irgend  erlauben,  wird  der  Typus  des  kleinen  Hauses  beibehalten  und 
durchgebildet.  Die  weiter  unten  folgende  Aufstellung  zeigt,  dass  das 
kleine  (Ein-  und  Zweifamilien-)Haus  in  den  Bauten  der  Bauvereine  noch 
bei  weitem  überwiegt.  Nur  die  in  den  Zentren  der  grösseren  Städte 
erbauten  Häuser  (in  Cöln,  Düsseldorf,  Duisburg,  Barmen,  Aachen,  Cre- 
feld, Essen,  Bonn)  enthalten  mehr  als  drei  Wohnungen;  selbst  die  Bau- 
vereine in  Cöln,  Barmen,  Solingen,  Remscheid,  Gladbach,  Rheydt  be- 
mühen sich,  kleine  Häuser  mit  Unterhaus  und  einem  Stockwerk  mit 
6 — 7  Zimmern  für  eine  bis  zwei  Familien  zu  erbauen. 

Der  koloniemässige  Anbau  von  Häusern  wird  nach  Möglichkeit 
vermieden;  wo  er  nicht  zu  umgehen  ist,  wird  durch  Anlage  von  Vor- 
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gärten  und  Baumpflanzungen  dafür  gesorgt,  dass  die  betreffenden  Häuser- 
gruppen trotzdem  einen  freundlichen  und  behaglichen  Eindruck  hervor- 
rufen. Dies  ist  u.  a.  bei  den  neueren  Kolonieen  der  Aktienbaugesell- 
schaften  in  M.-Gladbach,  Rheydt,  Barmen,  Lennep,  Aachen,  Duisburg, 
der  Baugenossenschaften  in  Cöln  und  des  Bauvereins  in  Remscheid  sehr 
gut  gelungen. 

Auf  die  nette,  auch  künstlerische  Momente  berücksichtigende  Aus- 
gestaltung der  Fagaden  wird  von  den  Bauvereinen  grosse  Sorgfalt 
gelegt.  Es  zeigt  dies  u.  a.  die  aus  vier  kleinen  Arbeiterhäusern  be- 
stehende Gruppe  des  Rheinischen  Vereins  zur  Förderung  des  Arbeiter- 
wohnungswesens auf  der  Düsseldorfer  Ausstellung,  Häuser  der  Bau- 
genossenschaft Cöln-Süd,  der  Baugesellschaften  in  Rheydt  und  Oden- 
kirchen und  des  Gemeinnützigen  Bauvereins  in  Remscheid  darstellend. 
Durch  die  den  Bauvereinen  zugängliche  Sammlung  mustergiltiger  Bau- 
pläne des  „Rheinischen  Vereins"  ist  es  ihnen  möglich,  in  Hervorbringimg 
schöner  Aussenansichten  der  Häuser  recht  Gutes  zu  leisten.  Hiervon 
legen  u.  a.  die  Häuser  der  Baugenossenschaften  in  Düsseldorf,  Cöln, 
Essen,  Euskirchen,  Emmerich,  Kray,  Krefeld,  Neuss,  Neviges,  Ohligs, 
Opladen,  Solingen,  Velbert,  Vohwinkel  und  Wermelskirchen  beredtes 
Zeugniss  ab.  Diesem  Bestreben  steht  dasjenige  nach  möglichst  zweck- 
mässiger innerer  Einrichtung  der  Wohnungen  nicht  nach.  In  dieser 
Hinsicht  seien  namentlich  erwähnt  die  Häuser  der  Baugenossenschaften 
in  Cöln,  Düsseldorf,  Altendorf  und  Essen,  Krefeld,  Neuss.  Die  Häuser 
der  Baugenossenschaft  in  Düsseldorf  enthalten  6 — 8  Wohnungen.  Jede 
Wohnung  ist  abgeschlossen  und  enthält  2 — 4  Wohnzimmer  (einschl. 
Küche)  einen  Vorplatz  und  eine  Spülküche.  Zu  jeder  Wohnung  gehört 
ein  Abort  ebenso  ein  Keller.  An  den  Hinterfronten  ist  für  jede  Woh- 
nung,, abgesehen  von  einigen  wenigen  Wohnungen,  eine  Veranda  ein- 
gerichtet, die  von  der  Küche  aus  zugänglich  ist.  In  jeder  Wohnung 
sind  ein  oder  zwei  Wandschränke  eingebaut.  Je  zwei  Waschküchen  und 
der  Speicher  dienen  zur  gemeinschaftlichen  Benutzung.  Aehnliche  Ein- 
richtungen finden  sich  in  Crefeld.  Die  Essener  und  Altendorfer  Bau- 
genossenschaften haben  für  jede  Wohnung  noch  ein  besonderes  Bade- 
zimmer eingerichtet;  die  Badewannen  werden  von  der  Genossenschaft 
gestellt. 

Trotz  dieser  Nebenräume  sind  die  Miethen  nicht  nur  nicht  höher 
als  in  Privathäusern  für  Wohnungen  ohne  jene  Räume,  sondern  noch 
billiger,  zum  Theil  bis  zu  25  Prozent. 

Häuser  zum  Verkauf.  Die  Häuser  zum  Verkauf  werden  nur 
unter  gewissen  einschränkenden  Bedingungen  an  Arbeiter  abgegeben. 
Diese  Bedingungen,  welche  in  einem  Muster  vertrage  des  Rheinischen 
Vereins  zur  Förderung  des  Arbeiter  Wohnungswesens  niedergelegt  wurden, 
sind  im  wesentlichen  folgende: 

1.  Bebauungsbeschränkungen.  Es  dürfen  ohne  Genehmigung 
des  Verkäufers  keine  Neubauten,  Aufbauten  und  Anbauten  vorgenommen 
werden. 

2.  Benutzungsbeschränkungen.  In  dem  verkauften  Hause 
dürfen  nur  Familien  von  Arbeitern  oder  diesen  sozial  gleichstehenden 
Personen,  und  zwar  nicht  mehr  als  Familien  wohnen.  Kost- 
gänger dürfen  ohne  Genehmigung  des  Verkäufers  nicht  gehalten  werden; 
auch  darf  ohne  Einwilligung  des  letzteren  kein  Wirthschaftsbetrieb  und 
kein  Verkauf  geistiger  Getränke  stattfinden. 
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3.  Veräusserungsbesckränkungen.  Dem  Verkäufer  bleibt  für 
eine  Heike  von  Jakren  das  Wiederkaufsreckt  an  dem  Hause  vorbekalten. 

Diese  Besckränkungen  werden  als  persönlicke  Dienstbarkeiten  im 
Grundbucke  eingetragen  und  wirken  in  Folge  dessen  als  auf  dem  Grund- 
stücke rukende  dinglicke  Lasten.  Es  wird  dadurck  erreickt,  dass  die 
Häuser  für  lange  Zeit  ikrem  ursprünglicken  Zwecke  —  als  Arbeiter- 
woknungen  zu  dienen  —  erkalten  bleiben. 

Bei  Verkauf  von  Häusern  gilt  als  Verkaufspreis  in  der  Regel  die 
Selbstkostensumme  einsckliesslick  eines  Zuscklages  von  ca.  5  u/o  zur 
Deckung  der  Vereinsunkosten.  Auf  die  Kaufsumme  ist  in  der  Regel  bei 
Absckluss  des  Vertrages  eine  Abscklagszaklung  von  etwa  10  %  zu 
leisten.  Im  übrigen  sind  jäkrlick  in  monatlicken  Raten  6-7  %  des 
Kaufpreises  zu  zaklen.  Davon  werden  verrecknet:  SVa  bis  4  %  für 
Verzinsung  der  Hypotkeken,  1  o/0  für  Unkosten  (Verwaltung,  Repara- 
turen etc.);  der  Rest  bildet  die  jäkrlicke  Abtragung  auf  den  Kaufpreis. 
Angenommen  also,  der  Verkaufspreis  beträgt  6000  Mk.,  so  sind  jäkrlick 
bei  6%  zu  zaklen  360  Mk.    Davon  werden  verwendet: 

220  Mk.  für  Verzinsung  der  Hypotkeken, 
60    „     „  Unkosten, 
 80    „    als  Tilgung, 

Summa  360  Mk. 

Die  Tilgungsrate  erkökt  sick  von  Jakr  zu  Jakr  um  die  ersparten 
Zinsen. 

Grossartiges  in  der  Erricktung  von  Verkaufskäusern  kaben  die  Bau- 
gesellsckaften  in  Barmen,  M.-Gladback  und  Rheydt  geleistet.  Barmen 
erstellte  mit  einem  Kostenaufwande  von  2  122  500  Mk.  360  Häuser  für 
ca.  600  Familien,  darunter  als  Verkaufskäuser  170  Einfamilienkäuser 
(Kaufpreis  4000—5400  Mk.)  und  174  Zweifamilienkäuser  (Kaufpreis 
5400  —  10  000  Mk.),  der  Rest  sind  Mietkkäuser.  Abzaklungen  sind  be- 
reits in  Höke  von  ca.  1 200  000  Mk.  geleistet.  M.-Gladback  erbaute 
646  Häuser  im  Herstellungswertke  von  3  300  000  Mk.  und  bildet  damit 
den  bedeutendsten  der  rkeiniscken  Bauvereine  und  wokl  der  deutscken 
Bauvereine  überkaupt.  In  den  Häusern  woknen  1475  Familien  mit  mehr 
als  7800  Köpfen.  Ausser  31  grösseren  Miethkäusern  sind  die  sämmt- 
licken  Häuser  zum  Verkauf  gebaut.  Diese  Verkaufskäuser  entkalten 
5—6  Woknzimmer  (einsckl.  Kücken)  und  einige  Daekzimmer.  Der  Kauf- 
preis stellt  sick  auf  4600  bis  7800  Mk.  Es  sind  im  ganzen  bereits 
1  575  000  Mk.  von  den  Käufern  abgezaklt.  Die  Rheydter  Aktienbau- 
gesellsckaft  baute  bisker  182  Häuser  für  337  Familien  im  Wertke  von 
1  030  000  Mk.  Sämmtlicke  Häuser  sollen  verkauft  werden.  Es  stellt 
sick  der  durckscknittlicke  Kaufpreis  eines  Einfamilienhauses  auf  3600  Mk., 
eines  Zweifamilienhauses  auf  6000  Mk.,  eines  Dreifamilienkauses  auf 
10  000  Mk.    Auf  jede  Familie  entfallen  3—4  Räume. 

Von  Baugenossensckaften  kaben  in  der  Erstellung  von  Verkaufs- 
käusern namentlick  diejenigen  in  Cöln-Nippes,  Cöln-Süd,  Cöln-Ehrenfeld 
und  Gummersbach  Bedeutendes  geleistet.  Cöln-Nippes  erricktete  bisker 
73  Zweifamilienkäuser  mit  je  6  Woknzimmern,  der  durckscknittlicke  Kauf- 
preis beträgt  7764  Mk.,  Cöln-Süd  erstellte  42  Zweifamilienkäuser  und 
ein  grösseres  Haus,  und  Cöln-Ekrenfeld  55  Ein-  und  Zweifamilienkäuser. 
Das  Einfamiiienkaus  kostet  im  Durchschnitt  4200,  das  Zweifamilienhaus 
8250  Mk.,  Gummersback  erstellte  bisker  92  meist  Zweifamilienkäuser  im 
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Gesammtwerthe  von  530  000  Mk.  Erwähnung  verdient  noch  der  Gemein- 
nützige Bauverein  in  Remscheid,  welcher  92  Häuser  für  225  Familien 
zum  Werthe  von  731  755  Mk.  errichtet  hat.  Der  Preis  eines  Zwei- 
familienhauses stellt  sich  auf  5000—9000  Mk.,  derjenige  eines  Dreifamilien- 
hauses auf  7500-9000  Mk. 

Die  Herstellungskosten  (einschl.  ca.  200  qm  Bau-  und  Garten- 
land) der  Häuser  sind  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  und  Bedürf- 
nissen ausserordentlich  verschieden.  Während  z.  B.  in  Aldekerk,  Eus- 
kirchen, Goch,  Geldern,  Kaldenkirchen,  Rheydt,  Dieringhausen  ein  Ein- 
familienhaus —  enthaltend  in  der  Regel  vier  Wohnräume  (zwei  im  Erd- 
geschoss  und  zwei  im  Dachgeschoss)  —  3000  bis  3600  M.  kostet,  stellt  sich 
der  Herstellungspreis  in  Lennep  auf  4000  M.,  in  Kempen  auf  4080  M.,  in 
Neviges  auf  4030  M.,  in  Duisburg  auf  4200  M..  in  Neuss  auf  4280  M., 
in  Hennef  a.  Sieg  auf  4670  M.  und  steigt  in  Wald  und  Erkrath  auf 
5000,  in  Vohwinkel  auf  6000  M.  Das  Zweifamilienhaus  (enthaltend  in 
der  Regel  2  Wohnungen  a  3  Zimmer  und  1  oder  2  Dachzimmer)  kostet 
in  Dieringhausen,  Viersen  und  Hüls  5000  M.,  in  Linz  5250  M.,  in  Dül- 
ken 5300  M.,  in  Rheydt  6000  M.,  in  Odenkirchen  6100  M.,  in  Hennef 
6200  M.,  in  Wald  6600  M,  in  Benrath  6500  M..  in  Duisburg  6300  M., 
in  Cöln-Nippes  7764  M.,  in  Cöln-Ehrenfeld  8250  M.,  in  Wermelskirchen 
8700  M.,  in  Remscheid  5—9000  M.  und  steigt  in  Gummersbach  und  Laar 
auf  10  000  M.,  in  Solingen  auf  11  000  M.,  in  Vohwinkel  auf  12  000  M.. 
Das  Dreifamilienhaus  (3  Wohnungen  ä  3  Zimmer  und  einige  Dachzimmer) 
kostet  in  Gummersbach  13  000  M.,  in  Mülheim  a.  Ruhr  11  750  M.,  in 
Rellinghausen  11  000  M.,  in  Wermelskirchen  10  000  M.,  in  Benrath 
8900  M.,  in  Lennep  8000  M.,  in  Odenkirchen  7750  M. ,  in  Rheydt 
10000  M.,  in  Neuss  8100  M.,  in  Remscheid  7500-  9000  M.,  dagegen  in 
Saarbrücken  13—14000  M.  in  Duisburg  14000  M. 

Wie  die  nachfolgende  Zusammenstellung  ergiebt,  sind  von  rheini- 
schen Bauvereinen  bereits  2132  Häuser  an  Arbeiter  verkauft  worden. 
Meistens  sind  es  Ein-  und  Zweifamilienhäuser.  Allerdings  sind  auch 
eine  Anzahl  Dreifamilienhäuser  darunter.  Bezüglich  der  letzteren  ist  zu 
bemerken,  dass  dieselben  meistens  im  bergischen  Laude  gebaut  wurden, 
wo  insbesondere  Terrainschwierigkeiten  (Lage  der  Baustellen  an  Berg- 
abhängen) die  Erbauung  kleinerer  Häuser  unrentabel  macht.  Im  übrigen 
werden  von  den  Vereinen  grössere  als  Zweifamilienhäuser  nicht  zum 
Verkauf  gebaut,  und  es  erscheint  auch  im  allgemeinen  nicht  wünschens- 
werth,  dass  Bauvereine  Häuser  mit  mehr  als  zwei  Wohnungen  den  Ar- 
beitern verkaufen. 

Die  Aufbringung  der  Abzahlungen  ist  bisher  noch  selten  auf 
Schwierigkeiten  gestossen.  Die  Leute  sparen  gern,  wenn  sie  die  Aus- 
sicht des  Erwerbs  eines  eigenen  Heims  haben.  Die  bisher  auf  Kauf- 
häuser geleisteten  Abzahlungen  von  mehr  als  41/>  Millionen  würden  von 
den  Leuten  nicht  entfernt  aufgebracht  worden  sein,  wenn  damit  nicht 
die  Aussicht  auf  Erwerb  eines  eigenen  behaglichen  Heims  verbunden  ge- 
wesen wäre.  Häufig  helfen  auch  erwachsene  Kinder  durch  ihren  Ver- 
dienst den  Eltern,  den  schnelleren  Erwerb  eines  Hauses  herbeizuführen. 
Die  Leute  gelangen  durch  den  Erwerb  eines  eigenen  Hauses  zu  einem 
gewissen  Wohlstande.  Es  muss  —  soweit  rheinische  Verhältnisse  in  Be- 
tracht kommen  —  gesagt  werden,  dass  die  Erwerber  in  der  Regel  sehr 
zufrieden  sind  und  sich  die  von  den  Gegnern  des  Eigenhauses  gegen 
letzteres  geltend  gemachten  Gründe,  die  theoretisch  gewiss  sehr  berech- 
tigt sind,   hier  störend  nicht  bemerkbar  machen.    Mehrere  Bau  vereine 
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haben  im  Gegentheil  die  Erfahrung  gemacht,  dass  sie  die  von  ihnen  er- 
bauten Miethhäuser  nicht  vermiethen  konnten,  während  die  Erwerbshäuser 
trotz  der  erwähnten  einschränkenden  Bedingungen  flott  verkauft  wurden. 

Miethhäuser.  Der  durchschnittliche  Herstellungspreis  von  Miet- 
wohnungen (durchschnittlich  drei  Räume)  beträgt  in  Aachen  3000  M.,  in 
Bonn  5000  M.,  Duisburg  3460  M.,  Düsseldorf  6000  M..  Essen  4700  M., 
Crefeld  4800  M.,  Elberfeld  4500  M.,  Mülheim  a.  Rh.  4240  M.,  Oberstein 
2700  M..  Solingen  3930  M.,  Trier  4800  M. 

Diese  erheblichen  Differenzen  liegen  zum  Theil  in  der  Art  der  Aus- 
stattung der  Wohnungen  (mit  oder  ohne  Nebenräume  u.  s.  w.),  in  den 
sehr  verschiedenen  Grundstückspreisen,  in  den  Preisen  der  Baumate- 
rialien und  der  sehr  verschiedenen  Höhe  der  Löhne. 

An  Miethe  sind  im  Durchschnitt  5 — 6%  des  Herstellungswerthes 
der  Wohnungen,  bezw.  Häuser  zu  zahlen.  Davon  entfallen  3V-2 — 4%  auf 
Verzinsung  der  Hypotheken  und  Geschäftsantheile,  1 — lV-20/o  auf  Amor- 
tisation, V2 — 1%  auf  Deckung  von  Unkosten  für  Verwaltung,  Steuern, 
Reparaturen  u.  s.  w. 

Das  Bedeutendste  in  der  Erstellung  von  Mietwohnungen  haben  im 
Rheinland  bisher  die  Baugesellschaft  in  M. -Gladbach  (247  Wt Inningen), 
die  Baugesellschaft  in  Aachen  (204  Wohnungen),  der  Spar-  und  Bau- 
verein Duisburg  (204  Wohnungen)  und  die  Baugesellschaft  in  Rheydt 
(180  Wohnungen)  geleistet.  Mehr  als  100  Wohnungen  haben  bisher  ge- 
schaffen die  Ballgesellschaften  in  Benrath,  Bonn,  Lennep,  Neuss  und 
Viersen,  die  Baugenossenschaften  in  Düsseldorf,  Crefeld,  Essen  a.  R.. 
Mülheim  a.  Rhein. 

Statistisches.  Nach  einer  in  der  Festschrift  des  Rheinischen 
Vereins  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  enthaltenen  Zu- 
sammenstellung, zu  welcher  bis  auf  neun  in  neuester  Zeit  entstandene 
Vereine  alle  rheinischen  Bauvereine  Material  geliefert  haben,  entwickelte 
sich  die  Thätigkeit  der  Vereine  bisher  wie  folgt: 

I.  Geschäftskapital. 

Gezeichnetes    Eingezahltes  Reserven 
M.  M.  M. 

A.  Bei  76  Genossenschaften   .    .    .  3  805  161      2  128  829      134  580 

B.  „    19  Aktienbaugesellschaften  .   3  451  900      3  341  600      281  641 

C.  „     4  Baugesellschaften  m.b.H.      368  000        200  000  637 

D.  ..      1  sonstigen  Verein  .    .    .      196  000        196  000        45  030 

Sa.    .    .    .   7  821  061      5  866  429      461  888 
II.  Ausgeführte  Bauten. 
Gesammtzahl  und  Herstellungskosten  der  Häuser. 

TT..        ,    ^     .,.  Zahl  Her- 

Hauser  lur  Familien  derWoh-  stellungs- 

12         3  mehr  als  3    Sa.    nungen  werth 

A.  Bei  76  Genossen-  M. 

schatten   ...   183     513     134     187      1017    2823    11  200363 

B.  Bei  19  Aktienbau- 

gesellschaften   .   406  1279      85      96      1866    3920    11  291  687 

C.  Bei  4  Gesellschaft- 

ten  m.  b.  H.     .     43      44      10      22        119     243        983  902 

D.  Bei   1  sonstigen 

Verein     .    .    .     -      51      41       -         92     225        731  775 

Sa.    .    .    .   632  1887     270     305      3094    7211    24  207  727 
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Davon  sind: 

1.  Miethshäuser. 

Die  Häuser  enthalten  Wohnungen 
Zahl       mit  Zimmern  (einschl.  Küche j 
der  5  und 

Häuser     2         3  4      mehr  Sa. 

Zimmer 

A.  Bei  55  Genossenschaften     .    .  423     256     1049     405      55  1765 

B.  „    17  Aktienbaugesellschaften  504     181      695    407     120  1403 

C.  „     2  Gesellschaften  m.  b.  H.    33     —        47      47       8  102 

D.  „     1  sonstigen  Verein  ...      2     —        —      —        2  2 

Sa. 


.  962  437 

2.  Verkaufshäuser. 

Dieselben  sind: 


Höhe  der 

Zahl       Ein-      Zwei-      Drei-  geleisteten 
der     familien  familien  familien  Ab- 
Häuser  Häuser   Häuser   Häuser  Zahlungen 

M. 


1791     859     185  3272 


Von  den 
Häusern  sind: 

theil- 
ganz  weise 
bezahlt  ab- 
gezahlt 


A.  Bei   31  Genossen- 

schaften .... 

B.  Bei  15  Aktienbau- 

gesellschaften .  . 

C.  Bei  2  Gesellschaften 

m.  b.  H.  ... 

D.  Bei  1  sonstigen  Ver- 

ein   


594 
1362 
86 
90 


132 
288 
35 


377 
1040 
41 
49 


85 
34 
10 
41 


468  945 
3  507  999 
17  955 
256  657 


20 
649 


574 
713 

86 

13  77 


Sa..    .   2132    455    1507    170    4  251  556     682  1450 
Erwähnt  sei  an  dieser  Stelle  auch  die  Thätigkeit  der  drei  rheinischen 
Beamten -Wohnungsvereine  e.  G.  m.  b.  H.    Aus  denselben  sind  folgende 
statistischen  Angaben  von  Interesse.     (Es  handelt  sich  dabei  nur  um 
Mietwohnungen) : 


Geschäftskapital 

Zahl  der  erbauten 

Her- 

Divi- 
dende 

Mit- 

gezeich- 

einge- 

Häu- 

mit 

und 

stellungs- 

Rück- 
lagen 

glieder 

netes 

zahltes 

ser 

Woh- 

Zim- 

weith 

M. 

M. 

nungen 

mern 

M. 

% 

M. 

Verein  Cöln 

422 

133200 

48095 

3 

30 

121 

300  300 

4 

4  403 

Verein 

Düsseldorf 

494 

140000 

60000 

9 

59 

289 

625  000 

3 1/2 

Verein 

Krefeld  .  . 

286 

60000 

25000 

4 

25 

100 

190  000 

4 

615 

Sa.  .  . 

1202 

333200 

133095 

16 

114 

510 

1  115  000 

5  018 

Auffällig  könnte  in  vorstehender  Zusammenstellung  bei  II  erscheinen, 
dass  die  1017  Häuser  von  Genossenschaften  nahezu  denselben  Her- 
stellungswerth repräsentiren  wie  die  1866  Häuser  der  Aktienbaugesell- 
schaften.  Zur  Erklärung  dieses  Verhältnisses  ist  zu  bemerken,  einmal, 
dass  die  Aktienbaugesellschaften  mehr  kleine  Häuser  gebaut  haben, 
während  die  Zahl  der  grossen  Häuser  bei  den  Genossenschaften  be- 
deutender ist,   dann  aber  auch,  dass  die  Häuser  der  Aktienbaugesell- 
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Schäften  zum  grössten  Theil  älteren  Datums  sind  und  seiner  Zeit  be- 
deutend billiger  errichtet  werden  konnten,  als  dies  bei  den  neuen 
Häusern  der  Fall  ist. 

Von  den  oben  nachgewiesenen  Wohnungen  wurden  im  Jahre  1901 
allein  2174  erstellt.  Bei  einer  durchschnittlichen  Bevölkerungszunahme 
von  jährlich  90  000  Seelen  im  Rheinland  werden  pro  Jahr  etwa 
18  000  Wohnungen  nöthig  sein,  wovon  wohl  etwa  2/s,  also  12  000,  auf 
Familienwohnungen  für  Arbeiter  entfallen  müssen.  Hiervon  ist  also 
mehr  als  Vg  von  den  Bauvereinen  hergestellt  worden.  Rechnet  man 
noch  die  von  Gemeinden  und  Stiftungen  im  Jahre  1901  errichteten  436 
Wohnungen  hinzu,  so  erhöht  sich  der  Antheil  der  gemeinnützigen  Bau- 
thätigkeit  am  Kleinwohnungsbau  pro  1901  auf  mehr  als  20  %. 

Es  wurden  in  den  Geschäftsberichten  des  mehrgenannten  „Rheinischen 
Vereins"  nachgewiesen  an  Wohnungen,  welche  von  rheinischen  Bau- 
vereinen errichtet  waren: 

1.  im  Geschäftsbericht  pro  1897/98   ,    .  2989, 

2.  „  „  „  1898/99    4011, 

3.  „  „  „   1899/1900    5037, 

4.  „  „  „   1900/1901  (Festschrift)  wie  oben  7211. 

Laut  einer  Zusammenstellung  von  Prof.  Albrecht  bestanden  am 
31.  Dezember  1899  im  Deutschen  Reiche  356  gemeinnützige  Bauvereine 
(abgesehen  von  Beamten -Wohnungsvereinen  und  Stiftungen).  273  der- 
selben hatten  zum  gleichen  Zeitpunkte  errichtet  8002  Häuser  mit 
21  839  Wohnungen  zu  einem  Gesammtwerthe  von  73  502  228  Mark.  Nach 
dem  Geschäftsberichte  des  „Rheinischen  Vereins"  pro  1899/1900  bestanden 
am  3.  Juni  1900*)  in  der  Rheinprovinz  94  gemeinnützige  Bauvereine. 
85  derselben  hatten  am  gleichen  Zeitpunkte  2323  Häuser  mit  5037  Woh- 
nungen zum  Werthe  von  17  133  250  Mark  hergestellt.  Es  geht  hieraus 
hervor,  dass  von  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  im  ganzen  Reiche 
etwa  1li  auf  die  Rheinprovinz  entfällt. 

Zum  Schluss  ist  an  dieser  Stelle  noch  zu  erwähnen,  dass  die 
rheinischen  Baugenossensehaften  sich  Ende  1901  zu  einem  eigenen 
Revisionsverbande  zusammengeschlossen  haben.  Derselbe  arbeitet  mit 
dem  Rheinischen  Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens 
Hand  in  Hand;  der  Geschäftsführer  des  Vereins  ist  zugleich  Direktor  des 
genannten  Verbandes. 

III.  Aus  der  inneren  Geschäftsthätigkeit  der  Bauvereine. 

Bei  den  rheinischen  Baugenossenschaften  sitzen  in  den  Organen 
(Aufsichtsräthen  und  Vorständen)  in  der  Regel  Arbeitgeber,  sonstige 
wohlhabende  Bürger,  Bausachverständige  und  Arbeiter,  ferner  gehören 
insbesondere  den  Aufsichtsräthen  (auch  bei  den  Baugesellschaften)  Ver- 
treter der  Gemeinden  (Bürgermeister  oder  Beigeordnete  und  Stadtver- 
ordnete) an.    Auch  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  ist  bei  einigen  Ge- 


*)  Der  Zeitunterschied  (31.  Dezember  1899  und  30.  Juni  1900)  kommt  als 
Hinderniss  für  die  Vergleichung  kaum  in  Betracht,  da  die  Vereine  in  der  Regel 
im  Frühjahr  mit  der  Bauthätigkeit  beginnen  und  dieselbe  im  Herbst  beenden, 
so  dass  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  nur  sehr  wenig  neue  Häuser  entstehen. 
Am  30.  Juni  1900  waren  540  Häuser  rheinischer  Bauvereine  im  Bau  begriffen, 
welche  oben  nicht  mitgezählt  wurden. 
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nossenschaften  ein  Platz  im  Aufsichtsrathe  zugewiesen.  Es  ist  dies  sehr 
zu  empfehlen,  da  diese  Beamten  infolge  ihres  ständigen  persönlichen 
Verkehrs  mit  Arbeitgebern  und  Arbeitern  sehr  für  die  Sache  wirken 
können.  Ein  treffliches  Beispiel  bietet  in  dieser  Beziehung  der  Gewerbe- 
inspektor in  Solingen,  welcher  nach  dem  Berichte  des  Solinger  Spar- 
und  Bauvereins  in  Fabrikanten-  und  Kaufmannskreisen  für  den  Verein 
geworben  und  zur  Zahlung  grösserer  Beiträge  veranlasst  hat. 

Hinsichtlich  der  Vergebung  der  Wohnungen  hat  sich  bei  den  Bau- 
genossenschaften die  Praxis  der  Verloosung  unter  die  Mitglieder  ein- 
geführt. An  der  Verloosung  nehmen  bei  den  meisten  Genossenschaften 
nur  diejenigen  Mitglieder  Theil,  für  welche  nach  den  Satzungen  über- 
haupt nur  "Wohnungen  geschaffen  werden  sollen,  also  in  der  Hauptsache 
Arbeiter.  Für  die  Theilnahme  an  der  Verloosung  ist  in  der  Regel  Vor- 
bedingung, dass  die  Mitgliedschaft  bereits  eine  bestimmte  Zeit  (min- 
destens sechs  Monate)  besteht  und  auf  den  Geschäftsantheil  ein  bestimmter 
Betrag  (10 — 50%  des  Nennbetrages  des  Antheils)  eingezahlt  ist.  So- 
lange den  Genossen  eine  Wohnung  nicht  zufällt,  erhalten  sie  für  jedes 
Jahr  ein  Loos  mehr,  bei  zweijähriger  Mitgliedschaft  also  zwei,  bei  drei- 
jähriger drei  u.  s.  w.  Besteht  die  Mitgliedschaft  bereits  mindestens  fünf 
Jahre,  so  ist  dem  betreffenden  Genossen  die  nächste  verfügbar  werdende 
W ohnung  ohne  Verloosung  zuzutheilen.  Einige  Genossenschaften  (Mül- 
heim a/Rhein  und  Vohwinkel)  haben  auch  den  Arbeitgebern  das  Recht 
der  Theilnahme  an  der  Verloosung  zugestanden,  dergestalt,  dass  dieselben 
für  je  einen  oder  mehrere  gezeichnete  Geschäftsantheile  ein  Loos  er- 
halten; die  auf  dasselbe  entfallende  Wohnung  können  sie  einem  ihrer 
Arbeiter  übertragen,  sofern  dieser  Genosse  ist  oder  wird.  Auf  das 
Miethverhältniss  selbst  erlangt  der  Arbeitgeber  jedoch  keinen  Einfluss. 
Für  die  Geldbeschaffung  ist  dieser  Modus  nicht  ohne  Bedeutung,  da 
mancher  Arbeitgeber  eher  geneigt  sein  Avird,  sich  an  der  Genossenschaft 
zu  betheiligen,  wenn  er  die  Aussicht  hat,  dadurch  seine  eigenen  Arbeiter 
mit  Wohnungen  versorgen  zu  können. 

Behufs  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  den  Häusern  behalten 
sich  alle  Bauvereine  das  Recht  vor,  die  Häuser  und  Wohnungen  tags- 
über jederzeit  besichtigen  zu  dürfen,  auch  werden  Hausordnungen  erlassen, 
zu  deren  Beachtung  die  Miether  verpflichtet  sind.  Die  meisten  Vereine 
ernennen  für  jedes  grössere  Miethhaus  aus  der  Zahl  der  Miether  einen 
Hausverwalter,  welcher  die  Aufsicht  führt  und  an  welchen  die  Miether 
etwaige  Wünsche  und  Beschwerden  zu  richten  haben.  Der  Düsseldorfer 
und  der  Neusser  Spar-  und  Bauverein  lassen  den  Hausverwalter  von  den 
Miethern  selbst  wählen;  der  Gewählte  ist  jedoch  von  dem  Vorstande  zu 
bestätigen.  Dieses  Verfahren  hat  sich  gut  bewährt.  Es  liegt  nahe,  dass 
sich  die  Miether  der  Aufsichtsthätigkeit  eines  Verwalters,  bei  dessen 
Wahl  sie  selbst  mitgewirkt  haben,  viel  williger  unterwerfen,  als  wenn 
diese  Person  ohne  Befragung  der  Miether  vom  Vereinsvorstande  auf  diesen 
Posten  gestellt  wird. 

Um  die  Betriebsmittel  zu  verstärken,  hat  der  Spar-  uud  Bauverein 
in  Düsseldorf  beschlossen,  denjenigen  Arbeitgebern,  welche  dem  Verein 
eine  zweite  Hypothek  auf  zu  erbauende  Häuser  geben,  eine  bestimmte 
Anzahl,  jedoch  nicht  mehr  als  V4  der  in  diesen  Häusern  vorhandenen 
Wohnungen  für  ihre  Arbeiter  zu  überlassen.  Letztere  müssen  Mitglieder 
werden  und  stehen  lediglich  zum  Bauverein  in  einem  Miethsverhältniss, 
auf  welches  der  Arbeitgeber  einen  Einfluss  nicht  hat. 

Andere  Bauvereine,   z.  B.  in  Duisburg,  Essen,  Mülheim  a  d.  Ruhr, 
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Solingen,  nehmen  Spareinlagen  an,  die  in  der  Regel  mit  4%  verzinst 
werden  und  mit  einer  je  nach  der  Höhe  der  Einlagen  bestimmten  Frist 
zurückgezogen  werden  können. 

Eine  Anzahl  Bauvereine  geniesst  bei  Privatbanken  insofern  Vor- 
theile, als  diese  ihnen  die  Einlagen  verhältnissmässig  hoch  verzinsen, 
dagegen  bei  Entnahme  von  Darlehen  den  Bauvereinen  nur  mässige  Zinsen 
berechnen. 

Was  sonstige  Anstalten  und  Einrichtungen  der  Bauvereine 
anbelangt,  so  ist  zunächst  zu  erwähnen,  dass  die  Gladbacher  Aktien- 
baugesellschaft  im  Jahre  1888  ein  Volkskaffee-  und  Speisehaus  errichtet 
hat.  Dasselbe  dient  im  Avesentlichen  zur  Förderung  der  Zwecke  des 
Vereins  gegen  Missbrauch  geistiger  Getränke  in  M.-Gladbach,  dem  es 
auch  zum  Betriebe  vermiethet  ist. 

Die  Gemeinnützige  Baugesellschaft  für  Aachen  und  Burtscheid  zu 
Aachen  hat  in  einer  ihrer  Kolonieen  einen  Spielplatz  ausgebaut  und  mit 
einer  geräumigen  Spielhalle  versehen,  welche  den  Kindern  der  in  der 
Kolonie  wohnenden  Miether  auch  bei  Regenwetter  den  Aufenthalt  im 
Freien  gestattet.  In  einem  Hause  ist  ein  Lesezimmer  eingerichtet,  in 
welchem  die  Gesellschaft  ihren  Miethern  Zeitungen  und  gute  Bücher  zur 
Lektüre  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellt.  Ein  Haus  in  derselben 
Kolonie  ist  dem  Verein  für  Volkswohlfahrt  zur  Einrichtung  einer  Volks- 
küche mit  Restaurant  überlassen  worden.  Eine  Anzahl  von  Bau  vereinen 
hat  aus  erzielten  Ueberschüssen  neben  dem  gesetzlichen  Reservefonds 
einen  Hülfsreservefonds  geschaffen,  aus  welchem  etwa  eintretende  be- 
sondere Bedürfnisse  der  Bauvereine,  z.  B.  unvorhergesehene  grössere  Re- 
paraturen an  Häusern,  Verschönerung  vorhandener  Gartenanlagen  u.  s.  w., 
bestritten  werden. 

Sehr  bemerkenswert!!  sind  die  im  Besitze  einer  Reihe  von  Vereinen 
befindlichen  Stiftungsfonds,  welche  aus  freiwilligen  Zuwendungen  stammen. 
Die  Barmer  Baugesellschaft  verfügt  über  Jubiläumsstiftungen  in  Höhe 
von  ca.  18  000  Mark,  welche  anlässlich  des  25jährigen  Bestehens  der 
Gesellschaft  gegeben  worden  sind.  Dem  Gemeinnützigen  Bauverein  in 
Remscheid  hat  der  verstorbene  Bürgermeister  Hoff  meist  e'r  ein  Kapital 
vermacht,  welches  heute  bereits  auf  ca.  31000  Mark  angewachsen  ist, 
ausserdem  führt  der  Verein  noch  ein  Geschenkkonto,  welches  mit  ca. 
17  000  Mark  zu  Buche  steht.  Der  Spar-  und  Bauverein  zu  Düsseldorf 
verfügt  über  einen  Stiftungsfonds  von  ca.  37  500  Mark.  Derselbe  besteht 
ausser  sonstigen  Zuwendungen  namentlich  in  einem  Grundstücke  im 
Werthe  von  36  000  Mark ,  welches  von  einem  angesehenen  Düsseldorfer 
Bürger  dem  Verein  behufs  Bebauung  geschenkt  worden  ist.  Die  Erträg- 
nisse aus  dem  Fonds  sowie  die  dem  letzteren  zugeflossenen  Baarmittel 
beabsichtigt  der  Verein  dazu  zu  verwenden,  das«  er  minderbemittelten 
Mitgliedern,  welche  sich  Möbel  anschaffen  wollen,  hierzu  Vorschüsse 
giebt.  Den  Leuten  soll  dadurch  die  Möglichkeit  geschaffen  werden,  ihre 
Sachen  in  guten  und  soliden  Geschäften  gegen  baar  zu  kaufen.  Ein 
Theil  der  Erträgnisse  aus  dem  Fonds  soll  im  Bedarfsfalle  auch  zur 
Gewähr  von  Unterstützungen  an  die  Genossen,  oder  zu  Miethsnachlässen 
dienen.  Die  Arbeiterwohnungsgenossenschaft  zu  Cöln-Ehrenfeld  ist  infolge 
einer  Zuwendung  seitens  eines  ihrer  Mitglieder  (eines  Grossindustriellen) 
in  die  Lage  versetzt  worden,  einen  Fonds  von  1000  Mark  zu  bilden, 
dessen  Zinsen  zur  Vertheilung  von  Prämien  für  gute  Instandhaltung  der 
Häuser  und  Gärten  des  Vereins  dienen  sollen.  Weitere  Geschenke  für 
gemeinnützige   und   wohlthätige   Zwecke   sind,  soviel   bekannt,  zuge- 
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flössen  dem  Spar-  und  Bauverein  zu  Aachen  in  Höhe  von  4000  Mark, 
dem  Spar-  und  Bauverein  zu  Solingen  in  Höhe  von  2000  Mark,  dem 
Bauverein  zu  Hüls  in  Höhe  von  1000  Mark. 

Erwähnenswerth  ist  ferner  die  der  Spar-  und  Baugenossenschaft 
zu  Mülheim  a/Rhein  zugeflossene  Zuwendung  zur  Bestreitung  der  ersten 
Einrichtungskosten. 

In  Bezug  auf  die  Gewinnverteilung  ist  hervorzuheben,  dass  in 
mehreren  Baugenossenschaften  die  Dividende  für  die  Antheile  der  wohl- 
habenden Mitglieder  auf  höchstens  3%  festgesetzt  ist,  während  die 
minderbemittelten  Mitglieder  auf  ihre  Einzahlungen  4%  erhalten:  nicht 
selten  sind  die  Fälle,  wo  gutsituirte  Mitglieder  auf  die  auf  ihre  Antheile 
entfallende  Dividende  zu  Gunsten  der  Genossenschaft  ganz  verzichten. 

IV.  Der  Rheinische  Verein  zur  Förderung  des  Arbeiter- 
wohnungswesens. *) 

Die  Bauvereine  können  einer  Stelle,  an  welche  sie  sich  in  allen 
Zweifelsfällen  bei  Fragen  der  Verwaltung  wenden  können,  nicht  ent- 
behren; auch  bedarf  es  zur  weiteren  Ausdehnung  der  gemeinnützigen 
Bauthätigkeit  eines  Organs,  welches  die  Wohnungsfrage  dauernd  in 
Fluss  erhält,  die  Gründung  neuer  Bauvereine  anregt  und  bei  der  Grün- 
dung selbst  mitwirkt,  das  ferner  Anregung  in  der  Richtung  giebt,  dass 
die  Gemeinden  die  Bauvereine  unterstützen  oder  selbst  kleine  Wohnungen 
bauen,  das  endlich  auch  die  einzelnen  mit  dem  Wohnungswesen  in  Zu- 
sammenhang stehenden  Fragen  klärt,  Vorschläge  zu  einem  praktischen 
Eingreifen  von  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  diesen  Fragen  macht 
und  über  das  Fortschreiten  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  fort- 
laufend berichtet.  Dieses  Organ  bildet  für  die  Rheinprovinz  der  ..Rheini- 
sche Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens".  Demselben  ge- 
hören ausser  einer  grossen  Anzahl  Behörden,  Vereinen  und  Privatpersonen 
auch  nahezu  sämmtliche  rheinischen  Bauvereine  an.  Er  bildet  den  sozialen 
Mittelpunkt  für  alle  mit  dem  Wohnungswesen  im  Rheinland  in  Zusammen- 
hang stehenden  Fragen  und  die  Auskunftsstelle  sowohl  für  die  Bau- 
vereine als  auch  für  Behörden  und  Arbeitgeber,  welche  Arbeiterwohnungen 
bauen.  Seit  dem  Einsetzen  der  Thätigkeit  des  Vereins  und  seit  der 
wohlwollenden  Stellungnahme  der  Landesversicherungsanstalt  gegenüber 
den  Bauvereinen  ist  die  Zahl  der  letzteren  und  der  Umfang  ihrer  Thätig- 
keit ganz  erheblich  gewachsen.  Während  zur  Zeit  der  Gründung  des 
Vereins  (Ende  1897)  etwa  35  Bauvereine  bestanden,  beträgt  jetzt  deren 
Zahl  109,  es  sind  also  seit  dem  etwa  41/? jährigen  Bestehen  des  Centrai- 
vereins 74  neue  Bauvereine  ins  Leben  getreten.  Die  Zahl  der  von  den 
Bauvereinen  alljährlich  hergestellten  Wohnungen  wächst  demgemäss  von 
Jahr  zu  Jahr  in  bedeutendem  Maasse,  wie  in  Abschnitt  II  gezeigt  ist. 

In  den  jährlichen  Versammlungen  des  Vereins  werden  Fragen 
aus  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  von  grösserer  Bedeutung  be- 
handelt. An  diesen  Versammlungen  nehmen  in  der  Regel  Vertreter 
sämmtlicher  Bauvereine  in  der  Rheinprovinz,  Vertreter  der  zuständigen 
Ministerien,  der  hohen  Regierungs-  und  Provinzialbehörden,  als  auch 
Vertreter  vieler  Kreise  und  Gemeinden,  sowie  viele  Privatversonen  theil. 
Ausser  diesen  Hauptversammlungen  des  Vereins  veranstaltet  derselbe 


*)  Zu  eingehenderem  Studium  der  Thätigkeit  des  Vereins  sei  die  von  dem- 
selben aus  Anlass  des  Internationalen  Wohnungskongresses  herausgegebene 
Festschrift  empfohlen. 
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noch  alljährlich  eine  Versammlung  der  rheinischen  Bauvereine,  in  welchen 
namentlich  solche  Fragen  zur  Verhandlung  kommen,  welche  die  Ge- 
schäftsführung und  Verwaltung  der  Bauvereine  im  Besonderen  berühren. 

Durch  diese  Versammlungen  werden  die  Bauvereinsinteressenten  ein- 
ander näher  gerückt,  es  werden  neue  Anregungen  gegeben,  und  das  Be- 
streben, die  Bauvereinssache  zn  fördern  und  zu  stärken,  wird  neu  belebt. 
Es  ist  dies  von  grosser  Wichtigkeit;  denn  wenn  auch  im  grossen  ganzen 
namentlich  infolge  der  ununterbrochenen  Thätigkeit  des  Rheinischen 
Vereins  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens '  ein  lebhaftes  Inter- 
esse an  dem  gemeinnützigen  Wohnungsbau  der  Bauvereine  stets  wach- 
gehalten und  weiter  ausgedehnt  wird,  so  kommt  es  doch  hier  und  da 
vor,  dass  die  Arbeit  eines  Bauvereins  bald  erlahmt,  sei  es,  dass  ihm  bei 
seinen  Bestrebungen  erhebliche  Schwierigkeiten  in  den  Weg  getreten 
sind,  oder  dass  den  leitenden  Personen  die  in  der  Regel  ehrenamtlich 
auszuübende  Thätigkeit  zu  viel  geworden  ist.  In  diesen  Fällen  sind 
Versammlungen  gedachter  Art  ausserordentlich  geeignet,  die  Kräfte  neu 
zu  stärken  und  den  Vorsatz,  der  Sache  nach  Möglichkeit  zu  dienen,  zu 
befestigen. 

Die  insbesondere  der  Bauvereinssache  entgegengebrachte  Opfer- 
willigkeit ist  eine  ausserordentlich  grosse  zu  nennen.  Nur  in  wenigen 
rheinischen  Bauvereinen  sind  besoldete  Kräfte  thätig,  in  mindestens 
90  %  der  Vereine  wird  die  Leitung  unentgeltlich  besorgt,  und  es  sind 
hierbei  Vertreter  aller  Stände  betheiligt.  Mancher  vielbeschäftigte  Fabri- 
kant und  sonstige  Bürger  findet  noch  Zeit,  sich  der  Leitung  eines  Bau- 
vereins zu  widmen,  und  mancher  Arbeiter,  der  tagsüber  im  Schweisse 
seines  Angesichts  gearbeitet  hat,  ist  noch  gern  bereit,  einen  grossen 
Theil  seiner  freien  Stunden  den  Zwecken  des  Bauvereins  zu  widmen; 
auch  verdienen  die  im  Rheinland  nicht  seltenen  Fälle  hervorgehoben  zu 
werden,  wo  wohlhabende  Herren  einen  Theil  ihrer  Lebensaufgabe  in 
der  unentgeltlichen  Leitung  grosser  Bauvereine  erblicken. 

Man  kann  von  allen  rheinischen  Bauvereinen  sagen,  dass  sie  das 
ernste  Bestreben  haben,  zu  ihrem  Theil  an  der  Besserung  der  Wohnungs- 
verhältnisse der  minderbemittelten  Klassen  beizutragen.  Noch  immer 
sind  die  Vereine  bereit  gewesen,  den  an  sie  ergehenden  Anregungen  des 
Centraivereins  zu  entsprechen,  wie  sie  jederzeit  die  von  letzterem  unter- 
nommenen Schritte  einmüthig  unterstützt  haben.  Es  ist  wohl  nicht  zum 
wenigsten  diesem  harmonischen  Zusammenarbeiten  zuzuschreiben,  dass 
die  Thätigkeit  des  Centraivereins  und  der  Bauvereine  zu  so  grossem 
Ansehen  und  so  hoher  Blüthe  gelangt  ist. 

In  neuerer  Zeit  hat  der  Rheinische  Verein  zur  Förderung  des 
Arbeiterwohnungswesens  positive  wirtschaftliche  Maassnahmen  im  Inter- 
esse der  Bauvereine  getroffen.  Mit  einer  Versicherungsgesellschaft  wurde 
ein  Haftpflicht-  und  Unfallversicherungsvertrag  abgeschlossen,  welcher 
den  Bauvereinen  erhebliche  Vortheile  sichert,  ferner  wird  durch  den 
Centraiverein  der  gemeinschaftliche  Bezug  von  Thüren  vermittelt,  sodass 
die  Bauvereine  bei  guter  Qualität  erheblich  geringere  Preise  zu  zahlen 
haben  als  bei  Einzelbezug.  In  nächster  Zeit  wird  der  gemeinschaftliche 
Bezug  auch  noch  anderer  Baumaterialien  in  die  Wege  geleitet  werden. 

V.  Geldquellen  der  Bauvereine. 

In  dem  Invaliditätsversicherungsgesetze  vom  22.  Juni  1889  war 
vorgesehen,  dass  die  auf  Grund  desselben  errichteten  Versicherungs- 
anstalten ein  Viertel  ihres  Vermögens  in  Grundstücken  anlegen  können. 
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Durch  das  neue  Gesetz  vom  13.  Juli  1899  ist  bestimmt,  dass  die  Anstalten 
ihr  Vermögen  bis  zur  Hälfte  in  dieser  Weise  anlegen  dürfen.  Nach 
beiden  Gesetzen  haben  die  Anstalten  das  Recht,  bei  den  Beleihungen 
auch  über  die  Hälfte  des  Werthes  des  Grundstücks  mit  Genehmigung 
des  Reichsversicherungsamtes  hinauszugehen.  Von  dieser  Befugniss  hat 
die  Landesversicherungsanstalt  der  Rheinprovinz  weitgehenden 
Gebrauch  gemacht.  Die  Anstalt  unterstützt  nur  den  von  Kommunalver- 
bänden  und  Bauvereinen  betriebenen  gemeinnützigen  Wohnungsbau.  Sie 
verleiht  ihre  Gelder  zu  einem  Zinsfusse  von  3 — 3^2  %  Dei  einer  Amorti- 
sation von  V2— 2  %■ 

Aus  den  allgemeinen  Beleihungsbedingungen  der  Versicherungs- 
anstalt „Rheinprovinz"  ist  zu  entnehmen,  dass  dieselbe  auch  einen  Ein- 
fluss  auf  die  Beschaffenheit  und  Benutzung  der  von  ihr  zu  beleihenden 
Wohnungen  ausübt.   Es  heisst  in  dieser  Beziehung  in  den  Bedingungen: 

„Die  zu  beleihenden  Gebäude  müssen  durch  ihre  Lage  und  bauliche 
Beschaffenheit  für  die  Sicherheit  der  Darlehen  hinreichende  Gewähr 
bieten  und  durch  die  Zahl  und  Art  der  zu  den  einzelnen  Wohnungen 
gehörenden  Räume  billigen  Anforderungen  in  Beziehung  auf  Gesundheit 
und  Sittlichkeit  entsprechen. 

„Vorzugsweise  werden  kleine  Häuser  für  eine  bis  zwei  Familien 
beliehen.  Bei  Beleihung  von  grösseren  Mietshäusern  muss  jede  Wohnung 
für  sich  abgeschlossen  sein  und  die  nöthigen  Nebenräume  (Abort,  An- 
th eil  an  Keller  u.  s.  w.)  haben.  Jede  Wohnung  hat  in  der  Regel  aus 
mindestens  drei  Räumen  zu  bestehen. 

„Die  Baulichkeiten  und  Grundstücke  müssen  in  ordnungsmässigem 
Zustande  erhalten  werden. 

„Die  Miethpreise  sind  für  die  Häuser  nicht  höher  anzusetzen,  als 
unter  Berücksichtigung  des  gemeinnützigen  Zweckes  des  Unternehmens 
für  eine  angemessene  Verzinsung  und  Amortisation  des  Baukapitals,  für 
die  Unterhaltung  derselben  und  für  Steuern  und  Verwaltung  erforder- 
lich ist." 

Die  Einhaltung  dieser  Bedingungen  wird  von  dem  Anstaltsvorstande 
—  solange  das  gewährte  Darlehen  nicht  vollständig  abgetragen  ist  — 
fortlaufend  kontrollirt,  indem  die  Darlehnsnehmer  alljährlich  eine  Ueber- 
sicht  über  die  beliehenen  Häuser  unter  Benutzung  einer  Tabelle  ein- 
zureichen haben,  welche  folgende  Angaben  vorschreibt: 


Lage  des 
Hauses 

Strasse  No. 

Eigen- 
thümer, 
bezw. 
Kauf- 
an- 
wärter 

Namen 

der 
sämmt- 
lichen 
Familien, 
welche 
in  dem 
Hause 
wohnen 

Stand 
des  Fa- 
milien- 
hauptes 

Zahl 
der  Fa- 
milien- 

mit- 
glieder 

Miethst 

a)  Falls 
das  Haus 

Eigen- 
thum des 
Arbeiters 
ist, 
welche 
Miethe 
nimmt  er 
von  den 
Unter- 
miethern 
ein? 
M. 

jrtrag 

b)  Falls 
das 
Haus 
noch 
nicht 
verkauft 
ist 

M. 

Zahl 

der 
Kost- 
gänger 

Angabe 

des 
Verkaufs- 
preises, 
falls  das 

Haus 
während 
des  Jahres 
verkauft 
worden 
ist 

M. 

Ist  im 

abge- 
laufenen 
Geschäfts- 
jahr eine 

Statut- 
änderung 

vorge- 
nommen, 

event. 

welche? 
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Bis  Ende  1901  wurden  zur  Herstellung  von  Arbeiterwohnungen  an 
Darlehen  von  der  Versicherungsanstalt  Rheinprovinz  22  398  734  Mark 
bewilligt. 

Auch  den  Unfall-Berufsgenossenschaften  ist  durch  Gesetz 
vom  30.  Juni  1900  die  Befugniss  ertheilt,  in  gleicherweise  wie  die  Ver- 
sicherungsanstalten die  Häflte  ihres  Vermögens  in  Grundstücken  an- 
zulegen. Die  erste  Berufsgenossenschaft,  welche  von  dieser  Befugniss 
Gebrauch  gemacht  hat,  dürfte  dieRheinisch- W  estf  älischeMaschinen  - 
bau-  und  Kleinindustrie-Berufsgenossenschaft  zu  Düsseldorf 
sein,  welche  beschlossen  hat,  einen  Theil  ihres  Vermögens  dem  Arbeiter- 
wohnungsbau zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Ausleihung  soll  nach  ähn- 
lichen Grundsätzen  wie  bei  der  Versicherungsanstalt  „Rheinprovinz" 
erfolgen.  Es  werden  dadurch  dem  Arbeiter  Wohnungsbau  weitere  etwa 
700  000  bis  800  000  Mark  zugeführt. 

Aus  den  vom  preussischen  Staate  zur  Besserung  der  Wohnungs- 
verhältnisse von  Staatsangestellten,  und  Arbeitern  bisher  bereit  gestellten 
Mitteln  in  Höhe  von  20  Millionen  Mark  sowie  aus  den  Mitteln  der 
Pensionskasse  für  die  Arbeiter  der  Preussisch-Hessischen 
Eisenbahngemeinschaft  sind  den  Bauvereinen,  welchen  in  der  Haupt- 
sache Staatsangestellte  angehören,  (St.  Johann,  Konz-Karthaus,  Eisenbahn- 
bauverein Elberfeld,  „Eintracht"  Essen,  Eisenbahnerbauverein  Düsseldorf) 
Darlehen  gewährt  worden.  Aus  dem  gedachten  20  Millionenfonds  wurden 
an  rheinische  Bauvereine  480  000  Mark  als  Darlehen  gegeben. 

Seitens  der  öffentlichen  Sparkassen,  auf  welche  die  Bau- 
vereine grosse  Hoffnungen  gesetzt  hatten,  ist  bisher  zur  Förderung  des 
Arbeiterwohnungsbaues  im  allgemeinen  und  des  Baues  von  Arbeiter- 
wohnungen durch  Bauvereine  im  besonderen  sehr  wenig  geschehen. 
Vorläufig  ist  auch,  trotz  der  von  dem  Rheinischen  Verein  zur  Förderung 
des  Arbeiterwohnungswesens  gethanenen  Schritte,  wenig  Aussicht  vor- 
handen, dass  in  diesem  Verhalten  der  Sparkassen  eine  Aenderung  ein- 
tritt. Es  ist  dies  um  so  mehr  bedauerlich,  als  die  Sparkassen  mit  in 
erster  Linie  berufen  erscheinen,  den  sozialen  Fortschritt  fördern  zu  helfen. 

VI.  Reformvorschläge. 

Es  ist  nicht  die  Absicht,  an  dieser  Stelle  allgemein  umfassende  Be- 
trachtungen über  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
behufs  Regelung  der  Wohnungsverhältnisse  zu  machen,  vielmehr  sollen 
hier  nur  einige  Gesichtspunkte  erörtert  werden,  hinsichts  deren  sich  eine 
Reform  der  jetzigen  Verhältnisse  insbesondere  in  Bezug  auf  die  gemein- 
nützige Bauthätigkeit  aus  der  Praxis  heraus  als  wünschenswerth  er- 
wiesen hat. 

1.  Was  die  Baugenossenschaften  anbelangt,  so  können  bei  denselben 
die  gezeichneten  Geschäftsantheile  gekündigt  werden.  Dies  ist  für  sie 
umsomehr  bedenklich,  als  sie  ihre  Gelder  in  Immobilien  festlegen  und 
es  nicht  so  leicht  ist,  diese  Gelder  flüssig  zu  machen  und  Ersatz  dafür 
zu  schaffen.  Es  kann  infolge  dessen  unter  Umständen  der  Bestand  der 
Genossenschaften  stark  gefährdet  werden,  beispielsweise  wenn  ein  Ge- 
nosse mit  einer  grossen  Anzahl  Antheile  plötzlich  kündigt  oder  wenn 
eine  Anzahl  Genossen  sich  behufs  Kündigung  ihrer  Geschäftsantheile  ver- 
einigt. Bisher  sind  aus  diesen  Möglichkeiten  in  der  Rheinprovinz  aller- 
dings direkte  Schädigungen  noch  nicht  erwachsen,  obwohl  schon  einige 
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Fälle  zu  verzeichnen  sind,  in  welchen  sich  derartige  Vorkommnisse  recht 
unangenehm  bemerkbar  gemacht  haben. 

Dieses  Bedenken  wird  zwar  bei  den  Baugesellschaften  vermieden, 
aber  —  wie  an  anderer  Stelle  bemerkt  —  ist  die  Betheiligung  der  Ar- 
beiter an  diesen  Gesellschaften  sehr  erschwert. 

Es  ist  deshalb  erwünscht,  die  Vortheile  beider  Rechtsformen  zu 
Gunsten  des  Bauvereinswesens  zu  vereinigen.  Dies  könnte  einmal  da- 
durch geschehen,  dass  im  Genossenschaftsgesetze  die  Möglichkeit  ge- 
schaffen würde,  die  Kündigung  der  Geschäftsantheile  ganz  auszuschliessen 
oder  erheblich  mehr,  als  jetzt  zulässig,  zu  erschweren,  etwa  indem  man 
die  Maximalkündigungsfrist  auf  fünf  —  anstatt  der  jetzigen  zwei  — 
Jahre  ausdehnt.  Oder  es  müsste  das  Aktiengesetz  dahin  geändert 
werden,  dass  gemeinnützige  Institute  Aktien  zu  geringerem  als  dem 
jetzt  zulässigen  Mindestbetrage  von  200  Mark  —  etwa  zu  100  oder 
50  Mark  —  ausgeben  dürften,  gleichzeitig  müsste  durch  entsprechende 
Bestimmungen  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  kleinen  Aktionäre  nicht 
so  leicht  von  den  grossen  Aktionären  majorisirt  werden  können. 

2.  Sämmtliche  Bauvereine  haben  —  wie  in  Abschnitt  I  bemerkt  —  in 
ihre  Statuten  gewisse  Beschränkungen  aufgenommen,  welche  den  Ver- 
einen den  Charakter  der  Gemeinnützigkeit  verleihen.  Die  Bauvereine 
haben  aber  jederzeit  die  Möglichkeit,  das  Statut  zu  ändern,  ohne  dass 
sie  hieran  Jemand  hindern  könnte.  Es  erwächst  daraus  die  Gefahr,  dass 
eine  Genossenschaft,  namentlich  wenn  sie  die  Möglichkeit  hat,  aus  ihren 
Grundstücken  grösseren  Gewinn  zu  ziehen,  eine  Aenderung  des  Statuts 
dahin  vornimmt,  dass  bei  Auflösung  der  Genossenschaft  oder  Gesellschaft 
das  Vermögen  unter  die  Genossen  vertheilt  werden  soll.  Die  betreffenden 
Vereine  haben  dann  die  behördliche  Unterstützung  und  sonstigen  aus 
der  Gemeinnützigkeit  sich  ergebenden  Vortheile  genossen,  um  deren 
Werth  schliesslich  sich  selbst,  bezw.  ihren  Mitgliedern  zu  verschaffen. 
Dieser  Möglichkeit  könnte  dadurch  vorgebeugt  werden,  dass  im  Stempel- 
steuergesetze und  im  Gerichtskostengesetze  vorgesehen  würde,  dass  bei 
einer  solchen  Statutänderung  die  sämmtlichen  bis  dahin  erlassenen 
Stempel-  und  Gerichtskosten  nachzuzahlen  sind  und  die  Vereine  bei 
Haftbarkeit  sämmtlicher  Genossen,  namentlich  der  Aufsichtsräthe  und 
Vorstände,  verpflichtet  sind,  eine  derartige  Statutenänderung  sofort  bei 
der  Regierung  anzuzeigen,  Auch  möchte  es  sich  empfehlen,  dass  die- 
jenigen Geld  gebenden  Stellen,  welche  —  wie  die  Versicherungsanstalten 
—  ihre  Gelder  zu  einem  geringeren  als  dem  allgemein  üblichen  Zinsfuss 
ausleihen,  in  die  Beleihungsverträge  die  Bedingung  aufnehmen,  dass  — - 
falls  der  Bauverein  eine  derartige  Statutänderung  vornimmt  —  der 
Zinsfuss  sich  um  etwa  V2  %  erhöht  und  der  Verein  verpflichtet  ist,  für 
die  bereits  verflossene  Zeit  die  entsprechenden  Zinsenbeträge  nach- 
zuzahlen. 

3.  Die  Geldmittelbeschaffung  ist  eine  der  schwierigsten  Fragen  in 
der  Verwaltung  der  Bauvereine.  Wie  in  Abschnitt  IV  bemerkt  ist,  sind 
die  Vereine  bisher  in  der  Hauptsache  auf  die  Landesversicherungs- 
anstalten angewiesen.  Wo  dieselben  versagen  —  und  das  muss  leider 
von  vielen  Anstalten  gesagt  werden  — ,  da  kann  sich  auch  die 
Bauvereinsthätigkeit  nur  sehr  schwer  entwickeln.  Andererseits  kommt 
in  Betracht,  dass  die  Hergabe  von  Geldern  stets  an  eine  Reihe  von 
Bedingungen  geknüpft  wird  und  werden  muss,  namentlich  dann,  wenn 
die  Gelder  aus  öffentlichen  Kassen  fliessen.  So  werden  z.  B.  die 
Berufsgenossenschaften,    Krankenkassen    und   Sparkassen   in  manchen 
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Punkten  wieder  andere  Bedingungen  stellen  als  die  Versicherungs- 
anstalten; die  Berufsgenossenschaften  und  Krankenkassen  werden  z.  B. 
verlangen,  dass  die  von  ihnen  beliehenen  Häuser  zum  Theil  ihren  Ver- 
sicherten vorbehalten  bleiben.  Durch  derartige  vielseitige  Bedingungen 
wird  die  Verwaltung  der  Bauvereine  natürlich  ausserordentlich  er- 
schwert, und  es  macht  sich  ohne  weiteres  das  Bedürfniss  nach  einer 
Zentralisir ung  des  Hypothekenkredits  geltend.  Es  bedarf  hierzu  Bau- 
banken, welche  unter  Oberaufsicht  des  Staates  arbeiten  und  die  an 
Kommunalbehörden  und  Bauvereine  Hypothekendarlehen  gewähren,  ebenso 
an  Privatbauunternehmer,  sofern  sich  diese  gewissen  Beschränkungen 
unterwerfen,  welche  eine  Ausbeutung  der  betreffenden  Bauten  als 
Spekulationsobjekte  so  lange  verhindern,  als  Hypotheken  der  staatlichen 
Bank  auf  den  Bauten  ruhen.  Diese  Banken  müssen  auch  mit  den 
provinziellen  Zentral  vereinen,  wie  sie  in  Rheinland,  Wetsfalen  und  Hessen- 
Nassau  bestehen  stets  Hand  in  Hand  arbeiten.  Denn  diese  Vereine, 
welche  bei  Neugründung  von  Bauvereinen  stets  mitwirken,  sind  über  das 
Wesen  der  Bauvereine,  die  leitenden  Persönlichkeiten,  geschäftlichen 
Einrichtungen,  Umfang  des  Bedürfnisses  nach  kleinen  "Wohnungen  etc. 
in  der  Regel  genau  unterrichtet  und  können  der  Bank  mithin  werthvolle 
Aufschlüsse  über  die  Kreditwürdigkeit  der  betreffenden  Bauvereine 
geben,  andererseits  ist  es  erwünscht,  dass  die  Zentralvereine  auch  fort- 
laufend darüber  unterrichtet  bleiben,  wo  die  gemeinnützige  Bauthätig- 
keit  durch  die  Bank  unterstützt  wird. 

Es  sind  also  erwünscht:  staatliche  Baubanken  und  Centraivereine 
zur  Förderung  des  Arbeiterwolmungswesens,  Organe,  durch  deren  Thätig- 
keit  neben  einer  staatlich  organisirten  Wohnungsinspektion  eine 
dauernde  Heilung  der  Missstände  im  Wohnungswesen  in  erster  Linie  zu 
erreichen  ist. 


V.  Les  societes  cooperatives  d'habitations 
ouvrieres  en  Belgique. 

Par  M.  0.  Lepreux,  Directeur  General  de  la  Caisse  Generale   d'Epargne  et 
de  Retraite   de  Belgique,   President  du  Bureau   permanent   des  Conferences 
nationales  des  societes  d'habitations  ouvrieres. 

La  fondation  de  Societes  cooperatives  destinees  ä  procurer  une 
kabitation  ou  un  logement  ä  leurs  membres  a  fait  l'objet  d'etudes  diverses. 
Dans  plusieurs  pays,  en  France  notamment,  on  semble  anime  du  desir 
de  voir  ces  organismes  se  multiplier  de  preference  aux  Societes  anonymes. 

En  Belgique,  les  Societes  cooperatives  sont  fort  peu  nombreuses, 
et,  ä  de  tres  rares  exceptions  pres,  elles  n'ont  donne  que  des  resultats 
peu  encourageants.  Les  Societes  anonymes,  au  contraire,  se  sont  deve- 
loppees  dans  des  proportions  beaucoup  plus  notables  et  sont  arrivees  a 
realiser  un  nombre  relativ ement  important  d'operations. 

Si  Ton  s'en  tient  aux  seules  societes  fonctionnant  sous  le  contröle 
de  la  Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Retraite,  on  constate  qu'au 
ler  janvier  1902,  il  n'existait  que  neuf  societes  cooperatives  en  presence 
de  139  societes  anonymes  et  que  la  Caisse  d'Epargne  avait  avance  ä 
celles-ci  fr.  42.938.033,63  tandis  qu'elle  n'avait  prete  que  fr.  2.524.418,35 
aux  cooperatives. 

Les  societes  anonymes  avaient  realise  18.243  Operations,  les  coope- 
ratives 903  seulement. 

Ann  d'exposer  aussi  clairement  que  possible  les  causes  pour  les- 
quelles  les  societes  anonymes  ont,  en  quelque  sorte,  monopolise  en 
Belgique  l'oeuvre  des  habitations  ouvrieres,  il  importe  d'abord  de  definir 
ces  deux  organismes. 

L'article  26  des  lois  du  18  mai  1873  et  du  22  mai  1886  definit 
ainsi  la  societe  anonyme:  ,,La  societe  anonyme  est  celle  dans  laquelle 
les  associes  n'engagent  qu'une  mise  determinee." 

L'article  85  des  m^mes  lois  definit  la  societe  cooperative:  „celle  qui 
se  compose  d'associes  dont  le  mombre  ou  les  apports  sont  variables  et 
dont  les  parts  sont  incessibles  ä  des  tiers." 

Ces  definitions  exigent  quelques  applications.  Dans  les  societes 
anonymes,  les  mises  de  chaque  associe,  fournies  ou  ä  fournir,  sont 
irrevocablement  fixees ;  les  actionnaires  sont  personnellement  responsables 
ä  concurrence  du  montant  de  leurs  actions;  la  soci6te  ne  devient,  en 
realite,  societe  de  capitaux  que  par  le  versement  integral  des  sommes 
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promises,  qui  restent  definitivement  acquises  ä  la  societe;  le  fait  de  ceder 
ses  actions,  m$me  avec  l'autorisation  de  la  societe,  ne  libere  pas  le 
souscripteur  au  regard  de  tiers. 

Dans  les  societes  cooperatives  au  contraire,  chaque  associe  pouvant 
se  retirer  avec  le  montaut  de  ses  mises,  le  nombre  des  associes  et  les 
apports  sont  variables.  „II  fallait  —  comme  le  disait  en  France 
Mr.  Mathieu  —  sous  peine  de  meconnaltre  les  habitudes  et  les  besoins 
des  ouvriers,  appeles  surtout  a  profiter  des  dispositions  nouvelles,  une 
loi  qui  leur  permlt  d'entrer  dans  la  societe  et  d'en  sortir,  d'y  apporter 
leurs  epargnes  et  de  les  en  retirer  le  jour  oü  ils  voudront  aller  ckercher 
fortune  ailleurs." 

II  existe  donc  une  difference  tres  notable  entre  les  societes  anonymes 
et  les  societes  cooperatives  au  point  de  vue  de  la  garantie  que  leur 
capital  social  est  de  nature  ä  fournir  aux  tiers  qui  traitent  avec  ces 
associations. 

C'est  en  raison  de  cette  difference  que  le  Conseil  General  de  la 
Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Retraite  a  decide  que  le  capital  des 
societes  cooperatives  ne  pouvait  §tre  pris  en  consideration  dans  l'evaluation 
de  leur  pouvoir  d'emprunt  et  il  a  limite  le  montant  des  avances  ä 
effectuer  ä  ces  societes  aux  3/5es  de  toute  garantie  fournie  ä  la  societe 
sur  des  immeubles  dont  la  valeur  devra  exceder  d'un  neuvieme  au  moins, 
le  chiffre  des  prets  correspondant.  *) 

Pour  les  societes  anonymes,  au  contraire,  il  a  decrete  que  des 
avances  pourraient  etre  consenties  en  outre,  ä  concurrence  de  la  moitie 
du  capital  souscrit  et  non  verse  par  les  actionnaires.  Les  societes  de 
construction  peuvent  obtenir,  outre  la  moitie  du  capital  souscrit  et  non 
verse,  des  avances  egales  ä  la  moitie  de  la  valeur  des  immeubles  qu'elles 
possedent.**) 

Ann  de  bien  fixer  les  idees,  prenons  un  exemple:  Une  societe  anonyme 
se  constitue  au  capital  de  fr.  100.000.  Conformement  aux  lois  des 
18  mai  1873  et  22  mai  1886,  les  actionnaires  ne  devront  verser  que 
10  p.  c.  du  montant  de  leur  souscription,  soit  fr.  10,000.  II  restera  donc 
un  capital  souscrit  et  non  verse  de  90.000  fr.  sur  lesquels  la  Caisse 
pourra  avancer  la  moitie,  soit  45.000  fr.  La  Societe  possedera  donc 
pour  commencer  ses  Operations  une  somme  initiale  de  55  000  fr. 

On  peut  demontrer  que,  d'apres  les  regles  qui  precedent,  une  societe 
anonyme  dont  les  actionnaires  n'auraient  vers6  que  le  dixieme  de  leur 
souscription  pourrait  appliquer  ä  des  constructions  un  capital  d'emprunt 
6gal  au  montant  du  capital  souscrit  ou  employer  en  pr§ts  sur  garanties 
un  capital  d'emprunt  au  moins  egal  a  1/2  fois  le  capital  souscrit  et, 
par  consequent,  ä  quinze  fois  le  capital  minimum  qui  doit  6tre  verse 
d'apres  la  loi.***)  Ainsi,  une  societe  anonyme  de  construction  au  capital 


*)  Arreste  du  Conseil  General  de  la  Caisse  Generale  d'Epargne  et  de 

Retraite  du  25  mars  1891,  article  5. 

**)  On  appelle  societes  de  credit  Celles  qui  ont  pour  objet  exclusif 

d'accorder  des  pr^ts,  et  societes  de  construction  Celles  qui  construisent, 

achetent.  vendent,  echangent  et  louent  des  immeubles. 

***)   A.    Societe  anonyme  de  credit.    Soit  C  le  capital  souscrit  ä  une 

C  9 
societe  anonyme  de  credit.         sera  le  capital  verse  et       C,  le  capital  souscrit 

9 

et  non  verse,  sur  lequel  la  Caisse  pourra  faire  une  premiere  avance  de  -^r  C. 
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de  100.000  fr.,  pourra  recevoir  de  la  Caisse  d'Epargne,  par  le  jeu  des 
avances  successives,  une  somme  totale  de  cent  mille  francs,  tandis  que 
les  avances  que  pourra  recevoir  une  societe  de  credit  atteindront  cent 
cinquante  mille  francs.  Dans  ce  dernier  cas,  le  capital  d'emprunt 
augmentera  progressivement  a  mesure  que  le  solde  du  par  des  em- 

1  9  11 

La  societe  disposera  alors  d'une  somme  totale  egale  ä  y^-  C  4-  -^q  C  =  C. 

Si  eile  utilise  en  prets  la  totalite  de  cette  somme,  les  garanties  immobilieres 

devront  avoir  une  valeur  excedant  de  —  le  montant  de  ces  prets,  donc  une 

valeur  de       *  4tt  *  C.    La  Caisse  pourra  alors  faire  une  deuxieme  avance  des 

9     20  o 

de  la  valeur  de  ces  garanties.   Cette  deuxieme  avance  sera  donc:  -=  x~"Ktc  C 

ö  o     9  20 

2  11 

=  — — ^r-  C.     Si  la  societe  convertit  en  prets  la  totalite  de  cette  deuxieme 

avance,  eile  obtiendra  de  ce  chef  des  garanties  supplementaires  egales  ä  du 

montant  de  ces  nouveaux  prets ,  soit  ~ — | — ~  •  C,  et  sur  ces  nouvelles 

3 

garanties,  la  Caisse  pourra  faire  une  troisieme  avance  des        Cette  troisieme 

o 

3    10    2    11  /  2  \  2  11 

avance  sera  —  •  -=  —  •       C  =         \   ■  -j^r  C.   Cette  troisieme  avance  pourra 

5      9      o     20  \  ö  /  ^0 

de  nouveau  §tre  affectee  ä  des  prets  etc  etc.    En  continuant 

ä  raisonner  de  cette  maniere,  on  voit  que  le  total  des  avances  que  peut  faire 

9  2  11 

la  Caisse  tend  vers  une  limite  exprimee  comme  il  suit:  9q  C  -+-  ^  '  ~2Q  ^ 

+  'S>C  +  {j)    '*>°  + 0ubienCl20  +  3-2ol1+3 

2    2  |  j       3^  31 

+  (  —  j   +  J  j       120^  ^'    ^a  ^m*te  ^es  avances  ten(i  donc  vers  "20^ 

soit  ä  tres  peu  pres  1  1/2  fois  le  capital  souscrit,  ou  15  fois  le  capital  verse. 
B.    Societe  anonyme   de  coustruction.     Soit  encore  C  le  capital 

C  9 
souscrit;  -yy  le  capital  verse,        C  le  capital  souscrit   et   non  verse.  La 

9 

premiere  avance  sera  encore       C,  et  la  societe  disposera  d'une  somme  totale 

1  9  11 

egale  ä  — -  C  -f-        C  =        C.    Si  cette  somme  est  entierement  utilisee  ä 

des  constructions  vendues  aux  ouvriers,  la  Caisse  pourra  faire  une  deuxieme 

avance  egale  ä  la  1/2  de  la  valeur  de  ces  constructions,  soit  — ^q"  ^-  ^u 

moyen  de  cette  seconde  avance,  la  societe  peut  ediner  de  nouvelles  constructions 
sur  la  valeur  desquelles  la  Caisse  pourra  faire  une  troisieme  avance  egale  ä 

~2 — g:  •  -gQ-  C  =  ^  ^  j   •  -gö"  C.  ....  .  et  ainsi  de  suite.   Le  total  des  avances 

9  1  11 

de  la  Caisse  tendra  donc  vers  une  limite  exprimee  par:  y^  C  +  — ^q"  ^ 

[  1  +  ^  +  {^)   +  ]  =  W  C  +  20  C  =  C"    La  limite  deS  avances 

teud  donc  vers  C,  c'est-ä-dire  au  capital  souscrit  ou  ä  10  fois  le  capital  verse. 
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primteurs  se  reduira  aux  trois  cinquiemes  de  la  valeur  de  leur  acquisition, 
puisqu'ä  partir  de  cette  quotite  la  Caisse  avancera  la  totalite  de  la 
somme  pretee.*) 

Si,  au  contraire,  il  s'agissait  d'une  soeiete  co operative  dont  les 
actionnaires  auraient  verse  10.000  fr.,  la  soeiete  ne  possederait  que 
cette  somme  au  debut  et,  dans  Favenir,  s'il  s'agit  d'une  soeiete  de  credit, 
eile  ne  recevrait  de  la  Caisse  que  les  trois  cinquiemes  de  la  valeur  des 
immeubles  hypotheques  ä  son  profit. 

Si  une  soeiete  coopörative  n'avangait  elle-meme  ä  ses  membres  que 
les  3/5es  de  la  valeur  de  leur  habitation,  eile  serait  ä  meme  de  conclure 
un  grand  nombre  d'operations  puis  qu'il  y  aurait  un  rapport  egal  entre 
les  avances  effeetuees  par  la  Caisse  et  celles  consenties  par  la  soeiete; 
mais  il  est  peu  d'ouvriers  qui  ont  recueilli  suffisamment  d'economies 
pour  acquerir  une  maison  dans  ces  conditions. 

Les  societes  de  credit  sont  autorisees  ä  preter  les  9/10es  de  ia  valeur 
totale  d'une  habitation  et  c'est  cette  quotite  maxima  qui  est  appliquee 
d'une  fagon  generale. 

On  pourrait  meme  declarer  que  ceux  qui  ont  des  economies  egales 
aux  2/5es  de  la  valeur  d'une  maison  n'ont  guere  besoin  de  l'intervention 
d'une  soeiete  d'habitations  ouvrieres;  ils  trouveront  chez  des  particuliers 
ou  chez  des  notaires,  dans  des  conditions  favorables,  la  somme  qui  leur 
manque.  Le  röle  des  societes  de  credit  consiste  surtout  ä  aider  ceux 
qui,  tout  en  ayant  realise  quelques  economies,  n'en  possedent  cependant 
pas  assez  pour  que  des  particuliers  se  risquent  ä  leur  faire,  ä  un  taux 
convenable,  des  pr6ts  hypothecaires. 

En  ce  qui  concerne  les  societes  de  construetion,  il  n'est  guere 
possible  aux  societes  cooperatives  d'arriver  ä  editier  des  maisons.  La 
Caisse  d'Epargne  ne  leur  prete  que  la  moitie  de  la  valeur  de  leurs 
immeubles ,  l'autre  moitie  doit  donc  provenir  du  montant  des  parts 
sociales;  aussi  la  seule  soeiete  cooperative  de  construetion  qui  figurait 
parmi  les  societes  agrees  par  la  Caisse  d'Epargne  vient-elle  de  se 
transformer  en  soeiete  de  credit. 

Pour  les  societes  de  construetion  revetant  la  forme  anonyme,  il  en 
est  tout  autrement  puisqu'elles  trouveront  dans  l'avance  faite  par  la  Caisse 
d'Epargne  ä  coneurrence  de  la  moitie  du  capital  souscrit  et  non  verse, 
la  somme  necessaire  pour  completer  le  coüt  des  maisons  ä  construire. 
II  est  ä  noter  que  les  actionnaires  des  societes  anonymes  sont  tenus  de 
presentcr  toutes  garanties  de  moralite  et  de  solvabilite.  Ce  point  est 
essentiel  puisque  la  Caisse  d'Epargne  considere  leur  credit  personnel 
comme  garantie  de  l'avance  qui  porte  sur  le  capital  social. 

En  resume,  les  societes  cooperatives,  de  credit  ou  de  construetion, 
se  trouvent  dans  des  conditions  moins  favorables  que  les  societes  ano- 
nymes en  ce  qui  concerne  l'intensite  de  leur  pouvoir  d'emprunt,  tel  qu'il 
resulte  des  regles  edictees  par  le  Conseil  General  de  la  Caisse  Generale 
d'Epargne  et  de  Retraite. 

On  a  propose  de  remedier  ä  cet  etat  de  choses  par  l'emission 
d'obligations.  Bien  que  la  loi  beige  sur  les  societes  commerciales  soit 
muette  ä  ce  sujet  en  ce  qui  concerne  les  cooperatives,  la  plupart  des 
auteurs  sont  d'avis  qu'il  est  permis  ä  ces  societes,  comme  ä  toutes 


*)  Arrgte  du  Conseil  General  de  la  Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Re- 
traite du  25  mars  1891,  3e  alinöa  de  l'article  5. 
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autres,  d'en  emettre.*)  Mais,  il  va  de  soi  que  le  placement  de  ces 
titres  presenterait  beaucoup  de  difficultes  en  raison  de  peu  de  stabilite 
qu'offre  le  capital  social  des  societes  cooperatives. 

En  France,  oü  les  regles  concernant  le  pouvoir  d'emprunt  des  societes 
different  totalement  des  nötres,  on  est  amene  ä  preconiser  la  forme  coo- 
perative. C'est  ce  qui  faisait  dire  ä  M.  Cheysson  dans  son  rapport 
au  Conseil  superieur  des  habitations  ä  bon  marche: 

„Le  nombre  total  des  societes  d'habitations  ä  bon  marche 
fonctionnant  en  1901  est  de  59,  savoir:  37  anonymes  et  22  coo- 
p6ratives.  Les  11  societes  approuvees  en  1901  se  composent  de 
7  anonymes  et  de  4  cooperatives.  Les  25  societes  fondees  jusqu'ä 
la  fin  de  1896  ne  comprenaient  que  5  cooperatives.  Les  34  societes 
qui  se  sont  fondees  en  5  ans,  de  1897  ä  1901,  se  partagent 
exactement  par  moitie  entre  ces  deux  types.  Quant  aux  17  societes 
en  formation  et  sur  lesquelles  il  n'est  pas  encore  statue,  11  appar- 
tiennent  au  type  cooperatif.  Ces  chifires  suffisent  pour  montrer 
la  faveur  croissante  dont  jouit  la  forme  cooperative,  qui  soulage 
la  responsabilite  patronale,  met  en  jeu  l'initiative  des  interesses 
et  fait  leur  education  administrative.  Le  Comite  est  heureux  d'ap- 
plaudir  ä  ce  progres  et  de  le  signaler  au  Conseil  superieur." 
Si  Ton  se  place  au  point  de  vue  de  la  theorie  pure,  on  ne  peut 
qu'approuver  les  conclusions  de  M.  Cheysson. 

Certes,  la  forme  cooperative  est  bien  plus  apte  que  la  forme  anonyme 
ä  faire  naltre  et  ä  propager  les  qualites  sociales  qui  sont  l'apanage  de 
ceux  qui  pratiquent  librement  la  prevoyance.  Mais  on  ne  peut  perdre 
de  vue  qu'il  faut  creer  un  organisme  capable  de  se  procurer  du  credit 
dans  des  proportions  aussi  etendues  que  possible.  Pour  arriver  ä  ce 
resultat,  un  capital  de  garantie  s'impose  et  la  societe  francaise  des 
habitations  a  bon  marche  est  obligee  de  reconnaitre  elle-meme  que  plusieurs 
de  ses  societes  affiliees  n'ont  pu  recueillir  de  Targent  que  gräce  a  la 
caution  de  personnes  particulierement  solvables. 

Dans  les  soci6tes  anonymes,  la  garantie  existe  et,  dans  les  conditions 
oü  elles  doivent  ^tre  constiuees  pour  se  conformer  aux  lois  beiges  et  ä 
l'arrete  du  Conseil  Gen6ral  de  la  Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Retraite, 
elles  n'exigent  que  des  engagements  minimes  de  leurs  actionnaires  et 
qu'une  mise  de  fonds  tres  peu  importante.  La  responsabilite  de  chaque 
actionnaire  est  limitee  en  eftet  au  montant  de  sa  souscription  liberee  k 
concurrence  d'un  dixieme  seulement.  D'un  autre  cöte,  le  Conseil  General 
a  limite  a  3  p.  c.  le  dividende  maximum  a  distribuer  aux  actionnaires 
sur  les  sommes  qu'ils  ont  versees.  Toute  idee  de  speculation  est  par 
consequent  ecartee. 

Les  societes  anonymes  ne  sont  pas  obligees  d'ecarter  de  leur  ad- 
ministration  leurs  emprunteurs:  rien  ne  les  emp§che  de  choisir  parmi 
ceux-ci  un  administrateur  ou  un  commissaire.  Le  fait  existe  du  reste. 
La  societe  anonyme  „Le  Credit  ouvrier  des  cantons  de  Seneffe  et  Fontaine 
FEveque"  et  la  „Societe  anonyme  d'habitations  ouvrieres  d'Etterbeek" 
ont  decide  de  creer  un  certain  nombre  de  coupures  d'actions  destinees 
ä  leurs  emprunteurs,  sans  obliger  en  aucune  fagon  ceux-ci  ä  les  souscrire, 


*)  Voir  notamment  Devos.  Commentaire  pratique  et  critique  des  lois  sur 
les  societes  commerciales,  tome  3,  page  121,  No.  16. 

**)  Mahillon,  Expose  des  motifs  de  l'arrete  du  Conseil  General  de  la 
Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Retraite  du  25  mars  1891. 
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et  au  nombre  des  administrateurs  de  la  Societe  de  Seneffe-Fontaine 
l'Eveque,  figure  un  ouvrier  mineur.  La  forme  anonyme  n'empSche  donc 
pas  d'une  maniere  absolue  l'education  administrative  des  interesses. 

A  l'heure  actuelle,  oü  toutes  les  societes  existantes  ont  pu  se  con- 
stituer  une  reserve  assez  importante,  il  serait  ä  desirer  que  ces  exemples 
fussent  suivis  et  que,  notamment,  ä  l'occasion  d'une  augmentation  du 
capital  social,  on  reservat  un  petit  nombre  de  coupures  d'actions  que 
pourraient  souscrire  de  modestes  travailleurs  et  qu'en  outre  on  appelät 
quelques-uns  de  ceux-ci  a  prendre  place  au  sein  des  conseils  d'adminis- 
tration  ou  de  surveillance. 

Nous  venons  de  dire  que  la  faveur  s'est  particulierement  attachee 
en  Belgique  aux  societes  anonymes;  toutefois  il  faut  signaler  quelques 
rares  exceptions. 

En  raison  de  circonstances  speciales,  notamment  par  suite  des 
salaires  eleves  dans  une  partie  industrielle  du  pays,  une  societe  cooperative 
„La  Building  Jumetoise"  fondee  en  1893,  est  arrivee  ä  realiser  425 
Operations  toutes  avec  assurance  mixte  sur  la  vie.  Cette  societe  a  in- 
contestablement  rendu  de  grands  Services  a  une  elite  de  travailleurs  et 
eile  a  exerce  sur  eux,  specialement  au  point  de  vue  de  l'epargne  et  de 
la  prevoyauce,  une  action  bienfaisante.  Aussi  merite-t-elle  d'etre  citee, 
mais,  comme  „exception  ä  la  regle"  en  ce  sens  que  son  adaptation  ä 
d'autres  localites  ne  possedant  pas  les  m$mes  elements  de  succes,  ne 
produirait  pas  des  resultats  aussi  appreciables. 

Quelques  autres  societes  cooperatives,  entre  autres  Celles  d'lxelles 
et  de  Bruxelles,  ont  pu  realiser  quelques  Operations  par  suite  de  sou- 
scriptions  importantes  de  parts  sociales  emanant  de  personnes  riches. 

Que  resulte-t-il  de  ce  qui  precede?  Tout  d'abord,  on  a  pu  constater 
que  si  l'oeuvre  des  habitations  ouvrieres  s'est  vigoureusement  implantee 
en  Belgique  gräce  ä  l'intervention  de  la  Caisse  d'Epargne,  c'est  presque 
exclusivement  par  l'intermediaire  de  societes  anonymes  et  l'on  peut 
m§me  aj outer  que,  au  moment  present,  c'est  encore  vers  la  Constitution 
de  societes  anonymes  que  doivent  tendre  les  efforts  de  tous  ceux  qui 
s'interessent  au  logement  des  classes  laborieuses.  Et  par  „tous  ceux"  nous 
entendons  non  seulement  les  particuliers,  mais  aussi  les  pouvoirs  et 
etablissements  publics  dont  l'action  peut  etre  si  feconde  en  resultats 
pratiques. 

Est-ce  ä  dire  que  nous  proscrivions  les  societes  cooperatives? 
En  aucune  matiere;  mais,  dans  l'etat  actuel  de  notre  legislation  et 
de  nos  moeurs,  il  nous  parait  peu  probable  que  des  societes  cooperatives 
puissent  cooperer  bien  efficacement  ä  l'oeuvre  qui  grandit  de  jour 
en  jour. 

Verrons-nous  des  cooperatives  prosperes,  recueillant  sur  place 
l'epargne  ä-peine  constituee,  et  repartissant  autour  d'elles,  pour  la  con- 
struction  et  l'achat  de  maisons,  l'epargne  accumulee,  ä  l'imitation  des 
puissantes  Buildings  anglaises  et  americaines?  Sans  doute  il  y  aura 
toujours  l'objection  que  la  variabilite  du  capital  social  et  la  disponibilite 
des  depöts  recueillis  sont  en  contradiction  avec  l'obligation  de  n'effectuer 
que  des  placements  immobiliers.  Mais  il  est  possible  tout  au  moins 
d'attenuer,  dans  une  certaine  mesure,  les  dangers  qui  peuvent  en  re- 
sulter. 

En  tous  cas,  nous  ne  pourrions  qu'applaudir  ä  „la  formation  d'or- 
ganismes  locaux  concourant  au  meme  but  que  la  Caisse,   mais  faisant 
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intervenir  l'initiative  individuelle  qui  est  si  efficace  pour  accroitre  dans 
de  larges  proportions  le  bien  moral  qui  peut  resulter  d'une  bonne  gestion 
de  depöts." 

Les  ouvriers  qui  empruntent  aux  Societes  de  credit  peuvent 
rembourser  leur  emprunt  de  deux  manieres,  soit  par  annuites  ordinairement 
calculees  au  taux  de  4%,  soit  par  Tassurance  mixte.] 

Cette  seconde  combinaison  est  celle  qui  rencontre  le  plus  de  faveur. 
Voici  comment  eile  est  pratiquee: 

Supposons  qu'un  ouvrier  veuille  acquerir  une  habitation  valant 
fr.  3.000, — .  II  doit  d'abord  posseder  au  moins  1/10  de  cette  valeur, 
soit  fr.  300, — .  Theoriquement  le  montant  du  pret  ä  faire  par  la  societe 
devrait  §tre  fr.  2700, — .  Mais  pratiquement,  il  est  toujours  im  peu 
plus  eleve:  il  depasse  ce  chiffre  ä  peu  pres  du  montant  de  la  premiere 
prime  d'assurance  mixte. 

Si  Temprunteur  est,  par  exemple,  age  de  30  ans  et  si  le  terme  du 
pr§t  doit  §tre  de  25  ans,  la  prime  annuelle  d'assurance  correspondant  ä 
un  capital  assure  de  fr.  2.700, —  s'eleverait  ä  fr.  94,85;  la  somme  em- 
pruntee devra  depasser  fr.  2.700, —  d'ä  peu  pres  cette  prime;  eile 
s'elevera  ä  fr.  2.800,—. 

La  raison  de  cette  majoration  est  aisee  a  comprendre  si  Ton  se 
rappelle  que  les  primes  d'assurances  sont  payables  annuellement  en  une 
fois,  au  debut  de  chaque  annee.  Comme  les  fr.  300, —  dont  dispose 
l'ouvrier  en  question  sont  absorbes  en  tout  ou  en  partie  par  Tacquisition 
du  terrain  ou  par  divers  frais,  la  societe  doit  avancer  la  le  prime  et  en 
fait  Temprunt  s'augmente  de  ce  montant. 

Si  la  somme  empruntee  —  et  assuree  —  n'etait  que  fr.  2.700, — 
le  compte  de  Temprunteur  se  solderait  par  un  debit  en  cas  de  deces 
dans  le  cours  du  contrat;  la  maison  ne  serait  donc  pas  tout  a  fait 
quitte  et  libre  et  la  veuve  de  Temprunteur  resterait  debitrice  envers  la 
societe,  ce  qu'il  convient  d'eviter  autant  que  possible. 

Ainsi  donc,  la  somme  empruntee  sera  de  fr.  2.800, — .  La  societe 
prendra  hypotheque  sur  Timmeuble  et  eile  contractera  avec  la  Caisse 
d'Assurances  une  assurance  mixte  de  ce  montant  sur  la  tete  de  Tem- 
prunteur en  se  constituant  beneficiaire  de  ce  contrat  pour  les  sommes 
qui  lui  resteront  dues;  eile  avancera  la  le  prime  d'assurances  soit 
fr.  98,36. 

D'autre  part,  Temprunteur  s'engagera  a  payer  annuellement  ä  la 
societe : 

1°  —  TinterSt  de  la  somme  empruntee,  calcule  ä  4%  soit  .  fr.  112, — 
2°  —  le  montant  de  la  prime  d'assurance  mixte  soit  .    .    .    fr.  98,36 

fr.  210,36 

II  s'acquittera  par  mensualites  forcees  jusqu'au  franc:  il  paiera  donc  par 
mois  — j^—  =  fr.  18, —  (en  forcant). 

Pour  eclaircir  les  explications  qui  precedent,  nous  donnons  ci-apres 
le  modele  du  compte  de  Temprunteur  tenu  ä  la  societe  pr§teuse,  et  nous 
supposerons  que  le  deces  de  Temprunteur  survient  a  la  fin  de  la  3  e 
annee  du  contrat.  (Par  stipulation  speciale  du  contrat  de  pret,  il  n'est 
compte  d'inter^t  qu'au  debit). 
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Debit 


Credit 


1902 

lerjanvier:  Somme  pretee  y 

compris  la  le  prime  d'assu- 

rances   2.800,— 

31  decembre:  Interets     .    .      112'  — 


Mensualites  18x12 


216,— 


2.912, 


Solde  a  reporter     ....  2.696,  

2.912.— 


1903 

j  an  vier:  Solde  ä  nouveau 

id. :  Paye  prime  d'assurances 
31  decembre:  Interets    .  . 


2.696  — 
98,36 
111,17 
2.906,13 


1904 

janvier:   Solde  ä  nouveau    .  2.690,13 

id. :  Paye  prime  d'assurances  98,36 

decembre:  Interets      .    .    .  111,54 

2.900,03 


Solde  crediteur  ä  rembourser 
ä  la  veuve      .    .  . 


Mensualites  18x12     .    .    .  216,— 

Solde  ä  reporter     ....  2.690,13 

2.906.13 


Mensualites  18x12     .    .    .  216. 

Decembre:  Deces  de  l'ein- 
prunteur.  Remboursement 
du  Capital  assure  par  la 
Caisse  d'Assurances     .    .  2.800 


115,97 


3.016,— 


3.016.— 


On  voit  que  lors  du  deces  de  l'emprunteur,  non  seulement  le  pröt 
est  entierement  liquide  mais  que  le  compte  se  solde  par  un  credit  de 
115,97  a  rembourser  a  la  veuve. 

II  ne  semble  pas  necessaire  d'insister  sur  les  avantages  qui  resultent 
tant  pour  les  societes  intermediaires  que  pour  la  famille -des  emprunteurs 
eux-memes  du  choix  du  mode  de  remboursement  au  moyen  de  l'assu- 
rance  mixte,  et  il  ne  sera  pas  inopportun  d'ajouter  que  ces  grands  avan- 
tages  s  obtiennent  gräce  ä  une  majoration  relativement  faible  de  la 
mensuahte  que  doit  payer  le  travailleur.  Ainsi,  on  a  pu  constater  ci- 
frT«näUe  ^^^jW»  avec  assurance  mixte,  pour  un  emprunt  de 
r.  2.800,-  serait  de  -fr.  18  -  (en  forcant).  S'il  avait  ete  convenu  que 
le  remboursement  se  ferait  par  annuites  (sans  assurance  mixte  par 
consequent)  la  mensualite,  pour  le  meme  emprunt  de  fr  2  800  - 
aurait  ete  de  fr.  15,—  (en  forcant)  '  ' 


Annexe. 

Arrete  du  Conseil  General  du  25  mars  1891. 

Le  Conseil  general  de  la  Caisse  generale  d'Epargne  et  de  Retraite. 

Vu  larticle  o  de  la  loi  du  9  aoüt  1889  autorisant  la  Caisse  generale 
cfLpargne  et  de  Retraite  a  employer  une  partie  de  ses  fonds  disponibles  en 
prets  laits  en  faveur  de  la  construction  ou  de  l'achat  de  maisons  ouvrieres- 

Vu  larticle  6  de  la  mgme  loi  qui  decide  que  le  Conseil  general  determine 
des  finances     C°n     °nS  ^ü^rales  des  dits  prets,  sauf  approbation  du  Ministre 

Sur  la  proposition  du  Conseil  d'administration, 
Arröte : 

Art.  1.  Le  Conseil  d'administration  statue,  apres  avis  du  Comite  de 
patronage  sur  toute  proposition  de  pret  ou  d'avance  soumise  ä  la  Caisse  en 
vertu  de  la  loi  du  9  aoüt  1889,  par  des  particuliers,  par  des  associations,  par 
aes  provmces,  des  communes  ou  des  etablissements  publics 
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II  fixe  les  garanties  ä  fournir  par  les  emprunteurs  et  determine  la  forme 
suivant  laquelle  chaque  Operation  doit  <Hre  realisee,  en  se  conformant  aux  con- 
ditions  generales  indiquees  par  le  present  arrgte. 

Art.  2.  Les  avances  et  pr§ts  faits  en  faveur  de  la  construction  ou  de 
l'achat  de  maisons  ouvrieres  en  vertu  de  l'article  5  de  la  loi  du  9  aoüt  1889 
sont  effectues  pour  le  compte  de  la  Caisse  d'Epargne. 

Iis  sont  assimiles  aux  placements  definitifs  lorsqu'ils  sont  effectues  contre 
mandat.  Tous  les  autres  pr§ts  et  avances  de  cette  categorie  sont  assimiles  aux 
placements  provisoires. 

Art.  3.  Les  placements  regis  par  le  present  arrete  font  l'objet  de  comptes 
distincts. 

Les  placements  provisoires  s'effectuent  ä  Intervention  de  la  Banque  Natio- 
nale et  de  ses  agents  d'appres  des  regles  arretees  de  commun  accord  entre  la 
Caisse  et  la  Banque. 

Les  placements  definitifs  ont  lieu  par  l'intermediaire  de  la  Caisse  des  Depots 
et  Consignations  d'apres  les  dispositions  des  articles  15  ä  21  du  reglement  orga- 
nique  arrgte  par  le  Conseil  general  le  12  aoüt  1865,  approuve  par  le  Ministre 
des  finances. 

Art.  4.  Des  avances  peuvent  6tre  effectuees  ä  des  tiers  agrees  ayant  prete 
pour  achat  ou  pour  construction  d'habitations  ouvrieres. 

Le  contrat  de  pret  ä  passer  entre  le  tiers  et  l'ouvrier  doit  stipuler  que 
celui-ci  s'engage  ä  rembourser  sa  dette  par  payements  echelonnes,  comprenant 
ou  non  la  prime  necessaire  pour  assurer,  par  la  Caisse  Generale,  le  rembourse- 
ment  du  capital  emprunte,  dans  les  conditions  indiquees  ä  l'article  8  de  la  loi 
du  9  aoüt  1889.  Les  contrats  de  l'espece  ne  peuvent  stipuler  ä  charge  de 
l'ouvrier  un  taux  d'interet  superieur  ä  celui  qui  aura  recu  l'approbation  du  Con- 
seil d'administration  de  la  Caisse. 

Art.  5.  A  l'appui  de  toute  demande  d'avance,  une  societe  constituee  sous 
la  forme  anonyme,  ayant  pour  objet  exclusif  de  faire  ou  de  faciliter  des  Opera- 
tions relatives  aux  habitations  ouvrieres  et  acceptant  la  surveillance  de  i'adminis- 
tration  de  la  Caisse.  doit  produire  des  pieces  certifiees  conformes  par  ses  commis- 
saires,  etablissant  que,  si  l'operation  est  autorisee,  le  passif  de  la  societe  envers 
la  Caisse  et  les  tiers  creanciers  ne  depassera  pas,  au  total,  l'actif  evalue  comme 
suit: 

a)  La  moitie  du  capital  souscrit  et  non  verse  par  les  actionnaires; 

b)  La  moitie  de  la  valeur  des  immeubles  appartenant  ä  la  societe; 

c)  Les  trois  cinquiemes  de  toute  garantie  fournie  ä  la  societe  sur  des  im- 
meubles dont  la  valeur  devra  exceder  d*un  neuvieme  au  moins  le  chiffre 
du  pret  correspondant. 

La  partie  de  l'actif  dont  il  est  question  au  litt,  a,  ne  pourra  etre  prise  en 
consideration  que  dans  le  cas  de  societes  anonymes  ayant  accepte  l'obligation 
de  soumettre  ä  l'agreation  prealable  du  Conseil  d'administration  de  celle-ci 
tout  transfert  d'actions  non  liberees  et  de  donner  immediatement  avis  de  tout 
versement  qui  serait  annonce,  en  liberation  partielle  ou  totale  d'actions  de  cette 
categorie. 

L'evaluation  indiquee  au  litt,  c  pour  les  prets  garantis  sur  immeubles  sera 
reduite  a  la  somme  restant  due,  ä  partir  du  moment  oü  l'emprunteur  aura,  par 
des  versements  effectues  a  la  societe,  eteint  la  partie  de  son  Obligation  qui  ex- 
cede  les  trois  cinquiemes  de  la  valeur  du  bien. 

La  Caisse  pourra  exiger  que  la  valeur  des  immeubles  dont  il  est  question 
aux  litt,  b  et  c  soit  etablie  par  une  expertise  faite,  aux  frais  de  la  Societe 
requerante,  par  un  expert  designe  par  le  Conseil  d'administration  de  la  Caisse. 

Art.  6.  Saul  en  qui  concerne  l'avance  sur  la  partie  non  versee  du  capital 
souscrit,  les  dispositions  de  l'article  5  sont  applicables  aux  societes  cooperatives 
ayant  exclusivement  en  vue  des  Operations  relatives  aux  habitations  ouvrieres 
et  qui  accepteront  la  surveillance  de  l'Administration  de  la  Caisse. 

Art.  7.  Les  Statuts  des  societes  dont  il  et  question  aux  articles  5  et  6 
qui  accepteront  la  surveillance  de  la  Caisse,  devront  stipuler  entre  autres  con- 
ditions: 
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a)  La  defense  de  prendre  vis-ä-vis  de  tiers  et  au  nom  de  la  societe.  aucun 
engagement  non  agree  par  le  College  des  administrateürs  ou  par  l'as- 
semblee  generale  et  non  constate  par  proces-verbal  inscrit  dans  un  registre 
special; 

b)  L'obligation  de  transmettre  ä  1' Administration  de  la  Caisse  une  copie 
detaillee  et  certifiee  conforme  des  pieces  dont  il  est  question  aux  arti- 
cles  62,  63,  101,  104  et  105,  de  la  loi  sur  les  societes  commerciales;*) 

c)  La  Constitution  par  les  associes  ou  employes  de  la  societe  charges  d'un 
maniement  de  fonds,  d'une  caution  ou  de  toute  autre  garantie  destinee 
ä  assurer  le  recouvrement  par  la  Societe  de  ce  qui  pourrait  lui  §tre  du. 

Art.  8.  Les  remboursements  d'avances  consenties  en  vertu  des  articles  5 
et  6  seront  regles  de  maniere  ä  maintenir  le  solde  restant  du  dans  les  limites 
respectivement  fixees  aux  articles  5  et  6  qui  precedent.  La  Caisse  se  reservera 
le  droit  de  modifier  les  conditions  de  remboursement  en  cas  d'augnientation  du 
passif  envers  des  tiers  creanciers. 

Art.  9.  Les  demandes  de  prtHs  ä  consentir  aux  communes  ou  aux  etablisse- 
ments  publics  empruntant  sous  la  garantie  des  communes,  doivent  etre  appuyees 
d'une  deliberation  approuvee  par  les  autorites  competentes  et  donnant  pouvoir 
au  Ministre  des  finances  de  prelever  les  annuites  de  remboursement  sur  la  quote- 
part  revenant  ä  la  commune  dans  les  fonds  crees  par  les  lois  du  18  juillet  1860 
et  du  19  aoüt  1889. 

Art.  10.  Le  taux  de  l'interet  des  pr6ts  et  avances  effectues  par  application 
du  present  arröte  est  fixe  ä  3  p.  c.  Tan. 

Art.  11.  Le  taux  de  l'interet  peut  6tre  exceptionnellement  reduit  ä  21/2 
p.  c,  lorsque  la  Caisse  contracte  avec  une  association  de  credit  pour  achat 
d'habitations  ouvrieres  qui  accepte  la  surveillance  de  1' Administration  de  la  Caisse 
et  dont  les  Statuts  ont  ete  soumis  ä  son  agreation  prealable.  Ces  associations 
doivent  en  outre: 

a)  S'interdire  d'acquerir  des  immeubles  et  contracter  l'obligation  de  realiser 
dans  le  delai  qui  sera  fixe  par  le  Conseil  d'administration  de  la  Caisse, 
toute  valeur  immobiliere  qui  leur  echerrait  en  consequence  de  l'execution 
d'un  debiteur; 

b)  Limiter  ä  3  p.  c.  tout  dividende  sur  les  capitaux  verses  par  les  action- 
naires  et  decider  la  mise  en  reserve  de  tout  excedent  de  benefice. 


*)  Art.  62.  (Societes  anonymes).  Chaqu'e  annee,  FAdministration  doit 
dresser  un  inventaire  contenant  l'indication  des  valeurs  mobilieres  et  immobilieres 
de  toutes  les  dettes  actives  et  passives  de  la  Societe.  avec  une  annexe  conte- 
nant, en  resume,  tous  ses  engagements. 

Art.  63.  (Idem).  —  Quinze  jours  avant  l'assemblee  generale,  le  bilan,  le 
compte  des  profits  et  pertes,  ainsi  que  la  liste  des  actionnaires  indiquant  le 
nombre  de  leurs  actions  et  leur  domicile  sont,  au  siege  social,  a  l'inspection  de 
ces  derniers 

Le  bilan  et  le  compte  sont  adresses  aux  actionnaires  en  nom,  en  meme 
tenrps  que  la  convocation,  de  m§me  que  le  rapport  des  commissaires.  s  il  ne 
conclut  pas  ä  l'adoption  complete  du  bilan. 

Art.  101.  (Societes  cooperatives.)  Chaque  annee,  ä  l'epoque  fixee  par  les 
Statuts,  FAdministration  dresse  un  inventaire  dans  la  forme  prescrite  par  l'ar- 
ticle  62. 

Art.  104.  (Idem.)  —  Le  bilan  sera  depose,  dans  la  quinzaine  apres  son 
approbation.  au  greffe  du  tribunal  de  commerce  du  siege  de  la  Societe. 

Art.  105.  (Idem)  —  Celui  ou  ceux  qui  gerent  la  societe  devront  deposer 
tous  les  six  mois,  au  meme  greffe,  une  liste  indiquant  par  ordre  alphabetique 
les  noms,  professions  et  demeures  de  tous  les  associes,  datee  et  certifiee  veri- 
table  par  les  signataires. 

Ceux-ci  seront  responsables  de  toute  fausse  enonciation  dans  les  dites 
listes. 


271 


La  clause  statutaire,  relative  au  partage  de  l'actif  des  societes  de  l'espece 
en  cas  de  liquidation,  doit  en  outre  6tre  redigee  de  commun  accord  avec  le 
Conseil  d'admistration  de  la  Caisse. 

Art.  12.  Les  avances  effectuees  au  taux  d'interet  reduit,  par  application 
de  l'article  precedent,  ne  pourront  jamais  depasser  le  quart  de  la  reserve  apres 
repartition,  arrStee  au  1er  janvier  de  la  periode  quinquennale  en  cours. 

Art.  13.  Toute  avance,  pr6t  ou  produit  d'escompte  peut  etre  inscrit  en 
compte  courant,  au  credit  de  l'emprunteur.  par  l'agent  Charge  du  payement. 

Les  payements  en  compte  courant  s'efiectuent  en  echange  de  cheques  ex- 
traits  d'un  carnet  ä  souches. 

Ensuite  de  la  reception  de  l'avis  d'emission  d'un  cheque  par  un  titulaire 
de  compte  courant,  l'agent  echange  le  cheque  contre  especes  et  le  transmet  ä  la 
Caisse. 

Les  Operations  en  compte  courant  s'effectuent  au  taux  d'interet  des  prets 
auxquels  eJles  correspondent.  Les  interets  sont  bonifies  ä  partir  de  la  quinzaine 
qui  suit  chaque  versement  et  restent  acquis  sur  les  remboursements  jusqu'ä  la 
fin  de  la  quinzaine  courante. 

Au  commencement  de  chaque  annee,  le  Directeur  general  fait  connaitre  ä 
chaque  titulaire  de  compte  courant  et  ä  l'agent  Charge  des  Operations  la  somme 
ä  porter  au  credit  du  titulaire,  du  chef  des  interets  acquis  pendant  Texercice 
ecoule. 


VI.  Les  Habitations  ä  bon  marche  en  France 
(legislation  et  resultats). 

Par  M.  Maurice  Dufo urmantelle,  Docteur  en  droit,  Professeur  au  College 
libre  des  sciences  sociales,  ä  Paris. 

Si  nous  nous  attachions  etroitement  au  texte  meme  du  theme  2 
soumis  au  Congres,  il  ne  devrait  6tre  question  dans  ce  rapport  que  des 
institution s  presentant  un  caractere  cooperatif.  Mais  les  institutions  de 
ce  genre  constituent  ä  Fheure  actuelle  en  France  la  minorite  des  entre- 
prises  d'habitations  ä  bon  marche.  Limiter  nos  observations  aux  seules 
societes  cooperatives,  ce  serait  donc  donner  une  notion  incomplete  et  par 
suite  inexacte  du  developpement  general  de  l'idee  dans  notre  pays.  Aussi 
avons-nous  pense  qu'il  etait  preferable  de  presenter  un  apergu  d'ensemble 
de  la  matiere,  en  j  comprenant  les  modes  divers  par  lesquels  s'affirme 
ce  developpement,  les  uns  et  les  autres  concourant  d'ailleurs  au  m£me 
but  et  faisant  appel  ä  l'effort  de  l'initiative  privee. 

Les  societes  d'habitations  ä  bon  marche,  et  la  legislation  qui  les 
concerne,  sont  en  France  de  date  recente.  Sans  doute  des  societes 
s'etaient  deja  formees,  il  j  a  20  ans  et  plus,  en  vue  de  procurer  aux 
classes  populaires  et  laborieuses  des  logements  hygieniques  et  de  prix 
peu  eleve;  des  realisations  souvent  heureuses  etaient  meme  issues  de  ces 
premieres  initiatives;  mais  il  n'en  reste  pas  moins  vrai  que  ce  n'est  que 
depnis  les  annees  1894—95,  c'est  ä  dire  depuis  l'apparition  d'une  legis- 
lation speciale,  qu'un  veritable  mouvement  en  faveur  des  habitations  ä 
bon  marche  s'est  destine  dans  notre  pays.  Nous  allons  successivement 
analyser  cette  legislation  et  exposer  l'etat  actuel  des  faits. 

I.  Legislation. 

Les  dispositions  legislatives  applicables  ä  la  matiere  sont  de  deux 
sortes.  Les  unes  sont  contenues  dans  des  lois  particulieres  propres  aux 
habitations  ä  bon  marche  ou  comprenant  des  mesures  speciales  destinees 
ä  en  favoriser  le  developpement.  Les  autres  relevent  du  droit  commun 
civil  ou  commercial  en  matiere  de  societes. 

Les  dispositions  du  droit  commun  n'ont  rien  de  special  aux  societes 
d'habitations  ä  bon  marche.  Nous  ne  nous  y  attarderons  donc  pas,  et 
nous  nous  bornerons  ä  rappeler  que  ces  societes  peuvent  prendre  l'une 
des  quatre  formes  suivantes:  civile  (articles  1832  et  suivants  du  Code 
civil),  anonyme,  en  commandite  ou  en  nom  collectif  (articles  18  et  suivants 
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du  Code  de  Commerce,  lois  du  24  juillet  1867  et  du  1er  aoüt  1893),  et 
affecter  la  modalite  de  societes  a  capital  variable  ou  cooperatives. 

Quant  ä  la  legislation  partieuliere  concernant  les  habitations  ä  bon 
marche,  eile  consiste  dans  les  trois  lois  suivantes:  la  loi  fondamentale 
du  30  novembre  1894,  dont  les  origines  remontent  a  une  proposition 
deposee  le  5  mars  1892  de van t  la  Chambre  des  deputes  par  Mr.  Jules 
Siegfried;  —  la  loi  du  31  mars  1896,  qui  a  apporte  de  legeres  modifica- 
tions  ä  la  precedente;  —  enfin  l'article  10  de  la  loi  du  20  juillet  1895 
relative  aux  caisses  d'epargne.*) 

L'analyse  de  cette  legislation  partieuliere  comporte  l'examen  des  six 
ordres  d'idees  suivants: 

1°)  ce  qu'il  faut  entendre  par  habitations  ä  bon  marche;  —  2°)  me- 
sures  destinees  a  encourager  leur  developpement;  —  3°)  mesures  destinees 
ä  procurer  les  capitaux  necessaires  ä  la  construetion:  —  4°)  faveurs  fis- 
cales ;  —  5°)  combinaison  de  l'acquisition  d'habitation  ä  bon  marche  avec 
l'assurance  sur  la  vie;  —  6°)  regles  relatives  au  partage  successoral. 

1.  Ce  qu'il  faut  entendre  par  habitations  ä  bon  marche. 
La  proposition  de  loi  deposee  en  1892  ne  visait  que  les  habitations 
ouvrieres,  c'est  ä  dire  les  habitations  destinees  a  etre  occupees  par  la 
classe  ouvriere.  Le  point  de  vue  primitif  a  ete  elargi  lors  de  l'examen 
de  la  proposition,  et  la  loi  de  1894  vise  en  consequence  les  habitations 
ä  bon  marche,  quelle  que  soit  la  profession  de  l'occupant;  ses  dispositions 
sont  donc  generales  et  peuvent  etre  invoquees  aussi  bien  par  des 
ouvriers  que  par  des  artisans,  des  employes  ou  meine  par  des  personnes 
sans  profession. 

Mais  si  la  loi  de  1894  ne  s'attache  pas  ä  la  Situation  sociale  de 
l'occupant,  eile  n'aecorde  du  moins  ses  avantages  qu'aux  habitations 
presentant  les  conditions  suivantes: 

En  premier  lieu,  les  habitations  doivent  §tre  occupees  soit  ä  titre  de 
proprietaire,  soit  ä  titre  de  locataire,  par  des  personnes  qui  ne  sont 
proprietaires  d'aucune  autre  maison. 

En  second  lieu,  il  faut  que  le  revenu  net  de  la  maison  imposable  a 
la  contribution  fonciere  ne  soit  pas  superieur  ä  un  certain  chiffre  deter- 
mine  par  la  loi  suivant  l'importance  des  localites.  II  resulte  de  cette 
prescription  que  les  avantages  de  la  loi  de  1894  sont  exclusivement 
reserves:  1°)  aux  maisons  individuelles  destinees  ä  6tre  acquises  par 
l'occupant,  ou  construites  par  les  Interesses  eux-memes  pour  leur  usage 
personnel,  dont  la  valeur  locative  ne  depasse  pas  les  chiffres  ci-dessous ; 
2°)  aux  maisons  individuelles  ou  collectives  destinees  a  etre  louees,  dont 
la  valeur  locative  augmentee  des  charges**)  incombant  au  proprietaire,  et 
mises  par  le  bail  au  compte  du  locataire,  ne  comporte  pas  pour  Tinte- 
gralite  de  ces  maisons,  ou  pour  chacun  des  logements  les  composant  et 
destines  ä  etre  loues  separement,  des  chiffres  superieurs  a  ceux  ci-apres, 
savoir : 


*)  On  peut  mentionner  egalenient  la  loi  du  15  fevrier  1902  sur  la  protec- 
tion de  la  sante  publique,  qui  mteresse  iudirectement  les  habitations  ä  bon 
marche  ä  raison  des  mesures  sanitaires  relatives  aux  immeubles,  qu'elle  prescrit. 

**)  La  loi  du  31  mars  1896  exclut  de  l'estimation  de  la  valeur  locative 
certaines  charges  de  salubrite  et  d'assurance. 

VI.  Internationaler  Wohnungskougress.  18 
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dans  les  commimes  de  1  OOO  habitants  et  au  dessous   .    .  132  Francs, 

de  1  001        „        ä  5  000  habitants  .  220 

„     „         „        de  5  001       „        ä  30  000      „       .  250 
„     „         „       de  30  001       „        ä  200  000     „  et 
dans  Celles  qui  sont  situees  dans  un  rayon  de  40  kilo- 

metres  autour  de  Paris   323  „ 

dans  les  communes  de  200  001  habitants  et  au  dessus      .    .  440  „ 

a  Paris   550 


2.  Mesures  destinees  ä  encourager  le  developpement  des 
habitations  ä  bon  marche.  En  vue  de  stimuler  les  initiatives  privees 
et  de  leur  donner  une  impulsion  coordonnee,  la  loi  de  1894  a  cree  deux 
organismes  superposes  destines,  Fun  ä  assurer  l'unite  et  le  perfectionne- 
ment  du  mouvement,  l'autre  ä  en  seconder  la  diffusion. 

Le  Conseil  superieur  des  habitations  ä  bon  marche  etabli  aupres  du 
Ministre  du  Commerce  et  de  l'Industrie  constitue  le  premier  de  ces 
rouages.  Les  reglements  ä  faire  en  vertu  de  la  loi  de  1894,  et  d'une 
fa§on  generale,  les  questions  concernant  les  logements  economiques  lui 
sont  soumis.  II  recoit  en  outre  les  rapports  annuels  des  Comites  locaux, 
et  adresse  lui-m^me  chaque  annee  avec  ses  observations  un  rapport  d'en- 
semble  au  President  de  la  Republique. 

Au  dessous  de  ce  Conseil  superieur  fonctionnent  des  Comites  locaux, 
qui  ont  pour  mission  d'encourager  la  construction  de  maisons  salubres 
et  ä  bon  marche,  soit  par  les  interesses  pour  leur  usage  personnel,  soit 
par  des  particuliers  ou  des  societes  en  vue  de  les  vendre.  Dans  ce  but, 
ils  peuvent  faire  des  enqu^tes,  ouvrir  des  concours  d'architecture,  distri- 
buer  des  prix  d'ordre  et  de  proprete,  accorder  des  encouragements  pecu- 
niaires,  etc.  .  .  .  Ces  Comites,  dont  la  creation  par  le  Gouvernement  est 
d'ailleurs  facultative,  sont  institues  par  decret  du  President  de  la  Re- 
publique apres  avis  du  Conseil  general  et  du  Conseil  superieur  des  habi- 
tations ä  bon  marche. 


3.  Mesures  destinees  a  procurer  les  capitaux  necessaires 
ä  la  construction.  Les  societes,  qui  sont  constituees  en  vue  de  con- 
tribuer  au  developpement  des  habitations  a  bon  marche,  peuvent  se 
ranger  en  deux  categories  par  rapport  au  moyen  qu'elles  emploient  pour 
atteindre  leur  but. 

Les  unes,  sans  proceder  elles-memes  ä  la  construction  de  maisons, 
ont  uniquement  pour  objet  de  faire,  soit  ä  des  personnes  se  proposant 
de  construire  ou  d'acquerir  des  habitations  a  bon  marche  individuelles 
ou  collectives,  soit  ä  des  societes  de  constructions  ä  bon  marche,  des 
pr£ts  en  vue  de  la  construction  ou  de  l'achat  d'immeubles  destines  ä 
des  habitations  ä  bon  marche.  Ce  sont  des  Societes  de  credit  pour  les 
habitations  ä  bon  marche. 

Les  autres,  que  Ton  designe  sous  le  nom  de  Societes  d'habitations 
ä  bon  marche,  ont  un  objet  plus  large.  Non  seulement  elles  consentent 
des  prets  pour  faciliter  la  construction  ou  l'acquisition  de  maisons  a  bon 
marche,  mais  encore  elles  procedent  elles-m$mes  ä  la  construction  de 
maisons  individuelles  ou  collectives,  qu'elles  vendent  ou  qu'elles  louent. 

Ces  deux  categories  de  societes  se  trouvent  donc,  pour  remplir  leur 
but,  avoir  besoin  de  fonds  importants.  Le  capital  social  ne  suffit  pas 
toujours  ä  les  leur  fournir.  et  elles  peuvent  §tre  obligees  de.recourir  ä 
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des  emprunts.  La  loi  de  1894,  en  vue  soit  de  leur  faeiliter  la  realisa- 
tion  de  ces  emprunts,  soit  de  leur  permettre  de  se  constituer  un  capital 
social  plus  important,  autorise  sous  certaines  conditions  les  bureaux  de 
bienfaisance,  les  hospices  et  les  höpitaux  ä  employer  le  cinquieme  au 
plus  de  leur  patrimoine  en  prets  hypothecaires  aux  societes  de  credit  ou 
de  construction  de  maisons  a  bon  marche,  et  en  obligations  de  ces 
societes.  Elle  autorise  de  m§me  la  Caisse  des  Depöts  et  Consignations 
ä  employer,  jusqu'ä  concurrence  du  cinquieme,  la  reserve  provenant  de 
l'emploi  des  fonds  des  Caisses  d'epargne  qu'elle  a  constituee,  en  obliga- 
tions negociables  de  ces  societes. 

La  loi  du  20  juillet  1895  a,  dans  ce  m6me  ordre  d'idees,  autorise 
les  caisses  d'epargne  a  employer  la  totalite  du  revenu  de  leur  fortune 
personnelle  et  le  cinquieme  du  capital  de  cette  fortune  en  pröts  hypothe- 
caires aux  societes  de  construction  ou  de  credit,  et  en  obligations  de 
ces  societes. 

II  convient  enfin  de  remarquer  que  d'apres  ces  m6mes  lois  de  1894 
et  de  1895,  les  bureaux  de  bienfaisance,  les  hospices,  les  höpitaux  et 
les  caisses  d'epargne  peuvent,  dans  la  mesure  et  la  limite  des  emplois 
ci-dessus  precises,  proceder  eux-memes  ä  la  construction  de  maisons  ä 
bon  marche. 

4.  Faveurs  fiscales.  Les  habitations  ä  bon  marche  repondant 
aux  conditions  de  la  loi  sont  affranchies  des  contributions  foncieres  et 
des  portes  et  fenetres  pour  une  duree  de  cinq  ans  ä  partir  de  leur 
achevement. 

Les  droits  de  mutation  düs  ä  l'occasion  de  la  vente  de  maisons 
individuelles  ä  bon  marche,  dont  le  prix  est  stipule  payable  par  annuites, 
peuvent  §tre  acquittes  par  fractions. 

Les  societes  de  construction  ou  de  credit  sont  dispensees  de  la 
patente,  et  sont,  sous  certaines  conditions,  exonerees  de  l'impöt  sur  le 
revenu  attribue  aux  actions.  Enfin  les  actes  necessaires  ä  leur  Con- 
stitution et  ä  leur  dissolution  sont  dispenses  du  timbre  et  enregistres 
gratis.  Mais  ces  diverses  faveurs  ne  leur  sont  accordees  que  si  leurs 
Statuts  approuves  par  le  Ministre,  sur  l'avis  du  Conseil  superieur  des 
habitations  ä  bon  marche,  limitent  leurs  dividendes  annuels  ä  4  °/()  au  plus. 

5.  Combinaison  de  l'acquisition  d'habitation  ä  bon  marche 
avec  l'assurance  sur  la  vie.  En  vue  de  garantir  l'execution  du 
contrat  de  vente  par  annuites  d'une  maison  ä  bon  marche,  en  cas  de 
deces  de  l'acquereur  avant  sa  liberation,  la  loi  de  1894  autorise  la  Caisse 
d'assurances  en  cas  de  deces  institu6e  par  la  loi  du  11  juillet  1868,  ä 
passer  avec  l'acquereur  (ou  le  constructeur)  un  contrat  d'assurance 
temporaire  ayant  pour  but  de  garantir  a  la  mort  de  l'assure,  survenant 
dans  la  periode  d'annees  determinee,  le  paiement  dos  annuites  restant 
a  echoir. 

Le  chiffre  maximum  du  capital  assure  ne  doit  pas  depasser  la  somme 
deduite  du  taux  de  capitalisation  de  4,27%  applique  au  revenu  net  legal. 
En  consequence,  le  montant  de  l'assurance  ne  peut  pas  depasser: 

Pour  les  immeubles   situes   dans   une  commune  de 


1000  habitants  et  au  dessous   2  300  francs, 

de  1001  ä  5  000  habitants   3  900  „ 

de  5  001  ä  30  000  habitants   4  400  „ 

18* 
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de  30  001  ä  200  000  habitants    ou    dans  une 
commune  situee  dans  un  rayon  de  40  kilo- 

metres  autour  de  Paris   5  700  francs 

dans  une  commune  de  200  001  habitants  et  au  dessus  7  700  „ 
ä  Paris   9  700  „ 

6.  Regles  relatives  au  partage  successoral.  L'article  8  de 
la  loi  de  1894  apporte  en  notre  matiere  une  derogation  capitale  aux 
principes  du  droit  civil  frangais,  dans  le  cas  oü  une  maison  individuelle 
ä  bon  marche  figure  dans  une  succession,  et  lorsque  cette  maison  est 
occupee,  au  moment  du  deces  de  l'acquereur  ou  du  constructeur,  par  le 
defunt,  son  conjoint  ou  Tun  de  ses  enfants. 

En  pareil  cas,  l'indivision  peut  §tre  maintenue  pendant  un  certain 
nombre  d'annees  fixe  par  la  loi,  ä  la  demande  du  conjoint  survivant  ou 
de  Tun  des  enfants,  mSme  s'il  y  a  des  mineurs,  par  decision  du  juge  de 
paix  apres  avis  du  conseil  de  famille. 

Lorsqu'il  s'agit  de  proceder  au  partage,  la  loi  de  1894  reconnait  ä 
chacun  des  heritiers  et  au  conjoint  survivant,  s'il  a  un  droit  de  copro- 
priete,  la  faculte  de  reprendre  la  maison  sur  estimation.  Si  plusieurs 
interesses  veulent  user  de  cette  faculte,  la  preference  est  d'abord  accordee 
ä  celui  que  le  defunt  a  designe,  puis  ä  l'epoux  s'il  est  coproprietaire  pour 
moitie  au  moins. 

Ce  sont  lä  des  derogations  importantes,  mais  bienfaisantes  en  notre 
matiere,  aux  principes  du  droit  commun  successoral,  qui  decident  que 
nul  n'est  tenu  de  rester  dans  l'indivision,  que  le  partage  des  biens  doit 
se  faire  en  nature,  et  que  si  l'immeuble  est  impartageable  il  doit  §tre 
vendu  aux  encheres.  La  loi  de  1894,  en  entamant  ces  principes,  a  voulu 
assurer  la  conservation  du  bien  de  famille  et  perpetuer  le  foyer  qui  a 
groupe  parents  et  enfants.*) 

II.  Etat  actuel  des  faits. 

D'apres  le  dernier  rapport  du  Conseil  superieur  des  habitations  ä 
bon  marche**),  le  nombre  des  societes  d'habitations  ä  bon  marche  fonction- 
nant  en  1901  etait  de  59,  se  decomposant  en  37  societes  anonymes  et 
22  societes  cooperatives;  17  autres  societes,  dont  11  coop6ratives,  etaient 
alors  en  formation.  II  suffit  de  comparer  ces  chiffres  a  ceux  qui  se 
rapportent  par  exemple  ä  l'annee  1896,  epoque  ä  laquelle  on  comptait 
25  societes  dont  5  cooperatives,  pour  saisir  l'etendue  et  la  rapidite  des 
progres  realises,  et  surtout  pour  constater  le  croissant  developpement  de 
l'idee  cooperative  en  notre  matiere. 

II  faut  pourtant  remarquer  que  ces  progres  pourraient  etre  plus  con- 
siderables,  si  les  Comites  lccaux  montraient  plus  d'activite;  mais  beau- 
coup  d'entre  eux  manquent  de  vie,  et  d'autre  part  on  s'etonne  de  con- 
stater que  dans  certaines  regions  la  population  ouvriere  est  indifferente, 
parfois  m§me  hostile,  aux  efforts  tentes  par  les  Comites.  II  y  a  lä  une 
education  sociale  ä  faire  du  peuple,  qui  s'impose. 


*)  Sur  cette  importante  question,  on  lira  avec  fruit  les  remarquables  Com- 
munications presentees  par  Mr.  Jules  Challamel  ä  la  Societe  de  legislation 
comparee  et  ä  la  Societe  francaise  des  habitations  a  bon  marche. 

**)  Ce  rapport  comprend  les  excellents  rapports  de  MM.  Cheysson  et 
Challamel,  auxquels  sont  empruntes  les  renseignements  de  statistique  cites 
par  moi. 
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De  leur  cöte  les  bureaux  de  bienfaisance,  les  hospices,  les  höpitaux, 
les  Caisses  d'epargne,  la  Caisse  des  depöts  et  consignations  montrent 
une  timidite  excessive  ä  seconder,  comme  la  loi  les  y  engage,  le  de- 
veloppement  des  habitations  ä  bon  marche.  Jusqu'a  present  les  bureaux 
de  bienfaisance,  les  hospices  et  les  höpitaux  n'ont  pas  repondu  ä  l'appel 
du  legislateur.  Quant  aux  Caisses  d'epargne  18  d'entre  elles  seulement 
(sur  547)  ont  fait  des  Operations  pour  les  habitations  ä  bon  marche. 
Ces  Operations  se  repartissent  de  la  fagon  suivante: 

acquisitions  ou  constructions,  pour  .  .  .  frs.  1  037  856,19 
prets  hypothecaires  ä  des  societes,  pour  .  „  1  369  404,88 
emplois  en  obligations  des  societes,  pour     „      152  000 

soit  au  total  ä  la  fin  de  1901    .    .    frs.  2  559  261,07 

Dans  ce  total  d'ailleurs,  les  deux  caisses  d'epargne  de  Marseille  et 
de  Lyon  figurent  ensemble  pour  frs.  1  597  599,81 ;  de  teile  sorte  que  les 
emplois  appliques  par  les  16  autres  caisses  d'epargne  aux  habitations  ä 
bon  marche  ne  depassent  pas  961  671  frs. 

En  ce  qui  concerne  enfin  la  Caisse  des  depöts  et  consignations,  au 
lieu  d'entrer  en  relations  avec  des  societes  diverses  de  construction  ou 
de  credit,  eile  a  prefere  n'avoir  de  rapports  qu'avec  la  seule  Societe  de 
credit  des  habitations  ä  bon  marche  de  Paris,  qui  sert  d'intermediaire 
pour  faire  parvenir  aux  societes  locales  les  avances  que  lui  consent  la 
Caisse  des  depöts.  Depuis  l'origine  de  cette  Societe  de  credit,  c'est  a 
dire  depuis  1898,  jusqu'a  la  fin  de  1901  la  Caisse  des  depöts  et  con- 
signations lui  a  ainsi  avance  1  558  500  frs. ;  le  solde  en  cours  de  ces 
avances  au  31  decembre  1901  etait  de  1  399  900  frs.,  somme  qui  repre- 
sente  egalement  le  montant  en  cours  des  prets  consentis  par  la  Societe 
de  Paris  aux  Sociötes  locales.  La  garantie  donnee  ä  la  Caisse  des  de- 
pöts et  consignations  consiste  dans  le  depöt  entre  ses  mains  de  125  000  frs. 
representant  le  quart  verse  du  capital  social  de  la  Societe  de  credit  de 
Paris. 

Pour  terminer  notre  expose,  il  nous  faut  maintenant  indiquer  quel 
est  l'etat  de  developpement  des  institutions  d'habitations  ä  bon  marche, 
et  a  quels  resultats  a  abouti  leur  activite. 

Le  dernier  rapport  du  Conseil  superieur,  publie  au  Journal  Officiel 
du  13  avril  1902,  nous  donne  ä  ce  sujet  quelques  renseignements  gene- 
raux  afferents  ä  1900  et  resumes  dans  le  tableau  ci-dessous: 


Societes 

Total 

anonymes 

cooperatives 

(38  societes) 

(24) 

(14) 

capital  social   

4  389  500 

810  055 

5  199  055 

emprunts  

2  317  234 

864  976 

3  182  210 

terrains  et  constructions  .... 

6  106  635 

1  034  686 

7  141  321 

amortissements  verses  par  les  acque- 

431  207 

287  262 

728  469 

reserve  legale  

36  448 

1023 

37  471 

reserves  diverses   

133  113 

2175 

135  288 

44  783 

28  979 

73  762 

dividendes      .    .    .  ,  

2  ä  4  % 

2  a  4% 

2  ä  4  % 
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Mais  ces  indications,  pour  interessantes  qu'elles  soient,  sont  insuffi- 
santes,  d'une  part  parce  qu'elles  ne  visent  qu'une  partie  des  societes 
existantes,  d'autre  part  parce  qu'elles  ne  font  pas  connaitre  dans  quelle 
mesure  le  besoin  de  logement  a  bon  marche  a  ete  satisfait.  II  serait 
d'ailleurs  difficile  d'obtenir  plus  de  precision  en  presence  du  peu  d'em- 
pressement  qu'apportent  parfois  les  societes  ä  repondre  aux  question- 
naires. 

Par  contre  la  statistique  quinquennale  dressee  par  Mr.  Alfred  Du- 
bois,  secretaire  de  la  Societe  fran^aise  des  habitations  ä  bon  marche. 
nous  fournit  pour  l'annee  1899  de  precieux  elements  de  renseignements. 
Cette  statistique  porte  sur  53  institutions,  savoir:  47  societes  d'habita- 
tions,  1  societe  de  credit,  et  5  societes  de  natures  diverses  (caisses 
d'epargne,  etc.). 

A  la  fin  de  l'exercice  1899,  la  Situation  financiere  de  ces  53  insti- 
tutions etait  la  suivante: 


capital  social  souscrit   frs.  16  689  538 

verse  „  13  321  056 

„              rembourse  ,,  262  750 

emprunts  contractes  ,  6  203  410 

„       rembourses  ,,  413  800 

valeur  de  proprietes  sociales  (immeubles  et 

terrains  ä  disposer)   ,,18  844  915 

reserves  legales  et  autres  ,.  930  874 


A  la  fin  du  m§me  exercice,  le  besoin  de  logement  salubre  et  econo- 
mique  s'est  trouve  satisfait  par  ces  53  institutions  dans  la  mesure  sui- 
vante : 

754  maisonnettes  ont  ete  louees  pour  des  prix  de  location  variant 
de  120  francs  au  minimum  ä  510  francs  au  maximum: 

2743  logements  ont  ete  loues  dans  278  maisons  collectives  pour 
des  prix  de  location  variant  de  90  francs  au  minimum  ä  500  francs  au 
maximum ; 

les  locations  avec  promesses  de  vente  ont  porte  sur  1153  maisons, 
dont  545  representant  une  valeur  de  2  431  667  francs  ont  ete  vendues : 
608  autres  maisons  etaient  en  cours  de  vente  et  representaient  un  prix 
de  3  564  344  francs,  sur  lequel  1  122  195  francs  ont  ete  payes. 

En  definitive,  ä  l'epoque  visee,  4650  familles,  c'est  ä  dire  environ 
15  000  personnes  ont  beneficie  de  logements  salubres  et  economiques  par 
reffet  de  la  legislation  speciale  ä  la  matiere,  par  l'effort  de  l'initiative 
privee  et  par  la  pratique  de  la  Cooperation.  II  est  evident  que  depuis 
1899  le  developpement  des  habitations  ä  bon  marche  s'est  accentue  dans 
une  assez  large  mesure,  que  la  statistique  ne  nous  permet  pas  encore 
de  preciser.  mais  que  laissent  entrevoir  les  comptes-rendus  de  diverses 
societes. 

II  convient  de  rappeler  enfin  qu'ä  cöte  de  la  satisfaction  donnee  au 
besoin  de  logement  economique  par  les  societes  de  construction  et  de 
credit  et  par  certaines  caisses  d'epargne,  une  part  considerable  d'activite 
a  ete  deployee  dans  ce  but  par  les  grandes  entreprises  industrielles  en 
faveur  de  leurs  ouvriers.  Nous  n'entrerons  pas  dans  l'expose  des  insti- 
tutions patronales;  mais  il  faut  pourtant  indiquer  que  ces  initiatives  pa- 
tronales  n'ont  pas  ete  uniquement  des  oeuvres  d'assistance  philanthropi- 
que:  tres  souvent  elles  ont  ete"  des  moyens  de  susciter  l'effort  personnel 
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des  ouvriers,  en  les  incitant  ä  se  rendre  eux-memes,  par  leur  propre 
epargne,  proprietaires  de  leur  habitation.  La  Compagnie  des  mines 
d'Anzin  est  un  des  plus  vivants  exemples  de  ces  interventions  patronales: 
dans  l'ordre  d'idees  de  l'assistance  philanthropique,  eile  n'a  pas  en  effet 
construit  ou  achete  moins  de  2884  maisonnettes  louees  aux  ouvriers  ä 
un  prix  representant  environ  1,50%  du  capital  employe;  en  second  lieu, 
et  dans  l'ordre  d'idees  d'un  stimulant  donne  ä  l'effort  personnel  des  inte- 
resses,  eile  a  d'une  part  construit  93  maisonnettes  avec  jardins,  d'une 
valeur  d'environ  2900  francs  chacune,  qu'elle  vend  ä  ses  ouvriers,  et 
eile  leur  a  d'autre  part  avance  des  fonds  pour  l'achat  ou  la  construction 
de  741  maisons  ä  leur  usage:  le  paiement  du  prix  d'achat  ou  le  rem- 
boursement  de  ces  avances  est  effectue  par  les  ouvriers  au  moyen  de 
prelevements  mensuels  sur  leurs  salaires. 


VII.  Die  Baugenossenschaften  in  den  Nieder- 
landen. 

Von  M.  P.  de  Clercq  in  Haarlem. 

Schon  seit  vielen  Jahren  besteht  in  den  Niederlanden  ein  Streben, 
die  Wohnungsverhältnisse  durch  Selbsthilfe  zu  verbessern,  und  es  ist  in 
dieser  Hinsicht  ernst  und  tüchtig  gearbeitet  worden,  während  gleich- 
zeitig freilich  auch  in  weiten  Kreisen  noch  grosse  Gleichgültigkeit  herrscht. 

Im  Sommer  1901  ist  von  beiden  Kammern  der  Volksvertretung  ein 
Wohnungsgesetz  angenommen  worden,  mit  dessen  Ausführung  eben  an- 
gefangen wird.  Sein  Zweck  ist  verstärkte  Staatsaufsicht  in  Bezug  auf 
Einrichtung  der  Häuser,  Anlage  der  Abtritte,  Zuführung  von  Licht  und 
Luft,  Feuersgefahr  u.  s.  w. ,  sowie  staatliche  Mitwirkung  zur  Verbesse- 
rung vorhandener  Gebäude,  wo  sie  nothwendig  ist.  Gemeinde  und  Staat 
erhalten  das  Recht,  zur  Anlage  bezw.  Verbesserung  von  Wohnungen 
Kapital  zu  niedrigen  Zinsen  und  bequemen  RückZahlungsbedingungen  dar- 
zuleihen. Die  niederländischen  Baugenossenschaften  werden  deshalb 
bald  in  die  Lage  kommen,  mit  staatlicher  und  kommunaler  Hilfe  in  ver- 
größertem Umfange  die  Arbeit  fortzusetzen,  die  sie  32  Jahre  lang  aus 
eigener  Kraft  geleistet  haben. 

Die  erste  Baugenossenschaft  wurde  in  Amsterdam  errichtet  und  am 
17.  Dezember  1869  staatlich  genehmigt.  Ihr  Name  ist  „Bouwmaat- 
schappij  tot  verkrijging  van  eigen  woningen"  (Baugenossenschaft  zur 
Beschaffung  eigener  Wohnungen).  Diese  Genossenschaft  vermiethet  ihre 
Wohnungen  an  Mitglieder;  durch  einen  kleinen  Zuschlag  zur  Wochen- 
miethe  erhält  man  Gelegenheit,  Eigenthümer  zu  werden,  wobei  im  Be- 
darfsfalle das  Loos  entscheidet.  Die  Genossenschaft  ist  noch  jetzt  thätig, 
wenn  sie  auch  im  Laufe  der  Jahre  ihre  Statuten  etwas  abgeändert  hat. 

Die  zweite,  ebenfalls  noch  bestehende  Genossenschaft  dieser  Art 
entstand  1872  in  Leuwarden;  sie  heisst  „Vereeniging  tot  het  bekomen 
van  eigen  woningen  voor  den  werkman,  onder  het  motto  Help  uzelven" 
(Helft  euch  selbst).  Ihre  Häuser  liegen  bei  einander,  in  kurzer  Ent- 
fernung von  der  Stadt  Leuwarden. 

Im  Jahre  1876  wurden  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  kooperativen 
Vereine  durch  Gesetz  geregelt.  Alsbald  wurde  in  Haarlem  die  erste 
Cooperative  Baugenossenschaft  gegründet,  die  ihre  Häuser  in  der  Keizer- 
straat  baute.  Da  durch  das  Gesetz  die  unbeschränkte  Haftpflicht  aller 
Mitglieder  festgesetzt  ist,  konnte  das  ganze  Kapital  für  Grunderwerb 
und  Bau  zu  den  Bedingungen  einer  ersten  Hypothek  beschafft  werden. 
Die  ersten  Häuser  sind  seit  1877  bewohnt.    Sie  sind   etwas  reichlicher 
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und  theurer  als  Arbeiterhäuser,  mehr  was  man  in  den  Niederlanden  „Bürger- 
wohnhäuser" nennt.  Diese  Genossenschaft  ist  nach  nicht  zu  langer  Zeit 
wieder  aufgelöst  worden,  und  zwar,  weil  sie  zu  grossen  Erfolg  hatte. 
Durch  das  Wachsen  der  Stadt  Haarlem  stiegen  nämlich  die  Preise  der 
Häuser  in  der  alten  Stadt  derartig,  dass  die  Mitglieder  es  vorzogen, 
einen  namhaften  Gewinn  einzustreichen,  und  um  verkaufen  zu  können, 
ihre  Genossenschaft  preisgaben.  Dieser  Vorfall  ist  zu  bedauern.  Eine 
Baugenossenschaft  auf  Gegenseitigkeit  darf  nicht  den  Zweck  haben, 
Kapitalgewinn  zu  machen;  nicht  einmal  das  ist  ihr  Zweck,  dass  die  Mit- 
glieder in  den  Genossenschaftshäusern  weniger  Miethe  zahlen  als  in  ge- 
wöhnlichen Häusern,  sondern  dass  sie  für  dieselbe  Miethe  bequemer  und 
gesunder  wohnen  und  die  Möglichkeit  haben,  ihre  Wohnungen  allmäh- 
lich zum  Eigenthum  zu  erwerben.  Immerhin  kann  man  den  Mitgliedern 
der  ersten  kooperativen  Baugenossenschaft  den  guten  Gewinn,  den  sie 
machten,  noch  am  ehesten  gönnen,  denn  sie  hatten,  um  ihre  Genossen- 
schaft zu  stände  zu  bringen,  sehr  grosse  Mühe  aufwenden  müssen. 

Sicherlich  ist  es  auch  zu  einem  beträchtlichen  Theile  dem  blenden- 
den Erfolge  der  Haarlemer  Keizerstraat  -  Genossenschaft  zuzuschreiben, 
dass  seit  1877  das  Baugenossenschaftswesen  einen  gewaltigen  Aufschwung 
nahm.  Es  giebt  in  den  Niederlanden  jetzt  91  Baugenossenschaften,  von 
denen  nur  fünf  nicht  cooperativ  sind.  Sie  sind  über  das  Land  sehr  ungleich 
vertheilt.  In  Haarlem  bestehen  30,  im  Haag  21 .  in  Joure  (Friesland), 
Kampen,  Nymegen,  Utrecht  je  3,  in  Amsterdam,  Rotterdam,  Zwolleje2; 
die  übrigen  entfallen  je  eine  auf  eine  Gemeinde;  die  Orte  sind  zum 
Theil  so  klein,  dass  sie  schwer  auf  der  Landkarte  zu  finden  sind.  Zu 
den  grössten  Baugenossenschaften  gehören  ,,de  Volbarding"  in  Haarlem 
mit  168  Wohnhäusern;  ,,de  Toekomst"  in  Haarlem  mit  151  Häusern,  in 
denen  auch  Läden  sind;  ,,de  Eendracht"  in  Haarlem  mit  193  Häusern. 
Die  kleinste  ist  gegenwärtig  „Ons  Verlangen'1  in  Haarlem,  errichtet 
am  11.  Januar  1902,  mit  fünf  Häusern. 

Das  Niederländische  Gesetz,  welches  alle  Mitglieder  eines  koopera- 
tiven Vereins  unbeschränkt  haftpflichtig  für  einander  macht,  ist  meines 
Erachtens  von  grossem  Werthe  für  Baugenossenschaften.  Im  Gegensatz 
zur  Aktiengesellschaft,  der  nach  Einzahlung  des  Kapitals  die  Solidität 
der  Aktionäre  gleichgiltig  ist,  ist  die  Kooperativgenossenschaft  auf  dem 
Zusammenwirken  von  persönlichen  Kräften  basirt.  Die  Arbeitsfähigkeit 
und  der  sittliche  Werth  der  Mitglieder  bürgt  dafür,  dass  diese  ihren 
Verpflichtungen  gewissenhaft  nachkommen.  Darum  muss  die  Solidität 
der  Genossen  hoch  stehen  und  hoch  bleiben.  Die  unbeschränkte  Haft- 
pflicht macht  die  niederländischen  kooperativen  Baugenossenschaften 
äusserst  vorsichtig  in  der  Annahme  von  Mitgliedern.  Ebenso  enthalten 
die  Statuten  aller  86  Genossenschaften  scharfe  Bestimmungen  über  den 
Ausschluss  von  Mitgliedern.  Als  Beispiel  sei  aus  den  Statuten  des 
„Eigen  Haard"  in  Steenwijk  angeführt:  „Mitglieder  können  nur  werden 
in  Steenwijk  wohnende  Arbeiter  oder  ihnen  gleichstehende  Personen, 
die  noch  kein  eigenes  Wohnhaus  besitzen.  Die  Aufnahme  muss  ver- 
weigert werden  a)  solchen,  von  denen  nach  ihrem  Vorleben  oder  ihrem 
Charakter  anzunehmen  ist,  dass  sie  der  Ordnung  der  Genossenschaft 
oder  der  Ruhe  der  Mitglieder  nachtheilig  werden  können;  b)  solchen, 
die  mit  geistigen  Getränken  Missbrauch  treiben  oder  einen  unsittlichen 
Lebenswandel  führen". 

Die  Genossenschaft  „Vooruit  II"  im  Haag  ist  die  einzige,  in  der 
ohne  weiteres  Frauen  Mitglieder  werden  können.     Es  heisst  in  den 
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Statuten:  „Als  Mitglieder  werden  sowohl  Frauen  wie  Männer  zuge- 
lassen, die  im  vollen  Besitze  der  Staatsbürgerrechte  sind  und  noch  kein 
eigenes  Wohnhaus  haben.  Jeder  Bewerber  um  die  Mitgliedschaft  muss 
sich  beim  Vorstande  melden.  Der  Vorstand  hat  das  Recht,  die  Auf- 
nahme zu  verweigern,  wenn  er  es  im  Interesse  der  Genossenschaft  er- 
achtet. Der  Vorstand  muss  die  Aufnahme  verweigern  bei  Personen, 
die  geistige  Getränke  missbrauchen  oder  in  anderer  Weise  einen  unsitt- 
lichen Lebenswandel  führen".  —  In  die  anderen  Genossenschaften  werden 
Frauen  als  Mitglieder  nur  ausnahmsweise  aufgenommen  oder  wenn  sie 
Wittwen  von  Mitgliedern  sind.  Mir  scheint  es  wünschenswerth,  dass 
das  Beispiel  von  ,,Vooruit  II"  Nachahmung  fände.  An  der  Wohnungs- 
frage haben  die  Frauen  ja  ein  noch  viel  grösseres  Interesse  als  wir 
Männer. 

Empfehlung  verdient  die  Bestimmung  in  den  Statuten  der  „Bouw- 
maatschappij"  in  Amsterdam,  nach  welcher  ein  vom  Vorstande  nicht  als 
Genosse  angenommener  Bewerber  beim  Aufsichtsrathe  Revision  dieses  Be- 
schlusses beantragen  kann. 

Da  die  Gemeinschaft  ein  so  grosses  Interesse  an  der  sittlichen  Hal- 
tung ihrer  Mitglieder  hat,  muss  es  ihr  darum  zu  thun  sein,  schwache 
Gemüther  vor  dem  Untergange  zu  bewahren.  Die  Erfahrung  lehrt  denn 
auch,  dass  öfter  ein  Genosse,  der  einen  verkehrten  Weg  einschlug,  von 
den  Genossen  gewarnt,  rechtzeitig  einhielt. 

Manche  der  Baugenossenschaften  sind  für  spezielle  Kreise  errichtet 
worden.  Der  Amsterdamer  „Eigen  Haard"  ist  nur  für  Lehrer;  der 
„Dordrechtsche  Schildersbondu  nur  für  Anstreicher;  ,,Ons  Doelu  in  Haar- 
lem  für  Brief-  und  Depeschenträger;  „Nut  door  Spaarzaamheid"  in  Haar- 
lem  für  Arbeiter  und  Beamte  der  Holländischen  Eisenbahn.  Bei  de  „Vol- 
harding"  in  Haarlem  werden  als  Mitglieder  nicht  zugelassen  Leute,  die 
der  sozialdemokratischen  oder  einer  ähnlichen  Partei  angehören.  In  die 
„Christelyke  Coöperatieve  Vereeniging  Helpt  elkaar"  zu  Haarlem  werden 
nur  solche  aufgenommen,  die  ,,a)  glauben,  dass  das  unfehlbare  Wort 
Gottes  und  die  Tradition  unseres  Volkes  die  einzigen  festen  Grundlagen 
einer  christlichen  Gesellschaft  sind;  b)  in  Haarlem  wohnen,  kein  Wohn- 
haus besitzen  und  Arbeiter  sind".  Man  sollte  doch  bei  Genossen- 
schaften, die  sich  mit  einer  so  allgemeinen  Angelegenheit,  wie  das 
Wohnen  ist,  befassen,  so  wenig  wie  möglich  Beschränkungen  einführen, 
die  mit  der  Sache  nichts  zu  thun  haben. 

Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Niederländischen  Baugenossenschaften 
sind  günstig,  zum  grössten  Theil  sehr  gut.  Das  beruht  gewiss  auf  dem 
kräftigen  und  einsichtigen  Zusammenarbeiten  der  Genossen,  aber  doch 
nicht  ausschliesslich.  Das  beträchtliche  Wachsthum  sehr  vieler  Städte 
und  anderer  Gemeinden  bringt  es  mit  sich,  dass  der  Werth  von  Häusern 
in  neuen  Stadttheilen  noch  immer  steigt,  vielfach  schon  nach  zehn  Jahren 
erheblich  höher  ist.  Einige  Beispiele:  Die  Genossenschaft  in  s'Heeren- 
berg  hat  Häuser,  bei  denen  Grunderwerb  und  Bau  im  Jahre  1891  je 
1000  Gulden  kostete  und  deren  kalkulirter  •  gegenwärtiger  Werth  je 
1350  Gulden  beträgt.  Bei  der  „Bouwlust"  in  Joure  betrug  im  März 
1898  der  Werth  eines  Hauses  900  Gulden  und  ist  jetzt  1000.  In  Mid- 
delburg ist  in  derselben  Zeit  der  Werth  von  1250  auf  1450  Gulden  ge- 
stiegen; bei  der  „Concordia"  in  Utrecht  seit  1895  von  2300  und  1800 
auf  2400  und  1900;  beim  „Eigen  Haard"  in  Haarlem  seit  1891  von  4800 
und  3800  auf  6000  und  4000  Gulden.  In  anderen  Fällen  hat  sich  der 
Werth  trotz  der  Abnutzung  unverändert  erhalten  oder  hat  wenigstens 
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nicht  in  einem  der  Abnutzung  entsprechenden  Maasse  abgenommen.  So 
haben  denn  alle  auf  solider  Basis  errichteten  niederländischen  Baugenossen- 
schaften immer  pünktlich  ihreZinsen  und  ebenso  die  ausbedurigenen Tilgungs- 
raten bezahlt,  abgesehen  etwa  von  dem  Falle,  dass  einmal  unerwartet 
nothwendig  werdende  Reparaturen  einen  Aufschub  veranlassten.  Ueberall 
hat  sich  demnach  die  ursprünglich  aufgenommene  Schuld  vermindert: 
in  Heerenveen  von  11  080  in  20  Jahren  auf  5360  Gulden;  beim  „Vooruit  II" 
im  Haag  von  19  000  in  15  Jahren  auf  15  600  Gulden;  beim  „Voorwaarts" 
im  Haag  von  76  000  in  3  Jahren  auf  74  500  Gulden  u.  s.  w.  —  Einige, 
zum  Glück  sehr  wenige,  unsolide  angelegte  Genossenschaften  sind  bald 
zu  Grunde  gegangen. 

Die  meisten  niederländischen  Baugenossenschaften  haben  Arbeiter- 
wohnungen  gebaut.  Die  wöchentliche  Miethe  beträgt  in  kleinen  Orten 
1,20  Gulden  (=  2  M.),  bei  der  „Bouwlust"  in  Joure  sogar  nur  1  Gulden 
(=  1,67  M.),  in  'sHeerenberg  1,05  Gulden.  In  grösseren  Städten  beträgt 
sie  1,85  bis  2,40  Gulden  (3  bis  4  M.).  Die  Miethe  für  Läden  ist  natür- 
lich immer  etwas  höher.  Es  giebt  auch  einige  Baugenossenschaften  mit 
Bürger-  und  herrschaftlichen  Wohnhäusern,  die  eine  Jahresmiethe  von  200 
bis  300  Gulden  (333  bis  500  M.)  oder  noch  mehr  bringen.  In  der  Resi- 
denz Haag  giebt  es  einige  Genossenschaften,  die  wirklich  schöne  herr- 
schaftliche Häuser  mit  noch  viel  höheren  Miethen  gebaut  haben.  Aber 
bei  diesen  Vereinen  haben  die  Mitglieder  beim  Eintritt  bedeutende 
Summen  zu  zahlen.  Diese  Gesellschaften  fallen  also  aus  unserer  Be- 
trachtung heraus,  wenn  sie  sich  auch  kooperative  Genossenschaften 
nennen. 

Verbilligung  der  Miethe  ist  nicht  der  Hauptzweck  der  Baugenossen- 
schaften. Da  aber  die  meisten  von  ihnen  aus  den  angegebenen  Gründen 
finanziell  gut  gestellt  sind,  können  sie  ihren  Mitgliedern  sehr  vortheil- 
hafte  Bedingungen  gewähren.  Bei  der  grossen  „Toekomst"  in  Haarlem 
sind  die  Miethen  um  25  %  billiger  als  für  Häuser  im  Privatbesitz.  Die 
„Bouwlust"  in  Joure  vermiethet  gar  für  1  Gulden  wöchentlich  Woh- 
nungen, die  anderweitig  1,40  Gulden  kosten  würden.  Aehnlich  ist  es 
in  'sHeerenberg  und  in  geringerem  Grade  bei  vielen  anderen  Genossen- 
schaften. Auffällig  ist  es,  dass  die  Genossenschaft  in  Sneek  wöchent- 
lich 1,70  Gulden  Miethe  nimmt  für  Wohnungen,  die  anderweitig 
1,20  Gulden  kosten  würden;  da  müssen  ganz  besondere  Verhältnisse 
vorliegen. 

Als  Regel  gilt  und  ist  in  den  Statuten  festgelegt,  dass  in  der  Miethe 
oder  den  regelmässigen  Einzahlungen  begriffen  sind:  Zinsen  und  Tilgung 
des  aufgenommenen  Kapitals,  Steuern,  Feuerversicherungsprämie  und 
äussere  Instandhaltung.  Dabei  werden  berechnet:  Zinsen  4%,  Ab- 
zahlung 1  %,  Steuern  u.  s.  w.  1  %,  äussere  Instandhaltung  1  %,  zu- 
sammen 7  %  der  Kosten  für  Grunderwerb  und  Bau.  Durch  Zahlung 
von  1  %  des  ursprünglichen  Kapitals  wird,  bei  Zuschlag  der  Zinsen  der 
schon  geleisteten  Zahlungen,  das  Kapital  in  41  Jahren  getilgt. 

Empfehlung  verdient  die  von  einigen  Genossenschaften  eingeführte 
Einrichtung,  dass  ausser  den  7  %  noch  Y2  %  erhoben  wird,  wovon  dann 
die  innere  Instandhaltung  bestritten  wird.  Weil  aber  die  eine  Familie 
weniger  Ausbesserungen  im  Innern  nöthig  macht  als  die  andere,  was 
namentlich  von  der  Zahl  der  kleinen  Kinder  abhängt,  so  wird  die  innere 
Instandhaltung  gesondert  berechnet.  Jeder  Genosse  erhält  ein  Büchlein, 
in  dem  ihm  die  bezüglichen  Zahlungen  gut-  und  die  nothwendig  werden- 
den Reparaturen  abgeschrieben  werden. 
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Obwohl  unter  dem  Weizen  immer  Spreu  ist  und  so  auch  bei  den 
Baugenossenschaften  die  Spekulation  nicht  ausgeblieben  ist,  so  haben  sie 
doch  im  ganzen  sich  als  ihrem  Zwecke  entsprechend  erwiesen.  Der 
Grundsatz  der  unbeschränkten  Haftpflicht  ist  richtig  für  Vereine,  die 
ungefähr  das  ganze  Kapital  für  Grunderwerb  und  Bau  borgen  müssen. 
Die  kooperativen  Genossenschaften  haben  schon  jetzt  das  beinahe  immer 
feindselige  Nebeneinanderstehen  von  Hausherrn  und  Miether  ein  wenig 
zurückgedämmt  und  eingeschränkt;  sie  werden  dieses  absolut  falsche  und 
unrechte  gesellschaftliche  Verhältniss  aus  der  Welt  schaffen,  die  Liebe 
zur  Wohnung  fördern  und  damit  die  Anstrengung  steigern,  das  Heim 
zu  erhalten  und  zum  Eigenthum  zu  erwerben. 


III.  Hauptthema. 


Die  Förderung*  der  Errichtung-  kleiner  Wohnungen  durch  Staat, 
Gemeinde  und  öffentliche  Körperschaften, 


I.  Die  Subventionirung  des  Kleinwohnungsbaues 
in  Deutschland. 

Nach  amtlichen  Mittheilungen  und  aus  der  vorhandenen  Litteratur 
zusammengestellt  von  Dr.  R.  v.  Erdberg  in  Berlin. 

In  Deutschland  haben  das  Reich,  die  einzelnen  Bundesstaaten 
sowie  die  Gemeinden  eine  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  Thätigkeit 
in  der  hier  in  Frage  kommenden  Richtung  entfaltet.  In  zweiter  Linie 
kommen  vereinzelt  Sparkassen.  Armenverwaltungen  und  Stiftungen  in 
Betracht.  Das  Vorgehen  aller  dieser  Körperschaften  auf  dem  in  Rede 
stehenden  Gebiete  soll  im  Folgenden  geschildert,  und  daran  eine  kurze 
Darstellung  der  Vorschläge  geknüpft  werden,  die  von  verschiedenen 
Seiten  gemacht  sind,  diese  Thätigkeit  weiter  auszubauen  und  zweck- 
mässiger zu  gestalten. 

I.  Das  Reich. 

a)  Die  Invaliditäts-  und  Alters  Versicherungsanstalten.   In  §  129 

Absatz  2  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889,  betreffend  die  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  war  den  Versicherungsanstalten  gestattet,  mit 
Genehmigung  der  Garantieverbände  ein  Viertel  ihres  Vermögens  in  nicht 
mündelsicheren  zinstragenden  Papieren  oder  in  Grundstücken  anzulegen. 
Die  Motive  sagen  dazu:  „Bei  der  Anlegung  in  Grundstücken  kann  man 
beispielsweise  an  den  Bau  oder  die  Erwerbung  von  Arbeiterwohnungen  für 
Rechnung  der  Versicherungsanstalten  denken." 

In  §  164  des  Invalidenversicherungsgesetzes  vom  13.  Juli  1899 
wurde  diese  Befugniss  der  Versicherungsanstalten  dahin  erweitert,  dass 
sie  nunmehr  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  ein  Viertel,  mit 
Genehmigung  der  Garantieverbände  sogar  die  Hälfte  ihres  Vermögens  für 
solche  Veranstaltungen  anlegen  können,  welche  ausschliesslich  oder 
überwiegend  der  versicherungspflichtigen  Bevölkerung  zu  gute  kommen. 
Die  Motive  bemerken  hierzu  ausdrücklich:  „Durch  die  Heraufsetzung 
auf  die  Hälfte  soll  den  Wünschen,  welche  sich  auf  eine  Betheiligung 
der  Versicherungsanstalten  an  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der  Woh- 
nungsverhältnisse der  Arbeiter  richten,  entgegengekommen  werden." 

Die  Bestimmungen  des  §  164  des  Gesetzes  sind  von  Landesrath 
Liebrecht  so  ausgelegt  wTorden,  dass  jetzt  thatsächlich  nicht  nur  das 
halbe,  sondern  das  gesammte  Vermögen  der  Versicherungsanstalten 
in  Darlehen  für  Arbeiterwohnungen  angelegt  werden  könne,  denn  die 
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Anstalten  haben,  nach  der  Auffassung,  die  von  der  Aufsichtsbehörde 
selbst  vertreten  werde,  nur  den  Theil  einer  Forderung  als  nicht  mündel- 
sicher zu  betrachten,  der  über  die  pupillarische  Sicherheitsgrenze  hinaus 
gegeben  sei.  Eine  Hypothek,  die  z.  B.  75  %  des  Werthes  eines  Grund- 
stückes erreiche,  sei  nicht  in  ihrem  ganzen  Umfange  nicht  mündelsicher, 
sondern  nur  die  25  %  derselben,  die  über  die  pupillarische  Sicherheits- 
grenze hinausgehen. 

Wenn  nun  die  Anstalten  nur  bis  zu  drei  Viertel  ihres  Vermögens 
in  Arbeiterwohnungen  anlegten,  so  würden  gegenwärtig  mehr  als 
500  Millionen  Mark  für  diesen  Zweck  verfügbar  sein. 

Was  ist  dieser  Möglichkeit  gegenüber  bisher  von  den  Versicherungs- 
anstalten geleistet  worden?  Dass  sie  Arbeiterwohnungen  in  eigener  Regie 
errichten  würden,  ist  kaum  erwartet  worden  und  auch  nicht  eingetreten. 
Es  hätte  das  auch  keineswegs  den  ihnen  zugewiesenen  Aufgaben  ent- 
sprochen, die  eben  in  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  bestehen. 
Dagegen  haben  sie  sich  fast  ausnahmslos  zur  Beleihung  von  Arbeiter- 
wohnungen verstanden  und  allgemeine,  zum  Theil  sehr  eingehende 
Grundsätze  für  diesen  Geschäftszweig  aufgestellt. 

Die  meisten  Versicherungsanstalten  beleihen  mit  Recht  nur  gemein- 
nützige Unternehmungen.  Ausgeschlossen  sind  in  der  Regel  einzelne 
Personen,  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  einzelne  Arbeiter  wenigstens  dann, 
wenn  nicht  für  dieselben  eine  Korporation  oder  ein  bestehender  Bau- 
verein die  Garantie  oder  die  Geschäftsvermittelung  übernimmt.  In  der 
Rheinprovinz  ist  eine  Zeit  lang  der  Versuch  gemacht  worden,  auch  einzelnen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  Darlehen  zu  gewähren,  indess  musste  dieser 
Versuch  wegen  der  Masse  der  Anträge,  wegen  der  Unübersichtlichkeit 
der  Geschäftsführung,  wegen  der  Zersplitterung  der  Mittel,  wegen  der 
Unausführbarkeit  der  Kontrolle  der  gemeinnützigen  Verwendung  aller 
der  Einzeldarlehen  bald  aufgegeben  werden.  Andere  Versicherungs- 
anstalten, so  die  für  das  Grossherzogthum  Hessen  und  für  Oldenburg, 
haben  in  erheblichem  Umfange  solche  Einzeldarlehen  bewilligt. 

Der  gemeinnützige  Charakter  der  Bauvereine  muss  sich  nach  zwei 
Richtungen  dokumentären,  einmal  nach  der  finanziellen  Seite  hin  — 
mässiger  Gewinn  — ,  sodann  nach  der  sozialen  Seite  hin  —  das  be- 
liehene  Haus  soll  nur  als  billige,  hygienisch  einwandsfreie  Arbeiter- 
wohnung dienen.  Bei  Gemeinden,  Korporationen  und  Bau  Vereinigungen 
lässt  sich  der  Charakter  der  Gemeinnützigkeit  nach  beiden  Richtungen 
hin  leicht  feststellen  und  kontrolliren.  Die  finanzielle  Seite  wird  am 
besten  und  einfachsten  geregelt  durch  die  Bestimmung  des  §  5  g  des 
Preussischen  Stempelgesetzes  vom  15.  Juli  1895,  welcher  lautet;  „Von 
der  Stempelsteuer  sind  befreit  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften 
und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  deren  durch  Statut  be- 
stimmter Zweck  ausschliesslich  darauf  gerichtet  ist,  unbemittelten 
Familien  gesunde  und  zweckmässig  eingerichtete  Wohnungen  in  eigens 
erbauten  oder  angekauften  Häusern  zu  billigen  Preisen  zu  verschaffen, 
und  deren  Statut  die  an  die  Gesellschafter  zu  vertheilende  Dividende 
auf  höchstens  4  %  ihrer  Antheile  beschränkt,  auch  den  Gesellschaftern 
für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  mehr  als  den  Nenn- 
werth ihrer  Antheile  zusichert,  den  etwaigen  Rest  des  Gesellschafts- 
vermögens aber  für  gemeinnützige  Zwecke  bestimmt."  Einzelne  Ver- 
sicherungsanstalten stellen  noch  weitere  Bedingungen,  welche  die  Ge- 
meinnützigkeit  sichern   sollen,   insbesondere  legen   sie  den  Darlehns- 
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nehmern  Beschränkungen  bezüglich  Benutzung,  Veräusserung  und  bau- 
licher Veränderungen  der  errichteten  Häuser  auf. 

Die  Beleihungsgrenze  beträgt  bei  einer  grossen  Zahl  von  Ver- 
sicherungsanstalten Zweidrittel  des  Bau-  und  Platzwerthes,  eine  Beleihung, 
die  im  allgemeinen  dann  genügt,  wenn  die  Bestrebungen  auf  Besserung 
der  Wohnungsverhältnisse  getragen  und  unterstützt  wrerden  nicht  nur 
von  den  Arbeitern  allein,  sondern  auch  von  Arbeitgebern,  von  Freunden 
der  Sache  und  von  den  Gemeinden,  eine  Art  der  Betheiligung,  die 
jetzt  fast  allgemein  üblich  ist.  Eine  Beleihung  von  Zweidrittel  des 
Werthes  wird  in  der  Regel  einer  Beleihung  zu  mindestens  70 — 75  %  der 
Selbstkosten  gleichkommen. 

Der  Zinsfuss  beträgt  272— 4%  und  richtet  sich  natürlich  danach, 
ob  das  Geld  innerhalb  der  Grenzen  der  Mündelsicherheit  oder  unter 
Ueberschreitung  derselben  angelegt  wird.  Die  Tilgungsrate  (nicht  überall 
besteht  ein  Tilgungszwang)  beträgt  V2  —  IV2  °/o,  oder  es  ist  ein  be- 
stimmter Zeitraum  (bis  50  Jahre)  vorgesehen,  in  dem  die  Amortisation 
zu  erfolgen  hat. 

Viele  Versicherungsanstalten  verzichten  unter  bestimmten  Umstände 
überhaupt  auf  das  Recht  der  Kündigung.  Sonst  ist  die  Kündigungsfris 
meist  eine  dreimonatliche  bis  halbjährige. 

Auf  Grund  der  vorstehend  gekennzeichneten  Bedingungen  waren 
von  den  31  Versicherungsanstalten  bis  zum  Schluss  des  Jahres  1896 
12,0  Millionen  Mark  an  Darlehen  ausgegeben  worden,  bis  Ende  1898  be- 
trug die  Summe  bereits  35,4  Millionen  M.  und  ist  bis  zum  Schluss  des 
Jahres  1901  auf  81  870  072  M.  gestiegen. 

Diese  Summe  vertheilt  sich  in  sehr  ungleichen  Raten  auf  die  ein- 
zelnen Anstalten.    Es  gewährten  Darlehen 


von  10—20  Mill.  M.  im  Gesammtbetrage  von  28  741  909  M.    2  Anstalten 

„     5-10    „     „    „  „  29  733  181  5 

„      1—  5    „      „    „  „  „  18  028  230  ..  8 

bis  1    „      „    „  „  „     5  366  754  „13  „ 

keine  Darlehen  haben  bisher  gewährt  —  3  „ 


Summe  81  870  072  M.  31  Anstalten 

Die  Leistungen  der  einzelnen  Anstalten  veranschaulicht  die  folgende 
Tabelle: 

Rheinprovinz   16  121  734  M. 

Hannover   12  620  175  „ 

Königreich  Sachsen   7  381  280  „ 

Hessen-Nassau   6  094  876  ., 

Württemberg   5  772  115 

Baden   5  400  650  „ 

Westfalen   5  084  260  „ 

Schleswig-Holstein   4  584  728  „ 

Berlin   2  691  900  „ 

Grossherzogthum  Hessen   2  661  000  „ 

Hansestädte   2  200  000  „ 

Sachsen- Anhalt   1  639  020  „ 

Braunschweig   1  538  730  „ 

Mittelfranken   1  505  800  „ 

Thüringen   1  207  052  „ 
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Brandenburg   779  775  M. 

Pommern   740  570  „ 

Pfalz   738  907  „ 

Westpreussen   541  680  „ 

Oldenburg     .    .    .    .  '   514  420 

Oberbayern   512  000  v 

Posen   410  000  „ 

Schwaben  und  Neuburg   330  000  „ 

Oberfranken   269  300  „ 

Unterfranken   188  000  „ 

Schlesien   128  600  „ 

Elsass-Lothringen   120  000  „ 

Ostpreussen   93  500  „ 

Niederbayern   „ 


Oberpfalz  und  Regensburg   „ 

Mecklenburg   — 

Summa  81  870  072  M. 

Anhang.  Neben  den  Versicherungsanstalten  sind  die  auf  Grund 
des  Invalidenversicherungsgesetzes  zugelassenen  Kasseneinrichtungen  zu 
nennen.  Soweit  sie  überhaupt  Darlehen  zum  Bau  von  Arbeiterwohn- 
häusern hergeliehen  haben,  ist  dies  im  wesentlichen  unter  denselben  Ge- 
sichtspunkten geschehen  wie  bei  den  Versicherungsanstalten.  Während 
indessen  jene  eine  besondere  Bestimmung  über  die  Miether  der  erbauten 
Wohnungen  nicht  zu  enthalten  brauchten,  weil  sich  diese  naturgemäss 
fast  ausschliesslich  aus  den  Kreisen  der  Versicherten  rekrutiren  mussten, 
sehen  die  genannten  Kasseneinrichtungen  vor,  dass  die  Häuser  ausschliess- 
lich oder  überwiegend  den  kleineren  Kreisen  ihrer  Mitglieder  zu  gute 
kommen. 

Von  den  neun  in  Betracht  kommenden  Kasseneinrichtungen  hat  bis- 
her nur  die  Pensionskasse  für  die  Arbeiter  der  Preussisch- 
Hessischen  Eisenbahngemeinschaft  namhaftere  Beträge  zu  dem 
genannten  Zwecke  zur  Verfügung  gestellt.  Sie  gewährt  nur  Gemeinden 
und  gemeinnützigen  Vereinen  Darlehen  und  auch  diesen  nur,  soweit  sie 
die  Häuser  nicht  behufs  Ueberlassung  an  die  Mitglieder  zu  Eigenthum 
bauen.  Bezwecken  sie  den  Bau  von  Häusern  theils  zur  eigenthums-, 
theils  zur  miethweisen  Ueberlassung,  so  dürfen  Darlehen  nur  für  die 
zu  Miethhäusern  bestimmten  Grundstücke  bewilligt  werden.  An  Ge- 
meinden Darlehen  zu  bewilligen,  hat  die  Kasse  thatsächlich  bisher  noch 
keine  Gelegenheit  gehabt. 

Eine  Uebersicht  der  Leistungen  der  Kasseneinrichtungen  giebt  fol- 
gende Tabelle: 


Pensionskasse  für  die  Arbeiter  der  Preussisch-Hes- 

sischen  Eisenbahngemeinschaft   3  526  460  M. 

Allgemeiner  Knapp schafts verein  zu  Bochum  ...  1  676  500  „ 
Arbeiterpensionskasse    für   die   badischen  Staats- 
eisenbahnen und  Salinen   378  035  „ 

Allgemeine  Knappschaftspensionskasse  für  das  König- 
reich Sachsen   50  000  „ 

Norddeutsche  Knappschaftspensionskasse    ....  28  500  „ 

Saarbrücker  Knappschaftsverein   — 
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Arbeiterpensionskasse    der    Königlich  bayerischen 

Staatseisenbahnen   M. 

Arbeiterpensionskasse    der    Königlich  sächsischen 

Staatseisenbahnen*)  .    .    .    .   „ 

Pensionskasse  für  die  Arbeiter  der  Reichseisenbahn- 
verwaltung  .    .  —  „ 

Summa    .    .    .    5  659  495  M. 

b)  Anleihen  des  Reiches.  Die  Versicherungsanstalten  können, 
auch  wo  sie  ihre  Mittel  in  bereitwilligster  Weise  zur  Unterstützung 
des  Baues  von  Arbeiterwohnungen  zur  Verfügung  stellten,  den  an  sie 
herantretenden  Anforderungen  nicht  genügen.  Ein  Theil  derselben  hat 
darum  den  Beschluss  gefasst,  denjenigen  Genossenschaften,  welche  zum 
überwiegenden  oder  auch  nur  zu  einem  erheblichen  Theile  aus  Arbeitern 
oder  gering  besoldeten  Beamten  in  reichsfiskalischen  Betrieben  bestehen, 
Darlehen  für  die  Folge  überhaupt  nicht  mehr  zu  bewilligen,  sondern 
dieselben  an  die  zur  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  dieser 
Personen  in  erster  Reihe  verpflichtete  Reichsverwaltung  zu  verweisen. 

Es  trat  also  an  das  Reich  die  Anforderung  heran,  noch  weitere 
Mittel  direkt  für  den  in  Frage  stehenden  Zweck  verfügbar  zu  halten. 
Das  Reich  hatte  freilich  schon  früher  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungs- 
wesens eine  sozialpolitische  Fürsorge  für  die  von  ihm  beschäftigten  Ar- 
beiter und  Beamten  insofern  bethätigt,  als  die  verschiedenen  Reichs- 
ressorts nach  Maassgabe  der  in  ihren  Einzeletats  zur  Verfügung  ge- 
stellten Mittel  Wohngebäude  erworben  oder  errichtet  haben,  die  Ar- 
beitern oder  Beamten  der  betreffenden  Betriebsverwaltung  miethweise 
überlassen  worden  sind.  Soweit  es  sich  aber  nicht  um  den  Eigenbau 
von  Wohnhäusern  durch  das  Reich,  sondern  um  die  Unterstützung 
dritter  bei  Beschaffung  billiger  und  gesunder  Wohnungsgelegenheit  für 
die  Bediensteten  des  Reiches  handelt,  musste  naturgemäss  ein  einheit- 
liches, die  verschiedenen  Reichsressorts  umfassendes  Vorgehen  ins  Auge 
gefasst  werden.  Zu  einem  solchen  Vorgehen  nöthigte  insbesondere 
der  Umstand,  dass  die  zur  Unterstützung  dritter,  insbesondere  gemein- 
nütziger Vereine  u.  s.  w.  aufzuwendenden  Summen  in  der  Regel  nicht 
nur  Bediensteten  eines  einzigen,  sondern  gleichzeitig  denen  verschie- 
dener Reichsressorts  zu  Gute  kommen  werden. 

Auf  Grund  solcher  Erwägungen  sind  in  den  Etat  des  Reichsamts  des 
Innern  erstmalig  für  das  Rechnungsjahr  1901  zwei  Millionen  Mark  für  den 
in  Rede  stehenden  Zweck  eingestellt  worden.  Die  Summe  wurde,  da  mit 
ihr  den  Anforderungen  nicht  annähernd  genügt  zu  werden  vermochte,  im 
Etat  für  1902  auf  vier  Millionen  erhöht,  die  ebenfalls  bereits  die  Be- 
willigung durch  den  Reichstag  erfahren  haben.  Die  ersten  zwei 
Millionen  sind  zehn  gemeinnützigen  Vereinen  zu  Gute  gekommen. 

Unter  den  Bedingungen,  die  bei  ihrer  Verleihung  maassgebend 
waren  und  auch  in  Zukunft  maassgebend  bleiben  sollen,  heben  wir 
hervor:  Die  Militärverwaltung  soll  an  dem  gemeinschaftlichen  Fonds 
keinen  Antheil  haben.  Darlehen  können  an  gemeinnützige  Unterneh- 
mungen (Bauvereine,  Baugenossenschaften,  Baugesellschaften  u.  s.  w.)  nur 
unter  der  Voraussetzung  bewilligt  werden,  dass  ein  erhebliches  Bedürf- 

*)  Die  Arbeiterpensionskasse  der  Königlich  sächsischen  Staatseisenbahnen 
hat,  abweichend  von  dem  Vorgehen  der  übrigen  genanüten  Kasseneinrichtungen, 
Wohnhäuser  für  Eisenbahnarbeiter  in  eigener  Regie  gebaut. 

VI.  Internationaler  Wohnungskongress.  19 
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niss  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  im  Geschäfts- 
bezirke der  Unternehmung  thätigen  Arbeiter  und  gering  besoldeten 
Beamten  in  den  Betrieben  und  Verwaltungen  des  Reiches  besteht  und  dass 
zur  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  Wohnungen  der  von  der  Unter- 
nehmung geplanten  Art  an  der  in  Aussicht  genommenen  Stelledienlich  sind. 

Darlehen  dürfen  nur  solchen  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften, 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  u.  s.  w.  gewährt  werden,  welche 
in  dem  oben  näher  präzisirten  Sinne  als  „gemeinnützige"  anzusehen  sind. 
Die  Genossenschaften  (Gesellschaften  u.  s.  w.)  haben  im  Falle  der  Ge- 
währung eines  Darlehens  aus  Reichsfonds  ihrem  Statut  eine  Bestim- 
mung einzufügen,  wonach  Abänderungen,  die  über  den  Genossenschafts- 
(Gesellschafts-  u.  s.  w.)  Zweck,  über  die  Festsetzung  einer  Höchstdivi- 
dende von  4  %  und  über  Beschränkungen  bei  der  Vermögensvertheilung 
im  Falle  der  Auflösung  der  Unternehmung  handelnden  Paragraphen  so- 
wie des  diese  Bestimmung  enthaltenden  Paragraphen  des  Statuts  nur 
mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  (Reichsamt  des  Innern)  zulässig 
sind.  Die  Genossenschaft  (Gesellschaft  u.  s.  w.)  soll  in  der  Regel  aus 
mindestens  100  Mitgliedern  bestehen,  die  Haftsumme  der  Mitglieder 
einer  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftung  soll  in  der  Regel  ins- 
gemein mindestens  30  000  M.  betragen. 

Für  die  Sicherstellung  des  Darlehens  sind  unter  anderen  folgende 
Bestimmungen  maassgebend.  Das  Darlehen  darf  85  bis  höchstens  90% 
des  Werthes  des  Hauses,  einschliesslich  des  Grund  und  Bodens,  oder 
den  vollen  Bauwerth  des  Hauses  ohne  Grund  und  Boden  nicht  übersteigen. 

Es  ist  nicht  erforderlich,  dass  dem  Darlehen  die  erste  Stelle  im 
Grundbuch  eingeräumt  wird.  Das  Darlehen  ist  mit  3  °/0  jährlich  zu  ver- 
zinsen und  mit  mindestens  1%  jährlich  (unter  Zuwachs  der  ersparten 
Zinsbeträge)  zu  tilgen,  so  dass  also  während  der  gesammten  Tilgungs- 
periode ein  Jahresbetrag  (Annuität)  von  mindestens  4  %  für  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung  zu  entrichten  ist.  Die  Genossenschaft  (Gesell- 
schaft u.  s.  w.)  ist  verpflichtet,  den  Bau  nach  dem  vorgelegten  und  auf 
Verlangen  des  Reichsamts  des  Innern  etwa  abgeänderten  Entwurf  und 
Kostenanschlag  unter  Verwendung  guten  Materials  sorgfältig  und  dauer- 
haft innerhalb  der  besonders  vereinbarten  Frist  auszuführen  und  bei 
etwa  sich  als  nothwendig  herausstellenden  Aenderungen  zuvor  der  Zu- 
stimmung des  Reichsamts  des  Innern  sich  zu  versichern.  Dem  Reichs- 
fiskus wird  das  Vorkaufsrecht  auf  das  oder  die  zu  beleihenden  Grund- 
stücke und  Baulichkeiten  eingeräumt.  Das  Darlehen  kann  von  beiden 
Theilen  mit  dreimonatiger  Frist  ganz  oder  theilweise  gekündigt  werden, 
vom  Gläubiger  jedoch  nicht  vor  Ablauf  von  zehn  Jahren,  wenn  von  der 
schuldnerischen  Genossenschaft  die  ihr  auferlegten  Verpflichtungen  er- 
füllt werden. 

II.  Die  Bundesstaaten. 

a)  Preussen.  Am  13.  August  1895  wurde  in  Preussen  ein  Gesetz 
verabschiedet,  dessen  erste  Paragraphen  folgenden  Wortlaut  hatten: 

§  1.  Der  Staatsregierung  wird  der  Betrag  von  fünf  Millionen  Mark 
zur  Verfügung  gestellt,  um  damit  eine  Verbesserung  der  Wohnungsver- 
hältnisse von  Arbeitern,  die  in  staatlichen  Betrieben  beschäftigt  sind, 
und  von  gering  besoldeten  Staatsbeamten  nach  Maassgabe  der  nach- 
stehenden Bestimmungen  herbeizuführen. 

.  §  2.  Aus  den  bereitgestellten  Mitteln  (§  1)  dürfen  für  Rechnung 
des  Staates  Wohnhäuser,  die  im  Eigenthum  des  Staates  verbleiben,  er- 
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richtet  werden.  Die  in  diesen  Häusern  enthaltenen  Wohnungen  sind 
alsdann  an  Arbeiter,  die  in  staatlich en  Betrieben  angestellt  sind, 
oder  an  gering  besoldete  Beamte  zu  vermiethen. 

§  3.  Der  Miethzins  ist  so  zu  bestimmen,  dass  er  nach  Deckung 
der  Kosten  für  die  Verwaltung  und  bauliche  Unterhaltung  der  Gebäude 
eine  angemessene  Verzinsung  des  gesammten  Anlagekapitals  und  die 
Amortisation  der  Baukosten  gewährt. 

§  4.  Die  bereitgestellten  Mittel  (§  1)  dürfen  ferner  zur  Bewilligung 
von  Baudarlehen  verwendet  werden. 

Die  Bedingungen,  welche  für  die  Gewährung  von  Baudarlehen  an 
Baugenossenschaften  aufgestellt  wurden,  die  aber  neuerdings  eine  Ab- 
änderung erfahren  sollen,  waren  in  der  Hauptsache  folgende: 

Das  Darlehen  darf  9/io  vom  Bauwerthe  des  Hauses  ohne  Grund  und 
Boden  oder  3/4  vom  Werthe  des  Hauses  einschliesslich  des  Grundes  und 
Bodens  nicht  übersteigen.  Das  Darlehen  muss  mit  3%  jährlich  verzinst 
und  in  der  vorläufig  bewilligten  Höhe  noch  vor  Zahlung  an  der  ersten 
Stelle  im  Grundbuche  eingetragen  werden.  Die  Baugenossenschaft  ist 
verpflichtet,  den  Bau  nach  einem  vorgelegten  und  auf  etwaiges  Verlangen 
abgeänderten  Entwurf  oder  Kostenanschlag  unter  Verwendung  guten 
Materials  sorgfältig  und  dauerhaft  innerhalb  der  besonders  vereinbarten 
Frist  auszuführen.  Die  Genossenschaft  ist  verpflichtet,  das  Gebäude 
nebst  Zubehör  stets  in  gut  baulichem  Zustande  zu  erhalten.  Das  Ge- 
bäude ist  nach  seinem  vollen  Bauwerth  gegenBrandschaden  zu  versichern. 
Dem  Fiskus  wird  das  Vorkaufsrecht  auf  das  zu  belehnende  Grundstück 
eingeräumt.  Das  Darlehen  kann  von  beiden  Theilen  mit  dreimonatiger 
Frist  ganz  oder  theilweise  gekündigt  werden,  vom  Gläubiger  jedoch, 
wenn  die  auferlegten  Verpflichtungen  von  der  Schuldnerin  erfüllt  werden, 
nicht  vor  Ablauf  von  zehn  Jahren  von  der  letzten  Theilzahlung  an. 

Dem  ersten  Gesetz  sind  alsbald  weitere  gefolgt.  Im  ganzen  sind  bisher 
zur  Verfügung  gestellt,  bezw.  in  Aussicht  genommen,  folgende  Summen. 

I.  Gesetz  vom  13.  August  1895    5  Mill.  M. 

II.     „         „     2.  Juli  1898    5    „  „ 

III.  „         „    23.  August  1899    5    „  „ 

IV.  „         „     9.  Juli  1900    5    „  „ 

V.  „         „    16.  April  1902    12    „  „ 

Ueber  die  Verwendung  der  durch  die  ersten  vier  Gesetze  zur  Ver- 
fügung gestellten  Mittel  bis  zum  1.  Oktober  1901  giebt  die  folgende 
Tabelle  Aufschluss: 


Aus  den  Mitteln 

im  Bereiche 

zu  eigenen 
Bauten 

zu 

Darlehen. 

ins- 
gesammt 

des  ersten  Gesetzes  < 

A.  der  Eisenbahn- 
verwaltung .  . 

B.  der  Bauverwal- 
tung .... 

C.  der  Bergver- 
waltung .    .  . 

Summe  1 

2  711:410 
56  269 
565  600 

1  281  900*) 
384  500 

3  993  310 
56  269 
950  000 

3  333  179 

1  666  400 

4  999  579 

*)  10  Darlehen  sind  gewährt  an  Bauvereine. 

19* 
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Aus  den  Mitteln 

im  Bereiche 

zu  eigenen 
Bauten 

zu 
Darlehen 

ins- 
gesammt 

des  zweiten  Gesetzes 

„    dritten  „ 
„    vierten  „ 

A.  der  Eisenbahn- 
verwaltung' .  . 

B.  der  Bauverwal- 
tung .... 

C.  der  Bergver- 
waltung .    .  . 

Summe  2 

3  120  700 

110  000 

327  962 
3  558  662 

1  438  800*) 
1  438  800 

4  559  500 

110  000 

327  962 
4  997  462 

A.  der  Eisenbahn- 
verwaltung .  . 

B.  der  Bauverwal- 
tung .... 

C.  der  Bergver- 
waltung .    .  . 

Summe  3 

3  649  000 
243  700 

922  900**) 
171  600 

4  571  900 
243  700 
171  600 

3  892  700 

1094  500      |  4  987  200 

A.  der  Eisenbahn- 
verwaltung .  . 

B.  der  Bauverwal- 
tung .... 

C.  der  Bergver- 
waltung .    .  . 

Summe  4 
dazu       „  3 
„  2 

„  _! 

Insgesammt 

2  003  610 
533  400 

2  315  800***) 
132  500 

4  319  410 
665  900 

2  537  010 

3  892  700 
3  558  662 
3  333  179 

2  448  300 
1  094  400 
1  438  800 
1  666  400 

4  985  410 
4  987  200 
4  997  462 
4  999  579 

13  321  551 

6  648  000       19  969  551 

Durch  das  Rentengutsgesetz  vom  7.  Juli  1891  ist  in  Preussen 
den  „Gener alkommissionen"  die  Aufgabe  der  Bildung  von  kleinen 
Rentengütern,  bäuerlichen  Besitzungen  zuertheilt,  deren  Kaufpreis  zum 
Haupttheil  in  einer  auf-  Seiten  des  Verkäufers  unkündbaren  Geldrente 
besteht.  Der  Staat  erleichtert  die  Bildung  solcher  Rentengüter  einmal 
dadurch,  dass  er  durch  die  „Rentenbank"  dem  Verkäufer  den  der  Kauf- 
rente  entsprechenden  Kaufpreis  in  Staatspapieren  —  Rentenbriefen  — 
auszahlt  und  gegen  den  Erwerber  dieselbe  Summe  als  unkündbare 
Amortisationsrentenschuld  einträgt.  Sodann  stellt  der  Staat  auch  die 
Arbeitskraft  seiner  Beamten  in  den  Dienst  der  Sache. 

Das  Gesetz  enthält  über  die  erforderliche  Grösse  des  Rentengutes 
keine  bestimmten  Vorschriften,  es  spricht  nur  von  Rentengütern  „von 
mittlerem  und  kleinerem  Umfange."  Die  ministerielle  Ausführungs- 
verordnung vom  16.  November  1891  enthält  sich  ebenfalls  spezieller 
Angaben  über  die  Grösse,  überlässt  vielmehr  die  Bestimmung  derselben 
dem  Ermessen  der  einzelnen  Generalkommissionen.  Mit  diesen  Bestim- 
mungen kann  für  Arbeiterwohnungen  landwirtschaftlicher  Arbeiter 
Hervorragendes  geleistet  werden,  für  Industriearbeiter  dagegen  nichts, 
selbst  wenn  die  Fabriken  auf  dem  Lande  liegen. 


*)    8  Darlehen  sind  gewährt  an  Bauvereine. 


293 


In  richtiger  Würdigung  dieser  Verhältnisse  und  um  den  Industrie- 
arbeitern auch  die  Wohlthaten  des  Rentengutsgesetzes  zuzuwenden,  hat 
nun  die  Generalkommission  in  Münster  auf  Grund  des  Rentenguts- 
gesetzes als  Rentengüter  kleine  Häuser  mit  7 — 9  a  Land  zugelassen.  Sie 
hat  auf  Vorschlag  und  Verwendung  von  Pastor  v.  Bodelschwingh  am 
27.  Juli  1898  22  Arbeiterhäuser  in  der  Nähe  von  Bielefeld  auf  die 
Rentenbank  übernommen.  Diese  Häuser  sind  von  dem  dortigen  Verein 
„Arbeiterheim"  gebaut  und  den  Arbeitern  zum  Gesammtpreise  von 
180  985  M.  verkauft  worden.  Die  Generalkommission  taxirte  diese 
Häuser  nebst  zugehörigen  Gärten  zu  211  910  M.  Von  den  Arbeitern 
sind  abgezahlt  bis  1.  Oktober  1898:  13  583  M.:  die  Rentenbank  gab 
136  960  M.  Der  Rest  von  30  450  M.  wurde  von  der  Anstalt  Bethel 
geliehen  und  als  Hypothek  zu  Gunsten  derselben  eingetragen.  Leider 
hat  das  Vorgehen  der  Generalkommission  in  Münster  bis  jetzt  keine 
Nachfolge  gefunden. 

b)  Bayern.  In  Bayern  sind  durch  Gesetz  vom  31.  Mai  1900 
der  Königlichen  Staatsregierung  6  Millionen  Mark  zur  Verfügung  ge- 
stellt worden,  um  damit  eine  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 
der  Beamten,  Bediensteten  und  Arbeiter  der  Staatseisenbahnen  durch 
Herstellung  von  Wohngebäuden  und  Gewährung  von  Baudarlehen  herbei- 
zuführen. In  einem  Gesetzentwurf  vom  29.  September  1901  sind  zu 
demselben  Zweck  weitere  4  500  000  M.  verlangt  worden.  Zur  Befriedi- 
gung der  in  den  vorgenannten  beiden  Richtungen  aufgetretenen  Bedürf- 
nisse hat  die  Königlichen  Staatsregierung  den  Bau  von  224  bahneigenen 
Wohnungen  unternommen,  die  nach  dem  Kostenanschlage  einen  Bauauf- 
wand von  2  Millionen  Mark  verursachen.  Von  dem  Rest  von  4  Millionen 
Mark  waren  bis  Ende  August  1901  3  555  569  M.  als  Darlehen  an  acht 
gemeinnützige  Bauvereine  bewilligt  worden,  die  insgesammt  895  Woh- 
nungen errichtet  haben.  In  Aussicht  genommen  war  die  Gewährung  von 
weiteren  Baudarlehen  im  Betrage  von  444  431  M.  an  vier  gemeinnützige 
Bauvereine. 

In  den  Motiven  zu  dem  Gesetzentwurf  vom  29.  September  1901  heisst 
es:  Zur  Sicherung  einer  gesunden  Entwickelung  der  baugenossenschaft- 
lichen Bestrebungen  und  zur  Wahrung  der  betheiligten  staatlichen 
Interessen  erscheint  es  geboten,  die  Gewährung  von  staatlichen  Darlehen 
an  die  Baugenossenschaften  auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen  künftig 
von  der  Erfüllung  nachstehender  allgemeiner  Bedingungen  abhängig  zu 
machen. 

1.  Die  Baugenossenschaften,  welche  staatliche  Unterstützung  an- 
streben, haben  sich  vor  Eingehung  finanzieller  Verpflichtungen  von 
grösserer  Tragweite,  insbesondere  vor  der  Aufstellung  des  Bauprojektes 
und  vor  Abschluss  von  Grundkauf-  und  Bauverträgen,  unter  allen  Um- 
ständen der  Königlichen  Staatseisenbahnverwaltung  zu  versichern. 

2.  Als  Gegenstand  des  Genossenschaftsunternehmens  muss  im  Statute 
die  Beschaffung  billiger  und  gesunder  Wohnungen  für  die  Genossen 
erklärt  sein.  Der  Kreis  der  Mitgliedschaft  soll  statutengemäss  auf  das 
im  aktiven  Dienste  der  Staatseisenbahnen  stehende  Personal  beschränkt 
sein.  Es  kann  jedoch  durch  Statutenbestimmung  zugelassen  werden, 
dass  auch  aktiv  bedienstetes  Personal  der  Postund  Telegraphenverwal- 
tung der  Genossenschaft  beitritt.  Ferner  kann  im  Statute  vorgesehen 
werden,  dass  Wittwen  von  Genossen  für  die  Dauer  des  Wittwenstandes 
als  Mitglieder  beitreten,  sowie  dass  Genossen,  die  aus  dem  aktiven 
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Dienste  ausscheiden,  Mitglieder  bleiben  können.  Es  müssen  jedoch 
immer  mindestens  zwei  Drittel  der  Genossenschaftswohnungen  den  im 
aktiven  Dienste  stehenden  Genossen  vorbehalten  sein.  Der  statuten- 
gemäss  einzuzahlende  Geschät'tsantheil  muss  wenigstens  100  M.  betragen. 
Er  muss  entsprechend  höher  bemessen  sein  bei  Gesellschaften,  die  sich 
mit  der  Herstellung  besserer  Wohnungen,  als  sie  den  Durchschnitts- 
bedürfnissen von  Arbeitern  oder  Bediensteten  entsprechen,  befassen.  Im 
Statute  muss  grundsätzlich  ausgesprochen  sein,  dass  die  zur  Her- 
stellung von  Wohnungsgebäuden  erworbenen  Grundstücke  der  Genossen- 
schaft und  die  Gebäude  der  letzteren  dem  Gegenstande  des  Genossen- 
schaftsunternehmens —  Beschaffung  von  gesunden  und  billigen  Woh- 
nungen für  die  Genossen  —  dauernd  zu  dienen  haben  und  daher  nicht 
veräussert  werden  sollen. 

3.  Die  Belehnung  beschränkt  sich  auf  Wohngebäude  und  die  zu 
diesen  gehörigen  Grundstücke.  Eine  Belehnung  kann  nur  stattfinden 
für  Gebäude  an  solchen  Orten,  wo  nachgewiesenermaassen  ein  erheb- 
liches Bedürfniss  für  Beschaffung  weiterer  gesunder  und  billiger  Woh- 
nungen für  das  Eisenbahnpersonal  besteht. 

4.  Das  Genossenschaftsunternehmen  muss  rentirlich  und  lebens- 
fähig sein.  Es  muss  insbesondere  eine  mindestens  5-prozentige  Verzin- 
sung des  Anlagekapitals  durch  genauen  Voranschlag  nachgewiesen  und 
die  Aufbringung  der  zur  Bestreitung  des  Bauaufwandes  erforderlichen 
Mittel  (eigenes  Vermögen  der  Genossenschaft  oder  entsprechend  lang- 
fristige Darlehen  Dritter)  gesichert  sein.  Die  Baugenossenschaft  soll  in 
der  Regel  nicht  unter  100  Mitglieder  zählen. 

5.  Das  staatliche  Darlehen  soll  nicht  über  80%  des  Schätzungs- 
wertes des  Baugrundes  und  der  auf  demselben  errichteten  Wohngebäude 
mit  Nebenanlagen,  keinenfalls  aber  mehr  als  80  %  des  wirklichen  Kosten- 
aufwandes betragen.  Das  staatliche  Darlehen  soll  auch  dem  belehnten 
Grundstücke  an  erster  Rangstelle  hypothekarisch  versichert  sein  und  muss 
vom  Empfangstage  an  mit  3  vom  Hundert  jährlich  verzinst  und  vom 
Ablaufe  des  ersten  Jahres  nach  Ingebrauchnahme  der  Wohnungen  an 
durch  Zahlung  einer  Annuität  von  in  der  Regel  4  %  der  ursprünglichen 
Darlehenssumme  (3  %  für  Verzinsung  und  1  %  für  Amortisation)  ver- 
zinst und  getilgt  werden. 

7.  Das  staatliche  Darlehen  ist  beiderseitig  vierteljährlich  kündbar, 
die  Staatsregierung  stellt  jedoch,  ohne  hiermit  einen  Anspruch  einzu- 
räumen, in  Aussicht,  von  diesem  Kündigungsrechte  keinen  Gebrauch  zu 
machen,  solange  nicht  zwingende  Verhältnisse  dazu  drängen,  insbesondere 
solange  die  Genossenschaft  Zinsen  und  Tilgung  regelmässig  leistet  und 
die  Bedingungen  erfüllt,  welche  die  Staatsregierung  als  Gläubigerin  im 
Interesse  der  Sicherstellung  und  bestimmungsgemässen  Verwendung  der 
staatlichen  Darlehen  erforderlich  erachtet. 

8.  Im  Falle  freiwilliger  Veräusserung  der  belehnten  Grundstücke 
oder  einzelner  Theile  derselben  ist  das  Darlehen  sofort  fällig ;  ausserdem 
hat  die  Genossenschaft  in  diesem  Falle  der  Staatseisenbahnverwaltung 
als  Entschädigung  für  die  gebrachten  Zinsopfer  ein  Kapital  zu  entrichten, 
das  einer  1^2  prozentigen  Verzinsung  des  Darlehens  vom  Empfange 
desselben  an  entspricht.  Zur  Sicherung  des  staatlichen  Entschädigungs- 
anspruchs ist  Kautionshypothek  auf  den  Genossenschaftsgrundstücken  im 
Range  nach  den  Baudarlehen  zu  bestellen. 
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c)  Freie  und  Hansestadt  Hamburg.  Während  sich  das  Reich 
sowohl  wie  Preussen  und  Bayern  grundsätzlich  auf  die  Wohnungs- 
fürsorge für  die  in  ihren  eigenen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  und 
für  ihre  gering  besoldeten  Beamten  beschränken,  haben  zuerst  Hamburg 
und  in  zweiter  Linie  das  Grossherzogthum  Hessen  die  Aufgabe  des 
Staates,  an  der  Beseitigung  des  Wohnungsmangels  mitzuwirken,  weiter 
gefasst  und  die  Ausdehnung  der  leihweisen  Hergabe  von  Staatsmitteln 
und  der  anderweiten  Subventionirung  des  Kleinwohnungsbaues  auf  die 
Allgemeinheit  der  Wohnungsbedürftigen  ins  Auge  gefasst.  In  beiden 
genannten  Bundesstaaten  ist  die  betreffende  Gesetzgebung  noch  nicht 
zum  Abschluss  gelangt,  aber  auch  in  dem  Vorbereitungsstadium,  in  dem 
dieselbe  sich  noch  befindet,  bietet  sie  soviel  Interessantes,  dass  ein  etwas 
näheres  Eingehen  darauf  an  dieser  Stelle  gerechtfertigt  erscheinen  dürfte. 

In  Hamburg  sind  es  namentlich  die  in  diesem  Frühjahr  in  Angriff 
genommenen  umfassenden  Arbeiten  zum  Zweck  der  Sanirung  ganzer 
ungesunder  Wohnviertel  gewesen,  welche  zu  ausserordentlichen  Maass- 
regeln zwangen,  um  für  die  aus  den  niedergelegten  Quartieren  verdrängten 
Bewohner  geeignete  Wohnungen  zu  schaffen.  Der  Hamburgische  Senat 
hat  sich  angesichts  dieser  Nothlage  zunächst  zur  Veräusserung 
von  Staatsländereien  an  solche  Baulustige  entschlossen,  die  den  Bau 
kleiner  Wohnungen  beabsichtigen,  und  fordert  in  zweiter  Linie  von  der 
Bürgerschaft  die  Bewilligung  eines  durch  eine  Anleihe  zu  beschaffenden 
Betrages  von  zunächst  1 200  000  Mark  zu  dem  Zweck,  daraus  an  die 
Erwerber  dieser  Grundstücke  oder  an  sonstige  Bauunternehmer  Darlehen 
zur  Erbauung  von  Häusern  mit  kleinen  Wohnungen  zu  gewähren.  Um 
den  angestrebten  Zweck  weiter  zu  fördern,  sind  ferner  gewisse  Be- 
günstigungen in  Bezug  auf  die  Grundsteuer  und  Erleichterungen  der 
baupolizeilichen  Vorschriften  vorgesehen.  In  dem  Stadium,  in  welchem 
sich  die  Angelegenheit  zur  Zeit  befindet,  hat  die  betreffende  Vorlage, 
die  noch  der  Genehmigung  der  Bürgerschaft  bedarf,  folgenden  Wortlaut:*) 

Entwurf  eines  Hamburgischen  Gesetzes,  betreffend  die  Förderung 
des  Baues  kleiner  Wohnungen. 

§  1.  Die  Finanzdeputation  wird  ermächtigt,  im  Wege  der  öffentlichen  Ver- 
steigerung die  durch  Beschluss  von  Senat  und  Bürgerschaft  zu  bezeichnenden 
Grundstücke  zum  Zwecke  der  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Grundsätze 
vorzunehmenden  Bebauung  zu  verkaufen. 

Auf  Verlangen  des  Käufers  kann  an  Stelle  des  Kaufpreises  eine  jährlich 
mit  4  %  des  Kaufpreises  zu  entrichtende,  seitens  des  Eigenthümers  mit  dem 
Betrage  des  Kaufpreises  ablösbare,  im  Grundbuche  an  erster  Stelle  ein- 
zutragende Rentenschulcl  treten.**)  Die  Kaufbedingungen  werden,  soweit  dieses 
Gesetz  keine  desfallsigen  Bestimmungen  trifft,  von  der  Finanzdeputation  mit  Ge- 
nehmigung des  Senates  festgestellt. 

§  2.  Die  Gebäude,  welche  auf  den  in  Ausführung  der  Bestimmungen  des 
§  1  Abs.  1  veräusserten  Grundstücken  errichtet  werden,  dürfen  in  den  Ober- 
geschossen —  zu  denen  auch  etwaige  Hochparterres  gehören  —  nur  die  nach- 
folgend näher  beschriebenen  Wohnungen  enthalten: 

a)  Wohnungen  von  höchstens  35  qm  lichter  Fläche,  welche  aus  einem 
Zimmer,  Küche  und  Kloset  bestehen  und  ausserdem  eine  Speisekammer 
oder  einen  Speiseschrank  enthalten; 


*)  Der  Eutwurf  ist  inzwischen  Gesetz  geworden;  eine  nachträgliche  Aenderung  hat  nur 
$  2  Abs.  la  erfahren,  der  in  der  definitiven  Fassung  lautet:  „Wohnungen  von  mindestens  30  und 
höchstens  35  qm  lichte  Fläche,  welche  —  —  —  —  enthalten."  Der  Herausgeber. 

**)  Von  der  ursprünglich  geplanten  Hergabe  der  Grundstücke  in  Erbbau  ist  im  weiteren 
Verlauf  der  Verhandlongen  Abstand  genommen. 
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b)  Wohnungen  von  mindestens  35  und  höchstens  48  qm  lichter  Fläche, 
welche  aus  zwei  Zimmern,  Küche  und  Kloset  bestehen  und  ausserdem 
eine  Speisekammer  oder  einen  Speiseschrank  enthalten; 

c)  Wohnungen  von  mindestens  48  und  höchstens  60  qm  lichter  Fläche, 
welche  aus  drei  Zimmern,  Küche  und  Kloset  bestehen  und  ausserdem 
eine  Speisekammer  oder  einen  Speiseschrank  enthalten. 

Sämmtlichen  Wohnungen  muss  ein  Boden-  oder  Kelleraum  beigegeben  werden. 

Wenigstens  der  zwanzigste  Theil  der  in  einem  Gebäude  befindlichen 
Wohnungen  muss  der  unter  a  beschriebenen  Wohnungsgattung  und  höchstens  der 
sechste  Theil  der  in  dem  Hause  enthaltenen  Wohnungen  darf  der  unter  c  be- 
schriebenen Gattung  angehören. 

Bei  einer  in  Ausführung  des  §  1  Abs.  1  erfolgenden  Versteigerung  ist  als 
Kaufbedingung  zu  bestimmen,  dass  Gast-  oder  Schankwirthschaften  auf  dem 
Grundstücke  nicht  betrieben  werden  dürfen. 

§  3.  Der  Finanzdeputation  wird  ein  durch  Anleihe  zu  beschaffender  Betrag 
von  1  200  000  Mark  zu  dem  Zweck  zur  Verfügung  gestellt,  um  daraus  an  die 
Ersteher  der  im  §  1  bezeichneten  Grundstücke  oder  an  sonstige  Bauunternehmer 
Darlehen  gegen  4  %  Zinsen  zur  Erbauung  von  Häusern  mit  kleinen  Wohnungen 
zu  gewähren.  Die  Darlehen  sollen  in  der  Regel  den  Betrag  von  25  %  des 
Feuerkassenwerths  nicht  übersteigen.  Die  Darlehen  müssen  durch  eine  Hypothek 
sichergestellt  werden,  deren  Betrag  —  unter  Hinzurechnung  der  ihr  im  Range 
vorgehenden  Belastungen  —  den  Preis  des  Platzes  zuzüglich  75%  des  Feuerkassen- 
werthes  des  Gebäudes  nicht  übersteigt.  In  den  Darlehensbestimmungen  ist  — 
und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Gebäude  auf  Plätzen,  die  in  Gemäss- 
heit  des  §  1  Abs.  1  versteigert  sind,  errichtet  werden  oder  ob  dies  nicht  der 
Fall  ist  —  festzusetzen,  dass  die  auf  den  beliehenen  Grundstücken  zu  errich- 
tenden Gebäude  den  Vorschriften  des  §  2  entsprechen. 

Hinsichtlich  der  Rückzahlung  des  Darlehens  ist,  falls  der  Käufer  dies  be- 
ansprucht, zu  bestimmen,  dass  das  Kapital  zehn  Jahre  lang  unkündbar  und  nach 
Ablauf  dieser  Frist  in  Jahresraten  von  10  °/o  rückzahlbar  ist.  Es  ist  jedoch 
stets  der  Finanzdeputation  für  den  Fall,  dass  der  Grundeigenthümer  der  hin- 
sichtlich der  Beschaffenheit  der  Wohnungen  getroffenen  Vereinbarung  zuwider- 
handelt, das  Recht  einzuräumen,  ohne  Rücksicht  auf  die  verabredeten  Rück- 
zahlungstermine  und  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  für  ihre  Forderung 
sofort  Befriedigung  aus  dem  Grundstück  zu  suchen, 

§  4.  Für  alle  Wohnungen  der  im  §  2  Abs.  1  und  2  bezeichneten  Art, 
welche  sich  in  einem  in  der  Stadt  Hamburg  belegenen  und  innerhalb  drei 
Jahren  nach  Erlass  dieses  Gesetzes  in  die  Feuerkasse  aufgenommenen  oder  zuerst 
in  Benutzung  genommenen  Gebäude  befinden,  wird  während  eines  von  dem 
Beginn  der  ersten  Benutzung  ab  laufenden  Zeitraums  die  Grundsteuer  nicht  er- 
hoben, sofern  und  solange  der  Miethzins  (einschliesslich  der  Vergütung  für 
Wassergeld  und  Treppenbeleuchtung)  den  Betrag  von  6  Mark  für  das  Quadrat- 
meter lichter  Fläche  nicht  übersteigt.  Für  die  aus  drei  Zimmern  und  Neben- 
räumen bestehenden  Wohnungen  gilt  diese  Vergünstigung  nur  dann,  wenn  die 
Zahl  solcher  in  einem  Hause  enthaltenen  Wohnungen  höchstens  den  sechsten 
Theil  der  sämmtlichen  in  den  Obergeschossen  befindlichen  Wohnungen  beträgt 
und  die  übrigen  in  diesen  Geschossen  befindlichen  Wohnungen  den  in  §  2  Abs.  1 
unter  a  und  b  bezeichneten  Gattungen  angehören. 

Für  Grundstücke,  welche  auf  Grund  des  §  1  versteigert  oder  welche  mit 
einer  Hypothek  für  ein  nach  §  3  gegebenes  Darlehen  belastet  sind,  gelten  die 
vorstehenden  Vorschriften  nur  so  lange,  als  die  auf  den  Grundstücken  errichteten 
Gebäude  den  Vorschriften  des  §  2  entsprechen. 

Ein  Grundeigenthümer,  der  auf  Grund  der  vorstehenden  Vorschriften  die 
Befreiung  von  der  Grundsteuer  in  Anspruch  nimmt,  hat  der  Steuerdeputation 
durch  Vorlegung  der  Bauzeichnungen  oder  in  sonst  geeigneter  Weise  den 
Nachweis  zu  erbringen,  dass  die  Wohnungen  den  in  §  2  bezeichneten  Flächen- 
inhalt haben.  • 
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§  5.  Der  Senat  kann  von  der  Vorschrift  des  §  32  Abs.  3  des  Baupolizei- 
gesetzes, dass  von  keiner  Treppe  mehr  als  zwölf  Wohnungen  zugängig  sein 
dürfen,  Ausnahmen  dahin  gestatten,  dass  ausser  den  im  Erdgeschoss  befind- 
lichen Wohnungen  bis  zu  16  Wohnungen  von  derselben  Treppe  aus  zugängig 
sein  dürfen,  sofern  die  lichte  Fläche  der  betreffenden,  in  den  Obergeschossen 
befindlichen  Wohnungen  nicht  mehr  als  800  qm  beträgt. 

§  6.  Der  Senat  kann  zwecks  Förderung  des  Baues  kleiner  Wohnungen  ge- 
statten, dass  die  zur  Herstellung  von  Wohnhöfen  dienenden  Hofplätze  in  dem 
Umfange,  in  welchem  dieses  bis  zum  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  betreffend  den 
Bebauungsplan,  für  die  Vororte  auf  dem  rechten  Elbufer  vom  30.  Dezember 
1892  durch  §  41  Abs.  4  Satz  2  des  Baupolizeigesetzes  zugelassen  war,  aus 
Theilen  benachbarter  Grundstücke  gebildet  werden  dürfen,  sofern  und  solange 
durch  eine  in  das  Grundbuch  einzutragende  Dienstbarkeit  gewährleistet  wird, 
dass  diese  Grundstückstheile  in  einem  den  gesetzlichen  Vorschriften  über  An- 
legung von  Wohnhöfen  entsprechenden  Zustande  erhalten  bleiben.  Der  Senat 
kann  zwecks  Förderung  des  Baues  kleiner  Wohnungen  Ausnahmen  von  der 
Vorschrift  des  §  41  Abs.  3  des  Baupolizeigesetzes  dahin  gestatten,  dass  Hinter- 
gebäude nur  vier  Stockwerke,  einschliesslich  des  Erdgeschosses  enthalten  dürfen. 

§  7.  Insoweit  Gebäude  in  Frage  stehen,  welche  auf  Plätzen  errichtet  werden 
sollen,  die  auf  Grund  des  §  1  öffentlich  versteigert  werden,  ist  in  den  Kauf- 
bedingungen festzustellen,  ob  der  Senat  für  das  auf  dem  verkauften  Platze  zu 
errichtende  Gebäude  von  der  ihm  in  den  §§  5  und  6  ertheilten  Ermächtigung 
Gebrauch  machen  wird. 

d)  Hessen.  Die  Mitglieder  der  Ersten  Kammer  der  Stände  des 
Grossherzogthums  Hessen  Freiherr  Heyl  zu  Herrnsheim  und  Ludwig 
Riedesel  Freiherr  zu  Eisenbach  hatten  unter  dem  20.  Dezember 
vorigen  Jahres  folgenden  Antrag  eingebracht  : 

„Die  hohe  Erste  Kammer  wolle  beschliessen,  die  Grossherzogliche 
Regierung  zu  ersuchen,  einen  Gesetzentwurf  über  die  leihweise  Hergabe 
von  Staatsmitteln  zur  Erbauung  kleiner  Wohnungen  namentlich  für 
Arbeiter  vorzulegen  und  dabei  zu  berücksichtigen,  dass  Obligationen  aus- 
gegeben werden,  denen  als  Sicherheit  die  auf  den  betreffenden  Immobilien 
zu  errichtenden  Hypotheken  dienen. 

„Diese  Darlehen  können  entweder  Gemeinden  gewährt  werden  oder 
Vereinen,  welche  vom  Staate  als  gemeinnützig  anerkannt  werden." 

Zur  Durchführung  dieses  Antrages  haben  dann  ferner  unter  dem 
27.  Januar  1900  dieselben  Mitglieder  beantragt,  die  Erste  Kammer  wolle 
beschliessen,  die  Grossherzogliche  Regierung  um  Vorlage  von  Gesetzen, 
betreffend  die  Erweiterung  des  Zweckes  der  Landeskreditkasse  und 
betreffend  Errichtung  gesunder,  kleiner  und  billiger  Wohnungen  zu  er- 
suchen. Diese  Anträge  haben  Gesetzeskraft  nicht  erlangt,  dagegen  hat  die 
Regierung  neuerdings  selbst  die  Initiative  ergriffen,  durch  den  Gesetz- 
entwurf vom  3.  März  1902,  betreffend  die  Wohnungsfürsorge  für  Minder- 
bemittelte, den  wir  hier  im  Wortlaut  Aviedergeben. 

Entwurf  eines  Hessischen  Gesetzes,  betreffend  die  Wohnungs- 
fürsorge  für  Minderbemittelte. 

Artikel  1.  Als  zu  Wohnungen  für  Minderbemittelte  bestimmt  gelten  im 
Sinne  des  gegenwärtigen  Gesetzes  solche  Häuser,  bei  welchen  nach  ihrer  Raum- 
eintheilung  die  Abgabe  von  Wohnungen  mit  nicht  mehr  wie  drei  Zimmern  nebst 
Küche  und  Zubehör  als  Regel  vorgesehen  ist. 

Artikel  2.  Ein  Darlehen,  welches  von  einer  Gemeinde  bei  der  Landes- 
kreditkasse zur  Förderung  des  Baues  von  Wohnungen  der  in  Artikel  1  bezeich- 
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neten  Art  auf  Grund  des  Artikels  1,  Absatz  2,  des  Gesetzes,  die  Landeskredit- 
kasse  betreffend,  aufgenommen  werden  soll,  kann  vorbehaltlich  der  Vorschrift  in 
Artikel  6,  Absatz  1,  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bis  zum  vollen  Betrage  der 
Kosten  für  den  Erwerb  des  Baugeländes  sowie  für  die  Bauausführung  gewährt 
werden. 

Solche  Darlehen  bedürfen  in  der  Regel  keiner  dinglichen  Sicherung.  Wird 
sie  verlangt,  so  kann  sie  auch  durch  Einräumung  eines  Pfandrechts  an  einer 
auf  die  Baugrundstücke  eingetragenen  Hypothek  bestellt  werden. 

Artikel  3.  Unser  Ministerium  des  Innern  ist  ermächtigt,  im  Einverständ- 
niss  mit  Unserem  Ministerium  der  Finanzen  für  bedürftige  Gemeinden  ausnahms- 
weise den  Zinsfuss  der  nach  Artikel  2  zu  gewährenden  Darlehen,  welche  inner- 
halb der  ersten  zehn  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  aufgenommen 
werden,  für  die  Dauer  eines  gleichen  Zeitraumes  von  der  Aufnahme  des  einzelnen 
Darlehens  ab  bis  auf  ein  Halb  vom  Hundert  unter  den  sich  nach  Vorschrift  des 
Artikels,  5,  Absatz  2,  des  Gesetzes  über  die  Landeskreditkasse  berechnenden 
Zinssatz  zu  ermässigen. 

Der  hiernach  sich  ergebende  Fehlbetrag  an  Zinsen  ist  als  staatlicher  Zu- 
schuss  zur  Förderung  des  Wohnungswesens  alljährlich  im  Hauptvoranschlag  der 
Staatseinnahmen  und  -Ausgaben  besonders  vorzusehen. 

Die  Rückzahlung  der  Darlehen  hat,  ebenso  wie  deren  Verzinsung  nach  Ab- 
lauf der  in  Absatz  1  vorgesehenen  Frist,  nach  Maassgabe  der  Artikel  5  bis  6 
des  genannten  Gesetzes  zu  erfolgen. 

Artikel  4.  Das  Darlehensgesuch  ist  unter  Vermittelung  des  Kreisamts 
und  mit  dessen  gutachtlicher  Aeusserung  beim  Ministerium  des  Innern  einzu- 
reichen. Das  Gesuch  muss  über  die  beabsichtigte  Art  der  Verwendung  des 
Darlehens  Auskunft  geben  und  auf  Verlangen  des  Ministeriums  des  Innern  durch 
die  für  erforderlich  erachteten  näheren  Nachweisungen  ergänzt  werden. 

Mit  der  Benachrichtigung  der  Gemeinde  von  der  Bewilligung  eines  Dar- 
lehens ist  Seitens  des  Kreisamts  die  Genehmigung  der  Darlehensaufnahme  zu 
verbinden. 

Im  übrigen  bemisst  sich  das  Verfahren  nach  den  Vorschriften  der  Artikel  7  ff. 
des  Gesetzes  über  die  Landeskreditkasse. 

Artikel  5.  Soweit  eine  Gemeinde  nicht  selbst  zur  Bauausführung  schreiten 
will,  kann  ihr  das  Darlehen  auch  zu  dem  Zwecke  gewährt  werden,  einer  gemein- 
nützigen rechtsfähigen  Vereinigung  des  öffentlichen  oder  privaten  Rechts,  welche 
die  Erbauung  von  Wohnungen  für  Minderbemittelte  zur  Aufgabe  hat,  die  erforder- 
lichen Mittel  ebenfalls  darlehnsweise  zu  verschaffen. 

Im  Falle  eines  in  anderer  Weise  nicht  zu  beseitigenden  Mangels  an  solchen 
Wohnungen  kann  die  Gemeinde  zu  dieser  Darlehnsaufnahme  auf  Antrag  einer 
Vereinigung  der  bezeichneten  Art  durch  Erkenntniss  des  Kreisausschusses  für 
verpflichtet  erklärt  werden. 

Auf  das  Verfahren  vor  dem  Kreisausschusse  und  die  Anfechtung  seines 
Erkenntnisses  finden  die  Artikel  48,  II,  2  und  67  der  Kreis-  und  Provinzial- 
ordnung  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  6.  In  den  Fällen  des  Artikels  5  darf  das  von  der  Gemeinde  zu 
gewährende  Darlehen  neun  Zehntel  des  in  Artikel  2  erwähnten  Betrages  nicht 
überschreiten. 

Für  die  Vereinbarungen,  welche  die  Gemeinde  mit  der  Empfängerin  des 
Darlehens  über  dessen  Sicherstellung,  Verzinsung  und  Tilgung  trifft,  sind  die 
der  Gemeinde  gegenüber  der  Landeskreditkasse  obliegenden  Leistungen  bezüg- 
lich der  Verzinsung  und  Tilgung  insofern  maassgebend.  als  sich  die  Gemeinde 
höhere  Zinsen  oder  eine  raschere  Tilgung  nicht  ausbedingen  darf. 

Artikel  7.  Die  Gemeinde  darf  ein  Baudarlehen  nur  gewähren,  wsim 
zwischen  ihr  und  der  Empfängerin  die  erforderlichen  Vereinbarungen  zu  Stande 
gekommen  sind,  welche  eine  zweckentsprechende  Benützung  der  herzustellenden 
Wohnungen  und  deren  angemessene  bauliche  Unterhaltung  gewährleisten. 
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Die  Gemeinde  kann  das  Darlehen  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist 
kündigen,  wenn  die  Empfängerin  die  getroffenen  Vereinbarungen  nicht  einhält 
oder  wenn  einer  der  in  Artikel  12  des  Gesetzes  über  die  Landeskreditkasse  ge- 
nannten Gründe  vorliegt. 

Erscheint  die  Zweckbestimmung  des  mit  dem  Darlehen  hergestellten  Ge- 
bäudes nebst  zugehörigem  Gelände  gefährdet,  so  ist  die  Gemeinde  zugleich  be- 
rechtigt, dasselbe  zu  dem  durch  diesen  Zweck  bestimmten  Werthe  nach  Maass- 
gabe des  Gesetzes,  betreffend  die  Enteignung  von  Grundeigenthum,  vom  26.  Juli 
1884,  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  30.  September  1899  (Reg.-Bl. 
S.  735)  in  Eigenthum  zu  erwerben. 

Artikel  8.  Die  Auszahlung  des  bewilligten  Darlehens  hat  in  angemessenen 
Theilbeträgen  zu  erfolgen,  deren  Auszahlung  von  dem  Nachweis  abhängig  ge- 
macht werden  kann,  dass  die  bisher  gezahlten  Beträge  in  angemessenem  Um- 
fange zur  Befriedigung  der  Forderungen  der  Bauhandwerker  verwendet 
worden  sind. 

Artikel  9.  Ist  auf  Grund  der  Artikel  7  und  15  des  Gesetzes,  betreffend 
die  polizeiliche  Beaufsichtigung  von  Miethwohnungen  und  Schlafstellen  vom 
1.  Juli  1893  die  miethweise  Benützung  der  Mehrzahl  von  gesundheitsschäd- 
lichen Wohnräumen  in  einem  Hause  untersagt  und  die  Ausweisung  der  in 
dieselben  aufgenommenen  Personen  bewirkt  worden,  so  ist  die  Gemeinde,  falls 
der  Eigenthümer  des  Hauses  einer  weiteren  Auflage  des  Umbaues  oder  der 
Niederlegung  innerhalb  bestimmter  Frist  nicht  entspricht,  zur  Enteignung  des 
Hauses  nebst  zugehörigem  Gelände  zwecks  Herstellung  von  Wohnungen  für 
Minderbemittelte  befugt. 

Artikel  10.  Artikel  10  des  im  Eingang  des  vorigen  Artikels  genannten 
Gesetzes  ist  aufgehoben. 

Artikel  11.  Die  auf  Gemeinden  bezüglichen  Vorschriften  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  finden  auf  weitere  Kommunalverbände  entsprechende  An- 
wendung. 

Artikel  12.  Unser  Ministerium  des  Innern  ist  ermächtigt,  für  das  Gebiet 
des  Grossherzogthums  eine  dem  genannten  Ministerium  unterstehende  Landes- 
wohnungsinspektion zu  bilden,  welche  die  Aufgabe  hat,  im  Zusammenwirken  mit 
den  staatlichen  und  kommunalen  Behörden  die  Wohnungsverhältnisse  der  minder- 
bemittelten Volksklassen  in  gesundheitlicher  und  sittlicher  Hinsicht  festzustellen 
und  in  Gemeinschaft  mit  dem  hessischen  Zentralverein  für  Errichtung  billiger 
Wohnungen  sowie  mit  den  gemeinnützigen  Bauvereinen  des  Landes  auf  Be- 
seitigung der  sich  ergebenden  Missstände  hinzuwirken. 

Die  Organisation  und  der  Geschäftskreis  der  Inspektion  im  einzelnen  bleibt 
der  Regelung  durch  Uns  im  Wege  der  Verordnung  vorbehalten. 

Artikel  13.  Alle  Verhandlungen,  welche  die  Erbauung  von  Wohnungen 
für  Minderbemittelte  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  zum  Gegenstand  haben, 
insbesondere  die  Aufnahme  und  Sicherstellung  von  Darlehen  sowie  der  Erwerb 
von  Gelände,  sind  von  Stempel  und  Gerichtsgebühren  befreit.  Der  Artikel  2 
des  Gesetzes,  betreffend  die  Befreiung  gemeinnütziger,  auf  die  Errichtung  von 
Wohnungen  für  Unbemittelte  gerichteter  Unternehmungen  von  Gerichtsgebühren 
und  Stempel,  vom  9.  Juni  1894  findet  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  14.  Der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  gegenwärtigen  Gesetzes  wird 
durch  Verordnung  bestimmt. 

Unser  Ministerium  des  Innern  wird  mit  der  Ausführung  desselben  be- 
auftragt. 

Die  Gesichtspunkte,  unter  denen  die  Regierung  an  die  Vorlage  dieses 
Gesetzes  herangetreten  ist,  sind  in  den  Motiven  sehr  eingehend  erörtert. 
Es  heisst  dort:  „Es  erscheint  bei  der  Wichtigkeit  der  in  Betracht 
kommenden  Interessen  nicht  ausreichend,  etwa  nur  im  Wege  der  Dienst- 
aufsicht die  Aufmerksamkeit  der  lokalen  Verwaltungsstellen  auf  die  bis- 
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herigen  Erörterungen  der  Wohnungsfrage  in  Vereinen  und  in  der  Litte- 
ratur  sowie  auf  die  praktisch  erprobten  Maassregeln  zu  lenken  und  auf 
diese  Weise  eine  Einwirkung  auf  die  Gemeinden  zu  einem  Vorgehen  zu 
versuchen,  welches  geeignet  ist,  der  vorhandenen  Wohnungsnoth  abzu- 
helfen. Die  grössere  Unmittelbarkeit  der  Beziehungen  und  die  grössere 
Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  im  kleineren  Staate  erleichtern  ein  Ein- 
greifen auf  dem  Wege  des  Gesetzes.  Schon  formell  bedeutet  sein  Be- 
schreiten für  sich  allein  eine  nachdrücklichere  Unterstützung  des  für 
richtig  Erkannten.  In  besonderem  Maasse  aber  wird  dies  der  Fall  sein, 
wenn  der  Staat  sich  nicht  auf  das  Verlangen  der  Thätigkeit  der  Ge- 
meinden und  Kommunalverbände  beschränkt,  sondern  diesen  gegenüber 
in  der  Bereitstellung  materieller  Hülfe  eigene  Verpflichtungen  über- 
nimmt." 

Auf  der  anderen  Seite  verkennen  die  Motive  nicht,  dass  einer  staat- 
lichen Mitwirkung  auf  diesem  Gebiete  verhältnissmässig  enge  Grenzen 
zu  stecken  sind.  Die  Frage  des  Bedürfnisses  nach  Wohnungen  für 
Minderbemittelte  kann  lediglich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  beant- 
wortet werden,  und  demgemäss  ist  die  Fürsorge  der  öffentlichen  Organe 
auf  diesem  Gebiete  unbestreitbar  zunächst  den  Gemeinden  zuzuweisen, 
welche  ihrerseits  mit  Vereinen,  Genossenschaften  oder  Einzelnen  in  Ver- 
bindung treten  können.  Je  mehr  hier  wie  auf  anderen  Gebieten  der 
sozialen  Fürsorge  die  zu  ergreifenden  Maassregeln  den  besonderen  ört- 
lichen Verhältnissen  angepasst  werden,  um  so  gewisser  wird  auf  einen 
Erfolg  und  den  Ausschluss  von  Missgriffen  zu  rechnen  sein.  Wie  die 
Stärke  dieser  Erwägung  unverkennbar  der  vielfach  angestrebten  reichs- 
gesetzlichen Eegelung  der  Materie  entgegensteht,  so  hat  sie  auch  den 
Kreis  derjenigen  Fragen  beschränkt,  mit  welchen  der  Entwurf  sich 
beschäftigt.  Er  sieht  aus  diesem  Grunde  davon  ab,  einheitliche  Grund- 
sätze für  eine  kommunale  Bodenpolitik  im  Sinne  der  Bekämpfung  un- 
gesunder Bodenspekulation  aufzustellen  und  namentlich  zu  der  Frage 
Stellung  zu  nehmen,  ob  und  inwieweit  im  Gegensatz  zu  der  Abgabe  von 
Baugelände  zur  Herstellung  von  Wohnungen  für  Minderbemittelte,  für 
die  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  die  Eechtsform  des  Erbbaues 
eine  besonders  geeignete  Form  der  Nutzbarmachung  des  Grundbesitzes 
der  Gemeinden  ist,  oder  ob  sie  in  ihren  Endwirkungen  nicht  so  sehr 
den  Miethern  als  dem  Grundeigentümer  zu  Gute  kommt.  Weiter  war 
es  ausgeschlossen,  eine  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Befreiung  von 
Strassen-  und  Kanalkosten  oder  zur  eigenen  Herstellung  von  Klein- 
wohnungen, sei  es  für  die  niederen  Beamten  und  Arbeiter  der  Gemeinden, 
sei  es  für  andere  Minderbemittelte  gesetzlich  auszusprechen  und  sich 
damit  z.  B.  in  der  wiederum  nur  von  den  lokalen  Verhältnissen  ab- 
hängigen Frage  festzulegen,  ob  und  in  welchem  Umfange  einer  örtlichen 
Wohnungsnoth  nicht  zweckmässiger  im  Wege  einer  Erleichterung  und 
Verbilligung  des  Vorortverkehrs  begegnet  wird.  Nicht  minder  glaubt 
sich  der  Entwurf  einer  Stellungnahme  hinsichtlich  des  geeignetsten 
Systems  für  kleinere  Wohnungen  enthalten  zu  sollen,  die  allen  An- 
forderungen der  Gesundheit  und  Sittlichkeit  entsprechen.  „So  erstrebens- 
werth  das  Cottagesystem  —  Beschaffung  von  Wohnungen  mit  Garten- 
land für  eine  oder  zwei  Familien  mit  der  Möglichkeit  des  Eigenthums- 
erwerbs gegen  allmähliche  Abzahlung  —  auch  sein  mag,  so  wird  doch 
die  weitaus  grosse  Mehrzahl  aller  durch  Beruf,  Gewohnheit,  Neigung1' 
oder  sonstige  Gründe  an  den  Ort  der  Erwerbsquelle  gefesselten  Minder- 
bemittelten auf  eigentliche  Mlethwohnungen  der  eben  bezeichneten  Art 
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angewiesen  bleiben,  deren  Herstellung  in  ausreichender  Zahl  die  Maass- 
regeln des  Entwurfs  in  erster  Linie  sichern  helfen  wollen.  Endlich 
fordert  die  Rücksicht  auf  den  Staatskredit  zur  finanziellen  Seite  eines 
gesetzlichen  Eingreifens  in  Hessen,  dass  der  Staat  nicht  vorbehaltlos 
und  im  ganzen  Umfange  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  zur  Herausgabe 
der  erforderlichen  Mittel  für  verpflichtet  erklärt  wird.  Eine  solche  Ver- 
pflichtung soll  vielmehr  nur  insoweit  bestehen,  als  einmal  durch  die 
Hergabe  von  Wohnungsdarlehen  die  sonstigen  Zwecke  der  Landeskredit- 
kasse  nicht  beeinträchtigt  werden  und  als  ausserdem  die  Möglichkeit 
nicht  vorhanden  ist,  diese  Darlehen  zu  zweckentsprechenden  Bedingungen 
anderweitig  zu  erhalten.  In  diesem  Sinne  kommt  dem  Inhalt  des  Ent- 
wurfes nur  eine  subsidiäre  Tragweite  zu;  er  will  die  kommunale 
Wohnungsfürsorge  für  Minderbemittelte  nur  in  der  Weise  sichern,  dass 
der  Staat  unter  der  Voraussetzung  jederzeitiger  Zulänglichkeit  seiner 
eigenen  Mittel  eine  Stetigkeit  dieser  Fürsorge  im  Falle  des  Versagens 
sonstiger  Mittel  zu  ihrer  Erfüllung  gewährleistet." 

Es  sind  also  vier  Momente,  die  in  dem  hessischen  Entwurf  haupt- 
sächlich in  den  Vordergrund  treten: 

1.  Der  Staat,  bezw.  die  eine  staatliche  Einrichtung  bildende  Landes- 
kreditkasse  tritt  als  Geldgeber  für  Zwecke  der  Errichtung  kleiner 
Wohnungen  auf; 

2.  in  besonderen  Fällen  soll  auf  die  Gemeinden  ein  behördlicher 
Zwang  ausgeübt  werden  können,  sich  der  vom  Staate  dargebotenen 
Mittel  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  zu  bedienen; 

3.  den  Gemeinden  wird  ein  Enteignungsrecht  in  Bezug  auf  solche 
Häuser  eingeräumt,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1893  für 
unbewohnbar  erklärt  sind; 

4.  es  wird  eine  Landeswohnungsinspektion  vorgesehen,  die  nicht  als 
Polizeiorgan,  sondern  als  Organ  eigentlicher  Wohlfahrtspflege  gedacht  ist. 

Es  wird  dadurch  im  Prinzip  bereits  ein  wesentlicher  Theil  der 
später  zu  erörternden  Forderungen  von  Schäffle-Lechler,  Brandts, 
Liebrecht  erfüllt,  und  es  wäre  dringend  zu  wünschen,  dass  der  Entwurf 
zum  Gesetz  werden  möge  und  dass  damit  ein  Vorbild  für  die  noch  zu 
erwartende  Gesetzgebung  der  übrigen  Bundesstaaten  geschaffen  werde.*) 

III.  Die  Gemeinden. 

Die  Frage  der  Mitwirkung  der  Gemeinden  an  der  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  der  minderbemittelten  Klassen  ist  in  Deutschland 
von  neuem  in  den  Vordergrund  des  Interesses  gerückt,  seitdem  im  März 
vorigen  Jahres  die  preussische  Staatsregierung  in  zwei  Erlassen  an  die 
Regierungspräsidenten  und  die  Oberpräsidenten  mit  allem  Nachdruck 
auf  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  zu  einer  solchen  Thätigkeit  hin- 
gewiesen hat. 

„In  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat",  heisst  es  in  dem  Erlass  an  die  Re- 
gierungspräsidenten, „haben  auch  bereits  manche  Städte  für  ihre  Arbeiter  und 
unteren  Beamten  kleine  gesunde  Wohnungen  errichtet.  Indessen  wird  in  dieser 
Beziehung  von  den  Gemeinden  noch  erheblich  mehr  als  bisher  geschehen  müssen. 
Die  gleichen  Erwägungen,  die  für  die  moralische  Verpflichtung  des  Staates  zur 
Fürsorge  für  das  Wohnbedürfniss  seiner  eigenen  Arbeiter  und  niederen  An- 
gestellten sprechen,  treffen  auch  für  die  Gemeinden,  insbesondere  die  grösseren 
Stadtgemeinden  in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeitgeber  dann  zu,  wenn  die  Woh- 
nungsverhältnisse am  Orte  ungünstige  sind.    Sie  wollen  daher  ungesäumt  eine 


*)  Der  Entwurf  ist  inzwischen  ebenfalls  Gesetz  geworden. 
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eingehende  Prüfung  vornehmen,  inwieweit  diese  Voraussetzung,  namentlich  in 
den  grösseren  Städten  Ihres  Bezirks  vorliegt,  und  auf  die  hiernach  in  Frage 
kommenden  Stadt-  und  Landgemeinden  mit  allem  Nachdruck  dahin  einwirken 
oder  durch  die  Aufsichtsbehörde  einwirken  lassen,  dass  sie  für  ihre  geringer 
besoldeten  Angestellten  und  die  Arbeiter  der  Gemeindebetriebe  gesunde  und 
zweckmässige  Wohnungen  zu  thunlichst  billigem  Miethpreise  herstellen.  In 
der  Regel  wird  es  sich  empfehlen,  dass  die  Gemeinde  selbst,  sei  es  in  Regie 
oder  durch  Privatunternehmer,  die  Wohnungen  errichtet.  Sofern  einzelne  Ge- 
meinden es  jedoch  vorziehen  sollten,  Baugenossenschaften  ihrer  Angestellten 
und  Arbeiter  ins  Leben  zu  rufen  oder,  soweit  solche  pestehen,  zu  unterstützen 
oder  die  Herstellung  der  Wohnungen  durch  gemeinnützige  Baugesellschaften 
bewirken  zu  lassen,  wird  darauf  hinzuwirken  sein,  dass  die  von  der  Gemeinde 
gewährte  finanzielle  Unterstützung  hinreichend  hoch  bemessen  ist,  um  iü  abseh- 
barer Zeit  die  Errichtung  einer  dem  Bedürfniss  entsprechenden  Zahl  geeigneter 
einwandsfreier  Wohnungen  sicherzustellen,  sowie  darauf,  dass  Vorsorge  dafür 
getroffen  wird,  dass  die  Wohnungen  nicht  später  ihrem  ursprünglichen  Zweck 
entzogen  oder  in  unzulässiger  Weise  zur  Aufnahme  von  Abmiethern  und  Kost- 
und  Quartiergängern  benutzt  werden.  —  —  — 

Eine  vermehrte  Herstellung  kleiner  gesunder  und  preiswerther  Wohnungen 
für  die  minder  bemittelten  Klassen  wird  von  den  Gemeinden  dadurch  befördert 
werden  können,  dass  sie  überall  dort,  wo  ungünstige  Wohnungsverhältnisse  be- 
stehen, den  gemeinnützigen  Baugesellschaften  und  Baugenossenschaften  die  thun- 
lichste Unterstützung  angedeihen  lassen.  — 

Auch  wird  zu  erwägen  sein,  inwieweit  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
etwa  die  gleichen  Vergünstigungen,  die  den  gemeinnützigen  Bauvereinen  ge- 
währt werden,  auch  für  andere  Unternehmer  platzgreifen  sollen,  die  kleine, 
gesunde  und  zweckmässig  eingerichtete  Wohnungen  zu  billigem  Miethpreise 
herzustellen  beabsichtigen. 

In  Frage  kommt  für  die  Unterstützung  der  Baugenossenschaften  und  Bau- 
vereine zunächst  der  völlige  oder  theilweise  Nachlass  der  Strassen-  und  Kanal- 
baukosten sowie  die  Stundung  der  zu  zahlenden  Beträge  auf  längere  Zeit.  —  — 
Auch  der  Erlass  der  für  Prüfung  der  Baugesuche  zu  entrichtenden  Bau- 
polizeigebühren bedeutet  eine  gewünschte  Erleichterung.  Die  Gemeinden  ver- 
mögen ferner  die  Bestrebungen  der  Baugenossenschaften  und  gemeinnützigen 
Bauvereine  dadurch  wirksam  zu  unterstützen,  dass  sie  ihnen  den  Rath  und  die 
Mitwirkung  der  Gemeindebaubeamten  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellen.  Bei 
dem  erfahrungsmässig  nur  geringen  eigenen  Kapital,  das  namentlich  die  Arbeiter- 
baugenossenschaften in  der  Regel  aufzubringen  vermögen,  kommt  für  die  Förde- 
rung der  Genossenschaften  und  Vereine  vornehmlich  in  Betracht,  dass  die  Ge- 
meinden selbst  Geschäftsantheile  oder  Aktien  zeichnen  und  die  billige  Be- 
schaffung der  Hyp otheken,  insbesondere  soweit  sie  über  die  mündel- 
sichere Grenze  hinaus  gegeben  werden  müssen,  zu  günstigen  Be- 
dingungen hinsichtlich  Tilgung  und  Kündbarkeit  nach  Möglichkeit 
erleichtern.  Soweit  hierfür  nicht  andere  Beträge  zur  Verfügung  stehen  oder 
von  der  Gemeindevertretung  bereitgestellt  werden,  können  namentlich  die  Ueber- 
schüsse  der  kommunalen  Sparkassen  zu  diesen  Zwecken  eine  besonders  geeignete 
Verwendung  finden.  Die  Erleichterung  der  Kapitalbeschaffung  für  die  Genossen- 
schaften und  Vereine  wird  aber  auch  dann,  wenn  die  Gemeinde  aus  eigenen 
Mitteln  zur  finanziellen  Betheiligung  oder  zur  Hergabe  von  Darlehen  nicht  in 
der  Lage  ist,  unschwer  in  der  Weise  erreicht  werden  können,  dass  die  Gemeinde 
bei  der  Landesversicherungsanstalt  Gelder  zu  den  angegebenen  Zwecken  auf- 
nimmt, für  die  sie  der  Versicherungsanstalt  gegenüber  Schuldnerin  bleibt.  Die 
Versicherungsanstalten  pflegen  namentlich  für  die  Darlehnsvermittelung  an  Bau- 
genossenschaften und  gemeinnützige  Bauvereine  vielfach  besonders  günstige 
Bedingungen  zu  gewähren,  sodass  die  Gemeinde  auch  bei  Hinzurechnung  eines 
geringen  Zinsaufschlages  von  V-i  %,  der  zur  Deckung  etwa  entstehender  Ver- 
luste dient,  dem  Bedürfniss  der  Bauvereine  nach  billiger  und  weitgehender  Be- 
leihung ihrer  Liegenschaften  zu  entsprechen  vermag.  Ferner  können  die  Ge- 
meinden den  Vereinen  die  Beschaffung  der  Darlehen  auch  dadurch  erleichtern, 
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dass  sie  für  diese,  wie  dies  namentlich  manche  rheinische  Gemeinden  gethan 
haben,  die  Bürgschaft  übernehmen.  In  diesen  Fällen  gehen  einzelne  Versiche- 
rungsanstalten erheblich  über  die  sonst  übliche  Höchstgrenze  der  Beleihung 
hinaus.  Für  die  Förderung  der  Baugenossenschaften  und  gemeinnützigen  Bau- 
vereine kann  endlich  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  die  billige  Ueber- 
lassung  von  Gemeindegrundstücken  und  die  Stundung  des  Kaufpreises  in  Frage 
kommen. 

Ein  weiteres  Mittel,  wodurch  schon  heute  mit  Erfolg  auf  eine  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse  hingewirkt  werden  kann,  ist  die  Erleichterung  des 
Verkehrs  nach  den  Aussenbezirken  der  grösseren  Gemeinden.  Es  wird  deshalb 
überall  dort,  wo  Missstände  im  Wohnungswesen  bestehen,  auf  eine  zweck- 
entsprechende Entwicklung  der  kommunalen  Verkehrsmittel,  zugleich  aber 
namentlich  darauf  Bedacht  zu  nehmen  sein,  dass  für  den  Verkehr  von  und  nach 
den  Aussenbezirken  der  Arbeiterbevölkerung,  insbesondere  auch  für  die  Schul- 
kinder, die  erforderlichen  Erleichterungen  gewährt  werden.  Soweit  die  Ge- 
meinden neue  Genehmigungen  für  Strassenbahnen,  Pferdebahnen  und  dergl. 
ertheilen,  wird  grundsätzlich  eine  entsprechende  ausdrückliche  Bedingung  in  den 
Vertrag  aufzunehmen  sein. 

Von  durchgreifender  Bedeutung  für  eine  bessere  Gestaltung  der  Wohnungs- 
verhältnisse ist  endlich  eine  zweckmässige  B  odenpolitik  der  Gemeinden. 
Die  heute  herrschenden  Missstände  haben  ihre  Hauptquelle  in  der  ungesunden 
Bodenspekulation,  die  sich  freilich  zum  Theil  mit  Erfolg  nur  nach  Abänderung 
der  Gesetzgebung  bekämpfen  lassen  wird.  Ein  wirksames  Mittel,  um  sie  in 
Schranken  zu  halten,  bietet  sich  aber  auch  gegenwärtig  schon  in  der  Erwerbung 
thunlichst  vieler  Grundstücke  durch  diejenigen  Gemeinden,  deren  stetiges  An- 
wachsen das  umliegende  Acker-  und  Gartenland  in  immer  zunehmendem  Masse 
in  Bauland  verwandelt.  In  welcher  Weise  die  Grundstücke,  die  in  der  Regel 
dauernd  im  Eigenthum  der  Gemeinde  zu  erhalten  sein  werden,  für  die  Bebauung 
nutzbar  gemacht  werden  sollen,  ob  insbesondere  die  Gemeinde  selbst,  in  Regie 
oder  durch  Privatunternehmer,  Wohnungen  darauf  errichten  und  diese  im  Wege 
der  Vermiethung  oder  des  Erbbaurechts  abgeben  will,  oder  ob  die  Bebauung  im 
Wege  des  Erbbaurechts  herbeigeführt  werden  soll,  wird  der  näheren  Er- 
wägung der  einzelnen  Gemeinden  überlassen  bleiben  können.  Einer  gesunden 
Bodenpolitik  entspricht  es  insbesondere,  wenn  auch  da,  wo  gegenwärtig  Woh- 
nungsnoth  herrscht,  die  im  Eigenthum  der  Gemeinden  befindlichen,  für  billige 
Wohnungen  geeigneten  Grundstücke  grundsätzlich  nicht  veräussert  werden.  Eine 
Veräusserung  von  Gemeindegrundstücken  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnoth 
kann  wohl  vorübergehend  den  Erfolg  haben,  dass  Wohnungen  in  grösserer  An- 
zahl und  zu  billigeren  Preisen  hergestellt  und  angeboten  werden ;  auf  die  Dauer 
nützt  sie  aber  nur  der  Terrainspekulation.  Nur  dann  wird  die  Veräusserung 
von  Gemeindegrundstücken  zur  Herstellung  kleiner  Wohnungen  zugelassen 
werden  können,  wenn  der  Gemeinde  ein  dingliches  Vorkaufsrecht  vorbehalten 
wird  oder  wenn  sonst  hinreichende  Sicherheit  dafür  gegeben  ist,  dass  die  Grund- 
stücke der  Privatspekulation  entzogen  bleiben.  —  

In  diesen  Sätzen  der  angezogenen  Ministerialerlasse  ist  in  grossen 
Zügen  das  Programm  entwickelt,  nach  welchen  Richtungen  sich  die  Ge- 
meinden auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  etwa  bethätigen  könnten. 
Es  mag  dahingestellt  bleiben,  inwieweit  sich  schon  heute  eine  Wirkung 
der  Regierungserlasse  auf  die  Entschliessungen  der  Gemeinden  geltend 
macht,  Thatsache  ist,  dass  schon  vor  der  Veröffentlichung  dieser  Erlasse 
eine  Reihe  von  Gemeinden  in  der  einen  oder  der  anderen  der  angedeuteten 
Richtungen  thätig  gewesen  sind  und  dass  sich  ein  wenn  auch  langsames, 
so  doch  erkennbares  Fortschreiten  in  dieser  Beziehung  bemerkbar  macht. 
Freilich  verhält  sich  die  grosse  Mehrzahl  der  Gemeinden,  wesentlich 
unter  dem  Einfluss  der  in  den  Vertretungskörperschaften  derselben  her- 
vortretenden antisozialen  Strömungen,  vorläufig  den  eingreifenden  Mass- 
nahmen gegenüber  noch  ablehnend. 
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Wenn  wir  auf  einzelne  der  in  den  Ministerialerlassen  besonders  be- 
tonten Punkte  noch  besonders  eingehen,  so  ist  zunächst  hervorzu- 
heben, dass  die  darin  an  das  Erbbaurecht  geknüpften  Erwartungen 
sich  nicht  zu  erfüllen  scheinen.  Wenigstens  sind  die  Versuche,  die  nach 
dieser  Richtung  hin  unternommen  sind,  bis  jetzt  wenig  zahlreich,  und 
es  scheint  schon  jetzt  festzustehen,  dass  das  Erbbaurecht  an  sich,  wenn 
es  nicht  mit  ausgiebiger  Kreditgewährung  seitens  der  betreffenden  Ge- 
meinden kombinirt  wird,  keinen  gangbaren  Weg  darstellt,  um  zu  einer 
Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  zu  gelangen. 

])ie  letztgenannte  Kombination  ist  in  erster  Linie  von  der  Stadt- 
gemeinde Frankfurt  a.  M.  in  Erwägung  gezogen  worden,  indem  sie 
unter  dem  13.  März  1901  mit  der  Frankfurter  gemeinnützigen  Baugesell- 
schaft einen  Vertrag  bethätigt  hat,  durch  welchen  sie  der  genannten 
Gesellschaft  ein  Terrain  von  rund  60  ar  in  Erbbau  überlässt.  Gleich- 
zeitig hat  die  Stadtverordnetenversammlung  beschlossen,  zunächst  während 
der  beiden  Jahre  1901  und  1902  je  einen  auf  dem  Wege  der  Anleihe 
zu  beschaffenden  Betrag  von  500  000  Mark  dazu  zu  verwenden,  der 
bauenden  Gesellschaft  gegenVerpfändung  des  Erbbaurechts  bis  zu  höchstens 
9/io  des  Bauwerthes  die  Baugelder  darzuleihen. 

In  ähnlicher  Richtung  bewegt  sich  ein  im  Mai  vorigen  Jahres 
zum  Abschluss  gelangter  Vertrag,  den  die  Stadt  Leipzig  mit  einer  ge- 
meinnützigen Aktienbaugesellschaft  geschlossen  hat,  indem  sie  der  das 
Baugeld  darleihenden  Landesversicherungsanstalt  für  das  Königreich 
Sachsen  eine  Sicherungshypothek  auf  das  der  Stadt  gehörige,  der  Gesell- 
schaft in  Erbbau  überlassene  Grundstück  gewährt  hat. 

Ueber  das  planmässige  Vorgehen  der  Stadt  Düsseldorf,  durch 
Begründung  einer  städtischen  Hypothekenbank  dem  Kreditbedürfniss 
des  gewerbsmässigenWohnungsbaues  entgegenzukommen,  hat  Herr  Bürger- 
meister Kutzer  einen  Spezialbericht  erstattet,  auf  den  hier  verwiesen 
werden  kann. 

Den  angeführten  Beispielen  reiht  sich  ferner  das  Vorgehen  der  Stadt 
Magdeburg  an.  Dem  Magistat  sind  von  der  Landesversicherungs- 
anstalt  Sachsen-Anhalt  auf  seinen  Antrag  Gelder  zur  Verfügung  ge- 
stellt, und  zwar  zunächst  100  000  M.  für  das  Jahr  1901,  jedoch  unter 
Inaussichtnahme  weiterer  Gewährung  von  je  100  000  M.  für  die  darauf 
folgenden  fünf  Jahre,  unter  den  nachfolgendenden  Bedingungen:  3% ige 
Verzinsung  mit  172°/oiger  Tilgung,  Verwendung  nur  zum  Zwecke  der 
Errichtung  von  Arbeiterhäusern,  worunter  Gebäude  mit  Wohnungen 
von  nicht  mehr  als  3—4  Räumen  einschliesslich  der  Küche  zu  ver- 
stehen sind.  Der  Miethzins  soll  für  drei  Räume  nicht  über  225  M., 
für  vier  Räume  nicht  über  300  M.  betragen.  Schliesslich  sollen  die 
Wohnungen  in  den  betreffenden  Häusern,  soweit  möglich,  nur  an  Ver- 
sicherte der  Versicherungsanstalt  Sachsen -Anhalt   vermiethet  werden. 

Das  weitere  Vorgehen  ist  nun  so  gedacht,  dass  das  Darlehen  der 
Versicherungsanstalt  städtischerseits  den  Hypotheknehmern  zur  Er- 
richtung von  Kleinwohnungen  zur  Verfügung  gestellt,  die  Gewährung  von 
Baugeldern  aber  wieder  an  folgende  Voraussetzungen  geknüpft  wird: 
Die  Verzinsung  soll  zu  3V4  %  erfolgen,  um  von  dem  Ueberschuss 
einen  Reservefonds  zur  Deckung  etwaiger  Verluste  aufzusammeln.  Eine 
Tilgung  von  V2  °/o  wird  dem  Darlehnsnehmer  ebenfalls  auferlegt.  Die 
Höchstbeleihung  soll  auf  70  0/0  des  Werthes  festgesetzt  werden,  unter 
Berücksichtigung  des  Werthes  des  Grund  und  Bodens.   Das  Kapital  soll 
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mit  einer  Unkünd barkeit  von  20  Jahren  gewährt  werden,  sofern  pünkt- 
liche Erfüllung  der  Darlehnsbedingungen  erfolgt.  Endlich  soll  behufs 
Ermittelung  des  Werthes,  welcher  beliehen  werden  soll,  ein  Schätzungs- 
ausschuss  eingesetzt  werden,  welcher  aus  einem  juristischen  Vorsitzenden, 
dem  Stadtbaurath  und  drei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  zu 
erwählenden  Bausachverständigen  bestehen  soll. 

Gleichzeitig  ist  übrigens  in  der  betreffenden  Magistratsvorlage  die 
Heranziehung  der  Sparkasse  in  Vorschlag  gebracht,  da  vorauszusetzen 
sei,  dass  aus  den  von  der  Versicherungsanstalt  überwiesenen  Geldern 
allein  die  Lösung  der  Wohnungsnothfrage  in  ausreichender  Weise  wohl 
nicht  erfolgen  könne.  Die  Mitwirkung  der  Sparkassenverwaltung  ist  in 
der  Weise  in  Aussicht  genommen,  dass  die  betreffenden  Grundstücke  zu 
3  °/o  mit  1/2%iger  Verzinsung  unter  zwanzigjähriger  Unkündbarkeit  bis 
zu  50  %  des  geschätzten  Werthes  beliehen  werden  können.  Aus  dem  von 
der  Versicherungsanstalt  überwiesenen  Fonds  würden  dann  noch  20 0  o 
des  Werthes  hinzugefügt  werden,  um  damit  zur  Beleihung  bis  auf  70  % 
der  Schätzung  zu  gelangen.  Selbstverständlich  würden  im  übrigen  die 
Bedingungen  der  Sparkasse  den  im  vorherigen  schon  Mitgetheilten  ent- 
sprechen müssen.  Durch  ein  solches  Vorgehen  würde  die  Leistungsfähig- 
keit der  städtischen  Verwaltung  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Klein- 
wohnungen ganz  erheblich  aufgebessert  werden.  Unter  Zuhülfenahme 
der  Gelder  der  Versicherungsanstalt  Sachsen- Anhalt  würden  zusammen 
mit  den  Geldern  von  der  Sparkasse  350  000  M.  alljährlich  zur  Verfügung 
gehalten  werden  können.  Das  macht  also  im  Laufe  von  sechs  Jahren 
den  ansehnlichen  Betrag  von  2  100  000  M.,  womit  allerdings  schon  etwas 
recht  Erhebliches  zur  Linderung  der  Wohnungsnoth  der  minder  begüterten 
Bevölkerung  würde  bewirkt  werden  können. 

Erwähnung  mag  hier  auch  noch  finden,  dass  vor  kurzem  die  Reichs- 
hauptstadt Berlin  nach  jahrelangen  Präliminarien  bei  der  Stadtverord- 
netenversammlung die  Genehmigung  eines  Darlehens  von  500  000  M.  nach- 
gesucht hat,  das  einer  gemeinnützigen  Aktienbaugesellschaft  zur  zweiten 
Stelle  innerhalb  der  Feuerkasse  auf  ein  mit  kleinen  Wohnungen  zu  be- 
bauendes Grundstück  geAvährt  werden  soll.*) 

Unter  den  Städten,  die  auf  Grund  einer  planvoll  betriebenen 
Bodenpolitik  in  die  Lage  versetzt  sind,  durch  Abtretung  von  Grund 
und  Boden  fördernd  auf  den  Bau  von  Kleinwohnungen  einzuwirken,  steht 
Mannheim  in  erster  Linie.  Die  Stadt  gewährt  grundsätzlich  allen 
Privaten  sowohl  wie  sonstigen  Unternehmungen  (gemeinnützigen  Bau- 
gesellschaften, Genossenschaften  u.  s.  w.)  unter  gewissen,  lediglich  die 
Erhaltung  der  Zweckbestimmung  sichernden  Vorbehalten  Unterstützung 
zum  Bau  von  Kleinwohnungen  durch  Nachlass  der  Strassenkosten  und  des 
ganzen  oder  theilweisen  Kaufpreises  des  von  der  Stadt  erworbenen  Bauge- 
ländes. Von  der  Vergünstigung  bezüglich  der  Strassenkosten  haben  bereits 
eine  Anzahl  Private  sowie  eine  in  Mannheim  bestehende  Baugenossenschaft 
Gebrauch  gemacht,  welch'  letzterer  die  Stadtkasse  ferner  ein  Darlehen 
zur  zweiten,  bezw.  dritten  Hypothek  zu  billigem  Zinsfusse  gewährte. 

Ebenso  wie  Mannheim  stellen  Fürth,  Esslingen,  Gotha,  Heilbronn, 
Lübeck,  Rostock,  Worms  den  Erbauern  von  Kleinwohnungen  jeder  Unter- 
nehmungsform Gemeindegrundbesitz  kostenlos,  bezw.  gegen  ermässigten 
Preis  zur  Verfügung. 

*)  Die  Stadtverordnetenversammlung  hat  inzwischen  zu  dem  Antrage  ihre  Genehmigung 
ertheilt.  Der  Herausgeher. 
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Ziemlich  zahlreich  sind  heute  bereits  die  Städte,  welch  Baugenossen- 
schaften und  andere  gemeinnützige  Vereinigungen  durch  Abtretung  von 
Gelände  unterstützt  haben.  Bekannt  geworden  ist  letzteres  u.  a.  von 
den  Städten  Aachen,  Ansbach,  Bamberg,  Bonn,  Danzig,  Dresden, 
Düren,  Düsseldorf,  Erfurt,  Frankfurt  a.  M.,  Freiburg  i.  B.,  Giessen, 
Göttingen,  Gotha,  Greifswald,  Hamburg,  Hannover,  Heilbronn,  Hildes- 
heim, Jena,  Köln,  Kothen,  Konstanz,  Leipzig,  Mainz,  Mühlhausen  i.  Thür., 
München,  Neustadt  a.  H.,  Quedlinburg,  Saarbrücken,  Schönebeck,  Siegen, 
Stolp,  Stralsund,  Strassburg,  Ulm,  Viersen. 

Andere  Gemeinden  —  wir  unterlassen  hier  die*  weitere  Aufzählung 
—  unterstützen  den  Bau  von  Kleinwohnungen  durch  Planlegung  von 
Baugelände,  Anlage  von  Strassen,  Entwässerung  und  dergl.,  durch  Ver- 
einfachung baulicher  Vorschriften,  GeAvährung  billiger  Baugelder,  Ueber- 
nahme  von  Zinsgarantieen  gegenüber  anderen  Darleihern,  von  Aktien, 
bezw.  Antheilscheinen  von  gemeinnützigen  Bauvereinigungen,  Nachlass 
bezw.  Minderung  der  Gemeindesteuern,  sowie  von  Strassen-  und  Kanali- 
sationsgebühren, von  Wassergeld,  Baugebühren  und  dergl. 

IV.  Sparkassen,  Arm enver Wartungen  und  Stiftungen. 

Der  Gedanke,  die  in  den  Sparkassen  angesammelten  Spargelder  durch 
die  Form  der  Anlage  denjenigen  Bevölkerungsklassen  wieder  zuzuführen, 
aus  denen  sie  hergekommen  sind,  und  zwar  in  erster  Linie  zur  Be- 
friedigung des  Wohnbedürfnisses,  ist  in  den  letzten  Jahren  in  allen 
Kulturstaaten  immer  wieder  aufgetreten.  In  Deutschland  hatte  bereits 
im  Jahre  1895  der  deutsche  Sparkassentag  sich  mit  der  Frage  beschäftigt 
und  folgende  Resolution  beschlossen: 

„Soweit  ein  Bedürfniss  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  vorliegt, 
ist  den  Sparkassen  die  Gewährung  von  Darlehen  zu  diesem  Zwecke  zu 
empfehlen.  Es  wird  für  gerechtfertigt  gehalten,  die  Beleihungsgrenzen 
bei  solchen  Darlehen  weiter  zu  ziehen,  als  bei  anderen  Darlehen,  doch 
nur  eine  begrenzte  Summe  für  diesen  Zweck  zu  gewähren." 

Seit  dem  Jahre  1898,  hat  dann  die  Versicherungsanstalt  Hannover 
einen  neuen  Versuch  gemacht,  die  Sparkassen  in  die  Beleihung  von 
Arbeiterwohnungen  hineinzuziehen,  indem  sie  den  Sparkassen  ihre  Geld- 
mittel zur  Verfügung  stellte,  um  in  einzelnen  Orten  Arbeiterhäuser  zu 
beleihen. 

Die  Frage  ist  dann  weiter  verfolgt  worden  in  den  Verhandlungen 
der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  1899  und  endlich 
vom  Rheinischen  Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens 
in  seiner  Generalversammlung  im  November  1899. 

Im  ganzen  ist  die  Betheiligung  der  Sparkassen  an  der  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse  noch  eine  sehr  vereinzelte.  Die  einzige,  die 
Einiges  geleistet  hat,  ist  die  Sparkasse  in  Strassburg  i.  E.,  welche  bis 
zum  31.  März  1895  für  483  000  M.  Arbeiterhäuser  in  eigener  Regie  gebaut 
hatte. 

Die  Armenverwaltungen,  die  jährlich  grosse  Geldsummen  zur 
Zahlung  von  Miethen  für  Unterstützungsberechtigte  verausgaben  müssen, 
hätten  ebenfalls  ein  grosses  Interesse  daran,  ein  gewisses  Verfügungs- 
recht über  kleine  Wohnungen  zu  besitzen,  sei  es,  dass  sie  dieselben  selbst 
bauen,  sei  es,  dass  sie  sich  dieses  Recht  durch  Beleihung  gemeinnütziger 
Vereine  verschaffen.    Trotzdem  ist  in  dieser  Richtung  auch  von  dieser 
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Seite  noch  so  gut  wie  nichts  geschehen.  In  Strassburgi.  E.  hat  die 
Armenverwaltung  Wohnungen  für  kinderreiche  Familien  errichtet,  und  in 
Neuss  hat  die  Armenverwaltung  sich  an  dem  dortigen  Bauverein  mit  einem 
Kapital  von  100  000  M.  betheiligt.  Der  Verein  stellt  für  diese  Summe 
kleine  (Zweifamilien-)Häuser  her,  welche  zur  freien  Verfügung  der  Ver- 
waltung stehen  und  welche  diese  zum  vereinbarten  Preise  jederzeit  über- 
nehmen kann. 

Von  Stiftungen  wären  allenfalls  das  Katharinenstift  und  das 
Weissfrauenstift  in  Frankfurt  a.  M.  zu  nennen,  welche  der  Aktienbau- 
gesellschaft  für  kleine  Wohnungen  Land  in  Erbbau  gegeben  haben.  Bei 
den  grossen  Vortheilen,  die  sich  für  die  Stiftungen  selbst  daraus  ergeben, 
dass  sie,  ohne  selbst  zu  bauen,  doch  ihre  Grundrente  wesentlich  erhöhen 
können,  kann  hier  von  einer  Subventionirung  indessen  kaum  noch  die 
Rede  sein. 

V.  Vorschläge  zur  Organisation  der  Kreditbeschaffung  für  den 

Kleinwohnungsbau. 

Seit  Anfang  der  neunziger  Jahre  sind  Albert  Schäffle  und  Paul 
Lech ler  in  einer  Reihe  von  Schriften  für  die  Regelung  der  Wohnungs- 
frage unter  der  Mitwirkung  staatlicher  Organe  eingetreten  und  fassen 
ihre  Vorschläge  von  neuem  zusammen  in  einer  Reihe  von  Leitsätzen  in 
der  Schrift:  „Die  staatliche  Wohnungsfürsorge"  (Berlin,  Ernst 
Hofmann  &  Co.  1900). 

Inhaltlich  hat  sich  hiernach  die  Mitwirkung  staatlicher  Organe  zur 
Lösung  der  Wohnungsfrage  auf  die  dem  Staate  auf  dem  Boden  der  be- 
stehenden Gesellschaftsordnung  grundsätzlich  zugewiesenen  Aufgaben  zu 
beschränken.  Sie  hat  also,  wie  bei  allen  übrigen  Zweigen  staatlicher  Wohl- 
fahrtspflege, einen  bloss  förderlichen  Charakter  anzunehmen.  Die  Mit- 
wirkung des  Staates  hätte  demgemäss  zu  umfassen:  1.  eine  gegen  bisher 
wirksamere  Uebung  der  Bau-,  Verkehrs-,  Gesundheits-  und  Sittenpolizei: 
2.  die  mittelbare  Ermöglichung  der  Wohnungsselbstfürsorge  der  kleinen 
Leute  durch  Anregung  gemeinnütziger  Baureformbestrebungen;  3.  die 
möglichst  wohlfeile  Vermittelung  des  fehlenden  Baukredits  an  diese  ge- 
meinnützigen Bestrebungen,  wo  und  soweit  deren  eigene  Mittel  nicht 
reichen;  4.  die  theilweise  Herstellung  von  Wohnungen  direkt  durch 
den  Staat.  Die  förderliche  Mitwirkung  der  Regierung,  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  hätte  sich  streng  innerhalb  der  Zuständigkeitsgrenzen 
zu  bewegen,  welche  durch  das  bestehende  Reichs-,  Landes-  und  Kom- 
munalrecht gezogen  sind.  Die  Herstellung  eines  umfassenden  Reichs- 
gesetzes scheint,  da  ein  Aufeinanderstossen  ultrazentralistischer  und 
ultraförderalisti scher  Tendenzen  hierbei  sich  leicht  ergeben  würde,  zu- 
nächst wenigstens  eher  vermieden  werden  zu  sollen. 

Den  Anfang  staatlicher  Mitwirkung  hätte  eine  (vom  Reich  oder) 
von  den  Einzelstaaten  durchzuführenden  allgemeinen  Wohnungsenquele 
zu  bilden,  um  die  Lösung  der  Reformaufgabe  sachlich  in  die  von  der 
Erfahrung  gewiesenen  Wege  zu  leiten. 

Mit  Sicherheit  ist  anzunehmen,  dass  auf  die  Dauer  eine  förderliche 
Mitwirkung  der  staatlichen  Gewalten  besser  durch  Spezialorgane  als 
durch  Uebertragung  des  ganzen  Reformgeschäftes  an  die  allgemeinen 
Verwaltungsbehörden  oder  an  andere  Anstalten  im  Nebenamt  (staatliche 
Versicherungsanstalten)  vollzogen  werden  würde.  Die  Bestellung  solcher 
—  „Wohnungskommissionen"   oder  sonstwie  zu  benennenden  —  beson- 
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deren  Organe  hätte  zunächst  und  auch  wohl  für  später  durch  Er- 
nennung Seitens  der  Reichsregierung  zu  erfolgen. 

Die  Organisation  der  Wohnungskommissionen  ist  wie  folgt  gedacht: 

I.  Landeskommissionen,  welche  in  sich  zu  befassen  hätten: 

a)  Beamte  der  Finanz  eines  Verwaltungsressorts ; 

b)  Vertreter  der  (an  der  Bankkreditgewährung  betheiligten)  Inva- 
liditäts-  und  Altersversicherungsanstalten,  bezw.  öffentlichen 
Sparkassen; 

c)  organisatorisch  veranlagte  und  praktisch  bewährte  Männer  ohne 
Rücksicht  auf  deren  Berufsstellung; 

d)  Mitglieder  aus  der  Mitte  der  grösseren  Gemeindeverwaltungen, 
des  Bezirks  jeder  Landeskommission; 

e)  staatliche,  kommunale  oder  private  Bautechniker; 

f )  Vertreter  der  an  der  Wohnungsreform  interessirten  Bevölkerungs- 
schichten. 

II.  Ein  Reichszentralorgan.  Ein  solches  hätte  etwa  dieselben  Elemente 
in  Aussicht  zu  nehmen,  wie  sie  für  die  Landeskommissionen  ins 
Auge  gefasst  sind,  und  zwar  würde  deren  Wirkungskreis  zu  um- 
fassen haben: 

1.  Für  die  zu  den  Ministerien  des  Innern  und  (vergl.  die  folgenden 
lit.  e,  f,  g,  h)  der  Finanzen  ressortirenden  Wohnungskom- 
missionen: 

a)  die  Entgegennahme  und  Prüfung  der  aus  den  Kreisen  der 
Wohnungsinteressenten  einlaufenden  Vorschläge,  Gesuche  und 
Anträge ; 

b)  die  Belebung  und  Förderung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit, 
namentlich  auch  die  Anregung  zur  Neugründung  von  gemein- 
nützigen Baugesellschaften  und  Baugenossenschaften,  sowie 
Rath-  und  Auskunftsertheilung  für  Wohnungsreformbestre- 
bungen im  weitesten  Sinne; 

c)  Verhandlungen  mit  den  Gemeinden  und  mit  den  staatlichen 
Verwaltungsbehörden,  betreffend  Erlangung  von  geeigneten  und 
billigen  Baugeländen,  Bauerleichterungen  jeder  Art,  Herstellung 
billiger  Fahrgelegenheiten,  Wohnungsinspektion,  Ausführung 
und  Fortbildung  der  bestehenden  bau-  und  gesundheitspolizei- 
lichen Vorschriften  (in  berathender  Weise); 

d)  Erstattung  periodischer  Berichte  und  ausserordentlicher  Gut- 
achten an  ein  Reichszentralorgan  für  Wohnungsfürsorge; 

e)  Begutachtung  der  in  Aussicht  zu  nehmenden  Gesuche  um  staat- 
liche Bauvorschüsse  oder  staatliche  Baukapitalgarantieen  zur 
Genehmigung  oder  Ablehnung  Seitens  der  Landesregierungen: 

f)  bezüglich  der  wirklich  gewährten  Bauvorschüsse  und  Bau- 
kredite; die  Kontrolle  über  die  richtige  Verwendung  der  Gelder, 
über  regelmässige  Verzinsung  und  Tilgung  sowie  über  das 
dafür  bestehende  Rechnungswesen; 

g)  die  Genehmigung  der  Miethtarifsätze,  innerhalb  deren  die  Ver- 
miethung  der  ganz  oder  theilweise  mit  staatlichem  Baukredit 
hergestellten  Wohnhäuser  Seitens  der  Bau  gesell  Schäften  und 
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der  Wohnungsgenossenschaften  sich  zu  bewegen  hätte,  sowie 
die  Genehmigung  von  Verkäufen  solcher  Wohnhäuser; 
h)  die  Leitung  und  Aufsicht  gegenüber  den   zu  bildenden  all- 
gemeinen  und   besonderen   Reservefonds   jedes  Kommissions- 
bezirkes. 

2.  Der  Wirkungskreis  eines  Reichszentralorgans  für  staat- 
liche Wohnungsfürsorge  hätte  lediglich  zu  umfassen: 

a)  die  anregende  Einflussnahme  auf  allgemeine  und  gleichmässige 
Durchführung  der  Wohnungsreform  durch  sämmtliche  Landes- 
kommissionen ; 

b)  die  Erstattung  und  Veröffentlichung  eingehender  periodischer 
Gesammtberichte  sowie  ausserordentlicher  Gutachten; 

c)  im  Falle  der  Gewährung  einer  Reichsgarantie  des  Baukredites 
die  Theilnahme  an  der  Kontrolle  im  Sinne  der  vorstehenden 
Ziffer  1,  lit.  f,  mit  Berichterstattung  an  die  Reichssekretariate 
des  Innern  und  der  Finanzen. 

Die  wünschenswerthe  Belebung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit 
wird  sich  ohne  gleichzeitige  Beschaffung  billigen  Baukapitals  nicht  er- 
reichen lassen,  und  diese  wird  ohne  Gewährung  staatlicher  Baukapitals- 
vorschüsse oder  ohne  staatliche  Garantie  des  Baukredits  in  ausreichen- 
dem Maasse  nicht  gelingen.  Die  staatliche  Gewährung  von  Baukrediten 
ist  einmal  in  der  Form  der  staatsseitigen  Beleihung,  bezw.  Garantie- 
leistung des  vollen  Herstellungs-  und  Grundstückwerthes  der  Bauanlagen 
denkbar,  oder  der  Staat  giebt,  bezw.  garantirt  Darlehen,  welche  über  die 
bei  Privaten,  Banken  u.  s.  w.  zu  erlangenden  Hypothekarkredit  hinaus- 
gehen. Für  die  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  wird  die  Aus- 
gabe tilgbarer  Baurententitel  in  Vorschlag  gebracht. 

Landesrath  Brandts  kommt  in  seiner  Schrift:  „Die  Betheiligung 
des  Staates  an  der  Lösung  der  Wohnungsfrage"  (Arbeiterwohl 
1897,  Heft  4)  zu  folgenden  Resultaten: 

Während  der  Staat  im  Interesse  des  ländlichen  Grundbesitzes  eine 
umfassende  Schutz-  und  Wohlfahrtspflege  ins  Leben  gerufen  hat  (Stein- 
Hardenberg'sche  Gesetzgebung,  Kreditinstitute,  Rentengutsgesetz. 
Zentralgenossenschaftskasse)  und  namentlich  für  alle  landwirtschaft- 
lichen Interessen  ein  sachverständiges  Centraiorgan,  die  Generalkom- 
missionen besitzt,  hat  er  sich  um  die  Regelung  städtischen  Grund- 
besitzes wie  die  zweckmässige  Ansiedelung  u.  s.  w.  noch  nicht  ge- 
kümmert. Die  Wohnungsfrage  ist  wesentlich  eine  städtische  Frage. 
Ihre  Lösung  setzt  voraus: 

a)  staatliche  Regelung  des  städtischen  Ansiedelungswesens  (Genehmi- 
gung des  Stadtbauplanes  und  der  Stadtbauordnung), 

b)  Regelung  des  städtischen  Grundbesitzes  (Expropriation  und  Zu- 
sammenlegung), 

c)  eine  sozial  und  bautechnisch  sachverständige  Zentralinstanz  für 
das  Arbeiterwohnungswesen,  insbesondere  für  die  Baugenossen- 
schaften, 

d)  eine  Hypothekenbank,  welche  das  Geld  für  die  Bauten  zur  Ver- 
fügung stellt. 
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Diese  vier  Funktionen  müssten  in  einer  staatlichen  Spezialbeliörde, 
der  Generalkommission  für  städtische  Ansiedelung  —  Baubank  —  ver- 
einigt sein.  Der  erste  Zweck  dieser  Baubank  wäre,  den  öffentlichen  Kredit 
für  den  Bau  von  Wohnungen  der  kleinen  Leute  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Der  Finanzminister  würde  jeder  Baubank  jährlich  eine  bestimmte  Summe 
in  Staatsschuldscheinen  überweisen,  deren  Erlös  die  Baubanken  zu  Dar- 
lehen auf  Arbeiterwohnungen  benutzen.  Zu  erwägen  bliebe,  ob  nicht 
auch  Kirchengemeinden,  Sparkassen,  Versicherungsanstalten  u.  s.  w.  ge- 
nöthigt  werden  könnten,  ihr  Vermögen  zum  Theil  in  solchen  Staats- 
papieren anzulegen.  Die  Organisation  dieser  Behörde  könnte  nach  Analogie 
der  Zentralgenossenschaftskassen  gebildet  werden  (Direktion,  Kura- 
torium, Verwaltungsausschuss).  Als  Darlehnsnehmer  denkt  Brandts 
sich  die  sich  freiwillig  bildenden  Genossenschaften.  Die  Rechtsform,  in 
welcher  die  Interessenten  das  öffentliche  Geld  erhalten,  ist  die  Hypothek. 
Der  finanzielle  Ausbau  der  Baubanken  soll  in  der  Weise  erfolgen, 
dass  sowohl  die  vom  Staate  den  Baubanken  zur  Verfügung  gegebenen 
Gelder,  als  auch  die  hiervon  zu  Baudarlehen  gegebenen  Summen  durch 
regelmässige  Amortisation  getilgt  werden,  und  zwar  sollen  die  Genossen- 
schaften schneller  amortisiren  als  die  Baubanken,  damit  diese  einen 
Reservefonds  gewinnen.  Einen  Dispositionsfonds  sollen  die  Banken  durch 
gesetzlich  geregelte  Zuwendungen  der  Versicherungsanstalten  gewinnen, 
der  als  eine  Art  Meliorationsfonds  zu  benutzen  ist,  zur  Gewährung  zins- 
loser Darlehen  an  Genossenschaften  zum  Ankauf  von  Land,  zu  Prämien 
zur  Einrichtung  gemeinnütziger  Anlagen,  wie  Badeanstalten,  Bewahr- 
schulen u.  s.  w. 

Brandts  geht  dann  noch  auf  die  anderweitigen  Aufgaben  der  Bau- 
banken ausführlich  ein  (s.  oben  sub  a,  b)  und  behandelt  auch  noch  die 
Wohnungspolizei  und  dabei  die  Frage,  ob  die  Wohnungspolizei  den  all- 
gemeinen Polizeibehörden  überlassen  werden  kann,  oder  ob  man  sie  einem 
neuen  staatlichen  Organ,  dem  Wohnungsinspektor,  übergeben  soll. 

Er  will  allen  Baugenossenschaften,  die  eine  gewisse  Maximalgewinn- 
vertheilung  festsetzen,  statutarisch  für  kleine  Leute  bauen,  d.  h.  Er- 
werbshäuser bis  zu  etwa  6000  M.,  Miethwohnungen  zu  etwa  300  M., 
und  sich  der  dauernden  Kontrolle  der  Baubank  unterwerfen,  durch  Er- 
klärung der  Baubank  die  Eigenschaft  einer  „gemeinnützigen  Genossen- 
schaft" geben  mit  folgenden  Wirkungen:  Stempelfreiheit,  Freiheit  von 
Einkommensteuer,  Freiheit  von  Gebäude-  und  Umsatzsteuer  in  den  Ge- 
meinden, eventuell  Expropriationsrecht  in  Gemeindegebieten,  Begünsti- 
gungen bei  Berechnung  und  Zahlung  von  Kosten  und  Abgaben  für 
Strassenanlagen  u.  s.  w.,  dem  Recht,  als  subsidiäre  Zwangsgenossen  die 
Kreise,  die  Sparkassen,  die  Berufsgenossenschaften  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen heranzuziehen. 

In  der  Schrift:  „Reichs  hülfe  für  Errichtung  kleiner  Wohnungen 
(Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht,  1900),  behandelt  Landesrath 
Liebrecht,  Vorsitzender  der  Landesversicherungsanstalt  Hannover, 
die  Heranziehung  des  Staatskredits  für  den  Bau  kleinerer  Wohnungen. 
Die  Vorschläge  bilden  eine  Erweiterung  der  Ausführungen,  die  der  Ver- 
fasser schon  früher  in  einem  Artikel  der  Zeitschrift  der  Centralstelle 
für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  (1897,  No.  22)  niedergelegt  hatte. 

Der  Verfasser  führte  damals  aus,  dass  seines  Erachtens  die  Invali- 
ditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  nicht  im  Stande  wären,  die 
Wohnungsfrage  zu  lösen.    Sie  müssten  sich  bescheiden,  in  beschränkter 


311 


Weise  mitzuwirken,  und  zwar  seien  sie  in  ihrer  Wirksamkeit  beschränkt 
erstens  durch  die  ihnen  zugewiesenen  Aufgaben:  die  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung;  zweitens  durch  den  Kreis  der  Personen,  für  die  sie 
thätig  sein  könnten,  und  drittens  durch  die  Mittel,  die  sie  aufzuwenden 
in  der  Lage  seien.  Auch  wenn  die  Versicherungsanstalten  Mittel  genug 
hätten  und  über  den  Kreis  der  Versicherten  hinausgehen  dürften  und 
wenn  man  den  Anstalten  die  Wohnungsfürsorge  als  Pflicht  auferlegte, 
könnten  sie  dieser  Pflicht  doch  nicht  gerecht  werden,  denn  Niemand 
könne  zween  Herren  zugleich  dienen,  von  denen  jeder  eine  ganze  Arbeits- 
kraft verlange  und  verlangen  müsse.  Die  Wohnungsfrage  müsse  Daseins- 
zweck einer  Behörde  sein  und  könne  nicht  als  Nebenzweck  gelöst  werden ; 
daher  sei  es  angezeigt,  besondere  Staatsbehörden  für  diesen  Zweck  zu 
errichten. 

Die  Reichsgesetzgebung  hat  inzwischen  anders  entschieden.  Sie  hat 
die  Versicherungsanstalten  als  Organ  der  Wohnungsfürsorge  gesetzlich 
bestimmt,  und  zwar  durch  das  Invalidenversicherungsgesetz  vom  13.  Juli 
1899.  Liebrecht  stellt  sich  nun  auf  den  Boden  dieser  Thatsache  und 
beschränkt  sich  darauf,  hieraus  seine  Schlussfolgerungen  zu  ziehen.  Nach 
dem  die  Vermögensverwaltung  der  Versicherungsanstalten  jetzt  regelnden 
§  164  des  Gesetzes  können  die  Versicherungsanstalten  mit  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  ein  Viertel  des  Vermögens,  mit  Genehmigung  der 
Garantieverbände  sogar  die  Hälfte  des  Vermögens  für  solche  Veran- 
staltungen anlegen,  welche  ausschliesslich  oder  überwiegend  der  ver- 
sicherungspflichtigen Bevölkerung  zu  Gute  kommen.  Der  §  80  des 
Gesetzes  bestimmt  ferner,  dass  den  Rentenstellen  durch  den  Vorstand 
der  Versicherungsanstalt  unter  Zustimmung  des  Ausschusses  und  mit 
Genehmigung  der  Landeszentralbehörden  weitere  Obliegenheiten  über- 
tragen werden  können,  und  die  Motive  sagen  hierzu,  dass  eine  Mit- 
wirkung der  Rentenstellen  bei  Betheiligung  der  Versicherungsanstalten 
an  den  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der 
Arbeiter  förderlich  erscheinen  kann. 

Diese  beiden  gesetzlichen  Bestimmungen  haben  eine  grosse  Trag- 
weite. Sie  schaffen  Geldmittel  und  deuten  an,  welcher  Art  Organe  zur 
Durchführung  der  Wohnungsfürsorge  zu  wählen  und  wie  sie  zu  be- 
schaffen sind. 

Wenn  jedoch  die  Versicherungsanstalten  nachhaltig  helfen  sollen, 
müssen  sie  in  die  Lage  versetzt  werden,  ihre  verfügbaren  Mittel  durch 
Aufnahme  von  Darlehen  zu  erweitern.  Namentlich  würde  damit  der 
Weg  gewiesen  sein,  auf  welchem  Arbeitgeber,  Kommunen,  die  Provinz, 
auch  der  Staat  als  Arbeitgeber  sich  an  der  Wohnungsfürsorge  be- 
theiligen könnten,  ohne  sich  selbst  die  lästige  und  für  den  eigenen 
Betrieb  oft  störende  Sorge  für  die  Wohnungen  der  eigenen  Leute  auf- 
zubürden. Beide  Umstände  weisen  darauf  hin,  dass  eine  Ergänzung  des 
Invaliden  Versicherungsgesetzes  erforderlich  ist,  deren  Inhalt  Liebrecht, 
wie  folgt,  formulirt: 

1.  „Die  Landescentralbehörde  desjenigen  Bundesstaates,  in  dessen 
Gebiet  die  Versicherungsanstalt  ihren  Sitz  hat,  kann  auf  Antrag  oder 
nach  Anhörung  des  Vorstandes  und  Ausschusses  der  Versicherungs- 
anstalt, unter  Zustimmung  des  mit  der  Verwaltung  des  zuständigen 
weiteren  Kommunalverbandes  betrauten  Organes  anordnen,  dass  die  Ver- 
sicherungsanstalt sich  der  Beförderung  des  Baues  von  kleinen  Wohnungen 
zu  unterziehen  hat. 

2.  „Ist  eine  solche  Anordnung  erfolgt,  so  hat  die  Versicherungs- 
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anstalt  die  Verpflichtung,  sich  die  Gewährung  von  Darlehen  an  Ver- 
sicherte, Vereine,  Genossenschaften  oder  sonstige  Personen  und  Ein- 
richtungen zur  Errichtung  kleiner  Wohnungen,  nach  Maassgabe  des 
§  164  letzter  Absatz  angelegen  sein  zu  lassen. 

3.  „Sie  hat  das  Recht,  ihre  Organe  hierzu  heranzuziehen  und  an 
die  öffentlichen  Behörden  Ersuchen  auf  Grund  des  §  172  des  Gesetzes 
zu  stellen;  sie  ist  ferner  berechtigt,  eigene  Organe  zur  Erledigung  der 
Wohnungsfürsorgesache  zu  schaffen,  insbesondere  auch  technische  Beamte 
hierfür  anzustellen. 

4.  „Reichen  die  Mittel  der  Versicherungsanstalt  zur  Befriedigung 
des  im  Bezirke  der  Versicherungsanstalt  vorhandenen  Bedürfnisses  nicht 
aus,  so  kann  die  Versicherungsanstalt  Darlehen  aufnehmen,  mit  der 
Maassgabe  jedoch,  dass  diese  Darlehen  einer  regelmässigen  Tilgung  von 
mindestens  1  %  unterliegen  müssen  und  dass  die  Differenz  zwischen 
dem  von  der  Versicherungsanstalt  für  Darlehen  auf  Grund  des  §  164 
letzter  Absatz  erzielten  Durchschnittszinsfusse  und  dem  für  das  auf- 
zunehmende Darlehen  zu  zahlenden  Zinsfuss  V2  %  nicht  übersteigt. 

5.  „Die  Höhe  der  aufzunehmenden  Darlehen  ist  vom  Ausschuss  der 
Versicherungsanstalt  festzusetzen  und  zwar  in  der  Regel  mit  dem  jähr- 
lichen Haushaltsetat." 


IL  Die  Erstellung*)  kleiner  Wohnungen 
in  Deutschland  und  ihre  Reform  durch  öffentliches 

Eingreifen. 

Von  Dr.  K.  v.  Mango ldt  in  Dresden. 


Der  Bedarf  an  neuen  kleinen  Wohnungen  jährlich  in  Deutschland 
ist  sehr  bedeutend.  Versuchen  wir  es,  ihn  uns  an  der  Hand  einer,  wenn 
auch  prinzipiell  nicht  ganz  einwandsfreien**),  so  doch  immerhin  einen 
gewissen  Anhalt  bietenden  Berechnung  wenigstens  in  etwas  zu  veran- 
schaulichen. Setzen  wir  die  Volksvermehrung  in  Deutschland  für  die 
nächste  Zukunft  auch  nur  auf  500  000  Menschen  jährlich  an  und  gehen 
wir  weiter  von  der  Annahme  aus,  dass  75  %  dieser  Zunahme  in  kleinen 
Wohnungen  bis  zu  drei  heizbaren  Zimmern  untergebracht  werden  müssen, 
so  sind  allein  unter  diesem  Gesichtspunkte  jährlich  für  375  000  Menschen 
kleine  Wohnungen  bis  zu  drei  heizbaren  Zimmern  neu  zu  beschaffen. 
Dazu  tritt  aber  der  Ersatz  für  alte  kleine  Wohnungen,  die  theils  in 
Folge  ihres  Alters  unbrauchbar  werden,  theils  Geschäftshäusern,  Strassen- 
durchbrüchen  und  dergleichen  mehr  zum  Opfer  fallen.  Man  wird  an- 
nehmen dürfen,  dass  mindestens  für  2fe  o/o  der  in  kleinen  Wohnungen 
hausenden  Bevölkerung  wegen  dieser  Umstände  jährlich  neue  Unterkunft 
zu  schaffen  ist.  Setzen  wir  die  Gesammtbevölkerung  Deutschlands  auf 
56  Millionen  an  und  betrachten  wir  davon  wieder  3/4  als  auf  kleine 
Wohnungen  bis  zu  drei  heizbaren  Zimmern  angewiesen,  so  wären  für 
2/.s  %  von  42  Millionen  —  280  000  Personen  jährlich  kleine  Wohnungen 
als  Ersatz  für  wegfallende  Wohnungen  zu  erstellen.  Diese  Anzahl  von 
280  000  Personen  zusammen  mit  dem  oben  angegebenen  jährlichen  Be- 


*)  Unter  „Erstellung",  „erstellen"  wird  in  dem  ganzen  Aufsatze  durchweg 
nicht  nur  der  einmalige  Vorgang  der  Produktion,  sondern  auch  die  dauernde 
Zuführung  der  neu  produzirten  Wohnungen  an  den  ursprünglich  gewollten 
Zweck  verstanden. 

**)  Der  prinzipielle  Einwand  liegt  darin,  dass  neue  Wohnungen  gebraucht 
werden  in  erster  Linie  nicht  für  den  Zuwachs  an  Neugeborenen,  sondern  für 
den  an  Erwachsenen.  Wenn  man  indess,  wie  oben  geschieht,  die  Bevölkerungs- 
zunahme ohnedies  erheblich  geringer  ansetzt,  als  sie  voraussichtlich  sein  wird, 
dürften  die  aus  ihr  direkt  errechneten  Ziffern  des  jährlichen  Mehrbedarfs  an 
Wohnungen  von  dem  wirklichen  Mehrbedarfe  nicht  soweit  abweichen,  um  nicht 
wenigstens  ungefähr  zur  vorläufigen  Veranschaulichung  dienen  zu  können. 
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völkerungszuwachs  ergiebt  eine  Gesammtzahl  von  655  000  Personen  jähr- 
lich, für  die  kleine  Wohnungen  neu  zu  schaffen  sind.  Rechnen  wir  auf 
die  kleine  Wohnung  durchschnittlich  vier  Insassen  und  andererseits  in 
Anlehnung  an  Brandts  (Soziale  Praxis,  No.  6  vom  7.  November  1901, 
Spalte  142)  einen  Kostenaufwand  von  4000  M.  durchschnittlich  für  die 
Herstellung  kleiner  Wohnungen  bis  zu  drei  heizbaren  Zimmern  pro  Stück, 
so  ergiebt  sich  ein  Gesammtbedarf  von  rund  164  000  kleinen  Wohnungen 
und  ein  Kostenaufwand  von  656  Million  en  das  Jahr  in  Deutschland. 
Dieser  Bedarf  fällt  gewiss  zu  5/q  auf  die  in  der  Volkszahl  anwachsenden 
Orte,  mithin  nur  sehr  wenig  auf  das  platte  Land,  fast  ganz  auf  die 
Städte  und  stadtähnlichen  Ortschaften,  insbesondere  die  Grossstädte  und 
die  Industrieorte  der  industriellen  Provinzen. 

Auf  Genauigkeit  können  diese  Ziffern  natürlich  keinen  Anspruch 
machen,  und  man  kann  auch  manchen  Einwand  gegen  sie  erheben;  immer- 
hin werden  sie  doch  wenigstens  ungefähr  einen  Anhalt  gewähren.  Auf 
die  sozialpolitisch  so  wünschenswerthe  Steigerung  der  Wohnungsansprüche 
ist  übrigens  bei  ihnen  noch  keine  Rücksicht  genommen. 

Die  schwierige ,  Aufgabe,  diese  ungeheure  Menge  neuer  kleiner  Woh- 
nungen zu  erstellen  und  das  dafür  nöthige  Kapital  in  Bewegung  zu 
setzen,  fällt  z.  Z. ,  wie  es  scheint,  zum  grössten  Theil  dem  privaten, 
auf  Spekulation  arbeitenden  Baugewerbe  in  Verbindung  mit  dem 
privaten  Hausbesitze  zu.  Zwar  wird  ein  erheblicher  Bruchtheil  der 
kleinen  Wohnungen  auch  auf  feste  Bestellung  im  Auftrage  privater 
Bauherren  errichtet,  und  für  einen  weiteren,  gegenwärtig  stark  im  An- 
wachsen begriffenen  Theil  sorgen,  theilweise  in  Verfolg  der  Bestre- 
bungen der  modernen  Wohnungsreform,  die  Arbeitgeber,  der  Staat,  die 
Gemeinde,  die  Baugenossenschaften  und  die  gemeinnützigen  Baugesell- 
schaften, aber  die  überwiegende  Anzahl  der  kleinen  Wohnungen  wird 
anscheinend  doch  von  gewerbsmässigen  Bauunternehmern  auf  Vorrath 
und  Spekulation  gebaut  und  sodann  an  private  Hausbesitzer  abgesetzt. 
Für  die  Grossstädte  lässt  sich  das  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  be- 
haupten, für  die  schnell  anwachsenden  unter  den  anderen  Orten  ist  es 
wahrscheinlich;  der  Bedarf  der  übrigen  fällt  nur  mässig  ins  Gewicht. 

Diese  so  gestaltete,  privatkapitalistische  Befriedigung  des  Bedarfes 
an  neuen  kleinen  Wohnungen  zeigt  aber  grosse  Mängel.  Zunächst 
dürfen  wir  in  Deutschland  trotz  einzelner  Fälle  von  Ueberfluss  an  kleinen 
Wohnungen  im  allgemeinen  wohl  von  einem  chronischen  Mangel  an 
solchen  reden.  Dieser  Mangel  hängt  mit  dem  eben  dargelegten  Zustande 
zusammen.  Der  auf  Spekulation  arbeitende  Bauunternehmer  ist  auf 
baldigen  Absatz  seiner  Häuser  angewiesen.  Nun  erfolgt  aber  die  Er- 
richtung von  Wohnungen  in  Deutschland  aus  hier  nicht  näher  zu 
erörternden  Ursachen  grossentheils  in  der  Form  von  grösseren  Mieth- 
häusern,  welche  eine  beträchtliche  Zahl  Wohnungen  in  einem  Hause 
vereinigen.  Häuser  mit  vielen  kleinen  Wohnungen  sind  aber  bei  dem 
Häuser  kaufenden  Publikum  aus  leicht  erklärlichen  Gründen  nicht  gerade 
beliebt.  Das  wirkt  dann  auf  die  Bauthätigkeit  der  Unternehmer  zurück, 
und  so  kann  es  leicht  zu  einem  chronischen  Mangel  an  kleinen  Woh- 
nungen kommen.  In  kleinen  Orten  ferner  ist  das  Baugewerbe  oft  zu 
wenig  entwickelt,  um  bei  plötzlich  eintretendem  stärkeren  Bedarf e  über- 
haupt die  Fähigkeit  zu  besitzen,  dem  Bedürfnisse  zu  genügen.  So  z.  B. 
wenn  in  einem  kleinen  industriellen  Orte  von  etwa  6000  Einwohnern 
die  Hauptfabriken  des  Ortes  ihre  Arbeiterzahl  plötzlich  um  3  —  400  Mann 
vermehren  und  dadurch  die  Einwohnerzahl  an  und  für  sich  um  etwa 
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1000 — 1200  Köpfe  wachsen  würde.  Ein  anderer  Mangel  der  spekulativen 
Produktion  kleiner  Wohnungen  durch  das  Bauunternehmerthum,  ja  der 
privaten  Produktion  kleiner  Wohnungen  überhaupt  ist  ihre  weitgehende 
Abhängigkeit  von  den  allgemeinen  Schwankungen  der  Volkswirtschaft. 
Wenn  in  einem  industriellen  Lande  für  längere  Zeit  ein  lebhafter  Auf- 
schwung der  Industrie,  des  Handels  und  der  damit  verbundenen  Spe- 
kulation eintritt,  so  kann  es  vorkommen,  dass  das  Kapital  und  die 
Unternehmungslust  fast  ganz  von  diesen  aufgesaugt  und  andere  Gebiete 
von  dem  Nothwendigen  entblösst  werden.  Auf  dem  Gebiete  der  Pro- 
duktion kleiner  Wohnungen  kann  eine  solche  Entblössung  um  so  eher 
eintreten,  als  hier  mit  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung  zugleich  ein 
stark  erhöhter  Bedarf  gegeben  ist  und  das  Baugewerbe  überdies  in  solchen 
Zeiten  durch  den  Bau  industrieller  Anlagen,  grosser  Geschäftshäuser, 
Luxusbauten  u.  dergl.  ohnehin  stark  beschäftigt  ist.  Es  fehlt  dann  also 
an  Baugeld  und  Hypotheken  für  die  Wohnungsproduktion,  und  die  Unter- 
nehmungslust der  Bauunternehmer  reicht  überdies  für  den  starken  vor- 
handenen Bedarf  nicht  aus.  Es  scheint,  dass  wir  eine  solche  Gesammt- 
lage  in  den  Jahren  1899  und  namentlich  1900  in  Deutschland  gehabt 
haben  und  dass  der  damals  in  verschiedenen  grossen  Städten  aufgetre- 
tene akute  Mangel  an  kleinen  Wohnungen  damit  zusammenhängt. 

Ein  weiterer  natürlicher  Mangel  des  spekulativen  Baugewerbes  nicht 
nur,  sondern  der  jetzigen  Erstellung  kleiner  Wohnungen  überhaupt  ist, 
dass  sie,  obwohl  für  das  Bedürfniss  gering  bemittelter  Leute  arbeitend, 
doch  die  üblichen  kapitalistischen  Gewinne  beim  Baugeld,  bei  den  Hypo- 
thekenzinsen und  beim  Verdienst  der  privaten  Hausbesitzer  machen  will 
und  macht,  ganz  abgesehen  von  den  Gewinnen  am  Boden  und  an  den  Bau- 
materialien. Eine  wenigstens  theil weise  auf  öffentlich-rechtlicher 
Grundlage  ruhende  Erstellung  kleiner  Wohnungen  würde  vermuthlich 
in  der  Lage  sein,  in  diesen  Beziehungen  wesentlich  zu  sparen. 

Endlich  ist  die  spekulative  Wohnungsproduktion,  wenigstens  in  den 
Grossstädten  Deutschlands,  vielfach  in  das  Fahrwasser  der  technischen 
und  wirtschaftlichen  Unsolidität  gerathen,  und  das  führt  nicht  nur  zu 
Verlusten  der  Bauhandwerker,  sondern  auch  zu  technisch  schlechter 
Herstellung  der  Häuser. 

Zu  diesen  in  der  Hauptsache  bei  der  eigentlichen  Produktion  der 
kleinen  Wohnungen  festzustellenden  Mängeln  gesellen  sich  weitere  für 
die  Benutzer  kleiner  Wohnungen  nachtheilige  Ausflüsse  des  privatkapi- 
talistischen Systems  der  Wohnungserstellung,  wenn  die  Häuser  nach 
der  Erbauung  erst  einmal  in  die  Hände  ihrer  eigentlichen  späteren  Be- 
sitzer übergegangen  sind.  Die  Vertheuerung  der  Mietwohnungen  durch 
den  Eeinverdienst  der  Hausbesitzer  ist  schon  oben  erwähnt.  Hier  sei 
aber  doch  noch  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  durch  den  privaten 
Hausbesitz  und  seine  weitgehende  Ausnutzung  fast  die  ganze,  nach  der 
Bebauung  noch  eintretende  Steigerung  des  Bodenwerthes  in  relativ 
wenige  private  Taschen  gleitet  in  Form  von  Miethsteigerungen  und  Ge- 
winnen bei  Hausverkäufen.  Weiter  sind  zu  nennen  die  ganze  Unsicher- 
heit des  gegenwärtigen  Miethverhältnisses,  die  Vermietung  an  sich 
schlechter,  ungesunder  Wohnungen  und  die  Aufnöthigung  harter,  ein- 
seitig das  Interesse  der  Vermiether  wahrnehmender  Mietverträge. 

Die  Erfahrung  von  Jahrzehnten  ebenso  wie  die  theoretische  Er- 
wägung lehren  nun,  dass  diese  zahlreichen  und  bedeutenden  Missstände 
des  privatkapitalistischen  Systems  auf  dem  Gebiete  der  Erstellung  kleiner 
Wohnungen  durch  die  sich  selbst  überlassenen  Kräfte  dieses  Systems 


316 


nicht  genügend  gebessert  werden  können;  ja  dass  auch  die  gemein- 
nützigen Anstrengungen  Einzelner  und  freiwilliger  Vereinigungen  zwar 
etwas,  aber  längst  nicht  genug  vermögen.  Es  bedarf  vielmehr,  um  eine 
wirklich  bedeutsame  Besserung  zu  erzielen,  umfassender  und  tiefgreifender 
Einwirkungen  der  öffentlichen  Körperschaften.  Es  kann  sich  aber 
dabei  durchaus  nicht  um  Schaffung  eines  Monopols  für  diese  öffentlichen 
Körperschaften  handeln.  Ganz  abgesehen  von  allen  anderen  Gegen- 
gründen sind  die  Bedürfnisse,  welche  befriedigt  werden  sollen,  stark  im 
Flusse  befindlich  und  verändern  sich  der  Menge,  der  Art,  dem  Orte  nach 
u.  s.  w.  von  Monat  zu  Monat.  Da  würde  die  schwerfällige  Maschinerie 
eines  monopolistischen  Staats-,  oder  Gemeindebetriebes  schlecht  passen. 
Um  ein  direktes  Ersetzen  der  privatkapitalistischen  Erstellung  von 
kleinen  Wohnungen  kann  es  sich  —  z.  Z.  jedenfalls  —  überhaupt  nur 
für  einige  kleinere  Ausschnitte  handeln;  im  übrigen  wird  es  darauf  an- 
kommen, diese  privatkapitalistische  Erstellung  systematisch  und  um- 
fassend anzuregen,  zu  beeinflussen  und  zu  unterstützen,  kurz  mit  einem 
Worte  sie  durchgreifend  zu  reformiren,  damit  die  oben  erörterten  Mängel 
allmählich  ausgemerzt  werden.  Als  Maassregeln,  die  für  dieses  Ziel  ge- 
eignet sind,  kämen  vor  allem  folgende  in  Betracht: 

Zunächst  eine  Reform  der  Bauordnungen  und  Bebauungspläne,  durch 
welche  an  Stelle  der  Miethkaserne  das  kleine  Haus  für  eine  oder  zwei 
bis  vier,  höchstens  aber  sechs  Familien  zum  herrschenden  Typus  bei 
kleinen  Wohnungen  gemacht  wird,  mindestens  bei  solchen,  die  auf  der  ge- 
wöhnlichen privatkapitalistischen  Grundlage  errichtet  und  besessen  werden, 
während  man  bei  Baugenossenschaftshäusern  u.  dgl.  unter  Umständen 
Abweichungen  gestatten  kann.  Durch  diese  Reform  würde  die  Scheu 
des  Häuser  kaufenden  Publikums  vor  Häusern  mit  kleinen  Wohnungen 
wesentllich  verringert  und  dadurch  die  Absatzfähigkeit  dieser  Häuser 
sehr  gehoben  werden;  ausserdem  würde  vermuthlich  neben  der  spekula- 
tiven Bauthätigkeit  der  Bauunternehmer  ein  lebhafterer  Bestellungsbau 
solcher  Häuser  hervorgerufen  werden.  Durch  beides  kann  man  hoffen, 
die  Produktion  kleiner  Wohnungen  zu  vermehren  und  mittels  Zurück- 
drängung des  gewerbsmässigen  Hausbesitzes  die  Bedingungen,  zu 
welchen  diese  kleinen  Wohnungen  ihren  Benutzern  überlassen  werden, 
zu  mildern.  Ferner  wären  die  bisherige  privatkapitalistische  Wohnungs- 
produktion und  der  private  Hausbesitz  in  bescheidenem  Umfange  da 
und  dort  durch  eigene  Thätigkeit  des  Staates  und  der  Gemeinden  direkt 
zu  ersetzen.  Kommunale  Logirhäuser  zum  Ersatz  des  Schlafstellen- 
wesens, Staats-  oder  Gemeindewohnungen  für  die  Angestellten  dieser 
Körperschaften  (welchen  Wohnungen  man  freilich  mit  sehr  gemischten 
Gefühlen  gegenüberstehen  kann),  direkter  Bau  von  Staat  oder  Gemeinde 
für  die  Wohnungsbedürftigen  überhaupt  —  in  beschränktem  Umfange 
und  nur  da,  wo  kein  anderer  Weg  gangbar  erscheint,  —  das  sind  die 
Dinge,  die  hier  etwa  in  Frage  kommen.  Weiter  kommt  in  Betracht  die 
energische  Unterstützung  derjenigen  praktischen  Organisationen  durch 
Staat,  Gemeinde  u.  s.  w. ,  welche  sich  die  Darbietung  kleiner  Woh- 
nungen nicht  auf  privatkapitalistischer,  sondern  auf  gemeinnütziger 
Grundlage  oder  derjenigen  der  Selbsthilfe  zum  Ziele  gesetzt  haben,  also 
im  wesentlichen  der  Baugenossenschaften  und  gemeinnützigen  Baugesell- 
schaften. 

Aber  mit  allen  diesen  Reformen  wäre  doch  die  Hauptmasse  der  Miss- 
stände noch  nicht  aus  der  Welt  geschafft.  Dazu  ist  erst  Aussicht, 
wenn  es  gelingt,  dem  grossen  Strome  der  privatkapitalistischen  Erstel- 
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lung  kleiner  Wohnungen  nicht  nur  dieses  oder  jenes  einzelne  Stück  ab- 
zugewinnen, sondern  diesen  Strom  selber  für  die  Reform  dienstbar  zu 
machen  und  soweit  umzuwandeln  und  zu  verstärken,  dass  er  selber  eine 
reformatorische  Kraft  wird.  Wir  können  die  privatkapitalistische 
Wohnungserstellung  in  absehbarer  Zeit  nur  zum  kleinen  Theil  ersetzen, 
daher  müssen  wir  unser  Hauptaugenmerk  darauf  richten,  sie  zu  refor- 
miren.  Dazu  erscheint  aber  weniger  der  Erlass  zahlreicher  behörd- 
licher Vorschriften  u.  dgl.  von  Nöthen,  als  eine  direkte  starke  Antheil- 
nahme  öffentlicher  Stellen  an  den  privatkapitalistischen  Unternehmungen 
zur  Erstellung  kleiner  Wohnungen  und  auf  diesem  Wege  ein  Hinein- 
tragen gemeinnütziger  und  sozialpolitischer  Gesichtspunkte  in  die  privat- 
kapitalistische Thätigkeit.  Um  das  zu  erreichen,  wären,  etwa  je  für 
den  Umfang  einer  Provinz ,  solche  öffentlichen  Stellen  zu  schaffen, 
die,  ohne  gerade  selbst  viel  zu  bauen,  in  der  Lage  wären  an  der  Bau- 
thätigkeit  ihres  Bezirks  umfassenden  Antheil  zu  nehmen,  sie  stark  zu 
beeinflussen  und  zweckmässig  zu  ergänzen  sowie  auch  auf  die  einmal 
derart  geschaffenen  Wohnungen  dauernd  einen  gewissen  Einfluss  aus- 
zuüben. Es  käme  in  Betracht,  die  Landesversicherungsanstalten  der 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung,  die  ja  schon  jetzt  eine  lebhafte 
Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  entfalten,  für  diese  Zwecke  auszubilden. 
Aber  besser  erscheint  doch  beinahe  noch  der  Gedanke  der  Gründung 
besonderer  öffentlicher  „Wohnungsbanken",  wie  sie  von  verschiedenen 
Seiten  schon  seit  längerer  Zeit  verlangt  werden.  Xeuerdings  hat  Landes- 
rath Brandts,  der  sich  schon  früher  um  diesen  Gedanken  sehr  ver- 
dient gemacht  hat,  ihn  in  werthvoller  Weise  ausgebaut  (Soziale  Praxis 
XI.  Jahrg.  Nr.  6;  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  98.  S.  68 
bis  77).  Unter  starker,  aber  selbständig  aus-  und  fortbildender  Benut- 
zung der  bezüglichen  Ausführungen  sei  hier  auf  diese  Wohnungsbanken 
noch  etwas  näher  eingegangen. 

Die  Banken  wären  auf  Grund  gesetzlichen  Zwanges  etwa  als  staat- 
lich ausgestattete  Provinzialanstalten  zu  gründen  und  müssten  das  Recht 
erhalten,  Pfandbriefe  unter  Garantie  der  Provinz  oder  auch  des  Staates 
auszugeben.  Auch  müssten  die  Sparkassen,  Landesversicherungsanstalten 
u.  s.  w.  gehalten  sein,  einen  Theil  ihrer  Gelder  in  diesen  Pfandbriefen 
anzulegen.  Auf  diese  Weise  würden  die  Banken  in  der  Lage  sein,  dem 
Kleinwohnungsbau  relativ  billiges  und  in  Bezug  auf  seine  Verfügbarkeit  und 
Erhältlichkeit  von  den  Schwankungen  des  Geldmarktes  weniger  als  jetzt 
abhängiges  Bau-  und  Hypothekeilgeld  zu  gewähren.  So  würden  sie  bald 
die  Centralgeldquellen  ihrer  Bezirke  für  den  Kleinwohnungsbau  werden. 
Auch  sonst  würden  sie  vermuthlich  in  der  Lage  sein,  den  mit  ihnen 
Arbeitenden  grosse  Vortheile  zu  gewähren :  nicht  nur  sachgemässen  Rath, 
sondern  mit  der  Zeit  wohl  auch,  sei  es  direkt,  sei  es  indirekt,  relativ 
billiges  Bauland,  Erwirkung  besonderen  Entgegenkommens  bei  den  Be- 
hörden u.  dergl.  mehr.  Nimmt  man  dazu  weiter,  dass  die  Banken,  richtig 
eingerichtet,  wohl  auch  fähig  sein  würden,  aus  frischer  eigener  Initiative 
Unternehmungen  ins  Leben  zu  rufen,  wenn  auch  nicht  gerade  auf  eigene 
Rechnung  und  Gefahr,  so  dürfte  man  für  sie  wohl  bald  eine  beherrschende 
Stellung  in  der  ganzen  Thätigkeit  der  Erstellung  kleiner  Wohnungen 
erwarten.  Sie  würden  Geschäfte  mit  jedem  soliden  Bauunternehmer 
machen;  sie  würden  jedem,  und  nicht  nur  Behörden,  Baugenossenschaften 
u.  dergl.,  ihre  grossen  Vorth  eile  gewähren,  aber  sie  würden  dafür  ihre 
Bedingungen  im  Interesse  der  Gesundung  des  Bau-  und  Wohnungswesens 
stellen.    Sie  würden  nur  mit  soliden  Unternehmern  in  Verkehr  treten 
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und  die  unsoliden  ausscheiden,  sie  würden  bezüglich  der  Art  und  Aus- 
gestaltung der  Wohnungen  und  Häuser  Bedingungen  stellen,  sie  würden 
die  Miethpreise  in  geeigneten  Fällen  nach  oben  begrenzen  u.  s.  w.  Vor 
allem  aber  würden  sie  den  am  Eingang  dieses  Aufsatzes  näher  darge- 
legten Missständen  des  jetzigen  privatkapitalistischen  Betriebes  der  Er- 
stellung kleiner  Wohnungen  entgegenwirken.  Sie  würden  für  die  kleinen 
Orte,  wo  es  jetzt  an  den  nöthigen  Bauunternehmern  fehlt,  Unternehmer 
herbeiziehen  und  Mittel  bereitstellen;  sie  würden,  wie  schon  oben  be- 
merkt, eine  grössere  Stetigkeit  des  Baugeld-  und  Hypothekenmarktes 
für  kleine  Wohnungen  herbeiführen;  sie  würden,  wie  gleichfalls  schon  oben 
bemerkt,  vermuthlich  Bau-  und  Hypothekengelder  etwas  billiger,  als  sie 
sonst  erhältlich  sind,  geben  und  überdies  den  Betrag,  den  jetzt  die  privaten 
Baugeld-,  und  Hypothekengeber  verdienen,  grossentheils  ersparen  und 
der  grossen  Masse  der  Wohnbevölkerung  zugute  kommen  lassen  können. 
Denn  selbstverständlich  wäre  bei  ihnen  nur  auf  Deckung  der  Selbst- 
kosten zu  sehen  und  jede  Gewinnabsicht  ausgeschlossen.  Kurz,  sie  würden 
einen  tiefgreifenden  und  weitumfassenden  Einfluss  in  gemeinnützigem 
und  sozialpolitischem  Interesse  nicht  nur  auf  die  gesammte  Produktion, 
sondern  auch  auf  das  dauernde  Haben  und  Halten  der  kleinen  Woh- 
nungen, ja  auf  die  ganzen  Wohnungsverhältnisse  überhaupt  auszuüben 
imstande  sein.  Die  Produktion  und  der  Besitz  der  neuproduzirten  kleinen 
Wohnungen  würden  unter  ihrem  Einflüsse  wohl  grossentheils  den  Cha- 
rakter einer  Unternehmung  oder  einer  Anlage  gewinnen,  wo  sich  mit 
privatkapitalistischen  Gewinnabsichten  auch  stark  sozialpolitische  Rück- 
sichten verbinden  und  wo  die  Verfügungsmacht  des  Unternehmers  und 
später  des  Besitzers  stark  beschränkt  ist  durch  die  Mitbefugnisse  grosser 
sozialpolitischer  Organisationen. 

Endlich  muss  noch  eins  besonders  hervorgehoben  werden.  Es  ist  dringend 
wimschenswerth,  dass  wir  in  der  Wohnungsreform  mehr  und  mehr  zu 
einer  grossen  Dezentralisation  der  Bevölkerung  kommen,  und  weiter,  dass 
wir  über  der  Wohnungsreform  für  die  städtisch-gewerbliche  Bevölkerung 
diejenige  für  die  landwirth schaftliche  nicht  vernachlässigen.  Für  beide 
Zwecke  würden  aber  solche  Wohnungsbanken  sehr  nützliche,  ja  wohl 
geradezu  nothwendige  Organe  sein. 

Indess  mit  allem  dem  wären  die  Maassregeln  der  öffentlichen  Körper- 
schaften noch  keineswegs  erschöpft.  Mindestens  eine  sehr  wichtige 
müsste  noch  hinzutreten:  die  Gewährung  eines  letzten,  etwa  von  70—85 
oder  90  %  des  Gesammtwerthes  reichenden  Hypothekentkeils  in  Fällen, 
wo  ohne  solche  Gewährung  ein  für  nothwendig  und  an  sich  für  durch- 
führbar erkanntes  Unternehmen  scheitern  würde.  Die  Gewährung  dieses 
letzten  Hypothekentheils  kann  nur  unter  Vermittelung,  aber  nicht  auf 
eigene  Rechnung  und  Gefahr  der  Wohnungsbanken  geschehen,  da  diese 
auf  unbedingte  Sicherheit  ihrer  Pfandbriefe  halten  müssten.  Es  liegt 
hier  eine  besondere  Aufgabe  der  öffentlichen  Körperschaften,  eventuell 
auch  der  Gemeinnützigkeit  vor,  eine  Aufgabe,  der  sich  vielleicht  ins- 
besondere das  Reich  annimmt,  nachdem  es  neuerdings  einen  Anfang 
dazu  gemacht  hat  durch  Gewährung  namentlich  der  letzten  und  hoch 
auslaufenden  Hypotheken  an  Baugenossenschaften,  die  das  Wohnungs- 
bedürfniss  der  Arbeiter  und  gering  bezahlten  Beamten  des  Reichs  be- 
friedigen. 

Diese  Aufgaben  und  ähnliche  weitere,  die  wir  hier  nicht  mehr  er- 
wähnen konnten,  würden  also  auf  diesem  Gebiete  den  öffentlichen  Körper- 
schaften zufallen.    Aber  wer  sind  diese  öffentlichen  Körperschaften?  Es 
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sind  in  der  Hauptsache  der  Staat,  die  Gemeinden  und  die  weitern  Kom- 
munalverbände.  Sie  haben  diesen  ganzen  Kreis  von  Aufgaben  durch 
planmässig  zusammengefügte  Arbeit  zu  erledigen.  Dabei  ist  es  Sache 
des  Staates,  einen  systematischen  Plan  zu  entwerfen,  die  Rollen  zu  seiner 
Durchführung  zu  vertheilen  und  dergestalt  die  Bürgschaft  dafür  zu 
übernehmen,  dass  erstens  überall,  wo  es  Noth  thut,  eingegriffen  wird 
und  zweitens  nicht  nur  mit  diesem  oder  jenem  einzelnen  Mittel,  sondern 
mit  allen  für  nothw endig  erkannten. 

Dabei  erhebt  sich  nun  in  Deutschland  weiter  die  Frage ,  ob  der 
Staat,  von  dem  hier  die  Rede  ist,  das  Reich  oder  die  Einzelstaaten  sein 
sollen.  Uns  scheint,  dass  es  sich  hier  und  bei  der  Wohnungsreform 
überhaupt  um  kein  Entweder  —  Oder,  sondern  um  ein  Sowohl  —  Als 
auch  handelt.  Die  Einzelstaaten  haben  grosse  und  umfassende  Aufgaben 
auf  diesem  Gebiete,  aber  auch  das  Reich  hat  solche,  und  zwar  fällt  ihm, 
wie  uns  scheint,  die  eigentliche  oberste  Leitung  und  Initiative  dabei  zu. 
Da  dieser  Standpunkt  noch  vielfach  bestritten  wird,  so  sei  es  gestattet, 
hierauf  zum  Schluss  noch  etwas  näher  einzugehen. 

Zunächst  ist  die  Aufgabe  der  staatlichen  Förderung  der  Erstellung 
kleiner  Wohnungen  so  gross,  dass  die  Mithilfe  des  Reiches  dringend  ge- 
wünscht werden  muss.  Die  Ernte  ist  gross,  der  Schnitter  aber  sind 
wenige!  Dann  aber  würde  die  eben  bezeichnete  Aufgabe,  wenn  man  sie 
gründlich  anfasst,  sich  bald  sehr  erweitern  und  in  weite  andere  Theile 
der  Wohnungsreform  hinüberführen.  Die  Wohnungsbanken  würden  zu 
einer  erfolgreichen  Thätigkeit  der  Unterstützung  durch  eine  kraftvolle 
soziale  Bodenpolitik  bedürfen,  der  Einfluss  dieser  Banken  auf  die  Mieth- 
bedingungen  würde  eine  Neuregulirung  des  Miethrechtes,  des  Mieth- 
prozesses  und  der  Zwangsvollstreckung  immer  dringender  machen,  Re- 
formen im  Hypothekenrecht  und  in  dem  Rechtsinstitut  des  Erbbaurechts 
würden  sich  aufdrängen,  die  grosse  Frage  der  Dezentralisation  würde  in 
Angriff  genommen  werden  müssen  u.  dgl.  m.  Zur  Erledigung  dieser 
Aufgaben  wäre  aber  die  Reichshilfe  unerlässlich ,  theils  weil  für  die  be- 
treffenden Reformen  (z.  B.  im  Miethrecht,  Hypothekenrecht)  ausschliess- 
lich das  Reich  zuständig  ist,  theils  weil  es  sich  um  Aenderungen  handelt 
(z.  B.  bei  einer  grossen  Dezentralisation)  von  so  grossen  Schwierigkeiten, 
von  so  einschneidender  Bedeutung  und  Wirkung,  dass  das  Reich  dabei 
nicht  wohl  übergangen  werden  kann.  Dazu  kommt,  dass  wohl  so  ziem- 
lich für  jedes  Stück  wirklich  durchgreifender  Wohnungsreform  und  so 
auch  für  die  staatliche  Förderung  der  Erstellung  kleiner  Wohnungen  die 
parlamentarischen  Aussichten  im  Reiche  sehr  viel  besser  sind  als  in 
einer  Reihe  einzelstaatlicher  Parlamente,  insbesondere  im  preussischen 
Landtage.  Ferner  vermag  kraft  seiner  Souveränetät  nur  das  Reich  da- 
für zu  sorgen,  dass  auch  wirklich  in  allen  Bundesstaaten  das  Nöthige 
geschieht,  und  zwar  nicht  nur  dieses  oder  jenes  Einzelne,  sondern  alles 
in  der  Erstellung  kleiner  Wohnungen  wie  in  der  Wohnungsreform  über- 
haupt Nöthige.  Endlich  wird  sich,  so  wie  die  Dinge  in  Deutschland 
z.  Z.  einmal  liegen,  auch  nur  an  ein  Vorgehen  im  Reiche  eine  einheit- 
liche grosse  Volksbewegung  für  Wohnungsreform  anschliessen  können, 
wie  sie  zur  Ueberwindung  der  zahlreichen  und  mächtigen  Widerstände 
dringend  erforderlich  ist. 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  das  Reich  berufen,  bei  der  staatlichen 
Förderung  der  Erstellung  kleiner  Wohnungen  und  in  der  Wohnungs- 
reform überhaupt  die  führende  Rolle  zu  spielen.  Damit  soll  aber  wieder 
dem  Reiche  eine  Unsumme  ausführender  eigener  Thätigkeit,  zu  der  es 
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nicht  fähig  ist,  aufgeladen,  noch  den  Einzelstaaten  ihr  berechtigtes 
Thätigkeitsfeld  genommen  werden.  Das  Reich  soll  vielmehr  nur  auf 
einzelnen  Feldern,  wo  es  der  inneren  Natur  der  Sache  oder  seiner  jetzigen 
Zuständigkeit  nach  als  dazu  berechtigt  erscheint,  im  einzelnen  selber 
ausführen,  im  übrigen  soll  es  nur  die  Sache  im  allgemeinen  in  Gang 
setzen  und  die  oberste  Führung  übernehmen.  Das  aber  soll  es  auch 
wirklich  thun.  Es  soll  ein  grosses  Programm  der  Wohnungsreform 
überhaupt  entwerfen,  in  das  alle  einzelnen  nothwendigen  Maassregeln 
und  damit  auch  die  öffentliche  Förderung  der  Erstellung  kleiner  Woh- 
nungen systematisch  eingeordnet  sind,  und  es  soll  für  die  energische 
Durchführung  dieses  Programms  durch  seine  eigene  Thätigkeit,  durch 
die  Einzelstaaten,  die  Gemeinden,  die  Selbsthülfe  u.  s.  w.  Sorge  tragen. 
Dann  wird  endlich  das  unwürdige  Herumschieben  der  grossen  Aufgabe 
vom  Reich  auf  die  Einzelstaaten,  von  diesen  auf  die  Gemeinden,  von  da 
wieder  auf  die  Selbsthülfe  und  von  dieser  wieder  zurück  aufhören,  und 
ein  grosses  Stück  segensreicher  Sozialpolitik  wird  zur  endlichen  Lösung 
kommen. 

Das  ist  insbesondere  der  Standpunkt  des  1898  entstandenen  „Vereins 
Reichs-Wohnungsgesetz",  der  sich  die  Propaganda  für  eine  Wohnungs- 
reform grossen  Stiles  unter  Führung  des  Reiches  zur  besonderen  Auf- 
gabe gesetzt  hat.  Er  betrachtet  die  Wohnungsreform  als  ein  einheit- 
liches grosses  Ganzes,  dessen  einzelne  Stücke  nicht  ohne  Schaden  von 
einander  getrennt  werden  können  und  zu  dessen  Durchführung  die  ver- 
schiedensten Faktoren  und  die  verschiedensten  Maassregeln  nach  einem 
einheitlichen  Plane  unter  Führung  und  Vorantritt  des  Reichs  zusammen- 
zuwirken haben.  Der  Verein  hat  sich  zunächst  bemüht,  diesen  Gedanken 
einer  so  gestalteten  grossen  Reichs- Wohnungsreform  in  seiner  Gesammt- 
heit  wie  in  seinen  einzelnen  Theilen  wissenschaftlich  durchzuarbeiten  und 
zu  begründen,  und  er  giebt  zu  diesem  Zwecke  in  zehn  Heften  das 
Sammelwerk:  „Die  Wohnungsfrage  und  das  Reich"  heraus.  Nach  dessen 
Abschluss,  der  für  Ende  1902  erwartet  werden  darf,  wird  der  Verein 
die  auch  bisher  schon  betriebene  Agitation  für  seine  Ziele  voraussichtlich  in 
sehr  viel  grösserem  Maassstabe  als  bisher  aufnehmen,  und  er  hofft  sie  bis  zu 
einem  siegreichen  Ende  durchführen  zu  können.  Und  indem  er  dergestalt 
fortgesetzt  sowohl  wissenschaftlich  wie  auch  propagandistisch  arbeitet 
und  in  immer  mehr  Orten  Anhang  und  schliesslich  auch  lokalen  Einfluss 
erlangt,  hofft  er  weiter,  sich  selbst  immer  mehr  zu  einem  Sammelpunkte 
der  Freunde  der  Wohnungsreform  in  ganz  Deutschland  zu  entwickeln  t 

So  auf  verschiedenen  Wegen  vorwärtsstrebend,  glaubt  er  endlich 
nicht  unwesentlich  beizutragen  zur  Lösung  der  grossen  Aufgabe  der 
Besserung  der  Wohnungszustände,  die  alle  Freunde  des  Volkswohls  eint 
und  deren  Behandlung  auch  der  VI.  Internationale  Wohnungskongress 
gewidmet  ist! 


III.  Das  Verhältniss  der  gemeinnützigen  Bau- 
thätigkeit  zur  gewerblichen  Wolmungs- 
produktion. 

Von  Dr.  Wiedfeldt,  Leiter  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Essen  a.  R. 

Im  Gegensatz  zu  der  modernen,  durchgehends  auf  möglichst  hohen 
Gewinn  abzielenden  Gütererzeugung  wird  bei  der  Wohnungsproduktion 
seit  Jahren  gemeinnützige  Thätigkeit  mit  oder  ohne  öffentliche  Begünsti- 
gung gefordert  und  in  einigem  Umfange  auch  schon  geleistet.  Zur  Er- 
klärung dieser  auffallenden  Erscheinung  reichen  Hinweise  auf  die  nur 
zum  kleinen  Theil  zutreffende  Analogie  gelegentlicher  Nothstandsaktionen 
nicht  aus,  sondern  wir  müssen  auf  die  wirksamen  Ursachen  zurückgehen, 
wobei  wir  uns  zweckmässig  auf  die  deutschen  Verhältnisse  und  die  Er- 
stellung von  Kleinwohnungen  beschränken. 

Die  natürliche  Art  der  Wohnungsbeschafifung  für  den  eigenen  Bedarf, 
die  auf  dem  Lande  und  in  kleinen  Städten  noch  heute  die  Regel  bildet, 
wird  in  den  mittleren  und  grösseren  Städten,  wie  in  den  Industrie- 
dörfern immer  mehr  zur  Ausnahme.  Die  Ursachen  liegen  einerseits  in 
dem  schnellen  Anwachsen  dieser  Ortschaften,  in  der  Herausbildung  eines 
besonderen  Hausbesitzerstandes,  in  dem  Entstehen  der  Miethkasernen 
und  der  Steigerung  des  Bodenpreises,  wobei  auch  ortsstatutarische  Be- 
stimmungen oder  finanzielle  Rücksichten  der  Kommunen  mitgewirkt  haben. 
Andererseits  sind  sie  darin  zu  suchen,  dass  der  Hauserwerb  für  die  sehr 
beweglich  gewordenen  Kleinwohnungskonsumenten  oft  wirthschaftlich 
unmöglich  und  sozial  nicht  erstrebenswerth  ist  und  dass  diese  Woh- 
nungssucher den  häufig  gerechtfertigten,  mitunter  aber  auch  wirthschaft- 
lich nicht  gerechtfertigten  Wunsch  hegen,  ihrer  Arbeitsstätte  oder  dem 
Zentrum  der  Stadt  möglichst  nahe  zu  wohnen,  was  eben  in  grösserem 
Umfange  nur  durch  Miethkasernen  zu  verwirklichen  ist.  Das  Er- 
gebniss  dieser  Ursachen,  welches  von  jeder  neuen  Wohnungsstatistik 
in  dem  verhältnissmässigen  Rückgange  der  Eigenthümerwohnungen  aufs 
neue  wiedergespiegelt  wird,  besteht  in  der  angegebenen  Entwickelung, 
wonach  der  Kleinwohnungsbau  für  den  eigenen  Bedarf  ständig  an  Be- 
deutung zurückgeht,  während  sich  die  gewerbsmässige  Produktion  von 
Miethwohnungen  immer  breiter  ausgedehnt  hat  und  immer  mehr  die  üb- 
liche Art  der  Kleinwohnungsherstellung  wird. 

Die  gewerbsmässigen,  nach  Rentabilitätsrücksichten  verfahrenden 
Wohnungsfabrikanten  haben  der  schnell  steigenden  und  schwankenden 

VI.  Internationaler  Wormungskongress.  21 
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Wohnungsnachfrage  in  den  wachsenden  Städten  hinsichtlich  der  Quanti- 
tät der  Wohnungen  mit  manchen  Ausnahmen  entsprochen.  Rücksichtlich 
der  Wohnungsqualität,  wozu  auch  der  Miethpreis  gehört,  sind  dagegen 
seit  einem  Menschenalter  mit  kurzen  Unterbrechungen  ständig  Aus- 
stellungen erhoben  und  Abhülfsmaassregeln  vorgeschlagen  worden.  Unter 
diesen  Mitteln  wurde  schon  zur  Zeit,  als  man  vom  freien  Spiel  der 
wirthschaftlichen  Kräfte  auch  in  der  Wohnungsfrage  alles  Heil  erwartete 
und  jeden  regulirenden  Eingriff  grundsätzlich  abwies,  die  gemeinnützige 
Bauthätigkeit  gefordert;  ja  die  Baugenossenschaften  stellten  in  Ueber- 
schätzung  ihrer  Leistungsfähigkeit,  unter  Abweisung  der  gemeinnützigen 
Baugesellschaften,  sogar  eine  Lösung  der  Arbeiterwohnungsfrage  auf 
diesem  Wege  in  Aussicht.*)  Die  nachfolgende  Tabelle  zeigt,  dass  zu 
jener  Zeit  allein  die  gemeinnützigen  Ballgesellschaften  etwas  Ernstliches 
geleistet  haben,  während  von  allen  jenen  in  die  harte  Form  der  unbe- 
schränkten Solidarhaft  gezwängten  Genossenschaften  nur  eine  auf  unsere 
Tage  gekommen  ist. 

Mit  dem  folgenden  Rückgange  der  Industrie  verlor  die  Wohnungs- 
frage ihre  Schärfe  und  die  Wohnungsreform  ihre  Dringlichkeit.  In  den 
nächsten  Jahren  haben  dann  die  Tief  bautechnik  und  die  Hygiene,  unter- 
stützt durch  die  zunehmende  Verbreitung  kommunaler  Wasserleitungen, 
Kanalisationen,  Gasbeleuchtungen  u.  a.  m.  die  Angelegenheit  von  anderen 
Seiten  aufgenommen,  neue  Forderungen  für  den  Städte-,  Häuser-  und 
Wohnungsbau  in  langjähriger  Arbeit  klargestellt  und  mit  der  Zeit  in 
den  Bauplänen,  Bauordnungen  u.  s.  w.  zur  Geltung  gebracht.  Ueber  den 
hierdurch  erzielten  wesentlichen  Fortschritten  darf  nicht  übersehen  wer- 
den, dass  mitunter,  z.  B.  bei  Strassendurchbrüchen  und  Niederlegung 
schlechter  Quartiere  oder  durch  überscharfe,  nicht  individualisirende 
Vorschriften  die  Zahl  der  Kleinwohnungen  vermindert  oder  deren  Bau 
eingeschränkt**)  worden  ist,  was  die  einschlägigen  Wohnungsverhältnisse 
in  mehrfacher  Hinsicht  ungünstig  beeinflusst  hat.  Die  gemeinnützige 
Bauthätigkeit  stand  während  dessen  zunächst  im  Hintergrunde  des 
Interesses;  sie  wurde  z.  B.  selbst  in  den  Untersuchungen  und  Ver- 
handlungen des  Vereins  für  Sozialpolitik  (1886)  nur  nebenher  erwähnt: 
von  den  384  im  Sommer  1901  von  Professor  Albrecht  gezählten 
Organisationen  für  gemeinnützigen  Wohnungsbau  entstammen  nur  drei 
aus  dem  Jahrzehnt  1875  bis  1884  und  nur  16  aus  dem  folgenden 
Jahrfünft. 

Im  letzten  Jahrzehnt  sind  dann  neben  den  gesundheitlichen  die  wirth- 
schaftlichen und  sozialen  Mängel  sowie  die  moralischen  Nachtheile  vieler 
Kleinwohnungen  immer  stärker  gerügt  worden,  zumal  sie  sich  mit  dem 
Aufschwung  und  der  Verbreitung  der  Industrie  theils  verschärften,  theils 
neu  einstellten.  Durch  zahlreiche  private  Arbeiten  und  durch  viele 
amtliche  Untersuchungen  hat  man  die  Dinge  klarzustellen  gesucht  und 
der  Erkenntniss  von  der  Notwendigkeit  weitsichtiger,  straffer  und  syste- 
matischer Wohnungspolitik  in  weiten  Kreisen  zur  Anerkennung  verholtem 

*)  Beschluss  des  Stettiner  Genossen schaftstages  (1865)  „.  .  .  .  dem  Mangel 
an  guten,  gesunden  Arbeiterwohnungen  können  in  der  Regel  auf  dem  Prinzipe 
der  Selbsthülfe  beruhende  Baugenossenschaften  abhelfen, 

**)  Diese  Einschränkung  kommt  in  den  statistischen  Tabellen  nicht  scharf 
genug  zum  Ausdruck,  weil  ursprüngliche  Grosswohnungen  nicht  selten  nach- 
träglich in  mehrere  Kleinwohnungen  zerlegt  werden,  die  aber  von  der  Statistik 
nicht  als  parzellirte  Grosswohnungen,  sondern  als  vorhandene  Kleinwohnungen 
gezählt  werden. 
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Mannigfache  Reformmaassnahmen  sind  von  verschiedenen  Gesichtspunkten 
aus  gefordert  und  kleinstentheils  ins  Werk  gesetzt  worden.  In  allen 
Reformprogrammen  bildet  jetzt  aber  kein  unwichtiges  Stück  die  gemein- 
nützige Bauthätigkeit,  die  sich,  infolge  mannigfacher  unmittelbarer  wie 
mittelbarer  Förderung,  wie  die  Tabelle  zeigt,  besonders  im  letzten  Jahr- 
fünft stark  entwickelt  hat. 

An  Organisationen  für  gemeinnützigen  Wohnungsbau  waren  im 
Sommer  1901  vorhanden: 


errichtet 
in  den  Jahren 

belegen  in 

darunter 

zusammen 

Ost- 
Deutsch- 
land 

Mittel- 
Deutsch- 
land 

West- 
Deutsch- 
land 

Süd- 
Deutsch- 
land 

Stif- 
tungen 

gemein- 
nützige 
Gesellsch. 

Bau- 
genossen- 
schaften 

vor  1875    .    .  . 
1875  bis  1884  . 
1885  bis  1889  . 
1890  bis  1894  . 
1895  bis  1900  . 
ohne  Angabe  .  . 

1 
4 

18 
7 

3 
2 
7 
22 
40 
19 

14  8 

1  |  - 

9  1  - 
43  1  6 
116  27 
29  1  8 

3 
1 

3 
5 
2 
2 

22 
1 
10 
15 
20 
11 

1 
1 
3 

55 
179 

50 

26 
3 
16 
75 
201 
63 

^  Stiftungen .  . 
3  gemeinnützige 
§     Gesellsch.  . 
'3  Baugenossen- 
n°     Schäften .  . 

1 

1 
28 

4 
16 
73 

10 
51 
151 

1 
11 

37 

16 

79 

289 

zusammen .    .  . 

30 

93 

212 

49 

_ 

384 

Danach  sind  genau  drei  Viertel  dieser  Organisationen  im  letzten 
Jahrzehnt  entstanden.  Während  man  früher  (um  1870  f.  J.)  durch  die 
gemeinnützige  Bauthätigkeit  nur  den  betheiligten  Kleinwohnungskonsu- 
menten  zu  guten  Wohnungen  verhelfen  wollte,  ist  in  der  letzten  Periode 
je  länger  je  mehr  neben  diese  unmittelbare  Wirkung  noch  die  mittel- 
bare Beeinflussung  der  gewerbsmässigen  Bauthätigkeit  und  des  Woh- 
nungsmarktes als  weiteres  Ziel  aufgestellt  worden.  Besonders  ist  dies 
geschehen  im  Rheinischen  Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungs- 
wesens, weil  man  im  Rheinland  bei  der  dortigen  Verbreitung  und 
Leistungsfähigkeit  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  und  unter  der  prak- 
tischen Arbeit  die  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit  gegenüber  den  über- 
schwänglichen  theoretischen  Hoffnungen  von  1865  besonders  klar  erkennen 
musste. 

Blicken  wir  nun  auf  die  Eingangs  aufgeworfene  Frage  zurück,  so 
tritt  aus  dieser  flüchtigen  Skizze  hervor,  dass  für  den  seit  einem 
Menschenalter  in  steigendem  Maasse  geforderten  und  betriebenen  gemein- 
nützigen Wohnungsbau  dauernde,  bald  stärker  bald  schwächer  wirkende 
Ursachen  vorliegen  müssen  und  dass  gerade  in  den  Zeiten  grösster 
industrieller  Entfaltung  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit  am  meisten 
einer  Ergänzung  durch  gemeinnützigen  Bau  bedurft  und  diese  gefunden 
hat.  Geographisch  erhellt  derselbe  Zusammenhang  aus  folgender  Ueber- 
sicht:*) 


*)  Entnommen  aus  Prof.  Dr.  H.  Albrecht.  Bau  von  kleinen  Wohnungen 
durch  Arbeitgeber,  Stiftungen  u.  s.  w.  in  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
Band  96,  Seite  57. 

21* 
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An  Organisationen  für  gemeinnützigen  Wohnungsbau  bestanden: 
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13 

28 
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5 
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4 
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9 
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11 

11 
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1 

21 
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3 

18 

21 
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7 

7 

Hansastädte  . 

5 

6 

11 

Württemberg 

5 

9 

14 

Mecklenburg- 
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3 

3 
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1 

6 

7 
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5 

19 

24 
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8 

25 

33 
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3 

4 

7 
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7 

6 

13 
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8 

38 
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Mit  einigen,  aus  anderen  Ursachen  zu  erklärenden  Ausnahmen  (wie 
im  Königreich  Sachsen  und  Thüringen)  entspricht  danach  die  Stärke 
des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  in  einem  Landestheil  dem  Grade 
seiner  industriellen  Entwickelung  oder  dem  Wachsthum  seiner  Industrie- 
städte und  -Dörfer.  Da  die  Wohnung  im  Gegensatz  zu  den  meisten 
übrigen  Gütern  unlöslich  an  den  Standort  geknüpft  ist  und  daher  der 
örtliche  Bedarf  stets  durch  örtliche  Produktion  gedeckt  werden  muss, 
so  haben  die  städtischen  Grund-  und  Hausbesitzer  bekanntermaassen  bei 
der  Eigenart  der  baugewerblichen  Produktionsweise  eine  wirtschaft- 
lich starke,  monopolartige  Stellung;  sie  pflegen  demnach  mit  ihrem 
Wohnungsbau  der  schnell  wechselnden  und  daher  im  voraus  oft 
schwer  zu  veranschlagenden  Wohnungsnachfrage  im  allgemeinen  zögernd 
nachzufolgen  und  können  hinter  ihr,  wenn  sie  in  industriell  günstigen 
Jahren  stark  ansteigt,  nicht  unerheblich  zurückbleiben,  ohne  be- 
fürchten zu  müssen,  durch  auswärtige  Konkurrenz  beeinträchtigt  zu 
werden.  Die  von  der  Industrie  angezogenen  Menschenmengen,  welche 
bei  den  noch  nicht  genügend  ausgebildeten  Verkehrsmitteln  an  ihrem 
Arbeitsorte  Unterkunft  finden  müssen  und  sich  meistens  den  Haus- 
besitzern gegenüber  in  wirthschaftlich  schwächerer  Position  befinden, 
drängen  sich  nach  den  vorräthigen  Wohnungen  und  füllen  sie 
unter  Steigerung  der  Miethen  bis  zum  Uebermaass  an.  Dazu  bringt 
diese  zuziehende  Bevölkerung  vielfach  keine  gute  Wohnsitte  aus  ihrer 
Heimath  mit  und  weiss  den  Werth  einer  guten,  gesunden  Wohnung  nicht 
genug  zu  schätzen,  so  dass  häufig  auch  in  ausreichenden  Wohnungen 
infolge  falscher  Benutzung  oder  zu  starker  Aftervermiethung  schlechte 
Wohnverhältnisse  angetroffen  werden.  Auch  ist  es  für  unkundige  Leute, 
selbst  wenn  sie  nicht  allein  nach  dem  Miethpreis  sehen,  oft  nicht  leicht, 
die  gesammte  Situation  und  die  etwaigen  Uebelstände  einer  Wohnung 
beim  Miethen  sofort  zu  überblicken,  zumal  die  baupolizeilichen  Bestim- 
mungen über  Kellerwohnungen,  Geschosshöhe,  Speicherräume  u.  s.  w. 
nicht  entfernt  den  Schutz  gegen  schlechte  Wohnungen  gewähren,  wie 
er  z.  B.  durch  die  Schlachthäuser  und  den  Untersuchungszwang  gegen 
gesundheitsschädliches  Fleisch  geschaffen  ist.  Ueberhaupt  kommen  die 
Bedürfnisse  der  Kleinwohnungskonsumenten  nur  gebrochen  für  die  Woh- 
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nungsproduktion  zur  Geltung,  weil  Bauunternehmer  und  Hausbesitzer 
meist  nicht  dieselbe  Person  ist  und  ersterer  die  Häuser  nur  auf  schnellen 
günstigen  Verkauf  baut;  daher  erklärt  sich  theilweise  der  knappe 
Kleinwohnungsbau,  daher  die  nachträglichen  Wohnungsparzellirungen 
u.  a.  m.  Diese  und  einige  andere  Momente  bilden  die  Ursachen  für  das 
Entstehen  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues;  je  schärfer  eine  Be- 
völkerungsanziehung derartige  Verhältnisse  an  einem  Orte  gestattet, 
umsomehr  drängt  sich  den  Wohnungskonsumenten  und  den  sonst  hieran 
Interessirten  der  Gedanke  auf,  sich  brauchbare,  in  jeder  Hinsicht  gute, 
ihren  besonderen  Bedürfnissen  angepasste  Wohnungen  herzustellen,  für 
sich  selbst  wenigstens  von  den  Konjunkturen  des  Wohnungsmarktes 
unabhängig  zu  werden  und  dann  weiter  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit 
dadurch  zu  beeinflussen,  dass  die  unmögliche  auswärtige  Konkurrenz 
durch  eine  örtliche,  in  mancher  Hinsicht  überlegene  Konkurrenz  theilweise 
ersetzt  wird. 

Dementsprechend  geht  der  nächste  Zweck  der  gemeinnützigen  Bau- 
thätigkeit darauf,  den  Betheiligten  gute,  mit  dem  erforderlichen  Zubehör 
ausgestattete,  auf  die  besonderen  Bedürfnisse  zugeschnittene,  thunlichst 
billige,  nicht  steigerbare  und  nur  in  Ausnahmefällen  kündbare  Wohnungen 
zu  schaffen,  welche  durch  alle  diese  Eigenschaften  den  Eigen  thümerwoh- 
nungen  nahe  kommen.  Ein  weiteres  Ziel  ist  die  Einwirkung  auf  den 
Wohnungsmarkt.  Einerseits  wird  das  Wohnbedürfniss  der  Bewohner 
dieser  Häuser  gehoben  (abgeschlossene  Wohnung,  Speisekammer,  Wasch- 
küche, Veranda  u.  s.  w.)  und  durch  Wohnungskontrolle  auf  zweckmässige 
Benutzung  und  ordentliche  Pflege  der  Wohnung,  sowie  auf  Fernhaltung  von 
fremden  Einlogirern  hingewirkt,  wrobei  durch  Freunde  und  Verwandte 
das  Bedürfniss  nach  geräumigen,  gut  ausgestatteten  und  behaglichen 
Wohnungen  in  weitere  Kreise  hinausgetragen  wird.  Andererseits  wird 
der  Wohnungsmarkt  von  dem  Druck  der  Nachfrage  etwas  entlastet, 
und  die  Marktlage  so  für  den  verbleibenden  Theil  der  Wohnungssuchen- 
den Bevölkerung  etwas  günstiger  gestaltet.  Erwartet  man  hiervon  eine 
mittelbare  Wirkung  auf  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit,  so  strebt 
man  dieselbe  auch  noch  unmittelbar  zu  beeinflussen.  Indem  man  muster- 
hafte Grundrisse,  schöne  Fassaden  u.  s.  w.  für  die  Häuser  von  tüchtigen 
Baumeistern  entwerfen  lässt  oder  sich  durch  Konkurrenzausschreiben 
verschafft,  zeigt  man  erstens,  dass  die  Herstellung  zweckmässiger,  be- 
haglicher, billiger  Kleinwohnungen  keineswegs  eine  leichte,  von  jedem 
Mauermeister  zu  lösende  Aufgabe  ist,  wie  es  nach  den  heute  üblichen 
Dutzendbauten  nach  demselben  Schema  scheinen  könnte,  setzt  man 
zweitens  die  zur  wirklichen  Lösung  dieser  schwierigen  Aufgabe  nöthigen 
Mittel  und  hervorragenden  Kräfte  in  Bewegung,  die  nun  vielfach  unent- 
geltlich mitarbeiten,  sonst  aber  überhaupt  nicht  für  den  Kleinwohnungs- 
bau thätig  sein  würden  noch  könnten,  während  man  drittens  die  ge- 
werbsmässige Bauthätigkeit  durch  Ueberlassung  der  Musterbaupläne  so- 
wie durch  die  Konkurrenz  der  gemeinnützig  erbauten  Wohnungen  zu 
deren  Nachahmung  oder  zur  Herstellung  gleichwerthiger  Kleinwohnungen 
veranlasst.  Durch  das  weitsichtbare  Beispiel  der  gemeinnützig  er- 
bauten Kleinwohnungen,  bei  deren  Herstellung  nur  solide  Unternehmer 
beschäftigt  werden,  will  man  ferner  den  Bauunternehmern  und  den  Haus- 
besitzern den  Beweis  führen,  dass  der  Bau  und  die  Vermiethung  von 
Kleinwohnungen  auch  bei  vorzüglicher  Ausführung  und  bei  mässigen 
Miethen  ein  einträgliches  Geschäft  sein  kann;  so  trifft  beispielsweise  der 
vielgenannte  Nachtheil  des  häufigeren  Leerstehens  der  Kleinwohnungen 
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wesentlich  nur  die  minderwerthigen,*)  während  er  für  gute  Kleinwohnungen 
kaum  zu  befürchten  ist.  Die  sozialen,  hygienischen  und  moralischen 
Ziele  beim  gemeinnützigen  Wohnungsbau  gehören  nicht  hierher.  Wie 
die  berührten  und  manche  anderen  Ziele  im  einzelnen  zu  verfolgen  und 
zu  erreichen  sind,  ist  ebensowenig  wie  die  wichtige  Frage  nach  der 
Zweckmässigkeit  der  Subventionirung  Sache  meines  Referates.  Im  allge- 
meinen wird  eine  Kommune,  die  sich  infolge  quantitativ  oder  qualitativ 
unzureichender  Wohnungsverhältnisse  zur  Unterstützung  der  gemein- 
nützigen Bauthätigkeit  entschliesst,  schon  der  Rückwirkung  auf  die  lokale 
Bauthätigkeit  halber  ihre  Subventionirung  nach  Art  von  Mannheim  u.  s.w.  auf 
den  gesammten  örtlichen  Kleinwohnungsbau  ausdehnen  müssen;  ihr  er- 
wachsen dabei  noch  manche  Nebenvortheile  sozusagen  als  Gegenleistungen 
für  gewährte  Vergünstigungen :  wie  die  Möglichkeit,  bei  dem  gesteigerten 
Klein  Wohnungsbau  mit  energischer  Wohnungsinspektion  vorzugehen, 
schlechte  Quartiere  niederzulegen,  oder  die  Annehmlichkeit,  an  diesen 
Kleinwohnungshäusern  baupolizeiliche  Erleichterungen  vor  ihrer  allge- 
meinen Einführung  experimentell  auszuproben,  oder  die  Gelegenheit,  für 
dauernde  Aufrechterhaltung  des  Kleinwohnungstypus  in  diesen  Häusern 
zu  sorgen,  u.  ähnl.  m. 

Wie  aus  dieser  Aufzählung  einiger  Ziele  und  aus  der  obigen  histo- 
rischen Skizze  hervorgeht,  will  und  kann  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit 
nur  eine  Ergänzung  der  gewerbsmässigen  sein,  welch'  letztere  dadurch 
veranlasst  werden  soll,  ihre  Wohnungsproduktion  so  zu  gestalten,  dass 
wieder  normale  und  bessere  Kleinwohnungsverhältnisse  eintreten  und 
dann  der  gemeinnützige  Wohnungsbau  wieder  zurücktreten  kann.  Was 
so  als  Ziel  aufgestellt  ist,  geht  als  vorhandene  Thatsache  schärfer 
hervor,  wenn  man  den  Wohnungsbau  der  gemeinnützigen  Wohnungs- 
produktion der  gewerblichen  Bauthätigkeit  ihrem  Zahlenverhältniss  nach 
gegenüberstellt. 

Hinsichtlich  der  hierfür  nöthigen  Abgrenzung  des  gemeinnützigen 
Wohnungsbaues,  worüber  noch  keine  völlige  Uebereinstimmung  herrscht, 
scheidet  zunächst  die  Erbauung  von  Werkwohnungen  seitens  einzelner 
Unternehmer  aus.  Derartige  Wohnungen  sind  ein  Zubehör  des  Werkes  und 
bei  Anlage  oder  schneller  Vergrösserung  einer  Fabrik  an  Orten  mit 
fehlender  oder  unzureichender  Wohnungsproduktion  oft  eine  Betriebsvoraus- 
setzung; sie  entstammen  ebenso  häufig  aus  nüchternen  Geschäftserwä- 
gungen, wie  aus  humanen  Beweggründen,  und  können  ferner  ihrer  sozialen 
Bedenklichkeiten  wegen  nicht  zu  den  gemeinnützigen  Wohnungsbauten 
gerechnet  werden,  trotzdem  sie  von  der  Arbeiterschaft  oft  sehr  begehrt 
werden  und  vor  den  entsprechenden  privaten  Mietwohnungen  manche  Vor- 
züge haben.  Mit  den  von  Staat  und  Kommunen  errichteten  Beamten-  und 
Arbeiterhäusern  steht  es  insofern  anders,  als  hier  einestheils  vielfach  die 
Miethbedingungen,  z.  B.  rücksichtlich  der  Wohnungsräumung,  weniger 
rigoros  sind,  und  anderntheils  von  der  Volksvertretung  oder  Stadt- 
verordnetenversammlung eine  öffentliche  Kontrolle  ausgeübt  werden  kann, 
welche  die  einseitige  Herauskehrung  des  Unternehmerinteresses  ver- 
hindert. Zur  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  gehören  ferner  die  gemein- 
nützigen Aktienbaugesellschaften  und  ähnliche  Kapitalsgesellschaften, 
weiter  die  Baugenossenschaften  aller  Art,  die  mit  verschwindenden  Aus- 


*)  Siehe  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Mannheim,  herausgegeben  von 
Stadtbeirath  Dr.  Schott,  No.  9.  S.  6.  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Essen, 
bearbeitet  von  Dr.  Wiedfeldt  Heft  3.  S.  22. 
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nahmen  auf  die  gemeinnützige,  geistige  und  materielle  Unterstützung 
und  Förderung  seitens  Privater  und  Behörden  angewiesen  sind.  Zweifel- 
haft wird  die  Abmarkung  bei  den  Stiftungen  und  ähnlichen  Gebilden, 
wo  im  einzelnen  Falle  nach  dem  Grundsatz  „philanthropy  and  four  per 
cent"  der  Grenzstein  zwischen  der  auf  wirthschaftlichem  Boden  stehenden 
Gemeinnützigkeit  und  der  Wohlthätigkeit  zu  setzen  ist.  Von  allen 
diesen  Arten  haben  sich  im  letzten  Jahrzehnt  die  Baugenossenschaften 
nach  Zulassung  der  beschränkten  Haftpflicht,  durch  das  Eintreten  der 
Reichsversicherungsanstalten  als  Kreditgeber  und  unter  allgemeiner  Be- 
günstigung und  reichem  Wohlwollen  am  kräftigsten  entwickelt.  Nach 
Professor  Albrecht*)  bestanden  im  Sommer  1901  im  Deutschen  Reiche 

Gemeinnütz.  Aktiengesellsch.  47.  davon  hatten  39  bisher  9 101  Wohnungen  erbaut 

Gesellsch.  m.  beschrT  Haftung  14.     „       „         9     „  406 

Vereine  m.  Korporationsrecht.  18.     „       „       12  2494  „  „ 

Stiftungen  16,     „       „       12     „  1701 

Baugenossenschaften   .    .    .289,     „       „      156     „    10373  „  „ 

zusammen  384.  davon  hatten  228  bisher  24075  Wohnungen  erbaut 

Diese  Zahlen  zeigen  indessen  nur,  was  die  einzelnen  Arten  der 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  für  die  Betheiligten  bisher  geleistet  haben: 
über  die  Einwirkung  auf  die  Bauthätigkeit  und  den  Wohnungsmarkt 
sagen  sie  nichts  aus,  sondern  sie  müssen  hierfür  ergänzt  werden  durch 
eine  Vergleichung  mit  der  gewerbsmässigen  Bauthätigkeit,  welche  in 
demselben  Orte  während  derselben  Zeit  entfaltet  worden  ist.  Landesrath 
Brandts-Düsseldorf**)  schätzt,  dass  in  der  Rheinprovinz  während  der 
letzten  Jahre  durch  die  hier  sehr  eifrige  gemeinnützige  Bauthätigkeit 
13%  des  Wohnungsbedarfs  gedeckt  worden  sind:  für  Essen  berechnet 
sich  dieser  Satz  in  den  zwei  letzten  Jahren  auf  11  %.  Da  es  mir  trotz 
mancher  Bemühungen  nicht  gelungen  ist,  für  andere  Landestheile  und 
Städte  das  einschlägige  Material  zu  beschaffen,  so  habe  ich  aus  dem 
Geschäftsbericht  1890/1900  des  Rheinischen  Vereins  zur  Förderung  des 
Arbeiterwohnungswesens  unter  Zuhülfenahme  Albre cht' scher*)  Angaben 
und  der  Volkszählungsergebnisse  die  Tabelle  S.  8  errechnet.  Sie  beschränkt 
sich  demgemäss  auf  die  im  gemeinnützigen  Wohnungsbau  an  der  Spitze 
aller  deutschen  Landestheile  stehende  preussische  Rheinprovinz,  und 
zwar  auf  diejenigen  Ortschaften,  in  welchen  überhaupt  eine  nennens- 
werthe  gemeinnützige  Bauthätigkeit  entfaltet  worden  ist  und  für  welche 
die  erforderlichen  Vergleichszahlen  aufzutreiben  waren.  Leider  fehlen 
die  Angaben  über  die  von  Staat  oder  Kommune  erbauten  Wohnungen, 
weshalb  die  folgenden  Sätze  für  manche  Orte  etwas  zu  niedrig  sind. 
Die  Uebersicht  giebt  für  32,  nach  fünf  Grössenklassen  geschiedene  Städte 
an,  wieviel  Prozent  aller  seit  dem  Einsetzen  des  gemeinnützigen 
Wohnungsbaues  hier  überhaupt  entstandenen  Wohnungen  durch  diesen 
geschaffen  worden  sind:  so  sind  beispielsweise  in  Essen  seit  der  Thätig- 
keit  der  Kruppstiftung  (1892)  und  der  Baugenossenschaften  bis  zum 
1.  Dezember  1900  von  12  970  erbauten  Wohnungen  2,4  o/o  von  der 
gemeinnützigen  und  97,6  °/o  von  der  übrigen  Bauthätigkeit  errichtet 
worden.    Ein   Durchmustern   dieser   Ziffern   zeigt   zunächst,   dass  die 


*)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Band  96  a.  a.  0.,  S.  56  bis  85. 
**)  Bericht  über  die  Versammlung  der  gemeinnützigen  Bauvereine  in  der 
Rheinprovinz  vom  17.  und  18.  Oktober  1900  in  Köln. 
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gemeinnützige  Bauthätigkeit,  selbst  wo  sie  so  eifrig  arbeitet  wie  in 
diesen  rheinischen  Ortschaften,  nur  eine  Ergänzung  und  häufig  sogar 
eine  quantitativ  wenig  erhebliche  Ergänzung  der  gewerbsmässigen 
Wohnungsproduktion  bildet.  Ferner  erhellt,  dass  es  leichter  ist,  bei 
stark  betriebenem  gemeinnützigen  Wohnungsbau  für  einige  Jahre  einen 
grösseren  Einfluss  zu  erlangen  (die  hohen  Sätze  bei  den  Orten  mit 
den  jünsten  Organisationen),  als  denselben  für  Jahre  oder  Jahrzehnte 
aufrecht  zu  erhalten;  demzufolge  ist  bislang  der  Einfluss  günstigstenfalls 
mehr  stossweise  als  andauernd  und  nachhaltig  zur  Geltung  gekommen. 


Rheinische  Städte  nach  fünf  Grössen- 
klassen. 


Gemeinnütziger  Wohnungs- 
bau hat 


vor 
1875 


1885/90 


1891/95 


1896 
bis  1900 


begonnen 


II. 


III. 


IV. 


Ueber 

Köln  

— 

2,8 

— 

. —  , 

100  000  Einw.: 

Düsseldorf    .    .  . 

— 

2,4 

—  s 

—  . 

Essen  

— 

— 

2,4 

— 

Elberfeld  .... 

— 

— 

2,7 

Barmen  .... 

3  6 

Aachen  .... 

3,1 

— 

— 

Mit  50  001  bis 

Duisburg  .... 

3,0 

— 

— 

— 

100  000  Einw. : 

Remscheid    .    .  . 

— 

3,6 

— 

— 

M.- Gladbach.    .  . 

18,4 

— 

■ — 

— 

— 

5,3 

— 

— 

Mit  25  001  bis 

Solingen  .... 

10.2 

50  000  Einw.: 

Mülheim  a.  Rhein  . 

7,2 

Mülheim  a.  d.  Ruhr 

2,4 

Rheydt  .... 

7,5 

Neuss  

12,0 

Düren  

5,2 

Mit  10  001  bis 

Viersen  .... 

42,3 

25  000  Einw. : 

Saarbrücken  .    .  . 

5,0 

Kreuznach     .    .  . 

4,4 

St.  Johann    .    .  . 

6,9 

Beeck  (Ruhr)    .  . 

17,8 

Wermelskirchen 

6,7 

Odenkirchen  .    .  . 

15,1 

Gummersbach    .  . 

63,7 

Hilden  

17,6 

Euskirchen    .    .  . 

33,0 

Mit  2  001  bis 

Lennep  .... 

80,4 

10  000  Einw. : 

Benrath  .... 

26,5 

Geldern  .... 

55,7 

Kaldenkirchen   .  . 

19,7 

Liblar   

81,4 

19,9 

*)  Aus  dem  Jahrzehnt  zwischen  1875  und  1885  stammt  keine  Organisation. 
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Die  aus  der  Zeit  vor  1875  stammenden  Organisationen  haben  5,9  °/(> 
(ohne  M.-Gladbach  3,7  %),  die  in  den  Jahren  1885/90  errichteten  haben 
3,6  %,  die  im  folgenden  Jahrfünft  begründeten  haben  5,6  %  und  die 
jüngsten  10,1  %  des  Wohnungsbedarfs  in  ihren  Orten  durchschnittlich 
gedeckt.  Schliesslich  ersieht  man  aus  den  Ziffern  noch,  dass  die  ge- 
meinnützige Bauthätigkeit  um  so  eher  einen  Einfluss  gewinnen  kann,  je 
kleiner  die  betreffende  Stadt  ist  und  je  langsamer  dort  die  Wohnungs- 
produktion erfolgt;  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  hat  in  Gruppe  I 
2,8%,  in  Gruppe  II  7,2%  (Einfluss  von  München-Gladbach),  in  Gruppe  III 
6,0  %,  in  Gruppe  IV  17,1  %  und  in  Gruppe  V  44,2  %,  im  ganzen  Durch- 
schnitt 5,4  %  der  Wohnungsproduktion  geleistet. 

Eine  Beeinflussung  des  Wohnungsmarktes  und  der  gewerbsmässigen 
Bauthätigkeit  durch  die  gemeinnützige  ist  im  allgemeinen  zunächst  durch 
die  Anzahl  ihrer  Wohnungsbauten  im  Verhältniss  zur  übrigen  Wohnungs- 
produktion bedingt,  und  zwar  wird  die  Wahrscheinlichkeit  und  die  Nach- 
haltigkeit dieser  Einwirkung  um  so  grösser  sein,  je  stärker  das  Ver- 
hältniss zu  Gunsten  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  ist.    Wollen  wir 
prüfen,  ob  sich  bislang  schon  ein  derartiger  Einfluss  nachweisen  lässt, 
so  werden  wir  uns  also  an  die  Städte  mit  den  höchsten  Sätzen  in  der 
obigen  Tabelle  halten  müssen.    Der  Rheinische  Verein  zur  Förderung 
des  Arbeiterwohnungswesens  hat  im  Jahre  1900  seine  Mitgliedsvereine 
zu  Mittheilungen  über  ihre  örtlichen  AVohnungsverhältnisse  veranlasst. 
Bei  ihrer  Kürze  sind  dieselben  naturgemäss  nicht  erschöpfend,  rühren 
aber  von  urtheilsfähigen,  mit  ihren  örtlichen  Wohnungsverhältnissen  seit 
Jahren  vertrauten  Leuten  her,  welche  einen  vorhandenen  Einfluss  der 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  kaum  verschwiegen  haben  werden.   In  diesen 
Bemerkungen  heisst  es  nun  für  Liblar:   es  ist  Mangel  an  Wohnungen 
vorhanden,  die  Miethpreise  sind  hoch;  für  Linn:   es  herrscht  grosser 
Wohnungsmangel,  ein  Theil  der  vorhandenen  Wohnungen  ist  schlecht 
und  ungesund,  die  Miethpreise  sind  im  letzten  Jahre  gestiegen  um 
ca.  25%;  für  Viersen:  es  herrscht  Wohnungsmangel:  für  Euskirchen: 
viele  schlechte  und  ungesunde  Wohnungen  sind  vorhanden;  die  Mieth- 
preise sind  in  den  letzten  zwei  Jahren  um  25  %  gestiegen :  für  Kalden- 
kirchen: der  Wohnungsmangel  ist  fortgesetzt  stark,   die  Miethpreise 
haben  sich  gesteigert;  für  Odenkirchen:  die  Wohnungsverhältnisse  sind 
sehr  schlecht  und  ungesund,  mindestens  die  Hälfte  der  Wohnungen  müsste 
für  unbewohnbar  erklärt  werden,  aber  der  Wohnungsmangel  ist  so  gross, 
dass  dies  nicht  geschehen  kann.    Dagegen  wird  angeführt  bei  Beeck: 
infolge  der  enormen  Bauthätigkeit,  namentlich  auch  der  Bauvereine  ist  der 
Wohnungsmangel  nicht  mehr  so  fühlbar  .  .  . ,  die  Miethpreise  halten  sich  in 
früherer  Höhe;  und  bei  Hilden:  der  früher  stark  hervortretende  Wohnungs- 
mangel macht  sich  jetzt  nicht  mehr  so  sehr  bemerkbar  ...   In  beiden  Fällen 
ist  also  ein  bessernder  Einfluss  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  fest- 
gestellt worden.   Wenden  wir  uns  nun  zu  den  seit  längerer  Zeit  arbeitenden 
Organisationen,  so  heisst  es  für  Gummersbach:  dem  Wohnungsmangel 
ist  noch  nicht  genügend  abgeholfen  (also  schon  einige  Besserung !) ,  die 
Miethen  sind  immer  noch  im  Steigen  begriflen:  für  Geldern:  es  herrscht 
grosse  Wohnungsnoth,  die  zu  einer  Kalamität  ausarten  würde,  wenn  die 
Stadt  nicht  selbst  zur  Herstellung  von  Einfamilienhäusern  übergegangen 
wäre;  für  Neuss:  die  Wohnungsverhältnisse  sind  in  den  alten  Stadt- 
theilen  die  denkbar  schlechtesten,  auch  herrscht  noch  immer  grosser  (also 
früher  grösserer)  Wohnungsmangel  .  .  .  .;  für  St.  Johann:  es  herrscht 
Mangel  an  kleinen  Wohnungen  für  Arbeiter  und  gering  besoldete  Beamte. 


330 


Für  Lennep  und  Benrath  wird  keine  Klage  laut,  so  dass  hier  vielleicht 
leidliche  Wohnungsverhältnisse  (dank  der  starken  und  anhaltenden  gemein- 
nützigen Bauthätigkeit)  anzunehmen  sind.  Aehnlich  scheint  es  für  Düren 
und  Kheydt  zu  liegen,  wo  seit  einem  Menschenalter  gemeinnütziger  Woh- 
nungsbau betrieben  wird.  Die  grösste  gemeinnützige  Bauthätigkeit  ist 
in  M.- Gladbach  (1249  Wohnungen)  seit  1869  entfaltet  worden,  aber 
trotzdem  ist  hier  1897  ein  neuer  Bauverein  begründet  worden,  was  auf 
nicht  zureichende  Wohnungsverhältnisse  deutet,  und  die  Gladbacher 
Aktiengesellschaft  schreibt:  „starke  Nachfrage  nach  Wohnungen,  be- 
sonders bei  der  Aktiengesellschaft,  die  Miethpreise  der  kleineren  Woh- 
nungen der  Privatunternehmer  sind  in  den  letzten  Jahren  um  10  bis  15% 
gestiegen;  wogegen  Landesrath  Brandts  am  17.  Oktober  1900  in  Köln*) 
erklärte:  „der  Wohnungsmangel  ist  hier  (M. -Gladbach)  eher  geringer 
als  anderwärts".  Nur  in  wenigen  Orten  lässt  sich  demnach  bisher  ein 
günstiger  Einfluss  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  auf  den  örtlichen 
Wohnungsmarkt  und  kaum  irgendwo  eine  (allerdings  auch  erst  seit 
Kurzem  erstrebte)  Einwirkung  auf  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit  fest- 
stellen, während  die  Vortheile  für  die  direkt  betheiligten  Arbeiter  etc. 
wohl  allerorts  eingetreten  sind. 

Dass  aber  eine  weiter  reichende  Einwirkung  möglich  ist  und 
sogar  ein  durchschlagender  Erfolg  erzielt  werden  kann,  mag  noch  mit 
einem  Hinweis  auf  die  von  Friedrich  dem  Grossen  betriebene  staatliche 
Bauthätigkeit  belegt  werden.  Nach  den  Ausführungen  von  Dr.  Paul 
Voigt**)  hat  der  grosse  König  von  1761  bis  1786  in  Berlin  etwa 
300  Wohnhäuser  erbauen  lassen,  während  sich  in  derselben  Zeit  die 
Zahl  der  bewohnten  Grundstücke  um  544  vermehr  hat.  Obschon  der 
König  vielfach  alte  ein-  und  zweistöckige  Häuser  niederreissen  und  an 
ihrer  Stelle  drei-  und  vierstöckige  errichten  Hess,  so  hat  er  danach  mit 
seiner  „gemeinnützigen"  Bauthätigkeit  -  -  in  dem  an  Kapital  wie  an 
Privatinitiative  armen  Preussen  jener  Zeit  war  nur  diese  Art  gemein- 
nütziger Bauthätigkeit  möglich  —  25  Jahre  hindurch  mehr  als  1/s  der 
gesammten  Wohnungsproduktion  geleistet.  Der  Erfolg  war  vollständig. 
Die  Miethpreise  gingen  herunter;  die  Wohndichtigkeit  fiel  trotz  der 
höheren  Häuser  von  21  im  Jahre  1761  auf  18,5  Bewohner  für  1  Grund- 
stück im  Jahre  1786  ;  das  Bedürfniss  nach  geräumigen  Wohnungen  ver- 
breitete sich  zum  Kummer  einiger  über  Wohnungsluxus  jammernder 
Pessimisten  „bis  auf. die  unteren  Klassen,  bis  zu  den  Handwerkern,  die 
bisher  genügsam  gewesen  waren  und  die  Gewerbe  in  eingeschränkten 
Wohnungen  ruhig  betrieben  hatten";  die  Sterblichkeit  verminderte  sich 
in  Berlin  auf  36  %o  der  Bevölkerung,  während  sie  in  den  übrigen 
europäischen  Grossstädteu  auf  40  bis  50  %o  stand.  Die  gewerbsmässige 
Bauthätigkeit  folgte  der  königlichen  in  dem  Uebergange  zum  drei-  und 
vierstöckigen  Hause,  welches  beim  Fehlen  jedes  Massenverkehrsmittels 
allein  die  Möglichkeit  gewährte,  die  Schaffung  geräumiger  Wohnungen 
mit  der  Bevölkerungszunahme  zu  vereinigen.  Und  geräumige,  gut  aus- 
gestattete Wohnungen  erbaute  nach  dem  königlichen  Vorbild  auch  die 
gewerbsmässige  Bauthätigkeit,  so  dass  Mirabeau  Berlin  als  eine  Stadt 
abondante  en  logements  sains  et  commodes  bezeichnen  konnte.  Allerdings 


*)  Bericht  über  die  Versammlung  der  gemeinnützigen  Bauvereine  in  der 
Rheinprovinz  am  17.  und  18.  Oktober  1900  in  Köln,  S.  13. 

**)  Dr.  Paul  Voigt,  Grundrente  und  Wohnungsfrage  in  Berlin  und  seinen 
Vororten.    Jena  1901.    S.  75  ff. 
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haben  zu  diesem  Erfolge  eine  ganze  Reihe  systematischer  Maassnahmen 
neben  dieser  Baupolitik  beigetragen.  Aber  soviel  geht  doch  hieraus 
hervor,  dass  durch  einen  nachhaltig  fortgeführten  und  in  ansehnlichem 
Umfang  betriebenen  gemeinnützigen  Wohnungsbau,  wenn  er  in  plan- 
mässiger  Verbindung  mit  anderen  Maassregeln  erfolgt,  eine  Beeinflussung 
der  gewerbsmässigen  Bauthätigkeit  und  eine  durchgreifende  Besserung 
des  Wohnungsmarktes  wie  der  Wohnungs Verhältnisse  erzielt  werden  kann. 

Nun  sind  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  von  manchen  Bauunter- 
nehmern und  Hausbesitzern  bekanntlich  auch  ungünstige  Folgen  nach- 
gesagt, aber  noch  nicht  nachgewiesen  worden.  Wohl  aber  hat  die  ge- 
werbsmässige Bauthätigkeit  durch  die  gemeinnützige  schon  manche  Vor- 
theile gehabt,  so  wäre  z.  B.  ein  weiteres  Anziehen  des  Zinsfusses  für  Bau- 
kapitalien kaum  vermeidbar  gewesen,  wenn  der  gemeinnützige  Wohnungs- 
bau nicht  ein  ansehnliches  Kapital  aus  anderen,  sonst-  verschlossen  ge- 
bliebenen Quellen  der  Wohnungsproduktion  zugeleitet  hätte,  wenn  also 
ohne  gemeinnützige  Thätigkeit  auch  für  diese  Wohnungen  die  zeitweise 
recht  knappen  Baugelder  hätten  hinreichen  müssen.  Doch  lassen  wir  diese 
Agitation,  bei  der  es  sich  weniger  um  Einsichten  als  um  Absichten  handelt. 
Jedenfalls  lassen  sich  aber  ungünstige  Einwirkungen  denken,  z.  B.  auf  die 
Bauthätigkeit  durch  Verminderung  des  gewerbsmässigen  Kleinwohnungs- 
baues infolge  zu  starker  Konkurrenz  des  gemeinnützigen,  oder  auf  den 
Wohnungsmarkt  durch  Anziehung  der  besten  Miether  in  die  gemein- 
nützig erbauten  Wohnungen,  was  die  gewerbsmässigen  Hausbesitzer  für 
die  ihnen  verbleibenden  weniger  guten  Miether  zu  Miethpreisz uschlägen 
veranlassen  könnte.  Da  ferner  eine  Begünstigung  der  gemeinnützigen 
Bauthätigkeit  nur  so  lange  einen  Sinn  hat,  als  dieser  Eingriff  in  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  durch  die  Verfassung  des  Wohnungs- 
marktes oder  durch  die  Zurückhaltung  der  gewerbsmässigen  Bauthätigkeit 
gegenüber  der  Erstellung  behaglicher,  billiger  Kleinwohnungen  gerecht- 
fertigt ist,  so  wird  zur  Schaffung  der  nöthigen  Orientirung  und  zur 
Kontrolle  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  eine  dauernde  statistische 
Verfolgung  der  gesammten  Bauthätigkeit  und  des  Wohnungsmarktes  für 
grössere  Orte  erforderlich,  während  für  kleinere  Orte,  wo  es  sich  über- 
haupt nicht  um  Massenerscheinungen  auf  dem  Wohnungsmarkte  handelt, 
die  persönliche  Beobachtung  zureicht.  Bisher  erfolgt  eine  derartige 
Beobachtung  unter  sozialpolitischer  Verwertung  der  Ergebnisse  mehr 
oder  minder  systematisch  in  Leipzig,  Stuttgart,  Mannheim,  Essen. 
München,  Dresden,  Charlottenburg,  Königsberg  und  in  einigen  weiteren 
Städten,  wo  kommunalstatistische  Aemter  unter  volkswirtschaftlichem 
Leiter  bestehen.  Die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  erstreckt  sich  aber 
auf  einen  viel  grösseren  Kreis  von  Orten,  in  denen  trotz  der  Münchener 
Forderung  von  Landesrath  Brandts*)  vor  der  Hand  noch  kein  statisti- 
sches Amt  errichtet  werden  dürfte.  Je  mehr  die  deutschen  Kommunen 
an  sozialpolitische  Aufgaben  herantreten,  je  mehr  überhaupt  neben  den 
juristischen  und  technischen  auch  volkswirtschaftliche  Kenntnisse  und  Me- 
thoden zur  Beurteilung  und  Leitung  kommunaler  Angelegenheiten  nötig 
werden,  desto  mehr  werden  die  deutschen  Städteverwaltungen  nach  dem 
Beispiel  einiger  süddeutschen  Kolleginnen  (Stuttgart,  Mannheim)  volks- 
wirtschaftlich vorgebildete  Fachleute  in  ihren  Verwaltungsorganismus 
mit  Nutzen  einfügen,  an  denen  sie  dann  auch  geeignete  Kräfte  für  derartige 
statistisch-sozialpolitische  Aufgaben  haben.    Bis  dahin  wird  man  sich 


*)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  98,  S.  58. 
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für  die  statistische  Wolmungsbeobachtung  mit  der  Anwendung  einiger 
anderorts  erprobter  Schemata  behelfen  müssen,  was  von  einem  städtischen 
Beamten  nebenher  miterledigt  werden  kann  (z.  B.  in  Freiburg  i.  Br.,  Kiel, 
Potsdam  u.  i.  a.  0.).  Allerdings  bleibt  man  hiermit  stets  an  der  Ober- 
fläche und  verwischt  leicht  die  charakteristischen  Besonderheiten.  Und 
doch  kommt  es  gerade  darauf  an,  die  Beobachtungsmethode  scharf  an 
die  örtlichen  Verhältnisse  anzupassen  und  vor  allem  die  todten  Zahlen 
zu  sozialpolitisch  brauchbaren  Ergebnissen  zu  verarbeiten,  wenn  aus 
dieser  ganzen  Arbeit  ein  praktischer  Nutzen  nach  der  genannten  Richtung 
erzielt  werden  soll. 


IV.   Das  Verhältniss  der  gemeinnützigen  zur 
gewerbsmässigen  Wohnungsherstellung. 

Von  Geh.  Baurath  J.  Stübben  in  Köln. 


Nachdem  die  Berechtigung  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  durch 
den  Bericht  des  Herrn  Dr.  Wiedfei  dt  dargethan,  übrigens  auch  in 
allen  Kulturstaaten  durch  langjährige  segensreiche  Ausübung  erwiesen 
ist,  liegt  es  mir  ob,  auf  den  Inhalt  des  dritten,  vierten  und  fünften 
unserer  gemeinsam  aufgestellten  Leitsätze  näher  einzugehen,  insbesondere 
die  Wirkungen  des  Wettbewerbes  zwischen  der  gemeinnützigen  und 
gewerblichen  Bauthätigkeit  zu  untersuchen  und  die  Frage  der  För- 
derung und  Subventionirung  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues 
durch  Staat  und  Gemeinde  zu  besprechen. 

Indem  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  neue  Wohnungen  schafft, 
sei  es  dass  Genossenschaften  das  Wohnungsbedürfniss  ihrer  Mitglieder 
befriedigen,  sei  es,  dass  Aktiengesellschaften  oder  Gemeinden  allgemein 
für  Wohnungssucher  der  unbemittelten  Klassen  sorgen,  tritt  sie  in 
Wettbewerb  mit  dem  gewerbmässigen  Wohnungsbau  einestheils 
durch  Entziehung  eines  Theiles  der  Abnehmer,  andern theils  durch  Bereit- 
stellung besserer  Wohnungen  für  den  gleichen  Preis. 

Der  Wettbewerb  der  gewerblichen  Wohnungsproduzenten  unter  ein- 
ander hat  in  der  Regel  nicht  ausgereicht  in  Bezug  auf  die  Menge  der 
Erzeugung,  er  hat  überhaupt  nicht  ausgereicht  in  Betreff  der  Güte 
und  des  Preises  der  Wohnungen.  Zeitweise  ist  die  Erzeugung  stark 
hinter  der  Nachfrage  zurückgeblieben;  ja  es  scheint,  dass  die  zögernde 
Deckung  des  Bedarfs  im  Wesen  des  gewerbsmässigen  Wohnungsbaues 
liegt.  Die  Mangelhaftigkeit  mancher  Kleinwohnungen,  ihre  räumliche  Ein- 
schränkung und  ihre  Anhäufung  in  grossen  Gebäuden,  das  sind  be- 
kannte Erscheinungen,  die  zu  bekämpfen  der  alleinige  Wettbewerb  inner- 
halb der  gewerblichen  Wohnungsproduktion  sich  unter  den  herrschenden 
Verhältnissen  als  ausser  Stande  erwiesen  hat.  Darin  ist  die  Not- 
wendigkeit des  Wettbewerbs  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  begründet. 
Noch  ist  die  kräftigere  und  allgemeinere  Ausübung  der  letzteren  zu  jung, 
als  dass  die  Wirkungen  ihres  Wettbewerbs  schon  in  grossem  Umfange 
festgestellt  werden  könnten.  Diese  können  natürlich  für  die  Abnehmer 
nur  günstige  sein,  und  zwar  nicht  bloss  für  die  Abnehmer  der  in  ge- 
meinnütziger Absicht  erzeugten  Wohnungen  selbst,  sondern  auch  für  die 
Abnehmer  von  Kleinwohnungen  überhaupt.  Dass  aber  die  Wirkungen  des 
Wettbewerbs  ungünstig  für  die  gewerbsmässigen  Wohnungsproduzenten 
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seien,  ist  noch  nicht  nachgewiesen  worden.  Vortheile  des  Verbrauchers 
sind  ja  auch  auf  anderen  Gebieten  nicht  gleichbedeutend  mit  Nachtheilen 
des  Erzeugers. 

Günstig  für  die  Abnehmer  im  allgemeinen  ist  die  Bereicherung 
des  Marktes  behufs  möglichsten  Ausgleichs  von  Angebot  und  Nachfrage, 
Verhinderung  des  Ansteigens  der  Miethe,  technischer  und  hygienischer 
Verbesserung  der  Wohnung.  Diese  Verbesserung  bezieht  sich  auf  Neu- 
bauten und  Altbauten.  Die  allmähliche  Ausmerzung  der  zum  Theil  sehr 
groben  Wohnungsschäden  in  letzteren,  sowohl  was  Ueberfüllung  als  was 
bauliche  Mängel  betrifft,  ist  ja  überhaupt  nur  möglich  bei  reichlichem 
Wohnungsvorrath. 

Ungünstig  für  die  gewerbliche  Wohnungsproduktion  könnte 
ein  derartiges  Anwachsen  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  sein,  dass 
die  Wohnungen  in  zu  grossem  Prozentsatz  leer  stehen  blieben  und  die 
Miethen  unter  die  wirthschaftlich  erforderliche  Hausrente  hinabsänken. 
Dies  scheint  indess  nicht  einmal  zur  Zeit  Friedrichs  des  Grossen, 
über  dessen  Wohnungsbau  in  Berlin  Herr  Dr..  Wiedfeldt  berichtet, 
der  Fall  gewesen  zu  sein.  Krisen  solcher  Art  sind  zu  befürchten  in  Zeiten 
gewerblichen  Niederganges,  wenn  die  Bevölkerung  an  Zahlungsfähigkeit 
und  Zahl  zurückgeht,  schwerlich  dagegen  infolge  übertriebener  gemein- 
nütziger Thätigkeit.  Diese,  als  Aushülfe  in  der  Noth,  wird  naturgemäss 
nachlassen  und  aufhören,  wenn  der  Wohnungsvorrath  das  zulässige 
Maass  zu  überschreiten  beginnt.  Vorläufig  und  in  absehbarer  Zeit  ist 
keine  Gefahr;  denn  noch  wird  überall  dem  staatlichen  oder  kommunalen 
Bestreben,  die  Verbesserung  der  ungeeigneten  Altwohnungen  herbei- 
zuführen und  die  Wohnungsüberfüllung  zu  verhindern,  insbesondere  die 
Schliessung  oder  Eäumung  der  schlechten  oder  schlechtbenutzten  Woh- 
nungen herbeizuführen,  mit  Erfolg  der  Einwurf  entgegengehalten,  dass 
es  an  geeigneten  Ersatzwohnungen  mangele.  Haben  wir  einmal  für  aus- 
reichenden Vorrath  neuer  Wohnungen  gesorgt  und  haben  wir  alsdann 
die  Verbesserung  der  schlechten  Wohnungen  erreicht,  auch  die  Ueber- 
füllung beseitigt,  dann  wird  der  Zeitpunkt  gekommen  sein,  die  Entbehr- 
lichkeit der  gemeinnützigen  Wohnungsherstellung  zu  erwägen.  Bei  dem 
gegenwärtigen  Stande  aber  ist  es  nicht  möglich,  eine  wirkliche  Beein- 
trächtigung des  gewerbsmässigen  Wohnungsbaues  durch  den  gemein- 
nützigen festzustellen. 

Jeder  Wettbewerb  hat  aber  für  die  Produzenten  auch  günstige 
Wirkungen.  In  unserem  Falle  haben  wir  zunächst  hervorzuheben,  dass  die 
Hebung  des  Wohnungsbedürfnisses  und  die  Schaffung  technisch 
und  gesundheitlich  guter  Vorbilder  in  Kleinwohnungen  nicht  bloss 
den  Abnehmern,  sondern  auch  den  gewerbsmässigen  Erbauern  zum  Vor- 
theile gereicht.  Der  dauernde  Werth  und  die  Verkäuflichkeit  des  gut 
gebauten  Objekts  wird  dadurch  gesteigert.  Dass  die  gemeinnützige  Thätig- 
keit in  der  Erfindung  und  Ausbildung  guter  Grundrisse,  in  der  sach- 
gemässen  Grössenbemessung  und  baulichen  Einrichtung  der  Räume,  in 
der  gefälligen  inneren  und  äusseren  Gestaltung  der  Bauten,  auch  in  der 
Bekämpfung  der  Miethkaserne  erfolgreicher  ist  als  die  bloss  gewerbs- 
mässige Wohnungsherstellung,  das  liegt  an  zwei  Ursachen:  erstens  kommen 
dort  rein  humane  Betrebungen  naturgemäss  mehr  zur  Geltung,  und 
zweitens  vermag  die  Gemeinnützigkeit  in  ihren  Dienst  Kräfte  von 
grösserer  Tüchtigkeit  und  Eigenart  zu  stellen,  als  sie  der  gewerbs- 
mässigen Produktion  der  Regel  nach  zu  Gebote  stehen.  Es  wäre  thöricht, 
der  letzteren  hieraus  einen  Vorwurf  zu  machen;  aber  es  wäre  auch  un- 
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richtig,  wollte  man  den  in  dieser  Hinsicht  von  der  gemeinnützigen  Bau- 
thätigheit  ausgeübten  anregenden  und  befruchtenden  Einfluss  leugnen. 
Sowohl  die  grossen  Miethwohnhäuser,  die  aus  gemeinnützigen  Bestre- 
bungen in  London,  Leipzig  und  Berlin  hervorgegangen  sind,  als  die 
mittelgrossen  Arbeitermiethhäuser  beispielsweise  in  Düsseldorf  und  Cre- 
feld,  beeinflussen  zweifellos  mittelbar  in  günstiger  Weise  den  gewerbs- 
mässigen Wohnungsbau :  dasselbe  gilt  in  vielleicht  noch  erhöhtem  Maasse 
für  die  kleinen  Arbeiterwohnhäuser,  die  in  Duisburg  und  Köln,  in  Essen, 
München -Gladbach  und  Bergisch- Gladbach  und  vielen  anderen  Orten 
der  Eheinprovinz  der  Thätigkeit  von  Bauvereinen  oder  industriellen 
Firmen  zu  verdanken  sind.  Ohne  den  segensreichen  Nutzen  guter  Bücher, 
wie  derjenigen  von  Cacheux,  Albrecht-Messel,  K.  Weissbach  u.  a. 
verkleinern  zu  wollen,  sind  doch  vor  Augen  stehende  vorbildliche  Bauten 
nach  dem  Satze  exempla  trahunt  noch  wirksamer. 

Können  wir  der  Arbeiterfamilie  eine  grössere  Wohnung,  als  eine- 
aus  zwei  bis  drei  Räumen  bestehende,  der  Regel  nach  in  unseren  Städten 
und  Industrieorten  nicht  bieten,  so  sollte  man  sich  doch  verpflichtet 
fühlen,  diese  enge  Behausung  mit  so  viel  Wohnlichkeit  auszustatten,  als 
es  wirtk schaftlich  möglich  ist.  Zwei  oder  drei  beliebige  an  einander  gereihte 
oder  von  einander  getrennte  Räume  sind,  selbst  unter  recht  bescheidenen 
Verhältnissen,  noch  nicht  als  Wohnung  anzuerkennen.  Sie  müssen  doch 
auch  geeignet  sein,  der  Familie  für  ihre  häusliche  Wirthschaft,  für  das 
Zusammenleben,  für  den  Verbleib  von  Erwachsenen  und  Kindern,  für 
leibliche  Bedürfnisse  und  ruhige  Erholung  Raum  und  Gelegenheit  zu 
gewähren.  Ein  Gelass  muss  zur  Küche  besonders  geeignet  sein;  ein 
zweckmässiger  Heerd,  eine  besondere  Spülecke,  ein  lüftbarer  Speise- 
aufbewahrungsraum oder  Speisenschrank  sollte  nicht  fehlen:  ein  Austritt 
ins  Freie,  wie  viele  rheinische  Arbeiterwohnungen  ihn  als  Hofbalkon 
an  der  Küche  besitzen,  ist  von  grossem  Werthe;  ein  abgeschlossener 
Flur  für  die  die  Wohnung  bildende  Raumgruppe  und  ein  eigener  tadel- 
loser Abort  innerhalb  dieses  Abschlusses,  auch  das  sind  keine  über- 
triebenen Forderungen.  Für  genügende  Zimmerhöhe  sorgen  unsere  Bau- 
ordnungen meistens  in  reichlicher,  oft  mehr  als  ausreichender  Weise: 
aber  an  der  nöthigen  Flächengrösse  der  Räume  zum  Aufenthalt  der 
Bewohner  und  zum  Aufstellen  der  Möbel  und  Betten  fehlt  es  oft  genug. 
Ein  Kellerraum,  für  grössere  Familien  eine  oder  zwei  Dachkammern,  eine 
gut  eingerichtete,  wenn  auch  gemeinschaftliche  Waschküche  sind  un- 
entbehrliche Zubehörungen.  Auch  die  freundliche  äussere  Gestaltung, 
ein  billiger  architektonischer  Fassadenschmuck,  wohlgepflegte  Vorgärtchen, 
reinliche  Höfe  mit  oder  ohne  Hintergärten,  und  —  was  besonders  wichtig 
ist  —  eine  sorgfältige  gute  Unterhaltung:  das  alles  sind  Forderungen 
und  Wünsche,  deren  Erfüllung  einerseits,  wie  zahlreiche  Ausführungen 
beweisen,  durchaus  möglich  ist  und  andererseits  die  zwei-  oder  drei- 
räumige  Arbeiterwohnimg  erst  zu  einer  wirklichen  Wohnung  macht. 
Die  Vertreter  des  gewerbsmässigen  Wohnungsbaues  werden  sich  solcher 
technischen  Fortschritte,  wenn  sie  erst  einmal  allgemeiner  in  Uebung 
stehen,  wegen  des  Segens  für  die  Miether  und  des  Nutzens  für  die 
Eigenthümer  ebensowohl  freuen,  wie  wir,  die  wir  die  Verbesserung  des 
Wohnungswesens  in  gemeinnütziger  Absicht  erstreben. 

Und  mehr  noch  streben  der  gemeinnützige  und  der  gewerbsmässige 
Wohnungsbau  nach  demselben  Ziel,  wenn  es  sich  um  Erleichterung 
des  Bauens  überhaupt  und  des  Bauens  von  Arbeiterwohnhäusern  im 
besonderen  handelt.    Solche  Erleichterungen  streben  wir  an,  indem  wir 
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zu  gunsten  der  kleinen  Wohnungen  Verbesserungen  herbeizuführen  suchen 
in  den  Bauordnungen,  in  den  Bebauungsplänen  sowie  im  Steuer-  und 
Abgabenwesen,  beispielsweise  in  den  Strassenkostenbeiträgen,  in  der 
Grund-  und  Gebäudesteuer,  in  der  Umsatzsteuer  und  den  Baupolizei- 
gebühren, im  Kanal-  und  Wassertarif.  Auch  ist  es  keine  Ueberhebung, 
wenn  wir  glauben,  auf  diesem  Gebiete  wahrscheinlich  mit  grösserer  Aus- 
sicht auf  Erfolg  zu  arbeiten  als  die  Vertreter  des  gewerbsmässigen 
Wohnungsbaues,  sondern  das  erscheint  uns  begründet  zu  sein  in  den 
praktischen  Verhältnissen. 

Es  sind  vorwiegend  die  Gemeindebehörden,  auf  deren  Entgegen- 
kommen wir  hinzuwirken  haben,  um  die  gedachten  Ziele  zu  erreichen, 
sowohl  die  Verwaltungen  als  die  Vertretungen.  Man  liest  hier  und  da, 
so  beispielsweise  in  dem  reichhaltigen  Buche  von  C.  Hugo  über  die  Auf- 
gaben deutscher  Städteverwaltungen,  dass  die  Haus-  und  Grundbesitzer 
in  den  Gemeindevertretungen  allmächtig  seien  und  die  Gemeindepolitik 
in  ihrem  „hausagrarischen"  Interesse  leiteten.  Das  mag  stellenweise  der 
Fall  sein;  die  Regel  ist  es  sicher  nicht.  Es  wäre  ebenso  unrichtig, 
allgemein  zu  behaupten,  dass  es  den  Stadtverwaltungen  und  -Vertre- 
tungen im  Hinblick  auf  die  gewerbsmässige  Wohnungsproduktion  an 
Einsicht  und  gutem  Willen  fehle.  Die  Schädigung  und  Erschwerung 
des  gewerblichen  Wohnungsbaues  wäre  der  grösste  Fehler,  den  man  in 
der  Behandlung  der  Wohnungsfrage  machen  kann.  Darüber  dürfte  doch 
wohl  Einigkeit  herrschen;  denn  der  gewerbsmässigen  Bauunternehmung 
liegt  der  weitaus  grösste  Theil  aller  Wohnungsfürsorge  in  unseren  rasch 
wachsenden  Städten  ob.  Dennoch  aber  ist  es  zutreffend,  dass  zwischen 
Grund-  und  Hausbesitzer-Vereinen  einerseits  und  Gemeindeverwaltungen 
andererseits  eine  Art  von  Kampf  und  eine  gewisse  Spannung  herrscht,  ent- 
springend aus  der  Thatsache,  dass  die  Verwaltungen  vielfach  allgemeine 
Interessen  der  Gemeinden  wahrzunehmen  haben,  die  den  privaten  Inter- 
essen von  Haus-  und  Grundbesitzern  gegenüberstehen.  Zwar  sind  die 
Haus-  und  Grundbesitzer,  wie  sie  in  Vereinen  organisirt  sind,  keineswegs 
die  alleinigen  Vertreter  der  gewerblichen  Wohnungsproduktion.  Aber 
in  diesen  Vereinen  haben  wir  doch  die  Hauptvertretung  dieser  Produktion 
zu  erkennen;  und  so  überträgt  sich  jener  Spannungszustand,  in  welchem  die 
eine  Partei  der  anderen  misstraut,  leicht  auf  das  Verhältniss  zwischen  der 
Gemeindeverwaltung  und  den  gewerbsmässigen  Wohnungsproduzenten  über- 
haupt. Hier  übernimmt  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  eine  nützliche 
Vermittelung,  nicht  indem  sie  sich  aufdrängt,  sondern  indem  die  Behörden 
mehr  als  bisher  und  von  minder  interessirter  Seite  auf  herrschende 
Uebelstände  und  auf  die  Bedürfnisse  des  privaten  Bauwesens  hingewiesen 
werden  und  indem  die  von  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  erbetenen 
und  erzielten  Verbesserungen  in  beträchtlichem  Maasse  auch  dem  gewerb- 
lichen Wohnungsbau  zu  statten  kommen. 

Vorschriften  der  Bauordnung,  welche  gut  gemeint  aber  unnöthig 
oder  gar  verfehlt  sind  und  das  Bauen  überhaupt  oder  die  Herstellung 
kleiner  Wohnungen  und  kleiner  Häuser  erschweren,  lassen  sich  gegen- 
über den  eindringlichen  Vorstellungen  gemeinnütziger  Bauvereine,  auch 
abgesehen  von  persönlichem  Wohlwollen,  schlecht  aufrecht  halten.  Es 
ist  begreiflich  und  menschlich,  dass  oft  in  dem  gleich  gerichteten  Streben 
gewerblicher  Bauunternehmer  nur  der  Untern ehmerstandpunkt  erkannt 
und  das  Petitum  deshalb  weniger  gewürdigt  wird.  Nimmt  erst  die  Ge- 
meinde selbst  an  dem  gemeinnützigen  Wohnungsbau  thätigen  Antheil,  so 
ist  den  erwünschten  Verbesserungen  bei  dem  in  der  Regel  engen  Zusammen- 


337 


hang  zwischen  Gemeindeverwaltung  und  Baupolizei  noch  mehr  der  Weg 
geebnet. 

Aehnlich  ist  es  mit  dem  Bebauungsplan.  In  guter  Absicht,  aber 
in  Nachahmung  guter  Beispiele  am  unrichtigen  Ort,  haben  manche  Ge- 
meinden durch  ungeeignete  Planfestsetzungen  die  Wohnungsproduktion 
und  namentlich  den  Bau  kleiner  Wohnhäuser  ungebührlich  erschwert. 
Demgegenüber  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  der  vornehmste 
Zweck  eines  Stadtbauplans  darin  besteht,  die  Schaffung  geeigneter  Woh- 
nungen für  die  wachsende  Bevölkerung  anzubahnen  und  zu  fördern.  Leider 
ist  im  preussischen  Fluchtliniengesetz,  das  auch  für  andere  Staaten  Deutch- 
lands  vorbildlich  geworden  ist,  dieser  Hauptzweck  nicht  hervorgehoben. 
In  diese  Lücke  sind  nun  wiederholt  die  Vertreter  der  gemeinnützigen  Bau- 
thätigkeit  eingetreten,  mit  und  ohne  Erfolg.  Wirksam  ist  aber  der  Er- 
folg, wenn  er  eintritt,  sowohl  für  die  gewerbsmässige  als  für  die  gemein- 
nützige Thätigkeit;  denn  es  handelt  sich  dabei  um  bessere  Bemessung 
von  Bau  blocken,  Ermässigung  von  Strassenbreiten,  Verringerung  von 
Strassenanschüttungen,  Erleichterung  von  Entwässerungen,  Vermeidung 
von  Durchschneidungsnachtheilen  u.  a.  m.  Die  Anregungen  von  gemein- 
nütziger Seite  fallen  in  dieser  Hinsicht  eher  auf  guten  Boden,  als  die 
Einwendungen  privater  Grundbesitzer.  Denn  selbstredend  sind  sowohl 
die  Gemeinde-  als  die  Aufsichtsbehörden  im  Grunde  stets  bestrebt,  die 
beste  Lösung  zu  finden. 

Die  Strassenkostenbeiträge  der  Hauserbauer  sind  die  unver- 
siegliche  Quelle  von  Meinungsverschiedenheiten  mit  der  Gemeindever- 
waltung. Besonders  misslich  erscheint  hierbei  der  Umstand  dass  in  der 
Bemessung  der  Beitragshöhe  die  Verwaltung  sozusagen  souverain  ist. 
so  dass  derjenige,  der  sich  der  einseitigen  Festsetzung  nicht  unterwirft, 
auf  das  Bauen  verzichten  muss.  Nun  kann  man  keineswegs  behaupten, 
dass  die  Gemeindeverwaltungen  die  ihnen  vom  Fluchtliniengesetze  ge- 
währte Machtbefugniss  in  auffallender  Weise  überschritten  hätten,  ob- 
schon  das  hier  und  da  vorkommen  mag.  Begreiflich  aber  ist  es,  dass  die 
ohne  Mitwirkung  eines  Dritten  von  der  einen  Partei  zum  Zahlen  ver- 
urtheilte  Gegenpartei  oft  Unbilligkeiten  behauptet  und  empfindet,  wo  in 
Wirklichkeit  keine  vorhanden  sind.  Ist  dies  einestheils  für  verständige 
Gemeindevorstände  —  und  diese  bilden  doch  die  Regel  —  eine  Mahnung, 
den  kommunalfiskalischen  Gesichtspunkt  dem  sozialpolitischen  anzupassen, 
so  sind  anderenteils  die  Vertreter  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit,  die 
nicht  so  leicht  als  blosse  Interessenten  abgewiesen  werden  können, 
besonders  geeignet,  auf  eine  sachgemässe  Handhabung  des  arbiträren 
Gemeinderechts  hinzuwirken.  In  das  Ermessen  der  Gemeinde  ist  es  auch 
gelegt,  nach  welchem  Maassstabe  die  Strassenkostenbeiträge  ver- 
theilt werden  sollen.  Der  jetzt  allgemein  übliche  Maassstab  der  Front- 
länge ist  schlecht,  weil  er  die  Grösse  der  Baulichkeiten  nicht  genügend 
berücksichtigt.  Vielleicht  gelingt  es  den  gemeinnützigen  Bauvereinen, 
einen  gerechteren  und  ebenso  brauchbaren  Maassstab  aufzufinden  und 
vorzuschlagen,  obwohl  dies  bislang  als  sehr  schwierig  sich  herausge- 
stellt hat. 

Wichtiger  noch  könnte  sich  eine  Einwirkung  des  gemeinnützigen 
Wohnungsbaues  auf  die  Gestaltung  der  Grund-  und  Gebäudesteuern 
erweisen.  Die  Kreise  der  Haus-  und  Grundbesitzer  sind  bekanntlich 
heftige  Gegner  der  Bestimmungen  des  neuen  Preussischen  Gemeinde- 
.abgabengesetzes.     Ich  muss  um  Entschuldigung  bitten,  wenn  ich  die 
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preussischen  Verhältnisse  wiederholt  in  den  Vordergrund  schiebe:  ich 
denke  mir  aber,  dass  Analogieen  auch  in  anderen  Staaten  bestehen.  Ohne 
für  meinen  Theil  ein  abschliessendes  Urtheil  fällen  zu  wollen,  muss  doch 
hervorgehoben  werden,  dass  aus  rein  sozialen  Gründen  Andere  zu  einem 
ähnlich  ablehnenden  Standpunkte  gelangt  sind,  auch  einige  Gemeindever- 
tretungen diesem  Standpunkte  sich  ausdrücklich  angeschlossen  haben. 
An  vielen  Orten  sind,  und  zwar  unter  Mitwirkung  der  gemeinnützigen 
Bauthätigkeit  und  unter  Billigung  von  seiten  der  Staatsbehörde,  die 
Härten  dadurch  beglichen  oder  gemildert,  dass  anstatt  der  Besteuerung 
nach  dem  Erträgniss  die  Steuer  nach  dem  gemeinen  Werthe  eingeführt 
ist.  Auch  hat  man  mancherorts,  z.  B.  in  Cöln,  die  kleinen  Wohnungen 
durch  Abstufung  der  Steuer  noch  besonders  bevorzugt.  Vielleicht 
empfiehlt  es  sich,  damit  zufrieden  zu  sein.  Sollte  man  aber  aus  sozial- 
politischen Erwägungen  die  Abänderung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
selbst  anstreben,  insbesondere  eine  stärkere  Entlastung  des  kleinen  Haus- 
besitzes herheiführen  wollen,  so  würden  der  gemeinnützige  und  der  ge- 
werbsmässige Wohnungsbau  ein  gemeinsames  Ziel  vor  sich  haben. 

Die  Umsatzsteuer  ist  eine  ebenso  schwierige  Frage.  Die  Einen 
glauben  auf  Grund  der  Erfahrungen  in  Belgien  aus  einer  recht  hohen 
Umsatzsteuer  auf  Vortheile  im  Sinne  der  Verhinderung  des  allzu  starken 
Ansteigens  der  Bodenpreise  und  der  Begünstigung  des  kleinen  Hauses 
schliessen  zu  dürfen.  Die  Anderen  schildern  schon  die  bisherige  massige 
Höhe  der  Umsatzsteuern  in  Deutschland  als  nachtheilig  für  die  Woh- 
nungsproduktion. Mir  scheint  das  Wesen  der  Frage  für  uns  in  der 
zweckmässigen,  sozial  richtigen  Abstufung  der  Umsatzsteuer  zu  liegen. 
Anläufe  solcher  Abstufungen  liegen  ja  vor.  Die  weitere  Ausbildung 
derselben  wäre  ein  Gebiet,  auf  welchem  der  gemeinnützige  oder  gewerbs* 
mässige  Wohnungsbau  sehr  wohl  zusammengehen  könnten.  Dasselbe 
gilt  für  die  Baupolizeigebühren,  von  denen  ich  überhaupt  kein 
Freund  bin,  von  dem  Tarif  der  Gemeindeabgaben  für  Kanalisation 
und  Wasserversorgung  und  von  manchen  anderen  kommunalen  Gebühren. 
Wenn  gemeinnützige  und  gewerbsmässige  Wohnungsproduktion  dasselbe 
Ziel  verfolgen,  die  Wohnungsherstellung  allgemein  zu  erleichtern  und 
dabei  die  Entstehung  des  kleinen  Hauses  zu  begünstigen,  wenn  also  die 
gewerblichen  Interessen  sich  den  sozialen  anpassen,  so  wird  ein  Zu- 
sammenarbeiten auf  manchen  Gebieten  möglich,  nützlich  und  will- 
kommen sein. 

Haus-  und  Grundbesitzer  sollten  aber  darauf  verzichten,  in  ihren  Or- 
ganisationen den  gemeinnützigen  Wohnungsbau  als  solchen  zu  bekämpfen, 
ja  ihn  als  gemeinschädlich  darzustellen,  Sie  sollten  sogar  mit  uns  an- 
erkennen, dass  unter  den  heutigen  Umständen  die  Sub ventionirung 
der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  durch  Staat,  Provinz,  Kreis  und  Ge- 
meinde zweckmässig  und  erwünscht  ist.  Auch  nach  unserer  Ansicht  ist 
die  Subventionirung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  aus  öffentlichen 
Mitteln  nur  begründet  und  zweckmässig,  soweit  die  örtliche  gewerbs- 
mässige Wohnungsherstellung  sich  nach  der  Menge  der  Woh- 
nungen oder  nach  der  Beschaffenheit  derselben,  wozu  auch 
der  Miethpreis  gehört,  als  unzureichend  erweist. 

Ob  diese  Vorbedingung  erfüllt  ist,  das  lässt  sich  zwar  schon  aus 
der  täglichen  Erfahrung,  aus  gelegentlichen  Beobachtungen  und  aus  den 
Ergebnissen  einer  Wohnungsnachweiseanstalt,  wenn  eine  solche  vorhanden 
ist,  mit  einiger  Sicherheit  ableiten.     Ausführlichen  und  zuverlässigen 
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Aufschluss  über  die  herrschenden  Wohnungsverhältnisse  gewinnt  man 
aber  nur  durch  eine  förmliche,  systematische  Untersuchung,  d.  h.  eine 
wirkliche  Wohnungsenquete,  wie  besonders  schweizerische  und  süd- 
deutsche Städte  sie  veranstaltet  haben.  Einestheils  die  Kosten  und 
Mühen,  die  mit  einer  solchen  Wohnungsuntersuchung  verbunden  sind,  und 
anderntheils  eine  gewisse  Scheu  vor  dem  allgemeinen  Bekanntwerden 
ungünstiger  Ergebnisse,  das  mögen  die  Gründe  sein,  welche  in  Nord- 
und  Ostdeutschland  der  Vornahme  von  Wohnungsenqueten  vielfach  ent- 
gegengewirkt haben.  Und  doch  ist  die  Kenntniss  der  Zahl,  Grösse, 
Beschaffenheit,  Stockwerkslage,  Miethhöhe,  Bewohnerzahl,  Benutzung 
u.  s.  w.  der  vorhandenen  Wohnungen  und  Wohnräume  nöthig,  um  Be- 
schlüsse für  die  Zukunft  fassen  zu  können.  Da  ferner  die  Verhältnisse 
einem  beständigen  Wechsel  unterworfen  sind,  so  ist  die  fortlaufende 
statistische  Wohnungsbeo bachtung  unentbehrlich,  um  sich  Rechen- 
schaft zu  geben  über  den  Erfolg  getroffener  Maassregeln  und  um  stets 
festen  Boden  zu  haben  für  etwaige  weitere  Einwirkung,  wie  mein  Mit- 
berichterstatter Dr.  Wiedfeldt  dies  schon  näher  dargelegt  hat. 

Es  handelt  sich  vorab  um  Ermittelung  der  leerstehenden,  brauch- 
baren Wohnungen,  geordnet  nach  Grössen,  Miethwerthen  und  Stadt- 
theilen.  Nicht  ein  gewisser  Prozentsatz  verfügbarer  Wohnungen  über- 
haupt genügt,  sondern  es  bedarf  einer  gewissen  Spannung  zwischen  der 
Zahl  der  benutzten  und  der  überhaupt  vorhandenen  Wohnungen  in  jeder 
Grösse,  Preis-  und  Ortslage.  Sodann  handelt  es  sich  um  die  bauliche 
und  gesundheitliche  Beschaffenheit  und  endlich  um  die  Frage 
der  Ueberfüllung  der  W ohnungen. 

Oft  ergiebt  die  Enquete  unbefriedigende  Ergebnisse  in  allen  drei 
Richtungen,  also  die  Wohnungsnoth  in  ausgesprochenster  Art.  Dass  in 
diesem  Falle  das  Eingreifen  der  Behörden  und  die  Förderung  des  ge- 
meinnützigen Wohnungsbauses  zweckmässig  und  gerechtfertigt  ist,  wird 
Niemand  leugnen  wollen. 

Weniger  schlimm  ist  es,  wenn  wenigstens  die  Zahl  der  verfügbaren 
Wohnungen  als  zureichend  sich  erweist,  also  nur  die  Mängel  der  vor- 
handenen Wohnungen  und  ihre  Ueberfüllung  zu  beklagen  sind.  Aber 
auch  in  diesem  Falle  ist  das  behördliche  Eingreifen  zur  Vermehrung  der 
Wohnungen  gerechtfertigt,  weil  erst  bei  einer  gewissen  Ueberzahl  von 
Wohnungen  die  Räumung  überfüllter  oder  ungeeigneter  Wohnungen, 
nöthigenfalls  zwangsweise,  veranlasst  werden  kann.  Wenn  man  den  für 
den  normalen  Markt  erforderlichen  Ueberschuss  an  Wohnungeu  auf  4  % 
annimmt,  so  muss  dieser  Ueberschuss  um  soviel  gesteigert  werden,  als 
schätzungsweise  erforderlich  ist,  um  die  festgestellten  Wohnungsmängel 
beseitigen  zu  können.  Erst  nach  der  Erreichung  dieser  Steigerung  hat 
die  Förderung  und  Subvention  der  gemeinnützigen  Wohnungsproduktion 
ihr  Ziel  erreicht,  sich  selbst  entbehrlich  zu  machen;  nun  erst  können 
behördliche  Maassregeln  gegen  schlechte  und  überfüllte  Wohnungen  plan- 
mässig  durchgeführt  werden. 

Allein  ein-  für  allemal  genügt  die  Hilfsaktion  doch  nicht.  Denn  in 
guten  Geschäftsjahren,  bei  steigender  industrieller  Entwickelung,  pflegt 
der  Nothstand  sich  leider  zu  wiederholen.  Der  starke  Zuzug  Fremder 
und  die  verbesserte  wirthschaftliche  Lage  der  Eingesessenen  steigere 
leicht  den  Wohnungsbedarf  rascher,  als  die  Wohnungsproduktion,  die 
gewerbsmässige  wie  die  gemeinnützige,  folgen  kann.  Die  Uebelstände  der 
Wohnungsnoth   machen   sich   aufs   neue   geltend   und    erheischen  die 
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Wiederholung  der  früheren  Maassregeln.  Aufs  neue  bedarf  es  der 
Unterstützung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  als  Mithelferin 
im  Kampfe  gegen  die  Zusammenpferchung  der  Menschen  und  die  damit 
vorbundene  Wohnungs-  und  Bodenvertheuerung. 

Der  gemeinnützige  Wohnungsbau  kann  diese  Unterstützung  nicht 
entbehren,  weil  es  sich  bei  den  Genossenschaften  um  kapitalsschwache 
Vereinigungen  zu  handeln  pflegt  und  weil  auch  die  gemeinnützigen 
Aktiengesellschaften  und  ähnliche  Kapitalgesellschaften  wegen  der  grund- 
sätzlichen Beschränkung  ihres  Reingewinnes  auf  höchstens  etwa  4  % 
eine  besondere  Anziehungskraft  auf  Kapitalisten  nicht  ausüben.  Die 
Unterstützung  kann  rein  geistiger  oder  moralischer  Art  sein,  z.  B.  in 
-der  Theilnahme  an  der  geschäftlichen  oder  technischen  Leitung,  in  der 
Lieferung  von  Bauplänen,  in  der  Vermittelung  von  Darlehen  u.  s.  w. 
bestehen,  oder  materielle  Zuwendungen  und  geldliche  Subventionirung 
betreffen.    Um  letztere  Art  handelt  es  sich  hier. 

Nun  ist  es  zwar  nicht  Aufgabe  dieses  Berichtes,  die  verschiedenen 
Wege  zu  untersuchen  und  zu  erörtern,  auf  welchen  die  staatliche  und 
kommunale  Subvention  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  zu  empfehlen 
ist.  Aber  es  mag  doch  zweckmässig  sein  hervorzuheben,  dass  dabei 
drei  Arten  der  Begünstigungen  zu  unterscheiden  sind;  nämlich  a)  solche, 
die  ausser  der  gemeinnützigen  auch  der  gewerblichen  Wohnungsproduktion 
zu  gute  kommen;  b)  Maassnahmen,  welche  die  gemeinnützige  Bauthätig- 
keit unterstützen,  ohne  andere  zu  belasten;  c)  Unterstützungen,  welche 
die  übrigen  Gemeindemitglieder  belasten.  Die  erste  Art  ist  überhaupt 
und  dauernd  anzustreben:  es  sind  die  erwähnten  Verbesserungen  im 
Bauordnungs-,  Stadterweiterungs-,  Steuern-  und  Abgabenwesen  sowie 
die  Ausbildung  der  Verkehrseinrichtungen  u.  a.  m.  Auch  die  zweite  Art 
ist  fast  stets  als  segensreich  zu  betrachten :  ich  denke  dabei  besonders  an 
die  Zeichnung  von  Antheilen  von  Genossenschaften  und  von  Aktien  von 
Gesellschaften,  an  Kreditgewährung  und  Bürgschaftsübernahme,  also  an 
Maassnahmen.  die  bei  entsprechender  Gegenleistung  und  Kontrolle  für 
die  öffentlichen  Körperschaften  und  Kassen  keine  Opfer  im  Gefolge  haben.  Die 
dritte  Art  von  Unterstützungen  bilden  die  Subventionen  im  engeren 
Sinne,  um  die  es  sich  hier  hauptsächlich  handelt,  z.  B.  die  Erlassung  von 
Strassenbaukosten,  Umsatzsteuern  und  sonstigen  dem  Wohnungsbau  auf- 
erlegten Gebühren,  die  Hergabe  von  Baugelände  in  Eigenthum  oder  Erb- 
baurecht unter  dem  Werthe,  Gelddarlehen  zu  aussergewöhnlich  niedrigem 
Zinsfusse  und  dergleichen.  Es  ist  zwar  nicht  richtig,  dass  man  bei 
diesen  Maassnahmen  das  Geld  allen  nimmt,  um  einigen  wenigen  (nämlich 
den  Bewohnern  der  in  gemeinnütziger  Absicht  erbauten  Häuser)  zu 
helfen.  Denn  die  Hilfe  ist  nicht  bloss  diesen  Bewohnern  und  den  wenigen 
Genossen  einer  Baugenossenschaft  zugedacht,  sondern  sie  soll  mittelbar, 
wenn  nicht  dem  Wohnungswesen  aller,  so  doch  dem  Wohnungswesen 
der  ganzen  unbemittelten  Bevölkerung  zu  statten  kommen.  Es  ist  also 
eine  soziale  Maassnahme  ganz  im  Sinne  der  allgemeinen  sozialpolitischen 
Richtung  unserer  Zeit.  Dennoch  aber  muss  die  in  Rede  stehende  dritte 
Art  von  Unterstützung  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  als  Aus- 
nahme anerkannt  worden,  welche  fortfällt,  wenn  der  Ausnahme- 
zustand aufgehört  hat.  Diese  Einschränkung  zugegeben,  glauben 
wir,  dass  auch  die  eigentliche  Subventionirung  am  Platze  ist  bei  der 
gesammten  gemeinnützigen  Bauthätigkeit,  nicht  bloss  bei  einzelnen  Bau- 
genossenschaften  und  ähnlichen  Organisationen,  sondern  bei  dem  ge- 


341 


sammten  örtlichen  Kleinwohn  ungsbau.  insofern  die  Schaffung  muster- 
gültiger Wohnungen  und  die  gesundheitlich  und  sozial  richtige  Be- 
nutzung derselben  dauernd,  auch  im  Falle  der  Veräusserung,  gesichert 
und  ein  höherer  Reingewinn  als  4  %  ausgeschlossen  ist. 

Der  gemeinnützige  Wohnungsbau  ist  hiernach  nicht  bloss  an  sich 
berechtigt,  sondern  er  ist  auch  unschädlich  für  die  gewerbsmässige 
Wohnungsproduktion.  Er  bedarf  der  Förderung  durch  Staat  und  Ge- 
meinde und  ist  ihrer  würdig;  auch  ist  es  richtig,  ihn  aus  öffent- 
lichen Mitteln  zu  unterstützen,  soweit  der  gewerbliche  Wohnungs- 
bau nach  Quantität  oder  Qualität  nicht  ausreicht. 


V.  Die  Errichtung  einer  städtischen  Hypotheken- 
anstalt in  Düsseldorf. 


Von  Kutzer.  I.  rechtskundigen  Bürgermeister  in  Fürth. 

Im  Sommer  1899  stand  Düsseldorf  unter  dem  Zeichen  der  Wohnungs- 
not!].. Dieselbe  war  eine  allgemeine.  Weder  kleine  Wohnungen  noch 
grössere  waren  angeboten;  die  Miethpreise  erreichten  eine  enorme  Höhe. 
Es  kam  damals  sogar  vor,  dass  Wohnungen  dem  Inhaber  gekündigt  wurden, 
wenn  er  nicht  fortan  den  doppelten  Miethzins  bezahle.  Ganz  besonders 
schwer  fiel  es  den  kinderreichen  Familien,  unterzukommen.  Manche  —  auch 
zahlungsfähige  —  Arbeiterfamilien,  die  sich  einer  grösseren  Anzahl  von 
Kindern  erfreuten,  mussten  ohne  Obdach  umherirren  und  schliesslich 
die  Polizei  oder  die  Armenpflege  um  Unterkunft  ansprechen.  Der  letz- 
teren war  es  möglich  geworden,  einige  Häuser,  zumeist  in  der  inneren 
Stadt  gelegen,  anzumiethen,  um  den  so  obdachlos  gewordenen  gegen  Be- 
zahlung ein  freilich  nur  bescheidenes  Unterkommen  zu  gewähren.  Die 
Armenverwaltung  drang  stets  darauf,  dass  ihre  Räume  baldigst  wieder 
verlassen  würden  —  aber  meistens  verstrich  längere  Zeit,  bis  eine 
Familie  das  Obdach  mit  einer  Wohnung  vertauschen  konnte.  Nicht 
selten  war  der  Andrang  zu  den  städtischen  Quartieren  so  gross,  dass 
die  ernstesten  Verlegenheiten  entstanden  und  eine  Ueberfüllung  nicht  zu 
vermeiden  war.  —  Beamte,  Industrielle,  welche  damals  ihren  Wohnsitz 
nach  Düsseldorf  verlegten  oder  verlegen  mussten,  hatten  kaum  mindere 
Mühe,  sich  eine  Wohnung  zu  verschaffen.  Am  ehesten  konnte  man  noch 
ein  Familienhaus  käuflich  erwerben:  ein  solches  zu  miethen  oder  eine 
passende  Wohnung  in  einem  Miethhause  zu  erlangen,  war  selbst  zu  sehr 
hohen  Miethpreisen  recht  schwierig. 

Die  Ursache  dieser  Erscheinungen  zu  ermitteln,  ist  nicht  leicht. 
Man  wird  lokale  und  generelle  Gründe  unterscheiden  müssen. 

Düsseldorf  war  stark  angewachsen,  aber  seine  Einwohnerzahl  hatte 
sich  doch  nicht  plötzlich  so  stark  vermehrt,  dass  das  Bauunternehmer- 
thum an  sich  ausser  Stande  gewesen  wäre,  der  Entwickelung  zu  folgen. 
Andere  niederrheinische  und  westfälische  Städte  sind  verhältnissmässig 
noch  rascher  angewachsen.  Dabei  war  Düsseldorfs  Vergrösserung  niemals 
ausschliesslich  oder  fast  ausschliesslich  der  Mehrung  der  Arbeiterbevölke- 
rung zuzuschreiben  wie  in  anderen  Städten.  Ein  derartiger  einseitiger 
Zuwachs  dürfte  aber  von  der  Bauspekulation  schwieriger  zu  bewältigen 
sein,  als  die  gleichmässige  Mehrung  aller  Schichten  der  Einwohnerschaft. 
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Besondere  örtliche  Hindernisse  für  die  Bautkätigkeit  schienen  nicht 
gegeben.  Mit  Entwässerungsleitungen  versehene  Strassen  wurden  hin- 
reichend offen  gelegt;  die  Zahl  der  Baustellen  an  denselben  war  eine 
reichliche.  Die  ortsstatutarischen  Strassenherstellungsbeiträge  über- 
schritten nicht  das  gewöhnliche  Maass.  Freilich  war  kurz  vor  Eintritt 
der  Krise  die  Bebauung  örtlichen  Beschränkungen  unterworfen  worden, 
indem  im  allgemeinen  ausserhalb  einer  gewissen,  die  innere  Stadt  und 
deren  erste  Erweiterungszone  umschliessenden  Linie,  also  in  den  Stadt- 
theilen  mit  mehr  vorortlichem  Charakter  nur  Wohnhäuser  mit  Erd- 
geschoss  und  zwei  Obergeschossen  sollten  erbaut  werden  dürfen.  Die 
Grundbesitzer  machten  auch  sofort  diese  Vorschrift  für  den  Rückgang 
der  Bauthätigkeit  verantwortlich.  Mit  Unrecht  —  wie  man  aus  der  in 
den  Jahren  1901  und  1902  so  sehr  gesteigerten  Bauthätigkeit  erkennen 
kann.  Eine  Ringbildung  der  Grundbesitzer,  um  gegen  die  unbequeme 
Bauordnung  Obstruktion  zu  treiben,  lässt  sich  aber  nicht  nachweisen. 

Ein  Grund  lokaler  Bedeutung,  der  aber  schliesslich  auch  generell 
zu  würdigen  ist,  dürfte  darin  zu  erkennen  sein,  dass  Bauunternehmer, 
welche  mit  grösseren  eigenen  Mitteln  arbeiteten,  in  Düsseldorf  kaum 
vorhanden  waren.  Freilich  gab  es  einzelne,  welche  eine  grosse  Anzahl 
von  Häusern  jährlich  aufführten,  aber  doch  nicht  in  ausreichender  Zahl, 
dass  in  den  Jahren  des  starken  Anwachsens  der  Bevölkerung  neben 
der  Befriedigung  des  augenblicklichen  Bedürfnisses  ein  angemessener 
Vorrath  disponibler  Wohnungen  sich  ergeben  hätte.  So  kam  es,  dass 
gerade  im  Jahre  1899  die  letzten  Reserven  erschöpft  und,  während 
zwar  weiter  gebaut  wurde  —  aber  in  geringerem  Umfange  als  es  nöthig 
gewesen  wäre  — ,  inzwischen  für  den  Einwohnerzuwachs  Räume  nicht  vor- 
handen waren. 

Das  Bauunternehmerthum  wurzelt,  wie  man  in  deutschen  Städten 
vielfach  betrachten  und  beobachten  kann,  vorwiegend  auf  lokalem  Boden : 
nur  jene  Baufirmen,  welche  öffentliche  Bauten  oder  herrschaftliche  Privat- 
gebäude errichten,  greifen  im  allgemeinen  über  den  Bezirk  der  Stadt 
ihres  Sitzes  hinaus.  So  kommt  es  auch,  dass  Wohnungen,  die  den 
modernen  Anforderungen,  namentlich  hinsichtlich  der  Durchbildung  des 
Grundrisses  durchaus  nicht  entsprechen,  in  einer  Stadt  immer  wieder  neu 
produzirt  werden,  während  in  einer  benachbarten  Stadt  solche  Fehler 
längst  vermieden  sind,  und  dass,  während  in  der  Nachbarstadt  ein  bes- 
serer Baugeschmack  eine  bessere  Facadengestaltung  hervorgerufen  hat, 
hier  noch  die  Bauweise  früherer  Jahrzehnte,  namentlich  die  Ueberladung 
schmalor  Miethhäuser  mit  architektonischen  Zierformen  ihre  Triumphe 
feiert. 

Diese  lokale  Gebundenheit  der  Bauunternehmung,  eine  Eigenthüm- 
lichkeit,  durch  die  sich  letztere  von  der  übrigen  Grossindustrie  unter- 
scheidet, deren  Ursachen  festzustellen,  hier  zu  weit  führen  würde,  kann, 
wenn  aus  zufälligen  Ursachen  die  vorhandenen  Unternehmer  versagen, 
zu  einer  grossen  Kalamität  führen. 

Eine  andere  Ursache,  welche  ebenfalls  mit  Beobachtungen  allgemeiner 
Art  zusammenhängt,  wird  doch  als  eine  zugleich  lokale  noch  erwähnt 
werden  müssen :  das  Misstrauen  der  Hypothekenbanken  gegen  die  Werth- 
ermittelung Bausachverständiger. 

Düsseldorf  ist  nicht  der  Sitz  eines  grösseren  Hypothekeninstituts. 
Die  städtische  Sparkasse  hat  zwar,  absolut  genommen,  bedeutende 
Kapitalien  ausgeliehen,  aber  doch  nur  einen  kleinen  Theil  des  Hypothek- 
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kreditbedürfnisses  decken  tonnen.  Die  heimischen  grossen  Bankinsti- 
tute, namentlich  auch  süddeutsche,  welche  in  den  Jahren  1885  bis  etwa 
1897  in  Düsseldorf  stark  beliehen  hatten,  namentlich  auf  Häuser  in  den 
vom  neuen  Bahnhof  in  das  Stadtinnere  führenden,  theilweise  sehr 
eleganten  Strassen,  waren  auf  das  Gutachten  Düsseldorfer  Sachverstän- 
diger angewiesen  gewesen.  Hatten  diese  Gutachten  schon  hinsichtlieh 
des  Bauwerthes  einen  gewissen  Optimismus  gezeigt,  so  waren  sie  doch 
hinsichtlich  der  Einschätzung  des  Grund  und  Bodens  besonders  über- 
trieben. Man  nahm  vielfach  die  erfahrungsgemäss  bei  Grossstädten  im 
Laufe  einer  Reihe  von  Jahren  eintretenden  Wertherhöhungen  als  zur 
Zeit  der  Schätzung  bereits  eingetreten  an,  und  so  wird  von  sachkundigen 
Personen,  namentlich  auch  von  solchen,  die  mitten  im  Baugeschäfte 
stehen,  versichert,  dass  die  Beleihungen  einzelner  Banken,  welche  auf 
Grund  solcher  Schätzungen  Unter  Einhaltung  der  verordnungsmässigen 
Beleihungssätze  gegeben  worden  waren,  dem  vollen  Werthe  der  Häuser 
nahezu  gleichkamen,  manchmal  aber  den  Betrag  überstiegen,  der  bei 
etwaigen  Subhastationen  mit  einiger  Sicherheit  als  Erlös  erwartet  werden 
konnte.  Mittlerweile  wird  die  in  den  letzten  Jahren  thatsächlich  ein- 
getretene Werthsteigerung  ausgleichend  gewirkt  haben.  Jedenfalls  war 
schliesslich  die  erwähnte  optimistische  Auffassung  der  Bausachverstän- 
digen, die  ja  auch  in  anderen  Städten  auftrat  und  bekanntlich  einen  der 
wundesten  Punkte  unseres  Hypothekenwesens  bildet,  nicht  unbemerkt 
geblieben  und  hatte  bei  den  soliden  Instituten  die  Geneigtheit  vermindert, 
in  Düsseldorf  zu  beleihen,  ein  Umstand,  der  im  Zusammenhang  mit  der 
Knappheit  der  den  Hypothekenbanken  zur  Verfügung  stehenden  Mittel 
schliesslich  dazu  führte,  dass  Bankgelder  auf  Düsseldorfer  Neubauten 
nicht  leicht  erhältlich  waren. 

Damit  berühren  wir  eine  generelle  Ursache  der  damaligen  Baunoth: 
Das  Fehlen  des  Kredits  für  fertige  und  für  im  Entstehen  begriffene 
Bauten.  Die  Hochfluth  der  industriellen  Bewegung  hatte  alle  verfüg- 
baren Geldmittel  für  die  eigentliche  Industrie  absorbirt,  letztere  bedurfte 
enormer  Summen  zur  Ausführung  der  ihr  gewordenen  Aufträge,  für  die 
Erweiterung  bestehender  Etablissements,  für  die  Gründung  neuer.  Da 
die  Gewinne  hohe  zu  werden  versprachen,  so  konnte  man  den  Geld- 
gebern hohe  Renten  versprechen,  sei  es  in  Form  hoher  Dividenden 
oder  reichlicher  Zinsen  bei  Begebung  von  Obligationen.  Das  Publikum 
seinerseits  ging  bekanntlich  noch  weit  über  die  Verheissungen  hinaus: 
es  kaufte  mit  Vorliebe  industrielle  Werthe  zu  ganz  übertriebenen 
Kursen.  Bei  dem  damaligen  Taumel  schien  diese  Geldanlage  kaum  minder 
sicher,  aber  viel  gewinnbringender  als  die  Investirung  von  Kapitalien  in 
Grund  und  Boden.  Die  Hypothekenbanken  konnten  aber  mehr  als  4% 
nicht  in  Aussicht  stellen.  Denn  wenn  auch  zweifellos  die  von  der  In- 
dustrie bezahlten  hohen  Löhne  ein  ausserordentliches  Anwachsen  der 
Miethpreise  zur  Folge  hatten,  so  beanspruchte  doch  den  alleinigen  Nutzen 
aus  diesen  Erhöhungen  der  Grundbesitz.  Die  Grundrente  hat  die  Ten- 
denz, einen  möglichst  grossen  Antheil  des  Einkommens  der  auf  den 
Grund  und  Boden,  sei  es  behufs  Anlage  industrieller  Einrichtungen,  sei 
es  zu  Wohnzwecken,  Angewiesenen  an  sich  zu  ziehen.  Hierdurch  ver- 
mehren sich  zunächst  trotz  der  günstigen  Verwerthungsverhältnisse  die 
Schwierigkeiten  des  Häusererbauers,  der  dem  Grundbesitzer  erhöhte  Preise 
zu  bezahlen  und  diese  irgendwie  aufzubringen,  bezw.  sicherzustellen  hat. 

Denn  im  allgemeinen  liebt  es  der  Grundbesitz  nicht,  sich  mit  dem 
Wohnungsbau  unmittelbar  zu  befassen.    Man  zieht  es  vor,  Baustellen 
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theuer  zu  verkaufen  und  für  seinen  Kaufschilling  möglichste  Sicherheit, 
bezw.  Baarzahlung  zu  erlangen. 

Die  Hypothekenbanken  ihrerseits  müssen  aber  auf  ersten  Hypotheken 
bestehen.  Der  Bauunternehmer  kann  —  wenigstens  in  solchen  Zeiten  der 
industriellen  Hochkonjunktur  —  sich  das  zur  Befriedigung  des  Grundeigen- 
thümers  erforderliche  Kapital  und  die  zur  Bauführung  erforderlichen  Be- 
träge nur  gegen  hohe  Vergütungen  verschaffen  und  ist  somit  nicht  in 
der  Lage,  zumal  er  das  ganze  Risiko  des  Baues  und  der  baldigen  Erlan- 
gung einer  hohen,  der  Bemessung  des  Grundwerthes  entsprechenden  Rente 
trägt,  der  ersten  Hypothek  höhere  Zinsen  zu  bezahlen.  Jedenfalls  wäre 
bei  Fortdauer  der  damaligen  Verhältnisse  längere  Zeit  erforderlich  ge- 
wesen, um  die  Konsequenzen  derselben  hinsichtlich  der  Grundwerthe  und 
des  Zinssatzes  erster  Hypotheken  voll  zu  verwirklichen. 

Die  Hypothekenbanken  konnten  in  jenen  Tagen  ihre  Pfandbriefe  nicht 
sogleich  höher  als  zu  4  %  verzinslich  stellen.  Das  Publikum  aber,  das 
im  allgemeinen  die  Pfandbriefe,  soweit  es  sich  um  die  Frage  der  Sicherheit 
handelt ,  hinter  den  Staats-  und  Kommunalpapieren  rangiren  lässt,  neigte 
sich,  wie  erwähnt,  den  höher  verzinslichen  Industriepapieren  zu,  und  die 
Hypothekenbanken  fanden  weniger  Absatz  für  ihre  Schuldverschreibungen. 
Sie  konnten  somit  weniger  Geld  ausleihen  und  bei  den  ihnen  noch  mög- 
lichen Ausleihungen  wählerischer  sein  hinsichtlich  der  Objekte,  welche 
beliehen  werden  sollten.  So  zeigte  sich  die  Erscheinung ,  dass  in  einer 
Zeit,  in  welcher  hohe  Löhne  hohe  Miethen  ermöglichten,  demnach  dem 
Grundbesitz  eine  gute  Rente  in  Aussicht  stand,  doch  das  Geld  sich  nicht 
fand,  um  diese  Rente  zu  realisiren.  Dass  unter  diesen  Umständen  Neu- 
bauten, richtiger  im  Bau  begriffene  Häuser,  schwer  eine  Hypotheken- 
beleihung  erlangen  konnten,  bezw.  dass  Bauunternehmer,  welche  bauen 
wollten,  schwer  das  Versprechen  erhielten,  Baugelder  zu  empfangen,  liegt 
auf  der  Hand.  Die  deutschen  Hypothekeninstitute  sind  auch  in  nor- 
malen Zeiten,  und  man  wird  ihnen  das  nicht  verübeln  können,  zunächst 
weniger  geneigt,  Gelder  auf  unfertige  Bauten  als  solche  auf  fertige  Wohn- 
häuser zu  leihen. 

Infolge  dieser  Umstände  war  damals  der  Bauunternehmer,  der  nicht 
im  Besitze  reicher  Mittel  war,  in  grosser  Verlegenheit.  Er  vermochte 
kaum  auf  seine  etwa  fertigen  mit  eigenen  Mitteln  errichteten  Häuser 
Hypotheken  zu  erhalten,  welche  ihm  dann  die  Ausführung  weiterer 
Häuser  ermöglicht  hätten,  geschweige  denn,  dass  er  Versprechen  für  Be- 
leihungen erst  zu  erbauender  Häuser  auch  für  den  Zeitpunkt  ihrer 
Fertigstellung  bei  den  Hypothekeninstituten  erlangen  konnte.  Damit  war 
bei  der  nun  einmal  vorhandenen,  wenn  auch,  wie  wir  sehen,  sehr 
lückenhaften  Organisation  des  Kredits  die  so  wichtige  Funktion  des 
städtischen  Häuserbaues  stark  gefährdet. 

Die  Gemeinden  können  nun  freilich  nicht  überall,  wo  wirtschaft- 
liche Schwierigkeiten  sich  ergeben,  eingreifen,  aber  dass  das  Interesse 
einer  Gemeinde  ein  sehr  erhebliches  ist,  für  ihre  Einwohner  die  ent- 
sprechenden Wohnungen  gesichert  zu  sehen,  kann  nicht  geleugnet 
werden. 

Welche  Stellung  man  immer  zu  der  Frage  einnehmen  mag ,  wie  weit 
die  Gemeinden  wirthschaftliche  Unternehmungen  betreiben  sollen,  man 
wird  doch  angesichts  des  Versagens  des  gewöhnlichen  Organismus  einer 
für  das  Gedeihen  einer  Gemeinde  unbedingt  gebotenen  Einrichtung  das 
Eintreten  der  Gemeinde  wenigstens  auf  so  lange,  bis  jene  Funktionen 
wiederum   normal   erfüllt   werden,   und   die  Vorsorge,   dass  bei  einer 
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etwaigen  Wiederholung  ähnlicher  Verhältnisse  nicht  gleiche  Uebelstände 
erwachsen,  nicht  tadeln  dürfen. 

Die  Frage,  ob  nicht  überhaupt  die  Städte  ihren  Kredit  sich  dienst- 
bar machen  sollen,  um  als  Geldgeber  aufzutreten  für  Wohnhausbauten 
innerhalb  ihres  Bezirkes,  die  Frage  weiter,  in  welchen  Formen  dies  ge- 
schehen kann  und  innerhalb  welcher  Grenzen  oder  ob  die  Städte  etwa 
für  solche  Zwecke  Unternehmungen  ins  Leben  rufen,  sich  an  ihnen  be- 
theiligen, ihnen  städtische  Grundflächen  zur  Verfügung  stellen  können, 
diese  Fragen  schieden  aus  der  Erörterung  aus,  als  die  städtische  Ver- 
waltung Düsseldorfs  lediglich  die  Konsequenzen  der  in  Düsseldorf  her- 
vorgetretenen Erscheinungen  zog  und  sich  entschloss,  zunächst  bis  zum 
Betrage  von  20000000  Mark  Darlehen  auf  im  Gemeindebezirk  gelegene 
fertige  und  im  Bau  begriffene  Wohnhäuser  zu  gewähren.  Sie  hatte 
lediglich  die  Absicht,  eine  Lücke  auszufüllen,  welche,  wie  sich  zeigte, 
die  vorhandene  wirthschaftliche  Organisation  gelassen  hatte;  sie  wollte 
weder  hinsichtlich  der  Geschäftsgebahrung  noch  der  Darlehensgrund- 
lagen von  den  Gepflogenheiten  der  Hypothekkreditinstitute  abgehen, 
diesen  also  nicht  in  der  Weise  Konkurrenz  schaffen,  dass  sie  dieselben 
unterbot.  Sie  wollte  lediglich  den  Kredit  der  Stadt  und  die  besonderen 
Kenntnisse  und  Hilfsmittel,  welche  die  auf  eine  aus  allen  Berufskreisen 
zusammengesetzte  Vertretung  sich  stützende  städtische  Verwaltung  be- 
sitzen muss,  verwerthen,  um  den  vorhandenen  Nothstand  zu  beseitigen 
und  gegebenenfalls  nicht  wieder  neue  Missstände  aufkommen  zu  lassen, 
wie  sie  im  Jahre  1899  so  unangenehme  Folgen  gezeigt  hatten.  Es 
waren  dieselben  Erwägungen,  welche  zur  selben  Zeit  die  Stadt  Düssel- 
dorf zur  Erbauung  einer  Anzahl  von  Wohnhäusern  mit  ungefähr  150  Woh- 
nungen veranlassten. 

Ob  sich  aus  dem  Vorgehen  der  Stadt  Düsseldorf,  welches  die  Billi- 
gung der  Königlich  preussischen  Eegierung  gefunden  hat,  weitere  Kon- 
sequenzen ergeben,  ob  insbesondere  die  vorhandenen  Beschränkungen 
aufgegeben  und  jene  allgemeinen  Fragen  näher  ins  Auge  gefasst  werden, 
das  wird  die  Zukunft  ergeben. 

Aus  den  nachfolgenden  „allgemeinen  Bemerkungen",  von  welchen  die 
Vorlage  der  städtischen  Verwaltung  an  die  Stadtverordnetenversamm- 
lung begleitet  war,  sind  die  damals  maassgebenden  Motive  und  die 
Grundzüge  der  getroffenen  Einrichtung  ersichtlich. 


Allgemeine  Bestimmungen 
über  die 

Gewährung  von  hypothekarischen  Dahrlehen  durch  die 
Stadt  Düsseldorf. 


Im  Gegensatz  zu  früheren  Zeiten  hat  die  Entwicklung  des  modernen  Ver- 
kehrs dazu  geführt,  dass  die  Erbauung  von  Wohngebäuden  namentlich  in  grossen 
Städten  in  der  Hauptsache  nichts  anderes  ist  als  ein  Zweig  der  Industrie.  So 
gut  wie  andere  bedarf  auch  der  Bauunternehmer  des  Kredits.  Die  Kredit- 
gewährung hat  sich  aber  beim  Häuserbau  nicht  in  gleicher  Weise  entwickelt 
wie  bei  der  Industrie  im  engeren  Sinne  des  Wortes.  Bei  dieser  sind  die  Ge- 
winnchancen und  das  Risiko  des  Kredits  häufig  schwerer  zu  übersehen  als 
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beim  Hausbau.  Das  Kapital  bedurfte  und  bedarf  noch  vielfach  zur  Betheiligung 
an  der  Industrie  der  Ermuthigung  durch  grosse  Geldinstitute;  es  verlangte  bei 
der  Uebernahme  von  Aktien  und  auch  von  Obligationen  die  Aussicht  auf  einen 
dem  Risiko  entsprechenden  höheren  Gewinn.  Bei  fest  begründeten,  gut  gelei- 
teten Unternehmungen  ist  dieser  Gewinnanspruch  allmählich  ein  kleinerer  ge- 
worden. —  Nicht  Jeder  wollte  und  nicht  alles  sollte  man  in  Industriepapieren 
anlegen.  Neben  dem  Staats-  und  Kommunalkredit  erschien  namentlich  der 
Kredit  auf  Gebäude  besser  fundirt.  Auf  einen  Theil  des  Werthes  von  Grund- 
stücken konnte  man  Geld  fast  ohne  Risiko  leihen.  Für  diesen  Theil  sind  auch 
früher  billige  Privatgelder  unschwer  zu  erlangen  gewesen;  dann  bei  der  zu- 
nehmenden Häuserproduktion  trat  auch  hier  der  Handel  vermittelnd  ein.  Er 
nützte  die  geringen  Ansprüche  des  Publikums  auf  Nutzen  aus  einem  absolut 
sicheren  Kredit  aus,  begnügte  sich  mit  einem  für  den  einzelnen  Kreditnehmer 
nicht  erheblichen  Nutzen  und  verzinste  doch  seine  verhältnissmässig  geringen 
Betriebsmittel  reichlich.  Die  auf  solche  Weise  seit  wenigen  Jahrzehnten  arbei- 
tenden Hypothekenbanken  haben  eine  wirthschaftlich  unerlässliche  Aufgabe  gut 
gelöst.  Freilich  für  den  zweiten  Theil  des  Werthes  der  Grundstücke  ver- 
schafften auch  diese  Banken  Kredit  zumeist  nicht.  Die  Neigung  des  Publikums 
zu  diesem  Kreditzweig  war  eine  geringere.  Das  rasche  Anwachsen  der  Städte 
und  das  unerwartete,  unglaubliche  Steigen  der  Preise  des  städtischen  Bodens 
Hessen  die  Befürchtung  nicht  zur  Ruhe  kommen,  dass  es  sich  um  phänomenale, 
vorübergehende  Erscheinungen  handle.  —  dass  der  augenblickliche  Werth  nicht 
bestehen  bleiben  könne,  dass  der  „Krach"  kommen  müsse.  Auch  heute,  wo 
diese  Befürchtungen  durch  Jahrzehnte  nicht  zur  Wahrheit  geworden  sind,  ist 
dieser  Kredit  nicht  organisirt.  Das  Grosskapital  hat  sich  dem  Häuserbau  nur 
vereinzelt  zugewendet  aus  einem  im  Folgenden  anzudeutenden  Grunde.  Dagegen 
fanden  sich  Private  und  kleinere  Bankiers,  die  ohne  oder  gegen  Sicherheit  mit 
beträchtlichem  höheren  Nutzen  solchen  Kredit  gewährten;  die  mangelnde  Orga- 
nisation ist  mit  die  Ursache,  dass  das  sogenannte  Bauschwindlerthum  mit  seinen 
trüben  Erscheinungen  gross  geworden  ist.  zumal  die  Lücke  der  Kreditorganisation 
theilweise  nicht  bloss  für  den  Theil  des  Werthes ,  sondern  auch  für  den  ersten 
in  so  lange  vorhanden  ist,  als  das  Haus  im  Entstehen  begriffen  ist. 

Immerhin  kam  in  den  Städten  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Bauthätigkeit 
den  Anforderungen  nach,  welche  der  Zuzug,  die  Mehrung  der  Bevölkerung,  die 
Ausdehnung  der  Industrie  stellten.  Erst  in  allerjüngster  Zeit  scheint  dies  an- 
ders werden  zu  sollen.  Der  Gewinn,  welchen  die  Grossindustrie  durch  die  über- 
aus günstigen  Konjunkturen  erzielt  hatte,  Hess  dem  Publikum  das  Risiko  immer 
geringer  erscheinen,  das  bisher  mit  dem  Besitze  von  Industriewerthen  verknüpft 
schien.  Immer  mehr  tritt  die  Neigung  hervor,  die  nieder  verzinslichen,  sicheren 
Anlagewerthe  aufzugeben  und  die  immerhin  noch  erheblich  höheren  Nutzen  ver- 
heissenden  industriellen  Werthe  zu  erwerben.  Die  Wohnungsindustrie  kann 
solchen  Nutzen  nicht  bieten.  Denn  wenn  auch  die  Wohnungsmiethen  in  den 
grossen  Städten  erheblich  gestiegen  sind,  so  nahm  doch  einstweilen  der  Grund- 
besitz in  Form  der  steigenden  Grundpreise  diesen  Nutzen  für  sich  in  Anspruch 
und  scheint  vorerst  nicht  gewillt,  diesen  Anspruch  aufzugeben.  So  verspricht 
der  Häuserbau  auch  heute  nicht  den  Nutzen,  welchen  die  Industrie  noch  ab- 
wirft. Auf  diese  Weise  ist  es  erklärlich,  dass  die  Emission  der  durch  städtische 
Hypotheken  gesicherten  Pfandbriefe  zu  einem  für  die  Bank  gegenüber  den  er- 
zielbaren Hypothekenzinsen  noch  vortheilhaft  erscheinenden  Zinsfuss  ins  Stocken 
zu  gerathen  begann,  damit  auch  der  Häuserbau  selbst,  zumal  auch  das  Privat- 
kapital sich  mehr  und  mehr  von  diesem  Geschäftszweig  zurückzog. 

Die  Verhältnisse  können  allmählich  Kalamitäten  hervorrufen,  deren  Besei- 
tigung eine  Sorge  der  Stadtverwaltung  und  der  Staatsregierung  bilden  muss. 
Das  radikale  Mittel,  das  nicht  nur  von  sozialdemokratischer  Seite  vorgeschlagen 
wird,  die  Enteignung  des  noch  unbebauten  städtischen  Geländes  durch  die 
Städte  und  die  Erbauung  der  Wohnhäuser  durch  diese  ist  nicht  weiter  zu  er- 
örtern. Aber  ein  anderes  Mittel  muss  ernstlich  in  Betracht  gezogen  werden: 
den  städtischen  Kredit  dem  Wohnhaus  bau  dienstbar  zu  machen.  Der  durch 
Hypotheken   und   die  Steuerkraft   einer  grossen   angesehenen  Stadt  gedeckte 
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Kredit  ist  immerhin  ein  grösserer  Anreiz,  sich  mit  einem  massigeren  Zinse  zu 
begnügen,  als  der  Kredit,  der  ausschliesslich  auf  Hypotheken  und  ein  verhält- 
nissmässig  kleines  Grundkapital  fundirt  ist.  Auch  wird  das  Vertrauen  zu  einer 
städtischen  Geschäftsführung  ein  unbedingtes  sein.  Die  Stadt  hat  überdies  bei 
ihrem  Kredit  den  gesetzlichen  Vortheil,  dass  die  städtischen  Schuldverschrei- 
clungen  Mündelsicherheit  gemessen. 

Die  Frage,  ob  eine  Stadt  sich  am  Bodenkredit  betheiligen  kann,  ist  im 
Prinzip  insofern  bereits  gelöst,  als  die  städtischen  Sparkassen  längst  dieses 
Geschäft  betreiben.  Auch  hier  haftet  die  Stadt  den  Kreditgebern  (Sparein- 
legern) und  trägt  somit  das  Risiko  der  Darlehnshingabe.  Aber  die  Art  der  Auf- 
bringung der  Mittel  bedingt  naturgemäss  einen  engeren  Rahmen  als  jenen,  der 
erforderlich  ist,  um  den  städtischen  Häuserbau  zu  fördern.  Somit  muss  hier 
von  dieser  Erscheinungsform  abgesehen  werden.  Eine  andere  Form  wäre  die 
Bildung  einer  Genossenschaft  städtischer  Grundbesitzer.  Ein  solches  Institut 
würde  ein  Vorbild  finden  in  den  Genossenschaften  ländlicher  Grundbesitzer, 
welche,  mit  Korporationsrechten  und  Privilegien  ausgestattet,  heute  noch  die 
Hauptträger  des  landwirthschaftlichen  Bodenkredites  sind.  Alle  Vorzüge  einer 
genossenschaftlichen  Vereinigung  kämen  auch  dieser  Genossenschaft  zu  statten: 
vorsichtige  und  doch  nicht  allein  von  der  Vorsicht  ausgehende  Geschäftsgebah- 
rung,  welche  dem  gemeinsamen  Risiko  und  dem  gemeinsam  zu  fördernden 
Zwecke  entspricht,  die  Kenntniss  und  die  richtige  Einschätzung  der  für  den 
Werth  maassgebenden  Umstände.  Allein  eine  solche  Genossenschaft  zu  orga- 
nisiren,  ist  kaum,  möglich.  Auch  lässt  das  Reichshypothekenbankgesetz  die 
Ausgabe  von  Inhaberschuldverschreibungen  zur  Gewährung  von  Hypotheken- 
darlehen durch  eine  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftung  nicht  zu. 

Die  Stadtgemeinde,  welche  alle  Grundbesitzer  umfasst,  ist  der  natürliche 
Ersatz  einer  solchen  Genossenschaft.  Sie  ersetzt  auch  auf  anderen  Gebieten 
eine  besondere  Vereinigung;  denn  die  Versorgung  der  Häuser  mit  Wasser,  die 
Entwässerung,  die  Zuführung  von  Licht  und  Kraft  könnte  auch  auf  genossen- 
schaftlichem Wege  erfolgen.  Die  Organisation  der  Gemeinde  ersetzt  bequem 
die  Organe  einer  Genossenschaft.  Auch  vereinigt  sich  in  der  Vertretung  der 
Stadt  jene  Kenntniss  und  jenes  Urtheil,  welche  von  so  grosser  Bedeutung  sind 
für  die  Erreichung  des  angedeuteten  Zweckes.  Eine  städtische  Kommission, 
unterstützt  durch  Sachverständige,  deren  Beihülfe  ja  auch  keine  andere  Orga- 
nisation entbehren  kann,  würde  sehr  wohl  in  der  Lage  sein,  das  Kreditbedürf- 
niss  zu  befriedigen  und  die  Sicherheit  des  Darlehens  aufrecht  zu  erhalten.  Freilich 
könnte  dieser  Kredit  auch  von  der  Stadt  nicht  ohne  alle  Einschränkung  gewährt 
werden.  Schon  um  die  erforderliche  Bewilligung  zur  anlehensweisen  Beschaffung 
der  Betriebsmittel  zu  erlangen,  und  auch  aus  Gründen  der  vorsichtigen  Ge- 
schäftsführung wird  auch  eine  städtische  Einrichtung  sich  im  allgemeinen  den 
Beschränkungen  unterwerfen  müssen,  welche  gesetzlich  für  die  Hypotheken- 
banken festgesetzt  sind.  Die  Darlehen  werden  also  in  der  Regel  60%  des  be- 
liehenen  Werthes  nicht  übersteigen  dürfen.  Zur  Beurtheilung  dieser  Werthe 
aber  dürfte  eine  städtische  Kommission  wohl  besser  in  der  Lage  sein ,  als  die 
Direktion  einer  anderwärts  ansässigen  Bank,  die  in  der  Hauptsache  auf  das 
Urtheil  ihres  Agenten  angewiesen  ist. 

Ist  die  Stadtgemeinde  auch  ihrerseits  nicht  in  der  Lage,  die  in  der  Orga- 
nisation des  Bodenkredits  bestehende  Lücke  hinsichtlich  der  Beleihung  der 
zweiten  Werthshälfte  vollständig  auszufüllen,  so  kann  sie  doch  einen  sehr  wich- 
tigen Zweig  pflegen,  der  für  ausserhalb  der  Stadt  ansässige  Gesellschaften  be- 
sonders schwierig,  aber  für  die  Wohnungsfrage  von  grösster  Bedeutung  ist: 
die  Hergabe  von  Baugelderdarlehen.  Das  Hypothekenbankgesetz  begünstigt 
diese  Art  von  Darlehen  nicht;  es  schliesst  dieselben  nicht  aus,  begrenzt  aber 
ihren  Umfang.  Die  Beschränkung  dient  dem  Schutze  der  Pfandbriefgläubiger; 
der  Gesetzgeber  hält  die  Beurtheilung  der  Frage,  ob  Baugelder  auf  einer  reellen 
Grundlage  ruhen,  für  schwierig,  befürchtet,  dass  unfertige  Häuser  im  Subbasta- 
tionswege  von  den  Banken  erworben  werden  müssen,  dass  die  für  Baugelder 
bezahlten  höheren  Zinsen  einen  besonderen  Anreiz  bieten,  zahlreiche  derartige 
Darlehensgeschäfte,  oft  zweifelhafter  Güte,  abzuschliessen.  wodurch  Kapital  und 
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Zinsforderung  der  Pfandbriefinhaber  gefährdet  werden  können.  Solche  Bedenken 
stehen  aber  einem  städtischen  Betriebe  nicht  in  gleichem  Maasse  entgegen.  Die 
Absicht,  möglichst  hohe  Gewinne  zu  erzielen,  liegt  der  Stadtgemeinde  fern. 
Die  Leitung  ist  wohl  in  der  Lage,  zu  erkennen,  wo  ein  Darlehen  bedenklich 
ist,  wo  nicht.  Vermögen  und  Steuerkraft  der  Stadt  decken  den  Kreditgeber. 
—  Zur  Zeit  pflegen  eine  grössere  Anzahl  erster  Banken  diesen  Kreditzweig 
überhaupt  nicht.  Sie  haben  es  nicht  nöthig.  Andere  Banken  geben  solche  Dar- 
lehen in  sehr  mässigem  Umfange.  Dass  Kreditgebung  zur  Erbauung  von  Wohn- 
häusern volks wirthschaftlich  ebenso  gerechtfertigt  ist,  wie  bei  sonstigen  Unter- 
nehmungen, bedarf  keiner  weiteren  Ausführung.  Die  bestehende  Lücke  ist 
schädlich;  sie  bewirkt,  dass  oft  Leute,  die  nichts  zu  verlieren  haben,  sich  dem 
Unternehmen  des  Wohnhausbaues  widmen.  Eine  lokale  Einrichtung  ist  zur 
Ausfüllung  dieser  Lücke  besonders  geeignet.  Ihre  Organe  kennen  Objekt  und 
Person.  Auch  können  die  Darlehensbedingungen  Vorsorge  treffen,  dass  Miss- 
bräuche möglichst  vermieden  werden.  Immerhin  dürfte  es  angezeigt  sein, 
weniger  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahren  dieser  Art  der  Kreditgewährung,  als 
auf  die  zur  Zeit  noch  vorherrschende  Meinung,  die  Baugelderdarlehen  auf  einen 
Theil  der  zu  gewährenden  Hypothekendarlehen  zu  beschränken.  Da  zur  Zeit 
für  diese  eine  Gesammtsumme  von  20  000  000  M.  in  Aussicht  genommen  wird, 
so  wird  es  sich  empfehlen,  einstweilen  bis  zu  etwa  4  000  000  M.  für  solche  Dar- 
lehen zu  verwenden.  Solche  Hypotheken  rücken  übrigens  naturgemäss  bald  in 
die  Reihe  der  völlig  normalen  ein. 

Man  kann  nun  verschiedene  Bedenken  erheben.  Die  Stadt  übernehme  eine 
Fürsorge,  die  ihr  zu  schwer  sei.  erwecke  Hoffnungen,  welche  sie  nicht  erfüllen 
könne,  erhöhe  ihre  Schuldenlast,  schädige  ihren  Kredit.  Zu  letzterem  Einwurf 
ist  sofort  zu  bemerken,  dass  es  niemals  auf  die  absolute  Höhe  des  Schulden- 
standes einer  Stadt  ankommt,  sondern  immer  nur  darauf,  wie  derselbe  fundirt 
ist.  Eine  Fundirung  durch  erste  Hypotheken  ist  eine  sehr  gute.  Die  Steuer- 
kraft und  das  Vermögen  würden  auch  zur  Deckung  von  weiteren  nicht  fun- 
dirten  20  Millionen  Schulden  ausreichen.  Von  einer  Schädigung  des  Kredits 
kann  ernstlich  keine  Rede  sein;  eine  bedenkliche  Geschäftsgebahrung,  welche 
die  Stadt  in  schlechten  Ruf  bringen  könnte,  ist  wohl  ausgeschlossen.  Auch 
ist  die  Stadt  durch  die  in  Aussicht  genommene  Beleihung  von  Immobilien 
nicht  verbunden,  jeden  Kreditanspruch  zu  befriedigen.  Die  Stadt  soll  die  Erlan- 
gung des  Kredits  erleichtern ;  einen  solchen  unter  allen  Umständen  auch  in  nor- 
maler Höhe  zu  garantiren,  kann  ihr  nicht  zugemuthetwerden. 

„Bei  Krisen  werden  der  Stadt  viele  Häuser  zufallen;  eine  Zerrüttung  der 
Finanzen  werde  dann  unvermeidlich  sein."  Ein  derartiges  Bedenken  könnte  mau 
auch  bei  anderen  städtischen  Unternehmungen,  deren  Prosperität  von  dem  Ge- 
deihen der  Stadt  abhängt,  erheben.  Man  hat  es  aus  guten  Gründen  nicht 
gethan.  Düsseldorf  entwickelt  sich  stetig  und  günstig.  Es  ist  nicht  ausschliess- 
lich Industriestadt  und  hängt  nicht  von  dem  Blühen  irgend  eines  bestimmten 
Industriezweiges  ab.  "Sollten  einst  für  die  Industrie  weniger  glänzende  Zeiten 
kommen,  so  würde  dies  für  Düsseldorf  keine  Katastrophe  bedeuten.  Aber  nimmt 
man  selbst  an,  dass  in  Düsseldorf  bei  einem  Stillstand  grosser  Industriezweige 
zahlreiche  Existenzen  ins  Wanken  gerathen,  so  dürfte  eine  Krisis  leichter  und 
weniger  verhängnissvoll  für  die  Betroffenen  und  für  die  Stadt  überwunden 
werden,  wenn  die  Stadt  Kreditgeberin  bei  zahlreichen  Häusern  ist,  als  wenn  die 
verschiedenen  Hypothekenbanken  die  Rückzahlung  ihrer  Kapitalien  fordern  und 
die  Subhastation  der  Anwesen  betreiben  würden.  Für  solche  Fälle  werden  für 
den  neuen  Geschäftszweig  Reserven  anzusammeln  sein,  die  stark  genug  sein 
werden,  um  ein  temporäres  Ausfallen  von  Zinsen  bei  einer  Anzahl  von  Objekten 
zu  ertragen.  Auch  davon  kann  nicht  wohl  die  Rede  sein,  dass  bei  einem 
grösseren  Bankinstitute  das  Risiko  sich  auf  viele  Städte  vertheile,  so  dass  eine 
Krisis  in  einer  Stadt  nicht  erheblichen  Schaden  anrichten  könne.  Einer  rein 
lokalen  Krisis  in  Düsseldorf  kaum  ausgesetzt.  Eine  grosse  Industriekalamität 
wurde  aber  sicherlich  in  zahlreichen  Städten  gleichzeitig  wirken,  und  zwar  in 
vielen  stärker  als  in  Düsseldorf.  Uebrigens  haben  sich  auch  grosse  Bankinstitute 
thatsächlich  auf  eine  grosse  Stadt  beschränkt.    So  hat  die  bayerische  Handels- 
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bank  zu  München  fast  ihren  ganzen  Hypothekenbestand  von  ca.  140  Millionen 
Mark  in  München  placirt,  obwohl  dort  noch  andere,  grössere,  ältere  Anstalten 
ebenfalls  sehr  hohe  Summen  untergebracht  haben.  Die  Handelsbank  hat  in  Kon- 
kurrenz mit  diesen  vielleicht  weniger  ängstlich  gearbeitet;  gleichwohl,  hat  sie 
seit  15  Jahren  nicht  ein  einziges  Objekt  erwerben  müssen. 

Auch  die  Befürchtung  ist  unbegründet,  dass  eine  einheimische  Leitung  zu 
optimistisch  verfahren  werde,  während  eine  auswärtige  vorsichtiger  operire. 
Die  grössere  Kenntniss  ist  bei  ersterer.  Das  Vertrauen,  dass  sie  nicht  blind 
jeden  angegebenen  Werth  als  richtig  ihren  Entschliessungen  zu  Grunde  legt, 
darf  man  zur  verwaltenden  Kommission  haben. 

Soll  die  Stadt  Gewinn  nehmen?  Der  genossenschaftliche  Gedanke  würde 
zur  Verneinung  dieser  Frage  führen.  In  der  That  hat  die  Stadt  Berlin  ihr 
Pfandbriefamt  auf  dieser  Grundlage  aufgebaut.  Allein  das  Beispiel  Berlins  ist 
nicht  wohl  nachzuahmen.  Berlin  hat  ein  sehr  komplizirtes  System  eingerichtet, 
auf  Ansammlung  eines  Reservefonds  thatsächlich  verzichtet,  nur  auf  Beleihung 
erstklassiger  Gebäude  Bedacht  genommen,  für  welche  eine  mehrjährige  Rente 
nachgewiesen  werden  kann.  Infolge  dessen  müssen  die  Eigenthümer  zunächst 
einen  anderweitigen  Kredit  nachsuchen,  von  dem  sie  sich  häufig  nicht  ohne 
weiteres  befreien  können.  So  hat  das  Berliner  Pfandbriefinstitut  einen  verhält- 
nissmässig  nicht  grossen  Geschäftsumfang  erreicht  (ca.  100  000  000  M.). 

Bei  einem  Verzicht  auf  Gewinn  wird  für  den  einzelnen  Darlehensnehmer 
nicht  viel  erspart.  Mehr  als  1U°lo  kann  als  Gewinn  nicht  wohl  in  Betracht 
kommen.  Bei  einer  Hypothek  von  100  000  M.  ergiebt  dies  eine  jährliche  Ein- 
sparung von  250  M.  Ein  solcher  Betrag  fällt  bei  dem  Einzelnen  nicht  sehr  ins 
Gewicht.  Die  städtische  Betriebsverwaltung  kann  aber  hierdurch  eine  Verstär- 
kung ihrer  Reserven  herbeiführen.  Es  besteht  aber  auch  gar  kein  besonderer 
Anlass,  dem  Einzelnen  bei  Benutzung  der  städtischen  Einrichtung  wesentlich 
billigere  Bedingungen  zu  gewähren,  als  solche  für  normale  Hypotheken  bei  den 
grossen  Hypothekenbanken  angeführt  sind.  Die  koulante  Erledigung  jedes  An- 
trages, die  wohlwollende  Würdigung  aller  Gesuche  und  Wünsche,  die  Sicher- 
heit auf  ständiges  Entgegenkommen  und  ruhigen  Genuss  des  Darlehens  rechnen 
zu  dürfen,  ausserdem  die  Möglichkeit,  auch  für  Neubauten  und  Bauplätze  Dar- 
lehen erhalten  zu  können,  sind  hinlängliche  Vortheile,  welche  die  städtische 
Einrichtung  wohl  beliebt  machen  werden.  Ueberdies  wird  vorgeschlagen,  dem 
Schuldner  zu  gestatten,  seine  Schuld  jeder  Zeit  in  Schuldverschreibungen  der 
Kreditanstalt  abzutragen,  ein  Vortheil,  den  nicht  alle  Bankanstalten  gewähren 
und  der  ermöglicht,  die  jeweilige  Lage  des  Geldmarktes  auszunutzen. 

Die  Begründung  des  neuen  Verwaltungszweiges  würde  sich  einfach  ge- 
stalten: Die  Stadtverordnetenversammlung  beschliesst,  nach  Maassgabe  der  bei- 
liegenden Satzungen  Hypothekengeschäfte  zu  betreiben.  Eine  Geschäftsordnung 
für  die  zu  bildende  Deputation,  eine  Anweisung  für  die  Werthsermittelung  der 
Grundstücke,  die  Normen  für  die  regelmässigen  Darlehnsbedingungen.  der  Wort- 
laut der  auszugebenden  Schuldverschreibungen  sind  ausgearbeitet.  Auf  Grund 
der  Satzung  wird  die  Genehmigung  zur  Aufnahme  einer  Anleihe  vom  Bezirks- 
ausschuss  und  alsdann  vom  Staatsministerium  erbeten.  Die  Schuldverschrei- 
bungen lauten  auf  den  Namen  der  Stadt  Düsseldorf  und  werden  garantirt  durch 
die  Stadt  Düsseldorf,  ihr  Vermögen  und  ihre  Steuerkraft.  Sie  sind  tilgbar  im 
Wege  der  Verloosung,  jedoch  nur  nach  Maassgabe  der  rückfliessenden  Darlehen. 
Ein  Betrag  von  20  000  000  M.  wird  auf  geraume  Zeit  wohl  ausreichen  und  über 
den  augenblicklichen  Mangel  des  Kredits  und  die  Flauheit  der  Bauthätigkeit  hin- 
weghelfen. Die  wirkliche  Aufnahme  dieser  20  000  000  M.  erfolgt  successive  nach 
Maassgabe  der  gewährten  Darlehen. 

Ausserdem  ist  es  räthlich,  zur  Fundirung  des  Instituts  eine  grössere 
Summe,  etwa  1  000  000  M.,  aus  dem  Reservefond  der  Stadtkasse  zu  bestimmen. 
Diese  Reserve  wächst  durch  den  Gewinn  und  die  Zinsen  in  der  Weise,  dass  der 
halbe  Jahresüberschuss  der  Reserve,  der  andere  der  Stadtkasse  dauernd  zufliesst. 

Eine  Deputation  unter  dem  Vorsitz  des  Oberbürgermeisters  besorgt  die 
laufenden  Geschäfte  jeder  Art.    Sie  ist  mit  wenigen,  aber  sachkundigen  Mit- 
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gliedern  zu  besetzen,  die  sich  rasch  versammeln,  eventuell  auch  im  Zirkular- 
wege beschliessen. 

Die  Kassengeschäfte,  zu  welchen  auch  die  Anlage  verfügbarer  Mittel  gehört, 
besorgt  die  Stadtkasse.  An  Beamten  wird  einstweilen  ein  Sekretär  zur  Bear- 
beitung der  Darlehnsgesuche  erforderlich  sein;  bei  grösserer  Ausdehnung  wird 
eine  Vermehrung  eintreten  müssen.  Sachverständige,  deren  Schätzungen  einer- 
seits nicht  zu  ängstlich,  andererseits  aber  dem  wirklichen,  nicht  einem  fiktiven 
Werthe  entsprechend  sind,  werden  neben  dem  eigenen  Urtheil  der  Deputations- 
mitglieder eine  sichere  Grundlage  für  die  Beleihungen  bieten.  Sie  werden  auf 
dem  Wege  der  Honorirung  der  Einzelgutachten  mit  besonderer  Sorgfalt  zu  ge- 
winnen sein.    Im  übrigen  ist  auf  den  Entwurf  der  Satzungen  zu  verweisen. 

Düsseldorf,  im  März  1900. 


VI.  Der  Wohnungsbau  bei  der  Ansiedelung 
landwirtschaftlicher  Arbeiter  im  Grossherzog- 
thum Oldenburg. 


Von  Reg.-Rath  Düttmann  in  Oldenburg. 


Das  Schwergewicht  der  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungs- 
frage liegt  thatsächlich  in  der  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 
in  den  Städten  und  denjenigen  ländlichen  Bezirken,  welche  eine  dichte 
industrielle  Bevölkerung  haben.  Wenn  damit  eine  gewisse  Einseitigkeit 
gegeben  ist,  welche  von  keiner  Seite  beabsichtigt  ist,  vielmehr  nicht 
selten  lebhaft  bedauert  wird,  so  ist  es  wohl  nicht  unangebracht,  die 
Kongressverhandlungen  zu  vervollständigen  durch  einen  Bericht  über 
Unternehmungen  zur  Schaffung  guter  Wohnungen  auf  rein  landwirth- 
schaftlichen  Gebieten.  Eine  etwas  breitere  Darstellung  der  Verhältnisse, 
als  sonst  nach  der  Bedeutung  der  zu  schildernden  Thatsachen  sich 
rechtfertigen  würde,  darf  aber  vielleicht  auch  mit  Rücksicht  darauf 
gewagt  werden,  dass  hier  ein  eigenartiges  Zusammenarbeiten  staat- 
licher Behörden  mit  den  Organen  der  Arbeiterversicherung  zum  Zweck 
der  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  in  Frage  kommt. 

Die  Frage  des  Wohnungsbaues  weist  eine  ganze  Reihe  von  erheb- 
lichen Unterschieden  auf,  je  nachdem  zur  Aufgabe  gestellt  ist,  industrielle 
oder  landwirtschaftliche  Arbeiter  zu  versorgen.  Bei  den  ersteren 
handelt  es  sich  im  allgemeinen  nur  um  die  Beschaffung  von  Wohn- 
räumen und,  mit  verhältnissmässig  seltener  Ausnahme,  nicht  um  den 
Ersatz  vorhandener  Wohnungen,  sondern  um  die  Deckung  des  Bedarfs 
an  Wohnungen  bei  steigender  Bevölkerungszahl.  Dagegen  kommt  bei 
den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  fast  immer  ganz  wesentlich  auch 
die  Herstellung  von  Wirthschaftsräumen  in  Betracht,  weil  in  der  Land- 
wirtschaft der  Arbeiter,  soweit  er  einen  eigenen  Haushalt  führt,  regel- 
mässig auch  selbständiger  Landwirth  ist,  und,  da  die  Bevölkerungs- 
zahl nicht  wächst,  tritt  nur  ausnahmsweise  das  Bedürfniss  einer  Ver- 
mehrung der  Wohnungen  hervor.  Vorzugsweise  gilt  es,  Ersatz  zu 
schaffen  für  mangelhafte  Wohnungen. 

Besondere  Verhältnisse  liegen  wiederum  da  vor,  wo  es  sich  darum 
handelt,  extensiv  bewirthschaftete  oder  unkultivirte  Flächen  zu  besiedeln. 
Die  ansässig  zu  machenden  Personen  sollen,  wenn  sie  auch  dem  Arbeiter- 
stande entnommen  werden  und  einstweilen  weiter  Lohnarbeit  verrichten 
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doch  vielfach  allmählich  in  den  Stand  der  selbständigen  Landwirthe 
übergeführt  werden.  Ihre  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  ist 
wenigstens  in  der  ersten  Zeit  häufig  eine  sehr  beschränkte,  weil  das  in 
Benutzung  genommene  Land  zunächst  grosse  Aufwendungen  an  Geld 
und  Arbeit  erfordert,  ohne  einen  entsprechenden  Ertrag  zu  liefern. 

Gemeinsam  ist  beiden  Fällen,  dass  das  auf  dem  Gebiete  des 
Wohnungsbaues  im  übrigen  bewährte  Mittel  der  Genossenschaftsbildung 
in  der  Regel  versagen  muss,  weil  die  Voraussetzungen  für  dasselbe 
entweder  fehlen  oder  doch  in  zu  geringem  Umfange  gegeben  sind.  Wo 
es  sich  nur  um  den  Ersatzbau  handelt,  da  mangelt  es  an  einer  genügend 
umfangreichen    gleichzeitigen  Bauthätigkeit    auf    einem   räumlich  be- 


Erdhütte in  der  Kolonie  Loher -Ostmark  (1901  durch  einen  Neubau  ersetzt; 
vgl.  Abbildung  10  u.  11). 

schränkten  Gebiete.  Letztere  Voraussetzung  trifft  freilich  da,  wo  die 
Ansiedelungen  in  Frage  stehen,  vielfach  zu.  Aber  hier  wird  der 
Wohnungsbau  durch  Genossenschaften,  wenigstens  soweit  letztere  durch 
die  Ansiedler  selbst  gebildet  werden  sollten,  schon  durch  den  Umstand 
erschwert,  dass  die  Ansiedler  vorher  keine  oder  nur  geringe  Beziehungen 
zu  einander  haben,  häufig  auch  erst  nach  längerer  Zeit  in  einer  zur 
Genossenschaftsbildung  genügenden  Zahl  vorhanden  sind,  jedenfalls  aber 
sofort  nach  dem  Eintritt  in  die  Genossenschaft  von  der  letzteren  die 
Erbauung  eines  Hauses  erwarten  müssten,  eine  Forderung,  der  eine 
Genossenschaft  nicht  leicht  dürfte  nachkommen  können. 

Diesen  Verhältnissen  war  von  der  Landes-Versicherungsanstalt 
Oldenburg  seit  längeren  Jahren  insoweit  Rechnung  getragen,  als  den 
einzelnen  landwirthschaftlichen  Arbeitern  zum  Hausbau  hypothekarisch 
gesicherte  Darlehen  bis  zu  zwei  Dritteln   des  Schätzungswerthes  der 
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Abb.  1. 
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Besitzung  zur  Verfügung  gestellt  wurden  mit  der  Auflage,  dieselben 
binnen  zehn  bis  zwölf  Jahren  bis  auf  die  Hälfte  des  Werthes  zu  tilgen. 
Während  hiervon,  wenn  auch  nur  in  beschränktem  Umfange  Gebrauch 
gemacht  wurde,  kamen  Darlehnsanträge  von  Arbeitgebern  bislang  nicht 
vor,  wohl  wesentlich  deshalb,  weil  letztere  beim  Rückgange  der  Zahl  der 
Arbeiterfamilien  und  den  niedrigen,  die  Selbstkosten  vielfach  nicht  er- 
reichenden Miethssätzen  nur  selten  Anlass  zur  Ausführung  von  Neu- 
bauten haben  mochten,  vielleicht  auch  die  hypothekarische  Belastung 
des  Grund  und  Bodens  die  Bestellung  der  Sicherheit,  welche  seitens 
der  Versicherungsanstalt  hätte  verlangt  werden  müssen,  erschwert 
haben  würde. 


Abb.  2. 


Inneres  einer  Erdhütte  in  der  Kolonie  Loher- Ostmark. 


Weit  mehr  Gelegenheit  zu  einer  den  Interessen  der  betheiligten 
Versicherten  in  hohem  Grade  dienenden  Anlegung  der  Anstaltsmittel 
scheint  sich  aber  auf  dem  Gebiete  der  Ansiedelung  landwirthschaftlicher 
Arbeiter  auf  unkultivirten  Flächen  zu  bieten.  Besteht  doch  das  Herzog- 
thum Oldenburg  noch  zu  fast  zwei  Fünfteln  aus  Mooren  und  Haiden 
von  rund  2000  qkm  Umfang.  Etwa  20  000  ha  Moor-  und  1700  ha  Haide- 
ländereien,  die  zur  Besiedelung  geeignet  sind,  stehen  im  Eigenthum  des 
Staates,  dem  sie  zum  grössten  Theile  bei  den  Markentheilungen  als 
die  ihm  als  Markenrichter  zustehende  „tertia  marcalis"  oder  nach  Ab- 
findung der  Anlieger  wegen  der  auf  den  „Gemeinheiten"  ruhenden  Be- 
rechtigungen als  „Gemeinheitsüberschüsse"  zugefallen  waren.  Eine  be- 
sondere Behörde,  die  Verwaltung  des  Landeskulturfonds,  dient  in  erster 
Linie  der  Förderung  der  Besiedelung  dieser  weiten  Flächen,  und  es 
stehen  ihr  hierfür  nicht  unerhebliche  Mittel  zur  Verfügung. 
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So  liegen  denn  die  Voraussetzungen  zu  einem  planmässigen  Vor- 
gehen auf  diesem  Gebiete  durchaus  günstig.  Gleichwohl  waren  bislang 
insbesondere  in  Bezug  auf  die  Wohnungen  der  Kolonisten  keineswegs  be- 
friedigende Zustände  erreicht  worden.  In  den  Einweisungsbedingungen 
wurden  den  Kolonisten  zwar  besondere  Vorschriften  hinsichtlich  der  Be- 
bauung des  Kolonats  mit  einem  Wohnhause  gegeben.  Aber  bei  der 
geringen  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  eines  grossen  Theiles  der- 
selben durften  diese  Forderungen  nur  sehr  niedrig  gestellt  werden.  Sie 
verpflichten  den  Ansiedler  in  der  Regel  nur,  zur  Vermeidung  einer 
Vertragsstrafe  oder  des  Rückfalls  des  Kolonats  binnen  drei  Jahren  nach 
der  Einweisung  des  letzteren  dieses  mit  einem  Hause  zu  bebauen,  dessen 
Werth  sich  auf  100  M.  für  je  1  ha  des  Kolonats,  durchschnittlich  auf 
750  M.  stellt.  Da  früher  noch  weniger  verlangt  wurde,  so  betrug  der 
durchschnittliche  Versicherungswerth  nach  der  Einschätzung  für  die 
Landesbrandkasse  bei  30  irf  einer  Kolonie  seit  1870  gebauten  Häusern 
nur  591  M.,  in  einer  anderen  Kolonie  bei  18  in  den  siebziger  Jahren 
gebauten  Häusern  720  M.,  bei  44  in  den  achtziger  Jahren  gebauten 
500  M.  und  bei  33  in  den  neunziger  Jahren  erbauten  616  M. 

In  einer  Hütte,  deren  Werth  auf  80  M.  veranschlagt  war,  hauste 
eine  Familie  drei  Jahre  lang,  dann  weitere  sechs  Jahre,  nachdem  der 
Werth  durch  Verbesserung  auf  230  M.  gesteigert  war.  Durch  die  Vor- 
nahme weiterer  Verbesserungen  wurde  sodann  der  Werth  auf  das 
Doppelte  erhöht,  aber  selbstverständlich  immer  noch  nichts  geschaffen, 
was  den  niedrigst  gestellten  Anforderungen  genügen  kann. 

Weil  die  Beschreibung  unglaublich  klingen  würde,  seien  im  Bilde 
das  Aeussere  und  Innere  einer  Erdhütte  wiedergegeben,  welche  bislang 
mancher  mit  Kindern  gesegneten  Kolonistenfamilie  für  die  ersten  Jahre  ein 
Unterkommen  bot,  hoffentlich  aber  binnen  kurzer  Zeit  endgültig  verschwun- 
den sein  wird  (Abb.  1  und  2).  Aus  den  haidedurchwachsenen  Erdschollen 
werden  die  Wände  aufgesetzt;  mit  demselben  Material  wird  das  Dach 
eingedeckt,  in  der  abgebildeten  Hütte,  nachdem  —  eine  seltene  Aus- 
nahme! —  durch  Anbringung  einiger  Reihen  alter  Dachziegel  über  den 
Betten  wenigstens  etwas  mehr  Sicherheit  gegen  Schnee  und  Regen  geschaffen 
war.  Höchstens  in  der  Nähe  des  Heerdes  wird  der  Fussboden  durch 
ein  Ziegelsteinpflaster  befestigt,  im  übrigen  durch  den  vom  Pflanzen- 
wuchs befreiten  mit  einer  Sandschicht  bedeckten  Erdboden  gebildet. 
Der  Raum  wird  durch  den  Schrank  und  die  am  Fussende  des  Bettes 
mit  Torfsoden  aufgebaute  Wrand  nur  sehr  unvollkommen  in  zwei  Theile 
geschieden.  Der  vordere,  der  Thüre  zunächst  belegene  dient  der  Ziege 
oder  dem  Milchschaf,  und,  wenn  ein  solches  bereits  vorhanden  ist,  dem 
Schweine  zum  Aufenthalt,  der  hintere,  der  durch  ein  oder  zwei  ge- 
legentlich eines  Hausabbruchs  erstandene  alte  Fenster  nothdürftig  be- 
leuchtet wird,  der  Familie  zur  Wohnung.  In  der  Mitte  dieses  hinteren 
Theiles  brennt  das  offene  Heerdfeuer,  dessen  Rauch  den  ganzen  Raum 
ausfüllt,  bis  er  durch  die  niedrige,  stets  offenstehende  Thür,  der  ein- 
zigen Oeflhung,  durch  welche  frische  Luft  eindringen  kann,  seinen  Weg 
ins  Freie  findet. 

Nicht  allzu  viel  besser  ist  das  Wohnhaus,  das  in  den  Kolonieen  auf 
dem  Hochmoore  die  Regel  bildet.  Der  einzige  Wohnraum  von  20  bis 
22  qm  Grundfläche  und  1,70  m  mittlerer  Höhe  mit  Fussboden  aus  Ziegel- 
steinpflaster und  Bretterverschalung  unter  dem  Dache  dient  zum  Kochen, 
Wohnen  und  Schlafen.  Die  Betten  befinden  sich  in  den  zu  beiden 
Seiten    der   Thüre   angebrachten  Schränken,   welch'   letztere   in  ihren 
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Abb.  3. 


unteren  Theilen  den  einzigen  leidlich  frostfreien  Kaum  in  dem  aus  Halb- 
steinswänden gebauten  Häuschen  bieten  und  deshalb  zur  Aufbewahrung 
von  Kartoffeln  und   anderen  Vor- 


räthen  dienen.  Häufig  nur  durch 
die  Thür,  günstigenfalls  durch  einen 
schmalen  Gang  von  dem  Wohn- 
raum getrennt,  schliesst  sich  an 
diesen  das  etwas  breiter  angelegte 
Stallgebäude  an,  zunächst  nur  etwa 
8  m  tief,  dann  entsprechend  der  Vergrös- 
serung  des  Viehbestandes  je  nach  Ablauf 
einiger  Jahre  verlängert  und  deshalb  ge- 
wöhnlich in  einzelnen  Theilen  nur  aus 
Erdschollen,  die  bei  jeder  Erweiterung 
leicht  entfernt  und  erneuert  werden  können, 
erbaut. 
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Gruudriss  des  Kolonatshauses  Abb.  3.  Der  Schnitt  x— y  lässt  die  Einrichtung 
eines  solchen  Gebäudes  während  der  ersten  Jahre  erkennen. 
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Während  die  Erdhütte  nur  drei  bis  vier  Jahre,  in  seltenen  Fällen 
bis  zu  acht  Jahren,  das  leichtgebaute  Haus  auf  dem  Hochmoore  höchstens 


Abb.  C. 


Wohnhaus  in  der  Heidekolonie  Beverbruch  (um  1857  erbaut,  1864  verbessert, 
Brandkassenwerth  anfangs  630,  dann  900  M.,  seit  1891 
für  einen  Stall  150  M.). 


Abb.  7. 


20,  ausnahmsweise  25  Jahre  seinen  Zwecken  dienen  kann  und  dann 
wegen  Baufälligkeit  einem  Neubau  Platz  machen  muss,  ist  die  Lebens- 
dauer der  Gebäude  in  den  Heide- 
kolonieen  eine  wesentlich  längere, 
die  Einrichtung  aber,  soweit  es  sich 
um  die  Wohnräume  handelt,  eine 
kaum  weniger  mangelhafte.  Ausser 
der  Diele,  die  zugleich  als  Küche 
und  Wohnraum  dient,  vielfach  aber 
in  Ermangelung  eines  Schornsteins 
von  dem  Rauche  des  auf  dem  offenen 
Feuerheerde  schwälenden  Torfs  ganz 
erfüllt  ist,  ist  häufig  nur  eine  Kam- 
mer vorhanden,  deren  Fussboden 
gleich  dem  der  Diele  mit  Lehmschlag 
befestigt  ist  und  deren  geringe  Fen- 
sterflächen weder  Licht  noch  Luft 
genügend  Eingang  lassen.  Was  im 
Laufe  der  Jahre  an  Verbesserungen 
vorgenommen  wird,  kommt  in  der 
Regel  nur  den  Wirthschaftsräumen 
zu  gute.  Denn  dass  ein  besser  ein- 
gerichteter Schweinestall  sich  bezahlt 
macht,  weiss  auch  der  Kolonist,  wo- 
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Grundriss  des  Kolonatshauses  Abb.  6. 
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gegen  der  Werth  besserer  Wohnräume  für  die  Erhaltung  der  Gesund- 
heit  der  Menschen  ihm  meistens  unbekannt  ist. 

Fleissige  und  genügsame  Kolonisten  vermögen  es  in  nicht  allzu 
langer  Zeit  recht  wohl  zu  einem  leidlichen  Wohlstande  zu  bringen.  Die 
ansehnlichen  Gebäude,  welche  an  die  Stelle  der  früheren  dürftigen  Hütten 
treten,  legen  Zeugniss  davon  ab.  In  den  Moorkolonieen  bietet  insbe- 
sondere die  Torfgewinnung  eine  günstige  Erwerbsgelegenheit.  Der 
Kolonist  kann  jährlich  im  Durchschnitt  etwa  30,  günstigenfalls  sogar 
60  bis  75  Tagewerk  Torf  bearbeiten  und  löst  für  das  Tagwerk  von  12  000 
Soden  (etwa  100  Zentner)  an  Ort  und  Stelle  je  nach  der  Güte  des  Torfes 
30—40  M.,  im  ganzen  also  jährlich  bis  zu  3000  M.    Ist* er  gezwungen, 

Abb.  8. 


Ersatzbau  auf  dem  Untergrunde  des  Moores,  Kolonie  Elisabethfehn  (erster  Bau 
errichtet  1877,  Brandkassenwerth  450  M.,  1880  „gebessert":  930  M.,  1898  abge- 
brochen, Neubau  3000  M.). 

fremde  Arbeitskräfte  heranzuziehen,  so  verbleibt  ihm  trotz  der  hohen 
Akkordlöhne,  welche  bei  angestrengter  Arbeit  einen  Tagesverdienst  von 
4 — 4,50  M.  ermöglichen,  immer  noch  ein  Eeingewinn  von  10- — 20  M. 
für  das  Tagewerk.  Dabei  wird  alljährlich,  je  nach  der  Mächtigkeit  des 
Moores,  eine  Fläche  von  5 — 15  ar  abgetorft,  auf  welcher  die  oberste  zur 
Torfgewinnung  nicht  verwerthbare  Moorschicht  von  etwa  1  m  Stärke, 
der  sogenannte  „Abbunk",  mit  Sand  vermischt  wird.  Bei  reichlicher 
Düngerzufuhr  liefern  die  so  gewonnenen  Landflächen  dauernd  günstige 
Erträge. 

Freilich  vergeht  eine  geraume  Zeit,  bis  durch  dieses  als  Fehnkultur 
bezeichnete  Verfahren  eine  grössere  Fläche  der  Kultur  erschlossen  wird. 
Der  weitaus  grösste  Theil  der  in  der  Regel  6,5  ha  grossen  Kolonate 
wurde  früher  nur  im  Wege  der  Brandkultur  während  sechs,  längstens 
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sieben  Jahre  für  den  Buchweizenbau  nutzbar  gemacht,  um  dann,  jedes 
Pflanzenwuchses  beraubt,  Jahrzehnte  lang  öde  dazuliegen.  Inzwischen 
ist  es  gelungen,  durch  rationelle  Kulturen  auch  dem  Hochmoore  nach 
genügender  Entwässerung  desselben  gute  Erträge  abzugewinnen.  Die 
Brandkultur  darf  nur  noch  zwei,  ausnahmsweise  drei  Jahre  lang  betrieben 
werden,  damit  die  Bearbeitung  des  nicht  selten  mit  mehr  als  fusshoher 
Haide  bewachsenen  Moores  erleichtert  wird.  Dann  tritt  die  Hochmoor- 
kultur unter  Verwendung  von  Kalk  und  sonstigen  künstlichen  und  natür- 
lichen Düngstoffen  an  ihre  Stelle.  Rückt  später  der  Torfstich  heran,  so 
liefert  die  auf  den  Unter- 
grund herabgeworfene  Abb.  9. 
kultivirte  Moorschicht  im 
Wege  der  Fehnkultur 
rascher  und  mit  ent- 
sprechend geringeren  An- 
sprüchen an  Arbeit  und 
Düngung  lohnende  Er- 
träge, als  wenn  rohes 
Moor  in  Angriff  genom- 
men würde. 

Es  handelt  sich  also 
um  wirthschaftlich  durch- 
aus gesunde  Unterneh- 
mungen, und  nur  die  un- 
günstigen Verhältnisse, 
unter  denen  sie  zunächst 
zu  leiden  hatten,  konnten 
tüchtige  strebsame  Kräfte 
bislang  davon  abhalten, 
in  grösserer  Zahl  die 
schwere  aber  lohnende 
Arbeit  zu  wagen. 

Die  meist  geringen 
Baarmittel  mussten  zur 
Leistung  einer  Anzahlung 
auf  den  Kaufpreis  ver- 
wendet werden.  Höchst 
unsichere  Erträge  des 
Buchweizenbaues  und  der 
geringe  Erlös  von  den 
wenigen  TagewerkenTorf , 
die  in  den  ersten  Jahren 
nur  bearbeitet  werden 
können,  in  Verbindung 

reichenden  Wohnung  zwangen  zu  einem  Leben 
Entbehrungen,  wie  es  kaum  unter  anderen 
konnte. 

Wollte  man  den  Kolonisten  diese  ersten  schweren  Jahre  erleichtern 
und  erträglicher  machen  und  dadurch  eine  grosse  Zahl  derjenigen,  die 
bisher  in  Amerika  oder  in  den  letzten  Jahren  auch  in  den  Ostmarken 
sich  die  wirthschaftliche  Selbständigkeit  zu  erringen  suchten,  dem  Lande 
erhalten,  wollte  man  verhindern,  dass  der  Kolonist  und  seine  Angehörigen 
vielleicht  Gesundheit  und  Leben  einbüssten,  bevor  sie  aus  eigenen  Mitteln 
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Grimdriss  des  Kolonatshauses  Abb.  8  (Wohnräume 
64,80,  Wirthschaftsräume  121.80  qm;  Kosten  für 
1  qm  16,10  M.). 
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so  reich  an  Arbeit  und 
Umständen  vorkommen 
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sich  bessere  Wohnungen  schaffen  konnten,  so  gab  es  viele  Punkte,  an 
denen  die  bessernde  Hand  angelegt  werden  musste. 

Die  Grundlage  wurde  dadurch  geschaffen,  dass  der  Staat  sich  ent- 
schloss,  im  allgemeinen  auf  einen  dem  Werthe  des  Grund  und  Bodens 
entsprechenden  Kaufpreis  zu  verzichten  und  den  Kolonisten  eine  ablös- 
bare Rente  von  3— 10  M.  für  das  Hektar  aufzulegen,  welche  in  der  Haupt- 
sache nur  ein  Entgelt  für  die  im  Interesse  der  Kolonie  für  Entwässerung, 
Land-  und  Wasserwege  u.  s.  w.  gemachten  Aufwendungen  bildet.  Ab- 
gesehen von  der  Zahlung  eines  Torfgeldes  von  2  bis  6  Pf.  für  das 
Quadratmeter  abgetorfter  Fläche,  je  nach  der  Mächtigkeit  und  der  Güte 
des  Moores,  sehen  die  Einweisungsbedingungen  im  wesentlichen  nur 
Verpflichtungen  im  Interesse  der  gemeinsamen  Anlagen  und  der  wirt- 
schaftlichen Entwickelung  des  Kolonats  vor,  insbesondere  die  Bebauung 
mit  einem  entsprechenden  Gebäude  —  vergl.  S.  355  —  und  bei  Kolonaten 
an  Kanälen  auf  Antrag  des  Nachbarn  mit  der  Abgrabung  des  Moores 
fortschreitend  die  Anlage  eines  schiffbaren  Seitenkanals  —  „Inwieke"  — 
von  mindestens  4  m  Sohlenbreite  an  einer  Seite  des  Kolonats,*)  wogegen 
im  übrigen  das  Eigenthum  des  Kolonisten  nur  durch  ein  Zerstückelungs- 
verbot während  der  ersten  30  Jahre  und  durch  die  Verpflichtung  zur 
Zahlung  eines  Abstandsgeldes  von  5  o/o  des  Kaufpreises  bei  der  ersten 
Veräusserung  beschränkt  ist. 

Während  der  ersten  zehn  Jahre  nach  der  Ueberweisung  des  Kolonats 
wird  weder  Rente,  noch  Grund-  und  Gebäudesteuer  erhoben.  Es  werden 
dem  Kolonisten  ferner  während  der  ersten  zwei  Jahre  Düngemittel  bis 
zum  Betrage  von  400  M.  geliefert  gegen  die  Verpflichtung,  diese  Summe 
während  der  nächstfolgenden  sieben  oder  acht  Jahre  in  Theilzahlungen 
ohne  Vergütung  von  Zinsen  zu  erstatten.  Ihm  wird  Gelegenheit  zur 
Verrichtung  von  Lohnarbeiten  geboten  und  durch  Herstellung  von 
Wiesen  und  Weiden  sowie  in  anderer  Weise  Unterstützung  zu  Theil. 

Noch  weiter  zu  gehen  und  die  Kolonate  staatlicherseits  mit  Häusern 
zu  bebauen,  wurde  dagegen  für  unthunlich  erachtet,  nicht  nur  wegen  der 
dazu  erforderlichen  erheblichen  Summen,  sondern  auch  deshalb,  um  dem 
Kolonisten,  der  sofort  das  Eigenthum  an  dem  ihm  überwiesenen  Lande 
erwirbt  und  von  dessen  wirthschaftlicher  Tüchtigkeit  es  abhängt,  ob  der 
Werth  der  Stelle  sich  innerhalb  weniger  Jahre  auf  das  Doppelte  und  mehr 
erhöht  oder  nicht,  die  volle  Verantwortlichkeit  für  den  Bau  des  Hauses 
und  dessen  Unterhaltung  zu  lassen. 

So  trat  denn  an  die  Organe  der  Versicherungsanstalt  Oldenburg  die 
Frage  heran,  ob  sie  diese  in  erster  Linie  der  Landeskultur  dienenden  Unter- 
nehmungen durch  Gewährung  von  Baudarlehen  unterstützen  sollten. 
Dafür  sprach  der  Umstand,  dass  nicht  nur  die  Kolonisten,  sondern  auch 
deren  Frauen  überwiegend  vorher  lange  Jahre  hindurch  als  Lohnarbeiter 
versichert  gewesen  sind,  dass  ein  Theil  derselben,  sei  es  bei  den  staat- 
lichen Arbeiten  oder  bei  benachbarten  Landwirthen,  sei  es  in  den  mehr 
und  mehr  zur  Ausnutzung  des  billigen  Brennstoffes  in  den  Mooren  sich 


*)  Dadurch  wird  erreicht,  dass  der  gegrabene  Torf  höchstens  90  m  weit 
bis  zum  Schiffe  verkarrt  zu  werden  braucht  und  der  bei  Anlegung  der  „In- 
wieke" ausgehobene  Boden  bei  der  Bearbeitung  des  Untergrundes  Verwendung 
finden  kann..  Wo  den  Kolonisten  für  diesen  Zweck  anderweitig  Sand  zur  Ver- 
fügung steht,  verzichten  sie  vielfach  auf  die  Anlegung  der  Inwieke  und  schaffen 
den  Torf  unter  Benutzung  einer  Feldbahn  an  den  Kanal,  dessen  Wasserstand 
überall  das  Befrachten  und  Entladen  von  Schiffen  ermöglicht. 
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ansiedelnden  industriellen  Unternehmungen*)  auch  fernerhin  Lohnarbeit 
verrichten  wird,  dass  für  alle  aber  die  Fortsetzung  des  Versicherungs- 
verhältnisses dringend  geboten  ist,  da  ihre  wirthschaftliche  Existenz  wie 
beim  Lohnarbeiter  von  der  körperlichen  Arbeitsfähigkeit  abhängig  ist. 
Sind  es  aber  Versicherte,  welche  in  den  Häusern  wohnen,  so  hat  die 
Versicherungsanstalt  auch  ein  unmittelbares  Interesse  daran,  dass  die 
Mängel  der  Wohnungen  nicht  die  Gesundheit  gefährden  und  unter  Um- 
ständen zu  vorzeitiger  Invalidität  führen. 

Aus  diesen  Erwägungen  wurde  Ende  1900  beschlossen,  vorläufig 
150  000  M.  zur  Gewährung  von  Darlehen  für  Hausbauten  an  Versicherte 
unter  nachstehenden  Bedingungen  zur  Verfügung  zu  stellen: 

1.  Die  Darlehen  werden  bis  zum  Betrage  des  Taxats  der  Gebäude  zur 
Landesbrandkasse  gewährt. 

2.  Der  Zinsfuss  beträgt  3  %. 

3.  Zur  Sicherung  der  Darlehen  ist  eine  erststellige  Hypothek  einzutragen. 
Ausserdem  hat  die  Verwaltung  des  Landeskulturfonds  die  Bürgschaft  für 
Kapital  und  Zinsen  zu  übernehmen. 

4.  Es  ist  die  Kündigung  der  Darlehen  mit  sechsmonatiger  Frist  vorzu- 
behalten. Doch  soll  von  dem  Kündigungsrecht  kein  Gebrauch  gemacht 
werden,  solange  die  Schuldner  das  Versicherungsverhältniss  aufrecht  er- 
halten und  ihren  Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Zahlung  der  Zinsen 
und  der  vereinbarten  Kapitalabträge  ordnungsmässig  nachkommen. 

Für  die  Einzelbestimmungen  waren  folgende  Erwägungen  maass- 
gebend: 

Das  Darlehen  soll  so  hoch  bemessen  werden,  dass  der  Kolonist  die 
gesammten  Kosten  des  Hausbaues  mit  demselben  decken  kann,  also  weder 
die  eigenen  Mittel,  welche  er  zur  Bezahlung  der  Kultivirungskosten  und 
theilweisen  Bestreitung  der  Kosten  des  Lebensunterhalts  während  der 
ersten  Jahre  verfügbar  halten  muss,  einzuschiessen,  noch  eine  zweite 
Hypothek  aufzunehmen  braucht.  Da  der  Kolonist  durch  persönliche  Mit- 
arbeit beim  Hausbau  die  Baukosten  herabmindert,  so  entspricht  der  unter 
behördlicher  Mitwirkung  ermittelte  Feuerversicherungswerth  im  ganzen 
den  durch  den  Bau  thatsächlich  erwachsenden  baaren  Auslagen,  obwohl 
er  seiner  Bestimmung  nach  die  vollen  Baukosten  nicht  erreichen  soll. 
Auf  Abrundung  der  Darlehenssumme  wird  seitens  der  Versicherungs- 
anstalt kein  Gewicht  gelegt. 

Die  durch  hypothekarische  Eintragung  des  Darlehens  gebotene 
Sicherheit  ist  freilich  unter  der  Voraussetzung  eine  genügende,  dass  das 
Gebäude  ordnungsmässig  aufgeführt  und  unterhalten  und  das  Kolonat 
fortschreitend  in  Kultur  gesetzt  wird.  Denn  der  durch  sachgemässe 
Kultivirung  sich  ergebende  Werthzuwachs  ist  z.  B.  bei  den  Moorkolo- 
naten  von  6 — 7  ha  Grösse  auf  etwa  8000  M.  zu  schätzen.  Ob  jene 
Voraussetzungen  zutreffen  werden,  kann  indess  von  der  Versicherungs- 
anstalt nicht  wohl  überwacht  werden,  wogegen  der  Staat,  der  durch  seine 
Behörden  die  persönlichen  und  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der  Be- 
werber um  Kolonate  prüfen  und  später  die  Thätigkeit  der  Kolonisten 


*)  Der  Heizwerth  des  Torfes  verhält  sich  zu  dem  der  Steinkohle  etwa 
wie  1:2;  der  Preis  des  Torfes  stellt  sich  an  Ort  und  Stelle  auf  durchschnitt- 
lich 0,35  M.  für  den  Zentner.  Abgesehen  von  Eisenwerken,  Ziegeleien,  Press- 
torf- und  Torfstreufabriken  kommen  in  neuester  Zeit  auch  Torf  brikettfabriken  in 
Betracht,  welche  eine  den  Braunkohlenbriketts  ähnliche  Waare  liefern,  und  Torf- 
kokereien, die  neben  einer  Reihe  von  werthvollen  chemischen  Nebenprodukten 
(Paraffin,  Gasöl  u.  s.  w.)  eine  der  Holzkohle  gleichwerthige  Kohle  erzeugen. 
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fortlaufend  beaufsichtigen  lässt,  ohne  jede  Gefahr  durch  Bürgschafts- 
leistung die  fehlende  Sicherheit  ergänzen  kann. 

Bestimmte  Vereinbarungen  über  die  allmähliche  Rückzahlung  des 
Darlehens  werden  einstweilen  nicht  getroffen.  Die  Schuldurkunde  erwähnt 
daher  nur,  dass  das  Darlehen  sechs  Monate  nach  erfolgter,  beiden  Theilen 
jederzeit  freistehender  Kündigung,  falls  jedoch  die  Zinszahlung  länger 
als  zehn  Tage  versäumt  wird,  ohne  vorhergehende  Kündigung  zur  Rück- 
zahlung fällig  ist.  Nach  erfolgter  Auszahlung  des  Darlehens  wird  indess 
dem  Schuldner  bei  Uebersendung  einer  Abschrift  der  Schuldurkunde  fol- 
gendes mitgetheilt: 

„Das  Darlehen  ist  in  der  Höhe  von  am  zur  Auszahlung 

gelangt  und  von  da  an  zu  verzinsen. 

Demgemäss  sind  zum  ersten  Male  bis  zum  1.  .  .  190  M.  Zinsen, 

später  zum  1.  April  und  1.  Oktober  eines  jeden  Jahres  jedesmal  .  .  .  M.  Zinsen 
zu  zahlen 

Die  Zinsen  sind  gleichzeitig  mit  den  zu  zahlenden  Abgaben  im 

Laufe  der  Monate  März  und  September  an  die  Amtsrezeptur  zu 

entrichten. 

Wenn  Unglücksfälle  oder  sonstige  Umstände  die  rechtzeitige  Zahlung  der 
Zinsen  unmöglich  machen,  so  ist  vor  dem  Zahltage  bei  dem  Grossherzog- 
lichen Amte  um  Befristung  nachzusuchen. 

Schuldner,  welche,  ohne  befristet  zu  sein,  die  Zinsen  nicht  rechtzeitig  ent- 
richten, haben  zu  erwarten,  dass  sie  ein  Prozent  Strafzinsen  zahlen  müssen  und 
ihnen  im  Wiederholungsfalle  das  Darlehen  gekündigt  wird. 

Bei  pünktlicher  Zinszahlung  dürfen  die  Schuldner  dagegen  darauf  rechnen, 
dass  ihnen  das  Darlehen  nicht  gekündigt,  auch  eine  Erhöhung  der  Zinsen  in 
Zukunft  nicht  gefordert  wird,  wenn  sie 

1.  das  Versicherungsverhältniss  fortsetzen,  das  heisst,  alle  zwei  Jahre  für 
wenigstens  20  Wochen  Marken  für  sie  eingeklebt  werden  und  die  Quit- 
tungskarte vor  Ablauf  der  Gültigkeitsdauer  zum  Umtausch  oder  zur  Ver- 
längerung der  Gültigkeit  vorgelegt  wird,  und 

2.  das  Haus  gut  unterhalten  und  die  Stelle  ordnungsmässig  bewirtschaften. 

Die  Versicherungsanstalt  behält  sich  jedoch  das  Recht  vor,  später  eine 
allmähliche  Abtragung  des  Darlehens  zu  verlangen.  Sie  ist  andererseits  bereit, 
auch  ohne  vorgängige  Kündigung  Abschlagszahlungen  auf  das  Darlehen  ent- 
gegenzunehmen, soweit  die  Restschuld  auf  volle  100  M.  abgerundet  bleibt. 
Die  Abschlagszahlungen  fallen  erst  mit  dem  nächsten  Zinstermin  aus  der  Ver- 
zinsung, wenn  sie  nicht  an  einem  Zinstage  gezahlt  werden. 

Ein  Verzicht  auf  das  der  Versicherungsanstalt  zustehende  Kündigungs- 
recht soll  durch  die  vorstehenden  Mittheilungen  nicht  ausgesprochen  sein." 

Es  besteht  die  Absicht,  zunächst  dem  Kolonisten  die  Möglichkeit 
zu  gewähren,  dass  er  alle  Ueberschüsse  zur  möglichst  raschen  Förderung 
der  Kultivirung  seiner  Stelle  verwende,  damit  er  so  wirth schaftlich  mehr 
gekräftigt  werde.  Wenn  letzteres  erreicht  ist,  wird  in  Erwägung  ge- 
zogen werden,  ob  und  in  welcher  Zeit  ein  allmählicher  Abtrag  der 
Schuld,  wenn  nicht  aus  freien  Stücken  getilgt  wird,  gefordert  werden, 
oder  ob  etwa  der  Zinssatz,  der  einstweilen  in  der  den  Arbeiterbau- 
genossenschaften zugestandenen  Höhe  von  3  %  angenommen  ist,  auf 
den  Satz  von  3,5%  zu  erhöhen  ist,  der  auch  bei  gleich  hohen  Darlehen  an 
sonstige  Versicherte  beansprucht  wird.  Vielleicht  wird  eine  solche  Zins- 
erhöhung auch  in  den  allerdings  seltenen  Fällen,  in  denen  eine  zweite 
Wohnung  zum  Vermiethen  eingerichtet  wird,  demnächst  in  Frage  kommen 
müssen,  um  auf  die  schwer  durchführbare  Ueberwachung  der  Mieth- 
preise  verzichten  zu  können. 
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Soweit  eine  allmähliche  Tilgung  des  Darlehens  zu  fordern  sein  würde, 
wird  dafür  voraussichtlich  nicht  ein  fester  jährlicher  Abtrag  verlangt, 
sondern  ein  für  Darlehen  an  einzelne  Versicherte  allgemein  eingeführtes 
Verfahren  zur  Anwendung  gebracht  werden,  welches  darauf  Rücksicht 
nimmt,  dass  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  derartiger  Schuldner 
in  den  einzelnen  Jahren  durch  Mindereinnahmen  oder  Mehrausgaben  leicht 
aus  dem  Gleichgewicht  gebracht  werden  kann.  Es  hat  danach  der  Darlehns- 
nehmer  zunächst  innerhalb  einer  auf  höchstens  zehn  Jahre  bemessenen 
Frist  ein  Viertel  des  Darlehn s  in  der  Weise  abzutragen,  dass  die  Restschuld 
stets  auf  volle  100  M.  abgerundet  bleibt,  der  erste  Abtrag  spätestens 
an  einem  festgesetzten  Tage  zu  leisten  ist  und  die  abzutragenden  Summen 
vorher  nicht  gekündigt  zu  werden  brauchen.  Dem  Schuldner  verbleibt 
dabei  eine  etwas  grössere  Bewegungsfreiheit,  die  ihm  ohne  Weiterungen 
eine  stärkere  Tilgung  bei  günstigen  Einnahmeverhältnissen  und  den  Auf- 
schub des  Abtrags  beim  Eintritt  ungünstiger  Umstände  ermöglicht.  Die 
bisher  gemachten  Erfahrungen  sind  durchaus  günstige,  da  nur  verhält- 
nissmässig  selten  an  die  Entrichtung  weiterer  Abtragssummen  erinnert 
zu  werden  brauchte. 

Der  Erwägung  unterliegt  noch,  ob  nicht  eine  andere  bei  Arbeiter- 
wohnungsdarlehen  eingeführte  Bestimmung,  welche  den  Uebergang  der 
beliehenen  Häuser  in  den  Besitz  von  Nichtarbeitern  erschweren  soll,  auch 
auf  die  Kolonistendarlehen  zur  Anwendung  zu  bringen  ist.  Es  würden 
danach  Veräusserungen  der  Genehmigung  der  Versicherungsanstalt  be- 
dürfen und,  wenn  diese  nicht  nachgesucht  oder  verweigert  ist,  muss  ein 
Prozent  Zinsen  für  die  abgelaufene  Zeit,  indess  für  längstens  fünf  Jahre 
nachgezahlt  werden. 

Bezüglich  des  Verfahrens  sind  zum  Zweck  einer  einfachen  und  den 
Interessen  der  Kolonisten  entgegenkommenden  Geschäftsführung  Verein- 
barungen getroffen,  um  insbesondere  auch  zu  erreichen,  dass  alles  im 
Wege  mündlicher  Erörterung  mit  den  Darlehnssuchern  erledigt  werden 
kann.    Danach  spielt  sich  der  Hergang  in  folgender  Weise  ab: 

Der  Versicherte,  dem  ein  Kolonat  überwiesen  oder  doch  in  Aussicht 
gestellt  ist,  beantragt  bei  dem  Amte  —  der  dem  preussischen  Landraths- 
amt entsprechenden  örtlichen  Verwaltungsbehörde  —  unter  Vorlegung  von 
Bauzeichnung  und  Kostenanschlag  die  Gewährung  des  Darlehens.  Dabei 
werden  auch  Alter,  Berufsthätigkeit,  Familienstand,  Zahl  und  Alter  der 
Kinder,  Aufschrift  und  Inhalt  der  Quittungskarte  festgestellt.  Nachdem 
etwaige  Zweifel  bezüglich  der  Kreditwürdigkeit  des  Bewerbers  auf- 
geklärt sind,  gelangen  die  Verhandlungen  an  die  Verwaltung  des 
Landeskulturfonds,  welcher  die  Pläne  insbesondere  nach  der  Richtung 
hin  prüft,  ob  sie  in  Bezug  auf  Wirthschaftsräume  und  Höhe  der  Bau- 
kosten im  richtigen  Verhältnisse  zur  Grösse  des  Kolonats  stehen,  und 
übermittelt  sie  sodann  dem  Vorstande  der  Versicherungsanstalt  mit  einer 
Aeusserung  darüber,  ob  und  unter  welchen  näheren  Bedingungen  sie 
dem  Ministerium  die  Bürgschaftsübernahme  glaubt  empfehlen  zu  können. 

Vom  Anstaltsvorstande  wird  hauptsächlich  geprüft,  ob  der  geplante 
Bau  in  Bezug  auf  die  im  Interesse  der  Sittlichkeit  und  der  Gesundheit 
zu  stellenden  Anforderungen  genügt  und  ob  sonstige  Bedenken  der  Ge- 
währung des  Darlehens  entgegenstehen.  Etwaige  Anstände  werden,  so- 
weit nicht  eine  unmittelbare  mündliche  Verhandlung  mit  dem  Darlehns- 
sucher  und  dem  von  diesem  angenommenen  Bauunternehmer  thunlich  ist. 
durch  Vermittelung  des  Amtes  erledigt,  da  der  schriftliche  Verkehr 
erfahrungsmässig  meistens  versagt. 
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Wenn  dann  anstaltsseijig  die  Gewährung  des  Darlehns  in  Aussicht 
gestellt  werden  kann,  so  gehen  die  Verhandlungen  nach  Anschluss  eines 
Entwurfs  der  Schuldurkunde  durch  Vermittelung  der  Verwaltung  des 
Landeskulturfonds,  nachdem  diese  inzwischen  die  Entschliessung  des 
Ministeriums  wegen  der  Bürgschaftsübernahme  herbeigeführt  hat,  dem 
Amte  zu,  damit  die  Vollziehung  der  Urkunde  und  die  Eintragung  der  Hy- 
pothek veranlasst  wird. 

Schon  nach  Fertigstellung  des  Hauses  im  Rohbau  wird  auf  Antrag 
eine  dem  nachgewiesenen  Werth  entsprechende  Summe  auf  das  Darlehen 
angezahlt,  wogegen  die  Restzahlung  erst  nach  erfolgter  Einschätzung 
des  Hauses  zur  Brandkasse  innerhalb  der  danach  zulässigen  Höhe  ge- 
schieht. Diese  Zahlungen  werden  ebenso  wie  später  die  Vereinnahmungen 
von  Zinsen  und  Kapitalabträgen  durch  die  für  die  Erhebung  der  Steuern 
u.  s.  w.  errichtete  Amtsrezeptur  vermittelt  und  durch  Abrechnung 
zwischen  der  Versicherungsanstalt  und  der  Landeskasse  ausgeglichen. 
Die  fälligen  Zinsbeträge  werden  der  Versicherungsanstalt  am  Fälligkeits- 
tage vergütet  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  vom  Schuldner  eingezahlt 
sind  oder  nicht.  So  wird  jeder  Geldverkehr  durch  Vermittelung  der  Post, 
welcher  für  die  hier  in  Frage  kommenden  Bevölkerungsklassen  mit  Weite- 
rungen verbunden  ist,  vermieden,  und  die  Versicherungsanstalt  hat  in 
der  Regel  auch  keinen  Anlass,  sich  um  die  in  den  ersten  Jahren  wohl 
nicht  ausbleibenden  Befristungsgesuche  der  Schuldner  zu  kümmern,  so- 
lange die  staatliche  Behörde  aus  dem  Ausbleiben  der  Zinszahlung  nicht 
Anlass  nimmt,  die  Kündigung  des  Darlehens  in  Anregung  zu  bringen. 

Damit  ist  anscheinend  sowohl  einer  zu  grossen  Schwerfälligkeit  des 
Verfahrens  vorgebeugt,  die  sich  aus  der  Notwendigkeit  eines  häufigen 
Zusammenwirkens  mehrerer  Stellen  ergeben  würde,  als  auch  einer  allzu 
bedeutenden  Belastung  der  Geschäftsführung  bei  der  Versicherungsanstalt, 
welche  bei  der  voraussichtlich  rasch  anwachsenden  Zahl  der  kleinen 
Darlehen  leicht  eintreten  könnte. 

Nicht  geringe  Schwierigkeiten  bietet  die  Beantwortung  der  Frage, 
welche  Anforderungen  an  die  zu  errichtenden  Bauten  gestellt  werden 
sollen.  Der  Umstand,  dass  die  Ansiedler  in  den  ersten  Jahren  sich 
grosse  Einschränkungen  auferlegen  müssen,  sofern  sie  Sparsamkeit  und 
Fleiss  mit  einander  vereinen,  aber  im  Verlauf  der  Jahre  zu  einem  ge- 
wissen Wohlstand  kommen,  spricht  anscheinend  für  die  Beibehaltung 
des  bisherigen  Entwicklungsganges:  Zunächst  vorläufige  Bauten,  die 
nach  Bedarf  erweitert  und  später  durch  vollständigere  Gebäude  ersetzt 
werden.  Auf  der  anderen  Seite  lässt  sich  aber  nicht  verkennen,  dass 
die  geringere  Belastung  mit  den  Zinsen  des  Baukapitals  doch  nur  auf 
Kosten  gesundheitsgemässer  Wohnungen  erreicht  werden  kann,  ein  Be- 
denken, das  bei  dem  häufig  grossen  Kindersegen  um  so  schwerer  wiegt. 
Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  bei  vorläufigen  Bauten  zu  der 
freilich  geringen  Zinsenlast  ein  die  letztere  oft  bedeutend  übersteigender 
Betrag  für  die  Werthverminderung  des  Gebäudes  hinzukommt.*)  Denn 
der  Abbruchswerth  solcher  Gebäude  beträgt  in  der  Regel  kaum  mehr 

*)  Das  Haus,  welches  durch  das  in  Abbildung  8  wiedergegebene  Gebäude 
ersetzt  wurde,  würde,  vierprozentige  Verzinsung  vorausgesetzt,  die  Aufbringung 
von  18  M.  in  den  ersten  drei  Jahren,  und  von  37  M.  in  den  folgenden  18  Jahren, 
ausserdem  die  Deckung  der  Werthverminderung  im  Betrage  von  775  M.  während 
der  21  Jahre,  im  ganzen  also  einen  Jahresaufwand  von  durchschnittlich  71  M. 
erfordert  haben.    Die  Wirthschaftsräume  dieser  Bauten  umfassen  aber  nur  etwa 
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als  etwa  ein  Sechstel  der  Baukosten,  sodass  fünf  Sechstel  der  letzteren 
während  der  Zeit  der  Benutzung  des  Hauses  abgeschrieben  werden 
müssen. 

Es  muss  daher  wünschenswerth  erscheinen,  nach  Möglichkeit  die 
Wohnräume,  deren  spätere  Erweiterung  nach  der  üblichen  Grundriss- 
gestaltung nahezu  ausgeschlossen  ist,  von  vornherein  dem  dauernden 
Bedürfniss  entsprechend  herzustellen,  dagegen  bei  den  Wirthschafts- 
räumen  zunächst  nur  für  die  ersten  Jahre  zu  sorgen  und  die  leichte 
Ausführbarkeit  einer  nachträglichen  Vergrösserung  vorzusehen. 

Bei  dem  vorläufigen  Abschluss  der  Verhandlungen  im  März  1901 
war  es  viel  zu  spät,  um  noch  in  gründliche  Erörterungen  dieser  Frage 
einzutreten,  wenn  nicht  das  Jahr  verloren  gehen  sollte.    Auch  hiervon 


Abb.  10. 


Kolonatshaus  zu  Loher- Ostmark  (Ersatzbau  von  1901  für  die  rechts  in  ihren 
Ueberresten  noch  zu  erkennende  Erdhütte,  Abbildung  1). 

abgesehen,  wurde  es  für  richtiger  erachtet,  zunächst  einen  bescheidenen 
Anfang  zu  machen,  die  von  den  Kolonisten  vorgelegten  Baupläne  nur, 
soweit  sie  zu  erheblichen  Bedenken  Anlass  bieten,  zu  beanstanden  und  die 
dabei  gemachten  Erfahrungen  dann  später  zu  verwerthen. 

Nur  in  einzelnen  Punkten  wurde  von  vornherein  grundsätzlich  Stel- 
lung genommen,  zumal  es  bedenklich  erschien,  nach  diesen  Richtungen 
hin  den  zum  Theil  tief  eingewurzelten  Volksgewohnheiten  Zugeständnisse 


32  qm  und  würden  bei  rationellen  Hochmoorkulturen,  wie  solche  nunmehr  ein- 
geführt sind,  nicht  einmal  für  die  Hälfte  des  21jährigen  Zeitraumes  ausreichen. 
Dementsprechend  müsste  das  Baukapital  bei  provisorischen  Bauten  in  der  bis- 
her üblichen  Weise  weit  rascher  getilgt  und  bei  einem  Hause  der  ebenge- 
dachten Art  mit  einem  Aufwände  von  jährlich  100  Mark  gerechnet  werden. 
Wenn  in  Zukunft  dreiprozentige  Zinsen  von  den  auf  2650  M.  veranschlagten 
Baukosten  des  für  die  Moorkolonieen  entworfenen  Mustergebäudes  zu  zahlen 
sind,  so  bedeutet  das  also  nur  scheinbar  eine  Mehrbelastung,  bei  richtiger  Rech- 
nung eher  eine  Entlastung. 
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zu  machen:  Es  wurde  auf  eine  Schornsteinanlagegehalten,  welche  es  ermög- 
licht, ausser  der  Küche  noch  einen  Wohnraum  heizbar  zu  machen.  Ferner 

wurde  gefordert,  dass  an  Stelle 


Abb. 
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Grundriss  des  Kolonatshauses  Abb.  10 
(die  durchbrochenen  Linien  deuten 
den  mit  dem  Darlehensantrage  vor- 
gelegten, die  ausgezogenen  Theile 
den  zur  Ausführung  genehmigten 
Bauplan  an).  Grundfläche  108,1  qm, 
davon  49,89  qm  Wohnräume,  58,3  qm 
Wirthschaftsräume.  Brandkassen- 
werth 1560  M.,  Baukosten  für  1  qm 
14,40  M. 


1898  1899 

in  Heidekolonieen  4  (26  ha)  3  (22  ha) 
„    Moorkolonieen  4  (23  „  )    14  (54  „  ) 


der  Bettschränke  (Alkoven)  Schlaf- 
kammern eingerichtet  werden, 
welche  nicht  in  offener  Verbin- 
dung mit  den  Stallräumen  stehen 
dürfen.  Im  Bilde  ist  ein  Haus, 
das  die  Grundformen  einer  grös- 
seren Anzahl  der  zur  Ausfüh- 
rung gelangten  Gebäude  aufweist, 
wiedergegeben,  um  auch  die  Ein- 
wirkung auf  die  Grundrissbildung 
erkennbar  zu  machen. 

Auf  dieser  Grundlage  sind  1901 
17  Darlehen  bewilligt  worden, 
welche  zwischen  870  und  3500  M., 
durchschnittlich  etwas  unter  2000 
Mark  betragen,  während  die  Höhe 
des  Brandkassenwerthes  oder,  so- 
weit dieser  noch  nicht  feststeht, 
die  Kostenanschläge  zwischen  1045 
und  4590  M.  schwanken. 

Gleichzeitig  sind  die  Wirkun- 
gen, welche  die  günstigere  Ge- 
staltung der  Verhältnisse  auf  die 
Ausgabe  von  Kolonaten  ausüben 
würden,  nunmehr  in  die  Erschei- 


nung getreten.  Es  waren 
lonaten  eingewiesen 

1901 


an  Ko- 


1900 


8  (42  ha) 


1902 
bis  15. 


22  (247  ha) 
69  (325  „) 


19  (121  ha) 


zusammen    .  8  (49  ha)     17  (76  ha)     8  (42  ha)    91  (572  ha)    19  (121  ha) 


Demnach  war  auch  auf  eine  grosse  Zahl  von  Darlehensanträgen  zu 
rechnen,  so  dass  die  Aufstellung  von  Musterbauplänen  dringlich  wurde, 
um  auf  eine  thunlichst  zweckentsprechende  und  bei  sorgfältiger  Ver- 
meidung aller  entbehrlichen  Kosten  doch  sichere  Bauweise  hinwirken 
zu  können. 

Wenn  den  Wünschen  und  Gewohnheiten  der  anzusiedelnden  Kolo- 
nisten Rechnung  getragen  werden  sollte,  so  mussten  dem  friesischen  und 
dem  niedersächsischen  Bauernhause  nachgebildete  Gebäude  entworfen 
werden.  Es  kann  freilich  kaum  ein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  die 
friesische  Bauart  die  wirthschaftlich  vortheilhaftere  ist  und  die  nieder- 
sächsische nur  den  einen  Vorzug  hat,  dass  sie  die  Führung  der  Auf- 
sicht im  Hause  erleichtert. 

Einstweilen  ist  für  jede  dieser  beiden  Bauweisen  ein  Muster  entworfen 
(Abb.  12  bis  17).  Gemeinsam  ist  beiden  Plänen  die  Unterbringung  derWohn- 
und  Wirthschaftsräume  unter  einem  gemeinsamen  Dache,  wie  dies  landes- 
üblich ist,  und  die  Beschränkung  der  Wirthschaftsräume  auf  das  Bedürfniss 
während  der  ersten  10 — 20  Jahre.  Dabei  ist  von  vornherein  darauf  Rück- 
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sieht  genommen,  dass  die  Vordergiebelwand  bei  der  späteren  Verlängerung 
des  Gebäudes  leicht  hinausgerückt  werden  kann.  Sie  wird  zu  dem  Zweck 
beim  sächsischen  Hause  bis  zur  Höhe  der  Balkenlage  aus  Steinfachwerk, 
beim  friesischen  Hause  ganz  durch  Bretterverschalung  hergestellt.  Im 
übrigen  werden  die  Mauern  massiv  gebaut,  um  die  spätere  Unterhaltungslast 
zu  vermindern,  und  zwar  bei  den  Wohnräumen  mit  Luftschicht,  die  Seiten- 


Abb.  12. 


mauern"  des  Stallraumes  in  halber  Steinstärke  mit  Pfeilern.  Die  Küche, 
welche  gleichzeitig  den  während  des  Tages  fast  ausschliesslich  benutzten 
Wohnraum  bildet,  erhält  dementsprechend  reichliche  Abmessungen  (17,75 


-Musterentwurf  für  ein  Kolonatshaus  in  niedersächsischer  Bauart. 
Bebaute  Fläche  143  qm,  Baukosten  3000  M.,  für  1  qm  21  M. 
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und  21,25  qm),  während  die  Wohnstube,  die  nur  ausnahmsweise  dem 
durch  ihren  Namen  angedeuteten  Zwecke  dient,  wesentlich  kleiner  (11,52 
und  12,18  qm)  gehalten  ist.  Ein  für  zwei  Schlafkammern  ausreichender 
Raum  (16,80  und  16,96  qm)  ist  vorgesehen;  doch  soll  es,  sofern  nicht 
bereits  ältere  Kinder  vorhanden  sind,  dem  Ermessen  des  Kolonisten  über- 
lassen bleiben,  ob  er  sofort  die  Scheidewand  errichten  oder  zunächst  den 
Raum  ungetheilt  lassen  will.  Wird  berücksichtigt,  dass  es  sich  um 
völlig  freistehende  Bauten  handelt,  an  die  Licht  und  Luft  von  allen 
Seiten  ungehindert  herantreten  können,  so  wird  man  diese  Abmessungen 
als  genügend  bezeichnen  müssen,  selbst  wenn  man  für  städtische  Woh- 
nungen grössere  Maasse  verlangen  will. 

Die  Wohn-  und  Schlafstuben  erhalten  gedielte  Fussböden,  während 
der  Küchenfussboden  als  Ziegelflachschicht  hergestellt  wird,  sämmtliche 
Fussböden  20  cm  über  Terrain.  Die  an  der  Unterseite  gehobelten  Dielen 
des  Dachbodenbelages  bilden  zugleich  die  Decke  der  Wohnräume,  so  dass 
die  gehobelten  und  abgefasten  Balken  sichtbar  sind. 

Abb.  14. 


Schnitt  c-cb 


Da  an  Feueruugsmaterial  nicht  gespart  zu  werden  braucht,  so  ist 
das  offene  Heerdfeuer  wenigstens  in  den  Moorkolonieen  die  fast  aus- 
nahmslose Regel  geblieben,  der  Sparheerd,  der  nicht  genügende  Wärme 
verbreitet,  sogar  vielfach  wieder  abgeschafft  worden.  Ob  der  Heerd  an 
der  Giebelwand  oder  an  der  Wand  nach  der  Wohnstube  seinen  Platz 
finde,  mag  in  das  Belieben  des  Einzelnen  gestellt  bleiben.  Die  Ent- 
Schliessung ist  ausschlaggebend  für  die  weitere  Frage,  ob  der  Hinter- 
giebel steil  hochgeführt  werden  muss  oder  in  seinem  oberen  Theile  durch 
ein  Walmdach  ersetzt  werden  kann. 

Zeigt  sich  hinsichtlich  der  Anordnung  der  Wohnräume  eine  grosse 
Aehnlichkeit,  so  ergeben  sich  bei  den  Wirthschaftsräumen  die  charak- 
teristischen Unterschiede. 

Beim  niedersächsischen  Hause  (Abb.  12—14)  setzen  sich  die  Seitenwände 
der  Wirthschaftsräume  in  derselben  Linie  und  Höhe  fort.  In  der  Mitte  be- 
findet sich  die  breite  Diele  mit  dem  grossen  Einfahrtsthore,  zu  beiden 
Seiten  derselben  die  Stallungen,  so  dass  alles  von  der  Küche  aus  mit 
einem  Blick  überschaut  werden  kann.  Aber  der  weite  Raum  gewährt 
wenig  Platz  zur  Lagerung  von  Vorräthen,  und  die  Stallungen  sind  kalt. 
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Abgesehen  von  den  nur  1  m  hohen  Lagerräumen  über  den  Stallungen 
(„Hille")  stehen  auf  dem  Dachboden  230  cbm,  oder  wenn  das  Dach,  wie 

Abb.  15. 


in  dem  Querschnitt  a— b  angedeutet  und  wegen  der  besseren  Lage  det 
Daches  zu  empfehlen  ist,  um  40  cm  erhöht  wird,  280  cbm  Raum  zur  Ver- 
fügung. 


Abb.  16. 


Ten  rv& 


Musterentwurf  für  ein  Kolonatshaus  in  friesischer  Bauart. 
Bebaute  Fläche  134  qm,  Baukosten  2650  M.,  für  1  qra  19,85  M. 
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Diese  Bauweise  ist  vorherrschend  in  den  Heidekolonieen,  in  denen 
die  durchschnittliche  Grösse  der  Kolonate  etwa  15  ha  beträgt  und 
in  den  ersten  Jahren  alljährlich  wenigstens  1,5 — 2  ha  neu  in  Kultur 
genommen  werden  können.  Da  staatlicherseits  Weide-  und  Wiesen- 
flächen hergerichtet  sind,  welche  zu  mässigen  Preisen  an  die  Kolonisten 
verpachtet  werden,  so  kann  bald  ein  ansehnlicher  Viehstand  gehalten 
werden.  Deshalb  sind  von  vornherein  ein  zur  Aufstellung  von  drei  Stück 
Rindvieh  genügender  Stallraum  und  eine  Milchkammer  vorgesehen. 
Letztere  wird  als  Vorrathskammer  auch  da,  wo  Sammelmolkereien  in  der 
Nähe  sind,  von  Werth  sein. 

Bei  dem  in  den  Moorkolonieen  fast  ausschliesslich  in  Frage  kommenden 
friesischen  Hause  (Abb.  15 — 17)  verbreitert  sich  der  die  Wirthschaftsräume 
enthaltende  Theil  des  Gebäudes  auf  beiden  Seiten  um  1,20  m,  so  dass  sich 
die  Höhe  der  Seitenwände  von  2,25  auf  1,50  m  ermässigt.  Hinein- 
gerückt in  diesen  Wirthschaftsraum  ist  der  Keller,  um  ihm  eine  gegen 


Abb.  17. 

/Schmitt  c-cL 


Wärme  und  Kälte  thunlichst  geschützte  Lage  zu  geben,  da  der  hohe 
Wasserstand  eine  tiefe  Einsenkung  in  den  Boden  nicht  gestattet.  Der 
Platz  über  dem  Keller  bildet  nach  der  späteren  Vergrösserung  des  Ge- 
bäudes mit  dem  „Bansen"  einen  zusammenhängenden  Raum,  der  ohne 
Zwischenboden  bis  unter  das  Dach  reicht  und  zur  Lagerung  der  Heu- 
und  Strohvorräthe  dient,  welche  von  der  Diele  aus  aufgebracht  und  von 
dem  Gange  aus  zum  Verbrauche  wieder  abgenommen  werden. 

Die  Stallungen  haben  eine  zugfreie  Lage,  da  der  Gang  vor  den- 
selben gegen  den  Bansenraum  durch  eine  bis  zum  Unterzuge  reichende 
Bretterverschalung  abgekleidet  wird. 

Da  die  Kultivirung  alljährlich  um  höchstens  0,5  ha  fortschreitet, 
vergehen  einige  Jahre,  bevor  Rindvieh  gehalten  wird.  Es  sind  daher 
Stände  für  dasselbe  einstweilen  nicht  vorgesehen.  Sie  können  später 
zunächst  vorläufig  auf  der  Diele  eingerichtet  werden,  bis  sie  nach  Ver- 
lauf von  etwa  zehn  Jahren  nach  der  Vergrösserung  der  Wirthschafts- 
räume in  den  neuen  Theil  derselben  verlegt  werden  und  dann  in  dem 
nächst  dem  Hausflur  belegenen  Theile  der  Diele  eine  Milchkammer  ein- 
gebaut wird. 
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Zum  Einbringen  der  unmittelbar  vor  der  Thüre  geernteten  Vorräthe 
bedarf  es  einstweilen  um  so  weniger  einer  breiten  Diele  mit  grossem 
Einfahrtsthore,  als  wenigstens  auf  dem  Hochmoore  die  Verwendung  von 
Gespann  ausgeschlossen  ist. 

In  dieser  Verbindung  sei  noch  auf  einen  charakteristischen  Unter- 
schied bezüglich  der  Lage  der  Häuser  hingewiesen.  Das  friesische  Haus 
wird  so  auf  dem  ein  Rechteck  von  rund  90  :  700  m  Seitenlänge  bilden- 
den Kolonat  erbaut,  dass  der  Giebel  mit  den  Fenstern  der  Wohnräume 
nach  dem  die  Kolonie  durchschneidenden  Kanäle  oder  Hauptwege  schaut, 
vor  und  neben  dem  Hause  die  gartenmässig  bestellten,  hinter  demselben 
die  feldmässig  bebauten  Flächen  liegen.  Dagegen  kehrt  das  sächsische 
Haus  in  der  Regel  den  Giebel  mit  dem  grossen  Einfahrtsthore  dem  Wege 
zu,  und  die  Fenster  der  Wohnräume  gehen  nach  dem  dahinter  belegenen 
Garten  hinaus.  Je  nach  der  Lage,  welche  danach  das  zu  erbauende 
Haus  erhält,  wird  den  Umständen  nach  der  Grundriss  umgekehrt  werden 
müssen,  damit  der  Milchkammer  möglichst  die  Nordseite  gesichert  bleibt. 

Die  Hauptzahlen  sind  im  Nachstehenden  für  beide  Bauten  zusammen- 
gestellt, um  den  Vergleich  zu  erleichtern: 

sächs.  Haus  fries.  Haus 

Bebaute  Grundfläche   143,06  qm  134,04  qm 

davon 

a)  der  die  Wohnräume  enthaltende 

Theil*)   64,40    „  74,96  „ 

b)  der  die  Wirthschaftsräume  ent- 
haltende Theil   78,66    „  59,08  „ 

Flächeninhalt   von    Küche,  Stube 

und  Kammern   50,39    „  46,07  „ 

Rauminhalt  der  Lagerräume .    .    .  300  cbm  246  cbm 

Baukosten  im  ganzen   3000  M.**)  2650  M.**) 

für  1  qm   20,97   „  19,84  „ 

davon 

für  Maurerarbeiten  einschliesslich 

Material   1527,81   „  1369,43  „ 

für  Bauholz-  und  Zimmerarbeiten  1143,90   „  \  117007 

für  Tischlerarbeiten   218,15   „/  "«V*«  » 

für  Glaser-  und  Malerarbeiten  .  110,14   „  110,20  „ 

Pläne  nebst  Baubeschreibung  und  Materialienberechnung  werden  den 
Kolonisten  zum  Zweck  der  Berathung   mit   den  von  ihnen  gewählten 


*)  Gerechnet  bis  an  die  die  beiden  Gebäudetheile  trennende  Mauer. 
**)  Vorausgesetzt  ist,  dass  der  Kolonist  ausser  den  Erdarbeiten  noch  einige 
andere  Arbeiten  und  Lieferungen  für  den  Bau  übernimmt.  In  Folge  dessen 
erhöhen  sich  die  angegebenen  Baukosten  beim  friesischen  Hause  um  etwa 
120  M.,  beim  sächsischen  Hause  um  70  M.  Ausser  Ansatz  geblieben  sind 
dabei  noch  die  Kosten  von  Sparheerd,  Ofen  und  Waschkessel  sowie  eines  etwa 
anzulegenden  Brunnens,  und  es  sind  Kosten  für  die  Abgrabung  des  Moores  auf 
dem  Bauplatze  nicht  eingestellt. 
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Bauunternehmern  zur  Verfügung  gestellt.  Die  unveränderte  Ausführung 
der  Bauten  nach  Maassgabe  dieser  Pläne  wird  selbstverständlich  nicht 
zur  Voraussetzung  für  die  Bewilligung  der  Darlehnsanträge  gemacht 
werden.  Im  Gegentheil  wird  damit  gerechnet,  dass  die  weiteren  Erfah- 
rungen wohl  noch  zu  Verbesserungen  führen  werden. 

Es  braucht  kaum  erwähnt  zu  werden,  ein  wie  grosser  Schritt  zur 
Besserung  durch  die  im  Vorstehenden  zur  Darstellung  gebrachten  Maass- 
regeln gethan  ist.  Zu  überwinden  bleibt  indess  noch  ein  zweifacher 
Uebelstand:  Es  herrscht  in  der  Nähe  der  Ansiedelungen  vielfach  Mangel 
an  geeigneten  Bauhandwerkern;  hierdurch  wird  eine  sachgemässe  preis- 
würdige Ausführung  der  Bauten  um  so  mehr  in  Frage  gestellt,  je  grösser 
die  Zahl  der  gleichzeitig  zu  errichtenden  Gebäude  ist.  Eine  Besichtigung 
bei  einigen  der  in  letzter  Zeit  erbauten  Häuser  führte  in  Bezug  auf 
die  Bauausführung  zu  einem  wenig  erfreulichen  Ergebniss.  In  den 
Moorkolonieen  ergiebt  sich  ausserdem  die  Schwierigkeit,  das  Moor  auf 
der  Baustelle  in  mindestens  500  bis  600  qm  Ausdehnung  zu  beseitigen. 
Wo  dieses  nicht  wesentlich  über  zwei  Meter  tief  war,  haben  die  Kolo- 
nisten es  freilich  vermocht,  eine  Zuwegung  vom  Kanal,  von  dessen 
Mittellinie  das  Haus  wenigstens  50  m  entfernt  liegen  muss,  in  das  Moor 
einzuschneiden  und  den  Bauplatz  freizulegen.  Bei  grösserer  Mächtigkeit 
der  Moorschicht,  die  bis  zu  6  m  steigt,  bietet  diese  Arbeit  aber  um  so 
bedeutendere  Schwierigkeiten,  als  das  wasserhaltige  Moor  leicht  nach- 
stürzt und  deshalb  eine  grössere  Fläche  auszuschachten  ist.  Muss  der 
Kolonist  selbst  diese  Abtorfung  vornehmen,  so  ergiebt  sich  wiederum 
die  Notwendigkeit,  ihm  für  die  dem  Bau  vorhergehende  Zeit  ein  Unter- 
kommen zu  verschaffen. 

Anscheinend  empfiehlt  es  sich,  hier  Gefangenenarbeit  in  Anspruch 
zu  nehmen,  zumal  eine  Benachtheiligung  freier  Arbeiter  kaum  in  Frage 
kommt.  Die  Unterbringung  der  Gefangenen  in  der  Nähe  der  Arbeits- 
stätte bietet  insbesondere  in  den  Moorkolonieen  geringe  Schwierig- 
keit, da  mit  entsprechenden  Einrichtungen  versehene  Schiffe,  welche 
in  der  Nähe  der  Baustellen  festgelegt  werden,  dazu  benutzt  werden 
könnten.  Die  Abtorfung  der  Baustelle  vor  der  Einweisung  des  Kolonats 
würde  wohl  auch  in  der  Weise  sichergestellt  werden  können,  dass  jedem 
Kolonisten  die  Verpflichtung  auferlegt  wird,  auf  einem  benachbarten 
Kolonate  diese  Arbeit  vorzunehmen. 

Zufällige  Umstände  machten  es  unmöglich,  im  laufenden  Jahre  be- 
reits mit  Versuchen  auf  diesem  Gebiete  vorzugehen.  Die  noch  nicht 
abgeschlossenen  Erwägungen  werden  aber  voraussichtlich  dazu  führen, 
dass  dies  im  nächsten  Jahre  geschieht,  und  es  wird  damit  ein  weiterer 
bedeutungsvoller  Schritt  gethan  werden,  um  den  Kolonisten  den  Anfang 
zu  erleichtern  und  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  zu  sichern.  Soweit  dieser 
Weg  nicht  eingeschlagen  werden  kann,  wird  die  Einführung  einer  wirk- 
samen Bauaufsicht  dringend  erforderlich. 

Freilich  werden  die  im  staatlichen  Eigenthum  stehenden  Flächen 
die  Einweisung  von  so  vielen  Kolonaten  ermöglichen,  dass  die  Mittel, 
welche  seitens  der  Versicherungsanstalt  für  diesen  Zweck  zur  Verfügung 
gestellt  werden  können,  voraussichtlich  auf  lange  Jahre  hinaus  voll- 
ständig in  Anspruch  genommen  werden.  Es  brauchte  indess  nicht 
grundsätzlich  ausgeschlossen  zu  bleiben,  dass  auch  den  auf  privaten 
Besitzungen  anzusiedelnden  Versicherten  Darlehen  zum  Hausbau  zur 
Verfügung  gestellt  werden.    Voraussetzung  müsste  allerdings  auf  der 
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einen  Seite  sein,  dass  die  Bedingungen  für  eine  gedeihliche  Avirthschaft- 
liche  Entwickelung  gegeben  sind,  auf  der  anderen  Seite  eine  genügende 
Sicherstellung  der  hingegebenen  Darlehen,  welche  im  Wege  der  Genossen- 
schaftsbildung unter  Betheiligung  der  die  Kolonate  ausgebenden  Grund- 
besitzer wohl  würde  beschafft  werden  können.  An  hinreichender  Ge- 
legenheit zu  dieser  den  Interessen  der  Versicherten  in  hohem  Grade 
entsprechenden  Vermögensanlage,  sei  es  im  engen  Anschluss  an  die 
staatliche  Thätigkeit,  sei  es  in  Verbindung  mit  ähnlichen  Bestrebungen 
von  privater  Seite,  wird  es  der  Landes-Versicherungsanstalt  Oldenburg 
jedenfalls  dauernd  nicht  fehlen. 


VII.  De  Tintervention  des  Pouvoirs  et  Etablisse- 
ments publics  en  Belgique,  en  matiere  d'Habita- 
tions  ouvrieres. 

Par  Mr.  Leon  Meerens,  Chef  da  Cabinet  du  Directeur  General  de  la  Caisse 
Generale  d'Epargne  et  de  Retraite,  President  du  Comite  officiel  de  patronage 
des  Habitations  ouvrieres  et  des  Institutions  de  Prevoyance  de  Schaerbeek, 
Saint-Josse-ten-Noode  et  Evere. 

Pourrait-on  affirmer  que  la  question  des  habitations  ouvrieres  est 
resolue  en  Belgique?  Au  point  de  vue  theorique,  oui,  mais  au  point  de 
vue  pratique,  il  reste  beaucoup  a  faire  et  jusqu'ä  present,  l'mitiative 
privee  seulement  a  produit  des  effets  utiles.  Des  experiences  ont  ete 
tentees  dans  divers  ordres  d'idees:  Tintervention  directe  (construction, 
vente  et  location  par  les  communes  elles-memes),  Tintervention  indirecte 
(souscription  d'actions  de  societes  d'habitations  ouvrieres,  contribution 
ä  la  formation  de  societes,  subsides  etc.)  et  enfin,  Tinitiative  privee 
secondee  par  la  Caisse  d'Epargne  sous  la  garantie  de  TEtat. 

La  legislation  beige  est  suffisamment  large  pour  permettre  aux 
communes  et  etablissements  publics  d'entrer  resolument  dans  la  voie  de 
Tedification  de  logements  salubres  et  ä  bon  marche  soit  par  eux-m£mes 
soit  a  Tintervention  d'organismes  independants  mais  subsidies  et  contröles 
par  eux. 

C'est  ainsi  que  la  commune  de  St.  Gilles  (Bruxelles)  a  bäti  des  maisons 
ä  bon  marche  de  differents  types :  les  imes  pouvant  convenir  ä  un  ou  deux 
menages,  les  autres  ä  plusieurs  menages  ouvriers.  Mais,  son  action,  tres 
louable  cependant,  n'a  pas  pris  encore  une  grande  extension:  5  petites 
maisons  ont  ete  edifiees  en  1895;  deux  grandes  maisons  ä  logements 
multiples  en  1901.  Les  premieres  sont  louees  ä  raison  de  32  francs 
environ  par  mois  chacune;  les  autres,  divisees  en  appartements,  rapportent 
Fr.  2  616,  chacune  (40  ä  18  francs  par  mois  et  par  appartement,  suivant 
l'etage).*) 

La  commune  de  Waterloo  a  edifie  deux  maisonnettes  en  1895,  au 
moyen  de  fonds  avances  par  la  Caisse  d'Epargne. 

Ce  sont  les  seules  communes  beiges  qui  ont  construit,  pour  les  ad- 
ministrer  elles-m^mes,  des  maisons  ouvrieres.  Les  bureaux  de  Bien- 
faisance  ont  bäti  quelques  habitations  convenant  ä  un  ou  deux  menages, 
notamment  ceux  de  Nivelles  en  1858,  de  Wavre  en  1866,  d'Anvers  en 
1864  et  1882,  de  Möns,  d'Ixelles,  etc.    Ces  maisons  sont  louees  ou  ven- 

*)  Voir  Bulletin  de  la  Societe  frangaise  des  habitations  ä  bon  marche, 
annee  1902,  No.  1,  pages  89  et  suivantes. 
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dues  (moyennant  remboursement  par  annuites),  d'autres  sont  occupees 
gratuitement  par  certains  menages  ä  Charge  d'entretenir  un  orphelin. 
Le  nombre  de  ces  maisons  est  relativement  tres  peu  important  si  Ton 
considere  la  quantite  de  travailleurs  modestes  qui  resident  en  Belgique. 

C'est  ä  partir  de  1889  que  la  question  du  logement  ouvrier  est  entree 
dans  une  phase  nouvelle. 

Une  loi  du  9  aoüt  1889  autorise  la  Caisse  Generale  d'Epargne  et 
de  Retraite  sous  la  garantie  de  l'Etat  ä  employer  une  partie  de  ses  fonds 
disponibles  en  faveur  de  la  construction  ou  de  l'achat  de  maisons  ouvrieres. 

Par  son  arrete  du  25  mars  1891,  le  Conseil  General  de  la  Caisse  a 
determine  les  conditions  de  ces  avances.  Rappeions  en  les  dispositions 
principales: 

Art.  5.  „A  l'appui  de  toute  demande  d'avance,  une  societe  con- 
stituee  sous  la  forme  anonyme,  ayant  pour  objet  exclusif  de  faire  ou 
de  faciliter  des  Operations  relatives  aux  habitations  ouvrieres  et  acceptant 
la  surveillance  de  1' Administration  de  la  Caisse,  doit  produire  des  pieces 
certifiees  conformes  par  ses  commissaires,  etablissant  que,  si  l'operation 
est  autorisee,  le  passif  de  la  Societe  envers  la  Caisse  et  les  tiers 
creanciers  ne  depassera  pas,  au  total,  l'actif  evalue  comme  suit: 

a)  La  moitie  du  capital  souscrit  et  non  verse  par  les  actionnaires : 

b)  La  moitie  de  la  valeur  des  immeubles  appartenant  ä  la  societe ; 

c)  Les  trois  cinquiemes  de  toute  garantie  fournie  ä  la  societe  sur  des 
immeubles  dont  la  valeur  devra  exceder  d'un  neuvieme  au  moins 
le  chiffre  du  pr§t  correspondant." 

La  partie  de  l'actif  dont  il  est  question  au  litt,  a  ne  pourra  etre 
prise  en  consideration  que  dans  le  cas  de  societes  anonymes  ayant 
accepte  l'obligation  de  soumettre  ä  l'agreation  prealable  du  Conseil 
d'administration  de  celle-ci  tout  transfert  d'actions  non  liberees  et  de 
donner  immediatement  avis  de  tout  versement  qui  serait  annonce,  en 
liberation  partielle  ou  totale  d'actions  de  cette  categorie. 

„L'evaluation  indiquee  au  litt,  c  pour  les  pr§ts  garantis  sur  des 
immeubles  sera  reduite  de  la  somme  restant  due,  ä  partir  du  moment 
ou  l'emprunteur  aura,  par  des  versements  effectues  ä  la  Societe,  eteint 
la  partie  de  son  Obligation  qui  excede  les  trois  cinquiemes  du  bien. 

„La  Caisse  pourra  exiger  que  la  valeur  des  immeubles  dont  il  est 
question  aux  litt,  b  et  c  soit  etablie  par  une  expertise  faite,  aux  frais 
de  la  societe  requerante,  par  un  expert  designe  par  le  Conseil  d'admini- 
stration  de  la  Caisse." 

Art.  6.  „Sauf  en  ce  qui  concerne  l'avance  sur  la  partie  non  versee 
du  capital  souscrit,  les  dispositions  de  l'art.  5  sont  applicables  aux  societes 
cooperatives  ayant  exclusivement  en  vue  des  Operations  relatives  aux 
habitations  ouvrieres  et  qui  accepteront  la  surveillance  de  l'Administration 
de  la  Caisse." 

Par  les  articles  10  et  11,  le  Conseil  General  a  fixe  ä  3  %  le  taux 
d'interet  des  avances  ä  effectuer  aux  societes  de  construction  et  ä  2^2  % 
celui  des  avances  ä  octroyer  aux  societes  de  credit.*) 

*)  Les  societes  de  construction  prevues  par  l'art.  11  de  la  loi  du  9  aoüt 
1889  ont  pour  but  exclusif  la  construction,  l'achat,  la  vente  ou  la  location 
d'habitations  destinees  aux  classes  ouvrieres;  les  societes  de  credit  inaugurees 
par  FArrgte  de  la  Caisse  Generale  du  25  mars  1891  ont  pour  objet  exclusif  de 
faire  des  prets  en  vue  de  la  construction  ou  de  l'achat  d'immeubles  destines 
ä  des  habitations  ouvrieres.  —  Une  loi  du  30  juillet  1892  a  etendu  aux  Societes 
de  credit  les  faveurs  fiscales  dont  beneficient  les  societes  de  construction. 
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Le  montant  des  avances  a  accorder  aux  societes  de  credit  au  taux 
reduit  de  2V2°/o,  fut  limite  au  quart  de  la  reserve  de  la  Caisse 
(Art.  12  de  l'Arrete). 

Cette  quotite,  qui  representait  environ  2  500  000  francs  fut  rapide- 
ment  absorbee,  aussi  le  10  novembre  1892,  le  Conseil  General  l'etendit 
a  la  moitie  de  la  reserve,  puis  a  la  reserve  totale  le  14  juin  1894. 
Enfin,  en  presence  de  l'extension  croissante  des  societes  d'habitations 
ouvrieres  de  credit,  il  decida  le  4  juin  1896,  d'affecter  ä  ce  mode  de 
placements  une  quotite  egale  aux  5  %  du  total  des  placements  de  la 
Caisse  d'Epargne  pour  arriver  le  25  juillet  1901  ä  772%  du  total  en 
question,  soit  ä  une  somme  approximative  de  59  000  000  de  fr.  Enfin, 
il  y  a  lieu  de  mentionner  l'Arrete  du  27  juillet  1899  aux  termes  duquel 
le  taux  d'interet  reduit  a  ete  porte  de  272  a  3  %  et  celui  de  3  °/o 
ä  374  V 

Voici,  d'apres  l'expose  des  motifs  de  Mr.  Lepreux,  Directeur 
General  de  la  Caisse  Generale,  les  diverses  considerations  qui  ont  amene 
le  Conseil  ä  prendre  cette  resolution: 

„Lorsque  le  Conseil  General  avait,  en  1891,  consenti  ä  abaisser 
ä  21/-2  %  le  taux  d'interet  des  avances  ä  effectuer  aux  societes  de  credit, 
il  voulait  provoquer  la  creation  immediate  de  ces  organismes  en  leur 
permettant  de  faire  face  aisement  aux  frais  que  devait  entrainer  leur 
Constitution,  en  leur  procurant  le  moyen  de  se  creer  rapidement  une 
reserve  süffisante  pour  parer  aux  pertes  auxquelles  elles  pouvaient  6tre 
exposees  au  debut  de  leurs  Operations. 

„En  outre,  frappe  des  inconvenients  d'ordre  general  que  peut  entrainer 
une  trop  grande  centralisation  de  l'epargne,  le  Conseil  avait  concu 
l'esperance  de  voir  les  societes  de  credit  s'occuper  de  rechercher  sur  place 
l'epargne  naissante  et  l'employer  a  des  prets  pour  construction  d'habitations 
ouvrieres. 

„C'est  ainsi  qu'il  decida  d'appliquer  le  taux  de  faveur  aux  societes 
de  credit  qui,  pratiquant  l'epargne  au  profit  de  l'Stre  collectif  lui-m^me, 
limiteront  les  dividendes  ä  distribuer  et  porteront  en  reserve  pour  l'avenir 
l'excedent  des  benefices. 

„D'un  autre  cote,  la  Caisse  prit  les  mesures  necessaires  pour  que 
cette  reduction  d'interet  ne  püt  pas  devenir  pour  les  actionnaires  des 
societes  une  source  de  profits  personnels:  eile  fit  inserer  dans  les  Statuts 
des  societes  un  article  d'apres  lequel  le  partage  de  la  reserve  devait 
amener,  en  cas  de  dissolution,  la  restitution  ä  la  Caisse  d'Epargne  d'une 
somme  equivalente  au  1/se  des  inter^ts  payes  ou  portes  en  compte  ä  la 
fin  de  chaque  exercice  social.  C'est  ainsi  que  toutes  les  societes  agreee 
par  la  Caisse  d'Epargne  possedent  une  reserve  dont  une  partie,  dite  con 
ditionnelle,  serait  payee  ä  la  Caisse  en  cas  de  liquidation. 

„Toutes  les  societes  existantes  se  trouvant  assises  sur  des  bases 
solides  et  presque  toutes  ayant  pu  amortir  en  grande  partie  leurs  frais 
de  premier  etablissement  et  se  constituer  une  reserve  relativement  im- 
portante,  le  Conseil  General  estima  le  moment  venu  de  relever  le  taux 
d'interet  des  avances. 

„II  est  ä  remarquer  en  outre  que  le  loyer  de  l'argent  a  notablement 
augmente  dans  ces  derniers  temps  et  qu'il  semble  que  l'on  doive  renoncer 
ä  l'esperance  qui  avait  ete  congue  de  voir  les  Societes  d'habitations 
ouvrieres  recueillir  les  depöts  d'epargne. 
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„A  im  autre  point  de  vue,  il  importe  de  tenir  compte  de  Faccroisse- 
ment  rapide  du  montant  des  avances  accordees  par  la  Caisse." 

Le  tableau  ci-dessous  indique  la  progression  du  nombre  de  societes 
suivant  qu'elles  appartiennent  au  type  de  societes  de  credit  ou  de  societes 
de  construction  et  montre  par  groupe  le  total  des  sommes  avancees  par 
la  Caisse  d'Epargne  et  le  nombre  d'operations  realisees. 


Societes  de  credit. 


Annee 

Anonymes 

Cooperatives 

Nombre 

Sommes 
avancees 

Opera- 
tions 
en  cours 

Nombre 

Dummes 
avancees 

Opera- 
tions 
en  cours 

1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

5 
24 
33 
44 
54 
62 
76 
86 
94 
100 
106 

166  500  — 
1  795  455,56 
3  962  330,- 
6  419  814,- 
9  363  264,  - 
12  684  200,— 
16  788  850 — 
22  340  050 — 
27  654  156,13 
33  433  456,13 
40  063  106,13 

Societes 

52 
654 
1620 
2  689 

4  040 

5  692 
7  495 
9  872 

12  968 
15  480 
18  138 

de  con 

4 
4 
6 
8 
8 
8 
8 
8 
8 
8 

structi 

187  213,51 
503  451,90 
727  840,10 
938  979,80 
1  149  069.17 
1 407  231,80 
1  708  439,08 

1  930  918.35 

2  136  918,35 
2  422  918,35 

on. 

98 
154 
232 
320 
418 
508 
611 
729 
814 
883 

Annee 

sous  la  forme: 

Anonyme 

C  o  o  p  ('  r  a  t  i  v  e 

Nombre 

Sommes 
avancees 

Opera- 
tions 
en  cours 

Nombre 

Sommes 
avancees 

Opera- 
tions 
en  cours 

1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

1 
12 
14 
16 
18 
18 
19 
25 
26 
26 
33 

25  000,— 
384  400 — 
634  200  — 
910  300  — 
1  186  500 — 
1  348  674,49 
1  476  477,50 
1 052  427,50 
1  178  427,50 
1  618  427,50 
1  977  427,50 

17 

91 
193 
305 
393 
378*) 
439 
485 
135*) 
159 
212 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

2  500.- 
5  450 — 
20  150  — 
20  150  — 
22  150,— 
24  500  — 
24  500,- 
24  500,— 
36  500,- 
66  500  — 

1 

6 
6 
6 
7 
8 
7 
7 
9 
20 

*)  Ces  diminutions  proviennent  de  la  conversion  de  societes  de  construction 
en  societes  de  credit. 
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Au  lerjanvier  1902  les  societes  d'habitations  ouvrieres  agreees  par  la 
Caisse  d'Epargne  avaient  rendu  20  210  ouvriers  et  petits  employes  pro- 
prietaires  de  leur  habitation.*) 

L'art.  8  de  la  loi  du  9  aoüt  1889  a  egalement  autorise  la  Caisse 
Generale  ä  traiter  des  Operations  d'assurance  mixte  sur  la  vie  ayant 
pour  but  de  garantir  le  remboursement  ä  une  echeance  determinee  —  ou 
ä  la  mort  de  l'assure  si  eile  survient  avant  cette  epoque  —  des  pr£ts 
consentis  pour  la  construction  ou  l'achat  d'une  habitation.  Le  nombre 
de  debiteurs  des  societes  assures  sur  la  vie  s'elevait  au  1er  janvier  1902 
ä  15  030  pour  un  capital  total  de  fr.  37  90,5  229,26.  Depuis  1891,  307 
emprunteurs  assures  sont  decedes  avant  l'epoque  fixee  pour  le  rem- 
boursement de  leurs  dettes.  Iis  ont  ainsi  laisse  leur  maison  quitte  et 
libre  de  toutes  charges  ä  leur  famille. 

Examinant  l'oeuvre  entreprise  par  la  Caisse  d'Epargne,  Mr.  Cheyss  on, 
membre  de  l'Institut,  ecrivait  dans  son  rapport  presente  au  Conseil 
superieur  des  habitations  ä  bon  marche  de  France:  „Quel  magnißque  elan 
donnerait  au  mouvement  en  faveur  des  habitations  les  547  caisses  d'epargne 
frangaises  si  elles  voulaient  bien  mettre  ä  son  Service  non  seulement  les 
ressources  financieres  dont  elles  disposent  dans  les  limites  de  la  loi, 
mais  encore  et  surtout  leur  devouement  et  leur  force  morale. 

„Ce  qu'on  peut  obtenir  dans  cette  voie,  l'exemple  de  la  Belgique  le 
demontre  eloquemment. 

„En  regard  de  ses  avances,  s'elevant  au  1er  janvier  1902  ä 
Fr.  44  529  951,98,  la  Caisse  Beige  avait  en  garanties  hypothecaires, 
capitaux  souscrits  et  non  verses,  depöts  de  diverses  natures  et  valeurs 
des  polices  d'assurances  une  somme  totale  de  Fr.  67  407  394,72  qui 
depasse  de  plus  de  moitie  (51  o/0  environ)  le  montant  de  ses  engagements. 

„J'ajoute  que,  grace  ä  l'interposition  des  societes  de  credit  et  de 
construction  qui  jouent  le  röle  de  tampon  entre  les  interess6s  individuels 
et  la  Caisse  Generale,  celle-ci  n'a  pas  perdu  un  Centime,  malgre  le 
liberalisme  de  ses  avances,  dont  le  taux  6tonne  par  sa  temerite  apparente, 
quand  on  n'a  pas  etudie  de  pres  le  mecanisme  de  ses  Operations  et  la 
solidite  des  garanties  sur  lesquelles  elles  reposent. 

„Si  je  me  suis  etendu  sur  ces  chiffres  qui  s'appliquent  ä  une 
population  de  cinq  millions  et  demi  d'habitants,  c'est  parce  que  le  con- 
traste  de  leur  ampleur  avec  la  simple  importance  proportionnelle  de  ceux 
qui  sont  relatifs  a  notre  pays  nous  montre  toute  la  marge  dont  nous 
disposons  pour  accroltre  l'action  de  nos  caisses  d'epargne  vis- ä- vis  des 
habitations  a  bon  marche."**) 

II  ressort  des  comptes  rendus  de  la  Caisse  d'Epargne  que  les  societes 
de  credit  se  sont  developpees  dans  des  proportions  beaucoup  plus  grandes 
que  les  societes  de  constructions.  Ce  n'est  pas  que  le  röle  de  l'initiative 
privee  se  soit  concentr6  davantage  envers  ces  societes;  au  contraire.  Du  de- 
but  plusieurs  sociCtes  de  construction  ont  et6  constituöes;  elles  permettent 
aux  ouvriers  d'acquerir  leur  habitation  sans  posseder  des  economies  au 
pr^alable.***)     Ces   societes,  en  effet,  peuvent  louer  des  maisons  aux 


*)  Ce  chiffre  comprend  les  Operations  en  cours  et  les  emprunts  rernbourses. 
**)  Bulletin  de  la  Societe  francaise  des  Habitations  ä   bon  marche,  annee 
1902,  No.  1,  pages  20  et  suivantes. 

***)  Toute  personne  traitant  avec  une  societe  de  credit  doit,  en  effet,  posseder 
des  economies  egales  au  dixieme  de  la  valeur  totale  de  la  maison  a  acquerir 
ou  ä  construire,  terrain  compris. 
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ouvriers  avec  promesse  de  vente  et  assurance  mixte  sur  la  vie  et  leur 
transferer  ensuite  la  propriete  de  l'immeuble  quand  la  valeur  de  rachat 
de  la  police  d'assurance  ä  atteint  une  somme  egale  au  dixieme  de  la 
valeur  totale  de  l'habitation. 

Malgre  cet  avantage,  les  societes  de  construction  ont  eu  peu  de 
succes  et  plusieurs  mSme  se  sont  transformees  en  societes  de  credit.  La 
cause  en  reside  surtout  dans  ce  lait  que  l'ouvrier  beige  desire  con- 
struire  lui-m^me  sur  un  terrain  de  son  choix  suivant  ses  gouts  personnels. 
Ii  prefere,  dans  ce  but,  accumuler  des  economies  süffisantes  pour  traiter 
avec  une  societe  de  credit  plutöt  que  d'occuper  une  habitation  dejä 
construite.  De  nombreuses  tentatives  ont  ete  faites  pour  amener  les 
ouvriers  nepossedant  pas  d'economies  aux  societes  de  construction,  mais 
elles  ont,  en  general,  echoue. 

La  Caisse  d'Epargne,  par  l'intermediaire  des  societes  agreees, 
poursuivi  le  but  de  rendre  l'ouvrier  proprietaire  de  son  habitation;  eile 
s'est,  en  principe,  montree  toujours  peu  favorable  au  Systeme  de  la 
location  pure  et  simple  qui,  du  reste,  n'offre  guere  d'avantages  lorsqu'il 
s'agit  de  maisons  destinees  ä  un  ou  deux  menages. 

En  effet  si  une  societe  devait  confiner  son  activite  dans  la  location 
seule,  il  faudrait  fixer  le  taux  du  loyer  ä  6V2  %  du  capital  engage.  Ces 
6V2  °/o  repres3ntent  3V4°/o  d'inter^t  du  capital,  1  %  pour  frais  d'ad- 
ministration  et  2^4  %  pour  risques  locatifs  comprenant  les  reparations 
et  l'inoccupation  de  l'immeuble,  l'amortissement  par  suite  de  degradation, 
les  frais  d'expulsion  etc. 

En  prenant  pour  base  une  habitation  de  4000  francs,  le  loyer 
annuel  sera  de  260  francs;  il  sera  de  182  francs  pour  une  habitation  de 
2800  francs,  soit  un  loyer  mensuel  de  21  fr.  67  c.  dans  le  premier  cas 
et  de  15  francs  dans  le  second  cas. 

Peut-6tre  pourrait-on  trouver  que  le  taux  de  6V2  %  est  trop  eleve  et 
qu'il  est  susceptible  de  reduction.  II  serait  fort  difficile,  pour  ne  pas 
dire  impossible,  de  le  reduire  sans  s'exposer  a  de  graves  mecomptes. 
Le  facteur  3V4  °/o*)  est  fixe,  puisque  la  Caisse  d'epargne  effectue  ses 
avances  aux  Societes  de  construction  ä  ce  taux:  les  frais  d*administration 
dans  toutes  les  societes  de  construction  sont  taxes  au  minimum  a  lu  0; 
cette  quotite  est  largement  justifiee  par  Texperience,  et  il  en  est  de 
m6me  du  facteur  21/4  %  Vouv  risques  locatifs;  ceux  qui  ont  loue  des 
maisons  ouvrieres  reconnaitront  que  ces  chiffres  sont  exacts. 

Quelle  somme  la  Societe  reclamera-t-elle  de  l'ouvrier  si  au  Heu 
de  limiter  ses  Operations  ä  la  location,  eile  adopte  et  pratique  le 
Systeme  de  la  vente  des  habitations  ouvrieres  au  moyen  de 
l'amortissement  par  versements  periodiques  (mensuels ,  bimensuels  ou 
hebdomadaires)? 

Ce  Systeme,  preconise  de  preference  ä  la  location,  presente,  sur  le 
premier,  {'immense  avantage  de  rendre  l'ouvrier  „proprietaire44  de  son 
habitation  au  bout  de  dix,  quinze,  viugt  ou  vingt-cinq  ans  et  de  ne  lui 
imposer  que  des  charges  souvent  egales,  parfois  inferieures,  ä  coup  sür 
peu  superieures  ä  Celles  qu'il  aurait  ä  acquitter  s'il  etait  simple  locataire. 
Ce  mode  de  proceder  lui  permet,  en  outre,  d'augmenter  ä  son  gre  ses 
paiements,  de  fagon  ä  se  liberer  en  une  moins  longue  periode  de 
temps. 

L'annuite  a  payer  par  l'ouvrier  est,  a  peu  de  chose  pres,  egale  au 


*)  Precedemment  3  %. 


380 


montan t  de  son  loyer:  ainsi,  toutes  les  societes  d'habitations  ouvrieres 
agreees  par  la  Caisse  d'epargne  et  de  retraite  vendent  aux  ouvriers  (ou 
leur  prätent  les  fonds  necessaires  pour  acquerir  ou  construire  une 
habitation)  moyennant  paiement  de  25  annuites  egales  de  6,401  %  — 
en  calculant  l'interet  du  capital  ä  4  %  —  quotite  inferieure  par 
consequent,  ä  celle  du  loyer,  qui  est  de  6,5  %  au  minimum. 

Si  l'ouvrier  rembourse  son  emprunt  au  moyen  d'une  assurance  mixte 
sur  la  vie,  ]a  somme  ä  payer  annuellement  sera,  pour  une  periode  de 
vingt-cinq  ans,  de  7,5  %  environ  lorsque  l'emprunteur  est  äge  de  trente 
aus  au  debut,  au  lieu  de  6,401  pour  cent;  mais  l'ouvrier  aura  la  certitude 
de  laisser  son  habitation  quitte  et  libre  de  toutes  charges  ä  ses  heritiers 
s'il  vient  ä  deceder  avant  l'expiration  du  terme  fixe  pour  le  rem- 
boursement  de  son  emprunt.  Immense  avantage,  qui  s'apprecie  encore 
mieux  lorsqu'on  constate  combien  est  minime  l'ecart  entre  le  prix  de 
location  et  le  montant  de  l'annuite  comprenant  l'interet  du  capital 
augmente  de  la  prime  d'assurance.*) 

En  dehors  des  societes  agreees  par  la  Caisse  Generale,  il  existe 
quelques  societes  non  agreees.  Celles-ci  ont  fait  l'objet  d'une  etude 
dans  le  bulletin  des  societes  d'habitations  ouvrieres,  par  M.  Velghe, 
directeur  au  Ministere  de  l'Agriculture,  administrateur  de  la  Societe 
anonyme  d'habitations  ouvrieres  d'Etterbeek,  Fun  des  hommes  les  plus 
devoues  et  les  plus  competents  en  matiere  d'habitations  ouvrieres.**) 
II  ressort  du  travail  de  M.  Velghe  que  ces  societes  sont  peu  prosperes: 
le  nombre  de  leurs  Operations  —  qui  toutes  ne  concernent  que  la  location 
pure  et  simple  —  est  fort  restreint. 

L'intervention  de  la  Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Retraite  a, 
comme  on  l'a  constate  par  les  donnees  ci-dessus,  produit  de  merveilleux 
resultats;  eile  a  seconde  et  guide  puissamment  l'initiative  privee;  mais, 
cette  intervention  sera  fatalement  limitee  en  raison  des  ressources  dont 
dispose  la  Caisse. 

A  cet  egard,  M.  Lepreux  s'est  exprime  ainsi  au  Congres  de  Paris 
en  1900:  „Qu'arrivera-t-il  lorsque  la  limite  sera  de  nouveau  atteinte?  Pour 
ma  part,  etant  donnees  les  conditions  de  securite  dans  lesquelles  s'efiectuent 
ces  Operations  de  placement  et  la  possibilite  qu'a  la  Caisse  de  compenser 
par  un  accroissement  de  placements  eminemment  disponibles  d'une  autre 
nature  l'inconvenient  de  l'indisponibilite  momentanee  des  avances  faites 
aux  societes  intermediaires,  je  pense  qu'il  n'y  aurait  pas  de  danger  ä 
etendre  la  limite  au  delä  de  5  pour  cent  du  montant  des  placements. 
Jusqu'oü?  Cela  me  parait  assez  difficile  a  dire  ex  abrupto:  ä  coup  sür  pas 
au  delä  de  10  °/0;  il  ne  me  parait  pas  que  la  Caisse  puisse  jamais  aller 
au  delä  sans  craindre  de  troubler  l'equilibre  harmonique  qui  existe  entre 
ses  divers  modes  de  placements  et  qui  est  une  des  garanties  de  la 
securite  des  depöts  qui  lui  sont  confies.  Pourtant,  lorsqu'on  atteindra 
la  limite  definitive  sera-t-il  possible  de  s'arrMer? 

„Que  faudra-t-il  faire  alors?  Probleme  bien  delicat,  bien  difficile  ä 
resoudre.  Heureusement  les  communes,  les  etablissements  de  bienfaisance 
commencent  ä  intervenir  dans  une  assez  large  mesure  et  sous  des 
formes  qu'il  me  parait  difficile  de  critiquer;  je  pense  qu'il  faut  les  y 


*)  Rapport  de  MM.  Richard  et  Meerens.  —  Conference  nationale  des 
Societes  d'habitations  ouvrieres  beiges  en  1898. 

**)  Bulletin  des  societes  d'habitations  ouvrieres  beiges,  4e  fascicule  de  l'annee 
1901,  pages  153  et  suivantes. 
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inciter  de  plus  en  plus  et  si  c'etait  insuffisant  peut-etre  trouverait-on 
la  source  d'un  credit  nouveau  dans  la  Constitution  d'une  vaste  federation 
de  ces  societes  existantes  qui,  avec  la  garantie  des  pouvoirs  publics, 
6mettrait  des  lettres  de  gage;  j'ai  la  conviction  que  l'oeuvre  sera  alors 
assez  prospere  pour  remunerer  celles-ci  comme  elles  doivent  l'etre.  En 
tous  cas,  l'oeuvre  est  vivace,  vigoureuse,  eile  se  transformera  s'il  le  faut, 
mais  eile  trouvera,  nous  en  sommes  sürs,  dans  ses  propres  forces,  tout 
ce  dont  eile  a  besoin  pour  tout  le  bien  qui  lui  reste  encore  ä  faire." 

Cette  indication  donnee  par  M.  Lepreux  a  porte  dejä  ses  fruits  et 
plusieurs  communes  et  etablissements  publics  sont  intervenus  directe- 
ment  dans  la  Constitution  de  societes  d'habitations  ouvrieres  et  dans 
l'augmentation  du  capital  social  des  societes  existantes.  Citons  ä  ce 
sujet  la  Ville  de  Bruxelles  qui,  avec  le  concours  des  Hospices  Civils  et 
de  quelques  particuliers,  a  forme  une  societe  au  capital  de  1  320  000  francs 
divise  en  13  200  actions  de  100  francs  chacune.  La  Ville  a  souscrit  et 
libere  3000  actions  et  les  Hospices  civils  4000. 

Les  Communes  de  Schaerbeek,  Saint- Josse-ten-Noode  et  Molenbeek- 
Saint-Jean  et  la  Ville  de  Saint-Trond  ont  egalement  fonde  des  societes 
dont  elles  sont  les  principales  actionnaires.  En  dehors  de  ces  societes. 
les  pouvoirs  et  etablissements  publics  ont  pris  une  part  ä  l'augmenta- 
tion du  capital  social  de  19  societes  pour  une  somme  totale  de  frs.  446  250. 

Certes,  au  point  de  vue  des  ouvriers  possedant  quelques  economies 
et  gagnant  un  salaire  relativement  eleve,  la  question  peut  §tre  consideive 
comme  resolue  gräce  a  l'intervention  de  la  Caisse  d'Epargne  et  ä  l'inter- 
vention  progressive  des  pouvoirs  et  etablissements  publics;  mais,  c'est  ä 
l'egard  des  classes  les  plus  necessiteuses  qn'une  Solution  s'impose  et 
qu'il  importe  de  prendre  des  mesures. 

M.  Hector  Denis,  Membre  de  la  Cbambre  des  Representants  a  pre- 
conise  la  Constitution  de  societes  d'interet  public.*) 

M.  Eugene  Rostand,  l'eminent  economiste  francais,  s'est  lors  du 
Congres  international  de  Paris  en  1900,  prononce  nettement  contre  l'inter- 
vention directe  des  pouvoirs  publics:  „Soit  qu'on  reflechisse,  disait 
M.  Rostand,  aux  fonctions  qui  decoulent  de  la  nature  meme  de  l'Etat, 
soit  qu'on  examine  celles  qu'il  s'est  attribuee  peu  a  ]ieu  de  notre  temps 
et  la  facon  dont  il  les  remplit,  on  est  conduit  ä  se  convaincre  qu*il  tend 
ä  s'adjuger  aux  depens  de  l'activite  de  l'individu  et  de  rassociation  libre 
des  domaines  constamment  accrus,  et,  en  outre,  qu'il  est  venu  a  une 
surcharge  teile  qu'il  remplit  mal  un  grand  nombre  de  ses  täches.*")" 

Continuant  sa  demonstration,  M.  Rost  and  disait: 

„En  fait,  on  n'est  pas  fonde  a  avancer  que  les  pouvoirs  publics  se 
meuvent  avec  succes  dans  le  reseau  de  plus  en  plus  complique  des  attri- 
butions  dont  ils  ont  Charge.  La  plupart  des  travaux  d'interet  commun 
eux-m§mes  semblent  mieux  executes  par  des  individus  ou  des  associations 
responsables,  agissant  ä  leurs  risques,  que  par  les  bureaucraties  irres- 
ponsables  de  pouvoirs  publics.  Les  Etats  marchands  de  tabac  livrent- 
ils  des  tabacs  irreprochables  et  ä  bas  prix?  Les  Etats  exploitant  de 
telephones  les  exploitent-ils  mieux  et  ä  aussi  bon  marche  qu'ailleurs 
l'industrie  privee?  En  matiere  fonciere,  n'est- il  pas  de  notoriete  courante 


*)  Voir  le  Rapport  special  de  M.  Hector  Denis,  p.  384. 
**)  Compte  rendu  et  documents  du  Congres  international  des  habitations  ä 
bon  marche  en  1900  ä  Paris.    Page  138. 
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que  les  immeubles  des  villes  sont  surpayes,  mal  entretenus,  peu  pro- 
ductifs? 

La  verite  serait  plutöt  dans  cette  formule,  qui  paraltra  presque  un 
truisme  aux  gens  experimentes :  en  general,  Fetat  et  les  communes  Tie 
sont  pas  les  meilleurs  constructeurs  d'immeubles,  ouvriers  ou  non.  Ce 
sont  les  plus  mediocres  constructeurs  et  les  plus  mauvais  gerants.  II 
n*est  meme  pas  besoin  pour  cela  que  les  hommes  soient  en  faute: 
c'est  une  consequence  de  la  nature  des  choses.  Leur  confier  la  fonction 
de  fournir  les  logements  populaires  serait  la  livrer  ä  des  entreprises 
bureaucratiques,  entratnant  forcement  des  formaliter,  des  contröles  tra- 
cassiers,  des  inquisitions  variables  suivant  le  parti  qui  domine,  contraires 
en  un  mot  ä  la  liberte  et  ä  la  dignite  individuelles  si  profondement 
engagees  dans  la  question  du  foyer.u 

Le  rapport  de  M.  Rostand  fut  vivement  discute  et  c'est  a  une  faible 
majorite  que  ses  conclusions  furent  adoptees;  nous  croyons  utile  de  les 
reproduire  en  note*). 

Conclusions. 

La  question  du  logement  ouvrier  a,  incontestablement,  fait  un  pas 
immense  en  Belgique  gräce  aux  societes  d'habitations  ouvrieres  et  ä 
Fimpulsion  que  leur  a  donne  la  Caisse  generale  d'Epargne  et  de  Retraite, 
mais  personne  ne  songera  ä  declarer  que  la  question  est  resolue,  qu'il 
suffit  de  continuer  dans  la  voie  tracee  par  le  legislateur  de  1889.    II  y 


*)  Les  pouvoirs  publics  ont  un  röle  exact  et  considerable  ä  remplir  dans 
le  mouvement  d'amelioration  des  habitations  populaires: 

a)  Ayant  la  responsabilite  de  la  salubrite  generale,  il  puise  dans  cet  ordre 
d'obligations  les  droits  qui  y  correspondent; 

b)  Au  regard  de  leurs  agents,  ils  ont  qualite,  comme  patrons  ou  entre- 
preneurs,  pour  leur  procurer  des  habitations  satisfaisant  ä  certaines 
exigences  et  pour  leur  faciliter  l'accession  ä  la  propriete  de  la  maison  de 
famille. 

c)  En  vertu  de  leur  fonction  generale  d'activer  Involution  naturelle  vers  le 
progres,  ils  peuvent  promouvoir  et  soutenir  les  efforts  de  Fassociation  et  de 
Findividu  par  un  concours  ä  raodes  varies,  notamment: 

Par  des  enqueUes  sur  Fetat  des  logements  ouvriers; 

Par  des  attenuations  fiscales,  soit  permanentes,  soit  temporaires,  portant 
soit  sur  les  impöts  nationaux,  soit  sur  les  taxes  locales,  ces  attenuations  devant 
•ßtre  assez  sensibles  pour  <Hre  efficaces; 

Par  des  subventions,  promotrices  ou  auxiliatrices,  soit  aux  groupements  qui 
propagent  la  reforme,  soit  aux  societes  qui  la  realisent,  subventions  qui  peuvent 
etre  soit  en  argen t,  soit  en  nature; 

Par  la  suppression  des  obstacles  qui  entravent  les  agents  d'amelioration 
dans  Fobtention  de  capitaux  peu  onereux,  par  exemple  en  ouvrant  des  facilites 
de  credit  ou  d'assurance  aupres  d'etablissements  publics  ou  d'utilite  publique  qui 
possedent  des  pratimoines  propres,  et  comme  emploi  de  ces  patrimoines; 

Par  des  facilites  laterales  de  nature  ä  seconder  le  mouvement,  par  exemple 
par  le  developpement  de  moyens  economiques  de  circulation  urbaine  rapide,  qui 
permettent  aux  familles  les  plus  humbles  de  loger  ä  la  peripherie  des  villes 
sans  perte  sensible  de  temps  pour  se  rendre  sur  le  lieu  du  travail; 

Et  mgme  par  une  collaboration  aux  entreprises  d'amelioration,  soit  par  voie 
de  pr6ts  remboursables,  soit  par  souscription  d'actions  de  societes  pourvu  que 
ce  mode  soit  limite  et  soumis  ä  des  conditions  circonspectes; 

Ces  diverses  formes  du  concours,  comme  les  formes  nouvelles  qu'il  pourrait 
revetir  devant  toujours  6tre  etablies  par  des  lois  egales  pour  tous  et  venir  en 
aide  ä  Finitiative  privee  sans  se  substituer  ä  eile  et  sans  faire  des  pouvoirs 
publics  les  concurrents  privilegies  de  Faction  libre. 
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a  beaucoup  ä  faire  et  nous  pensons  que  c'est  aux  pouvoirs  et  etablisse- 
ments  publics  qu'incombe  la  mission  d'etendre  l'oeuvre,  particulierement 
en  faveur  des  plus  necessiteux.  Nous  pourrions  aj outer  que  pour  les 
ouvriers  d'elite,  ou  pour  ceux  qui  possedent  quelques  economies,  il  ny 
a  guere  lieu  d'innover,  de  creer  des  organismes  d'un  genre  nouveau. 
Pour  eux,  nous  nous  contenterons  de  repeter  le  voeu  qui  fut  unani- 
mement  adopte  en  1898  lors  de  la  Premiere  Conference  Nationale  des 
Societes  d'habitations  ouvrieres. 

„Independamment  des  mesures  fiscales  que  peuvent  prendre  les  pou- 
voirs publics  en  vue  de  favoriser  la  construction  et  l'acquisition  de  mai- 
sons  ä  bon  marche,  il  y  a  lieu  pour  les  provinces,  les  communes,  les 
etablissements  publics  (hospices  et  bureaux  de  bienfaisance)  de  provoquer 
la  creation  de  societes  d'habitations  ä  bon  marche,  et  d'intervenir  dans 
la  Constitution  de  leur  capital  social,  soit  en  souscrivant  des  actious. 
soit  en  acquerant  des  obligations,  soit  en  faisant  apport  de  terrains 
propres  a  la  construction." 

Pour  les  ouvriers  ne  disposant  pas  d'economies,  astreints  souvent  ä 
un  travail  rigoureux  et  peu  remunerateur,  nous  croyons,  au  contraire, 
qu'une  intervention  plus  directe  des  pouvoirs  et  des  etablissements 
publics  est  necessaire.  Celle  -  ci  pourrait  consister  dans  l'edification 
de  maisons  saines  et  salubres  a  plusieurs  logements  loues  ä  bas  prix. 
En  d'autres  termes:  l'assistance  par  le  logement. 


VIII.  Proposition  de  loi  modifiant  la  loi 
du  9  aoüt  1889  relative  aux  habitations 
ouvrieres  et  portant  Constitution  d'une  societe 
nationale  des  habitations  ä  bon  marche. 

Deposee  ä  la  Chambre  des  Representants  de  Belgique 
par  M.  H.  Denis,  professeur  a  l'Universite  libre  de  Bruxelles,  President  du  Comite 

de  Patronage  d'Ixelles. 

Observations  preliminaires. 

Je  crois  ne  pouvoir  mieux  faire  pour  repondre  ä  la  S^me  question  de  cet 
important  Congres,  que  de  reproduire  la  proposition  de  loi  que  j'ai  soumise  ä 
la  chambre  beige.  Elle  ne  touche  evidemment  qu'ä  Tun  des  aspeets  de  la  Solu- 
tion, mais  le  but  du  Congres  est  precisement  d'eclairer  tous  les  aspeets  du  Pro- 
bleme. Deux  arguments  importants  me  sont  fournis  par  l'experienee  accomplie 
en  Belgique: 

1°  les  societes  d'interet  public  dont  je  voudrais  voir  la  generalisation  exi- 
stent et  sont  heureusement  experimentees  ä  Schaerbeek,  ä  St.  Josse-ten-Noode,  ä 
Bruxelles  m§me; 

2°  la  societe  des  chemins  de  fer  vicinaux  fournit  en  Belgique  un  type  ad- 
mirable  d'exploitation  dans  un  interet  social,  et  susceptible  d'Stre  generalise, 
applique  ä  d'autres  grands  objets  des  preoccupations  les  plus  instantes  des  peuples 
industriels,  tel  est  d'apres  moi  le  grave  et  imperieux  probleme  des  habitations 
ouvrieres.  H.  Denis. 

Developpements:*)  I.  Le  Probleme.  On  ne  peut  mecoimaltre 
aujourd'hui,  apres  une  experience  de  dix  ans,  la  haute  portee  de  la  loi 
du  9  aoüt  1889.  Gräce  ä  cette  loi,  la  preoccupation  des  conditions 
d'habitation  de  la  grande  masse  des  travailleurs  s'impose  d'une  maniere 
permanente  et  sur  tous  les  points  du  pays  a  la  sollicitude  des  pouvoirs 
publics  et  de  tous  les  partis;  des  societes  de  construction  et  de  credit 
nombreuses  se  sont  groupees  autour  de  la  Caisse  d'epargne,  facilitant 
l'accession  ä  la  propriete,  et,  gräce  ä  elles,  plus  de  quinze  mille 
ouvriers  sont  devenus  proprietaires  de  leurs  habitations.  Cependant,  le  re- 
sultat  le  plus  grave  et  le  plus  decisif  de  cette  longue  experimentation 
d'une  loi  salutaire,  ce  sera  d'avoir  fait  ressortir  partout  la  grandeur 
redoutable  du  probleme  ä  resoudre,  et  d'avoir  6veille  la  preoccupation  de 
moyens  assez  puissants  pour  le  resoudre. 


:)  Seance  de  la  Chambre  des  Representants  du  30  Janvier  1901. 
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Les  enquetes  qui  ont  ete  poursuivies  dans  les  grandes  villes  par  les 
comites  de  patronage,  institues  en  vertu  de  la,  loi  ne  laissent  pas  d'illu- 
sion;  telles  les  enquetes  du  comite  d'Anvers  en  1891  et  du  comite  de 
Möns  a  la  ineme  epoque,  les  belies  recherches  du  comite  de  Bruxelles  en 
1890,  du  comite  de  Liege  en  1896,  du  comite  de  Bruxelles-Est  (Ixelles, 
Etterbeek,  Saint- Josse -ten-Noode,  Schaerbeek)  en  1897,  de  Bruxelles- 
Ouest  en  1896—1899  (Anderlecht,  Molenbeek,  Saint- Gilles,  Laeken), 
et  tout  recemment  du  comite  de  Gand. 

En  1891  a  Bruxelles,  sur  19  294  logements  visites,  il  n"y  en  a  que 
1862  qui  aient  trois  pieces:  8058  en  ont  deux,  et  9364  n"en  ont  qu'une 
seule:  chambre,  mansarde,  cave;  six  ans  apres,  en  1897,  on  reprend  par- 
tiellement  cet  examen.  Sur  les  familles  observees,  il  y  en  a  de  33  ä 
44  p.  c.  qui  n'occupent  q'une  seule  piece,  la  m6me  proportion  qu'en  1890: 
de  37  ä  49,33  p.  c.  en  occupent  deux;  5  ä  6  p.  c.  possedent  trois 
pieces.  Les  auteurs  de  l'enquete  concluent  de  ces  constatations :  „Dans 
ces  conditions,  l'ouvrier  est  en  general  fort  mal  löge:  les  logements 
ouvriers  convenables  au  point  de  vue  du  cube  d'air,  de  Thygiene  et  du 
confort  sont  extr^mement  rares".*) 

Si  nous  considerons  les  logements  de  trois  pieces  comme  reunissant 
toutes  les  conditions  exigees  par  l'hygiene,  nous  sommes  döuloureuse- 
ment  frappes  de  ne  les  voir  encore  que  dans  des  proportions  bien  insuffi- 
santes.  En  1890,  ä  Bruxelles  on  en  trouve  9  p.  c:  la  proportion  pre- 
sentee  par  l'enquete  partielle  de  1897  est  un  peu  plus  faible. 

Dans  les  communes  de  Bruxelles-Est:  ä  Ixelles,  sur  4501  familles 
ouvrieres,  on  en  compte  1202  jouissant  de  trois  pieces:**)  ä  Etterbeek, 
sur  1804  menages  699  y  atteignent;***)  a  Schaerbeek,  sur  4979  menages 
1168  sont  dans  ces  conditions;!)  a  Saint- Josse-ten-Noode,  la  proportion 
est  superieure,  il  y  en  a  environ  44  p.  e.f f)  La  proportion  est  superieure 
ä  Boitsfort,  eile  est  de  pres  des  trois  quarts.ftt)  H  y  a  im  rapport 
visible  entre  la  densite  de  population  et  l'exiguite  des  logements  ouvriers. 

Si  nous  nous  tournons  vers  la  circonscription  de  Bruxelles  -  Ouest, 
nous  relevons  des  constatations  navrantes:  le  comite  d'enquete  de  Molen- 
beek-Saint-Jean  ecrit  en  1899:  „Presque  partout  la  Situation  s'est  em- 
piree ;  et  si,  dans  certains  cas  particuliers ,  bien  rares ,  on  constate  de 
l'aisance  et  de  la  proprete,  en  general  on  se  trouve  en  prßsence  d'une 
misere,  d'un  abandon,  d'un  manque  de  soins  dont  on  se  fait  difficile- 
ment  une  idee  ä  distance.  Les  vices  principaux  a  signaler  sont:  la  mau- 
vaise  construction  des  immeubles,  les  grands  dangers  en  cas  d'incendie 
et  d'epid6mie,  la  promiscuite,  "le  manque  d'entretien,  le  cube  d'air  trop 
restreint  des  logements. f  f  f  f )  C'est  ainsi  qu'on  releve  a  Molenbeek-Saint- 
Jean,  352  familles  de  plus  de  trois  personnes  logeant  dans  une  seule 
piece,  et  397  a  Saint-Gilles,  dans  la  m§me  Situation. 

En  groupant  les  materiaux  fournis  par  les  enquetes  de  toute  l'ag- 
glomeration  bruxelloise  de  1890  a  1899,  nous  avons  dresse  les  tableaux 


*)  Enquete  sur  les  logements,  les  ressources  et  la  prevoyance  des  ouvriers 
ä  Bruxelles,  1897,  p.  10,  par  MM.  De  Quäker  et  Lagasse.' 

**)  Comite  de  patronage  de  Bruxelles-Est,  1897,  Rapport  de  M.  Brasseur. 
***)  Ibid.  Rapport  Lamal. 

t)  Ibid.  Rapport  Bauvais  Walnier. 
tt)  Ibid.  Rapport  De  Myttenaere. 
ttt)  Rapport  Bosschaerts. 
tttt)  Rapport  Hoyois-Denis,  dans  la  vaste  enquete  dirigee  par  MM.  Soe- 
nens  et  Obozinski. 
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suivants,  qui  ont  une  eloquence  poignante.  Ces  enquetes  embrassent 
environ  48  690  menages  ouvriers. 

Les  logements  ouvriers  que  l'on  peut  considerer  comme  decidement 
mauvais  et  tout  ä  fait  insuffisants  au  point  de  vue  de  1'hygiene  et  de 
la  morale  sont  ceux  d'une  seule  piece,  chambre,  mansarde,  cave  meme. 
Or,  voici  les  nombres  que  nous  en  relevons: 

Population 

•Bruxelles   187  924 

Saint-Gilles   51690 

Moienbeek-Saint-Jean  .    .  55  565 

Saint-Josse-ten-Noode     .  32  213 

Ixelles   50  437 

Schaerbeek   56 113 

Etterbeek   19  104 

Anderlecht   43 174 


C'est-ä-dire  que  17  597  menages,  correspondant  ä  plus  de  65  000  per- 
sonnes,  sont  logees  dans  des  conditions  manifestement  contraires  a  1'hygiene. 

A  l'oppose,  nous  pouvons  considerer  comme  places  dans  des  con- 
ditions sensiblement  normales  les  ouvriers  qui  occupent  une  maison 
entiere  ou  des  logements  de  trois  pieces.  Voici  ce  que  nous  degageons 
des  m§mes  documents: 


Logements 

Rapport  p.  c. 

de  trois  pieces 

ä  l'ensemble  des 

ou  plus. 

logements  ouvriers. 

Bruxelles  .... 

1862 

10    p.  c. 

Saint-Gilles     .    .  . 

1371 

18,4  „ 

Molenbeek  .... 

932 

21 

Saint-Josse-ten-Noode 

.    .  2080 

44  „ 

Ixelles  

1202 

24,6  „ 

Schaerbeek  .... 

1168 

23,4  „ 

Etterbeek    .    ,    .  . 

.  699 

38,7  „ 

Anderlecht  .... 

.  727 

45 

10041 

20,6  p.  c. 

Le  cinquieme  de  la  population  ouvriere  aurait  donc  atteint  une 
Situation  vraiment  conforme  a  1'hygiene. 

Le  reste  de  la  population  ouvriere'  occupant  des  logements  de 
deux  pieces,  pourrait  etre  consideree  comme  placee  dans  des  conditions 
passables,  mais  qui,  en  general,  reclament  manifestement  une  amelioration. 


Logements 

Rapport  p.  c. 

de 

ä  l'ensemble  des 

deux  pieces. 

logements  ouvriers. 

Bruxelles  .... 

.    .  8058 

41,5  p.  c. 

Saint-Gilles     .    .  . 

3544 

47  „ 

Molenbeek- Saint- Jean 

.    .  1935 

46  „ 

Saint-Josse-ten-Noode 

.    .  1316 

28  „ 

Ixelles  

2182 

50,6  „ 

Schaerbeek  .... 

2662 

51,6  „ 

Etterbeek  .... 

731 

40,6  „ 

Anderlecht  .... 

.    .  372 

35 

20998 

45,4  p.  c. 

Logements  T  , 

°    •  Logements  m 

tote«  d'U^e  PiöCe  PrOP°rtl0nS 

19  284  9364  48,5  p.  c 

7  481  2516  34,6 

.  4  295  1432  33 

4  725  1327  28 

4  501  1117  24,8  „ 

4  979  1149  23 

1  804  374  20,7  „ 

1  617  318  20 

48  690  17597  34  p.c. 
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L'etude  comparative  nous  revele  que  les  memes  phenomenes  s'ob- 
-servent  dans  d'autres  grandes  villes,  et  que  les  conditions  de  logement 
sont  d'autant  moins  salubres  que  la  population  des  villes  s'eleve  et  se 
concentre  davantage.  Les  recherches  minutieuses  et  profondes  dirigees 
par  M.  Mahaim*)  etablissent  qu'a  Liege,  sur  1913  menages  d'ouvriers 
observes,  on  eu  compte: 

941  n' ayant  qu'une  chambre,  soit    .    .    .    49,19  p.  c. 
675  ayant  deux  chambres,  soit    ....    35,29  „ 
297  ayant  trois  chambres  et  plus    .    .    .    15,32  „ 

N'est-ce  pas  chose  vraiment  poignante  de.  retrouver  a  peu  pres  les 
m§mes  proportions  dans  deux  grandes  villes  comme  Bruxelles  et  Liege, 
comme  si  une  loi  regissait  ces  phenomenes? 

Et  si  Ton  demande  eombien  ces  logements  d'une  piece  contiennent 
d'habitants,  M.  Mahaim  repond  p.  38:  „Si  la  majorite  des  menages  d'une 
personne  se  löge  petitement,  il  y  a  aussi  des  menages  nombreux  de  six 
a  onze  personnes  qui  sont  obliges  de  le  faire:  27,5  p.  c.  des  menages 
n'ayant  qu'une  chambre  sont  composes  de  plus  de  trois  personnes  .  .  .  ." 
„A  quel  point,  ajoute-t-il,  ces  tristes  constatations  offrent-elles  l'image 
de  la  realite?  C'est  ce  qu'il  est  difficile  de  dire."  La  encore,  comme 
au  voisinage  de  Bruxelles,  la  Situation  s'ameliore  dans  les  commimes 
voisines  des  grandes  villes.  A  Angleur.  Ans,  Grivegnee,  Herstal,  Jupille, 
Saint-Nicolas,  Tilleur,  Vottem,  etc.,  en  moyenne,  sur  100  menages,  il 
n'y  en  a  plus  que  8  ayant  une  seule  piece,  55  ont  deux  pieces  et  37  ont 
trois  pieces  et  plus. 

Le  loyer  et  son  rapport  avec  le  revenu  moyen  de  la  classe  ouvriere 
est  ici  etabli  avec  precision:  a  Bruxelles,  le  loyer  d'une  chambre,  qui 
•etait  en  1890  de  11,68  par  mois,  est  de  13  francs  en  1897;  le  logement 
ordinaire  de  deux  pieces  coüte  fr.  17,42.  Le  revenu  moyen  est  de  fr.  80,42 
et  la  charge  de  loyer  en  moyenne  de  fr.  15,51  par  mois,  soit  19,3  p.  c. 
du  revenu/1*)  A  Molenbeek,  le  loyer  d'une  chambre  est  de  fr.  9,34,  de 
deux  chambres  de  fr.  15,37;  mais  le  salaire  annuel  moyen  du  chef  de 
famille  est  de  924  francs.  A  Liege,  le  loyer  mensuel  moyen  est  de 
fr.  12,45,  et  le  salaire  mensuel  moyen  de  fr.  80,50:  le  rapport  est  donc 
de  15,46  p.  c.***)  Au  comite  de  patronage  de  Bruxelles-Est,  nous  avons 
essaye  d'etablir  le  rapport  du  loyer  au  revenu  familial  moyen,  gräce  aux 
precieuses  recherches  signalees  plus  haut.  Un  ouvrier  ordinaire  payant 
16  francs  de  loyer  par  mois,  192  francs  par  an,  recueillant  un  salaire 
moyen  de  fr.  3,25  par  jour  pendant  280  jours  l'an,  et  dont  le  revenu 
est  complete  par  le  travail  de  la  femme  ou  des  enfants  a  .  concurrence 
de  20  p.  c,  en  moyenne,  a  un  revenu  de  1120  francs.  Le  rapport  du 
loyer  au  revenu  est  de  17,1  p.  c.  On  le  voit  s'elever  jusqu'au  quart  ä 
Anvers.f ) 

C'est  dans  les  zones  inferieures  du  revenu  du  travail  qu'on  mesure 
la  gravite  du  probleme  de  loyer,  et  la  grandeur  du  sacrifice  que  le  pauvre 
devrait  s'imposer  pour  atteindre  des  conditions  de  logement  rapproch ees 
de  la  normale.  Deja  pour  l'ouvrier  qui  recueille  1120  francs,  un  loge- 
ment de  trois  pieces  a  300  francs  representerait  27  p.  c.   du  revenu: 


*)  Enquete  sur  les  habitations  ouvrieres  de  la  ville  de  Liege,  1978,  p.  37. 
**)  Enquete  de  Bruxelles  de  1897,  p.  10. 
***)  Enquete  de  Liege,  p.  57. 
f)  Enquete   faite  en  1891    sur  le  quartier  des  bateliers  par  le  comite  de 
patronage,  p.  53. 
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mais  si  le  revenu  ne  se  compose  que  du  salaire  du  pere,  et  que  ce 
salaire  soit  de  fr.  2,50  par  jour,  700  francs  l'an,  le  loyer  d'une  chambre 
en  absorbe  17  p.  c;  si  le  salaire  est  de  fr.  3,25  ou  de  910  francs  par  an, 
sans  autre  revenu,  un  logement  de  deux  pieces  represente  21  p.  c.  du 
salaire.  Le  probleme  qui  se  degage  de  lui-m^me  est  pour  la  masse  des 
travailleurs,  dans  les  villes  surtout,  a  la  fois  d'augmenter  le  comfort  des 
logements  et  de  reduire  la  Charge  du  loyer. 

Le  comite  de  Gand  rend  saisissant  ce  vaste  probleme  quand,  resumant 
les  resultats  de  l'enquete,  il  nous  dit  que  sur  680  impasses,  416  ont  ete 
reconnues  bonnes,  119  susceptibles  d'amelioration,  et  145  mauvaises. 
Le  nombre  des  maisons  pouvant  §tre  ameliorees  est  de  1060,  et  1097 
sont  absolument  mauvaises. 

Pour  mesurer  les  effets  de  semblables  conditions  liygieniques,  il  faut 
consulter  les  rapports  du  Conseil  superieur  d'hygiene:  „Puisqu'ä  l'heure 
actuelle,  dit  M.  Destree  dans  son  courageux  rapport  du  29  novembre 
1900,  un  reel  effort  se  produit  pour  lutter  contre  la  tuberculose,  contre 
ce  fleau  qui,  sans  nous  effrayer,  habitues  que  nous  y  sommes,  tue  autour 
de  nous  autant  d'hommes  que  cholera,  variole,  typhus,  scarlatine  et 
diphterie  reunis,  n'y  a-t-il  pas  lieu  d'agir  avec  plus  de  methode,  de 
vaillance  et  d'efficacite  contre  ces  milieux,  oü  le  defaut  d'aeration,  le 
manque  de  lumiere  debilitent  les  organismes  et  oü  l'encombrement  et  la 
malproprete  les  contaminent?  .  .  .  Nous  devrions  faire  ici  de  multiples 
extraits  des  rapports  des  comites  de  patronage  pour  bien  rendre  compte 
de  l'etendue  et  de  la  constance  des  efforts  qu'il  faudra  faire  pour  ameliorer 
la  Situation''.*)  Le  savant  docteur  Janssens  a  montre  comment  les 
progres  de  l'hygiene  publique  ont  reussi  ä  ameliorer  considerablement 
dejä  l'etat  sanitaire  de  Bruxelles,  mais  ses  tableaux  graphiques  nous 
revelent  que  dans  la  periode  de  1864 — 95,  sur  134  603  deces  ä  Bruxelles, 
il  y  a  eu  29  327  cas  de  tuberculose,  c'est  ä-dire  22  p.  c. ;  et  si  de 
1864 — 73  ä  1884  —  93,  le  coefficient  des  deces  dus  ä  cette  maladie  est 
descendu  de  46  ä  31  par  10  000  habitants  ä  Bruxelles  par  annee,  cette 
Proportion  est  encore  enorme;**)  la  part  qui  en  est  due  aux  logements 
insalubres  suffit  pour  nous  faire  dire  que  les  logements  les  plus  miserables 
sont  les  plus  chers,  parce  qu'on  en  paie  le  loyer  en  vies  humaines  et  en 
force  de  travail. 

C'est  ce  qu'ont  admirablement  compris  les  genereux  apötres  des 
sanatoria:  „Depister  les  tuberculeux,  dit  M.  le  docteur  Malvoz,***)  les 
guerir,  les  eduquer,  desinfecter  les  locaux  qu'ils  ont  occupes,  ce  sont, 
certes,  d'excellentes  mesures,  mais  on  ne  doit  pas  oublier  qu'elles  n'au- 
ront  sur  la  disparition  de  la  tuberculose  qu'une  influence  moderee,  si, 
parallelement  ä  leur  application,  les  pouvoirs  publics  ne  font  pas  l'effort 
indispensable  pour  faire  profiter  toutes  les  classes  de  la  societe  des 
bienfaits  que  l'hygiene  a  deja  procures  aux  privilegies  de  la  fortune.  Et 
il  faut  qu'un  des  grands  objectifs  de  ceux  qui  prennent  part  a  la  lutte 
contre  la  tuberculose  soit  d'inciter  sans  cesse  l'Etat  et  les  autres  pou- 
voirs, ä  realiser  les  mesures  legislatives  indispensables  ä  l'amelioration 
de  la  sante  generale  des  travailleurs.  Ce  serait  une  veritable  derision 
d'envoyer  des  Conferenciers  dans  les  milieux  populaires  pour  inviter  les 


*)  Bulletin  du  Service  de  sante  et  d'hygiene  publique,  novembre  1900. 
**)  Statistique   nosologique   des  deces  ä  Bruxelles   de   1867  ä   1890.  par 
E.  J anssens. 

***)  Dr.  Malvoz,  La  Prophylaxie  de  la  tuberculose,  p.  12. 
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travaillcurs  a  s'associer  a  la  croisade  antituberculeuse  et  pour  leur 
pr^cher  le  charme  d'une  vie  hygienique,  la  necessite  d'une  maison  gaie 
■et  salubre  et  d'une  bonne  alimentation,  alors  qu'il  s'agit  souvent  de 
malheureux  dont  le  salaire  suffirait  ä  peine  ä  l'entretien  d'une  b6te  de 
somme,  et  qui  vivent  dans  notre  societe  en  veritables  esclaves.  Aussi 
notre  programme  doit-il  ttre  celui  de  toutes  les  revendications  des  tra- 
vailleurs,  dans  ce  qu'elles  ont  de  juste  et  de  realisable:  oeuvre  des  habi- 
tations  ouvrieres  salubres  construites  par  les  villes  et  les  administrations 
d'assistance  et  louees  a  bonmarche;  reglementation  du  travail,  meme  des 
adultes,  salaires  permettant  l'alimentation  convenable  de  la  famille,  sur- 
veillance  des  ateliers,  soins  rationnels  aux  nourrissons,  distribution  de 
bon  lait  sterilise,  inspection  hygienique  des  ecoles,  oeuvre  de  la  soupe 
scolaire,  des  vetements  aux  enfants  pauvres,  colonies  de  vacances,  in- 
stitutions  de  prevoyance  et  de  mutualite  pour  les  enfants  et  les 
adultes,  etc." 

Si  la  Solution  de  la  question  sociale  etait,  au  sein  des  paiiements, 
poursuivie  ä  ce  point  de  vue  dominant  de  l'hygiene  sociale,  par  un  nombre 
süffisant  de  medecins,  ne  fussent-ils  que  trente  dans  une  Chambre  comme 
la  nötre,  ce  qu'il  y  a  de  plus  apre,  de  plus  gonfle  de  haine,  de  souffrance, 
dans  nos  divisions  sociales,  serait  resolu  rapidement,  puissamment,  sans 
phrases  et  sans  irriter  nos  passions. 

Le  Dr.  Putzeys  a  montr6*)  que  la  mortalite  par  suite  de  maladies 
contagieuses  est  en  raison  directe  de  la  densite  de  la  population  par 
quartier,  dans  les  villes. 

II  doit  emprunter  ses  materiaux  statistiques  ä  l'etranger,  bien  que 
le  Dr.  Janssens,  j'ai  la  satisfaction  de  le  rappeler,  ait  dirige,  par  le 
classement  de  nos  rues,  la  statistique  dans  cette  voie. 

„On  ne  s'est  jamais  preoccupe,  dit  M.  Putzeys.  de  rechercher  la 
relation  qui  peut  exister  entre  le  mode  d'occupation  des  maisons  d'habi- 
tation  et  la  mortalite.  A  plus  forte  raison,  on  ne  possede  pas  de  do- 
cuments  sur  la  repartition  des  maladies  transmissibles  dans  les  divers 
groupes  de  la  population.  .  .  .  Neanmoins  nous  possedons  une  premiere 
donnee  qui  suffit  ä  demontrer  l'urgence  d'une  reforme  sanitaire." 

Et  il  rappelle,  comme  nous  l'avons  fait,  les  recherches  precieuses  de 
M.  le  professeur  Mahaim,  et  les  cruels  exemples  de  promiscuite  qu'il 
donna.  M.  Putzeys  indique  un  logement  de  trois  pieces  par  menage 
comme  le  minimum  desirable.  Combien  nous  sommes  loin  dans  la  grande 
ville  de  ce  minimum! 

Et  le  docteur  Jules  Felix,  elevant  a  12  000  le  nombre  des  ouvriers 
que  la  tuberculose  empörte  chaque  annee  ä  l'äge  de  la  plus  grande  pro- 
ductivite  du  travail,  de  20  ä  30  ans,  evalue,  sans  compter  les  deuils  et 
les  souffrances,  ä  240  millions  de  francs  par  an  la  perte  que  subit  le 
pays,  l'impot  qu'il  paie  encore  au  mal  de  misere.**)  C'est  l'equivalent, 
a  10  millions  pres,  du  produit  total  des  impots  en  1899.  L'imprevoyance, 
l'insolidarite  humaine,  l'egoiisme,  ä  ce  seul  point  de  vue  materiel,  doublent 
les  charges  sociales  en  y  ajoutant  des  maux  irreparables. 

Tout  s'enchame,  la  Solution  du  probleme  de  l'assurance  contre 
l'invalidite  et  la  vieillesse  est  liee  au  terrible  probleme  de  la  tuberculose 
qui  cause  plus  de  40  p.  c.  des  cas  d'invalidite  prematuree  en  Allemagne, 
et  c'est  pourquoi  on  y  a  reagi  contre  le  mal  avec  tant  d'energie  et 


*)  Dr.  Putzeys,  La  re forme  hygienique  des  habitations  ouvrieres.  p.  10. 
**)  Dr.  Felix,  Creation  de  sanatoria.    Revue  de  la  Tuberculose,  1900. 
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multiplie  les  sanatoria.  Mais  il  faut  aussi  et  surtout  le  poursuivre  dans 
ses  sources. 

C'est  dans  Fordre  moral  que  le  contre-coup  est  le  plus  redoutable 
encore.  On  se  demande  ce  qui  reste  de  pudeur  ä  ces  212  menages  ne 
disposant  que  d'une  seule  piece,  ä  Liege,  et  oü  M.  Mahaim  a  trouve 
plus  de  cinq  et  jusqu'ä  dix  personnes  vivant  entassees ;  *)  ä  Bruxelles, 
MM.  Lagasse  et  de  Queker  ont  constate  des  cas  de  cette  elf  ray  ante 
regression  morale:  l'inceste,  fruit  monstrueux  de  la  promiscuite. 

Le  probleme  de  l'habitation  ouvriere  se  pose  ainsi,  surtout  dans  les 
villes,  non  seulement  avec  une  gravite  extreme,  mais  avec  une  intensite 
d'autant  plus  grande  que  la  population  des  villes  s'accrolt  plus  rapide- 
ment  et  devient  plus  dense.  En  42  ans,  de  1856  ä  1898,  la  population 
des  villes  ayant  25000  ämes  et  plus,  en  1890,  a  presque  double;  eile 
s'et  elevee  de  830000  ämes  ä  1  million  587000;  eile  representait  en 
1856  im  peu  plus  de  18  p.  c.  de  la  population  totale  du  pays,  eile 
represente  aujourd'hui  24  p.  c.  de  cette  population. 

La  pensee  de  rendre  l'ouvrier  proprietaire  de  son  habitation  ne  peut 
se  traduire  en  fait  que  pour  une  partie  de  la  classe  des  travailleurs. 
Elle  rencontre  im  obstacle  immediat  dans  le  taux  des  salaires  et  le 
revenu  de  la  elasse  ouvriere;  on  a  vu  des  enquetes  porter  ce  revenu  ä 
environ  960  francs  par  an.  En  ajoutant  au  salaire  du  pere  celui  de  la 
femme  et  des  enfants,  M.  de  Queker  porte,  ä  Bruxelles,  ce  revenu 
moyen  ä  1174  francs:  c'est  im  peu  plus  du  chififre  que  Ton  a  atteint 
dans  l'enquete  de  Bruxelles-Est.  Qu'on  songe  que  le  tiers  des  menages 
dans  l'agglomeration  bruxelloise,  pres  de  la  moitie  ä  Bruxelles,  n'occupent 
qu'une  piece,  dont  le  loyer  moyen  est  de  fr.  11,68  ä  13  francs  par  mois 
ä  Bruxelles,  de  fr.  11,25  ä  St.  Gilles,  fr.  9,34  ä  Molenbeek.  Les  precieux 
calculs  dresses  en  1893  par  MM.  Meerens  et  Eichard  portaient  ä  fr. 
17.50  par  mois,  prime  d'assurance  mixte  comprise,  le  montant  du 
versement  mensuel  qui  permettait  d'acquerir  l'habitation  au  prix  ex- 
primant  alors  la  limite  du  bon  marche.  C'est  donc  parmi  les  locataires 
jouissant  de  deux  ou  trois  pieces  qu'il  faut  rechercher  les  acquereurs 
des  maisons  ouvrieres.  La  encore,  bien  des  obstacles  en  limitent  le 
nombre:  la  necessite  d'une  epargne  prealable,  les  causes  d'instabilite  de 
l'emploi  et  du  revenu  qu'il  procure,  le  degre  de  fixite  du  siege  du 
travail  et  de  mobilite  du  travailleur;  d'autre  part,  l'eloignement  de 
Thabitation  ä  acquerir  ä  un  prix  abordable,  les  difficultes  plus  ou  moins 
grandes  de  transport;  enfin,  l'accroissement  des  prix  du  terrain,  des 
materiaux  de  construction,  de  la  main-d'oeuvre.  L'une  des  societes 
d'habitations  ouvrieres  les  mieux  gerees  du  pays,  celle  d'Etterbeek,  nous 
permet  par  ses  statistiques  annuelles,  de  constater  que  le  coüt  moyen 
de  l'habitation  ouvriere  s'est,  de  1892  ä  1899,  eleve  de  5187  francs  ä 
7138  francs,  soit  de  pres  de  40  p.  c.  A  lui  seul,  le  coüt  de  construction 
s'est  accru  de  1631  francs,  soit  de  32  p.  c,  ;  ce  fardeau  ne  peut  §tre 
support6  que  par  un  nombre  tres  limite  de  travailleurs.**)  Dans  les 

*)  Rapport  d'enquete,  p.  38. 

**)  Voici  le  tableau  emprunte  ä  la  societe  d'Etterbeek: 

c       n  ■  Coüt  moyen 

buperncie    ^_  ^  i  ,  , 

moyenne  du  de  la  des  taxes       des  frais  Moyenne 

Annees.    terrain.    du  terrain.    construction.    communales.    accessoires.  totale. 

1892  173         995  3885  173  133 

1893  157         914  3818  110  112 


5187 
4753 
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villes,  ou  la  propriete  leur  sera  de  moins  en  moins  accessible,  se  pose 
aussi  de  plus  en  plus  imperieusement  le  probleme  de  Fhabitation  collec- 
tive,  sous  l'action  meme  des  causes  generales  qui  tendent  ä  y  elever  le 
coüt  des  habitations  et  leur  loyer. 

C'est  pourquoi  tout  revele  ä  la  fois  la  necessite  et  l'approche  d'une 
veritable  division  du  travail  dans  cette  grande  entreprise  de  trans- 
formation  de  Fhabitation  ouvriere.  Le  developpement  de  la  propriete 
individuelle  restera  confie  ä  cet  admirable  faisceau  de  societes  anonymes 
ou  cooperatives  de  prets  et  de  construction,  qui  se  groupent  autour  de 
la  Caisse  d'epargne.  II  serait  presque  criminel  d'ebranler  leur  oeuvre 
et  de  decourager  leurs  efforts;  mais  la  plus  grande  partie  du  probleme 
reclame  d'autres  initiatives  encore,  Celles  des  pouvoirs  publics. 

IL  Elements  de  Solution  du  probleme.  C'est  au  point  de  vue 
du  grand  nombre  de  ceux  dont  le  sort  inflexible  est  de  ne  connaitre 
que  le  logement  en  location  et  l'habitation  collective,  qu'il  faut  se 
placer  ici. 

Dans  l'etat  actuel  de  la  science,  il  ne  faut  chercher  la  justification 
des  differentes  formes  de  la  propriet6  que  dans  l'utilite  sociale  qu'elles 
presentent,  la  fonction  sociale  qu'elles  accomplissent,  les  fins  sociales 
qu'elles  font  atteindre. 

La  fonction  sociale  assignee  a  la  propriete  privee  quand  on  l'associe 
surtout  ä  l'exploitation  du  sol,  est  de  determiner  les  energies  humaines 
volontaires  ä  reagir  sur  la  nature  exterieure  avec  le  plus  haut  degre 
d'efficacite  possible  et,  par  suite,  a  assurer  d'une  maniere  constante  et 
normale  la  production  economique  la  plus  cönsiderable  possible. 

La  propriete  rurale,  teile  qu'elle  est  legitimee  theoriquement,  im- 
plique  chaque  annee  le  retour  des  memes  travaux,  les  manifestations 
de  la  meme  activite  productive.  On  saisit  le  rapport  que  rinstitution 
etablit  et  maintient  entre  l'interet  public  et  Tinteret  prive  du  cultivateur 
proprietaire :  meme  ceux  qui,  comme  nous,  professent  que  les  meines 
resultats  peuvent,  avec  d'autres  avantages  d'un  ordre  superieur,  Hre 
obtenus  sans  la  conservation  de  notre  droit  quiritaire,  ceux-la  memes 
comprennent  cependant  que  les  Physiocrates  aient  assigne  ä  la  propriete 
individuelle  un  caractere  social,  une  fonction  sociale. 

La  propriete  urbaine,  quand  on  la  considere  dans  ses  rapports 
sociaux,  ä  l'egard  des  non-proprietaires,  presente  des  caracteres  profon- 
dement  distincts.  La  maison  une  fois  construite  est  un  capital  en 
Iiriques  et  en  pierres,  selon  un  mot  saisissant  de  Ad.  Wagner,  qui 
produit  desormais  un  revenu  permanent,  des  lors  qu'elle  est  occupee. 
Le  proprietaire  n'est  pas  directement  stimule  par  le  droit  de  propriete 
ä  une  production  continue,  et  son  interöt  immediat,  exclusif,  direct,  le 
porte  a  realiser  le  plus  grand  revenu,  sans  egard  pour  les  interets 
superieurs  de  l'hygiene  et  de  la  morale  qu'il  peut  atteindre. 

Sous  le  regime  de  la  propriete  individuelle,  l'equilibre  de  l'offre  et 
de  la  demande  de  logements  peut  se  r6aliser  ä  des  degres  bien  dififerents 
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de  salubrite  et  de  com  fort.  Tout  retard,  toute  resistance  a  Fadaptation 
normale  de  Foffre  des  logements  a  leur  demande  se  traduit  par  Fencom- 
brement  des  locaux,  et  la  hausse  des  loyers,  et  les  resultats  atteints 
par  l'institution  juridique  peuvent  etre  tres  eloignes  des  fins  que  la 
societe  poursuit  en  la  consacrant. 

C'est  lä  ce  que  les  enquetes  confirment  avec  une  cruelle  eloquence. 
C'est  aussi  ce  qui  justifie  et  rend  indispensable  l'intervention  directe 
des  pouvoirs  publics.  Les  cas  nombreux  et  les  formes  multiples  de 
Fintervention  des  pouvoirs  publics,  qui  ont  ete  exposes  au  Congres  inter- 
national des  liabitations  a  bon  marche,  tenu  a  Paris  du  18  au  21  juin 
1900  *),  ne  sont  que  Firresistible  temoignage  de  cette  necessite. 

„Je  vous  demande,  a  dit  M.  le  professeur  Mahaim  a  ce  Congres, 
si  par  le  seul  moyen  de  Finitiative  privee  vous  pourrez  atteindre 
Fexploitation  des  petits  par  des  proprietaires  sans  conscience.  J'ai 
constate  dans  la  region  de  Liege,  que  les  proprietaires  des  maisoris 
habitees  par  des  locataires  pauvres  retirent  de  leurs  immeubles  7  ä  8 
p.c.  en  moyenne:  les  maisons  les  plus  defectueuses,  les  taudis,  rapportent 
d'enormes  revenus.  Un  tel  abus  ne  peut  disparaitre  sous  la  seule 
action  de  Finitiative  privee.  C'est  un  devoir  pour  les  pouvoirs  publics 
d'intervenir  et  d'employer  Forgane  des  contribuables  ä  les  reprimer  au 
plus  tot.  Ce  Congres  a  admis  Fintervention  en  principe,  mais  en 
ajoutant  qirelle  ne  comporte  pas  de  Solution  generale  et  uniforme.  En 
Prusse,  FEtat  est  directement  intervenu;  les  etablissements  allemands 
d'assurances  consacrent  aujourd'hui  des  sommes  enormes  ä  la  construc- 
tion  d'habitations  ouvrieres.  Le  County  Council  de  Londres,  la  ville 
de  Glasgow  et,  en  Belgique,  les  bureaux  de  bienfaisance  comme  ceux 
d'Ixelles,  de  Louvain,  de  Termonde,  les  communes  comme  Saint-Gilles, 
Gand,  Schaerbeek,  ont  pris  courageusement  les  memes  initiatives:  cette 
derniere,  avec  un  plan  hardi,  trace  par  M.  Bertrand.  Le  rapport  de 
M.  Buls,  les  propositions  de  M.  Grimard  au  conseil  communal  de  Bru- 
xelles  en  1891  et  1897,  les  deliberations  des  comites  de  patrouage  de 
Bruxelles,  de  Bruxelles-Est  et  de  Bruxelles-Ouest,  tendent  au  meme 
resultat. " 

La  proposition  qui  suit  tend  non  pas  ä  substituer  ä  ces  modes 
d'intervention  un  mode  exclusif  et  uniforme,  mais,  d'une  part,  a  y 
ajouter  au  contraire  une  forme  plus  flexible  et  qui,  rencontrant  moins 
de  resistance,  est,  sans  les  exclure  aucunement,  susceptible  de  donner 
une  plus  large  expansion  ä  Foeuvre  des  liabitations  ouvrieres;  d'autre 
part,  ä  creer  pour  toutes  ces  institutions  et  tous  les  modes  d'inter- 
vention des  pouvoirs  publics,  des  ressources  financieres  assez  etendues 
pour  rapprocher  Fheure  d'une  Solution  radicale  qui  s'impose  ä  nos 
consciences. 

En  1886,  au  sein  de  la  Commission  d'enqu^te  sur  les  conditions  du 
travail,  preoccupe  de  la  grandeur  du  probleme  des  liabitations  ouvrieres, 
seduit,  par  les  avantages  de  la  Societe  nationale  des  chemins  de  fer 
vicinaux  qui  venait  d'ötre  instituee,  je  proposai  une  Institution  analogue. 
L'idee  d'un  nouvel  organisme  aussi  vaste  a  creer  de  toutes  pieces, 
alors  m§me  que  Fexperimentation  de  la  Societe  des  chemins  de  fer 
vicinaux  etait  ä  peine  commencee,  se  lieurta,  au  sein  de  cette  Com- 
mission, a  des  resistances  considerables.    J'en  reduisis  vainement  la 


*)  Congres  international  du  18  au  21  juin  1900.   Musee  social,  1900,  p.  252. 
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portee  en  proposant  des  societes  provinciales  du  meme  ordre:  ce  nouveau 
projet  lui-mimie  fut  repoussev) 

Plus  tard,  au  sein  du  Comite  de  patronage  de  Bruxelles-Est,  je 
soumis  a  mes  collegues  l'idee,  plus  reduite  encore  et  purement  locale, 
d'une  association  comprenant  la  commune,  le  bureau  de  bienfaisance. 
les  mutualites,  des  corps  exclusivement  inspires  par  l'inter^t  public,  et 
appliques  ä  la  construction  et  ä  la  location  des  logements  ouvriers. 
L'idee  etudiee  ä  fond  par  mes  collegues  prit  une  forme  vraiment 
vivante  et  pratique  dans  un  remarquable  rapport  publie  en  1892  par 
MM.  Meerens  et  Richard.  Le  Comite  de  patronage  de  Bruxelles-Est  en 
consacra  le  principe,  mais  en  admettant  l'intervention  des  particuliers 
dans  la  formation  du  capital  social.  C'est  avec  ces  caracteres  que  les 
Comites  de  Bruxelles  et  de  Bruxelles-Ouest  y  donnerent  leur  adhesion. 

Je  redoute  aujourd'hui  encore,  avec  l'admission  des  particuliers,  un 
conflit  eventuel  entre  l'inter§t  prive  et  l'interet  public. 

Cette  forme  sociale  a  passe  dans  les  faits,  ä  Schaerbeek  et  Saint- 
Josse-ten-Noode,  profondement  etudiee.  La  participation  des  communes 
aux  societes  de  construction  y  conduit  d'elle-meme.  Elle  appartient 
aujourd'hui  ä  la  raison  collective;  le  seul  but  de  la  premiere  partie  de 
la  proposition  est  de  lui  donner  plus  d'elasticite,  de  force,  d'efficacite 
et  non  la  vaine  pretention  de  la  creer: 

Par  une  modification  de  la  loi  du  9  aoüt  1889  relative  aux  Comites 
de  patronage; 

Par  une  extension  de  la  loi  du  23  juin  1894  relative  au  placement 
des  Societ6s  mutuellistes; 

En  permettant  de  leur  donner  un  caractere  intercommunal.  Cette 
institution  d'interet  public  revetirait  encore  les  formes  legales  des 
societes  anonymes  et  des  societes  cooperatives  prevues  par  la  loi  du 
12  mai  1873.  Elle  pourrait  emettre  des  obligations  dans  les  conditions 
fixees  par  la  meme  loi.  II  en  est  ainsi  pour  la  societe  de  Saint-Josse- 
ten-Noode  par  exemple.    Les  avantages  relatifs  sont  de  divers  ordres: 

1.  Elle  r6unit  dans  une  action  commune  des  Clements  non  seule- 
ment  degages  de  tout  esprit  de  lucre,  mais  dont  la  fonction  sociale  est 
inseparable  de  la  preoccupation  incessante  de  Tamelioration  des  habitations 
ouvrieres. 

2.  Elle  permet  aux  pouvoirs  publics,  ä  la  commune,  a  l'Etat,  ä  la 
province,  aux  etablissements  de  bienfaisance  d'intervenir  puissamment, 
et  m^me  ä  peu  pres  pour  Tintegralite,  dans  la  formation  du  capital, 
sans  qu'ils  aient  a  etendre  directement  leurs  Services  publics;  un  etre 
juridique  distinct  de  la  commune  est,  en  vertu  d'une  division  rigoureuse 
du  travail,  applique  exclusivement  ä  ce  Service,  qui  acquiert  ainsi  une 
independance  relative  et  fait  naitre  des  responsabilites  bien  definies,  en 
multipliant  les  contröles. 

Ce  sont  des  considerations  de  cet  ordre  qui  ont  reussi  ä  faire 
accueillir  ä  Schaerbeek  le  principe  de  l'intervention  communale  defendu 
par  M.  Bertrand;  il  en  a  ete  de  m£me  a  Saint- Josse-ten-Noode. 

3.  Par  lä-m^me,  la  propagation  de  cette  forme  plus  flexible  peut  etre 
plus  rapide,  et  par  consequent  permettre  de  reunir  des  ressources  beau- 
coup  plus  considerables. 


*)  Commission  du  travail,  volume  IV.  Comptes  rendus  des  seances  plenieres, 
pp.  62-67  et  168—170. 
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4.  Elle  soustrait  rintervention  communale  ä  des  critiques  et  a  des 
craintes  exprim6es  par  certains  economistes,  M.  P.  Leroy-Beaulieu  par 
exemple,  qui  redoutent  de  voir  la  question  du  loyer  devenir  une  question 
electorale,  et  les  pouvoirs  administratifs  livres  a  d'incessantes  sollicita- 
tions.  Les  societes  d'inter^t  publics  fonctionnent  dans  le  cadre  trace 
par  leurs  Statuts. 

5.  Elle  peut  specialement  faciliter  rintervention  financiere  de  l'Etat 
et  des  provinces  par  la  voie  nouvelle  que  voici. 

La  loi  de  1889  accorde  aux  comites  de  patronage  une  personnalite 
juridique  limitee  ä  la  capacite  de  recevoir  des  dons  et  legs  mobiliers 
pour  les  affecter  ä  des  prix  d'epargne,  d'ordre,  de  proprete.  II  faut  elargir 
cette  capacite  et  l'etendre  aux  subsides,  dons,  legs  mobiliers  destines  ä 
etre  affectes  ä  la  construction  ou  ä  l'amenagement  d'habitations  ouvrieres. 
Les  comites  de  patronage  peuvent  non  seulement  sans  peril,  mais  pour 
le  plus  grand  bien  de  tous,  intervenir  dans  la  Constitution  et  l'administra- 
tion  de  societes  d'utilite  publique,  destinees  a  la  construction  et  ä  la  lo- 
cation  ou  revente  d'habitations  ouvrieres.  Iis  participeraient  par  lä  d'une 
maniere  plus  directe  et  plus  efficace  ä  la  realisation  du  but  de  leur  Insti- 
tution. Aujourd'hui,  ils  n'ont  qu'une  autorite  de  conseil:  ils  auraient  de 
plus  im  röle  actif.  II  n'y  a  lä  aucune  contradiction  ni  aucune  incom- 
patibilite,  par  la  raison  decisive  que,  dans  les  deux  cas,  ils  sont  absolu- 
ment  degages  de  tout  inter^t  personnel.  Cela  est  si  vrai  que  le  projet 
primitif  elargissait  leur  capacite  juridique. 

Mais  ils  peuvent,  de  plus,  communiquer  une  impulsion  considerable 
ä  la  transformation  des  logements.  Formes  d'hommes  eclaires,  et  souvent 
d'une  competence  speciale,  ayant  la  confiance  du  Gouvernement  et  de 
Tadministration  provinciale  qui  les  designent,  ils  leur  serviront  d'inter- 
mediaires  pour  appliquer  leurs  subsides  ä  la  formation  d'une  partie  du 
capital  des  societes  d'interet  public,  ils  degageront  ainsi  rintervention 
des  pouvoirs  publics  de  la  necessite  d'une  immixtion  et  d'un  contröle 
directs,  et  permettront  de  rendre  cette  intervention  plus  frequente  sans 
risque  appreciable  pour  la  province  ou  l'^tat.  L'idee,  formulee  au  sein 
du  comite  de  Bruxelles-Est  par  M.  l'architecte  Van  Langendonck,  a  ete 
accueillie  par  ce  comite  et  par  plusieurs  autres.  Elle  n'exclut  d'ailleurs 
nullement  rintervention  directe  de  l'Etat  et  de  la  Province. 

En  autorisant  les  societes  de  secours  mutuels  ä  placer  dans  ces 
societes  d'interet  public  une  partie  de  leurs  fonds  qui  peut  §tre  reduite 
ä  5  p.  c.  ce  n'est  pas  la  preoccupation  d'un  placement  nouveau  que 
nous  inspire  cette  derogation  ä  l'article  18  de  la  loi  du  23  juin  1894. 
Nous  cedons  ä  des  considerations  plus  hautes  en  proposant  d'autoriser 
une  immobilisation  d'ailleurs  sans  peril  et  tres  faible  de  capitaux.  Le 
Congres  national  des  societes  de  secours  mutuels  de  1890  est  marque 
—  on  l'a  dit  justement  —  par  une  reelle  Innovation:  c'est  l'effort  pour 
remonter  aux  causes  qui  engendrent  les  maladies,  qui  produisent  les  in- 
valides, suivant  le  mot  du  Dr  L  amb recht  s,  pour  employer  les  moyens  de 
les  annihiler.  C'est  ainsi  que  cedant  ä  la  noble  impulsion  du  Dr  Malvoz, 
de  Liege,  la  Federation  mutuelliste  liegeoise  a  engage  la  lutte  contre  la 
tuberculose  et  que  le  Congres  national  l'a  suivie*).  C'est  ainsi  aussi 
qu'il  a  porte  les  yeux  sur  les  conditions  de  logement  de  la  classe  ouvriere 
que  la  tuberculose  decime.    „Les  pouvoirs  publics,  disait  un  rapporteur. 


*)  Compte  rendu  du  XVe  congres  mutualiste,  tenu  k  Arlon  en  1890. 
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ont  egalement  un  devoir  a  remplir:  veiller  ä  ce  que  les  habitations  ouvrieres 
surtout  soient  construites  suivant  les  regles  de  l'hygiene."  Et  un  autre 
rapporteur:  „Comme  il  vaut  mieux  prevenir  que  guerir,  si  les  sanatoria 
font  perdre  de  vue  la  question  des  habitations  des  ouvriers  et  des  em- 
ployes,  ils  n'enrayeront  pas  considerablement  les  progres  du  grand  mal 
du  siecle."  C'est  pour  permettre  aux  mutualites  d'exercer  une  influence 
morale  energique,  de  rattacher  sans  cesse  les  effets  aux  causes  et  d'agir 
sur  celles-ci,  que  nous  demandons  leur  participation  modeste  aux  societes 
d'interet  public.  Ce  placement  doit  non  seulement  aboutir  ä  des  econo- 
mies  sur  les  frais  de  maladies,  mais  il  porte  un  inter§t  inappreciable 
qui  se  traduit  en  vies  humaines,  en  souffrances  epargnees. 

Un  ecrit  adresse  aux  Societes  de  secours  mutuels  par  la  Ligue 
contre  la  tuberculose  porte  a  un  miilier  au  moins  le  nombre  des  tuber- 
culeux  sur  les  65  000  affilies  du  Hainaut.  *)  Une  partie  du  fardeau  de 
leur  incapacite  de  travail  peut  etre  ä  tout  le  moins  epargnee  aux  mutua- 
lites. Au  surplus,  elles  pourront  recevoir  des  dons  mobiliers  en  vue  spe- 
cialement  de  participer  ä  la  formation  de  ces  societes. 

C'est  ainsi  que  les  societes  d'interet  public  appliquees  ä  resoudre  le 
Probleme  des  habitations  ouvrieres  sont,  dans  notre  pensee,  le  resultat 
d'une  conspiration  permanente  de  tous  les  pouvoirs  publics,  de  tous  les 
organes  de  la  mutualit6  et  de  la  prevoyance,  de  la  bienfaisance,  eclaires 
par  des  Colleges  de  savants  et  d'hommes  de  coeur  de  toutes  les  opinions. 

Dans  l'organisation  du  regime  financier  se  rattachant  ä  la  Solution 
du  probleme  des  habitations  ouvrieres,  la  Caisse  d'epargne  joue  une  röle 
considerable  et  dignement  remplie  par  son  administration  aussi  eclairee 
que  bienveillante. 

Au  31  decembre  1899,  la  Caisse  d'epargne  avait  avance  29  581  074 
francs  ä  102  soci6tes  de  credit  et  1  202  927  francs  ä  27  societes  immo- 
bileres. Les  avances  ä  2x/2  P-  c.  se  sont  elevees  a  28  115  424  francs. 
Le  taux  de  ces  avances  sera  dans  l'avenir  porte  ä  3  p.  c.  pour  les 
societes  de  credit  et  a  3,25  p.  c.  pour  les  societes  de  construction.  II 
est  impossible  de  dire,  dans  quelle  mesure  ce  relevement  de  taux  des 
prets  affectera  le  developpement  des  societes  et  de  la  propriete  indivi- 
duelle. 

Aujourd'hui,  en  vertu  d'un  arrete  du  4  juin  1896,  les  placements 
de  la  caisse  sont  limites  ä  5  p.  c.  du  montant  total  de  ses  placements, 
ce  qui,  pour  l'exercice  1899,  correspond  ä  un  peu  moins  de  32  millions 
de  francs.  Ce  chiffre  n'exprime  pas  une  limite  absolue;  Teminent  direc- 
teur  de  la  Caisse  d'epargne  a  declare  dans  un  remarquable  discours 
que  les  avances  pourraient  ^tre  elevees  ä  une  quotite  superieure  du  mon- 
tant des  placements,  sans  ebranler  la  Caisse  d'epargne.  II  n'est  pas  dou- 
teux  que  M  le  Ministre  des  Finances  actuel,  qui  congoit  le  probleme 
avec  la  meme  largeur  de  vues  que  M.  Beernaert,  s'engage  dans  cette 
direction. 

Mais  les  avances  memes  doublees  de  la  Caisse,  divisees  entre  les 
societes  favorisant  l'extension  de  la  propriete  privee  de  l'habitation,  et 
les  communes,  administrations  et  societes  d'interet  public  se  pr6occupant 
des  non  proprietaires,  realisant  l'habitation  collective,  seraient  bien  loin 
de  suffire,  devant  le  t^moignage  redoutable  des  faits,  a  la  Solution  du 


*)  Du  role  des  Societes  de  secours  mutuels  dans  la  lutte  contre  la  tuber- 
culose, 1900. 
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Probleme  sous  ce  double  aspect,  et  avec  la  celerite  que  l'interet  general 
reclame. 

Ce  sont  ces  considerations  qui  nous  ramenent  a  la  proposition  faite 
par  nous  il  y  a  quatorze  ans.  Des  publicistes  distingues,  devoues  plus 
que  personne  ä  la  classe  ouvriere,  comme  M.  de  Queker,  ayant  comme 
lui  l'autorite  d'une  connaissance  profonde  de  faits,  s'y  rattachent  egale- 
ment.  *) 

L'Angleterre  nous  donne  ici  l'exemple  des  grandes  initiatives.  Voici 
un  extrait  de  la  Labour  Gazette  qui  en  temoignera  aux  yeux  des  plus  hesi- 
tants:  „On  sait  que  le  Titre  III  de  la  loi  anglaise  de  1890,  sur  les  habi- 
tations  ouvrieres  (The  Housing  of  the  working  classes  Act,  1890),  per- 
met  aux  municipalites  de  pourvoir  au  logement  des  classes  ouvrieres 
dans  leur  ressort.  Ces  dispositions  viennent  d'etre  amendees  par  une 
loi  recente  (The  Housing  of  the  working  classes  Act,  1900).  Aux  termes 
de  celle-ci,  tont  conseil  (Council)  autre  que  celui  d'un  district  rural, 
pourra  construire  ou  acquerir  des  maisons  situees  en  dehors  de  sa  cir- 
conscription  en  vue  de  loger  les  classes  ouvrieres  de  la  dite  circonscrip- 
tion  dans  les  conditions  prevues  par  le  Titre  III  de  la  loi  de  1890.  De 
plus,  au  cas  oü  un  Conseil  de  paroisse  (Parish  Council)  decide  que  le 
Conseil  de  district  rural  (Rural  District  Council)  aurait  du  pourvoir  au 
logement  des  ouvriers  et  a  neglige  de  la  faire,  le  Conseil  du  comte 
(County  Council)  pourra  faire  le  necessaire  au  lieu  et  place  du  conseil 
defaillant. 

„Avec  l'approbation  de  l'autorite  superieure,  les  conseils  locaux  peu- 
vent  louer,  ä  long  terme,  ä  des  particuliers  (lease),  les  terrains  qu'ils 
acquierent  en  vue  de  les  affecter  a  des  habitations  ouvrieres,  pourvu  que 
ces  particuliers  s'obligent  ä  bätir  et  entretenir  des  habitations  de  cette 
nature  sur  les  terrains  en  question." 

Pour  determiner  en  Belgique  un  mouvement  aussi  intense  et  aussi 
energique  qu'en  Angleterre,  et  mettre  en  oeuvre  des  institutions  nouvelles 
et  puissantes  d'utilite  publique,  il  suftirait  peut-Stre  de  donner  une  sanc- 
tion  serieuse  aux  deliberations  des  Comites  de  patronage.  Ecoutez  ces 
paroles  ameres  du  savant  docteur  Destree:  Les  uns,  dit-il,  frappes  de 
leur  impuissance,  protestent  et  abandonnent  la  lutte,  les  mesures  d'hy- 
giene  qujls  proposent  n'etant  pas  executees.  Les  autres  cherchent  a 
secouer  l'indifierence  des  administrations,  l'ego'iste  torpeur  des  proprie- 
taires  et,  s'appuyant  sur  les  reglements  que  le  Conseil  superieur  d'hy- 
giene  a  adopt6s  dans  sa  seance  du  25  mai  1899  et  sur  la  circulaire  de 
M.  le  Ministre  de  l'Agriculture,  en  date  du  17  novembre  1899,  s'apprätent 
encore  a  renouveler  leurs  reclamations  jusqu'a  ce  qu'elles  soient  enten- 
dues.  En  realite,  les  inspections,  la  plupart  du  temps,  restent  sans  effet. 
Pas  d'action  sans  sanction."**) 

Or,  la  sanction  doit  se  traduire  necessairement,  comme  en  Angle- 
terre, par  l'intervention  directe  de  la  commune;  mais  cette  Obligation 
aboutira  ou  ä  l'impuissance,  ou  ä  des  conflits  redoutables  entre  le  pou- 
voir  central  et  les  communes,  si  on  n'offre  ä  celles-ci  ä  la  fois  des  insti- 
tutions juridiques  et  financieres  flexibles  et  fecondes  et  l'aide  financiere 
puissante  de  l'Etat  et  des  provinces.  C'est  la  justification  supr^me  de 
ces  propositions  et  d'autres  du  meme  ordre. 


*)  De  Queker.    Voir  son  Rapport  du  Congres  international  de  Bruxelles. 

1897. 

**)  Bulletin  clu  Service  de  sante  et  d'hygiene  publique,  nov.  1900,  p.  261. 
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Les  lois  du  24  juin  1885  et  du  14  avril  1898.  constituant  sous  sa 
forme  definitive  la  Societe  des  Chemins  de  fer  vicinaux  en  Belgique,  ont 
realise  un  type  de  societe  poursuivant  exclusivement  l'interet  public; 
par  son  elasticite  extraordinaire,  par  l'extension  indefinie  de  son  champ 
d'action,  par  l'extreme  limitation  des  charges  qu'elle  impose  aux  ad- 
ministrations  publiques,  par  les  combinaisons  savantes  et  ingenieuses  qui 
les  rendent  souvent  illusoires,  cette  forme  sociale  a  permis  d'assurer 
rapidement  l'organisation  et  le  developpement  d'un  Service  public  d'une 
importance  considerable,  non  seulement  avec  un  minimum  de  frais,  mais 
avec  des  avantages  financiers  certains  pour  les  administrations  locales. 
Aujourd'hui,  le  capital  constitute  pour  une  ligne  du^  reseau  de  chemins 
de  fer  vicinaux  est  forme  par  les  souscriptions  de  l'Etat,  des  provinces, 
des  communes,  des  particuliers,  mais  dans  une  mesure  etroite  pour  ceux-ci, 
3  ä  4  p.  c,  et  qu'il  faudrait  meme  eliminer,  pour  echapper  ä  tout  conflit 
possible  entre  Unterst  public  et  l'interet  prive.  La  liberation  des  actions 
formant  le  capital  souscrit  pour  une  ligne  s'opere  au  moyen  d'annuites 
comprenant  l'interet  et  l'amortissement.  Le  taux  des  annuites  est  de 
3,35  p.  c.  actuellement,  pour  assurer  le  versement  du  capital  souscrit  en 
90  ans.  Pour  reunir  immediatement  les  ressources  necessaires  ä  la  con- 
struction  de  la  ligne,  la  societe  emet  des  obligations  amortissables  dans 
le  m6me  Intervalle.  Ces  emissions  n'ont  Heu,  d'ailleurs,  que  lorsqu'il  y 
a  un  certain  nombre  de  lignes  decretees  et  un  certain  chiffre  d'emissions 
ä  faire.  L'emprunt  emis  ä  la  Bourse  est  avalise  par  l'Etat,  les  obliga- 
tions de  credit  vicinal  deviennent  de  veritables  fonds  d'Ktat.  Les  an- 
nuites souscrites  par  les  provinces  et  les  communes  sont  remises  en  ga- 
rantie  ä  l'Etat.  Sur  les  benefices  de  l'exploitation,  im  premier  divi- 
dende,  correspondant  ä  l'annuite,  est  remis,  d'apres  la  loi  de  1885  et  la 
loi  plus  recente  du  14  avril  1898,  aux  provinces  et  communes  souscrip- 
trices  du  capital;  de  teile  sorte  que  des  que  l'exploitation  sera  suffi- 
samment  profitable,  les  communes  n'auront,  en  definitive,  plus  rien  ä 
verser  sur  leurs  souscriptions.  En  1899,  trente-neuf  lignes  ont  un  divi- 
dende  superieur  ä  l'annuit6;  la  moyenne  des  dividendes  pour  les  sept- 
ante-cinq  lignes  exploitees  est  de  3,30  p.  c,  bien  pres  du  taux  de  l'an- 
nuite, c'est-ä-dire  de  l'equilibre  financier  parfait.  L'experience  a  donc 
ete  decisive  pour  la  Societe  des  chemins  de  fer  vicinaux. 

La  Belgique  a  reussi  jusqu'ici  ä  realiser  sous  trois  i'ormes  admirables 
l'organisation  du  credit  mutuel:  avec  la  Societe  du  credit  communal,  avec 
la  Soci6te  des  chemins  de  fer  vicinaux,  avec  l'Union  du  Cr6dit.  Aucune 
nation  ne  presente  d'aussi  originales,  d'aussi  f^condes  formes  de  la  mu- 
tualite, 

II  n'est  pas  temeraire  d'y  ajouter  une  forme  nouvelle  de  la  mutua- 
lite  de  credit,  une  societe  nationale  des  habitations  ä  bon  marche.  L'evo- 
lution  accomplie  depuis  quatorze  ans  a  degage  les  organes  locaux  de 
cette  Institution  nouvelle:  les  communes,  les  bureaux  de  bienfaisance,  les 
societes  d'interet  public;  celles-ci  peuvent  se  präter  a  toutes  les  combi- 
naisons de  l'intervention  des  pouvoirs  et  des  etablissements  publics:  sui- 
vant  les  cas,  la  commune,  le  bureau  de  bienfaisance  y  participeront 
par  une  large  souscription  du  capital  social. 

Une  societe  nationale  sera,  exactement  comme  la  Societe  du  credit 
communal,  l'emanation  m6me  de  tous  ces  organes  locaux,  le  resultat  de 
leur  federation,  de  leur  solidarite  progressives.  Son  developpement  est 
indefini,  eile  ne  peut  se  heurter  aux  resistances  inevitables  d'un  etablisse- 
ment  comme  la  Caisse  d'epargne,  qui  a  pour  principe  essentiel  de  main- 
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tenir  la  disponibilite  des  capitaux  qui  lui  sont  confies.  Elle  a  tous  les 
avantages  que  donne  la  division  du  travail. 

Les  gamnties  qu'une  institution  solide  reclame  seront  aisement  reu- 
nies.  Aueune  emission  d'obligations  n'aurait  lieu  que  pour  ime  Serie 
d'habitations  dont  le  capital  aurait  ete  prealablement  souscrit.  II  faut 
remarquer  que  toute  emission  aurait  un  gage  reel:  les  habitations  m§mes; 
Tinstitution  realise  une  forme  de  credit  foncier,  et  l'Etat,  en  donnant  sa 
garantie,  serait  lui-mSme  couvert  par  des  inscriptions  hypothecaires :  le 
porteur  d'obligations  aurait  des  titres  d'une  solidite  inebranlable,  surtout 
en  limitant  Femission  a  une  sage  quotite  de  la  valeur  des  immeubles. 

L'equilibre  qui  tend  a  se  realiser  aujourd'hui  pour  un  grand  nombre 
de  lignes  de  chemins  de  fer  vicinaux  entre  les  dividendes  et  les  annuites 
souscrites  tendrait,  avec  une  bonne  gestion  et  un  contröle  serieux,  ä  se 
realiser  entre  le  produit  de  la  location  des  habitations  et  les  annuites 
dues.  Les  Statuts,  d'ailleurs,  fixeraient  le  maximum  des  dividendes  ä 
distribuer,  de  maniere  ä  se  rapprocher  des  limites  du  bon  marche  et  ä 
faire  realiser  par  ces  formes  socialisees  de  la  propriete,  sans  peril  pour 
les  finances  publiques,  la  plus  feconde  des  fonctions  sociales  dans  l'inter^t 
de  la  classe  la  plus  nombreuse  et  la  plus  pauvre. 


PROPOSITION  DE  LOl. 


Art.  1.  Comites  de  patronage  des  habitations  ouvrieres.  Les 
comites  de  patronage  pourront  recevoir  des  pouvoirs  publics  et  des  particuliers 
des  subsides,  dons  et  legs  mobiliers  pour  realiser  le  but  de  leur  institution,  et 
contribuer  ä  pourvoir  ä  la  construction,  la  location  et  la  vente  d'habitations 
collectives  ou  individuelles,  salubres  et  a  bon  marche. 

Art.  2.  Societes  d'utilite  publique  comniunales  et  intercom- 
rnunales.  II  pourra  etre  constitue  entre  les  communes,  les  etablissements  de 
bienfaisance,  les  comites  de  patronage  des  habitations  ouvrieres,  les  societes  de 
secours  mutuels,  les  caisses  d'assurances  ouvrieres,  investies  d'une  capacite 
juridique  süffisante,  des  societes  communales  ou  intercommunales 
d'utilite  publique  ayant  pour  objet  la  construction,  l'acquisition,  l'amenage- 
ment,  la  location  et  la  revente  d'habitations  a  bon  marche.  Elles  revetiront  l'une 
des  formes  prevues  par  la  loi  du  12  mai  1873. 

Les  comites  de  patronage  peuvent  participer,  par  des  delegues,  ä  l'admini- 
stration  des  societes  dans  lesquelles  ils  ont  souscrit  des  parts  d'interöt  ou  des 
actions. 

Par  extension  de  l'article  18  de  la  loi  du  23  juin  1894.  les  societes  de 
secours  mutuels  pourront  appliquer  une  partie  de  leurs  fonds,  qui  ne  depassera 
pas  le  vingtieme,  ä  la  formation  du  capital  de  ces  societes. 

L  'Etat  et  la  province  peuvent  directement.  ou  par  l'intermediaire  des  Comi- 
tes de  patronage,  concourir  ä  former,  au  moyen  de  subsides.  le  capital  des  so- 
cietes d'utilite  publique. 

Art.  3.  Societe  nationale  des  habitations  ä  bon  marche.  Le 
Gouvernement  est  autorise  ä  creer  une  societe  nationale  des  habitations  a  bon 
marche  et  a  en  arreter  les  Statuts. 

Son  capital  sera  forme  de  series  d'actions  correspondant  aux  groupes  cFha- 
bitations  ä  editier. 

Les  actions  pourront  etre  souscrites  par  les  societes  locales  d'utilite  pu- 
blique et  par  les  communes  pour  construire  les  habitations  ä  bon  marche;  elles 
seront  liberees  par  des  aunuites  dues  a  la  societe  centrale. 
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L'Etat  et  la  province  pourront,  soit  garantir  directement,  soit  autoriser  les  ■ 
Comites  de  patronage  ä  garantir  la  liberation  d'une  partie  des  actions  souscrites 
par  les  societes  d'utilite  publique,  ä  concurrence  d'une   quotite  qui  ne  pourra 
depasser  la  moitie  du  capital  souscrit  par  ces  societes  dans  chaque  serie  d'ac- 
tions  emise. 

Des  annuites  dues  ä  titre  de  liberation  du  capital  seront  fixees  de  maniere 
ä  assurer  l'amortissenient  des  obligations  dans  un  delai  qui  ne  pourra  depasser 
90  ans. 

Des  obligations  seront  emises  en  representation  des  annuites.  L'Etat  devra 
approuver  la  forme  et  les  conditions  de  toute  emission. 

Les  societes  locales  d'intergt  public  ou  les  communes  administreront  les 
habitations  et  en  opereront,  le  cas  echeant.  la  revente,  aux  conditions  ä  etablir 
par  un  reglement  general  et  sous  le  contröle  de  l'institution  centrale. 

L'Etat  garantira  vis-ä-vis  des  tiers  les  obligations  emises. 

Le  produit  net  de  la  location  et  de  la  revente  des  habitations  construites 
sera  d'abord  attribue  ä  la  societe  locale  d'inter^t  public  et  ä  la  commune  inte- 
ressee,  ä  concurrence  du  montant  des  annuites  dues  par  eile  en  acquit  du  capital 
souscrit. 

L'exedent  sera  affecte  ä  un  fonds  commun  de  reserve,  destine  ä  couvrir 
les  pertes  eventuelles  de  la  societe  nationale. 


IX.  Rapport  sur  les  travaux  de  la  Commission 
mixte  Fondation  Maton. 


Presente  au  nom  des  Comites  Ixelles-Etterbeek  et  Schaerbeek  —  Saint-Josse 
ten-Noode,  par  M.  M.  A.  De  Myttenaere  et  L.  Walnier,  secretaires  de  la 

Commission. 

L'article  2  de  la  Loi  du  9  Aoüt  1889  dit:  „Les  Comites  de  patro- 
nage  pourront  instituer  et  distribuer  des  prix  d'ordre,  de  proprete  et 
d'epargne.  Iis  pourront  recevoir,  ä  cet  effet,  des  dons  et  legs  mobiliers  et 
des  subsides  des  pouvoirs  publics." 

En  vertu  de  cette  disposition,  notre  tres-regrette  collegue  Aristide 
Maton,  mort  ä  la  fleur  de  l'äge,  legua  ä  Fanden  Comite  Est  de  Bruxelles, 
une  somme  de  cinq  mille  francs,  au  profit  d'une  oeuvre  speciale  du  Comite. 

La  mise  en  possession  du  legs  necessita  Faccomplissement  de  cer- 
taines  formalites  qui  prirent  un  temps  assez  long;  une  commission  speciale 
fut  instituee  ayant  pour  but  unique  de  rechercher  le  meilleur  emploi  ä 
donner  au  legs  Maton. 

Mais,  peu  de  temps  apres,  le  26  Decembre  1900,  le  Comite  de 
Bruxelles-Est  (Ixelles- Schaerbeek)  fut  divise  en  deux  Comites  distincts, 
ayant,  comme  chef-lieu,  Tun  Ixelles,  Pautre  Schaerbeek. 

Cette  Separation  faillit  amener  la  division  du  legs,  si  bien  qu'une 
proposition  en  ce  sens  fut  adressee  au  Gouvernement;  mais  bientöt  les  deux 
Comites  se  mirent  d'accord,  au  debut  de  Fannee  1901,  pour  garder  cet 
avoir  en  commun  et  en  confier  la  gestion  a  une  commission-mixfce  speciale 
qui  fut  definitivement  constituee  comme  suit:  President:  Mr.  Meerens; 
Vice-President:  Mr.  Van  Langendonck;  Secretaires:  M.M.  De  Mytte- 
naere et  Walnier;  Tresorier:  Mr.  Bosschaerts;  Membres:  M.M.Velghe, 
Andre,  Max,  Philippson  et  Van  Deuren. 

La  Commission  se  mit  aussitöt  resolument  a  l'oeuvre.  Elle  pritpourpoint 
de  depart  de  ses  travaux  le  rapport  de  M.  0.  Velghe  sur  la  destination 
ä  donner  au  legs  Maton,  rapport  qui  fut  longuement  discute  au  sein 
de  la  Commission  ainsi  que  dans  les  deux  Comites  d'Ixelles  et  de  Schaer- 
beek. Ce  rapport  fut  admis  a  l'unanimite  des  membres  de  la  Commission- 
mixte  en  seance  du  10  Juillet  1901. 

Nous  regrettons  de  ne  pouvoir  reproduire  ici  in  extenso  ce  travail 
important,  afin  de  ne  pas  depasser  les  limites  raisonnables  de  notre  rapport. 
Mais  nous  voulons  l'analyser  en  attirant,  Messieurs,  votre  attention  sur 
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-cette  savante  etude  du  probleme  pose,  notamment  sur  ses  conclusions 
aussi  nettes  que  judicieuses.*) 

Deux  propositions  ont  ete  faites  pour  l'affectation  a  donner  au  legs 
Maton.    La  premiere  consistait  dans  la  combinaison  suivante. 

Une  Societe  serait  chargee  d'eriger  un  groupe  de  sept  maisons.  Ces 
sept  maisons  coüteraient  au  total: 


La  societe  louerait  ces  maisons  a  des  ouvriers  ä  des  conditions 
arretees,  de  commun  accord,  entre  eile  et  les  comites  de  patronage 
interesses.  S'il  y  a  plusieurs  demandes  pour  la  ineme  maison,  un  choix 
serait  fait  de  commun  accord.  Aux  ouvriers  qui  resideraient  un  temps 
suffisamment  long,  dans  la  meme  habitation,  le  Systeme  du  loyer  de- 
gressif  serait  applique.    Le  legs  Maton  servirait: 

a)  A  parfaire  la  somme  precitee  de  3000  francs: 

b)  A  permettre  l'application  du  loyer  degressif. 

La  seconde  proposition  tendait,  non  ä  la  location,  mais  a  la  vente  d'un 
certain  nombre  d'habitations  ä  des  ouvriers  ne  possedant  pas  le  dixieme 
exige,  ä  titre  de  garantie,  par  les  societes  d'ha«bitations  ouvrieres.**) 

Mr.  Velghe  combat  la  premiere  combinaison  pour  de  multiples  raisons: 

a)  La  societe  de  construction  n'a  aucun  inter^t  ä  recevoir  le  legs  Maton. 

b)  L'application  du  loyer  degressif,  qui  portera  ses  faibles  fruits  ä 
partir  de  la  seconde  annee  seulemeut,  ou  meme  plus  tard,  n'aura  aucun 
effet  sur  le  montant  du  loyer  initial  qui  restera  vraisemblablement  fixe 
ä  6  7-2  %,  quotite  trop  considerable  pour  ceux  que  nous  voulons  avantager. 
La  reduction  effective  serait  de  2  francs  par  mois  et  par  maison. 

c)  Bien  des  difficultes  peuvent  naltre  entre  la  Societe  de  con- 
struction et  la  Commission  du  legs  Maton,  en  ce  qui  coucerne  le  choix 
des  locataires. 

d)  L'espoir  de  cet  avantage  futur,  soumis  ä  certaines  conditions 
speciales,  et  partant  tres-incertain,  ne  semble  pas  devoir  exercer  une 
influence  serieuse  sur  le  nombre  des  demandeurs  en  location. 

e)  La  proposition  se  resume  donc  dans  l'organisation  dim  concours 
d'ordre  et  de  proprete  ou  d'epargne  entre  les  occupants  des  sept  maisons 
■erigees,  en  partie,  gräce  au  legs  Maton.  Mais  reffet  utile  en  serait 
tres-minime:   ce  serait,  en  realite,  une  „experience"  que  nous  tenterions. 

M.  Velghe  aurait  pu  meme  ajouter  que,  par  le  Systeme  du  loyer 
degressif,  l'ouvrier  est  rive  ä  sa  maison,  prive  de  toute  initiative  nouvelle. 
de  toute  liberte,  sous  peine  de  perdre  les  benefices  acquis  au  boat  de 
plusieurs  annees  d'oecupation. 


*)  Plusieurs  exemplaires  du  premier  rapport  annuel  du  Comite  de  Schaer- 
beek,  contenant  le  travail  de  Mr.  Velghe  in  extenso,  sont  deposes  sur  le  bureau 
du  Congres. 

**)  Conformement  ä  l'arröte  du  Conseil  General  de  la  Cais.se  d'Epargne  du 
^5  mars  1891,  »les  ouvriers  qui  desirent  devenir  immediatement  proprietaires 
4e  leur  habitation  doivent  posseder  un  dixieme  du  montant  de  sa  valeur  totale. 
VI.  Internationaler  Wchnuugskongress.  26 


a)  Construction 

b)  Terrain  et  frais  d'aehat 


26  000  francs, 
4  000  „ 


30  000  francs. 
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La  seconde  'proposition,  au  contraire,  presentait  de  nombreux  avantages. 
Elle  avait  pour  but  d'utiliser  le  legs  en  entier.  Deux  combinaisons  etaient 
possibles : 

a)  Le  capital  serait  donne  a  fonds  perdus:  sous  forme  de  pr£t 
sans  interet  pour  un  terme  de  dix  ans. 

b)  Chacque  annee  l'interesse  se  libererait  d'un  dixieme  et  le  pr6t 
pourrait  etre  restitue  entierement,  des  que  la  valeur  de  rachat  de 
l'assurance  sur  la  vie  depasserait  le  montant  du  pret. 

La  premiere  combinaison  assurerait  la  construction  de  9  maisons  au 
maximum,  a  raison  de  500  francs  par  maison. 

La  seconde,  au  moyen  des  restitutions  operees,  permettrait  de  realiser, 
en  outre,  une  nouvelle  Operation,  au  moins  cliaque  annee. 

D'ailleurs,  la  faveur  d'un  pr§t  sans  interet  est  süffisante;  eile  reali- 
sera  sürement  le  reve  de  beaucoup  d'ouvriers  qui,  faute  de  cette  pre- 
miere mise  de  fonds  indispensable,  sont  aujourd'hui  prives  des  benefices 
de  la  loi  de  1889,  au  point  de  vue  d'une  acquisitum  immediate. 

Dans  l'une  ou  l'autre  combinaison  —  don  ou  pret  sans  interet  — 
l'octroi  d'une  partie  du  legs  Maton  serait  subordonne  ä  un  concours 
ouvert  entre  les  ouvriers  desireux  d'acquerir  une  habitation.  Ce  concours 
porterait  sur  les  marques  d'ordre,  de  proprete,  d'epargne,  dont  les  inte- 
resses  ont  fait  preuve.  Ainsi  il  serait  satisfait  aux  prescriptions,  de 
l'art.  2  de  la  loi.  Enfin,  pour  eviter  des  frais  inutiles  de  mutation,  etc. 
l'organisation  du  concours  precederait  la  construction  des  maisons. 

En  tous  cas,  avec  le  Systeme  de  l'acquisition,  on  est  certain  de  ne 
rien  compromettre ;  la  commission  pourra  plus  aisement  construire  dans 
plusieurs  communes  et,  de  meine,  s'entendre  soit  avec  une,  soit  avec 
plusieurs  societes  de  credit. 

Apres  l'adoption,  ä  l'unanimite,  de  la  seconde  combinaison,  la  Com- 
mission fixa  de  la  maniere  suivante  le  reglement  du  concours. 

Legs  Maton  —  Reglement  du  concours. 
II  est  cree,  par  les  comites  de  patronage  des  habitations  ouvrieres 
d'Ixelles  et  de  Schaerbeek,  un  fonds  destine  ä  accorder  des  prix  d'ordre, 
de  proprete  et  d'epargne  aux  ouvriers  desirant  se  faire  construire  une 
habitation  sous  le  patronage  de  l'une  ou  l'autre  des  societes  agreees  par 
les  comites. 

I.  Ces  prix  consisteront  dans  l'avance,  sans  interet,  d'une  somme 
d'argent  permettant  ä  l'ouvrier  de  completer,  a  due  concurrence,  la 
garantie  du  dixieme  exige  par  les  societes,  en  conformite  des  Instructions 
de  la  Caisse  generale  d'Epargne  et  de  Retraite. 

II.  Ce  fonds  sera  forme  au  moyen  du  legs  Maton;  il  peut  y  §tre 
employe  d'autres  dons  et  subsides  alloues  aux  comites. 

Le  maximum  de  cliaque  prix  est  fixe  au  dixieme  de  la  valeur  de 
l'habitation  que  les  interesses  se  proposent  de  construire  ou  d'acquerir. 

III.  L'ouvrier,  pour  obteuir  un  prix,  devra  se  soumettre  aux  con- 
ditions  suivantes: 

a)  Habiter,  de  preference,  l'une  des  communes  des  ressort  des  comites, 
depuis  plus  de  six  mois. 

b)  Faire  construire  sa  maison  dans  l'une  de  ces  communes,  ä  Inter- 
vention d'une  societe  agreee  par  les  comites. 

(Ne  sont  agreees  que  les  societes  qui  se  soutnettent  au  con- 
tröle  du  comite  de  patronage  de  leur  ressort,  lui  communiquent 
leurs  plans  et  lui  adressent  regulierement  leurs  rapports  annuels,) 
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c)  Adopter  Tun  des  plans-types  des  comites  ou  im  plan  agree  par  eux. 

d)  S'engager  a  rembourser  annuellement  au  comite  un  vingtieme  au 
moins  de  la  somme  avancee,  jusqu'ä  remboursement  complet  de  l'avance. 

IV.  Le  montant  integral  du  prix  d'epargne  sera  remis  ä  la  societe 
intervenante. 

V.  L'operation,  conclue  par  Fouvrier  avec  la  societe  d'habitations 
ouvrieres,  devra  partiellement  etre  couverte  par  une  police  d'assurance 
sur  la  vie ;  des  que  l'assurance  aura  une  valeur  de  rachat  egale  au  prix 
d'epargne  accorde,  ce  prix  pourra  §tre  restitue  au  comite. 

II  fut  entendu,  au  surplus,  qu'independamment  du  pret  en  argent, 
les  beneficiaires  du  concours  jouiraient  gratuitement  des  plans  types  du 
comite,  plans  avec  details  complets,  cahiers  des  charges,  etc.  etc.  dresses 
par  M.  L.  Van  Langendonck,  Vice-President  de  la  Commission  mixte 
de  la  Fondation  Maton,  qui  obtinrent  la  medaille  d'or  a  TExposition 
Internationale  de  Paris  en  1900. 

La  Commission  admit  encore  une  autre  proposition  qu'il  convient  de 
rappeler  ici. 

Estimant  que  les  prix  d'ordre  et  de  proprete  se  donnent  fort  rare- 
ment  au  merite  reel,  qu'ils  constituent  une  veritable  prime  ä  la  chance 
et,  partant,  ä  des  jalousies  nombreuses  et  vives  qui  trouvent  leurs  echos 
jusqu'en  justice  de  paix;  estimant,  au  surplus,  qu*ils  ne  sont  pas  un  element 
qui  puisse  pousser  a  quelque  relevement  serieux  de  nos  classes  laborieuses, 
la  Commission  condamna  definitivement  les  prix  d'ordre  et  de  proprete 
et  fit  ratifier  sa  decision  par  les  deux  comites  d'Ixelles  et  de  Schaerbeek. 

Ces  comites  deciderent  de  remplacer  ces  prix,  des  1902,  par  l'octroi 
de  prix  d'epargne,  aux  societes  d'epargne,  de  secours  mutuels  ou  de 
retraite  qui  rempliraient  le  mieux  les  conditions  imposees. 

Les  bases  de  merite  pourraient  etre  notamment  les  suivantes:  le 
nombre  des  membres  de  la  societe;  le  nombre  d'annees  d'existence;  le 
nombre  et  l'importance  des  versements  effectues  pendant  les  derniers 
exercices;  le  fait  que  le  siege  de  la  societe  ne  soit  pas  etabli  dans  un 
estaminet.  Les  societes  mutualistes  auraient  le  pas  sur  les  simples 
societes  d'epargne,  et  les  societes  affiliees  ä  la  Caisse  de  Retraite,  Celles 
surtout  qui  placent  leurs  fonds  ä  capital  abandonnc,  jouiraient  de  la 
preference  sur  les  autres. 

Des  que  ces  deux  importantes  questions  de  principe  furent  tranchees, 
la  Commission  de  la  Fondation  Maton  rechercha  les  moyens  de  realiser 
son  double  Programme.  Les  fonds  mis  a  sa  disposition  furent  juges  trop 
minimes  pour  entreprendre  une  oeuvre  marquante;  comment  les  augmenter? 

La  question  figura  ä  l'ordre  du  jour  de  plusieurs  seances  et  finale- 
ment  la  Commission  s'arreta  a  l'organisation  d'une  representation  de  gala 
au  Theatre  Royal  de  la  Monnaie.  Cette  f§te  obtint  un  succes  complet 
L.L.  A.A.  R.R.  le  Prince  et  la  Princesse  Albert  de  Belgique  avaient 
accepte,  avec  empressement,  d'honorer  la  representation  de  leur  presence. 
La  salle  fut  comble.  Aux  premiers  rangs,  se  trouvaient  trois  membres  du 
Gouvernement,  dont  le  President  du  Conseil  des  Ministres,  de  nombreux 
fonctionnaires  superieurs,  etc.  Le  resultat  de  la  fete  se  chiffra  par  im 
boni  de  frs.  3  100  net. 

Des  ce  moment,  le  projet  de  la  Commission  etait  entre  dans  sa 
phase  finale.  C'est  alors  que  le  bureau  du  comite,  organisateur  de  la 
f6te,  s'adjoignit  M.M.  0.  Velghe,  Feminent  directeur  au  Ministere  de 
l'Agriculture,  administrateur  de  la  Societe  anonyme  d'habitations  ouvrieres 
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d'Etterbeek,  et  J.  Vandeuren,  entrepreneur,  tous  deux  membres  du 
comite  d'Ixelles,  pour  regier  les  dernieres  dispositions. 

Le  concours  fut  ouvert;  les  ouvriers  y  repondirent  avec  un  empres- 
sement  tel,  que  des  Fannee  presente,  de  nombreuses  maisons  ouvrieres 
seront  elevees,  grace  ä  notre  combinaison  speciale,  sur  un  vaste  terrain 
que  nous  avons  achete,  Avenue  Georges  Henri,  a  Woluwe-St.  Lambert, 
ä  proximite  de  la  Ville  de  Bruxelles. 

Conclusions. 

Fideles  observateurs  de  la  Loi,  nous  sommes  les  premiers  a  vanter 
les  avantages  et  les  bienfaits  qu'elle  procure  aux  travailleurs ;  mais  nous 
constatons  que  ces  avantages  et  ces  bienfaits  sont  reserves,  en  general, 
aux  ouvriers  dejä  favorises  par  un  salaire  particulierement  remunerateur 
ou  par  les  hasards  aveugles  du  sort  (tirage  des  prines  des  emprunts  de 
Villes,  heritages,  etc.) 

Profitant  de  la  liberalite  d'Aristide  Maton  et  du  succes  de  notre 
föte  du  4  fevrier  1902,  nous  avons  voulu  faire  un  pas  en  avant,  dans 
une  voie  nouvelle,  en  nous  interessant  aux  plus  modestes  des  travailleurs, 
qui,  quoique  reunissant  des  qualites  d'ordre  et  d'epargne,  sont  souvent 
les  plus  mal  loges. 

Nous  esperons  que  notre  exemple  sera  suivi  de  maniere  ä  faire  en- 
trer  l'ceuvre  des  Habitations  ouvrieres  beiges  dans  une  voie  plus  large. 
A  cet  egard,  nous  faisons  appel  aussi  aux  philantropes,  afin  qu'ils 
suivent  l'initiative  prise  par  Aristide  Maton,  et  qu'ainsi  ils  aident  les 
Comites  de  Patronage  ä  faire  tout  leur  devoir. 


X.   Les  habitations  ä  bon  marche  en  France 

en  1902. 


Note  sommaire. 

Par  M.  Jules  Challamel,  Avocat  ä  la  Cour  d'appel  de  Paris,  Secretaire 
general  de  la  Societe  francaise  des  habitations  ä  bon  marche. 

Pour  donner  un  apergu  ä  la  fois  exact  et  succinct  de  l'etat  actuel 
des  habitations  ä  bon  marche  en  France,  nous  indiquerons: 

I.  Quelles  sont  les  principales  categories  de  constructeurs  de  maisons 
ouvrieres ; 

II.  Quel  est  le  but  qu'ils  poursuivent; 

III.  Queis  sont  les  encouragements  qu'ils   ont   recus   des  pouvoirs 
publics ; 

IV.  Queis  sont  les  resultats  qu'ils  ont  obtenus. 

Puis,  nous  essaierons  de  degager  de  cette  etude  les  caracteres  essen - 
tiels  de  l'oeuvre  accomplie. 

I.  Les  constructeurs. 

a)  Les  patrons.  Tout  naturellement,  les  premiers  constructeurs 
d'habitations  ouvrieres  ont  ete  les  patrons,  desireux  de  s'attacher  des 
auxiliaires  devoues  a  la  cause  commune:  la  prosperite  de  leur  etablisse- 
ment. 

Depuis  le  jour  oü,  en  1832,  M.  A.  Koechlin,  maire  de  Mulhouse, 
fit  bätir  des  logements  pour  36  menages  ouvriers*),  on  ne  compte  plus 
les  industriels  qui  ont  suivi  son  exemple. 

Tout  au  moins,  voulons-nous  citer,  parmi  les  principaux:  MM.  Marne 
et  Cie.  de  Tours,  qui  ont  construit  une  cite  pour  62  familles;  M.  Menier, 
a  Noisiel,  qui  a  fonde  en  1876  une  groupe  d'habitations,  comprenant 
aujourd'hui  365  logements;  la  cristallerie  de  Baccarat,  avec  200  loge- 
ments; la  teinturerie  Lederlin,  ä  Thaon,  avec  112  maisons;  les  mines 
d'Anzin  qui  ont  bäti  pres  de  3  300  maisons  ouvrieres:  les  mines  de  Lens 
qui  en  ont  bäti,  de  1852  ä  1900,  plus  de  4  000:  les  etablissements 


*)  La  plus  ancienne  maison  ouvriere  construite  en  France  parait  6tre  celle 
de  Dornach,  en  1810  ou  1811  (voir  Bulletin  de  la  Societe  francaise  des  habi- 
tations ä  bon  marche,  1902,  p.  79). 
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Schneider  et  Cie.  qui  ont  1  334  logements,  la  plupart  avec  un  j ardin 
de  700  a  800  metres  carres,  etc.  .  .  .  etc.  .  .  . 

b)  Les  Societes  anonymes  de  construction.  A  la  suite  des 
chefs  d'industrie,  mais  beaucoup  plus  tard,  se  sont  fondees  des  societes 
anonymes  d'habitations  ä  bon  marche.  La  plus  ancienne,  la  Societe 
anonyme  des  maisons  ouvrieres  d'Amiens,  ne  remonte  q'au  1er  oc- 
tobre  1866. 

Au  31  decembre  1901,  il  en  existait  37,  ayant  regu  l'approbation 
du  ministre  du  commerce*);  6  sont  en  voie  de  formation;  —  sans 
compter  les  societes  libres  dont  les  deux  plus  importantes  sont:  la  So- 
ciete anonyme  de  logements  economiques  et  d'alimentation  de  Lyon 
(capital  social,  6  millions  de  francs),  et  la  Societe  philanthropique  de 
Paris  (capital  social,  2  millions  de  francs  environ). 

Parmi  les  societes  approuvees,  nous  citerons:  la  Societe  anonyme 
immobiliere  des  petits  logements  de  Rouen  (capital  social,  460  000  frs.) ; 
la  Societe  des  habitations  salubres  ä  bon  marche  de  Marseille  (capital 
social,  250  000  frs.);  la  Societe  anonyme  des  habitations  economiques  de 
Saint-Denis  (capital  social,  450  000  frs.) ;  la  Societe  anonyme  des  maisons 
ouvrieres  de  Port-de-Bouc  (capital  social,  300  000  frs.). 

Une  place  a  part  doit  §tre  reservee  a  la  Societe  de  credit  des  habi- 
tations a  bon  marche,  la  seule  de  ce  genre  qui  existe  en  France,  et  dont 
le  capital  est  de  500  000  frs.  Elle  ne  construit  pas  elle-m^me,  mais  se 
fait  le  bailleur  de  fonds  des  societes  de  construction. 

c)  Les  Societes  cooperatives.  Les  societes  cooperatives  sont 
nees  plus  tard  encore,  mais  leur  nombre  augmente  chaque  annee  et  elles 
paraissent  etre  aujourd'hui  en  grande  faveur. 

La  premiere  fut  fondee  ä  Epinal  en  1889.  On  en  comptait  22,  au 
31  decembre  1901;  11  etaient  en  voie  de  formation**).  Nous  citerons, 
parmi  les  principales :  le  Cottage  d'Athis  (capital  social,  50  000  frs.) ;  le 
Coin  du  feu,  de  Saint-Denis  (capital  social,  250  000  frs.):  la  Ruche  rou- 
baisienne  (capital  social,  75000frs.);  la  Troyenne  (capital  social,  64000frs.); 
le  Foyer  Villeneuvois  (capital  social,  50  000  frs.);  la  Mutuelle  habitation, 
ä  Paris  (capital  social,  60  000  frs.). 

II  faut  ajouter  que  le  capital  social,  toujours  assez  modeste,  de  ces 
sortes  de  societes  ne  donne  pas  la  mesure  exacte  de  leur  action  bien- 
faisante.  Ce  capital  est  souvent  quintuple,  ou  meme  decuple,  gräce  aux 
emprunts  qu'elles  contractent. 

Les  25  societes  existant  au  31  decembre  1896  ne  comprenaient  que 
5  societes  cooperatives.  Les  34  societes  fondees  de  1897  a  1901  se 
partagent  exactement  par  moitie  entre  les  deux  types.  Quant  aux  17 
societes  en  formation,  11,  nous  l'avons  deja  dit,  sont  cooperatives.  Ces 
chiffres  suffisent  ä  demontrer  la  faveur  croissante  dont  jouit  en  France 
la  forme  cooperative. 

d)  Les  Etablissements  publics.  Ni  l'Etat,  ni  les  departements, 
ni  les  communes,  n'ont  construit  en  France  d'habitations  ouvrieres.  Et 
s'ils  en  construisent  jamais,  ce  ne  sera  tres  certainement  que  dans  un 
avenir  eloigne. 

*)  Voir  lerapport  de  M.  Cheysson  au  Conseil  superieur  des  habitations 
a  bon  marche,  mars  1902  (Bulletin  de  la  Societe  francaise,  1902,  p.  9). 

**)  M§me  Observation  que  pour  les  Societes  anonymes  (voir  la  note  prece- 
deute). 
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Les  hospices,  höpitaux,  bureaux  de  bienfaisance  n'ont  pas  construit 
non  plus  une  seule  habitation  economique,  bien  qu'ils  y  soient  autorises 
formell ement  par  la  loi*). 

Seules,  12  caisses  d'epargne  out  use  de  cette  faculte.  Parmi  elles. 
vient  en  premiere  ligne,  depassant  de  beaucoup  toutes  les  autres,  celle 
de  Marseille,  qui  a  employe  dans  ce  but  460  000  frs. 

On  peut  donc  dire  que  l'intervention  directe  des  pouvoirs  publics, 
en  matiere  de  construction  d'habitations  ä  bon  marche,  est  entierement 
nulle,  jusqu'ä  present,  et  que  celle  des  etablissements  publics  est  tres 
restreinte.  Toutefois,  Faction  des  caisses  d'epargne,  d'abord  assez  lente 
ä  se  manifester,  commence  ä  prendre  im  plus  grand  developpement. 

En  reunissant  leurs  divers  modes  d'intervention,  on  voit  que  18 
d'entre  elles  ont  concouru  aux  Operations  concernant  les  habitations  a 
bon  marche  et  qu'elles  y  ont  consacre  un  capital  de  2  559  261  frs.  07  c, 
ainsi  reparti: 

Acquisition  ou  construction  frs.  1  037  856,19 

Prets  hypothecaires  a  des  societes  ...     „    1  369  404,88 
Obligations  de  societes  „      152  000  ,, 

Total    .    .    .    frs.  2  559  261,07 

II.   But  que  Ton  se  propose  d'atteindre. 

Toutes  les  societes  cooperatives,  la  grand  majorite  des  societes 
anonymes  et  la  plupart  des  patrons  se  proposent  pour  but  la  construc- 
tion de  petites  maisons  individuelles,  entourees  d'un  j ardin.  ne  devant 
etre  occupees  que  par  une  seule  famille  et  pouvant  au  bout  d'un  certain 
temps  devenir  la  propriete  de  l'occupant. 

Quelques  patrons  cependant  emploient  des  systemes  diöerents,  soit 
qu'ils  preferent  la  location  simple  (par  exemple,  M.  Menier,  a  Noisiol), 
soit  qu'ils  logent  gratuitement  leurs  ouvriers  (cristallerie  de  Baccarat). 

De  meme,  certaines  societes  anonymes,  specialement  dans  les  grands 
centres  (Lyon,  Paris,  Clichy),  construisent  de  grandes  maisons  a  etages, 
dont  les  appartements  ne  sont  jamais  donnes  qu'en  location. 

II  n'en  reste  pas  moins  vrai  que  le  type  le  plus  ordinaire  en  France 
«st  la  maisonnette,  dont  l'occupant  peut  devenir  proprietaire,  apres  paie- 
ment  d'un  certain  nombre  d'annuites. 

III.  Encouragements. 

En  dehors  de  Tinitiative  patronale,  qui  remonte  a  la  premiere  moiti6 
du  XIXe  siede,  on  peut  dire  que  le  mouvement  en  faveur  des  habitations 
ä  bon  marche  en  France,  a  commence  en  1866,  epoque  de  la  fondation 
de  la  Societe  des  maisons  ouvrieres  d'Amiens;  mais  il  n'a  pris  tout  son 
essor  qu'au  lendemain  de  l'Exposition  d"economie  sociale  de  1889. 

C'est  ä  ce  moment  que  fut  fondee  la  Societe  fran<;aise  des  habita- 
tions a  bon  marche,  ayant  pour  but  d'encourager  la  construction  de 
maisons  salubres  et  economiques,  en  mettant  ä  la  disposition  des  par- 
ticuliers  et  des  societes  tous  les  documents  et  renseignements  necessaires, 
tels  que  plans,  modeles  de  Statuts,  baux,  etc.  .  .  .  C'est  alors  que  furent 
elaborees  les  propositions  de  loi,  d'initiative  parlementaire,  qui  aboutirent 
a  la  loi  du  30  novembre  1894. 


*)  Art.  6  de  la  loi  du  30  novembre  1894. 
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Ne  pouvant  entrer  dans  l'etude  approfondie  de  cette  loi,  nous  dirons 
simplement  qu'elle  a  cherche  ä  venir  en  aide  aux  constructeurs  d'habi- 
tations  ä  bon  marche  et  aux  proprietaires  de  petites  maisons  familiales: 
par  la  creation  de  comites  locaux,  appeles  ä  susciter  l'initiative  privee, 
ä  faire  des  enquetes,  ä  ouvrir  des  concours,  etc.;  par  l'attribution  de 
certains  avantages  fiscaux  (exoneration  temporaire  d'impöts,  dispense  ou 
fractionnement  des  droits  de  timbre  et  d'enregistrement;  par  le  concours 
pecuniaire  que  les  societes  de  construction  et  de  credit  pourraient  rece- 
voir  de  certains  etablissements  publics;  par  des  mesures  propres  ä  faci- 
liter  la  transmission  de  la  maison,  par  voie  de  succession,  ä  l'epoux 
survivant  et  aux  enfants. 

A  part  quelques  points  de  detail  qui  peuvent  £tre  critiques,  les  inten- 
tions  du  legislateur  etaient  excellentes  et  les  dispositions  prises  etaient 
de  nature  a  rendre  de  grands  Services  a  l'oeuvre  des  habitations  ä  bon 
marche.    Mais,  pour  rester  dans  la  verite,  il  faut  reconnaitre: 

1.  Que,  s'il  existe  96  comites  locaux,  repartis  entre  53  departements, 
c'est  ä  peine  si  Ton  peut  en  compter  ime  dizaine  faisant  oeuvre  utile. 
Ces  derniers,  d'ailleurs,  avaient  ete  devances  par  des  societes  existant 
dejä  dans  leurs  circonscriptions.  Les  departements  et  les  communes,  ä 
de  rares  exceptions  pres,  se  montrent  fort  peu  disposes  ä  leur  accorder 
des  subsides. 

2.  Que  les  avantages  fiscaux,  pourtant  tres  minimes,  qui  ont  ete 
concedes  par  la  loi,  sont  trop  souvent  discutes  par  TAdministration,  qui 
s'efforce  de  les  reduire  a  neant.  Un  certain  nombre  de  proces,  longs  et 
coüteux,  ont  du  etre  engages,  pour  vaincre  cette  resistance. 

3.  Que  les  etablissements  publics  montrent  une  hesitation  singu- 
liere  ä  engager  leurs  capitaux  soit  en  prets  ä  des  societes  de  construc- 
tion, soit  en  obligations  de  ces  societes.  II  n'y  a  pas  un  bureau  de- 
bienfaisance,  pas  un  hospice  ou  un  höpital  qui  soit  entre  dans  cette  voie. 
Seules,  les  caisses  d'epargne,  au  nombre  de  18,  ont  consenti  comme  il  a 
ete  dit,  ä  prendre  part  ä  ces  Operations  pour  un  total  de  2  559  261  frs. 

4.  Qu'enfin,  jusqu'ä  present,  il  n"y  a  que  fort  peu  d'exemples  de 
petits  proprietaires  ayant  su  beneficier  des  avantages  de  transmission 
hereditaire  prevus  par  la  loi. 

IV.  Resultats  obtenus. 
Si,  comme  nous  l'avons  vu,  les  encouragements  officiels  ont  ete  fort 
peu  efficaces  et  si  l'intervention  des  etablissements  publics  est  restee 
tres  peu  active,  il  est  evident,  au  contraire,  par  l'intensite  de  l'effort 
patronal,  par  le  grand  nombre  de  societes  creees  depuis  dix  ans,  par  la 
vitalite  de  la  Societe  fran^aise,  par  l'importance  des  Operations  de  la 
Societe  de  credit,  que  l'oeuvre  des  habitations  a  bon  marche  fait  chaque 
jour  de  nouveaux  progres  et  rend  d'importants  Services  ä  la  classe 
ouvriere. 

Essayons  d'en  donner  une  idee  par  quelques  chiffres:  Des  bilans  qui 
ont  ete  communiques  au  ministre  du  commerce  ä  la  fin  de  1901,  il 
resulte  que  24  societes  anonymes  ont  ensemble  un  capital  de  4  389  500  frs. ; 
qu'elles  ont  emprunte  2  317  234  frs.  et  qu'elles  ont  des  terrains  et  con- 
structions  d'une  valeur  de  6  106  635  frs. ;  —  que  14  societes  cooperatives 
ont  ensemble  un  capital  social  de  810  055  frs.  et  un  capital  immobilier 
de  1  034  686  frs. 

En  outre,  la  Societe  de  credit,  servant  d'intermediaire  entre  ces 
societes  et  la  Caisse  des  depöts  et  consignations.   a  consenti,  depuis  sa 
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fondation  toute  recente  (juillet  1898),  13  prets  a  8  societes,  s'elevant 
ensemble  a  1  400  000  francs. 

Enlin,  plusieurs  societes  font  preuve  d'une  tres  grande  activite: 
La  Societe  bordelaise  des  habitations  ä  bon  marche,  fondee  en  decembre 
1893,  inaugure  chaque  annee  un  nouveau  groupe,  compose  de  maisons 
individuelles,  toujours  retenues  ä  l'avance  par  de  locataires  acquereurs 
qui  en  ont  approuve  les  plans.  Elle  possede,  ä  l'heure  actuelle,  100 
maisons.  —  A  Marseille,  la  Societe  des  habitations  salubres  et  a  bon 
marche  ne  cesse  de  construire  et  consent  des  pr§ts  hypothecaires  amor- 
tissables,  destines  ä  favoriser  la  construction  de  maisons  familiales  par 
les  ouvriers  eux-m§mes.  Elle  possede  actuellement  4  groupes  d'immeubles, 
habites  par  500  personnes.  —  La  Societe  de  Port-de-Bouc,  fondee  en 
novembre  1899,  a  dejä  104  logements.  —  La  Societe  anonyme  des  habi- 
tations economiques  de  Saint-Denis  possede  4  groupes,  abritant  452  loca- 
taires. 

En  outre  fear  il  ne  faut  pas  oublier  que  bon  nombre  de  societes 
fonetionnent  sans  aueune  autorisation  administrative  et,  par  suite,  ne 
figurent  pas  dans  les  cadres  officiels),  la  Societe  immobiliere  naneeienne 
a  construit  59  maisons  isolees,  d'un  prix  moyen  de  5500  francs,  soit 
324  500  francs ;  eile  a  cree  deux  cites  ouvrieres,  pour  102  569  francs : 
eile  a  bäti  4  maisons  collectives,  pour  486  867  francs,  consacrant  ainsi 
ä  l'amelioration  du  logement  populaire  une  somme  d'environ  914000  francs; 

-  la  Societe  philanthropique  a  construit  ä  Paris  7  grands  immeubles, 
d'une  valeur  de  2  millions  de  francs  environ,  comprenant  ensemble  306 
logements,  habites  par  297  familles;  —  et  la  Societe  des  logements  eco- 
nomiques de  Lyon,  la  plus  vaste  et  la  plus  prospere  des  entreprises  de  ce 
genre,  possede  aujord'hui  un  capital  de  6  millions  de  francs;  le  nombre 
des  maisons  qu'elle  a  edifiees  est  de  120,  comprenant  1437  logements. 

Cette  enumeration  incomplete,  donnee  seulement  ä  titre  d'exemples, 
nous  semble  süffisante  pour  montrer  l'admirable  essor  qu'a  pris  en  France 
Foeuvre  des  habitations  ouvrieres,  surtout  si  Ton  remarque  que  les  So- 
cietes clont  nous  parlons  sont  de  fondation  recente  et,  d'autre  part,  que 
l'initiative  patronale  et  Tinitiative  individuelle  s'exercent  ä  cöte  d'elles  en 
dehors  de  tout  contröle,  sans  que  nous  soyons  meme  informes  du  resultat 
de  leurs  entreprises. 

Conclusion. 

II  ressort  de  cet  expose  rapide: 

1.  Qu'en  France,  l'oeuvre  des  habitations  ä  bon  marche  est  essen- 
tiellement  d'initiative  privee; 

2.  Qu'elle  tend  principalement  ä  la  diffusioh  de  la  petite  propriete 
individuelle  aux  mains  des  ouvriers,  employes  et  artisans  (sauf  dans 
quelques  grandes  agglomerations  urbaines,  oü  l'on  ne  peut  proceder  que 
par  voie  de  location); 

3.  Qu'elle  se  suffit  ä  elle-meme,  n'ayant  regu  jusq'a  present  des 
pouvoirs  et  des  etablissements  publics,  comme  de  la  loi,  que  des  encou- 
ragements  platoniques  ou  des  avantages  fort  restreints,  avantages  qu'une 
administration  tracassiere  s'efforce  de  reduire  encore; 

4.  Qu'avec  ses  propres  forces  et  ses  seules  ressources  eile  a  deja 
donne  des  resultats  inesperes,  et  que  chaque  jour  eile  fait  de  tels 
progres  que  la  grande  majorite  des  sociologues  frangais  estiment  qu'une 
intervention  plus  directe  de  l'fitat  en  cette  matiere  serait  inutile,  sinon  con- 
traire  au  developpement  de  l'oeuvre  d'amelioration  des  logements  ouvriers. 


XI.  Intervention  des  Pouvoirs  publics  et 
Corporations  en  France. 

Par  M.  Emile  Cache ux,  Membre  du  Conseil  superieur  des  Habitatious  ä  Bon 

March  e  a  Paris. 

L'attention  des  pouvoirs  publics  a  ete  de  bonne  heure  attiree  en 
France  sur  les  petits  logements  car  des  1852,  le  gouvernement  afiecta 
ime  somme  de  dix  millions  de  francs  ä  l'amelioration  des  habitations 
ouvrieres.    Cet  argent  fut  employe  de  la  maniere  suivante: 

Deux  millions  furent  absorbes  par  la  construction  de  dix-sept  maisons 
a  5  etages,  boulevard  Mazas,  actuellement  Boulevard  Diderot,  seize 
de  ces  maisons  sont  divisees  en  petits  logements  de  deux  et  trois  pieces 
avec  cuisine  et  elles  ont  ete  mises  ä  la  disposition  d'ouvriers  et  petits 
employes.  Malheureusement  les  ouvriers  parisiens  n'ont  pas  le  mobilier 
necessaire  pour  occuper  trois  pieces,  ils  preferent  s'entasser  dans  des 
petits  logements  oü  ils  passent  le  moins  de  temps  possible,  il  resulte 
de  ce  fait  que  les  maisons  du  gouvernement  furent  habitees  par  des 
personnes  relativement  aisees  et  il  s'en  trouva  m§me  une  qui  loua  trois 
logements  qui  etaient  ä  un  meine  6tage  et  en  fit  un  appartement 
complet.  —  Les  maisons  rapportaient  40000  Francs  environ  ä  l'Etat, 
mais  quand  il  vit  qu'elles  ne  repondaient  pas  au  but  auxquels  elles 
etaient  destinees  il  les  mit  en  principale  location  et  il  en  retira 
107  000  Frcs. 

La  dix-septieme  maison  fut  convertie  en  hötel  meuble  modele  pour 
celibataires,  eile  sert  a  encore  ä  cet  usage.  —  J'en  ai  donne  les  plans  dans 
mon  ouvrage  intitule  l'Economiste  Pratique. 

Deux  autres  millions  ont  ete  fournis  ä  titre  de  Subvention  a  des 
eonstructeurs  d'habitations  ouvrieres  ä  raison  de  un  tiers  de  la  depense 
et  ont  ainsi  servi  ä  construire  des  petits  logements  valant  4000000  de 
francs  environ. 

J'ai  donne  egalement  dans  FEconomiste  Pratique  les  plans  des 
maisons  de  MM.  Puteaux,  Camille,  Cazeau,  Pereire,  Cousin  — 
qui  ont  ete  subventionnes  au  titre  de  eonstructeurs  de  petits  logements. 

Dans  les  construetions  parisiennes  subventionees  le  prix  de  location 
du  metre  superficiel  d'etage  devait  varier  entre  7,50  et  8  francs  et  ce- 
lui  du  rez-de-chaussee,  pouvant  servir  de  boutique  ä  15  francs. 

En  tenant  compte  de  cette  clause  et  de  toutes  les  conditions  du 
cahier  des  charges  imposees  par  les  architectes  de  l'Etat  les  proprietaires 
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subventionnes  tiraient  a  peine  im  produit  net  de  5  °/o  de  leurs  loge- 
ments;  c'est  pourquoi  il  y  en  eut  fort  peu  qui  profiterent  des  avantages 
accordes  par  le  gouvernement. 

L'argent  distribu6  en  province  ä  titre  de  Subvention,  a  provoque  la 
eonstruction  de  moins  d'immeuble  qu'ä  Paris,  neanmoins  nous  pouvons 
citer  quelques  resultats  interessants.  Ainsi  une  somme  de  300  000  fr. 
ayant  ete  donnee  ä  la  societe  des  cites  ouvrieres  de  Mulhouse  cette  der- 
niere  put  l'appliquer  ä  l'etablissement  de  rues  bien  canalisees  et  plan- 
tees  d'arbres  et  diminuer  ainsi  considerablement  le  prix  de  revient  de  ses 
maisons.  La  depense  relative  ä  la  viabilite  s'elevant  jusqu'ä  un  millier 
de  francs  pour  une  maison  destinee  a  §tre  vendue  par  annuites  on  com- 
prend/  de  quel  secours  a  ete  pour  la  societe  mulhousienne  la  liberalite 
de  l'Etat).  —  Une  Subvention  de  100  000  francs  accordee  a  la  societe 
des  Cites  ouvrieres  de  Lille,  a  determine  la  Municipalite  a  garantir  un 
interet  de  5  %  aux  actionnaires  de  cette  association. 

Peu  satisfait  du  resultat  de  ses  constructions  l'Etat  ne  voulut  plus 
en  construire  d'autres  et  comme  on  ne  lui  demandait  plus  de  subven- 
ventions  il  consacra  les  six  millions  qui  restaient  ä  sa  disposition  ä  la 
creation  des  asiles  de  convalescence  du  Vesinet  et  de  Vincennes. 

Les  effets  directs  de  l'emploi  de  l'argent  vote  par  le  Parlement  pour 
l'amelioration  des  petits  logements  furent  peu  importants  mais  il  n"en 
fut  pas  de  m^me  de  ses  effets  in  directs.  En  effet,  des  que  le  projet  de 
loi  accordant  les  dix  millions  fut  vote,  de  toutes  les  parties  de  la  France 
on  envoya  au  Ministre  de  l'Interieur,  Charge  de  la  repartition  de  cette 
somme  un  grand  nombre  de  projets  destines  a  Tamelioration  des  logements 
d'ouvriers.  Plusieurs  de  ces  projets  n'etaient  pas  etudies,  d'autres  re- 
posaient  sur  le  loterie,  beaucoup  avaient  en  vue  la  speculation  et  n'etaient 
pas  viables,  mais  tous  furent  examines  avp-c  soin  par  une  commission 
formee  d'hommes  competents. 

Nous  avons  dit  qu'une  quinzaine  de  constructeurs  parisiens  regurent 
des  subventions,  qui  les  determinerent  a  construire  pres  de  6000  loge- 
ments de  deux  pieces  et  cuisine.  La  präsence  de  ces  nouveaux  loge- 
ments sur  le  marche  de  Paris  suffit  pour  enlever  a  la  crise,  resultant 
de  la  penurie  d'habitations  ouvrieres  que  Ton  y  constatait,  beaucoup  de 
son  importance  et  le  travailleur  trouva  facilement  a  se  loger  dans  les 
nouveaux  immeubles. 

Parmi  les  projets  qui  ne  furent  pas  mis  a  execution  il  y  en  eut  de 
fort  interessants. 

Aussi:  M.  Emmanuel  Martin,  presenta  un  projet  de  cite  ouvriere, 
dresse  par  M.  Emile  Muller,  mon  venere  maltre,  architecte  des  Cites 
ouvrieres  de  Mulhouse,  et  il  obtint  une  Subvention.  Les  travaux  furent 
commences,  mais  pour  diverses  causes  M.  Martin  renon^a  a  la  Sub- 
vention et  il  donna  a  ses  batiments  une  autre  destination  que  celle 
d'habitations  ouvrieres. 

MM.  Puteaux  freres,  presenterent  une  serie  de  plans  de  maisons 
coutant  de  2000  a  4000  francs.  Iis  proposerent  egalement  de  construire 
14  villages  pour  peupler  la  zöne  de  terrain  situee  entre  la  ville  de  Paris 
et  ses  fortifications.  Leur  projet  fut  adopte  par  l'Ötat,  mais  ils  ne  trou- 
verent  pas  les  capitaux  necessaires  pour  le  mettre  ä  execution  et  rege- 
voir  la  Subvention  qu'on  mettait  ä  leur  disposition. 

M.  Seiler,  offrit  de  construire  des  maisons  d6montables  en  bois: 
sur  des  terrains  inoccupes  en  attendant  leur  plus  value.     La  ville 
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accepta  de  faire  im  essai  sur  des  terrains  qu'elle  loua  ä  raison  de 
1  franc  le  metre,  mais  apres  plusieurs  deplacements  le  prix  de  revient 
des  maisons  devint  trop  eleve  et  le  projet  fut  abandonne. 

MM.  Maurice  La  Chatre  et  Bartkelemy,  presenterent  im  projet 
de  cite  industrielle,  qui  fut  mis  a  execution  quelques  annees  plus  tard 
par  une  societe  civile,  sans  l'aide  d'aucune  Subvention.  Nous  avons 
donne  les  plans  de  la  Cite  Industrielle  du  Faubourg  Saint-Antoine  dans 
notre  ouvrage  Les  Habitations  Ouvrieres  en  tous  pays. 

M.  Gastebois  proposa  de  faire  des  villages  industriels  en  dehors 
de  Paris. 

Plusieurs  projets  reposant  sur  la  loterie  furent  ecartes,  la  loterie 
n'etant  pas  autorisee  en  France.  II  en  fut  de  m5me  de  beaucoup  de  pro- 
jets, presentes  par  de  faux  philanthropes,  qui  cherchaient  une  occasion 
de  se  creer  une  Situation  ou  de  realiser  des  benefices. 

Parmi  les  projets  qui  furent  realises  en  partie  je  citerai  encore  ce- 
lui  de  MM.  Pereire  qui  apres  une  etude  consciencieuse  des  hötels  gar- 
nis  voulurent  en  creer  ä  Paris  sur  le  modele  de  ceux  de  Londres. 
Comme  le  gouvernement  avait  etabli  un  hötel  meuble  d'une  soixantaine 
de  chambres,  —  pour  tenir  compte  des  usages  de  Paris,  oü  les  etablisse- 
ments  de  ce  genre  sont  tenus  pas  des  locataires  principaux,  qui  exer- 
cent  en  general  le  metier  de  marchand  de  vin,  ils  construisirent  rue 
Boursault  un  hotel  meubl6,  contenant  204  chambres  et  toutes  les  depen- 
dances  d'un  Rowton  House.  Mais  le  reglement  interdisant  d'amener  des 
femmes  dans  l'etablissement,  demandant  aux  locataires  de  dire  leur  noms 
en  rentrant  la  nuit  et  de  se  soumettre  ä  une  serie  de  mesures  necessaires 
au  bon  ordre ,  deplut  aux  ouvriers  et  ils  continuerent  a  loger  dans  leurs 
garnis  insalubres  oü  ils  avaient  toute  liberte.  L'hötel  Boursault  restant 
aux  trois  quarts  vide,  MM.  Pereire  demanderent  au  gouvernement  l'auto- 
risation  de  le  transformer  en  maison  ä  petits  logements,  eile  leur  fut 
accordee  et  ils  renoncerent  ä  construire  les  bätiments  qui  devaient  con- 
tenir  3500  lits  pour  celibataires. 

En  resume  l'emploi  de  quatre  millions  ä  Tamelioration  des  conditions 
du  logement  des  travailleurs  a  produit  im  grand  bien,  mais  l'argent  de- 
pense  aurait  produit  des  meilleurs  resultats  s'il  l'avait  ete  par  des  per- 
sonnes  au  courant  de  la  question  des  petits  logements. 

L'Empereur  Napoleon  III.,  qui  s'interessait  beaucoup  ä  la  question 
des  petits  logements,  fit  construire  une  cite  qui  n'eut  pas  de  succes 
et  il  donna  a  la  societe  cooperative  des  ouvriers  de  Paris  des  mai- 
sons en  beton  qu'il  fit  construire  avenue  Daumesnil  pour  la  somme 
de  500  000  francs.  La  societe  cooperative  administra  tres  mal,  les 
maisons  dont  on  lui  fit  cadeau.  Plusieurs  administrateurs  chercherent  ä 
faire  dissoudre  la  societe  et  a  repartir  entre  les  actionnaires  le  produit  de 
la  liquidation.  Mais  la  majorite  des  actionnaires  repoussa  leurs  preten- 
tions,  eile  nomma  un  nouveau  conseil  compose  d'hommes  honn^tes  et 
aujourd'hui  la  Societe  possede  des  immeubles  qui  valent  plus  d'un  million. 
Nous  avons  donne  dans  notre  ouvrage  les  Habitations  Ouvrieres  en  tous 
pays  les  plans  des  immeubles  de  l'Avenue  Daumesnil  et  de  la  Cite  des 
Rigoles  qui  appartiennent  ä  la  Societe  Cooperative  des  Ouvriers  de  Paris. 

L'Etat  agit  aussi  en  France  comme  patron.  II  löge  la  plupart  de 
ses  agents  forestiers,  de  ses  douaniers,  de  ses  petits  employes  des  Che- 
mins  de  fer,  de  ses  eclusiers  etc. 

L'etablissement  le  plus  remarquable  consacre  au  logement  des  em- 
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ployes  de  l'Etat  est  la  caserne  des  douaniers  du  Hävre.  II  s'y  trouve 
pres  de  3000  personnes.  La  caserne  contient  des  petits  logements  pour 
menages,  des  chambrees  pour  celibataires ,  une  bibliotheque,  une  buan- 
derie  etc. 

Nous  pourrions  citer  quelques  groupes  de  maisons  en  province  creees 
pour  douaniers,  mais  il  ne  different  pas  de  ceux  qui  ont  ete  con- 
struits  par  l'initiative  privee. 

Les  maisons  isolees  pour  gardes  forestiers  peuvent  servir  de  mo- 
deles,  pour  habitation  ouvriere,  mais  elles  coutent  eher.  C'est  pourquoi 
l'Etat  prefere  ne  pas  en  etablir  pour  son  compte  et  il  aime  mieux  donner 
des  subventions  aux  personnes  qui  consentent  ä  loger  son  personnel. 

L'Etat  Franeais  intervient  egalement  au  point  de  vue  legislatif.  II  a 
promulgue  le  30  Novembre  1894  une  loi  basee  sur  la  loi  beige  de  1889, 
qui  a  pour  objet  de  provoquer  la  creation  de  petits  logements.  Cette 
loi  fait  le  plus  grand  honneur  ä  son  auteur  M.  Jules  Siegfried,  mais 
jusqu'a  present  eile  n'a  pas  donne  de  grands  resultats.  Les  avantages 
qu'elle  aecorde  sont  peu  importants  et  ils  ne  s'appliquent  qu'ä  des  im- 
meubles  dont  la  valeur  n'est  plus  en  rapport  avec  les  conditions  exigees 
par  les  reglements  de  l'hygiene  et  de  la  bonne  construetion.  D"un  autre 
cote  les  avantages  prineipaux  de  la  loi  qui  sont  de  mettre  ä  la  dis- 
position,  de  construeteurs  d'immeubles  a  bon  marche,  de  l'argent  a  un 
taux  peu  eleve  ne  s'appliquent  qu'a  des  societes  dont  les  Statuts  sont 
conforme  aux  articles  de  la  loi  du  30  novembre  1894.  En  vue  d'aug- 
menter  les  effets  de  la  loi  du  30  novembre  1894.  M.  le  Senateur  Strauss 
a  propose  de  la  modifier  et  nous  esperons  bien  que  ses  modifications 
seront  adoptees  par  la  nouvelle  chambre  et  qu'elle  donnera  lieu  ä  de 
nombreux  applications.  La  loi  du  30  novembre  1894  a  eu  pour  resultat 
d'attirer  l'attention  d'un  grand  nombre  de  personnes  sur  la  question  de 
petits  logements,  dans  presque  tous  nos  departements  il  existe  mainte- 
nant  des  comites  locaux  qui  ont  pour  objet  de  provoquer  ramelioration 
des  petits  logements. 

La  loi  Siegfried  a  egalement  permis  a  la  Caisse  des  Depots  et 
Consignations  et  aux  Etablissements  charitables  de  preter  de  l'argent  au 
taux  de  3%  ä  de  societes  d'habitations  ä  bon  marche.  dont  les  Statuts 
ont  ete  approuves  par  le  Ministere  du  Commerce. 

Jusqu'a  present  peu  d'etablissements  charitables  ont  profite  des  avan- 
tages aecordes  par  la  loi. 

La  Caisse  des  Depots  et  Consignations  ne  trouvant  pas  assez  de  se- 
curite  dans  les  garanties  offertes  par  les  habitations  a  bon  marche  n'a  pas 
voulu  leur  faire  des  avances.  C'est  pourquoi  M.  Siegfried  a  cree  une  so- 
ciete  au  capital  de  500  000  francs,  qui  escompte  au  taux  de  3%  Tan. 
les  obligations  emises  par  des  societes  d'habitation  a  bon  marche,  dont 
les  Statuts  sont  conformes  aux  articles  de  la  loi  du  30  Novembre  1894. 
Ces  obligations  sont  donnees  en  garantie  a  la  Caisse  des  Depots  et  Con- 
signations qui  avance  ä  la  Societe  Siegfried  de  l'argent  au  taux  de  2%. 

La  Societe  Siegfried  a  prete  ainsi  plus  d'un  million  de  francs  et 
comme  la  Caisse  des  Depots  et  Consignations  dispose  de  pres  de  vingt 
millions  de  francs,  la  Societe  de  Credit  pourra  rendre  de  grands  Ser- 
vices aux  construeteurs  d'habitations  ä  bon  marche. 

Les  Caisses  d'I^pargne  sont  egalement  autorisees  a  preter  des  fonds 
aux  construeteurs  d'habitations  ouvrieres.  La  Caisse  d'Epargne  de  Lyon 
a  pris  pour  500  000  francs  d'aetions  de  la  Societe  Immobiliere  de  cette 
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ville.  La  Caisse  d'Epargne  de  Marseille  est  allee  plus  loin,  eile  a  con- 
struit  pour  son  compte,  eile  a  pris  des  actions  d'une  societe  la  Pierre 
du  Foyer  qui  a  pour  objet  de  prete  de  fonds  ä  ses  membres  qui  veulent 
construire  ä  leur  guise.  La  Caisse  d'Epargne  de  Paris  a  prete  une 
centaine  de  mille  francs  a  la  Societe  cooperative  de  Saint-Denis  dite.  Le 
Coin  du  Feu;  enfin  quelques  caisses  d'Epargne  de  province  s'occupent  de 
la  construction  de  petits  logements,  mais  malgre  l'energique  campagne 
de  M.  Rostand,  les  resultats  obtenus  jusqu'ici  ne  sont  pas  en  rapport 
avec  les  capitaux  dont  pourraient  disposer  les  institutions  d'Epargne 
en  faveur  des  constructeurs  de  petits  logements. 

Les  Societes  d'assurances  ne  veulent  pas  s'occuper  en  France  des 
logements  d'ouvriers.  Les  compagnies  du  Monde  et  du  Phenix  possedent 
quelques  maisons  de  ce  genre,  mais  elles  ne  cherchent  pas  a  en  augmenter 
le  nombre. 

Action  des  Municipalites.  Les  Municipalites  fraucaises  n'ont  pas 
contribue  beaucoup  a  l'amelioration  des  petits  logements.  Le  Conseil 
Municipal  de  la  Ville  de  Paris  s'est  beaucoup  occupe  de  la  question  des 
habitations  ouvrieres  et  il  a  nomme  en  1884  une  commission,  qui  etudia 
la  marche  a  suivre  pour  ameliorer  les  petits  logements  parisiens.  Un  grand 
nombre  de  projets  furent  etudies,  mais  aucun  d'eux  ne  fut  mis  ä  execu- 
tion.  La  Ville  essaya  de  louer  des  terrains  par  taux  emphyteotiques, 
mais  eile  echoua.  La  cause  de  son  insucces  etait  facile  ä  prevoir  et  je 
Tai  signalee  dans  une  brochure  que  j'avais  fait  paraitre  ä  cette  occasion. 
La  Ville  offrait  de  louer  ä  raison  de  1  franc  le  metre  du  terrain  qui 
en  valait  50  ä  la  condition  de  devenir  proprietaire  au  bout  de  60  ans- 
des  constructions  elevees  sur  son  terrain.  Or  les  constructions,  faites 
sous  le  contröle  des  architectes  de  la  ville  seraient  revenues  au  locataire 
ä  700  francs  le  metre  couvert;  tandis  qu'en  ne  se  conformant  pas  au 
cahier  des  charges  qu'on  voulait  lui  imposer  il  pouvait  les  etablir 
ä  raison  de  500  francs  le  metre.  D'un  cöte  il  economisait  49  fr. 
sur  le  prix  du  terrain  tandis  que  de  l'autre  il  perdait  200  francs  par 
metre  couvert  de  construction  par  suite  il  n'avait  aucun  avantage  ä 
traiter  avec  la  ville  et  il  ne  fut  pas  etonnant  de  voir  echouer  deux  ten- 
tatives  d'adjudication  de  terrain  par  voie  emphyteotique. 

Les  reglements  de  la  ville  de  Paris  ne  favorisent  pas  la  construction 
de  petits  logements.  La  viabilite  des  rues  classees  coutent  400  francs 
le  metre  lineaire,  par  suite  il  est  impossible  de  faire  des  maisons  pour 
une  famille  le  long  de  rues  mises  en  etat  de  viabilite  par  la  Municipalite. 

Les  rues  faites  par  la  Ville  n'ont  pas  pour  objet  de  faciliter  les 
creations  d'habitations  ouvrieres.  La  Municipalite  a  fait  executer  des 
grands  percements  dans  des  quartiers  encombres,  eile  a  demoli  une  foule 
de  taudis,  mais  les  terrains  qu'elle  a  deblayes  sont  revenus  a  des  prix 
tres  eleves  et  eile  n'a  pas  cru  devoir  les  affecter  ä  la  construction  d'ha- 
bitations ä  bon  marche. 

Dans  les  environs  de  Paris,  les  municipalites  sont  en  general  ho- 
stiles  a  la  construction  de  maisons  economiques  et  elles  ne  tiennent  pas 
ä  attirer  sur  leurs  territoires  des  personnes  peu  aisees. 

Pour  mon  compte  j'ai  neanmoins  reussi  a  faire  classer  des  rues  par 
les  communes  des  Lilas,  d'Asnieres  et  de  Vauves,  en  executant  ä  mes 
frais  les  premiers  travaux  de  mise  en  etat  de  viabilite. 

En  resume  la  question  des  petits  logements  a  ete  etudiee  en  France 
sous  toutes  ses  faces.  Gräce  aux  nombreuses  enquetes  qui  ont  ete  faites  par 
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les  comites  locaux  crees  en  vertu  de  la  loi  du  30  novembre  1894,  par 
les  societes  scientiliques  et  cliaritables,  par  la  Societe  franc.aise  des  liabi- 
tations  a  bon  marche  et  gräce  aux  petits  logements  construits  par  l'Etat 
les  Industrieis  et  les  Particuliers  on  ne  souffre  pas  trop  en  France  de  la 
penurie  des  petits  logements. 

La  nouvelle  loi  sur  la  Sante  Publique  qui  vient  d'etre  promulguee 
en  France  donnera  une  nouvelle  impulsion  a  la  destruction  des  taudis  que 
l'on  trouve  encore  dans  notre  pays  comme,  du  reste,  dans  toutes  les  na- 
tions  civilisees.  Mais  l'elan  est  donne,  de  toutes  parts  on  s'occupe  de 
la  question  des  petits  logements  et  il  faut  esperer  que  les  delegues  fran- 
§ais  communiqueront  aux  membres  du  procliain  congres  d'habitations  a 
bon  marche  des  documents  plus  interessants  que  ceux  que  j'ai  eu  Thon- 
neur  de  vous  faire  connaitre  aujourd'hui. 


XII.  Glasgow  Corporation  (City  Improvements 

Department).  *) 

By  John  Bowers,  Depute  Town  Clerk,  Glasgow. 

The  department  of  the  Corporation  of  Glasgow,  populary  known  as 
the  „City  Improvements  Trust",  was  constituted  under  the  Glasgow 
Improvements  Act,  1866.  The  condition  of  matters  which  gave  rise  to, 
and  the  objects  contemplated  by,  the  Constitution  of  the  Trust  cannot 
be  better  described  than  in  the  words  of  the  preamble  of  the  Act,  which 
state:  „Whereas  various  portions  of  the  city  of  Glasgow  are  so  built 
and  the  buildings  thereon  are  so  densely  inhabited  as  to  be  highly 
injurious  to  the  moral  and  physical  welfare  of  the  inhabitants,  and  many 
of  the  thoroughfares  are  narrow,  circuitous,  and  inconvenient,  and  it 
would  be  of  public  and  local  advantage  if  various  houses  and  buildings 
were  taken  dow^n,  and  those  portions  of  the  said  city  reconstituted,  and 
new  streets  were  constructed  in  and  through  various  parts  of  said  city, 
and  several  of  the  existing  streets  altered  and  widened  and  diverted, 
and  that  in  connection  with  the  reconstitution  of  those  portions  of  the 
city  provision  was  made  for  dwellings  for  the  labouring  classes  who  may 
be  displaced  in  consequence  thereof  .  .  .  ." 

The  congested  areas  referred  to  were  situated  in  or  immediately 
contiguous  to  that  portion  of  the  city  known  as  „Old  Glasgow",  includ- 
ing  Gallowgate,  High  Street,  Trongate,  and  Saltmarket,  and  also  in  the 
precincts  of  Main  Street,  Gorbals. 

The  Lord  Provost,  Magistrates,  and  Council,  and  their  successors  in 
office  were  appointed  as  Trustees  for  executing  and  carrying  into  effect 
the  provisions  and  purposes  of  the  Act.  The  scheduled  lands  extended 
to  about  90  acres.  The  Act,  int  er  alia,  empowered  the  Trustees  (1) 
to  form  thirty-nine  new  streets,  and  to  alter,  widen,  or  otherwise  im- 
prove  twelve  existing  streets;  (2)  to  purchase  lands  loy  agreement: 
(3)  to  take  down  the  whole  or  any  part  of  the  buildings  situated  on 
any  part  of  the  lands  acquired,  to  lay  out  the  said  lands  of  newr  in  such 
way  and  manner  as  they  might  deem  best,  to  seil  or  dispose  of  the 
ground  or  buildings,  or  lease  or  feu  the  same,  or  to  erect  buildings 
thereon,  or  dispose  thereof,  or  lease  the  same,  and  generally  to  deal 

::)  Reprinted  from  „Handbook  of  Industries  of  Glasgow  and  the  West  of 
Scotland".    Glasgow  and  Edinburgh.  1901. 
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with  the  lands  and  houses  acquired  by  them  under  the  Act  as  absolute 
proprietors;  (4)  to  erect  and  maintain  on  any  of  the  lands  acquired  by 
them  such  dwellinghouses  for  mechanics,  labourers,  and  other  persons 
of  the  working  and  poorer  classes  as  from  time  to  time  they  might 
think  expedient,  and  to  let  the  same  when  so  erected  and  fitted  up  to 
the  class  of  persons  mentioned  at  such  weekly  or  other  rents,  and  upon 
such  terms  and  conditions  as  might  be  thought  fit,  or  to  seil  or  dispose 
of  the  same;  and  (5)  to  acquire,  by  agreement,  ground  for,  and  to  form 
and  lay  out,  a  public  park  in  the  north-eastern  district  of  the  city  at  a 
sum  not  exceeding  £  40  000. 

The  amount  which  the  Trustees  were  authorised  to  borrow  on  mort- 
gage  or  otherwise  for  carrying  out  the  purposes  of  the  Act  was 
£  1  250  000,  but  by  the  Glasgow  Improvements  Amendment  Act,  1880, 
this  amount  was  increased  to  £  1  500  000.  An  assessment  was  also 
authorised  to  be  levied  upon  occupiers  only,  for  defraying  the  expenses 
to  be  incurred  in  carrying  out  the  objects  of  the  Act,  which  was  not  to 
exceed  6  d  per  £  for  the  first  five  years,  and  3  d  per  £  for  a  further 
period  of  ten  years.  By  the  Act  of  1880  these  restrictions  as  to  the 
time  during  which  the  assessment  was  to  be  imposed  were  removed,  and 
the  maximum  rate  was  fixed  at  2  d  per  £  for  an  indefinite  period. 

The  provision  in  the  1866  Act,  putting  the  assessment  wholly  upon 
occupiers,  was  afterwards  regarded  as  a  blot  upon  the  Statute,  having 
regard  to  the  fact  that  the  owners  as  well  as  the  occupiers  of  propertv 
all  over  the  city  were  equally  interested  in,  and  would  derive  mutual 
benefits  from  the  improvements  to  be  carried  out  within  the  scheduled 
areas.  In  1892,  therefore,  an  attempt  was  made  to  have  this  defect 
in  the  1866  Act  removed,  but  Parliament  refused  at  the  stage  at  which 
the  Operations  under  the  Act  had  then  reached  to  make  any  change  in 
the  incidence  of  the  assessment. 

The  period  given  for  the  compulsory  purchase  of  the  lands  scheduled 
under  the  1866  Act  was  five  years,  but  as  regards  the  lands  not  then 
acquired  this  period  was  extended  for  five  years  longer  by  the  Glasgow 
Improvements  Act,  1871. 

Armed  with  the  extensive  powers  thus  conferred  upon  them  by 
the  Legislature,  the  Trustees,  as  soon  as  possible  alter  the  passing-  of 
the  1866  Act,  proceeded  to  acquire  by  compulsion  or  agreement  all  the 
properties  comprehended  within  the  scheduled  areas.  In  addition  to 
acquiring  those  properties,  the  Trustees,  in  1871,  under  the  powers  of 
the  1866  Act,  purchased  by  agreement  (1)  the  lands  of  Kennyhill,  in 
the  north-eastern  district  of  the  city,  extending  to  89  acres,  at  the 
price  of  £40  000;  and  (2)  the  lands  of  Overnewton,  in  the  western 
district  of  the  city,  for  £  35  433  12  s.  4  d.,  and  the  lands  of  Oatlands,  in 
the  eastern  district  of  the  city,  on  the  south  side  of  the  river  Clyde, 
for  £  23  950.  These  prices  do  not,  of  course,  include  the  sums  which 
were  subsequently  expended  by  the  Trustees  in  forming  streets  and 
sewers  and  laying  out  the  lands  at  Oatlands  and  Overnewton  for  feuing 
purposes.  Upon  a  portion  of  the  lands  of  Kennyhill,  containing  63 
acres,  there  was  formed  what  is  now  known  as  the  Alexandra  Park, 
which  was  completed  and  handed  over  to  the  Parks  Trustees  in  1872, 
and  the  remainder  of  the  lands  was  conveyed  to  the  Parks  Trustees  to 
be  appropriated  by  them  for  building  purposes. 

Although  the  Act  of  1866  authorised  the  Trustees  themselves  to 
erect,  and  seemed  to  contemplate  that  they  would  erect,  new  buildings 
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upon  the  lands  acquired  by  them,  this  power  practieally  remained 
unexercised  until  1889,  the  only  buildings  which  the  Trustees  had 
erected  up  to  this  time  being  two  model  tenements  in  Drygate  and 
the  Model  Lodging-Houses  in  Greendyke  Street,  Portugal  Street,  Clyde 
Street  (Calton),  North  Woodside  Road,  Hydepark  Street,  and  East  Russell 
Street,  to  which  special  reference  will  afterwards  be  made. 

It  would  appear  that  the  Trustees,  after  Clearing  the  lands  acquired 
by  them  within  the  compulsory  areas  of  the  dilapidated  and  insanitary 
buildings  standing  thereon  (which,  to  a  large  extent,  they  did  as  soon 
as  possible  after  acquiring  the  same),  and  forming  new,  and  altering, 
widening,  and  otherwise  improving  the  existing,  streets  as  provided  for  in 
the  Act,  expected  that  the  lands  within  the  said  areas,  as  well  as  the 
feuing  lands  of  Overnewton  and  Oatlands,  would  be  taken  up  by  private 
enterprise  for  the  erection  thereon  of  modern  dwelling-houses  and 
business  premises,  and  that  at  prices  which  would  largely  recoup  the 
ratepayers  for  the  expenditure  which  they  would  be  called  upon  to 
bear  by  way  of  assessment  in  carrying  out  the  purposes  of  the  Act. 
This  expectation  was  to  a  large  degree  being  realised,  both  as  regards 
the  feuing  grounds  at  Overnewton  and  Oatlands  and  the  cleared  ground 
within  the  scheduled  areas,  when  it  was  abruptly  terminated  by  the 
commercial  crisis  that  occurred  in  1878,  which  brought  about  a  complete 
collapse  of  the  property  market,  and,  so  far  as  Glasgow  was  concerned, 
culminated  in  the  failure  of  the  City  of  Glasgow  Bank.  After  this 
panic  builders  ceased  either  to  purchase  or  to  feu  the  ground  remaining 
in  the  hands  of  the  Trustees,  even  although  it  was  publicly  advertised 
for  disposal  at  prices  far  below  the  normal  value.  At  this  period  also 
a  great  many  of  the  old  properties  acquired  for  demolition  were  still 
standing,  and  as  the  maximum  assessment  leviable  under  the  Act  was 
now  limited  to  3  d  per  £,  the  Trustees  were  «foreed  to  conserve  a 
considerable  number  of  those  properties,  by  making  repairs  and  altera- 
tions  thereon,  in  order  to  derive  a  certain  amount  of  revenue  therefrom. 
In  this  way  the  scheme  for  reconstructing  the  scheduled  areas  sanctioned 
and  contemplated  by  the  Act  of  1866  was  for  a  time,  to  a  large  extent, 
arrested. 

As  already  mentioned,  the  whole  of  the  seven  model  lodging-houses 
referred  to  (one  being  for  females  and  the  remaining  six  for  males) 
had  by  this  time  been  opened.  The  erection  of  these  houses  was  largely. 
if  not  entirely,  brought  about  in  this  way.  Within  the  scheduled  areas 
there  existed  at  the  date  of  the  passing  of  the  Act  of  1866  a  great 
number  of  what  were  designated  common  lodging-houses,  conducted  by 
private  enterprise,  where  men  and  women  were  huddled  together  promis- 
cuously,  in  dark  and  unventilated  rooms,  without  any  of  the  conveniences 
requisite  for  decent  living,  not  to  speak  of  healthful  existence.  These 
houses,  besides  being  hotbeds  of  vice  and  misery,  were  also  centres  for 
the  propagation  of  disease.  To  destroy  such  insanitary  and  unsavoury 
abodes,  however,  without  providing  accommodation  of  a  higher  and 
healthier  kind  for  the  classes  who,  either  from  choice  or  necessty,i 
frequented  them,  would  have  been  not  to  remedy,  but  to  intensify  the 
evil.  The  Trustees  accordingly,  at  a  very  early  date  after  obtaining 
their  Act  of  1866,  took  this  matter  in  hand,  and  in  rapid  successeon 
constructed  and  equipped  the  seven  model  lodging-houses,  which  iar 
still  retained  and  successfully  carried  on  by  them,  even  from  a  financial 
point  of  view.    The  houses  are  all  provided  with  a  common  dining- 
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room,  a  kitchen  with  Utensils  and  fire  available  for  cooking  at  any  hour 
of  the  day,  a  large  recreation  room,  and  ample  lavatory  and  bathing 
conveniences.  Each  lodger  has  a  separate  cubicle,  with  spring  mattress, 
pillow,  sheets,  blankets,  and  bedmat.  The  charges  ränge  from  3x/2  d. 
to  6  d.  per  night.  A  Provision  shop  is  attached  to  all  the  homes, 
except  one,  where  uncooked  food  can  be  purchased  at  outside  market 
prices.  Each  house  is  managed  by  a  resident  Superintendent  and  war- 
ders, and  all  the  houses  are  visited  by  members  of  the  Improvements 
Committee  once  a  fortnight.  The  seven  houses  give  accommodation  for 
2430  persons  nightly,  and  rarely  are  the  houses,  taken  all  over,  unoccu- 
pied  to  an  extent  exceeding  3  per  cent..  The  total  cost  of  the  seven 
houses  (including  the  sites  and  equipment)  has  been  £  109  343,  and  on 
this  amount,  in  addition  to  writing  off  as  depreciation  the  sum  of 
£  16  683  15  s.  2  d.,  there  was  a  return  for  the  financial  year  ending 
31st  May,  1900,  of  £  4  17  s.  l1^  d.  per  cent.  on  the  original  cost  of 
the  seven  houses,  and  £  5  14  s.  7  d.  per  cent.  on  their  cost,  as  reduced 
by  the  sum  written  off  for  depreciation.  The  best  evidence  that  the 
erection  and  conduct  of  those  houses  by  the  Trustees  has  been  a  com- 
plete  success  is  to  be  found  in  the  fact  that  the  example  has  been  followed 
both  by  private  enterprise  and  by  other  municipalities  in  the  towns  and 
cities  where  the  model  lodging-house  has  been  established.  It  may  be 
of  interest  to  mention  that  the  model  lodging-houses  some  time  ago 
established  in  London  under  the  auspices  of  Lord  Rowton,  who  was 
private  secretary  to  the  late  Earl  of  Beaconsfield,  are  upon  the  lines  of 
the  houses  erected  by  the  Trustees,  and  that  Lord  Rowton  personally 
visited  and  inspected  several  of  these  houses  prior  to  commencing  his 
Operations  in  the  metropolis. 

Any  narrative  of  the  Operations  of  the  Trustees  would  be  in- 
complete  without  reference  being  made  to  "The  Family  Homev,  situated 
in  St.  Andrew  Street,  off  Saltmarket,  and  which  was  opened  on  14th 
March,  1896.  The  construction  and  equipment  of  this  building  have 
cost  £  17  609.  It  was  designed  and  erected  to  aft'ord  accommodation  for 
deserving  and  respectable  widows  or  widowers  belonging  to  the  working 
classes  having  one  or  more  young  children  with  no  one  to  look  alter 
them.  The  house  contains  160  Single  bedrooms,  plainly  furnished,  each 
capable  of  accommodating  one  adult  and  three  children,  a  common 
dining-room,  a  kitchen  with  gas  fires  and  steam  cooking  boilers,  a 
nursery,  recreation  rooms,  baths,  and  lavatories,  and  the  building 
throughout  is  lighted  by  electricity,  and  warmed  by  a  hot  water 
heating  Installation.  The  rent  of  a  bedroom  varies  from  4  s.  to  5  s. 
per  week,  according  to  the  number  of  children  occupying  the  room 
along  with  the  parent,  and  regulär  meals  are  cooked  and  supplied  to 
the  inmates  at  the  lowest  possible  charges.  The  Home  is  managed 
by  a  Superintendent  and  matron,  with  a  stall'  of  nurses  and  other 
servants.  The  children  who  are  under  school  age  are  tended  by.  the 
nurses  during  the  day  while  the  parents  are  at  work,  and  the  older 
children  are  sent  to  school.  The  Home  has  steadily  grown  in  favour 
with  the  class  of  persons  for  whom  it  was  intended.  So  far  the  working 
expenses  have  each  year  since  the  opening  resulted  in  a  loss,  but  this 
loss  is  being  gradually  reduced  in  proportion  to  the  increased  number 
of  residents,  and  it  is  expected  that  the  establishment  will  ere  long  be 
at  least  self-supporting. 
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For  about  ten  years  after  1878  the  action  of  the  Trustees  in  dealing 
with  the  vacant  ground  and  old  properties  still  in  their  possession  seems 
to  have  been  paralysed  by  the  fear  of  having  to  call  upon  the  ratepayers 
for  an  increased  assessment.  Even  necessary  repairs  upon  these  proper- 
ties were  delayed  as  long  as  possible,  and,  when  executed,  were  kept 
down  to  a  minimum.  At  the  end  of  this  period  of  laissez  faire  the 
properties  still  in  the  hands  of  the  Trustees  were  probably  the  worst 
and  most  insanitary  in  the  city. 

In  1888,  however,  active  measures  were  recommended  by  the 
Trustees  for  the  demolition  of  the  remaining  old  properties  and  for  the 
erection  upon  the  sites  thereof,  as  well  as  upon  the  other  vacant  ground 
held  by  them,  of  new  and  improved/  dwellings.  The  first  two  blocks 
erected  were  on  the  east  side  of  Saltmarket,  and  consisted  of  tenements 
of  shops  and  dwelling-houses.  After  having  ouce  again  put  their  hands 
into  the  mortar  tub,  the  work  of  demolition  and  reconstruction  pro- 
ceeded  apace,  with  the  result  that  practically  the  whole  of  the  areas 
scheduled  under  the  Act  of  1866  and  the  surplus  lands  taken  over  by 
the  Trustees  from  the  Police  Commissioners  in  1893  have  now  (Ist  May, 
1901)  been  covered  with  buildings  of  a  substantial  and  modern  character. 
In  two  or  three  instances  only  have  old  properties  been  remodelled  and 
improved,  and  it  is  intended  that  these  should  be  left  standing  for  a 
few  years  yet. 

In  order  that  as  little  loss  as  possible  might  accrue  to  the  rate- 
payers, the  Trustees,  in  all  cases  where  the  lands  to  be  dealt  with  had 
valuable  street  frontages,  erected  thereon  buildings  with  shops,  and 
other  business  premises  on  the  ground  floor,  while  the  upper  floors 
were  devoted  to  dwelling-houses  for  the  working  classes.  Upon  the 
less  valuable  sites  tenements  consisting  exclusively  of  dwelling-houses, 
also  suitable  for  the  working  classes,  were  erected.  In  all  46  blocks 
of  buildings  have  been  constructed  upon  the  lands  in  question.  There 
are  200  shops  and  1455  dwelling-houses  in  these  buildings.  Of  the 
latter  402  are  one-apartment,  890  two-apartment,  and  152  three-apart- 
ment  houses,  and  there  are  only  11  houses  of  a  larger  size.  The  old 
properties  reconstructed  by  the  Trustees,  and  still  standing,  contain 
116  one-apartment,  123  two-apartment,  and  93  three-apartment  houses, 
and  there  are  only  10  houses  of  a  larger  size.  The  total  population 
provided  for  by  the  Trustees  in  these  houses,  the  seven  model  lodging- 
houses,  and  the  Family  Home  may  be  taken  at  11  875.  The  minimum 
rents  charged  for  the  one-apartment  houses  is  £4  10  s.;  for  the  two- 
apartment  houses,  £  6  16  s.;  and  for  the  three-apartment  houses  £  12  9  s. 
per  annum,  while  the  maximum  rents  are  £  8  15s.,  £  14,  and  £  21  per 
annum  respectively. 

The  lands  of  Overnewton  and  Oatlands  had  before  this  time  all  been 
feued  out,  and  many  of  the  annual  feu-duties  or  ground  rents  in  respect 
of  which  the  feus  were  given  out  had  been  sold  for  prices  equal  to 
twenty- three  years  and  upwards.  The  only  portion  of  the  lands  of  Oat- 
lands retained  was  a  small  piece  of  ground  close  to  the  riverside,  which 
has  been  formed  into  an  open  space  and  children's  playground. 

There  are  two  special  matters  connected  with  the  city  improvement  s 
scheine  which  may  now  be  briefly  referred  to.  In  1876  the  Trustees 
took  the  opinion  of  counsel  (Lord  M'Laren)  as  to  the  legality  of  inser- 
ting  in  the  charters  of  all  the  lands  which  might  be  feued  by  them  a 
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clause  prohibiting  premises  for  the  sale  of  intoxicating  liquors  from  being 
erected  thereon.  Counsel  entertained  great  doubt  as  to  the  validity  of 
a  resolution  of  this  kind  if  made  applicable  to  the  whole  estate  vested 
in  the  Trustees  by  the  Act  of  1866,  but  advised  that  if  the  prohibition 
were  confined  to  any  one  particular  area,  and  constituted  a  real  bürden 
upon  the  ground,  it  would,  in  his  opinion,  be  legally  bin  ding  and  opera- 
tive. Acting  upon  this  advice,  the  Trustees  selected  what  is  known  as 
the  "Calton  area"  as  the  one  upon  which  the  nrohibition  should  be 
imposed,  the  result  of  which  has  been  that  not  a  Single  public-house 
has  been,  or  can  be,  established  in  any  of  the  new  properties  erected 
within  that  area  upon  ground  feued  from  the  Trust.  As  a  step  further 
in  this  direction  of  social  reform,  the  Trustees,  in  1890,  adopted  a 
resolution  to  discontinue  all  licensed  premises  exising  in  the  properties 
belonging  to  them  at  the  end  of  the  then  current  leases,  and  to  grant 
no  new  leases  for  such  premises,  either  in  these  properties  or  in  any 
new  properties  which  they  might  erect.  The  result  of  this  resolution 
has  been  that  not  one  public-house  now  exists  in  the  very  numerous 
properties  of  which  the  Trustees  are  the  owners.  From  time  to  time 
as  the  properties  within  the  scheduled  areas  were  acquired  they  were 
put  into  the  hands  of  outside  factors,  who,  until  the  subjects  came  to 
be  demolished,  attended  to  an}*  repairs  requiring  to  be  made  thereon, 
collected  the  rents,  and  accounted  periodically  for  the  same  to  the 
treasurer  of  the  Trust.  This  System  continued  for  about  twenty-six 
years.  At  the  end  of  this  time  the  number  of  old  and  new  properties 
belonging  to  the  Trust  was  so  great  that  a  correspondingly  large  number 
of  factors  had  to  be  employed  to  look  after  them.  In  1892,  however, 
it  was  resolved  to  inaugurate  a  new  System  by  dispensing  with  the  Ser- 
vices of  outside  factors  and  appointing  a  general  manager  for  the  Trust. 
Mr.  W.  C.  Menzies  was  accordingly  appointed  to  this  office.  His  duties 
are  to  take  a  general  supervision  of  the  whole  properties  of  the  Trust, 
including  the  lodging-houses  and  Family  Home,  to  collect  the  rents  and 
other  revenue  receivable  therefrom,  and  to  see  that  all  necessary  repairs 
are  at  once  attended  to  and  properly  executed.  Under  the  manager  there 
are  a  number  of  caretakers,  to  each  of  whom  is  allocated  a  certain  share 
of  such  properties  as  more  paticularly  need  to  be  supervised  in  this 
way,  and  in  one  of  the  houses  situated  in  the  properties  assigned  to  him 
the  caretaker  has  his  residence.  This  new  method  of  management  has 
proved  very  satisfactory.  It  has  resulted  in  a  financial  saving,  and 
brought  all  the  properties  and  the  tenants  occupying  the  same  more 
directly  under  the  control  of  the  Trustees. 

Before  passing  on  to  notice  the  additional  powers  granted  to  the 
Corporation  by  the  Act  of  1897  some  further  reference  may  be  made 
to  the  assessment  sanctioned  by  the  1886  Act.  The  maximum  and  the 
minimum  rate  and  the  period  durin  g  which  it  might  be  imposed  have 
already  been  mentioned.  The  maximum  rate  of  6  d.  per  £  was  only 
levied  for  the  first  year.  The  following  year  it  was  fixed  at  4  d.  per  £. 
and  remained  at  this  rate  tili  31st  Mai,  1871.  Thereafter  it  was 
gradually  further  reduced  to  3  d.  per  £  for  two  years,  2  d.  per  £  for 
eleven  years,  la/2  d.  per  £  for  three  years,  1  d.  per  £  for  five  years, 
1/2  d.  per  £  for  three  years,  and  */4  d.  per  £  for  each  of  the  tyears  1895-96 
and  1896-97.  Since  the  last-mentioned  year  the  financial  position  of  the 
Trust  has  been  such  that  it  has  not  been  necessary  to  impose  any  assess- 
ment under  the  1866  Act. 
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Tlie  total  amount  of  assessment  received 

from  the  ratepayers  from  1866  to  1897, 

when  it  ceased,  was  £  597  003     0  11 

As  at  31  st  May,  1900,  the  net  free  assets 

over  liabilities  amounted  to  .  .  .  .  17 129  12  2 
The  total  cost  of  the  schemes  under  the 

1866  Act  to  the  ratepayers  from  first 

to  last  may  therefore  be  stated  at   .  £  579  873     8  9 

For  this  they  have  obtained: 

1.  The  Alexandra  Park; 

2.  98  929  Square  yards  of  ground  applied  in  the  formation  of  thirty 
new  streets  and  in  the  improvement  of  twenty-six  existing  streets,  being 
34  259  square  yards  of  street  surface  beyond  what  was  contemplated  in 
the  original  scheme;  and 

3.  The  sanitary  and  social  amenities  produced  by  the  street,  sewer, 
and  other  public  works,  which  have  cost  £  106  279  0  s.  9  d. 

No  sinking  fund  was  provided  for  in  the  Act  of  1866.  By  section  6 
of  the  Amendment  Act  of  1880,  however,  it  is  provided  that  so  soon 
as  the  Trustees  have  completed  the  works  authorised  by  the  1866  Act, 
and  shall  have  sold  and  realised  the  various  properties  acquired  and 
held  by  them,  the  powers  of  assessment  under  the  1866  and  1880  Acts 
shall  be  leviable  and  applicable  only  to  meet  the  expenses  of  carrying 
on  and  managing  the  Trust,  and  to  provide  and  set  aside  as  a  sinking 
fund  such  an  annual  sum  as  shall,  by  aceumulation  with  Compound 
interest  thereon,  at  the  rate  of  4  per  cent.  per  annum,  be  sufficient  to 
pay  off  in  twenty  years  the  whole  of  the  money  then  owing  by  the 
Trustees. 

Looking,  however,  to  the  financial  position  of  the  Trust,  as  shown 
by  the  following  balance  sheet,  it  does  not  appear  that  the  provisions 
of  section  6  of  the  1880  Act  will,  so  far  as  the  sinking  fund  thereby 
provided  for  is  concerned,  require  to  be  put  into  Operation. 

Summary  of  Balance  Sheet  under  Act  of  1866 
as  at  31st  May,  1900. 

LIABILITIES. 


Cash  held  on  loan, 

Open  accounts,  .    .  . 

Sinking  fund,     .    .  . 

Reserve  fund,     .    .  . 

Balance  of  free  assets, 


 £  1  276  784  17  11 

  6  960  15  11 

£  3  747  2  10 
3  747  2  10 

7  494    5  8 

  17129  12  2 

£  1  308  369  11  8 


ASSETS. 

Tenement  buildings  erected,   £  298  259  17  8 

Tenement  buildings  acquired  from 
Streets   Improvements  Com- 

mittee  and  others,   75  305  17  6 

Tenement  buildings  under  con- 

struction,   5  237  10  0 
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Ground  valued  by  city  engineer,    £  493  181  12  0 
less  Capitalised  value  of  un- 

redeemed  burdens,     .    .  14  702  18  9 


478  478  13  3 


Lodging-houses,  including  Family 

Home,  

less  Allowance  for  deprecia- 
tion  


£  130  442    6  6 


16  685  15  2 


113  756  11  4 


Capitalised  value  of  feu-duties 
and  ground  annuals,  .    .  . 

Security,  stock,  cash,  and  out- 
standing  accounts,     .    .  . 


14  550  19  0 
£  1  308  369  11  8 


322  780    2  11 


In  1896  the  Corporation  promoted  in  Parliament  an  Omnibus  Bill, 
the  principal  objects  of  which,  so  far  as  relating  to  the  City  Improve- 
ments  Trust,  were  (1)  to  obtain  compulsory  powers  over  six  congested 
areas  on  the  north  side  and  one  similar  area  on  the  south  side  of  the 
river  Clyde  for  the  purpose  of  removing  the  old  and  insanitary  buildings 
and  reconstructing  the  areas;  (2)  to  widen  Nelson  Street  from  Trongate 
to  Bell  Street,  which  had  been  authorised  by  the  1866  Act,  but  never 
carried  out;  (3)  to  purchase  by  agreement  any  lands  not  exceeding  on 
the  whole  twenty-five  acres,  either  within  the  city  or  within  a  radius 
of  half  a  mile  from  the  boundaries  of  the  city,  for  the  purpose  of  erecting 
thereon  houses  for  the  poorest  classes;  and  (4)  to  impose  a  new  assess- 
ment  equally  on  landlord  and  tenant  to  carry  out  these  objects.  The 
portion  of  the  bill  relating  to  these  matters  was  keenly  opposed  by, 
inter  alias,  the  Glasgow  Landlords'  Association,  Limited,  and  the 
Wine,  Spirit,  and  Beer  Trade  Association — by  the  latter  for  the  reason 
apparently  that  there  were  a  number  of  public-houses  within  the  scheduled 
areas.  Notwithstanding  this  Opposition  to  the  measure,  it  was  success- 
fully  carried  through  Parliament  without  any  clause  whatever  being  ob- 
tained  by  either  of  the  opponents  named,  and  on  6th  August,  1897,  it 
received  the  royal  assent  under  the  title  of  „The  Glasgow  Corporation 
(Improvements  and  General  Powers)  Act,  1897." 

The  amount  authorised  to  be  borrowed  under  the  1897  Act  for  the 
improvements  and  other  Operations  before  referred  to  was  £  560  000, 
and  of  this  amount  £  100  000  was  be  applied  exclusively  in  the  pur- 
chase of  the  25  acres  of  ground  and  the  erection  thereon  of  dwellings 
for  the  poorest  classes,  provided  for  in  section  12  of  the  Act. 

As  the  price  (£  103  245  18  s)  paid  to  the  Police  Commissioners  for 
the  lands  and  ground  annuals  taken  over  from  them  in  1893  had  been 
met  out  of  the  £  1  500  000  authorised  to  be  borrowed  by  the  Trustees 
under  the  Acts  of  1866  and  1880,  the  borrowing  powers  under  these 
two  Acts  were  by  section  15  of  the  1897  Act  increased  to  the  extent 
of  the  firstmentioned  amount. 

The  new  assessment  authorised  by  the  1897  Act  was  limited  to  1  d. 
per  £,  and,  in  contrast  to  the  assessment  under  the  1866  Act,  which 
was  entirely  on  occupiers,  was  to  be  levied  equally  upon  landlord  and 
tenant.    A  sinking  fund  was  also  provided  for  of  such  an  amount  as  to 
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secure  that  the  capital  sums  borrowed  should  be  paid  off  within  a  period 
not  exceeding  sixty  years. 

The  seven  congested  and  insanitary  areas  scheduled  under  the  1897 
Act  contained  in  all  about  six  acres.  The  whole  of  the  properties 
within  these  areas  were  acquired  either  by  agreement  or  arbitration 
within  a  considerably  shorter  time  than  the  three  years  allowed  by  the 
Act.  The  amount  which  has  been  paid  for  these  properties,  and  also 
for  those  required  for  the  widening  of  Nelson  Street,  including  Claims 
for  business  disturbance  and  expenses,  may  be  stated  in  round  numbers 
at  £  300  000. 

Considerable  progress  has  already  been  made  with  the  reconstruction 
of  the  areas  scheduled  under  the  1897  Act.  On  the  portion  of  the  King 
Street  area,  north  of  Parnie  Street  and  abutting  on  Trongate,  new  buil- 
dings,  consisting  exclusively  of  business  premises,  are  reaching  completion, 
and  the  covering  of  the  portion  of  this  area  south  of  Parnie  Street  with 
buildings  of  a  similar  character  is  about  to  be  commenced.  It  is  estimated 
that  the  cost  of  the  buildings  on  both  sites  will  be  £  46  583  6  s.  The 
reason  which  led  the  Trustees  to  confine  the  new  buildings  on  these 
two  sites  solely  to  business  premises  was  the  commercial  value  of  the 
ground,  and  this  action  was  quite  within  the  discretionary  powers  given 
to  them  by  the  1897  Act. 

Plans  for  the  reconstruction  of  the  two  areas  on  the  east  and  west 
sides  of  High  Street,  north  of  George  Street,  were  also  some  time  ago 
adopted  by  the  Trustees.  The  buildings  on  the  west  side  of  the  street, 
which  consist  of  warehouses,  shops,  and  dwelling-houses,  are  now  being 
erected,  but  it  is  not  intended  to  demolish  the  existing,  and  proceed 
with  the  erection  of  the  new  buildings  on  the  east  side  (which  are  to 
be  of  a  kind  similar  to  those  on  the  west  side)  until  the  last-mentioned 
buildings  have  been  completed.  The  reconstruction  of  these  two  areas 
includes  the  widening  of  High  Street  north  of  George  Street  to  55  feet. 
The  cost  of  the  buildings  on  both  sides  of  High  Street  is  estimated  at 
£  65  400. 

Designs  have  also  been  selected  for  the  reconstruction  of  the  Nelson 
Street  area,  which  comprehends  the  entire  east  side  of  that  street  and 
portions  of  (a)  the  north  side  of  Trongate,  (b)  the  south  side  of  Bell 
Street,  and  (c)  the  west  side  of  High  Street  between  Bell  Street  and 
Trongate.  So  far  as  fronting  Nelson  Street  and  Trongate,  the  new 
buildings  will  be  wholly  business  premises,  but  as  regards  those  front- 
ing Bell  Street  and  High  Street,  dwelling-houses  will  be  included.  The 
total  cost  of  the  buildings  when  completed  is  estimated  at  £  88  231. 
The  erection  of  the  first  instalment  of  these  buildings  will  be  com- 
menced within  the  next  two  or  three  months.  After  the  east  side  of 
Nelson  Street  has  been  finished  the  only  thing  that  will  remain  to  be 
done  to  complete  the  widening  of  it  from  a  passage  of  22  feet  wide  to 
a  street  of  50  feet  wide  will  be  the  reconstruction  of  the  north -west 
corner  from  Antigua  Place  to  Bell  Street.  This  portion  will  be  pro- 
oeeded  with  at  the  earliest  possible  date. 

It  may  be  mentioned  that  the  plans  for  the  reconstruction  of  the 
whole  of  the  three  areas  before  referred  to  were  competitive  designs 
invited  from  outside  architects  of  well-known  ability,  and  were  selected 
b,\  the  Trustees  after  mature  consideration  ancl  under  the  advice  of  a 
competent  expert. 

In  the  exercise  of  the  powers  given  to  them  by  section  12  of  the 
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1897  Act,  the  Trustees  have  also  already  acquired  from  other  depart- 
ments  of  the  Corporation  at  merely  nominal  prices  close  upon  25  acres 
of  vacant  ground  for  the  erection  thereon  of  dwellings  for  the  poorest 
classes.  The  largest  portion  of  the  ground  so  acquired  is  situated  upon 
the  fringes  of  the  Alexandra  and  the  Springburn  Parks,  in  the  northern 
quarter  of  the  city,  while  the  remaining  portions  are  located  in  Baltic 
Street  and  at  Haghill,  in  the  eastern  district  of  the  city. 

The  covering  of  the  ground  at  Haghill  with  buildings  of  the  cha- 
racter  just  described,  from  plans  furnished  by  an  outside  architect,  was 
completed  in  June,  1900.  The  buildings  contain  in  all  69  houses  of  one 
apartment  and  84  houses  oi  two  apartments.  The  former  are  let  at  an 
average  rent  of  £  4  19  s.,  and  the  latter  at  £  7  19  s.  6  d.  per  annum. 
The  cost  of  the  tenements  has  been  £  14  399. 

Plans  for  the  erection  of  similar  tenements  on  the  ground  in  Baltic 
Street  have  also  been  prepared  by  the  same  architect,  and  the  work  is 
to  be  commenced  at  once.    The  estimated  cost  is  £  9528. 

In  the  case  of  the  Haghill  tenements  it  is  calculated  that,  after 
allowing  the  usual  25  per  cent.  for  taxes,  management,  repairs,  and  in- 
surance,  the  rents  charged  will  yield  5  per  cent.  on  cost  of  ground  (7  s. 
per  Square  yard),  31/-2  per  cent.  on  cost  of  buildings,  and  l2/3  per  cent. 
for  sinking  fund. 

The  committee  in  Charge  of  the  same  have  now  under  consideration 
the  exact  kind  of  buildings  to  be  erected  upon  the  ramaining  ground  at 
Alexandra  Park  and  Springburn  Park.  It  is  a  question  whether  these 
should  be  more  of  the  small  cottage  rather  than  of  the  tenement  order. 
but  whatever  is  resolved  upon,  the  buildings  will  be  such  as  to  conform 
with  the  requirements  of  section  12  of  the  1897  Act. 

It  is  to  be  hoped  that  what  has  been  set  down  in  the  foregoing 
pages  will  convey  in  some  measure  at  least  an  idea  of  the  scope  and 
value  of  the  great  work  which  has  been  accomplished  by  the  City  Im- 
provements  Trustees  within  the  sphere  of  their  past  labours.  So  far  as 
the  central  portions  of  the  city  are  concerned.  especially  in  the  region 
of  the  Cross  and  the  historic  Saltmarket,  very  little  now  remains  of  old 
Glasgow  as  it  existed  prior  to  1866.  Indeed,  so  great  have  been  the 
changes  effected  by  the  Operations  of  the  Trustees  in  this  locality  that 
if  the  shade  of  Bailie  Nicol  Jarvie  were  to  revisit  it  he  would  fail  to 
find  any  of  the  ancient  landmarks,  except,  perhaps,  the  steeples  of  the 
Tolbooth  and  the  Tron  Church  and  the  statue  of  King  William,  and  as 
for  the  latter  he  would  be  puzzled  to  know  why  it  had  changed  its 
locus.  Although,  however,  the  Operations  already  carried  out  by  the 
Trustees  under  the  Acts  of  1866  and  1897,  and  those  still  to  be  com- 
pleted under  the  last-mentioned  Act,  have  been  and  will  be  productive 
of  great  sanitary  and  hj^gienic  advantages  to  the  whole  Community,  there 
are  still  a  few  „dark  spots"  within  certain  districts  of  the  city  for  the 
clearance  and  reconstitution  of  which  legislative  sanction  is  required. 
It  will  be  for  the  City  Fathers  of  this,  the  beginning  of  the  twentieth 
Century,  to  take  early  and  active  measures  for  these  remaining  congested 
and  insanitary  areas  being  dealt  with,  and  by  doing  so  the  Corporation 
of  Glasgow  will  thus  maintain  the  high  reputation  it  has  attained  among 
municipalities  of  the  world. 


XIII.   Staatliche  und  kommunale  Wohnungs- 
politik  in  Holland. 

Von  Dr.  J.  W.  Jenny  Weyerman  in  Amsterdam. 


Die  Beantwortung  der  durch  das  Hauptthema  gestellten  Frage  ist 
für  dieses  Land  keine  ganz  leichte.  Man  muss  leider  sagen,  dass  Staat, 
Gemeinde  und  öffentliche  Körperschaften  sich  bis  heute  wenig  um  die 
Förderung  der  Errichtung  kleiner  Wohnungen  bemüht  haben.  Von  einem 
Einfluss  ihrer  Thätigkeit  auf  die  gemeinnützige  oder  die  gewerbsmässige 
Bauthätigkeit  ist  bisher  nichts  zu  verspüren. 

Damit  könnte  die  gestellte  Frage  beantwortet  sein,  aber  damit 
würde  man  doch  einzelnen  Gemeinden  sowohl  wie  dem  Staate  Unrecht 
thun.  Es  giebt  immerhin  einige  Gemeinden,  welche  nicht  ganz  ruhig 
die  Dinge  haben  gehen  lassen  und  wenigstens  ihren  guten  Willen  gezeigt 
haben.  Auf  verschiedene  Weise  haben  einige  Gemeinden  Hülfe  zu 
bringen  versucht.    Zum  Beispiel: 

a)  die  Gemeinden  gewährten  den  Baugenossenschaften,  welche  den 
Bau  guter  Arbeiterwohnungen  zum  Ziel  hatten,  Darlehen; 

b)  die  Gemeinde  überliess  das  zum  Bau  erforderliche  Gelände  den 
Baugenossenschaften  kostenfrei  oder  zu  einem  niedrigen  Preise; 

c)  die  Gemeinde  stellte  ihre  Beamten  den  Baugesellschaften  zur  Ver- 
fügung; 

d)  die  Gemeinde  stellte  billige  Bedingungen  in  Bezug  auf  die  Ueber- 
tragung  des  Strassenlandes ; 

e)  die  Gemeinde  garantirte  die  Zinszahlung  für  die  den  Baugesell- 
schaften gewährten  Darlehen. 

Das  bemerkenswertheste  Beispiel  von  Hülfeleistung  auf  dem  sub  a 
bis  d  besprochenen  Wege  gab  die  Gemeinde  Amsterdam,  als  sie  im 
Jahre  1875  der  neu  errichteten  „Amsterdamsche  vereeniging  tot  het 
bouwen  van  arbeiderswoningen" 

1.  das  für  den  Bau  erforderliche  Gelände  kostenfrei  überliess; 

2.  das  Gelände  aufhöhte*)  und  die  Strasse  fertigstellte; 


*)  Es  ist  bekannt,  dass  es  im  grössten  Theile  Hollands  und  so  auch  in 
Amsterdam  nöthig  ist,  eine  an  einigen  Stellen  bis  vier  Meter  hohe  Schicht  Sand 
(meistens  DüneDsand)  auf  das  Baugelände  zu  bringeD.  damit  die  Häuser  hoch 
genug  über  dem  Grundwasser  stehen  und  eine  Sielanlage  möglich  ist. 
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3.  ihren  Stadtbaumeister  und  die  diesem  unterstellten  Beamten  zur 
Verfügung  stellte; 

4.  eine  Anleihe  von  1  800  000  fl.  ä  4*/2  °/o  machte. 

(In  Wirklichkeit  hat  die  Gemeinde  nur  1  300  000  fl.  gezahlt,  denn 
1895  wurde  der  Antrag  des  Magistratskollegiums,  die  letzten  500  000  fl. 
zur  Verfügung  zu  stellen,  durch  den  Gemeinderath  abgelehnt.) 

Die  Bedingung  war,  dass,  wenn  die  Anleihe  zurückgezahlt  sein 
würde,  die  Häuser  der  Stadt  anheim  fallen  sollten.  Die  Mitglieder 
des  Vereins  sollten  überdies  eine  Bürgschaft  von  500  000  fl.  stellen, 
wofür  sie  eine  Rente  von  2 72  u/o  jährlich  empfangen  sollten.  Sonst  er- 
hielten die  Mitglieder  nichts;  der  Verein  war  also  rein  philanthropisch. 
Der  Zweck  der  Errichtung  eines  Vereins  war  lediglich  der,  den  Schein 
zu  vermeiden,  dass  die  Stadt  selber  Häuser  baute,  was  damals  ein  un- 
erhörtes Vorgehen  gewesen  wäre. 

Gebaut  hat  der  Verein  776  Wohnungen  (nicht  Häuser).  Von  einem 
Einfluss  auf  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit  ist  aber  nichts  zu  spüren, 
wie  in  einer  Stadt  von  über  500  000  Einwohner  ganz  natürlich  ist.  Seit 
1882  hat  der  Verein  keine  neuen  Wohnungen  gebaut. 

Ein  weiteres  Beispiel  von  Hülfeleistung  in  der  sub  d  genannten 
Weise  gab  der  Gemeinderath  der  Stadt  Arn  heim,  als  er  am  23.  Juni  1893 
den  Beschluss  fasste,  das  für  die  Strassenanlage  erforderliche  Gelände 
kostenfrei  vom  Wohnungsverein  „Openbar  belang"  zu  übernehmen  und 
die  Kanalisation,  Befestigung  und  Bepflanzung  fertigzustellen.  Auf  die 
sub  b  genannte  Weise  half  sie,  als  sie  im  Stadtviertel  Klarendal  dem 
Verein  das  erforderliche  Gelände  zum  Preise  von  3,50  fl.  (=  nahezu 
6  Mark)  pro  Quadratmeter  überliess.  Bis  jetzt  hat  der  Verein  298  Woh- 
nungen errichtet. 

Der  Gemeinderath  der  Stadt  Leiden  garantirte  3  %  Zinsen  für 
eine  Anleihe,  welche  die  „Vereeniging  tot  bevordering  van  der  Bund  van 
Werkmanswoningen"  aufnehmen  würde  bis  zum  Maximum  von  200  000  fr. 
Bis  jetzt  hat  der  Verein  68  000  fl.  aufgenommen. 

Leider  ist  damit  im  Grossen  und  Ganzen  alles  aufgezählt,  was  bis 
jetzt  die  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  bei  uns  ge- 
leistet haben.  Hoffentlich  aber  wird  die  Sachlage  bald  eine  andere  werden. 
Es  war  nicht  bloss  Indolenz,  wenn  seitens  der  Gemeindebehörden  nichts 
geschah,  es  war  in  vielen  Fällen  wirkliches  Unvermögen;  sie  hatten 
kein  Geld.  Daneben  bestanden  auch  Zweifel  an  der  Gesetzmässigkeit 
und  dem  Recht  der  Gemeinden,  solche  Beschlüsse  zu  fassen.  Jetzt  wird, 
vielleicht  schon  am  1.  Juli  d.  J.  und  spätestens  einige  Monate  nachher, 
das  Wohnungsgesetz  vom  22.  Juni  1901  in  Kraft  treten.  Durch  die 
Liebenswürdigkeit  von  Fräulein  Hingst  in  Amsterdam,  die  auf  Ansuchen 
von  Herrn  Tel  legen,  dem  Referenten  über  das  erste  Hauptthema,  und 
mir  die  Uebersetzung  des  Gesetzes  übernahm,  ist  es  uns  möglich,  dasselbe 
im  Anhang  im  Wortlaut  wiederzugeben.  Durch  die  Bestimmungen  über 
Expropriation  des  erforderlichen  Geländes,  Subventionirung  durch  Staat 
und  Gemeinde  etc.  ist  die  Gesetzmässigkeit  und  das  Recht  der  Ge- 
meinden ausser  Zweifel  gestellt,  und  man  darf  jetzt  die  Hoffnung  hegen, 
dass  Staat  und  Gemeinde  eine  umfassende  Thätigkeit  entwickeln  werden. 
Der  Drang  des  Publikums  nach  einer  kräftigen  Durchführung  des  Ge- 
setzes ist  ein  grosser. 
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Gesetz  vom  22.  Juni  1901,  betreffend  die  Behausung  der  minder- 
bemittelten Klassen. 

§  1.    Vorschriften,  betreffs  der  an  Wohnungen  zu  stellenden  An- 
forderungen. 

Art.  1.  1.  Der  Gemeinderath  giebt  Vorschriften  betreffs  der  Anforderungen, 
welche  zu  stellen  sind: 

a)  beim  Bau  von  Wohnungen; 

b)  bei  gänzlicher  oder  theilweiser  Erneuerung  von  Wohnungen;  . 

c)  in  Bezug  auf  bestehende,  nicht  unter  b  zu  rechnende  Wohnungen. 

2.  Der  Gemeinderath  giebt  Vorschriften  betreffs  einer  ordnungsgemässen  Be- 
nutzung der  Wohnungen. 

Art.  2.  1.  Die  in  Artikel  1  angeführten  Vorschriften  können  verschieden 
sein,  sowohl  nach  der  Art  und  der  Bestimmung  der  Wohnungen  als  auch  nach 
deren  Lage. 

2.  In  diesen  Vorschriften  können  Anforderungen  gestellt  werden  betreffs 
der  Beseitigung  von  Ungeziefer,  der  Trennung  von  Schlafstellen,  der  Zahl  und 
Einrichtung  der  Wohnungen  in  einem  Gebäude  sowie  betreffs  der  zulässigen  An- 
zahl der  Bewohner. 

3.  Die  Anforderungen  betreffs  der  zulässigen  Anzahl  der  Bewohner  finden 
keine  Anwendung  auf  Wohnungen,  in  welchen 

a)  keine  anderen  Personen  wohnen,  als  dort  schon  zur  Zeit  wohnten,  als  die 
Verordnung  erlassen  wurde,  durch  welche  die  Anforderungen  formulirt 
werden ; 

b)  die  Ueberschreitung  dadurch  veranlasst  wird,  dass  die  Familie  einen  Zu- 
wachs durch  Geburt  erhält  oder  dass  Mitglieder,  die  zeitweilig  anderswo 
ansässig  gewesen  sind,  nach  dem  Tage,  an  welchem  die  Wohnung  von 
der  Familie  bezogen  wurde,  wieder  aufgenommen  werden. 

4.  Unter  Familie  sind  zu  verstehen  alle  Bluts-  und  sonstigen  Verwandten, 
welche  nach  Artikel  376  bis  378  und  Artikel  383  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches Unterstützung  beanspruchen  können. 

Art.  3.  1.  In  Bezug  auf  gänzlich  oder  theilweise  zu  erneuernde  oder  neu 
zu  bauende  Wohnungen  oder  zum  Wohnen  zu  benutzende  Gebäude  oder  Theile 
von  Gebäuden  werden  vom  Gemeinderath  Vorschriften  erlassen  über: 

a)  die  Lage  der  Gebäude  zur  öffentlichen  Strasse  und  zu  einander: 

b)  die  Höhe  des  Fussbodens  in  den  untersten  Wohnräumen  sowie  über  die 
Höhe  der  Gebäude; 

c)  die  Maasse  der  zum  Bewohnen  einzurichtenden  Bäume,  der  Treppen  und 
Korridore ; 

d)  die  Aborte; 

e)  die  Beschaffung  von  Trinkwasser; 

f)  die  Verhütung  vnn  Feuersgefahr; 

g)  die  Verhütung  von  Feuchtigkeit; 

h)  die  Festigkeit  der  Fundamente,  Mauern.  Fussböden,  Treppen,  Decken 
und  Dächer; 

i)  die  Beseitigung  von  Rauch.  Wasser  und  Abfall; 
j)  die  Zufuhr  von  Licht  und  Luft. 

2.  Bei  der  Erneuerung  eines  Theils  einer  Wohnung  werden  diese  Vor- 
schriften nur  auf  den  zu  erneuernden  Theil  angewandt. 

3.  Betreffs  bestehender,  nicht  unter  den  ersten  Abschnitt  fallender  Woh- 
nungen werden  vom  Gemeinderath  Vorschriften  erlassen  über  die  unter  e  bis  j 
genannten  Punkte. 

Art,  4.  1.  In  Bezug  auf  einen  oder  mehrere  der  in  Artikel  3  angeführten 
Punkte  kann  der  ständige  Provinzialausschuss,  nach  Anhörung  des  staatlichen 
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Inspektors,  der  mit  der  Aufsicht  über  die  Handhabung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  Volkswohnungen  beauftragt  ist,  in  einem  mit  Gründen  ver- 
sehenen Erlass  Dispens  ertheilen  entweder  für  alle  Wohnungen  oder  nur  für 
einzelne  je  nach  deren  Art,  Bestimmung  oder  Lage. 

2.  Der  ständige  Provinzialausschuss  kann,  nach  Anhörung  des  staatlichen 
Inspektors,  in  einem  mit  Gründen  versehenen  Erlass  den  Gemeinderath  von  der 
Verpflichtung  dispensiren,  Vorschriften  über  die  ordnungsgemässe  Benutzung 
der  Wohnungen  zu  erlassen. 

3.  Der  unter  1  und  2  angeführte  Dispens  kann  auf  Antrag  des  Gemeinde- 
raths, und  zwar  für  höchstens  fünf  Jahre  gewährt  werden.  Er  kann,  nach 
Anhörung  des  staatlichen  Inspektors,  auf  Antrag  des  Gemeinderaths  durch 
einen  mit  Gründen  versehenen  Erlass  verlängert  werden,  jedes  Mal  jedoch  nur 
lür  eine  bestimmte  Zeit  und  nicht  länger  als  auf  fünf  Jahre. 

4.  Der  ständige  Provinzialausschuss  theilt  seine  Entscheidung  dem  Landes- 
gesundheitsrate mit,  unter  Vorlegung  des  Gemeinderathsbeschlusses  und  des 
Urtheils  des  Inspektors.  Der  Landesgesundheitsrath  theilt  dem  Minister  des 
Innern  in  einem  mit  Gründen  versehenen  Bericht  seine  Ansicht  mit.  falls  er 
zur  Annullirung  dieses  Erlasses  Ursache  findet. 

5.  Annulliren  Wir  den  Beschluss  des  ständigen  Provinzialausschusses,  so 
hat  dieser  mit  Berücksichtigung  Unserer  Entscheidung  einen  neuen  Erlass 
vorzulegen. 

6.  Die  Artikel  166,  169  bis  173  der  Provinzialordnung  finden  hier  An- 
wendung. 

Art.  5.  Es  ist  verboten,  ohne  schriftliche  Erlaubniss  von  Bürgermeister 
und  Beigeordneten: 

a)  ein  Gebäude  zu  errichten  oder  gänzlich  oder  theilweise  zu  erneuern; 

b)  ein  Gebäude  oder  den  Theil  eines  Gebäudes,  das  in  der  letzten  Zeit  nicht 
als  Wohnung  benutzt  worden  war,  auf  Grund  eines  sachlichen  Rechtes 
zu  bewohnen  oder  als  Eigenthümer  (bezw.  in  einer  andern  Eigenschaft) 
zum  Bewohnen  in  Benutzung  zu  geben. 

2.  In  Gemeinden,  wo  Vorschriften  über  Gebäude  erlassen  sind,  wird  die 
Erlaubniss,  mit  Ausnahme  des  im  Artikel  6  Nr.  1  Bestimmten,  nur  versagt,  falls 
diesen  Vorschriften  nicht  Rechnung  getragen  ist. 

3.  Der  Beschluss  zur  Ertheilung  einer  bedingten  Erlaubniss  oder  zur  Ver- 
sagung einer  Erlaubniss  muss  immer  mit  Gründen  versehen  sein. 

4.  Von  einem  Beschlüsse,  wie  er  unter  Nr.  3  bezeichnet  ist.  kann  an  den 
Gemeinderath  appellirt  werden,  nachRegeln,  die  durch  Ortsstatut  festzustellen  sind. 

Art.  6.  1.  Wenn  auf  Grund  eines  darauf  bezüglichen  Ortsstatuts  Bürger- 
meister und  Beigeordnete  eine  Befugniss  zum  Bauen  oder  zum  Bewohnen  aus- 
drücklich ertheilen,  können  sie 

a)  besondere  Anforderungen  stellen  in  Bezug  auf  die  in  jenem  Statut  nam- 
haft gemachten  Punkte ; 

b)  von  den  in  jenem  Statut  besonders  gestellten  Anforderungen  dispensiren. 

2.  In  dem  unter  a)  des  vorigen  Satzes  bezeichneten  Falle  ist  Berufung  an 
den  Gemeinderath  zulässig  nach  Regeln,  die  durch  Ortsstatut  festzustellen  sind. 

3.  Von  der  Entscheidung  des  Gemeinderaths  wird  der  Appellirende  durch 
Bürgermeister  und  Beigeordnete  unverzüglich  benachrichtigt. 

4.  Lautet  der  Beschluss  des  Gemeinderaths  anders  als  der  von  Bürger- 
meister und  Beigeordneten,  so  gilt  genannte  Mittheilung  als  eine  von  Bürger- 
meister und  Beigeordneten  ertheilte  Erlaubniss. 

Art.  7.  1.  Die  Beschlüsse  zur  Feststellung,  Ergänzung,  Aenderung  oder 
Zurücknahme  der  im  Artikel  1  bezeichneten  Vorschriften  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung durch  den  ständigen  Provinzialausschuss,  welchem  sie  innerhalb 
zweimal  24  Stunden  nach  ihrer  Feststellung  zu  unterbreiten  sind.  Die  Ge- 
nehmigung betrifft,  falls  sie  einer  ganzen  Verordnung  ertheilt  sind,   nur  die 
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Vorschriften,  welche  der  Genehmigung  bedürfen.  Die  Artikel  196  und  197  der 
Gemeindeordnung  sind  hier  in  der  Weise  anzuwenden,  dass  die  dort  bezeich- 
nete Frist  auf  zwei  Monate  festgesetzt  wird. 

2.  Bevor  er  seinen  Entschluss  fasst,  holt  der  ständige  Provinzial- 
ausschuss  das  Urtheil  des  staatlichen  Inspektors  ein. 

3.  Der  Beschluss  des  ständigen  Provinzialausschusses,  durch  den  die  Er- 
laubniss  verweigert  wird,  ist  immer  mit  Gründen  zu  versehen.  Hinsichtlich 
dieses  Beschlusses  kann  der  Gemeinderath  innerhalb  30  Tagen,  anfangend  mit 
dem  Datum  des  Beschlusses  des  ständigen  Provinzialausschusses,  an  uns 
appelliren.    Artikel  201  des  Gemeindegesetzes  findet  hier  Anwendung. 

4.  Der  ständige  Provinzialausschuss  theilt  dem  Landesgesundheitsrath  seine 
Entscheidung  mit,  unter  Vorlegung  des  Beschlusses  und  des  Gutachtens  des 
staatlichen  Inspektors.  Der  Landesgesundheitsrath  theilt  Unserem  Minister  des 
Innern,  falls  er  Ursache  zur  Annullirung  des  Beschlusses  findet,  seine  Meinung 
darüber  in  einem  mit  Gründen  versehenen  Bericht  mit. 

5.  Annulliren  Wir,  ausser  dem  in  Abschnitt  3  bezeichneten  Falle,  den 
Beschluss  des  ständigen  Provinzialausschusses,  so  hat  dieser  mit  Berücksich- 
tigung Unserer  Entscheidung  aufs  neue  Beschluss  zu  fassen. 

6.  Die  Artikel  166  und  169  bis  173  der  Provinzialordnung  sowie  die  Ar- 
tikel 166  bis  168,  172  und  174  bis  177  der  Gemeindeordnung  sind  hier  an- 
zuwenden, in  der  Weise,  dass  die  Bekanntmachung  stattfindet  innerhalb 
14  Tagen  nach  der  Unterzeichnung  des  Beschlusses,  durch  welchen  die  König- 
liche Erlaubniss  ertheilt  wird,  und  dass  das  Formular  der  Bekanntmachung  durch 
allgemeine  Verfügung  der  Verwaltung  festgestellt  wird. 

Art.  8.  1.  Falls  innerhalb  zweier  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes keine  Vorschriften,  wie  sie  in  Artikel  1  und  7  bezeichnet  werden,  zu 
Stande  gekommen  sind,  fordert  der  ständige  Provinzialausschuss  Bürgermeister 
und  Beigeordnete  auf,  derartige  Vorschriften  zu  entwerfen  und  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  bei  ihm  einzureichen. 

2.  Ueber  den  eingereichten  Entwurf  holt  der  ständige  Provinzialausschuss 
das  Gutachten  des  staatlichen  Inspektors  ein  und  giebt  sodann  diejenigen  Vor- 
schriften, welche  er  zur  Ausführung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  für 
nöthig  erachtet. 

3.  Reichen  Bürgermeister  und  Beigeordnete  keinen  Entwurf  innerhalb  der 
bestimmten  Frist  ein,  so  erlässt  der  ständige  Provinzialausschuss  nach  Anhörung 
des  staatlichen  Inspektors  selbst  die  Vorschriften. 

4.  Die  auf  Grund  der  Abschnitte  2  und  3  vom  ständigen  Provinzialausschuss 
zu  fassenden  Beschlüsse  bedürfen  Unserer  Genehmigung. 

5.  Bei  der  Zusendung  der  festgestellten  und  von  Uns  genehmigten  Vor- 
schriften übermittelt  der  ständige  Provinzialausschuss  dem  Gemeinderath  das 
Gutachten  des  Inspektors  sowie  den  Entwurf  von  Bürgermeister  und  Bei- 
geordneten, falls  dieser  innerhalb  des  bestimmten  Termines  eingereicht  worden  war. 

6.  Die  von  Uns  genehmigten  Vorschriften  werden  von  Bürgermeister  und 
Beigeordneten  innerhalb  14  Tagen,  nachdem  sie  dieselben  vom  ständigen  Pro- 
vinzialausschuss empfangen  haben,  bekannt  gemacht,  mit  Berücksichtigung  des 
durch  allgemeine  Verfügung  der  Verwaltung  festgestellten  Formulars.  Die 
Artikel  172,  174,  175  erster  Satz  und  176  der  Gemeindeordnung  sind  hier  an- 
zuwenden. 

7.  Der  Gemeinderath  hat  die  Befugniss,  die  von  dem  ständigen  Provinzial- 
ausschuss festgestellten  Vorschriften  zu  ergänzen,  zu  ändern  oder  zurück- 
zunehmen.   Die  Bestimmungen  des  Artikels  7  sind  hier  anzuwenden. 

8.  Falls  der  ständige  Provinzialausschuss,  nachdem  er  das  Gutachten  des 
Inspektors  eingeholt  hat,  der  Ansicht  ist,  dass  Ergänzung,  Aenderung  oder 
Zurücknahme  der  in  Artikel  1  bezeichneten  Vorschriften  nöthig  ist,  so  ersucht 
er  den  Gemeinderath,  unter  Vorlegung  des  Gutachtens  des  Inspektors,  mit  der 
Aenderung,  Ergänzung  oder  Zurücknahme  vorzugehen. 
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9.  Wenn  die  Mitwirkung  seitens  des  Gemeinderaths  hier  verweigert  wird, 
kann  der  ständige  Provinzialausschuss,  nach  Anhörung  von  Bürgermeister  und 
Beigeordneten  nach  Verlauf  von  sechs  Monaten  seit  dem  im  vorigen  Satze  ge- 
nannten Ersuchen  mit  Unserer  Erlaubniss  die  Vorschriften  ergänzen,  ändern 
oder  zurücknehmen. 

§  2.  Bestimmungen  über  die  Zahl  der  Bewohner. 

Art.  9.  1.  Die  Vermiether  von  solchen  Wohnungen,  welche  drei  oder 
weniger  zum  Wohnen  bestimmte  Käume  enthalten,  müssen,  einerlei  ob  die 
Wohnung  an  und  für  sich  ein  Gebäude  bildet  oder  nur  ein  Theil  eines  solchen  ist. 
beim  Vorstande  des  Orts,  in  welchem  die  Wohnung  gelegen  ist,  innerhalb  einer 
vom  Gemeinderath  festzustellenden  Frist  Anmeldung  machen  über: 

a)  ihren  Namen,  Vornamen  und  Wohnort, 

b)  die  Lage,  womöglich  mit  Nennung  der  Strasse  und  Hausnummer,  des 
Gebäudes  in  welchem  sich  die  Wohnung  befindet, 

c)  die  Anzahl  der  Zimmer, 

d)  die  Anzahl  der  Bewohner,  mit  Angabe  von  deren  Namen  und  Beruf. 

2.  Unter  Vermiethern  sind  zu  verstehen  Personen,  die  entweder  für  sich 
selbst  oder  im  Auftrage  eines  anderen  eine  Wohnung  mündlich  oder  schriftlich 
vermiethen. 

3.  Die  ersten  Anmeldungen  finden  statt  innerhalb  des  vom  Gemeinderath 
festgesetzten  Termins,  jedoch  spätestens  zwei  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes. 

4.  Die  in  Abschnitt  1  bezeichneten  Vermiether  sind  weiter  verpflichtet, 
jedesmal  innerhalb  eines  Monats,  nachdem  die  Wohnung  von  einem  neuen 
Miether  bezogen  worden  ist  oder  der  frühere  die  Wohnung  aufgegeben  hat. 
eine  neue  Anmeldung  einzureichen. 

5.  Innerhalb  vier  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  wird 
durch  allgemeine  Verfügung  der  Verwaltung  auf  Grund  der  Regeln,  welche 
betreffend  die  Kostgänger  und  diesen  gleichzustellende  Personen  zu  normiren 
sind,  die  Verpflichtung  zur  Anmeldung  solcher  Personen  denen  auferlegt,  bei 
welchen  sie  wohnen. 

6.  Die  Formulare  für  die  Anmeldungen  werden  von  Unserem  Minister  des 
Innern  aufgestellt. 

7.  Die  Formulare  für  die  Anmeldungen  sind  auf  dem  Bürgermeisteramt 
kostenlos  zu  haben. 

8.  Keine  anderen  als  die  im  vorigen  Satze  bezeichneten  Formulare  dürfen 
gebraucht  werden. 

9.  Durch  allgemeine  Verfügung  der  Verwaltung  werden  eingehendere  Vor- 
schriften über  die  Einrichtung  der  Register  für  die  Anmeldungen  festgestellt 
werden. 

Art.  10.  Bürgermeister  und  Beigeordnete  bringen  vor  dem  15.  jeden  Monats 
die  im  abgelaufenen  Monate  eingelaufenen  Anmeldungen  zur  Kenntniss  der 
Gesundheitskommission. 

§  3.  Verbesserung  der  Wohnungen.  —  Uebervölkerung. 

Art.  11.  Die  Gesundheitskommission  bezeichnet  durch  einen  mit  Gründen 
versehenen  Bericht  dem  Gemeinderath  die  Wohnungen: 

a)  welche  wegen  Nichtbeachtung  der  in  Artikel  1  erwähnten  Vorschriften 
oder  wegen  anderer  Umstände  zum  Bewohnen  ungeeignet  sind,  unter 
genauer  Angabe  der  nöthigen  Verbesserungen,  durch  welche  die  Wohnung 
zum  Bewohnen  geeignet  gemacht  werden  könnte; 

b)  bei  denen,  wenngleich  das  Wohnen  in  ihnen  nicht  untersagt  werden  soll, 
doch  bestimmt  bezeichnete  Verbesserungen  angebracht  werden  müssen: 
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c)  in  welchen  mehr  Personen  untergebracht  sind,  als  nach  dem  Ortsstatut 
erlaubt  ist. 

Art.  12.  Wenn  drei  oder  mehr  grossjährige  Einwohner  einer  Gemeinde 
beim  Gemeindevorstand  eine  mit  Gründen  versehene  schriftliche  Beschwerde 
einreichen  über  eine  oder  mehrere  Wohnungen,  welche  nach  persönlicher  Unter- 
suchung entweder  wegen  Nichtbeachtung  der  in  Artikel  1  angeführten  Vor- 
schriften oder  aus  anderen  Gründen  zum  Bewohnen  untauglich  sind  oder  bei 
denen  das  Anbringen  von  bestimmt  bezeichneten  Verbesserungen  nothwendig 
ist  oder  die  von  mehr  Personen,  als  das  Ortsstatut  erlaubt,  bewohnt  werden, 
so  fragt  der  Gemeindevorstand  unter  Vorlage  der  eingereichten  Beschwerde- 
schrift umgehend  die  Gesundheitskommission  um  ihre  Ansicht. 

2.  Dasselbe  findet  statt,  wenn  das  Haupt  einer  Familie  oder  eine  einzeln 
lebende  Person  eine  derartige  Beschwerdeschrift  betreffs  der  von  ihr  benutzten 
Wohnung  einreicht. 

3.  Der  sachliche  Inhalt  der  Beschwerdeschrift  wird  vom  Gemeindevorstand 
dem  Eigenthümer  der  Wohnung  oder  demjenigen  mitgetheilt,  dem  das  An- 
bringen der  erforderlichen  Verbesserungen  obliegt  ;  wenn  die  Beschwerdeschrift 
Wohnungen  betrifft,  in  denen  mehr  Personen  wohnen,  als  nach  Ortsstatut  zulässig 
ist,  wird  die  Beschwerdeschrift  auch  dem  betreffenden  Familienoberhaupt  mit- 
getheilt. 

4.  Die  Gesundheitskommission  benachrichtigt  durch  einen  mit  Gründen 
versehenen  Bericht  und  unter  Beachtung  des  vorigen  Abschnitts  innerhalb  eines 
Monats  den  Gemeindevorstand,  ob  sie  die  Beschwerdeschrift  ganz  oder  theil- 
weise  für  begründet  oder  unrichtig  ansieht. 

5.  Eine  Abschrift  dieses  Berichts  wird  vom  Bürgermeister  und  Beigeord- 
neten dem  einzigen  oder  ersten  Unterzeichner  der  Beschwerdeschrift  umgehend 
zugeschickt. 

Art.  13.  1.  Bürgermeister  und  Beigeordnete  fassen,  auf  Grund  des  in  den 
Artikeln  11  und  12  genannten  Berichts,  innerhalb  eines  Monats  nach  dem  Datum 
desselben,  einen  mit  Gründen  versehenen  Beschluss. 

2.  Wenn  durch  den  Beschluss  der  Gesundheitskommission  die  Wohnung 
für  unbewohnbar  erklärt  wird,  sind  Bürgermeister  und  Beigeordnete  verpflichtet, 
eine  Entscheidung  des  Gemeinderaths  herbeizuführen,  die  für  oder  gegen  diesen 
Beschluss  Stellung  nimmt. 

3.  Bürgermeister  und  Beigeordnete  schicken  innerhalb  acht  Tagen  eine  Ab- 
schrift von  jedem  auf  Grund  dieses  Artikels  gefassten  Beschluss  an  die  Gesund- 
heitskommission  und  an  den  ersten  oder  einzigen  Unterzeichner  der  Beschwerde- 
schrift. 

Art.  14.  Wenn  Bürgermeister  und  Beigeordnete  das  Anbringen  von  Ver- 
besserungen beschliessen,  schreiben  sie  unter  Vorlage  einer  Abschrift  des  Be- 
richts der  Gesundheitskommission  an  den  Eigenthümer  oder  denjenigen,  der  die 
Befugniss  zum  Anbringen  der  erforderlichen  Verbesserungen  hat,  um  ihn  zur 
Vornahme  derselbon  zu  veranlassen.  Die  Frist,  in  der  die  Verbesserungen  vor- 
zunehmen oder  eventuell  die  Wohnung  geräumt  sein  muss,  ist  von  Bürger- 
meister und  Beigeordneten  festzustellen  und  beträgt  mindestens  einen  Monat, 
bis  höchstens  ein  Jahr. 

2.  Von  dem  im  ersten  Satze  bezeichneten  Schreiben  wird  zu  gleicher  Zeit 
von  Bürgermeister  und  Beigeordneten  denen  schriftlich  Nachricht  gegeben, 
welche  in  den  dazu  bestimmten  Registern  als  hypothekarische  Gläubiger  ein- 
getragen sind. 

3.  Diese  Bekanntmachung  findet  statt  an  dem  für  die  Eintragung  gewählten 
Wohnsitze. 

Art.  15.  Wenn  Bürgermeister  und  Beigeordnete  gewahr  werden,  dass  in  der 
Wohnung  mehr  Personen  wohnen,  als  nach  Ortsstatut  zulässig  ist,  machen  sie 
unter  Vorlage  einer  Abschrift  des  Berichts  der  Gesundheitskommission  den 
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Familienvorstand  auf  die  Uebertretung  aufmerksam  und  fordern  ihn  auf,  inner- 
halb einer  von  ihnen  festzustellenden  Frist  von  mindestens  einem  Monat  und 
höchstens  einem  Jahre  Abhilfe  zu  schaffen. 

Art.  16.  Bürgermeister  und  Beigeordnete  sind  ebenso  wie  die  Gesundheits- 
kommission verpflichtet  zu  untersuchen,  welche  Wohnungen  zum  Bewohnen 
ungeeignet,  der  Verbesserung  bedürftig  oder  im  Sinne  des  Artikels  11  über- 
völkert sind.  Auch  wenn  keine  Anweisung  laut  Artikel  11  und  keine  Besch  werde- 
sehrift  laut  Artikel  12  eingereicht  worden  ist,  erstatten  sie  selbständigen  Be- 
richt nach  Maassgabe  der  Artikel  14  und  15;  sie  sind  aber  verpflichtet,  die 
Gesundheitskommission  um  ihr  Gutachten  zu  befragen.  Mit  dem  Bericht  wird 
eine  Abschrift  jenes  Gutachtens  vorgelegt. 

Art.  17.  1.  Die  Gesundheitskommission  und  in  den  in  Artikel  12  ange- 
gebenen Fällen  auch  diejenigen,  die  eine  Beschwerdeschrift  eingereicht  haben, 
können  innerhalb  14  Tagen  nach  Ablauf  des  in  Artikel  13  Satz  1  festgesetzten 
Termins  an  den  Gemeinderath  appelliren.  falls  im  Bericht  der  Kommission  er- 
klärt worden  ist,  dass  das  Anbringen  von  bestimmt  bezeichneten  Verbesserungen 
uothwendig  ist  oder  dass  in  der  Wohnung  mehr  Personen  leben,  als  nach  Orts- 
statut erlaubt  ist,  und  Bürgermeister  und  Beigeordnete  trotzdem  keine  Ent- 
scheidung in  Uebereinstimmung  mit  dem  Bericht  getroffen  haben. 

2.  Gleichfalls  kann  appellirt  werden  von  denjenigen,  die  ein  in  den  Arti- 
keln 14 — 16  erwähntes  Schreiben  empfangen  haben,  in  diesem  Falle  innerhalb 
30  Tagen  nach  Datum  des  Schreibens. 

3.  Der  Gemeinderath  fasst  seinen  Beschluss  innerhalb  sechs  Wochenn  von 
dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  appellirt  worden  ist. 

4.  Während  der  Berufungsfrist  und  bis  zur  Entscheidung  über  die  Berufung 
bleibt  das  Schreiben  ausser  Wirkung. 

§  4.   Unbewohnbarkeitserklärung  —  Räumung  —  Schliessung  — 

Abbruch. 

Art.  18.  1.  Wenn  eine  Wohnung  zum  Bewohnen  untauglich  ist  und  durch 
Verbesserungen  nicht  in  bewohnbaren  Zustand  gebracht  werden  kann,  wird  sie 
durch  Beschluss  des  Gemeinderaths,  nach  Einholung  des  Gutachtens  der  Ge- 
sundheitskommission, für  unbewohnbar  erklärt. 

2.  Dieselbe  Erklärung  wird  ausgesprochen,  lalls  nach  Ablauf  der  laut  Ar- 
tikel 14  gestellten  Frist  die  erforderlichen  Verbesserungen  nicht  angebracht 
worden  sind. 

3.  Der  Beschluss  zur  Unbewohnbarkeitserklärung  enthält  zugleich  den 
Befehl  zur  Räumung  der  Wohnung  innerhalb  eines  zu  bestimmenden  Termins, 
vom  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Berufungsfrist  verstrichen  oder  die 
Unbewohnbarkeitserklärung  ergangen  ist. 

4.  Die  im  vorigen  Satze  erwähnte  Frist  wird  festgesetzt  auf  höchstens 
sechs  Monate,  ausser  in  dem  Falle: 

a)  dass  eine  Wohnung  für  unbewohnbar  erklärt  wird,  trotzdem  sie  den  in 
Artikel  1  gestellten  Vorschriften  genügt; 

b)  dass  der  ständige  Provinzialausschuss  nach  Anhörung  des  staatlichen 
Inspektors  einen  vom  Gemeinderath  festgestellten  Plan  genehmigt  hat. 
in  welchem  die  Wohnung  einbegriffen  ist,  und  dass  den  in  der  Gemeinde 
oder  in  einem  bestimmten  Theile  der  Gemeinde  gelegenen  Wohnungen, 
welche  zur  Bewohnung  untauglich  und  durch  Verbesserungen  in  nicht 
bewohnbarem  Zustand  zu  versetzen  sind,  allmähliche  Räumung  innerhalb 
einer  in  den  Plan  aufgenommenen  Frist  zugesichert  worden  ist  ; 

c)  dass  die  Wohnung  in  einen  vom  Gemeinderatli  entworfenen  Plan  zur 
Expropriation  aufgenommen  ist  (siehe  Artikel  26). 

5.  Der  Termin  der  Räumung  kann  vom  Gemeinderath  mit  Erlaubniss  des 
ständigen  Provinzialausschusses,  dem  das  Gutachten  der  Gesundheitskommission 
vorgelegt  wird,  um  höchstens  sechs  Monate  verlängert  werden. 
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6.  Der  Beschluss  der  Unbewohnbarkeitserklärung  wird  mit  Vorlage  einer 
Abschrift  des  Gutachtens  der  Kommisson  dem  Bewohner,  er  sei  Familienvor- 
stand oder  einzeln  lebende  Person,  und  dem  Besitzer  der  Wohnung  oder  dem- 
jenigen, der  die  Befugniss  hat,  die  Wohnung  jetzt  noch  in  bewohnbaren  Zu- 
stand zu  bringen,  umgehend  mitgetheilt. 

7.  An  der  für  unbewohnbar  erklärten  Wohnung  wird  innerhalb  14  Tagen 
nachdem  die  Ber  ngsfrist  abgelaufen  oder  die  Unbewohnbarkeitserklärung 
rechtskräftig  geworden  ist,  durch  den  Bürgermeister  und  Beigeordneten  in 
der  durch  Ortsstatut  zu  bestimmenden  Weise  eine  Tafel  angebracht,  auf  der 
in  deutlicher  Schrift  zu  lesen  ist:  „Für  unbewohnbar  erklärte  Wohnung". 

8.  Von  dem  Tage  an,  an  welchem  die  im  vorigen  Satze  erwähnte  Tafel  an- 
gebracht worden  ist,  dürfen,  abgesehen  von  der  in  Artikel  25  enthaltenen  Be- 
stimmung, Personen,  welche  die  Wohnung  an  jenem  Tage  nicht  bewohnten, 
dieselbe  nicht  beziehen,  mit  Ausnahme  von  Mitgliedern  der  Familie,  welche  sie 
schon  vor  jenem  Termin  bewohnte. 

9.  Artikel  2,  Satz  4,  ist  in  Bezug  auf  das  im  vorigen  Satze  Bestimmte 
anzuwenden. 

Art.  19.  1.  Wenn  eine  Entscheidung  der  Gesundheitskommission  zur  Un- 
bewohnbarkeitserklärung innerhalb  dreier  Monate  nach  dem  Datum  der  Entschei- 
dung nicht  vom  Gemeinderath  befolgt  worden  ist,  kann  die  Kommission  und 
können  in  den  in  Artikel  12  umschriebenen  Fällen  auch  diejenigen,  die  eine 
Beschwerdeschrift  eingereicht  haben,  beim  ständigen  Provinzialausschuss  inner- 
halb sechs  Wochen  appelliren. 

2.  Von  der  Kommission  und  in  den  in  Artikel  12  umschriebenen  Fällen  auch 
von  denjenigen,  die  die  Beschwerdeschrift  eingereicht  haben,  kann  auch  beim 
ständigen  Provinzialausschuss  appellirt  werden,  wenn  die  im  zweiten  Satze  des 
vorigen  Artikels  bezeichnete  Entscheidung  nicht  innerhalb  zweier  Monate  nach 
Ablauf  des  für  das  Anbringen  von  Verbesserungen  bestimmten  Termins  aus- 
gesprochen ist: 

3.  Innerhalb  30  Tagen  nach  dem  Datum  des  Beschlusses  zur  Unbewohnbar- 
keitserklärung kann  beim  ständigen  Provinzialausschuss  appellirt  werden  von  dem 
Bewohner,  sei  er  Familienvorstand  oder  einzeln  lebende  Person,  und  von  dem 
Besitzer  der  Wohnung  oder  demjenigen,  der  die  Befugniss  hat,  die  Wohnung 
in  bewohnbaren  Zustand  zu  bringen. 

4.  Der  ständige  Provinzialausschuss  entscheidet,  nachdem  er  das  Gutachten 
des  staatlichen  Inspektors  vernommen  hat,  innerhalb  sechs  Wochen  nach  dem 
Tage,  an  welchem  appellirt  worden  ist. 

5.  Während  der  Berufungsfrist  und  während  der  Behandlung  der  Berufung 
bleibt  der  Beschluss  zur  Unbewohnbarkeitserklärung  ausser  Wirkung. 

6.  Annulliren  Wir  den  Beschluss  des  ständigen  Provinzialausschusses,  so 
hat  dieser  aufs  neue  einen  Beschluss  zu  fassen  unter  Berücksichtigung  Unserer 
Entscheidung. 

Art.  20.  1.  Durch  Beschluss  von  Bürgermeister  und  Beigeordneten  wird 
sofortige  Räumung  einer  für  unbewohnbar  erklärten  Wohnung  befohlen,  falls 
nach  Ablauf  des  in  Artikel  18  gestellten  Termins  die  Bewohnimg  fortdauert 
oder  im  Widerspruch  mit  der  Bestimmung  des  achten  Satzes  jenes  Artikels 
aufs  neue  anfängt. 

2.  Bürgermeister  und  Beigeordnete  können  auch,  falls  die  Nothwendigkeit 
es  verlangt,  zur  Schliessung  schreiten,  für  so  lange,  wie  sie  es  für  nöthig  erachten. 

Art.  21.  Räumung  und  Schliessung  hnden  statt  unter  Vorzeigung  des 
darauf  lautenden  Befehls  in  Gegenwart  entweder  des  Richters  oder  des  Bürger- 
meisters, eines  Beigeordneten  der  Gemeinde  oder  eines  Polizeikommissars. 

Art.  22.  Wenn  sich  ergiebt,  dass  eine  für  unbewohnbar  erklärte  AVoh- 
nung  nach  Ablauf  des  für  die  Räumung  gestellten  Termins  gefährlich  ist  oder 
die  Bewohnbarkeit  anderer  Wohnungen  namhaft  beeinträchtigt,  so  beschliessen 
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Bürgermeister  und  Beigeordnete  nach  Anhörung  des  staatlichen  Inspektors  den 
Abbruch  des  Gebäudes  oder  desjenigen  Theils.  in  welchem  die  Wohnung  sich 
befindet,  oder  andere  Maassnahmen,  durch  welche  die  Gefahr  oder  die  Beschwer- 
den beseitigt  werden. 

Art.  23.  Der  Befehl  zur  Schliessung  sowie  jeglicher  im  vorigen  Artikel 
erwähnte  Befehl  wird  unverzüglich  dem  Besitzer  der  Wohnung  mitgetheilt  oder 
demjenigen,  der  die  Befugniss  hat.  die  Wohnung  noch  in  bewohnbaren  Zustand 
zu  bringen. 

Art.  24.  Im  Falle  eines  Abbruchs  werden  die  Baumaterialien  öffentlich 
verkauft,  und  der  Erlös,  unter  Abzug  der  Kosten  für  Abbruch  und  Verkauf,  dem 
dazu  Berechtigten  übergeben, 

Art.  25.  1.  Auf  hebung  der  Unbewohnbarkeitserklärung  kann,  wenn  erwiesen 
wird,  dass  die  Wohnung  wieder  in  bewohnbaren  Zustand  gebracht  worden  ist, 
stattfinden  durch  Gemeinderathsbeschluss  nach  Einholung  des  Gutachtens  der 
Gesundheitskommission;  wenn  die  Unbewohnbarkeitserklärung  nicht  vom  Ge- 
meinderath  ausgegangen  ist,  nach  Anhörung  des  staatlichen  Inspektors  durch 
Beschluss  des  ständigen  Provinzialausschusses. 

2..Xach  Aufhebimg  der  Unbewohnbarkeitserklärung  wird  die  in  Artikel  18 
erwähnte  Tafel  entfernt. 

§  5.  Expropriation. 

Art.  26.  I.  Dem  Gesetz  vom  28.  August  1851  (Staatsblatt  No.  125),  zu- 
letzt geändert  durch  Gesetz  vom  16.  April  1886  (Staatsblatt  No.  64),  wird  ein 
IV.  Titel  zugefügt:  „Ueber  die  Expropriation  im  Interesse  der  Volkswohnungen/' 

Dieser  Titel  umfasst  die  folgenden  Bestimmungen: 

Art.  77.  Auch  ohne  dass  durch  ein  Gesetz  erst  ausgesprochen  wird, 
dass  das  allgemeine  Interesse  die  Expropriation  erfordert,  kann  im  Inter- 
esse der  Volkswohnungen  Expropriation  stattfinden: 

1.  zur  Räumung  von  Grundstücken,  bei  denen  in  Folge  des  mangel- 
haften Zutrittes  von  Licht  und  Luft  oder  des  Mangels  anderer  zur  Be- 
wohnbarkeit nothwendigen  Erfordernisse  mit  Rücksicht  auf  die  Lage 
des  Gebäudes  oder  seinen  Zusammenhang  mit  anderen  Gebäuden  eine 
endgültige  Verbesserung  der  Wohnungen  auf  anderm  Wege  schwerlich 
auszuführen  ist; 

2.  zur  Beseitigung  einer  oder  mehrerer  Wohnungen,  deren  endgültige 
Verbesserung  mit  Rücksicht  auf  ihre  Lage  oder  ihren  Zusammenhang 
untereinander  oder  mit  anderen  Wohnungen  oder  Gebäuden  schwerlich 
auszuführen  ist; 

3.  zur  Beseitigung  einer  oder  mehrerer  Wohnungen,  welche,  mögen  sie 
zum  Bewohnen  geeignet  oder  bestimmt  sein  oder  nicht,  verhindern, 
dass  nachbarliche  oder  in  der  Nähe  gelegene  Wohnungen  in  bewohn- 
baren Zustand  gebracht  werden  können; 

4.  um  die  Verfügung  über  unbebaute  Grundstücke  zu  erlangen,  damit 
ein  im  Interesse  der  Volkswohnungen  festgestellter  Bauplan  oder  ein 
mit  Berücksichtigung  des  §  6  des  Wohnungsgesetzes  aufgestellter  Er- 
weiterungsplan ausgeführt  werden  kann. 

In  den  genannten  Fällen  findet  die  Expropriation  statt  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  folgenden  Artikeln. 

Art.  78.  Die  Expropriation  findet  statt  zu  Gunsten  der  Gemeinde 
oder  auch  zu  Gunsten  von  Vereinen,  Aktiengesellschaften  oder  Stif- 
tungen, die  ausschliesslich  im  Interesse  der  Verbesserung  der  Volks- 
wohnungen thätig  und  nur  zu  diesem  Zwecke  von  Uns,  nach  Anhörung 
des  ständigen  Provinzialausschusses.  zugelassen  sind. 

Die  Bedingungen  für  die  Zulassung  werden  des  Näheren  durch  all- 
gemeine V erfügung  der  Verwaltung  festgestellt. 
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Art.  79.  Expropriation  im  Interesse  der  Volkswohnungen  findet, 
ausser  in  dem  Falle  des  Artikel  87,  statt  kraft  eines  Beschlusses  des 
Gemeinderaths  unter  Unserer  Genehmigung  nach  Anhörung  des  Staats- 
raths. 

In  dem  im  Artikel  77,  Abschnitt  1  umschriebenen  Falle  reicht  die 
auf  Grund  des  Gesundheitsgesetzes  errichtete  Gesundheitskommission 
einen  mit  Gründen  versehenen  Bericht  über  den  Zustand  der  Wohnungen 
ein,  mit  Angabe  der  zu  expropriirenden  Gebäude,  welche  ihrer  Ansicht 
nach  noch  den  für  Bewohnbarkeit  gestellten  Anforderungen  genügen. 

Art.  80.  Interessenten  wird,  bevor  ein  Gemeinderathsbeschluss  be- 
treffs Expropriation  gefasst  wird,  die  Gelegenheit  geboten,  ihre  Einwen- 
dungen einzureichen. 

Dazu  wird,  falls  Expropriation  im  Namen  der  Gemeinde  beabsichtigt 
ist,  von  Bürgermeister  und  Beigeordneten  ein  vollständiger  durch  Ge- 
meinderathsbeschluss vorläufig  genehmigter  Plan  mit  ausführlichen  Karten 
und  Zeichnungen  und  mit  deutlicher  Angabe  der  zu  expropriirenden  Grund- 
stücke mit  deren  Katasternummern  und  den  Namen  ihrer  im  Kataster 
eingetragenen  Besitzer  mindestens  30  Tage  lang  zu  Jedermanns  Einsicht 
auf  dem  Bürgermeisteramt  ausgelegt.  Ein  Verein,  eine  Aktiengesell- 
schaft oder  Stiftung,  welche  nach  Artikel  78  Expropriation  wünscht,  legt 
Bürgermeister  und  Beigeordneten  einen  vollständigen  Plan  vor  mit  den 
weiteren  im  zweiten  Satz  bezeichneten  Angaben.  Innerhalb  eines  Monats 
nachdem  dies  geschehen,  werden  von  Bürgermeister  und  Beigeordneten 
die  Akten  mindestens  30  Tage  lang  auf  dem  Bürgermeisteramt  zu  Jeder- 
manns Einsicht  ausgelegt.  Von  jeder  Auslegung  wird  seitens  des  Vor- 
sitzenden des  Gemeindevorstandes  unverzüglich  in  einer  oder  mehreren 
Zeitungen  der  Gemeinde  oder  in  Ermangelung  dieser  in  denen  einer 
Nachbargemeinde  Nachricht  gegeben.  Er  giebt  sie  auch  in  ortsüblicher 
Weise  den  Einwohnern  kund. 

Den  zur  Einsicht  ausgelegten  Papieren  fügen  Bürgermeister  und 
Beigeordnete  in  dem  in  Artikel  79  Seite  3  bezeichneten  Falle  den  dort 
erwähnten  Bericht  der  Gesundheitskommission  bei. 

Art.  81.  Die  Interessenten  können  spätestens  14  Tage  nach  Ablauf 
des  Termins  zur  Auslegung  ihre  Einwände  dem  Gemeinderath  kund- 
geben. Die  Gesundheitskommission  wird  von  Bürgermeister  und  Bei- 
geordneten mit  denselben  bekannt  gemacht,  mit  der  Bitte,  sie  so  bald 
wie  möglich  beurtheilen  zu  wollen. 

Art.  82.  Artikel  9  findet  hier  in  dem  Sinne  Anwendung,  dass  für 
die  Gemeinde  gilt,  was  dort  vom  Staate  gesagt  ist. 

Art.  83.  Beschliesst  der  Gemeinderath  die  Expropriation  im  Namen 
der  Gemeinde  oder  eines  Vereins,  einer  Aktiengesellschaft  oder  Stiftung, 
so  werden  in  dem  Expropriationsbeschlusse  des  Raths  die  Gebäude  be- 
zeichnet, welche  expropriirt  werden  sollen,  unter  Vorlage  der  Pläne 
oder  Karten,  in  welchen  die  Gebäude  genau  angegeben  sind,  und  unter 
Angabe  von  deren  Katasternummern  und  der  Namen  der  in  den  Kataster 
eingetragenen  Eigenthümer. 

Falls  andere  Gebäude  als  die  im  ersten  Plane  bezeichneten  expro- 
priirt werden  müssen,  so  werden  die  Bestimmungen  der  vier  vorhergehen- 
den Artikel  auf  diese  Gebäude  angewendet. 

Art.  84.  Der  Expropriationsbeschluss  des  Gemeinderaths  wird  in 
einer  oder  mehreren  Zeitungen  der  Gemeinde  oder  in  Ermangelung  deren 
in  denjenigen  einer  Nachbargemeinde  veröffentlicht.  Er  wird  ausserdem 
seitens  des  Vorsitzenden  des  Gemeinderaths  in  ortsüblicher  Weise  den 
Einwohnern  kund  gethan. 

Art.  85.  Der  Expropriationsbeschluss  des  Gemeinderaths  wird  mit 
den  in  den  Artikeln  79—81  angeführten  Plänen,  Karten,  Zeichnungen, 
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Einsprüchen  und  Berichten  dem  ständigen  Provinzialausschuss  vorgelegt, 
der  Uns  innerhalb  zweier  Monate  nach  Empfang  seinen  Bericht  einreicht. 

Der  ständige  Provinzialausschuss  holt,  bevor  er  den  Bericht  ein- 
reicht, das  Gutachten  des  staatlichen  Inspektors  ein,  der  mit  der  Auf- 
sicht über  die  Handhabung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  betreffs  der 
Volkswohnungen  beauftragt  ist. 

Art.  86.  Unsere  Entscheidung  wird  innerhalb  dreier  Monate  nach- 
dem der  ständige  Provinzialausschuss  Uns  seinen  Bericht  eingereicht 
hat,  in  einer  mit  Gründen  versehenen  Verfügung  dem  ständigen  Provinzial- 
Ausschuss  mitgetheilt.  der  sie  zur  Kenntniss  des  Gemeindevorstandes 
und  der  expropriirenden  Partei  bringt.  Ertheilen  Wir  dem  Rathsbeschlusse 
Unsere  Genehmigung,  so  wird  Unser  darauf  lautender  Beschluss  im  Staats- 
blatte veröffentlicht. 

*  Art.  87.  Wenn  der  Gemeinderath  nach  einem  Expropriationsantrage 
eines  Vereins,  einer  Aktiengesellschaft  oder  Stiftung  nicht  die  Expro- 
priation beschliesst,  kann  der  Antragsteller  frühestens  einen  Monat,  spä- 
testens vier  Monate  nach  Ablauf  des  in  Artikel  81  bezeichneten  Termins 
an  Uns  appelliren. 

Genehmigen  Wir  nach  Anhörung  des  ständigen  Provinzialausschusses 
die  Expropriation,  so  sind  die  Artikel  83  und  84  in  der  Weise  anzuwen- 
den, dass  auf  Unsern  Beschluss  Anwendung  findet,  was  dort  vom  Raths- 
beschluss  gesagt  wird.  Unsere  Genehmigung  zur  Expropriation  muss  durch 
Gesetz  bestätigt  werden  und  wird  hinfällig,  falls  dieses  Gesetz  nicht  inner- 
halb sechs  Monaten  nach  dem  Datum  unseres  Beschlusses  veröffentlicht 
worden  ist. 

Art.  88.  Die  Artikel  3  und  4,  sowie  die  Artikel  17—22,  24,  26—38. 
40,  41,  42  -erster  und  zweiter  Satz,  43—47,  49 — 54  sind  hier  zu  beachten, 
in  der  Weise,  dass,  wenn  der  Gemeinderath  die  Expropriation  beschlossen 
hat,  auf  seinen  Beschluss  Anwendung  findet,  was  von  Unserm  Beschlüsse 
gesagt  wird,  und  dass.  falls  Expropriation  zu  Gunsten  eines  Vereins, 
einer  Aktiengesellschaft  oder  Stiftung  erfolgt,  diese  als  Antragsteller 
auftritt. 

Art.  89.  Mindestens  drei  Tage  vor  der  mündlichen  Verhandlung  an 
Gerichtsstelle  legt  die  expropriirende  Partei  zur  Bekräftigung  ihres  An- 
trages auf  der  Justizkanzlei  vor: 

a)  falls  der  Gemeinderath  die  Expropriation  beschlossen  hat: 

1.  den  Rathsbeschluss,  in  welchem  die  zu  expropriirenden  Gebäude 
angegeben  sind, 

2.  Unsere  Genehmigung  dieses  Beschlusses, 

3.  einen  vom  Vorsitzenden  des  Gemeindevorstandes  erbrachten  Nach- 
weis, dass  den  Artikeln  80  und  85  entsprochen  worden  ist; 

b)  falls  die  Expropriation  auf  Grund  des  Artikels  87  beschlossen  wor- 
den ist: 

1.  Unsern  Beschluss,  in  welchem  die  zu  expropriirenden  Gebäude  an- 
gegeben werden. 

2.  die  Nummer  des  Staatsblattes,  welche  das  Gesetz  zur  Bestätigung 
Unseres  Beschlusses  enthält. 

Art.  90.  Das  Gericht  kann  dem  Antrage  der  expropriirenden  Partei 
nicht  Folge  geben: 

1.  wenn  die  nach  Artikel  89  von  der  expropriirenden  Partei  vorzulegen- 
den Akten  nicht  vorgelegt  worden  sind, 

2.  wenn  es  sich  zeigen  sollte,  dass  den  Artikeln  80  und  84  nicht  ent- 
sprochen ist. 

Art.  91.  Bei  der  Berechnung  des  Schadenersatzes  werden  nicht 
beachtet  neue  Zimmermannsarbeiten  oder  Verbesserungen,  die  nach  der 
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öffentlichen  Auslegung  des  in  Artikel  80,  Satz  2  und  3  genannten  Planes 
vorgenommen  worden  sind. 

Art.  92.  Als  der  wirkliche  Werth  im  Sinne  des  Artikels  40  wird 
mit  Ausnahme  des  in  den  folgenden  Artikeln  Bestimmten  die  Summe 
betrachtet,  welche  die  einzelnen  zu  expropriirenden  Grundstücke  hätten 
bringen  können,  wenn  sie  einer  Frist,  anfangend  18  Monate  und  schliessend 
sechs  Monate  vor  dem  Tage,  an  welchem  der  in  Artikel  80,  Satz  2  und 
3  genannte  Plan  zur  Kenntnissnahme  ausgelegt  worden  ist,  verkauft  worden 
wären. 

Art.  93.  Wenn  das  zu  expropriirende  Gebäude  für  unbewohnbar  er- 
klärt wird,  wird  der  Werth  des  Bodens  und  der  Baumaterialien  vergütet, 
falls  das  Gebäude  zu  keinem  andern  Zwecke  mehr  benutzt  werden  kann. 
Wenn  das  Gebäude  zu  einem  andern  Zwecke  als  zum  Bewohnen  ver- 
wendet werden  kann,  wird  der  Werth  des  Bodens  und  der  Baumaterialien 
vergütet,  vermehrt  um  den  Betrag,  den  man  für  gerecht  erachtet  in  An- 
betracht der  grösseren  Vortheile,  welche  der  Eigenthümer  aus  einer  solchen 
Verwendung  haben  könnte.  Bei  Festsetzung  des  Bodenwerthes  ist  Ar- 
tikel 92  anzuwenden. 

Wenn  nur  ein  Theil  des  zu  expropriirenden  Gebäudes  für  unbewohn- 
bar erklärt  ist,  wird  dies  bei  Bestimmung  des  Werthes  berücksichtigt. 
Auch  wird  beachtet,  ob  der  für  unbewohnbar  erklärte  Theil  noch  für 
andere  Zwecke  als  zum  Bewohnen  brauchbar  ist  oder  nicht. 

Art.  94.  Wenn  eine  Aufforderung  zum  Anbringen  von  Verbesserungen 
nach  Artikel  14  des  Wohnungsgesetzes  ergangen  war,  ohne  befolgt  wor- 
den zu  sein,  so  wird  der  Werth  vergütet,  den  das  Gebäude  haben 
würde,  falls  jene  Verbesserungen  angebracht  worden  wären,  unter  Abzug 
der  Kosten  der  Verbesserungen. 

Wenn  das  Gebäude  von  einer  grösseren  Anzahl  Personen  bewohnt 
wird,  als  nach  Ortsstatut  erlaubt  ist,  wird  bei  der  Bestimmung  des 
Werthes  die  Erhöhung  der  Miethe,  welche  die  Folge  dieser  Ueberschrei- 
tung  ist,  nicht  in  Betracht  gezogen. 

Art.  95.  Wenn  der  Miether  noch  für  weniger  als  ein  Jahr  gemiethet 
hat,  wird  ihm  das  Vierfache  der  Miethe  vergütet,  berechnet  nach  dem 
Termin,  bis  zu  welchem  die  Miethe  eingegangen  war,  höchstens  jedoch 
der  Werth  einer  Jahresmiethe  oder  der  Werth  der  auf  dem  Felde  stehen- 
den Früchte. 

Wenn  die  Vermiethung  oder  deren  Verlängerung  nach  dem  in  Ar- 
tikel 91  bezeichneten  Zeitpunkt  stattgefunden  hat,  empfängt  der  Miether 
keinen  Schadenersatz  von  der  expropriirenden  Partei,  sondern  hat  eine 
Forderung  auf  Schadenersatz  an  den  Vermiether,  es  sei  denn,  dass  durch 
Uebereinkunft  anders  bestimmt  worden  ist.  Fortsetzung  der  auf  je  eine 
Woche  eingegangenen  Miethe  wird  nicht  als  Verlängerung  im  Sinne  des 
vorigen  Satzes  betrachtet. 

Art.  96.  In  Bezug  auf  die  Zahlung  des  Schadenersatzes  gelten  die 
Bestimmungen  des  vierten  Kapitels  des  ersten  Titels  mit  den  Aenderungen, 
dass  in  den  in  Artikel  61  genannten  Fällen  die  expropriirte  Partei  die  Wahl 
hat  zwischen  einer  Zurückerstattung,  wie  in  jenem  Artikel  angegeben, 
und  der  Forderung  zur  Zahlung  eines  vom  Richter  nach  Recht  und 
Billigkeit  zu  bestimmenden  Schadenersatzes  über  den  schon  genossenen 
hinaus,  und  dass  die  dort  genannte  Frist  von  einem  Jahr  auf  zehn  Jahre 
festgestellt  wird. 

II.  Artikel  77  des  Gesetzes  vom  28.  August  1851  (Staatsblatt  No.  125), 
zuletzt  geändert  durch  Gesetz  vom  15,  April  1886  (Staatsblatt  No.  64)  wird 
Artikel  97,  Artikel  78  jenes  Gesetzes  wird  Artikel  98. 

§  6.  Bebauungsplan. 
Art.  27.    1.  Der  Gemeinderath  hat  die  Befugniss,  im  Interesse  einer  syste- 
matischen Bebauung  zu  verbieten,  dass  Gebäude  errichtet  oder  wieder  auf- 
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gebaut  werden  an  einer  Stelle,  die  infolge  eines  vorhergehenden  Rathsbeschlusses 
in  der  nächsten  Zukunft  für  eine  neue  Strasse,  einen  Kanal  oder  Platz  be- 
stimmt ist. 

2.  Bei  einem  Rathsbeschluss,  der  ein  Bauverbot  enthält,  sind  anzugeben, 
auf  welchen  Theil  des  Bodens,  der  einem  und  demselben  Eigenthümer  gehört, 
das  Verbot  sich  bezieht,  und  falls  das  Verbot  mehr  als  ein  Drittel  seines  vom 
Plane  betroffenen  Bodens  betrifft,  sind  die  Gründe  anzugeben,  weshalb  nicht 
zum  Ankauf  oder  zur  Expropriation  geschritten  wird. 

3.  Auf  diesen  Rathsbeschluss  sind  die  Bestimmungen  des  Artikels  7  an- 
wendbar in  dem  Sinne,  dass  auch  Interessenten  gegen  die  Ertheilung  der  Ge- 
nehmigung durch  den  ständigen  Provinzialausschuss  an  Uns  appelliren  können. 

4.  Der  Entwurf  zu  diesem  Rathsbeschluss  liegt,  mit  ausführlichen  Karten 
und  Zeichnungen  versehen,  mindestens  während  vier  Wochen  vor  der  Ent- 
scheidung auf  dem  Bürgermeisteramt  zur  Einsicht  aus. 

5.  Der  Ratsbeschluss  wird  mit  ausführlichen  Karten  und  Zeichnungen  auf 
dem  Bürgermeisteramt  zu  Jedermanns  Einsicht  ausgelegt. 

6.  Das  öffentliche  Ausliegen  des  Beschlusses  und  die  Genehmigung  des 
ständigen  Provinzialausschusses  werden  vom  Vorsitzenden  des  Gemeindevor- 
standes in  einer  oder  mehreren  Zeitungen  der  Gemeinde  oder  in  deren  Er- 
mangelung in  denen  einer  Nachbargemeinde  unverzüglich  bekannt  gemacht.  Sie 
werden  überdies  in  ortsüblicher  Weise  den  Einwohnern  kundgethan. 

Art.  28.  In  Gemeinden,  die  über  10  000  Einwohner  zählen,  sowie  in  Ge- 
meinden, deren  Einwohnerzahl  in  den  letzten  fünf  Jahren  um  mehr  als  ein 
Fünftel  gestiegen  ist,  setzt  der  Rath,  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  des 
ständigen  Provinzialausschusses,  einen  Plan  zur  Erweiterung  fest,  in  welchem 
der  Boden  angegeben  wird,  der  in  der  nächsten  Zukunft  zur  Anlage  von  Strassen, 
Kanälen  und  Plätzen  bestimmt  ist. 

2.  Dieser  Plan  wird  mindestens  einmal  in  zehn  Jahren  revidirt. 

3.  Der  Erweiterungsplan  sowie  die  Pläne  zur  Revision  sind  der  Genehmi- 
gung des  ständigen  Provinzialausschusses  unterworfen.  Gegen  die  Verweigerung 
der  Genehmigung  kann  der  Rath,  gegen  die  Ertheilung  der  Genehmigung  können 
die  Interessenten  innerhalb  eines  Monats  an  Uns  appelliren. 

4.  Der  Entwurf  des  Erweiterungsplanes  sowie  die  Entwürfe  zur  Revision 
desselben  werden  mit  ausführlichen  Karten  und  Zeichnungen  während  mindestens 
vier  Wochen  vor  der  Entscheidung  auf  dem  Bürgermeisteramt  zu  Jedermanns 
Einsicht  ausgelegt. 

5.  Der  Erweiterungsplan  sowie  die  Pläne  zur  Revision  desselben  werden 
mit  ausführlichen  Karten  und  Zeichnungen  auf  dem  Bürgermeisteramt  zu  Jeder- 
manns Einsicht  ausgelegt. 

6.  Das  öffentliche  Ausliegen  des  Planes  und  die  Genehmigung  des  ständigen 
Provinzialausschusses  werden  seitens  des  Vorsitzenden  des  Gemeindevorstandes 
in  einer  oder  mehreren  Zeitungen  der  Gemeinde  oder  in  deren  Ermangelung 
in  denen  einer  Nachbargemeinde  unverzüglich  bekannt  gemacht,  überdies  werden 
sie  in  ortsüblicher  Weise  den  Einwohnern  kundgegeben. 

7.  Durch  allgemeine  Verfügung  der  Verwaltung  werden  Bestimmungen 
erlassen  betreffend  die  Einrichtung  der  Erweiterungspläne  in  Uebereinstimmung 
mit  diesem  Artikel. 

§  7.   Finanzielle  Unterstützung  seitens  der  Gemeinde. 
Art.  29.    1.  Durch  Beschluss  des  Gemeinderathes  können  demjenigen  ver- 
zinsliche Vorschüsse  gewährt  werden,  der  eine  Aufforderung  nach  Artikel  14 
erhalten  hat. 

2.  Diese  Vorschüsse  werden  nur  gegeben  unter  hypothekarischer  Haftung 
des  Gebäudes  und  des  Bodens,  in  deren  Interesse  sie  gewährt  werden. 

3.  Diese  Vorschüsse  werden  nur  gewährt  unter  der  Bedingung,  dass  sie  in 
höchstens  20  Jahren  in  gleichen  jährlichen  Abzahlungen  oder  durch  Annuitäten 
•getilgt  werden. 
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4.  Bei  Auflösung  sowie  bei  Konkurs  eines  Vereins,  einer  Aktiengesellschaft 
oder  Stiftung  werden  die  rückständigen  Gelder  sofort  fällig. 

Art.  30.  1.  Durch  Beschluss  des  Gemeinderathes  können  unter  näheren, 
durch  allgemeine  Verfügung  der  Verwaltung  festzustellenden  Bedingungen  Ver- 
eine, Aktiengesellschaften  und  Stiftungen,  welche  ausschliesslich  im  Interesse 
der  Volkswohnungen  thätig  und  als  solche  von  Uns  nach  Anhörung  des  stän- 
digen Provinzialausschusses  anerkannt  sind,  Vorschüsse  und  Beiträge  erhalten 
als  Beihilfe  zu  den  von  jenen  Vereinen,  Aktiengesellschaften  und  Stiftungen  im 
Interesse  der  Volkswohnungen  aufzuwendenden  Kosten. 

2.  Dieser  Rathsbeschluss  bedarf  der  Genehmigung  des  ständigen  Provinzial- 
ausschusses. 

3.  Annulliren  Wir  den  Beschluss  des  ständigen  Provinzialausschusses,  so 
hat  dieser  mit  Beachtung  Unserer  Entscheidung  aufs  neue  einen  Beschluss 
zu  fassen. 

4.  Die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Vorschüsse  und  Beiträge  werden  nur 
unter  der  Bedingung  gewährt,  dass  der  Betrag,  welcher  auf  Rechnung  des  Vereins, 
der  Aktiengesellschaft  oder  Stiftung  steht,  in  spätestens  50  Jahren  in  gleichen 
jährlichen  Abzahlungen  oder  durch  Annuitäten  getilgt  wird. 

6.  Bei  Auflösung  und  bei  Konkurs  werden  die  rückständigen  Gelder 
sofort  fällig. 

Art.  31.  1.  Durch  Beschluss  des  Gemeinderathes  können  Grundstücke  und 
Gebäude,  die  Eigenthum  der  Gemeinde  sind,  den  in  dem  vorigen  Artikel  er- 
wähnten Vereinen,  Aktiengesellschaften  und  Stiftungen  zu  Eigenthum,  Erbpacht 
oder  Erbbaurecht  übertragen  werden  behufs  Neubau  oder  Wiederaufbau  von 
Wohnungen  im  Interesse  der  Volkswohnungen.  Zu  demselben  Zweck  können 
Grundstücke  und  Gebäude  angekauft  werden. 

2.  Artikel  30  Satz  2  und  3  ist  auf  die  obenerwähnten  Rathsbeschlüsse 
anzuwenden. 

Art.  32.  Durch  Beschluss  des  Gemeinderathes  kann  ein  Betrag  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden: 

a)  zur  Ausführung  eines  in  Artikel  26  erwähnten  Expropriationsplanes; 

b)  als  Beihilfe  zu  den  Kosten  der  Beschaffung  von  Obdach,  einschliesslich 
der  Kosten  des  Umzugs  für  die  Bewohner  der  nach  Unbewohnbarkeits- 
erklärung  geräumten  und  der  nach  Artikel  26  expropriirten  Gebäude; 

c)  zum  Ankauf  von  Grundstücken  und  zum  Ankauf,  Neubau  oder  Umbau 
von  Wohnungen  im  Interesse  der  Volkswohnungen  auf  Kosten  der  Ge- 
meinde, falls  dies  für  die  genaue  Ausführung  dieses  Gesetzes  noth- 
wendig  ist. 

2.  Artikel  30,  Satz  2  und  3  ist  auf  die  obenerwähnten  Rathsbeschlüsse 
anzuwenden. 

§  8.  Finanzielle  Unterstützung  seitens  des  Staates. 

Art.  33.  1.  Den  Gemeinden  können  Wir  aus  Staatsmitteln  für  die  in  §  7 
umschriebenen  Zwecke  Vorschüsse  gewähren. 

2.  Diese  Vorschüsse  müssen  verzinst  und  in  höchstens  50  gleichen  Annui- 
täten getilgt  werden. 

3.  Zur  Zahlung  dieser  Annuitäten  können  den  Gemeinden  Beiträge  aus 
Staatsmitteln  zugewiesen  werden. 

Art.  34.  1.  Durch  allgemeine  Verfügung  der  Verwaltung  werden  Regeln 
gegeben  in  Bezug  auf  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  im  vorigen  Artikel 
erwähnte  finanzielle  Unterstützung  gewährt  wird. 

2.  Unsere  Beschlüsse  zur  Gewährung  einer  derartigen  finanziellen  Unter- 
stützung werden,  mit  Gründen  versehen,  im  Staatsblatt  veröffentlicht 
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Art.  35.  1.  Um  bei  der  Ausführung  der  in  den  beiden  vorigen  Artikeln 
angeführten  Bestimmungen  behilflich  zu  sein,  wird  ein  Kollegium  errichtet, 
welches  die  Gesuche  um  Vorschüsse  und  Beiträge  prüft,  die  richtige  Ver- 
wendung derselben  beaufsichtigt  und  alle  die  Geschäfte  erledigt,  mit  denen  es 
durch  allgemeine  Verfügung  der  Verwaltuug  beauftragt  wird. 

2.  Dieses  Kollegium  besteht  mindestens  aus  drei  Personen  und  wird  unter- 
stützt von  einem  besoldeten  Sekretär. 

3.  Die  Mitglieder  und  der  Sekretär  werden  von  Uns  ernannt  und  entlassen. 

4.  Wir  ernennen  eines  der  Mitglieder  zum  Vorsitzenden. 

5.  Die  Mitglieder  und  der  Sekretär  geniessen  eine  Vergütung  für  Bureau- 
spesen sowie  für  Reise-  und  Aufenthaltskosten.  Ueberdies  erhalten  sie 
Präsenzgeld. 

Art.  36.  Die  Befugnisse  und  der  Wirkungskreis  des  im  vorigen  Artikel 
erwähnten  Kollegiums  werden  durch  allgemeine  Verfügung  der  Verwaltung 
geregelt. 

§  9.  Strafbestimmungen. 

Art.  37.  Uebertretung  der  in  den  Artikeln  1  bis  8  und  27  gegebenen 
Vorschriften  kann  mit  höchstens  2  Monaten  Gefängnissstrafe  oder  einer  Geld- 
strafe von  höchstens  300  Gulden  bestraft  werden. 

Wenn  zur  Zeit  der  Uebertretung  noch  nicht  ein  Jahr  vergangen  ist,  seit 
eine  frühere  Verurtheilung  des  Delinquenten  wegen  einer  derartigen  Uebertretung 
rechtskräftig  geworden  ist,  so  kann  der  Richter  die  Geld-  oder  Gefängnissstrafe 
auf  das  Doppelte  des  für  jede  Uebertretung  angegebenen  Maximums  festsetzen. 

Art.  38.  Wer  ohne  schriftliche  Erlaubniss  von  Bürgermeister  und  Bei- 
geordneten oder  ohne  spezielle  Erlaubniss  unter  Verletzung  des  Bauplanes,  nach 
welchem  die  Erlaubniss  ertheilt  ist,  ein  Gebäude  errichtet  oder  es  gänzlich  oder 
theilweise  erneuert,  wird  mit  Gefängnissstrafe  von  höchstens  zwei  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  von  höchstens  300  Gulden  bestraft.  Mit  gleicher  Strafe  wird 
belegt,  wer  ohne  schriftliche  Erlaubniss  von  Bürgermeister  und  Beigeordneten 
Gebäude  oder  Theile  von  solchen,  die  in  der  letzten  Zeit  nicht  als  Wohnung 
benutzt  worden  waren,  sei  es  kraft  eines  sachlichen  Rechtes  als  Wohnung  be- 
nutzt, sei  es  als  Eigenthümer  oder  in  einer  anderen  Eigenschaft  als  Wohnung 
zum  Gebrauch  überlässt.  Dasselbe  gilt  von  den  in  Artikel  49  Abschnitt  1  er- 
wähnten Obdachen,  wenn  diese  nicht  dem  Reich,  der  Provinz  oder  der  Ge- 
meinde gehören  oder  von  diesen  benutzt  werden. 

Art.  39.  Wer  eine  Verpflichtung  nicht  oder  nicht  vollständig  erfüllt,  die 
ihm  durch  Artikel  9  oder  durch  Verordnung  oder  Ortsstatut  auf  Grund  jenes 
Artikels  auferlegt  ist,  wird  mit  Geldstrafe  von  höchstens  25  Gulden  bestraft. 

Art.  40.  Wer  das  ihm  nach  Artikel  14  Vorgeschriebene  nicht  oder  nicht 
rechtzeitig  ausführt,  wird,  es  sei  denn,  dass  er  vor  Ablauf  der  Frist,  in  welcher 
die  Verbesserungen  ausgeführt  werden  sollten,  mit  der  Bewohnung  aufgehört 
hat  oder  die  nöthigen  Anordnungen  getroffen  hat,  um  sie  aufhören  zu  lassen, 
mit  einer  Geldstrafe  belegt,  die  höchstens  fünf  Gulden  für  jeden  Tag  beträgt  der 
auf  den  folgt,  an  welchem  die  erwähnte  Frist  abläuft,  bis  zu  dem,  an  welchem 
entweder  die  Verbesserungen  ausgeführt  worden  sind  oder  die  Bewohnung  auf- 
gehört hat  oder  die  Unbewohnbarkeitserklärung  ausgesprochen  ist. 

Art.  41.  Wer  nach  Ablauf  der  in  Artikel  15  erwähnten  Frist  das  ihm  in 
jenem  Artikel  Vorgeschriebene  nicht  befolgt,  wird  bestraft  mit  einer  Geldstrafe 
von  höchstens  drei  Gulden  für  jeden  Tag,  den  er  versäumt. 

Art.  42.  Wer  die  in  Artikel  18  Satz  7  erwähnte  Tafel  fortnimmt,  ver- 
nichtet oder  unlesbar  macht,  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  höchstens  100  Gulden 
bestraft. 

Art.  43.  1.  Wer,  sei  es  als  Familienvorstand,  oder  als  Einzelperson,  eine 
für  unbewohnbar  erklärte  Wohnung  bewohnt  und  sie  nach  Ablauf  der  für  Räu- 
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mung  bestimmten  Frist  nicht  verlässt,  wird  bestraft  mit  einer  Geldstrafe  von 
höchstens  drei  Gulden  für  jeden  Tag,  den  er  länger  bleibt;  es  sei  denn,  dass 
sich  ergiebt,  dass  es  ihm  unmöglich  war,  ein  anderes  Unterkommen  zu  finden. 

Wer  eine  auf  Grund  des  Artikel  18,  Satz  8  für  unbewohnbar  erklärte  Woh- 
nung bezieht  und  dort  wohnen  bleibt,  wird  mit  einer  Geldstrafe  belegt  von  höch 
stens  drei  Gulden  für  jeden  Tag,  den  er  bleibt. 

3.  Dieselbe  Strafe  trifft  denjenigen,  der  unter  den  oben  erwähnten  Um- 
ständen die  Wohnung  zum  Bewohnen  überlässt. 

Art.  44.  Die  in  den  Artikeln  37  —  43  erwähnten  strafbaren  Handlungen 
sind  als  Uebertretungen  zu  betrachten. 

§  10.  Schlussbestimmungen. 

Art.  45.  Die  dem  Gemeindevorstand  zustehende  Befugniss  auf  Grund  des 
Artikels  135  des  Gemeindegesetzes  bleibt  in  Bezug  auf  die  Gegenstände,  welche 
dieses  Gesetz  regelt,  in  Kraft,  insofern  die  von  ihm  zu  erlassenden  Bestimmungen 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  widersprechen. 

Art.  46.  1.  Soweit  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  und  der  kraft  dieses 
Gesetzes  erlassenen  Verordnungen  und  Beschlüsse  dem  Gemeindevorstand  über- 
tragen ist,  gehört  zur  Ausführung  die  Befugniss,  im  äussersten  Falle  auf  Kosten 
der  Uebertretenden,  zu  beseitigen,  zu  verhindern  oder  zu  vernichten,  was  in 
Widerspruch  mit  diesem  Gesetz  oder  jenen  Verordnungen  und  Beschlüssen  ge- 
than,  versucht  oder  zugelassen  wird.  Ausser  in  dringenden  Fällen,  geschieht 
dies  nicht,  bevor  der  Interessent  schriftlich  benachrichtigt  worden  ist. 

2.  Die  in  Folge  des  vorigen  Artikels  im  Interesse  der  Volkswohnungen  ent- 
standenen Kosten  sind  in  erster  Linie  auf  das  Gebäude  abzuwälzen,  zu  dessen 
Behuf  die  Ausgaben  gemacht  worden  sind,  und  werden,  nachdem  die  in  Ar- 
tikel 1185.  4°  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  erwähnten  Zahlungen  zum  Unter- 
halt geleistet  sind,  aus  dem  Ertrag  des  Grundstückes  bezahlt. 

Art.  47.  Von  dem  vom  Gemeindevorstand  dazu  angewiesenen  Beamten  wird 
dem  Schuldner  ein  vom  Vorstand  aufgestelltes  und  unterzeichnetes  Aktenstück 
persönlich  eingehändigt  oder  in  die  Wohnung  geschickt,  welches  den  Betrag 
der  nach  dem  vorigen  Artikel  entstandenen  Kosten  angiebt.  Dieser  Betrag 
wird,  so  weit  möglich,,  durch  andere  Urkunden  bestätigt.  Weiter  enthält  das 
Aktenstück  die  Mahnung,  den  Betrag  binnen  drei  Tagen  an  der  in  dem  Akten- 
stück angegebenen  Stelle  einzuzahlen. 

2.  Falls  der  Schuldner  dies  unterlässt,  wird  er  schriftlich  gemahnt,  inner- 
halb drei  Tagen  seine  Schuld  zu  bezahlen,  da  diese  sonst  zwangsweise  ein- 
getrieben wird. 

3.  Bei  Nichtbeachtung  dieser  Mahnung  wird  die  Schuld  zwangsweise  ein- 
getrieben, wozu  der  Befehl  von  dem  Beamten  ergeht,  der  mit  dem  Einziehen 
geschuldeter  Gelder  beauftragt  ist.  Der  Richter  in  dessen  Bezirk  die  Eintrei- 
bung stattfindet,  hat  die  Erlaubniss  dazu  zu  geben. 

4.  Dieser  Zwangsvollstreckungsbefehl  wird  ausgefertigt  und  ausgeführt  in 
der  Weise,  die  im  Gesetzbuch  in  Bezug  auf  Verurtheilungen  vorgeschrieben  ist. 

5.  Die  Vollstreckung  des  Zwangsbefehls  wird  durch  eine  Interventionsklage 
aufgeschoben,  welche  innerhalb  14  Tagen  nach  dem  Erlass  beim  Bezirksgericht 
anhängig  zu  machen  ist. 

6.  Diese  Interventionsklage,  welche  mit  Gründen  versehen  sein  muss,  ist 
zulässig  entweder  aus  dem  Grunde,  dass  die  Kosten  nicht  aufgewendet  worden 
oder  dass  sie  zu  einem  geringeren  Betrage  als  der  Zwangsbefehl  angiebt,  auf- 
gewendet worden  seien,  oder  dass  der  geforderte  Betrag  nicht  auf  Grund  des 
Gesetzes  oder  der  Verordnung  geschuldet  werde. 

7.  Dem  Schuldner  zur  Last  fallen  auch  die  Ausgaben,  welche  durch  das 
Eintreiben  der  oben  erwähnten  Kosten  entstehen. 

8.  Sie  werden  auf  Grund  der  Berechnung  des  Vorstandes,  von  dem  die 
Forderung  ausgeht,  und  gegen  Quittung  desselben  bezahlt. 
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9.  Innerhalb  14  Tagen  nach  der  Vorlage  der  Quittung  kann  der  Schuldner 
Beschwerde  beim  Bezirksgericht  einlegen.  Durch  diese  Beschwerde  wird  die 
Verpflichtung  zur  Bezahlung  nicht  suspendirt.  Wird  die  Beschwerde  als  be- 
gründet erkannt,  so  wird  das  zu  viel  Bezahlte  unverzüglich  zurückerstattet. 

Art.  48.  1.  Die  in  den  Artikeln  12—20  dieses  Gesetzes  erwähnten  Be- 
schwerden, Bittschriften,  Beschlüsse,  Schreiben  und  Bekanntmachungen  sind  frei 
von  Stempelgebühren  und  von  der  Formalität  des  Registrirens.  Dieses  gilt  auch 
für  die  in  den  Artikeln  5  und  49  angeführten  Konzessionen  und  für  die  zur 
Erlangung  dieser  Konzessionen  einzureichenden  Gesuche. 

2.  Alle  Urkunden  und  Entscheidungen,  betreffend  Uebertragung  von  Grund- 
stücken auf  Grund  des  Artikels  26,  und  alle  Urkunden  betreffend  Uebertragung 
sowie  die  Ueberlassung  in  Erbpacht  und  Erbbaurecht,  welche  auf  Grund  des 
Artikels  31,  Satz  1  ausgefertigt  werden,  sind  von  den  Registrationsgebühren 
und  Umsatzsteuern  frei. 

Die  Aufforderungen  und  Bekanntmachungen,  welche  in  den  Artikeln  14 
bis  16  und  18  erwähnt  werden,  finden  statt  in  Form  eines  eingeschriebenen 
Briefes. 

Art.  49.  1.  Die  Artikel  1 — 25  und  27  dieses  Gesetzes  sind  nicht  anwend- 
bar auf  Baulichkeiten,  die  nur  für  kurze  Zeit  zur  Bewohnung  bestimmt  sind 
(Scheunen,  Katen,  Zelte  und  ähnliches);  es  sei  denn,  dass  die  Bewohnung,  selbst 
wenn  verschiedene  Bewohner  einander  gefolgt  sind,  länger  als  fünf  Jahre 
dauert. 

2.  Die  im  ersten  Satze  dieses  Artikels  angeführten  Baulichkeiten  dürfen, 
wenn  sie  nicht  dem  Staate,  der  Provinz  oder  der  Gemeinde  gehören  oder  von 
diesen  benutzt  werden,  nur  nach  schriftlicher  Erlaubniss  von  Bürgermeister  und 
Beigeordneten  zur  Bewohnung  benutzt  werden. 

3.  Bürgermeister  und  Beigeordnete  verbinden  mit  der  Erlaubniss  Bestim- 
mungen im  Interesse  der  Gesundheit,  Sicherheit  und  Sittlichkeit. 

4.  Bürgermeister  und  Beigeordnete  haben  die  Befugniss,  auf  Kosten  der 
Uebertretenden  dasjenige  wegnehmen  zu  lassen  oder  zu  verhindern,  was  ohne 
die  erforderliche  Erlaubniss  oder  mit  Verletzung  der  auferlegten  Bedingungen 
ausgeführt  oder  versucht  wird,  und  dasjenige  ausführen  zu  lassen,  was  in  Wider- 
spruch mit  jenen  Bestimmungen  unterlassen  wird.  Ausser  in  dringenden  Fällen 
geschieht  dies  nicht,  bevor  der  Interessent  schriftlich  gewarnt  worden  ist. 

Die  Artikel  46  und  47  sind  auf  die  im  vierten  Abschnitt  erwähnten  Kosten 
anzuwenden. 

Art.  50.  1.  Die  Artikel  11—25  dieses  Gesetzes  sowie  die  Vorschriften 
der  Ortsstatute  betreffs  der  Maasse  der  zum  Bewohnen  bestimmten  Räume 
sind  nicht  anwendbar  auf  Gebäude,  welche  dem  Staate  oder  der  Provinz  gehören 
oder  von  diesen  benutzt  werden. 

2.  Dieses  Gesetz  ist  nicht  anwendbar  auf  zum  Wohnen  benutzte  Wagen 
und  auf  Schiffe. 

Art.  51.  Alle  lokalen  Bestimmungen  über  Gegenstände,  für  welche  dieses 
Gesetz  bestimmt  ist,  treten  ausser  Kraft  drei  Jahre  nach  dem  Zeitpunkt,  an 
dem  dieses  Gesetz  in  Kraft  tritt,  falls  sie  nicht  mit  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  innerhalb  jener  Frist  in  Uebereinstimmung  gebracht  worden  sind. 

Art.  52.  Jedes  Jahr  reichen  Bürgermeister  und  Beigeordnete  dem  Rath 
einen  mit  Gründen  versehenen  Bericht  darüber  ein,  was  zur  Verbesserung  der 
Volkswohnungen  in  der  Gemeinde  gethan  worden  ist. 

2.  Die  Form,  in  der  dieser  Bericht  eingereicht  werden  soll,  ist  von  Unserem 
Minister  des  Innern  zu  bestimmen. 

3.  Der  Bericht  wird  dem  ständigen  Provinzialausschuss  und  dem  in  Ar- 
tikel 35  erwähnten  Kollegium,  sowie  dem  Landesgesundheitsrath  mitgetheilt. 

4.  Seitens  der  Regierung  wird  jährlich  ein  allgemeiner  Bericht  zusammen- 
gestellt, den  Generalstaaten  vorgelegt  und  zum  Selbstkostenpreise  in  den  Buch- 
handel gebracht. 
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Art.  53.  Dieses  Gesetz  kann  angeführt  werden  unter  dem  Titel :  Woh- 
nungsgesetz. 

Art.  54.  Dieses  Gesetz  tritt  an  einem  von  Uns  zu  bestimmenden  Zeit- 
punkt in  Kraft.  Wir  gebieten  und  befehlen,  dass  dieses  Gesetz  im  Staatsblatt 
veröffentlicht  werde  und  dass  alle  ministeriellen  Departements,  Behörden.  Kolle- 
gien und  Beamten,  die  solches  angeht,  mitwirken  sollen  zur  genauen  Ausfüh- 
rung desselben. 

Gegeben  Loo.  den  22.  Juni  1901. 


Der  Minister 
des  Innern 
(gez.)  H.  Goeman  Borgesius. 


(gez.)  Wilhelmin 


XIV.  Die  Arbeiterwohnhäuser  der 
österreichischen  Arbeiter  -  Unfallversicherungs- 
Anstalten. 

Von  Regierungsrath  Karl  Kögler, 
Direktor  der  Arbeiter -Unfallversicherungsanstalt  für  Niederüsterreich  in  Wien. 

Das  österreichische  Gesetz,  betreffend  die  Unfallversicherung  der 
Arbeiter,  unterscheidet  sich  von  der  einschlägigen  deutschen  Gesetz- 
gebung dadurch,  dass  es  die  kapitalische  Bedeckung  der  Verpflichtungen 
der  Unfallversicherungsanstalten  gegenüber  den  entschädigungsberech- 
tigten Verletzten  vorgesehen  hat. 

Es  ist  demnach  für  alle  Entschädigungen  zufolge  von  Unfällen  eines 
Jahres  am  Schlüsse  dieses  Jahres  jener  Betrag  in  Reserve  zu  stellen, 
welcher  voraussichtlich  hinreicht,  um  die  Verbindlichkeiten  der  Anstalt 
gegenüber  den  Verletzten  zu  „bedecken",  der  also  unter  Einrechnung 
des  Zinsenertrages  durch  die  Rentenzahlungen  an  die  Verletzten  auf- 
gebraucht wird.  Die  Unfälle  eines  Jahres  sollen  demgemäss  nur  diesem 
Jahre  und  nicht  auch  künftigen  Perioden  zur  Last  fallen.  Der  Bestand 
der  infolge  dessen  zinstragend  angelegten  Fonds  der  Unfallversicherungs- 
anstalten  dürfte  Ende  1901  circa  87  Millionen  Kronen  (ca.  74,1  Mill.  Mark) 
betragen  haben;  mit  Ausschluss  der  einzigen  Unfallsberufsgenossenschaft, 
nämlich  der  Berufsgenossenschaft  der  österreichischen  Eisenbahnen,  dürfte 
sich  dieser  Fondsstand  auf  ca.  66,5  Millionen  Kronen  (56,6  Mill.  Mark) 
belaufen  haben. 

Die  genannte  Berufsgenossenschaft  beschränkte  sich  auf  die  Fonds- 
elozirung  durch  Ankauf  von  Werthpapieren.  Einige  der  sieben  territo- 
rialen Versicherungsanstalten  waren  bestrebt,  Fondselozirungsarten  zu 
suchen,  welche  den  Interessenten  unmittelbar  zu  gute  kommen:  dass  sich 
hierbei  der  Gedanke  einstellte,  Kapitalien  im  Interesse  der  Verbesserung 
der  Arbeiterwohnungen  zu  verwenden,  ist  naheliegend. 

Der  einfachste  Weg  wäre  derjenige  der  Förderung  des  gemein- 
nützigen Arbeiterwohnhausbaues  durch  Gewährung  von  hypothekarisch 
sichergestellten  Darlehen  gewesen.  Leider  war  und  ist  dies  bisher  un- 
möglich, weil  ein  gemeinnütziger  Wohnhausbau,  von  ganz  sporadischen 
Erscheinungen  abgesehen,  in  Oesterreich  noch  nicht  besteht.  Diejenigen 
unter  den  Unfallversicherungsanstalten,  welche  dieser  Frage  bisher  prak- 
tisch näher  traten,  waren  demnach  genothigt,  Arbeiterwohnhäuser  selbst 
zu  bauen  und  zu  verwalten. 
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Zunächst  ist  des  Vorganges  der  Arbeiter  -  Unfall  Versiche- 
rungsanstalt für  Ober-Oesterreich,  Salzburg,  Tirol  und  Vorarl- 
berg zu  Salzburg  Erwähnung  zu  thun,  welcher  von  dem  der  übrigen 
betheiligten  Anstalten  abweicht.  Dieselbe  errichtete  in  dem  Fabriks- 
orte Kleinmünchen  bei  Linz  in  Oberösterreich  10  Wohnhäuser  für  34 
Familien  und  zu  Hallein  in  Salzburg  12  Doppelhäuser  für  24  Familien 
für  die  Zwecke  von  Fabriksunternehmungen ;  hierzu  bemerkt  der  Bericht 
dieser  Anstalt  für  das  Jahr  1900:  „Die  grösseren  Fabriksbetriebe  ver- 
danken hierzulande  ihre  Entstehung  zumeist  den  bedeutenden  Wasser- 
kräften, welche  unsere  Gebirgsflüsse  mit  ihrem  starken  Gefälle  zu  schaffen 
vermögen:  die  Anlagen  finden  wir  daher  zumeist  abseits  von  verkehrs- 
reichen Orten.  Der  durch  die  Errichtung  grösserer  Unternehmungen 
an  kleineren  Orten  verursachte  ausserordentliche  Bevölkerungszuwachs 
hat  eine  drückende  Wohnungsnoth  im  Gefolge;  was  hier  an  Raum  in 
den  vorhandenen  Baulichkeiten  überhaupt  verfügbar  ist,  die  elendesten 
und  ungesundesten  Gelasse,  nackte  Bodenräume,  Ställe  und  Scheuern 
werden  nothdürftig  zu  Wohnzwecken  hergerichtet  und  bis  auf  den  letzten 
Winkel  durch  Vermiethung  an  Familien  ausgenützt:  die  Wohnpreise 
steigen  auf  das  Doppelte  und  Dreifache,  so  dass  sie  für  den  Arbeiter 
selbst  bei  hohem  Lohne  fast  unerschwinglich  werden.  Bei  rascher  Ent- 
wicklung der  Industrie  steht  der  Unternehmer  dieser  Frage  selbst  bei 
dem  besten  Willen,  bei  der  grössten  Opferwilligkeit  oft  rathlos  gegen- 
über, denn  nur  bedeutende  Summen  können  Abhilfe  schaffen. 

„Hier  fördernd  und  unterstützend  einzugreifen,  erachtet  der  Vorstand 
als  seine  Aufgabe  Die  Sicherstellung  der  aus  dem  Deckungskapitals- 
fond zu  entnehmenden  Gelder  erfolgt  in  nachstehender  Weise.  Die  Fabriks- 
unternehmung übergiebt  einen  entsprechenden  Baugrund  in  das  Eigen- 
thum der  Anstalt,  letztere  baut  darauf  auf  ihre  Kosten  nach  einer  ein- 
verständlich  festgestellten  Type  die  Arbeiterwohnhausanlage  und  bleibt 
bis  zur  erfolgten  Abstattung  des  Baufonds  Eigenthümerin  derselben. 
Die  Fabrik  besorgt  unentgeltlich  die  Administration,  hebt  die  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Anstalt  festgestellten  Miethzinse  ein,  leistet  die  ver- 
einbarte Verzinsung  des  aufgewendeten  Baukapitals  und  amortisirt  das- 
selbe in  einer  längeren  Eeihe  von  Jahren.  Zur  Sicherstellung  der  von 
der  Fabriksunternehmung  übernommenen  Verbindlichkeiten  wird  ein 
Kautionsvertrag  auf  der  Fabriksanlage  an  mündelsicherer  Stelle  grund- 
bücherlich  eingetragen. " 

Die  genannte  Anstalt  investirte  in  dieser  Art  bis  Ende  1900  rund 
200  000  Kronen,  welche  mit  4  %  verzinst  wurden.  Wenn  auch  zugegeben 
werden  muss,  dass  in  dieser  Art  einem  Befürfniss  abgeholfen  wurde, 
das  sonst  vielleicht  unbefriedigt  geblieben  wäre,  so  handelt  es  sich  hier 
doch  streng  genommen  nicht  um  den  gemeinnützigen  Wohnungsbau  im 
engeren  Sinne  des  Wortes. 

Die  Anstalt  für  Galizien  und  die  Bukowina  zu  Lemberg  er- 
warb eine  bereits  bestandene  Realität  käuflich  für  32  756  Kronen,  um 
billige  Arbeiterwohnungen  zu  beschaffen:  da  die  Abvermiethung  jedoch 
nur  zum  geringeren  Theile  an  Arbeiter  erfolgt  und  es  sich  obendrein  um 
keinen  Neubau  handelt,  bei  welchem  die  modernen  Grundsätze  für  die 
Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  zur  Anwendung  kamen,  so  liegt  hier 
nur  eine  Kapitalsanlage  in  Realbesitz  vor,  die  mit  den  Tendenzen  nicht 
in  eine  Linie  gestellt  werden  kann,  von  welchen  sich  die  drei  Arbeiter- 
Unfallversicherungsanstalten  zu  Triest,  Wien  und  Graz  leiten  Hessen,  als 
sie  aus   dem  oben  erwähnten  Grunde  selbst  Häuser  errichteten.  Die 
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Anstalt  zu  Triest  ging  im  Herbst  1896  als  die  erste  voran:  die  Wiener 
Anstalt  kam  auf  Grund  eines  Direktionsantrages  vom  30.  März  1897  im 
Jahre  1900  zum  Bau;  die  Anstalt  zu  Graz  begann  1898  mit  der  Er- 
richtung der  Gebäude.  Die  Häuser  werden  von  den  genannten  Anstalten 
selbst  verwaltet. 

Die  Arbeiter  -  Unfallversicherungsanstalt  für  Triest, 
Küstenland,  Krain  und  Dalmatien  zu  Triest  erwarb  ein  passen- 
des, rund  30  000  qm  grosses  Grundstück  in  sehr  schöner  Lage  an  dem 
sanft  ansteigenden  Gelände,  das  sich  in  Chiarbola  superiore  von  der 
Meeresküste  an  der  Bucht  von  Muggia  bis  zu  dem  dicht  bevölkerten 
Triester  Stadttheile  S.  Giacomo  hinanzieht:  der  Preis  belief  sich  auf 
3,30  Kronen  pro  qm.  Es  wurden  in  drei  Bauperioden  22  ein  Stock 
hohe,  freistehende  Doppelhäuser  errichtet,  welche  mit  kleinen  Veranden 
geschmückt,  einen  überaus  freundlichen  Eindruck  machen.  Zwischen 
den  Häusern  befinden  sich  Gärten,  so  dass  die  ganze  Anlage  allseitigen 
Luftzutritt  hat  und  direktes  Sonnenlicht  geniesst.  Die  Wohnungen,  von 
welchen  108  aus  Küche,  Zimmer  und  zwei  Kammern  und  84  aus  Küche. 
Zimmer  und  einer  Kammer  im  Ausmaasse  von  52,5  und  38,5  qm  bestehen, 
sind  direkt  durchlüftbar,  indem  die  eine  Wohnungsseite  gegen  Norden, 
die  andere  gegen  Süden  zu  geht.  Jede  Wohnung  hat  eigenen  Abort. 
Der  Eingang  in  die  Hochparterrewolmung  ist  von  der  Veranda,  von 
welcher  uns  auch  die  Treppe  zu  der  im  ersten  Stockwerk  gelegenen 
AVohnung  führt.  Der  jährliche  Miethszins  beträgt  4,60  Kronen  pro  qm 
Nutzfläche  ohne  Garten,  Keller  und  Abort  und  rund  318  Kronen  für  die 
grösseren,  244  Kronen  für  die  kleineren  Wohnungen  pro  Jahr:  er  ist  um 
20  bis  30  %  geringer  als  ortsüblich;  das  Zinsenerträgniss  des  ganzen 
investirten  Kapitals  per  792  577  Kronen  (98  560  Kronen  Grundkosten 
und  694  017  Kronen  Baukosten)  beziffert  sich  mit  4,4  %.  Die  Häuser 
werden  von  circa  1500  Personen  bewohnt.  Wohlfahrtseinrichtungen 
wurden  bisher  nicht  vorgesehen.  Vorschriften  bezüglich  der  in  einer 
Wohnung  zulässigen  Personenzahl  wurden  nicht  erlassen;  ebensowenig 
besteht  ein  Verbot,  betreffend  die  Aufnahme  von  Aftermiethern,  so  dass 
in  der  That  in  circa  20%  der  grösseren  Wohnungen  Aftermiether  wohnen. 

Die  Arbei ter-Unf allversicherungsanstalt  für  Niederöster- 
reich in  Wien  hat  in  dem  Wiener  Fabriksvororte  Floridsdorf,  wo  die  Ar- 
beiterbevölkerung unter  ungünstigen  Wohnungsverhältnissen  leidet,  ein 
Grundstück  im  Ausmaasse  von  13  100  qm  um  den  Preis  von  5,80  Kronen 
pro  qm  angekauft.  Auf  demselben  wurden  im  Jahre  1900  sechs  drei  Stock 
hohe  Reihenhäuser  —  eine  Anlage  ähnlich  der  Triester  war  bei  den  klima- 
tischen Verhältnissen  und  den  höheren  Baukosten  hier  nicht  möglich  — 
(hierunter  ein  Ledigenheim  für  25  Personen)  errichtet.  Die  übrigen 
Häuser  enthalten  Wohnungen  bestehend  aus  Zimmer,  Kammer  und 
Küche  (3),  Zimmer  und  Küche  (59),  Kammer  und  Küche  (7);  jede 
Wohnung  hat  eigenen  Abort.  Im  Erdgeschosse  befinden  sich  neben 
Wohnungen  drei  Verkaufsgewölbe;  in  dem  Ledigenheim  ist  neben  den 
Zimmern  für  Ledige  eine  Wohnung  für  den  Hausvater  vorgesehen. 
Ausserdem  ist  noch  eine  Wohnung  für  den  Hausverwalter  sammt  kleinem 
Kanzleiraum  und  eine  für  den  Hausbesorger  vorhanden.  Die  grösseren 
Wohnungen  haben  eine  bewohnte  Fläche  von  durchschnittlich  43  qm,  die 
Mittelwohnungen  von  32  qm  und  die  kleinsten  von  22  qm.  Das  Ledigen- 
heim enthält  17  Zimmer  für  je  eine  Person  (circa  9,6  qm  Fläche),  vier 
Zimmer  für  je  zwei  Personen  (circa  13,5  qm  Fläche);  diese  Zimmer  sind 
einfach  aber  nett  eingerichtet. 
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An  jeder  Treppe  liegen  in  jedem  der  drei  Stockwerke  in  vier 
Häusern  vier,  in  einem  Hause  drei  Wohnungen.  Ein  Gasmotor  pumpt 
mangels  einer  Wasserleitung  in  Floridsdorf  das  Wasser  auf  den  Boden 
und  dadurch  zu  den  unter  Dach  befindlichen  Waschküchen  und  zu  den 
Wasserausläufen,  die  sich  in  allen  Stockwerken  befinden. 

Das  im  ganzen  investirte  Kapital  beträgt  357  876  Kronen;  hiervon 
entfallen  auf  die  bereits  bestehenden  Gebäude  und  den  zugehörigen  Grund 
302  340  Kronen ;  das  letztere  Kapital  verzinst  sich  mit  4%.  Die  Gebäude 
gemessen  über  Beschluss  des  niederösterreichischen  Landtages  vom  19.  Juli 
1902  die  Befreiung  von  den  Landes-  und  Bezirksumlagen,  wodurch  es  mög- 
lich wurde,  die  Miethszinse  etwas  unter  den  ortsüblichen  Miethszinsen  in 
besseren  Wohnungen  zu  halten.  Der  Miethszins  beträgt  in  den  Woh- 
nungen im  I.  und  IL  Stock  7,90  Kronen,  im  Parterre  und  III.  Stock 
7,40  Kronen  pro  qm  bewohnter  Fläche.  Die  in  dem  Ledigenheim  gele- 
genen Zimmer  mit  einem  Bett  werden  zu  dem  Wochenpreise  von  3  Kronen 
vermiethet,  wogegen  für  jedes  Bett  in  den  Zimmern  für  zwei  Personen 
2,50  Kronen  eingehoben  werden.  Diese  Preise  sind  einschliesslich  der 
Bedienung  und  der  Beistellung  der  Bettwäsche  verstanden. 

In  den  Häusern  wohnen  rund  350  Personen.  Für  die  Ermittelung 
der  zulässigen  Zahl  der  in  den  Wohnungen  unterzubringenden  Personen 
wurde  als  Grundsatz  festgestellt,  dass  für  einen  Erwachsenen  15  cbm 
Luftraum  bei  Einrechnung  der  Küche  und  Gleichstellung  von  zwei  Kindern 
bis  zum  vollendeten  sechsten  Lebensjahre  mit  einem  Erwachsenen  zu 
rechnen  sind. 

Für  die  Zukunft  ist  der  Ausbau  des  Baublockes  durch  Hinzubau 
von  acht  drei  Stock  hohen  Häusern  für  Arbeiterfamilien  beabsichtigt: 
der  durch  diese  und  die  bereits  bestehenden  Gebäude  umschlossene  Hof 
wird  einen  Flächeninhalt  von  3560  qm  aufweisen.  Die  ganze  Anlage 
wird  etwa  900  Personen  Unterkunft  bieten. 

Die  Arbeiter-Unfal  1  Versicherungsanstalt  für  Steiermark 
und  Kärnthen  in  Graz  errichtete  im  Jahre  1898  zu  Eggenberg  bei  Graz 
unter  theilweiser  Verbauung  eines  Grundstückes  im  Ausmaasse  von  7336  qm, 
welches  für  3,10  Kronen  pro  m*2  erworben  worden  war,  in  schöner  und 
gesunder  Lage  sieben  zwei  Stock  hohe  Reihenhäuser,  welche  zwei  Seiten 
eines  an  den  beiden  anderen  Seiten  offenen  grossen  Hofes  bilden.  Es 
bestehen  18  AVohnungen  aus  Zimmer,  Kammer  und  Küche  und  26  aus 
Zimmer  und  Küche;  39  Wohnungen  haben  ein  Vorzimmer;  26  Woh- 
nungen weisen  einen  Wirthschaftsbalkon  auf.  Jede  Wohnung  hat  einen 
Abort  und  eine  kleine  Speisekammer.  Die  grösseren  Wohnungen  haben 
einen  Flächenraum  von  durchschnittlich  58  m2,  die  kleineren  von  durch- 
schnittlich 42  qm ;  sie  sind  direct  durchlüftbar,  da  die  Wohnräume  gegen 
die  Strasse,  die  Küchen  und  Vorzimmer  gegen  den  Hof  gehen  und  an 
jedem  Stiegenhause  nur  zwei  Wohnungen  liegen.  Ausserdem  ist  ein 
Verkaufsgewölbe  vorhanden.  Der  Miethzins  beträgt  5,17  Kronen  pro 
qm,  er  entspricht  den  ortsüblichen  Verhältnissen  und  ergiebt  ein  Er- 
trägniss  von  circa  3,5  o/o;  das  investirte  Kapital  beträgt  213  000  Kronen. 
Die  Häuser  sind  für  die  Zeit  der  Befreiung  von  den  Staatssteuern  auch 
von  den  Landesumlagen  befreit.  Die  Gebäude  bieten  circa  200  Personen 
Unterkunft.  Wohnungen  mit  Zimmer  und  Küche  dürfen  höchstens  von 
Familien  mit  zwei  Erwachsenen  und  vier  Kindern  bewohnt  werden. 
Nebst  einer  grösseren  Gartenanlage,  welche  zur  Erholung  für  sämmt- 
liche  Parteien  dient,    erhalten  zehn  Parteien  je  einen  abgeschlossenen 
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Gemüsegarten  gegen  eine  monatliche  Vergütung  von  einer  Krone  zu- 
gewiesen. 

Ausserdem  hat  die  Grazer  Anstalt  im  Jahre  1900  zu  Leoben  (Ober- 
steiermark) in  der  Waasenvorstadt  an  der  Gemeindegrenze  von  Donawitz, 
in  welch'  letzterem  Orte  ausgedehnte  Hüttenwerke  bestehen,  15  zwei- 
stöckige Arbeiterwohnhäuser  und  ein  ebenerdiges  Badehaus  mit  stock- 
hohem Aufbau  für  die  Wohnung  des  Hausverwalters  über  dem  Frauen- 
bade errichtet.  Die  Gesammtanlage  enthält  neben  drei  Geschäftsläden 
und  einer  kleinen  Werkstätte  eine  Wohnung  mit  zwei  Zimmern  und  Küche 
für  den  Hausverwalter,  28  Wohnungen  mit  Zimmer,  Kabinet  und  Küche, 
sowie  Wirthschaftsbalkonen  in  den  Stockwerken,  ferner  83  Wohnungen 
mit  Zimmer  und  Küche.  Jede  Wohnung  hat  ihren  eigenen  Abort. 
Ausserhalb  der  Wohnungen  befinden  sich  Wasserleitungsausläufe.  Die 
Grösse  der  Wohnungen  schwankt  zwischen  42  und  58  qm.  Die  Gesammt- 
zahl  der  Parteien  beträgt  115  mit  rund  500  Köpfen.  Wohnungen  mit 
Zimmer  und  Küche  dürfen  höchstens  von  Familien  bis  zu  6  Köpfen 
benützt  werden.  Der  Gesammtaufwand  beläuft  sich  auf  rund  520  000 
Kronen.  Der  Durchschnittszins  pro  qm  Wohnfläche  beträgt  6,30  Kronen. 
Die  Häuser  werden  mit  Rücksicht  auf  die  Befreiung  von  den  Landes- 
umlagen während  der  steuerfreien  Jahre  durchschnittlich  4  %  der  Ge- 
stehungskosten tragen. 

Der  Versicherungsbeirath  im  K.  K.  Ministerium  des  Innern  befasste 
sich  in  der  Sitzung  vom  14.  Dezember  1900  mit  der  Frage  der  Errichtung 
von  Arbeiterwohnhäusern  durch  die  Unfallversicherungsanstalten  und 
kam  nach  eingehender  Berathung  zu  folgenden  berechtigten  Grundsätzen: 

„Der  Beirath  spricht  sich  aus  sozialpolitischen  Gründen  prinzipiell 
nicht  gegen  die  Zulässigkeit  der  Verwendung  eines  angemessenen  Theils 
der  Kapitalien  der  Unfallversicherungsanstalten  zum  Bau  von  Arbeiter- 
wohnhäusern aus.  Dabei  soll  auf  Realisirbarkeit  und  Sicherheit  der 
verwendeten  Kapitalien  Bedacht  genommen  werden.  Der  Bau  von 
solchen  Arbeiterhäusern  durch  die  Anstalten  selbst  wäre  nicht  auszu- 
schliessen,  jedoch  auf  städtische  Industriezentren  zu  beschränken. 

„In  erster  Linie  sei  die  Gewährung  von  Darlehen  zum  Zwecke  des 
Baues  von  Arbeiterwohnhäusern  an  Gemeinden,  Baugenossenschaften  und 
andere  öffentliche  und  gemeinnützige  Körperschaften  zu  empfehlen :  von  der 
Gewährung  von  Darlehen  an  einzelne  Unternehmungen  wäre  abzuratken." 

„Im  übrigen  wäre  jede  einzelne  Aktion  auf  diesem  Gebiete  von 
der  Aufsichtsbehörde  sorgfältig  zu  prüfen." 

Wenn  das  nun  im  Entwurf  vorliegende  und  in  parlamentarischer 
Behandlung  befindliche  „Gesetz  betreffend  Begünstigungen  für  Gebäude 
mit  gesunden  und  billigen  Arbeiterwohnungen"  Gesetzeskraft  erlangt 
haben  und  an  die  Stelle  des  wirkungslos  gebliebenen  Gesetzes  vom 
9.  Februar  1892  betreffend  „Begünstigungen  für  Neubauten  mit  Arbeiter- 
wohnungen" getreten  sein  wird,  so  ist  zu  hoffen,  dass  die  gemeinnützige 
Bauthätigkeit  in  regeren  Fluss  kommen  wird.  Dann  wird  die  Veran- 
lassung zum  Selbstbau  für  die  Unfallversicherungsanstalten  und  damit 
ein  Verwaltungszweig  entfallen,  welcher  nur  innerhalb  enger  Grenzen 
gepflegt  werden  kann,  weil  er  den  eigentlichen  Zwecken  dieser  Anstalten 
lern  liegt. 

In  Oesterreich  fehlt  noch  die  Invaliden-  und  Altersversicherung, 
deren  Träger  der  Wohnungsfrage  ein  viel  lebhafteres  Interesse  als  die 
Unfallversicherungsanstalten  werden  entgegenbringen  müssen,  weil  die 

VJ.  Internationaler  Wohnuügskongress.  29 
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Invalidenversicherung  innigere  und  vielseitigere  Beziehungen  zu  der 
Verbesserung  der  Arbeiterwohnungen  hat  als  die  Unfallversicherung. 
Auch  die  Invalidenversicherungsanstalten  würden  von  der  Errichtung 
von  Arbeiterhäusern  durch  sie  selbst  absehen  können  und  müssen,  wenn 
genügend  andere  Faktoren  vorhanden  sein  werden,  welche  diesen  höchst 
wichtigen  Zweig  der  sozialen  Verwaltung  besorgen. 

Die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Errichtung  von  Arbeiterwohnhäusern 
durch  Organe  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  in  der  Regel  nur  dann 
möglich  ist,  wenn  Baukredite  gewährt  werden  und  eine  Belehnung  des 
Gebäudes  mit  Dreiviertel  bis  Vierfünftel  des  Werthes  unter  billigen 
Bedingungen  zu  erreichen  ist.  Beides  dürfte  für  die  Invalidenversiche- 
rungsanstalten unthunlich  sein,  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  bei  direkter 
Besorgung  dieses  Dienstzweiges  mit  einer  umfänglichen  Verwaltungs- 
materie befasst  würden,  welche  sie  von  dem  eigentlichen  Anstaltszwecke 
abzieht.  Es  wird  demnach  die  Beschaffung  einer  besonderen  staatlichen 
Institution  geboten  sein,  welche  die  Gewährung  der  erforderlichen  Bau- 
kredite und  Hypothekardarlehen  für  Arbeiterwohnhäuser,  bezw.  richtiger 
für  Wohnhäuser,  welche  der  unbemittelten  Bevölkerung  dienen,  besorgt. 
Dieselbe  hätte  staatlich  garantirte  Pfandbriefe  herauszugeben,  für  deren 
Ankauf  das  eine  sichere  Kapitalsanlage  suchende  Publikum,  dann  die  Inva- 
liden- und  Unfallversicherungsanstalten,  die  Sparkassen,  Stiftungen  u.  s.  w. 
in  Frage  kämen.*)  Dieses  Hypothekeninstitut  würde  durch  seine  Filialen 
unter  Mitwirkung  von  Vertretern  der  Interessenten  die  Förderung 
des  Arbeiterwohnhausbaues  durch  die  Gemeinden,  die  Bildung  von 
Baugenossenschaften  u.  s.  w.  in  die  Hand  nehmen  müssen,  also  in  dieser 
Beziehung  dasselbe  Ziel  verfolgen  wie  der  „Rheinische  Verein  zur 
Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens"  zu  Düsseldorf.  Diese  Anstalt 
wäre  ebenso  berufen,  im  Bedarfsfalle  durch  geeignete  Lokalorgane  die 
Verwaltung  der  Wohnhäuser  zu  besorgen. 

Erst  dann  kann  mit  Aussicht  auf  Erfolg  die  allmähliche  Besserung 
der  Wohnungsverhältnisse  für  die  unbemittelte  Bevölkerung  erwartet 
werden.  Eine  derartige  Bethätigung  des  Staates  auf  dem  Gebiete  des 
Wohnungswesens  würde  betreffs  der  geistigen  und  physischen  Gesundung 
des  Volkes  goldene  Früchte  tragen. 


*)  Der  Referent  sprach  denselben  Gedanken  in  ähnlicher  Form  in  einem 
Vortrage  aus,  welcher  in  den  Publikationen  des  V.  Internationalen  AYoknungs- 
kongresses,  Paris  1900  unter  dem  Titel  „Sozialversicherung  und  Arbeiter- 
wohnungen" veröffentlicht  worden  ist. 


XV.  Kurzer  Bericht  über  den  von  der  Königlich 
schwedischen  Heimstättenkommission  im  Jahre 
1901  vorgelegten  Gesetzentwurf,  betreffend  Maass- 
nahmen,  um  weniger  bemittelten  Arbeitern  Ge- 
legenheit zum  Erwerb  von  Heimstätten  auf 
dem  Lande  zu  bieten.*) 

Von  Sven  Palme,  Direktor  der  Lebensversicherungs- Aktiengesellschaft 
„Thüle"  in  Stockholm. 

In  dem  schwach  bevölkerten  Lande  Schweden,  dem  die  Auswan- 
derung jährlich  tausende  der  tüchtigsten  Leute  entzieht,  wo  die  Land- 
wirtschaft seit  langer  Zeit  unter  einer  bedenklichen  Leutenoth  leidet 
und  wo  sich  an  vielen  Orten  eine  stete  Schwierigkeit  in  der  Wohn- 
stättenfrage geltend  macht,  findet  der  Heimstättengedanke  natürlich  einen 
besonders  günstigen  Boden. 

Dies  ist  schon  seit  längerer  Zeit  bei  den  verschiedensten  Gelegen- 
heiten hervorgehoben  worden.  Bei  politischen  Versammlungen  in  den 
verschiedensten  Landestheilen,  in  Programmreden  und  in  der  Presse, 
ohne  Rücksicht  auf  die  politische  Farbe,  wurde  dieser  Gedanke  vorge- 
tragen, und  er  hatte  schon  Wurzel  gefasst,  als  er  schliesslich  auch  im 
Reichstage  Gehör  fand. 

Mit  Nachdruck  hat  man  dabei  betont,  welche  Bedeutung  der  Er- 
werb eines  eigenen  Heims  zunächst  für  den  Arbeiter  hat,  dann  aber 
auch  für  den  Arbeitgeber  und  die  Gesellschaft  überhaupt.  Dem  Arbeiter 
bleiben  dadurch  einerseits  das  enge  Zusammenwohnen  und  die  Unbehag- 
lichkeit  des  Schlafstellenwesens  erspart,  auf  der  anderen  Seite  wird  ihm 
eine  Unabhängigkeit  geboten,  die  nicht  hoch  genug  geschätzt  werden 
kann,  und  ein  Gefühl  von  Sicherheit  und  Zufriedenheit  eingeflösst,  das 
seine  ganze  Lebensanschauung  glücklich  beeinflussen  muss.  Der  Arbeit- 
geber erreicht  eine  Stetigkeit  der  Arbeitsverhältnisse,  ein  Gefühl  der 
Unbesorgtheit  um  die  Zukunft,  die  von  höchstem  Werthe  sein  müssen. 
Und  für  die  Gesellschaft  muss  es  von  grossem  Interesse  sein,  dass  die 
Arbeiterbevölkerung  unter  ruhigen,  Zufriedenheit  bringenden  Verhält- 
nissen lebt.  Ein  ansässiger,  selbständiger  Arbeiterstamm  bildet  ein 
sicheres  Gesellschaftselement,  und  der  Gedanke  an  das  eigene  Heim  muss 
das  Heimaths-  und  Vaterlandsgefühl  stärken  und  dazu  beitragen,  den 
Drang  zum  auswandern  zu  vermindern. 

*)  Deutsch  von  F.  Henriks son  in  Berlin. 
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Von  verschiedenen  Antragstellern  im  Reichstage  vertreten,  führten 
diese  Betrachtungen  zu  einem  1899  vom  Reichstage  an  den  König  ge- 
richteten Schreiben,  worin  der  letztere  angegangen  wurde,  untersuchen  zu 
lassen,  wie  und  in  welcher  Richtung  weitere  Maassnahmen  getroffen 
werden  könnten,  um  den  minder  bemittelten  Arbeitern  Gelegenheit  zu 
geben,  sich  auf  dem  Lande  eigene  Heimstätten  zu  erwerben. 

Dieses  Reichstagsschreiben  führte  zur  Bildung  einer  Königlichen 
Kommission  von  sieben  Personen,  unter  denen  sich  auch  der  Unter- 
zeichnete befand. 

Die  Kommission  untersuchte  ausführlich  die  Behandlung  der  Heim- 
stättenfrage in  den  verschiedenen  Ländern,  machte  Reisen  in  Schweden 
und  Dänemark  und  überreichte  dann  dem  Könige  ihren  vom  22.  Juni  1901 
datirten  Vorschlag. 

Die  VorerwägUDgen  der  Kommission.  Der  Auftrag  der  Kom- 
mission betraf  nur  Arbeiter,  worunter  die  Kommission  körperlich 
Arbeitende  verstanden  hat,  und  weiter  nur  Heimstätten  auf  dem 
Lande,  also  keine  städtischen  und  auch  nur  solche,  deren  Inhaber 
sowohl  den  Grund  und  Boden  wie  die  darauf  errichteten  Gebäude  mit 
uneingeschränktem  Eigenthumsrecht  besitzen. 

Der  Auftrag  der  Kommission  erstreckte  sich  auch  nicht  auf  alle  Ar- 
beiter, sondern  nur  auf  den  minder  bemittelten  Arbeiter,  der  weder 
ganz  unbemittelt  ist,  noch  so  grosse  Mittel  besitzt,  dass  er  sich  ohne 
kräftigen  Beistand  ein  eigenes  Heim  erwerben  kann. 

Weiter  ist  die  Kommission  von  der  Voraussetzung  ausgegangen, 
dass  die  körperlich  Arbeitenden,  welchen  geholfen  werden  soll,  sich 
scheiden  in  landwirthschaftliche  und  in  andere  Arbeiter.  Deshalb  dachte 
sich  die  Kommission  zweierlei  Wohnstätten:  ländliche  Heimstätten  mit 
Ackerwirthschaft  und  Heimstätten,  bei  denen  die  Wohnung  das  Wesent- 
liche ist. 

Die  Kommission  hat  weiter  in  den  Reichstagsverhandlungen  eine 
Stütze  für  die  Voraussetzung  gefunden,  dass  die  vom  Staate  in  dieser 
Frage  getroffenen  Maassnahmen  von  solcher  Natur  sein  müssten,  dass 
dem  Staate  dabei  kein  direkter  Verlust  entsteht. 

Heimstättendarlehen.  Die  Aufgabe  des  Staates  muss  darin  be- 
stehen, dem  Arbeiter  kräftigen  Beistand  zu  leisten  in  seinem  Streben, 
durch  eigene  Arbeit  und  Umsicht  ein  eigenes  Heim  zu  erwerben.  Der 
Beistand  für  den  Arbeiter  muss  deshalb  in  Darlehen  unter  günstigen 
Bedingungen  und  nicht  in  direkter  Geldunterstützung  bestehen.  Das 
letztere,  das  die  Kommission  als  eine  Bevorzugung  gewisser  Gesell- 
schaftsmitglieder auf  Kosten  der  übrigen  betrachtet,  ist  sicherlich  weder 
nöthig  noch  vortheilhaft  und  nicht  einmal  der  Arbeiter  selbst  würdig. 
Die  Schuldner  haben  deshalb  das  Darlehen  völlig  zurückzuerstatten  und 
die  Zinsen  zu  entrichten. 

Der  Staat  darf  aber  bei  Bewilligung  solcher  Darlehen  nicht  allzu 
enge  Grenzen  ziehen.  Einerseits  darf  der  Arbeiter  nicht  zu  einem  Vor- 
gehen verlockt  werden,  das  für  ihn  gefährlich  werden  kann,  und  das 
Darlehen  muss  deshalb  seinen  Verhältnissen  entsprechend  bemessen 
werden.  Andererseits  muss  der  Staat,  ausser  der  Realsicherheit  einer 
hypothekarischen  Schuldverschreibung,  die  Gläubigersicherheit  gewisser- 
maassen  auf  persönliches  Vertrauen  zu  den  anleihenden  Arbeitern  be- 
gründen, auf  ihren  moralischen  Halt,  ihren  Willen,  die  übernommenen 
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Verpflichtungen  zu  erfüllen,  ihre  Fähigkeit,  sich,  wenn  auch  unter  An- 
strengungen und  Entbehrungen,  zu  dem  schliesslichen  Ziel  hindurch- 
zuarbeiten: einem  schuldfreien  Heim. 

Besonders  wichtig  ist  es,  dass  sich  der  Arbeiter,  der  ein  solches 
Darlehen  erhält,  nicht  genöthigt  sieht,  auch  anderwärts  Schulden  zu 
machen.  Eine  solche  Schuldbelastung  und  die  oft  damit  verbundene 
Verbürgung  würde  ihn  von  Anderen  abhängig  machen  und  ihn  unter 
Umständen  ruiniren. 

Die  Kommission  hat  versucht,  die  Darlehnsbedingungen  so  zu 
fassen,  dass  einerseits  der  Arbeiter  aus  der  Anleihe  wirklichen  Nutzen 
ziehen  kann,  andererseits  die  Hilfe  des  Staates  aufhört,  sobald  der 
Arbeiter  des  Darlehens  nicht  länger  bedarf  oder  sich  des  Beistandes 
unwürdig  gezeigt  hat.  Die  Darlehnsertheilung  muss  unter  den  einfachsten 
und  für  den  Arbeiter  möglichst  wenig  drückenden  Formen  vor  sich  gehen. 
In  der  Disposition  über  das  eigene  Heim  dürfen  ihm  keine  unnöthigen 
Beschränkungen  auferlegt  werden.  Ueberhaupt  sollen  sich  die  mit  Hilfe 
von  Staatsdarlehen  geschaffenen  Heimstätten  in  rechtlicher  Beziehung 
so  wenig  wie  möglich  von  solchen  Heimstätten  unterscheiden,  die  auf 
andere  Weise  zustande  gekommen  sind. 

Die  Höhe  der  Darlehen.  Die  Kommission  stellte  sich  die  Auf- 
gabe, die  Höhe  der  Darlehen  theils  absolut,  theils  im  Verhältniss  zu 
der  Realsicherheit,  d.  h.  einem  gewissen  Theil  vom  ganzen  Grundstücks- 
werth, festzustellen.  Hinsichtlich  des  Betrages  hat  die  Kommission  eine 
umfassende  Untersuchung  angestellt  und  ist  dabei  zu  dem  Ergebniss 
gekommen,  dass  der  ganze  Grundstückswerth  nicht  überschreiten  darf: 

bei  ländlichen  Heimstätten  4000  Kronen, 
bei  einfachen  Wohnstätten  3000  Kronen. 

Was  die  Darlehnsquote  betrifft,  so  machten  sich  in  der  Kommission 
verschiedene  Ansichten  geltend.  Es  ist  hervorgehoben  worden,  dass  die 
staatlichen  Darlehen  nur  den  in  moralischer  Hinsicht  besonders  gut 
qualifizirten  Arbeitern  zukommen  sollen  und  dass  der  Staat  seine  Hilfe 
so  weit  ausdehnen  soll,  wie  es  mit  der  nöthigen  Sicherheit  vereinbar  ist. 
Besonders  hinsichtlich  der  Darlehen  für  Landheimstätten  ist  die  un- 
gewöhnlich schwere  Stellung  der  Landarbeiter  hervorzuheben,  die  keine 
nennenswerthen  Ersparnisse  möglich  macht.  Es  ist  deswegen  von  der 
Kommission  in  Erwägung  gezogen  worden,  die  Anleihequote  bis  zu 
Neunzehntel  des  Grundstückwerthes  zu  bemessen,  unter  Hinweis  auf 
Dänemark,  wo,  gemäss  dem  neuen  Gesetz,  die  Heimstättendarlehen 
Neunzehntel  vom  Werth,  nicht  allein  des  Anwesens,  sondern  auch  des 
Inventars  betragen  können.  Um  aber  sowohl  die  Schuldforderung  des 
Staates  sicherzustellen,  als  auch  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  zu  geben, 
zu  bestehen  und  Zinsen  und  Amortisation  zu  bezahlen,  ist  die  Kom- 
mission dahin  einig  geworden,  als  Höchstbetrag  der  Darlehen  für 
Ackerbauheimstätten  Vierfünftel  des  Grundstückswerthes  vorzuschlagen. 
Betreffs  der  Wohnungsheimstätten  hat  sich  die  Kommission  aus  meh- 
reren Gründen  veranlasst  gesehen  vorzuschlagen,  dass  der  Theil  des 
Grundstückwerthes,  welcher  als  Darlehen  bewilligt  werden  kann,  nie- 
driger zu  bemessen  sei.  Die  Nothwendigkeit  der  Hilfe  und  die  Kosten 
sind  bei  den  Ackerbauheimstätten  grösser  als  bei  den  Wohnung sheimstätten. 
Der  Werth  der  ersteren  wird  in  der  Regel  durch  erweiterte  Bewirth- 
schaftung  und  verbesserte  Kultur   erhöht,    während   der  Werth  der 


454 


letzteren  sich  leicht  verringern  kann.  Für  Wohnungsheimstätten  schlägt 
die  Kommission  als  Anleihequote  Dreiviertel  vom  Werth  des  An- 
wesens vor. 

Die  Sicherung  des  Staates.  Die  Kommission  ist  der  Ansicht, 
man  müsse  unbedingt  verlangen,  dass  der  Staat  als  Sicherheit  die  erste 
Hypothek  bekommt.  Wenn  ein  Theil  eines  Grundstücks  zur  Bildung 
von  Heimstätten  abgesondert  wird,  müssen  deshalb  alle  anderen 
Hypotheken  abgelöst  werden.  Dies  ist  die  einzige  Realsicherheit. 
Darüber  hinaus  sind  noch  gewisse  persönliche  Sicherheitsbedingungen 
bei  dem  Ansuchenden  erforderlich.  Er  soll  im  kräftigsten  Alter  stehen, 
nicht  unter  25,  nicht  über  50  Jahre  alt  sein,  einen  guten  Ruf  gemessen 
und  als  sparsam  und  ehrenhaft  bekannt  sein.  Grosser  Werth  ist  auch 
dem  genauen  Gutachten  der  Gemeindevorstände  beizumessen.  Dass 
dieses  Darlehnsgeschäft  wie  alle  ähnlichen  mit  Risiko  verbunden  ist,  ist 
selbstverständlich.  Aber  bei  der  genauen,  vielseitigen  Prüfung,  welche 
der  Bewilligung  des  Darlehens  vorausgehen  muss,  und  bei  der  vor- 
geschlagenen Beschränkung  der  Darlehnssumme  dürfte  das  Risiko  sehr 
gering  werden. 

Die  Beschaffenheit  der  Darlehen.  Die  Kommission  schlägt  vor, 
dass  jedes  Heimstättendarlehen  in  zwei  gleich  grosse  Theile  zerlegt  wird, 
den  bleibenden  Theil  und  den  Amortisationstheil,  d.  h.  einen  Theil,  der 
nach  und  nach  amortisirt  wird,  und  einen  andern,  welcher  während  der 
Amortisation  des  vorgenannten  Theiles  stehen  bleibt  und  während  dieser 
Zeit  verzinst  wird.  Durch  eine  solche  Theilung  der  Darlehen  wird  deren 
Rückzahlung  für  den  Schuldner  erleichtert,  ohne  dass  den  Staatsbehörden 
bei  dem  Darlehnsverkehr  allzu  viel  Mühe  verursacht  würde.  Man  ge- 
winnt den  Vortheil,  dass  der  Schuldner  auf  dem  stehenbleibenden  Theil, 
wann  er  es  wünscht,  Abzahlungen  machen  kann,  ohne  dass  der  für  den 
andern  Theil  festgesetzte  Amortisationsplan  gestört  wird.  Wenn  der 
ganze  Amortisationstheil  bezahlt  ist,  ist  höchstens  noch  die  Hälfte  der 
ganzen  Anleihe  übrig.  Der  Schuldner  wird  dann  diesen  Schuldrest  bei 
einem  anderen  Darleiher,  z.  B.  einer  Sparkasse,  plaziren  können.  Also  kann 
der  Staat,  ohne  an  den  Wirthschaftsverhältnissen  des  Darlehnsnehmers 
zu  rütteln,  den  restirenden  Betrag  des  stehenden  Theiles  kündigen  und 
dadurch  in  die  günstige  Lage  kommen,  die  einfliessenden  Gelder  für  neue 
Darlehen  zu  verwenden.  Die  Zweitheilung  bringt  auch  den  Vortheil  mit 
sich,  dass  man,  ohne  den  Amortisationsplan  zu  ändern,  zu  dem  stehen, 
bleibenden  Theil  den  Betrag  der  Zinsen  und  Annuitäten  hinzuschlagen 
kann,  für  welche  dem  Schuldner  aus  besonderen  Gründen  hie  und  da 
Aufschub  bewilligt  worden  ist. 

Mit  Bezug  auf  den  zu  amortisirenden  Theil  war  die  Kommission 
der  Ansicht,  dass  für  die  Darlehen  auf  ländliche  Heimstätten  eine  längere 
Amortisationsfrist  als  für  andere  Heimstätten  bewilligt  werden  dürfe. 
Es  liegt  in  der  Natur  der  Landwirthschaft,  dass  darin  angelegtes  Kapital 
nur  langsam  durch  den  Ertrag  des  Anwesens  zurückerstattet  werden 
kann.  Der  Landarbeiter  lebt  ausserdem  unter  schwierigeren  wirth- 
schaftlichen  Verhältnissen  als  der  Industriearbeiter  oder  der  Handwerker, 
welche  meistens  bei  ihrem  beträchtlicheren  Verdienst  im  Stande  sind- 
eine höhere  Amortisation  zu  tragen.  Uebrigens  ist  eine  raschere  Dar- 
lehnsamortisation  für  einfache  Wohnheimstätten  deshalb  erforderlich, 
weil  diese  eher  einer  Werthverminderung  unterworfen  sind. 
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Wenn  es  gilt,  eine  passende  Amortisationsfrist  festzusetzen,  so  ist 
es  nöthig,  diese  gegen  die  Annuitäten  abzuwägen,  die  der  Arbeiter  füg- 
lich tragen  kann.    Dabei  kommt  zuerst  der  Zinsfuss  in  Betracht. 

Zinsfass  und  Rückzahlung.  Die  Darlehen  müssen  sich  so  billig 
stellen,  wie  es  nur  möglich  ist  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Staat 
keinen  Verlust  erleiden  soll  und  dass  bei  der  Rückzahlung  die  Ab- 
zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  gebührend  berücksichtigt  werde. 

Die  Kommission  meint,  der  Zins  solle  dem  Durchschnittszins,  den 
der  Staat  selbst  bezahlt,  ungefähr  entsprechen.  Ende  1899  betrug  der 
effektive  Durchschnittszins  der  Staatsanleihen  3,692  °/0.  Hierin  hat  die 
1900  aufgenommene  Anleihe  nur  eine  kleine  Erhöhung  verursacht,  und 
die  Kommission  glaubte  deshalb  für  ihre  Berechnungen  einen  Zinsfuss 
von  33/4  %  annehmen  zu  können.  Mit  diesem  Zinsfuss  als  Grundlage 
hat  die  Kommission  für  die  Abzahlung  des  Amortisationstheiles  die 
folgenden  Annuitäten  vorgeschlagen: 

für  Darlehen  auf  ländliche  Heimstätten  6  0  o, 
für  Darlehen  auf  Wohnheimstätten  8V2  %. 

Diesen  Annuitäten  entsprechen  als  Amortisationsfristen: 

bei  Darlehen  auf  ländliche  Heimstätten  27  Jahre, 
bei  Darlehen  auf  Wohnheimstätten  16  Jahre. 

Ein  Arbeiter,  welcher,  um  eine  ländliche  Heimstätte  im  Werth  von 
2  500  Kronen  zu  erwerben,  ein  Darlehen  von  2  000  Kronen  bekommt,  hat 
demzufolge  zu  bezahlen. 

1.  Für  den  stehenden  Theil  33/4  %  von  1000  Kronen  =  37,50 

2.  Für  den  Amortisationstheil  6  °/0  von  1000  Kronen  =  60, — 

oder  zusammen  Kronen  97,50 

Nach  27  Jahren  hat  er  die  Hälfte  des  Darlehens  amortisirt.  Die 
andere  Hälfte,  die  während  der  ganzen  Amortisationszeit  seitens  des 
Staates  unkündbar  war,  kann  jetzt  gekündigt  werden.  Aber  es  ist  an- 
zunehmen, dass  der  Schuldner  jetzt  irgendwo  anders  leicht  die  erforder- 
lichen 1000  Kronen  gegen  das  Anwesen  als  Sicherheit  bekommen  kann, 
umsomehr,  als  dessen  Werth  nicht  unwesentlich  gestiegen  sein  wird. 

Eine  Stundung  der  Amortisationsraten  will  die  Kommission  zu- 
lassen, wenn  es  nöthig  ist,  theils  zu  Anfang  der  Leihzeit  für  Neu- 
kulturen, theils  später  auf  Grund  langwieriger  Krankheit,  Missernte  u.  s.w., 
doch  auf  nicht  länger  als  drei  Jahre.  Die  Raten,  für  deren  Zahlung 
Aufschub  gewährt  wird,  werden  dem  stehenden  Theil  der  Anleihe 
zugelegt,  und  unter  solchen  Bedingungen  hat  man  es  für  zweckmässig 
gehalten,  die  Unkündbarkeit  des  restirenden  Anleihetheiles  um  ebenso 
viele  Jahre,  wie  die  Stundung  dauerte,  auszudehnen. 

Im  Amortisationsplane  darf  in  keinem  Falle  irgend  eine  Verschie- 
bung stattfinden,  wiewohl  der  Schuldner,  wann  immer  er  es  wünscht, 
den  ganzen  Kapitalrest  auf  einmal  abbezahlen  darf.  Auf  den  stehenden 
Anleihetheil  können  dagegen  grössere  oder  kleinere  Abzahlungen  in 
vollen  Zehnern  von  Kronen  geleistet  werden. 

Zinsen  und  Abzahlungen  werden  zusammen  mit  der  Staatssteuer 
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eingezogen,  wodurch  man  die  erforderliche  Kontrolle,  sowie  eine  ein- 
fache und  für  den  Anleiher  bequeme  Zahlungsform  gewinnt. 

Die  allgemeinen  Verpflichtungen  der  Anleiher.  —  Kündigung. 
—  Kontrakt.  Es  liegt  dem  Schuldner  ob,  das  Eigenthum  so  zu  be- 
handeln, dass  sich  die  Realsicherheit  des  Staates  nicht  vermindert.  Zu 
dem  Ende  muss  das  Grundstück  binnen  nicht  allzu  langer  Zeit  bebaut 
werden.  Nachdem  die  Bauten  errichtet  sind,  ist  es  von  Wichtigkeit, 
dass  das  Anwesen,  sowohl  der  Boden  wie  die  Gebäude,  wohl  in  Stand 
gehalten  werden.  Die  Gebäude  müssen  bei  einer  durchaus  soliden  Ge- 
sellschaft gegen  Feuer  versichert  sein. 

Kündigung  der  Anleihe,  ganz  oder  theilweise,  darf  seitens  des 
Staates  stattfinden,  wenn  eine  wesentliche  Voraussetzung,  auf  welcher 
die  Uebereinkunft  aufgebaut  ist,  fehlt. 

Wenn  der  Darlehnsnehmer  durch  betrügerische  Angaben  zu  dem 
Darlehen  gekommen  ist,  oder  wenn  er  die  festgesetzten  Zahlungen  für 
das  Darlehen  oder  für  die  Feuerversicherung  zu  erlegen  unterlässt,  und 
in  gewissen  anderen  Fällen  muss  der  Staat,  damit  die  Heimstätten- 
darlehen ihren  Zweck  erfüllen,  das  Kündigungsrecht  haben.  Die  Kon- 
trolle in  dieser  Hinsicht  wird  von  Staatsbeamten  gehandhabt. 

Todesfall.  —  Veräusserung  der  Anwesen.  Um  den  Zweck  der 
Darlehen  nicht  zu  verfehlen,  hat  sich  die  Kommission  genöthigt  gesehen, 
besondere  Bestimmungen  vorzuschlagen  für  den  Fall,  dass  der  Darlehns- 
nehmer stirbt.  Zu  diesem  Zweck  schlägt  die  Kommission  vor,  dass 
eine  Ausnahme  von  den  allgemeinen  Bestimmungen  gemacht  wird,  so 
dass  die  überlebende  Ehehälfte,  wenn  keine  Deszendenten  vorhanden 
oder  keine  besonderen  testamentarischen  Bestimmungen  getroffen  sind, 
immer  mit  vollem  Besitzrecht  das  Grundstück  bekommt.  Unter  den 
jetzt  giltigen  Gesetzesbestimmungen  ist  dies  durch  gegenseitiges  Testa- 
ment zu  erreichen,  aber  da  ein  solches  in  den  häufigsten  Fällen  nicht 
zu  Stande  kommt,  hat  die  Kommission  es  für  nützlich  gehalten,  in 
einem  Spezialgesetz  das  gegenseitige  Testament  zur  Kegel  zu  erheben. 
Dagegen  hat  ein  Kommissionsmitglied  Protest  erhoben,  den  einzigen 
Protest  beim  ganzen  Antrage.  Dass  in  diesem  Falle  der  Ueber- 
lebende,  der  das  Anwesen  übernimmt,  die  Vortheile  des  staatlichen  Dar- 
lehens gemessen  soll,  scheint  klar  zu  sein.  Dasselbe  ist  der  Fall,  falls 
ein  Deszendent  das  Grundstück  zum  Erbe  bekommt,  oder  falls  der  Ueber- 
lebende  in  der  Ehe  und  der  Deszendent  auf  gesetzlichem  Wege  darüber 
einig  werden,  das  Eigenthum  gemeinschaftlieh  zu  verwalten. 

Geht  das  Anwesen  sonstwie  auf  einem  neuen  Besitzer  über,  so  muss 
dieser  in  gewöhnlicher  Weise  um  das  Heimstättendarlehen  nachsuchen, 
falls  er  das  frühere  Darlehen  auf  sich  übertragen  haben  will. 

Darlehen  in  Verbindung  mit  Lebensversicherung.  Welche  Maass- 
nahmen  auch  zum  Wohl  der  Ueberlebenden  getroffen  werden,  so  kommen 
diese  doch  durch  den  Tod  des  Familienversorgers  meist  in  bedrängte 
Lage.  Die  dabei  entstehenden  Schwierigkeiten  können  jedoch  durch  die 
Verbindung  der  Heimstättendarlehen  mit  Lebensversicherung  auf  eine 
einfache  und  wirksame  Weise  verringert  werden. 

Die  Kommission,  berathen  von  hervorragenden  Versicherungsmathe- 
matikern, macht  hierüber  einen  Vorschlag,  der  von  rein  versicherungs- 
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technischem  Gesichtspunkt  als  eine  geniale  Neuerung  bezeichnet  werden 
kann. 

Schon  lange  hat  sich  sowohl  die  schwedische  wie  die  ausländische 
Lebensversicherungswissenschaft  mit  dem  Problem  beschäftigt,  den  Hypo- 
thekarkredit mit  der  Lebensversicherung  zu  verbinden.  Bis  jetzt  aber  ist 
kaum  eine  ganz  annehmbare  Lösung  gefunden,  denn  alle  Lösungen  waren 
mit  mehr  oder  weniger  bedenklichen  Fehlern  und  Schwächen  behaftet. 
Der  von  der  Kommission  ausgearbeitete  Vorschlag  ist  exakt  und  ratio- 
nell und  in  der  Praxis  besonders  einfach  und  leicht  auszuführen. 

Die  Kommission  schlägt  vor,  dass  die  Lebensversicherung  nur  auf 
dem  Amortisationstheil  des  Darlehns  ruhen  soll  und  dass  der  Ver- 
sicherungsvertrag die  Verpflichtung  des  Staates  in  sich  schliesst,  diesen 
Theil  des  Darlehens  mit  dem  Tode  des  Schuldners  als  völlig  zurückerstattet 
zu  betrachten. 

Dieser  Vortheil  kann  natürlicherweise  nicht  ohne  entsprechende 
Opfer  des  Schuldners  gewonnen  werden.  Die  Lebensversicherung  erheischt 
eine  besondere  Abgabe,  welche  entweder  durch  eine  verlängerte  Amorti- 
sationszeit oder  durch  eine  erhöhte  Rente  entrichtet  werden  kann.  Da  das 
erstere  nicht  in  Frage  kommen  darf,  schlägt  die  Kommission  eine  erhöhte 
Rente  vor,  die  aber  nicht  allzu  hoch  werden  darf  und  möglichst  eine 
für  jedes  Jahr  gleiche,  abgerundete  Summe  betragen  muss.  Die  Kom- 
mission schlägt  folgende  Annuitäten  vor: 

für  Darlehen  auf  ländliche  Heimstätten  7  o/0 

für  Darlehen  auf  Wohnungsheimstätten  9V20/o 

Die  Erhöhung  beträgt  also  gerade  1  %  mehr  als  die  Jahresbeiträge, 
die  vorher  für  Darlehen  ohne  Lebensversicherung  angegeben  sind. 

Nachdem  die  Annuitäten  so  festgestellt  sind,  gilt  es  den  Plan  zu 
berechnen,  nach  dem  die  Versicherung  laufen  kann.  Und  dabei  zeigt  sich 
der  Vortheil  der  vorgeschlagenen  Versicherungsart,  deren  Anwendung 
sich  auf  den  Vorgang  bei  einem  einfachen  Amortisationsdarlehen  reduzirt. 
Während  bei  dieser  Darlehnsform  nur  Zinsen  und  Kapitalabzahlung 
Faktoren  des  Amortisationsplans  sind,  kommt  hier  noch  die  Versiche- 
rungsprämie hinzu.  Diese  wird  indessen  in  einem  mit  dem  Alter  des 
Versicherten  zunehmenden  Prozentsatz  der  restirenden  Kapitalschuld 
ausgedrückt.  Und  deshalb  gilt  es  nur,  ausser  dem  gewöhnlichen  Zinse, 
dieses  Versicherungsprozent  mitzuführen  und  nachher  gerade  so  zu  ver- 
fahren, wie  bei  der  Aufstellung  einer  gewöhnlichen  Amortisationstabelle. 

Da  indessen  die  Versicherungsgebühr  von  dem  Alter  der  Ver- 
sicherten abhängt,  wiewohl  die  Jahresrate  konstant  ist,  so  tritt  eine 
entsprechende  Veränderlichkeit  der  Amortisationspläne  ein.  Diese  zeigt 
sich  darin,  dass  die  Amortisationsfristen  ein  wenig  verkürzt  werden. 
Ein  Dreissigj ähriger,  welcher  ein  gewöhnliches  Darlehen  auf  ein  länd- 
liches Anwesen  sucht,  hat,  wie  gesagt,  eine  siebenundzwanzigj ährige 
Amortisationsfrist  für  den  Amortisationstheil  und  bezahlt  dafür  6% 
Annuität.  Wird  die  Anleihe  mit  der  Lebensversicherung  verbunden,  so 
bezahlt  er  7  %  Annuität,  aber  seine  Anleihe  ist  nach  24  Jahren  amortisirt. 
Durch  diese  unbedeutende  Erhöhung  um  10  Kronen,  wenn  der  Amorti- 
sationstheil des  Darlehens  1000  Kronen  beträgt,  wird  der  grosse  Vortheil 
gewonnen,  dass,  wenn  der  Arbeiter  stirbt,  dieser  ganze  Theil  als  ab- 
gezahlt gilt.  Wie  sich  dies  in  der  Wirklichkeit  ausnimmt,  zeigen  am 
besten  ein  paar  Beispiele. 
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Beispiel  1. 

Der  Amortisationstheil  der  Anleihe:   1000  Kronen 


Alter 

in  dem 
Ka- 

Ohne 

Lebensversicherung 

Mit 

Lebensversicherung 

lenuei  - 

Art  der 
Heimstätten 

jähre 
vor 
dem 

Amor- 
tisa- 

Gewöhn- 
liche 

Annuität 
im  letzten 

Amor- 
tisa- 

Gewöhn- 
liche 

Annuität 
im  letzten 

Beginn 
der 

tions- 

Annuität 

Jahre 

tions- 

Annuität 

J  ahre 

zeit 

zeit 

Amor- 

tisation 

Jahre 

Kronen 

Öre 

Kronen 

Öre 

Jahre 

Kronen 

Öre 

Kronen 

Öre 

25 

27 

60 

38 

84 

24 

70 

42 

37 

Ländliche  1 

30 

27 

60 

38 

84 

24 

70 

68 

45 

Heimstätten  | 

35 

27 

60 

38 

84 

25 

70 

56 

74 

40 

27 

60 

38 

84 

27 

70 

27 

04 

25 

16 

85 

68 

85 

15 

95 

56 

66 

Wohnungs-  ( 

30 

16 

85 

68 

85 

15 

95 

62 

86 

heimstätten  | 

35 

16 

85 

68 

85 

15 

95 

81 

42 

40 

16 

85 

68 

85 

16 

95 

17 

19 

Beispiel  2. 

Darlehen  auf  eine  ländliche  Heimstätte.    Amortisationstheil:  1000  Kronen 


Jahre 
nach 
dem 

Beginn 
der 

Amor- 
tisa- 
tion 

Ohne  Lebensversicherung- 

Mit  Lebensversicherung : 
Eintrittsalter:    30  Jahre 

Annuität:  60  Kronen 

Kapital- 
schuld am 
Jahres- 
schluss 

Annuität:  70  Kronen 

Kapital- 
schuld am 
Jahres- 
schluss 

Zins 

Ab- 
zahlung 

Zins  und 
Versicherungs- 
gebühr 

Ab- 
zahlung- 

% 

Kronen 

Kronen 

Kronen 

% 

Kronen 

Kronen 

Kronen 

1 
6 
11 
16 
21 

24 

27 

3,75  37,50 
3,75  32,95 
3,75 1  27,49 
3,751  20,92 
3,75  13,02 

3,75  7,53 
Die  letzte  An- 
nuität .  .  , 
3,75|  1,40 

22,50 
27,05 
32,51 
39,08 
46,98 

52,47 

.  38.84 
37,44 

977,50 
851,69 
700,46 
518,67 
300,14 

148,36 

0 

4,5 
4,5 
4,7 
4,9 
5,2 
Die 
n 
5,4 

45,00 
38,85 
32,75 
24,28 
12,77 
letzte  An- 
uität  .  .  . 
3,51 

25,00 
31,15 
37,25 
45,72 
57,23 

.  68,45 
64,94 

975,00 
832,08 
659,65 
449,71 
188,36 

0 

Aus  Beispiel  1  geht  hervor,  wie  bei  Darlehen  ohne  Lebensversiche- 
rung Annuität  und  Amortisationszeit  für  jede  Art  Wohnstätten  konstant 
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sind,  während  bei  Darlehen  mit  Lebensversicherung  die  Annuität  wohl 
konstant  ist,  die  Amortisationszeit  aber  nicht. 

Beispiel  2  zeigt  vergleichende  Auszüge  aus  dem  Amortisationsplan 
für  ein  Darlehen  ohne  und  ein  anderes  Darlehen  mit  Lebensversiche- 
rung, wobei  das  Eintritts  alter  30  Jahre  ist.  Weil  die  in  die  Annuität 
eingeschlossene  Versicherungsgebühr  für  die  Aufstellung  der  Amortisa- 
tionstabelle von  derselben  Natur  ist  wie  der  in  die  Annuität  einge- 
schlossene Kapitalzins  —  beide  werden  in  Prozenten  der  restirenden 
Kapitalschuld  ausgedrückt  — ,  so  sind  sie  hier  zusammengeschlagen. 
Aus  dem  Beispiel  ergiebt  sich,  wie  der  erwähnte  Prozentsatz  mit  dem 
zunehmenden  Alter  des  Schuldners  erhöht  wird,  was  ja  selbstverständ- 
lich ist,  da  die  Wahrscheinlichkeit  zu  sterben  mit  dem  zunehmenden 
Alter  grösser  wird. 

Der  Erwerber  der  Heimstätten.  —  Darlehen.  Wenn  ein  Ar- 
beiter mit  Hülfe  eines  solchen  Darlehens  ein  Grundstück  zu  erwerben 
wünscht,  hat  er  selbst  die  Initiative  zu  ergreifen,  die  Baustelle  auszu- 
suchen und  mit  dem  Besitzer  Unterhandlungen  anzuknüpfen.  Dabei, 
wie  auch  bei  der  Abfassung  des  Kontraktes  u.  s.  w.,  kann  ihm  von  einem 
autorisirten  Heim  Stättenagenten  Hilfe  geleistet  werden.  Es  besteht  näm- 
lich die  Absicht,  innerhalb  jedes  Gemeindebezirks  einen  Heimstättenagenten 
zu  wählen,  welcher  die  Aufgabe  hat,  bei  der  Gründung  eigener  Heimstätten 
für  Arbeiter  mitzuwirken,  ihnen  mit  Rath  und  Erklärungen  beizustehen, 
den  erforderlichen  Beistand  zu  leisten,  Formulare  für  die  Darlehns- 
gesuche  abzugeben  u.  s.  w. 

Die  Darlehnsgesuche  und  die  bedingt  giltigen  Kauf  kontrakte  sowie  die 
erforderlichen  anderen  Schriftstücke  werden  danach  an  den  Gemeinde- 
vorstand eingereicht.  Dieser  hat  dann  sein  Gutachten  über  die  Gesuche, 
die  Zweckmässigkeit  der  Grundstücke,  die  Preise,  Baupläne,  Kosten- 
berechnungen sowie  die  ökonomischen  Verhältnisse  und  moralischen  Eigen- 
schaften des  Antragstellers  abzugeben.  Von  da  werden  sämmtliche 
Schriftstücke  weiter  an  die  provinizale  Centraibehörde  befördert,  die  die 
Angelegenheit  noch  weiter  vorbereitet. 

In  der  ersten  Hälfte  des  Monats  November  tritt  in  jeder  Provinz 
eine  für  diesen  besonderen  Zweck  organisirte  Kommission,  der  Heim- 
stättenausschuss,  zusammen,  bestehend  aus  dem  Regierungspräsidenten 
als  Vorsitzenden  und  drei  gewählten  Mitgliedern.  Von  den  drei  letzteren 
repräsentiren  zwei  die  Haushaltungsgesellschaft  (eine  halboffizielle  Pro- 
vinzialbehörde  für  vorwiegend  landwirthschaftliehe  Zwecke)  und  den 
Landsting  (eine  offizielle  Provinzialvertretung  für  hauptsächlich  ökono- 
mische Fragen),  und  der  dritte  muss  Arbeiter  sein.  Diese  Kommission, 
gegen  deren  Beschlüsse  keine  Klage  zulässig  ist,  genehmigt  oder  verwirft 
die  Darlehnsanträge  und  bestimmt  die  Reihenfolge  der  genehmigten 
Anträge. 

Von  sämmtlichen  Provinzen  werden  Berichte  darüber  an  die  Regie- 
rung  erstattet,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  eingelaufenenen  Anträge 
die  verfügbaren  Darlehnsmittel  unter  die  verschiedenen  Provinzen  ver- 
theilt. Die  Kommission  nimmt  an,  dass  den  Antragstellern  vor  Ablauf 
des  Jahres  Bescheid  gegeben  werden  kann.  Unmittelbar  darauf  treten 
die  bedingt  abgeschlossenen  Kontrakte  in  Kraft,  und  die  Kaufsumme 
wird  erlegt,  theils  aus  den  eigenen  Mitteln  des  Arbeiters,  theils  aus  dem 
von  bestimmten  Staatsbeamten  nach  gewissen  Grundsätzen  ausgezahlten 
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Vorschuss  auf  das  Staatsdarlehen.  Wünscht  der  Darlehnsnehmer  mit 
dem  Darlehen  eine  Lebensversicherung'  zu  verbinden,  so  muss  er  sich 
einer  ärztlichen  Untersuchung  unterziehen,  worauf  die  oberste  Provinzial- 
behörde  nach  dem  Gutachten  des  Provinzialarztes  entscheidet. 

Erforderliche  Beträge.  Die  Kommission  hat  eine  Wahrscheinlich- 
keitsberechnung über  die  Beträge,  die  erforderlich  werden  können,  auf- 
gestellt und  ist  dabei  davon  ausgegangen,  dass  diese  Summen  nicht  zu 
knapp  bemessen  werden  dürfen. 

Unter  Hinweis  auf  Dänemark,  wo  der  Reichstag  1899  zwei  Millionen 
Kronen  jährlich  auf  fünf  Jahre  für  Heimstättendarlehen  aussetzte,  hebt 
die  Kommission  hervor,  dass  Schweden  sehr  ausgedehnt  ist  und  eine 
doppelt  so  grosse  Bevölkerung  hat  und  dass  zudem  das  dänische  Heim- 
stättengesetz nur  ländliche  Heimstätten  betrifft.  Deshalb  ist  die  Kom- 
mission zu  dem  Schlüsse  gekommen,  dass  in  Schweden  ein  jährlicher 
Betrag  von  4  Millionen  Kronen  auf  fünf  Jahre  nöthig  sei,  wenn  der 
Heimstättengedanke  zu  seinem  Recht  kommen  soll.  Damit  könnten  in 
der  Fünfjahrperiode  ungefähr  8500  Heimstätten  geschaffen  werden. 

Die  Summe  ist  freilich  nicht  unbedeutend,  aber  wenn  man  den  da- 
mit bezweckten  grossen  Nutzen  erwägt,  kann  sie  gewiss  nicht  als  zu 
gross  bezeichnet  werden.  Man  muss  auch  bedenken,  dass  dies  nicht  eine 
Ausgabe  gewöhnlicher  Art,  sondern  eine  solide,  dem  Staate  Zinsen 
tragende  Geldanlage  ist,  zu  der  sehr  wohl  geliehene  Geldmittel  ver- 
wendet werden  können. 


Die  Kommission  schlägt  ausserdem  Gesetzesänderungen  vor,  die 
theils  eine  Erleichterung  der  Auftheilung  von  Grundstücken,  theils  eine 
Vereinfachung  des  gerichtlichen  Bestätigungsaktes  bezwecken. 


Der  Entwurf  der  Kommission  cirkulirt  zur  Zeit  unter  den  Behörden, 
<lie  sich  darüber  äussern  sollen.  Erst  nachdem  deren  Gutachten  abgegeben 
sind,  kann  die  Regierung  dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf  unter- 
breiten. 

Es  ist  natürlich  zu  früh,  hinsichtlich  dieses  Gesetzentwurfes  irgend 
ein  Urtheil  abzugeben.  Es  ist  sogar  zu  früh,  sich  darüber  auszu- 
sprechen, ob  die  Regierung  überhaupt  dem  Reichstage  einen  auf  dem 
Entwürfe  der  Kommission  basirten  Gesetzesvorschlag  vorlegen  werde. 
Noch  schwieriger  ist  es  zu  sagen,  welche  Aenderungen  die  Regierung  in 
dem  Kommissionsentwurf  machen  wird,  falls  sie  mit  einem  hierauf  be- 
züglichen Regierungsantrage  hervortritt. 

Aus  den  bis  jetzt  eingelaufenen  Gutachten  scheint  hervorzugehen, 
dass  man  auf  verschiedenen  Seiten  eine  Vereinfachung  der  Darlehns- 
begebung  wünscht.  Ueberdies  ist  mehrfach  hervorgehoben  worden,  dass 
die  von  der  Kommission  vorgeschlagene  Darlehensgewährung  an  Einzel- 
personen in  die  zweite  Reihe  zu  setzen  wäre,  während  die  staatliche  Be- 
leihung der  Heimstätten  in  erster  Linie  unter  Beihilfe  freier  Vereine 
als  Vermittler  zwischen  dem  Staate  und  dem  einzelnen  Darlehnsnehmer 
vor  sich  gehen  sollte.  Wie  dem  auch  sein  mag,  der  Kommissions- 
entwurf hat  von  mehreren  Seiten  die  Anerkennung  erhalten,  dass  die 
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Kommissionsmitglieder  sicherlich  von  dem  lebhaftesten  Verlangen,  die 
beste  Lösung  herauszufinden,  beseelt  gewesen  seien.  Ein  hervorragendes 
Pressorgan  äussert  sich  über  die  Arbeit  wie  folgt:  „Wir  sind  uns  völlig 
klar  über  die  Schwierigkeiten,  welche  vorliegen,  wenn  es  gilt  die  strei- 
tigen Interessen  in  dieser  Frage  zu  vereinen.  Wir  sehen  voraus,  dass 
der  Kommissionsentwurf  einer  scharfen  Kritik  unterworfen  werden  wTird, 
sowohl  von  denen,  welche  der  Ansicht  sind,  dass  in  der  Frage  nichts 
gethan  werden  darf,  wie  auch  von  Seiten  derer,  die  vom  Staate  alles 
fordern.  Aber  hier  wie  so  oft  liegt  wohl  die  Wahrheit  mitten  zwischen 
diesen  Extremen.  Ist  von  der  Kommission  dieser  goldene  Mittelweg  ge- 
funden, so  hat  sie  zweifelsohne  gute  Arbeit  geleistet.  Findet  dann  der 
Entwurf  die  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Körperschaften,  dann  haben 
die  in  der  wahren  Bedeutung  des  Wortes  konservativen,  volksfreundlichen 
Bestrebungen  neuen  Boden,  vermehrte  Kraft  gewonnen". 


XVI.  Die  Förderung  der  Errichtung  von 
Arbeiterwohnhäusern  durch,  die  Stadtgemeinde 

Stockholm. 

o 

Von  Dr.  K.  Key-Aberg  in  Stockholm. 

In  Schweden  ist,  infolge  der  ungeheueren  Ausdehnung  und  der  ge- 
ringen Bevölkerung  des  Landes,  der  noch  heute  verhältnissmässig  kleinen 
Städte  und  deren,  erst  während  der  letzten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
eingetretenen  Entwickelung  in  industrieller  und  kommerzieller  Hinsicht 
die  Arbeiterwohnungsfrage  erst  während  der  letzten  Jahrzehnte  aktuell 
geworden. 

Noch  1850  zählte  Schwedens  grösste  Stadt,  Stockholm,  nur  ca. 
93  000  Einwohner,  und  die  damalige  Industrie  des  Landes  wurde  gleich- 
sam nur  als  Nebenerwerbszweig  neben  dem  Ackerbau  betrieben,  welcher 
von  Altersher  der  Haupterwerbszweig  des  Landes  gewesen  ist.  - —  Nach 
dem  genannten  Zeitpunkte  hat  jedoch  Schweden  die  grössten  und 
wunderbarsten  Veränderungen  erfahren.  Eisenbahnen  durchschneiden 
das  Land  nach  allen  Richtungen  und  verkürzen  die  unermesslichen 
Entfernungen,  Dampfschilfe  und  Telegraphen  verbinden  das  meer- 
und  bergeumgürtete  Reich  mit  dem  europäischen  Kontinent,  und  eine 
neue  Thätigkeit  hat  damit  für  die  schwedische  Nation  begonnen. 
Durch  einen  langjährigen  Frieden  beglückt,  hat  das  Volk  seine  ganze 
Energie  für  die  fruchtbare  Ausnutzung  des  an  natürlichen  Reichthümern 
so  gesegneten  Landes  eingesetzt.  Der  Ackerbau  hat  durch  epoche- 
machende Erfindungen,  u.  a.  die  des  von  dem  schwedischen  Ingenieur 
de  Laval  erfundenen  Separators  sich  zu  einer  nie  geahnten  Höhe 
emporgeschwungen,  der  kolossale  Waldbestand  hat  die  Veranlassung  zu 
einer  Holzwaarenindustrie  gegeben,  welche  heutigen  Tages  eine  der  vor- 
nehmsten der  Welt  ist,  die  Eisenindustrie  hat  riesenhafte  Fortschritte 
gemacht  und  ihren  alten  Namen  auf  dem  Weltmarkt  befestigt,  und  in 
der  neuesten  Zeit  haben  die  Eisenbahnen  die  märchenhaften  Schatz- 
kammern der  Schneefelder  des  höchsten  Nordens  eröffnet,  welche  in 
Erzgebirgen  verborgen  liegen,  als  da  sind:  „Gellivare,  Luossavara,  Kiru- 
navara  und  andere  mehr".  —  Schwedisches  Eisen  und  Erz  und  schwe- 
disches Holz  sind  jetzt  Handelswaaren  geworden,  welche  in  der  ganzen 
Welt  begehrt  sind. 

Die  Einwohnerzahl  hat  während  dieses  rastlosen  Fortschreitens  einen 
ansehnlichen  Zuwachs  erfahren,  vor  allem  jedoch  in  den  Städten,  so  dass 
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die  Einwohnerzahl  der  Städte,  welche  im  Jahre  1850  nur  10  %  der  Ein- 
wohnerzahl des  ganzen  Landes  betrug,  in  unseren  Tagen  auf  über 
21  %  gestiegen  ist.  —  Mit  dem  allgemeinen  Aufblühen  des  Landes  in 
kultureller  Hinsicht  hat  ein  Zuzug  nach  den  Städten,  welchen  die  nun 
erwachte  Industrie  veranlasste,  in  zunehmender  Ausdehnung  begonnen, 
so  dass  Schweden  nunmehr  zwei  Städte  besitzt,  die  über  100  000  Ein- 
wohner zählen:  Stockholm  und  Göteborg.  Die  Einwohnerzahl  der  erst- 
genannten Stadt  beträgt  jetzt  über  300  000;  dieselbe  hat  sich  also 
während  der  letzten  50  Jahre  um  das  Dreifache  verdoppelt.  Es  würde 
in  der  That  erstaunlich  sein,  wenn  die  Wohnungsverhältnisse  in  den 
schwedischen  Städten  sich  auf  gleichem  Niveau  mit  der  schnellen  Volks- 
vermehrung hätten  halten  können.  Diese  Verhältnisse  sind  indessen  nicht 
eher  Gegenstand  einer  näheren  und  umfassenderen  Untersuchung  ge- 
worden, als  bis  die  Stadtvertreter  von  Stockholm  im  Jahre  1896  be- 
schlossen, eine  solche,  besonders  die  Arbeiterwohnungen  betreffende,  in 
der  Hauptstadt  anzustellen.  —  Durch  diese  Untersuchung,  welche  ich 
selbst  die  Ehre  hatte  zu  leiten,  wurde  festgestellt,  dass  unter  den  ge- 
sammten  damaligen  Einwohnern  Stockholms  nicht  weniger  als  156  532 
—  58,6  %  der  Arbeiterklasse  angehörten,  ohne  dass  in  der  angegebenen 
Zahl  die  Diener  in  besseren  Häusern  eingerechnet  worden  sind.  Es  ist  so- 
mit ausser  allem  Zweifel,  dass  dies  die  Gesellschaftsklasse  ist,  welche 
während  der  letzten  Jahrzehnte  insonderheit  zu  der  schnellen  Volks- 
vermehrung der  Stadt  beigetragen  hat.  Diese  Verhältnisse  erklären  sich 
zur  Genüge  aus  der  Entwickelung  der  Industrie  der  Stadt,  welche  in 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  nur  ca.  10  000  Arbeiter  beschäftigte, 
während  sie  heute  deren  mindestens  35  000  beschäftigen  dürfte.  Mit 
Einrechnung  der  Frauen  und  Kinder  wird  man  deshalb  annehmen  können, 
dass  mehr  als  lj%  der  Einwohner  Stockholms  gegenwärtig  seinen  Lebens- 
unterhalt durch  die  Industrie  erwirbt;  die  übrig  bleibende  Arbeiterbevöl- 
kerung findet  ihre  Beschäftigung  in  der  Schifffahrt,  dem  Handel  etc. 

Die  Verhältnisse,  welche  im  Jahre  1896  durch  die  genannte  Unter- 
suchung der  Wohnungsverhältnisse  festgestellt  wurden,  geben  nun  ein 
wirklich  trauriges  Bild.  —  Es  wurde  unter  anderem  konstatirt,  dass  die 
ganze  Masse  der  Arbeiterbevölkerung  in  35  117  Wohnungen  zusammen- 
gedrängt war,  welche  aus  ca.  73  200  Räumen  oder  Küchen  bestanden. 
Auf  diese  Weise  wohnten  im  Durchschnitt  mehr  als  zwei  Personen  in 
jedem  Raum  oder  Küche.  In  einer  Küche  ohne  Zimmer  wohnten 
1583  oder  1  %;  in  einem  Zimmer  ohne  Küche  nicht  weniger  als  24960 
oder  16,5%;  in  einem  Zimmer  und  Küche  64  015  =  42,2%  und  in 
zwei  Zimmern  und  Küche  38  995  =  25,7  %  etc.  Die  Durchschnittszahl 
der  Bewohner  war  die  grösste  in  der  Wohnungskategorie,  bestehend  aus 
einem  Zimmer  und  Küche,  welche  durchschnittlich  von  nicht  weniger 
als  acht  Personen  bewohnt  wurden.  Für  eine  Küche  ohne  Zimmer  und 
ein  Zimmer  ohne  Küche  betrug  die  Durchschnittszahl  drei  Personen.  Es 
gab  nicht  weniger  als  119  einzelne  Küchen  und  1409  einzelne  Räume, 
welche  je  fünf  Personen  und  mehr  beherbergten. 

Das  vom  moralischen  und  hygienischen  Standpunkte  aus  verderbliche 
Schlafstellenwesen  war  sehr  ausgebreitet.  Die  Untersuchung  konstatirte 
nämlich,  dass  mehr  als  die  Hälfte  der  Arbeiterheime  (53,4  %)  Schlaf- 
stellen waren,  zu  welchen  indessen  in  Folge  der  Klassifikation  der  Steuer- 
berechnung die  Abmiethungen  aus  zweiter  Hand  hinzugerechnet  werden 
müssen.  Die  Anzahl  der  Schlafstelleninhaber  belief  sich  nach  den  ver- 
öffentlichten Ziffern  auf  37  638  Personen,  das  ist  so  viel  wie  24,9  % 
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der  ganzen  Arbeiterbevölkerung.  Man  zählte  nicht  weniger  als  1182 
kleine  Wohnungen,  welche  fünf  und  mehr  Schlafgänger  beherbergten; 
von  diesen  Schlafgängern  waren  8,8  %  verheirathet. 

Etwa  8500  Arbeiterwohnungen  waren  Gegenstand  einer  eingehenden 
Besichtigung  und  Aufmessung.  Durch  diese  detaillirtere  und  genaue 
Untersuchung  wurden  zum  Theil  geradezu  empörende  Zustände  aufge- 
deckt. So  fand  man  unter  anderem,  dass  nicht  weniger  als  19,3  % 
der  Bewohner  der  untersuchten  Wohnungen  weniger  als  10  cbm  Luft- 
raum pro  Person  in  ihrer  Wohnung  hatten  und  bis  zu  70,3  %  weniger 
als  20  cbm.  Die  Miethen  stellten  sich  für  die  Arbeiter  oft  unverhältniss- 
mässig  theuer  im  Vergleich  zu  denen,  welche  von  den  besseren  Gesell- 
schaftsklassen bezahlt  wurden.  Besonders  in  der  sogenannten  Stadt, 
zwischen  den  Brücken,  Stockholms  ältestem  Stadttheil,  entsprechend  der 
„Cite",  bezw.  der  „City"  in  Paris  und  London,  waren  die  Miethen 
geradezu  staunenerregend  hoch.  Hier  wurden  meistens  über  10  Kronen 
pro  cbm  bezahlt. 

Das  Ergebniss  dieser  Untersuchung,  worauf  die  Gelegenheit  mir 
nicht  gestattet  des  weiteren  einzugehen,  wurde  im  Mai  1897  publizirt 
und  ist  nicht  ohne  bemerkenswerthe  Folgen  geblieben.  Man  konnte 
nicht  leugnen,  dass  der  aufgedeckte  Zustand  der  Abhülfe  dringend  be- 
dürftig war.  Bevor  ich  jedoch  zu  den  Maassnahmen  übergehe,  zu  denen 
sich  die  kommunalen  Behörden  infolge  der  vorgelegten  Berichte  ent- 
schlossen, will  ich  mit  einigen  Worten  über  das,  was  die  Gemeinde  schon 
vor  dem  Jahre  1896  in  der  Arbeiterwohnungsfrage  unternommen  hat, 
berichten. 

Im  Jahre  1853  wurden  in  Stockholm  zur  Kundgebung  der  all- 
gemeinen Freude  über  die  wiederhergestellte  Gesundheit  des  populären 
Königs  Oskar  I.  und  die  Geburt  eines  Erbprinzen  Mittel  zur  Errich- 
tung gesunder  und  angemessener  Wohnungen  für  die  arbeitenden  Klassen 
gesammelt;  die  eingegangenen  Beträge  wurden  unter  dem  Namen  „Ar- 
beiterwohnungsfond zum  Andenken  an  den  9.  Februar  1853" 
der  Verwaltung  der  kommunalen  Behörde  überwiesen.  Schon  während 
der  Jahre  1850 — 1860  wurden  drei  Steinhäuser  mit  kleineren  Wohnungen 
von  je  einem  Raum  und  einer  Küche  aufgeführt.  Für  eines  von  diesen 
Häusern,  welches  nunmehr  dem  Fond  entzogen  ist,  bewilligten  die 
Stadtverordneten  eine  freie  Baustelle. 

Im  Jahre  1875  bildete  sich  in  der  Stadt  eine  Gesellschaft  unter  dem 
Namen  „Bauaktiengesellschaft  St.  Erik"  zu  dem  Zweck,  für  Er- 
richtung von  passenden  Wohnungen  für  die  weniger  bemittelte  Bevöl- 
kerung Sorge  zu  tragen  und  dieselben  zu  billigem  Preise  zu  vermiethen. 
Der  Gewinn  sollte  nur  bis  zur  Höhe  von  6  %  zur  Auszahlung  gelangen, 
hat  sich  aber  während  der  letzten  sechs  Jahre  nicht  höher  als  auf  5  %  be- 
laufen. Dieser  Gesellschaft  wurde  von  den  Stadtverordneten  schon  1875 
ein  Terrain  von  zusammen  14  705  qm  kostenlos  für  25  Jahre  und  weiter- 
hin auf  zweijährige  Kündigung  mit  dem  Vorbehalt  überlassen,  dass  'das- 
selbe von  der  Stadt  zurückgefordert  werden  könne,  wenn  es  ihr  be- 
liebt, aber  mit  der  Verpflichtung  für  die  Stadt,  dass  für  den  Fall  eine 
solche  Zurückforderung  innerhalb  15  Jahren  eintreten  sollte,  dieselbe 
die  Bauwerke  auf  ihre  Kosten  auf  einen  anderen  passenden  Platz  ver- 
legen solle.  Auf  diesem  Terrain  wurden  dann  Holzbauten  für  weniger 
Bemittelte  aufgeführt.  Die  Thätigkeit  dieser  Gesellschaft  hat  bisher  un- 
unterbrochen ihren  Fortgang  genommen;  dieselbe  hat  auch  auf  einigen 
von  ihr  angekauften  Plätzen  in  mehr  zentral  gelegenen  Theilen  der  Stadt 
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mehrere  Wohnhäuser  von  Stein  aufführen  lassen.  Von  kommunaler 
Seite  ist  diese  Gesellschaft  in  ihrer  Wirksamkeit  im  Jahre  1879  mit 
einem  Baudarlehen  von  100  000  Kronen  unterstützt  worden,  auf  welches 
5  %  Zinsen  und  1  %  Amortisation  bezahlt  wurden. 

Im  Jahre  1891  wurde  auf  Anregung  des  Fräulein  Agnes  Lager- 
st edt,  einer  Schülerin  der  berühmten  englischen  Wohlthäterin  und 
Freundin  der  Menschheit,  Miss  Octavia  Hill,  die  Aktiengesell- 
schaft „Stockholmer  Arbeiterheim"  gegründet.  Diese  Gesell- 
schaft, welche  einen  Gewinn  nur  innerhalb  der  Grenzen  von  4  %  ver- 
theilt und  im  übrigen  auf  philanthropischer  Grundlage  begründet  ist, 
erhielt  von  den  Stadtverordneten  eine  Baustelle  von  1220  qm  zu  45,36 
Kronen  pro  qm,  was  ein  ausserordentlich  billiger  Preis  war.  Das  Kauf- 
geld sollte  in  der  Weise  erlegt  werden,  dass  die  Gesellschaft  jährlich 
auf  die  Kaufsumme  3  %  bezahlte,  wovon  1  %  auf  Amortisation  und 

2  %  auf  Zinsen  entfielen,  jedoch  mit  Zinsenfreiheit  während  der  Bauzeit, 
welche  auf  ein  Jahr  berechnet  wurde.  Auf  diese  Weise  wird  das  Kauf- 
geld innerhalb  einer  Zeit  von  ungefähr  55—56  Jahren  vollständig  bezahlt 
sein  und  wird  der  Zinsverlust  während  dieser  Zeit  den  Beitrag  der  Stadt 
zu  diesem  Unternehmen  ausmachen.  Als  Sicherheit  wurde  eine  erste 
Hypothek  auf  das  Eigenthum  eingetragen;  auch  sollten  die  Stadtverord- 
neten einen  Revisor  wählen,  welcher  an  der  jährlichen  Prüfung  der  Rech- 
nungslegung der  Gesellschaft  Theil  nehmen  sollte.  Einige  Jahre  später 
kaufte  dieselbe  Gesellschaft  eine  neue  Baustelle  von  der  Stadt  zu  dem- 
selben Preise  pro  qm  wie  bei  dem  ersten  Kauf,  aber  im  übrigen  zu  etwas 
weniger  vortheilhaften  Bedingungen;  die  Regelung  sollte  erfolgen  mittels 
einer  jährlichen  Bezahlung  von  4  u/o  auf  den  ganzen  Kaufpreis,  wovon 

3  %  für  Zinsen  und  1  %  für  Amortisation  berechnet  wurden.  Im  ganzen 
werden  ca.  638  Personen  in  den  Häusern  der  Gesellschaft  beherbergt. 
Die  Miethen,  welche  dem  Zweck  entsprechend  möglichst  niedrig  gehalten 
sind,  werden  pünktlich  bezahlt,  und  die  Gesellschaft  hat  nicht  allein  Jahr 
für  Jahr  4  %  an  die  Aktionäre  vertheilen ,  sondern  ausserdem  ihren 
Reservefond  vergrössern  können. 

Während  die  Gemeinde  bis  dahin  nur  in  geringem  Umfange  Wohn- 
häuser für  ihre  eigenen  Arbeiter,  deren  sie  gegenwärtig  ca.  1  800  zählt,  auf- 
geführt hatte,  hat  sie  seit  derVeröffentlichung  der  statistischen  Untersuchung 
im  Jahre  1896  der  Arbeiter  Wohnungsfrage  ernstlich  ihre  Aufmerksamkeit 
gewidmet.  Am  8.  November  1898  wurde  von  dem  Menschenfreunde  und 
hervorragenden  Mitgliede  der  Stadtvertretung  Generalkonsul  E.  Fränckel 
der  Antrag  gestellt,  dass  die  Stadt,  mit  billiger  Rücksicht  auf  das 
traurige  Ergebniss,  zu  welchem  die  angestellten  Untersuchungen  geführt 
hatten,  mindestens  für  Errichtung  von  angemessenen  Wohnungen  für 
ungefähr  die  Hälfte  der  bei  der  Stadt  fest  angestellten  Arbeiter  Für- 
sorge tragen  solle.  Auf  Grund  dieses  Antrages  wurde  von  den  Stadt- 
verordneten am  21.  Juni  1899  beschlossen,  dass  versuchsweise  sechs 
Steinhäuser  mit  zusammen  126  Wohnungen,  theils  mit  einem  Raum 
und  Küche,  theils  mit  zwei  Räumen  und  Küche  errichtet  werden  sollten. 
Diese  Häuser,  welche  nunmehr  fertiggestellt  sind,  sind  in  den  verschie- 
densten Stadttheilen  belegen,  um  den  Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben, 
ihrer  Arbeitsstelle  so  nahe  wie  möglich  zu  wohnen.  Man  erinnerte  sich 
beim  Fassen  dieses  Beschlusses  an  die  Erfahrungen,  welche  die  Stadt 
schon  früher  betreffs  der  Wasserleitungsarbeiter  u.  a.  gemacht  hatte,  dass 
dass  dieselben  durch  Bereithaltung  guter  Wohnungen  in  ein  näheres  und 
besseres  Verhältniss  zum  Arbeitgeber  traten  und  ihre  Arbeit  mit  mehr 
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Lust  und  Liebe  verrichteten.  —  Man  wählte  grosse  Häuser  mit  meh- 
liereren  Etagen,  w  das  Gelände  für  eine  grössere  Anzahl  freistehender 
kleiner  Häuser  (das  sogenannte  Co ttage- System)  zu  einem  annehmbaren 
Preise  in  den  mehr  zentral  gelegenen  Theilen  der  Stadt  nicht  zu  er- 
halten war  und  weil  es  nicht  für  angebracht  gehalten  wurde,  die  Woh- 
nungen an  die  Grenze  der  Stadt  zu  legen,  weil  die  Arbeiter  alsdann 
einen  zu  weiten  Weg  zu  ihrer  Arbeit  zurücklegen  mussten  und 
dadurch  in  den  meisten  Fällen  verhindert  wurden,  ihre  Mittagsmahl- 
zeit zu  Hause  einzunehmen,  was  ihren  Lebensunterhalt  bedeutend 
vertheuerte.  Ausserdem  wurde  behauptet,  dass  die  Arbeiter  Stockholms 
eine  Vorliebe  für  grössere  Wohnhäuser  hegen.  Da  es  übrigens  die 
Meinung  war,  dass  die  Arbeiter  eine  den  billigen  Zinsen  für  das  auf- 
gewandte Baukapital  sowie  den  Unterhaltungskosten  der  Gebäude  ent- 
sprechende Miethe  bezahlen  sollten,  so  war  gerade  mit  Rücksicht  auf 
die  eventuelle  Höhe  der  Miethe  eine  kleinere  Anzahl  grosser  Häuser  vor- 
zuziehen, da  dieselben  wesentlich  billiger  zu  errichten  sind  als  eine 
grössere  Zahl  kleiner  Häuser.  Zur  Ermässigung  der  Miethen  sollten  die 
grossen  Häuser  ferner  ohne  jede  monumentale  und  dekorative  Aus- 
schmückung gebaut  werden. 

Ich  habe  einige  dieser  kommunalen  Wohnhäuser  besucht.  Alle, 
ausser  einem,  hatten  nur  einen  Treppenaufgang,  von  welchem  es  für 
jede  Wohnung  einen  besonderen  Eingang  gab.  In  jeder  Wohnung  sind 
ein  bis  zwei  Wandschränke,  Vorzimmer  und  Kloset  vorhanden.  Alle 
Küchen  haben  einen  Herd  und  eine  Gaskocheinrichtung,  ebenso  Wasser- 
leitung, Speisekammer  und  Luftventil.  Die  Küchen  sind  mit  Oel- 
farbe  gestrichen,  die  Zimmer  sind  tapeziert.  Die  Zimmer  haben  ein  bis 
zwei  Fenster,  und  alle  Küchen  sind  hell.  Jede  Wohnung  hat  elektrischen 
Klingelzug;  die  Treppen  werden  mit  Gas  beleuchtet.  Zu  jeder  Wohnung 
gehört  ein  Keller  und  ein  Boden,  ferner  sind  in  jedem  Hause  eine 
Waschküche  und  ein  Trockenboden  vorhanden,  welche  von  den  Bewoh- 
nern in  bestimmter  Reihenfolge  benutzt  werden  können. 

Die  Miethe  wird  entweder  quartal-  oder  monatweise  erhoben.  Die 
Stadt  hat  sich  das  Recht  vorbehalten,  die  Miethen  von  dem  Lohn  der  Ar- 
beiter einzubehalten,  jedoch  ist  von  diesem  Rechte  bisher  wenig  Gebrauch 
gemacht  worden,  weil  die  Arbeiter  ihre  Miethen  sehr  pünktlich  bezahlen. 
Obgleich  die  Gebäude  was  die  Baukosten  anlangt,  während  beson- 
ders ungünstiger  Konjunktur  aufgeführt  worden  sind,  stellen  sich  doch 
die  Miethen  verhältnissmässig  niedrig.  Der  Preis  für  zwei  Zimmer  mit 
Küche  betrug  in  den  Häusern,  welche  ich  besuchte,  zwischen  366  und 
374  Kronen.  Zum  Vergleich  führe  ich  an,  dass  die  Wohnungen  gleicher 
Art  im  „Stockholmer  Arbeiterheim",  welches  ich  bereits  erwähnte  und 
dessen  Miethen  möglichst  niedrig  gestellt  sind,  immerhin  305  bis  333 
Kronen  kosten  und  dass  diejenigen  Familien,  welche  jetzt  in  den  kom- 
munalen Wohnhäusern  wohnen,  unmittelbar  vor  ihrem  Umzüge  dorthin 
für  Wohnungen  derselben  Grösse,  aber  von  bedeutend  schlechterer  Be- 
schaffenheit 470  bis  550  Kronen  bezahlten.  Der  Preis  für  ein  Zimmer 
mit  Küche  betrug  240 — 266  Kronen. 

Den  Bewohnern  ist  es  in  der  Regel  verboten,  Schlafgänger  aufzu- 
nehmen, doch  ist  es  den  Inhabern  der  aus  zwei  Zimmern  und  Küche  be- 
stehenden Wohnungen  erlaubt,  das  eine  Zimmer  an  unverheirathete  Ar- 
beiter zu  vermiethen,  wenn  dieselben  in  städtischen  Diensten  beschäftigt 
sind.  Die  Arbeiter  scheinen  mit  ihren  Wohnungen  sehr  zufrieden  zu 
sein  und  sich  in  denselben  wohl  zu  befinden.     Auch  die  Gemeinde 
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kann  mit  ihrem  Erfolg  zufrieden  sein,  da  die  Häuser  trotz  der  vorher  er- 
wähnten schlechten  Konjunktur,  unter  welcher  dieselben  aufgeführt 
worden  sind,  einen  Reingewinn  von  4,66  %  abgeworfen  haben,  wobei  aller- 
dings der  Werth  der  der  Stadt  vorher  gehörigen  Bauplätze  nicht  ge- 
rechnet ist. 

Dieses  günstige  Resultat  hat  Generalkonsul  Fränckel  im  Jahre  1901 
veranlasst,  einen  Antrag  auf  Erbauung  von  weiteren  Wohnhäusern  für 
städtische  Arbeiter  einzubringen,  so  dass  diese  insgesammt  nach  und  nach 
gesunde  und  gute  Wohnungen  zu  einem  möglichst  billigen  Preise  er- 
halten können.  Ueber  diesen  Antrag  ist,  soviel  ich  weiss,  noch  nicht  von 
der  Stadtvertretung  verhandelt  worden,  aber  es  scheint,  dass  derselbe 
angenommen  werden  wird.  Im  letztgenannten  Jahre  haben  die  Stadt- 
verordneten bereits  einen  weiteren  Schritt  gethan,  indem  sie  beschlossen, 
ein  grösseres  Wohnhaus  von  zusammen  18  Räumen,  darunter  drei  Säle 
und  13  Küchen,  für  die  Arbeiter  der  grössten  städtischen  Begräbniss- 
plätze zu  errichten. 

Wenn  daher  nicht  bestritten  werden  kann,  dass  die  Stadtverordneten 
mit  der  grössten  Bereitwilligkeit  zur  Abhilfe  der  Wohnungsnoth  unter 
den  städtischen  Arbeitern  eingegriffen  haben,  haben  sie  sich  dagegen 
vollständig  ablehnend  verhalten,  was  die  übrige  Arbeiterbevölkerung  an- 
betrifft. Allerdings  hat  man  eine  Anzahl  (4)  kommunaler  Asyle  für  obdach- 
lose Männer,  Frauen  und  Kinder  eingerichtet,  aber  diese  sind  ausschliess- 
lich für  die  Zwecke  eines  vorübergehenden  Aufenthalts  in  den  alleräussersten 
Fällen  bestimmt.  Hauptsächlich  infolge  einer  umständlichen  Behandlung 
bei  der  Aufnahme  sowie  des  beklagen SAverthen  Mangels  einer  Art  Maga- 
zines  zur  Aufbewahrung  der  den  Obdachlosen  gehörenden  Mobilien 
während  des  Aufenthalts  in  dem  Asyl,  welcher  in  der  Regel  14  Tage 
bis  1  Monat  dauert,  sind  die  Asyle,  welche  nebenbei  bemerkt  neuein- 
gerichtet und  theilweise  neugebaut  worden  sind,  nach  der  statistischen 
Untersuchung  im  Jahre  1896  von  Seiten  der  Armen  wenig  bonutzt  wor- 
den. Eine  Ausnahme  muss  in  Betreff  der  mustergiltig  geleiteten  Kinderasyle 
gemacht  werden,  von  welchen  wenigstens  das  eine  fleissig  besucht  wird. 
Aber  das  Asyl  für  verheirathete  Männer  und  ältere  Knaben,  welches 
186  Schlafplätze  enthält,  ist  während  des  Winters  von  höchstens  89  Per- 
sonen pro  Tag  besucht  worden,  und  das  Asyl  für  verheirathete  Frauen 
und  ältere  Mädchen  mit  110  Schlafplätzen  hat  während  derselben  Zeit 
nicht  mehr  als  29  Schlafgäste  aufzuweisen.  Gleichzeitig  sind  auch  be- 
sondere Herbergen  für  Obdachlose  von  der  „Heilsarmee"  eingerichtet 
worden,  welche  stets  von  Besuchern  überfüllt  gewesen  sind,  und  das 
private  Herbergswesen  florirt  nach  wie  vor. 

Allerdings  hat  die  Gemeinde  im  Jahre  1899  zur  Erinnerung  an  den 
9.  Februar  1853  dem  obengenannten  „Arbeiterwohnungsfonds"  ein  Bau- 
darlehen von  200  000  Kronen  bewilligt,  aber  dieser  Fonds  ist  als  das 
Eigenthum  der  Stadt  zu  betrachten  und  wird  von  einem  besonderen  Vor- 
stande unter  der  Aufsicht  des  Armenvorstehers  verwaltet,  die  Stadtver- 
ordneten können  daher  nicht  behaupten,  dass  sie  hierdurch  die  private 
Bauthätigkeit  unterstützt  haben. 

Dass  die  Stadtvertretung  augenblicklich  an  ihrem  Prinzip  festhält, 
eine  solch?  Unterstützung  nicht  zu  gewähren,  wird  dadurch  bewiesen, 
dass,  als  die  Bauaktiengesellschaft  St.  Erik,  welcher,  wie  bereits 
gesagt,  früher  kostenfrei  Bauplätze  zur  Errichtung  von  Arbeiterwoh- 
nungen überlassen  wurden,  im  Jahre  1896 — 1897  zwei  neue  Baustellen 
für  sich  begehrte,  die  Stadtverordneten  der  Ansicht  waren,  dass  durch 
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«in  solches  Verfahren  den  privaten  Unternehmungen,  welche  sich  für  die 
Erbauung  von  Arbeiterwohnhäusern  interessiren,  eine  unberechtigte  Kon- 
kurrenz entstehen  würde,  und  deshalb  der  Gesellschaft  die  Bauplätze 
gegen  eine  jährliche  Zinsenabgabe  von  4%  des  Werthes  überliessen,  wel- 
cher mit  3  Kronen  pro  Quadratmeter  berechnet  wurde. 

Dieser  Standpunkt  der  Stadtverordneten  wird  auch  dadurch  erklärt, 
dass  während  der  letzten  Jahrzehnte  bei  den  privaten  Unternehmungen 
viel  Neigung  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  herrschte.  Grosse  Ge- 
sellschaften, wie  zum  Beispiel  die  „Wohnungsaktiengesellschaft 
Holmia",  die  Bauaktiengesellschaft  „Manhem" ,  die  Wohnungs- 
aktiengesellschaft „Fridhem",  haben  sich  der  Sache  der  Unbemit- 
telten angenommen  und  eine  Menge  von  Arbeiter  Wohnhäusern  in  den 
verschiedensten  Theilen  der  Stadt  aufgeführt.  Während  der  letzten 
Jahre  haben  allerdings  die  hohen  Bankzinsen  und  Arbeitslöhne  sowie 
die  theueren  Baumaterialien  eine  Stockung  in  der  Baubewegung  hervor- 
gerufen, aber  es  ist  vorauszusehen,  dass,  sobald  bessere  Zeiten  wieder- 
kehien,  wieder  von  neuem  in  dieser  segensreichen  Thätigkeit  fortgefahren 
wird  und  dann  Stockholm  —  die  durch  ihre  Naturschönheit  und  wunder- 
bare Lage  berühmte  Stadt  —  durch  die  gemeinschaftlichen  Anstren- 
gungen der  Gemeinde  und  der  verschiedenen  Vereinigungen  von  dem 
Elend  befreit  werden  wird,  welches  seinen  Ursprung  in  den  überfüllten 
Höhlen  hat,  die  man  mit  dem  Namen  „menschliche  Wohnungen"  be- 
ehrt, die  in  Wahrheit  aber  Pestherde  sind,  wo  Krankheit,  Sünde  und 
Noth  fressende  und  stinkende  Krebswunden  an  dem  ganzen  Gesellschafts- 
körper bilden. 


IT.  Abhandlungen  verschiedenen  Inhalts. 


I.  Maassnahmen  der  Wohnungspolizei,  der  Bau- 
und  Wohnungspolizei  sowie  der  Wohnungs- 
fürsorge  im  Königreich  Sachsen. 

Im  amtlichen  Auftrage  zusammengestellt  von  Hans  von  Nostitz,  Legations- 
rath im  Königl.  Sächsischen  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 


I.  Baupolizei. 

Das  allgemeine  Baugesetz  für  das  Königreich  Sachsen  vom  1.  Juli 
1900,  welches  das  Baurecht  unter  Aufhebung  der  früheren  Bestimmungen1) 
neu  ordnet,  kennt  kein  Sonderrecht  für  Arbeiterwohnungen,  lässt  aber 
nach  seiner  ganzen  Richtung,  wie  auch  in  einigen  besonderen  Bestim- 
mungen die  Fürsorge  für  die  Wohnungsverhältnisse  der  minderbemittelten 
Volksschichten  als  eines  seiner  Hauptziele  deutlich  erkennen.  Es  wird 
nicht  mehr  bloss  auf  die  Feuersicherheit  und  Standfestigkeit  der  Gebäude 
und  bei  Anlegung  der  Strassen  auf  die  Erfordernisse  des  Verkehrs 
gesehen,  sondern  ebenso  sehr  danach  gestrebt,  dass  nur  gesundheitlich 
und  sittlich  genügende  Wohnungen  erbaut  werden,  die  Erbauung  solcher 
Wohnungen  auch,  soweit  möglich  und  nöthig,  schon  durch  das  Baurecht 
gefördert  werde.  Die  Entwickelung,  welche  in  den  letzten  Jahrzehnten 
das  Baurecht  wohl  in  allen  deutschen  Staaten  mehr  oder  weniger  in  der 
Richtung  dieser  sozialpolitischen  und  volkswirthschaftlichen  Ziele  geführt 
hat,  findet  im  Baugesetz  ihren  vollen,  man  kann  sagen,  zur  Zeit  voll- 
endeten Ausdruck,  nachdem  sie  bereits  durch  die  Verwaltungspraxis 
und  im  Verordnungswege,  namentlich  durch  die  Ministerialverordnungen 
vom  8.  Januar  1890  und  vom  30.  September  1896  (Fischer's  Zeitschrift 
Bd.  XI,  S.  145  ff.,  Bd.  XVIII,  S.  241  ff.)  angebahnt  war  (zu  vergleichen 
auch  Ministerialverordnung  vom  30.  Juli  1898). 

Diese  Bestrebungen  kommen  aber,  wie  man  sich  gegenwärtig  halten 
muss,  thatsächlich  vor  allen  den  minderbemittelten  Volkskreisen  zu  gute, 
da  die  Wohlhabenderen  auch  ohne  gesetzlichen  Zwang  nicht  blos  das 
unbedingt  Nothwendige,  sondern  auch  das  Wünschenswerthe  und  An- 
genehme in  ihren  Wohnungsverhältnissen  zu  erhalten  pflegen.   In  diesem 


*)  Gesetz,  das  Avegen  polizeilicher  Beaufsichtigung  der  Baue  zu  beob- 
achtende Verfahren  betreffend,  vom  6.  Juli  1863,  nebst  Ausführungsverordnung 
in  der  Fassung  vom  27.  Februar  18*69.  Gesetz,  die  Gültigkeit  der  Lokalbau- 
ordnungen betreffend,  vom  11.  Juni  1868,  Baupolizeiordnung  für  Städte  und 
Dörfer,  beide  vom  27.  Februar  1869. 
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Sinne  wird  nachfolgend  eine  gedrängte  Zusammenfassung  der  ein- 
schlagenden gesetzlichen  Bestimmungen  gegeben:1) 

1.  Der  sozialpolitische  Gedanke  tritt  in  folgenden  allgemeinen  Be- 
stimmungen hervor: 

Bei  Aufstellung  von  Bebauungsplänen  ist  auch  auf  die  Anforderungen 
der  Gesundheit,  desgleichen  auch  auf  das  örtliche  Wohnungsbedürfniss 
Rücksicht  zu  nehmen  (§  18),  dementsprechend  dürfen  die  Anlagen  und 
die  inneren  Einrichtungen  der  Gebäude  die  Gesundheit  der  Bewohner 
nicht  gefährden.  Wohnungen  und  Arbeitsräume  müssen  in  ausreichendem 
Maasse  Trockenheit,  Licht,  Luft,  Raum  und  Zugänglichkeit  haben  (§  90). 

Auch  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  kann  die  Nieder- 
legung von  Gebäuden  oder  Gebäudegruppen  im  Enteignungswege  aus- 
geführt werden  (§  68),  dagegen  sieht  das  Gesetz  die  Enteignungsbefugniss 
nicht  auch  für  unbebautes  Land  zum  Zwecke  der  Herstellung  von 
Wohnungen  vor,  es  ist  aber  von  Gemeinde  wegen  bei  Enteignungen 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  die  betroffenen  Bewohner  ein  geeignetes 
Unterkommen  finden  (§  75). 

2.  Den  wichtigsten  sozialpolitischen  Fortschritt  bringt  das  Baugesetz, 
indem  es  der  übermässigen  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  durch 
übermässige  Bau-  und  Wohndichtigkeit  entgegentritt.  Bei  Bebauungs- 
plänen „ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  geschlossene  Bauweise, 
soweit  ortsgesetzlich  nicht  ausgeschlossen,  jedenfalls  in  ausreichendem 
Umfange  von  Strassen  mit  offener  Bauweise  unterbrochen  wird,  und  in 
den  äusseren  Bezirken  eine  zweckmässige  Beschränkung  der  Bau-  und 
Wohndichtigkeit  eintritt"  (§  18  g).  Desgleichen  muss  genügend  Hofraum 
vorgesehen  werden,  und  darf  nur  eine  beschränkte  Bebauung  des  Hinter- 
landes stattfinden,  ohne  dass  Hinterwohnungen  grundsätzlich  verboten 
würden,  da  solche  bei  entsprechender  Anlage  sogar  angenehmer  als 
Vorderwohnungen  sein  können  (§  18  k  und  1).  Was  die  wichtige  Geschoss- 
zahl anbetrifft,  so  sind  für  ländliche  Orts-  und  Landhausviertel  höchstens 
drei,  im  übrigen  höchstens  vier  Geschosse  und  nur  in  den  inneren 
Bezirken   grösserer  Städte   oder   an  besonders  breiten   Strassen  oder 


*)  Das  Baugesetz  nebst  Ausführungsverordnung  enthält  nur  die  Grund- 
züge des  materiellen  Baurechts,  entsprechend  der  geschichtlichen  Entwickelung 
ist  die  ortsgesetzliche  Regelung  in  weitestem  Umfange  vorbehalten  (§  8),  jedoch 
an  die  Befolgung  gewisser  im  Gesetz  enthaltener  Weisungen  (§  18)  und  an 
die  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern  (§  10)  gebunden,  welch  letzterem 
hierdurch  der  nöthige  Einfluss  gegenüber  der  Selbstverwaltung  gesichert  ist. 
Die  ortsgesetzliche  Regelung  kann  auch  der  Gemeinde  vorgeschrieben  und  sogar 
an  deren  Statt  im  Fall  dringenden  Bedürfnisses  vom  Ministerium  des  Innern 
bewerkstelligt  werden  (§  13).  Soweit  sie  nicht  beliebt  wird,  greifen  bezüglich 
der  Bebauung  der  Grundstücke  gewisse  Vorschriften  Platz  (§§  94—138),  welche 
sich  als  die  gewöhnlichen  Mindestanforderungen  darstellen.  Von  zahlreichen 
gesetzlicheu  oder  ortsgesetzlichen  Bestimmungen  kann  die  Baupolizeibehörde, 
von  anderen  die  Kreishauptmannschaft  oder  doch  das  Ministerium  des  Innern 
Ausnahmen  im  einzelnen  Falle  bewilligen  (§  6).  Ausserdem  kann  die  Bau- 
polizeibehörde von  vornherein  für  Bauten  ausserhalb  '  bewohnter  sowie  in 
kleineren  landwirtschaftlichen  oder  ärmeren  Ortschaften  die  eben  erwähnten 
Mindestanforderungen  der  §§  94  — 138  durch  Bewilligung  von  Ausnahmen  er- 
mässigen  (§  92).  Bei  dieser  Regelung  ist  die  Einheitlichkeit  des  materiellen 
Baurechtes  hinreichend  gewahrt,  und  wird  gleichzeitig  der  Verschiedenheit  der 
Ortsbedürfnisse  und  des  einzelnen  Falles  gebührend  Rechnung  getragen:  Eine 
glückliche  gesetzgeberische  Lösung,  welche  sich  auch  seitdem  in  der  Praxis 
vollständig  bewährt  hat. 
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Plätzen  ausnahmsweise  fünf  Geschosse  gestattet.  In  die  Gesehosszahl 
sind  Erdgeschoss,  etwaiges  Zwischengeschoss  und  das  Dachgeschoss, 
sofern  es  zu  Wohnzwecken  dienen  soll,  einzurechnen  (§  18  i).  Dem  ent- 
spricht für  Landgemeinden  und  landhausmässig  bebaute  Vororte,  dass 
hier  ohne  Ortsgesetz  in  der  Regel  nur  freistehende  Gebäude  oder  Doppel- 
und  Gruppenhäuser  zulässig  sind  (§  94),  sowie  die  Regelung  des  Seiten- 
abstaudes  bei  offener  Bauweise,  der  Gebäudehöhe,  Geschosszahl  sowie 
des  Umfangs  von  Hof  und  Garten  (§§  95,  98,  99,  100).  *) 

Dach-  und  Kellerwohnungen  sind  nur  bei  Erfüllung  streng  gesund- 
heitlicher Anforderungen  zulässig,  Kellerwohnungen  überhaupt  nur  in  den 
Orten,  wo  es  bereits  solche  giebt.    (§  116.) 

Bekanntlich  ist  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  gesundheitliche  und 
sittliche  Anforderungen  mit  volkswirtschaftlichen  Interessen  in  Einklang 
zu  bringen,  nirgends  so  schwierig  wie  Angesichts  der  Frage,  inwieweit 
die  bauliche  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  zugelassen  oder  ein- 
geschränkt werden  soll.  Die  Frage  ist  daher  sehr  umstritten,  und  zwar 
weniger  in  der  Theorie  als  in  der  Praxis,  wo  die  betroffenen  Boden- 
besitzer vielfach  mit  grosser  Heftigkeit  gegen  die  angeblich  unnöthige 
oder  sogar  angeblich  gemeinschädliche  oder  sozialistische  Verkürzung 
ihres  Eigenthumsrechts  ankämpfen. 

Die  früheren  gesetzlichen  und  ortsgesetzlichen  Bestimmungen  ent- 
halten nun  über  den  Umfang  der  zulässigen  baulichen  Ausnutzung  des 
Grund  und  Bodens  in  Bezug  auf  die  Bauweise,  Bebauungsfähigkeit  der 
Grundstücke,  Errichtung  von  Hinter-  und  Seitengebäuden  und  Gebäude- 
höhe  nur  unzulängliche  Bestimmungen. 

Bereits  die  grundlegende  Ministerialverordnung  vom  30.  September 
1896  weist  darauf  hin,  dass  „ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  der  wenig- 
bemittelten Volkskreise,  namentlich  in  den  grösseren  Städten,  genöthigt 
ist,  in  Wohnungen  zu  leben,  die  im  Keller  oder  Dachgeschoss  oder  an 
schmalen  düsteren  Höfen  liegen  und  Licht  und  Luft  nur  in  ganz  un- 
genügendem Masse  besitzen.  Zu  dieser  schon  an  sich  gesundheitsschäd- 
lichen Beschaffenheit  der  Wohnungen  kommen  die  mannigfachen  Nach- 
theile hinzu,  die  das  dichte  Zusammendrängen  zahlreicher  Menschen  aller 
Altersstufen  in  den  meist  engen  Räumen  der  grossen  Miethskasernen 
zur  fast  nothwendigen  Folge  hat.  Wenn  man  ferner  berücksichtigt,  dass 
die  fortgesetzte  gegenseitige  Berührung  auf  den  gemeinsamen  Höfen. 
Treppen,  Gängen  und  Vorsälen  Zwistigkeiten  und  Unfrieden  unter  diesen 
zahlreichen  Personen  fast  unvermeidlich  mit  sich  bringt,  dass  in  solchen 
Wohnungen  die  Mietverträge  und  Hausordnungen  meist  sehr  weit- 
gehende und  deshalb  drückend  empfundene  Bestimmungen  enthalten,  so 
lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  diese  Wohnungsverhältnisse  dringend  der 


l)  In  der  Ministerialverordnung  vom  30.  September  1896  ging  die  Be- 
schränkung der  Geschosszahl  noch  weiter.  Hiernach  sollten  in  ländlichen  Ge- 
meinden und  kleinen  Städten  in  der  Regel  nur  zwei  Geschosse  und  unter 
Umständen  noch  Dachausbau«  auch  in  grösseren  Städten  und  städtisch  ent- 
wickelten Gemeinden  in  der  Regel  bloss  drei  und  nur  ausnahmsweise  vier  Ge- 
schosse gestattet  werden.  Diese  Anforderung  ist  als  zu  weitgehend  schon 
vom  Regierungsentwurf  fallen  gelassen  worden,  welchem  gegenüber  der  Wort- 
laut des  §  99  eine  abermalige  Abschwächung  enthält.  Ebenso  war  in  An- 
lehnung an  die  Vorschrift  der  Verordnung  von  1896  in  den  Grundzügen  zum 
Entwurf  ursprünglich  eine  Beschränkung  der  in  einem  Geschoss  zulässigen  Zahl 
von  Wohnungen  auf  zwei  vorgesehen,  welche  aber  nicht  in  den  Gesetzentwurf 
und  das  Gesetz  übergegangen  ist. 
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Besserung  bedürfen.  Das  erscheint  um  so  nothwendiger,  als  der  Mangel 
eines,  wenn  auch  bescheidenen,  aber  doch  behaglichen  und  freundlichen 
Heims  die  Entwicklung  eines  gesunden  Familienlebens  nahezu  unmöglich 
macht  und  die  in  weiten  Volksschichten  herrschende  Unzufriedenheit 
mit  bestehenden  Verhältnissen  nicht  zum  geringen  Theile  darauf  zurück- 
zuführen ist,  dass  es  in  grossen  Städten  den  wenig  Bemittelten  jetzt 
vielfach  nicht  möglich  ist,  sich  aus  ihrem  Pri vat einkomm en  eine  auch 
nur  einigermassen  angenehme  Häuslichkeit  zu  beschaffen.  Eine  der 
wesentlichsten  Ursachen  dieser  gesundheitlich  und  sozialpolitisch  gleich 
bedenklichen  Wohnungszustände  bildet  die  vielfach  übliche  unangemessen 
starke  bauliche  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens.  Die  Baupolizei- 
behörde wird  daher  ihr  Augenmerk  darauf  zu  richten  haben,  soweit  als 
möglich  zu  verhüten,  dass  die  Miethskasernen,  die  Dach-,  Keller-  und 
Hinterwohnungen,  die  schmalen  Höfe  städtischer  Innenbezirke  nicht  auf 
ländliche  Gemeinden  und  auf  Ortstheile  verpflanzt  werden,  die  erst  im 
Entstehen  begriffen  sind,  ferner  auch  alle  sonstigen  Massnahmen  zu 
treffen  haben,  die  geeignet  erscheinen,  den  wenig  Bemittelten  möglichst 
gesunde  Wohnungen  zu  verschaffen.  Zu  dem  Ende  wird  es  sich  nament- 
lich empfehlen,  in  dem  Umfange  der  zulässigen  baulichen  Ausnützung 
eine  angemessene  Beschränkung  eintreten  zu  lassen." 

Mit  der  gleichen  zielbewussten  Klarheit  heisst  es  in  der  Begründung 
des  Baugesetzes:  „Die  Rücksicht  der  gesundheitlichen  Pflege  und  einer 
voraussichtigen  Sozialpolitik  verlangt,  dass  einer  übermässigen  Aus- 
nutzung des  Baugrundes  entgegengetreten  und  wenigstens  in  ländlichen 
Gebieten  und  in  Aussenbezirken  der  Städte  eine  entsprechende  weit- 
räumige Bauweise  festgehalten  werde.  Den  örtlichen  Ausnahmever- 
hältnissen, namentlich  in  den  grossen  Städten,  soll  Rechnung  getragen 
werden.  Geschlossene  hohe  Miethhäuser  mit  anschliessender  Hinterland- 
bebauung sind  hier  nicht  nur  lange  vorhanden,  sondern  auch  in  Zukunft 
wegen  der  Höhe  der  Grundrente  vielfach  nicht  zu  vermeiden.  Aber  es 
muss  durchaus  verhindert  werden,  dass  dieser  im  gesundheitlichen  und 
sozialpolitischen  Interesse  wenig  wünschenswerthe  Typus  der  Bebauung 
auch  in  solche  Gebiete  eindringt,  wo  er  einerseits  durch  den  Zwang  der 
Umstände  nicht  gerechtfertigt  scheint,  andererseits  aber  auch  den 
weiteren  schädlichen  Erfolg  haben  würde,  ein  Grundstück  künstlich  und 
auf  Kosten  der  Allgemeinheit  im  Werthe  zu  steigern.  Vielmehr  er- 
scheint es  nothwendig  und  auch  vom  wirthschaftlichen  Standpunkte  ohne 
Verluste  durchführbar,  dass  auf  dem  Lande  und  in  den  Landhausvierteln 
an  der  weiträumigen  Bauweise  mit  mässiger  Wohndichtigkeit  streng 
festgehalten  wird.  Es  ist  dagegen  wiederholt  eingehalten  worden,  dass 
zur  Erzielung  billiger  Wohnungen  eine  grössere  Geschosszahl,  die  Er- 
richtung von  Seiten-  und  Hintergebäuden  nothwendig  seien,  da  hierdurch 
ein  grösserer  Theil  der  Baukosten,  insbesondere  der  Kaufpreis  für  den 
Baugrund  auf  eine  grössere  Anzahl  von  Wohnungen  vertheilt  werde. 
Hierbei  wird  jedoch  ausser  Acht  gelassen,  dass  nach  der  Erfahrung 
gerade  der  Preis  des  Baugrundes  sich  nach  dem  Umfang  der  zulässigen 
baulichen  Ausnutzung  bestimmt  und  jede  Steigerung  dieser  eine  als- 
baldige Vertheuerung  der  Grundstücke  nicht  nur  in  dem  betreffenden 
Baugebiet,  sondern  auch  in  den  nach  aussen  gelegenen  Nachbargebieten 
herbeiführt."  *) 

*)  Bei  der  Berathung  des  Gesetzes  wurde  für  diese  in  der  Wissenschaft 
wohl  nunmehr  anerkannte  Thatsache  beispielsweise  angeführt,  dass  in  einem 
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Es  muss  daher  eine  Grenze  dort  gezogen  werden,  „wo  die  Rück- 
sichten auf  die  öffentliche  Sicherheit  und  Gesundheit  sowie  auf  den 
Verkehr,  beziehentlich  die  aus  wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen 
Gründen  nöthige  Verhinderung  einer  die  ungesunde  Grund-  und  Bau- 
Spekulation  fördernden  übermässigen  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens, 
so  z.  B.  die  Verhinderung  unnöthiger  Miethkasernen  dies  verlangen." 

3.  Werthvoll  sind  auch  die  (subsidiären)  Bestimmungen  über  die 
Mindesthöhe  der  Wohn-  und  Arbeitsräume  (2,85  m  in  städtischen,  2,25  m 
in  ländlichen  Verhältnissen  §  115)  sowie  das  Erforderniss  genügend 
grosser,  unmittelbar  ins  Freie  führender  Fenster  (§  117),  je  eines  Abortes 
für  jede  selbständige  Wohnung,  jede  Werkstatt  und  thunlichst  jeden 
Kaufladen  (§  133)  sowie  je  einer  Waschküche  für  jedes  Miethshaus  mit 
mehr  als  zwei  Familienwohnungen  (§  118).  An  Lichthöfen  sollen  keine 
bewohnten  Räume  liegen  (§  103).  Durch  dieses  Verbot  in  Verbindung 
mit  der  vorerwähnten  Bestimmung  des  §  117  wird  insbesondere  der  Ent- 
stehung dunkler  Dienstbotenwohnungen  ohne  Luft  und  Sonne  vorgebeugt. 
Endlich  können  durch  Ortsgesetz  Mindestanforderungen  an  die  Raum- 
und  sonstigen  Verhältnisse  für  Wohn-  und  insbesondere  Miethsräume 
festgestellt  werden  (§  115).  Nach  der  vom  Ministerium  ausgegebenen 
Anleitung  zum  Erlass  baurechtlicher  Ortsgesetze  vom  2.  August  1900 
soll  eine  Familienwohnung  in  der  Regel  wenigstens  aus  einem  gut  heiz- 
baren Raum,  einem  Schlafraum  und  einer  Küche  sowie  dem  nöthigen 
Nebengelass  bestehen.  Wohn-  und  Schlafraum  müssen  zusammen  wenig- 
stens 30  qm  Grundfläche  haben.  Die  gesammte  Fläche  der  Fenster  soll 
wenigstens  V12  der  Grundfläche  des  betreffenden  Raumes  betragen.  Auch 
soll  jede  Wohnung  in  der  Regel  wenigstens  zwei  sich  gegenüberliegende 
Fenster  haben.  Der  Einbau  sogenannter  Alkoven  ist  unzulässig.  Als 
überfüllt  ist  eine  Wohnung  anzusehen,  wenn  sie  nicht  für  jede  erwachsene 
Person  mindestens  20  cbm  und  für  jedes  Kind  mindestens  10  cbm  Luft- 
raum bietet.1) 

4.  Im  Gegensatz  zu  den  vorerwähnten,  enthalten  die  nachfolgenden 
Bestimmungen  im  Vergleich  zu  früher  keine  erhöhten  Anforderungen, 
sondern  einen  Nachlass,  welcher  aber  durch  die  Vermeidung  unnöthiger 
Vertheuerung  des  Bauens  den  gleichen  Zwecken  dient. 

Die  Strassen  sind  nicht,  wie  vielfach  geschehen  ist,  gleichmässig 
und  unnöthig  breit  anzulegen,  die  Breite  ist  vielmehr  nach  dem  Bedürfniss 
abzustufen,  je  nach  ihrer  Eigenschaft  als  Haupt-,  Neben-  oder  Wohn- 
strasse (§  18  c). 

Die  im  Interesse  der  Feuersicherheit  zu  stellenden,  in  der  Praxis- 
theilweise  über  das  wirkliche  Bedürfniss  hinausgestellten  Anforderungen 
an  solide  Bauart  sind  so  mässig  wie  möglich  gehalten,  insbesondere  ist 
Holzfachwerk  beschränkt  zugelassen  (§  107). 

5.  Die  von  der  Gemeinde  für  das  Bauwesen  zu  leistenden  Auf- 
wendungen können  durch  Bauabgaben  von  den  Grundstückseigenthümern 
wieder  eingebracht  werden,  denen  ein  entsprechender  Vortheil  erwachsen 
ist.    Hierbei  ist  auch  die  Bauweise  zu  berücksichtigen  (§  78).  Dem 

Dresdener  Bauviertel,  in  welchem  geschlossen  gebaut  werden  darf,  das  Quadrat- 
meter 60  Mark  kostet,  im  gegenüberliegenden  Quartier  mit  offener  Bauweise 
dagegen  nur  die  Hälfte  bezahlt  wird. 

l)  Noch  in  der  Ministerialverordnung  von  1890  wurde  gesagt,  dass  die 
Vorschrift  einer  Küche  über  das  Bedürfniss  hinausgeht  und  zu  einer  ungerecht- 
fertigten Vertheuerung  der  kleinen  Wohnungen  führt. 
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letzteren  Grundsatz  der  Verhältnissmässigkeit  entspricht  auch,  dass  die 
Baugebühren  bei  Neubauten  „sich  nach  der  Zahl  der  Gebäudeeinheiten 
berechnen,  welche  sich  dadurch  ergeben,  dass  die  Quadratmeterzahl  der 
Baufläche  mit  der  Zahl  der  Geschosse  vervielfältigt  wird"  (§  167). 

6.  Nach  dem  erfolgreichen  Vorgange  der  zwangsweisen  Umlegung 
landwirthschaftlicher  Grundstücke  ist  nun  auch  eine  solche  für  städtische 
vorgesehen.  „Wenn  die  angemessene  Bebauung  eines  im  Bereich  eines 
Bebauungsplanes  befindlichen  Geländes  durch  Lage,  Form  oder  Flächen- 
inhalt der  Grundstücke  oder  Grundstückstheile  verhindert  oder  in  un- 
verhältnissmässiger  Weise  erschwert  wird,  kann  behufs  Bebauung 
geeigneter  Baustellen  eine  neue  Eintheilung  des  Geländes  durch  Aenderung 
der  Grenzen  oder  Umlegung  stattfinden"  (§§  54 — 63). 

Die  Begründung  bemerkt  hierzu:  „Soll  eine  zweckmässige  Neuge- 
staltung der  Baugrundstücke  an  dem  Widerspruche  vielleicht  eines 
Einzelnen  scheitern  können,  so  wird  vielfach  die  Folge  eine  Wirthschaft- 
lich  und  gesundheitlich  unzweckmässige  Bebauung,  die  Herstellung  un- 
geeigneter Wohnungen,  verunstalteter  Strassen  und  Plätze  oder  die 
künstliche  Hemmung  des  örtlichen  Bauwesens  die  Folge  sein,  welche  der 
preistreibenden  Spekulation  in  die  Hände  arbeitet.  Es  werden  deshalb 
im  einzelnen  Falle  gewichtige  öffentliche  Interessen  in  Frage  kommen, 
welche  einen  Eingriff  in  das  Privateigenthum  rechtfertigen.  Uebrigens 
wird  erfahrungsgemäss  in  den  meisten  Fällen  schon  die  blosse  Möglich- 
keit eines  gesetzlichen  Zwanges  genügen,  um  unberechtigt  Widerstrebende 
bei  Zeiten  zu  einem  gütlichen  Einlenken  zu  bestimmen." 

7.  Zur  Bekämpfung  der  vertheuernden  Spekulation  ist  vorgeschrieben, 
dass  eine  Theilung  der  im  Plangebiete  eines  Bebauungsplatzes  gelegenen 
Grundstücke  nur  mit  Genehmigung  der  Baupolizeibehörde  zulässig 
ist  (§  36). 

Auch  können  die  Gemeinden  bei  ortsgesetzlicher  Ermächtigung  die 
im  Bebauungsplane  vorgesehenen  öffentlichen  Plätze  sofort  enteignen  (§  72). 

Sehr  wichtig  ist  in  dieser  Beziehung  auch  die  als  Anlage  beige- 
druckte Anweisung,  welche  das  Ministerium  des  Innern  in  der  Verordnung 
vom  5.  Juli  1900  über  die  Bewilligung  von  Ausnahmen  erlassen  hat. 
Im  voraus  ist  bestimmt,  dass  bei  Häusern,  die  von  Arbeitgebern  für 
ihre  Arbeiter  erstellt  werden,  sowie  bei  gemeinnützigen  Unternehmungen 
Ausnahmen  von  der  offenen  Bauweise  zugelassen  werden  sollen  (§  94). 

Mit  den  vorgedachten  Bestimmungen  ist  das  Baugesetz  die  organische 
Fortentwickelung  der  bisherigen  Praxis  und  des  bisherigen  Rechts.  Wenn 
aber  schon  vor  seinem  Erlasse  einsichtige  und  geschickte  Amtshauptleute 
und  auch  städtische  Behörden  durch  die  Anwendung  richtiger  Grundsätze 
die  bauliche  Entwicklung  ihrer  Bezirke  in  günstiger  Weise  zu  beein- 
flussen vermocht  haben,  so  war  dies  ein  persönlicher  Erfolg.  Erst  das 
Baugesetz  stellt  unverrückbar  die  Richtung  fest,  deren  Festhaltung  die 
erste  Voraussetzung  für  gesunde  Wohnungsverhältnisse  bildet. 

II.  Wohnungsaufsicht. 

Wie  die  Begründung  zum  Baugesetz  ausspricht,  gehört  zu  einer 
befriegenden  Lösung  der  Wohnungsfrage  nicht  nur,  dass  die  Herstellung 
gesunder  und  ausreichender  Wohnungen  durch  entsprechende  Vorschriften 
gesichert  wird,  sondern  auch  dass  die  gehörige  Benutzung  und  Instand- 
haltung, wenigstens  der  Miethwohnungen  oder  Wohn-,  Schlaf-  und 
Arbeitsräume   für  Gesinde   und   gewerbliche  Hülfsarbeiter  durch  eine 
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entsprechende  Beaufsichtigung  überwacht  wird.  Die  Baupolizei  muss 
durch  die  Wohnungsaufsicht  fortlaufend  ^  ergänzt  werden.  Abweichend 
von  anderen  deutschen  Staaten  lagen  die  Verhältnisse  für  die  Wohnungs- 
aufsicht in  Sachsen  insofern  günstig,  als  bereits  nach  allgemeinen  ver- 
waltungsrechtlichen Grundsätzen  die  Wohnungsaufsicht  als  Aufgabe  der 
Wohlfahrtspolizei  angesehen  werden  konnte. 

Die  erste  allgemeine  fruchtbare  Anregung  zur  Wohnungsaufsicht 
hat  das  Ministerium  des  Innern  bereits  unter  dem  22.  Februar  1888  in 
einer  Verordnung,  das  Schlafstellenwesen  betreffend,  gegeben.  Die  Ver- 
ordnung weist  auf  die  hier  vorhandenen  Missstände  hin,  welche  eine 
Regelung  geboten  erscheinen  lassen,  und  macht  die  unteren  Verwaltungs- 
behörden auf  eine  Schlafstellen  Ordnung  der  Stadt  Gera  als  geeigneten 
Vorgang  aufmerksam.  Es  sind  alsdann,  wie  den  Berichten  der  Kreis- 
hauptmannschaften zu  entnehmen  ist,  Schlafstellenordnungen  in  den 
Amtshauptmannschaften  ■  und  den  Städten  mit  revidirter  Städteordnung 
der  Kreishauptmannschaft  Bautzen,  ferner  in  einigen  Gemeinden  der 
Amtshauptmannschaft  Dresden- Altstadt  und  Neustadt  sowie  in  den 
Amtshauptmannschaften  Flöha  und  Zwickau  und  den  Städten  Zwickau. 
Meerane,  Stollberg,  Thum  und  Ehrenfriedersdorf  erlassen  worden,  während 
die  Städte  Dresden  und  Freiberg  und  die  Amtshauptmannschaft  Leipzig 
den  Erlass  einer  Schlafstellenordnung  in  Aussicht  nahmen. 

In  den  folgenden  Jahren  sind  dem  gegebenen  Beispiel  eine  Anzahl 
Städte  und  Gemeinden  gefolgt. 

Das  Baugesetz  enthält  in  §§  163  und  164  noch  eine  besondere 
Ermächtigung  zur  Einführung  einer  ständigen  Wohnungsaufsicht.  Nach 
§  163  „können  durch  Ortsgesetz  und  örtliche  Polizeiverordnung  Be- 
stimmungen getroffen  werden  über  die  Instandhaltung  und  Beaufsichti- 
gung von  Mietwohnungen  sowie  der  zum  Aufenthalt  von  Dienstboten, 
Gewerbegehülfen,  Lehrlingen  und  Arbeitern  bestimmten  Räume".  Durch 
örtliche  Polizeiverordnung  kann  nach  §  164  die  Reinhaltung  der  Höfe, 
die  Reinhaltung  und  Lüftung  der  Flure,  Treppen  und  Wohnungen  in 
Miethhäusern  und  die  Beleuchtung  der  Höfe,  Flure  und  Treppen  sicher- 
gestellt werden.  In  der  oben  schon  angezogenen  Anleitung  zum  Erlass 
baurechtlicher  Ortsgesetze  empfiehlt  das  Ministerium  des  Innern,  soweit 
nicht  besondere  Aufsichtsbeamte  vorhanden  sind,  die  Bildung  besonderer 
Gemeindeausschüsse  oder  die  Bestellung  freiwilliger  Wohnungspfleger 
unter  thunlichster  Zuziehung  von  Aerzten.  Eine  für  die  Wohnungs- 
aufsicht  wichtige  Anweisung  der  Anleitung,  wann  eine  Wohnung  als 
überfüllt  anzusehen  ist,  ist  schon  erwähnt.  Die  Baupolizeibehörde  ist 
ferner  verantwortlich,  dass  bestehende  Gebäude  nicht  in  einen  sicherheits- 
oder  gesundheitsgefährlichen  oder  Aergerniss  erregenden  Zustand  ge- 
rathen  (§  162). 

In  der  Begründung  des  Gesetzes  hatte  sich  die  Regierung  darauf  be- 
schränkt, den  Wunsch  auszusprechen,  dass  die  Gemeinden,  welche  eine 
starke,  auf  Mietwohnungen  angewiesene  Arbeiterbevölkerung  haben,  das 
Geeignete  vorkehren,  und  war  dieser  Wunsch  in  der  Anleitung  zum  Erlass 
baurechtlicher  Ortsgesetze  wiederholt.  In  der  als  Anlage  beigedruckten 
Verordnung  vom  29.  April  1901  spricht  nun  das  Ministerium  des  Innern 
mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  der  Sache  die  Er- 
wartung aus,  „dass  wenigstens  die  Gemeinden  mit  mehr  als  20  000  Ein- 
wohnern unverzüglich  an  den  Erlass  einer  Wohnungsordnung  herangehen", 
und  betont,  dass  es  vor  allem  auch  darauf  ankommt,  eine  zweckmässige 
Wohnungsbeaufsichtigung   einzurichten.     „Selbstverständlich   wird  der 
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Erlass  einer  Wohnungsordnung  auch  in  Gemeinden  mit  20  000  und  weniger 
Einwohnern  in  Frage  kommen  können.  Vor  allem  wird  es  sich  hier  aber 
darum  handeln,  die  bereits  durch  Verordnung  vom  22.  Februar  1888  ange- 
regte Regelung  des  Schlafstellenwesens  im  Auge  zu  behalten  und  insbeson- 
dere auch  für  die  Einrichtung  einer  geeigneten  Aufsicht  Sorge  zu  tragen." 

Die  vorhandenen  Schlafstellenordnungen  enthalten  durchgängig  Be- 
stimmungen, welche  die  Schlafstellen  der  Aufsicht  der  Behörde  unter- 
werfen und  welche  einerseits  den  Quartiergebern  eine  gewisse  Familien- 
abgeschlossenheit, andererseits  den  Quartiergängern  die  Erfüllung  ge- 
wisser  Mindestforderungen  sichern.  Die  wesentlichsten  der  sich  im 
Interesse  der  Gesundheit  und  Sittlichkeit  vorfindenden  Bestimmungen 
sind  die  folgenden: 

Die  gewerbsmässige  Schlafstellenvermiethung  ist  anzuzeigen;  der 
Familie  des  Vermiethers  muss  mindestens  Stube,  Kammer  und  Küche 
zur  alleinigen  Benutzung  verbleiben ;  die  Schlafstelle  muss  von  der  Woh- 
nung des  Vermietbers  getrennt  sein;  die  Schlafstellen  dürfen  sich  nicht 
in  Küchen,  Hausfluren,  Korridoren,  Vorsälen,  Kellern,  in  Bodenkammern 
nur  dann,  wenn  sie  verschaalt  sind,  befinden,  müssen  gedielt,  verschliess- 
bar  und  mit  einem  unmittelbar  ins  Freie  führenden  Fenster  versehen 
sein,  dürfen  nicht  mit  Aborten  in  offener  Verbindung  stehen  und  müssen 
für  jede  Person  einen  gewissen  Mindestluftraum  (meist  10  cbm)  und  zu- 
weilen auch  eine  Mindestbodenfläche  von  3 — 5  qm  enthalten.  Die  Ge- 
schlechter sind  zu  trennen.  Auch  die  Bett-  und  Wascheinrichtung  sowie 
die  Reinhaltung  der  Räume  wird  vorgeschrieben.  Im  Einzelnen  gehen 
die  Anforderungen  verschieden  weit.  Ein  gewisser  Fortschritt  ist  un- 
verkennbar. Während  man  sich  früher  begnügte,  dass  Personen  ver- 
schiedenen Geschlechts  nicht  im  gleichen  Räume  schlafen  durften,  ist 
jetzt  schon  ihre  Aufnahme  in  eine  Schlafstelle  untersagt.  Neuerdings 
wird  auch  für  jeden  Schlafgänger  eine  besondere  Wascheinrichtung  ver- 
langt, um  Ansteckungen  vorzubeugen. 

Ueberblickt  man  die  Gestaltung  der  Wohnungsaufsicht,  so  ist  fest- 
zuhalten, dass  eine  solche  bereits  vor  Erlass  des  Baugesetzes  möglich 
war  und  theilweise  ausgeübt  worden  ist.  Eine  Wohnungsordnung  ist 
bereits  in  Dresden  erlassen.  Schlafstellenordnungen  sind  häufiger,  am 
häufigsten  ist  von  Fall  zu  Fall  gegen  besondere  Missstände  eingeschritten, 
die  Benutzung  der  Wohnung  untersagt  oder  an  Bedingungen  geknüpft 
und  die  Befolgung  dieser  Anordnungen  im  Verwaltungswege  erzwungen 
worden.  Das  Baugesetz  und  die  in  seiner  Ausführung  ergangenen  Ver- 
ordnungen haben  den  bisherigen  Rechtszustand  geklärt  und  gefestigt 
und  den  staatlichen  und  städtischen  Behörden  eine  neue  werthvolle  An- 
regung gegeben.  Die  Verwirklichung  macht  allerdings,  vom  Schlaf- 
stellenwesen abgesehen,  nur  sehr  langsame  Fortschritte  in  den  Städten, 
so  dass  in  diesen  auch  gegenwärtig  die  Wohnungsaufsicht,  soweit  sie 
stattfindet,  durchgängig  wie  vordem  wohlfahrtspolizeilich  von  Fall  zu  Fall 
behufs  Abstellung  der  schlimmsten  Missstände  geübt  wird. 

Der  unverkennbar  doppelte  Fortschritt,  den  die  gesetzliche  Neu- 
regelung gebracht  hat,  beruht  jedoch  darin,  dass  erstens  wenigstens  den 
Mittelstädten  mit  mehr  als  20  000  Einwohnern  die  Erlassung  von  Wohnungs- 
ordnungen aufgegeben  worden  ist,  zweitens  aber  eine  Vermehrung  der 
Wohnungs-  und  Schlafstellenordnungen  schon  eingetreten  oder  noch  zu 
erwarten  ist  und  jede  Regelung  durch  Wohnungs-  oder  Schlafstellen- 
ordnung bereits  das  Entstehen  von  Missständen  verhütet,  daher  der 
blossen  Abstellung  schon  vorhandener  überlegen  ist. 
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III.   Wohnungsbeschaffung   durch  Arbeitgeber,    Selbsthilfe  und 
Gemeinnützigkeit  sowie  von  Gemeindewegen. 

1.  Auf  dem  Gebiete  der  positiven  Wohnungsfürsorge  sind  zuerst 
die  von  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter  erstellten  Wohnungen  zu  nennen. 
Wenn  die  Erstellung  auch  meistens  im  wohlverstandenen  eigenen  Interesse 
des  Arbeitgebers  erfolgt,  so  sind  sie  doch  durchgängig,  wenn  auch  nicht 
ausnahmslos,  sowohl  besser  wie  auch  billiger  als  die  sonst  vorhandenen. 
Allerdings  kann  durch  Wohnen  im  Hause  eines  seine  Interessen  rück- 
sichtslos wahrenden  Arbeitgebers  die  Abhängigkeit  des  Arbeiters  in  un- 
erwünschter Weise  vermehrt  werden.  Wo  aber  ein  gutes  Verhältniss 
besteht  oder  angestrebt  wird,  wird  in  der  Regel  den  wohlverstandenen 
Interessen  auch  des  Arbeitnehmers  gedient,  und  sind  die  Erfahrungen  in 
Beziehung  auf  den  sozialen  Erfolg  und  die  Gewinnung,  bezw.  Erhaltung 
eines  festen  Arbeiterstammes  durchaus  günstig.  Für  gewerbliche  Arbeiter 
sind  im  ganzen  schätzungsweise  3500 — 4000  Wohnungen  erstellt,  und 
zwar  hauptsächlich  von  Textil-,  Glas-  und  Papierfabriken  sowie  Berg- 
werken und  Ziegeleien,  überhaupt  solchen  Betrieben,  die  nicht  in  Ort- 
schaften, sondern  etwas  abseits  für  sich  liegen.  Besonders  zu  nennen 
sind  die  Firmen  Grossmann  in  Grössröhrdorf  (Grossmannseck  50 
Häuser  mit  135  Wohnungen),  die  Flachsspinnerei  Meyer  &  Co.  in 
Wiesenbad  (18  Häuser  und  112  Wohnungen),  Arno  und  Moritz  Meister 
in  Erdmannsdorf,  ClausNachf.  in  Plaue,  Dietzsch  und  endlich  Schmidt, 
beide  in  Reichenbach  mit  je  100  Wohnungen,  die  sächsische  Maschinen- 
fabrik in  Chemnitz  (49  Häuser  und  97  Wohnungen)  die  Spinnerei  und 
Weberei  Uebel  in  Adorf  (28  Häuser  und  84  Wohnungen),  Vogel  in 
Lunzenau,  Schuhfabrik  von  Haugg  &  Leonhardt  in  Eppendorf  (16 
Häuser),  die  Niethammer' sehe  Papierfabrik  in  Kriebethal  bei  Waldheim 
(26  Häuser  und  ein  Burschenheim). 

Für  landwirthschaftliche  Arbeiter  sind  auf  einer  nicht  unbeträcht- 
lichen Anzahl  von  Rittergütern  Arbeiterwohnungen  vorhanden,  während 
sie  auf  Bauern-  und  anderen  Gütern  so  gut  wie  ganz  fehlen, 

2.  Auch  im  Wege  der  Selbsthülfe  und  der  Gemeinnützigkeit  durch 
Vereine,  Genossenschaften  und  Stiftungen  aller  Art  ist  Einiges  an  ver- 
schiedenen Orten  geschehen.  Von  wirklicher  Bedeutung  ist  die  Woh- 
nungsbeschaffung nur  in  Dresden  und  Leipzig. 

In  Dresden  haben  von  Vereinen,  welche  auch  andere  Zwecke  ver- 
folgen, Kleinwohnungen  errichtet:  der  Stadtverein  für  innere  Mission 
4  Häuser  mit  99  Wohnungen,  der  Johannesverein  3  Häuser  mit  137  Woh- 
nungen, der  Verein  gegen  Armennoth  und  Bettelei  1  Haus  mit  24  Woh- 
nungen, der  allgemeine  Miethbewohnerverein  4  Häuser  mit  52  Wohnungen; 
ausserdem  die  evangelisch -lutherische  Gemeinde  böhmischer  Exulanten 
1  Haus  mit  16  Wohnungen.  Vorzugsweise  die  Erstellung  von  Klein- 
wohnungen verfolgen  als  Vereinszweck  der  Gemeinnützige  Verein  und 
<ler  Spar-  und  Bauverein. 

Der  Gemeinnützige  Verein,  Aktiengesellschaft,  1886  mit  einem 
Aktienkapital  von  200  000  Mark  gegründet,  gegenwärtig  mit  einem 
Aktienkapital  von  600  000  Mark,  hat  9  Doppelhäuser  und  Flügelbauten 
mit  216  Wohnungen  und  in  Löbtau  3  Häuser  mit  41  Wohnungen  von 
2 — 5  Räumen  errichtet  im  Preise  von  84—320  Mark  Miethe.  Die  Aktien 
zu  200  Mark  lauten  auf  den  Namen.  Vereinsmitglieder  sind  meist  kleine 
Leute,  Gewerbetreibende,  Unterbeamte,  Arbeiter.  Die  Wohnungen  sind 
sehr  gesucht. 
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Der  Spar-  und  Bau  verein,  e.  G.  m.  b.  H.,  zählt,  obgleich  erst  1898 
gegründet,  bereits  gegen  1000  Mitglieder,  von  denen  etwa  70%  Arbeiter  und 
Angestellte  in  Industrie  und  Handel  und  knapp  30  %  Beamte,  und  zwar 
durchgängig  Unterbeamte  sind.  Die  Verwaltung  wird  von  einigen  An- 
gehörigen der  oberen  Stände  ehrenamtlich  geführt.  Jedes  Mitglied  muss 
.  einen  Geschäftsanteil  von  200  Mark  erwerben  und  bis  zur  Vollzahlung 
mindestens  50  Pf.  wöchentlich  entrichten.  Grundbesitz  im  Werthe  von 
rund  750  000  Mark,  464  000  Mark  Hypotheken  und  100  000  Mark  Baar- 
vermögen  vorhanden.  Unterstützende  Freunde  erhalten  für  je  200  Mark, 
welche  sie  dem  Verein  jährlich  10  Jahre  lang  zu  zahlen  sich  verpflichten, 
das  Eecht,  eine  Miethwohnung  in  den  vom  Verein  erbauten  Häusern  mit 
einem  Vereinsmitglied  zu  besetzen.  Durch  dieses  Patronatsrecht  soll 
insbesondere  Arbeitgebern  die  Möglichkeit  gewährt  werden,  ihren  Ar- 
beitern eine  Wohnung  zu  bieten.  Von  dieser  Füglichkeit  haben  drei 
Firmen,  Viller oy  &  Boch  und  die  Vereinigten  Fabriken  photographischer 
Papiere  mit  je  2000  Mark  und  die  chemische  Fabrik  v.  Heyden  mit 
1000  Mark  Jahresbeitrag  Gebrauch  gemacht.  Auch  die  Eschebach'schen 
Werke  und  die  Gardinen-  und  Spitzenmanufaktur  von  Marbitz  haben 
durch  billige  Darlehen  und  Stiftungen  Patronatsrecht  erworben.  Der 
Verein  besitzt  14  Einfamilien-  und  6  grössere  Häuser  mit  123  Wohnungen 
und  hat  den  Bau  von  18  Häusern  mit  etwa  300  FamilienwTohnungen  auf 
einem  vom  Reich  für  diesen  Zweck  erworbenen  und  dem  Verein  in  Erb- 
bau überlassenen  Baublock  in  Löbtau  (nebst  einigen  Läden,  Werkstätten 
und  einem  Volkswohlheim)  in  Angriff  genommen,  desgleichen  ein  weiteres 
Doppelhaus  in  Löbtau.    Von  den  Wohnungen  sind: 

19%  im  Mietpreise  bis   200  Mark, 
29  %    „         „  von  200—250  Mark, 

30%    „         „  „    250-300  „ 

157-2%   „         „  „    300-350  „ 

6%    „         „  „    über  350     „  . 

In  Leipzig,  wo  allerdings  die  Wohnungsverhältnisse  anerkannt 
ungünstig  sind,  ist  die  gemeinnützige  Thätigkeit  ungewöhnlich  aus- 
gedehnt und  im  höchsten  Masse  anerkennen swerth.  Man  kann  hier  von 
einer  förmlichen  Stufenleiter  bei  gemeinnütziger  Erstellung  von  guten 
billigen  Wohnungen  sprechen. 

Auf  der  untersten  Stufe  stehen  die  de  Liagre' sehen  Wohnungen; 
von  dem  Kaufmann  de  Liagre  und  einigen  Freunden  wurden  zwei 
nebeneinanderliegende  Grundstücke  erworben  und  nach  dem  System  von 
OctaviaHill  in  Kleinwohnungen  (meist  2  Zimmer  und  Küche)  ein- 
getheilt.  Die  Mietpreise  sind  meist  10 — 40%  unter  den  ortsüblichen. 
Die  Verzinsung  des  Kapitals  beträgt  etwa  4  %,  der  Vermiether  hat  sich 
wöchentliches  Kündigungsrecht  vorbehalten,  während  der  Miether  viertel- 
jährlich kündigen  muss,  Die  Wohnungen  sind  für  den  ärmsten  Theil 
der  Bevölkerung  bestimmt,  viele  Miether  erhalten  Armenunterstützung. 
Die  Wohnungen  sind  bescheiden,  trotzdem  aber  sehr  gesucht.  Sie  können 
sich  mit  denen  der  übrigen  gemeinnützigen  Unternehmungen  nicht  ver- 
gleichen, de  Liagre  hat  aber  zweifellos  auf  diese  höchst  anregend  gewirkt. 

Auf  der  zweiten  Stufe  steht  der  Verein  Ostheim,  juristische  Person, 
1897  gegründet,  aus  etwa  50  meist  industriellen  oder  gelehrten  Kreisen 
angehörenden  Mitgliedern  bestehend,  mit  einem  Betriebskapital  von  über 
420  000  Mark,  welches  durch  Darlehen  von  2000—100  000  Mark  auf- 
gebracht ist,   die  nicht  höher  als  3  %  verzinst  werden.    Durch  Jahres- 
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beiträge  von  20  —  100  Mark  werden  jährlich  ferner  noch  etwa  2200  Mark 
aufgebracht.  Bisher  sind  in  Leipzig-Sellerhausen  12  Wohnhäuser  zu 
16  Wohnungen  für  230  Miethparteien  mit  1400  Personen  gebaut  worden. 
Offene  Bauweise,  viergeschossig,  Vor-  und  Hintergärten.  Die  Wohnungen 
sind  zu  1 — 4  Räumen  im  Preise  von  50  —  208  Mark.  Die  wöchentliche 
Einkassirung  erfolgt  durch  Damen,  die  Miethausfälle  sind  nur  gering. 
Der  Verein  bevorzugt  kinderreiche  Familien,  die  sonst  schwer  Wohnung 
finden,  und  bildet  auch  Armenunterstützung  keinen  Ausschliessungs- 
grund. Neuerdings  wird  mit  der  Miethe  eine  Spareinlage  von  30  Pf. 
die  Woche  erhoben,  welche  bis  zum  Betrage  von  20  Mark  unabhebbar 
ist  und  als  Sicherheit  haftet. 

Die  Stiftung  für  Erbauung  billiger  Häuser  in  Leipzig  ist  in  gross- 
artigem Gemeinsinn  von  dem  Inhaber  der  bibliographischen  Anstalt, 
Meyer,  mit  einem  Kapital  von  etwa  3  Millionen  Mark  gegründet.1) 
Grosse  Häuserblocks  in  geschlossenen  Häuserreihen  in  Lindenau  und 
Eutritzsch,  drei-  oder  viergeschossig,  in  den  alten  Häusern  zu  14  Meter 
Front  mit  2  Wohnungen,  in  den  neuen  Häusern  zu  18  Meter  Front 
mit  3  Wohnungen  in  einem  Geschoss.  Innerhalb  der  Häuserblocks 
sehr  grosse  freie  Fläche,  die  in  kleine  Gärten  und  gemeinsame 
Anlagen  getheilt  sind.  Bisher  1824  Familienwohnungen  und  40  Einzel- 
wohnungen mit  rund  3600  Bewohnern  vorhanden.  Der  Gesammtauf- 
wand in  der  Anlage  Lindenau  beziffert  sich  rund  auf  2J/2  Millionen 
Mark,  die  sich  rund  mit  2,7%  verzinsen;  für  die  Anlage  Eutritzsch 
ist  der  Gesammtaufwand  auf  rund  1  600  000  Mark  mit  einer  Ver- 
zinsung von  3  %  veranschlagt.  Die  Anlage  ist  eine  mustergültige, 
die  Nachtheile  der  Kasernirung  sind  bei  sparsamster  Bauweise  und 
Arealverwendung  vermieden.  Die  Wohnungen  sind  ein-  bis  vierräumig. 
Die  Miethpreise  schwanken  zwischen  128  und  210  Mark.  Die  Miether 
sind  kleine  Gewerbetreibende,  Beamte,  Angestellte  und  Arbeiter.  Der 
Wohnungsaufwand  ist  auf  1ji  des  Einkommens  berechnet.  Dement- 
sprechend werden  neuerdings  die  Wohnungen  zugetheilt,  hierdurch  wird 
vermieden,  dass  der  Miether  einen  verhältnissmässig  zu  hohen  Mieth- 
aufwand  treibt  oder  dass  Miether  in  besseren  Verhältnissen  die  kleinen 
Wohnungen  wegnehmen.  In  Wohnungen  aus  Stube,  Kammer  und  Küche 
werden  höchstens  fünf  köpfige  Familien  aufgenommen,  zahlreichere  Familien 
nur  in  vierräumigen  Wohnungen.  Niemand  wird  aufgenommen,  der  Armen- 
unterstützung geniesst.  Die  Anlage  soll  unbescholtenen,  sich  selbst 
helfenden  kleinen  Leuten  zu  Gute  kommen.  Die  Miethe  wird  wöchent- 
lich eingeholt;  durch  Obmänner  in  den  einzelnen  Häusern  findet  eine  Art 
Selbstverwaltung  statt.  Kinderhort  und  Kindergarten,  Büchereien,  Haus- 
haltungsunterricht von  freiwilligen  Helferinnen.  Ungeheurer  Andrang  zu 
den  Wohnungen.  Noch  in  diesem  Jahre  wird  der  Bau  von  60  Häusern 
mit  480  Wohnungen  in  Leipzig-Reudnitz  in  Angriff  genommen.  Nach 
der  Vollendnng  wird  1,3%  der  Leipziger  Bevölkerung  in  Stiftungs- 
häusern wohnen. 

Anders  als  die  vorbesprochenen  Vereine  und  Anstalten  baut  der 
Leipziger  Spar-  und  Bauverein  vorwiegend  einzelne  Häuser,  die  in  den 
Besitz  der  Mitglieder  übergehen  bei  Vorkaufsrecht  des  Vereins,  daneben 
auch  Mehrfamilienhäuser,  die  im  Vereinsbesitz  bleiben.  Bisher  sind  in 
den  Vororten  von  Leipzig  77  Häuser  gebaut.    Die  in  das  Eigenthum 

*)  Die  Stiftung  hat  das  Glück,  in  Baurath  Pommer  einen  der  ersten  Sach- 
kenner Deutschlands  als  Baumeister  zu  besitzen. 
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übergehenden  Grundstücke  kosten  jährlich  einschliesslich  Tilgung  in 
40  Jahren  250—500  Mark.  Mietwohnungen  kosten  120—600  Mark,  der 
Verein  umfasst  vorwiegend  Bessergestellte. 

Ueberdies  sind  die  Gemeinnützige  Baugesellschaft,  die  Salomon- 
Stiftung  und  der  Bauverein  zur  Beschaffung  preiswerther  "Wohnungen  zu 
nennen.  Die  erstere  mit  einem  Grundkapital  von  500  000  Mark  behufs 
Errichtung  von  Kleinwohnungen  im  Preise  von  150  —  200  Mark  gegründet, 
hat  noch  keine  Wohnungen  fertiggestellt,  aber  nach  ausführlichen  Unter- 
handlungen und  heftigem  Widerstand  seitens  der  Hausbesitzer  von  der 
Stadt  Leipzig  ein  Areal  von  125  000  qm  in  Erbbaurecht  zu  einem  Erb- 
bauzins von  12  Pf.  für  das  qm  auf  100  Jahre  überlassen  erhalten.  Nach 
Ablauf  der  100  Jahre  fallen  sämmtliche  Häuser  der  Stadt  ohne  Ent- 
schädigung zu.  Die  Stadt  ist  berechtigt,  in  den  letzten  20  Jahren  die 
Instandhaltung  der  Häuser  zu  überwachen.  Das  Erbbaurecht  kann  mit 
gewissen  Einschränkungen  hypothekarisch  belastet  werden.  Die  Stadt 
übernimmt  die  Herstellung  der  Strassen,  Plätze,  Fusswege  und  Schleusen, 
die  Gesellschaft  verzinst  jedoch  die  Herstellungskosten  mit  4  %.  Die 
Bauweise  soll  offen  sein,  von  jeder  Baustelle  dürfen  nur  4/io  überbaut 
werden.  Es  soll  höchstens  dreigeschossig  mit  höchstens  je  3  Wohnungen 
im  Geschoss  gebaut  werden.  In  Bezug  auf  Seitenabstand  und  Hinter- 
gelände sind  im  Ortsgesetz  gewisse  Erleichterungen  vorgesehen,  der  Bau 
wird  demnächst  beginnen.  Der  Vertrag  und  das  Ortsgesetz  sind  als 
Anlage  beigedruckt. 

Die  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  bestehende  Salomon- Stiftung 
hat  einen  Block  von  39  Gebäuden  mit  7  Häusern  zu  5  Stockwerken 
und  insgesammt  151  Wohnungen  erstellt.  Sie  ist  die  älteste  dieser 
Unternehmungen  in  Leipzig.  Der  1897  gegründete,  etwa  300  Mitglieder 
meist  kleinbürgerlichen  Standes  zählende  Bau  verein  zur  Beschaffung 
preiswerther  Wohnungen,  e.  G.  m.  H.,  hat  bisher  etwa  10  Häuser  gebaut. 

3.  Auch  einige  Gemeinden  bethätigen  sich  mehr  oder  weniger. 
Um  dem  Wohnungsmangel  zu  steuern,  hat  Augustusburg  60  Privat- 
wohnungen hergestellt.  Für  Arbeiter  und  Angestellte  der  Gemeinde  hat 
Dresden  7  Häuser  mit  103  Wohnungen  und  Freiberg  und  Riesa  je  1  Haus 
errichtet.  Billiges  Bauland  haben  ausser  Dresden  und  Leipzig,  Bischof s- 
werda,  Hohenstein-Ernstthal,  Grimma,  Plauen  und  Reichenbach  gewährt, 
billige  Darlehen  Marienberg,  Olbernhau,  Schwarzenberg,  Rosswein  und 
Thum.  Baubedingungen,  Anliegerleistungen,  Gebühren  etc.  haben  er- 
leichtert Hohenstein-Ernstthal,  Grimma  und  Olbernhau. 

IV.  Wohnungsbeschaffung  durch  den  Eisenbahnüskus. 

Von  den  Staatsverwaltungen,  welche  Wohnungen  für  ihre  Beamten 
und  Arbeiter  in  auch  anderweit  benöthigten  Dienstgebäuden  sowie  in 
eigens  erbauten  Häusern  stellen,  kommt  hauptsächlich  der  Eisenbahn- 
üskus in  Betracht,  welcher  namentlich  während  der  letzten  10  Jahre 
eine  grössere  Anzahl  derartiger  Wohnhäuser  erbaut  hat,  so  dass  rund 
etwa  4000  eisenbahnfiskalische  Wohnungen  für  Beamte  und  900  für  Ar- 
beiter vorhanden  sind.  Die  Gesammtkosten  der  eigens  erstellten  Wohn- 
häuser betragen  rund  4  100  000  Mark,  während  900  000  Mark  aus  der 
zu  diesem  Zwecke  von  den  Landständen  bewilligten  Summe  von  zu- 
sammen 5  Millionen  Mark  noch  zur  Verfügung  stehen.  Die  Häuser  sind 
theils  im  Kasernenstil,  theils,  wo  billiger  Grund  und  Boden  vorhanden, 
als  Kleinhäuser  mit  Garten  errichtet.  Die  Wohnungen  werden  billiger 
als  ortsüblich  vermiethet. 
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V.  Baudarlehen  der  Versicherungsanstalt. 

Die  Landesversicherungsanstalt  für  das  Königreich  Sachsen  hat  in 
immer  steigendem  Masse  durch  Gewährung  von  Darlehen  die  Errichtung 
von  Kleinwohnungen  für  Arbeiter  und  Versicherte  gefördert.  Im  ganzen 
sind  von  1891  bis  einschliesslich  1901  rund  7  400  000  Mark  ausgeliehen 
worden,  von  welchen  rund  5  900  000  Mark  als  mündelsicher  erscheinen. 

Hiervon  entfallen  auf  die  Jahre  1891  bis  mit  1897  zusammen  nur 
etwa  840  000  Mark,  dagegen  auf  die  Jahre  1898  rund  1  Million,  auf 
1899  und  1901  rund  je  2  Millionen,  auf  1900  rund  500  000  Mark. 
Von  diesen  Geldern  ist  weitaus  der  grösste  Theil,  nämlich  3  226  000  Mark, 
an  Vereine,  Genossenschaften  und  Aktiengesellschaften  ausgeliehen  worden, 
welche  sich  mit  der  Herstellung  von  billigen  Kleinwohnungen  beschäftigen 
und  mit  zwei  Ausnahmen  ihren  Sitz  in  Dresden  oder  Leipzig  haben. 


Es  entfallen  in  Dresden: 

auf  den  Gemeinnützigen  Verein   375  000  Mark,  . 

„     „    Johannes -Verein   350  000  „ 

„     ,.    Spar-  und  Bauverein   372  000  „ 

„     „    Stadtverein  für  innere  Mission     .    .  300  000  „ 

„    Sehwerdter-Heim   200  000  .. 

„    den  allgemeinen  Miethbewohnerverein  .    .  170  000 


zusammen  .    .    .  1  767  000  Mark. 

Es  entfallen  in  Leipzig: 

auf  die  Meyer'sche  Stiftung     ......  2  395  000  Mark, 

„    Verein  Ostheim   500  000 

„    Spar-  und  Bauverein   296  000 

„    Salomon-Stiftung   200  000  .. 

„    Verein  zur  Beschaffung  preiswerther  Woh- 
nungen  .      134000  „ 


zusammen  ...  3  525  000  Mark. 


Sonst  haben  nur  noch  die  Baugesellschaft  zu  Plauen  740  600  Mark 
und  der  Bauverein  zu  Eppendorf  104  800  Mark  erhalten.  Ferner  sind 
an  18  Arbeitgeber  zusammen  1  035  000  Mark  meist  in  kleineren  Posten 
bis  50  000  Mark  geliehen  worden.  Zwischen  50  000  und  100  000  Mark 
haben  nur  3  Firmen,  zwischen  100  000  und  200  000  nur  2  Firmen,  und 
nur  1  Firma  hat  über  200  000,  nämlich  210  000  Mark,  erhalten.  An 
Arbeitnehmer  sind  nur  in  10  Fällen  insgesammt  rund  51  000  Mark  und 
nur  an  eine  einzige  Gemeinde  (Augustusburg)  sind  158  000  Mark  aus- 
geliehen. Die  Darleihung  an  Arbeitnehmer  ist  nicht  häufig,  weil  es 
sich  um  zu  kleine  Posten  handelte  und  die  Sicherung  des  erstrebten 
Zweckes  zu  sehr  erschwert  ist. 

Die  Daiiehnsbedingungen  anlangend,  so  werden  Stiftungen,  gemein- 
nützige Vereine  und  Genossenschaften  (Kapitalverzinsung  nicht  höher  als 
3  %)  durch  Gewährung  des  billigeren  Zinsfusses  von  durchgängig  3  % 
zuzüglich  eines  Tilgungssatzes  von  74 — 1  %  bevorzugt,  der  Zinsfuss  für 
Arbeitgeber  beträgt  372 — ^U°lo  zuzüglich  eines  Tilgungssatzes  von 
s/4 — 2  %.  Zur  Vereinfachung  der  Geschäftsführung  und  zur  grösseren 
Sicherheit  der  Anstalt  wird  neuerdings  vereinbart,  dass  der  Tilgungssatz 
wie  ein  gewöhnlicher  Zinsfuss  behandelt  und  eingetragen  und  der  in 
einer  gewissen  Reihe  von  Jahren  aufgelaufene  und  bezahlte  Betrag  vom 
Darlehnskapital  abgerechnet,   oder  aber  der  Tilgungssatz  zwar  als  Zins- 

VI.  Internationaler  Wohnuugskongress.  31 
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fuss  eingetragen,  aber  bei  Erfüllung  der  Vertragspflichten  gestundet  und 
schliesslich  ganz  erlassen  wird.  Darlehen  werden  nur  gewährt,  wenn  die 
Wohnungserstellung  ganz  oder  doch  der  Darlehnssumme  entsprechend 
den  arbeitenden,  bezw.  versicherten  Klassen  zu  Gute  kommt,  ohne  dass 
einseitig  einschränkende,  etwa  eine  Konfession  oder  politische  Partei 
ausschliessende  Bedingungen  entgegenstehen.  Der  Anstalt  wird  zur 
Sicherung  des  mit  dem  Darlehen  erstrebten  Zweckes  das  Recht  aus- 
bedungen, Einsicht  in  die  Bücher  zu  nehmen,  Besichtigungen  zu  ver- 
anstalten etc.,  und  hat  der  Darlehnsempfänger  Berichte  und  Anzeigen 
über  die  Miether,  den  Miethzins  u.  s.  w.  an  die  Anstalt  zu  erstatten. 
Dem  für  den  Hypothekeneintrag  bestimmten  Hauptvertrage  wird  of 
noch  ein  Nebenvertrag  angefügt.1) 

VI.  Arbeiterfahrkarten. 

Als  Massnahme  der  Wohnungspolitik  ist  die  Erleichterung  des  Vor- 
ortverkehrs nicht  zu  entbehren.  Besondere  Arbeiterzüge  werden  von  den 
Staatsbahnen  nicht  mehr  geführt.  Dagegen  werden  vielfach  im  Verkehr, 
in  der  Regel  bis  zu  25  km  Entfernung,  für  die  4.  Klasse  Arbeiterfahr- 
karten, insbesondere  Wochenkarten,  mit  erheblicher  Ermässigung  gegen- 
über den  Preisen  der  4.  Klasse  ausgegeben.  Die  Karten  sind  in  der 
Regel  nur  bis  früh  8  Uhr  und  Nachmittags  nach  4  Uhr,  im  Mangel 
von  4.  aber  auch  in  der  3.  Klasse  zu  benutzen.  Insgesammt  sind  im 
Jahre  1900  gegen  2  400  000  Arbeiterkarten  für  rund  410  000  Mark, 
darunter  über  2  240  000  Wochenkarten  für  rund  380  000  Mark  verkauft 
worden. 

Anlage  1. 

Allgemeines  Baugesetz  für  das  Königreich  Sachsen 
vom  1.  Juli  1900.-) 

§  6.  Ausnahmen  von  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  und  der  auf 
dessen  Grund  erlassenen  Ausführungsverordnungen  und  Ortsgesetze  kann  im 
allgemeinen  die  Kreishauptmannschaft  bewilligen,  soweit  es  sich  nicht  um  Be- 
stimmungen über  das  Verfahren  oder  um  die  dem  Ministerium  des  Innern  aus- 
drücklich vorbehaltenen  EntSchliessungen  handelt.  In  solchen  Fällen  steht  eine 
Ausnahmebewilligung  nur  dem  Ministerium  des  Innern  zu. 

In  den  Fällen  von  §§  15,  44,  45  Absatz  2,  47,  79,  82,  88  Absatz  1,  92, 
93,  94,  95,  96,  97,  98,  99,  100,  102,  103  Absatz  3  bis  5,  107  Absatz  3  und  4, 
108,  109  Absatz  2,  110  Absatz  3,  114  Absatz  4,  119,  131.  133  Absatz  1,  135 
sowie  in  den  durch  Ausführungsverordnung  oder  Ortsgesetz  bestimmten  Fällen 
kann  die  Baupolizeibehörde  selbst  Ausnahmen  bewilligen. 

Soweit  jedoch  Bauten  der  in  §  165  genannten  Art  in  Frage  kommen, 
steht  dieses  Recht  auch  in  solchen  Fällen  der  Kreishauptmannschaft  zu. 

§  8.  Insoweit  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  eine  besondere  gesetzliche 
Regelung  der  Bauangelegenheiten  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes oder  neben  denselben  angezeigt  erscheint,  erfolgt  sie  durch  Ortsgesetz. 

Von  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  abweichende  ortsgesetzliche 
Vorschriften  sind  insoweit  zulässig,  als  sie  entweder  durch  das  Gesetz  selbst 
gestattet  werden  oder  durch  örtliche  Verhältnisse  geboten  sind. 

§  10.  Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  erlassenden  Ortsgesetze  sind  in 
Städten,  welche  die  Revidirte  Städteordnung  haben,  von  dem  Stadtrathe  und 


1)  Siehe  Anlagen. 

2)  Handausgabe  mit  Einleitung,  Erläuterungen,  Anhängen  und  Sachregister  von  Dr.  Rumpelt, 
<  reh.  Kegierungsrath  und  vortragendem  Rath  im  Ministerium  des  Innern.   Leipzig  1900. 
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den  Stadtverordneten,  beziehentlich  von  dem  Stadtgemeinderathe,  in  mittleren 
und  kleinen  Städten  von  dem  Stadtgemeinderathe,  in  Landgemeinden  von  dem 
Gemeinderathe,  beziehentlich  von  der  Gemeindeversammlung,  für  selbständige 
Gutsbezirke  auf  Antrag  des  Gutsherrn  von  der  Amtshauptmannschaft  unter 
Mitwirkung  des  Bezirksausschusses  zu  beschliessen  und  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung des  Ministeriums  des  Innern. 

Meinungsverschiedenheiten    zwischen    dem   Stadtrathe    und    den    Stadt-  ' 
verordneten  über  den  Erlass  oder  den  Inhalt  eines  solchen  Ortsgesetzes  ent- 
scheidet das  Ministerium  des  Innern  nach  Gehör  des  Kreisausschusses. 

§  13.  Im  Falle  eines  dringenden  Bedürfnisses  kann  die  Gemeindevertretung 
von  der  Gemeindeaufsichtsbehörde  unter  Mitwirkung  des  Kreis-,  beziehentlich 
Bezirksausschusses  zum  Erlass  oder  zur  Aenderung  von  Ortsgesetzen  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  angehalten  werden.  Die  an  die  ortsgesetzliche  Regelung  zu 
stellenden  Anforderungen  müssen  solchenfalls  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
entsprechen  und  die  örtlichen  Verhältnisse  angemessen  berücksichtigen. 

Kommt  die  zuständige  Gemeindevertretung  innerhalb  der  ihr  zu  stellenden 
Frist  einer  solchen  Anordnung  nicht  nach,  so  kann  das  Ministerium  des  Innern 
das  zu  ihrer  Vollziehung  Erforderliche  an  Stelle  der  Gemeindevertretung  be- 
werkstelligen. 

§  18.  Bei  Aufstellung  von  Bebauungsplänen  ist  auf  die  Anforderungen 
der  Feuersicherheit,  des  zu  erwartenden  öffentlichen  Verkehrs  und  der  Gesund- 
heit, auf  die  zweckentsprechende  Wasserversorgung  und  Entwässerung,  des- 
gleichen auf  die  Lage  und  Entwickelung  des  Ortes  oder  Ortstheiles  und  auf  das 
den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechende  Wohnungsbedürlhiss,  endlich  auch 
darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  Strassen  und  Plätze  nicht  verunstaltet  werden. 
Hierbei  ist  insbesondere  Folgendes  zu  beachten: 

a)  die  Anlage  der  Baublöcke  sowie  der  Strassen  und  Baufluchtlinien  hat 
sich  dem  Gelände  anzupassen  und  im  übrigen  so  zu  erfolgen,  dass 
eine  ausreichende  Besonnung  der  Wohnräume  sichergestellt  wird; 

b)  die  Grössenverhältnisse  der  einzelnen  Baublöcke  sind  so  zu  bemessen, 
dass  sie  eine  zweckmässige  bauliche  Ausnutzung  des  Grund  und 
Bodens  ermöglichen; 

c)  die  Breite  der  Strassen  und  Fusswege  richtet  sich  nach  den  Bedürfnissen 
des  örtlichen  Verkehrs  und  ist  je  nach  der  Eigenschaft  der  Strassen  als 
Haupt-  oder  Neben-  oder  blossen  Wohnstrassen  zweckmässig  abzustufen. 
Bei  Strassen  mit  offener  Bauweise  ohne  eigentlichen  Durchgangsver- 
kehr kann  die  Verkehrsbreite  bis  zu  8  m  berab  beschränkt  werden.  Wo 
später  eintretender  Durchgangsverkehr  (insbesondere  Strassenbahn- 
betrieb)  und  deshalb  eine  Strassenverbreiterung  zu  erwarten  ist,  sind  auf 
beiden  Seiten  Vorgärten  von  entsprechender  Tiefe  anzulegen.  Privat- 
strassen, welche  für  mehrere  Grundstücke  als  Einfahrten  zum  Hinter- 
lande dienen,  dürfen  nicht  unter  6  m  Breite  erhalten.  Strassen  mit  offener 
Bauweise  und  mässigem  Durchgangsverkehr  sowie  alle  Strassen  mit 
geschlossener  Bauweise  sind  mindestens  12  m,  Strassen  mit  starkem 
Geschäfts-  oder  Durchgangsverkehr  mindestens  17  m  breit  anzulegen; 

d)  Steigungen  der  Strassen  sind  möglichst  gleichmässig  zu  vertheilen,  grosse 
Steigungen,  Einschnitte  und  Strassenerhöhungen  sowie  geradlinige 
Strassenfluchten  in  übermässig  langer  Ausdehnung  thunlichst  zu  ver- 
meiden; 

e)  bei  Feststellung  der  Strassenrichtungen  ist  auf  kurze  und  zweck- 
mässige Verbindungen  der  Strassen  unter  sich  und  mit  den  Haupt- 
punkten des  Verkehrs  Bedacht  zu  nehmen; 

f)  freie  Plätze  und  öffentliche  Pflanzungen  sind  der  Grösse,  Lage  und 
Anzahl  nach  so  anzulegen,  dass  sie  sowohl  den  Verkehrs-  als  auch 
den  wohlfahrtspolizeilichen  Bedürfnissen  entsprechen.  Plätze  für 
Kirchen-  und  Schulbauten  sowie  öffentliche  Spiel-  und  Erholungs- 
plätze sind  in  ausreichender  Zahl  vorzusehen; 

g)  bei  den  Bestimmungen  über  die  Bauweise  und  die  Zulassung  von 
Fabriken  und  gewerblichen  Anlagen  sind  der  bisherige  Charakter  des 
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Ortes  oder  Ortstheiles  sowie  das  vorhandene  Bedürfniss  zu  berück- 
sichtigen. Jedenfalls  ist  aber  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass 
geschlossene  Bauweise,  soweit  solche  ortsgesetzlich  nicht  ausgeschlossen 
wird,  in  ausreichendem  Umfange  von  Strassen  mit  offener  Bauweise 
unterbrochen  wird  und  in  den  Aussenbezirken  eine  zweckmässige 
Beschränkung  der  Bau-  und  Wohndichtigkeit  eintritt; 

h)  Vorgärten  sind,  wenn  sie  nicht  lediglich  zur  Sicherstellung  einer 
späteren  Strassenverbreiterung  dienen  sollen,  in  einer  Tiefe  von 
mindestens  4,5  m  anzulegen; 

i)  über  die  zulässige  Zahl  der  Geschosse  ist  je  nach  dem  Charakter  des 
Ortes  und  der  Breite  der  Strasse  Bestimmung  zu  treffen.  Für  länd- 
liche Orte  und  Landhausviertel  sind  höchstens  3,  im  übrigen  höchstens 
4  Geschosse,  und  nur  in  den  Innenbezirken  grösserer  Städte,  an 
besonders  breiten  Strassen  oder  Plätzen  oder  mit  erheblichem  Kosten- 
aufwande  der  Anlieger  berichtigten  Flussläufen  ausnahmsweise  5  Ge- 
schosse zu  gestatten.  In  die  Zahl  der  Geschosse  sind  das  Erd- 
geschoss,  etwaige  Zwischengeschosse  und  das  Dachgeschoss,  sofern  es 
zu  Wohnzwecken  dienen  soll,  einzurechnen; 

k)  die  erforderlichen  Höfe  und  Gärten  im  Innern  eines  Baublocks  sind 
durch  Vorschriften  über  deren  Ausdehnung  und  Lage,  nöthigenfalls 
durch  Festsetzung  rückwärtiger  Baufluchtlinien  sicherzustellen; 
1)  soweit  eine  Bebauung  des  Hinterlandes  überhaupt  in  Frage  kommt, 
ist  sie  von  der  Grösse  des  Hofes  oder  Gartens  abhängig  zu  machen 
und  für  Wohnzwecke  in  der  Regel  nur  dann  zu  gestatten,  wenn 
sämmtlichen    Fenstern    des    Hintergebäudes    ein    Lichteinfall  von 
mindestens  45  Grad  gesichert  und  der  zwischen  dem  Vorder-  und 
Hintergebäude  gelegene  Raum  in  geeigneten  Fällen  mit  Gartenanlagen 
versehen  wird.   Ausnahmen  sind  unter  besonderen  Verhältnissen  in 
den  Innenbezirken  grösserer  Städte  zulässig.    In  keinem  Falle  dürfen 
die  Hintergebäude  einer  Strasse  eine  geschlossene  Reihe  bilden; 
m)  bei    grösseren  und  hierzu  geeigneten   Baublöcken    kann    der  Bau- 
polizeibehörde   vorbehalten  werden,    dass  sie    auf  Antrag  der  Be- 
theiligten die  nachträgliche  Einlegung  von  Wohnstrassen  genehmigt, 
an  denen  jedoch  solchenfalls  nur  Häuser  in  offener  Bauweise  mit 
höchstens  3  Geschossen  errichtet  werden  dürfen. 
§  36.    Während  der  Bausperre  sowie  nach  Feststellung  des  Bebauungs- 
planes ist  eine  Theilung  der  im  Plangebiete  gelegenen  Grundstücke  nur  mit 
Genehmigung  der  Baupolizeibehörde  zulässig.    Die  Genehmigung  kann  versagt 
werden,  wenn   die  Theilung  ein  Gebäude  betrifft,  solange  nicht  die  erforder- 
lichen Schutzbrandmauern  längs  der  neuentstehenden  Grenze  errichtet  sind, 
oder  wenn  durch  die  Theilung  die  Vorschriften  über  die  Grösse  der  Höfe  und 
Gärten  umgangen  oder  die  Durchführung  eines  Bebauungsplanes  oder  eines 
Umlegungsplanes  (vergl.  Abschnitt  V)  verhindert  oder  erschwert  werden  würde, 
oder  endlich  wenn  unbebaubare  Reste  verbleiben  würden. 

Die  Baupolizeibehörde  hat  der  Grundbuchbehörde  das  Inkrafttreten  einer 
solchen  Theilungsbeschränkung  unter  genauer  Angabe  der  hiervon  betroffenen 
Grundstücke  nach  deren  Flurbuchnummern  und  Eigenthümern  unverzüglich 
mitzutheilen. 

§  54.  Wenn  die  angemessene  Bebauung  eines  im  Bereiche  eines  Bebauungs- 
planes befindlichen  Geländes  durch  Lage,  Form  oder  Flächeninhalt  der  Grund- 
stücke oder  Grundstückstheile  verhindert  oder  in  unverhältnissmässiger  Weise 
erschwert  wird,  kann  behufs  Gewinnung  geeigneter  Baustellen  eine  Neu- 
eintheilung  des  Geländes  durch  Aenderung  der  Grenzen  oder  Umlegung  auch 
gegen  den  Willen  der  Eigenthümer  stattfinden,  falls  die  Neueintheilung  der 
Grundstücke  im  öffentlichen  Interesse  liegt  und  entweder: 

a)  von  der  Gemeindevertretung  oder 

b)  von  mehr  als  der  Hälfte  der  betroffenen  Grundstückseigenthümer, 
welche  zusammen  mehr  als  die  Hälfte  der  betroffenen  Gesammtfläche 
besitzen,  bei  der  Baupolizeibehörde  beantragt  wird. 
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§  55.  Wird  die  Umlegung  für  Grundstücke  erforderlich,  deren  Gebäude 
durch  Feuer,  Wasser  oder  andere  Elementargewalt  zerstört  worden  sind,  so 
kann  die  Gemeindevertretung  zur  Vornahme  der  Umlegung  auf  dem  in  §  13 
vorgeschriebenen  Wege  angehalten  werden. 

§  56.  Einzelne,  im  Umlegungsgebiete  befindliche,  bebaute  oder  in  be- 
sonderer Weise  (z.  B.  als  Gärtnereien,  Baumschulen  und  dergleichen)  benutzte 
Grundstücke,  deren  Werth  eine  Ausgleichung  durch  andere  Grundstücke  wesent- 
lich erschweren  würde,  können  von  der  Umlegung  ganz  oder  theilweise  aus- 
geschlossen werden. 

Blosse  Grenzberichtigungen  muss  sich  der  Eigenthümer  auch  in  diesem 
Falle  gefallen  lassen. 

§  57.  Zur  Ausführung  der  Umlegung  ist  von  der  Gemeindebehörde  ein 
Umlegungsplan  mit  den  erforderlichen  Ausführungsbestimmungen  aufzustellen. 
Doch  kann  dieser  Plan  im  Falle  von  §  54  unter  b  auch  von  den  Antragstellern 
eingereicht  werden. 

§  58.  Die  Grundstücke  aller  Betheiligten  sind  hierbei  in  eine  Masse  zu 
vereinigen,  und  die  vorhandenen,  nach  dem  Bebauungsplane  entbehrlich  werdenden 
öffentlichen  Wege  mit  einzuweisen.  Aus  dieser  Masse  wird  zunächst  das  nach 
dem  Bebauungsplane  zu  den  künftigen  öffentlichen  Verkehrsräumen  bestimmte 
Gelände  ausgeschieden  und  das  hiernach  übrigbleibende  Bauland  in  der  Weise 
vertheilt,  dass  jeder  Grundstückseigenthümer  an  dem  Gesammtwerth  des  letzteren 
in  demselben  Verhältniss  theilnimmt,  in  welchem  er  vorher  bei  dem  Gesammt- 
werthe  der  nicht  umgelegten  Grundstücke  betheiligt  war.  Der  Gemeinde  wird 
an  Stelle  der  von  ihr  eingeworfenen  öffentlichen  Wege  wieder  öffentliche  Ver- 
kehrsraumfläche zugewiesen.  Bei  den  Werthsermittelungen,  welche  dem  Um- 
legungspläne zu  Grunde  zu  legen  und  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen 
vorzunehmen  sind,  sollen  alle  den  Werth  der  Grundstücke  beeinflussenden  that- 
sächlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  berücksichtigt  werden. 

Für  die  einzeln  oder  ihrem  Gesammtflächeninhalte  nach  zur  Bebauung 
geeigneten  Grundstücke  sind  wieder  ein  oder  mehrere  Grundstücke,  soweit 
thunlich  in  gleicher  Lage,  zu  gewähren.  Bebaute  Grundstücke  sind  in  der 
Regel,  vorbehaltlich  der  erforderlichen  Grenzberichtigungen,  dem  bisherigen 
Eigenthümer  wieder  zuzutheilen. 

Das  nach  dem  Bauplane  zu  den  künftigen  Strassen  bestimmte  Gelände 
wird,  soweit  es  hierzu  nicht  sofort  Verwendung  findet,  nach  Herstellung  der 
nöthigen  Wirthschaftswege  für  die  neueingetheilten  Grundstücke  in  demselben 
Verhältnisse  wie  das  Bauland  unter  die  einzelnen  Eigenthümer  vertheilt,  und 
zwar  thunlichst  so,  dass  für  jeden  seine  künftige  Baustelle  und  sein  Antheil  am 
künftigen  Strassenland  zusammenliegen. 

Nicht  zu  vermeidende  Werthunterschiede  zwischen  dem  früheren  und  dem 
umgetauschten  Gelände  können  durch  Auferlegung,  beziehentlich  Zuerkennung 
einer  Geldentschädigung  ausgeglichen  werden. 

§  59.  Grundstücke,  deren  Flächeninhalt  für  eine  Baustelle  zu  gering  ist, 
sind,  dafern  nicht  durch  freiwillige  Einigung  der  Betheiligten  ein  geeignetes 
Abkommen  erzielt  werden  kann,  gegen  Entschädigung  an  die  Gemeinde  abzu- 
treten, welche  sie  gegen  Rückerstattung  der  Abtretungssumme  unter  die  übrigen 
Eigenthümer  vertheilt. 

§  60.  Ueber  den  aufgestellten  Umlegungsplan  ist  zunächst  von  der  Bau- 
polizeibehörde mit  den  Betheiligten  zu  verhandeln  und  auf  eine  allseitige 
Einigung  derselben  hinzuwirken.  Zu  den  Betheiligten  gehören  auch  die  Grund- 
stückseigenthümer, denen  für  ein  ausserhalb  des  Umlegungsgeländes  liegendes 
Grundstück  eine  Grunddienstbarkeit  an  dem  Umlegungsgelände  zusteht.  Gelingt 
die  Einigung,  so  kann  der  Umlegungsplan  ohne  weiteres  dem  Ministerium  des 
Innern  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden.  In  diesem  Falle  braucht  ein 
öffentliches  Interesse  nicht  weiter  nachgewiesen  zu  werden. 

§  61.  Kommt  es  zu  keiner  Einigung  sämmtlicher  Betheiligten,  so  ist  der 
Umlegungsplan  dem  Ministerium  des  Innern  zunächst  zur  vorläufigen  Kenntniss- 
nahme  und  Prüfung  vorzulegen  und  nach  Erledigung  der  hierbei  gezogenen  Er- 
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innerungen  in  derselben  Weise  wie  der  Bebauungsplan  auszulegen.  Die  Be- 
stimmungen §§  21  bis  25  sind  alsdann  sinngemäss  anzuwenden. 

§  62.  Die  Ausarbeitung,  Vorlegung,  Auslegung  und  Genehmigung  des 
Umlegungsplanes  kann  mit  der  des  zugehörigen  Bebauungsplanes  verbunden 
werden.  Die  Ausführung  des  Umlegungsplanes  setzt  jedoch  die  vorherige  Fest- 
stellung des  Bebauungsplanes  voraus. 

§  63.  Mit  der  Feststellung  des  Umlegungsplanes  tritt  das  neuzugetheilte 
Grundstück  rücksichtlich  aller  Eigenthums-,  Nutzungs-  und  sonstigen  Realrechte, 
insbesondere  der  Reallasten  und  Pfandrechte,  sowie  auch  der  öffentlich-rechtlichen 
Lasten  mit  Ausnahme  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  15.  August  1855 
{G.-  u.  V.-Bl.  S.  483  flg.)  zur  Ausführung  und  Unterhaltung  eines  Wasserlaufs 
zu  leistenden  Beiträge  an  die  Stelle  des  abgetretenen  Grundstücks  und  erhält 
in  rechtlicher  Beziehung  alle  Eigenschaften  des  letzteren. 

Grunddienstbarkeiten  bleiben  bestehen,  sofern  sie  nicht  durch  den  Um- 
legungsplan aufgehoben  oder  verändert  werden.  Auch  können  in  diesem  neue 
Grunddienstbarkeiten  begründet  werden. 

§  68.  Wenn  die  Niederlegung  von  Gebäuden  oder  Gebäudegruppen  im 
Interesse  des  Verkehrs  oder  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  unerlässlich  ist 
oder  der  Bebauungsplan  für  ein  Gelände,  dessen  Gebäude  durch  Feuer.  Wasser 
oder  andere  Elementargewalt  zerstört  worden  sind,  in  einer  ähnlichen  Gefahren 
vorbeugenden  Weise  nicht  anders  ausgeführt  werden  kann,  so  ist  das  Ministerium 
des  Innern  auf  Antrag  der  Gemeindevertretung  berechtigt,  die  Enteignungs- 
befugniss  für  das  ganze,  zu  einer  zweckmässigen  Durchführung  des  Unternehmens 
erforderliche  Gelände  zu  ertheilen. 

§  72.  Durch  Ortsgesetz  kann  der  Gemeinde  das  Recht  vorbehalten  werden, 
die  sofortige  Enteignung  der  Grundfläche  für  die  in  einem  ortsgesetzlich  fest- 
gestellten Bebauungsplane  vorgesehenen  öffentlichen  Plätze  zu  verlangen. 

§  75.  Wenn  die  auf  Grund  eines  Umlegungs-  oder  Enteignungsplanes 
abzutretenden  Grundstücke  vor  der  Enteignung  mit  Wohnhäusern  bebaut  oder 
solchen  bebauten  Grundstücken  gleich  zu  achten  (vergl.  §  5)  waren,  so  hat  die 
Gemeinde  den  Eigenthümern  auf  Verlangen  thunlichst  Gelegenheit  zu  geben, 
dass  sie  eine  andere  Baustelle  in  der  Nähe  zu  angemessenem  Preise  erwerben 
können. 

Desgleichen  hat  die  Gemeinde  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  Be- 
wohner, welche  ein  solches  Haus  infolge  einer  Umlegung  oder  Enteignung 
verlassen  müssen,  ein  geeignetes  Unterkommen  finden. 

§  78.  Die  Gemeinde  kann  den  ihr  durch  Beschaffung  und  Herstellung 
von  Strassen,  Plätzen,  Brücken,  Ufermauern,  Dämmen.  Schleusen,  Brunnen, 
Wasserleitungen,  Beleuchtungsanlagen  und  durch  ähnliche  Herstellungen,  durch 
die  Aufstellung  und  Genehmigung  von  Bebauungs-,  Umlegungs-  und  Enteignungs- 
plänen sowie  durch  die  Gewährung  der  ihr  nach  dem  Baugesetze  obliegenden 
Entschädigungen  entstehenden  Aufwand,  welcher  nicht  in  anderer  Weise  gedeckt 
wird,  ganz  oder  theilweise  als  Bauabgabe  von  denjenigen  Grundstückseigen- 
thümern,  welchen  durch  die  betreffenden  Unternehmungen  ein  entsprechender 
Vortheil  erwächst,  nach  einem  durch  Ortsgesetz  festzustellenden  Massstabe 
zurückfordern.  Hierbei  ist  in  geeigneten  Fällen  neben  der  Anliegerlänge  der 
betheiligten  Grundstücke  auch  die  Bauweise,  namentlich  hinsichtlich  des  Um- 
fanges  der  bebauten  Fläche,  der  Geschosszahl  und  der  Zahl  der  eingebauten 
Wohnungen  zu  berücksichtigen. 

§  90.  Die  Anlage  und  die  inneren  Einrichtungen  der  Gebäude  dürfen  die 
Sicherheit  und  Gesundheit  der  Bewohner  nicht  gefährden.  Wohnungen  und 
Arbeitsräume  müssen  in  ausreichendem  Masse  Trockenheit,  Licht,  Luft.  Raum 
und  Zugänglichkeit  haben. 

Bauliche  Herstellungen,  welche  dem  Orte  zur  offenbaren  Unzierde  gereichen 
würden,  können  untersagt  werden.  Durch  Ortsgesetz  können  für  einzelne 
Strassen  oder  Strassentheile  höhere  architektonische  Anforderungen  an  die  zu 
errichtenden  Gebäude  gestellt  werden. 

§  92.  Bei  Bauten  in  selbständigen  Gutsbezirken  ausserhalb  bewohnter 
Ortschaften,  in  kleineren  Orten,  in  welchen  vorwiegend  Landwirthschaft  getrieben 
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•wird,  sowie  in  Orten  mit  im  wesentlichen  unbemittelter  Bevölkerung  kann  die 
Baupolizeibehörde  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  in  §§  94  bis  138,  auch 
soweit  dies  nicht  ausdrücklich  nachgelassen  ist,  bewilligen,  dafern  nur  die  erfor- 
derlichen Rücksichten  auf  Sicherheit  und  Gesundheit  ausreichend  gewahrt  werden. 

Jede  Amtshauptmannschaft  hat  unter  Mitwirkung  des  Bezirksausschusses 
für  ihren  Bezirk  ein  Verzeichniss  der  unter  Absatz  1  fallenden  Ortschaften  auf- 
zustellen und  bei  Eintritt  veränderter  Verhältnisse  zu  berichtigen. 

Das  Verzeichniss  ist  der  Kreishauptmannschaft  vorzulegen,  Aenderungen 
desselben  sind  ihr  anzuzeigen. 

Die  Kreishauptmannschaft  kann  unter  Zustimmung  des  Kreisausschusses 
auf  erhobene  Beschwerde  oder  von  Amtswegen  die  Aufnahme  oder  Streichung 
einer  Ortschaft  im  Verzeichnisse  anordnen. 

§  94.  Darüber,  ob  in  offener  oder  geschlossener  Reihe  gebaut  werden 
darf,  ist  durch  Ortsgesetz  Bestimmung  zu  treffen.  In  Landgemeinden  und  land- 
hausmässig  bebauten  Vororten,  für  welche  kein  Ortsgesetz  besteht,  sind  in  der 
Regel  nur  freistehende  Gebäude  oder  Doppel-  und  Gruppenhäuser  zulässig. 
Doch  können  Ausnahmen  insbesondere  bei  Fabriken  und  landwirtschaftlichen 
Gehöften  sowie  bei  den  für  solche  errichteten  Arbeiterhäusern,  nicht  minder  für 
staatliche  und  gemeinnützige  Unternehmungen  zugelassen  werden. 

§  95.  Bei  offener  Bauweise  soll  der  Abstand  zwischen  zwei  Vordergebäuden 
mindestens  der  Hauptsimshöhe  des  höheren  Gebäudes,  der  Abstand  von  der 
Grenze  mindestens  der  halben  eigenen  Hauptsimshöhe  gleich  sein  und  in  der 
Regel  nicht  weniger  als  4  m  betragen. 

Bei  Eckgrundstücken  und  unmittelbar  neben  solchen  sowie  bei  Hofgemein- 
schaften (vergl.  §  10t)  sind  Ausnahmen  zulässig. 

Wo  die  Höhe  des  Hauptsimses  unter  dem  höchsten  Punkte  des  senkrechten 
Aufbaues  liegt,  ist  dieser  Punkt  für  die  Bemessung  der  Gebäudehöhe  mass- 
gebend. Doch  bleiben  Autbauten,  wenn  und  soweit  sie  ein  Drittel  der  Gebäude- 
tiefe nicht  überschreiten,  ausser  Betracht. 

§  96.  Bei  geschlossener  Bauweise  sind  die  Gebäude  in  der  Regel  unmittel- 
bar aneinander  zu  bauen.  Ausnahmen  sind  zulässig  bei  Unterbrechungen  von 
mindestens  10  m  Breite,  wenn  dafür  gesorgt  wird,  dass  die  Strasse  nicht  durch 
rohe  Giebelmauern  verunziert  wird. 

§  97.  Das  Vortreten  einzelner  Risalite,  Portale  und  ähnlicher  Anlagen 
bis  zu  25  cm  über  die  StrassenÜuchtlinie  ist  in  Strassen  von  mindestens  12  m 
Breite  gestattet;  doch  darf  die  Gesammtbreite  dieser  Vorsprüngo  die  halbe 
Breite  des  ganzen  Gebäudes  nicht  überschreiten.  Die  Ausladung  von  Erkern, 
Baikonen  und  Galerien  über  die  StrassenÜuchtlinie  darf  höchstens  1,50  m  betragen 
und  erst  3  m  über  der  Gangbahn  beginnen.  Vorbauten  in  Erdgeschosshöhe 
dürfen  in  Vorgärten  mit  Vorbehalt  des  Widerrufs  bei  geschlossener  Bauweise 
bis  zu  einem  Drittel,  bei  offener  Bauweise  bis  zur  Hälfte  der  Gebäudevorder- 
seite zugelassen  werden.  Doch  sind  sie  bei  späterem  Wegfall  der  Vorgärten, 
ohne  Anspruch  auf  Entschädigung,  auf  das  an  Strassen  zulässige  Vorsprungs- 
mass  zurückzuführen. 

Fenster  und  andere  Lichtöffnungen,  welche  in  gerader  Richtung  auf  ein 
bebautes  oder  als  Hofraum  oder  Hausgarten  dienendes  Nachbargrundstück  gehen, 
desgleichen  nach  einem  Nachbargrundstücke  zu  gelegene  Balkone.  Erker,  Galerieen 
und  ähnliche  Anlagen  müssen  mindestens  4  m  von  der  Grenze  entfernt  sein. 

§  98.  An  Strassen  stehende  Gebäude  dürfen  nicht  mehr  als  22  m  Höhe 
(vergl.  §  95)  erhalten.  Dabei  soll  in  der  Regel  die  Gebäudehöhe  die  Strassen- 
breite,  einschliesslich  etwaiger  Vorgärten,  nicht  überschreiten.  Ausnahmsweise 
kann  für  einzelne  Bautheile,  die  hinter  die  Baufluchtlinie  zurücktreten,  eine 
grössere  Gebäudehöhe  zugelassen  werden.  Senkrechte  Dachaufbauten  (Giebel, 
Thürme,  stehende  Dachfenster  und  dergleichen)  sollen  mit  ihrer  Gesammtbreite 
die  halbe  Länge  der  zugehörigen  Gebäudevorderseite  nicht  wesentlich  über- 
schreiten. Bei  Erneuerungsbauten  im  Innern  einer  Stadt  darf  die  bisherige 
Gebäudehöhe  wieder  hergestellt  werden,  wenn  im  übrigen  wesentliche  Ver- 
besserungen, insbesondere  der  Hofverhältnisse,  für  das  Grundstück  selbst  oder 
die  Nachbarschaft  damit  verbunden  sind. 
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Bei  einseitig  bebauten  Strassen  sind  grössere  Höhen  als  die  der  Strassen- 
breite  entsprechenden  zulässig.  Gebäude  zwischen  zwei  verschieden  breiten 
Strassen  (z.  B.  Eckhäuser)  haben  den  verschiedenen  Breiten  entsprechend  hohe 
Vorderseiten  zu  erhalten,  indessen  darf  die  grössere  Gebäudehöhe  in  der  Regel 
bis  auf  16  m  Länge  um  die  Ecke  herum  in  die  schmälere  Strasse  geführt  werden. 

§  99.  Die  Zahl  der  Geschosse,  in  welche  Erdgeschoss,  etwaige  Zwischen- 
geschosse sowie  bewohnbare  Dachgeschosse  einzurechnen  sind,  soll  in  ländlichen 
Orten  und  Landhausvierteln,  desgleichen  in  Orten,  in  denen  bisher  im  allge- 
meinen nicht  höher  gebaut  worden  ist,  nicht  mehr  als  drei,  im  übrigen  nicht 
mehr  als  vier  betragen.  Ausnahmsweise  können  im  Innern  einer  Stadt  mit 
mehr  als  50  000  Einwohnern,  desgleichen  an  besonders  breiten  Strassen,  an 
freien  Plätzen,  berichtigten  Flussläufen  und  ähnlichen  Anlagen,  welche  den 
Eigenthümern  der  angrenzenden  Grundstücke  erhebliche  Aufwendungen  ver- 
ursacht haben,  fünf  Geschosse  gestattet  werden. 

§  100.  Vor  oder  hinter  den  Gebäuden  müssen  dem  Bauherrn  und  seinen 
Rechtsnachfolgern  unbebaute  Grundstücksflächen  (Höfe,  Gärten)  in  dem  Umfange 
verbleiben,  dass  den  sie  umgebenden  Gebäuden  der  nöthige  Licht-  und  Luft- 
zutritt nicht  entzogen  wird  und  für  Feuerlösch-  und  Rettungsanstalten  der 
erforderliche  Raum  und  die  entsprechende  Zugänglichkeit  vorhanden  sind.  Des- 
halb ist  unmittelbar  vor  oder  hinter  jedem  Wohngebäude  ein  diesen  Anforderungen 
entsprechender  freier  Hofraum  oder  Garten  zu  belassen,  dessen  Tiefe  der  Höhe 
des  Gebäudes  (§  95)  mindestens  gleichkommt.  Die  Errichtung  von  kleineren 
eingeschossigen  WirthschaftsgebäudeE,  Schuppen,  Gartenhäusern  und  dergleichen, 
welche  zusammen  nicht  mehr  als  ein  Viertel  des  frei  zu  haltenden  Raumes 
einnehmen,  gilt  nicht  als  Bebauung  desselben.  Bei  Eckhäusern,  Fabriken  und 
landwirthschaftlichen  Gehöften  sowie  beim  Bau  oder  Umbau  von  Häusern  in 
bereits  bebauten  Ortstheilen  kann  die  Baupolizeibehörde  die  durch  die  Ver- 
hältnisse gebotenen  Ausnahmen  gestatten. 

§  101.  Wenn  sich  die  Eigenthümer  von  zwei  oder  mehreren  benachbarten 
Grundstücken  innerhalb  desselben  Baublocks  gemäss  §§  2  flg.  verpflichten, 
bestimmte  Theile  ihrer  Grundstücke  unbebaut  zu  erhalten  (Hofgemeinschaft), 
so  können  diese  zusammengerechnet  und  hierdurch  die  Erfordernisse  des  §  100 
ohne  Rücksicht  auf  die  Eigenthums  Verhältnisse  erfüllt  werden. 

§  102.  Unter  der  Voraussetzung,  dass  den  Anforderungen  des  §  100 
entsprochen  wird,  können  Wohngebäude  bei  geschlossener  Bauweise  bis  zu 
einer  Tiefe  von  16  m,  bei  offener  Bauweise  bis  zu  einer  Tiefe  von  20  m  her- 
gestellt werden. 

§  103.  Die  Baupolizeibehörde  kann  gestatten,  dass  die  Grundfläche  des 
nach  §  100  vorgeschriebenen  Hofes  bis  zur  Hälfte  in  einer  Höhe  von  höchstens 
6  m  überdacht  wird,  dafern  der  Lichteinfall  in  die  Fenster  des  ersten  Ober- 
geschosses hierdurch  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Lichthöfe  müssen  eine  Grundfläche  von  mindestens  10  qm  bei  2  m  geringster 
Seitenlänge  erhalten,  mit  einem  bei  jeder  Witterung  genügende  Licht-  und 
Luftzufuhr  ermöglichenden  Glasdache  überdeckt  und  mit  ergiebigen  Lüftungs- 
vorrichtungen versehen  werden.  Kommen  zwei  nachbarliche  Lichthöfe  ohne 
hochgeführte  Scheidewand  an  der  Grenze  nebeneinander  zu  liegen,  so  können, 
wenn  sich  die  Eigenthümer  zu  ihrer  Erhaltung  gemäss  §§  2  flg.  verpflichten, 
die  Grundflächen  beider  Lichthöfe  bei  der  Beurtheilung  ihrer  Zulässigkeit  zu- 
sammengerechnet werden.  Nachbarliche  Fenster,  die  sich  in  solchen  gemein- 
schaftlichen Höfen  gegenüberstehen,  müssen  aber,  horizontal  gemessen,  mindestens 
3,5  m  Abstand  von  einander  einhalten. 

An  Lichthöfen  sollen  in  der  Regel  andere  Räume  als  Treppenhäuser,  Vor- 
plätze, Verbindungsgänge,  Kleiderräume,  kleine  Badezimmer  und  Wasserklosets 
nicht  zugelassen  werden. 

Die  Sohle  des  Lichthofes  muss  jederzeit  zugänglich,  wasserdicht  und  mit 
der  Schleuse  verbunden  sein. 

Lichtschächte  (schachtartige,  meist  überglaste  Einschnitte  in  den  Gebäude- 
körper, die  einzelnen  Räumen  in  senkreckter  Richtung  durch  den  Dachraum  und 
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nach  Befinden  durch  ein  oder  mehrere  Geschosse  hindurch  Licht  zuzuführen 
bestimmt  sind,  ohne  gleichzeitig  für  nothwendige  Lüftungszwecke  zu  dienen) 
sollen  in  der  Regel  nicht  bis  zum  Erdgeschossboden  herabreichen. 

§  104.  Nebengebäude  (Seiten-,  Hintergebäude)  dürfen  nur  unter  Beachtung 
der  Vorschriften  in  §  100  und  nicht  höher  als  die  zugehörigen  Vordergebäude 
errichtet  werden.  Sie  dürfen  nur  an  eine  seitliche  Grundstücksgrenze  heran- 
reichen und  müssen,  soweit  sie  nicht  an  der  Grenze  stehen,  mindestens  4  m 
von  dieser  abrücken. 

Hintergebäude  von  weniger  als  4,5  m  Simshöhe  dürfen  unmittelbar  an  der 
hinteren  Grundstücksgrenze  errichtet  werden,  ausser  wenn  diese  an  eine  öffent- 
liche Strasse  stösst. 

§  105.  Jeder  Bau  muss  seinem  Zwecke  entsprechend  fest  und  feuersicher 
hergestellt  werden.  Für  die  taugliche  Beschaffenheit  und  die  Tragfähigkeit  der 
beim  Bauen  und  bei  den  Gerüsten  zur  Verwendung  kommenden  Baustoffe  sind 
die  Bauausführenden  verantwortlich. 

§  106.  Die  Gewichts-,  Beständigkeits-  und  Festigkeitsverhältnisse  der 
gebräuchlichen  und  zulässigen  Baustoffe  werden  nach  den  von  dem  Ministerium 
des  Innern  öffentlich  bekannt  zu  gebenden  Tabellen  berechnet. 

Sollen  Decken,  Dächer,  Erker  und  Treppen  vorwiegend  aus  Guss-  und 
Schmiedeeisen  hergestellt  werden,  so  sind  hierzu  sowie  zu  freistehenden  Schorn- 
steinen von  mehr  als  12  m  Höhe  und  zu  abgebundenen  Gerüsten  von  mehr  als 
17  m  Höhe,  bis  zur  obersten  Brettlage  gemessen,  der  Bauanzeige  (§  149) 
Stabilitäts-  und  Tragfähigkeitsnachweise  beizufügen,  für  welche  die  Tabellen- 
werthe  massgebend  sind.  Auch  bei  anderen  Baukonstruktionen  kann  die  Bau- 
polizeibehörde derartige  Nachweise  fordern. 

Bei  Baukonstruktionen,  die  ungewöhnlichen  Angriffen  durch  Säuren,  Salze 
oder  Akalien  in  irgend  welcher  Form  oder  Weise  (auch  durch  Bodenauslaugung) 
ausgesetzt  sind,  müssen  die  Baustoffe  dementsprechend  ausgewählt  und  wenigstens 
alle  Hauptkonstruktionstheile  in  geeigneter  Weise  gegen  zerstörende  Einflüsse, 
insbesondere  gegen  Feuchtigkeit  (durch  Ummantelung,  neutralisirenden  Anstrich. 
Isolirschichten  etc.)  geschützt  werden. 

§  107.  Bauwerke,  an  die  wegen  ihrer  Tragfähigkeit  (eigentliche  Festig- 
keit), Dauerhaftigkeit  (Witterungsbeständigkeit)  oder  Feuersicherheit  (schwere 
Entzündbarkeit  oder  Unverbrennlichkeit)  besondere  Anforderungen  gestellt  werden 
müssen,  sind  in  der  Regel  massiv  (mit  gemauerten  Wänden,  Decken  aus  Stein 
oder  Beton,  Säulen  aus  Mauerwerk,  Werksteinen  oder  Eisen  mit  Ummantelung 
oder  Ummauerung)  herzustellen.  Als  Ersatz  für  massive  Mauern  ist  Eisenfach- 
werk mit  Ausmauerung  oder  mit  beiderseitiger  Verkleidung  aus  feuer-  und 
wetterbeständigen  Stoffen  zulässig,  wenn  es  im  übrigen  (hinsichtlich  Stand- 
haftigkeit.  Tragfähigkeit,  Wärmeschutz  etc.)  den  an  Mauern  zu  stellenden  An- 
sprüchen genügt.  Bei  offener  Bauweise  kann  Holzfachwerk,  wenn  es  wenigstens 
an  der  Innenseite  mit  feuersicherer  Verkleidung  versehen  und  mindestens  8  m 
von  dem  nächsten  Holzfachwerkbau  entfernt  ist,  als  Umfassung  zugelassen 
werden.  Als  Ausfüllung  der  Gefache  sind,  ausser  stein-  oder  ziegelartigen 
Baustoffen,  auch  Lehmweiler  zulässig.  Die  Ausfüllung  der  Gefache  ist  indessen 
nie  als  tragend  in  Rechnung  zu  stellen. 

Für  besondere  Bauweisen  (z.  B.  Holzblockbau),  welche  in  den  örtlichen 
Verhältnissen  begründet  sind,  kann  die  Baupolizeibehörde  noch  weitere  Er- 
leichterungen zulassen. 

Bauwerke,  die  nur  aus  Erdgeschoss  bestehen,  nicht  zum  dauernden  Aufent- 
halt von  Menschen  dienen,  keine  Feuerungsanlage  enthalten  oder  deren  Dauer 
nur  auf  kürzere,  genau  begrenzte  Zeit  beschränkt  ist.  können  in  Holz  oder 
einem  beliebigen  Ersatzstoff  ausgeführt  werden,  wenn  ihre  Standhaftigkeit  ge- 
nügt und  das  Dach  mit  feuersicheren  Stoffen  eingedeckt  wird.  Für  vorüber- 
gehende Ausstellungsbauten,  Schau-  und  Baubuden  und  dergleichen  bleibt  der 
Baußolizeibehörde   die  Zulassung  noch   weiterer  Erleichterungen  vorbehalten. 

Unbelastete  Scheidewände  können  in  beliebigen  Ersatzstoffen  ausgeführt 
werden,  wenn  ihre  Standfestigkeit  durch  genügende  Aussteifung  oder  Befestigung 
an  anderen  Wänden  oder  an  der  Decke  oder  durch  Aufstellung  auf  der  Balken- 
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läge,  wenn  deren  Tragfähigkeit  genügt,  gesichert  ist;  wiederholen  sich  Scheide- 
wände in  mehreren  Geschossen  übereinander,  so  ist  durch  entsprechende  Kon- 
struktionen (Träger,  Sprengwerke)  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Last  der  oberen 
Wände  sich  nicht  auf  die  unteren  überträgt. 

§  108.  An  Stelle  der  Baustoffe  und  Baukonstruktionen,  welche  in  den 
von  dem  Ministerium  des  Innern  veröffentlichten  Tabellen  aufgeführt  sind, 
können  auch  geeignete  Ersatzstoffe  verwendet  werden,  wenn  ihre  Brauchbarkeit 
und  Zuverlässigkeit  der  Baupolizeibehörde  ausreichend  nachgewiesen  wird.  In 
der  Regel  soll  aber  die  Beanspruchung  (Spannweite.  Belastung,  Erschütterung, 
Erwärmung  etc.)  nicht  wesentlich  über  die  entsprechenden  Masse  hinausgehen, 
die  sich  bei  anderen  Ausführungen  bereits  bewährt  haben. 

§  109.  Die  Grundmauern  der  Wohngebäude  sind  von  den  auf  ihnen 
ruhenden  Mauern  zur  Verhütung  des  Aufsteigens  der  Bodenfeuchtigkeit  durch 
undurchlässige  Isolirschichten  zu  trennen. 

Die  Wohn-  und  Arbeitsräume  im  Erdgeschoss  müssen  unterkellert  oder 
durch  eine  Isolirschicht  vom  Erdboden  abgeschlossen  sein. 

§  110.  Kommen  Umfassungen  und  Dachwände  in  eine  geringere  Entfernung 
als  1,75  m  von  der  nachbarlichen  Grenze  zu  stehen,  so  sind  sie  in  allen  Theilen. 
wo  dies  der  Fall  ist  und  sie  der  nachbarlichen  Grenze  zugekehrt  sind,  als 
Brandmauern  herzustellen. 

Brandmauern  müssen  von  Grund  aus  selbständig  und  massiv  von  solcher 
Stärke  und  Beschaffenheit  aufgeführt  werden,  dass  sie  die  Fortpflanzung  eines 
Feuers  nach  der  entgegengesetzten  Seite  hin  verhindern.  Sie  dürfen,  wenn  sie 
als  Umfassungen  (Giebel,  Rückmauern)  dienen,  keinerlei,  andernfalls  nur  solche 
Oeffnungen  haben,  welche  mit  feuersicherem  Verschlusse  versehen  sind. 

Eine  Ausnahme  hinsichtlich  der  Anbringung  von  Fenster-  oder  anderen 
Oeffnungen  in  diesen  Mauern  kann  die  Baupolizeibehörde  auf  so  lange  gestatten, 
als  das  nachbarliche  Grundstück  bis  auf  die  Entfernung  von  3,5  m  von  dem 
betreffenden  Gebäude  noch  unbebaut  ist. 

Tritt  eine  Bebauung  des  Nachbargrundstücks  ein,  durch  welche  eine 
geringere  Entfernung  als  3,5  m  zwischen  den  Gebäuden  herbeigeführt  wird, 
so  sind  die  Fenster-  etc.  Oeffnungen  bei  dem  näher  als  1,75  m  an  der  Grenze 
stehenden  Gebäude  entweder  zu  vermauern  oder  nach  dem  Ermessen  der  Bau- 
polizeibehörde im  Falle  der  Unbedenklichkeit  mit  eisernen  Läden  zu  versehen. 

§  111.  Durch  Ausführungsverordnung  oder  Ortsgesetz  können  weitere  Be- 
stimmungen über  die  an  Baustoffe  und  Baukonstruktionen,  insbesondere  an 
Brandmauern  zu  stellenden  Erfordernisse,  durch  Ortsgesetz  auch  Bestimmungen 
über  die  Errichtung,  Unterhaltung  und  Benutzung  gemeinschaftlicher  Brand- 
mauern, soweit  eine  solche  Regelung  mit  §§  921  und  922  des  Deutschen  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  im  Einklänge  steht,  getroffen  werden. 

§  112.  Alle  Baulichkeiten  sind  mit  einem  Stoffe  einzudecken,  der  gegen 
die  Feuerübertragung  von  innen  oder  von  aussen  hinreichenden  Schutz  gewährt. 
Gebäudetheile.  in  denen  mit  offenem  Feuer  gearbeitet  wird  oder  die  für  den 
ganzen  Bestand  des  Gebäudes  entscheidend  sind  oder  die  für  die  Zugängigkeit 
wesentlich  in  Betracht  kommen  oder  die  für  die  Nachbarschaft  unmittelbar 
gefährlich  werden  könnten,  sind  aus  unverbrennlichem  Stoffe  herzustellen.  So- 
weit sie  aus  Eisen  bestehen,  kann  gefordert  werden,  dass  sie  auch  gegen  die 
Einwirkung  der  Hitze  bei  Schadenfeuer  sicher  durch  volle  Ummantelung  ge- 
schützt sind. 

Die  Ummantelungen  sollen  widerstandsfähig  genug  sein,  um  im  Brandfalle 
den  Spritzenstrahl  sicher  auszuhalten. 

Grössere  Vorräthe  leicht  brennbarer  Stoffe  sind  in  geschlossen  gebauten 
Häuservierteln  nur  in  Gebäuden  zulässig,  in  denen  sich  keine  menschlichen 
Wohnungen  befinden  und  die  von  allen  umgebenden  Gebäuden  durch  Brand- 
mauern abgetrennt  sind. 

Unter  Umständen  kann  auch  vollkommen  unverbrennliche  Bauart  solcher 
Gebäude  verlangt  sowie  durch  Ortsgesetz  die  Errichtung  von  Scheunen,  Nieder- 
lagen mit  brennbaren  Stoffen  und  dergleichen  für  bestimmte  Ortstheile  ganz 
ausgeschlossen  werden. 
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§  113.  Zum  Ausfüllen  der  Zwischenböden  (Fehlböden)  darf  nur  eine  voll- 
ständig trockene,  mit  faulenden  oder  fäulnissfähigen  wie  überhaupt  organischen 
Stoffen  nicht  vermischte  Masse  verwendet  werden.  Unzulässig  ist  insbesondere 
die  Verwendung  von  Bauschutt,  Asche,  mit  Ausnahme  von  reiner  Koksasche, 
Kehricht.  Garten-  oder  Felderde  und  dergleichen  als  Füllmasse. 

§  114.  Kein  Punkt  eines  zu  menschlichen  Wohn-  oder  Aufenthaltsver- 
hältnissen dienenden  Gebäuderaumes,  dessen  Fussboden  mehr  als  1.5  m  über  die 
angrenzende  Strassen-  oder  Hofgrundfläche  erhöhet  ist,  darf,  horizontal  gemessen, 
weiter  als  30  m  von  einer  Treppe  entfernt  sein.  Die  hiernach  erforderlichen 
Treppen  müssen  unmittelbaren  Ausgang  nach  der  Strasse  oder  dem  Hofe  haben, 
leicht  zu  ersteigen  sein,  aus  unverbrennlichen  Stufen  bestehen  oder,  falls  aus 
Holz  hergestellt,  an  der  Unterseite  mit  Kalkputz  oder  anderer  unverbrennlicher 
Verkleidung  versehen  sein.  Die  Treppenhausumfassungen  sind  aus  unver- 
brennlichem  Stoffe,  wenn  ans  Ziegeln,  mindestens  1  Stein  stark,  herzustellen. 
Treppenhäuser  ohne  nach  dem  Freien  gehende  Fenster  (durch  Oberlicht  erhellt) 
sind  mit  Einrichtung  gegen  das  Verqualmen  zu  versehen. 

Nach  Treppenhäusern,  in  denen  sich  nicht  unverbrennliche  Treppen  be- 
finden, sollen  nur  die  nothwendigen  Zugangsthüren  ausmünden. 

Treppen,  die  nur  bis  zum  ersten  Obergeschosse  führen,  dürfen  als  Frei- 
treppen hergestellt  oder  in  grosse  Vorräume  (Dielen)  eingebaut  werden. 

Die  Breite  der  Treppe  in  Gebäuden  mit  nur  einem  Obergeschosse,  ohne 
Wohnungen  im  Dache,  hat  mindestens  1  m  zu  betragen;  für  jedes  vorhandene 
weitere  Geschoss  ist  dieses  Mindestmaass  der  nutzbaren  Treppeubreite  für  die 
ganze  Anlage  um  je  10  cm  zu  vergrössern.  Für  Treppen,  die  nach  gänzlich 
unbewohnten  Dachgeschossen  oder  nach  dem  Keller  führen,  genügt  0,75  m 
nutzbare  Breite.  Gebäude  mit  mehr  als  vier  Wohnungen  in  einem  Geschosse 
müssen  mindestens  zwei  Treppen  erhalten.  Bei  Eckgebäuden  sind  Ausnahmen 
zulässig. 

Wendeltreppen  haben  eine  entsprechend  grössere  Breite  zu  erhalten. 

§  115.  Wohn-  und  Arbeitsräume,  wie  überhaupt  alle  Räume,  welche  zum 
längeren  Aufenthalte  von  Menschen  dienen,  sollen  eine  lichte  Höhe  von  mindestens 
2,85  in,  in  ländlichen  Verhältnissen  von  mindestens  2,25  m  haben. 

Die  Höhe  gewölbter  Räume  wird  bis  zum  Scheitel  der  Gewölbleibung 
gemessen.  Durch  Ortsgesetz  können  Mindestanforderungen  an  die  Raum-  und 
sonstigen  Verhältnisse  für  Wohn-  und  insbesondere  Miethräume  festgestellt 
werden. 

§  116.  Ueber  die  Anlage  von  Dachwohnungen  sind  durch  Ausführungs- 
verordnung oder  Ortsgesetz  Bestimmungen  zu  treffen.  Kellerwohnungen  sind 
nur  in  den  Orten,  in  welchen  solche  bereits  bestehen,  und  nur  insoweit  zulässig, 
als  sie  den  durch  Ortsgesetz  festzustellenden  Voraussetzungen  und  gesundheit- 
lichen Anforderungen  entsprechen. 

§  117.  Die  zum  dauernden  Aufenthalte  für  Menschen  bestimmten  Räume 
müssen  mit  genügend  grossen,  zweckmässig  gelegenen  und  zum  Oeffnen  ein- 
gerichteten Fenstern  versehen  sein.  Die  Fenster  müssen  unmittelbar  ins  Freie 
führen,  soweit  nicht  einzelne  Räume  nach  §  103  Absatz  3  an  einen  Lichthof 
gelegt  werden  dürfen.  Durch  Ortsgesetz  können  Vorschriften  über  die  Grösse 
der  Fenster  getroffen  werden. 

§  118.  In  oder  bei  Mietshäusern,  die  mindestens  drei  Familienwohnungen 
enthalten,  ist  ein  besonderer  Waschraum  mit  Kessel  und  Feuerungsanlage  ein- 
zurichten. Im  Keller  gelegene  Wasch-  und  Wurstküchen  haben  ihren  Zugang 
direkt  von  aussen  und  mit  den  anderen  Kellerräumen  keine  Verbindung  zu  er- 
halten. Die  Einrichtung  von  Waschküchen  im  Dachboden  ist  zulässig,  wenn 
sie  durchgehends  unverbrennliche  Wände  und  Decke  erhalten.  In  allen  Küchen 
ist  für  wirksame  Dunstableitung  Vorkehrung  zu  treffen.  Die  Fussböden  der 
Wasch-  und  Wurstküchen  sind  wasserdicht  und  mit  Ablauf  nach  der  Schleuse 
herzustellen. 

§  119.  Keine  Einfeuerung  darf  unmittelbar  vom  Freien,  sondern  sie  muss 
stets  von  einem  geschlossenen  Räume  aus  erfolgen.  Je  nach  Beschaffenheit 
und  Lage  der  Feuerung  können  Ausnahmen  gestattet  werden. 
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§  120.  Die  Schornsteine  sind  massiv  zu  gründen  und  möglichst  lothrecht 
mit  Vermeidung  jeder  Aufsattelung,  Fassung  und  Anlehnung  an  Holzwerk  von 
gebrannten  Ziegeln  aufzuführen. 

Nicht  zu  umgehende  Schleifungen  derselben  sind  nur  auf  gegründetem 
Mauerwerke,  darauf  ruhenden  Eisenkonstruktionen,  Bögen  oder  durch  Gegen- 
einanderwölben  zu  bewirken. 

Bei  den  gewöhnlichen  Schornsteinen  ist  der  gewählte  lichte  Querschnitt 
für  deren  ganze  Höhe  beizubehalten. 

Die  am  Anfange  des  Schornsteins  etwa  erforderliche  Erweiterung  kommt 
hierbei  nicht  in  Betracht. 

Werden  Schornsteine  zu  den  gewöhnlichen  Wirthschafts-  und  ähnlichen 
nicht  stärkeren  Feuerungen  an  verdecktem  Holzwerke  (Balken,  Wechsel,  Wand- 
bundholz) vorübergeführt,  so  ist  zwischen  ihrer  äusseren  Wandfläche  und  diesem 
Holzwerke  eine  wenigstens  6,5  cm  starke  Verblendung  von  gebrannten  Ziegeln 
oder  anderen  flachen  Steinen  in  Mörtel  anzubringen. 

Bei  freiliegendem  Holzwerke  wie  bei  den  Dachwerken  genügt  eine  gleiche 
Verblendung  oder  ein  freier  Zwischenraum  von  mindestens  5  cm. 

Schornsteine  dürfen  mit  ihren  eigenen  Umfassungen  nur  so  weit  in  Um- 
fassungsbrandmauern gelegt  werden,  dass  neben  der  Wandstärke  des  Schornsteins, 
in  desseu  ganzer  Höhe,  an  jeder  Stelle  der  Brandmauer  noch  25  cm  Minimal- 
schildstärke derselben  verbleibt. 

Die  Einführung  eines  Schornsteins  in  einen  anderen  ist  zu  vermeiden. 

Die  Höhe  der  Schornsteine  ist  den  örtlichen  Verhältnissen  dergestalt  an- 
zupassen, dass  ungewöhnliche  Rauch-  und  Russbelästigungen  der  nachbarlichen 
Grundstücke  möglichst  verhütet  werden,  weshalb  in  bedenklichen  Fällen 
mindestens  dahin  Anordnung  zu  treffen  ist,  dass  zu  diesem  Zwecke  eine  ent- 
sprechende Erhöhung  des  Schornsteins  erfolgen  kann.  Durch  Ortsgesetz  oder 
örtliche  Polizeiverordnung  können  Massregeln  zur  Russ-  und  Rauchverhütung 
angeordnet  werden. 

Die  Ausmündungen  der  Schornsteine  dürfen  sich  nicht  unmittelbar  vor 
Dachfenstern  befinden  und  müssen  von  weicher  Bedachung  und  nicht  massiven 
Theilen  nebenstehender  höherer  Gebäude  mindestens  1,75  m  entfernt  bleiben. 

Die  Schornsteinköpfe  sind  in  jedem  Falle  auf  hartgedeckten  Dächern 
mindestens  entweder  bis  50  cm  über  die  Firsthöhe  oder  1,15  m  über  die  Dach- 
fläche, auf  Dächern  von  Dachpappe  und  Dachfilz  85  cm  über  die  Dachfläche 
und  auf  weichen  Dächern  entweder  60  cm  über  die  Firsthöhe  oder  1,75  m  über 
die  Dachfläche  aufzuführen. 

Diese  Kopfhöhen  sind  stets  nach  der  kurzen  Seite  zu  bemessen. 

Die  mit  Schiefer  bekleideten  Schornsteinköpfe  müssen  mit  einem  steinernen 
oder  sonst  feuerfesten  überragenden  Kranze,  welcher  die  Schalung  verdeckt  und 
vollständig  gegen  Entzündung  schützt,  belegt  werden. 

Die  Schornsteine  sind  äusserlich  in  den  Fugen  mit  Kalkmörtel  gut  aus- 
zustreichen oder  zu  berappen  und  innerlich  glatt  auszuschweissen. 

Die  gewöhnlichen  Schornsteine  sind  an  ihrer  Einmündung  (ihrem  Fusse) 
mit  eisernen  Klappen  oder  Schiebern  zu  dem  Zwecke  zu  versehen,  um  mittels 
dieses  Verschlusses  und  gleichzeitiger  Absperrung  aller  übrigen  Luftzugänge 
von  Stuben-  oder  sonstigen  Feuerungen  jeden  entstehenden  Essenbrand  schnell 
und  sicher  zu  dämpfen. 

Schieber,  zu  gleichem  Zwecke  im  Dachraume  angebracht,  dürfen  den 
Schornstein  nicht  vollständig  verschliessen,  sondern  müssen  jederzeit  ungefähr 
Ys  des  lichten  Querschnittes  offen  lassen. 

Die  Schieberöffnungen  müssen  stets  feuersicher  verwahrt  werden. 

In  denjenigen  Gebäuden,  in  welchen  sich  Futterräume  befinden  und  der 
Einbau  einer  Feuerungsanlage  ausnahmsweise  gestattet  worden  ist,  dürfen  die 
Schornsteine  nicht  unmittelbar  durch  diese,  sondern  entweder  nur  durch  Räume 
gehen,  welche  Vorräthe  von  dürren  Futterstoffen  nicht  enthalten,  oder  die 
Schornsteine  müssen  innerhalb  der  Futterräume  an  ihren  freistehenden  Seiten 
mit  Ziegelfach-  oder  Lehmstakwänden  in  wenigstens  70  cm  Abstände  um- 
schlossen sein. 
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Ein  solcher  Absonderungsraum  ist  mit  verschliessbarer  Zugangsthüre  zu 
versehen  und,  wo  irgend  möglich,  durch  Einlegung  einer  starken  Glasscheibe 
in  die  Dachfläche  zu  erleuchten. 

§  121.  Die  gewöhnlichen  besteigbaren  Schornsteine  haben  eine  Lichtweite 
von  mindestens  45  cm  an  den  Seiten  zu  erhalten,  und  die  rohe  Mauerstärke 
ihrer  Umfassungen  einschliesslich  des  Kopfes  muss  mindestens  12  cm  betragen. 

Die  Köpfe  der  Schornsteine  von  geringerer  Wandstärke  anzufertigen,  ist 
nur  insoweit  gestattet,  als  dieselben  ausserhalb  des  Daches  stehen  und  aus  dem 
Ganzen  entweder  von  Stein,  gebranntem  Thone  oder  anderem  feuerfestem 
Stoffe  hergestellt  werden. 

Ausser  den  Raucheinmündungen  und  der  am  Fusse  erforderlichen  Ein- 
steigthüre  dürfen  in  einem  besteigbaren  Schornsteine  weitere  Oeffnungen  in 
dessen  Wänden  nicht  angebracht  werden. 

Kleine  Oeffnungen  zum  Zwecke  der  Lüftung  sind  nur  innerhalb  der  Stock- 
werke in  Räumen,  in  welchen  sich  keine  Vorräthe  leicht  brennbarer  Stoffe 
befinden,  und  unter  Anbringung  gehöriger  Sicherungseinrichtungen  gegen  das 
Funkenfliegen  gestattet. 

Wird  durch  die  Einsteigthüre  ein  ausreichend  dichter  Verschluss  bewirkt, 
so  ist  dadurch  die  Anbringung  einer  besonderen  Klappe  oder  eines  absperrenden 
Schiebers  (§  120)  entbehrlich. 

Die  Schornsteine  zu  stärkeren  als  den  gewöhnlichen  wirthschaftlichen 
sowie  zu  starken  gewerblichen  Feuerungen,  wie  Bäckereien,  Brauereien.  Brenne- 
reien, Töpfereien  und  dergleichen,  müssen  je  nach  dem  Feuerbetriebe  eine 
grössere  lichte  Weite  und  beziehentlich  Wandstärke,  als  vorstehend  angegeben, 
erhalten. 

Die  Höhe  derartiger  Schornsteine,  deren  grössere  Wandstärke  und  die 
Entfernung  vom  Holzwerke  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Massgabe  des 
Zweckes  und  der  örtlichen  Verhältnisse  vorzuschreiben. 

§  122.  Unbesteigbare,  sogenannte  russische  Schornsteine  sind  nur  in 
Gebäuden  mit  harter  oder  dieser  gleichgestellter  Bedachung  statthaft. 

Sie  dürfen  nicht  weniger  als  15  und  nicht  mehr  als  30  cm  im  Durch- 
messer oder  im  Geviert  im  lichten  Querschnitte  erhalten. 

Für  drei  gewöhnliche  Stubenfeuerungen  genügt  in  der  Regel  eine  Lichtweite 
von  20  bis  25  cm  Durchmesser. 

Die  Wandstärke  der  Schornsteine  muss  bei  innen  und  aussen  gleichviel- 
eckigem oder  rundem  Querschnitte  durchgängig  wenigstens  12  cm,  bei  aussen 
quadratischen  und  innen  rundem  Querschnitte  aber  an  der  schwächsten  Stelle 
wenigstens  10  cm  im  rohen  Mauerwerke  betragen. 

Am  Fusse  eines  jeden  unbesteigbaren  Schornsteins,  welcher  nicht  von  einem 
Rauchfange  oder  Kamine  ausgeht,  ist  eine  Reinigungsöffnung  von  der  Breite 
des  Sehornsteinlichten  und  genügender  Höhe  mit  einem  darüber  liegenden 
eisernen  Kreuze,  welches  das  Eindringen  der  Kugel  in  den  angesammelten 
Russ  verhindert,  anzubringen  und  mit  einem  dichten  und  feuerfesten  Abschluss 
zu  versehen. 

Die  Reinigung  der  unbesteigbaren  Schornsteine  hat  in  der  Regel  durch 
deren  Ausmündung  zu  erfolgen.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  da,  wo  nicht  mittels 
Leitern  von  aussen  zu  dem  Schornsteinkopfe  gelangt  werden  kann,  die  erforder- 
lichen Aussteigeöffnungen  in  der  Dachfläche  angebracht  werden. 

In  den  oberen  Stockwerken  Reinigungsöffnungen  anzubringen,  ist  nur  an 
den  Stellen  gestattet,  wo  der  Schornstein  seine  Richtung  verändert.  Diese 
Oeffnungen  müssen  einen  doppelten  gusseisernen  oder  sonst  feuerbeständigen 
Verschluss  in  der  Art  erhalten,  dass  hinter  der  Thüre  oder  dem  Schieber  eine 
7  cm  tiefe  Kapsel  oder  Büchse  mit  nach  dem  Schornsteinlichten  gekehrtem 
Boden,  welche  die  Reinigungsöffnung  dicht  verschliesst,  eingeschoben  wird. 

Unter  der  Bedingung  eines  gleichen  doppelten  Verschlusses  können  auch 
ausnahmsweise  Reinigungsöffnungen  im  Dachraume,  dem  Firsten  so  nahe  als 
möglich,  angebracht  werden. 
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Vor  allen  Reinigungsöffnungen  im  Innern  der  Gebäude  müssen  hölzerne 
Fussböden  50  cm  im  Geviert  mit  Ziegeln,  Fliesen  oder  Blech  feuersicher  ver- 
wahrt werden. 

Alles  Holzwerk  muss  wenigstens  60  cm  von  den  Oeffnungen  entfernt 
bleiben,  oder  es  ist  dasselbe  mindestens  bis  auf  gleiche  Entfernung  feuersicher 
zu  verkleiden. 

§  123.  Durch  örtliche  Polizeiverordnung  können  Bestimmungen  über  die 
Anlage  und  Reinigung  der  Schornsteine  getroffen  werden. 

§  124.  Kamine,  welche  zur  Beheizung  von  Stuben-  und  anderen  Oefen 
dienen,  sind,  wenn  sie  nicht  die  Basis  eines  massiv  zu  gründenden  Schornsteins 
bilden,  sondern  auf  Balkenlagen  zu  stehen  kommen,  mit  einem  mindestens  22  cm 
hohen  Herde  von  natürlichen  Steinen  oder  gebrannten  Ziegeln  zu  versehen  und 
müssen  mit  feuerfesten  Thüren,  welche  in  gusseisernen,  steinernen  oder 
gemauerten  gefalzten  Gerüsten  gehen,  verschlossen  werden. 

In  gleicher  Weise  sind  auch  die  Einsteigethüren  der  besteigbaren  Schorn- 
steine herzustellen. 

§  125.  Die  Rauchfänge  sind  von  gebrannten  Mauerziegeln  zu  wölben 
oder  von  Eisenblech  herzustellen.  Die  etwa  nöthigen  Rauchfangbalken  sind  nicht 
unter  1,15  m  von  der  Herdfläche  aufwärts  und  horizontal  gemessen  mindestens 
15  cm  über  diese  hinaus  zu  legen,  mit  Dachziegeln  zu  verblenden,  zu  verputzen 
oder  sonst  gleich  feuerabhaltend  zu  verwahren. 

§  126.  Räucherkammern  sind  durchgängig  massiv  von  Stein  oder 
gebrannten  Ziegeln,  und  zwar  in  dem  Fussboden  und  den  Umfassungen  sowie  in 
der  Decke  mindestens  12  cm  stark  herzustellen. 

Die  Thüröffnung  muss  von  allem  Holzwerke  60  cm  entfernt  bleiben  oder 
es  ist  das  letztere  bis  auf  diesen  Abstand  feuersicher  zu  verwahren.  Die  Thüre 
selbst  ist  nach  der  für  die  Kaminthüren  ertheilten  Vorschrift  anzufertigen. 

Die  Rauchleitungsöffnuügen  sind  mit  dichtschliessenden  eisernen  Klappen 
oder  Schiebern  zu  versehen. 

Die  Fleischstangen  und  Haken  müssen  von  Eisen  sein  und  dürfen  den 
Rauchöffnungen  nicht  zu  .nahe  angebracht  werden. 

§  127.  Backöfen  dürfen  in  ungewölbte  Räume  nur  in  folgender  Weise 
eingebaut  werden: 

Die  Hauben  sind  von  gebrannten  Ziegeln  und  mindestens  12  cm  stark  zu 
wölben,  7  cm  mit  Sand,  Lehm  oder  anderem  feuerbeständigen  Stoffe  zu  über- 
füllen, auch  darüber  ebenso  stark  mit  gebrannten  Ziegeln  oder  Steinplatten 
abzudecken. 

Die  Fugen  sind  mit  Mörtel  zu  verstreichen. 

Von  dieser  Abdeckung  muss  die  Decke  des  umgebenden  Raumes  wenigstens 
1,15  m  abstehen,  und  muss  zur  Seite  des  Backofens  alles  Holzwerk  wenigstens 
60  cm  entfernt  bleiben. 

Ausgebaute  Backöfen  sind  sattel-  oder  pultförmig  mit  Mauerwerk  oder 
Lehm  abzugleichen  und  haben  darüber  eine  Abdeckung  ohne  alles  Holzwerk  von 
Ziegeln  in  Kalk  oder  von  Schieferplatten  zu  erhalten. 

Wird  ein  Dach  mit  Sparrwerk  angebracht,  so  ist  dasselbe  wenigstens  60  cm 
von  der  Ofenhaube,  welche  übersichtlich  bleiben  muss,  entfernt  zu  halten  und 
auf  massive  Schäfte  oder  Mauern  zu  stellen. 

Die  zu  wölbenden  Beheizungsräume  müssen  eine  Tiefe  von  wenigstens 
1,40  m  erhalten,  bei  welchem  Maasse  ein  Abschlussbogen  mit  inbegriffen  sein  kann. 

Die  Mundlöcher,  Leuchtlöcher  und  Zugröhren  sind  mit  eisernen  Thüren, 
steinernen  oder  irdenen  Stürzen,  Vorschiebern  oder  Büchsen  zu  versehen. 

§  128.  Küchenherde,  Kochmaschinen,  Bratröhren  und  dergleichen  Feuerungs- 
anlagen dürfen  auf  den  Stockwerksbalken  ruhen,  müssen  jedoch  auf  letzteren 
eine  wenigstens  22  cm  starke  (hohe)  Untermauerung  erhalten  oder  auf  eisernen 
Platten  angelegt  werden. 

§  129.  Heizungskanäle  sind  von  Eisen,  gebranntem  Thon  (irdenen  Röhren 
oder  dergleichen)  oder  gebrannten  Ziegeln  nur  auf  oder  über  feuersicheren 
Fussböden  oder  auf  dergleichen  Unterlagen  sowie  60  cm  von  allem  Holzwerke 
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entfernt  und  in  der  Art  herzustellen,  dass  sie  übersichtlich  bleiben.  Der  Abstand 
vom  Holzwerke  kann  bis  auf  30  cm  gemindert  werden,  soweit  es  bei  besonders 
schwachen  Feuerungen  nach  dem  Ermessen  des  Sachverständigen  zulässig  erscheint. 

Die  Heizungskanäle  von  Eisen  sind  so  weit  mit  gebrannten  Ziegeln  oder 
thönernen  Platten  abzudecken,  beziehentlich  zu  umschliessen,  als  erforderlich 
ist,  um  jede  Entzündung  der  damit  in  Berührung  kommenden  brennbaren  Gegen- 
stände zu  verhindern. 

Thönerne  und  gemauerte  Kanäle  sind  durch  Drahtumstrickung  oder  Binden 
mitEisen  insoweit  zu  sichern,  als  ein  Zerspringen  durch  die  Hitze  zu  befürchten  steht. 

In  Trockenräumen  für  leicht  brennbare  Stoffe  sind  die  Heizkanäle  noch 
in  angemessenem  Abstände  mit  einem  dichten  Drahtnetze  zu  umgeben. 

§  130.  Stubenöfen  mit  eisernen  Feuerkästen  sowie  Kanonenöfen  müssen 
von  allem  Holzwerke  der  Wände  mindestens  30  cm  und  von  Stubendecken 
mindestens  50  cm,  Stubenöfen  mit  gemauerten  oder  Kachelkästen  aber  minde- 
stens 20  und  30  cm  entfernt  bleiben.  Das  Holzwerk  ist  überdies  bei  dieser 
Entfernung  mit  Mörtel  feuersicher  zu  verputzen. 

Die  Ofenkästen  sind  auf  unbrennbare  Füsse  zu  setzen.  Hölzerne,  die 
Oefen  freitragende  Kränze  sind  nicht  gestattet. 

Die  Bodenplatten  der  Oefen  ohne  Roste  müssen  von  nichtmassiven,  jedoch 
feuersicher  verwahrten  Fussböden  wenigstens  22  cm  entfernt  liegen. 

Die  Oefen  mit  Rosten  haben  jederzeit  Aschekästen  aus  Metall  (Eisenblech) 
zu  erhalten,  unter  welchen  sich  entweder  ein  7  cm  hoher  freier  Raum  bis  zu 
dem  feuersicher  zu  verwahrenden  Fussboden  oder  eine  7  cm  starke  in  Mörtel 
gelegte  Mauerziegelschicht  befinden  muss. 

Blecherne  Windöfen  sind  mit  besonderer  Vorsicht  und  jedenfalls  mindestens 
in  der  für  eiserne  Oefen  überhaupt  vorgeschriebenen  Entfernung  vom  Holz- 
werke aufzustellen. 

§  131.  Die  Rauchableitungsrohre  müssen  aus  Eisenblech,  Gusseisen  oder 
gebranntem  Thon  bestehen.  Von  Ziegeln  oder  Kacheln  zusammengesetzte 
Rauchkanäle  sind  nur  in  oder  auf  Mauerung  oder  auf  eisernen  Unterlagen 
anzubringen.  Metallene  Rauchabtheilungen  müssen  25  cm  von  allem  feuersicher 
durch  Mörtelputz  verblendeten  und  50  cm  von  allem  freien  Holzwerke,  thönerne 
Rauchrohre  oder  Rauchkanäle  von  Ziegeln  oder  Kacheln  aber  15.  bezw.  30  cm 
entfernt  bleiben  und  stets  in  sichtbarer  Weise  und  so  angelegt  werden,  dass 
deren  Reinigung  leicht  und  sicher  erfolgen  kann.  Die  Herstellung  von  Rauch- 
kanälen aus  senkrecht  eingemauerten  Thonrohren  oder  Thonkästen  ist  zulässig. 
Soweit  sie  keine  Ummauerung  erhalten,  muss  alles  Holzwerk  bis  zu  einer  Ent- 
fernung von  15  cm  verblendet  werden. 

Thonrohre,  aus  mehreren  Theilen  bestehend,  müssen  ebenfalls  auf  feuer- 
sicheren Unterlagen  ruhen  und  gleich  den  Rauchkanälen,  wenn  sie  sich  über 
hölzernen  Fussböden  befinden,  da  nöthig,  durch  Drahtumstrickung  oder  auf 
ähnliche  Weise  gegen  das  Zerspringen  gesichert  werden. 

§  132.  Die  Einfeuerungsöffnungen  aller  Oefen  und  Heizanlagen  müssen 
mit  eisernen  Thüren  oder  dergleichen  Schiebern  und  die  Aschenfälle,  sobald 
deren  Sohle  und  der  Fussboden  des  die  Feuerung  umgebenden  Raumes  nicht 
selbst  aus  dem  natürlichen  Erdboden  oder  aus  vollständig  massivem  Mauer- 
werke bestehen,  mit  eisernen  Aschekästen  versehen  werden,  welche  die  Oeffnung 
des  Aschenfalles  gehörig  verschliessen. 

Der  Abstand  des  Aschekastens  von  einem  nur  feuersicher  verwahrten 
Fussboden  des  Aschenfallraumes  hat  sich  jederzeit  nach  der  Stärke  der  Feuerung 
zu  richten. 

§  133.  Für  jede  selbständige  Wohnung,  für  jede  Werkstatt  und,  soweit 
thunlich,  für  jeden  Kaufladen  ist  ein  besonderer  Abort,  wenn  möglich  an  der 
Nordseite  des  Hauses,  aber  nicht  nach  der  Strasse  zu  liegend,  herzustellen,  der 
sich  in  der  Regel  mit  der  Wohnung,  Werkstatt  etc.  im  gleichen  Geschoss  befinden, 
genügend  hell  und  gelüftet  sein  und  nicht  weniger  als  0,80x1,00  m  Breite,  be- 
ziehentlich Länge  erhalten  soll. 

Jeder  Abortraum  soll  mit  einem  unmittelbar  ins  Freie  führenden,  leicht 
zu  öffnenden  Fenster  versehen  sein. 
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Die  von  den  Aborten  in  die  Grube  führenden  Schlote  sind  wasserdicht 
und  in  genügender  Weite  herzustellen. 

Aborts-,  Dünger-  und  Jauchengruben  sind  ausserhalb  der  Gebäudegrund- 
fläche und  in  angemessener  Entfernung  von  öffentlichen  Strassen  anzulegen  und 
wasserdicht  herzustellen.  Die  änssere  Grubenumfassung  muss  von  der  Nach- 
bargrenze mindestens  0,45  m  und  von  vorhandenen  Brunnen  mindestens  10  m 
entfernt  gehalten  werden. 

Ueber  die  Anlage  der  Aborte,  insbesondere  derjenigen  mit  Wasserspülung, 
können  durch  Ortsgesetz,  über  die  Grubenräumung  und  Düngerabfuhr  durch 
Ortsgesetz  oder  örtliche  Polizeiverordnung  besondere  Bestimmungen  getroffen 
werden. 

§  134.  Oeffentliche  Bedürfnissanstalten  sind  so  anzulegen  und  einzu- 
richten, dass  Verunreinigungen  der  Luft  und  des  Bodens  ausgeschlossen  sind. 

§  135.  Die  Anlegung  von  Sicker-,  Senk-  oder  Versetzgruben  zur  Unter- 
bringung von  Abfallwassern  ist  unzulässig.  Nur  ausnahmsweise  darf  dieselbe 
zur  Ableitung  des  Tagewassers  gestattet  werden. 

Können  die  Abfallwässer  nicht  in  eine  Schleuse  eingelassen  oder  in  einer 
anderen  gesundheitlich  unbedenklichen  Weise,  z.  B.  durch  Rohrleitung  oder 
mittels  undurchlässigen  Schnittgerinnes  in  einen  Wasserlauf  oder  nach  einem 
von  Wohngebäuden  entfernt  gelegenen  Feld-  oder  Wiesengrundstücke  abgeführt 
werden,  so  sind  sie  in  wasserdichten  Gruben  anzusammeln  und  dann  in  un- 
durchlässigen Fässern  auf  ein  zu  ihrer  Aufnahme  geeignetes  Feldgrundstück 
abzufahren. 

Für  vereinzelt  liegende  Grundstücke  können  Ausnahmen  gestattet  werden. 

§  136.  Die  Wasserabflussrohre  der  Küchen,  Waschküchen,  Badezimmer, 
Werkstätten  etc.  sind  mit  zweckentsprechenden  Einrichtungen  —  ausreichend 
tiefen  Wasserverschlüssen  oder  dergl.  —  zur  Verhinderung  des  Eindringens 
von  Schleusengasen  in  die  betreffenden  Räume  zu  versehen  und  offen  über  Dach 
zu  führen. 

§  137.  Durch  Ortsgesetz  kann  der  Einbau  von  Stallungen  im  Wohn- 
gebäude untersagt  werden. 

Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  müssen  die  in  einem  Wohngebäude  angelegten 
Stallräume  von  den  angrenzenden  Räumen  durch  vollständig  dichte  Wände  und 
Decken  getrennt  und  mit  reichlichen  Lüftungseinrichtungen  versehen  werden. 
Verbindungsthüren  müssen  dicht  schliessen. 

In  jedem  Stalle  ist  der  Fussboden  dicht  und  mit  Gefälle  und  Gerinne  zum 
Ablauf  der  flüssigen  Abgänge  nach  der  anzulegenden  Jauchengrube  herzustellen. 

§  138.  Jedes  mit  Feuerungen  versehene  Gebäude  oder  Gehöfte  hat  zur 
Aufbewahrung  der  Asche  an  einem  dazu  geeigneten  Orte  ein  feuersicheres 
bedecktes  Behältniss  zu  erhalten,  oder  es  ist  dazu  ein  gewölbter  Raum  mit 
feuersicherem  Fussboden  zu  benutzen. 

§  162.  Die  Baupolizeibehörde  hat  ferner  darüber  zu  wachen,  dass  be- 
stehende Gebäude  nicht  in  einen  Zustand  gerathen,  welcher  der  öffentlichen 
Sicherheit  oder  der  Gesundheit  gefährlich  wird  oder  Anlass  zu  öffentlichem 
Aergerniss  giebt.  Sie  hat  deshalb  den  Eigenthümer  eines  baufälligen,  feuer- 
gefährlichen, der  Gesundheit  nachtheiligen  oder  sonst  verwahrlosten  Gebäudes 
zur  Abstellung  der  vorhandenen  Mängel,  nöthigenfalls  zur  Leerstellung  der  zu 
beanstandenden  Räume  oder  auch  zur  gänzlichen  Beseitigung  des  Gebäudes  an- 
zuhalten und  kann,  wenn  ihre  Verfügung  innerhalb  der  gestellten  Frist  nicht 
befolgt  worden  ist,  das  Erforderliche  auf  Kosten  des  Eigenthümers  selbst  aus- 
führen lassen. 

Wenn  die  im  öffentlichen  Interesse  nothwendige  Instandsetzung  eines 
baufälligen  oder  feuergefährlichen  oder  gesundheitswidrigen  Gebäudes  von  dem 
Eigenthümer  trotz  Erinnerung  der  Baupolizeibehörde  nicht  vorgenommen  wird 
und  der  Eigenthümer  auf  deren  Erfordern  auch  die  Kosten,  welche  durch  eine 
von  ihr  selbst  zu  bewirkende  Instandsetzung  voraussichtlich  entstehen,  nicht 
hinterlegt,  so  kann  die  Baupolizeibehörde  die  Zwangsversteigerung  des  Grund- 
stücks mit  der  Maassgabe  beantragen,  dass  die  Instandsetzung  des  Gebäudes  zur 
Bedingung  des  Zuschlags  an  den  Käufer  gemacht  wird. 
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Ist  der  Eigenthümer  des  Gebäudes  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  nicht 
zu  erlangen  oder  ist  er  durch  thatsächliche  Verhältnisse  behindert,  der  An- 
ordnung nachzukommen,  so  kann  die  Baupolizeibehörde  ihre  Verfügung  in 
dringenden  Fällen  auch  an  jeden  Inhaber  richten,  insoweit  dessen  Innehabung 
reicht  und  solange  sie  dauert. 

§  163.  Durch  Ortsgesetz  oder  örtliche  Polizeiverordnung  können  Be- 
stimmungen getroffen  werden  über  die  Instandhaltung  und  Beaufsichtigung  von 
Mietwohnungen  sowie  der  zum  Aufenthalte  von  Dienstboten,  Gewerbsgehilfen, 
Lehrlingen  und  Arbeitern  bestimmten  Räume. 

§  164.  Durch  örtliche  Polizeiverordnung  können  Bestimmungen  getroffen 
werden  über 

a)  die  Reinhaltung  der  Höfe, 

b)  die  Reinhaltung  und  Lüftung  der  Flure,  Treppen  und  Wohnungen  in 
Miethhäusern, 

c)  die  Beleuchtung  der  Höfe,  Flure  und  Treppen. 
Polizeiverordnungen  der  unter  a  und  c  bezeichneten  Art  sind  auf  öffent- 
liche Gebäude  nicht  anzuwenden. 

§  167.  Diese  Gebühren  berechnen  sich  bei  Neubauten  nach  der  Zahl  der 
'Gebäudeeinheiten,  welche  sich  dadurch  ergeben,  dass  die  Quadratmeterzahl  der 
nach  dem  planmässigen  Grundriss  zu  überbauenden  Fläche  mit  der  Zahl  der 
Geschosse  vervielfältigt  wird.  Keller-  und  Dachgeschosse  kommen  hierbei  nur 
dann  in  Ansatz,  wenn  sie  zu  Wohnzwecken  dienen  sollen. 

Die  Genehmigungsgebühr  beträgt  3  die  Besichtigungsgebühr  2  für 
-die  Gebäudeeinheit.    Die  Beträge  sind  nach  unten  auf  volle  5  abzurunden. 


Anlage  2. 

Anleitung  zum  Erlass  baurechtlicher  Ortsgesetze. 
Mit  Beschluss  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  August  1900  herausgegeben. 

XIV.  Wohn-  und  Arbeitsräume,  Fenster. 

(§§  115  Abs.  2,  117  des  Ges.) 

Hierüber  wird  unter  geeigneten  Verhältnissen  Folgendes  zu  bestimmen  sein: 

Eine  Familienwohnung  soll  in  der  Regel  wenigstens  aus  einem  gut 
heizbaren  Wohnraum,  einem  Schlafraum  und  einer  Küche,  sowie  aus 
dem  nöthigen  Gelass  zur  Aufbewahrung  von  Geräthschaften,  Holz 
u.  s.  w.  bestehen.  Wohn-  und  Schlafräume  müssen  zusammen  wenigstens 
30  qm  Grundfläche  haben. 

Die  Gesammtfläche  der  Fenster  soll  wenigstens  ein  Zwölftel  der 
Grundfläche  des  betreffenden  Raumes  betragen.  Auch  soll  jede 
Wohnung  in  der  Regel  wenigstens  zwei  sich  gegenüberliegende  Fenster 
haben,  um  eine  gründliche  Lüftung  der  Räume  zu  ermöglichen. 

Der  Einbau  sogenannter  Alkoven  ist  unzulässig. 

Als  überfüllt  ist  eine  Wohnung  anzusehen,  wenn  sie  nicht  für  jede 
erwachsene  Person  wenigstens  20  cbm  und  für  jedes  Kind  wenigstens 
10  cbm  Luftraum  bietet. 

XV.  Dach-  und  Kellerwohnungen. 

(§116  des  Ges.,  §  30  der  Ausf.-Ver.) 

1.  In  den  ortsgesetzlichen  Bestimmungen  ist  die  zulässige  Zahl  selbst- 
ständiger Wohnungen  im  Dachgeschosse  anzugeben.  Bestimmungen,  welche 
mehr  als  zwei  solche  Wohnungen  gestatten,  werden  in  der  Regel  auf  Genehmigung 
nicht  rechnen  können. 


VI.  Intel  nationaler  Wohnungskongress. 
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2.  Kellerwohnungen  sollen  thunlichst  beschränkt  werden.  Ihre  Einführung 
in  Orten,  in  welchen  sie  bisher  nicht  vorhanden  waren,  ist  schlechterdings  un- 
zulässig. Aber  auch  ihre  Ausdehnung  auf  Neubaugebiete  und  eingemeindete 
Vororte  wird  in  der  Regel  auf  keine  Genehmigung  zu  rechnen  haben.  Soweit 
hiernach  Kellerwohnungen  überhaupt  in  Frage  kommen  können,  empfehlen  sich 
folgende  Vorschriften: 

Der  Einbau  von  selbständigen  Wohnungen  und.  von  Werkstätten  im 
Kellergeschoss  ist  untersagt.  Der  Einbau  einer  Hausmanns-,  Kutscher-  oder 
Gärtnerwohnung  kann  jedoch  unter  folgenden  Bedingungen  gestattet  werden: 

a)  Das  betreffende  Grundstück  muss  in  einem  Gebiete  liegen,  wo  die 
Möglichkeit  einer  Ueberschwemmung  ausgeschlossen  erscheint. 

b)  Die  Wohnräume  dürfen  nur  nach  Süden,  Osten  oder  Westen  liegen. 
Der  Zugang  des  Sonnenlichtes  muss  für  sämmtliche  Räume  in  einem 
Winkel  von  wenigstens  45°  dauernd  gesichert  sein. 

c)  Kellergeschosswohnungen  dürfen  nur  in  freistehenden  Häusern,  und 
zwar  nur  auf  derjenigen  Seite  eingebaut  werden,  vor  welcher  sich 
Gartenanlagen  befinden. 

d)  Vor  den  Wohnräumen  muss  in  ihrer  ganzen  Länge  ein  isolirender 
und  dem  Luftwechsel  zugänglicher  Raum  von  wenigstens  0,50  m 
Breite  in  undurchlässigem  Mauerwerk  ausserhalb  der  Umfassungsmauern 
hergestellt  werden.  Dieser  Raum  muss  bis  0,15  m  unter  den 
Fussboden  der  Wohnung  hinabreichen*  und  so  angelegt  sein,  dass 
etwaige  von  oben  eindringende  Regen-  und  Thauwässer  abfliessen 
können. 

e)  Die  Sohle  der  Kellerwohnung  ist  wenigstens  1  m  über  den  muthmasslich 
höchsten  Stand  des  Grundwassers  anzulegen.  Fussboden  und  Wände 
sämmtlicher  Räume  müssen  vollständig  und  dauernd  trocken  sein. 

f)  Der  Fussboden  muss  in  einer  Dicke  von  wenigstens  0,15  m  betonirt 
sein,  und  darauf  erst  darf  das  Balkenlager  und  die  Dielung  gebracht 
werden.  In  gleicher  Höhe  mit  der  Betonschicht  ist  das  Mauerwerk 
zum  Schutze  gegen  Aufsteigen  von  Bodenfeuchtigkeit  mit  einer 
Isolirschicht  zu  belegen. 

g)  Die  lichte  Höhe  der  Wohnräume  hat  wenigstens  2,85  m  zu  betragen, 
der  Fussboden  darf  höchstens  1  m  tief  unter  dem  umgebenden  Erd- 
reiche liegen. 

h)  Jedes  Fenster  muss  mit  seiner  ganzen  Fläche,  und  zwar  mit  der  Sohlen- 
bankoberkante  noch  wenigstens  0,20  m  über  dem  Erdboden  liegen. 
Lichtschächte  sind  unzulässig  (vgl.  im  übrigen  §  58  Abs.  2). 

i)  Sämmtliche  Räume  müssen  von  Innen  zu  beheizen  sein. 

k)  Haus-  und  Tagewässerleitungen  dürfen  weder  durch  die  Kellerwohnung 
noch  unter  ihr  geführt  werden. 

Die  auf  dem  betreffenden  Grundstücke  befindlichen  Abtrittsgruben 
müssen  so  hergestellt  sein  und  von  der  Kellerwohnung  soweit  entfernt 
liegen,  dass  das  Eindringen  von  Grubenfeuchtigkeit  in  das  Mauerwerk 
der  Wohnräume  dauernd  ausgeschlossen  ist. 
1)  Die  Kellerwohnung  muss  einen  selbständigen  Zugang  haben  und 
darf  mit  Wirthschaftskellern  nicht  in  Verbindung  stehen. 

3.  Wenn  bei  ansteigendem  Gelände  das  Erdgeschoss  auf  der  höher 
gelegenen  Seite  des  Gebäudes  unter  die  Erde  zu  liegen  kommt,  so  kann  unter 
den  nöthigen  gesundheitlichen  Schutzmassregeln  bestimmt  werden,  dass  ein 
solches  Geschoss  zu  Wohnungen  verwendet  werden  darf.  Dasselbe  ist  jedoch 
solchenfalls  in  die  Zahl  der  zulässigen  Geschosse  einzurechnen. 

XX.  Wolmuiigsaufsiclit. 

(§§  163  und  164  des  Gesetzes.) 

1.  Auch  die  Wohnungsaufsicht  ist  der  örtlichen  Regelung  durch  Orts- 
gesetz oder  örtliche  Polizeiverordnung  vorbehalten  worden.  Doch  muss,  wie 
schon  die  Begründung  des  Gesetzentwurfs  S.  49  bemerkt,  das  Ministerium  des 
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Innern  wünschen,  dass  diejenigen  Gemeinden,  welche  eine  starke,  auf  Miet- 
wohnungen angewiesene  Arbeiterbevölkerung  haben,  ihrerseits  eine  geeignete 
Wohnungsbeaufsichtigung  in  die  Hand  nehmen. 

2.  Insoweit  nicht  besondere  Aufsichtsbeamte  vorhanden  sind,  empfiehlt  sich 
zu  diesem  Zwecke  die  Bildung  besonderer  Gemeindeausschüsse  oder  die  Be- 
stellung freiwilliger  Wohnungspfleger,  wie  sie  z.  B.  in  Hamburg  nach  dem  Vor- 
bilde der  freiwilligen  Armenpfleger  eingeführt  sind.  Wo  es  möglich  ist,  den 
Aufsichtsführenden  Aerzte  beizuordnen,  wird  dies  in  vielen  Fällen  von 
Vortheil  sein. 

3.  Zweckmässig  und  förderlich  wird  es  sein,  wenn  die  Wohnungsaufsicht 
in  erster  Linie  darauf  ausgeht,  durch  Verständigung  und  Belehrung  die  be- 
treffenden Bevölkerungsklassen  vor  der  Vernachlässigung  seitens  ihrer  Haus- 
wirthe,  zugleich  aber  auch  vor  ihren  eigenen  schlechten  Gewohnheiten  zu 
schützen  und  die  betheiligten  Kreise  zur  Ordnung  und  Sauberkeit  bei  der 
Instandhaltung  der  Wohnungen  zu  erziehen.  Das  eigentliche  polizeiliche  Ein- 
schreiten wird  für  die  Fälle  gemeingefährlicher  Unzuträglichkeiten  oder  be- 
harrlichen, bezw.  offenen  Widerstandes  aufzusparen  sein. 


Anlage  3. 

Ministerialerlass  vom  5.  Juli  1900,  betreffend  das  Dispensätions- 

recht  in  Bausachen. 

Das  Allgemeine  Baugesetz  für  das  Königreich  Sachsen  vom  1.  Juli  1900 
hat  zur  Vermeidung  von  Härten  und  unnöthigen  Schwierigkeiten  zahlreiche 
Ausnahmebewilligungen  vorgesehen  und  solche  namentlich  auch  in  §§  6 
und  92  den  Baupolizeibehörden  überlassen.  Ohne  Zweifel  werden  erst  durch 
eine  weise  und  sachgemässe  Handhabung  dieses  Dispensationsrechtes  die  Ab- 
sichten des  Gesetzes  voll  erreicht  und  namentlich  auch  die  in  anderer  Weise 
schwer  zu  fassenden  Ausschreitungen  der  ungesunden,  bezw.  sogar  gemein- 
schädlichen Bau-  und  Grundstücksspekulation  einigermaassen  einzudämmen  sein. 

Es  muss  daher  erwartet  werden,  dass  die  Baupolizeibehörden  sich  der 
grossen  Verantwortung,  welche  ihnen  eine  so  weite  Vollmacht  auferlegt,  jeder- 
zeit bewusst  bleiben  und  ihre  Entschliessungen  so  fassen  werden,  dass  sie  der 
wahren  allgemeinen  Wohlfahrt  und  damit  der  Willensmeinung  des  Gesetzgebers 
entsprechen. 

In  dieser  Beziehung  ist  namentlich  auch  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
Begründung  des  Gesetzentwurfs  mit  Zustimmung  des  Landtags  wiederholt 
zwischen  Spekulationsbauten  und  solchen  zum  eignen  Gebrauche  des  Erbauers 
unterschieden  und  an  einer  Stelle  —  Dekret  Nr.  3  S.  80  —  ausdrücklich  bemerkt 
hat,  dass  „die  Baupolizeibehörde  bei  Ausübung  des  Dispensationsrechtes 
zwischen  diesen  beiden  Arten  von  Bauten  unterscheiden  dürfe  und  solle." 

An  anderer  Stelle  —  vergl.  S.  48  —  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Anforderungen  der  Baupolizeibehörde  im  Interesse  der  Festigkeit,  Feuersicher- 
heit und  Gesundheitspflege  bei  dem  Miethhause  höhere  als  bei  dem  zum  eigenen 
Gebrauche  bestimmten  Hause  sein  und  mit  der  Zahl  der  Geschosse  und 
Wohnungen  steigen  müssen.  Denn  es  handle  sich  hier  nicht  bloss  darum,  den 
Nachbar  gegen  den  Nachbar  und  das  öffentliche  Interesse  gegen  privaten  Miss- 
brauch in  Schutz  zu  nehmen,  sondern  auch  die  zukünftigen  Bewohner  gegen 
einen  Bauherrn  zu  schützen,  der  nur  ein  spekulatives  Werk  zu  seinem  eigenen 
Vortheil  und  zum  Vortheil  des  Grundbesitzers  oder  des  Geldgebers  schafft, 
ohne  zu  seinem  Bau  und  dessen  späteren  Insassen  in  eine  innere  Beziehung 
zu  treten. 
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Andererseits  kann  demjenigen,  welcher  für  eigene  Gebrauchszwecke  baut, 
ein  reichliches  Maass  von  Baufreiheit  zugestanden  werden.  Unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  Rücksichten  der  Feuer-  und  Verkehrssicherheit  sowie  der 
öffentlichen  Gesundheit  und  die  nach  §  7  des  Gesetzes  zu  erörternden  und 
gewissenhaft  abzuwägenden  Rechte  und  rechtlich  geschützten  Interessen  Dritter 
gewahrt  bleiben,  werden  die  baupolizeilichen  Anforderungen  an  das  eigene  Wohn- 
oder Wirtschaftsgebäude  soweit  ermässigt  werden  können,  dass  auch  den 
Minderbemittelten  die  Erwerbung  eines  eigenen  Hauses  und  die  zur  Annehmlich- 
keit des  Wohnens  und  Lebens  wesentlich  beitragende  Befriedigung  individueller 
Geschmacks-  und  anderer  Bedürfnisse  ermöglicht  wird. 

Die  Kreishauptmannschaften  wollen  die  ihnen  unterstellten  Baupolizei- 
behörden hiervon  unter  Benutzung  der  beifolgenden  Abzüge  in  Kenntniss 
setzen,  die  Thätigkeit  dieser  Behörden  gerade  auch  auf  diesem  Gebiete  fortgesetzt 
im  Auge  behalten  und,  wenn  Fehlgriffe  vorkommen  sollten,  die  betreffende  Be- 
hörde hierüber  verständigen,  bezw.  soweit  möglich  eine  Berichtigung  eintreten 
lassen. 


Anlage  4. 


Ministerialerlass  vom  29.  April  1901,   betreffend   den  Erlass  von 
Wohnungsordnungen. 

Nach  §  115  Absatz  2  des  Allgemeinen  Baugesetzes  vom  1.  Juli  1900 
können  durch  Ortsgesetz  Mindestanforderungen  an  die  Raum-  und  sonstigen 
Verhältnisse  für  Wohn-  und  insbesondere  Miethsräume  festgestellt  werden. 
Weiter  können  nach  §  163  durch  Ortsgesetz  oder  örtliche  Polizeiverordnung 
Bestimmungen  getroffen  werden  über  die  Instandhaltung  und  Beaufsichtigung 
von  Miethwohnungen  sowie  der  zum  Aufenthalt  von  Dienstboten,  Gewerbs- 
gehilfen, Lehrlingen  und  Arbeitern  bestimmten  Räume.  Endlich  können  nach 
§  164  durch  örtliche  Polizeiverordnung  Bestimmungen  getroffen  werden  über  die 
Reinhaltung  der  Höfe,  die  Reinhaltung  und  Lüftung  der  Flure,  Treppen  und 
Wohnungen  in  Miethhäusern  sowie  die  Beleuchtung  der  Höfe,  Flure  und 
Treppen. 

Wenn  hiernach  die  für  die  gesundheitlichen  und  sozialpolitischen  Verhält- 
nisse überaus  wichtige  Wohnungsaufsicht  zunächst  der  örtlichen,  bezw.  orts- 
gesetzlichen Regelung  überlassen  worden  ist,  so  ist  doch  schon  in  der  Be- 
gründung des  Gesetzentwurfs  S.  49  der  bestimmte  Wunsch  der  Regierung  aus- 
gesprochen, dass  diejenigen  Gemeinden,  welche  eine  starke,  auf  Miethwohnungen 
angewiesene  Arbeiterbevölkerung  haben,  ihrerseits  eine  geeignete  Wohnungs- 
beaufsichtigung in  die  Hand  nehmen,  wie  sie  in  anderen  deutschen  Staaten  theils 
besteht,  theils  in  der  Vorbereitung  begriffen  ist.  Dieser  Wunsch  ist  in  der 
„Anleitung  zum  Erlass  baurechtlicher  Ortsgesetze"  unter  XX  nachdrücklich 
wiederholt  worden.  Das  Ministerium  des  Innern  erwartet  daher  mit  Rücksicht 
auf  die  Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  der  Sache,  dass  wenigstens  die  Gemeinden 
mit  mehr  als  20000  Einwohnern  nunmehr  unverzüglich  an  den  Erlass  einer 
Wohnungsordnung  herangehen,  und  sieht  am  Jahresschlüsse  einer  eingehenden 
Anzeige  über  den  Stand  der  Angelegenheit  entgegen.  Hierbei  will  das  Mini- 
sterium jedoch  noch  besonders  bemerken,  dass  es  nicht  genügen  wird,  Vor- 
schriften über  die  Beschaffenheit  und  Instandhaltung  der  Wohnungen  aufzu- 
stellen, sondern  dass  es  auch  vor  allem  darauf  ankommt,  eine  zweckmässige 
Wohnungsbeaufsichtigung  einzurichten.  Auch  hierfür  enthält  die  erwähnte 
„Anleitung"  unter  XX  2  und  3  bereits  einige  Fingerzeige. 

Selbstverständlich  wird  der  Erlass  einer  Wohnungsordnung  auch  in  Ge- 
meinden mit  20000  und  weniger  Einwohnern  in  Frage  kommen  können.  Vor 
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allem  wird  es  sich  hier  aber  darum  handeln,  die  bereits  durch  die  Verordnung 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  22.  Februar  1888  —  276  II  A  —  angeregte 
Kegelung  des  Schlafstellenwesens  im  Auge  zu  behalten  und  insbesondere  auch 
hier  für  die  Einrichtung  einer  geeigneten  Aufsicht  Sorge  zu  tragen. 


Anlage  5. 

Vertrag 

zwischen  der  Gemeinnützigen  Baugesellschaft,  Aktiengesellschaft 
zu  Leipzig  und  der  Stadtgemeinde  zu  Leipzig,  betreffend  die  Her- 
gabe von  Grundstücken  in  Erbbau. 

§  1.  Die  Gesellschaft  übernimmt  die  aus  dem  anliegenden  Bebauungs- 
plane ersichtlichen  und  in  dem  Dismembrationsanbringen  des  verpflichteten 
Geometers  Herrn  Beyer  näher  bezeichneten  Grundstücke  im  Flächeninhalt  von 

 Quadratmeter  in  Erbbaurecht  auf  die  Dauer  von  100  Jahren,  beginnend  mit 

dem  1.  April  1901,  unter  folgenden  Bedingungen: 

§  2.  Die  Gesellschaft  wird  auf  den  ihr  im  Erbbaurecht  überlassenen 
Grundstücken  nach  Maassgabe  des  anliegenden  Ortsstatuts  Gebäude  mit  kleinen 
Wohnungen  errichten  und  sich  die  erforderlichen  Mittel  durch  hypothekarische 
Belastung  des  Erbbaurechts,  die  jedoch  im  einzelnen  Falle,  ebenso  wie  die  Ab- 
tretungen der  bereits  aufgenommenen  Hypotheken,  nur  mit  vorher  eingeholter 
Zustimmung  des  Rathes  der  Stadt  Leipzig  erfolgen  darf,  eventuell  aus  ihrem 
sonstigen  Vermögen  beschaffen;  die  Aufnahme  von  Hypotheken  darf  nur  in  der 
Weise  stattfinden,  dass  ihre  Tilgung  vor  dem  Erlöschen  des  Erbbaurechtes  be- 
endet ist.  Die  Gesellschaft  wird  über  das  hier  vereinbarte  Erbbauunternehmen 
gesonderte  Rechnung  führen. 

§  3.  Die  Gesellschaft  übernimmt  die  ordnungsmässige  Unterhaltung 
sämmtlicher  zu  errichtenden  Gebäude  sowie  der  zugehörigen  Höfe  und  Gärten 
und  verpflichtet  sich,  nach  Beendigung  des  Erbbauverhältnisses  die  sämmtlichen 
von  ihr  auf  den  Grundstücken  gemachten  baulichen  und  sonstigen  Anlagen  der 
Stadtgemeinde  ohne  Entschädigung  zu  überlassen. 

Der  Stadtrath  ist  berechtigt,  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  vor  Ablauf 
des  Erbbauvertrages  die  ordnungsmässige  Instandhaltung  der  Häuser  durch  die 
Gemeinnützige  Baugesellschaft  zu  überwachen. 

§  4.  Die  Herstellung  der  sämmtlichen  nach  dem  Bebauungsplan  anzu- 
legenden Strassen  und  Plätze  einschliesslich  der  Fusswege  und  Schleusen  über- 
nimmt die  Stadtgemeinde  Leipzig;  hinsichtlich  der  Unterhaltung  und  Benutzung 
der  Strassen  und  Fusswege  finden  auf  die  Gesellschaft  die  jeweils  für  die 
Grundstücksbesitzer  geltenden  ortsgesetzlichen  Vorschriften  Anwendung.  Die 
Herstellungskosten  hat  die  Gesellschaft  auf  die  Dauer  des  Erbbauverhältnisses 
mit  vier  vom  Hundert  jährlich  zu  verzinsen,  die  Zinsen  sind  am  31.  Dezember 
jeden  Jahres  für  das  an  diesem  Tage  zu  Ende  gehende  Kalenderjahr  an  die 
Stadtkasse  abzuführen. 

Die  Anlegung  der  Strassen  hat  blockweise  zu  erfolgen.  Die  aufgewendeten 
Kosten  sind  vom  ersten  Tage  des  auf  die  Fertigstellung  der  einen  Block  ein- 
schliessenden  Strassen  folgenden  Kalendervierteljahres  an  zu  verzinsen. 

Sollte  das  öffentliche  Interesse  eine  Verbreiterung  der  Strassen  erfordern, 
an  denen  Grundstücke  mit  Vorgärten  liegen,  so  ist  das  zu  Vorgärten  bestimmte 
Areal  auf  Verlangen  des  Rathes  ohne  Entschädigung  freizulegen  und  zur 
Verfügung  zu  stellen. 
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§  5.  Als  Erbbauzins  zahlt  die  Gesellschaft  der  Stadt  gemeinde  Leipzig 
jährlich  0,12  M.  für  1  qm  des  der  Gesellschaft  überlassenen  gesammten  Bau- 
landes, also  ausschliesslich  des  zu  Strassen  und  Platzzwecken  zu  verwendenden 
Areals.  Der  Erbbauzins  ist  am  31.  Januar  jeden  Jahres  für  das  mit  diesem 
Tage  zu  Ende  gehende  Kalenderjahr  an  die  Stadtkasse  abzuführen.  Der  Erb- 
bauzins beginnt  vom  ersten  Tage  des  der  Uebergabe  der  einzelnen  Baublöcke 
an  die  Gesellschaft  folgenden  Kalenderjahres  ab  zu  laufen. 

Leipzig,  den  


Anlage  5  a. 

Ortsgesetz 

über  die  Bebauung  des  im  Plane  T.  A.  11082B  mit  blauem  Rande 
umsäumten  Landes  in  L eipzig-Lössnig. 


I.  Bauvorschriften. 
Allgemeines. 

§  1.  Die  im  Plangebiete  anzulegenden  Strassen  sind  im  Sinne  dieses 
Ortsgesetzes  als  Verkehrsstrassen  und  Wohnstrassen  zu  unterscheiden.  Die 
17  m  breiten  und  breiteren  Strassen  sind  Verkehrsstrassen,  die  übrigen  Wohn- 
strassen. 

§  2.  An  den  Verkehrsstrassen  A,  VIII  und  XV  sind  die  Strassenfluchten 
zugleich  Baufluchten. 

An  allen  übrigen  Strassen  treten  die  Baufluchten  4,5  m  hinter  die 
Strassenfluchten  zurück.  In  den  zwischen  beiden  Fluchten  entstehenden 
Räumen  sind  Vorgärten  anzulegen  und  als  solche  zu  unterhalten. 

Sollte  das  öffentliche  Interesse  eine  Verbreiterung  der  Strassen  erfordern, 
so  ist  das  zur  Anlegung  von  Vorgärten  bestimmte  Areal  auf  Erfordern  des 
Rathes  ohne  Entschädigung  freizulegen  und  zur  Verfügung  zu  stellen. 

§  3.  Das  grün  gemalte  Land  ist  für  Turn-  oder  Spielplätze  oder  Park- 
anlagen bestimmt  und  darf  mit  Wohnhäusern  nicht  bebaut  werden. 

Bauweise. 

§  4.    Die  Bebauung  erfolgt  in  offener  Bauweise. 

Von  jeder  Baustelle  dürfen  nur  vier  Zehntel  der  hinter  der  Bauflucht 
liegenden  Fläche  mit  Gebäuden  überbaut  werden. 

Bei  Bemessung  der  hiernach  bebauungsfähigen  Fläche  werden  alle  Theile 
des  Gebäudes  —  gemessen  in  einer  Höhe  von  2  m  über  der  Fusswegoberkante 
—  mitgerechnet. 

Unbebaute  Flächen,  die  nach  Lage  und  Gestalt  auf  die  Licht-  und  Luft- 
verhältnisse eines  Grundstückes  keinen  Einfluss  haben,  bleiben  hierbei  unbe- 
rücksichtigt. Der  unbebaubare  Grundraum  darf  durch  spätere  Abtrennungen 
nicht  verkleinert  werden.  Wird  von  einem  bebauten  Grundstücke  eine  Fläche 
abgetrennt,  die  als  Theil  desselben  unbebaut  bleiben  musste,  so  darf  sie  auch 
nach  der  Trennung  nicht  bebaut  werden.  Auch  kommt  ein  solches  Trennstück 
bei  Ermittelung  des  bebaubaren  Grundraumes  desjenigen  Grundstücks,  zu  dem 
es  hinzugeschlagen  worden  ist,  nicht  mit  in  Anrechnung. 
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Die  Bebauung  der  Baublöcke  mit  spitzwinkligen  Ecken  darf  nur  nach 
Parzellirungsplänen  erfolgen,  die  die  Einzeichnung  der  geplanten  Einzelgebäude 
für  den  ganzen  Block  enthalten  und  von  der  Baupolizeibehörde  genehmigt  sind. 

§  5.    Auf  jedem  Bauplatze  darf  nur  ein  Vordergebäude  errichtet  werden. 
Der  Abstand  der  Gebäude  von  den  seitlichen  Grenzen  muss  mindestens 
je  4  m  betragen. 

Die  Vordergebäude  dürfen  höchstens  drei  Geschosse  einschliesslich  des 
Erdgeschosses  erhalten.  Die  Gebäudehöhe  darf,  vom  Strassenniveau  bis  zur 
Oberkante  Hauptsims  gerechnet,  12  m  nicht  überschreiten,  vorausgesetzt,  dass 
auch  der  in  §  7  festgesetzte  Mindestabstand  bis  zu  der  Rückfront  der  gegen- 
über befindlichen  Bauplatzgrenze  vorhanden  ist. 

In  jedem  Geschosse  dürfen  nicht  mehr  als  drei  Wohnungen  eingerichtet 
werden. 

§  6.  Die  Errichtung  von  Doppel-  oder  Gruppenhäusern  ist  —  ausser  auf 
Eckbauplätzen  —  zulässig.  Ihre  Längsausdehnung  darf  insgesammt  42  m  nicht 
überschreiten;  sie  müssen  von  den  beiden  Seitengrenzen  je  6,5  m  Abstand  halten. 

§  7.  Die  hintere  Grenze  des  Bauplatzes  muss  von  der  Rückseite  des 
Vordergebäudes  mindestens  eine  Entfernung  haben,  die  dem  Masse  von  zwei 
Drittel  der  Hauptsimshöhe  des  Vordergebäudes  gleich  ist. 

§  8.  In  den  seitlichen  Zwischenräumen  zwischen  den  Vordergebäuden 
dürfen  Vorbauten,  wie  z.  B.  Treppenhäuser,  Abortanlagen,  Erker  und  der- 
gleichen, errichtet  werden,  wenn  sie  nicht  mehr  als  ein  Drittel  der  Seite  ein- 
nehmen und  nicht  über  1  m  vortreten. 

Auch  dürfen  in  die  seitlichen  Zwischenräume  nur  Fenster  münden, 
welche  zu  Treppenhäusern,  Korridoren,  Aborten,  Speisekammern  sowie  zu 
solchen  Wohnzimmern,  Schlafräumen  und  Küchen  gehören,  die  noch  an  einer 
anderen  Seite  Fenster  haben. 

Ueberdies  müssen  nach  diesen  seitlichen  Zwischenräumen  Fenster  in  den 
Giebeln  derjenigen  Gebäude  an  den  Strassen  VIII  und  XV  angelegt  werden, 
die  rein  nach  Norden  gelegene  Vorder-  oder  Rückseiten  haben,  damit  die  den 
freistehenden  Giebeln  anliegenden  Vorder-  und  Hinterzimmer  mindestens  ein 
Fenster  nach  der  Ost-  oder  Westseite  erhalten. 

Hofbebauung  und  Vorgärten. 

§  9.  Nur  in  den  Höfen  der  Bauquartiere  3,  6,  9  des  Plangebietes 
dürfen  kleine  Gebäude  geringen  Umfanges  errichtet  werden,  die  jedoch  nicht 
zu  Pferdeställen  eingerichtet  werden  dürfen.  Sie  dürfen  bis  Dachfirst  nicht 
über  4  m  hoch  sein  und  müssen  von  dem  Vordergebäude  mindestens  6  m 
Abstand  halten. 

Flügelbauten  sind  ausgeschlossen. 

§  10.  In  den  Vorgärten  dürfen  Vorbauten,  wie  z.  B.  Veranden,  Erker, 
Terrassen,  und  dergleichen  errichtet  werden,  wenn  sie  nicht  mehr  als  ein 
Drittel  der  Gebäudefront  einnehmen  und  nicht  mehr  als  1,5  m  über  die  Ge- 
bäudefront vortreten. 

Berechnung  der  Geschosszahl. 

§  11.  In  die  Zahl  der  Geschosse  sind  Kellergeschosse,  deren  Decken- 
unterkanten  sich  mehr  als  2  m  über  der  Fussweghinterkante  erheben,  etwaige 
Zwischengeschosse  und  obere  Halbgeschosse  einzurechnen;  das  Gleiche  gilt 
von  Dachgeschossen,  die  zu  Wohnzwecken  dienen  oder  einen  Neigungswinkel 
von  mehr  als  40°  haben. 

In  den  Kellergeschossen  dürfen  Wohn-  und  Schlafräume  überhaupt  nicht, 
Arbeitsräume  sowie  Verkaufsläden  nur  in  den  vom  Rathe  zu  bestimmenden 
Ausnahmefällen  eingerichtet  werden. 
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Gewerbliche  Anlagen. 

§  12.  Gewerbliche  Anlagen,  welche  durch  die  Art  ihres  Betriebes  eine 
Gefährdung  oder  durch  Entwickelung  von  Rauch,  Russ  oder  üblen  Gerüchen 
eine  Belästigung  für  die  benachbarten  Grundstücke  herbeizuführen  geeignet  sind, 
desgleichen  solche,  deren  Betrieb  mit  ungewöhnlichem  Geräusche  verbunden 
ist,  insbesondere  aber  alle  gewerblichen  Anlagen,  welche  den  Vorschriften  in 
§  16  fg.  der  Reichs -Gewerbeordnung  unterliegen,  sind  ausgeschlossen.  Das 
Gleiche  gilt  von  Niederlagsräumen  für  leicht  entzündliche  oder  übel- 
riechende Stoffe. 


IL  Vorschriften  über  Strassenherstellimg. 

§  13.  Die  Fahrbahnen  der  Verkehrsstrassen  sind  mit  bossirten  Steinen 
oder  Schlackensteinen  zu  pflastern. 

Die  Fusswege  der  Verkehrsstrassen  sind  nach  §  22  der  Ortsbauordnung 
zu  befestigen. 

§  14.  In  den  Wohnstrassen  sind  die  Fahrbahnen  mit  Macadam  und  die 
Fusswege  mit  Mosaikpflaster  oder  Klinker-  oder  Zementplatten  und  Bordsteinen 
erster  Klasse  zu  befestigen. 

III.  Schlussbestimmung. 

§  15.  Der  Königlichen  Kreishauptmannschaft  steht  das  Recht  zu,  Ab- 
weichungen von  einzelnen  Bestimmungen  dieses  Ortsgesetzes  zu  gestatten. 


Anlage  6. 


Schuldverschreibung    über    Darlehen    der  Landesversicherungs- 
anstalt zu  Arb eiterwohnungen  an  Arbeitgeber. 

Von  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich  Sachsen  zu  Dresden  habe 

ich,  der  Endesunterzeichnete  —  —  —  —  —  —  —  —  — 

wie  ich  hiermit  bekenne,  ein  Darlehen  von  —  —  M.  —  —  Pf.,  mit  Buchstaben 
—  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  Mark  —  —  Pf.,  in  baarem 

Gelde  erhalten  und  nach  Vereinbarung  mit  der  Darleiherin  mich  folgenden 
Bestimmungen  und  Verpflichtungen  unterworfen: 

Das  Darlehen  ist  nach  einhalbjährlicher,  beiden  Theilen  freistehender, 
jedoch  nur  für  den  31.  März,  30.  Juni,  30.  September  und  31.  Dezember  jeden 
Jahres  zulässiger  Kündigung,  in  baarem  Gelde  zurückzuzählen  und  bis  zur 
Rückzahlung  mit  jährlich  4 72  vom  Hundert,  nach  der  Fälligkeit  aber  mit  fünf 
vom  Hundert,  zu  verzinsen.  Die  Zinsen  sind  vierteljährlich  bis  zum  letzten 
März.  Juni,  September  und  Dezember  porto-  und  kostenfrei  abzuführen.  Unter- 
bleibt dies  auch  nur  theilweise  für  einen  Termin  länger  als  14  Tage,  so  kann 
die  Gläubigerin  die  in  Rückstand  gelassenen,  wie  auch  die  weiteren  Zinsen 
nach  Höhe  von  jährlich  5  %  beanspruchen,  auch  das  Darlehen  sofort,  ohne  zu 
kündigen,  zurückfordern. 

Die  Gläubigerin  ist  ferner  befugt,  die  Rückzahlung  des  Darlehens  binnen 
vier  Wochen  zu  verlangen,  wenn  eine  der  nachstehenden  Bedingungen  seitens 
des  Schuldners  nicht  beachtet  wird. 
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1.  Zur  Veräusserung  oder  Weiterbelastung  des  Pfandgrundstückes  ist  die 
Genehmigung  der  Darleiherin  einzuholen. 

2.  Das  Pfandgrundstück  ist  in  allen  seinen  Theilen  stets  in  gutem  und 
sauberem  Zustande  zu  erhalten;  bauliche  Veränderungen,  durch  welche  die 
Zahl  der  Wohnungen  vermehrt  oder  die  Grösse  solcher  verändert  wird,  be- 
dürfen der  Zustimmung  der  Ausleiherin. 

3.  Das  Pfandgrundstück  darf  nur  zu  Arbeiterwohnungen  benutzt,  bezw. 
vermiethet  werden.  Die  Aufnahme  von  Quartierleuten  in  Untermiethe  ist  aus- 
zuschliessen. 

4.  Ueber  die  Benutzung,  Vermiethung  und  Verwaltung  des  Pfandgrund- 
stückes sind  der  Darleiherin  die  gewünschten  Mittheilungen  zu  machen.  Zur 
Erhöhung  der  der  Darleiherin  anzugebenden  Miethpreise  für  die  Arbeiter- 
wohnungen, deren  Ueberlassung  an  Versicherte  der  Landesversicherungsanstalt 
Königreich  Sachsen  gegen  billige,  den  ortsüblichen  Preis  gleichgrosser  Wohnungen 
in  Privathäusern  nicht  übersteigende  Entschädigungen  zu  erfolgen  hat,  ist  die 
Genehmigung  der  Darleiherin  einzuholen. 

5.  Den  Vertretern  oder  Beauftragten  der  Darleiherin  ist  zu  jeder  Zeit 
die  Besichtigung  des  beliehenen  Grundstückes,  Einsicht  in  die  Geschäftsbücher 
über  die  Verwaltung  des  letzteren  u.  s.  w.  zu  gestatten. 

Däfern  die  vorstehend  sub  1 —  5  gedachten  Bedingungen  erfüllt  werden, 
sichert  die  Darleiherin  zu,  einen  Theilbetrag  der  bis  zur  vollständigen  Rück- 
zahlung des  Darlehens  mit  4*/2  %  von  dem  ursprünglichen  Betrage  desselben 
zu  zahlenden  Zinsen  nach  je  10  Jahren  auf  Kapitaltilgung  zu  verrechnen,  so 
zwar,  dass  vom  ab  gerechnet 

nach  Ablauf  von  10  Jahren  die  ersten  11%, 

„  20  „  weitere  17%, 
.    30      „  „  23%, 

„    40      „  „  33%  und 

„    44      „  die  letzten  16o/0 

des  Darlehens  in  ihren  Büchern  abgeschrieben  werden. 

Der  Schuldner  hat  alle  durch  die  Aufnahme,  Kündigung,  Rückzahlung, 
Quittung,  Abtretung,  Einziehung  des  Darlehens,  durch  Eintragung,  Löschung 
Uebertragung  der  dafür  bestellten  Hypothek  oder  sonst  entstehenden  gericht- 
lichen oder  aussergerichtlichen  Kosten  und  Auslagen  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Erstattbarkeit  und  mit  Einschluss  der  Stempel-  und  anderen  Abgaben  allein 
zu  tragen  und  zu  erstatten.  Für  das  Schuldverhältniss  mit  der  Landesversiche- 
rungsanstalt Königreich  Sachsen  ist  deren  Sitz  „Dresden"  Leistungsort;  die 
Zahlungen  sollen  an  ihrer  Kassenstelle  erfolgen. 

Der  Schuldner  bestellt  wegen  des  Darlehens  sammt  Zinsen  erste  Hypothek 
an  dem  ihm  gehörigen,  auf  Blatt  —  —  des  Grundbuches  für  —  —  —  —  — ■ 

beim  Königlichen  Amtsgericht  —  eingetragenen  Grundstücke.  Die 

Ertheilung  eines  Hypothekenbriefes  ist  nach  Einigung  mit  der  Gläubigerin,  wie 
diese  durch  Mitunterzeichnung  dieser  Urkunde  bestätigt,  ausgeschlossen. 

An  dem  soeben  genannten  Grundstücke  räumt  der  Schuldner  ferner  der 
Landesversicherungsanstalt  Königreich  Sachsen  das  Vorkaufsrecht  für  alle  Ver- 
kaufsfälle bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  —  —  —  und,  wenn  bis  dahin  das  Dar- 
lehen noch  nicht  ganz  zurückgezahlt  ist,  bis  zu  dessen  späteren  vollständigen 
Abstossung  ein. 

Der  Schuldner  bewulligt  und  beantragt  hiermit: 

1.  die  Eintragung  der  Darlehenshypothek  an  —  —  M.  —  —  Pf.  mit  dem 
Zinssatz  von  41/2,  eintretenden  Falles  5  vom  Hundert  und  der  Ausschliessung 
des  Hypothekenbriefes  und 

2.  die  Eintragung  des  Vorkaufsrechts  nach  Massgabe  dieser  Urkunde  auf 
Blatt  —  —  des  Grundbuches  für  —  —  —  —  — ,  sowie 
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3.  die  Ausfertigung  einer  beglaubigten  Abschrift  dieser  Urkunde  nebst 
Anerkennungsvermerk  und  eines  vollständigen  Auszugs  aus  dem  bezeichneten 
Grundbuchblatt  für  die  Darleiherin. 

Der  Schuldner  verzichtet  auf  Erfolgsnachricht. 

Der  mitunterzeichnete  Vorstand  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich 
Sachsens  nimmt  Namens  der  letzteren  alle  obigen  Erklärungen  des  Schuldners  an. 


Anlage  6  a. 

Schuldverschreibung    über    Darlehen    der  Landesversicherungs- 
anstalt zu  Arbeiterwohnungen  an  Arbeitnehmer. 

Von  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich  Sachsen  zu  Dresden  habe 

ich,  der  Endesunterzeichnete  —  —  —  —  —  

wie  ich  hiermit  bekenne,  ein  Darlehen  von  M.  Pf.,  mit  Buchstaben : 


in  baarem  Gelde  erhalten  und  nach  Vereinbarung  mit  der  Darleiherin  mich 
folgenden  Bestimmungen  und  Verpflichtungen  unterworfen: 

Das  Darlehen  ist  nach  einhalbjährlicher,  beiden  Theilen  freistehender,  jedoch 
nur  für  den  31.  März,  30.  Juni,  30.  September  und  31.  Dezember  jeden  Jahres 
zulässiger  Kündigung  in  baarem  Gelde  zurückzuzahlen  und  bis  zur  Rückzahlung 
mit  jährlich  4!/2  vom  Hundert,  nach  der  Fälligkeit  aber  mit  5  vom  Hundert  zu 
verzinsen.  Die  Zinsen  sind  vierteljährlich  bis  zum  letzten  März,  Juni,  Sep- 
tember und  Dezember  porto-  und  kostenfrei  abzuführen.  Unterbleibt  dies  auch 
nur  theilweise  für  einen  Termin  länger  als  14  Tage,  so  kann  die  Gläubigerin 
die  in  Rückstand  gelassenen,  wie  auch  die  weiteren  Zinsen  nach  Höhe  von  jähr- 
lich 5%  beanspruchen,  auch  das  Darlehen  sofort,  ohne  zu  kündigen,  zu- 
rückfordern. 

Die  Gläubigerin  ist  ferner  befugt,  die  Rückzahlung  des  Darlehens  binnen 
vier  Wochen  zu  verlangen,  wenn  eine  der  nachstehenden  Bedingungen  seitens 
des  Schuldners  nicht  beachtet  wird. 

1.  Zur  Veräusserung  oder  Weiterbelastung  des  Pfandgrundstückes  ist  die 
Genehmigung  der  Darleiherin  einzuholen. 

2.  Das  Pfandgrundstück  ist  in  allen  seinen  Theilen  stets  in  gutem  und 
sauberem  Zustande  zu  erhalten. 

3.  Das  Pfandgrundstück  darf  nur  zu  Arbeiterwohnungen  benutzt,  bezw. 
vermiethet  werden.  Die  Aufnahme  von  Quartierleuten  in  Untermiethe  ist  aus- 
zuschliessen. 

4.  Ueber  die  Benutzung  und  Vermiethung  des  Pfandgrundstückes  ist  der 
Darleiherin  auf  Verlangen  Auskunft  zu  geben.  Zur  Erhöhung  der  der  Darleiherin 
anzugebenden  Miethpreise  für  die  Arbeiterwohnungen,  deren  Ueberlassung  an 
Versicherte  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich  Sachsen  gegen  billige, 
den  ortsüblichen  Preis  gleichgrosser  Wohnungen  in  Privathäusern  nicht  über- 
steigende Entschädigung  zu  erfolgen  hat,  ist  die  Genehmigung  der  Darleiherin 
einzuholen. 

5.  Den  Vertretern  oder  Beauftragten  der  Darleiherin  ist  zu  jeder  Zeit  die 
Besichtigung  des  beliehenen  Grundstückes  und  die  Einsicht  in  die  abgeschlossenen 
Mietverträge  zu  gestatten. 

Däfern  die  vorstehends  sub  1—5  gedachten  Bedingungen  von  dem  Schuldner 
allenthalben  erfüllt  werden,  soll  von  den  Zinsen,  welche  mit  41/,2  %  des  vollen 

Darlehens,  also  mit  —  —  M.  Pf.  vierteljährlich,  bis  zu  dessen  gänzlicher 

Abstossung  zu  zahlen  sind,  ein  Theilbetrag  auf  Kapitaltilgung  verrechnet,  und 
zwar  sollen 
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nach  Ablauf  von  10  Jahren  11  0  o, 

„    20     „       weitere      23  o/0, 

n     30       n  n  33  0'0  und 

„    44     „      die  letzten  16  o/0 

von  dem  Darlehen  dem  Schuldner  bei  der  Landesversicherungsanstalt  gut- 
geschrieben werden.  Der  Schuldner  hat  jedoch  auf  eine  solche  Abschreibung 
keinen  Anspruch,  vielmehr  werden  die  mit  "4l/2  °/o  gezahlten  Zinsen  nur  als 
solche  verrechnet,  wenn  von  ihm  während  der  zehnjährigen  Periode,  nach  deren 
Ablauf  die  Abschreibung  auf  das  Darlehen  in  den  Kassenbüchern  der  Landes- 
versicherungsanstalt erfolgen  soll,  eine  der  Bestimmungen  und  Bedingungen 
dieses  Vertrages  nicht  erfüllt  und  die  etwaige  Ausnahme  von  der  Landes- 
versicherungsanstalt nicht  genehmigt  ist. 

Der  Schuldner  hat  alle  durch  die  Aufnahme,  Kündigung,  Rückzahlnng, 
Quittung.  Abtretung,  Einziehung  des  Darlehens,  durch  Eintragung,  Löschung. 
Uebertragung  der  dafür  bestellten  Hypothek  oder  sonst  entstehenden  gericht- 
lichen Kosten  und  Auslagen  ohne  Rücksicht  auf  deren  Erstattbarbeit  und  mit 
Einschluss  der  Stempel-  und  anderen  Abgaben  allein  zu  tragen  und  zu  er- 
statten. Für  das  Schuldverhältniss  mit  der  Landesversicherungsanstalt  König- 
reich Sachsen  ist  deren  Sitz  „Dresden"  Leistungsort;  die  Zahlungen  sollen  an 
ihrer  Kassenstelle  erfolgen. 

Der  Schuldner  bestellt  wegen  des  Darlehens  sammt  Zinsen  Hypothek  an 

dem  ihm  gehörigen,  auf  Blatt  —  —  des  Grundbuches  für  —  —  beim 

Königlichen  Amtsgericht  —  —  —  —  —  —  eingetragenen  Grundstücke  und 

unterwirft  sich  in  Ansehung  dieser  Hypothek  gemäss  §  794  Ziffer  5  und  §  800 
der  Zivilprozessordnung  der  sofortigen  Zwangsvollstreckung  in  der  Weise,  dass 
die  Zwangsvollstreckung  aus  dieser  Urkunde  auch  gegen  den  jeweiligen  Eigen- 
thümer  des  verpfändeten  Grundstückes  zulässig  ist.  Die  Ertheilung  eines 
Hypothekenbriefes  ist  nach  Einigung  mit  der  Gläubigerin,  wie  diese  durch  Mit- 
unterzeichnung dieser  Urkunde  bestätigt,  ausgeschlossen. 

An  dem  genannten  Grundstücke  räumt  der  Schuldner  ferner  der  Landes- 
versicherungsanstalt Königreich  Sachsen  das  Vorkaufsrecht  für  alle  Verkaufs- 
fälle bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  —  —  und,  wenn  bis  dahin  das  Darlehen  noch 
nicht  ganz  zurückgezahlt,  bis  zu  der  späteren  vollständigen  Abstossung  ein: 

Der  Schuldner  bewilligt  und  beantragt  hiermit: 

1.  die  Eintragung  der  Darlehenshypothek  an  —  —  M.  —  —  Pf.,  mit  dem 
Zinssatze  von  4x/2,  eintretenden  Falles  5  vom  Hundert  und  sonst  nach  Maass- 
gabe dieser  Urkunde,  insbesondere  auch  der  Zulässigkeit  sofortiger  Zwangs- 
vollstreckung gegen  den  jeweiligen  Eigenthümer  und  der  Ausschliessung  des 
Hypothekenbriefes  und 

2.  Die  Eintragung  des  Vorkaufsrechts  nach  Maassgabe  dieser  Urkunde  auf 
Blatt  des  Grundbuchs  für  —  —  ■ —  sowie 

3.  die  Ausfertigung  einer  beglaubigten  Abschrift  dieser  Urkunde  nebst 
Anerkennungsvermerk  und  eines  vollständigen  Auszugs  aus  dem  bezeichneten 
Grundbuchsblatt  für  die  Darleiherin. 

Der  Schuldner  verzichtet  auf  Erfolgsnachricht. 

Der  mitunterzeichnete  Vorstand  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich 
Sachsen  nimmt  Namens  der  letzteren  alle  obigen  Erklärungen  des  Schuldners  an. 


und  Dresden, 
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Anlage  6  b. 

Schuldverschreibung    über    Darlehen    der  Landesversicherungs- 
anstalt zu  Arbeiterwohnungen   an   Stiftungen,   Vereine  gemein- 
nütziger Art,    Bauvereine,    Genossenschaften  und  Aktiengesell- 
schaften. 

Von  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich  Sachsen  zu  Dresden  hat 


wie  hiermit  bekennt,  ein  Darlehen  von  —  M.  Pf.,  mit 

Buchstaben:  —  —  —  —  Mark  —  —  Pf.,  erhalten 

und  nach  Vereinbarung  mit  der  Darleiherin  sich  folgenden  Bestimmungen  und 
Verpflichtungen  unterworfen : 

Das  Darlehen  ist  nach  einhalbjährlicher,  beiden  Theilen  freistehender,  jedoch 
nur  für  den  31.  März,  30.  Juni,  30.  September  und  31.  Dezember  jeden  Jahres 
zulässiger  Kündigung  zurückzuzahlen  und  bis  zur  Rückzahlung  mit  jährlich 
4%,  nach  der  Fälligkeit  aber  mit  5%  zu  verzinsen.  Die  Zinsen  sind  viertel- 
jährlich bis  zum  letzten  März,  Juni,  September  und  Dezember  porto-  und 
kostenfrei  abzuführen.  Unterbleibt  dies  auch  nur  theilweise  für  einen  Termin 
länger  als  14  Tage,  so  kann  die  Gläubigerin  die  in  Rückstand  gelassenen,  wie 
auch  die  weiteren  Zinsen  nach  Höhe  von  5  %  beanspruchen,  auch  das  Darlehen 
sofort,  ohne  zu  kündigen,  zurückfordern. 

Die  Gläubigerin  ist  ferner  befugt,  die  Rückzahlung  des  Darlehns  binnen 
vier  Wochen  zu  verlangen,  wenn  ohne  ihre  Zustimmung  das  untenbezeichnete, 
für  das  Darlehen  verpfändete  Grundstück  weiter  belastet  wird. 

Die  Schuldnerin  hat  alle  durch  die  Aufnahme,  Kündigung,  Rückzahlung, 
Quittung,  Abtretung,  Einziehung  des  Darlehens,  durch  Eintragung,  Löschung, 
Uebertragung  der  dafür  bestellten  Hypothek  oder  sonst  entstehenden  gericht- 
lichen oder  aussergerichtlichen  Kosten  und  Auslagen  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Erstattbarkeit  allein  zu  tragen  und  zu  erstatten. 

Für  das  Schuldverhältniss  mit  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich 
Sachsen  ist  deren  Sitz  „Dresden"  Leistungsort;  die  Zahlungen  sollen  an  ihrer 
Kassenstelle  erfolgen. 

Die  Schuldnerin  bestellt  wegen  des  Darlehns  sammt  Zinsen  Hypothek  an 

den  ihr  gehörigen,  auf  Blatt  —  —  des  Grundbuchs  für  —  —  —  beim 

Königlichen  Amtsgericht  —  ■  —  eingetragenen  Grundstücke.    Die  Er- 

theilung  eines  Hypothekenbriefes  ist  nach  Einigung  mit  der  Gläubigerin,  wie 
diese  durch  Mitunterzeichnung  dieser  Urkunde  bestätigt,  ausgeschlossen. 

Nach  Vereinbarung  mit  der  Landesversicherungsanstalt  soll  mit  der  Ge- 
währung des  Darlehns  der  in  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  — 


bezeichnete  Zweck  im  Interesse  des  Arbeiterstandes  gefördert  und  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  verpfändete  Grundstück  diesem  Zwecke  dient,  der 
Schuldnerin  ein  Theilbetrag  der  oben  bedungenen  Zinsen  gestundet  und  nach 
Ablauf  bestimmter  Zeitabschnitte  erlassen,  bezw.  auf  Tilgung  der  Darlehns- 
schuld  verrechnet  werden.  Die  Schuldnerin  ist  jedoch,  wie  sich  aus  der  Anlage 
ergiebt,  in  gewissen  Fällen  der  Landesversicherungsanstalt  zur  Nachzahlung 
der  Zinsen  auf  fünf  Jahre  zurück  bis  zur  Erfüllung  des  Zinssatzes  von  4  °/o  ver- 
pflichtet und  bestellt  der  Landesversicherungsanstalt  für  die  ihr  gemäss  der 
weiteren  aus  der  Anlage  ersichtlichen  Vereinbarung  zustehenden  Ansprüche 

eine  besondere  Sicherungshypothek  zum  Höchstbetrage  von  M.  Pf., 

in  Buchstaben:  Mark  Pf.,  an  dem  oben  gedachten  Grund- 
stücke. 

Die  Schuldnerin  bewilligt  und  beantragt  hiermit: 

1.  die  Eintragung  der  Darlehenshypothek  an  M.  Pf.  mit  dem 

Zinssatze  von  4,  eintretenden  Falles  5  vom  Hundert  und  der  Ausschliessung 
des  Hypothekenbriefes  —  —  —  —  —  —  und 
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2.  die  Eintragung  der  Sicherungshypothek  zum  Höchstbetrage  von  —  —  M. 
 Pf., 

nach  Massgabe  dieser  Urkunde  im  Grundbuche,  sowie 

3.  die  Ausfertigung  einer  beglaubigten  Abschrift  dieser  Urkunde  nebst  An- 
erkennungsvermerk und  eines  vollständigen  Auszuges  aus  dem  bezeich- 
neten Grundbuchsblatt  für  die  Darleiherin. 

Die  Schuldnerin  verzichtet  auf  Erfolgsnachricht. 

Der  mitunterzeichnete  Vorstand  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich 
•Sachsen  nimmt  Namens  der  letzteren  alle  obigen  Erklärungen  der  Schuldnerin  an. 


Im  Anschluss  an  den  vorstehenden  Vertrag  über  Beleihung  des  Grundstückes 


Sicherungsanstalt  Königreich  Sachsen  zu  Dresden",  als  Darleiherin,  und  der 


als  Darlehnsschuldnerin,  Folgendes  vereinbart  worden: 

1.  Nach  dem  vorbezeichneten  Vertrage  hat  die  Darlehenschuldnerin  das  ihr 

von  der  Landesversicherungsanstalt  gewährte  Darlehen  an  M.  mit  4% 

zu  verzinsen  und  diese  Zinsen  vierteljährlich  abzuführen. 

Däfern  sowohl  die  nach  dem  Darlehensvertrage  übernommenen  Verpflichtungen, 
als  auch  die  nachstehenden  Bestimmungen  und  Bedingungen  allenthalben  be- 
achtet und  erfüllt  werden,  soll  jedoch  von  den  4% igen  Zinsen  ein  Theil 
gestundet  und  ein  weiterer  Theil  zur  Tilgung  des  gewährten  Darlehens  ver- 
wendet werden,  dergestalt,  dass  auf  solange,  als  in  den  Wohnhäusern  des  oben 
bezeichneten  Grundstückes  wenigstens  die  Hälfte  der  Wohnungen  an  solche 
Personen  vermiethet  wird,  welche  bei  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich 
•Sachsen  versichert  sind  oder  von  ihr  Rente  beziehen,  der  Darlehensschuldnerin 
die  Abführung  eines  Theilbetrages  von  1j2°/o  der  bedungenen  4% igen  Zinsen 
bis  auf  weiteres  gestundet  wird. 

Sobald  weniger  als  die  Hälfte  sämmtlicher  Wohnungen  an  Miether  aus  dem 
Kreise  der  Versicherten  und  Rentenempfänger  vermiethet  wird,  kann  die  Dar- 
leiherin den  Zinsfuss  nach  Höhe  von  4%  fordern,  und  zwar  nicht  nur  für  die 
Zukunft,  sondern  auf  fünf  Jahre  zurück  oder,  wenn  das  Darlehen  noch  nicht  so 
lange  gewährt  ist,  auf  die  Zeit  der  Darlehensgewährung. 

Sind  über  50  bis  60°/o  der  Wohnungen  an  Versicherte  oder  Rentenempfänger 
vermiethet,  so  werden  die  mit  3l/2°/o  des  ursprünglichen  Darlehens  gezahlten 
Beträge  nur  als  Zinsen  verrechnet;  bei  einer  höheren  Prozentziffer,  und  zwar  bei 


übersteigenden  Zahlungen  zur  allmählichen  Tilgung  des  Darlehens  verrechnet 
und  auf  letzteres  bei  Erfüllung  der  übernommenen  Verpflichtungen  aller  fünf 
Jahre  in  den  Büchern  der  Landesversicherungsanstalt  Königreich  Sachsen  abge- 
schrieben werden. 

2.  Die  verpfändeten  Wohnhäuser,  welche  zur  Beschaffung  von  billigen  und 
gesunden  Wohnungen  errichtet  und  zur  Förderung  dieses  Zweckes  von  der 
Landesversicherungsanstalt  in  der  geschehenen  Weise  beliehen  sind,  dürfen 
nicht  zu  anderen  Zwecken  benutzt  werden,  es  sei  denn,  dass  auf  Antrag  für 
bestimmte  Räumlichkeiten  eine  andere  Benutzung  von  der  Landesversicherungs- 
anstalt nachgelassen  wird. 

Bei  neuer  Vermiethung  von  Wohnungen  sind  vorzugsweise  Arbeiter  oder 
andere  Personen,  welche  bei  der  Landesversicherungsanstalt  versichert  sind 
oder  von  ihr  Rente  beziehen,  zu  berücksichtigen. 

3.  Die  einzelnen  Wohnungen  sind  nur  je  einer  Familie  oder  Person  zur 
Benutzung  zu  überlassen,  Untermiethe,  Ueberlassung  von  Schlafstellen  und 


Nachtrags  vertrag. 


Blatt  —  —  des  Grundbuchs  für 


ist  zwischen  der  „Landesver- 


werden  die  eine 
Verzinsung  von 
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dergleichen  Wohnungsnutzung  an  Personen,  welche  nicht  zur  Familie  des 
Miethers  gehören,  darf  ohne  Genehmigung  der  Landesversicherungsanstalt  weder 
gestattet  noch  geduldet  werden. 

4.  Der  Miethzins  und  die  etwaigen  weiteren  Entschädigungen  für  Wasser, 
Beleuchtung  u.  dergl.  sollen  den  für  gleichgrosse  Wohnungen  ortsüblichen 
Miethzins  nicht  übersteigen.  Jede  Erhöhung  ist  dem  Vorstande  der  Landes- 
versicherungsanstalt alsbald  mitzutheilen. 

5.  Die  Darlehnsschuldnerin  hat  auf  die  pflegliche  Benutzung  der  Grund- 
stücke zu  sehen  und  dafür  zu  sorgen,  dass  dieselben  in  allen  Theilen  stets  in 
gutem  Zustande,  sauber  und  in  Ordnung  gehalten  werden. 

Ohne  Zustimmung  der  Landesversicherungsanstalt  ist  die  Zahl  oder  Grösse 
der  Wohnungen  nicht  zu  ändern. 

6.  Der  Landesversicherungsanstalt  ist  über  die  Vermiethung  und  sonstige 
Benutzung,  über  bauliche  Veränderungen  und  über  die  Verwaltung  der  Grund- 
stücke Auskunft  zu  geben,  die  Zahl,  Lage  und  Grösse  der  Wohnungen  durch 
Uebersendung  eines  Grundrisses  für  die  verschiedenen  Arten  von  Wohnungen 
in  den  Pfandgrundstücken  mitzutheilen,  alljährlich  ein  Verzeichniss  der  je- 
weiligen Miether  unter  Angabe  des  Namens,  Berufs  und  Geburtstages  sowie 
der  Jahresbericht  einzureichen,  über  Inhalt  und  Aenderung  der  Mietverträge, 
der  Hausordnung  und  sonstigen  Vorschriften  für  die  Miether  alsbald  Mittheilung 
zu  machen,  auch  dis  Besichtigung  der  Grundstücke  und  Einsicht  in  die  Bücher 
über  deren  Verwaltung  während  der  Geschäftszeit  unter  Benachrichtigung  der 
Darlehensschuldnerin  zu  gestatten.  Der  Vorstand  der  Landesversicherungs- 
anstalt Königreich  Sachsen  wird  jedesmal  nach  Prüfung  der  nach  Vorstehendem 
alljährlich  einzusendenden  Berichte  etc.  der  Schuldnerin  mittheilen,  ob  und 
inwieweit  danach  die  Voraussetzungen  zur  Zinsengestundung  und  Tilgung  er- 
füllt sind. 

7.  Ueber  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  sich  auf  die  beliehenen 
Grundstücke  beziehen,  ist  besondere  Rechnung  zu  führen  und  jährlich  ab- 
zuschliessen.  Die  sich  danach  ergebenden  Ueberschüsse  haben  im  Sinne  Ver- 
wendung zu  finden. 

8.  Wird  ein  Pfandgrundstück  ohne  Zustimmung  der  Landesversicherungs- 
anstalt weiter  belastet,  so  ist  dieselbe  berechtigt,  die  sofortige  Rückzahlung 
des  Darlehens  unter  Abzug  der  Beträge,  welche  nach  Ziffer  1  auf  dasselbe  ab- 
geschrieben sind,  zu  verlangen. 

9.  Die  unter  1  zugesicherten  Abschreibungen  erfolgen  nur  in  den  Büchern 
der  Landesversicherungsanstalt  unter  Benachrichtigung  der  Darlehensschuldnerin. 
Beantragt  die  letztere  vor  vollständiger  Tilgung  der  Schuld  die  grundbücher- 
liche  Verlautbarung  solcher  Abschreibungen,  so  ist  sie  verpflichtet,  den  Schuld- 
rest ein  halbes  Jahr  nach  Stellung  dieses  Antrages  zurückzuzahlen. 


Anlage  7. 

Wohnungsordnung  für  die  Stadt  Crimmitschau. 
(Entwurf.) 

Um  die  Herstellung  ungesunder  Wohnungen  sowie  die  gegen  die  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  verstossende  Ausnutzung  von  Wohnungen  zu  verhindern 
und  die  Beseitigung  ungesunder  Wohnungen  zu  ermöglichen,  wird  über  die 
Beschaffenheit  und  die  Benutzung  aller  Wohnungen  in  hiesiger  Stadt  das  nach- 
stehende Ortsgesetz  erlassen. 
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I.  Allgemeine  Bestimmungen  für  Wohnungen. 

§  i. 

Begriffsbestimmungen. 

Wohnungen  im  Sinne  dieses  Ortsgesetzes  sind  alle  dem  regelmässigen  und 
dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  thatsächlich  dienenden  Wohn-,  Schlaf-  und 
Arbeitsräume,  soweit  letztere  nicht  der  Aufsicht  der  Gewerbeinspektion  unter- 
stehen. 

Die  über  die  Familienwohnungen  getroffenen  Bestimmungen  sollen  nur 
auf  gemeinschaftliche  Haushaltungen  von  drei  oder  mehr  Personen  Anwendung 
erleiden. 

§  2. 

Beschaffenheit  der  Wohnungen. 

Alle  Wohnungen  sollen  sich  in  einem  gesundheitsmässigen  Zustande  be- 
finden, sie  sollen  insbesondere  hinlänglich  gross,  hell,  luftig,  trocken  und  zu- 
gänglich sein  und  gegen  die  Unbilden  der  Witterung  ausreichenden  Schutz 
bieten. 

Jeder  Wohn-,  Arbeits-  oder  Schlafraum  soll  mit  mindestens  einem  nach 
dem  Freien  zu  öffnenden,  genügend  grossen  Fenster  versehen  sein. 

Jede  Familienwohnung  soll  wenigstens  aus  einem  heizbaren  Wohnraum 
und  einem  Schlafraum  von  zusammen  mindestens  30  qm  Grundfläche,  einem 
Abort  und  womöglich  einer  Küche  bestehen  und  muss  von  innen  verschliessbar 
und  mit  einer  Klingel  versehen  sein. 

Einzelne  Zimmer  mit  eigenem  Zugange  sind  als  selbständige  Wohnungen 
zulässig,  sollen  aber  nicht  als  Familienwohnungen  benutzt  werden. 

§  3. 

Benutzung  der  Wohnnngen. 

Räume,  die  zum  Wohnen  oder  sonst  zum  dauernden  Aufenthalte  von 
Menschen  bestimmt  sind  (Wohn-,  Schlaf-  und  Arbeitsräume)  sollen  zu  diesen 
Zwecken  nicht  von  einer  so  grossen  Anzahl  von  Personen  benutzt  werden,  dass 
dadurch  die  Gesundheit  oder  Sittlichkeit  gefährdet  wird. 

Als  überfüllt  ist  eine  Wohnung  anzusehen,  wenn  sie  nicht  für  jede  er- 
wachsene Person  wenigstens  20  cbm  und  für  jedes  Kind  wenigstens  10  cbm 
Luftraum  bietet. 

§  4- 

Pflichten  der  Hausbesitzer. 

Bei  allen  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  bestimmten  Gebäuden 
ist  der  Hausbesitzer  verpflichtet,  die  durch  ungenügende  Unterhaltung  des 
Gebäudes  verursachten,  für  die  Bewohner  gesundheitsschädlichen  Zustände  zu 
beseitigen ,  insbesondere  Vorkehrungen  zum  Schutze  gegen  eindringende 
Feuchtigkeit  zu  treffen  und  die  Heiz-  und  Beleucbtungseinrichtuugen,  die 
Wasserversorgungs-  und  Entwässerungsanlagen  sowie  die  Aborte  in  ordnungs- 
mässigem  baulichem  Zustande  zu  erhalten. 

Der  Hausbesitzer  hat  auch  dafür  zu  sorgen,  dass  die  zu  seinem  Grund- 
stücke gehörenden,  nicht  mit  einer  einzelnen  Wohnung  vermietheten  Höfe, 
Lichthöfe  und  Lichtschächte  regelmässig  gereinigt  werden. 

§  5. 

Pflichten  der  Hausbewohner. 

Die  missbräuchliche  Benutzung  einer  Wohnung  in  solcher  Weise,  dass 
sie  dadurch  gesundheitsschädlich  wird,  ist  verboten. 
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Insbesondere  ist  verboten: 

a.  dauernde  Verunreinigung  einzelner  Theile,  sowie  der  Höfe,  Treppen, 
Gänge,  Aborte  und  anderer  Räume; 

b.  Aufbewahrung  übelriechender  Knochen ,  Lumpen  oder  sonstiger 
faulender  Gegenstände  oder  Vornahme  übelriechender  gewerblicher 
Verrichtungen ; 

e.  zweckwidrige  oder  übermässige  Feuchtigkeit  verursachende  Benutzung 
im  allgemeinen,  insbesondere  der  Wasserleitungs-,  Entwässerungs-, 
Heiz-  und  Kochanlagen; 

d.  Vernachlässigung  der  Lüftung  und  der  Reinhaltung  der  Abortanlagen. 

II.  Yermiethung  oder  Untervermiethung  von  Theilen 
einer  Wohnung. 

§  6. 

Mindestanzahl  der  Wohnräume  für  Yermiether  und  Theilmiether. 
Trennung  nach  dem  Geschlechte. 

Die  Theilvermiethung,  worunter  auch  die  Aufnahme  von  Schlafleuten 
fällt,  ist  verboten,  wenn  für  die  Familie  des  Vermiethers  (vgl.  §  1  Abs.  2)  nicht 
mindestens  ein  heizbarer  Wohnraum  und  ein  Schlafraum,  für  vermiethende 
einzelne  Personen,  wozu  auch  kinderlose  Ehepaare,  Vater  oder  Mutter  mit 
einem  Kind  zu  rechnen  sind,  nicht  mindestens  ein  heizbarer  Wohnraum  oder 
ein  Schlafraum  zur  eigenen  Benutzung  verbleiben.  Küchen  gelten  hierbei  nicht 
als  Wohn-  oder  Schlafräume.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  Blutsver- 
wandte des  Wohnungsinhabers  oder  seiner  Ehefrau,  die  eigene  Haushaltung 
nicht  führen,  und  nicht  auf  Kinder  unter  14  Jahren,  auch  dürfen  alleinstehende 
Männer  und  Frauen  Personen  desselben  Geschlechts  in  ihren  eigenen  Schlaf- 
räumen aufnehmen,  dafern  diese  den  sonstigen  Anforderungen  entsprechen. 

In  Untermiethe  wohnende  Familien  von  drei  oder  mehr  Personen  müssen 
mindestens  einen  heizbaren  Wohnraum  und  einen  Schlafraum  zur  Verfügung 
haben. 

In  eine  Wohnung  dürfen  nur  Schlafleute  gleichen  Geschlechtes  auf- 
genommen werden. 

§  t 

Mindestgrösse  der  Schlafräume.  Aborte. 

Sowohl  bei  Untervermiethung  als  bei  Aufnahme  von  Schlafleuten  muss 
in  den  zum  Schlafen  bestimmten  Räumen  auf  jede  darin  schlafende  Person  ohne 
Unterschied  des  Alters  und  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Zugehörigkeit  zur  Familie 
des  Haushaltungsvorstandes  mindestens  10  cbm  Luftraum  und  3^2  qm  Boden- 
fläche kommen. 

Für  die  Aborte  gelten  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  Baugesetzes 
vom  1.  Juli  1900. 

§  8. 

Abgeschiedenheit  und  Lage  der  Wohnräume  für  Theilmiether. 

Die  Wohnräume  der  Theilmiether  müssen  mit  einer  Thür  vom  innen 
verschliessbar,  von  den  eigenen  Wohnräumen  des  Wohnungsinhabers  und  seiner 
Familie  vollständig  getrennt  sein  und  eigenen  Zugang  haben. 

Auch  dürfen  sich  in  Hausfluren,  Vorsälen,  Vorräumen  von  Aborten, 
Kellern,  offenen  Dachböden  und  solchen  Räumen,  deren  Benutzung  zum 
dauernden  Aufenthalte  von  Menschen  gesundheitspolizeilich  unzulässig  erscheint. 
Schlafstellen  nicht  befinden. 
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Reinhaltung  der  Schlafstellen. 
Aiischlag  eines  Auszuges  der  Wohnungsordnung. 

Wer  Schlafleute  aufnimmt,  ist  verpflichtet,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 

a.  jeder  Person  ein  besonderes  Bett  und  ein  Wasch-  und  Trinkgeschirr 
zur  Verfügung  gestellt,  auch  beides  täglich  in  Ordnung  gebracht  und 
sauber  gehalten  wird; 

b.  die  Schlafräume  täglich  gereinigt,  thunlichst  ein  bis  zwei  Stunden 
gelüftet  und  wenigstens  einmal  wöchentlich  gescheuert  werden; 

c.  ein  Abdruck  der  Vorschriften  in  §§  6  bis  9  dieser  Wohnungsordnung 
in  jedem  von  Schlafleuten  benutzten  Räume  an  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  angeschlagen  wird. 


Die  Vermiethung  von  Theilen  einer  Wohnung  kann  untersagt  oder  be- 
schränkt werden,  wenn  gegen  den  Vermiether  Thatsachen  vorliegen,  die  die 
Annahme  rechtfertigen,  dass  das  Miethverhältniss  zur  Förderung  der  Unsitt- 
lichkeit  gemissbraucht  werde. 


III.  Schlafstellen  der  Dienstboten  und  gewerblichen  Arbeiter. 


Die  Schlafstellen  der  Dienstboten  und  gewerblichen  Arbeiter  haben  im 
Allgemeinen  den  Vorschriften  des  §  2  zu  entsprechen;  es  sollen  jedoch  bis  auf 
weiteres  auch  solche  Schlafstellen,  die  Licht  und  Luft  nur  von  der  Treppe  oder 
dem  Hausflur  her  erhalten,  nachgelassen  sein,  wenn  sie  sonst  den  Anforderungen 
genügen,  mit  ausreichenden  Lüftungseinrichtungen  versehen  sind  und  ins- 
besondere Thüren  von  Aborten  ohne  Wasserklosets  nicht  nach  dieser  Treppe 
oder  diesem  Hausflur  führen. 

Die  Schlafstellen  sollen  für  Personen  verschiedenen  Geschlechts  gesondert 
und  von  den  Schlafräumen  der  Dienstherrschaft  und  des  Arbeitgebers  voll- 
ständig getrennt  und  von  innen  verschliessbar  sein.  Die  Aufnahme  derartiger 
Personen  in  die  Schlafzimmer  der  Familie  ist  nur  erlaubt,  insofern  auch  dabei 
die  Trennung  Erwachsener  nach  dem  Geschlechte  beobachtet  wird. 

Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §  7  Abs.  1  und  des  §  8  Abs.  2 
auch  hier  Anwendung. 


Die  in  Abschnitt  II  bezeichneten  Wohnräume  und  Schlafstellen  werden 
von  Zeit  zu  Zeit  auf  die  Einhaltung  der  darüber  bestehenden  Vorschriften 
untersucht. 

Andere  Wohnräume  und  die  in  Abschnitt  III  bezeichneten  Schlafstellen 
sind  nur  in  besonderen  Fällen,  und  zwar  namentlich  dann  zu  untersuchen,  wenn 
bekannt  wird,  dass  aus  ihrer  Benutzung  Nachtheile  für  die  Gesundheit  oder 
Sittlichkeit  zu  befürchten  sind. 

VI.  Internationaler  Wohnuugskongress.  33 


§  io. 

Untersagung  oder  Beschränkung  der  Teilvermiethung. 


IT.    Beaufsichtigung  der  Wohnungen. 
Ausführungsbestinimungen. 

§  12. 

Untersuchung  der  Wohnungen. 
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§  13. 

Wohnungsausschuss. 

Die  Handhabung  der  Wohnungspflege  nach  Massgabe  dieser  Wohnungs- 
ordnung ist  dem  durch  den  I.  Nachtrag  zum  Allgemeinen  Ortsstatut  der  Stadt 
Crimmitschau  vom  15.  Juni  1900  bestellten  ständigen  Ausschusse  übertragen, 
der  die  Bezeichnung  „Wohnungsausschuss"  führt. 

Der  Ausschuss  wird  gebildet  aus 

a.  zwei  Rathsmitgliedern,  worunter  sich  jederzeit  das  befinden  muss,  dem 
die  Rathsabtheilung  für  Baupolizei  unterstellt  ist; 

b.  fünf  Stadtverordneten; 

c.  den  nach  §  6  Abs.  1,  e  der  Ortsarmenordnung  für  die  Stadt 
Crimmitschau  dem  Armenausschuss  angehörenden  jeweiligen  Bezirks- 
vorstehern oder  deren  auch  aus  der  Zahl  der  Armenpfleger  wähl- 
baren Stellvertreter. 

Die  unter  a  und  b  Genannten  sind  als  Wohnungspfleger  thätig. 

Die  Mitglieder  unter  a  —  wovon  das  eine  Vorsitzender,  das  andere  sein 
Stellvertreter  sein  soll  —  werden  vom  Stadtrathe,  die  unter  b  von  den  Stadt- 
verordneten gewählt. 

Zu  den  Berathungen  des  Wohnungsausschusses  sind  der  Polizeiarzt  und 
der  mit  den  baupolizeilichen  Revisionen  betraute  Assistent  des  Stadtbauamtes 
mit  berathender  Stimme  hinzuzuziehen. 

§  14. 

Rechte  und  Pflichten  der  Ausschussmitglieder,  insbesondere  der 
Wohnungspfleger. 

Die  Wohnungspfleger  haben  sich,  soweit  erforderlich,  Kenntniss  von  den 
gesundheitlichen  Verhältnissen  der  Grundstücke  und  Wohnungen  der  ihnen  zu- 
gewiesenen Bezirke  zu  verschaffen  und  zu  erhalten,  insbesondere  haben  sie  ihr 
Augenmerk  auf  die  Beschaffenheit  und  Benutzung  der  Gebäude,  Wohnungen 
und  Räume  im  Hinblick  auf  die  bestehenden  und  durch  diese  Wohnungsordnung 
eingeführten  gesundheitspolizeilichen  Vorschriften  zu  richten. 

Es  ist  deshalb  während  der  Tagesstunden  von  9  Uhr  morgens  bis  6  Uhr 
abends  den  Wohnungspflegern  sowie  den  anderen  Ausschussmitgliedern,  allein 
oder  mit  den  auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Wohnungsausschusses  hinzu- 
gezogenen Sachverständigen,  nach  Vorlegung  ihres  amtlichen  Ausweises  der 
Zutritt  zu  den  Privatgrundstücken,  den  Gebäuden  und  Wohnungen  zu  ge- 
währen; auch  ist  ihnen  auf  Befragen  Auskunft  zu  ertheilen,  wo  und  soweit  es 
zur  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  nöthig  ist. 

Falls  es  den  Wohnungspflegern  oder  den  anderen  in  der  Wohnungspflege 
thätig  werdenden  Mitgliedern  des  Wohnungsausschusses  nicht  gelingt,  von 
ihnen  wahrgenommene  gesundheitswidrige  oder  gesundheitsbedenkliche  Zustände 
alsbald  zu  beseitigen,  so  haben  sie  die  Angelegenheit  dem  Vorsitzenden  des 
Wohnungsausschusses  zu  melden,  der  sie,  soweit  nöthig,  mit  einem  Gutachten 
des  Polizeiarztes  oder  des  bautechnischen  Beamten  versehen,  dem  Ausschuss 
zur  Entschliessung  vorlegt. 

§  15. 

Berathungen  des  Wohnungsausschusses. 

In  den  Sitzungen  des  Wohnungsausschusses,  die  nach  Bedarf  vom  Vor- 
sitzenden anberaumt  werden,  haben  die  Wohnungspfleger  und  die  übrigen  Aus- 
schussmitglieder alle  gesundheitswidrigen  oder  bedenklichen  Zustände  der 
Wohnungsverhältnisse,  deren  Besserung  sie  nicht  auf  gütlichem  Wege  zu  ver- 
mitteln vermögen,  zwecks  Beschlussfassung  zur  Sprache  zu  bringen. 
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Haben  auch  die  hierauf  vom  Wohnungsausschuss  beschlossenen  und  vor- 
genommenen Versuche  einer  gütlichen  Erledigung  keinen  Erfolg  gehabt,  so  wird 
die  Angelegenheit  dem  Stadtrathe  zur  Weiterverfolgung  überwiesen. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Wohnungsausschusses  ist 
in  den  Sitzungen  von  einem  Kathsexpedienten  ein  Protokoll  zu  führen,  das  dem 
Stadtrathe  zur  Kenntniss  und  Erschliessung  vorzulegen  ist. 

§  16- 
Wohnungsamt. 

Die  Erledigung  der  vom  Wohnungsausschusse  nach  §  15  Abs.  2  dem  Rathe 
überwiesenen  Angelegenheiten  übernimmt  die  Rathsabtheilung  für  das  Baupolizei- 
wesen. Diese  Rathsabtheilung  hat  überhaupt  die  laufenden  Geschäfte,  soweit  sie 
nicht  dem  Wohnungsausschuss  überwiesen  sind,  zu  erledigen  und  ausserdem 
den  Wohnungsausschuss  bei  Ausübung  seiner  Thätigkeit  zu  unterstützen, 
namentlich  ihm  Auskunft  aus  den  Baupolizeiakten  zu  ertheilen  sowie  bei  der 
Aufdeckung  gesundheitsbedenklicher  Zustände  behilflich  zu  sein. 

Sie  führt  in  diesem  Geschäftsbereich  die  Bezeichnung  „Wohnungsamt". 

§  17. 

Verfügungen  gegen  gesundheitswidrige  oder  sonst  unzulässige 
Wohnnngsverhältnisse. 

Die  Benutzung  gesundheitsschädlicher  oder  den  Vorschriften  dieser 
Wohnungsordnung  sonst  nicht  entsprechender  Wohn-,  Schlaf-  und  Arbeitsräume 
kann  entweder  ganz  untersagt  oder  von  der  Beseitigung  bestimmter,  die 
Gesundheit  gefährdender  Ursachen  abhängig  gemacht  werden.  Ueberdies  kann 
unbeschadet  des  Strafverfahrens  nach  §  19  die  Ausweisung  der  in  die  Wohnung 
aufgenommenen  Personen  angeordnet  werden. 

Eine  infolge  uutersagter  Benutzung  geräumte  Wohnung  darf  entweder 
überhaupt  oder  vor  Beseitigung  der  das  Verbot  begründenden  Ursachen  nicht 
wieder  in  Benutzung  genommen  werden. 

§  18 

Befreiung  von  einzelnen  Bestimmungen. 

In  Fällen,  in  denen  die  Handhabung  dieser  Wohnungsordnung  zu  Härten 
und  Unbilligkeiten  führen  würde,  kann  das  Rathskollegium  besonders  in  den  bei 
Erlass  der  Wohnungsordnung  schon  bestehenden  Wohngebäuden,  auf  ein  beim 
Wohnungsamt  anzubringendes  Gesuch  hin,  eine  Befreiung  von  einzelnen  Be- 
stimmungen eintreten  lassen.  Das  Gleiche  kann  geschehen,  wenn  Räume  nur 
auf  kurze  Zeit  zum  vorübergehenden  Aufenthalt  von  Menschen,  z.  B.  auf  Zeit 
beschäftigten  Arbeitern  benutzt  werden  sollen. 

Y.  Straf-  und  ScMussbestimmungen. 

§  19. 

Strafbestimmungen. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  huudert  Mark  oder  im  Falle  der  Uneinbringlichkeit 
mit  Haft  bis  zu  14  Tagen  wird  bestraft,  wer  den  Bestimmungen  in  §§  6  bis  9 
oder  einem  nach  den  §§  10  oder  17  erlassenen  Verbote  zuwiderhandelt  oder 
den  vom  Wohnungsamte  getroffenen  Anordnungen  nachzukommen  unterlässt. 

§  20. 

Haftbarkeit  der  Hausverwalter  oder  sonstigen  Vertreter  des  Vermiethers. 

Sind  die  Vorschriften  dieses  Ortsgesetzes  von  Personen  übertreten  worden, 
•die  der  Vermiether  zur  Vermiethung  oder  Verwaltung  der  Miethsräume  bestellt 
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hatte,  so  trifft  die  Strafe  diese  Personen.  Der  Vermiether  ist  neben  ihnen 
strafbar,  wenn  er  es  bei  der  nach  den  Verhältnissen  möglichen  eigenen  Beauf- 
sichtigung oder  bei  der  Wahl  seiner  Vertreter  an  der  erforderlichen  Sorgfalt 
hat  fehlen  lassen. 

§  21. 
Geltungsbereich. 

Diese  Wohnungsordnung  regelt  die  Beschaffenheit  und  Benutzung  aller 
Wohnungen,  gleichviel,  ob  sie  baupolizeilich  genehmigt  sind  oder  nicht.  Die 
für  die  Ausführung  von  Neu-  und  Umbauten  geltenden  baupolizeilichen  Vor- 
schriften werden  hierdurch  nicht  berührt. 

Auf  die  Leistung  von  Militärquartier  im  Kriege  oder  Frieden  sowie  auf 
Gasthöfe,  Herbergen  und  ähnliche  Unternehmungen,  die  nach  §  33  der  Gewerbe- 
ordnung der  Erlaubnis  bedürfen,  findet  die  Wohnungsordnung  keine  An- 
wendung. 

§  22. 

Inkrafttreten  der  Wohnungsordnuug. 

Diese  Wohnungsordnung  tritt  am  1.  April  1903  in  Kraft. 
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II.  The  Housing  Problem  in  the  United  Kingdom. 

By  Henry  R.  Aldridge, 
Secretary  of  the  National  Housing  Reform  Council,  London. 

Before  entering  into  details  relative  to  the  special  character  of  the 
Housing  Problem  in  the  United  Kingdom,  I  would  venture  to  place 
before  the  Congress  a  Bird's-eye-view  of  the  general  Situation;  I  must 
however  explain  that  owing  to  the  fact  that  the  Census  Returns  taken 
in  1901  are  not  yet  available,  I  have  been  compelled  to  quote  the  last 
available  figures,  which  were  published  in  1892,  nearly  ten  years  ago. 

England  and  Wales. 

Dealing  first  in  order  with  England  and  Wales,  out  of  a  total 
number  of  6 131 001  homes  containing  in  all  29  002  525  men,  women 
and  children,  there  were  286  964  one  room  homes,  697  322  two  room  homes, 
756  756  three  room  homes,  1  464  681  four  room  homes,  2  925  278  homes 
with  five  rooms  or  more. 

I  may  explain  that  the  term  „home",  is  used  to  imply  the  dwelling 
place  of  a  separate  family  unit,  whether  that  family  consists  of  one  or 
ten  persons,  and,  the  line  of  overcrowding  is  passed  when  the  proportion 
of  the  members  of  each  family  in  relation  to  room  accommodation  is  more 
than  two  adult  persons  per  room  (two  children  under  12  years  of  age 
being  reckoned  as  one  adult  person). 

Passing  now  from  these  figures  for  the  whole  of  England  and 
Wales,  it  may  be  at  once  stated  that  overcrowding  with  us,  as  in  most 
other  countries,  is  mainly  confined  to  large  industrial  areas;  but  even  in 
the  towns  the  proportion  of  overcrowding  varies  to  a  remarkable  extent. 
Thus,  taking  the  great  towns  in  England  and  Wales,  the  following 
comparison  of  the  six  most  overcrowded  towns,  with  the  six  towns  in 
which  overcrowding  is  least,  a  very  wide  ränge  will  be  shewn. 

Proportion  of  overcroAvding. 


Gateshead  . 

.    40,728  % 

Preston     .  . 

•    4,13  0  ( 

Newcastle  . 

.    35,08  „ 

Nottingham  . 

•    3,62  „ 

Sunderland 

.    32,85  „ 

Croydon    .  . 

■    2,76  „ 

Plymouth  . 

•    26,27  „ 

Derby  .    .  . 

•    2,69  „ 

Halifax  . 

•    21,31  „ 

Leicester  .  . 

•    2,22  „ 

Bradford 

.    20,61  „ 

Portsmouth  . 

•    1,74  „ 

In  a  similar  way  the  figures  for  English  and  Welsh  Counties  vary 
Tery  greatly.  Comparing  again  the  six  worst  counties  with  the  six 
best,  we  find: 
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Northumberland     .    .    .  38,69% 

Durham   34,03  „ 

Yorkshire  (West  Riding)  16,49  „ 

Pembroke   14,33  „ 

Cumberland   13,02  „ 

Warwickshire    ....  11,82  „  | 


Herefordshire   3,65  °/o 

Kent   .  3,00  „ 

Sussex   2,90  „ 

Radnorshire   2,79  „ 

Surroy   2,70  „ 

Hampshire   2,58  „ 


These  figures  of  relative  overcrowding  cannot,  however,  possibly 
convey  a  füll  idea  of  the  gravity  of  the  Problem;  let  me  therefore  give 
some  concrete  instances. 

In  England  and  AYales  alone  it  is  estimated  that  there  were  481  653 
families  containing  3  258  044  overcrowded  persons  living  more  than  two 
to  one  room,  making  a  percentage  of  11,23,  or  more  than  one  in  ten,  of 
the  whole  population.  London  heads  the  list  in  regard  to  the  number 
of  overcrowded  persons,  no  less  than  386  489  Londoners  being  found, 
on  taking  the  census  returns,  living  in  single  room  homes,  in  some  cases 
as  many  as  8,  10  and  12  people  being  crowded  together.  Taking  all 
the  cases  of  overcrowding  in  London,  nearly  900  000  Londoners,  or  nearly 
one  fifth  of  the  total  population  of  the  city  which  Cobbett  likened  to  a 
„Huge  Wen"  on  the  face  of  nature,  are  thus  living  under  conditions 
which  present  a  Standing  menace  to  public  health.  Liverpool  has 
1  432  courts  and  alleys,  the  houses  in  which  are  described  by  the  Medical 
Officers  of  Health  as  „pent  up,  airless  and  sunless,  ruinously  dilapidated, 
and  saturated  with  filth."  There  are,  in  addition,  3  288  cellar  dwellings 
in  Liverpool,  in  which  11  000  people  live  below  the  street  level.  Ply- 
mouth  has  one  third  of  its  population  living  in  one  and  two  roomed  houses. 
Newcastle  has  65  347  overcrowded  persons,  and,  quite  recently  the 
Committee  of  the  Newcastle  Corporation  have  reported  that  10  000  people 
need  housing  by  the  public  authority. 

I  might  give  in  greater  detail  figures  relative  to  our  large  industrial 
towns.  The  above  are  some  of  the  worst  cases;  and  the  evil  lessens  in 
intensity  with  our  departure  from  the  more  densely  packed  industrial 
districts.  It  must  not  be  imagined,  however,  that  rural  districts  are 
free  from  the  evil,  for  in  these  also  the  supply  has  been  unequal  to  the 
demand.  Three  enquiries  have  recently  revealed  the  following  facts  with 
regard  to  certain  of  our  rural  districts.  One  enquiry  shewed  that  in 
78  villages  containing  4  179  cottages,  there  were  1  000  bad,  or  extremely 
bad,  2  500  with  no  fire-place  or  other  efficient  Ventilation  in  any  bed 
rooms ;  700  with  water  supply  bad,  or  absent.  Another  enquiry  shewed 
that  in  240  villages  with  10  000  dwellings,  there  were  5  000  bad  cottages. 
A  third  enquiry  was  made  in  1897  (by  the  Land  Law  Reform 
Association)  into  the  condition  of  the  cottages  in  nearly  400  villages 
chosen  from  all  parts  of  the  country;  in  half  the  villages  the  general 
condition  of  the  cottages  was  found  to  be  unsatisfactory  or  very  bad, 
in  over  a  quarter  the  water  supply  was  bad,  in  over  a  quarter  there 
were  not  enough  houses  for  the  people,  three  quarters  of  the  cottages 
had  not  more  than  two  bed  rooms,  and  two  thirds  of  the  cottages  had  no 
fire-place  in  the  bed  rooms. 

In  our  Country  we  are  face  to  face  with  a  problem  of  rural 
depopulation  which  perplexes  many  other  countries  in»  Europe,  and  all 
classes  of  the  Community  are  quickly  realising  that  the  rural  housing 
problem  is  closely  bound  up  with  the  wider  problem  of  the  drifting  of 
the  agricultural  worker  to  the  town. 
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Scotland. 

Scotland  is  anotlier  division  of  the  United  Kingdoin  and  the  Census 
Returns  of  1891  shew  that  out  of  a  total  of  874  007  Scotch  families 
no  less  than  535  168  families  lived  in  one  and  two  room  homes.  An 
analysis  of  these  figures  will  be  interesting;  thus  of  the  193  337  families 
living  in  one  roomed  homes,  in 

50  603  cases  the  family  consisted  of  one  person, 
47  742  „ 


2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 


persons, 


32  298  „ 
23  980  „ 
16  768  „ 
10  726  „ 
6  228  „ 
3  084  „ 
1  260  „ 
471  „ 
108  „ 

69     „      ,,       „  ,,        „  12  or  more  persons. 

Of  the  341  831  cases  of  families  living  in  two  rooms  there  were 
21  732  cases  in  which  the  family  consisted  of  one  person, 
49  864     „     „      „      „       „  „        „    2  persons. 

53  162     „     „      „      „       „  ,.        „  3 

52183     „     „      „      „       „  „        „  4 

48125     „     „      „      „       „  „        „  5 

41  208     „     „      „      „       „  „        „  6 

31512     „     „      „      „       „  „        „  7 

21  906     „     „      „      „       „  „        „  8 

12  568     „     „      „      „       „  „        „  9 

6  012     „     „      ,.      „       „  „  „10 

2  390     „     „      „      „       „  „  „11 

1  169      „     „      „      „       „  „         „  12  or  more  persons. 

A  Return  published  by  the  Glasgow  City  Council  last  year  shews, 
that  in  Glasgow  alone  in  1901  there  were  36  000  one  roomed  homes, 
and  70  000  two  roomed  homes.  The  same  Return  shews  that  in  Edin- 
burgh at  the  same  period  there  were  7 139  one  roomed  homes  and 
17  621  two  roomed  homes. 

Ireland. 

Coming  next  in  order  to  Ireland,  our  Census  Commissioners  adopted 
a  different  Standard  of  comparison,  for  they  divided  the  houses  into 
four  classes,  and  stated  that  there  were  62  613  „First  Gass"  houses, 
454  870  „Second  Gass"  houses,  359  308  „Third  Gass"  houses  and 
55  322  „Fourth  Gass"  houses.  The  Standard  of  houses  in  Ireland  is 
certainly  below  that  of  other  parts  of  the  United  Kingdom.  The  Fourth 
Gass  houses,  for  instance,  include  20  617  mud-cabins:  and  Dublin,  the 
chief  city  of  Ireland,  possesses  some  of  the  worst  slums  in  the  Kingdom. 

The  evil  effects  of  these  conditions  I  do  not  propose  to  dwell  upon. 
The  Congress  will,  I  am  sure,  not  need  convincing  as  to  the  dire  effects 
of  overcrowding  and  bad  housing  conditions  generally  on  the  physical 
and  moral  health  of  apeople;  this  we  all  take  for  granted. 

In  passing,  however,  I  may  say,  that  in  the  United  Kingdom,  as 
elsewhere,  it  can  be  clearly  demonstrated  that  bad  conditions  of  housing 
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stand  in  vital  relation  to  Sickness  and  Death;  wherever  the  slum  is 
found,  there  the  fever  fiend  has  the  most  deadly  grip.  Our  Doctors 
have  recently  started  a  much  needed  Crusade  against  that  terrible  scourge 
Consumption,  and  their  advocacy  of  the  provision  of  Sanatoria  with  a 
plentiful  provision  of  pure  air  and  sunshine,  is  giving  great  weight  to 
the  contention  of  Housing  Reformers  that  as  ,,prevention  is  better 
than  eure",  so  we  need  tö  build  permanent  barriers  against  the  spread 
of  Phthisis  by  flooding  our  streets  and  homes  with  sunshine  and  pure 
air.  I  will  not,  however,  dwell  on  this  point  further,  but  will  hasten 
on  to  an  analysis  of  the  problem  as  it  faces  all  practical  Reformers 
the  United  Kingdom. 

In  the  very  valuable  list  of  questions  which  Dr.  Alb  recht  kindly 
sent  me  (and  which,  by  the  way,  made  me  feel  that  the  reputation  which 
Germany  possesses  for  thoroughness  in  investigation,  is  well  deserved) 
I  find  several  questions  which  I  may  now  answer. 

Our  great  English  poet,  Milton,  has  aline  which  reads:  „Liberty  they 
cry,  when  license  'tis  they  mean",  and,  it  may  well  be,  that  in  our 
English  desire  for  personal  freedom  from  restraint,  there  has  been  a 
tendency  to  degenerate  into  license.  Certain  it  is,  that  until  within  the 
last  half  Century  our  Systems  of  local  government  were  almost  in  a 
condition  of  chaos.  We  have  a  proverb  to  the  effect  „that  that  which 
is  everybody's  business,  is  nobody's  business",  and  the  f'olly  of  allowing 
builders  of  workmen's  houses  to  work  „their  own  sweet  will"  without 
the  pressure  of  any  public  feeling,  can  be  seen  in  many  large  industrial 
towns.  If  one  were  looking  down  from  a  balloon,  one  would  see  long 
and  unbroken  rows  of  straight-faced  houses  (which  have  been  wittily 
termed  „Brick  boxes  with  slate  lids  on"),  all  of  them  packed  in  close 
narrow  streets,  and  with  just  sufficient  room  at  the  rear  for  the  necessary 
washing  tub  and  dust  bin;  in  some  cases  a  little  piece  of  earth  is  grud- 
gingly  given  as  a  garden;  but,  in  only  too  many  cases,  the  houses  have 
been  packed  so  closely  as  to  make  one  imagine  that  land  is  almost 
as  valuable  as  gold.  Still  looking  down  from  the  balloon,  one's  eye 
would  travel  to  a  green  field  in  which  a  cow  or  a  horse  or  two  would  be 
peacefully  grazing,  and,  doubtless  the  thought  would  rise  to  one's  mind, 
that  the  boasted  „rights  of  man"  were  of  less  importance  than  the  rights 
of  co ws  or  the  rights  of  cabbages.  Certainly  horses  and  cabbages  have 
plenty  of  room  to  grow,  whilst  our  little  children  are  denied  room  to 
breathe  and  play  freely. 

Coming  now  in  detail  to  the  questions  which  Dr.  AI  brecht  has 
kindly  put  to  me,  I  may  say,  that  in  the  past,  design  in  the  laying  out 
of  our  towns  has  been,  as  a  rule,  conspieuous  by  its  absence.  We  are 
now,  however,  realizing  the  need  for  public  supervision  and  control;  thus, 
all  plans  for  the  erection  of  houses  have  to  be  passed  by  the  Town  or 
District  Council  for  the  area  and  these  plans  have  to  conform  to  cer- 
tain „bye  laws"  which  have  been  previously  adopted  by  this  local 
authority.  Unhappily,  these  „bye- laws"  are  by  no  means  uniform 
throughout  the  United  Kingdom;  and,  although  the  Local  Government 
Board  has  urged  Local  Authorities  to  adopt  certain  „model  bye-laws", 
in  only  too  many  cases  Local  Authorities  have  not  yet  brought  their 
regulations  up  to  the  Standard.  In  all  cases,  it  may  be  said,  that  whilst 
there  is  a  fairly  vigilant  insistance  on  conformity  to  a  minimum  Standard, 
our  Municipal  statesmen  have  yet  to  realise  their  duty  in  regard  to  the 
encouragement  of  builders  to  improve  greatly  upon  this  minimum  Standard 
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and  to  pass  beyond  „the  Letter  of  the  Law"  in  this  respect.  As  a 
rule,  Single  streets  are  taken  into  the  building  scheine  as  they  are 
required,  and  although  in  some  cases  of  large  estates  the  streets  of  an 
entire  quarter  are  laid  out  previously,  there  is  no  uniformity  in  this 
respect.  In  a  similar  way,  local  „bye-laws"  provide  for  certain  restrictions 
in  regard  to  the  width  of  front  and  back  streets.  With  reference  to 
streets  in  new  quarters,  the  usual  plan  is,  for  the  proprietors  and 
builders  to  make  the  streets,  and  then  when  the  houses  are  inhabited 
and  the  streets  used,  to  hand  the  maintenance  of  them  over  to  the  Town 
or  District  Council.  There  may  be  cases  in  which  sites  are  not  utilised, 
because  the  streets  required  have  not  been  laid  out;  but  the  number  of 
such  cases  will  be  very  small,  and  therefore  not  of  any  great  importance. 

Coming  next  to  the  conditions  of  land  tenure,  we  have  a  variety  of 
Systems.  1.  In  many  towns  land  is  sold  „out  and  out"  to  builders  and 
investors  in  house  property,  who  thus  acquire  the  „free-hold"  of  the 
land;  this  System  is  largely  the  rule  in  the  south  and  midlands  of  Eng- 
land. 2.  Then  we  have  the  lease-hold  System,  which  has  well  merited 
various  attacks  made  upon  it.  Thus  —  in  London  and  other  large 
towns  land  is  leased  by  the  owners  to  builders  for  a  period  of  99  years 
(and  even  less)  at  a  small  annual  ground  rent,  on  the  condition  that  at 
the  end  of  this  period  both  land  and  houses  shall  revert  to  the  des- 
cendants  of  the  man  granting  the  original  lease.  This  System  has  pro- 
duced  many  glaring  cases  of  „one  man  sowing,  and  another  reaping", 
and,  some  of  the  most  striking  examples  of  what  is  generally  called 
„unearned  increment"  have  been  found  in  this  relation.  By  the  way,  it 
has  been  very  wittily  said  by  Miss  Helen  Taylor,  step-daughter  of  our 
great  philosopher  John  Stuart  Mill,  that:  „It  is  wrong  to  call  it  „un- 
earned increment";  it  is  earned,  only  the  wrong  people  get  it."  3.  Then 
again,  we  have  a  System  of  long  lease-hold  tenancy.  Two  of  the  most 
interesting  examples  of  this  are  to  be  found  in  Lancashire  and  Scotland. 
In  Lancashire  land  is  leased  on  what  is  called  a  „chief  rent",  which  is 
a  fixed  quantity  for  999  years;  whilst  in  Scotland,  land  is  let  on  a  Feu 
Duty,  which  is  fixed  for  an  interminable  period.  It  will  thus  be  seen 
that  we  have  a  variety  of  Systems  of  ownership,  or  modified  ownership, 
of  the  land. 

Coming  to  the  houses  built  on  the  land,  these  are  mostly  owned 
by  small  investors,  and  there  are  very  few  cases  in  which  one  or  two 
men  own  the  whole  township.  In  a  great  many  instances  houses  are 
owned  by  the  people  residing  in  them,  but  there  are  very  few  cases 
outside  of  Scotland  (where  it  prevails  to  a  fairly  large  extent  in 
towns  like  Glasgow)  in  which  a  proprietorship  of  any  one  building  is 
divided.  There  is  undoubtedly  a  great  deal  of  professional  speculation 
in  land  property,  and,  although  it  cannot  be  said  that  there  is  any  de- 
finitely  conceived  plan  adopted  by  land  owners  for  forcing  up  the  value 
of  land  in  any  particular  district,  yet  there  can  be  no  doubt  that  this 
end  is  achieved  in  only  too  many  cases,  as  a  result  of  their  unwilling- 
ness  to  put  too  much  land  on  the  market  at  once.  It  seems  to  be  an 
„unwritten  law"  amongst  owners,  that  land  shall  not  be  put  on  the 
market  until  it  is  „ripe",  or,  in  other  words,  until  it  fetches  a  high 
price.  The  price  which  is  paid  for  the  free-hold  of  a  plot  sufficient  to 
take  a  workman's  cottage,  vary  in  a  remarkable  degree.  In  Newcastle- 
on-Tyne,  for  instance,  as  much  as  £  1  per  Square  yard,  or  nearly  £  5000 
per  acre,  is  demanded,  whilst  on  the  borders  of  other  towns,  5  Shillings 


per  Square  yard,  or  £  1210  per  acre,  is  demanded.  There  can  be  no  doubt 
that  during  the  last  25  years  there  has  been  a  rise  in  the  prices  of 
sites  and  also  in  the  cost  of  building,  probably  in  both  cases  equal  to 
25  or  30  per  cent,  and,  quite  naturally  the  rents  charged  for  the  houses 
have  increased  in  proportion.  I  must,  however,  point  out  here,  that  the 
cost  of  production  of  a  house  can  be  by  no  means  taken  as  an  index 
to  the  rent  charged  for  it;  because,  for  some  reason  or  another,  in  many 
parts  of  the  United  Kingdom  private  enterprise  has  failed  to  meet  the 
needs  of  the  people,  and  a  house  famine  has  resulted.  Following  on 
this,  the  usual  evil  features  of  all  famines  have  presented  themselves, 
with  the  result,  that  whilst  in  Leicester  (a  midland  town,  with  only 
2  percent  of  overcrowding)  a  I*oot  Operative  can  get  a  five  roomed  cottage 
for  6  sh.  6  d.  per  week;  in  Newcastle  a  man  has  to  pay  7  sh.  6  d.  for 
three  rooms  in  a  „flat".  The  variations  throughout  the  Kingdom  are 
indeed  most  perplexing,  and  compel  the  economist  to  realise  that  the 
action  of  the  forces  which  we  generally  sum  up  when  we  speak  of  the 
„Law  of  Supply  and  Demandu,  has  not  been  able  to  solve  this  problem. 

With  reference  to  the  question  of  Hypothecation  or  Mortgage  of 
property,  we  have  no  public  register  of  land,  and,  as  a  result,  the  cost 
of  land  transfer  is  very  great.  Our  System  in  this  respect  calls  for 
great  alteration.  The  cost  of  transferring  the  ownership  of  two  or 
three  houses  is  ridiculously  large.  We  have  no  special  organizations 
for  granting  loans  on  property,  but,  here,  as  elsewhere,  there  are  mort- 
gage companies  whose  special  business  it  is  to  lend  money  on  property. 
In  addition,  we  have  an  enormous  number  of  what  are  called  „Building 
Societies",  which  lend  money  to  their  members  to  enable  them  to  buy 
houses  already  built,  or  even  in  some  cases  to  build  them;  a  Mortgage 
Deed  over  the  house  being  granted  to  the  Society  as  security.  Pro- 
bably the  finest  and  best  form  of  this  is  to  be  found  in  our  great  Co- 
operative  Movement,  which,  during  the  last  30  years  has  lent  Five 
Millions  of  pounds  Sterling,  mainly  on  this  particular  plan. 

Whilst  it  cannot  be  said  that  „Men  of  straw"  are  deliberately  put 
forward  to  undertake  building  Operations,  there  can  be  no  doubt  that 
many  builders  try  to  carry  on  their  work  with  insufficient  capital.  A 
term  which  has  almost  an  international  significance  has  probably  come 
into  being  in  relation  to  this  particular  class.  Everyone  now-a-days  has 
heard  of  the  „jerry-builder",  and,  the  jerry-builder  belongs  to  the  class 
of  speculative  builders.  It  would  be  unfair  to  say  that  all  speculative 
builders,  or  even  the  majori ty  of  them,  have  acted  inimicably  to  the 
public  well-being;  but,  there  can  be  no  doubt  that  their  lack  of  capital 
has  placed  them  in  the  hands  of  men  who  have  insisted  on  extortionate 
rates  of  interest  to  cover  the  risk,  and  that,  in  their  eagerness  to  pay 
these  high  rates  of  interest,  they  have  been  led  to  questionable  procee- 
dings  in  regard  to  bad  laying  of  drains  and  general  Jerry  work".  Pro- 
bably the  greatest  sinner  is,  however,  the  man  who  buys  an  estate  at 
a  high  price,  and  then  proceeds  to  carve  it  up.  Mr.  Cadbury  at  Bourn- 
ville  has  laid  it  down  as  a  fundamental  regulation  that  not  more  than 
eight  houses  should  be  built  on  an  acre  of  land.  But,  many  of  these 
speculators  have  crowded  so  many  houses  on  an  acre  of  land,  that  one 
feels  their  mathematical  ingenuity  must  have  been  severely  strained. 
The  evil  they  have  wrought  has  been  terrible.  They  have  taken  ad- 
vantage  of  the  laxity  of  public  opinion  to  ruthlessly  shut  out  light  and 
air;  play-grounds  for  children  are  conspicuous  by  their  absence,  and  as, 
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in  only  too  many  cases,  their  first  and  last  thought  has  been  to  make 
money,  considerations  of  public  health  seem  hardly  to  have  crossed 
their  minds. 

With  regard  to  taxation,  local  fiscal  burdens  or  „rates"  are  levied 
on  houses.  As  a  rule,  the  amount  on  which  rates  are  levied  is  two  thirds 
of  the  annual  rental  value,  and,  although  a  certain  uniformity  exists 
throughout  an  area,  our  practice  leaves  much  to  be  desired;  thus  com- 
plaints  are  not  lacking  that  whilst  some  large  owners  of  property  pay 
on  a  low  assessment,  small  owners  are  compelled  to  pay  on  a  high 
assessment  and  out  of  their  due  proportion. 

There  are  legal  dues  to  be  paid  on  the  transference  of  property, 
and  Government  stamps  have  to  be  appended  to  all  the  documents,  with 
the  result,  that  the  central  Government  benefits  in  this  way;  but  there 
is  no  purchase  Tax  which  is  levied  in  aid  of  local  taxation. 

So  far  from  there  being  a  special  „site  tax",  it  is  a  standing  grie- 
vance  that  land  can  be  held  back  from  use  by  speculators  without  bear- 
ing  any  bürden  worth  mentioning.  Such  plots  are  rated  or  taxed 
according  to  their  yield,  and  not  according  to  their  market  value;  thus, 
a  field  on  the  outskirts  of  a  big  town  would  be  let  for  £  3  per  acre 
for  grazing  purposes,  and  rated  upon  this,  whilst  the  owner  of  the  field 
will  be  asking  10  sh.  per  Square  yard  for  the  freehold  of  building  land 
immediately  adjoining.  It  may  certainly  be  said  that  this  absence  of  a 
„site  value"  tax  enables  owners  to  withhold  their  land  from  use. 

We  have  not  a  special  tax  on  increase  of  rent,  but  we  have  a  prac- 
tical  inversion  of  this  in  a  compounding  System,  in  which  owners  of 
property  let  below  a  certain  rental  (varying  from  one  district  to  an- 
other)  are  allowed  a  remission  of  taxation.  In  passing  this  law  our 
Parliament  was  undoubtedly  influenced  by  the  hope  that  it  would  en- 
courage  the  erection  of  workmen's  houses;  but  we  are  beginning  to  see 
that  although  it  may  have  a  merit  in  this  respect,  it  is  open  to  strong 
criticism  on  the  ground  that  it  has  tended  to  stereotype  a  poor  kind  of 
dwelling. 

Coming  now  to  a  statement  of  the  views  of  the  Organization  which 
I  represent,  in  regard  to  the  Housing  Question,  I  ma}-  say,  that  we  are 
fully  convinced  —  First.  That  private  enterprise  has  failed  to  keep 
pace  with  the  needs  of  the  people.  Second.  That  we  have  to  blame  the 
laxity  of  public  opinion,  coupled  with  the  inadequacy  of  private  enter- 
prise, both  for  the  overcrowding  of  people  in  houses  and  the  overcrow- 
ding  of  houses  on  land.  Third.  That  we  can  never  hope  to  solve  the 
Housing  Question  until  a  very  large  measure  of  Municipal  action  has 
been  secured. 

We  are  strengthened  in  our  conviction  in  this  respect  by  the  history 
of  legislation  on  the  subject.  Commencing  in  1854  our  Parliament  has 
passed  a  long  series  of  enactments  relating  to  the  question.  Up  to  the 
year  1890,  however,  these  were  almost  exclusively  destructive,  and,  it 
is  estimated,  that  at  least  10  000  000  of  Pounds  Sterling  have  been  spent 
in  displacing  more  people  than  have  been  rehoused. 

This  expenditure  of  public  money  can,  of  course,  be  fully  justified 
on  the  ground  that  if  it  be  advisable  to  expend  public  money  on  a 
hospital  to  eure  people  of  fever  when  they  have  contracted  it,  it  is  even 
better  to  expend  public  money  in  the  clearance  of  a  slum  area  in  order 
to  prevent  people  catching  fever  at  ail.  The  great  faults,  however,  of 
this  method  of  dealing  with  the  Housing  question,  have  been  found  to 
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rest  in  the  fact  that  it  is  very  costly  (in  one  case  a  clearance  scheme 
costing  as  muck  as  £  250  per  family  displaced),  and  also  tends  to  accen- 
tuate  the  evil  it  attempts  to  solve.  The  matter  may  be  illustrated  in 
the  following  way.  —  If  we  take  a  thousand  houses  in  any  town,  we 
shall  find  that  they  graduate  downwards,  step  by  step,  from  the  very  best 
houses  in  which  rieh  people  live,  to  the  slums  in  which  the  poorest  poor 
live.  There  may  be  50  homes  of  the  latter  type,  and,  given  the  pre- 
sence  of  a  sufficient  number  of  families  to  fill  all  the  houses,  the  destruc- 
tion  of  the  50  slum  houses,  whilst  removing  a  cause  of  sickness  and 
death,  will  not  in  itself  secure  a  permanent  settlement  of  the  housing 
difficulty.  The  Community  will  still  be  faced  with  the  problem  as  to 
the  housing  of  the  people  displaced;  and,  experience  has  shewn  that, 
whenever  a  large  Clearance  scheme  has  been  undertaken  without  a  cor- 
responding  increase  in  aecommodation,  those  displaced  by  the  Clearance 
scheme  have  naturally  crowded  into  the  houses  just  above  the  slum 
level,  and  a  rapid  deterioration  in  these  houses  has  promptly  taken 
place.  Local  Authorities  throughout  the  United  Kingdom  have  now 
clearly  recognised  that  Clearance  schemes  provide  no  permanent  Solution 
for  the  housing  problem ;  and,  the  Housing  of  the  Working  Classes  Act 
of  1890  gives  ample  proof  that  the  lesson  has  been  fully  learned,  since 
it  gives  powers  to  Local  Authorities  to  acquire  land  and  build  houses, 
such  houses  to  be  retained  as  Municipal  property  and  let  to  Municipal 
tenants. 

The  Act  of  1890  is  of  very  great  importance  in  all  our  efforts  to 
deal  on  Municipal  lines  with  the  Housing  problem ;  and  I  therefore  ven- 
ture to  give  in  an  appendix  an  outline  of  its  main  features.  To  put  it 
briefly,  I  may,  however,  say  here  that  it  contains  four  parts;  parts  one 
and  two  deal  with  the  clearance  of  insanitary  areas;  part  three,  with 
the  purchase  of  land  (under  compulsion  if  necessary)  and  the  erection  of 
cottages  and  tenements;  and  part  four,  with  machinery  for  carrying  the 
Act  into  effect. 

Before  passing  on  to  give  an  aecount  of  construetive  Municipal 
action,  I  should  like  to  refer  to  the  failure  of  private  enterprise  to  solve 
the  problem;  and  I  cannot  do  better  in  this  relation  than  quote  the  follow- 
ing  from  a  speech  delivered  by  the  Lord  Provost  of  Glasgow  at  a  Con- 
ference of  Representatives  of  Municipal  Authorities  throughout  the  kingdom. 

,,I  am  personally  a  great  believer  in  what  is  roughly  called  the  law 
of  supply  and  demand.  I  can  never  acknowledge  it  as  an  universal 
principle  that  this  which  we  call  a  law  can  safely  be  left  to  settle  all 
transactions  and  requirements  in  all  circumstances ,  and  between  all 
classes  of  people.  In  order  that  the  principle  which  the  phrase  supply 
and  demand  is  supposed  to  embody  may  work  equitably,  there  would 
require  to  be,  as,  indeed,  I  admit  there  is  in  a  great  majority  of  cases, 
something  approaching  equality  between  the  buyer  and  the  seller.  As 
I  have  said,  in  most  cases  that  State  of  things  exists.  If  an  article 
exceeds  the  price  you  can  afford  to  pay,  you  can  generally  either  do 
without  it,  or  you  can  get  something  to  serve  in  its  stead,  or  can  afford 
to  wait  a  change  in  the  market.  None  of  these  considerations  apply 
here  in  the  question  of  housing.  The  demand  is  imperious,  and  brooks 
no  delay.  As  a  matter  of  fact  and  experience,  the  unembodied  law  of 
supply  and  demand  has  built  up  all  our  back  lanes,  has  crowded  tenants 
on  one  stairhead,  and  would,  if  a  sterner  law  than  itself  had  not  inter- 
fered,  have  perpetuated  those  narrow  lanes  and  dark  „closes"  and  sunless 
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rooms  which  were  the  scandal  of  our  social  condition.  ,,Leave  landlords 
alone",  says  this  so-called  law,  ,,and  enlightened  self-interest  will  teach 
them  to  compete  with  each  other  as  to  which  can  afford  the  best 
possible  accommodation  at  the  lowest  possible  price.  '  The  experience 
of  many  generations  has  taught  all  our  great  cities  that  this  is  not  so. 
The  cry  of  the  unhoused —  I  call  that  family  unhoused  which  lodges  in 
a  house  already  sufficiently  füll  without  them,  or  which  is  lodged  under 
conditions  and  environments  that  are  a  violation  of  every  sense  of 
decency  and  propriety — I  say  the  cry  of  the  unhoused  and  the  insuffi- 
ciently  housed  is  one  which  neither  as  individual  Citizens  nor  as  a  munici- 
pality,  and  neither  as  humanitarians  nor  as  Christians,  we  can  afford  to 
neglect.'1 

There  is,  unhappily,  only  too  much  evidence  in  support  of  this 
Statement  by  one,  of  the  leading  Municipal  Authorities  in  the  United 
Kingdom. 

Private  enterprise  has  proved  inadequate  to  meet  the  need,  and  men 
of  all  political  parties  have  been  compelled  to  give  their  approval  to 
Municipal  action.  This  „blessing"  of  Municipal  enterprise  is  all  the  more 
remarkable  on  account  of  the  fact  that  many  who  reluctantly  advocate 
it  are  strong  opponents  of  the  extension  of  collective  enterprise  in  other 
directions;  and,  we  may  therefore  unhesitatingly  assume  that,  so  far  as 
the  United  Kingdom  is  concerned,  Housing  progress  in  the  next  half 
Century  will  witness  a  great  development  in  this  respect.  The  matter, 
however,  can  be  put  beyond  doubt  by  a  brief  survey  of  what  has  already 
been  done,  and  a  reference  to  the  table  given  in  the  appendix. 

From  one  end  of  our  Country  to  the  other,  Municipal  Authorities 
are  undertaking  constructive  work.  The  London  County  Council  has 
already  in  hand  three  separate  Housing  estates;  on  the  first  of  these  (at 
Tooting)  and  the  second  (at  Norbury),  comprising  in  all  69V2  acres,  it  is 
proposed  to  erect  2  762  cottages,  housing  in  all  nearly  14  000  persons. 
In  the  third  case,  a  site  of  225  acres  has  been  secured  at  Tottenham, 
upon  which  cottages  will  be  erected  at  a  cost  of  l'/-2  million  pounds 
Sterling;  these  cottages  will  all  be  let  at  rents  completely  covering 
interest,  sinking  fund  charges,  rates,  repairs  etc. 

It  is  feit  that  an  essential  feature  of  all  schemes  for  housing  the 
artizan  (as  distinguished  from  the  slum  dweller)  must  be  to  place  them 
on  a  „self-supporting"  basis,  and  that  harm  will  be  done  to  the  Com- 
munity if  the  rent  charged  is  so  low  as  to  involve  any  Charge  upon 
the  rates. 

The  City  Council  of  Glasgow  already  possesses  a  large  number  of 
dwellings,  and  a  proposal  to  raise  three  quarters  of  a  million  pounds 
Sterling  is  now  receiving  the  consideration  of  the  Council. 

Manchester  has  recently  purchased  237  acres  of  land  within  three 
miles  of  the  centre  of  the  city,  and  it  is  proposed  that  houses  with 
ample  garden  space  shall  be  erected  thereon. 

The  City  of  Liverpool  is  burdened,  as  I  have  already  said,  with  a 
slum  problem  of  great  magnitude,  and  the  Corporation  of  this  great 
town  deserves  special  praise  for  the  valuable  experiments  made  in  regard 
to  the  problem  of  providing  rooms  at  a  unit  cost  of  a  little  above  1  sh. 
per  room  for  the  poorer  classes  of  Labourers.  They  have  successfully 
solved  this  problem  and  are  letting,  in  two  and  three  story  tenements, 
two  rooms  with  a  scullery  for  2  sh.  3  d  and  2  sh.  9  d  per  week. 
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Sheffield,  Plymouth,  Birmingham,  Richmond  and  other  towns  have 
all  taken  similar  action.  Richmond  (Surrey)  deserves  special  commen- 
dation,  since  in  1894  it  led  the  way  in  the  administration  of  part  3  of 
the  act  of  1890. 

A  member  of  out  Council  (Councillor  Thompson  of  Richmond)  did 
valuable  „pioneer  work"  in  this  relation,  and,  quite  rightly,  he  is  looked 
up  to  as  the  leading  authority  on  the  administration  of  this  part  of  the 
Act  in  our  conntry. 

I  opened  this  paper  by  taking  a  „birds-eye-view"  of  the  problem  as 
we  find  it  in  the  United  Kingdom;  I  wish  in  conclusion  to  try  and  give 
a  similar  sketch  of  the  remedial  measures  for  which  my  Council  is 
working,  and  which  we  have  reason  to  believe  will  be  sooner  or  later 
carried  out  in  actual  practice. 

To  begin  with,  although  the  characteristic  feature  of  the  next 
fifty  years  will  be  that  of  Municipal  action  we  feel  that  this  action 
will,  by  no  means,  necessarily  involve  taking  over  the  complete  task  of 
providing  all  the  houses  needed.  To  undertake  such  a  task  would  be 
to  assume  a  gigantic  bürden,  and  we  have  no  reason  to  believe  that 
there  is  any  prospect  of  placing  this  bürden  on  the  Municipalities. 

In  spite  of  this,  however,  Municipal  action  will  be  very  thorough; 
for  our  town  Councils  will  certainly  in  the  near  future  fully  realise 
their  responsibilities  in  regard  to  the  planning  and  development  of  new 
parts  of  our  towns. 

In  this  relation  a  splendid  example  has  been  set  to  Municipal 
Authorities  by  Mr.  George  Cadbury  at  Bournville,  and  Mr.  W.  H.  Lever 
at  Port  Sunlight:  in  both  of  these  cases  the  Provision  of  ample  garden 
space,  the  refusal  to  allow  more  than  one  family  to  inhabit  a  house, 
the  supply  of  ample  bed  room  accommodation,  and  the  bountiful  provision 
of  recreation  grounds  and  parks  for  children  have  been  insisted  on.  In 
addition,  the  need  for  artistic  beauty  in  the  designs  of  the  houses  has 
been  an  especially  pleasing  feature,  with  the  result  that  the  whole  aspect 
of  home  life  for  working  men  placed  under  these  fortunate  conditions 
has  been  changed. 

We  feel  that  a  great  debt  is  owing  to  these  pioneers,  and  we  are 
also  confident  that  within  a  short  number  of  years  their  good  example 
will  bear  most  valuable  fruit. 

I  can  best  summarize  the  lines  of  probable  Municipal  development 
by  giving  the  text  of  a  resolution  recently  passed  at  two  great  Con- 
ferences held  under  the  auspices  of  my  Council  in  the  North-East  and 
North- West  of  England  respectively. 

This  Conference  desires  to  call  the  attention  of  local  authorities  to 
the  need  for  (a)  making  such  alterations  in  their  bye-laws  as  shall  render 
impossible  the  building  of  long  unbroken  rows  of  houses,  with  doors 
opening  direct  upon  the  common  pavement,  and  with  cramped  back 
yards;  (b)  the  encouragement  in  every  possible  way  of  the  design  and 
erection  of  artistic  well-  designed  cottages,  with  wide  roads,  large  gardens, 
and  a  plentiful  provision  of  open  Spaces  for  the  healthful  recreation  of 
the  Community;  (c)  the  setting  of  a  Standard  in  this  respect  by  the 
development  of  municipal  garden  cities;  (d)  obtaining  further  legislation 
to  enable  local  authorities  to  acquire  land  under  compulsion  at  a  price 
based  on  the  assessment  of  such  land  to  taxation,  this  land  to  be  then 
used  municipally  or  leased  under  the  Act  of  1900  to  co-operative  and 
otlier  soeieties  for  the  purpose  of  building  houses  for  the  people. 
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It  will  be  seen  from  this  resolution  that  we  ask  for  the  framing 
and  adoption  of  new  Bye-laws,  and  the  encouragement  of  the  erection 
of  cottages  on  the  lines  of  Mr.  Cadbury's  experiment  at  Bournville. 

Finally,  we  ask  for  the  power  to  be  given  to  Local  Authorities  to 
secure  land  on  the  basis  of  the  assessment  of  such  land  to  taxation. 
A  very  brief  consideration  of  this  proposal  will  make  clear  its  vital 
importance.  To  commence  with,  its  adoption  would  „prick  the  bubble" 
of  speculative  land  values.  Owners  of  land  in  the  neighbourhood  of 
large  towns  would  not  be  enabled  to  hold  land  back  from  use  without 
bearing  their  fair  share  of  public  burdens,  and  instead  of  Local 
Authorities  being  compelled  to  pay  exorbitant  prices  for  land  which 
had  been  increased  in  value  as  a  result  of  social  or  municipal  activity, 
they  would  be  able  to  acquire  land  at  something  like  its  real  value. 

Our  hope  is,  that  when  once  this  power  is  conferred  on  Town 
Councils,  Municipal  Authorities  can  be  taught  to  realise  that,  although 
actual  building  activity  may  be  left  largely,  but  by  no  means  wholly, 
to  private  enterprise,  it  is  their  bounden  duty  to  see  that  all  the 
building  estates  developed  within  their  borders  shall  be  developed  on 
right  and  proper  lines.  They  can  themselves  set  a  Standard  in  this 
respect,  by  acquiring  large  municipal  estates  in  land,  by  laying  them  out 
with  ample  provision  for  recreation  grounds,  by  limiting  the  number  of 
houses  to  be  erected  on  each  acre  of  land,  and  by  insisting  on  conformity 
to  at  least  a  minimum  Standard  of  comfort  and  artistic  design,  and  by 
giving  pre-eminence  to  those  builders  shewing  most  originality  and 
enterprise  in  departing  from  this  minimum  Standard. 

Having  once  clearly  demonstrated  the  value  of  such  action  and  the 
possibility  of  attaining  such  results,  municipalities  could  then  with  con- 
fldence  and  hope  of  succes  insist  on  similar  action  in  regard  to  building 
Operations  on  private  estates. 

One  word  further,  and  I  have  done.  Vital  as  this  Housing  problem 
is,  may  I  suggest  that  we  always  need  to  bear  fully  in  mind  the  truth 
that  it  is  only  part  of  a  still  greater  social  problem,  and  that  the  hope 
of  obtaining  a  successful  Solution  of  it  must  rest  largely  on  our  keeping 
this  truth  clearly  in  view. 

One  illustration  will  make  this  perfectly  clear.  We  are  often  asked 
at  our  English  Conferences  how  we  intend  to  provide  a  five  roomed 
self-contained  cottage  for  a  Labourer  earning  18  sh.  per  week.  Our 
answer  always  is,  that  this  cannot  be  done.  It  may  be  possible  to  clear 
away  the  slum,  and  give  him  a  decent  two  roomed  home  in  a  tenement ; 
but,  his  problem  is  not  so  much  one  of  housing,  as  of  wages,  and  can 
only  be  solved  by  bettering  the  wage  conditions  of  the  class  to  which 
he  belongs,  We  say  it  is  infinitely  better  to  raise  the  wage  up  to  the 
Standard  at  which  a  man  can  afford  to  pay  a  fair  rent  for  a  good  home, 
rather  than  to  continually  strive  to  cheapen  the  cost  of  the  home  to 
fit  a  wage  which  will  not  provide  him  with  a  proper  minimum  of  food, 
clothing  and  shelter. 

The  problem  of  the  unskilled  Labourer  in  our  large  towns  is  indeed 
one  of  great  gravity.  Mr.  Charles  Booth  in  London,  and  Mr. 
Rowntree  of  York,  have  shewn  that  nearly  30  per  cent  of  our  workers 
are  living  dangerously  near  the  poverty  line.  Probably  the  greatest 
hope  for  their  amelioration  is  to  be  found  in  the  fact  that,  instead  of 
Problems  of  this  character  now  being  left  to  vague  orators  on  party 
political  platforms,  the  matter  is  being  made  the  subject  of  patient 
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and  earnest  scientific  investigation,  and  of  still  more  earnest  social 
endeavour. 

We  realize  most  heartily  that  Conferences  of  this  character  do  more 
to  bring  us  nearer  to  a  real  Solution  of  these  vital  problems  concerning 
happiness  and  life,  than  the  ordinary  working  in  political  grooves  by 
political  partizans  to  obtain  party  triumphs. 

Appendix. 

The  following  statement  briefly  summarizes  the  extensive  powers 
conferred  by  the  Act  of  1890  and  the  Amendment  Act,  1900: 

Part.  I.  Local  authorities  can,  under  this  part  of  the  Act— (1)  schedule  an 
unhealthy  area;  (2)  obtain  compulsory  powers  of  purchase  and  clearance;  (3)  erect 
clwellings  on  the  cleared  areas. 

Part.  11.  Enables  local  authorities  to  deal  with  smaller  areas  by  obtaining 
from  the  magistrates  orders  for  the  demolition  of  property  which  they  may 
consider  insanitary.  This  part  is  also  valuable  in  an  indirect  way,  since  the  fear 
that  an  order  for  compulsory  closing  and  demolition  may  be  applied  for  is  an 
incentive  to  the  house  owner  to  place  his  property  in  a  more  habitable  con- 
dition. 

Part.  III.  is  the  most  important  part  of  the  Act  of  1890,  because  it  is 
completely  constructive.  It  enables  local  authorities  to  build  whenever  they 
think  fit  to  do  so,  and,  except  in  rural  districts,  there  is  no  provision  whatever 
limiting  the  powers  of  the  local  authority,  no  certificate  or  other  formal  proof 
of  deficient  house  accommodation  is  requisite;  no  insanitary  property  need  be 
closed  or  demolished.  The  local  authority  can  decide  to  build  at  any  time,  and 
for  any  reason  which  may  seem  good  to  them.  Land  can  be  purchased  com- 
pulsorily,  if  necessary.  and  the  Amendment  Act  of  1900  provides  all  urban  Coun- 
cils in  England  and  Wales  with  powers  to  acquire  land  outside  their  areas  at 
a  price  to  be  fixed  by  an  arbitrator  appointed  by,  and  removable  at  the  will  of, 
the  Local  Government  Board.  No  lease,  settlement,  entail,  or  other  private 
arrangement  can  debar  a  local  authority  from  acquiring  lands  for  the  purposes 
of  Part  III.  of  the  Act.  A  misleading  term  used  in  the  Act  is  doubtless  a 
concession  to  „vested  interests."  Thus  the  words  „lodging  houses"  are  used; 
but  as  the  Act  defines  that  this  term  „shall  include  separate  houses  or  cottages 
for  the  working  classes,"  and  that  the  expression  „cottage"  may  include  „a  garden 
of  not  more  than  half  an  acre,"  the  power  of  local  authorities  to  build  self- 
contained  houses  is  perfectly  clear. 

Part.  III.  may  be  adopted  by  all  Urban  Sanitary  Authorities  (Town  or 
District  Councils)  by  the  passing  of  a  resolution  in  some  such  terms  as  the 
following:  „That  Part  III  of  the  Housing  of  the  Working  Classes  Act,  1890 
(53  and  54  Vic,  cap.  70)  be  and  the  same  is  hereby  adopted  by  the  Town  (or 
District)  Council  of  the  Borough  (or  Urban  District)  of  as  the 

Urban  Sanitary  Authority  of  the  Borough  (or  District)."  After  the  passing  of 
such  a  resolution,  plans  and  estimates  for  the  acquisition  of  land  and  the  erec- 
tion  of  workmen's  cottages  can  be  prepared  and  submitted  for  the  approval  of 
the  Local  Government  Board. 

In  the  case  of  the  adoption  of  the  Act  by  Rural  District  Councils  a  certi- 
ficate of  permission  must  be  obtained  from  the  County  Council  for  the  District, 
after  which  the  method  of  administration  described  above  can  be  followed.  In 
the  event  of  a  Rural  District  Council  refusing  to  act,  the  Parish  Council  may 
appeal  to  the  County  Council,  in  which  case  the  County  Council  can,  if  it  so 
desires,  administer  the  powers. 

Part.  IV.  contains-  an  interesting  section  (75),  which  stipulates  that  houses 
let  below  a  certain  rental — viz.  that  for  the  compounding  of  rates — shall  be 
understood  to  be  in  a  habitable  condition,  thus  enabling  tenants,  in  the  event 
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of  loss  resulting  from  the  insanitary  conditions  of  such  houses,  to  obtain  da- 
mages  in  a  court  of  law,  and  in  one  case  at  least  £  100  has  been  thus  awarded. 

This  section  has  been  misread  to  mean  that  houses  cannot  be  erected, 
under  Part  III,  to  let  at  more  than  a  certain  rent.  No  limitation,  however, 
exists.  and  Councils  can  let  municipal  houses  at  whatever  rent  they  wish. 

The  powers  conferred  under  Part  III.  of  the  Act  of  1890,  and  the  Amend- 
ment Act,  1900,  are  of  such  importance  that  the  sections  relating  to  the  erec- 
tion  of  municipal  cottages  and  tenements  may  be  given  in  füll. 

Housing  of  the  working  Classes  Act,  1890.  —  Part  III. 

Section  53.  (1)  The  expression  „lodging-houses  for  the  working  classes" 
when  used  in  this  part  of  this  Act  shall  include  separate  houses  or  cottages 
for  the  working  classes,  whether  containing  one  or  several  tenements,  and  the 
purposes  of  this  part  of  this  Act  shall  include  the  provision  of  such  houses 
and  cottages. 

(2)  The  expression  „cottage"  in  this  part  of  this  Act  may  include  a  garden 
of  not  more  than  half  an  acre,  provided  that  the  estimated  annual  value  of  such 
garden  shall  not  exceed  three  pounds. 

Section  57.  (1)  Land  for  the  purposes  of  this  part  of  this  Act  may  be 
acquired  by  a  local  authority  in  like  manner  as  if  those  purposes  were  purposes 
of  the  Public  Health  Act,  1875,  and  sections  one  hundred  and  seventy-five  to 
one  hundred  and  seventy-eight,  both  inclusive,  of  that  Act  (relating  to  the  pur- 
chase  of  lands),  shall  apply  accordingly  

(2)  The  local  authority  may,  if  they  think  fit,  contract  for  the  purchase  or 
lease  of  any  lodging  houses  for  the  working  classes  already.  or  hereafter  to  be 
built  and  provided. 

(3)  The  local  authority  may,  if  not  a  rural  sanitary  authority  with  the  con- 
sent of  the  Local  Government  Board,  and  if  a  rural  sanitary  authority  with  the 
consent  of  the  County  Council  of  the  County  in  which  the  land  is  situate,  appro- 
priate,  for  the  purposes  of  this  part  of  this  Act,  any  lodging  houses  so  purcha- 
sed  or  taken  on  lease,  and  any  other  land  which  may  be  for  the  time  being 
vested  in  them,  or  at  their  disposal. 

Section  59.  The  local  authority  may,  on  any  land  acquired  or  appropriated 
by  them,  erect  any  buildings  suitable  for  lodging  houses  for  the  working  classes, 
and  convert  any  buildings  into  lodging  houses  for  the  working  classes,  and  may 
alter,  enlarge,  repair,  and  improve  the  same  respectively,  and  fit  up,  furnish, 
and  supply  the  same  respectively  with  all  requisite  furniture,  Attings  and  con- 
veniences. 

Section  61.  (1)  The  general  management,  regulation,  and  control  of  the 
lodging  houses  established  or  acquired  by  a  local  authority  under  this  part  of 
this  Act  shall  be  vested  in  and  exercised  by  the  local  authority. 

(2)  The  local  authority  may  make  such  reasonable  charges  for  the  tenancy 
or  occupation  of  the  lodging  houses  provided  under  this  part  of  this  Act  as  they 
may  determine  by  regulations. 

Amendment  Act,  1900  (England  and  Wales  only). 

Section  1.  —  Where  any  Council,  other  than  a  Rural  District  Council,  have 
adopted  Part  III.  of  the  Housing  of  the  Working  Classes  Act,  1890  (in  the 
Act  referred  to  as  „the  principal  Act"),  they  may,  for  supplying  the  need  of 
their  district,  establish  or  acquire  lodging-houses  for  the  working  classes  under 
that  part  outside  their  district. 

Section  5.  —  (1)  The  local  authority,  if  not  a  Rural  District  Council,  with 
the  consent  of  the  Local  Government  Board,  and  if  a  Rural  District  Council  with 
the  consent  of  the  County  Council,  may  lease  any  land  acquired  by  them  under 
and  for  the  purposes  of  Part  III.  of  the  principal  Act  to  any  lessee  for  the 
purpose,  and  under  the  condition  that  the  lessee  will  carry  the  Act  into  exe- 
cution  by  buildiog  and  maintaining  on  the  land  lodging-houses  within  the  mean- 
VJ.  Internationaler  Wobnungskongrcss.  34 


530 


ing  of  the  Act;  and  the  local  authority  shall  insert  in  every  lease  all  necessary 
provisions  for  insuring  the  user  of  the  land  and  building  for  lodging-houses 
within  the  means  of  the  Act,  and  in  particular  the  local  authority  shall  insert 
in  any  lease  provisions  binding  the  lessee  to  build  on  the  land  as  in  the  lease 
prescribed,  and  to  maintain  and  repair  the  buildings,  and  securing  the  use  of 
the  buildings  exclusively  as  lodging-houses  within  the  meaning  of  the  Act,  and 
prohibiting  any  addition  to  or  alteration  of  the  character  of  the  buildings  without 
the  consent  of  the  local  authority;  and  also  a  provision  for  the  re-entry  of  the 
local  authority  on  the  land  on  the  breach  of  any  of  the  terms  of  the  lease ;  and 
every  deed  or  instrument  of  demise  of  the  land  or  buildings  shall  be  endorsed 
with  notice  of  this  sub-section. 

Section  7.  —  Where  land  is  acquired  under  Part.  III.  of  the  principal  Act 
otherwise  than  by  agreement,  any  question  as  to  the  amount  of  compensation 
which  may  arise  shall,  in  default  of  agreement,  be  determined  by  a  Single  arbi- 
trator  to  be  appointed  and  removable  by  the  Local  Government  Board,  and  sub- 
sections  5,  7,  8,  10  and  11  of  section  41  of  the  Act  shall  apply  as  in  the  case 
of  an  arbitration  under  that  section;  provided  that  in  the  case  of  a  Council  in 
London  a  Secretary  of  State  shall  be  substituted  for  the  Local  Government  Board. 

The  practical  value  of  these  powers  can  best  be  seen  from  the 
following  list  of  places  using  them,  compiled  from  the  Report  made  to 
the  Richmond  (Surrey)  Council  by  Councillor  Thompson,  and  from  the 
Municipal  Year  Book: 


Names  of 
Councils 


Number  of  Cottages 
of  Tenements 


Rooms  in  each 


Rent  per  week 
(including  rates) 


Birmingham  . 
Barnes  .... 


Brighton  .  .  . 
Barking  Town 
Darwen .... 
Edinboro'.  .  . 


Folkestone  . 
Glasgow  .  . 


Hornsey 


Leigh  (Lancs) 
Lindthwaite  . 
Llandudno  .  . 
Leicester .  .  . 


103  Cottages 
42  Cottages 

25  Tenements 


10  Cottages 

28 

78 

28  „ 

Tenements  in  Fiats 
(total     outlay  £ 
121  870) 

50  Cottages 

1375  Tenement 
Houses 

144  Cottages 

24  Cottage  Fiats 
28  Cottages 

19  Cottages 
2  Blocks  containing 
Tenements 


Living  room,  kitchen,  2 
bedrooms,  and  attic .  . 

4  rooms  with  scullery, 
and  5  rooms  with  scul- 
lery   

2  rooms  with  scullery, 
and  3  rooms  and  scul- 
lery   

6  rooms  and  scullery .  . 

5  „  „      •  • 

6  „   

4  „  to  7  rooms  .  .  . 
1  and  2  rooms  


5  rooms  and  scullery 

1  room-  '  /  Annual 

3  "     •     \  Rent 

4  rooms  and  scullery. 

0  M  »  11 

2  „       „        „  • 

5  „   

4  ,  

5  ,  

Living  room,  scullery 

and  1  bedroom,  and  liv- 


5/6  to  6/3 

6,9  and  7/6 

4/6  and  5/6 
8/6 

V- 

7/6 
4/9  to  8/- 
2/7  to  4/3 


£  4  17  7 
10  17  0 
16  12  0 

6/6  and  8/6 

6/- 
5/- 
4/6 
6/- 
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Councils. 

Nuniber  of  Cottages 
of  Tenements 

r,    ^  •    nnnu         Rent  per  week 
Kooms  m  each.       \r    -\  /•        j.  \ 
(mcludmg  rates) 

• 

ing  room,  scullery,  and 

2  bedrooms  

3/-  to  5/lVs 

493  Tenements 

1  to  3  rooms  (the  1  and 

1  room  2/-. 

2  room  tenements  are 

2  rooms  2/3, 

provided  to  meet  the 

2/6  &  2/9  upto 

needof  theverypoorest) 

5/6  3  rms 

Manchester.  .  .  . 

5  Blocks,  tenenient 

1,   2,   3,   and  4  room 

dwellings  and  cot- 

Äly u    tu  u/o 

tages 

5  room  cottages  

7,6 

Plymouth  .... 

233    Cottages  and 
Fiats 

3,  4.  and  5  rooms  .  .  . 

4/-  to  8/- 

Richmond 

120  Cottages 

4  rooms  and  scullery  .  . 

From6/-to6/3 

(Surrey) 

5       „          n  55 

and  7/3  to  7/6 

55  » 

6  „ 

and  7/9 

n  " 

12  Tenements 

2     „       „       „      •  • 

3  

4/6  to  5/6 

Ci    in  ] 

69  Cottages 

u       n         »'         »         •  • 

Living  room,  bedroom, 

and  scullery  

4/6 

Sheffield  

20 

6/6 

Stratford  

40  Tenements 

2  rooms  

3/3 

2     „      and  scullery .  . 

3/9 

Q 

"            55                55                   55            '  • 

4/6 

West  Harn.  .  .  . 

58  „ 

Q 

V            55                55                   55            *  ' 

6/-  to  8/- 

34* 


III.  Apercu  sur  les  habitations  ouvrieres 
en  Danemark. 


Par  M.  Cordt  Trap,  Directeur  du  Bureau  de  statistique  de  la  Ville  de  Copen- 
hague,  et  M.  Olaf  Schmidth,  Architecte  de  la  Marine  danoise. 

Dans  la  communication  sur  les  habitations  ouvrieres  danoises  que  nous 
avons  redigee  ä  Foccasion  duCongres  international  des  habitations  ouvrieres 
qui  eut  lieu  a  Paris,  enl900,  communication  specialement  consacree  aux  habi- 
tations de  Copenhague  et  des  communes  environnantes,  nous  avons  d'une 
facon  sommaire  fait  connaltre  les  circonstances  essentielles  qui  ont  in- 
flue  sur  le  developpement  des  habitations  ouvrieres  dans  la  capitale.  Les 
annees  1850  ä  1875  marquent  Fepoque  des  entreprises  de  constructions 
philantropiques.  On  doit  mentionner  particulierement ,  durant  cette  Pe- 
riode, la  fondation  des  Habitations  de  la  „Societe  des  Medecins"  et  des 
Habitations  „Gassen"  et  la  creation  de  la  societe  de  construction  des 
ouvriers.  Cette  derniere  se  developpe  de  jour  en  jour  jusqu'a  devenir 
une  vaste  entreprise  en  consideration  de  notre  petit  pays. 

Puis  vient  une  serie  d'annees  pauvre  en  fondation  de  nouvelles  in- 
stitutions,  mais  qui  neanmoins,  comme  la  statistique  des  habitations  de 
Copenhague  en  fait  foi,  realise  un  progres  notable  en  matiere  d'habita- 
tions  ouvrieres,  ä  raison,  probablement,  de  Faugmentation  des  salaires 
qui  permet  aux  ouvriers  de  payer  un  loyer  plus  eleve  et  d'exiger  en  re- 
tour plus  de  plan  et  de  meilleurs  logements. 

Le  mouvement  recut  une  nouvelle  impulsion  de  la  loi  du  26  fevrier 
1898  sur  les  emprunts  d'Etat  destines  ä  faciliter  Fetablissement  d'habi- 
tations  ouvrieres.  Notre  communication  precedente  a  enumere  les  prin- 
eipales  entreprises  auxquelles  cette  loi  a  prete  Fappui  necessaire. 

Nous  ne  repeterons  pas  ici  ce  que  nous  avons  dit  au  Congres  de  1900. 
Par  contre,  nous  analyserons  ce  qui  a  ete  fait  ou  profite  de  plus  impor- 
tant  pour  les  habitations  ouvrieres  de  Fensemble  de  notre  pays.  Cepen- 
dant,  avant  de  passer  a  ce  sujet,  nous  jetterons  un  regard  sur  la  question 
des  logements  ä  Copenhague  pour  nous  rendre  compte  de  son  developpe- 
ment dans  ces  dernieres  annees  et  nous  dirons  un  mot  du  röle  que  les  habi- 
tations ouvrieres,  les  societes  de  bienfaisance,  les  societes  de  secours  mu- 
tuels,  les  societes  anonymes  etc.,  jouent  dans  la  construction  totale  de 
la  capitale. 

Le  trait  le  plus  marque  dans  la  question  des  logements  de  Copen- 
hague de  1880  ä  1895*),  c'est  que  le  nombre  des  logements  de  2  pieces 
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augmente  toujours.  Cette  augmentation  pour  la  ville  de  Copenhague 
seule,  a  ete  de  32,9  ä40,2%,  eile  s'est  faite  soit  aux  depens  des  loge- 
ments  de  1  piece,  soit  aux  depens  des  grands  logements.  Cependant,  ä 
partir  de  1895,  im  nouveau  mouvement  se  fait  sentir,  tendant  ä  deplacer 
cette  proportion  en  faveur  des  logements  de  3  et  de  4  pieces. 

Si  nous  considerons  la  proportion  pour  Copenhague  conjointement 
avec  la  commune  de  „Sundbyerne"  et  celle  de  „Frederiksberg"  pour  la- 
quelle  la  statistique  des  logements  nous  donne  les  dates  necessaires,  les 
chiffres  suivants  nous  renseigneront  sur  le  progres  du  mouvement. 

Voici  d'abord  la  repartition  des  logements  en  1895,  d'apres  le 
nombre  des  pieces. 

Copenhague,  „Sundbyerne"  Ensemble  des  Logeiuents  loues 

et  Frederiksberg  le  1er  fevrier  1895 

Logements  de  Nombre 

1  piece   11  969  12,0 

2  pieces   39  722  39,9 

3  et  4  pieces    30  646  30,7 

au-dessus  de  4  pieces      .    .    . 17  330  17,4 

Total  .    .     99  667  100,0 

Comme  on  le  voit,  les  logements  de  1  piece  forment  encore  12  % 
du  nombre  total  des  logements;  ceux  de  2  pieces  sont  le  type  de  loge- 
ments predominant  avec  environ  40  %  du  nombre  total  des  logements; 
ceux  de  3  et  de  4  pieces  forment  un  peu  plus  de  30  %  et  les  grands 
logements  un  peu  plus  de  17  %,  ou  environ  1/e  de  tous  les  logements 
existants. 

Si  nous  examinons  les  habitations  nouvellement  construites,  la  pro- 
portion est  tres  differente  comme  on  peut  s'en  rendre  compte  par  le 
tableau  ci-dessous: 

Copenhague,  „Sundbyerne"  Logements  nouveaux 

et  Frederiksberg.  de  1895  ä  1900. 

Logements  de  Nombre  % 

1  piece   329  1,9 

2  pieces   4  687  26,7 

3  et  4  pieces   9  686  55,3 

au-dessus  de  4  pieces     .    .    .    .    .    2  821  16, i 

Total  .    .  17  523  100,0 

Ainsi,  les  logements  de  1  piece  n' existent  pour  ainsi  dire  plus;  les 
logements  de  2  pieces,  dont  l'augmentation  de  1880  a  1895  avait  ete  si 
considerable,  a  aussi  beaucoup  diminue,  tandis  que  les  logements  de  3 
et  de  4  pieces  surpassent  de  plus  de  moitie  le  nombre  total  des  nouveaux 
logements.  Cela  montre  que  le  mouvement  ascendant  qui  pendant 
plusieurs  annees  s'appuyait  sur  un  deplacement  entre  les  logements  de 
1  et  de  2  pieces  au  profit  de  ces  derniers,  s'etablit  maintenant  en  faveur 
des  logements  de  3  et  de  4  pieces,  mais  il  faut  reconnaltre  que  ce  mouve- 
ment est  du  en  grande  partie  aux  conditions  particulieres  que  presente 


*)  C'est  a  partir  de  1880  seulement  qu'une  statistique  reguliere  a  ete 
dressee. 


534 


la  commune  de  Frederiksberg.  Par  suite  de  la  nouvelle  loi  qui  etablit 
des  exigences  plus  severes  quant  ä  la  superficie  construite,  toutes  les 
fois  que  des  logements  sont  construits  sur  une  superficie  inferieure  ä  120 
aunes  carr.  (47  mt.  carr.  3),  le  nombre  des  logements  de  2  pieces  ä 
Frederiksberg  n'augmente  maintenant  que  dans  une  proportion  tres 
restreinte,  de  sorte  que,  sur  le  nombre  total  des  logements,  les  logements 
de  2  pieces  n'atteignaient  que  le  chiffre  de  10  %:  ä  Copenhague,  au 
contraire,  le  chiffre  correspondant  etait  de  35  %;  mais  ici  aussi  nous 
assistons  ä  un  deplacement  analogue,  le  nombre  de  logements  de  2  pieces 
nouvellement  amenages  pendant  l'espace  de  5  ans  qui  vient  de  s'ecouler 
etant  des  40  %  environ  du  nombre  total  des  logements  nouveaux. 

La  statistique  definitive  des  logements  au  1er  fevrier  1901  n'a  pas 
encore  paru;  mais  en  prenant  pour  base  la  statistique  de  logements  de 
1895,  les  renseignements  fonrnis  sur  les  logements  amenages  depuis  la 
publication  de  cette  derniere  statistique  et  la  statistique  des  loyers  dont 
nous  pouvons  disposer,  il  devient  pourtant  possible  de  faire  un  releve 
d'irne  exactitude  approximative  ainsi  qu'une  division  d'apres  le  nombre 
des  pieces  de  la  totalite  des  logements  habites  de  Copenhague,  des 
communes  suburbaines  recemment  annexees,  ainsi  que  de  Frederiksberg 
teile  qu'elle  a  ete  faite  lors  du  recensement  du  1er  fevrier  1901.  Elle 
ressort  de  la  lere  colonne  du  tableau  ci-dessous.  Dans  les  colonnes  sui- 
vantes,  nous  avons  compare  ä  ce  chiffre,  les  chiffres  correspondants  aux 
habitations  ouvrieres  mentionnees  precedemment  et  appartenant  aux 
societes  de  construction  d'habitations  ouvrieres  ä  bon  marche. 

Un  groupe  special  (I)  est  departi  a  la  societe  de  construction  des 
ouvriers.  A  cause  de  son  origine,  et  de  sa  grande  importance,  cette  t 
Societe  merite  d'§tre  mentionnee  ä  part,  quoique  ses  logements  soient 
pour  la  plupart  occupes  par  d'autres  que  des  ouvriers.  Le  groupe  II 
comprend  les  habitations  ouvrieres  appartenant  ä  toutes  les  anciennes 
entreprises  ayant  un  caractere  de  bienfaisance;  le  groupe  III,  toutes  les 
nouvelles  societes  mutuelles  que  la  loi  de  1898  a  soutenues  directement 
ou  auxquelles  eile  a  donne  Fimpulsion;  le  groupe  IV,  les  habitations 
ouvrieres  construites  par  les  patrons  pour  leurs  ouvriers;  enfin  le  groupe  V 
comprend  les  habitations  „Nyboder"  de  l'Etat,  mais  seulement  Celles 
habitees  par  les  ouvriers  de  1' Arsenal. 


Total  des  loge- 
ments ä  Copen- 
hague ycompris 

les  communes 
annexees  ainsi 

qae  „Sund- 
byerne"  et  ,Fre 

deriksberg"  le 
1  er  fevrier  1901 

Habitations  ouvrieres 

Logements 
de 

Groupe 
I 

Groupe 
II 

Groupe 
III 

Groupe 
IV 

Groupe 
V 

Total 
des 
Groupes 

de 
I  ä  V 

1  piece  .  .  . 

2  „  ... 

3  „  ... 

4  „  ... 

12  391 

45  699 

J  41  699  { 

2110 
291 
2 

749 
931 
133 
6 

9 
92 
330 
159 

18 
122 
40 
16 

404 
25 
127 

776 
3659 
819 
310 

Total  .... 

99  789 

2403 

1819 

590 

196 

556 

5564 

Pour  que  les  elements  compris  dans  ce  tableau  fussent  homogenes,  on 
n'y  ä  compris  que  les  logements  habites  le  1er  fevrier  1901.   Le  nombre 
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reel  des  logements  etait  un  peu  plus  eleve,  surtout  en  ce  qui  concerne 
le  groupe  III  pour  lequel  il  y  avait  66  habitations  ouvrieres  vacantes, 
dont  la  plupart  etaient  des  habitations  pr^tes  ä  l'emmenagement,  mais 
qui  n'etaient  pas  encore  occupees. 

Le  tableau  ne  comprend  pas  non  plus  les  nouvelles  entreprises  dont 
quelques-unes  feront  plus  tard  l'objet  d'une  mention,  non  plus  que  Celles 
dont  les  logements  n'etaient  pas  entierement  acheves  lors  du  recense- 
ment.  On  n'y  a  pas  fait  figurer  davantage  les  logements  de  plus  de 
4  pieces,  ceux-ci  n'etant  occupes  qu'exceptionnellement  par  des  ouvriers. 

Le  nombre  total  des  habitations  ouvrieres  appartenant  aux  Societes 
etc.  se  montait,  pour  les  5  groupes  ci-dessus  indiques  ä  un  total  de 
5564,  ä  savoir  776  logements  de  1  piece,  3659  de  2  pieces,  819  de 

3  pieces  et  310  de  4  pieces,  soit  au  total,  5  V2  %  de  tous  les  logements 
de  1  ä  4  pieces.  Les  logements  de  2  pieces  tiennent  le  chiffre  le 
plus  eleve,   savoir  environ  8  %,  tandisque  les  logements  de  3  et  de 

4  pieces  s'elevent  ä  peine  a  2,7  o/0;  mais  il  faut  se  rappeler  que  les  loge- 
ments de  2  pieces  jouent  un  röle  bien  plus  important  dans  le  domaine 
des  habitations  ouvrieres  que  ceux  de  3  et  de  4  pieces. 

Ce  qui  saute  aux  yeux,  e'est  la  grande  difference  entre  les  groupes 
II  et  III  representant  respectivement  les  habitations  ouvrieres  des  So- 
cietes anciennes  et  de  societes  plus  recentes.  Cette  difference  ressort  du 
tableau  ci-dessous  indiquant  la  repartition  des  2  groupes  d'habitations, 
d'apres  le  nombre  de  pieces  (a  et  b);  la  3e  colonne  (c)  contient  le  pour- 
centage  des  habitations  des  ouvriers  de  profession  maries  d'apres  une 
enqu^te  faite  en  1895  et  embrassant  difierents  quartiers  de  la  ville 
specialement  habites  par  des  ouvriers. 


1  piece 

2  „ 

3  . 

4  . 


Logments  de 


a 

b 

c 

% 

% 

°/o 

41,2 

1,5 

15,1 

51,2 

15,6 

63,3 

7,3 

55,9 

17,5 

0,3 

27,0 

4,1 

Tandisque  d'apres  la  colonne  c,  15,1  %  des  ouvriers  maries  habitent 
des  logements  de  1  piece,  63,3  %  des  logements  de  2  pieces,  c'est-a-dire 
pres  des  4/s  dans  les  2  groupes  d'habitations  les  moins  eleves  et  seule- 
ment  un  peu  plus  du  Vs  des  logements  de  3  et  de  4  pieces,  la  reparti- 
tion dans  la  colonne  b  est  beaucoup  plus  favorable,  puisque  seulement 
environ  1/e  des  familles  habitent  des  logements  de  1  et  de  2  pieces, 
environ  5/e  des  logements  de  3  et  de  4  pieces. 

Bien  des  causes  y  ont  contribue,  p.  ex.  les  emprunts  d'Etat  avanta- 
geux  et  qui  ont  profite  ä  environ  7/s  des  logements  compris  dans  le 
groupe  b,  les  prix  moins  eleves  des  terrains  dans  les  communes  ext6- 
rieures,  oü  les  entreprises  de  construction  de  cette  nature  ont  exclusive- 
ment  leur  domicile;  et  last  but  not  least,  que  les  locataires  appartiennent 
aux  membres  les  mieux  situes  et  les  plus  prevoyants  de  la  Classe 
ouvriere. 

Le  tableau  ci-dessous  donne  le  nombre  des  locataires  des  5564  loge- 
ments portes  au  tableau  precedent: 


536 


Nombre  de  locataires  des  habitations  ouvrieres 

Logements  de 

Groupe 
I 

Groupe 
II 

Groupe 
III 

Groupe 
IV 

Groupe 
V 

Total 
des 
Groupes 
de 
I  ä  V 

1  piece   

2  „   

3  „   

4  „   

J  9  500  | 

1539 
3  633 
633 
33 

15 
383 
1637 
803 

34 
562 
200 

89 

1201 
125 
731 

1588 
J  19  530 

Total.    .    .  . 

9  500 

5  838 

2  838 

885 

2  057 

21118 

Le  total  des  locataires  des  habitations  ouvrieres  de  ces  5  groupes 
forme  ainsi  ä  peu  pres  21  000  ou  environ  4,4  %  du  total  des  habitants 
des  communes.  Dans  les  communes  annexees  de  „Bröndshöi"  et  de 
„Valby"  oü  se  trouvent  la  plupart  des  nouvelles  entreprises,  le  chiffre  % 
est  beaucoup  plus  important  ä  savoir  environ  11  °/0  de  toute  la  popu- 
lation. 

La  somme  qui  suivant  la  loi  de  1898  devait  §tre  fournie  ä  titre 
d'emprunt  privilegie  se  montait  ä  un  total  de  2  000  000  de  Couronnes. 
Cette  somme  est  ä  peu  pres  epuisee,  1  998  800  Couronnes  ayant  ete  pretees 
aux  entreprises  suivantes. 


1.  „Godthaab"  (Bonne  Esperance)  Societe  de  construction 
des  ouvriers  de  1' Arsenal  ä  „Sundbyerne"  

2.  Societe  des  100  ouvriers  „Enighed"  ä  „Bröndshöi"'   .  . 

3.  Societe  „Venners  Hjem"  (le  Foyer  des  amis)  ä  Valby  . 

4.  Societe  de  construction  des  ouvriers  de  Frederiksberg  . 

5.  Societe  de  construction  des  ouvriers  de  Burmeister  et 
Wain  

6.  „Arbeidshjem"  (le  Foyer  des  ouvriers)  de  Frederiksberg 

7.  Societe  de  construction  des  ouvriers  de  Fredericia    .  . 

8.  Societe    anonyme    pour    la    construction  d'habitations 
ouvrieres  pres  de  Rördal,  aux  environs  de  Aalborg  .  . 

9.  Societe  de  construction  des  ouvriers  de  Valby  .... 
pour  la  construction  d'habitations 


d'habitations  ouvrieres  ä  Ros- 


10.  Commune  de  Hobro: 
ouvrieres  

11.  Societe  de  construction 
kilde   . 

12.  Societe  de  construction  pour  les  ouvriers  de  chemins  de 
fer  ä  Masnedsund  

Total    .     .    .    .  ." 
A  quoi  il  faudra  eventuellement  aj  outer  .    .  . 
pour  les  deux  dernieres  Societes.  savoir  pour  l'une  22  666 
Cour.  67  öre  et  pour  l'autre  17  000  Cour.,  un  prgt  maxi- 
mum  de  40  000  Cour,  ayant  ete  promis  ä  chacune  d*elles 

Total  Cour.    .    .  . 


381  800 
360  000 
160  000 
370  000 

180  000 
12  000 
30  000 

100  000 
300  000 

25  000 

17  333 

23  000 


1  959  133 
39  666 


1  998  800  I  — 


Parmi  ces  entreprises,  il  faut  mentionner  ici  le  „Venners  Hjem"  (le 
Foyer  des  Amis)  dont  il  n'a  pas  ete  parle  dans  notre  communication 
au  Conares  de  1900. 
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Societe  de  construction  „Venners  Hjem"  (le  Foyer  des  Amis). 

Cette  societe  fut  fondee  le  22  mai  1898.  Le  but  de  la  Societe  est  de 
construire  ä  Copenhague  ou  dans  ses  environs  les  plus  proches,  des  habitations 
bonnes  et  saines  pour  les  membres  de  la  societe  dont  le  nombre  doit  tütre  d'au 
moins  50. 

On  cherche  ä  realiser  le  programme  de  la  societe  par  l'acquisition  d'un 
terrain  d'une  Situation  convenable  et  par  la  construction  sur  le  terrain  d'un 
nombre  de  maisons  correspondant  ä  celui  des  membres;  cbaque  maison  est 
organisee  pour  une  famille.  Chaque  membre  ne  doit  posseder  qu'une  seule 
maison.  Le  droit  d'usage  est  non  congeable  de  la  part  des  membres  ainsi  que 
de  la  Societe  aussi  longtemps  que  les  membres  observent  les  engagements  pris. 
Le  droit  d'usage  des  maisons  est  reparti  par  tirage  au  sort.  Si  deux  membres 
sont  d'accord  pour  echanger  les  maisons  qui  leur  sont  echues,  l'echange  peut 
avoir  lieu  avec  l'assentiment  de  l'Administration. 

Les  impöts,  contributions,  frais  d'assurance  etc..  ainsi  que  les  rentes  et 
l'amortissement  des  dettes  de  la  societe  sont  repartis  egalement  sur  toutes 
les  maisons.  Chaque  locataire  est  tenu  de  verser  ä  l'avance  tous  les  mois.  .  la 
part  dont  le  paiement  lui  incombe  et  dont  est  grevee  la  maison  ä  lui  devolue; 
il  doit  egalement  entretenir  la  maison  conformement  aux  dispositions  prises  par 
le  Conseil  d'administration.  La  maison  echue  ä  im  membre  ne  doit  gtre  employee 
que  par  le  membre  interesse  et  par  les  personnes  de  son  menage.  Toute  sous- 
location  d'une  partie  de  la  maison  ou  de  la  maison  entiere  est  prohibee. 

Si  un  locataire  neglige  de  payer  la  redevance  stipulee,  le  Conseil  peut  le 
mettre  ä  la  porte  huit  jours  apres  l'echeance  et  la  mise  en  demeure.  et  dans  ce 
cas.  il  n'a  aucun  droit  au  remboursement  des  acomptes  payes,  lesquels  sont 
acquis  ä  la  Societe.  Si  de  cette  fa^on,  une  maison  est  devenue  libre,  et  qu'un 
nouveau  membre  ne  se  presente  pas  tout  de  suite  pour  l'occuper,  le  Conseil 
est  en  droit  de  l'utiliser  au  mieux  des  interets  de  la  Societe,  mais  cependant  ä 
la  condition  que  le  loyer  percu  ne  soit  pas  moindre  que  La  redevance  qu'un 
nouveau  membre  aurait  eu  ä  payer  et  avec  un  delai  de  conge  ne  depassant  pas 
un  mois. 

Tout  locataire  perd  ses  droits,  si  apres  avis,  il  enfreind  ä  plusieurs  reprises 
quelqu'une  des  decisions  que  le  Conseil  aurait  jugees  necessaires  au  maintien 
du  bon  ordre.  Dans  des  cas  speciaux,  le  Conseil  d'administration  se  reserve 
le  droit  d'accorder  un  delai,  qui  cependant  ne  pourra  depasser  3  mois,  pour  le 
paiement  stipule,  ä  condition  pourtant  que  le  locataire  paie  successivement 
les  sommes  echues. 

Quant  aux  dettes  et  aux  engagements  de  la  Societe  vis-ä-vis  des  tiers,  les 
membres  en  sont  tenus  solidairement.  Cet  engagement  fait  l'objet  d'une  decla- 
ration  signee  par  chacun  des  membres,  lors  de  son  adhesion.  Au  für  et  ä  mesure 
de  l'amortissement  des  dettes  contractees  par  la  Societe,  les  redevances  subissent 
tous  les  5  ans  une  reduction  egale  aux  interets  dont  le  paiement  serait  inutile. 
Les  locataires  ont  en  outre  le  droit  de  verser  des  acomptes  extraordinaires  sur 
la  part  de  dette  sociale  dont  la  dite  maison  est  grevee  et  obtiennent  par  ce  fait 
une  reduction  immediate  et  proportionnelle  de  l'annuite  ä  verser.  Apres  le 
reglement  de  la  totalite  de  la  dette  sociale,  la  Societe  delivre  un  titre  de 
propriete  au  locataire. 

Si  l'entente  ne  peut  se  faire  entre  les  heritiers,  parce  que  plusieurs  d'entre 
eux  desirent  adherer  ä  la  Societe,  on  decide  par  tirage  au  sort  entre  ceux  des 
heritiers  que  1'administration  voudra  bien  admettre.  Si  pour  d'autres  raisons. 
les  heritiers  ne  peuvent  tomber  d'accord,  ou  si  1'administration  n'accepte  aucun 
des  heritiers,  la  maison  est  attribuee  ä  un  nouveau  membre  aux  conditions 
originaires. 

Qu'une  cause  quelconque  provoque  la  dissolution  de  la  Societe.  eile  pourra 
se  faire  avec  )a  sanction  du  ministere  des  Finances  si  au  moins  3/i  des  membres 
sont  de  cet  avis.  Quand  les  titres  de  propriete  de  toutes  les  maisons  ont  ete 
delivrees  ä  ses  membres.  la  Societe  se  dissout,  et  le  reste  de  son  actif  est 
distribue  entre  eux  d'apres  les  decisions  prises  par  Tassemblee  generale.  Qui- 
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conque  s'interesse  a  Faffaire  et  desire  la  soutenir  pourra  se  faire  inscrire  comme 
membre  extraordinaire,  moyennant  une  cotisation  mensuelle  d'au  moins  2Couronnes 
ou  annuelle  d"au  moins  24  Cour,  ou  une  fois  pour  toutes  d'au  moins  100  Cour. 

Les  Operations  de  la  Societe  telles  qu'elles  sont  autorisees  par  la  loi 
meritent  une  mention  particuliere :  La  Societe  (a  obtenu  aux  termes  de  la  loi  du 
26  fevrier  1898,  im  emprunt  de  la  Caisse  de  l'Etat  de  160  000  Cour.  Le  paiement 
des  inter§ts  et  l'amortissement  de  cet  emprunt  s'opere,  aux  termes  de  cette  loi, 
ä  raison  de  respectivement  3  %  +  1  %  par  an.  Le  nombre  de  ses  membres  est 
de  52.  La  Societe  a  achete  pour  une  somme  de  62  400  Cour,  un  terrain  situe  ä 
„Erekronersvei"  a  Valby.  Gräce  au  versement  de  100  Cour,  auquel  est  astreint 
tout  membre  de  la  Societe.  celle-ci  a  rembourse  sur  ce  montant  5000  Cour., 
tandis  que  pour  le  reste.  eile  a  obtenu  l'inscription  d'une  2e  hypotheque  apres 
l'emprunt  consenti  par  l'Etat  dont  les  interets  sont  payables  ä  raison  de  5  o/o  par 
an  et  pour  la  purge  de  laquelle  eile  doit  verser  un  acompte  annuel  de  2000  Cour. 

Chaque  membre  a  recu  une  des  maisons  de  la  Societe  qui  toutes  sont 
doubles  et  construites  de  la  meine  faqon.  Chaque  moitie  de  ces  doubles  mai- 
sons renferme  un  logement  de  4  pieces,  2  en  bas  et  2  en  haut,  une  cuisine,  un 
grenier  et  un  petit  bätiment  de  dependances.  A  chaque  maison  appartient  800 
aunes  carr.  dont  120  aunes  carr.  sont  construites,  tandis  que  le  reste  sert  de 
cour  et  de  jardin.  Chaque  maison  simple  a  coüte  environ  5000  Cour.,  non  com- 
pris  l'etablissement  du  jardin,  etc.  Chaque  membre  paye  25  Cour,  par  mois 
dont  7  Cour,  environ  prelevees  comme  acomptes  en  vue  de  l'amortissement  de 
la  dette^  sociale;  le  reste  sert  aux  paiements  des  interets,  ä  l'amortissement  des 
emprunts  hypothecaires  ainsi  qu'ä  remplir  les  differentes  obligations  de  la  Societe, 
telles  que  impöts,  taxes,  frais  d'administration,  etc.  A  l'estimation,  une  teile 
maison  simple  est  evaluee  6500  Cour,  et  le  loyer  s'eleve  ä  350  Cour,  par  an. 
Les  membres  de  la  Societe  sont  en  majorite  des  ouvriers  de  profession,  tandis 
que  le  reste  sont  des  ouvriers  journaliers,  de  petits  employes,  etc. 

Nous  rendrons  compte  ci-dessous  du  developpement  actuel  des  societes 
dont  nous  avons  parle  dans  notre  communication  de  1900. 

Nyboder. 

Dans  nos  rapports  sur  les  Habitations  ouvrieres  danoises  publies  a  l'occasion 
des  Congres  de  1889  et  1900  ä  Paris,  nous  avons  presente  d'une  fagon  assez 
detaillee  la  plus  ancienne  fondation  de  cette  sorte  en  Danemark,  a  savoir 
„Nyboder",  maisons  de  la  marine  danoise  ä  l'usage  de  tous  les  grades,  mais 
principalement  des  ouvriers  et  des  classes  inferieures,  et,  dans  le  rapport  de 
1900,  nous  avons  dit  qu'on  avait  pense  ä  deplacer  la  colonie,  parce  que  l'ex- 
treme  agrandissement  de  Copenhague  ainsi  que  d'autres  raisons  necessiteraient 
tot  ou  tard  un  tel  deplacement.  Depuis  lors.  cette  pensee  n'a  fait  que  se 
developper  et  la  question  est  si  avancee,  qu'il  existe  une  proposition  bien  elaboree 
pour  la  realisation  de  la  plus  grande  partie  du  vieux  „Nyboder"  ainsi  que  pour 
la  construction  de  nouvelles  habitations  pour  le  personnel  fixe  de  la  marine, 
proposition  soumise  au  Parlement  en  1901—1902.  Nous  consacrerons  quelques 
lignes  a  cette  proposition. 

Les  calculs  faits  portent  que  la  valeur  de  la  partie  dont  il  s'agit  du  terrain 
du  vieux  Nyboder  serait  assez  importante  pour  couvrir  en  grande  partie  les 
frais  de  construction  de  la  nouvelle  colonie.  Peu  ä  peu,  la  legislature  devrait 
mettre  ä  la  disposition  d'une  reconstruction  progressive  les  sommes  necessaires 
pour  obtenir  le  remboursement  des  sommes  avancees,  tandis  que  l'achevement 
des  nouveaux  immeubles  permettrait  de  proceder  ä  la  vente  des  anciens  ainsi 
que  des  terrains  adjacents. 

Bien  des  difficultes  se  sont  presentees  lorsqu'il  s'est  agi  de  trouver  un 
terrain  convenable  a  la  nouvelle  colonie;  car  il  devait  naturellement  6tre  satis- 
iaisant  au  point  de  vue  sanitaire  et  6tre  situe  aussi  pres  que  possible  de  rarsenal 
oü  la  plupart  des  futurs  locataires  ont  leur  occupation:  en  outre  les ^  frais  ne 
devaient  pas  6tre  par  trop  eleves.  Apres  bien  des  hesitations,  on  decida  enfin 
de  choisir  comme  terrain  de  construction,  une  partie  de  Farsenal  lui-m^me, 
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c'est-ä-dire  une  des  lies  sur  lequel  il  est  situe  et  qui  se  nomme  „Ile  de  FAr- 
senal".  Ce  choix  est  d'autant  plus  heureux  que  les  habitations  ouvrieres  seront 
situees  de  cette  fagon  dans  le  voisinage  immediat  du  chantier  de  travail  et  qu'on 
n'aura  pas  ä  acheter  de  nouveaux  terrains.  Mais  par  contre  l'etat  des  terrains 
de  l'Ile  de  1' Arsenal  ne  permet  pas  d'y  construire  des  maisons  d'habitation,  car 
eile  a  ete  formee  jadis  par  des  remblais  pour  lesquels  on  s'est  servi  de  vase  et 
d'autres  matieres  qui  par  suite  de  la  presence  d'eau  souterraine  fermentent 
toujours,  et  Ton  a  observe  que  les  gaz  qui  s'en  degagent  sont  mortels.  Par 
consequent  avant  qu'il  puisse  6tre  question  d'y  elever  des  maisons  d'habitation, 
il  faudra  que  le  terrain  soit  assaine  d'une  fac,on  complete.  Apres  de  longues 
deliberations,  on  a  pris  le  partie  d'enlever  tout  le  fond  de  vase.  et  de  le  rem- 
placer  par  un  remblai  de  sable  bien  nettoye  et  arrose.  Cette  Operation  est  tres 
radicale,  mais  le  resultat  au  point  de  vue  sanitaire  sera  excellent.  II  presente 
en  outre  d'autres  avantages  sous  le  rapport  technique;  enön  la  grande  etendue 
du  terrain  permettant  Fexecution  du  travail  sur  une  grande  echelle,  la  question 
de  la  depense  ne  joue  qu'un  role  secondaire. 

La  partie  de  File  dont  il  s'agit,  y  compris  un  canal  que  l'on  a  d6cide  de 
combler,  mesure  environ  300  000  aunes  carr.  (environ  118  200  mt.  carr.),  et  la 
depense  evaluee  se  montera  ä  environ  640  000  Cour.,  le  terrain  ameliore  et  pröt 
ä  la  construction  reviendra  environ  a  2  Cour.  Faune  carr.,  prix  qui  vu  la  Situation 
et  la  valeur  des  terrains  voisins  doit  6tre  regarde  comme  modere. 

Dans  les  plans  des  nouvelles  constructions,  on  a  decide  de  faire  de  loge- 
ments  de  trois  etages,  afin  de  procurer  autant  d'espace  libre  que  possible 
autour  des  maisons,  comme  aussi  en  prevision  d'agrandissement  eventuel  neces- 
saire  et  enfin  par  raison  d'economie.  On  a  egalement  pour  les  memes  raisons 
construit  les  maisons  par  blocs,  presque  tous  de  5  maisons  doubles  attenantes. 
Mais  tous  ces  blocs  sont  situes  librement  avec  une  bonne  aeration  et  sous 
l'influence  salutaire  du  soleil;  quant  ä  leur  disposition,  on  a  pris  modele  sur 
les  meilleurs  types  d'habitations  ouvrieres. 

Le  but  principal  de  toute  cette  colonie  etant  de  procurer  des  logements  bien 
amenages  et  ä  bon  marche  aux  ouvriers  et  aux  employes  peu  salaries,  il  va 
sans  dire  que  les  petits  logements  sont  les  plus  nombreux.  En  tout,  on  a 
projete 

258  logements  ä  2  pieces 
258  „      ä  3  „ 

84  „      ä  4  „ 

tandis  que  pour  les  officiers  et  les  fonctionnaires,  on  ferait  42  logements  de  4, 
5  et  6  pieces  avec  chambre  de  bonne  et  chambre  de  bain.  Mais,  outre  les 
pieces  proprement  dites,  chaque  logement  comprend  encore  une  entree,  une 
armoire  scellee  dans  le  mur,  une  cave,  une  mansarde  et  un  bücher;  la  buanderie 
et  la  lingerie  communes  aux  locataires  de  la  meme  maison  sont  situees  a 
Fetage  superieur  ä  cote  du  grenier  a  secher  le  linge,  egalement  commun.  Toutes 
les  maisons  seront  pourvues  de  Water-closet,  cependant  dans  les  logements  de 
2  et  3  pieces,  un  Water-closet  est  commun  ä  2  familles.  Pour  les  classes  in- 
ferieures,  on  se  propose  de  placer  im  appareil  ä  douches  dans  les  buanderies. 
Les  maisons  formeront  un  carre  avec  j ardin  devant  et  Fespace  libre  au 
milieu  du  carre  sera  utilise  en  partie  comme  cour  et  en  partie  comme  jardins 
dont  chaque  famille  de  la  colonie  aura  sa  part.  Tous  les  chemins  seront  plantes 
d'arbres.  Inutile  de  dire  que  le  gaz,  Feau  ainsi  que  les  evacuations  d'eau  seront 
installes  d'apres  les  meilleurs  principes.  Enfin  on  a  resolu  d'annexer  ä  la  colonie 
une  salle  d'asile  et  un  batiment  avec  des  magasins  de  differentes  natures;  par 
eontre,  pour  des  raisons  d'economie,  on  n'a  pu  mener  ä  bonne  fin  Fidee  d'habita- 
tions pour  les  celibataires,  les  veuves  et  les  retraites. 

Les  frais  de  construction  de  ces  habitations,  y  compris  les  fournitures  des 
conduits  de  toute  sorte,  sont  evalues  ä  environ  3  600  000  Cour.,  mais  il  faut  y 
ajouter  differentes  sommes  pour  payer  le  deplacement  de  quelques  etablissements, 
les  digues  etc.,  de  sorte  que  toute  Fentreprise  y  compris  Famelioration  du 
terrain  dont  nous  avons  parle  s'elevera  environ  ä  Cour.  4  400  000.  On  pense 
achever  le  travail  en  5  ans,  dont  2  seront  employes  a  la  preparation  du  terrain. 
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II  est  difficile  de  se  faire  d'avance  une  idee  exacte  du  sort  de  la  question; 
on  ne  peut  dire  qu'une  chose:  c'est  qu'ä  la  chambre  des  deputes,  il  n'y  avait 
qu'une  voix  pour  declarer  que  l'ancien  „Nyboder"  devrait  etre  demoli  dans  im 
avenir  assez  proehe  et  que  le  plan  presente  pour  la  construction  de  la  nouvelle 
colonie  etait  tres  attrayant;  malheureusement  l'accord  s'arrMe  la,  tant  ä  raison 
de  la  depense  ä  engager  qu'ä  raison  de  l'incertitude  dans  laquelle  on  se  trouve 
de  savoir  jusqu'ä  quel  point  il  est  bon  de  conserver  des  habitations  exclusivement 
reserv^es  ä  la  marine. 

Societe  de  construction  des  ouvriers. 

Par  le  developpement  de  son  activite,  la  societe  de  construction  des  ouvriers 
occupe  la  premiere  place  parmi  les  Societös  de  construction  de  Copenhague.  A 
plusieurs  reprises,  l'organisation  de  cette  societe  avec  son  melange  particulier  de 
systemes  economiques,  de  tirage  au  sort  et  d'acomptes  sur  les  hypotheques  a  ete 
l'objet  d'une  mention  speciale  aux  Congres  des  habitations  ä  bon  marche.  C'est 
pourquoi  nous  ne  donnerons  ici  que  quelques  chiflres  qui  en  feront  connaitre 
la  Situation  ä  ce  jour. 

La  societe  achete  toujours  de  nouveaux  grands  terrains  qui,  par  l'etablisse- 
ment  de  chemins  ou  de  rues,  sont  appropries  ä  la  construction  de  groupes  de 
maisons  du  type  que  nous  avons  decrit.  La  societe  a  ainsi  acquis  en  1899  pres 
de  „Lyngbyvei"  un  terrain  de  161  000  aunes  carr.  (63  437  mt.  carr.)  pour  une 
somme  de  2  Cour.  04  par  aune  carr.  (5  Cour.  18  par  mt.  carr.).  Par  des  achats 
posterieurs,  le  terrain  s'est  accru  jusqu'ä  environ  169  000  aunes  carr.  (66  589  mt. 
carr.).  Le  nombre  des  membres  etait  en  1867  de  222;  en  1872  de  2  824,  en  1882 
de  10  649;  en  1892  de  16  296;  en  1897  de  13  461  et  en  1902  de  14  136.  Les  membres 
dont  la  cotisation  totale  s'elevait  en  1901  ä  214  721  Cour,  possedaient  ä  la  fin 
de  cette  annee  un  capital  de  2  158  819  Cour.  En  1900  et  en  1901,  on  a  dispose 
par  voie  de  tirage  au  sort  de  26  maisons.  A  la  fin  de  1901,  la  societe  avait 
en  tout  tire  au  sort  1202  maisons,  chacune  de  1  logements.  Des  titres  de  pro- 
priete  avaient  ete  delivres  pour  827  de  ces  habitations,  et  pour  586  d'entre  elles, 
le  prix  d'acquisition  etait  completement  paye.  Les  prix  cl'achat  ä  la  fin  de  1901 
s'elevaient  ä  un  total  de  9  456  904  Cour.,  de  cette  somme  5  751  218  Cour,  ont 
ete  payes. 

La  societe  de  construction  des  ouvriers  maintient  toujours  sa  bonne 
reputation  de  societe  elevant  des  habitations  salubres.  C'est  ainsi  que  la  mor- 
talite  s'elevait  en  1901  ä  11,4  o/oo  contre  17,5  %o  pour  tout  Copenhague. 

Colonie  des  habitations  ouvrieres  de  „Rördal"  pres  de  Aalborg. 
Cette  colonie,  dont  nous  avons  parle  dejä  en  1900,  a  depuis  lors  travaille 
fermement  et  sürement.  En  1901.  on  a  construit  30  des  petites  maisons  que 
nous  avons  decrites,  chacune  avec  logements  pour  2  familles.  Le  terrain  d'une 
superficie  de  42  000  aunes  carr.  est  pourvu  de  Squares,  de  chemins  et  d'egouts 
ainsi  que  d'une  usine  ä  eau.  Tous  ces  travaux  ont  coüte  environ  185  000  Cour. 
Les  60  logements  tous  pareillement  disposes  comprennent  3  pieces,  dont  l'une 
sert  ä  la  Ibis  de  cuisine  et  de  salle  ä  manger;  il  existe  aussi  une  cave,  une 
arriere-cuisine  avec  evier  et  une  depense;  ä  chaque  logement  appartient  1000 
aunes  carr.  (394  mt.  carr.)  de  jardin  et  de  cour.  39  logements  sont  dejä  habi- 
tes;  le  reste  le  sera  dans  le  courant  du  printemps;  le  nombre  des  habitants 
s'eleve  ä  177  et  le  loyer  ä  180  Cour,  par  an.  Les  locataires  ne  pouvant  pas 
encore  utiliser  le  jardin  cette  annee,  une  deduction  de  12  Cour,  sera  faite  sur  le 
loyer. 

Nous  devons  aj outer  que  la  loi  de  1898  a  produit  certains  effets,  en 
dehors  des  entreprises  qu'elle  a  soutenues  directement.  Dans  differentes 
villes  du  pays,  il  s'est  forme  des  societes  d'ouvriers  dans  le  but  d'acquerir 
leur  propre  maison,  et  pas  moins  de  25  Societes  ä  Copenhague  et  aux 
environs,  mais  surtout  en  provinee  ont  sollicite  un  emprunt  de  l'Etat. 
Ces  societes  se  sont  principalement  fondees  d'apres  le  type  cree  par  la 
loi  de  1898,  c'est-a-dire  que  leurs  membres  sont  solidairement  respon- 
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sables;  quelques-  unes  d'entre  elles  feront  l'objet  de  notre  etude  dans  les 
pages  suivantes.  Le  desir  qu'a  tout  homme  de  posseder  sa  propre 
maison  se  manifeste  ici  comme  instinctivement,  bien  qu'il  soit  a  pro- 
prement  parier  en  contradiction  avec  les  idees  socialistes,  si  repandues 
en  Danemark.  Ce  mouvement  a  ete  tres  vif  surtout  ä  Copenhague  et 
dans  les  communes  environnantes.  Le  manque  d'habitations  qui  se  fit 
sentir  au  renouvellement  du  siecle  et  qui  empecha  que  les  familles  avec 
beaucoup  d'enfants  pussent  trouver  des  logements  a  grandement  contribue 
ä  ce  mouvement.  C'est  pourquoi,  comme  nous  l'avons  dejä  dit,  une  serie 
d'entreprises  de  constructions  ouvrieres  qui  n'ont  pu  obtenir  des  em- 
prunts  avantageux  de  la  Caisse  de  l'Etat  se  formerent  dans  les  environs 
de  Copenhague  en  dedans  et  en  dehors  des  communes  annexees.  Nous 
donnerons  ici  quelques  details  sur  plusieurs  de  ces  societes. 

Societe  de  construction  „Frem"  (En  Avant). 

Cette  societe  fut  fondee  au  commencemeut  de  1899  par  des  gens  apparte- 
nant  ä  la  classe  ouvriere  dans  le  but  de  reunir  ä  „Sundbyerne",  une  des 
communes  annexees  100  membres.  Elle  devait  construire  une  maison  pour 
chacun  d'eux.  Le  premier  capital  se  forma  par  une  cotisation  hebdomadaire 
de  2  Cour.  En  janvier  1900.  on  se  voyait  dejä  en  etat  d'acheter  un  terrain 
de  92  000  aunes  carr.  (36  249  mt.  carr.)  pour  une  somme  de  62  000  Cour, 
dont  20  000  Cour,  devaient  elre  '  fournis  par  des  cotisations  hebdomadaires  et 
acquittes  en  4  termes.  On  devait  construire  50  doubles  maisons  sur  le  terrain 
situe  dans  de  bonnes  conditions  de  salubrite  et  ä  quelques  minutes  du  tramway 
electrique.  Les  frais  etaient  estimes  ä  environ  570  000  Cour,  en  tout,  y  com- 
pris  ceux  de  construction  d'une  maison  ä  usage  commercial  avec  2  magasins. 
A  l'origine,  on  avait  projete  que  chaque  maison  ne  contiendrait  qu'un  logement, 
mais  on  reconnut  plus  itard  que  dans  ce  cas,  le  loyer  serait  trop  eleve.  C"est 
pourquoi  on  a  decide  de  cbanger  la  mansarde  projetee  en  un  logement  de 
2  pieces  propre  ä  etre  loue,  tandis  que  les  associes  eux-m^mes  habiteraient  un 
rez-de-chaussee  de  2  pieces,  mieux  dispose  que  ne  le  sont  ordinairement  les 
logements  d'ouvriers.  A  chaque  maison  appartient  un  j ardin  de  500  aunes  carr. 
(197  mt.  carr.). 

Au  für  et  ä  raesure  que  les  dettes  seront  acquittees  et  que  les  familles 
seront  dans  une  meilleure  Situation  pecuniaire,  elles  pourront  se  rendre  locataires 
de  toute  la  maison.  On  evalue  tous  les  frais  ä  environ  32  Cour,  par  mois  pour 
chaque  membre,  dont  cependant  7  Cour,  sont  un  acompte  sur  les  hypotheques 
et  1  Cour.  50  un  acompte  sur  les  travaux  pour  Tinstallation  du  gaz  et  de  l'eau. 
Si  Ton  compte  sur  un  loyer  mensuel  de  15  Cour,  pour  Tetage  loue,  le  proprie- 
taire  aura  lui-meme  a  fournir  17  Cour,  par  mois  dont  cependant  la  moitie 
servira  d'acompte  de  sorte  que  le  veritable  loyer  se  montera  ä  8  Cour.  50 
par  mois.  La  premiere  hypotheque  sera  fournie  par  un  emprunt  contracte  ä 
une  banque  de  Credit  foncier,  la  partie  non  acquittee  de  la  somme  d"achat  du 
terrain  reste  sur  2^me  hypotheque,  tandis  que  l'entrepreneur  garantit  le  surplus 
que  l'on  pense  couvrir  par  l'emission  d'un  emprunt  d'obligations  partielles. 

Les  associes  sont  solidaires  et  il  ne  sera  delivre  de  titre  de  propriete  des 
maisons  que  lorsque  les  2e  et  3e  hypotheques  auront  ete  remboursees,  ce  qui 
aura  lieu  dans  im  delai  d'environ  12  ans,  apres  quoi  la  respousabilite  solidaire 
cessera  et  la  Societe  sera  eventuellement  dissoute.  Pourtant.  il  est  constitue 
une  servitude  qui,  pendant  une  longue  serie  d'annees,  empgchera  la  construction 
sur  le  terrain  de  maisons  surpeuplees.  En  juin  1901,  on  en  etait  arrive  ä 
pouvoir  commencer  la  construction  des  maisons. 

Societe  de  Construction  „Gimle". 

Cette  Societe  a  ete  fondee  le  8  octobre  1899  dans  le  but  de  bätir  100 
maisons  isolees,  ainsi  qu'une  maison  avec  boutique.  et  d'administrer  l'entreprise 
jusqu'ä  ce  qu'on  puisse  delivrer  aux  membres  des  titres  de  propriete. 
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Des  Statuts  publies  eu  septembre  1900  nous  extrairons  les  dispositions 
suivantes:  La  part  de  chaque  membre  dans  l'actif  de  la  Societe  est  iusaisissable 
en  ce  qui  concerne  toute  dette  contractee  par  les  membres  iudividuellemeut. 
Les  versements  extraordiüaires  qui  aurout  ete  faits  par  les  societaires  seront 
une  dette  de  la  Societe  et  porteront  interet  comme  les  autres  sommes  dues 
par  la  Societe.  Les  societaires  paieront  une  cotisation  hebdomadaire  ou  mensuelle 
fixee  par  l'Assemblee  generale.  Si  l'Administration  preleve  sur  un  livret  appar- 
tenant  ä  un  societaire  plus  que  ce  qui  d'apres  la  cotisation  normale  doit  y  §tre 
depose,  le  montant  doit  rapporter  x/2  %  d'interet  de  plus  que  ce  que  rapporte 
d'interSt  la  Caisse  d'Epargne  ä  la  m6me  epoque,  et  le  societaire  a  le  droit 
d'exiger  le  remboursement  de  la  somme,  en  prevenant  la  Societe  3  mois  d'avance. 
s'il  doit  l'employer  ä  l'amelioration  de  sa  maison. 

Pour  assurer  la  Societe  contre  des  difticultes  imprevues,  telles  que  pertes 
de  cotisations  ou  de  loyers,  ainsi  que  pour  faciliter  le  paiement  en  temps  voulu 
des  annuites  dues  ä  la  Societe,  on  a  etabli  un  fonds  de  reserve  dont  le  restant 
en  especes  doit  etre  d'au  moins  1000  Cour.  Pour  l'entretien  et  l'augmentation 
de  ce  fonds,  chaque  membre  est  tenu  de  verser  une  cotisation  mensuelle  de 
0  Cour.  50  öre.  Une  servitude  de  villa  est  constituee  sur  le  terrain  de  la 
Societe  pendant  25  ans. 

Tout  societaire  doit  s'engager  avec  3  mois  de  notification  ä  prendre  posses- 
sion  de  la  maison  ä  lui  echue  aussitöt  qu'elle  est  habitable.  Lorsque  toutes 
les  maisons  sont  achevees  et  que  les  inscriptions  d'hypotheques  sont  prises, 
l'Administration  fixe  la  redevance  annuelle  de  chaque  maison  pour  fournir  aux 
contributions ,  aux  impöts,  aux  rentes,  ä  l'amortissement  et  ä  l'administration. 
Les  societaires  revoques  ou  demissionnaires  ne  peuvent  exiger  leurs  versements 
que  lorsqu'un  nouveau  membre  s'est  Charge  de  tous  les  engagements.  L'Admi- 
nistration doit  avoir  soin  que  la  Societe  n'eprouve  aucune  perte  par  le  change- 
ment  de  membres.  Si  une  femme  societaire  se  marie,  son  mari  lui  succede  dans 
les  engagements,  ä  moins  que  la  Societe  n'y  trouve  pas  son  compte.  Dans  ce 
cas,  la  femme  continue  d'etre  membre  de  la  societe,  si  les  epoux  font  ä  cet 
egard  une  Convention  de  mariage.  Lorsqu'un  societaire  meurt,  il  est  remplace 
soit  par  sa  veuve,  soit  par  im  ou  plusieurs  enf'ants,  soit  par  son  legataire. 
Le  legataire  doit  garantir  que  d'autres  heritiers  ou  que  le  tribunal  des  succes- 
sions  ne  s'y  opposera  pas.  S'il  n'y  a  pas  d'heritier  ou  que  l'Assemblee  generale 
refuse  son  admission,  FAdministration  doit  faire  choix  d'un  nouveau  membre. 

La  Societe  a  achete  ä  „Sundbyvester"  pres  de  Amagerbrogade  dans  le 
voisinage  immediat  de  Copenhague,  un  grand  terrain  de  168  000  aunes  carr. 
(environ  66  200  mt.  carr.)  pour  109  200  Cour,  soit  environ  1  Cour.  50  l'aune 
carr.  sur  lequel  eile  a  Fintentiun  de  construire,  outre  la  maison  avec  boutiques. 
100  petites  villas;  chaque  villa  est  amenagee  pour  2  familles,  de  sorte  que  s'il 
le  desire.  le  societaire  peut  louer  un  des  logements.  Chaque  logement  com- 
prendra  3  pieces,  cuisine,  mansarde,  ainsi  qu'une  dependance,  et  ä  chaque  maison 
est  attachee  une  superficie  de  1200  aunes  carr.  dont  la  partie  non  construite 
servira  de  cour  ou  de  jardin.  Jusqu'ä  ce  jour,  12  maisons  ont  ete  construites 
et  l'on  pense  les  occuper  en  avril  1902;  on  a  l'intention  de  continuer  les  travaux 
de  construction  le  plus  rapidement  possible.  La  Societe  pense  que  chaque 
maison  lui  reviendra  a  environ  10  000  Couronnes,  non  compris  le  terrain.  Nous 
ajouterons  que  pour  ainsi  dire  tous  les  membres  ont  verse  de  100  ä  200  Cour, 
comme  cotisation  extraordinaire,  productive  des  mömes  inter^ts  que  le  reste  de 
la  dette. 

Societe  de  Construction  „Klö verbladet "  (le  Trefle). 

La  Societe  fut  fondee  le  30  mars  1899  dans  le  but  de  construire  une  maison 
ä  chacun  de  ses  50  membres  et  de  travailler  ä  l'observation  exacte  des  engage- 
ments solidaires  reposant  sur  eux  ä  raison  de  l'entreprise  de  construction  afin 
que  ceux-ci,  autant  que  faire  se  peut,  n'eprouvent  pas  de  pertes.  Chaque  membre 
doit  verser  une  cotisation  de  1  couronne  par  mois  dont  une  partie  doit  couvrir 
les  frais  ordinaires  de  la  Societe  tandis  que  l'excedent  fera  partie  d'un  fonds  de 
reserve  administre  par  rAdministration. 
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On  a  pense  que  chacune  des  50  maisons  dont  se  composera  la  future  colonie 
et  dont  les  12  sont  dejä  bäties  comprendra  deux  logements  dont  Tun  doit  6tre 
loue.  Les  baux  adoptes  doivent  6tre  acceptes  par  tous  les  membres  et  aucim 
membre  ne  doit  sans  le  consentement  de  l'Administration  accorder  plus  de  6  mois 
d'avis  de  conge  ä  im  locataire.  La  redevance  imposee  ä  im  lot  de  terrain  avec 
maison  y  situee  doit  etre  payee  par  trimestre  et  doit  repondre  ä  toutes  les 
depenses  afferentes  ä  la  propriete,  telles  que  rentes,  accomptes,  impöts,  etc.  Si 
toutefois  im  membre  n"a  pas  opere  ses  versements  en  temps  utile  et  ne  peut 
pas  offrir  de  garanties  serieuses  pour  leur  reglement,  FAdministration  a  le  droit 
de  se  charger  en  son  nom  de  l'administration  de  la  propriete,  mais  ä  la  con- 
dition  d'en  rendre  im  compte  en  regle  au  societaire  interesse.  Si  les  sommes 
dont  le  paiement  n'a  pas  encore  ete  elfectue  apres  im  an  d'administration  sont 
de  200  Cour,  ou  au-delä,  le  membre  en  question  est  dechu  de  ses  droits  et 
Timmeuble  retourne  ä  la  Societe  qui  sans  responsabilite  aucune  vis-ä  vis  du 
membre  a  droit  d'en  disposer  librement.  Si  apres  enquete  prealable.  FAdmini- 
stration apprend  que  les  montants  verses  pour  im  ou  plusieurs  immeubles  ne  suf- 
fisent  pas  pour  couvrir  les  depenses  ordinaires  occasionnees  par  les  besoins  du 
terme,  si  le  proprietaire  de  Timmeuble  ne  paie  pas  sur  demande  le  solde  et  si 
Tadministration  trouve  que  les  montants  du  compte  ordinaire  de  la  Societe  ne 
suffisent  pas  pour  permettre  des  virements  de  comptes  interimaires.  Fadmini- 
stration  a  le  droit  d'exiger  le  paiement  par  les  autres  Societaires  d"une  cotisation 
extraordinaire  pour  couvrir  le  deficit.  Ces  cotisations  extraordinaires  doivent 
6tre  versees  au  compte  ordinaire  de  la  Societe  comme  pröt  consenti  ä  la  Societe 
et  sont  transportees  de  ce  compte  aux  comptes  des  immeubles  presentant  im 
deficit;  ceux-ci  sont  tenus  de  rembourser  aussi  tot  que  possible  au  compte 
ordinaire  les  montants,  et  ceux-ci  sont  transportes  aux  comptes  des  immeubles 
dont  les  proprietaires  ont  verse  leurs  annuites.  Si  une  maison  est  detruite  par 
im  incendie,  la  Societe  doit  la  reconstruire  ou  la  reparer,  et  rAdministration 
doit  veiller  ä  ce  qu'elle  soit  remise  dans  le  m§me  etat  qu*avant  la  catastrophe 
autant  que  le  permet  l'assurance  payee. 

Un  societaire  peut  avec  le  consentement  des  autres  donner  sa  demission, 
mais  seulement  ä  la  condition  qu'un  nouveau  membre  approuve  par  l'Assemblee 
generale  fasse  son  entree  simultanement.  Au  changement  de  proprietaire,  5  % 
d'excedent  eventuel  doit  6tre  verse  ä  la  Societe.  Aussitöt  les  engagements  pris 
ä  l'occasion  de  l'entreprise  de  construction  et  son  execution  regles,  la  Societe 
doit  etre  dissoute. 

La  premiere  pierre  de  cette  entreprise  fut  posee  sur  le  terrain  de  la  So- 
ciete a  Valby  en  mai  1901  et  en  octobre  de  la  m6me  annee,  6  doubles  maisons 
etaient  prgtes  et  deja  habitees.  Chaque  moitie  de  maison  renferme  2  logements 
de  3  pieces  avec  cuisine,  entree  et  dependances  habituelles,  entre  autres  une 
buanderie.  Chaque  logement  a  droit  ä  une  mansarde  spacieuse.  La  superficie 
totale  de  chaque  moitie  de  maison  est  de  1000  aunes  carr.  (environ  394  mt. 
carr.)  dont  192  aunes  c.  (env.  76  mt.  carr.)  est  couvert  par  la  maison  elle-meme, 
tandis  que  le  reste  est  amenage  comme  cour  et  jardin.  II  y  a  en  outre  dans 
les  maisons  achevees  2  boutiques  avec  logement.  Le  loyer  pour  6  mois  d*un 
logement  de  3  pieces  avec  jardin  est  de  180  couronnes  et  on  espere  quils  seront 
tous  loues  en  avril.  Le  prix  du  terrain  etait  de  2  Cour.  50  par  aune  carree. 
II  n'y  a  encore  aucun  compte  etabli.  et  pour  cette  raison,  on  ne  peut  fixer  le 
prix  des  maisons;  mnis  jusqu'a  present  radministration  a  ete  faite  ä  titre  gracieux. 

Societe  de  Construction  des  employes  de  l'eclairage. 

Cette  societe  se  compose  de  26  membres  principalement  recrutes  parmi  les 
contröleurs  des  compteurs  ä  gaz  gagnant  de  1000  ä  1200  Couronnes  par  an. 
La  societe  a  achete  im  lot  des  terrains  de  „Sögaard"  a  Gjentofte,  situe  ä  une 
dizaine  de  km.  de  Copenbague  et  Fa  morcele  pour  les  membres  en  etendues 
<Ie  1100  aunes  carr.  (environ  435  mt.  carr.).  Le  prix  du  terrain  etait  de  0.93  öre 
l'aune  carree,  mais  aucun  paiement  comptant  n'a  ete  fait.  On  a  pose  comme 
condition  que  les  maisons  ne  soient  pas  construites  d'apres  im  modele  imique, 
afin  que  la  colonie  puisse  avoir  im  caractere  moins  monotone  et  que  ses  mai- 
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sons  ressemblent  plutöt  ä  des  villas.  Elles  reviendront  chacune  ä  un  prix  variant 
de  3  300  cour.  et  6  100  cour.,  suivant  6  ä  7  modeles  differents.  Les  chemins 
ainsi  que  les  conduites  de  gaz  et  d'eau  et  les  egouts  sont  etablis  par  les  vendeurs. 
Les  membres  sont  solidairement  responsables.  Les  terrain  s  des  differents  lots 
ne  seront  pas  immatricules  separement  avant  le  paiement  du  terrain  qui  n"aura 
lieu  que  dans  le  delai  de  12  annees.  Pour  le  moment,  les  membres  paient  une 
cotisation  mensueHe  de  5  couronnes.  Les  maisons  sont  en  voie  de  construction 
et  l'on  espere  qu'elles  seront  achevees  pour  l'automne. 

Societe  de  Construction  des  ouvriers  de  l'Arsenal. 

Le  but  de  la  societe  est  de  bätir  une  maison  pour  chacun  de  ses  membres 
dont  le  nombre  doit  etre  regle  d'apres  l'etendue  du  terrain  achete.  Cependant 
il  ne  doit  pas  depasser  200.  Les  types  de  maisons  qui  serviront  de- modeles, 
seront  choisis  par  les  membres,  mais  apres  les  plans  et  devis  reconnus  par 
la  Societe  et  en  egard  necessaire  aux  servitudes  constituees  sur  le  terrain. 
Aussitöt  la  maison  achevee,  le  membre  en  regoit  un  titre  de  propriete;  cepen- 
dant les  membres  d'un  meme  groupe  de  construction  se  porteront  cautions  soli- 
daires  pour  la  3e  hypotheque  jusqu'a  ce  qu'elle  soit  completement  acquittee  pour 
ce  groupe.  Si  apres  que  le  terrain  morcele  aura  ete  construit,  on  trouve  bon 
d'accueillir  de  nouveaux  adherents  pour  le  terrain  eventuellement  restant,  c'est 
l'assemblee  generale  qui  en  decidera.  Aussitöt  que  le  morcellement  du  terrain 
de  la  Societe  aura  ete  fait,  et  qu'on  aura  decide  l'ordre  dans  lequel  la  construc- 
tion des  maisons  doit  se  faire,  les  lots  de  terrain  seront  distribues  par  voie  de 
tirage  au  sort  aux  membres  de  la  Societe,  im  pour  chacun,  mais  par  groupes 
de  50  membres  d'apres  l'importance  de  de  leurs  versements.  Ceux  qui  auront 
paye  100  Cour,  ou  au-dessus  participient  au  1er  tirage,  ceux  qui  auront 
paye  65  Cour,  au  2 d  et  le  reste  au  3e,  sous  reserve  toutefois  de  diviser  le 
3«  tirage  en  deux.  Jusqu'a  ce  quun  membre  ait  recu  le  titre  de  propriete  de 
la  maison  ä  lui  echue,  il  est  en  droit  d'en  jouir  ainsi  que  du  jardin  moyennant 
un  loyer  fixe  d'avance.  Les  membres  sont  solidairement  responsables  des 
obligations  de  la  Societe.  Iis  payent  une  cotisation  hebdomadaire  ou  mensuelle 
qui  doit  s'elever  au  moins  ä  1  Couronne  par  semaine.  Les  interets  et  acomptes 
dont  le  versement  n'a  pas  ete  opere  au  moment  de  l'echeance  sont  repartis 
cgalement  entre  les  membres  restants  faisant  partie  du  meme  groupe.  Au  lieu 
de  percevoir  chez  les  membres,  la  Societe  peut,  po  at  s'assurer  contre  les  pertes 
et  d'apres  les  decisions  de  l'Assemblee  generale,  organiser  un  fonds  social  auquel 
chaque  membre  sera  tenu  de  verser  une  cotisation  hebdomadaire  ou  mensuelle. 
Tout  membre  doit  faire  partie  d'une  Caisse  de  secours  de  l'Etat  en  cas  de 
maladie,  si  toutefois  il  peut  y  etre  admis.  Aussitöt  que  cesse  l'engagement 
solidaire,  chaque  membre  recoit  la  part  qui  lui  revient  du  fonds  ci-dessus. 
La  cessation  de  la  qualite  d'associe  nimplique  pas  la  cessation  de  la  respon- 
sabilite  des  membres  quant  aux  obligations  contractees  par  la  Societe  et  aux- 
quelles  les  membres  sont  tenus  solidairement;  mais  une  teile  responsabilite  peut 
cesser  en  vertu  de  stipulations  expresses  lorsqu'un  membre  nouveau  accepte  par 
TAdministration  prend  la  place  du  demissionnaire.  Si  par  suite  de  paiements 
echus  et  non  effectues  un  membre  est  exclu  de  la  Societe,  il  doit  quitter  de 
suite  la  maison  qu'il  habite.  Si  un  societaire  meurt  et  que  sa  veuve  ne  prenne 
pas  sa  place,  eile  reqoit  le  montant  realise  par  l'inscription  d'un  autre  membre 
en  remplacement  de  son  mari.  Un  veuf  que  la  Societe  ne  veut  pas  iuscrire 
comme  membre  en  remplacement  de  sa  femme  inscrite  comme  teile  a  les  mgmes 
droits.  Si  le  membre  defunt  ne  laisse  pas  de  conjoint  en  droit  de  prendre  sa 
succession  comme  societaire,  ses  enfants  ont  le  m6me  droit  que  ci-dessus,  mais 
seulement  si  aucun  d'eux  ne  desire  occuper  la  place  du  defunt.  Quand  par  suite 
de  deces  ou  pour  toute  autre  cause,  un  nouveau  membre  est  admis,  il  a  droit 
aux  memes  droits  et  obligations  que  celui  qu'il  remplace,  aussi  bien  en  ce  qui 
concerne  la  Societe  qu'a  l'egard  des  personnes  non  affiliees  ä  la  Societe. 
L'entretien  des  chemins,  des  egouts,  etc..  est  ä  la  Charge  de  tous  les  loca- 
taires.  L'assemblee  generale  decide  des  reglements  servant  de  base  ä  l'entretien 
conveuable  de  chaque  maison  afin  que  sa  valeur  ne  diminue  point  tant  que  dure 
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l'engagement  solidaire  des  associes.  L'excedent  des  benefices  annuels  de  l'admi- 
nistration  est  verse  au  fonds  special  destine  ä  couvrir  les  deficits  possibles. 
Chaque  propriete  a  droit  ä  la  m§me  part  dans  ce  fonds. 

Jusqu'a  ce  jour,  la  Societe  a  achete  dans  la  commune  de  „Taarnby"  a 
Amager,  im  terrain  de  11  000  mt.  carr.  divise  en  180  lots,  chacun  de  1245  aunes 
carr.  (env.  490  mt.  carr.)  non  compris  les  chemins.  L'excedent  de  terrain  doit 
etre  employe  partie  ä  une  maison  d'ecole  et  partie  ä  une  salle  de  reunions. 
Chaque  membre  paie  1  Couronne  de  cotisation  hebdomadaire  jusqu'a  ce  qu'il 
ait  verse  200  Couronnes;  il  est  alors  en  droit  de  prendre  possession  d'une 
maison  achevee.  Les  lots  de  terrain  sont  distribues  par  voie  de  tirage  au  sort. 
L'argent  necessaire  ä  l'entreprise  est  fourni  par  des  ressources  publiques  et 
les  entrepreneurs  employes  dans  la  construction  des  maisons  garantissent  25  o/o. 
Les  maisons  sont  construites  sur  differents  types  dont  le  prix  varie  de  4  500 
Cour,  ä  6  500  Cour.  La  depense  mensuelle  y  compris  l'amortissement  se  mon- 
tera  de  20  a  30  Couronnes.  Les  maisons  sont  a  un  etage;  quelques-unes  reliees  2 
par  2.  Le  rez-de-chaussee  comprend  3  pieces,  entree,  cuisine,  etc.  et  au  grenier 
il  existe  encore  une  piece;  une  buanderie  appartient  du  reste  ä  chaque  maison. 

Societe  en  commandite  „Quinto". 

La  societe  fondee  le  10  octobre  1899  a  pour  but  d'aider  ses  membres  a 
l'achat  de  lots  de  terrains  ä  „Husum"  et  ä  „Bröndshöi"  et  ä  l'etablissement  de 
chemins  sur  ces  terrains  memes  et  sur  ceux  y  conduisant.  Nous  indiquerons  ici 
les  principaux  reglements  concernant  cette  entreprise. 

Le  lot  desire  par  un  membre  est  achete  de  fagon  que  la  Societe  verse  au 
vendeur  le  prix  d'achat,  en  la  prelevant  sur  les  annuites  dues  par  l'acheteur  direct, 
sans  responsabilite  vis-ä-vis  des  autres  interesses,  ä  savoir  autant  que  possible  au 
moins  100  Cour,  comptant  et  8  Cour,  par  mois  pour  un  lot  de  1500  a  2000 
aunes  carres  (environ  590  ä  790  mt.  carr.);  —  200  Cour,  comptant  et  16  Cour,  par 
mois  pour  un  lot  de  2000  ä  3000  aunes  carr.  (environ  790  ä  1180  mt.  carr.);  — 
300  Cour,  de  suite  et  24  Cour,  par  mois  pour  un  lot  de  3000  ä  4500  aunes  carr. 
(environ  1180  ä  1770  mt.  carr.),  et  ainsi  de  suite  suivant  l'importance  du  lot. 
Ces  sommes  avec  leurs  inter^ts  sont  payees  au  vendeur  par  la  Societe  chaque 
semaine  ou  suivant  les  clauses  du  contrat  d'achat.  Les  frais  du  contrat  d'achat 
et  des  titres  de  propriete  se  monteront  probablement  ä  4  °/o  du  prix  d'achat 
dont  3o/o  seront  payes  comptant  et  l°/o  lors  de  la  delivrance  du  titre  de  pro- 
priete. En  outre,  le  societaire  devra  payer  tous  les  frais  du  morcellement,  lors- 
que  celui-ci  sera  acheve.  Les  chemins  seront  etablis  sur  les  plans  elabores 
d'avance  ou  approuves  plus  tard,  de  fagon  que  ceux-ci  ne  genent  pas  la  libre 
circulation  des  autres  proprietaires  de  lots.  La  superficie  necessaire  pour  l'eta- 
blissement du  chemin  attenant  ä  chaque  lot  est,  dans  ce  but,  abandonnee 
gratuitement  jusqu'au  milieu  du  chemin.  Pour  devenir  membre  de  la  Societe,  il 
faut  avoir  choisi  un  lot  de  terrain,  et  si  l'on  veut  qu'un  chemin  soit  etabli, 
avoir  achete  ce  lot.  Quiconque  aura  employe  le  concours  de  la  Societe  pour 
Fachat  d'un  lot  est  considere  comme  membre  quant  ä  l'etablissement  des 
chemins.  Les  frais  de  cet  etablissement  y  compris  la  construction  des  egoüts 
seront  couverts  par  le  paiement  de  2  ä  6  Cour,  par  mois  d'apres  l'etendue  du 
terrain  jusqu'a  ce  que  le  capital  engage  et  les  interets  courus  sur  ce  capital  aient 
ete  payes,  ce  qui  devra  avoir  lieu  au  plus  tard  dans  un  delai  de  dix  ans  ä 
compter  du  premier  versement.  Aucune  propriete  ne  doit  comprendre  plus  que 
le  rez-de-chaussee,  le  1er  etage  et  la  mansarde,  et  on  ne  doit  pas  construire 
de  fabrique  produisant  de  mauvaises  odeurs  ou  un  bruit  genant. 

Jusqu'a  present,  la  Societe  s'est  bornee  a  morceller  les  terrains  et  ä 
tracer  les  chemins  sans  les  etablir;  de  meme,  aucun  des  membres  n'a  encore  con- 
struit  de  maisons.  Les  societaires  se  sont  contentes  jusqu'a  ce  jour  de  cul- 
tiver  leurs  lots  comme  jardins  et  ils  y  ont  eleve  des  tonnelles.  On  a  compte 
que  les  prix  d'achat  seront  payes  dans  le  courant  de  7  annees  et  qu'alors 
les  societaires,  pour  la  plupart  des  ouvriers,  possederont  un  terrain  franc  et 
quitte  pour  la  construction.  II  faut  dire  que  jusqu'a  present,  les  acomptes  ont 
ete  payes  assez  regulierement. 


VI.  Internationaler  Wohnungskongress. 
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IV.  Die  Wohnungen  der  Arbeiterbevölkerung 
in  Helsingfors  (Finland). 

Von  Wilh.  Sucksdorff,  Helsingfors.*) 

Bei  der  Untersuchung  der  Wohnungen  und  Wohnungsverhältnisse 
der  Arbeiterbevölkerung  in  Helsingfors,  die  am  Anfang  des  Jahres  1900 
stattfand,  wurden  im  ganzen  10  419  Wohnungen,  vertheilt  auf  die  ver- 
schiedenen Stadttheile  und  die  Vororte,  berücksichtigt.  Von  diesen 
Wohnstätten  befanden  sich  5960  in  der  eigentlichen  Stadt  und  4495  in 
den  Stadtvierteln  ausserhalb  der  Zollgrenze. 

Die  untersuchten  Wohnungen  wurden  von  insgesammt  45  947  Per- 
sonen bewohnt:  nämlich  17  097  Männern,  17  369  Frauen  und  11 481 
Kindern  unter  zehn  Jahren.  Da  nach  der  Volkszählung  im  Dezember 
gleichen  Jahres  die  Bevölkerung  der  Stadt  93  217  Personen  ausmachte, 
so  umfassten  die  besichtigten  Arbeiterhäuser  beinahe  die  Hälfte  (49,3%) 
aller  Einwohner.  Die  Wohnungen  in  der  eigentlichen  Stadt  wurden 
von  25  613  und  solche  ausserhalb  der  Zollgrenze  von  20  334  Personen 
bewohnt. 

Die  10  419  Wohnungen  bestanden  aus  insgesammt  13  393  bewohnten 
Räumen,  von  denen  10 193  als  eigentliche  Wohnräume  und  3200  als 
Küchen,  Wasch-  und  Backstuben  benutzt  wurden. 

Von  den  Wohnstätten  enthielten: 


6858 

65,82% 

1  Zimmer, 

2052 

19,70  „ 

1  Zimmer  und  Küche, 

890 

8,54  „ 

1  Küche, 

351 

3.37  „ 

2  Zimmer, 

225 

2,16  „ 

2  Zimmer  und  Küche, 

33 

0,31  „ 

3      „        „  „ 

8 

0,08  „ 

3      „        „  „ 

2 

0,02  „ 

4 

3          v              n  n 

Die  aus  einem  Zimmer  bestehenden  Wohnungen  wurden  von  27  680 
(60,24%  der  Gesammtheit)  Personen  bewohnt,  die  aus  einem  Zimmer  und 
Küche  von  11  185  (24,34  o/0),  die  aus  Küche  von  3376  (7,35%),  die 
aus  zwei  Zimmern  von  1849  (4,02%),  aus  zwei  Zimmern  und  Küche 
von  1447  (3,15%)  und  die  übrigen  von  410  (0,90%)  Personen. 


*)  Aus  dem  Schwedischen  übertragen  von  Hinrich  Hansen  in  Kiel. 
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Die  Mehrzahl  der  städtischen  Arbeiterbevölkerung  be- 
wohnte also  Wohnungen,  die  nur  aus  einem  Zimmer  oder  einem 
Zimmer  und  Küche  bestanden. 

Die  untersuchten  Wohnungen  vertheilten  sich  wie  folgt  auf  die 
verschiedenen  Stockwerke: 

im      Erdgeschoss  lagen  1164  Wohnungen  =  11,17% 

1.  Stockwerk    „  6789         „  =  65,16  „ 

„      2.        „  „  1543  =  14,84  „ 

„  3.,  4.,  5.     „         „  239         „  =    2,27  „ 

„      Dachgeschoss  „  684         „  =    6,56  „ 

In  den  Wohnungen  im  Erdgeschoss  wohnten  4781  (10,40 %)  Per- 
sonen; im  ersten  Stockwerk  29  969  (65,23%);  im  zweiten  Stockwerk 
7322  (15,94%);  im  dritten,  vierten  und  fünften  Stockwerk  1139  (2,48%) 
und  im  Dachgeschoss  2736  (5,95%)  Personen. 

Von  grossem  Interesse  sind  die  Resultate,  die  man  im  Hinblick 
auf  die  Einwohnerzahl  per  Wohnstätte  und  Wohnraum  sowie  auf 
den  dem  Einwohner  zur  Verfügung  stehenden  Raum  erhalten  hat. 

Nach  den  Angaben  über  die  Anzahl  der  Wohnungen  und  Wohn- 
räume sowie  die  Zahl  ihrer  Bewohner,  die  früher  ermittelt  worden,  war 
jede  Wohnung  von  durchschnittlich  4,41  und  jedes  Zimmer  von  durch- 
schnittlich 3,43  Personen  bewohnt.  Doch  war  die  Zahl  der  Bewohner 
sehr  verschieden  in  Wohnungen,  die  aus  verschiedenen  Zimmern  bestanden. 
In  Wohnungen  aus  einem  Zimmer  belief  sich  die  Zahl  der  Bewohner 
per  Zimmer  auf  4,04,  in  solchen  aus  einem  Zimmer  und  Küche  auf  2,73 
und  in  solchen  nur  aus  einer  Küche  bestehend  auf  3,79.  Dagegen  lag 
für  die  Wohnungen  in  verschiedenen  Stockwerken  eine  nennenswerthe 
Verschiedenheit  der  Einwohnerzahl  per  Zimmer  nicht  vor. 

Der  Flächeninhalt  des  Fussbodens  per  Person  differirte  stark  in 
den  verschiedenen  Wohnungen.    Ein  Flächenraum  per  Bewohner 

kleiner  als  2  qm  fand  sich  in  227  Wohnungen  =  2,18% 

von  2—  4  „  „  „  3452  „  -  33,13  „ 

„  4-  6  „  „  3331  „  =  31,97  „ 

„  6-  8  „  „  „  „  1694  „  =  16,26  „ 

*  8-10  „  „  „  „  779  „  =  7,48,, 

„  10—20  „  „  „  „  835  „  =  8,01  „ 

über  20  „  „  „  „  101  „  =  0,97  „ 

Noch  grösseres  Interesse  erheischt  die  Kenntniss  des  Kubikraumes, 
der  in  den  verschiedenen  Wohnungen  den  einzelnen  Bewohnern  zur 
Verfügung  stand;  denn  dadurch  erhalten  wir  erst  einen  richtigen  Begriff 
von  der  Gedrängtheit  und  der  Uebervölkerung  in  den  Arbeiterwohnungen. 

Um  hiervon  ein  möglichst  übersichtliches  Bild  zu  gewinnen,  haben 
wir  die  Wohnungen  mit  Rücksicht  auf  den  Rauminhalt  in  vier  Gruppen 
eingetheilt,  nämlich  in 

Wohnungen  mit  über        20  cbm  per  Person  2584 

„      „     10-20  „      „      „  5248 

„      „      5-10  „            „  2457 

»  unter          5  „      „      „  130 

Ausgehend  von  dem  hygienisch  berechtigten  Standpunkte,  dass  eine 
Wohnung,  um  solche  als  nicht  übervölkert  bezeichnen  zu  können,  allen 
ihren  Bewohnern  (Erwachsenen  wie  Kindern)   einen  Kubikinhalt  von 

35* 
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mindestens  20  cbm  per  Person  bieten  muss,  ferner,  dass  eine  Wohnung, 
die  per  Person  10 — 20  cbm  Raum  enthält,  als  massig  übervölkert,  solche 
mit  einem  Raum  von  5 — 10  cbm  per  Person  als  in  hohem  Grade  über- 
völkert und  solche  mit  einem  Inhalt  von  unter  5  cbm  als  im  höchsten 
Grade  übervölkert  anzusehen  ist,  finden  wir,  dass 

24,80%  der  "Wohnungen  nicht  übervölkert  waren 

50,37  „    „  „  mässig 

23,58  ,,    „  „  in  hohem  Grade         „  „ 

1,25  „    „  „  im  höchsten  Grade     „  „ 

Bezüglich  der  Zahl  der  Einwohner  in  diesen  verschiedenen  Woh- 
nungen stellte  sich  weiter  heraus,  dass 

in  nicht  übervölkerten  Wohnungen   7358  Pers.  =  16,01% 

„  mässig  übervölkerten  Wohnungen  ....  23271  „  =  50,65  „ 
„  in  hohem  Grade  übervölkerten  Wohnungen  .  14461  „  =  31,47  „ 
„  im  höchsten  Grade  übervölkerten  Wohnungen     859    „      ==  17,87  „ 

wohnten. 

Es  fand  sich  somit,  dass  15318  Personen  =  32,54%  der 
ganzen  Bevölkerung,  deren  Wohnungen  besichtigt  wurden, 
so  gedrängt  wohnten,  dass  die  Gesundheit  Schaden  erleiden 
musste. 

Die  Uebervölkerung  verteilte  sich  folgendermassen  auf  die  ver- 
schiedenen Wohnungen: 

Von  100  Wohnungen  hatten  nachstehende  Anzahl: 


Kubikmeter  Wohnungen,  bestehend  aus 

per  Person  1  Zimmer    Küche    1  Zimmer  u.  Küche 

weniger  als  5  cbm  1,6  2,6  — 

5—10    „   28,4        29,9  8,8 

10-20    „   50,4        50,0  52,3 

mehr  als  20    „  .  19,6        17,5  3^9  


zusammen  100,0       100,0  100,0 

Von  den  Wohnungen,  die  nur  aus  einem  Zimmer  oder  einer 
Küche  bestanden,  waren  bei  weitem  mehr  übervölkert  als 
von  denjenigen,  welche  aus  einem  Zimmer  und  einer  Küche 
bestanden. 

Die  Vertheilung  der  Einwohner  auf  die  in  mehr  oder  minder  hohem 
Grade  übervölkerten  Wohnungen  verschiedener  Art  ergiebt  sich  aus 
nachstehender  Zusammenstellung : 

Von  100  Einwohnern  bewohnten  folgende  Anzahl  Räumlichkeiten  mit 


Kubikmeter 

per  Person                                   1  Zimmer  Küche  1  Zimmer  u.  Küche 

weniger  als  5  cbm  2,6  4,5  — 

5—10    „                             39.6  43,9  13,5 

10-20    „                             47,6  42,7  60,3 

mehr  als  20    „                              10,2  8,9  26,2 


Eine  Berechnung,  wie  viele  Personen  im  Durchschnitt  jedes  Zimmer 
der  mehr  oder  minder  stark  übervölkerten  Wohnungen  bewohnten,  zeigt 
uns,  dass  in  Wohnungen  mit 
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Wohnungen,  bestehend  aus 
1  Zimmer       Küche      1  Zimmer  u.  Küche 


weniger  als  5  cbm   6,9  Pers.  6,6  Pers.  —  Personen 

5-10    „   5,6  „  5,6    „  4,2  „ 

10-20    „   3,8    „  3,2    „  3,2  „ 

mehr  als  20    „   2,1    „  1,9    „  1,8 


wohnten. 

Wir  finden  also,  dass  in  der  Regel  alle  Wohnungen  mit  mehr  als 
zwei  Personen  per  Zimmer  übervölkert  und  mit  mehr  als  vier  Personen 
in  hohem  Grade  übervölkert  waren. 

Bezüglich  der  Höhe  der  Zimmer  wurden  folgende  Resultate 
gewonnen:  Von  den  untersuchten  13393  bewohnten  Zimmern  hatten 
10339  =  77,2%  der  ganzen  Anzahl  eine  Höhe  von  2,70  m  oder  mehr; 
3054  —  22,8%  waren  niedriger  als  2,70  m,  das  nach  der  jetzt  in  Helsingfors 
geltenden  Bauordnung  festgesetzte  Mindestmass  für  Wohnräume.  Eine 
Höhe  von  weniger  als  2,30  m  hatten  872  6,5°  o  und  eine  Höhe  von  mehr 
als  3,5  m  hatten  422  =  3,2%. 

Ueber  die  Beleuchtung  der  Zimmer  wurden  folgende  Beob- 
achtungen gemacht:  Bei  2017  =  15,1%  betrug  die  Fensteröffnung  */6 
oder  mehr  von  der  Grösse  des  Fussbodens;  diese  hatten  also  eine  vollauf 
genügende  Beleuchtung.  Bei  8302  —  62,0 %  machte  die  Fensteröffnung 
Vö — V12  des  Fussbodens  aus:  auch  diese  Zimmer  hatten  noch  bezüglich 
der  Höhe  des  Fensters  eine  einigermassen  angängige  Beleuchtung.  Da- 
gegen war  bei  3074  =  22,95%  die  Grösse  der  Fensteröffnung  kleiner 
als  V12  des  Fussbodens,  theilweise  bedeutend  kleiner.  Alle  diese  Räume 
hatten  unzureichende  Beleuchtung. 

Das  Resultat,  das  man  bezüglich  der  Beschaffenheit  der  Feuerstätten 
gewann,  war  in  der  Hauptsache  folgendes:  Von  den  untersuchten  10193 
eigentlichen  Wohnräumen  waren  7434  =  72,9%  mit  Kachelöfen  versehen: 
2665  =  26,2%  hatten  Steinöfen;  23  Zimmer  0,2%  besassen  keine 
Feuerstätten;  die  übrigen  71  Zimmer  —  0,7%  hatten  entweder  Wärme- 
leitung, Kamin  oder  zwei  Feuerstätten  verschiedener  Art.  Von  den  be- 
sichtigten 3200  Küchen  hatten  3142  =  98,2%  gewöhnliche  Eisenherde, 
35  1,1%  offene  Herde  und  restliche  23  =  0,7%  Kamine  oder  Küchen- 
herde und  Kachelöfen. 

Werthvoll  erscheinen  auch  die  Beobachtungen,  die  über  die  Beschaffen- 
heit der  Zimmer  mit  Rücksicht  auf  Feuchtigkeit  und  Kälte  gemacht 
wurden:  Von  den  untersuchten  10419  Wohnungen  waren  insgesamt 
4280  =  41,1%  feucht  oder  kalt  oder  zugleich  feucht  und  kalt. 

Nur  feucht  waren    .    .    675  Wohnstätten  6,5% 
Nur  kalt  waren  .    .    .  2528  „  24,3  „ 

Feucht  und  kalt  .    .    .  1077  „  10,3  „ 

Wenn  man  Häuser  aus  Holz  und  Stein  (solche  auf  Steinunterbau 
mit  eingerechnet)  für  sich  nimmt,  so  findet  man,  dass  von  7152  Wohn- 
häusern aus  Holz  2416  —  34,4%  und  von  3267  Häusern  aus  Stein 
1819  =  55,7%  feucht  oder  kalt  oder  gleichzeitig  feucht  und  kalt  waren. 
Und  ein  Vergleich  zwischen  Feuchtigkeit  und  Kälte  in  Stein-  und  Holz- 
häusern zeigt  folgendes:  Wohnhäuser  aus 

Holz  Stein 

feucht  1,2%  18,2% 

kalt  30,5  „  10,7  „ 

feucht  und  kalt     .    .    2,8  „  26,8  „ 
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Wir  finden  also,  dass  feuchte  Wohnungen  in  grosser  Anzahl  in 
Steinbauten  vorkommen  und  nur  wenige  Wohnungen  in  Holzhäusern 
feucht  sind. 

Die  Höhe  der  Miethe  war  sehr  verschieden.  Für  Wohnungen 
bestehend  aus  einem  Zimmer  bewegte  sie  sich  zwischen  60  und  600  Mark 
das  Jahr,  für  eine  Küche  schwankte  sie  zwischen  36  und  420  Mark  und 
für  ein  Zimmer  und  Küche  zwischen  120  und  960  Mark. 

Folgende  Zusammenstellung  gewährt  eine  ungefähre  Uebersicht  über 
die  am  häufigsten  vorkommenden  Miethen: 


Höhe  der  Miethe 


120  Mark 

144  „ 

156  „ 

168  „ 

180  ,. 

192  „ 

204  „ 

216  „ 

228  „ 

240  „ 

264  .. 

300  „ 

360  „ 

420  „ 

480  „ 
600 


Wohnungen  mit  untenstehender  Miethe 


1  Zimmer 

Küche 

1  Zimmer 
Küche 

184 

46 

307 

58 

4 

212 

53 

1 

226 

41 

6 

551 

114 

37 

451 

86 

13 

402 

83 

2 

765 

70 

20 

207 

25 

3 

1032 

73 

89 

379 

6 

32 

436 

22 

152 

88 

8 

212 

20 

1 

316 

4 

171 

1 

23 

12,24 
0,35 


Berechnet  per  Kubikmeter  Inhalt  und  Jahr  wechselte  die  Höhe  der 
Miethen  recht  sehr.    Eine  Miethe  per  cbm  und  Jahr 

bis  zu  3  Mark  wurde  gezahlt  für   933  Wohnungen  8,96  % 

3,01-  4,00  „       „         „  „    2814         „         27,01  „ 

4,01-  5,00  „       „         „  „    2797         „         26,84  „ 

5,01-  6,00  „       „         „  „    1469  14,09  „ 

6,01—10,00  „       „         „  .,  1275 

10,01-16,00  „       „         „  „  36 

Ueber  die  Länge  der  Zeit,  die  die  Miether  in  ihren  Woh 
nungen  gewohnt  hatten,  erhielt  man  folgende  Resultate: 
Die  Miether  wohnten: 

weniger  als  1/2  Jahr  in  2397  Wohnungen  23,00% 
1/2-  1     „     „  1987         „         19,07  „ 
1—  5     „     „  4108         „         39,43  „ 
5—10    „     .,  1328         „         12,75  „ 
mehr  als  10     „     „    512  „  4,91  „ 

nicht  angegebene  Zeit  ,,      87  „  0,84  „ 

Für  die  Beurtheilung  der  Wohnungsverhältnisse  der 
völkerung  ist  die  Kenntniss  von  der  Zahl  der  Familien, 


miether  bei  sich  wohnen 
wohnen,  von  Interesse. 


Arbeiterbe- 
die  After- 
haben,  sowie  der  Personen,  die  bei  anderen 
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Im  Hinblick  hierauf  gewann  man  nachstehendes  Bild: 
In  3877=37,21  %  der  besichtigten  Wohnungen  fand  man  Aftermiether, 
deren  Gesammtzahl  6570  war  =  14,30  %  der  Gesammtzahl  der  Einwohner 
der  untersuchten  Wohnungen.   Im  Durchschnitt  wohnten  also  1,69  After- 
miether in  jeder  Wohnung  mit  Aftermiethern.    Von  diesen  waren: 

Männer   4125  =  62,78  % 

Frauen   2216  —  33,73  „ 

Kinder  unter  10  Jahren     229  =  3,49  ,. 

100,00  0  o 

Von  der  Gesammtzahl  der  Männer  in  den  besichtigten  Wohnungen 
waren  24,13%,  der  der  Frauen  12,76%  und  der  der  Kinder  1,99% 
Aftermiether. 

Männer  wohnten  also  in  grösserer  Anzahl  als  Frauen  als  Aftermiether. 
Die  Miethe  der  Aftermiether  zeigten  erhebliche  Verschiedenheiten. 
Eine  monatliche  Miethe  von 

0,50—  3,00  Mark  wurde  gezahlt  von    477  =  6,99  % 

3,01—  5,00     „  „         „        „    3936  =  57,62  ,. 

5,01—10,00     „  „         „        ,.    2085  =  30,54  „ 

mehr  als  10,00     ,.  „         „        ..      219  =  3,21  „ 

Angaben  fehlen  für   112=  1,64  ,, 

Hand-  und  Gewerbearbeit  wurde  in  im  ganzen  524  (5,03  %)  der  be- 
sichtigten Wohnungen  betrieben,  und  diese  Heimarbeiten  wurden  von 
insgesammt  983  (2,14  %)  der  Einwohner  ausgeführt.  Von  den  Arbeitenden 
waren  600  Männer  und  383  Frauen.  Die  Gewerbe,  die  man  in  den 
Häusern  betrieb,  waren  Schuhmacherei  in  369,  Schneiderei  in  208, 
Weissnäherei  in  184  und  Plätterei  in  138  Wohnungen. 


V.  Die  Arbeiterwohnungsfrage  in  Ungarn. 


Von  Dr.  Josef  von  Fenyvessy. 
Ministerialhilfssekretär  im  Königl.  Ungarischen  Handelsministerium,  in  Budapest. 

Anlässlich  des  Brüsseler  Internationalen  Wohnungskongresses 
erstattete  Georg  von  Schulpe,  Delegirter  des  ungarischen  Ministeriums 
des  Innern  einen  eingehenden  Bericht  über  die  Ergebnisse  der  Be- 
strebungen auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  in  Ungarn.  Wenn  auch 
die  sanguinischen  Hoffnungen,  denen  der  Berichterstatter  hinsichtlich 
der  allmählichen  Entwickelung  dieser  Bewegung,  hauptsächlich  aber  im 
Hinblick  auf  das  Zustandekommen  eines  Arbeiterwohnungsgesetzes  Aus- 
druck gab,  nicht  in  Erfüllung  gegangen  sind,  so  kann  doch  ein  ent- 
schiedener Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  seit  jener  Zeit  wahrgenommen 
werden.  Einige  Pläne,  deren  der  Berichterstatter  im  Jahre  1897  Er- 
wähnung that,  sind  seitdem  verwirklicht  worden,  andere  sind  im  Stadium 
der  Vorbereitung;  ein  Stillstand  —  es  gereicht  uns  zur  Genugthuung,  dies 
zu  konstatiren  —  ist  in  dieser  Bewegung  trotz  der  allgemeinen  ungünstigen 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  nicht  eingetreten. 

Wenn  auch  in  Ungarn  im  Interesse  der  Verbesserung  der  Arbeiter- 
wohnungen nicht  Bedeutendes  geleistet  wurde  und  wir  sozusagen  noch 
am  Anfange  der  Lösung  der  Arbeiterwohnungsfrage  stehen,  so  ist  es 
vielleicht  doch  nicht  ohne  jegliches  Interesse  für  die  sich  mit  dieser 
Frage  beschäftigenden  Fachleute,  das  bisher  bei  uns  thatsächlich  Ge- 
schehene kennen  zu  lernen.  Eine  Uebersicht  hierüber  zu  geben,  ist  der 
Zweck  dieses  Referats. 

Die  Wohnungsverhältnisse  der  ärmeren  Klassen  in  der  ungarischen 
Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  sind  in  den  ausländischen  Fach- 
schriften oft  genug  recht  ungünstig  geschildert  worden.  In  voller  Kennt- 
niss  dieser  Verhältnisse  beschäftigte  sich  die  städtische  Verwaltung 
wiederholt  mit  der  Frage  der  Sanirung  der  Wohnungsmisere  ,  arbeitete 
auch  ein  ziemlich  radikales  Regulativ  über  das  Wohnungswesen  aus,  das 
jedoch  bisher  an  höherer  Stelle  nicht  bestätigt  wurde.  Im  allgemeinen 
aber  vertrat  die  Hauptstadt  den  Standpunkt,  dass  die  Lösung  der  Woh- 
nungsfrage zwar  in  grossem  Maasse  wünschenswerth,  jedoch  durch  die 
Kommune  allein  nicht  durchführbar  und  ihre  Aufgabe  nur  die  Förderung 
und  Unterstützung  aller  auf  die  Verbesserung  des  Wohnungswesens 
gerichteten  Bestrebungen  sei. 

Auf  Grund  dieses  Programmes  hat  die  Hauptstadt,  um  durch  ein 
Beispiel  zu  beweisen,  dass  die  Errichtung  von  Häusern  mit  kleinen 
Wohnungen  für  den  Vermiether  ein  einträgliches  Geschäft  sei,  an  der 
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Grenze  der  Hauptstadt  vier  einstöckige  Gebäude  errichtet,  die  im  Mai  des 
Jahres  1898  der  Benützung  übergeben  wurden.  Diese  Häuser  bestehen 
insgesammt  aus  96  Wohnungen  mit  je  einem  Zimmer  und  einer  Küche, 
die  gegen  eine  wöchentliche  Miethe  von  4  Kr.  20  H.  vergeben  werden. 
Bisher  waren  diese  "Wohnungen  fast  immer  besetzt.  Die  Häuser  werden 
durch  das  Asyl  für  Obdachlose  verwaltet.  Es  besteht  die  Absicht, 
diese  kleine  Kolonie  durch  weitere  400  Wrohnungen,  Kindergarten,  Gesell- 
schaftslokal und  Konsumgenossenschaft  zu  vergrössern. 

Diese  Musterhäuser  haben  aber  bedauerlicher  Weise  ihren  Zweck, 
die  private,  die  gemeinnützige  und  genossenschaftliche  Bauthätigkeit  zur 
Errichtung  ähnlicher  Häuser  anzuspornen,  nicht  erfüllt.  Diese  Erschei- 
nung ist  weniger  der  Indolenz  der  an  dieser  Frage  Betheiligten  zuzu- 
schreiben, als  vielmehr  jenen  ungünstigen  wirthschaftlichen  Verhältnissen 
der  letzten  Jahre,  die  jedwede  Unternehmungslust  lähmten. 

Ganz  unabhängig  von  dieser  Initiative  der  Hauptstadt  entstand  auf 
Anregung  einiger  Menschenfreunde  im  Jahre  1896  unsere  erste  Arbeiter- 
wohnungsbaugenossenschaft, die  den  Titel  „Arbeiterheim"  führt.  Wie 
aber  aus  Folgendem  ersichtlich  wird,  spielte  bei  der  Gründung  dieser 
Genossenschaft  die  Selbsthülfe  nur  eine  ziemlich  untergeordnete  Rolle, 
und  wie  ihr  Entstehen,  so  basirt  auch  ihre  Erhaltung  auf  der  Unter- 
stützung des  Staates. 

Die  Genossenschaft  erwarb  nämlich  in  der  Nähe  der  Hauptstadt,  in 
Räkos-Keresztur  ein  grosses  Stück  aufgelassenen  Ackerfeldes,  welches 
für  den  Bau  von  1000  Wohnhäusern  Raum  bot.  Zur  Bebauung  des- 
selben waren  2  Millionen  Kronen  erforderlich.  Diese  Summe  stellte  eines 
unserer  grössten  Bankinstitute,  die  Pester  Kommerzialbank,  als  Hy- 
pothekardarlehen gegen  4  %ige  Verzinsung  der  Genossenschaft  zur  Ver- 
fügung. Dagegen  verpflichtete  sich  die  ungarische  Regierung,  die  auf 
Grund  der  Hypothek  emittirten  Obligationen  in  Höhe  von  1  Million 
Kronen  von  der  Bank  zu  übernehmen.  Zur  weiteren  Sicherstellung 
der  Forderungen  der  Bank  müssen  die  Genossenschaftsmitglieder  auch 
einen  Lebensversicherungsvertrag  abschliessen. 

Bisher  wurden  600  Häuser  erbaut  und  den  Mitgliedern  übergeben. 
Sie  sind  von  verschiedener  Grösse,  die  meisten  bestehen  aber  aus  zwei 
Wohnzimmern  und  Küche,  den  nothwendigen  Nebenräumen,  als  Boden. 
Keller  u.  s.  w.,  dann  aus  160  □  Klafter  Grund  und  Boden  mit  Umzäunung 
und  Brunnen.  Der  Kaufpreis  eines  solchen  Hauses  beträgt  nominell  4000 
Kronen,  in  Wirklichkeit  aber  bis  zur  vollen  Auszahlung  8360  Kronen. 
Es  müssen  nämlich  26  Jahre  hindurch  als  Tilgungsraten  jährlich  320 
Kronen  gezahlt  werden,  worin  ausser  dem  entsprechenden  Theilbetrag 
des  Ankaufspreises  die  Zinsen,  Lebens-  und  Schadenversicherungs- 
prämien und  Verwaltungsspesen  der  Genossenschaft  enthalten  sind. 

Die  Kolonie  ist  mit  der  Bahn  in  einer  halben  Stunde  zu  erreichen; 
die  Fahrt  wird  durch  Ausgabe  von  Arbeiterfahrkarten  wesentlich  ver- 
billigt.   Der  Bau  weiterer  400  Häuser  ist  im  Zuge. 

In  jüngster  Zeit  lässt  sich  in  einer  unserer  grösseren  Provinzstädte, 
in  Györ  (Raab)  eine  Bewegung  im  Interesse  der  Verbessung  der  Ar- 
beiterwohnungen konstatiren.  Es  wurde  dort  zu  diesem  Behufe  eine 
Aktiengesellschaft  gebildet,  die  zweite  gemeinnützige  Baugesellschaft  in 
unserem  Lande  (die  erste  ist  die  im  Jahre  1887  entstandene  „Societa 
per  la  construzione  di  case  operaie"  in  Fiume,  die  aber  bisher  nur  24 
Wohnungen  errichtete).  Die  Gesellschaft  hat  den  Zweck,  mit  Hilfe  einer 
staatlichen   Subvention  durch  Arbeiter  zu  erwerbende  Familienhäuser 
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zu  bauen.  Der  Bau  von  50  Häusern  ist  auch  schon  in  Angriff  ge- 
nommen, die  noch  in  diesem  Jahre  der  Benutzung  übergeben  werden 
können.  Die  Gesellschaft  beabsichtigt,  so  oft  ein  Haus  verkauft,  bezw. 
von  einem  Arbeiter  mit  der  Absicht  des  Erwerbs  übernommen  wird, 
zum  Bau  eines  neuen  Hauses  zu  schreiten.  Ueber  nähere  Einzelheiten, 
d.  h.  die  Verkaufsbedingungen,  Gebahrung  u.  s.  w.  können  wir  jetzt 
noch  nicht  berichten,  da  diese  im  Einvernehmen  mit  der  Regierung 
bestimmt  werden  und  die  bezüglichen  Verhandlungen  noch  nicht  ab- 
geschlossen sind.  Wir  erwähnen  nur,  dass  im  Sinne  des  Subventions- 
vertrages die  Gesellschaft  verpflichtet  ist,  den  5  °/o  übersteigenden  Er- 
trag des  in  den  Häusern  investirten  Aktienkapitals  zur  Tilgung  jener 
Forderungen  zu  verwenden,  welche  sie  an  die  Arbeiter  für  den  restiren- 
den  Kaufschilling  beansprucht.  —  Ausserdem  hat  sich  in  derselben  Stadt 
eine  Genossenschaft  zum  Zwecke  des  Baues  von  Arbeiterwohnungen  ge- 
bildet, welche  bereits  von  der  Stadt  einen  entsprechenden  Baugrund  sehr 
billig  erstanden  hat;  es  gebricht  ihr  jedoch  an  Baukapital,  weshalb  auch 
hier  wahrscheinlich  irgend  welche  staatliche  Hilfe  erforderlich  sein  wird. 

Die  Schilderung  der  Vorgänge  und  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des 
Arbeiterwohnungsbaues  in  Ungarn  wäre  aber  höchst  mangelhaft,  wenn  wir 
die  bezügliche  Thätigkeit  unserer  Arbeitgeber  ausser  Acht  lassen  wür- 
den, obzwar  diese  eigentlich,  streng  genommen,  nicht  in  den  Rahmen  der 
auf  diesem  Kongresse  behandelten  Themata  gehört.  Wir  legen  umsomehr 
Gewicht  darauf,  dieser  Thätigkeit  Erwähnung  zu  thun,  als  die  ungari- 
schen Arbeitgeber  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  ihrer 
Angestellten  vieles  beigetragen  haben.  In  erster  Reihe  sind  hier  natür- 
lich die  staatlichen  Betriebe  zu  nennen,  die  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen auch  sonst  den  Privatunternehmungen  mit  nach- 
ahmenswerthem  Beispiel  stets  vorangehen. 

Wir  erwähnen  zuerst  die  Arbeiterkolonie  der  Werkstätte  der 
königlich  ungarischen  Staatsbahnen  in  Budapest.  Dieselbe  be- 
steht aus  55  Wohngebäuden,  die  zusammen  304  Wohnungen  enthalten. 
Zu  jeder  Wohnung  gehört  ein  abgegrenzter  Gartengrund  und  Wirth- 
schaftshof.  Der  durchschnittliche  Miethzins  dieser  Wohnungen  beträgt 
200  Kronen.  Auch  die  Maschinenfabrik  der  ungarischen  Staatsbahnen 
besitzt  ihre  eigene  Arbeiterkolonie  mit  110  Wohnungen  unmittelbar  an- 
grenzend an  die  Fabrik. 

Das  staatliche  Eisen  -  un d  Stahlwerk  in  Diösgyör  beherbergt 
beinahe  die  Hälfte  seines  ungefähr  5000  Arbeiter  zählenden  Personals  in 
durch  die  Unternehmer  errichteten  Häusern.  124  von  diesen  enthalten  je 
zwei,  und  26  je  vier  Wohnungen:  die  Kolonie  besteht  daher  zusammen 
aus  352  Wohnungen.  Die  meisten  bestehen  aus  einem  Zimmer,  einer 
Küche  und  Nebenräumen,  wofür  monatlich  15  Kronen,  für  die  aus  zwei 
Zimmern  bestehenden  21  Kronen  als  Miethzins  zu  entrichten  sind. 
Ausserdem  dienen  2  Wohnhäuser  zur  Unterbringung  lediger  Arbeiter. 

Von  den  Privatunternehmungen  erwähnen  wir  die  Maschinenfabrik 
der  Aktiengesellschaft  Ganz  &  Co.  mit  176,  die  Erste  Buda- 
pester Dampfm  ühlen- Aktiengesellschaft  mit  128,  dieFiumaner 
Torpedofabrik  Whitehead's  mit  74,  endlich  die  Werke  der  öster- 
reichisch-ungarischen Staats-Eisenbahng  esellschaft  in  Re- 
sicza,  Anina  und  Steyersdorf  mit  der  respektablen  Anzahl  von  un- 
gefähr 1500  Wohnungen. 

Die  Aufzählung  der  weiteren  bedeutenderen  Leistungen  würde  den 
Rahmen  dieses  Referates  überschreiten,  immerhin   wollten   wir  darauf 
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hinweisen,  dass  unsere  Industriellen  sich  ihrer  Pflicht,  für  das  Wohl  ihrer 
Angestellten  zu  sorgen,  hinlänglich  bewusst  sind.  Wenn  wir  auch  den 
zahlenmässigen  Umfang  dieser  Thätigkeit,  mangels  einer  zuverlässigen 
Arbeiterwohnungsstatistik,  nicht  genau  kennen,  so  erfahren  wir  doch 
unter  anderem  aus  den  Berichten  unserer  Gewerbeinspektoren  die  That- 
sache,  dass  für  die  Wohnungsbedürfnisse  von  10 — 15°/0  der  industriellen 
Arbeiter  bei  uns  durch  die  Unternehmer  gesorgt  wird. 

Ich  glaube,  mittels  der  aufgezählten  Thatsachen  dargelegt  zu  haben, 
dass  die  Wichtigkeit  und  Bedeutung  der  Arbeiterwohnungsfrage  in  Un- 
garn richtig  erkannt  und  genügend  gewürdigt  wird.  Der  gewisser- 
maassen  langsame  Gang  der  Bewegung  kann  nicht  dem  Mangel  der  ge- 
nügenden Einsicht  betreffs  der  auf  diesem  Gebiete  zu  Tage  tretenden 
bedauernswerthen  Erscheinungen,  sondern  vielmehr  dem  in  den  Verhält- 
nissen begründeten  Mangel  an  Unternehmungslust  zugeschrieben  werden, 
der  sich  für  die  im  Stadium  der  industriellen  Entwickelung  befindlichen 
ungarische  Volkswirthschaft  doppelt  fühlbar  macht.  Dieser  Umstand  hat 
auch  z.  B.  zur  Folge,  dass  heute  in  unserer  Hauptstadt  von  einer  Wohnungs- 
noth  der  ärmeren  Klassen  nicht  die  Rede  sein  kann,  da  infolge  der 
Stagnation  der  Industrie  die  Zahl  der  in  der  Hauptstadt  verweilenden 
Arbeiter  sich  verminderte  und  dadurch  die  Zahl  der  leeren  Wohnungen 
gestiegen  und  die  Miethpreise  allgemein  gesunken  sind. 

Hierdurch  erscheint  die  Wohnungsfrage  für  die  ärmeren  Klassen 
nicht  akut,  und  wird  auch  der  Mangel  an  Privatbauthätigkeit  weniger 
stark  empfunden. 


VI.  A  Paper  on  the  subject  generally. 


By  Robert  Williams,  Architect.  Meniber  of  the  London  County  Council, 
Fellow  of  the  Royal  Institute  of  British  Architects,  Member  of  the  Workmen*s 
National  Housing  Council,  London. 

1.  It  is  an  exceedingly  stränge  thing  that,  after  nearly  two  thousand 
years  of  Christian  Civilization,  Europe  should  need  a  Conference  at  all 
on  the  Provision  of  dwellings  for  the  working  classes,  and  especially  a 
Conference  on  cheap  dwellings.  The  apt  saying  of  the  French  —  cela 
va  sans  dire  —  should  apply  with  double  force  in  regard  to  the  Provision 
of  homes  for  those  who  work  —  who  perform  some  useful  Service  in 
the  world. 

But  the  fact  that  Conferences  and  inquiries  have  been  held  periodr- 
cally  to  consider  the  scarcity  of  house  accommodation  for  the  working 
classes,  in  Britain  for  the  last  seventy  years,  and  in  France,  Belgium, 
Germany  and  other  European  countries  for  many  years,  proves,  that  for 
some  reason  or  other  the  worker  is  not  housed  as  he  should  be.  More- 
over,  the  difficulty  of  providing  houses  is  plainly  indicated  by  the  re- 
currence  in  all  countries  of  the  adjective  cheap,  as  descriptive  of  the 
dwellings  about  which  the  members  of  the  Conference  are  to  confer. 

2.  At  the  present  stage  of  the  advance  of  the  sciences,  especially 
of  the  science  which  deals  with  preservation  and  development  of  human 
life  and  energy,  it  ought  not  to  be  necessary  in  considering  any  matter 
concerning  the  home  or  dwelling  house  of  a  family,  to  think  of  the 
descriptive  word  „cheap",  implying,  as  that  word  always  does,  something 
inferior  and  poor.  It  seems  to  me  perfectly  clear,  that  however  great 
the  possessions  of  a  nation  (e.  g.  as  those  of  Britain)  if  the  homes  of 
its  people  are  inferior,  poor  and  crowded,  such  a  nation  cannot  be 
accounted  great.  The  really  great  nation  is  that  which  admits  the  right 
of  every  worker  to  have  the  use  of  a  commodious  house  for  himself  and 
family.  The  word  „cheap"  should  have,  therefore,  no  place  in  any 
Conference  which  has  the  end  in  view,  of  making  it  possible  for  the 
working  classes  to  work  for  and  obtain  suitable  houses.  Cheap  homes 
may  mean  cheap  men. 

It  is  from  the  above  point  of  view  that  I  wish  to  address  a  few 
remarks  and  to  submit  a  few  plans  and  diagrams  to  the  Conference  at 
Düsseldorf. 

3.  In  London,  cheap  dwellings  always  mean  small  rooms,  great 
crowding  of  buildings  upon  the  land  and  of  people  within  the  buildings< 
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and  the  result,  even  with  the  superior  British  drainage  work  and  plum- 
bing,  is  a  deterioration  of  the  physique,  often  of  the  mental  power,  and 
a  great  increase  of  disease  and  death  rates. 

Let  nie  adduce  one  or  two  facts  to  prove  these  Statements. 

a)  The  height  and  ehest  measurement  of  candidates  for  Service  in 
the  British  army  has  had  to  be  reduced  in  recent  years.  An  enormous 
per  centage  of  the  candidates  for  our  South  African  Constabulary  have 
had  to  be  rejected  on  aecount  of  physical  unfitness  and,  as  late  as  March 
last,  out  of  a  number  of  candidates  selected  for  examination  by  the 
medical  officers,  no  less  than  55  out  of  every  hundred  were  rejected  as 
being  physically  unfit. 

b)  An  increase  of  pauper  lunatics  far  greater  than  that  warranted 
by  the  increase  of  the  population  of  London,  being  in  the  ratio  of 
twenty-seven  of  the  former  to  seven  of  the  latter. 

c)  A  constant  increase  of  deaths  among  Londoners  in  public  in- 
stitutions  such  as  workhouses,  hospitals,  infirmaries  and  lunatic  asylums. 
Ten  years  ago  the  proportion  of  deaths  in  public  institutions  was  one 
in  five,  now  it  is  one  in  three.  The  great  reason  for  this  increase  is 
to  be  found  in  the  fact  that  the  old  British  home  is  fast  disappearing 
from  London,  block  dwellings,  lodging  houses  and  Rowton  Hotels  taking 
its  place;  and  as  there  is  no  room  in  these  new  dwellings  for  men  to 
be  ill  or  to  die,  they  have  to  be  removed  the  moment  they  become 
diseased  to  a  public  institution,  there  to  be  attended  to  and  to  die. 
These  institutions  are,  thus,  nothing  more,  nor  less,  than  adjunets  of 
the  block  and  other  dwellings;  the  latter  being  owned  generally  by 
private  persons  who  derive  therefrom  a  large  income,  the  former  being 
maintained  at  the  public  expense. 

For  instance,  in  Whitechapel,  an  east-end  working  class  district  ot 
London  in  which  reside  a  large  number  of  Jews  of  many  nationalities, 
as  many  as  thirty-one  per  cent  of  the  deaths  among  the  tenants  of 
block  dwellings  take  place  in  public  institutions;  and  as  many  as  ninety- 
one  per  cent  of  those  who  live  in  lodging  houses  die  in  like  manner. 
It  is  the  same  in  the  thickly  populated  districts  of  Bethnal  Green, 
Southwark  etc.,  where  there  are  a  great  many  cheap  model  block 
dwellings. 

As  regards  the  death  rates:  In  the  more  open  districts  such  as 
Hampstead  on  the  north  and  Lee  on  the  south,  they  are  as  low  as  twelve 
per  thousand  per  annum,  while  in  the  conjested  districts  they  vary  from 
twenty  four  to  thirty,  and  even  more,  per  thousand  per  annum. 

It  is  possible  the  members  of  the  Conference  may  hear  that  there 
are  some  companies,  owners  of  block  dwellings  in  London  who  report 
that  the  death  rate  in  their  blocks  is  as  low  as  10  per  thousand  per 
annum,  which  is  to  say,  that  the  d wellers  in  their  blocks  are  travelling 
fast  towards  immortality!  But  the  owners  of  these  very  salubrious 
blocks  never  go  into  one  of  them  for  a  change  of  air,  no,  they  prefer 
the  Riviera  or  even  Düsseldorf!  The  facts  with  regard  to  these  supposed 
low  death  rates  are  as  follows: 

The  tenants  are  selected  with  scrupulous  care  and  are  usually  of 
the  age  when  the  death  rate  is  low.  As  soon  as  illness  occurs  they  are 
removed  to  the  nearest  hospital  or  workhouse  infirm ary.  When  the 
families  increase  beyond  a  certain  number  they  have  notice  to  quit,  and 
they  have  to  find  other  rooms  as  best  they  may.  When  loss  of  work 
or  partial  disablement  bring  poverty  and  failure  to  pay  the  rent,  then 
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they  have,  in  like  manner,  to  go  where  they  can,  usually  to  some  old 
slum  to  increase  the  disease  and  death  rates  there.  The  companies  have 
no  difficulty  in  finding  other  tenants;  they  make  another  selection  from 
the  tens  of  thousands  of  practically  homeless  Londoners,  and  the  tenements 
are  re-tenanted.  By  an  arrangement  of  this  kind,  with  an  unlimited 
clientele  from  which  to  select  tenants  the  wonder  is  that  there  is  any 
death  rate  at  all! 

In  contrast  to  the  supposed  low  death  rate  in  the  companies'  blocks, 
the  death  rate  in  the  blocks  of  the  London  County  Council  should  be 
considered.  The  tenements  of  the  London  County  Council  being  open 
to  all  of  the  working  classes,  it  follows  that  a  rigid  selection  of  tenants 
cannot  be  made.  All  that  is  required  is  that  the  tenant  is  a  bona  fide 
working  man  or  woman  of  good  character.  The  12  000  working  class 
tenants  of  the  London  County  Council  are  a  much  more  general  selection 
than  those  of  the  companies,  yet  it  should  be  remembered  that  they  are 
by  no  means  selected  from  among  the  poorest  of  the  workers,  the  very 
poor  being  effectually  excluded  by  the  high  rents.  Accordingly,  the 
tenants  of  the  London  County  Council  being  more  miscellaneous,  the 
death  rate  is  17,5  per  thousand  per  annum,  or  when  corrected  for  ages, 
about  twenty  or  perhaps  twenty-two  per  thousand.  The  disease  rate  in 
the  Councü's  blocks  is  as  three  to  two  of  that  amongst  the  general 
population.  These  figures  prove  the  real  evil  of  small  rooms  and  great 
-concentration  of  people  upon  the  land,  which  in  London,  owing  to  the 
system  of  housing  in  blocks,  becomes  yearly  more  acute. 

There  are  many  other  evils  which  are  the  direct  result  of  the 
present  fashion  of  cheap  tenements  of  one,  two  or  three  small  rooms, 
which  may  be  enumerated  as  follows:  Promiscuity  of  the  sexes;  the 
liability  to  infection  from  the  sputa  and  breath  of  those  already  infected 
with  phthisis,  which  has  been  well  pointed  out  by  Dr.  Koch;  and  the 
impossibility  of  inculcating  habits  of  cleanliness,  order  and  domesticity 
where  there  is  no  room  to  be  clean,  orderly  and  domesticated.  It  has 
been  well  said  that  the  greatness  of  England  depends  upon  the  strength 
and  purity  of  the  dwellers  in  her  cottage  homes,  and  it  has  been 
equally  well  said  by  an  English  poet: 

„III  fares  the  land,  to  hastening  ills  a  prey, 
Where  wealth  accumulates  and  men  decay".*) 

These  warnings  are  thrown  out  to  the  various  nations  here  repre- 
sented  as  well  as  to  my  own.  There  has  been  great  haste  to  be  rieh 
in  Britain,  with  consequent  decay  of  the  people,  and  there  are  signs  of 
the  same  thing  in  other  lands.  This  may  not  be  stopped  either  here  or 
elsewhere  until  the  value  of  the  land,  made  rieh  by  the  people,  is  pro- 
perly  taxed  and  the  people  are  restored  to  their  inheritance. 

Mistakes  to  be  avoided. 

4.  In  considering  the  question  of  cheap  dwellings,  it  might  be  well 
if  the  members  of  the  Conference  were  to  ask  themselves  why  this 
question  has  arisen  at  all?  Are  the  millions  of  the  workers  of  Germany. 
like  their  fellows  in  Britain  disinherited?  And  is  this  proved  by  the  fact 
that  in  Germany  as  in  Britain  Conferences  are  held  to  see  where  the  people . 
who  have  apparently  no  right  to  be  any  where,  may  be  put?  These 
questions  go  to  the  root  of  the  matter,  and  if  this  Conference  can  con- 
sider  and  answer  them  satisfactorily,  it  will  render  the  world  a  service. 


*)  Goldsmith. 
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The  accompanying  diagram*)  (No.  1)  of  the  County  of  London  will 
show  the  workers  of  London  are  packed  in  Blocks.  The  block  dwellings 
of  London  give  accommodation  varying  from  600  to  1000  persons  per 
acre  or  an  average  of  about  6  Square  yards  (in  French  measurement, 
about  5  sqare  metres)  to  each  person,  including  the  areas  of  streets 
and  open  Spaces  around  the  buildings.  An  examination  of  the  map  will 
show  into  how  small  a  space  the  disinherited  tenement  dwellers  of 
London  are  packed.  Of  course,  the  nearly  two  and  a  half  millions  of 
London  tenement  dwellers  are  not  actually  living  in  the  shaded  parts 
shown  on  the  map,  but  in  accordance  with  modern  ideas  they  might  be 
housed,  including  streets,  on  this  small  space,  i.  e.  the  one-and-twentieth 
part  of  the  area  of  London.  As  a  matter  of  fact,  this  two  and  a  half 
millions  of  people  (more  than  half  the  population  of  London)  have  no 
more  than  the  space  shown  in  which  to  live.  On  the  map,  the  various 
patches  of  London  in  which  the  workers  live  are  brought  together  by 
way  of  contrasting  the  small  area  allotted  to  them  and  that  used  by  the 
other  classes.  The  unshaded  part  gives  166  Square  yards  to  each  person 
of  the  commercial  classes  and  their  business  places  and  parks  as  against 
6  square  yards  allowed  to  each  worker,  including  the  streets  about  the 
blocks.  This  should  explain  the  superior  health  of  the  middle  classes 
and  the  inferior  health  of  the  poorer  classes  in  London.  It  should  also 
prove  once  more,  the  truth  of  the  axiom:  —  As  the  density  of  persons 
per  acre  so  is  the  disease  and  death  rate. 

5.  Before  proceeding  to  consider  cheap  or  other  dwellings  I  submit 
that  a  definition  of  a  workman's  dwelling  should  first  be  laid  down. 

In  different  countries  a  different  Standard  must,  perforce,  be  follo- 
wed,  but  there  is  one  element  common  to  all  countries,  i.  e.  the  need 
of  fresh  air  for  the  lungs  and  the  emission  of  the  carbonic  acidgas 
from  the  lungs.  In  all  countries  therefore,  room-cubic  space,  well  ven- 
tilated,  is  necessary  for  each  person.  Thus  the  fresh  air  in  a  room 
10  feet  by  10  feet  and  10  feet  high,  giving  a  space  of  1000  cubic  feet. 
or  twenty-seven  cubic  metres,  would  be  vitiated  in  twenty  minutes,  by 
which  time  the  whole  of  the  air  in  the  room  would  be  charged  with 
carbonic  acid.  Accordingly,  to  keep  the  air  pure  it  would  be  necessary 
to  renew  it  three  times  every  hour  and  as  ordinary  Ventilation  cannot 
do  more  than  this,  it  follows  that  every  human  being  ought  to  have 
from  800  to  1000  cubic  feet  of  well  ventilated  space  for  his  own  use. 
This  is,  then,  the  general  Standard  on  which  the  bed-  and  living-rooms 
should  be  designed;  in  hot  countries  a  larger  space  should  be  provided. 
German  scientists  have  written  much  on  this  subject  and  their  conclusions 
are  the  same.  There  need  not  therefore  be  any  question  about  the  cubic 
space  which  should  form  the  basis,  as  to  size,  of  a  workman's  dwelling 
and  on  which  the  discussion  at  Düsseldorf  should,  I  venture  to  say,  pro- 
ceed.  As  some  guide  in  this  matter  of  cubic  space,  the  following  practice 
as  obtaining  in  Britain  may  be  of  use:  .  . 


Space  in  cubic  feet 
per  person 


Hospitals  and  Infirmaries  .... 

Prisoners'  Single  cells  

„    (without  W.  C.) 


„  „  „  ^WlUUUUU  VY 

Soldiers'  barracks  (sleeping  place) 
Policemen's  sleeping  place  .    .  . 


1200 
800 
600 
605 
600 


*)  Siehe  die  Tafeln  am  Schluss  des  Bandes. 
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It  will  be  observed  that  the  prisoner  has  more  room  than  the  soldier 
or  policeman,  and,  as  will  be  seen  presently,  he  gets  nearly  three  times 
the  space  allotted  to  the  honest  workman. 

6.  The  space  per  person  in  hospitals  and  infirmaries  is  regulated. 
as  is  well  known,  by  the  absolute  necessity  of  a  sufficiency  of  fresh  air 
if  patients  are  to  regain  their  health.  This  is  further  emphasized  by 
the  large  amount  of  open  Spaces  required,  very  properly,  ontside  or 
around  the  hospital  or  infirmary  buildings. 

Note  the  following  amazing  contrasts:  The  workman,  while  he  is 
able  to  work  and  is  of  use  to  the  Community  is  „housed"  in  block 
dwellings  at  700  persons  to  the  acre. 

As  soon  as  the  workman,  by  reason  of  this  crowding  becomes 
diseased  and  unable  to  work,  a  humane  System  „houses"  him  at  15  or 
20  to  the  acre  in  an  asylum  or  workhouse. 

The  lesson  to  be  drawn  from  the  above  comparision  is  not  that  less 
space  and  attention  should  be  given  to  our  unfortunate  sick  and  paupers, 
but  that  more  room  and  attention  should  be  given  to  those  who  are  not 
yet  disabled,  so  that  they  may  retain  their  health  and  be  able  to  work 
and  thus  add  to  the  happiness  and  real  wealth  of  the  country. 

In  ten  years  the  annual  expenditure  on  pauperism  in  London  has 
increased  by  nearly  50  per  cent,    Here  are  the  figures:  — 

1890—91  1898—99 
Annual  expenditure  on  pauperism    .    .  2  435  164  £       3  446  132  £ 

As  crowding  causes  predisposition  to  disease,  and  consequent  loss 
of  strength  and  ability  to  work,  it  follows,  pretty  clearly,  that  crowding 
is  one  of  the  main  factors  that  make  for  pauperism.  It  ought  to  be 
equally  clear  that  if  crowding  were  lessened,  pauperism  and  disease 
would  also  be  lessened,  a  desideratum  for  which  the  Conference  at 
Düsseldorf  may  earnestly  work. 

7.  With  regard  to  the  cubic  Spaces  provided  for  prisoners  it 
should  be  observed  how  our  humanity,  working  on  the  lines  laid  down 
by  the  great  prison  reform  er  John  Howard,  deals  kindly  and  as  it 
should,  with  our  prisoners  who  are  given  more  space  than  the  men  who 
capture  them  when  in  the  act  of  breaking  the  law. 

The  regulation  of  the  cubic  Spaces  for  prisoners  and  policemen  in 
this  country  are  laid  down  by  a  Government  Department  —  „The  Home 
Office",  and  the  regulation  of  the  soldiers'  cubic  space  is  laid  down  by 
another  Government  Department  —  „The  War  Office'-.  Both  these 
departments  have  wisely  profited  by  the  result  of  a  Royal  Commission 
of  inquiry  which  reported  on  the  high  mortality  among  soldiers  in  bar- 
racks  forty-five  years  ago.  The  Commission  reported  that  the  sol- 
diers died  at  nearly  double  the  rate  of  civilians  of  the  same  age,  owing 
mainly  to  the  small  space  (from  250  to  300  cubic  feet)  allowed  as  the 
sleeping  place  of  each  man  when  in  barracks.  The  space  was  raised  to 
600  cubic  feet  with  immediate  improvement  in  the  health  of  the  soldiery, 
the  death  rate  among  whom  was  reduced  to  the  normal  figure  in  a  very 
short  time.  The  authorities  have  found  that  the  soldiers'  health  suffers 
if  his  space  is  reduced  below  600  cubic  feet,  it  is  therefore  now  being 
increased  rather  than  being  diminished.  Beside  the  sleeping  space  the 
soldiers  and  policemen  have  additional  large  Spaces  in  their  reading  and 
dining  rooms  for  use  in  the  day-time. 
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The  question  now  arises:  why  is  it  not  possible  for  the  soldier,  on 
leaving  the  colours  to  become  once  more  a  bricklayer  or  a  earpenter,  to 
have  the  same  amoimt  of  space  in  which  to  breathe  as  he  had  in  the 
barracks?  Is  not  the  bricklayer's  health  as  worthy  of  preservation  as 
that  of  the  soldier? 

8.  But  there  is  another  Government  Department  in  our  curious 
System  which  has  not  profited  by  the  conclusions  and  advice  of  the 
Royal  Commission  of  forty-five  years  ago,  and  this  is  the  department 
which  nullifies  the  work  of  the  other  departments.  It  is  called  the 
„Local  Government  Board"  and  it  approves  of  the  following  Standard  of 
cubic  Spaces  in  common  lodging  houses  and  in  registered  tenement 
houses. 


This  inadequate  Standard  (which  should  be  compared  with  the 
494  cubic  feet  allowed  in  Brüssels  and  the  600  allowed  in  New- York) 
set  up  by  a  Government  Department  is,  of  course,  the  Standard  followed 
by  the  private  companies  and  persons  who  make  a  profitable  business 
of  providing  houses  for  the  workers. 

It  is  legalised  crowding,  and  should  be,  and  I  believe  is,  condemned 
by  every  doctor  and  sanitarian;  and  it  exhibits  in  a  marked  degree  the 
stränge  perversity  if  one  Government  Department  which  sets  up  a  Stan- 
dard for  the  civilian  workers  which  it  knows  would  be  dangerous  to  the 
health  of  the  servants,  policemen  and  soldiers  employed  by  other  Depart- 
ments of  the  same  Government. 

As  we  have  seen,  a  soldier  when  with  the  colours  gets,  besides 
room  for  meals,  reading  and  recreation,  a  space  of  600  cubic  feet  in 
which  to  sleep  from  one  Department  of  Government;  but  should  the 
same  soldier,  after  having  fought  for  his  country  and  returned  to  the 
ranks  of  the  workers,  seek  a  home  in  a  lodging  house  or  in  a  registered 
tenement,  he  is  condemned  by  another  Government  Department  to  an 
unhealthy  hole  of  300  cubic  feet  where  his  health  rapidly  deteriorates 
and  from  whence,  as  often  as  not,  he  gravitates  to  the  Infirmary  or 
Workhouse! 

9.  In  the  matter  of  cubic  space  the  London  County  Council  is  in- 
clined  to  follow  this  pernicious  example. 

In  fulfilling  its  obligations  to  re-house  the  persons  displaced  by 
clearance  and  improvement  schemes,  the  Council  computes  two  persons 
to  each  room.  Thus,  if  the  Secretary  of  State  made  an  order  to  re- 
house  1000  persons,  the  Council  would  provide  500  rooms  and  the 
Secretary  of  State  would  be  satisfied. 

The  regulation  of  the  London  County  Council  for  the  prevention  of , 
what  it  deems  to  be,  overcrowding  in  its  tenements,  is  as  follows: 

One  room  may  contain     ...    2  adults 
or : 

One  room  may  contain     ...    4  children  under  10  years 

of  age 

Children  under  five  are  not  counted  at  all. 

VI.  Internationaler  Wohnungskougress.  36 


Rooms  used  by  day  and  night    .    .    .  . 

Rooms  used  by  night  only  

Children  under  10,  and  in  some  cases  12, 


years  of  age 


150. 
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Ol  course,  with  so  elastic  a  rule  as  the  above,  it  is  not  often  that 
cases  of  overcrowding  occur!  It  is  also  true  that  the  County  Coimcil's 
tenements  are  rarely  filled  to  the  füll  complement  of  two  adults  to  a 
room,  but  as  that  is  the  basis  on  which  the  Council  computes  the  num- 
ber  it  has  housed,  it  is  the  basis  on  which  its  cubic  space  should  be 
calculated. 

The  areas  of  rooms  adopted  by  the  Council,  as  minima,  some  years 
ago  are  as  follows: 

Bed-room  96  square  feet 

Bed-living  room  144     „  „ 

Accordingly,  the  cubic  Spaces  provided,  after  deducting  the  space 
occupied  by  furniture,  are  as  follows: 

Cubic  feet 
per  person 

Bed-rooms   380 

Ditto  children  under  10  years  of  age  ....  190 
Bed-living  rooms  when  used  by  night  by  two 

adults   560 

Ditto  when  used  in  the  day-time  by  four  adults  280 
Ditto  when  used  by  two  parents  and  four  children 

under  10  years  of  age  in  a  3-roomed  tenement  1865/g 

Recently  the  Council  has  departed  from  this  very  low  Standard,  as 
may  be  seen  on  a  study  of  the  accompanying  plans  of  a  portion  of 
Fletcher  buildings  just  opened  in  central  London.  The  areas  and  cubic 
spaces  in  the  rooms  being  as  follows: 


Area  in 

Cubic  feet 

square  feet 

per  person 

Bed-room  

913/4 

343 

Bed-living  room  

141 

558 

Ditto  (4  adults  by  day)  

279 

The  large  drawing*)  (No.  2)  gives  the  plan  of  the  tenement  fro 
which  the  above  figures  were  taken.    These  tenements  are  so  closel 
packed  that  accommodation,  according  to  the  Council's  own  report,  i 
provided  on  the  site  for  as  many  as  924  to  the  acre,  or  15  times  th 
density  of  London  as  a  whole! 

The  drawing  (No.  3)  showing  two  threeroomed  tenements  with  stair- 
cases  and  balcony  approaches  are  from  plans  recently  approved  and 
which  I  tried  in  vain,  to  get  altered  for  larger  rooms  and  sculleries.  The 
furniture  usually  found  in  a  workman's  dwelling  is  shown  on  the  plans. 

The  tenement  with  the  number  within  a  square  is  supposed  to  be 
occupied  with  the  füll  complement  of  tenants  allowed  by  the  County 
Council,  namely,  a  father.  mother  and  four  children  —  two  boys  and 
two  girls  —  over  ten  years  of  age.  The  girls  and  boys  occupy  separate 
rooms,  and  the  parents  the  other.  All  three  rooms  are  thus  used  as 
bedrooms.  The  crowding  is  sufficiently  apparent,  especially  in  the  bed- 
living  room  when  the  family  meets  at  supper  at  night  or  at  dinner  on 
Sunday.    The  space  for  each  person  is  186V2  cubic  feet.    Remember  also 

*)  Vergl.  die  Tafeln  am  Schluss  dieses  Bandes. 
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that  the  room  bas  already  been  slept  in,  tbe  cbamber  Utensils  are 
tbere,  and  cooking  bas  been  going  on.  Tbat  tbe  air  of  sucb  a  room 
lowers  the  vitality,  causes  a  desire  for  alcobol,  and  predisposes  to  disease, 
is  not  to  be  wondered  at. 

Tbe  scullery,  in  this  series  of  tenements,  is  absolutely  useless  as  a 
place  in  wbicb  to  do  the  bousehold  wasbing,  a  domestic  duty  in  wbicb 
tbe  British  housewife  still  takes  a  pride.  Tbe  dotted  plan  of  a  small- 
sized  galvanized  iron  wash-tub  plaeed  in  the  narrowest  part  of  the 
scullery  proves  clearly  that  the  tub  cannot  be  carried  in  properly,  for 
tbere  is  no  room  for  the  hands  to  grasp  the  handles.  The  tub  must  be 
taken  in  lengthwise,  a  difficult,  if  not  an  impossible  way  in  which  to 
carry  it.  Note  the  positions  of  the  various  articles  connected  with  tbe 
Operation  of  washing  the  household  linen,  These  positions  were  sug- 
gested  in  answer  to  questions  which  were  put  by  myself  wben  these 
plans  were  under  examination: 

(1)  The  wash-tub  is  plaeed  on  tbe  sink,  an  impossible  position  as  it 
is  too  high  for  the  height  of  a  woman.  The  sink  itself  is  tbe  height 
for  wasbing. 

(2)  The  heap  of  soiled  linen  is  plaeed  at  the  entrance  to  the  living 
room,  outside  the  scullery.  If  it  were  put  upon  the  floor  of  the  scullery 
it  migbt  catch  fire  from  the  copper! 

(3)  The  clothes  basket,  with  the  washed  linen  just  out  of  tbe  rin- 
sing  tub,  is  set  upon  the  coal  bin,  so  that  the  coal  dust,  each  time  the 
copper  is  stoked,  may  soil  the  clothes  more!  It  should  be  noticed  that 
in  this  small  scullery,  tbe  sink  cannot  be  used  for  the  ordinary  pur- 
poses  when  household  washing  is  going  on,  and  that  the  heap  of  soiled 
linen  plaeed  so  as  to  be  stepped  over  by  tbe  children  coming  home  from 
school  and  the  father  to  his  midday  meal,  is  not  calculated  to  engender 
tidiness  in  tbe  former,  nor  good  temper  and  a  love  of  „home  sweet 
home"  in  tbe  latter. 

The  other  threeroomed  tenement  on  this  drawing,  marked  with 
numbers  in  a  triangle,  gives  aecommodation  for  a  differently  composed 
family  consisting  of  a  father,  mother  and  two  children  under  five  years 
of  age  in  one  bed-room  and  two  children  over  ten  years  of  age  in 
the  other  bed-room.  In  this  case  the  living-room  is  used  as  such  only. 
The  eubie  space,  after  dedueting  furniture,  is  380  feet  each  to  the 
children  over  ten,  and  190  feet  each  to  the  parents  and  two  children 
under  five  years  of  age. 

The  usual  furniture  is  sbown,  and  cbairs  for  the  wbole  family  are 
put  in  position  for  a  meal  in  tbe  living  room. 

In  both  these  cases  the  crowded  state  of  the  room  and  the  bad 
State  of  the  atmosphere  when  the  whole  family  is  within,  can  easily  be 
imagined.  Nor  does  it  need  a  very  vivid  imagination  to  picture  the 
hopelessness  of  the  mothers  in  our  million  tenements  with  their  constant 
cooking,  wasbing  and  cleaning;  and  tbe  continual  battle  with  dirt  and 
tbe  pitiful  endeavour  to  keep  everytbing  in  its  place  where  tbere  is  no 
place;  let  alone  the  constant  work  to  earn  a  little  money  to  Supplement 
the  low  wages  of  tbe  tenement  fatbers. 

10.  The  plans  aecompanying  this  paper  are  not  given  as  models 
to  follow,  but  as  mistaken  ideas  with  regard  to  the  kind  of  dwelling 
which  should  be  provided  for  a  working  class  family;  they  should  there- 
fore  not  be  imitated,   more   especially   if  tbe  healtb,   bappiness  and 

36* 


564 


prosperity  of  a  nation  is  to  be  cared  for  rather  than  empty  show  and 
the  vulgär  acquisition  of  wealth. 

Municipal  Housing. 

11.  As  private  enterprise  has  been  doing  all  the  „housing"  from 
time  immemorial  and  has  done  it  very  badly,  although  at  great  profit 
and  the  gain  of  much  wealth  to  itself,  there  can  be  no  question  about 
the  desirability  or  the  propriety  of  the  municipalities  taking  up  the 
work  of  housing  the  people. 

Hitherto,  in  Britain,  although  a  good  deal  has  been  done  in  the 
way  of  municipal  housing  there  has  been  but  little  heart  put  into  the 
work.  The  acts  of  parliament  dealing  with  the  question  are  (like  all 
other  acts  designed  to  benefit  the  poor)  füll  of  all  kinds  of  diffi- 
culties  in  the  shape  of  compensatory  clauses  and  restrictions  as  to 
the  borrowing  and  repayment  of  loans;  all  of  which  difficulties  are 
intended  expressly  to  benefit  the  financiers  and  the  owners  of 
slums  and  the  land  under  them.  A  perusal  of  the  copy  of  a  Bill  now 
before  Parliament  to  amend  the  Housing  of  the  Working  Classes  Act 
drafted  by  the  Workmen's  National  Housing  Council  and  appended  to 
this  paper,  will  explain  many  of  the  difficulties  and  at  the  same  time 
show  the  moderate  desires  of  the  British  worker. 

There  is  in  the  municipalities  themselves  a  serious  hindrance  to 
municipal  enterprise.  I  will  call  it  the  unconscious  working  of  the 
ordinär}^  business  man's  mind.  Business  men,  so  called,  form  the  great 
bulk  of  our  municipal  councillors  and  their  habit  of  thought  tends  to 
hold  in  check  the  development  of  municipal  enterprise,  lest  it  should 
hinder  the  development  of  private  enterprise. 

This  is  but  natural,  seeing  that  they  are  themselves  engaged  in 
private  enterprise  when  not  serving  their  city.  But  if  the  workers  are 
to  have  but  a  little  of  their  rightful  inheritance  restored  (the  right  to  a 
breathing  space)  it  must  be  by  municipal  enterprise.  Municipalities  must 
therefore  not  shrink  from  lessening  the  profits  of  private  enterprise,  by 
providing  larger  rooms  at  rents  which  shall  cover  the  interest  of  the 
capital  laid  out  and  the  cost  of  maintenance  only. 

In  order  that  municipalities  may  be  enabled  to  carry  out  schemes 
of  housing  with  some  degree  of  success,  both  from  financial  and  sanitary 
points  of  view,  the  following  points  need  consideration  in  this  country 
and  perhaps  may  be  usefully  considered  by  the  Conference: 

a)  Money  for  housing  purposes  should  be  lent  by  the  State  at  two 
per  cent  per  annum. 

b)  Loans  should  be  made  repayable  in  terms  of  not  less  than 
100  years. 

c)  The  sinking  fund  to  repay  the  loan  should  be  made  a  Charge 
upon  the  local  general  rate,  for  the  following  reason:  When  the  work- 
man  pays  the  sinking  fund  in  his  rent  he  is,  of  course,  repaying  the 
capital  laid  out  as  well  as  paying  the  interest  on  it.  In  other  words, 
he  buys  the  tenement  and  the  land  under  it.  One  tenant  may  not  live 
the  whole  term,  but  a  succession  of  tenants  would  at  length  pay  back 
all  the  capital  cost  of  the  tenement  and  its  portion  of  land;  but  the 
tenement  would  not  belong  to  those  who  had  paid  for  it.  It  would 
become  the  property  of  the  whole  Community  and  a  very  valuable  one. 
Accordingly,  it  is  piain  that  the  whole  Community,  including  the  workers, 
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should  pay  for  the  property  in  the  general  rate.  The  analogy  of  the 
purchase  of  a  house  through  a  building  society,  where  the  purchaser 
pays  the  interest  and  a  sinking  fund  for  a  certain  number  of  years  and 
eventually  becomes  the  owner  of  the  house,  should  make  this  quite  clear. 

d)  A  rule  should  be  laid  down  that  not  less  than  600  cubic  feet  of 
space  should  be  provided  for  each  member  of  a  family,  including  the 
smallest  child,  and  the  living  room  should  be  large  enough  to  allow  a 
sufficiency  of  breathing  space  when  the  family  is  therein  assembled.  It 
should  be  remembered  here  that  this  space  is  but  a  compromise  similar 
to  that  made  by  the  authorities  in  the  cases  of  the  soldiers  and  police- 
men.  There  ought  really  to  be  800  cubic  feet  of  space  as  already  stated. 

e)  A  regulation  should  be  made  as  to  the  number  of  persons  which 
should  be  housed  upon  a  given  area,  i.  e.  the  density  schould  be  regulated. 

We  have  seen  that  about  15  persons  per  acre  is  the  density  for 
paupers  in  workhouses.  This  happens  also  to  be  the  density  per  acre  of 
the  14  000  pauper  lunatics  under  the  care  of  the  London  County  Council. 

The  late  Sir  Benj amin  Richardson  laid  down  that  25  persons  to 
the  acre  should  not  be  exceeded  in  a  town  of  general  population  with  its 
business  places,  public  buildings  and  open  Spaces.  Of  course  25  to  the 
acre  would  mean,  probably,  from  60  to  100  in  those  portions  of  the  towns 
occupied  by  dwelling  houses;  consequently,  in  planning  a  working  class 
district  there  should  be  not  more  than  from  ten  to  fifteen  cottages  on 
one  acre,  which  at  five  persons  to  a  cottage  would  give  a  maximum  of 
75  persons  to  the  acre.  There  certainly  should  not  be  more  than  20 
cottages  to  the  acre,  and  of  this  larger  number,  some  cottages  should 
be  smaller  and  some  larger,  so  that  a  small  family  of  two  or  three 
might  be  housed  without  waste  and  a  larger  family  housed  in  comfort 
and  decency.  The  number  of  rooms  in  a  cottage  might  vary  from  three 
to  six.  Ample  gardens  and  open  Spaces  should  be  provided,  with  meeting 
halls,  refectories,  baths,  libraries  and  gymnasia. 

If  block  dwillings  must  be  resorted  to,  the  blocks  schould  not  be 
more  than  three  storeys  high.  The  labour  of  the  stair  climbing  will  be, 
even  then,  very  considerable. 

The  blocks  should  be  placed  at  a  distance  of  twice  their  heigth  from 
one  another;  the  absence  of  sky  view,  sunshine  and  air  currents  so 
noticeable  in  and  about  our  tall  blocks  and  so  conducive  to  short- 
sightedness  and  general  disease  will,  in  this  way,  be  mitigated. 

d)  For  sanitary  reasons  the  pernicious  practice  of  covering  the  whole 
of  the  open  Spaces  about  block  dwellings  with  asphalte  or  cement  is  to 
be  deprecated.  Flowers,  grass  and  trees  should  be  cultivated  in  some 
of  the  open  Spaces  about  blocks  where  beside  displaying  their  beauty 
and  giving  pleasure,  they  would  do  a  natural  service  by  absorbing  into 
their  fabrics  some  of  the  wandering  molecules*)  of  poisonous  carbonic 
acid  given  off  from  the  lungs  and  skins  of  the  dwellers  in  blocks. 

The  Financial  Aspect. 

12.  The  cry  for  cheap  houses  for  the  workers  is  only  another  form 
of  the  cry  for  more  per-centages  and  dividends.  The  country  which  can 
grapple,  effectually  with  the  per-centage  mongers  and  check,  once  and 
for  all  time,  the  capacity  of  financiers  and  the  Mammon  worship  which 
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destroys  the  goodness  and  beauty  of  every  nation,  should  be  accounted 
with  acclamation  the  saving  country  of  the  world. 

In  considering  the  financial  aspect  it  should  not  be  forgotten  that 
the  house-room  supplied  to  the  worker  either  by  private  enterprise  or 
by  municipalities  is  only  a  payment  in  kind  for  work.  To  a  certain 
extent  the  workman  may  regulate  the  wages  which  should  be  paid  to 
him.  That  is  all  he  is  able  to  do.  But  all  that  which  he  can  buy  with 
his  wages  is  regulated  by  others,  who  measure  out  his  breathing  space 
and  settle  what  he  is  to  pay  for  it:  and  so  on  with  regard  to  every 
necessity  of  his  life. 

13.  In  the  municipal  housing  which  has  been  done  in  London,  many 
charges  which  are  either  unnecessary  or  too  heavy  are  included  in  the 
rent.  Here  is  a  financial  statement  of  one  of  the  latest  schemes  of  the 
London  County  Council. 

The  dwellings  are  of  the  five-storey  block  type.  There  are  200  rooms 
to  aecommodate  400  persons.  The  rent  averages  a  little  more  than  Wo 
Shillings  and  ninepence  per  room  per  week.  The  gross  annual  rental  is 
£  1456.  The  following  is  the  annual  expenditure  or  rather  the  items 
into  which  the  rent  is  divided.  The  period  for  the  re-payment  of  the 
capital  is  fifty-nine  years. 

Financial  Statement  =g      s  d 

To  Gross  Rental   .    .  1456    0  0 

By  Expenditure  


£ 

s 

d 

Rates  &  Taxes  

330 

12 

10 

Water,  Gas  &  Insurance    .    .  . 

68 

15 

0 

Repairs  &  Renewals  

174 

14 

4 

Supervision  &  collection  of  rents 

71 

4 

8 

36 

8 

0 

Empties  &  Free  Quarters  .    .  . 

43 

13 

6 

Interest   3  %  on    the   value  of 

the  land  (£  1620)  &  buildings 
(£  16  750).    Total  £  18  370  . 

551 

2 

0 

Sinking  fund  to  replace  £  18  370 

in  59  years  at  2  V2  %  •    •  • 

139 

9 

0 

Surplus  

40 

0 

0 

Total  £  1  456 

0 

0 

The  foregoing  statement  shows,  very  clearly,  what  the  London 
Workman  pays  in  his  rent,  and  it  might  be  of  interest  to  set  forth 
shortly  how  this  intolerable  bürden  of  rent  may  be  lightened. 

It  will  be  remembered  that  the  loan  in  this  case  is  made  payable 
in  fifty-nine  years.  By  extending  the  period  to  100  years  there  would 
be  a  saving  of  £  97  on  the  annual  rental,  and  if  the  sinking  fund  were 
allowed  to  accumulate  at  the  same  rate  as  the  interest,  namely  3  % 
instead  of  2  V2  °/o  there  would  be  a  further  saving  of  £  12.  6.  0  or  a 
total  reduction  of  three  pence  per  room  per  week,  being  ninepence  in  a 
three-roomed  tenement;  this  would  be  no  small  consideration  in  a  London 
tenement  household. 

The  Repairs  and  Renewals  charges  might  well  be  reduced  to  one 
half.    The  charges  for  contingences  is  altogether  unnecessary,  and  the 
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surplus  might  be  reduced  by  £  20,  making  a  further  reduction  of  £  138 
which  would  bring  the  rent  of  a  room  down  to  two  Shillings  and  three- 
pence.  There  are  also  over  charges  by  way  of  rates  on  workmen's 
dwellings.  It  would  be  difficult  to  make  this  clear  in  a  short  paper. 
On  this  point  therefore  I  will  only  mention  one  anomally.  From  careful 
calculations  which  I  have  made,  I  find  that  the  tenement  dweller  pays 
double  the  amount  which  a  villa  dweller  pays  in  street  and  lighting 
rates,  i.  e.  in  proportion  to  the  number  of  feet  of  the  street  they  both 
have  the  use  of  in  front  of  their  dwellings.  All  these  matters  may  be 
adjusted  if  approached  with  a  determination  to  do  so,  and  if  adjusted 
fairly,  rents  will  be  considerably  lowered  and  better  houses  provided. 
This  would  certainly  be  the  case  in  London. 

Conclusion. 

14.  The  foregoing  remarks  and  the  accompanying  illustrations  are 
forwarded  for  consideration  by  the  Congress  at  Düsseldorf  with  the 
earnest  desire  that  they  may  serve,  in  some  measure,  to  assist  in  the 
attainment  of  conclusions  to  the  effect,  that  the  first  essentials  in  pro- 
viding  a  home  for  the  family  of  the  worker  are:  (1)  Room  to  breathe: 
(2)  that  every  man  born  upon  the  earth  has  a  right  to  work  and  to  a 
place  in  which  to  make  a  decent  home;  and  (3)  that  as  the  homes  of 
the  people  are  good  or  bad,  so  is  the  real  prosperity  of  the  nation  to 
which  they  belong. 

If  the  consideration  of  this  subject  be  taken  up  on  these  lines  by 
the  various  European  Nationalities  assembled,  I  believe  that  much  good 
will  be  done  to  further  that  brotherhood  of  nations  and  of  men  for  which 
so  many  thoughtful  men  throughout  the  world  are  longing.  By  the  frank 
interchange  of  opinions  and  criticism,  and  by  common  action  in  the  face 
of  a  social  danger,  the  peoples  may  be  drawn  together  in  a  peaceful 
though  strenuous  endeavour  to  re-inherit  and  to  cultivate  their  heritage 
(much  of  which  has  been  allowed  to  become  waste)  on  thecontinent  and 
islands  of  Europe. 

Whatever  may  be  said  of  the  Systems  of  Government  in  Europe  and 
of  European  Learning,  the  simple  fact  of  the  necessity  of  this  Congress 
and  of  the  many  international  Conferences  which  have  preceeded  it,  pro- 
ves  that  in  the  elementary  justice  of  providing  a  breathing  space  (where 
there  is  plenty  of  room)  for  the  makers  of  the  wealth  of  Europe,  these 
Systems  have  lamentably  failed,  and  the  prodigious  masses  of  learning 
have  been  equally  futile  in  finding  a  Solution  of  the  difficulty. 

The  Conference  will  I  hope  give  the  world  some  true  light  and 
leading  on  this  ever  recurring  subject  of  the  homes  of  the  people. 

Appendix. 

Housing  of  the  Working  Classes  and  Rating  Bill. 

Memorandum.  The  object  of  the  Bill  is  to  assist  local  authorities  to  deal 
with  the  question  of  the  housing  of  the  working  classes  by  obtaining  loans  from 
Government  at  two  per  cent.  interest,  repayable  over  a  longer  period  than  at 
present  allowed;  the  maximum  period  at  present  is  sixty  years,  which  it  is 
proposed  to  extend  to  one  hundred  years. 

The  measure  further  proposes  to  rate  all  sites  on  their  declared  capital 
values  (clause  3),  and  to  rate  empty  houses  (clause  4);  the  acquisition  price  of 
land  (clause  5)  is  to  be  the  value  declared  under  clause  3. 
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Clause  7  widens  the  powers  of  representation  to  the  medical  officer  ot 
health  and  the  Local  Government  Board,  so  as  to  include  complaints  of  insuffi- 
ciency  of  house  supply. 

Clause  9  places  the  responsibility  for  his  slums  on  the  freeholder,  and  the 
next  clause  empowers  the  local  authority  to  restrict  the  demolition  of  house 
property  tili  other  accommodation  is  substituted. 

Fair  Rent  Courts  are  dealt  with  in  clause  13. 

A  bill  to  amend  the  Law  relating  to  the  Housing  of  the  Working 
Classes,  to  establish  Fair  Rent  Courts,  and  to  amend  the  Law  of 

Rating. 

Be  it  enacted  by  the  King's  most  Excellent  Majesty,  by  and  with  the  ad- 
vice  and  consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Commons,  in  this 
present  Parliament  assembled,  and  by  the  authority  of  the  same,  as  follows 

1.  — (1)  Notwithstanding  anything  contained  in  sections  twenty-five,  sixty- 
six,  and  eighty-three  of  the  Housing  of  the  Working  Classes  Act,  1890  (here- 
inafter  referred  to  as  „the  Act  of  1890"),  or  in  subsections  (2)  and  (4)  of 
section  two  hundred  and  thirty-four  of  the  Public  Health  Act,  1875,  the  con- 
firming  authority  shall  sanction  borrowing,  and  the  Public  Works  Loans  Com- 
missioners  for  the  purposes  of  the  Housing  of  the  Working  Classes  Acts,  1890 
to  1900  (hereinafter  styled  „the  Housing  Acts"),  or  of  this  Act,  shall  lend 
money  to  any  local  authority  at  a  rate  of  interest  not  exceeding  two  per  centum 
per  annum,  any  loss  to  the  Treasury  occasioned  thereby  being  defrayed  out  of 
the  Consolidated  Fund,  and  for  the  repajmient  of  any  such  loan  such  period  not 
exceeding  one  hundred  years  shall  be  allowed  as  shall  be  named  by  the  con- 
firming  authority  as  being  equal  to  five-sixths  of  the  number  of  years  during 
which  the  buildings  for  which  the  loan  is  required  are  estimated  to  last  as 
satisfactory  dwelling-houses. 

(2)  The  local  authority  shall  not  be  required  to  provide  in  their  estimate 
of  the  cost  of  the  houses  to  be  erected  for  repayment  of  such  part  of  the  loan 
as  is  required  for  the  purchase  of  land. 

2.  For  the  purposes  of  the  Housing  Acts,  or  of  this  Act,  the  local  autho- 
rity may  appropriate  and  use  any  surplus  or  profit  arising  from  their  authorised 
undertakings  or  any  of  them. 

3.  A  local  authority  may  annually  require  the  owners  of  all  lands  in  their 
district  to  certify  and  declare  the  füll  capital  selling  values  of  their  holdings 
(in  the  case  of  land  occupied  by  buildings,  the  value  of  the  land  as  distinct 
from  that  of  the  buildings  upon  it),  and  for  the  purposes  of  the  Housing  Acts, 
of  this  Act,  or  for  any  public  improvement,  may  impose  a  special  rate  on  the 
owners  of  lands  on  an  annual  value  of  four  per  centum  of  the  capital  value  so 
declared. 

Provided  that  in  the  case  of  an  owner  refusing  or  neglecting  to  make  a 
return  in  respect  of  any  land,  the  local  authority  shall  make  a  valuation  of  the 
said  land.  Provided  also,  that  in  the  absence  or  non-residence  of  the  owner. 
the  local  authority  may  levy  the  aforesaid  rate  upon,  and  collect  the  same  from 
the  occupier,  who,  any  stipulation  or  agreement  to  the  contrary  notwithstanding. 
shall  deduct  the  amount  of  the  same  from  his  rent  in  like  manner  as  payments 
made  under  the  Property  and  Income  Tax,  Schedule  A. 

4.  From  the  date  of  the  commencement  of  this  Act,  all  rates  shall  be 
levied  upon  unoccupied  as  upon  occupied  houses  and  tenements. 

5.  — (1)  For  the  purposes  of  the  Housing  Acts  and  of  this  Act  (and  for 
the  purpose  of  the  manufacture  and  storage  of  any  building  materials  required 
for  building  under  the  said  Acts),  after  six  months'  notice  to  the  owner  and 
occupier,  if  any,  the  local  authority  may  acquire  compulsorily  any  land  at  the 
value  declared  by  the  said  owner  in  accordance  with  the  provisions  of  section 
three,  this  notwithstanding  anything  contained  in  section  fifty-seven  of  the  Act 
of  1890.  Notices  on  the  owner  or  occupier  shall  be  served  in  the  manner  pre- 
scribed  in  subsections  (c)  and  (d)  of  section  seven  of  the  Act  of  1890. 
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(2)  Any  land  that  rnay  be  acquired  under  this  section  or  under  the  pro- 
visions  of  the  Housing  Acts  may  be  retained  and  held  by  the  local  authority 
for  a  period  of  twenty  years  from  the  date  of  purchase,  without  being  built  upon. 

(3)  The  power  conferred  on  urban  sanitary  authorities  in  England  and 
Wales  by  Section  I  of  the  Housing  of  the  Working  Classes  Amendment  Act, 
1900,  is  hereby  conferred  upon  similar  authorities  in  Scotland  and  Ireland.  and 
subsection  (2)  of  section  eight  of  the  said  Act  is  hereby  repealed. 

6.  The  following  words  shall  be  added  at  the  end  of  subsection  (2)  of 
section  fifty-three  of  the  Act  of  1890:  „Except  in  the  case  of  a  rural  sanitary 
district,  where  such  garden  may  be  not  more  than  one  acre,  nor  exceed  in 
value  five  pounds  per  annum." 

7.  The  powers  of  representation  by  and  to  the  medical  officer  of  health 
specified  in  subsection  (2)  of  section  thirty-one  of  the  Act  of  1890,  shall  include 
the  power  to  make  representation  in  respect  of  the  insufficiency  or  unwhole- 
someness  of  the  existing  supply  of  lodging-houses  for  the  working  classes,  and 
shall  be  available  for  such  purpose  in  rural  as  well  as  in  urban  sanitary  districts; 
and  in  default  of  action  by  the  local  authority  to  adopt  and  proceed  under 
Part  III.  of  the  said  Act,  the  confirming  authority  shall  hold  an  inquiry  and 
make  an  order  to  proceed  under  the  said  Part  III.,  which  shall  be  binding  on 
the  local  authority  or  county  Council  on  which  the  order  is  made. 

8.  Section  sixty-three  of  the  Act  of  1890.  entitled  „Disqualifikation  of 
tenants  of  lodging-houses  on  receiving  parochial  relief",  is  repealed. 

9.  Where  any  area  or  house  has  been  declared  to  be  unhealthy,  under  the 
provisions  of  Part  I.  or  Part  II.  of  the  Act  of  1890,  the  local  authority  may 
issue  a  notice  forbidding,  under  the  penalties  therein  specified,  the  introduction 
of  other  tenants,  lodgers.  or  persons  into  the  premises  so  declared.  They  shall 
then  provide  other  house  accommodation  for  the  persons  occupying  the  said 
premises,  after  which  the  owner  shall  clear  the  area  or  site  at  his  own  expense. 
Lessees,  sub-lessees  or  tenants  shall  be  entitled  to  compensation  from  the  owner 
for  the  determining  of  their  tenancies,  and  in  cases  of  leases  or  agreements  for 
a  period  of  less  than  one  year  tenants  shall  have  a  claim  against  the  owner  for 
reasonable  allowances  to  cover  their  expenses  of  removal.  Such  site  or  any 
portion  of  it  when  cleared  may  be  purchased  compulsorily  by  the  local  authority, 
who,  failing  a  value  declared  by  the  owner  as  defined  in  section  three  of  this 
Act,  shall  pay  only  the  market  value  of  the  land  subject  to  the  Obligation  to 
re-house  persons  of  the  working  classes. 

Provided  that  if  the  owner  after  six  months"  notice  served  upon  him.  or 
upon  the  occupier  if  the  owner  cannot  be  found  or  ascertained,  neglect  to  clear 
such  area  or  site,  the  local  authority  may  themselves  effect  the  clearance  and 
Charge  the  cost  thereof  to  the  owner.  Provided  also  that  the  local  authority 
may  claim  from  the  owner  for  any  loss  incurred  by  the  local  authority  in 
supplying  the  new  house  accommodation. 

10.  — (1)  From  the  date  of  the  commencement  of  this  Act,  no  owner.  or 
lessee,  or  other  person  shall  pull  down,  or  cause  to  be  pulled  down,  any  houses 
at  the  time,  or  previously,  or  intended  to  be  oecupied  by  the  working  classes, 
without  previously  obtaining  the  consent  in  writing  of  the  local  authority  in 
whose  district  the  houses  are  situated,  and  the  owner  or  person  contravening 
this  sub-section  shall  be  liable  to  a  penalty  not  exceeding  one  hundred  pounds 
for  each  house  or  tenement  pulled  down. 

(2)  The  local  authority  may,  for  any  cause  deemed  by  them  sufficient, 
arrest  and  prohibit  the  pulling  down  of  the  said  houses,  until  they  can  provide, 
within  half  a  mile  of  the  said  houses,  accommodation  equal  to  that  of  the  houses 
sought  to  be  demolished. 

Provided  that  the  local  authority  may  claim  from  the  aforesaid  owner  on 
account  of  any  loss  incurred  by  them  in  providing  the  new  house  accommodation. 

11.  In  the  construction  of  any  buildings  under  the  provisions  of  the  Hou- 
sing Acts,  or  of  this  Act,  the  space  to  be  allowed  for  each  adult  person  shall 
not  be  less  than  six  hundred  cubic  feet,  after  making  due  allowance  for  space 
to  be  oecupied  by  furniture. 
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12.  The  foregoing  section  shall  apply  to  all  common  lodging-houses,  any 
previous  Statute  to  the  contrary  notwithstanding. 

13.  — (1)  Upon  the  application  of  six  tenants  of  houses  occupied  by  the 
working  classes,  a  Fair  Rent  Court  (hereinafter  in  this  section  called  „the  Court") 
shall  be  established  in  the  district  of  any  local  authority  to  whom  the  appli- 
cation is  made.  One  member  of  the  Court  shall  be  nominated  by  the  local 
trades  Council  of  working  trade  unionists,  and,  failing  such,  by  a  ballot  of  occu- 
piers  of  houses  or  tenements  rated  at  not  more  than  twenty  pounds  per  annum 
for  the  relief  of  the  poor,  any  such  election  to  be  held  in  the  same  manner 
and  at  the  same  time  as  the  next  ensuing  election  of  the  town,  urban  or  rural 
district  Council.  A  second  member  of  the  Court  shall  be  nominated  by  the 
local  Chamber  of  commerce,  and,  failing  such,  by  the  local  bench  of  justices  of 
the  peace  sitting  in  petty  Session.  A  third  member  shall  be  agreed  upon  by 
the  two  members  already  specified,  or,  failing  their  agreement,  he  shall  be 
appointed  by  the  Board  of  Trade.  The  Court  shall  hold  office  for  three  3rears, 
and  shall  assemble  as  often  as  necessary  for  the  hearing  of  the  grievances  of 
tenants  respecting  the  rents  of  their  dwellings.  They  shall  have  power  to  take 
evidence,  shall  value  or  cause  to  be  valued  any  premises  in  dispute,  and  in 
estimating  a  fair  rent  for  a  house  built  within  twenty  years  previous  to  the 
date  of  the  dispute  shall  allow  a  clear  return  of  not  more  than  five  per  centum 
on  the  capital  outlay.  In  the  case  of  a  house  built  more  than  twenty  years 
prior  to  the  date  of  the  dispute  a  capital  value  shall  be  estimated  as  for  a 
similar  house  being  built  at  the  time  of  the  dispute.  No  higher  rent  than  that 
fixed  by  the  Court  shall  be  exacted,  under  the  penalty  of  a  fine  (exclusive  of 
costs)  equal  to  the  amount  in  excess  of  the  award,  for  a  period  of  five  years 
from  the  date  of  the  award,  nor  shall  the  complaining  tenant  (except  for  non- 
payment  of  rent)  be  evicted  from  the  said  premises  at  any  time  during  the 
said  period. 

(2)  All  expenses  in  connection  with  the  Court  (including  the  payment  of 
any  reasonable  personal  expenses  of  the  members  of  the  Court)  shall  be  defrayed 
by  the  local  authority  out  of  the  general  funds  at  its  disposal. 

(3)  In  the  administrative  county  of  London  the  „local  authority"  in  this 
section  shall  mean  the  County  Council,  who  in  the  said  county  may  set  up  six 
or  more  Fair  Rent  Courts,  for  each  of  which  they  shall  schedule  a  portion  of 
the  said  county. 

(4)  For  the  purposes  of  this  section  the  terms  „dwelling"  and  „premises" 
shall  include  any  portion  of  a  house. 

14.  This  Act  may  be  cited  as  the  Housing  of  the  Working  Classes  Act, 
1902,  and  shall  be  construed  as  one  with  the  Housing  of  the  Working  Classes 
Acts,  1890  to  1900,  which  and  this  Act  may  be  cited  together  as  the  Housing 
of  the  Working  Classes  Acts,  1890  to  1902. 

15.  This  Act  shall  come  into  Operation  on  the  first  day  of  October,  one 
thousand  nine  hundred  and  two. 


VII.  Bournville. 


By  John  H.  Barlow,  Selly  Oak.  near  Birmingham. 


The  Housing  Problem  is  at  present  one  of  the  most  prominent  and 
urgent  questions  in  England.  The  overcrowding  in  many  of  our  large 
towns  is  so  great,  the  condition  of  some  of  the  property,  both  in  town 
and  country,  is  so  bad  and  insanitary,  and  the  results  arising  therefrom 
so  disastrous,  that  it  is  clearly  recognised  on  all  hands  that  some  re- 
medy  must  be  found  if  the  morale  and  physique  of  the  nation  are  to 
be  saved  from  serious  deterioration.  This  I  think,  may  be  regarded  as 
an  axiom,  and  I  do  not  propose  to  argue  it  further.  As  a  result  of  the 
recognition  of  this  evil,  we  find  that  reforms  and'  schemes  of  all  kinds 
are  being  advocated  on  every  band.  Some  of  these  are  bold  and  far 
reaching,  some  timid  and  ineffective;  some  insist  on  municipal  or 
National  Intervention,  others  contend  that  all  must  be  left  to  private 
enterprise.  Among  these  various  schemes  there  is  one  which  possesses 
the  obvious  recommendation  of  being  in  actual  Operation.  I  refer  to  the 
village  of  Bournville  built  by  Mr.  George  Cadbury.  I  have  been  asked 
to  speak  with  special  reference  to  this  village;  so,  turning  from  the 
more  general  aspects  of  the  Housing  question  I  propose  to  describe  to 
you  what  Bournville  is  and  how  it  has  been  brought  into  existence. 

Bournville  is  the  realisation  of  a  dream,  the  accomplishment  of  an 
aspiration!  For  years  Mr.  Cadbury  was  oppressed  and  saddened  by  the 
conditions  under  which  so  many  of  his  fellow  countrymen  are  compelled 
to  live.  He  had  been  brought  face  to  face  with  the  Housing  Pro- 
blem, and  it  weighed  upon  him  like  a  nightmare.  The  village  of  Bourn- 
ville is  what  Mr.  Cadbury  gives  as  his  share  of  the  answer  to  this 
insistent  problem.  It  is  the  embodiment  of  what  he  has  long  desired 
and  prayed  for.  Briefly  stated,  Bournville  is  a  village  situated  in  the 
Midlands  of  England  about  five  miles  from  the  City  of  Birmingham. 
It  consists  of  about  400  houses  and  possesses  a  population  of  2000 
people.  It  is  not  reserved  exclusively  for  the  workpeople  of  Messrs. 
Cadbury  Brothers'  Cocoa  Factory  which  Stands  on  its  outskirts.  It  was 
not  built  with  that  purpose  but,  as  already  stated.  as  a  contribution 
towards  remedying  the  evils  of  overcrowding.  As  a  matter  of  fact  only 
41.2  per  cent  of  the  Householders  work  at  the  Factory,  the  remaining 
58.8  per  cent  being  employed  in  various  occupations  in  the  City  of 
Birmingham  or  its  suburbs.  I  think-  the  main  desire  in  the  heart 
of  the  Founder  may  be  said  to  have  been,  —  to  enable  men  who  work 
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in  factories,  or  in  other  confined  forms  of  employment,  to  enjoy  the 
advantage  of  Country  life,  comfortable  homes,  and  the  recreation  of 
gardening. 

With  such  an  aim  in  view  it  was  of  course  necessary  to  lay  down 
certain  broad  principles  in  accordance  with  which  the  village  should 
be  built.    Among  these  I  may  mention  the  following. 

1.  There  must  be  no  overcrowding  of  houses  on  the  land. 

2.  There  must  be  no  monotonous  unbroken  lines  of  houses,  but 
the  cottages  must  be  semidetached  or  in  blocks  of  four. 

3.  No  houses  must  have  less  than  three  bedrooms. 

4.  The  building  must  not  only  be  good  and  strong,  but  as  far  as 
possible  artistie  and  beautiful  as  well. 

5.  Each  house  must  have  its  own  garden. 

6.  There  must  be  abundance  of  trees  and  open  Spaces. 

7.  As  far  as  possible  temptations  to  intemperance  and  intoxi- 
cation  shall  be  excluded. 

Such  were  the  guiding  principles  laid  down;  I  now  ask  you  to 
consider  how  far  they  are  realised  in  the  village.  Bournville  is  for- 
timate  in  the  contour  of  the  land  which  is  undulating  and  picturesque. 
It  is  also  well  wooded,  the  trees  having  been  preserved  whenever 
possible  and  a  great  many  planted.  Passing  through  the  village,  we  find 
picturesque  cottages  built  about  six  or  eight  to  the  acre.  They  are  of 
two  stories,  and  of  every  variety  of  design. 

Each  cottage  has  a  front  garden  for  flowers,  and  a  garden  of  about 
450  Square  yards  at  the  back  for  fruit  and  vegetables.  These  gardens 
are  laid  out  and  fruit  trees  planted  in  readiness  for  the  Tenant,  so  that 
on  Coming  to  the  house  he  finds  the  garden  already  partially  under 
cultivation,  and  he  is  thus  saved  the  labour  of  breaking  up  hard  untilled 
land.  The  fruit  trees  planted  at  the  end  of  each  garden,  form  a  pleasant 
screen,  besides  yielding  a  good  supply  of  fruit.  There  is  also  a  village 
green,  a  children's  Playground,  land  which  is  to  be  laid  out  eventually 
as  a  Park,  and  other  open  Spaces. 

The  roads,  which  are  wide,  are  all  planted  with  trees. 

Almost  every  house  is  provided  with  a  bath,  besides  which  there 
is  a  small  public  Bath  House.  There  is  a  comfortable  inn  in  the 
village,  but  no  alcoholic  beverages  are  sold. 

Turning  from  the  land  and  houses  to  the  people,  we  find  every  cottage 
is  occupied,  and  the  number  of  applications  for  houses  is  enormously  in 
excess  of  the  supply.  The  gardens  are  carefully  and  succesfully  cultivated 
and  are  bright  with  flowers  and  rieh  in  fruit  and  vegetables.  The 
Tenants  are  respectable  and  orderly,  and  evidently  highly  appreciate 
the  conditions  under  which  they  live.  They  have  given  evidence  of 
public  spirit  by  the  formation  of  a  Tenants'  Committee.  This  Committee 
manages  an  annual  Flower  show  with  great  success,  arranges  for  the 
co-operative  purchase  of  plants  and  shrubs,  and  performs,  gratuitously, 
a  great  deal  of  useful  work. 

When  the  village  was  first  planned,  it  was  the  wish  of  the  Founder 
that  men  should  be  encouraged  to  purchase  the  houses.  To  assist  in 
this,  he  advanced  money  where  necessary,  on  security  of  the  land  and 
house,  at  a  low  rate  of  Interest,  repayable  by  small  annual  instalments. 
The  land  was  not  sold  with  the  House,  but  let  upon  a  lease  of  999  years. 
In  this  way  about  140  of  the  Cottages  were  sold  at  Costprice.    It  was 
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found,  however,  that  this  plan  was  open  to  several  objections  and  it  has 
been  discontinued.  The  remaining  Cottages  are  now  let  to  Tenants 
upon  the  usual  terms. 

Perhaps  I  should  here  anticipate  two  questions  which  may  pro- 
bably  suggest  themselves  to  some  minds.  First,  Is  it  possible  to  secure 
the  right  kind  of  Tenant  for  such  a  village?  This,  of  course,  is  al- 
ways  a  difficulty  that  has  to  be  encountered  in  such  a  scheine,  because 
there  are  numerous  applicants  from  the  classes  a  little  above  those  for 
whom  the  houses  are  specially  intended.  The  rents  ränge  from  6/ —  to 
9/6  per  week.  In  the  case  of  the  cheaper  houses,  rates  are  included;  in 
that  of  the  more  expensive  ones  they  are  paid  by  the  Tenant  in 
addition  to  his  rent. 

Now,  in  answer  to  this  question,  I  will  quote  some  figures  obtained 
from  a  special  census  of  the  village  taken  six  months  ago. 

It  will  be  remembered  that  41,2  °/o  of  the  Householders  are  em- 
ployed  at  the  Cocoa  Factory.  Of  the  remainder  21.3  %  are  returned 
as  clerks,  25,8  %  as  Factory  hands,  13,7  %  as  Mechanics,  Bricklayers 
or  Carpenters  and  39,  2  %  as  „miscellaneous"  including  such  occupa- 
tions  as  Tramway  Conductors,  Policemen.  Shopkeepers.  From  this  I 
think  it  will  be  seen  that  while  undoubtedly  some  of  the  Tenants  can 
hardly  be  classed  as  working  men,  a  very  considerable  proportion  of 
them  belongs  to  the  class  for  whom  the  village  is  intended. 

The  second  question  that  may  be  asked  is  this.  Does  the  scheine 
pay?  In  reply,  it  may  pointed  out  that  experimental  work  is  always 
expensive.  Mr.  Cadbury  has  been  a  Pioneer  and  has  had  to  gain  ex- 
perience  at  his  own  cost.  But  making  due  allowance  for  this  it  may 
by  said  that,  provided  land  can  be  obtained  at  a  reasonable  price,  there 
seems  no  doubt  that  such  a  scheme  can  be  made  to  yield  a  fair  commer- 
cial  return  upon  the  capital. 

May  I  now  suggest  three  or  four  lessons  which  Bourneville  teaches. 

lst-  Given  the  opportunity  of  comfortable  homes,  country  sur- 
roundings  and  land  to  cultivate,  men  will  gladly  embrace  it  even  at  the 
cost  of  living  five  miles  from  their  employment  and  relinquishing  the 
interest  and  excitement  of  life  in  a  City. 

2nd-  Men  will  cultivate  gardens  if  they  have  the  chance.  This  is 
true,  not  only  of  those  who  have  had  some  training  in  gardening,  but 
of  others  who  knew  nothing  of  it  before  going  to  Bournville.  The 
Tenants  with  insignificant  exceptions  are  enthusiastic  and  successful 
amateur  gardeners. 

3rd-  Gardens  thus  cultivated  become  an  appreciable  source  of  in- 
come.  From  careful  tests  it  was  found  last  year,  that  the  average  yield 
from  gardens  cultivated  by  Tenants  amounted  to  £  59,10  per  acre. 
Thus,  one  man  obtained  produce  to  the  value  of  two  Shillings  and  three 
pence  per  week,  another  one  Shilling  and  seven  pence  per  week,  a  third 
one  Shilling  and  ten  pence.  Such  a  yield  is  a  very  material  augmenta- 
tion  of  income,  and  if  the  System  were  largely  extended  it  would  consi- 
derably  increase  the  wealth  of  the  Nation. 

4th  Life  in  the  midst  of  such  surroundings  as  are  found  at 
Bournville  is  much  more  healthy  than  among  the  smoke  and  dirt  of 
Cities.  This  is  proved  by  the  testimony  of  residents  who  formerly  lived 
in  Birmingham,  and  also  by  a  comparison  of  the  vital  statistics  of  the 
district. 


574 


5th-  Such  schemes  help  to  relieve  overcrowding,  for  wliile  those 
living  in  the  greatest  poverty  and  under  the  worst  conditions  may  not 
be  able  to  remove  to  Bournville,  the  village  by  providing  dwellings  for 
respectable  working  men  reduces  the  pressure  from  without  and  thus 
tends  to  lower  the  rents  where  relief  is  most  needed. 

In  conclusion  let>  me  explain  what  steps  have  been  taken  to  per- 
petuate  the  work  of  the  Founder  and  provide  that  the  Village  shall  be 
preserved  and  developed  in  harmony  therewith  after  his  death.  To 
secure  this  Mr.  Cadbury  has  given  over  the  whole  of  the  property,  — 
land,  houses,  everything,  —  amounting  to  aboot  £  170  000  in  value, 
to  a  board  of  Trustees.  The  gift  is  absolute,  no  revenue  or  capital 
Coming  back  to  the  Donor  in  any  form.  The  way  in  which  the  property 
is  to  be  administered  is  clearly  laid  down  in  the  Deed  of  Foundation. 
The  income  after  making  provision  for  repairs  and  maintenance,  is  to  be 
used  for  building*  more  cottages,  and  when  the  present  estate  is  built 
up,  others  are  to  be  bought  and  developed  as  manufacturing  Villages 
on  lines  similar  to  Bournville.  The  scheme  thus  contains  a  principle  of 
perpetual  growth  and  increase.  It  will  probably  be  a  considerable  time 
before  the  first  Estate  is  completed,  for  it  consists  of  330  acres,  and 
thus  far  less  than  one  third  has  been  developed;  but  under  careful 
management  progress  is  sure,  and  it  is  manifest  that  the  gift  is  one 
which  will  in  time  produce  results  of  the  widest  benefit  to  the  nation. 
The  Deed  of  Foundation  creating  the  Trust  was  signed  on  December  14th 
1900,  so  that  the  scheme  is  now  securely  established. 

Let  it  be  finally  borne  in  mind  that  the  Village  of  Bournville  has 
been  brought  into  being  by  the  heart  and  brain  and  energy  of  one  man, 
aided  it  is  true  by  able  coadjutors,  but  the  heart  to  conceive, 
the  wisdom  to  foresee,  the  will  to  execute,  have  been  Mr.  Cad- 
bury's.  Surely  what  has  been  done  by  one  may  be  done  by  others, 
—  individuals,  Associations,  Municipalities!  It  is  not  necessary 
that  the  work  should  be  crowned  by  presenting  it  to  the  Nation, 
as  has  been  done  in  this  case;  but,  short  of  this,  enormous  benefit 
would  result  by  the  multiplication  of  such  rural  colonies  as  Bournville. 
And  it  is  the  earnest  hope  of  the  Founder  that  by  acting  as  a  Stimulus, 
by  setting  up  a  Standard,  by  shewing  what  can  be  done,  the  Village  of 
Bournville  may  not  only  benefit  those  actually  living  in  it,  but  tens  ot 
thousands  of  others  as  well. 


VIII   Persönliches  oder  gemeinschaftliches 
Eigenthum? 

Ein  praktischer  Beitrag  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage. 

Von  Dr.  J.  C.  Eringaard  in  Delft-Haag. 

Der  praktische  Beitrag  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage,  über  den 
ich  in  den  folgenden  Seiten  in  grossen  Zügen  berichten  will,  ist  unter- 
nommen worden  in  einer  kleinen  Provinzstadt  Hollands,  zwischen  der 
Grossstadt  Rotterdam  und  der  Residenzstadt  Haag  gelegen  —  in  Delft 
nämlich,  wo  im  Jahre  1869  Herr  van  Marken,  der  Urheber  dieses  Ver- 
suches, durch  die  Gründung  einer  kleinen  Presshefe-  und  Spiritusfabrik 
den  Grund  legte  zu  den  mächtigen  grossindustriellen  Unternehmungen, 
jetzt  vier  an  Zahl,  an  deren  Spitze  er  noch  als  der  älteste  Leiter  steht. 
Seit  jenem  Jahre  ist  das  Aktienkapital  jener  Spiritusfabrik,  das  anfäng- 
lich 250  000  M.  betrug,  allmählich  bis  auf  2  280  000  M.  erhöht  worden. 
Seit  jenem  Jahre  ist  die  Zahl  der  30  Arbeiter,  welche  unter  der  persön- 
lichen Leitung  des  noch  sehr  jugendlichen  Direktors  van  Marken  die 
erste  Wiener  Hefe  herstellten,  allmählich  auf  400  angewachsen,  und  hat 
sich  die  Fabrik  das  Recht  erworben,  sich  die  grösste  Hefefabrik  der 
Welt  zu  nennen.  Und  dazu  entstanden  in  Delft,  wenn  auch  nicht  auf 
ausschliessliche  Initiative,  so  doch  unter  thatkräftiger  Mitwirkung  des 
Direktors  van  Marken,  neben  jener  Hefefabrik  eine  Oelfabrik,  eine  Leim- 
fabrik und  eine  Buchdruckerei,  welche  jetzt  ebenfalls  je  eine  grosse  An- 
zahl Arbeiter  beschäftigen.  Von  allen  diesen  Unternehmungen  hat  Herr 
van  Marken  mit  einigen  Kollegen  die  Leitung,  sodass  sie,  obwonl  jede 
für  sich  eine  selbständige  Aktiengesellschaft  ist,  durch  das  Band,  das  man 
im  Staate  eine  Personalunion  nennt,  mit  einander  verknüpf  sind.  Diese 
Verknüpfung,  diese  Geschwisterschaft  der  verschiedenen  Unterneh- 
mungen findet  besonders  ihren  Ausdruck  in  den  Wohlfahrtseinrichtungen, 
welche  im  Laufe  der  Jahre  für  das  Personal  jener  Fabriken  geschaffen 
worden  sind.  Die  meisten  dieser  Wohlfahrtseinrichtungen,  wie  z.  B.  ein 
grosses  Casino  (Vereinsgebäude),  eine  Bibliothek,  Lesesaal,  Turnhalle, 
verschiedenartige  Vereinigungen,  werden  von  dem  Personal  der  vier 
Unternehmungen  gemeinschaftlich  benutzt,  obwohl  auch  einige  andere 
für  jede  Fabrik  selbständig  organisirt  sind,  z.  B.  Pensionskasse,  Kranken- 
kasse, Wittwenkasse,  Arbeiterausschuss,  Baderäume,  Speiseräume  u.  s.  w. 

Beiläufig  bemerke  ich,  dass  in  Holland  die  Arbeiterschutzgeselz- 
gebung  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten  ist  wie  in  anderen  Län- 
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dern,  speziell  in  Deutschland:  Arbeitsordnungen,  Arbeiterausschüsse, 
Altersversicherung,  Krankenversicherung  u.  s.  w.  sind  bei  uns  noch  nicht 
obligatorisch;  derartige  Institutionen  bietet  die  holländische  Industrie 
denn  auch  nur  noch  in  sehr  vereinzelten  Fällen. 

Zu  den  Wohlfahrtseinrichtungen  der  genannten  Delfter  Fabriken, 
welche  für  das  gesammte  Personal  (jetzt  ungefähr  700  Mann)  ge- 
schaffen wurden,  gehört  denn  auch  Herrn  van  Marken' s  praktischer 
Beitrag  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage.  Veranlassung  dazu  gaben  ihm 
die  bedauerlichen  Wohnungszustände,  welche  vor  ungefähr  18  Jahren  in 
Delft  herrschten  und  welche  die  meisten  Arbeiter  zwangen,  ihr  Heim 
in  Miethswohnungen  zu  suchen,  welche  den  Namen  Wohnung  kaum  ver- 
dienten und  welche  aller  Lehren  der  Hygiene  spotteten.  Ich  darf  es 
als  überflüssig  erachten,  hier  eine  genaue  Beschreibung  jenes  Zustandes 
zu  geben.  Ein  jeder,  der  sich  ernstlich  in  die  Wohnungfrage  vertieft 
hat,  kann  sich  ohne  Mühe  ein  genügendes  Bild  davon  entwerfen:  das 
Wohnungselend  gleicht  sich  ja  überall! 

Herr  van  Marken,  der  die  Wohnungsverhältnisse  in  seiner  Vater- 
stadt genau  studirt  hatte,  machte  sich  also  daran,  das,  was  er  für 
seine  Menschen-  und  speziell  für  seine  Fabrikantenpflicht  hielt,  zu  er- 
füllen, indem  er  einen  namhaften  Architekten  beauftragte,  Pläne  zu 
einigen  guten  Arbeiterwohnungen  zu  entwerfen,  für  deren  Bau  er  bereits 
Grund  und  Boden  gekauft  hatte.  Dieser  Grund  und  Boden  war  neben 
der  Hefefabrik  gelegen  und  mass  4  ha.  Dort  wollte  er  eines  seiner 
Ideale  verwirklichen:  einen  Wohnungspark  gründen,  der  allmählich  das 
Eigenthum  der  ihn  Bewohnenden  werden  sollte,  d.  h.  also  seiner  Arbeiter, 
oder  wenigstens  einiger  unter  ihnen.  Nicht  jedoch  in  dem  Sinne,  dass 
jedes  Haus,  jede  Wohnung  das  persönliche  Eigenthum  eines  Einzelnen 
sein  sollte,  nicht  also  in  dem  Sinne,  dass  der  Miether  allmählich  Eigen- 
thümer  der  von  ihm  gemietheten  Wohnung  würde,  sondern  derart,  dass 
alle  Miether  aller  Wohnungen  zusammen  Eigenthümer  des  ganzen 
Unternehmens  würden.  Damit  beabsichtigte  Herr  van  Marken  natürlich 
keinen  finanziellen  Vortheil  für  sich,  er  wollte  in  erster  Linie  seinen 
Arbeitern  ein  gutes,  gemüthliches  und  gesundes  Heim  schaffen,  zweitens 
aber  auch  das  Solidaritätsgefühl  in  ihnen  erwecken  oder  doch  erhöhen. 
Herr  van  Marken  entschied  sich  also  nach  eingehendem  Studium  der 
Frage  für   den  Gemeineigenthumserwerb. 

Diese  Wahl  musste  natürlich  von  grossem  Einfluss  auf  den  Erfolg 
seiner  Bestrebungen  sein  und  hat  sich  auch  thatsächlich  als  von  grosser 
Tragweite  herausgestellt,  wie  wir  jetzt  nach  einer  Wirkungszeit  von 
18  Jahren  beurtheilen  können.  Nachdem  die  nöthigen  Vorbereitungen 
getroffen  und  möglichst  genaue  Kostenanschläge  gemacht  worden  waren, 
fing  man  an,  die  angekaufte  Weidefläche  durch  Wasseranlagen,  Teiche 
und  Brücken,  kunstvolle  Gebüsche,  Rasenplätze  und  Blumenbeete  in 
einen  hübschen  manigfaltigen  Park  zu  verwandeln.  Sodann  wurde  in 
diesem  Parke  Direktor  van  Marken's  eigene  Wohnung  gebaut  und  rings 
darum  in  gleichem  Stile  und  nach  dem  bekannten  Cottagesystem 
Wohnungen  für  ungefähr  86  Arbeiterfamilien.  Je  vier  bis  sechs  Familien- 
wohnungen (mit  je  besonderen  Eingängen,  Treppen  u.  s.  w.)  sind  unter 
einem  Dache  vereinigt,  jede  mit  einem  Gärtchen  versehen. 

Die  Prinzipien,  von  welchen  Herr  van  Marken  beim  Entwürfe  und 
beim  Bau  seiner  Wohnungen  ausging,  drückte  er  in  seinem  Fabrik- 
wochenblatt in  folgenden  Worten  aus:  ,,Kein  Luxus,  aber  das  durchaus 
Nothwendige;  volle  Befriedigung  der  berechtigten  Bedürfnisse,  mit  ver- 
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ständiger  Sparsamkeit  und  im  Verhältniss  zu  den  Forderungen  der  Zeit 
und  zu  den  Löhnen/' 

Man  soll  jedoch  bei  diesen  Worten  nicht  aus  dem  Auge  verlieren, 
dass  ihr  Verfasser  „das  durchaus  Nothwendige"  viel  weiter  ausdehnte 
als  mancher  andere  Arbeitgeber,  dass  er  eigentlich  nie  seiner  Zeit  ge- 
folgt ist,  sondern  ihr  immer  vorausgestrebt  hat  und  endlich  dass  die 
Löhne  seiner  Arbeiter,  denen  entsprechend  die  Wohnungen  gebaut  werden 
sollten,  immer  bedeutend  höher  gewesen  sind  als  die  anderer,  gleich- 
befähigter Arbeiter  in  Delft.  Infolgedessen  sind  denn  auch  aus  seinen 
Wohnungsplänen  keine  gewöhnlichen  Arbeiterwohnungen  entstanden, 
sondern  ist  jede  Wohnung  für  sich  eine  kleine  Villa,  der  man  einen  ge- 
wissen behaglichen,  erziehenden  Luxus  durchaus  nicht  absprechen  kann. 

In  jenem  Parke,  nach  Frau  Agneta  van  Marken  Agn etapark 
benannt,  wurden  nun  im  Laufe  der  Zeit  in  der  Nähe  der  Wohnungen 
ein  Casino  (Vereinsgebäude),  ein  Kindergarten,  Fortbildungs-  und  Näh- 
schulen, Verkaufsmagazine  für  Konsumartikel,  Kleidungsstoffe,  Stein- 
kohlen, Bier  und  Wein  u.  s.  w.,  ein  Sommervereinslokal  und  ein  Musik- 
kiosk errichtet.  Alle  diese  Wohlfahrtseinrichtungen  muss  ich  jetzt 
jedoch  ausser  Betracht  lassen.  Ich  weise  nur  auf  sie  hin,  um  zu  zeigen, 
dass  diese  Einrichtungen  dem  Parke  ebenso  viele  neue  Reize  verschaffen, 
die  das  Wohnen  dort  noch  begehrenswerther  erscheinen  lassen.  Der 
Agnetapark  ist  denn  auch  ohne  Zweifel  der  lieblichste  Theil  Delfts; 
an  den  Sommertagen  bildet  er  für  hunderte  von  Delftern*)  einen  hübschen 
Nachmittagsspaziergang  oder  Aufenthalt.  Die  Liebhaber  des  Rudersports 
finden  in  den  auf  den  Teichen  liegenden  Kähnen  Gelegenheit  zu  rudern; 
während  der  warmen  Sommertage  bietet  das  Sommercasino  dem  durstigen 
Spaziergänger  einen  erfrischenden   Trunk  und  einen  kühlen  Ruheplatz. 

Die  Bewohner  des  Agnetaparks  geniessen  im  starken  Gegensatz  zu 
denjenigen,  welche  in  der  Stadt  wohnen,  immer  frische,  gesunde  Luft  und 
hübsche  Aussicht,  und  hören  Sonntags  früh  und  -Abends,  während  sie 
ruhig  vor  der  Hausthüre  sitzen,  die  Männer  ihre  Pfeife  rauchen,  die 
Frauen  und  Mädchen  stricken  oder  flicken,  die  Konzerte  der  ausschliess- 
lich aus  Arbeitern  der  verschiedenen  Fabriken  bestehenden  ,, Harmonie- 
kapelle1'. 

Was  die  Wohnungen  betrifft,  so  bleibt  jedoch  am  bemerkenswerthesten 
der  vorhin  angeführte  Umstand,  dass  sie  nach  einer  gewissen  Zeit  in 
das  Gemeineigenthum  der  Bewohner  übergehen. 

Die  Frage  ist  nun:  wie  ist  dieser  Eigenthumsübergang  und  die 
ganze  Unternehmung  organisirt? 

Herr  van  Marken  hat,  wie  ich  sagte,  den  Grund  und  Boden  her- 
gegeben und  die  Kosten  der  Parkanlage  bestritten.  Es  wurde  nun  eine 
Aktiengesellschaft  gegründet  mit  einem  Kapital  von  160  000  Gulden 
unter  dem  erklärenden  Namen:  „Aktiengesellschaft:  Gemeineigenthum, 
Gesellschaft  zur  Befriedigung  der  ersten  Lebensbedürfnisse."  Die  erste 
baare  Einzahlung  von  32  000  Gulden  (mindestens  10  %  ist  gesetzlich 
vorgeschrieben)  leistete  der  Gründer  gegen  Uebernahme  von  ebenso 
vielen  „Stammaktien"  (320  zu  je  100  Fl.)  und  überliess  gleichzeitig  der 
Aktiengesellschaft  den  Grund  und  Boden  mit  Anlagen  gegen  die  Summe 
von  29  000  Gulden.  (Die  baare  Einzahlung,  resp.  das  flüssige  Kapital, 
über  welches  die  Aktiengesellschaft  disponiren  konnte,  betrug  also 
nur  3000  Fl.).    Die  Bausumme  von  128  000  Gulden  zur  Herstellung 


*)  Der  Agnetapark  ist  für  Jedermann  immer  frei  zugänglich. 
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der  Wohnungen  wurde  durch  Obligationen  (zu  4^2  °/o)  aufgebracht. 
Freunde  und  Aktionäre  der  Fabrik  übernahmen  diese  Obligationen.  Als 
Mi ethzins  wurden  nur  772%  der  Herstellungssumme  berechnet;  aus  dem 
Gesammtertrage  dieses  Miethszinses  werden  zunächst  die  Verwaltungs- 
und Erhaltungskosten  bestritten,  dann  die  Obligationen  (mit  472  %)  un(i 
dann  die  Stammaktien  (mit  5  %)  verzinst.  Dann  folgen  die  Sparaktien 
(3  %).  Von  dem  verbleibenden  Reingewinn  werden  10  %  dem  Reserve- 
fonds überwiesen,  und  der  Rest  wird  zur  Amortisation  verwendet.  Mit  der 
Amortisation  kommen  die  einzelnen  Miether  in  den  Besitz  der  Aktien, 
indem  der  nach  Abzug  der  Verwaltungs-  und  Erhaltungskosten  und  der 
für  den  Reservefonds  und  die  Verzinsung  fälligen  Summen  verbleibende 
Gewinn  den  einzelnen  Miethern  nach  Verhältniss  ihrer  Miethe,  —  nicht 
ausgezahlt,  sondern  gutgeschrieben  wird.  Das  Geld  bleibt  in  der  ge- 
meinsamen Kasse  der  Aktiengesellschaft,  resp.  wird  zur  Einlösung  der 
Obligationen  verwendet.  Hat  der  einzelne  Sparer  auf  solche  Weise 
100  Gulden  gut,  so  erhält  er  eine  Aktie,  die  ihm  nun  3  %  Zinsen  trägt, 
eine  sogenannte  Sparaktie.  Die  Aktien  sind  nur  mit  Einwilligung  und 
durch  Vermittelung  des  Vorstandes  übertragbar.  Nach  Amortisation 
der  Obligationen  sollen  die  Stammaktien  und  dann  erst  die  Sparaktien 
eingelöst  werden.  Die  eingelösten  werden  natürlich  in  demselben  Um- 
fange, wie  sie  zur  Einlösung  kommen,  von  den  Bewohnern  des  Agneta- 
parks  wieder  erworben. 

Der  Gewinn  der  Verkaufsmagazine  dient  in  gleicher  Weise  zum 
Erwerb  von  Aktien.  Hier  sind  es  jedoch  die  Käufer  der  Waaren,  denen 
der  Restgewinn  im  Verhältniss  zum  Totalbetrage  ihrer  Einkäufe  gut- 
geschrieben wird. 

Nach  dieser  kurzen  Auseinandersetzung  liegt  natürlich  die  Frage 
auf  der  Hand,  sind  die  Wohnungen  im  Agn etapark  denen  in  der  Stadt 
auch  wirklich  vorzuziehen? 

Soeben  habe  ich  schon  darauf  hingewiesen,  dass  schon  die  Lage  der 
Wohnungen  diese  für  den  Arbeiter  bedeutend  werthvoller  macht  als  die 
in  der  Stadt  gelegenen:  guter  Boden,  nebst  frischer  Luft  und  breiten 
Strassen.  Dazu  kommt  ein  viel  soliderer  Bau:  dicke  Wände,  wasser- 
dichte Dächer  und  gutschliessende  Fenster,  alles  Eigenschaften,  welche 
den  gewöhnlichen  Arbeitermiethwohnungen  in  der  Regel  fremd  sind. 
Auch  der  Umstand,  dass  jede  Familie  ihre  eigene  Hausthür  hat,  ist  nicht 
gering  zu  schätzen.  Alle  Wohnungen  haben  mindestens  ein  Wohn-  und 
ein  kleineres  Zimmer,  eine  kleine  Küche,  einen  Keller,  separaten  Abtritt 
und  Wasserleitung.  Sie  sind  mit  der  grössten  Sorgfalt,  sowohl  aussen 
als  auch  innen  ausgeführt  und  machen  einen  äusserst  freundlichen  Ein- 
druck. Ausserdem  befindet  sich  vor  jeder  Wohnung  ein  ungefähr  12  qm 
grosses  Gärtchen,  in  dem  der  Mann  sich  häufig  mit  Blumen-  und 
Pflanzenpflege  beschäftigt,  während  seit  einigen  Jahren  für  diejenigen, 
die  gern  ihre  eigenen  Gemüse  und  Kartoffeln  bauen,  auf  einem  neben 
dem  Parke  liegenden  Felde  auch  dazu  Gelegenheit  geschaffen  ist,  gegen 
Zahlung  eines  sehr  niedrigen  Pachtzinses.  Der  Miethpreis  der  Woh- 
nungen steht  gleich  mit  dem  für  ungefähr  ähnliche  Wohnungen  in  Delft. 

Man  dürfte  also  erwarten,  dass  diese  ausgezeichnet  eingerichteten 
und  netten  Wohnungen,  in  einem  so  lieblichen  Parke  gelegen,  immer 
einen  Ueberfluss  von  Miethern  finden  würden.  Weitgefehlt!  Obwohl  es 
einen  gewissen  Kern   von  Leuten  giebt,  welche  schon  vom  ersten  Tage 
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an  im  Parke,  ja  sogar  in  derselben  Wohnung  wohnen,  oder  von  solchen, 
die  wenigstens  seit  10 — 15  Jahren  zu  der  Bevölkerung  des  Parkes  ge- 
hören, stehen  doch  nur  allzu  häufig  Wohnungen  leer.  Ausserdem  sind 
nicht  alle  Miether  Arbeiter  der  genannten  Fabriken.  Denn  auch  an 
Fremde  werden  die  Wohnungen  vermiethet,  wenn  sich  nicht  eine  ge- 
nügende Anzahl  der  eigenen  Arbeiter  als  Bewerber  meldet. 

Was  ist  nun  wohl  die  Ursache  dieser  Gleichgültigkeit?  Diese  Frage 
ist  nicht  so  leicht  zu  beantworten,  zumal  man  sich  eigentlich  wundern 
sollte,  dass  sie  überhaupt  gestellt  werden  muss.  Denn  welches  ist,  in 
kurzen  Worten  zusammengefasst,  das  hier  zu  lösende  Problem? 

Ein  seiner  sozialen  Pflichten  sich  durchaus  bewusster  Grossindustrieller 
gründet  auf  seine  eigene  Rechnung  ganz  nahe  bei  seiner  Fabrik  einen 
hübschen  Park.  In  diesem  Parke  errichtet  er  eine  Reihe  sehr  geschmack- 
voll ausgestatteter,  gut  gebauter  Wohnungen,  welche  bedeutend  besser 
sind  als  die  Mehrzahl  der  Miethwohnungen,  die  bis  dahin  seinen  Arbeitern 
zur  Verfügung  standen.  Während  er  einerseits  das,  was  er  als  un- 
nöthigen  Luxus,  unechten  Glanz  betrachtet,  über  Bord  wirft,  mit  dem 
Zweck,  seine  Arbeiter  auch  in  dieser  Hinsicht  zu  erziehen,  bietet  er  den 
Miethern  der  Wohnungen  andere  Vortheile,  welche  sie  in  den  alten 
Stadtwohnungen  vergeblich  suchen  würden,  wie  z.  B.  1.  sehr  gute  Aus- 
führung der  Wohnungen  selbst;  2.  freie  Beschaffung  von  Küchenheerden; 
3.  vor  jeder  Wohnung  ein  Gärtchen;  4.  für  jede  Wohnung  eine  eigene 
Hausthür,  Treppe  und  Wasserleitung  nebst  gutem  Abort;  5.  neben 
jeder  Wohnung  einen  nett  gebauten,  kleinen  hölzernen  Schuppen  zur 
Aufbewahrung  der  grösseren  Wasch-  und  Küchengeräthe;  6.  regelmässige 
Untersuchung  der  Wohnungen  behufs  Feststellung  der  nöthigen  Repa- 
raturen u.  s.  w.  Die  Miethpreise  stellt  er  im  Verhältniss  zur  Zimmer- 
zahl denen  der  schlechten  Stadtwohnungen  gleich.  Er  gründet  eigentlich 
als  einziger  Aktionär,  obwohl,  um  dem  Gesetze  zu  genügen,  noch  fünf 
andere  Aktionäre  da  sind,  jeder  mit  nur  einer  Aktie,  eine  Aktien- 
gesellschaft, die  Eigenthümerin  und  Vermietherin  der  Wohnungen  sein 
soll  und  welche  die  Wohnungen  dadurch  begehrenswerther  zu  machen 
sucht,  dass  sie  Verkaufsmagazine  einrichtet,  wo  alle  nothwendigen  Lebens- 
bedürfnisse in  guter  Qualität  zu  mässigen  Preisen  erhältlich  sind.  Den 
Miethern  der  Wohnungen  sowie  den  Kunden  der  Magazine  wird  die 
Gelegenheit  geboten,  alle  zusammen  Eigenthümer  der  Wohnungen  und 
der  Magazine,  Aktionäre  der  Gesellschaft,  also  kleine  Kapitalisten  zu 
werden;  er  bildet  einen  aus  Arbeitern  bestehenden  Aufsichtsrath,  der 
die  Handlungen  des  Direktors  beaufsichtigen  soll,  während  er  selbst, 
ohne  Gehalt,  die  Arbeit  eines  Direktors  auf  sich  nimmt.*)  Er  ist  fort- 
während bestrebt,  die  thätige  Mitwirkung  der  Arbeiter  zu  gewinnen,  in- 
dem er  nach  einiger  Zeit  einen  Theil  seiner  Pflichten  und  Rechte  auf 
einige  andere  Arbeiter  überträgt  (mit  Gehalt),  um  so  die  Idee  der 
Selbstverwaltung  zu  verwirklichen.  In  populär  geschriebenen  Aufsätzen 
in  seiner  Fabrikzeitung  sucht  er  immerfort  das  Solidaritätsgefühl  der 
Leser  zu  fördern.  Kurz,  er  thut  alles,  um  seine  Arbeiter  und  deren 
Angehörige  „sozial  zu  erziehen",  ihre  Lage  sowohl  materiell  wie  mora- 
lisch zu  heben. 


*)  Im  Jahre  1899  sah  sich  Direktor  van  Marken  durch  Ueberbürdung  mit 
Arbeit,  welche  die  Fabriken  ihm  auferlegten,  veranlasst,  die  Leitung  des 
„Gemeineigenthums"  dem  Verfasser  dieser  Zeilen  zu  übertragen,  wogegen  er 
als  Vorsitzender  des  Aufsichtsraths  mit  der  Unternehmung  verbunden  blieb. 

37* 
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Und  auf  welche  Resultate  dieses  Strebens  kann  er  nach  einem  Zeit- 
raum von  17  Jahren  zurückblicken? 

Leider  hat  er  in  mancher  Hinsicht  grosse  Enttäuschungen  erleben 
müssen,  nicht  jedoch  in  erster  Linie  wegen  unbefriedigender  finanzieller 
Resultate  der  Wohlfahrtsunternehmung,  denn  diese  sind  durch  Neben- 
umstände doch  immer  ziemlich  befriedigend  gewesen  (das  Kapital  hat 
nur  einmal  nicht  seinen  vollen  Zins  genossen),  sondern  wegen  des  ge- 
ringen Verständnisses  und  Beifalls,  den  er  seitens  derjenigen,  für  welche 
die  Unternehmung  gegründet  wurde,  gefunden  hat.  Unerklärlichem 
Misstrauen  begegnet  er  nur  allzu  häufig.  Solidaritätsgefühl  wird  nur 
selten  gefunden!  Für  das  in  Aussicht  gestellte  Endziel:  das  gemein- 
schaftliche Eigenthum  sämmtlicher  Beziehungen  der  Gesellschaft  besteht 
fast  keine  Begeisterung. 

Im  Interesse  der  Gesammtheit  wird  nur  ungern  ein  Opfer  gebracht. 
Die  vorhin  beschriebenen  speziellen  Vortheile,  welche  die  Mieth Wohnungen 
bieten,  werden  nicht  geschätzt  oder  als  selbstverständlich  angenommen. 

Wenn  irgend  etwas  nicht  ganz  ist,  wie  man  es  wünscht,  so  heisst 
es  gleich:  „wir  zahlen  hier  doch  auch  unsere  Miethe  wie  in  der  Stadt: 
ist  mein  Geld  nicht  so  gut,  wie  das  eines  Anderen?"  Man  untersucht 
nicht,  ob  man  irgend  eine  kleine  Reparatur  nicht  selbst  ausführen  und 
in  der  Weise  die  Gesellschaft  vor  unnöthigen  Kosten  bewahren  könnte; 
nein:  „die  Gesellschaft  soll  zahlen,  mein  Nachbar  macht  es  ja  auch  nicht 
selbst".  Man  fordert  sogar  unnöthige  Reparaturen  und  kümmert  sich  nicht 
im  geringsten  darum,  ob  am  Schlüsse  des  Jahres  die  Wohnungsrechnung 
auf  der  Bilanz  ein  Defizit  zeigen  wird;  man  meint  das  Recht  zu  haben, 
sein  Zimmer  neu  angestrichen  zu  bekommen,  wenn  einem  die  alte  Farbe, 
obwohl  noch  sehr  gut,  nicht  länger  gefällt.  „Ich  habe  jetzt  schon  drei 
Jahre  auf  dieselbe  Farbe  sehen  müssen;  ich  wil  jetzt  einmal  eine  andere 
sehen,  sonst  ziehe  ich  aus."  —  Man  meint  das  Recht  zu  haben,  jedes 
Vierteljahr  in  eine  andere  Parkwohnung  zu  ziehen  und  zu  fordern,  dass 
diese  neue  Wohnung  auch  ganz  neu  hergestellt  werde:  neu  gestrichen, 
neu  tapezirt  u.  s.  w.  „Denn  wenn  man  in  der  Stadt  neu  in  eine  Woh- 
nung zieht,  wird  einem  das  doch  auch  gewährt!"  Bekomme  ich  das  hier 
nicht,  dann  ziehe  ich  in  die  Stadt!"  —  „Was  kann  ich  denn  dafür, 
dass  die  Wohnungen  ein  Defizit  verursachen?  Ich  will  eine  nett  aus- 
sehende Wohnung  haben.    Das  ist  mein  Recht,  sonst  ziehe  ich  fort." 

Kurz,  ein  Herz  für  die  Wohnungen  zeigt  fast  keiner,  und  mit  den 
Verkaufsmagazinen  geht  es  nicht  viel  besser.  Nicht  die  Hälfte  des  Per- 
sonals gehört  zu  den  regelmässigen  Kunden  der  Magazine.  Dass  unter 
diesen  Umständen  das  Ziel,  die  ganze  Gesellschaft  in  die  Hände  der 
Arbeiter  zu  bringen,  noch  weit  entfernt  ist  und  auch  noch  lange  fern 
sein  wird,  liegt  auf  der  Hand. 

Am  1.  Juni  1902,  also  nach  einer  Wirkungszeit  von  17  Jahren, 
waren  erst  24  Sparaktien  ausgegeben  worden,  von  denen  jedoch  nur 
sechs  durch  Ersparung  von  Gewinnanteilen  erworben  waren.  Die 
übrigen  sind  alle  durch  Ankauf  von  Sparaktienbüchern  in  den  Besitz 
der  Inhaber  gekommen.  Ausser  diesen  22  Sparaktien  stand  jedoch  in 
den  Sparaktienbüchern  ein  Gesammtbetrag  von  13700,72  Gulden  gutge- 
schrieben. Dieser  Betrag  vertheilt  sich  auf  nicht  weniger  als  1572  verschie- 
dene Bücher,  deren  Einzelbeträge  zwischen  5  Cents  und  90  Gulden 
schwanken. 

Der  Theoretiker  nun  würde  meinen,  dass  wenigstens  die  Eigen- 
tümer dieser  doch   eigentlich  umsonst  erworbenen  Aktien  und  Gut- 
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haben  sich  ihres  Besitzes  freuen  müssen  und  offen  anerkennen,  dass  das 
„Gemeineigenthum"  doch  wirklich  nur  ihr  eigenes  Interesse  bezweckt. 
Jedoch  auch  das  ist  leider  nicht  der  Fall.  Obwohl  der  Zins  (3%)  regel- 
mässig baar  ausgezahlt  worden  ist,  sind  die  meisten  nur  allzu  geneigt, 
ihr  Eigenthum  zu  jedem  Preise  loszuschlagen.  Das  „Guthaben"  inter- 
essirt  sie  nicht;  man  will  baares  Geld  sehen,  und  so  geschieht  es  oft, 
dass  Sparbücher ,  welche  ein  Guthaben  von  40  bis  80  Gulden  aufweisen, 
oder  gar  ganze  Sparaktien  zu  30 — 50o/0  des  Nominalwerthes  momentan 
etwas  reicheren  Kameraden  oder  Anderen  verkauft  werden. 

Viele  Seiten  könnte  ich  leider  ausfüllen,  wenn  ich  fortfahren  wollte, 
die  enttäuschenden  Erfahrungen,  die  in  Delft  gemacht  worden  sind, 
durch  Beispiele  zu  veranschaulichen.  Ich  muss  mich  jedoch  beschränken, 
glaube  aber,  durch  die  bis  jetzt  angeführten  Beispiele  die  die  Stiftung 
des  Herrn  van  Marken  beherrschenden  Verhältnisse  genügend  klar- 
gelegt zu  haben,  sowie  auch  meine  und  des  Stifters  allmählich  ent- 
standene Ueberzeugung,  dass  der  eingeschlagene  Weg  nicht  in  jeder 
Hinsicht  der  richtige  gewesen  ist. 

In  der  That  sind  wir  selbst  jetzt  überzeugt,  dass  bei  der  Entstehung 
des  ganzen  gutgemeinten  Planes  dem  allen  Menschen  angeborenen  Eigen- 
nutz nicht  genügend  Rechnung  getragen  ist  und  dadurch  einige  Grund- 
fehler gemacht  worden  sind,  welche  wir  jetzt,  wo  wir  um  so  manche 
Erfahrung  reicher  sind,  sicherlich  grösstentheils  vermeiden  würden,  wenn 
wTir  noch  einmal  von  vorn  anfangen  könnten.  Jetzt  jedoch  würde  die 
Verbesserung  in  unserer  Rechnung  mit  den  menschlichen  Eigenschaften 
nur  unter  namhaften  Opfern  geschehen  können. 

Ohne  mich  nun  in  ausführliche  theoretische  Betrachtungen  zu  ver- 
tiefen, will  ich  hier  die  hauptsächlichsten  Umstände  anführen,  welche 
nach  Herrn  van  Marken's  und  meinem  Erachten  die  Ursachen  unserer 
Enttäuschungen  sind. 

1.  Kein  Theil  des  Unternehmens  ist  in  den  Köpfen  und  Herzen  der 
Arbeiter  selbst  entstanden;  nicht  aus  dem  Drange  eines  von  ihnen  stark 
gefühlten  Bedürfnisses  (obwohl  das  Bedürfniss  wohl  existirte!)  ist  der 
Park  entstanden,  sondern  ihr  Arbeitgeber  hat  ihnen  das  Ganze  fix  und 
fertig  vorgelegt.  Sie  haben  um  nichts  Sorge  gehabt.  Dadurch  hat  von 
Anfang  an  bei  ihnen,  den  eigentlichen  Interessenten,  die  absolut  nöthige 
Begeisterung  für  das  ganze  Unternehmen  gefehlt. 

2.  Die  Arbeiter  haben  zur  Verwirklichung  des  Wohnungsplanes  nicht 
das  geringste  finanzielle  Opfer  zu  bringen  gehabt,  während  doch  fast 
überall  die  Erfahrung  bewiesen  hat,  dass,  solange  nicht  irgend  ein 
kleines  Opfer  gebracht  worden  ist,  in  der  Regel  das  Interesse  sogar  für 
die  besten  Wohlfahrtseinrichtungen  fehlt.  Hätte  Direktor  van  Marken, 
als  er  seinen  Arbeitern  seine  Pläne  vorlegte  und  diese  mit  ihnen  münd- 
lich und  schriftlich  behandelte,  als  Bedingung  gestellt,  dass  nur  die- 
jenigen gewinnberechtigte  Miether  oder  Käufer  werden  könnten,  die  sich 
mit  —  sagen  wir  z.  B.  fünf  Gulden  —  an  dem  Unternehmen  bethei- 
ligten, so  bin  ich  überzeugt,  dass  wir  jetzt  auf  bedeutend  bessere  Resul- 
tate würden  zurücksehen  können.  Auch  diese  Behauptung  könnte  durch 
manches  der  Praxis  entnommene  Beispiel  bestätigt  werden. 

3.  Die  Delfter  Arbeiter  waren  zur  Zeit  der  Gründung  unserer  Aktien- 
gesellschaft noch  nicht  genügend  sozial  gereift,  um  sich  für  die  Idee 
des  „Gemeineigenthums"  zu  begeistern.  Und  auch  jetzt  noch,  obwohl 
unter  ihnen  viele  leidenschaftliche  Sozialdemokraten  sind,  also  Anhänger 
der  Lehre  der  Vergemeinschaftlichung  aller  Produktionsmittel  im  weite- 


582 


sten  Sinne,  auch  jetzt  stehen  sie  meines  Erachtens  noch  nicht  hoch 
genug,  dass  man  mit  ihnen  die  Idee  des  gemeinschaftlichen  Wohnungs- 
eigenthums mit  Aussicht  auf  Erfolg  anstreben  könnte.  Wenn  auch  nicht 
mit  derselben  Bestimmtheit,  mit  welcher  ich  die  ersten  beiden  Umstände 
meinte  feststellen  zu  können,  glaube  ich  daher  doch  sagen  zu  dürfen: 
auch  der  gemeinschaftliche  Wohnungserwerb  steht  der  Erreichung  des 
für  den  Agnetapark  gestellten  Zieles  im  Wege;  persönlicher  Eigenthums- 
erwerb hätte  wahrscheinlich  zu  besseren  Ergebnissen  geführt.  Ver- 
schiedene Gründe  sprechen  gegen  das  persönliche  Wohnungseigenthum : 
im  Falle  des  Wegzuges  oder  der  Arbeits-,  d.  i.  Verdienstlosigkeit  eines 
Arbeiters  ist  die  Wohnung  nicht  so  leicht  und  meist  nur  mit  Verlust 
übertragbar;  die  Instandhaltung  der  Wohnung  wird  dem  Arbeiter  immer 
schwer  fallen  oder  zu  sehr  von  ihm  vernachlässigt  werden  u.  s.  w.  Aber 
diesen  Gründen  stelle  ich  mit  Zuversicht  folgende  gegenüber,  die  für 
persönliches  Eigenthum  sprechen:  Der  Besitz  einer  eigenen  Wohnung 
hat  für  den  Arbeiter  viel  grösseren  Reiz  als  der  einer  Aktie,  eines 
„Stücks  Papiers",  dessen  Bedeutung  er  oft  nicht  versteht;  ferner  sind 
wir  im  allgemeinen  noch  viel  zu  weit  davon  entfernt,  dass  der  einzelne 
Mensch  im  Interesse  der  Allgemeinheit  freiwillig  Opfer  bringen  wird: 
dann  wird  der  Einzelne  einer  ihm  und  seinen  Nachbarn  gemeinschaftlich 
gehörenden  Wohnung  nicht  dieselbe  Sorgfalt  widmen  wie  einem  ihm 
selbst,  ihm  allein  gehörenden  Hause. 

4.  Die  durch  hübsche  Gitter  umgrenzten  Gärtchen,  die  Waschküchen 
und  andere  einigermaassen  zum  Luxus  gehörige  Ausstattungen,  womit 
die  Wohnungen  im  Agnetapark  versehen  sind,  wenn  sie  auch  gewiss 
nicht  zu  kostspielig  sind,  verursachen  immerhin  jährlich  besondere  Repa- 
raturkosten, welche  auf  einfacheren  Wohnungen  nicht  lasten.  Auch  der 
Umstand,  dass  die  Wasserleitung  und  die  Abfuhrkanäle,  die  im  Boden 
des  Parkes,  also  in  Privatboden,  liegen,  nicht  der  Gemeinde,  sondern  der 
Aktiengesellschaft  gehören  und  somit  auch  von  ihr  unterhalten  werden 
müssen,  führt  oft  Kosten  herbei,  die  bei  der  Gründung  nicht  genügend 
beachtet  worden  sind,  im  Laufe  der  Zeit  sich  jedoch  als  drückender  er- 
wiesen haben,  als  erwartet  werden  konnte. 

5.  Der  Agnetapark  ist  der  bevorzugte  Spaziergang  der  Delfter  Ein- 
wohner jeden  Standes,  und  das  legt  seinen  Bewohnern  gewissermaassen 
maassen  einen  Zwang  auf,  das  Aeussere,  sowohl  an  ihren  Wohnungen, 
wie  an  ihren  Kindern  und  an  sich  selbst,  besonders  zu  pflegen.  Weniger 
ehrgeizige  Hausfrauen  fühlen  sich  dadurch  einigermaassen  in  ihrer  per- 
sönlichen Freiheit  beschränkt.  Die  Lichtscheuen  ziehen  deshalb  vielfach 
die  weniger  besuchten  Arbeiterviertel  der  Stadt  dem  reizenden,  gesunden 
Parke  vor. 

6.  Die  Nähe  der  Fabriken  ist  allerdings  für  die  Männer  von  grossem 
Werthe,  aber  die  grössere  Entfernung  von  der  Mitte  der  Stadt  (die 
jedoch  nur  etwa  15  Minuten  beträgt)  wird  von  den  Frauen,  die  dort 
ihre  Bekannten  und  die  Läden  besuchen  wollen,  von  den  jungen  Mädchen, 
die  in  der  Stadt  als  Dienstboten  oder  Ladenfräulein  beschäftigt  sind, 
sowie  von  den  Kindern,  die  in  die  Schule  gehen  sollen,  oft  unangenehm 
empfunden,  zumal  im  Winter  und  bei  schlechtem  Wetter  der  Weg  zur 
Stadt  sehr  schmutzig  und  Nachts  sehr  dunkel  ist. 

Neben  diesen  Uebelständen ,  die  sich  vielleicht  hätten  vermeiden 
lassen,  hat  es  aber  auch  noch  andere  gegeben,  welche  nicht  vorherzusehen 
waren.  Die  Stadt  Delft  ist  seit  den  letzten  Jahrzehnten  in  starkem 
Rückgange  begriffen.    Durch   die  Uebersiedelung  grosser  Staats  werk- 
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statten  von  Delft  nach  Zaandam,  durch  den  Untergang  einiger  anderer 
Unternehmungen  sowie  durch  verschiedene  andere  Ursachen  geht  die 
Arbeiterschaft  Delfts  allmählich  etwas  zurück.  Trotzdem  wurden  im 
Laufe  der  Zeit  von  Bauunternehmern  immer  mehr  neue  Arbeiterwoh- 
nungen gebaut,  wodurch  neue  Stadttheile  zwar  bevölkert,  andere  da- 
gegen stark  entvölkert  wurden.  Dies  alles  sind  aber  Umstände,  welche 
hier  ausser  Betracht  bleiben  können,  indem  sie  das  in  Delft  befolgte 
System  unberührt  lassen. 

Ich  will  meine  Mittheilungen  nicht  schliessen,  ohne  vorher  erklärt 
zu  haben,  weshalb  das  von  mir  entworfene  Bild  der  Delfter  Wohlfahrts- 
unternehmung so  dunkel  gefärbt  ist.  Zu  dunkel,  darf  ich  wohl  sagen, 
denn  vielleicht  wird  Mancher  aus  den  vorangehenden  Zeilen  schliessen 
wollen,  dass  das  „Gemeineigenthum"  in  Delft  einem  Bankrotte  nahe  stehe. 
Glücklicherweise  ist  aber  nichts  weniger  zutreffend  als  dieser  Schluss: 
bis  heute  konnten  regelmässig  jährlich  8265  Gulden  =  13775  M.  an 
Dividende  und  Zinsen  ausgezahlt  werden,  während  ausserdem  jedes  Jahr 
3000  Gulden  =  5000  M.  von  dem  Obligationsdarlehen  amortisirt  werden. 
Und  trotz  dieser  schweren  Zinsenlast  konnten  in  den  meisten  Jahren 
den  Miethern  sowie  den  Kunden  der  Verkaufsmagazine  noch  1  bis  3% 
Dividende  von  ihrem  Mieth-  oder  Kaufbetrage  gutgeschrieben  werden. 
Diese  Zahlen  deuten  m.  E.  genügend  darauf  hin,  dass  die  allgemeine 
finanzielle  Lage  der  Unternehmung  noch  keineswegs  zu  ernsten  Be- 
fürchtungen Anlass  giebt  und  dass  ich  also  nicht  von  jenem  Gesichts- 
punkte aus  für  meine  Beschreibung  so  schwarze  Farben  wählte. 

Wer  jedoch  weiss,  dass  der  Agnetapark  seit  einer  Reihe  von  Jahren, 
fast  vom  Tage  seiner  Gründung  an,  jährlich  von  einer  grossen  Anzahl 
Personen,  „sozialen  Autoritäten"  des  In-  und  Auslandes,  besucht  wird, 
dass  nicht  wenige  dieser  Besucher  die  bei  uns  empfangenen  Eindrücke 
in  längeren  oder  kürzeren  Abhandlungen  veröffentlichten  und  dabei  dem 
Agnetapark  im  allgemeinen  und  seinem  Stifter  insbesondere  fast  aus- 
schliesslich Worte  des  höchsten  Lobes  spendeten,  welche  fast  immer  von 
einer  warmen  Anregung  zur  Nachahmung  begleitet  waren,  wer  weiss, 
wie  oft  schon  die  Agnetaparkbewohner  in  Schriften  verschiedenster 
Sprachen  angeführt  worden  sind  als  Muster  einer  möglichen  Form 
eines  idealen  Zusammenwirkens,  wer  das  weiss,  wird  auch  verstehen, 
weshalb  ich  meinte  diesmal  so  dumpfe  Töne  anschlagen  zu  müssen,  nach- 
dem wir,  d.  h.  Herr  van  Marken  und  ich,  einmal  den  Entschluss  ge- 
fasst  hatten,  selbst  das  wahre  Licht  auf  den  in  Delft  unternommenen 
sozialen  Versuch  fallen  zu  lassen,  obwohl  wir  andererseits  durchaus 
noch  nicht  verzweifeln. 

Wir  haben  jedoch  gemeint,  zu  diesen  enttäuschenden  Mittheilungen 
der  sozialen  Welt  gegenüber  verpflichtet  zu  sein.  Es  ist  zwar  voll- 
kommen wahr,  dass  der  Agnetapark  auf  den  Besucher  einen  überaus 
reizenden  Eindruck  macht,  und  nicht  weniger  jede  der  schmucken 
Cottages,  von  denen  jede  an  die  sprichwörtliche  holländische  Reinlichkeit 
erinnert.  Und  für  vollkommen  richtig  erachten  wir  noch  immer  das 
Lebensprinzip,  das,  nebst  anderen  Erwägungen,  zur  Gründung  des 
Agnetaparks  Anlass  gab:  dass  das  Glück  jedes  Einzelnen  in  der  Wohl- 
fahrt der  grossen  Gemeinschaft  zu  suchen  ist  und  dass  es  daher  die 
Pflicht  jedes  einzelnen  gebildeten  Menschen  ist,  seine  Mitmenschen  zur 
Liebe  und  zur  Opferfähigkeit  für  die  Gemeinschaft  heranzuziehen. 
Aber  auf  der  Kehrseite  dieser  schönen  Medaille  steht  mit  fetten  Buch- 
staben der  angeborene  Eigennutz  der  Menschen,  aller  Menschen  und 
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ihr  gegenseitiges  Misstrauen  geschrieben.  Es  ist  diese  hässliche  Kehr- 
seite, welche  uns  diejenigen,  deren  Lebensglück  allein  wir  haben  fördern 
wollen,  wiederholt  unbewusst  gezeigt  haben.  Es  ist  jene  Kehrseite  denn 
auch,  die  mich  nach  Berathung  mit  Direktor  van  Marken  bei  dieser 
ausserordentlichen  Gelegenheit  dazu  geführt,  dazu  gezwungen  hat,  zum 
ersten  Male  so  offenherzig  zu  schreiben,  wie  ich  gethan.  Dass  trotz- 
dem diese  bedauerliche  Erkenntniss  uns  betrübt,  brauche  ich  wohl  nicht 
zu  betonen. 

Von  weiterer  Nachahmung  unseres  Strebens  abzuschrecken,  ist  jedoch 
keineswegs  der  Zweck  dieser  Zeilen,  sondern  nur  zu  belehren.  Dass 
Direktor  van  Marken's  Versuch  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage  noch 
nicht  in  allen  Theilen  gelungen  ist,  beweist  durchaus  nicht,  dass  die 
Lösung  unüberwindlich  schwer  ist,  sondern  nur,  dass  eine  andere  Weise 
als  die  seinige  rathsam  ist,  nichts  mehr  und  nichts  weniger. 

Niemand  kann  sehnlicher  als  wir  wünschen,  dass  das  Delfter  Bei- 
spiel mit  Hinsicht  auf  das  soziale  Prinzip,  das  ihm  zu  Grunde  liegt, 
auch  in  Zukunft  noch  viele  Nachahmungen  finden  möge.  Dabei  mögen 
dann  jedoch  nicht  mehr  nur  unsere  Statuten,  sondern  auch  unsere 
praktischen  Erfahrungen,  sowohl  die  erfreulichen,  wie  die  enttäuschenden, 
zu  Käthe  gezogen  werden. 

Wenn  ich  dann  zum  Schluss  meiner  Betrachtungen  dem  Kongresse 
einen  Antrag  vorlegen  soll,  so  wäre  es  folgender: 

1.  Jeder  Versuch  zur  Lösung  der  Arbeiterwohnungsfrage,  der  nicht 
als  eine  rein  spekulative  Unternehmung  zu  betrachten  ist,  sondern  als  eine 
wirklich  soziale  Bestrebung,  soll  nicht  von  oben  herab  dekretirt  werden; 
die  thätige  Mitwirkung  der  Interessirten,  d.  h.  also  der  Arbeiter,  soll 
dabei  herangezogen  werden,  sowie  auch,  wenn  auch  nur  im  bescheidensten 
Maa^sse,  ihre  finanzielle  Betheiligung.  Ohne  diese  beiden  Faktoren  wird 
der  Erfolg  immer  zweifelhaft  sein. 

2.  Falls  die  unter  1.  bezeichnete  thätige  Mitwirkung  der  Arbeiter 
unerreichbar  ist  und  der  Versuch  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage  daher, 
wenn  er  nicht  ganz  unterbleiben  soll,  nur  „von  oben  herab"  zur  Durch- 
führung gelangen  kann,  so  ist  der  persönliche  Eigenthumserwerb  dem 
gemeinschaftlichen  vorzuziehen;  falls  jene  thätige  Mitwirkung  erreicht 
werden  kann ,  bietet  ein  Mischsystem  von  persönlichem  und  gemein- 
schaftlichem Eigenthumserwerb  grössere  Aussicht  auf  Erfolg  als  jedes 
dieser  beiden  Systeme  für  sich. 


IX.  Insalubrite  des  petits  logements  dans  les 
Villes  anciennes. 

Marche  a  suivre  pour  remedier  ä  ces  efiets. 

Par  M.  Emile  Cacheux,  Membre  du  Conseil  superieur  des  Habitations 
ä  Bon  Marche,  ä  Paris. 

L'influence  du  logement  sur  la  sante  a  depuis  longtemps  ete  de- 
montree  par  la  statistique  des  deces. 

Quand  la  mortalite  depasse  20  %o  dans  un  quartier  urbain,  il  est 
certain  qu'ü  y  existe  des  foyers  d'insalubrite  et  de  nombreuses  experiences 
demontrent  que  les  travaux  d'assainissement  effectues  dans  les  villes  ont 
pour  effet  d'augmenter  la  duree  de  la  vie  moyenne  de  leurs  habitants  et 
de  diminuer  le  taux  de  la  mortalite  que  Ton  y  constatait  avant  l'ame- 
lioration  des  logements. 

II  serait  donc  de  la  plus  haute  importance  qu'une  statistique  des 
deces  et  des  maladies  fut  dressee  dans  toutes  les  agglomerations  urbaines, 
de  fagon  ä  permettre  aux  constructeurs  et  aux  interesses  de  se  rendre 
compte  des  endroits  oü  il  y  aurait  Heu  de  detruire  des  maisons  qui 
constituent  des  foyers  d'insalubrite,  et  de  les  remplacer  par  des  habi- 
tations ä  bon  marche  convenables. 

II  est  aujourd'hui  facile  de  construire  sur  des  terrains  nus,  desservis 
par  des  voies  classees,  des  maisons  ä  petits  logements  reunissant  toutes 
les  conditions  qu'exigent  l'hygiene  et  le  confort,  mais  il  serait  beaucoup 
plus  difficile  de  les  etablir  dans  les  quartiers  oü  la  population  est  decimee 
par  les  maladies  produites  par  l'encombrement. 

II  est  evident  qu'une  personne  seule  ne  peut  y  arriver.  Dans  ma 
famille  on  a  commence  des  1848  a  construire  des  maisons  ä  petits 
logements,  convenables  pour  l'epoque,  dans  divers  quartiers  de  Paris,  mais 
depuis  l'annee  1870,  pour  diverses  raisons  nous  avons  arrete  les  con- 
structions  de  maisons  ä  etages.  Depuis  cette  epoque,  je  me  contente 
d'essayer  d'ameliorer  les  maisons  que  j'administre  pour  tenir  compte 
des  progres  de  l'hygiene.  J'ai  depense  des  sommes  considerables  dans 
nos  maisons  pour  y  installer  le  tout  ä  l'egout,  remplacer  des  planchers, 
demolir  quelques  corps  de  batiment  qui  enlevaient  du  jour  et  de  la 
lumiere  ä  des  chambres  ä  coucher,  mais  je  suis  loin  d'en  avoir  fait  des 
maisons  modeles,  et  si  j'avais  eu  il  y  a  trente  ans  l'experience  que  j'ai 
acquise  aujourd'hui,  j'aurais  simplement  vendu  nos  immeubles  a  tout  prix 
et  place  les  fonds  que  j'en  aurais  retir6s  au  taux  de  3%  Tan,  en 
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valeurs  dites  de  pere  de  famille.  Au  point  de  vue  pecuniaire  je  n'ai 
obtenu  que  des  pertes  dans  mes  ameliorations.  II  est  vrai  que  Miss  Oc- 
tavia  Hill  que  Ton  cite  toujours  comme  ayant  accompli  des  prodiges  dans 
l'administration  des  petits  logements  est  arrivee  ä  retirer  6  %  des 
maisons  qu'elle  loua  en  principale  location,  je  n'en  suis  pas  etonne,  car 
les  maisons  que  les  anglais  considerent  comme  modeles  sont  loin  de  satis- 
faire  aux  regles  de  l'hygiene  moderne  et  les  personnes  qui  sacrifient 
leur  temps  comme  Miss  Octavia  Hill,  deviennent  de  plus  en  plus  rares. 
Le  meilleur  parti  que  l'on  peut  tirer  d'une  maison  ä  petits  logements, 
insalubres  c'est  de  la  demolir  lorsqu'elle  est  situee  dans  un  quartier  qui 
a  pris  de  la  valeur  et  de  vendre  le  terrain.  Ainsi  j'ai  vu  demolir  une 
maison  insalubre  situee  Boulevard  Saint  Germain  qui  rapportait  15  000  Fr. 
net,  et  qui  aurait  pu  etre  vendue  150  000  Francs  ä  un  entrepreneur, 
le  proprietaire  qui  voulait  en  tirer  parti  prefera  faire  l'operation  pour  son 
compte,  et  construire  une  maison  modele;  il  döpensa  pres  de  300  000  Frcs. 
pour  en  retirer  16  000  Francs  brut  soit  moins  de  3  %  d'un  capital  de 
450  000  Francs,  prix  de  revient  de  son  immeuble. 

Dans  le  cas  que  je  cite  il  est  arrive  que  par  suite  du  percement  du 
Boulevard  Saint  Germain  le  terrain  de  la  maison  demolie  a  acquis  une 
valeur  de  1000  Francs  le  metre  donc  celle  des  constructions  pouvait 
etre  negligee;  il  n'en  est  pas  de  m§me  dans  la  plupart  des  cas,  oü  la 
demolition  des  constructions  serait  le  seul  remede  susceptible  de  remedier 
ä  leur  insalubrite.  Ainsi  mes  immeubles  ä  petits  logements  representent, 
en  tenant  compte  de  l'usure  des  bätiments,  une  valeur  de  300  Francs  le 
metre  superficiel,  si  je  les  remplagais  par  des  habitations  ä  bon-marche 
modeles,  il  me  faudrait  depenser  de  550  ä  600  Francs  par  metre  super- 
ficiel. Mes  constructions  me  reviendraient  donc  ä  800  Francs  le  metre 
couvert  sans  compter  la  valeur  du  terrain.  Dans  ces  conditions  la  valeur 
d'un  logement  de  dimensions  convenables  depasserait  celle  qui  est  fixee 
par  la  loi  du  30.  Novembre  1894  sur  les  habitations  ä  bon  marche  et  je 
ne  pourrais  pas  beneficier  de  ses  avantages  ni  me  procurer  la  somme 
necessaire  ä  la  construction  de  tous  mes  immeubles. 

Devant  l'impossibilite  de  construire  des  maisons  ä  etages  dans  la 
ville  de  Paris  j'ai  essaye  de  desencombrer  les  quartiers  oü  logent  des 
ouvriers  et  des  petits  employes  en  les  attirant  soit  le  long  des  Boulevards 
exterieurs,  soit  dans  la  banlieue.  A  cet  effet  j'ai  fait  l'acquisition  de 
500  000  metres  de  terrain  et  pour  les  couvrir  de  constructions  j'ai  employe 
le  Systeme  des  Building  Societies  uni  ä  celui  des  cites  ouvrieres  de  Mul- 
house.  J'ai  facilite  ainsi  l'acces  de  la  propriete  ä  beaucoup  de  petits 
employes  et  ouvriers,  de  plus  la  publication  de  mes  travaux  a  provoque 
la  construction  de  plusieurs  milliers  de  petites  maisons,  mais  je  n'ai 
pas  trop  ä  me  plaindre  de  mes  Operations  au  point  de  vue  pecuniaire 
je  suis  loin  d'§tre  satisfait  en  qualite  d'hygieniste ,  des  resultats  aux- 
quels  je  suis  arrive,  car  si  j'ai  construit  des  maisons  modeles  je  n'ai  pas 
pu  les  placer  toutes  dans  des  milieux  salubres,  et  leur  prix  de  revient  a 
depasse  le  plus  souvent  celui  que  les  ouvriers  consacrent  habituellement 
a  leurs  habitations  antihygiCniques. 

Je  regrette  de  n'avoir  pas  ete  plus  soutenu  dans  l'oeuvre  que  j'ai 
entreprise  en  vue  de  propager  les  habitations  pour  une  famille. 

J'ai  demande  en  vain  le  concours  de  plusieurs  municipalites,  des 
environs  de  Paris  pour  etablir  economiquement  des  voies  de  Communi- 
cations, pour  fournir  aux  habitants  de  mes  maisons  de  l'eau  potable 
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dans  de  bonnes  conditions  et  assurer  l'ecoulement  de  leurs  eaux  me- 
nageres. 

Je  reconnais  que  j'ai  fait  l'acquisition  d'une  trop  grande  quantite 
de  terrains  et  que  si  j'avais  applique  toutes  mes  ressources  ä  la  crea- 
tion  de  cites  modeles  j'aurais  pu  etablir  des  petits  groupes  de  maisons 
ouvrieres  comme  ceux  des  Societe  des  Habitations  Ouvrieres  de  Passy- 
Auteuil  ou  de  St.  Denis. 

Mais  il  est  une  chose  que  je  n'aurais  pas  pu  faire,  c'est  celle  de 
forcer  des  proprietaires  ä  me  vendre  le  terrain  necessaire  pour  faire 
aboutir  mes  rues  ä  des  voies  munies  d'un  egout;  dans  un  cas  j'ai  offert 
vainement  ä  la  Municipalite  dont  je  dependais  de  payer  les  frais  de 
l'expropriation  d'un  petit  j ardin  dont  le  proprietaire  voulait  m'exploiter, 
eile  n'accepta  pas  mes  propositions  et  je  fus  oblige  de  faire  une  rue  brisee 
pour  desservir  mes  constructions. 

Je  conclues  de  mes  experiences  qu'il  est  relativement  facile  ä  un 
particulier  d'etablir  sur  des  terrains,  desservis  par  des  r#ues  classees  des 
logements  dans  de  bonnes  conditions,  mais  qu'il  lui  est  impossible  de  de- 
truire  les  foyers  d'insalubrite  causes,  soit  par  le  voisinage  de  construc- 
tions existantes,  soit  par  le  defaut  de  canalisations  d'eaux  potables  et 
menageres,  soit  par  toute  autre  cause.  La  meme  remarque  s'applique 
ä  une  societe.  L'experience  la  plus  concluante  du  fait  que  j'avance,  a 
ete  faite  par  la  societe  Jordan  d'Amsterdam,  qui,  ayant  fait  l'acquisi- 
tion de  tout  un  ilot  d'habitations  malsaines,  demolit  Celles  qui  constitu- 
aient  un  obstacle  ä  la  salubrite  et  les  remplaca  par  des  immeubles:  les 
resultats  pecuniaires  de  l'operation  furent  tellement  desastreux  que  la 
societe  n'est  pas  disposee  ä  en  recommencer  de  nouvelles. 

A  mon  avis,  le  seul  moyen  susceptible  d'assainir  les  quartiers  insa- 
lubres  consisterait  pour  les  municipalites  ä  imiter  le  County  Council  de 
Londres  dans  la  maniere  qu'il  emploie  pour  demolir  les  maisons  insa- 
lubres  dans  les  quartiers  dans  lesquels  le  taux  de  la  mortalite  depasse 
celui  qui  est  considere  comme  le  taux  normal  des  villes  salubres,  et  a 
vendre  le  terrain  ainsi  obtenu  par  le  deblaiement;  quant  ä  conseiller 
ä  une  municipalite  de  construire  eile  meme  des  petits  logements  je  ne  le 
ferais  que  dans  des  cas  tout  ä  fait  exceptionnels  pour  loger  des  ouvriers 
et  petits  employes. 

Voici  comment  il  faudrait,  d'apres  moi,  proceder  pour  assainir  un 
quartier  dont  l'insalubrite  serait  causee  soit  par  des  maisons  insalubres 
soit  par  une  viabilite  defectueuse;  la  municipalite  dans  le  premier  cas 
se  rendrait  proprietaire  soit  ä  l'amiable  soit  par  voie  d'expropriation  des 
immeubles  situes  dans  le  quartier  reconnu  insalubre  dont  la  demolition 
partielle  ou  complete  serait  necessaire  pour  placer  les  autres  constructions 
dans  de  bonnes  conditions.  Dans  le  second  cas*  lorsque  l'insalubrite 
serait  causee  soit  par  des  impasses,  soit  par  des  rues  privees  trop  etroites, 
ou  mal  entretenus,  la  municipalite  ferait  l'acquisition  des  proprietes  de 
facon  ä  etablir  des  rues  convenables,  et  apres  les  avoir  mises  en  etat 
de  viabilite  eile  revendrait  les  terrains  en  bordure  de  fagon  ä  rentrer  le 
plus  possible  dans  ses  depenses. 

Le  principal  obstacle  qui  s'oppose  ä  la  mise  ä  execution  de  ce  plan 
consiste  dans  la  depense  qu'il  causerait. 

II  nous  semble  qu'il  serait  assez  facile  de  la  diminuer;  d'abord  l'ex- 
ploitation  des  maisons  constitue  un  commerce  qui  devrait  §tre  soumis 
aux  regles  ordinaires  qui  concernent  celui  des  denrees  necessaires  ä  la 
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vie.  Les  maisons  non  stabiles  conformement  aux  reglements  actuels 
concernant  la  construction,  sont  de  nature  ä  porter  atteinte  ä  la  sante 
des  locataires,  donc  l'autorite  aurait  le  droit  d'en  interdire  l'habitation. 
II  est  evident  que  si  Ton  fermait  toutes  les  maisons  insalubres,  il  ne 
resterait  pas  assez  de  logements  pour  abriter  les  personnes  expulsees, 
par  suite  le  remede  serait  pire  que  le  mal;  c'est  pourquoi  la  munici- 
l'alite  pourrait  intimer  aux  proprietaires  de  ces  immeubles  insalubres 
l'ordre  de  l'assainir  dans  un  delai  determine,  de  neuf  ans  par  exemple, 
et  dans  le  cas  oü  il  ne  le  ferait  pas  au  bout  de  ce  temps,  eile  ferait 
executer  les  reparations  d'office,  en  se  faisant  rembourser  par  un  prele- 
vement  sur  les  loyers. 

Dans  le  cas  oü  la  maison  ne  pourrait  pas  §tre  reparee,  eile  en 
ferait  l'acquisition  ä  un  prix  d'estimation  qui  eomprendrait  la  valeur 
des  materiaux,  celle  du  sol,  et  une  partie  des  indemnites  ä  accorder  aux 
locataires.  Les  indemnites  ä  payer  aux  locataires  constituent  une  des 
parties  les  plus  importantes  de  la  valeur  d'une  expropriation,  il  y  aurait 
donc  lieu  d'etudier  les  moyens  de  la  diminuer.  A  cet  effet  on  pourrait 
declarer  que  lorsqu'une  maison  ne  satisfait  pas  aux  regles  de  l'hygiene 
eile  est  susceptible  d'§tre  demolie  d'un  moment  ä  l'autre  par  la  Munici- 
palite,  mais  que,  pour  tenir  compte  des  droits  de  la  propriete  l'admini- 
stration  accorde  un  delai  de  neuf  ans  pour  terminer  les  baux,  et  qu'a 
partir  de  cette  epoque,  eile  ne  tiendra  plus  compte  de  leur  existence 
dans  la  valeur  des  indemnites  qu'elle  paiera  aux  proprietaires  expropries 
pour  cause  d'insalubrite\ 

Les  depenses  resultant  d'expropriations  pour  etablir  des  rues  con- 
venables  pourront  §tre  recouvrees  en  partie  par  la  vente  des  terrains  en 
bordure  et  le  solde  par  des  taxes  qui,  reparties  en  soixante  annees 
greveraient  fort  peu  les  proprietes  des  quartiers  assainis  dont  la  valeur 
augmenterait  par  suite  des  travaux  qu'on  y  executerait. 

En  vue  de  faciliter  la  reconstruction  de  maisons  ä  petits  logements, 
il  serait  desirable  de  faciliter  aux  proprietaires  le  moyen  d'obtenir  des 
capitaux  a  bon  marche.  En  France  la  loi  sur  les  habitations  a  bou- 
Marche  du  30  novembre  1894  met  ä  la  disposition  des  societes  creees 
conformement  ä  ses  articles,  de  l'argent  au  taux  de  3  o/0  Tan,  mais  eile 
n'avantage  pas  sous  ce  rapport  les  proprietaires  quoique  ces  derniers 
offrent  souvent  plus  de  securite  que  des  societes  composees  d'ouvriers  ou 
de  petits  employes.  Nous  admettons  qu'on  n'avance  pas  des  capitaux  a 
un  proprietaire  qui  n'offre  en  garantie  qu'une  petite  maison  dont  la 
valeur  n'atteindrait  pas  les  frais  d'expropriation  dans  le  cas  oü  eile 
serait  vendue,  mais  il  n'en  est  pas  de  meme  lorsqu'il  propose  pour 
gage  hypothecaire  une  maison  ä  etages  ou  un  groupe  d'habitations  pour 
une  famille  situee  dans  un  milieu  populeux. 

Un  particulier  gere  plus  economiquement  des  proprietes  qu'une 
societe,  car  il  n'a  pas  ä  payer  des  frais  d'administration,  de  timbre 
sur  actions  etc.  qui  en  gen^ral  s'elevent  ä  1%  du  revenu  des  constructions. 

Le  Credit  Foncier  de  France  avance  bien  des  capitaux  ä  des  pro- 
prietaires mais  il  prete  son  argent  ä  un  taux  trop  eleve  pour  qu'un 
constructeur  de  petits  logements  puisse  avoir  recours  ä  lui. 

Si  la  Caisse  des  Depöts  et  Consignations  mettait  ä  la  disposition 
du  Credit  Foncier  de  France  de  l'argent  au  taux  de  2  %  l'an,  comme  eile 
le  fait  pour  la  societe  de  credit  creee  par  M.  Siegfried,  cet  etablissement 
pourrait  preter  des  capitaux  au  taux  de  3  %  l'an  aux  nombreux  pro- 
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prietaires  dont  les  maisons  satisferaient  aux  conditions  de  la  loi  du 
30  novembre  1894,  si  leurs  logements  etaient  mis  ä  un  prix  moins 
eleve  ä  la  disposition  des  travailleurs. 

En  resume  la  question  des  petits  logements  a  fait  de  grands  pro- 
gres  depuis  que  mon  regrette  maitre  Emile  Muller  a  publie  en  1854 
son  premier  livre  sur  les  habitations  ouvrieres,  et  il  faut  esperer  que 
d'ici  ä  bref  delai  l'ouvrage  dont  j'ai  l'honneur  de  deposer  un  exemplaire 
sur  le  bureau  (les  habitations  ouvrieres  ä  la  fin  du  XIX  siecle)  sera 
completement  remanie  pour  tenir  compte  des  travaux  faits  par  les  nom- 
breuses  personnes  qui  s'occupent  aujourd'hui  de  l'amelioration  des  de- 
meures  du  travailleur. 


Gelegentlich  des  Kongresses  zur  Yertheilung  gelangte  Schriften. 


Festschrift  des  Rheinischen  Vereins  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens 
aus  Anlass  des  VI.  Internationalen  Wohnungskongresses,  Düsseldorf  1902. 

Wohnungsfragen.  Sonderabdruck  aus  der  Festschrift:  „Die  Stadt  Düsseldorf 
und  ihre  Verwaltung  im  Ausstellungsjahr  1902".    Düsseldorf  1902. 

Statistische  Angaben  über  die  Betriebe  und  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Firma 
Fried.  Krupp.    Essen  1902. 

Die  Entwicklung  des  Arbeiterwohnungswesens  auf  der  Gussstahlfabrik  von  Fried. 
Krupp  zu  Essen  a.  d.  Ruhr.    Essen  1902. 

Führer  durch  die  Krupp'schen  Arbeiterkolonieen.    Essen  1902. 

Spezialkatalog  der  Abtheilung  für  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Firma  Fried. 
Krupp.    Düsseldorf  1902. 

Die  Konsumanstalt  der  Gussstahlfabrik  Essen  von  Fried.  Krupp.  Düsseldorf  1902. 

Bericht  des  Vereins  Reichs -Wohnungsgesetz  in  Frankfurt  a.  M.  über  sein  drittes 
Geschäftsjahr.    Frankfurt  a.  M.  1901. 

Bericht  über  die  bisherige  Thätigkeit  der  Gladbacher  Aktien-Baugesellschaft, 
M. -Gladbach.  Verfasst  aus  Anlass  des  bei  Gelegenheit  der  Industrie-,  und 
Gewerbeausstellung  im  Jahre  1902  in  Düsseldorf  stattfindenden  VI.  Inter- 
nationalen Wohnungskongresses.    M. -Gladbach  1902. 

Bericht  über  das  30.  Geschäftsjahr  der  Barmer  Baugesellschaft  für  Arbeiter- 
wohnungen.   Barmen  1902. 

Zweiter  Jahresbericht  des  Vereins  für  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 

in  München.    München  1902. 
Geschäftsbericht  des  Bau-  und  Sparvereins  zu  Hamburg  für  das  Jahr  1901. 

Hamburg  1902. 

Die  Kaiser  Franz  Joseph  I. -Jubiläumsstiftung  für  Volkswohnungen  und  Wohl- 
fahrtseinrichtungen.   Wien  1902. 

Mustersatzungen  für  Baugenossenschaften  und  andere  Druckschriften  der  Landes- 
versicherungsanstalt Hannover. 


590 


Kurze  Mittheilung  über  die  von  der  Aktiengesellschaft  „Hern  pä  Landet"  (Heim 
auf  dem  Lande)  eingerichtete  Eigenheimkolonie  in  Schweden  nahe  bei  Stock- 
holm genannt  „Dufbo  Villastad". 

J.  C.  Eringaard,  Holländische  Musterstätten  persönlicher  Fürsorge  von  Arbeit- 
gebern für  ihre  Geschäftsangehörigen.    Delft  1896. 

No.  37  des  XL  Jahrganges  der  „Sozialen  Praxis"  vom  12.  Juni  1902. 


Auf  dem  Tisch  des  Hauses  niedergelegte  Schriften. 


L.  Meerens,  Etüde  pratique  sur  les  habitations  ouvrieres  en  Belgique  et  le 
fonctionnement  des  societes  d'habitations  ouvrieres  dans  leurs  rapports  avec 
la  Caisse  generale  d'Epargne  et  de  Retraite.    III.  Ed.    Bruxelles  1896. 

Conference  nationale  des  Societes  d'habitations  ouvrieres,  15,  16,  17  juillet  1898. 
Documents,  Rapports  et  Proces-verbaux.    Bruxelles  1899. 

Compte  rendu  des  Operations  et  de  la  Situation  de  la  Caisse  generale  d'Epargne 
et  de  Retraite  instituee  par  la  loi  du  16  mars  1865  sous  la  garantie  de 
l'Etat.    Annee  1901. 

Caisse  generale  d'Epargne  et  de  Retraite  institu6e  sous  la  garantie  de  l'Etat. 
Service  des  Habitations  ouvrieres.  Lois,  arr^tes  et  documents  relatives  ä 
l'organisation  et  au  fonctionnement  des  societes  intermediaires.  Bruxelles 
1901. 

Construction  ou  achat  de  Maisons  ouvrieres.  Emprunts  ä  realisor  par  les  com- 
munes  et  etablissements  publics  ä  la  Caisse  generale  d'Epargne  et  de  Re- 
traite.   Bruxelles  1892. 

Premier  Rapport  annuel  sur  les  traveaux  du  Comite  officiel  de  Patronage  des 
Habitations  ouvrieres  et  Institutions  de  Prevoyance  de  Schaerbeek,  Saint- 
Josse-ten-Noode  et  Evere  en  1901.    Bruxelles  1902. 

Bulletin  des  Societes  d'Habitations  ouvrieres.    No.  5  et  6.    Bruxelles  1902. 

Rapport  du  Conseil  superieur  des  Habitations  a  bon  marche  a  M.  le  President 
de  la  Republique.    Annee  1901.    Paris  1901. 
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III.  Theil. 


Bericht  über  die  Verhandlungen 
des  Kongresses. 
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I.  Sitzung. 

Montag,  den  16.  Juni,  Vormittags  9  Uhr. 


Der  Vorsitzende  Staatsminister  Dr.  Freiherr  v.  Berlepsch,  Ex- 
zellenz, Seebach,  eröffnet  die  Sitzung  mit  folgender  Ansprache: 

Verehrte  Damen  und  Herren!  Wenn  ich  hiermit  die  Verhandlungen 
des  VI.  Internationalen  Wohnungskongresses  eröffne,  so  habe  ich  zu- 
nächst die  Pflicht,  dem  Gefühle  lebhafter  Trauer  darüber  Ausdruck  zu 
geben,  dass  an  meiner  Stelle  nicht  der  Mann  steht,  der  die  ersten 
Schritte  des  Organisationskomitees  geleitet  hat.  Herr  Staatsminister 
a.  D.  Exzellenz  Herzog  war  als  langjähriger  Vorsitzender  der  Central  - 
stelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen,  als  Mann  der  reichsten  Er- 
fahrung, des  wärmsten  Herzens  und  des  klarsten  Verstandes  recht  eigent- 
lich dazu  berufen,  der  Leiter  des  ersten  auf  deutschem  Boden  statt- 
findenden Internationalen  Wohnungskongresses  zu  sein.  Der  Tod  hat 
ihn  uns  geraubt.  Wir  beklagen  diesen  Verlust  aufrichtig,  und  ich  bitte, 
dass  Sie  die  Güte  haben,  sich  zum  Ausdrucke  Ihrer  Theilnahme  von 
Ihren  Plätzen  zu  erheben.  (Geschieht.) 

Meine  Herren!  Nun  zu  den  Lebenden!  Und  da  drängt  es  mich, 
zunächst  Ihnen  allen  den  herzlichsten  Willkommensgruss  des  Organisa- 
tionskomitees zu  entbieten  und  unseren  aufrichtigsten  Dank  dafür  aus- 
zusprechen, dass  Sie  in  so  reicher  Zahl  erschienen  sind,  um  an  den 
Verhandlungen  über  die  wichtige  Frage  der  Wohnung  theilzunehmen. 
Wir  danken  den  Vertretern  der  Regierung,  wir  danken  den  Vertretern 
der  Behörden,  der  öffentlichen  und  privaten  Korporationen,  wir  danken 
Ihnen  Allen,  den  Landsleuten  und  den  Gesinnungsgenossen,  die  aus  dem 
Auslande  hierher  geeilt  sind,  um  sich  mit  uns  über  die  für  die  Ent- 
wickelung  der  Menschen  so  überaus  wichtige  Frage  der  Wohnungen  und 
der  Beseitigung  des  Wohnungselends  zu  berathen. 

Meine  Damen  und  Herren!  Der  VI.  Internationale  Wohnungs- 
kongress  unterscheidet  sich  äusserlich  von  seinen  fünf  Vorgängern  da- 
durch, dass  er  der  erste  ist,  der  ausserhalb  der  Grenzen  von  Frankreich 
und  Belgien  stattfindet,  und  wir  erinnern  uns  hierbei  dankbar  daran, 
dass  diese  beiden  Länder  auf  ihr  Urheberrecht  verzichtet  haben,  dass  sie 
in  der  Erkenntniss,  der  Nothwendigkeit  der  Bestrebungen  für  die  Woh- 
nungsfrage weiteren  Raum  zu  schaffen,  darin  gewilligt  haben,  den  Sitz 
des  Kongresses  ausserhalb  der  Grenzen  dieser  beiden  Länder  zu  legen. 

VI.  Internationaler  Wohnungskongress  38 

I 


594 


Der  Kongress  unterscheidet  sich  von  seinen  Vorgängern  ferner  auch 
durch  eine  Thatsache,  die  mir  erwähn enswerth  erscheint,  durch  .die  That- 
sache  nämlich,  dass  während  der  diesjährigen  Verhandlung  die  endgültige 
Zusammensetzung  des  permanenten  Komitees  für  die  Organisation  der  Woh- 
nungskongresse stattfinden  soll,  einer  Einrichtung,  die  auf  dem  Brüsseler 
Kongress  geplant,  auf  dem  Pariser  Kongress  beschlossen  worden  ist. 
Wir  hoffen  von  dieser  Einrichtung,  dass  sie  eine  dauernde  Stütze  der 
internationalen  Wohnungsfrage  sein  wird,  ein  dauernder  Mahnruf  an  die 
gesittete  Welt,  diese  wichtige  Frage  nicht  aus  den  Augen  zu  lassen. 

Meine  Herren!  Einer  der  bedeutendsten  französischen  Staatsmänner 
der  Neuzeit,  Leon  Gambetta,  hat  es  mit  dem  Gewicht  seiner  Stimme 
ausgesprochen,  was  gewiss  schon  Vielen  in  den  Gedanken,  gewiss  schon 
Manchem  auf  den  Lippen  geschwebt  hat,  dass  nämlich  die  soziale  Frage 
nicht  als  eine  Frage  behandelt  werden  darf,  dass  sie  in  viele  Fragen 
sich  zerlegt,  dass,  wenn  sie  ihre  Lösung  finden  soll,  man  viele  ver- 
schiedene Wege  beschreiten  muss,  Geduld  und  Ausdauer  haben  muss. 
Ich  will  nicht  untersuchen,  ob  sich  nicht  doch  vielleicht  von  einem 
Hauptgesichtspunkt  aus  eine  Formel  für  die  Beantwortung  der  sozialen 
Frage  finden  Hesse.  Darauf  kann  es  uns  hente  nicht  ankommen.  Der 
zweite  Theil  seiner  These  gilt  unter  allen  Umständen:  wer  an  die  Lösung 
der  sozialen  Frage  herantreten  will,  der  muss  sie  zergliedern  in  eine 
Reihe  von  Einzelfragen,  deren  jede  ihrer  besonderen  Behandlung  bedarf 
und  deren  eine  vor  der  anderen  ihrer  Bedeutung  nach  den  Vorrang  be- 
ansprucht, und  wir,  meine  Damen  und  Herren,  sind  gewillt,  in  die  erste 
Reihe  dieser  Fragen  die  Wohnungsfrage  zu  setzen. 

Unter  Ihnen  brauche  ich  nicht  den  Beweis  zu  versuchen,  warum 
wir  das  thun  wollen.  Beweis  genug  sind  die  Verhandlungen  der  ver- 
gangenen Kongresse,  Beweis  genug  ist  auch  die  heutige  Tagung,  Beweis 
genug  die  überall  wachsende  Theilnahme  an  der  Wohnungsfrage.  Die 
Zahl  von  Männern  und  Frauen  ist  ständig  in  der  Zunahme  begriffen,  die 
es  nicht  länger  dulden  wollen,  dass  ein  übergrosser  Theil  ihrer  Mit- 
brüder dauernd  unter  dem  Wohnungselend  leidet,  dass  einem  übergrossen 
Theil  ihrer  Mitmenschen  das  Fundament  aller  Sitte,  aller  Ordnung,  aller 
gütigen  und  freundlichen  Gefühle  und  auch  aller  grossen  dem  öffent- 
lichen Leben  angehörigen  Empfindungen  geraubt  bleibt,  nämlich  die 
gesunde,  die  ausreichende  Wohnung.  Immer  grösser  wird  die  Zahl 
derer,  die  nicht  dulden  wollen,  dass  ihnen  das  Herz  bedrückt  wird,  wenn 
sie  lesen  von  dem  wachsenden  Wohnungselend  und  von  seinen  schauer- 
lichen Begleitern,  dem  Alkohol,  der  Krankheit,  der  Unsittlichkeit  uüd 
dem  Verbrechen,  und  mit  diesem  wachsenden  Wollen  ist  auch  die  Er- 
kenntniss  gewachsen  der  Wege,  wie  denn  diesem  Wohnungselend  bei- 
zukommen ist.  Wir  stehen  nicht  mehr  rathlos  vor  dieser  gewaltigen 
Aufgabe,  mit  Resignation  und  gefalteten  thatenlosen  Händen,  —  nein, 
meine  Damen  und  Herren,  klarer  und  klarer  leuchten  am  Horizont  in 
goldenen  Buchstaben  durch  die  Wolken  hindurch  die  Worte:  Wenn  du 
helfen  willst,  du  kannst  helfen! 

Zwar  stehen  wir  noch  am  Beginn,  aber  das  kann  doch  heute  fest- 
gestellt werden  —  und  das  ist  viel  — ,  dass  die  Existenz  einer  Woh- 
nungsfrage, ihre  Dringlichkeit,  die  gebieterische  Pflicht,  ihr  abzuhelfen, 
nicht  mehr  bestritten  wird  —  das  kann  festgestellt  werden,  dass  wir 
aus  dem  Stadium  der  Untersuchung  der  Thatsachen  hinausgetreten  sind 
in  die  Sphäre  des  gewissenhaften,  des  ernsthaften  Experiments.  Wir 
haben  der  guten  Worte  viel  gehört.    Jetzt  lassen  wir  ihnen  die  That 
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folgen,  die  That  auf  den  verschiedensten  Wegen  und  in  verschiedener 
Art,  je  nach  der  Oertlichkeit,  nach  dem  Bedürfniss,  nach  Gewohnheit 
und  Sitte,  hier  mit  dem  Kollektiv-,  dort  mit  dem  Einzelhaus,  hier  mit 
dem  Gesammteigenthum,  dort  mit  dem  individuellen  Eigenthum,  hier  mit 
der  Thätigkeit  des  Vereins,  dort  mit  der  des  Einzelnen,  hier  mit  Heran- 
ziehung angesammelter  Kapitalien  in  den  Sparkassen,  in  den  Landes- 
versicherungsanstalten, dort  mit  der  Beihülfe  der  Gemeinden  und  des 
Staates,  aber  immer  mit  dem  einen  unverrückbaren,  mit  heiligem  Ernst 
erstrebten  Ziel:  fort  mit  der  Wohnungsnoth! 

Es  scheint,  als  ob  in  dieser  wie  in  anderen  sozialen  Fragen  mit  dem 
abgelaufenen  Jahrhundert  die  Zeit  der  überwiegenden  Unsicherheit  mehr 
und  mehr  wiche  gegenüber  der  Zeit  des  klaren  Erkennens  und  der  That. 
Es  scheint,  als  ob  es  dem  laufenden  Jahrhundert  gegönnt  sein  sollte, 
aus  der  aufklärenden  Thätigkeit  der  vergangenen  Jahrhunderte  die 
Früchte  zu  zeitigen,  die,  wenn  sie  auch  nicht  vollkommen  sein  werden, 
wenn  sie  auch  nicht  ohne  Flecken  und  ohne  Herbheiten  sein  werden, 
doch  versprechen,  einem  grossen  Theile  der  Menschheit  das  Leben  lebens- 
werther  erscheinen  zu  lassen,  und  das  ist  es,  was  auch  die  inter- 
nationalen Kongresse  für  die  Wohnungsnoth  erstreben. 

Seit  langer  Zeit  haben  die  Menschen  sich  international  zusammen- 
gefunden, zunächst  wohl  wesentlich  materiellen  Interessen  folgend,  und 
wenn  diese  materiellen  Interessen  im  internationalen  Leben  der  Menschen 
auch  ihr  Recht  behalten  werden  und  behalten  müssen,  so  machen  sie 
doch  mehr  und  mehr  auch  idealen  Interessen  Raum.  Deren  Raum  wächst 
mit  der  zunehmenden  Gesittung,  die  nicht  nur  die  Duldung  fremder  An- 
schauungen mit  sich  bringt,  sondern  auch  das  Erkennen  des  Besseren 
in  dem  Nachbarlande  und  das  Streben,  das  Bessere  sich  zu  Nutze  zu 
machen.  Die  Thatsache,  dass  Wissenschaft  und  Menschenliebe  mehr 
und  mehr  die  Landesgrenzen  überschreiten,  dass  sie  in  allen  Theilen 
der  Welt  Bundesgenossen  suchen,  die  Thatsache  vor  allem,  dass  sie 
diese  Bundesgenossen  finden,  wie  Sie  sich  heute  in  diesem  Saale  zu- 
sammengefunden haben  zu  gemeinsamer  Berathung  der  Wohnungsfrage 
—  diese  Thatsachen  lassen  uns  an  der  Hoffnung  festhalten,  dass  die 
Entwickelung  des  Menschengeschlechtes  doch  hinaufführt,  und,  meine 
Damen  und  Herren,  wir,  die  wir  hier  versammelt  sind,  wollen  Mitarbeiter 
sein  an  diesem  Streben,  und  wir  werden  Mitarbeiter,  erfolgreiche  Mit- 
arbeiter daran  sein,  wenn  wir  uns  die  Hand  reichen,  wenn  wir  die  Kraft 
unserer  Arbeit  und  die  Wärme  unserer  Herzen  vereinigen  zu  dem  einen 
Ziel:  Fort  mit  der  Wohnungsnoth! 

Zu  diesem  Zwecke  haben  wir  uns  hier  vereinigt,  und  zu  diesem  Zwecke 
heisse  ich  Sie,  verehrte  Damen  und  Herren,  herzlich  willkommen! 

Unterstaatssekretär  D.  Lohmann,  Exzellenz,  Berlin:  Hochansehn- 
liche Versammlung!  An  Stelle  des  Herrn  Ministers  für  Handel  und 
Gewerbe,  der  einem  Theile  Ihrer  Verhandlungen  noch  beizuwohnen  ge- 
denkt, aber  zu  ihrem  Beginn  noch  nicht  eintreffen  konnte,  ist  mir  die 
ehrenvolle  Aufgabe  zugefallen,  Sie  Namens  der  Königlichen  Staatsregie- 
rung zu  begrüssen  und  ihrer  Genugthuung  darüber  Ausdruck  zu  geben, 
dass  der  VI.  Internationale  Wohnungskongress  in  den  Grenzen  des 
preussischen  Staates  abgehalten  wird. 

Diese  Genugthuung  ist  um  so  aufrichtiger,  als  der  Kongress  ein 
Gebiet  bearbeitet,  das,  wie  wir  vorhin  aus  beredtem  Munde  gehört  haben, 
zu  den  wichtigsten  Kulturaufgaben  der  Gegenwart  gehört. 
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Es  ist  aber  noch  ein  anderes,  was  diese  Genugthung  der  König- 
lichen Staatsregierung  begründet.  Es  handelt  sich  ja  auch  um  ein  Ge- 
biet, auf  dem  an  die  Staatsregierungen  mehr  und  mehr  die  dringendsten 
Aufgaben  herantreten.  Wie  Ihnen  wohl  allen  bekannt  sein  wird,  hat 
seit  einigen  Jahren  die  königlich  preussische  Regierung  diesen  Aufgaben 
ihr  besonderes  Interesse  zugewandt.  Sie  hat  dabei  aber  auch  mehr  und 
mehr  erkennen  müssen,  mit  wie  grossen  Schwierigkeiten  jeder  durch- 
greifende Erfolg  auf  diesem  Gebiete  verbunden  ist.  Es  handelt  sich  ja 
nicht  bloss  um  Maassnahmen,  die  der  Staat  zu  dem  Ende  ergreifen  kann, 
dass  für  die  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  aus  dem  Volks- 
vermögen und  den  Volkseinnahmen  die  erforderlichen  Mittel  zusammen- 
fliessen;  es  handelt  sich  nicht  weniger  um  die  viel  schwierigere  Auf- 
gabe, die  Rechtsordnung  so  zu  gestalten,  dass  den  Anforderungen  des 
Allgemeinwohles  genügt  wird,  ohne  doch  in  die  Grundsätze  der  Frei- 
heit und  Selbstverantwortung  der  Persönlichkeit  einen  zu  tiefen  Eingriff 
zu  thun. 

Meine  Herren!  Das  sind  Fragen,  die  heutzutage  an  die  Regierungen 
aller  Kulturstaaten  immer  dringender  herantreten,  die  deshalb  auch  be- 
sonders geeignet  sind,  auf  internationalen  Kongressen  behandelt  zu 
werden.  Die  Preussische  Staatsregierung  erkennt  gern  an,  was  der 
Internationale  Wohnungskongress  auf  diesem  Gebiete  bereits  geleistet 
hat,  und  sie  spricht  den  Wunsch  und  die  Hoffnung  aus,  dass  auch  die 
Verhandlungen  dieser  Tage  einen  Beitrag  zur  Lösung  dieser  Frage 
liefern  mögen. 

Geheimer  Ober-Regierungsrath  Dr.  Richter,  vortragender  Rath  im 
Reichsamt  des  Innern,  Berlin:  Meine  geehrten  Damen  und  Herren! 
Wollen  Sie  mir  gestatten,  Sie  Namens  des  Reiches  und  Namens  des- 
jenigen engeren  Reichsressorts,  welches  ich  die  Ehre  habe,  zu  ver- 
treten, das  heisst  also,  Namens  des  Herrn  Stellvertreters  des  Reichs- 
kanzlers und  Staatssekretärs  des  Innern,  Grafen  von  Posadowsky,  mit 
kurzen,  aber  deshalb  nicht  minder  warmen  Worten  zu  begrüssen. 

Mein  Herr  Chef  bedauert  auf  das  lebhafteste,  dass  er,  durch  dringende 
anderweite  Dienstgeschäfte  verhindert,  es  sich  hat  versagen  müssen,  an 
ihren  Berathungen  in  Person  theilzunehmen.  Er  nimmt  gerade  an  den 
Verhandlungen  dieses  Kongresses  einen  ganz  besonders  lebhaften  Antheil. 
Graf  Posadowsky  hält  die  Wohnungsfrage  für  eine  der  wichtigsten, 
ja  geradezu  für  die  zur  Zeit  wichtigste  sozialpolitische  Frage,  und  er  ist 
der  Ansicht,  dass  der  Kampf  gegen  die  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungs- 
wesens bestehenden,  die  Volkskraft  und  Volksmoral  auf  das  schwerste 
bedrohenden  Missstände  von  allen  dazu  berufenen  Organen  mit  grösster 
Energie  und  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  aufgenommen  und 
weitergeführt  werden  muss.  Von  dieser  Erkenntniss  geleitet,  hat  Graf 
Posadowsky  vor  allem  darauf  Bedacht  genommen,  der  Frage  der 
Wohnungsfürsorge  unter  den  der  Reichsverwaltung  obliegenden  grossen 
sozialpolitischen  Aufgaben  den  ihr  gebührenden  Platz  zu  sichern. 

Den  deutschen  Herren  Theilnehmern  dieses  Kongresses  ist  es  bekannt, 
dass  erstmalig  in  den  Etat  für  das  Reichsamt  des  Innern  für  das 
Jahr  1901  2  Millionen  Mark  zur  Förderung  der  Herstellung  von  Klein- 
wohnungen für  Arbeiter  und  gering  besoldete  Beamte  in  den  Betrieben 
und  Verwaltungen  des  Reiches  zur  Verfügung  gestellt  worden  sind  und 
dass  der  laufende  Etat  einen  Kredit  in  doppelter  Höhe  dieser  Summe  für 
den  gleichen  Zweck  auswirft.   Auch  im  künftigen  Jahre  sowie  in  Zukunft 
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überhaupt  gedenkt  mein  Herr  Chef  angemessene  Beträge  für  Wohnungs- 
fürsorgezwecke anzufordern. 

Meine  geehrten  Herren!  Einige  von  ihnen  werden  möglicher  Weise 
den  Eindruck  haben,  dass  diese  Zahlen  recht  gering  bemessen  sind,  gering 
einerseits  im  Verhältniss  zu  der  Aufgabe,  die  es  gilt  zu  erfüllen,  gering 
andererseits  aber  auch  im  Verhältniss  zu  der  Gesammtziffer  der  Reichs- 
ausgaben überhaupt.  Es  darf  dabei  aber  nicht  aus  dem  Auge  verloren 
werden,  dass  bei  dem  Betreten  einer  neuen  Bahn,  bei  der  Ergreifung  einer 
neuen,  in  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  vielfach  tief  eingreifenden 
Maassnahme  eine  gewisse  Vorsicht  geboten  ist,  und  es  muss  anderer- 
seits in  Betracht  gezogen  werden,  dass  die  zur  Verfügung  gestellten 
Reichskredite  vornehmlich  dazu  bestimmt  sind,  geldbedürftigen  Baugesell- 
schaften und  Baugenossenschaften  Hypothekendarlehen  gerade  zu  einer 
Stelle  zu  gewähren,  zu  welcher  sie  sonst  die  benöthigten  Gelder  überhaupt 
nicht  erlangen  können.  Die  Reichsdarlehen  werden  bekanntlich  bis  zu 
Neunzehntel,  bis  zu  90%  des  Bau-  und  Bodenwerthes  der  herzustellenden 
Gebäude  gegeben,  und  es  wird  dadurch  in  vielen  Fällen  überhaupt  erst 
die  Finanziirung  grosser  baulicher  Unternehmungen,  welche  bisher  eben 
wegen  des  Fehlens  hoch  auslaufender  Hypotheken  nicht  zu  Stande  kommen 
konnten,  gesichert,  und  es  kann  daher  mit  den  Reichsmitteln  in  ungleich 
weiterem  Maasse  Segen  geschaffen  werden,  als  man  dies  bei  einer  rein 
ziffernmässigen  Werthung  der  Etatszahlen  anzunehmen  geneigt  sein  möchte. 

Meine  geehrten  Herren!  Durch  dieses  finanzielle  Eintreten  des 
Reiches  zu  Gunsten  der  Neuherstellung  von  Wohnungen  ist  aber  natür- 
lich die  Thätigkeit  des  Reiches  auf  dem  Gebiete  des  AVohnungswesens 
keineswegs  erschöpft,  es  werden  vielmehr  im  Reichsamt  des  Innern  alle 
Anregungen,  welche  von  Vertretern  der  Wissenschaft  oder  aus  dem 
Kreise  der  praktisch  mit  der  Sozialpolitik  befassten  Persönlichkeiten 
heraus  gegeben  werden,  auf  das  eingehendste  beachtet  und  verfolgt,  und 
Sie  können  sicher  sein,  dass  Graf  Posadowsky  —  natürlich  immer 
nur  streng  im  Rahmen  der  Zuständigkeit  des  Reiches,  also  z.  B.  auf 
dem  Gebiete  des  Erbbaurechts,  auf  dem  Gebiete  des  Mieth-  und  Zwangs- 
vollstreckungswesens oder  etwa  betreffend  Zulassung  der  Eintragung- 
beschränkter  persönlicher  Dienstbarkeiten  u.  s.  w.  —  auch  an  gesetz- 
geberischen Vorschlägen  es  nicht  fehlen  lassen  wird,  wenn  anders  nur 
auf  diesem  Wege  eine  Besserung  der  bestehenden  Zustände  erzielt 
werden  kann. 

Graf  Posadowsky  ist  aber  auch  von  der  Ueberzeugung  durch- 
drungen, dass  eine  wirksame  und  Erfolg  verheissende  Bekämpfung  der 
auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  bestehenden  Missstände  immer  nur 
im  Verein  mit  einer  vom  Reich,  von  den  Einzelstaaten  und  von  den 
Gemeinden  gleichmässig  zu  befolgenden  zielbewussten,  weitschauenden 
und  vorsorgenden  Bodenpolitik  unternommen  werden  kann. 

Meine  Herren!  Ueber  alle  die  soeben  erwähnten  Punkte  werden 
sich  die  Verhandlungen  Ihrer  diesjährigen  Tagung  verbreiten.  Ich,  der 
ich  die  Ehre  habe,  im  Reichsamt  des  Innern  als  Referent  die  Wohnungs- 
angelegenheiten zu  bearbeiten,  werde  Ihren  Berathungen  mit  gespannter 
Aufmerksamkeit  folgen  und  ich  darf  Ihnen  Namens  meines  Herrn  Chefs, 
des  Grafen  Posadowsky,  sowie  in  meinem  eigenen  Namen  zu  Ihren 
Verhandlungen  den  besten  Erfolg  wünschen. 

Regierungspräsident  v.  Holle  uff  er,  Düsseldorf:  Meine  Damen  und 
Herren!    Anschliessend  an  die  Worte  des  Herrn  Vorredners  möchte  ich 
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mir  gestatten,  Sie  auch  Namens  der  hiesigen  Regierung  herzlich  zu 
begrüssen  und  Ihnen  unsere  Freude,  unsere  Genugthuung  darüber  aus- 
zusprechen, dass  Sie  als  Ort  Ihrer  diesjährigen  Tagung  gerade  Düssel- 
dorf gewählt  haben.  Bietet  doch  für  den  Düsseldorfer  Bezirk  mit  seiner 
dichten  Besiedelung  und  seiner  rapide  zunehmenden  Bevölkerung  die 
Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der 
sozialen  Fürsorge. 

Um  ein  Bild  der  hiesigen  Zustände  zu  geben,  führe  ich  an,  dass 
beispielsweise  der  Landkreis  Essen  bei  einem  Gebietsumfange  von  nur 
drei  Quadratmeilen  230000  Einwohner  zählt,  gegen  87000  vor  25  Jahren, 
und  innerhalb  der  letzten  zwei  Jahre  allein  eine  Bevölkerungszunahme 
von  mehr  als  24000  Seelen  erfahren  hat.  Es  kann  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  man  angesichts  solcher  Zustände  gerade  hier  den  ersten  Versuch 
gemacht  hat,  um  auf  die  Gestaltung  der  Wohnungsverhältnisse  auch 
obrigkeitlich  einzuwirken.  Es  ist  das  namentlich  geschehen  in  einer 
Wohnungspolizeiverordnung,  die  verschiedentlich  anregend  und  vorbildlich 
gewirkt  hat  und  die  wir,  gestützt  auf  die  zwischenzeitlich  gemachten 
Erfahrungen,  gerade  jetzt  im  Begriff  sind,  in  materieller  Hinsicht  noch 
weiterhin  auszudehnen. 

Welche  Bedeutung  man  gerade  für  den  hiesigen  Bezirk  dieser  Frage 
beimisst,  geht  auch  daraus  hervor,  dass  nunmehr  endlich  der  viel- 
erörterte staatliche  Wohnungsinspektor  zur  Wirklichkeit  bei  uns  werden 
wird,  nachdem  die  dazu  nöthigen  Mittel  unlängst  durch  den  Landtag 
bewilligt  worden  sind.  Es  ist  auch  kein  Zufall,  sondern  in  den  Ver- 
hältnissen gegeben,  dass  der  Verein  zur  Förderung  des  Kleinwohnungs- 
wesens unter  der  zielbewussten  thatkräftigen  Führung  des  stellvertretenden 
Vorsitzenden  unseres  Kongresses,  des  Herrn  Landesraths  Brandts, 
gerade  hier  bei  uns  hauptsächlich  seine  segensreiche  Thätigkeit  entfaltet 
und  dass  die  Versicherungsanstalt  der  Rheinprovinz  in  richtiger  Er- 
kenntniss  der  Bedeutung  guter  Wohnungen  für  die  Gesundheit  der 
arbeitenden  Bevölkerung  diese  Bestrebungen  des  Vereins  auf  das  that- 
kräftigste  mit  ihren  Mitteln  unterstützt. 

Eine  der  wichtigsten  Fragen,  wie  überall  in  der  Welt,  ist  natürlich  auch 
bei  uns  die  Geldfrage.  Zu  welchen  Versuchen  man  hier  nach  dieser  Richtung 
gelangt  ist,  meine  Herren,  das  zeigt  das  Vorgehen  der  Stadt  Düsseldorf,  die, 
lediglich  um  das  Kleinwohnungswesen  in  ihrem  Gemeindebezirk  zu  fördern, 
eine  Hypothekenbank  gegründet  und  sie  aus  städtischen  Mitteln  mit  einem 
Kapital  von  nicht  weniger  als  20  Millionen  Mark  ausgestattet  hat. 

Meine  Herren!  Ich  will  auf  Einzelheiten  nicht  weiter  eingehen. 
Ich  will  auch  nicht  eingehen  auf  die  rege  Betheiligung  der  Sparkassen 
im  hiesigen  Bezirk  an  der  Förderung  des  Wohnungswesens,  ich  will 
nicht  eingehen  auf  den  sehr  dankenswerthen  Versuch  —  es  ist  zunächst 
ein  Versuch  - —  der  Berufsgenossenschaften,  hier  mitzuwirken.  Es  kam 
mir  lediglich  darauf  an,  Ihnen  zu  zeigen,  dass  wir  im  Düsseldorfer  Bezirk 
an  den  Verhandlungen,  die  wir  zu  pflegen  vorhaben,  nicht  nur  theore- 
tisches Interesse  haben. 

Meine  Herren!  Möchten  Ihre  Verhandlungen,  getragen  von  dem 
Geiste  des  Gemeinsinns,  der  meines  Erachtens  heutzutage  jeden  Besser- 
situirten  erfüllen  muss,  von  den  besten  Erfolgen  gekrönt  sein,  und 
möchten  Sie  dazu  beitragen,  diese'  ebenso  wichtige,  wie  nicht  minder 
schwierige  Frage  einen  tüchtigen  Schritt  vorwärts  zu  bringen.  Mit 
diesem  Wunsche  habe  ich  die  Ehre,  Sie  Namens  der  hiesigen  Regierung 
zu  begrüssen. 
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Landeshauptmann  der  Rheinprovinz,  Geheimer  Oberregierungsrath 
Dr.  Klein,  Düsseldorf.  Es  liegt  mir,  meine  hochgeschätzten  Damen  und 
Herren,  die  ebenso  ehrenvolle  wie  angenehme  Aufgabe  ob,  Sie  bei  Ge- 
legenheit Ihres  diesjährigen  Kongresses  in  unserer  schönen,  reich- 
gesegneten Provinz  im  Namen  der  Provinzialverwaltung  der  Rheinprovinz 
von  Herzen  willkommen  zu  heissen !  Die  rheinische  Provinzialverwaltung 
nimmt  an  den  Zielen  und  Bestrebungen,  welche  Sie  hier  aus  fast  allen 
Kulturstaaten  so  zahlreich  zusammengeführt  haben,  einen  um  so  regeren 
Antheil,  um  so  regeres  Interesse,  als  diese  Verwaltung  gewissermaassen 
einen  Mittelpunkt  für  die  sozialpolitischen  Aufgaben  der  Gegenwart  bildet, 
Aufgaben,  unter  denen,  wie  der  Herr  Vorredner  ausgeführt  hat,  die 
Wohnungsfürsorge  einen  wesentlichen  Raum  einnimmt.  Wir  sind  tief 
davon  durchdrungen  und  haben  tagtäglich  Gelegenheit,  es  in  unserer 
Verwaltung,  namentlich  bei  der  Landesversicherungsanstalt,  wahrzunehmen, 
dass  jeder  Schritt  zur  Lösung  der  Wohnungsfürsorge,  zur  Schaffung 
billiger  Wohnungen  für  die  minderbemittelte  Bevölkerung  zugleich  einen 
Fortschritt  zum  sozialen  Frieden,  zur  Beseitigung  gesundheitsgefährlicher 
Schäden  und  Gefahren  auf  sittlichem  und  politischem  Gebiete  darbietet. 

Diese  Erkenntniss  hat  in  der  letzten  Zeit  immer  weiter  um  sich 
gegriffen  und  ist  in  immer  weitere  Bahnen  gedrungen.  Während  vor 
noch  nicht  langen  Jahren  nur  eine  kleine  Zahl  edeldenkender  und  weit- 
blickender Männer  sich  mit  dieser  Frage  eingehend  befasste,  ist  dieselbe 
heute,  dank  nicht  zum  mindesten  der  Anregung  Ihrer  Kongresse,  in  den 
Vordergrund  des  Interesses  getreten  und  ist  gewissermaassen  Gemeingut 
aller  Kreise  geworden,  insbesondere  auch  der  arbeitenden  Bevölkerung. 
Heute,  meine  Damen  und  Herren,  ist  man  von  allen  Seiten  auf  diesem 
Gebiete  thätig,  und  nicht  bloss  auf  dem  Wege  theoretischer  Erörterungen, 
sondern  man  hat  die  praktische  Lösung  der  Frage  in  die  Hand  genommen. 
Ueberall  sehen  Sie  Vereine,  Behörden,  Private  thätig,  gesunde  und  billige 
Wohnungen  zu  schaffen.  Das,  was  speziell  in  unserer  Provinz  auf  diesem 
Gebiete  geschehen  ist,  ist  in  der  Festschrift,  welche  den  Herren  mit- 
getheilt  worden  ist,  niedergelegt,  und  Sie  werden  während  Ihrer  Anwesen- 
heit in  hiesiger  Stadt  Gelegenheit  haben,  hiervon  viele  Beispiele  zu  sehen. 

Ich  glaube,  aussprechen  zu  dürfen,  dass  dasjenige,  was  in  verhält- 
nissmässig  kurzer  Zeit  in  den  letzten  Jahren  erreicht  worden  ist,  uns 
mit  den  besten  Hoffnungen  für  die  Zukunft  erfüllen  darf.  Ich  bin  aber 
ebenso  überzeugt,  dass  die  Verhandlungen  dieses  Kongresses  aufs  neue 
belebend  und  fördernd  auf  diese  Bestrebungen  einwirken  und  dass  sie 
zum  reichen  Segen  der  hier  vertretenen  Länder  gereichen  werden.  In 
dieser  Hoffnung  begrüsse  ich  Sie  nochmals  am  grünen  Rheinstrom  von 
Herzen. 

Oberbürgermeister  Marx,  Düsseldorf:  Hochansehnliche  Versamm- 
lung! Knowledge  is  power,  sagt  Francis  Bacon.  Daran  zweifelt  niemand, 
der  den  gewaltigen  Einfluss  wissenschaftlicher  Kongresse  auf  die  Ver- 
waltung der  zivilisirten  Staaten  und  der  grossen  Kommunen  zu  verfolgen 
in  der  Lage  ist.  Dieses  fast  unmittelbare  Eingreifen  der  Intelligenz 
aller  Nationen  in  die  Ordnung  grundlegender,  den  gebildeten  Völkern 
gemeinsamer  Aufgaben,  diese  neue  und  berechtigte  Form  des  Kosmo- 
politismus ist  ein  erfreuliches  und  charakteristisches  Zeichen  unserer  Zeit. 

Die  Stadt  Düsseldorf  hat  heute  den  freudigen  Stolz,  Schauplatz  einer 
illustren  Vereinigung  zu  sein,  die  beschickt  ist  von  Männern  der  Wissen- 
schaft aber  auch  der  That  aus  so  vielen  Nationen  der  Erde.    Die  Woh- 
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nungsfrage  ist  ja  eine  allen  Völkern,  bei  welchen  die  eigenartigen  Er- 
scheinungen des  Zusammendrängens  in  die  Grossstadt  sich  zeigen,  gemein- 
same und  zugleich  eine  brennende  Frage,  über  deren  Bedeutung  keine 
Meinungsverschiedenheit,  über  deren  Lösung  ad  huc  sub  judice  bis  est, 
bei  der  man  gleichzeitig  mit  Worten  streitet,  mit  Thaten  wetteifert. 

Ein  Thatendrang  zeigt  sich  nicht  nur  bei  den  grossen  Reichen  und 
Staaten,  bei  Provinzen  und  Gemeinden,  er  fehlt  auch  nicht  bei  Einzelnen, 
welche  bei  Vereinigungen  aller  Art  und  Rechtsformen  kleinere  und  grössere 
Unternehmungen  zur  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  ins  Leben 
gerufen  haben.  Alle,  die  in  so  verschiedener  Weise  dem  Ziele  zustreben, 
heisse  ich  hier  in  Düsseldorf  herzlich  willkommen.  Sie  befinden  sich 
auf  einem  nicht  unfruchtbaren  Boden.  Die  Stadt  hat  versacht,  der 
Wohnungsnoth  auf  den  Leib  zu  rücken,  wovon  ich  die  Theilnehmer 
dieser  Versammlung  sich  zu  überzeugen  bitte.  Die  Verwaltung  und 
die  Vertretung  dieser  Stadt  nimmt  das  regste  Interesse  an  den  Ver- 
handlungen, in  denen  ein  so  reiches  Feld  zu  pflügen  ist.  Wir  kennen 
die  Noth,  das  Uebel;  über  seine  tiefere  Ursache  und  damit  über  seine 
Beseitigung  sind  wir  nicht  einig.  Wir  kennen  das  Ziel,  noch  nicht  den 
Weg,  es  zu  erreichen;  wir  mahnen  zum  Handeln,  dürfen  aber  doch  nicht 
aufhören  zu  prüfen,  zu  erörtern.  Noch  ist  unser  Wissen  Stückwerk, 
diese  Tage  sollen  beitragen,  die  Nebel  zu  zerstreuen  und  mehr  und  mehr 
zur  leuchtenden  Sonne  der  Wahrheit  zu  gelangen. 

Wir  wünschen  Ihren  Berathungen  reichen  Erfolg;  wir  wünschen  aber 
auch,  dass  die  Beziehungen,  welche  hier  zwischen  Männern  aller  Nationen 
und  Berufe  sich  knüpfen,  dauernde  bleiben  und  sich  zu  freundschaft- 
lichen Gesinnungen  verdichten  und  dass  überall  und  bei  allen  Völkern, 
welche  diesen  Kongress  beschickt  haben,  eine  ungetheilte  freundliche 
Erinnerung  an  denselben  verbleibe. 

Wenn  sich  zu  solchen  Empfindungen  gesellen  wird  ein  freundlicher 
Eindruck  von  dieser  Stadt  am  Rhein  und  ein  gutes  Gedenken  auch  der 
frisch  fröhlich  verlebten  Stunden,  so  wird  uns  dies  besonders  freuen. 

Und  so:  Willkommen  in  Düsseldorf!  Erfolg  Ihren  Arbeiten,  Freude 
den  Stunden  Ihrer  Müsse! 

Mr.  Jules  Siegfried,  ancien  Ministre  du  Commerce,  Paris:  Mes- 
sieurs, au  nom  des  membres  etrangers  de  ce  Congres,  permettez- 
moi,  Messieurs,  de  vous  remercier  de  l'aimable  accueil  qui  nous  est 
fait  ä  Dusseldorf,  et  de  vous  dire  que  nous  venons  ici,  non-seule- 
ment  pour  participer  ä  vos  travaux,  mais  pour  voir  ce  que  vous  avez 
fait  en  faveur  du  logement  ä  bon-marehe,  tant  par  l'initiative  indivi- 
duelle que  par  l'action  municipale. 

La  question  du  logement  est  d'une  importance  capitale  dans  tous 
les  pays  et  Ton  se  rend  compte  partout,  qu'elle  a  une  grande  valeur  au 
point  de  vue  materiel  et  moral.  —  Un  bon  logement  diminue  les  causes 
de  maladie  et  de  mort,  comme  il  ameliore  la  Situation  morale  et  sociale 
de  l'ouvrier. 

Nous  avons  dons,  tous,  le  plus  grand  inter§t  ä  rechercher  les 
meilleurs  moyens  de  rendre  le  logement  sain  et  agreable,  aussi  econo- 
mique  que  possible  et  dans  tous  les  cas  oü  cela  est  possible  ä  faciliter  ä 
l'ouvrier  et  ä  TemployC  les  moyens  de  devenir  proprietaire  de  sa  maison.  — 
Le  jour  oü  ce  but  est  atteint  la  famille  est  sauvee.  —  S'il  est  une 
question  reellement  internationale  c'est  bien  celle  qui  nous  occupe ;  aussi 
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ne  faut-il  pas  s'etonner  du  grand  nombre  de  personnes  qui  se  sont 
rendues  a  ce  Congres. 

II  faut  dire  aussi  qu'il  a  ete  tres  bien  organise  et  nous  nous  plaisons 
a  en  feliciter  notre  excellent  President  Mr.  le  Baron  de  Berlepsch, 
et  notre  devoue  Secretaire  general  Mr.  le  professeur  Dr.  Alb  recht. 

J'ai  eu  l'occasion  d'apprecier  toutes  les  merites  de  ce  dernier  pendant 
l'Exposition  Universelle  de  Paris  en  1900  et  je  suis  heureux  de  dire 
que  comme  membre  du  jury  de  l'Economie  Sociale  il  a  conquis  tous  les 
suffrages.  Aussi  la  Societe  francaise  des  habitations  a  bon  marche  m'a 
Charge  de  lui  remette  en  son  nom  sa  grande  medaille,  gravee  par  Chaplain, 
et  c'est  pour  moi  un  veritable  plaisir  de  la  lui  decerner  publiquement 
devant  les  membres  de  ce  Congres,  comme  une  marque  d'estime  et  de 
reconnaissance  pour  le  devouement  qu'il  ne  cesse  d'apporter  ä  la  Solution 
des  questions  sociales.  —  (Ici  M.  Siegfried  remet  la  medaille  ä  M. 
Albrecht  en  lui  serrant  chaleureusement  la  main,  aux  applaudissements 
de  toute  l'assemblee.) 

Professor  Dr.  Albrecht,  Gross-Lichterfelde  bei  Berlin:  Meine  ver- 
ehrten Herren!  Die  freundlichen  Worte,  die  Herr  Siegfried  mir  ge- 
widmet hat,  veranlassen  mich,  ausserhalb  der  Tagesordnung  das  Wort 
zu  ergreifen,  um  ihm  zu  sagen,  wie  sehr  ich  die  freundliche  Gabe,  die 
er  mir  überbracht  hat,  zu  schätzen  weiss. 

Mein  Freund  Brandts  und  ich  hatten  vor  zwei  Jahren  in  Paris 
Gelegenheit,  dem  Kongress  die  Einladung  zu  dieser  Versammlung  nach 
Deutschland  zu  überbringen,  und  es  erfüllt  uns  mit  ganz  besonderer 
Freude,  dass  so  viele  von  den  damaligen  Theilnehmern,  vor  allen  der 
Herr  Präsident  des  letzten  Kongresses,  M.  Siegfried,  unserer  Einladung 
Folge  geleistet  haben.  Wenn  nun  die  Societe  francaise  des  Habitations 
ä  bon  marche  mir  durch  M.  Siegfried  heute  diese  besondere  Anerken- 
nung hat  zu  Theil  werden  lassen,  so  möchte  ich  es  nicht  unausgesprochen 
lassen,  dass  sich  in  unserer  Mitte  Männer  befinden,  die  einer  solchen  Aus- 
zeichnung viel  würdiger  gewesen  wären,  wie  ich.  Ich  habe  die  besondere 
Freude  gehabt,  vor  zwei  Jahren  den  Herren  in  Frankreich  im  Rahmen 
der  von  der  Centralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  arrangirten 
Ausstellung  manches  von  dem  vorführen  zu  dürfen,  was  Deutschland 
auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  geleistet  hat,  und  es  hat  mich 
damals  mit  Stolz  erfüllt,  dass  das,  was  Deutschland  in  der  Lage  war, 
bei  dieser  Gelegenheit  zu  präsentiren,  die  Anerkennung  von  Männern  ge- 
funden hat,  die  auf  diesem  Gebiete  ein  so  kompetentes  Urtheil  besitzen 
und  die  selbst  durch  ihre  praktische  und  litterarische  Thätigkeit  an  dem 
Ausbau  der  Wohnungsfrage  einen  so  grossen  Antheil  haben.  Wenn 
also  diese  Auszeichnung  gerade  mir  zu  Theil  geworden  ist,  so  darf  ich 
dies  wohl  auffassen  als  eine  Anerkennung,  die  in  erser  Linie  dem  gilt, 
was  unser  Vaterland  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  geleistet  hat, 
und  mich  nur  als  den  bescheidenen  Träger  dieser  Auszeichnung  be- 
trachten. Ich  sage  Herrn  Siegfried  meinen  herzlichsten  Dank  und 
bitte  ihn,  der  Societe  frangaise  des  Habitations  ä  bon  marche  diesen 
meinen  Dank  freundlichst  übermitteln  zu  wollen. 

Der  Vorsitzende  bringt  sodann  eine  Reihe  von  Begrüssungs- 
telegrammen  und  -Schreiben,  u.  a.  von  dem  Herrn  Oberpräsidenten  der 
Rheinprovinz,  Excellenz  Nasse,  Oberbürgermeister  Dr.  Adickes,  Frank- 
furt a.  M.,  M.  Eugene  Rostand,  Membre  de  lTnstitut  de  France,  Mar- 
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seille,  dem  Kaiserlich  Russischen  Geheimen  Rath  Dr.  Leo  Berthenson, 
St.  Petersburg,  Herrn  Sven  Palme,  Stockholm,  zur  Kenntniss  und 
spricht  für  die  freundlichen  Begrüssungsworte  den  Vertretern  der  Be- 
hörden und  insbesondere  auch  Herrn  Siegfried  seinen  Dank  aus. 


Es  folgt  die 

Wahl  der  Ehrenpräsidenten. 

Zu  Ehrenpräsidenten  werden  auf  Vorschlag  des  Organisations- 
komitees gewählt  die  Herren: 

Bach,  Dr.  Hugo,  Sektionsrath  im  k.  k.  Oesterreichischen  Handels- 
ministerium, Wien; 

Borgesius,  H.  Goeman,  Minister  des  Innern  a.  D.,  Mitglied  der 
zweiten  Kammer  der  Generalstaaten,  Haag ; 

Cheysson,  Emile,  Directeur  general  des  Ponts  et  Chaussees, 
Membre  de  l'Institut  de  France,  Paris; 

Dubois,  Jean,  Directeur  general  au  Ministere  de  Flndustrie  et  du 
Travail,  Bruxelles; 

Kaltenbrunn,  Franz,  Sektionsrath  im  k.  k.  Oesterreichischen 
Ministerium  des  Innern,  Wien; 

Lepreux,  Omer,  Directeur  general  de  la  Caisse  d'Epargne  et  de 
Retraite,  Bruxelles; 

Russ- Suchard,  C,  Fabrikbesitzer,  Neuchatel; 

Schloss,  D.  J.,  Senior  Investigator  and  Statistician  Labour  De- 
partment, Board  of  Trade,  London; 

Siegfried,  Jules,  ancien  Ministre  du  Commerce,  Paris; 

Svane,  Th.,  Ingenieur,  Wohnungschef  der  Gesundheitskommission, 
Kristiania ; 

Szterenyi,  Ministerialrat]!  im  Königlich  Ungarischen  Handels- 
ministerium, Budapest; 

Tham,  G.  W.  S.,  Erster  Direktor  der  Husqvarna -Werke,  Stock- 
holm; 

Trap,  Cordt,  Direktor  des  städtischen  statistischen  Amts,  Kopen- 
hagen ; 

van  Zuylen,  G.  E.  V.  L.,  Genieoberst  a.  D.,  Haag. 


Der  Generalsekretär  nimmt  wegen  der  bereits  vorgerückten  Zeit 
von  einem  längeren  Bericht  über  die  Organisation  des  Kongresses  Ab- 
stand*) und  beschränkt  sich  auf  einige  geschäftliche  Mittheilungen.  Er 
theilt  insbesondere  mit,  dass  in  der  gestrigen  Sitzung  des  Organisations- 
komitees beschlossen  sei,  dass  von  einer  Abstimmung  über  die  auf- 
gestellten Thesen  Abstand  genommen  werden  solle,  weil  eine  solche 
Abstimmung  bei  der  Zusammensetzung  der  Versammlung  zu  einem  ein- 
seitigen und  von  Zufälligkeiten  abhängigen  Ergebnisse  führen  könnte. 
Die  Referenten  haben  sich  bereit  erklärt,  statt  dessen  am  Schluss  der 
Diskussion  über  die  einzelnen  Gegenstände  ein  Resume  zu  geben. 


*)  Derselbe  ist  in  der  Vorrede  zu  diesem  Bande  enthalten. 
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Erstes  Hauptthema. 

Die  Abhängigkeit  der  Wohnungsmietlien  von  Boden- 
preis, Baukosten  und  Besteuerung. 

Berichterstatter:  Professor  Dr.  C.  J.  Fuchs,  Freiburg  i.  B. 

Meine  Herren  und  Damen!  Seit  der  letzte  internationale  Wohnungs- 
kongress  in  Paris  getagt  hat,  hat  sich  ein  gleicher  Kongress  in  Deutsch- 
land mit  dem  Problem  der  Wohnungsfrage  in  eingehender  Weise  be- 
schäftigt: die  letzte  Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
im  September  des  vorigen  Jahres  in  München.  Sie  war  durch  umfassende 
schriftliche  Berichte,  eine  vier  Bände  umfassende  Untersuchung,  vor- 
bereitet und  behandelte  in  der  Debatte  und  in  einer  Diskussion  am 
ersten  Tage  dieses  grosse  Problem.  Bei  dieser  Gelegenheit  hat  sich  nun 
durch  einen  der  schriftlichen  Berichterstatter,  Dr.  Andreas  Voigt  in 
Frankfurt  a.  M.,  und  vor  allem  durch  den  zweiten  Münchener  Referenten 
Professor  von  Philippovich  in  Wien  eine  neue  Beleuchtung  des  Problems 
ergeben.  Es  ist  eine  Streitfrage  aufgeworfen  worden,  die  damals  in 
München  nicht  zum  Austrag  gekommen  ist,  die  Frage  nämlich,  ob  der 
Grund  und  Boden  und  die  Höhe  seines  Preises  in  dem  bisher  allgemein 
angenommenen  Maasse  wirklich  an  der  Steigerung  der  Miethen  schuld 
sei,  oder  ob  es  andere  Momente,  wie  die  Steigerung  der  Baukosten  und 
dergleichen,  in  höherem  Maasse  seien.  Das  Organisationskomitee  hat 
daher  geglaubt,  auch  diese  Frage  auf  die  Tagesordnung  dieses  inter- 
nationalen Kongresses  setzen  zu  sollen,  hauptsächlich  in  der  Hoffnung, 
dass  es  gelingen  werde,  sie  heute  zu  fördern,  namentlich  auch  durch 
Vergleiche  mit  dem  Auslande,  dass  es  uns  möglich  sein  werde,  aus 
denjenigen  Ländern,  die  in  Bezug  auf  die  Form  der  AVohnungsbefriedi- 
gung  so  ganz  abweichende  Zustände  von  unseren  deutschen  aufweisen, 
genügendes  Material  zu  erhalten,  um  diese  Frage  vorwärts  zu  bringen. 

Diese  Hoffnung  hat  sich  nun  freilich,  was  die  schriftlichen  Vor- 
berichte anbelangt,  nicht  ganz  erfüllt.  Die  Vorberichte  aus  dem  Aus- 
lande —  so  sehr  dankbar  wir  den  Herren  Verfassern  dafür  sind,  dass  sie 
es  uns  durch  die  Mittheilung  ihrer  Arbeiten  überhaupt  ermöglicht  haben, 
einen  Bericht  zu  liefern  —  sind  doch  verhältnissmässig  kurz  und  ent- 
halten namentlich  wenig  statistisches  Material,  das  uns  diese  Frage  zu 
entscheiden  erlaubte.  Um  so  mehr  möchte  ich  hier  im  Eingange  der 
Hoffnung  und  dem  Wunsche  Ausdruck  geben,  dass  die  anwesenden  Herren 
Ausländer  in  der  Diskussion  uns  zu  dieser  Frage  noch  recht  viel  bei- 
tragen möchten. 

Dagegen  haben  die  deutschen  schriftlichen  Referate,  insbesondere 
drei,  die  des  Herrn  Professor  Dr.  Baumeister  in  Karlsruhe,  des  Herrn 
Dr.  Stein  in  Frankfurt  und  des  Herrn  Dr.  Eberstadt  in  Berlin,  die 
Frage  sehr  bedeutend  weiter  geklärt  und  gefördert,  und  es  wird  meine 
Aufgabe  sein,  Ihnen  hauptsächlich  hierüber  in  meinem  Generalreferat 
Bericht  zu  erstatten.  Ich  gebe  mich  dabei  der  Hoffnung  hin,  dass  diese 
heutige  theoretische  Frage,  die,  wie  Sie  sehen  werden,  von  grosser 
Bedeutung  auch  für  die  Praxis  in  der  Wohnungsfrage  ist,  auch  die 
Herren  ausländischen  Gäste  interessiren  wird,  obwohl  sie  zur  Zeit  eine 
vorwiegend  deutsche  Frage  ist;  denn  ich  glaube  nicht  fehlzugehen 
in  der  Annahme,  dass  die  für  Deutschland  heute  charakteristische  Ent- 
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Wickelung,  die  grosse  Ausdehnung  des  Massenmiethhauses  in  unseren 
grossen  Städten,  in  jenen  anderen  Ländern,  die  sie  heute  noch  nicht 
haben,  in  Zukunft  möglicher  Weise  auch  noch  kommen  wird.  Es 
deuten  mancherlei  Anzeichen  darauf  hin  —  der  Beginn  der  Mieth- 
kasernen  in  den  Bauten  des  London  County  Council,  die  Bemerkungen 
in  dem  holländischen  Bericht,  dass  nur  solche  Massenmiethhäuser  den 
schlechten  Zuständen  in  Amsterdam  abzuhelfen  geeignet  sein  würden  — , 
dass  diese  Entwickelung,  die  wir  schon  haben  und  unter  deren  Nach- 
theilen wir  leiden,  jenen  Ländern  vielleicht  noch  vorbehalten  ist.  Darum 
glaube  ich,  dass  diese  Erörterungen  auch  die  ausländischen  Gäste  inter- 
essiren  werden. 

Das  Problem,  um  das  es  sich  hier  handelt,  ist  die  bedeutende 
Steigerung  der  Miethpreise,  welche  in  allen  Industriestädten  in  den 
letzten  25  Jahren  eingetreten  ist,  eine  Steigerung,  die  darum  so  be- 
denklich ist,  weil  sie  keineswegs  nur  in  demselben  Maasse  erfolgt  ist, 
wie  die  in  dieser  Zeit  auch  erfolgte  Steigerung  des  Einkommens  in  den 
meisten  Klassen,  sondern  darüber  hinausgeht,  so  dass  also  thatsächlich 
ein  immer  grösserer  Prozentsatz  des  Einkommens  auf  den  Miethsaufwand, 
den  Wohnungsaufwand,  verwendet  werden  muss. 

Nun  begegnet  uns  aber  hier  sofort  ein  erheblicher,  jedenfalls  quan- 
titativer, und  wie  mir  scheint,  auch  qualitativer  Unterschied  zwischen 
Deutschland  und  den  anderen  Ländern.  In  den  anderen  Ländern  ist 
diese  Steigerung  hauptsächlich  eingetreten  bei  den  Preisen  der  Arbeiter- 
wohnungen, der  kleinen  Wohnungen,  der  Wohnungen  der  Arbeiterklasse 
im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  während  sie  die  besser  gestellten  Klassen 
garnicht  oder  doch  sehr  viel  weniger  berührt  hat.  So  betrug  z.  B.  in 
Dänemark  bei  zweizimmerigen  Wohnungen  die  Steigerung  ungefähr  21%, 
bei  fünf  zimmerigen  dagegen  nur  51/2%,  und  bei  den  zweizimmerigen, 
den  Arbeiterwohnungen,  im  wesentlichen  auch  wieder  —  und  das  ist, 
wie  Sie  gleich  sehen  werden,  besonders  interessant  —  bei  denen  in  den 
Arbeiterstrassen  der  inneren  Stadt,  also  den  älteren  Wohnungen  mit 
geringerem  Comfort,  10%,  dagegen  in  den  moderneren  Wohnungen  in 
den  Aussenbezirken  ca.  30%.  In  Deutschland  dagegen  sind  fast  alle 
Einkommensklassen,  nur  mit  Ausnahme  einer  kleinen  obersten  Schicht, 
in  neuerer  Zeit  von  einer  erheblichen  Steigerung  der  Miethen,  von  einer 
prozentual  unverhältnissmässigen  Steigerung  der  Miethen  erfasst  worden, 
mit  anderen  Worten,  die  meisten  fremden  Länder  haben  im  ganzen  nur 
eine  spezielle  Wohnungsfrage,  eine  „Arbeiter Wohnungsfrage",  wie  sie 
ja  auch  gewöhnlich  im  Auslande  bezeichnet  wird,  Deutschland  dagegen 
hat  eine  allgemeine  Wohnungsfrage,  von  der  die  Arbeiterwohnungs- 
frage nur  ein  Theil  ist. 

Woher  kommt  dieser  Unterschied?  Um  dies  zu  erklären,  müssen 
wir  uns  etwas  mit  der  Theorie  der  Bildung  des  Miethpreises  beschäftigen, 
wie  unsere  schriftlichen,  namentlich  natürlich  unsere  deutschen  Referate 
dies  auch  sehr  eingehend  gethan  haben.  Da  nimmt  nun  der  Streit  darüber, 
ob  das  liebe  alte  nationalökonomische  „Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage" 
hier  angewendet  werden  kann  oder  nicht,  einen  ziemlich  grossen  Raum 
in  diesen  Referaten  ein.  Ich  bin  der  Ansicht,  meine  Herren  und  Damen, 
dass  wir  dieses  alte  Gesetz  dabei  allerdings  anwenden  können  und  müssen: 
wir  müssen  es  nur  richtig  anwenden,  wir  müssen  es  so  anwenden,  wie 
es  die  moderne  Nationalökonomie  überhaupt  thut.  Wir  sagen  also,  die 
Miethpreise  bilden  sich,  soweit  rein  wirthschaftliche  Momente  entscheiden 
—  neben  diesen  haben  freilich  auf  diesem  Gebiete  auch,  namentlich  in 
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mittleren  und  kleineren  Städten,  sehr  grosse  Wichtigkeit  nicht  wirth- 
schaftliche  Momente  der  Sitte,  der  Bequemlichkeit,  des  Wohlwollens  u.s.w. 
—  ich  sage,  soweit  rein  wirtschaftliche  Momente  entscheiden,  bilden  sich 
also  die  Miethpreise  nach  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Wohnungs- 
markte. Aber,  so  müssen  wir  weiter  fragen,  was  bedeuten  denn  diese 
Schlagworte?  Wie  bestimmen  sich  denn  Angebot  und  Nachfrage  selbst, 
welches  sind  die  Momente,  die  entweder  die  Nachfrage  oder  das  Angebot 
entweder  fördern  und  erhöhen  oder  beschränken?  Und  da  sagen  wir:  die 
Nachfrage  wird  bestimmt  durch  das  Wachsthum  der  Bevölkerung, 
namentlich  der  städtischen,  durch  das  Einkommen  des  Miethers  und 
durch  den  etwaigen  Ertrag  der  Weitervermiethung  der  Wohnungen  an 
Aftermiether  und  Schlafgänger. 

Meine  Herren!  Die  starke  Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung 
in  den  letzten  25  Jahren,  die  in  Deutschland,  wie  Sie  wissen,  ganz 
besonders  stark  und  rapide  gewesen  ist,  musste  schon  an  und  für  sich 
im  natürlichen  Verlauf  der  Dinge  auch  beim  Schritthalten  der  Wohnungs- 
produktion mit  der  Wohnungsnachfrage  zu  einer  Steigerung  der  Miethen, 
wenigstens  in  den  älteren  Stadttheilen  mit  der  besseren  Lage  führen, 
soweit  diese  nicht  überhaupt  zu  Geschäftsvierteln  dabei  wurden.  Durch 
hinreichende  Entwickelung  der  Verkehrsmittel  Hess  sich  oder  lässt  sich 
diese  Entwickelung  einigermaassen  mildern,  aber  keineswegs  ganz  be- 
seitigen. 

Das  zweite  Moment,  das  eingetretene  Steigen  des  Einkommens 
der  meisten  Klassen  gestattete  in  diesem  Zeitraum  entweder  eine  reich- 
lichere Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses,  also  höhere  Ausgaben 
für  bessere  Wohnungen,  oder  aber  anderenfalls,  nämlich  wenn  die 
Wohnungsproduktion  hinter  der  Nachfrage  zurückbleibt,  doch  höhere 
Summen  für  dieselbe  Wohnung  auszugeben,  also  höhere  Miethen  für 
die  gleichen  Wohnungen. 

Endlich  das  dritte  Moment,  das  Abvermiethen  an  Aftermiether 
und  Schlafgänger  ermöglichte  es,  noch  darüber  hinauszugehen,  und  er- 
möglichte, dass  noch  ein  weiteres  Steigen  der  Miethen,  des  Miethsauf- 
wandes  eintrat  bei  den  verschiedenen  Klassen,  allerdings  nur  auf  Kosten 
der  Qualität  der  Wohnungen,  also  nur  in  Form  einer  Verschlechterung 
des  Wohnungsaufwandes,  und  dieses  Moment  ist,  wie  Dr.  Stein  an 
einem  Beispiel  in  Frankfurt  gezeigt  hat,  in  Deutschland  zu  einem 
grossen  Theil  die  Ursache,  der  Grund,  warum  hier  in  neuerer  Zeit  die 
Höhe  des  Miethsaufwandes  im  Verhältniss  zu  den  Löhnen  oder  dem 
Berufseinkommen  so  ausserordentlich  steigen  konnte,  warum  beide  so 
ganz  ausser  Verhältniss  gekommen  sind. 

Auf  der  anderen  Seite  das  Angebot  wird  bestimmt  durch  die  im 
Stadtinnern  sich  vollziehende  Verwandlung  von  Wohnungen  in  Läden 
und  Geschäftsräume,  die  sogenannte  City-Bildung,  dann  auch  gelegentlich 
wohl  durch  Stadtdurchbrüche  und  grosse  Sanirungen,  welche  die  vorhan- 
denen Wohnungen  beseitigen,  —  lauter  Momente,  die  das  Angebot  be- 
schränken müssen,  —  und  auf  der  anderen  Seite  durch  das  Maass,  die 
Richtung  und  die  Form  der  Bauthätigkeit,  endlich  durch  die  Gestehungs- 
kosten der  Wohnung  für  den  Vermiether. 

Wenden  wir  uns  zu  der  Bauthätigkeit,  deren  Bedeutung  für  die 
Höhe  der  Miethen  vor  allem  in  dem  Referat  von  Stein  hervorgehoben 
ist,  so  hängt  die  Bauthätigkeit  wiederum  ab  einmal  von  einem  psycho- 
logischen Moment,  der  Neigung  der  Bauunternehmer,  Miethwohnungen 
iür  sogenannte  kleine  Leute  zu  bauen,  und  mit  diesem  Moment  liegt  es 
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aus  bekannten  Gründen  so  ziemlich  in  allen  Ländern  gleich  schlimm. 
Das  ist  der  Hauptgrund,  warum  alle  Länder  eine  Arbeiterwohnungsfrage 
haben.  In  Deutschland  sind  aber  auch  die  beiden  anderen  Momente 
dazu  gekommen.  Augenblicklich  haben  wir  in  Deutschland  eine  be- 
sonders ungünstige  Organisation  des  Baugewerbes.  Wir  haben  nämlich 
wesentlich  kleine  kapitalschwache  Bauunternehmer,  welche  gerade  für  die 
Masse  der  Bevölkerung  bauen.  Wir  haben  keinen  Grossbetrieb  im 
Wohnungsbau,  wie  ihn  z.  B.  England  und  die  Vereinigten  Staaten  haben, 
und  das  hat  nun  die  Folge,  dass  in  den  Zeiten  wirthschaftlichen  Auf- 
schwunges, also  gerade  dann,  wenn  ein  besonders  starkes  Einströmen  der 
Bevölkerung  in  die  Städte  stattfindet  und  die  Nachfrage  sich  bedeutend 
vermehrt  —  dass  gerade  dann  dieses  kleine  kapitalschwache  Bauunter- 
nehmerthum versagt,  sodass  die  Bauthätigkeit  ins  Stocken  geräth,  weil 
diese  Zeit  des  wirthschaftlichen  Aufschwunges  eine  Steigerung  der 
Löhne,  eine  Steigerung  der  Materialpreise,  vor  allem  auch  eine  Steigerung 
des  Zinsfusses  mit  sich  gebracht  hat;  dass  auch  die  Bodenspekulation 
die  Bauthätigkeit  hemmt,  werden  wir  später  noch  sehen. 

Wie  aber  hängt  die  Bauthätigkeit  von  den  Behörden  ab?  Was  hat 
sie  mit  den  Behörden  zu  thun?  Wie  haben  gerade  in  Deutschland  be- 
hördliche Maassnahmen  in  dieser  Beziehung  gewirkt,  Günstiges  oder 
Ungünstiges  hervorgerufen?  Die  Behörden  beeinflussen  die  Bauthätigkeit 
durch  den  sogenannten  Bebauungsplan,  durch  die  Bauordnung,  die  Bau- 
polizei und  durch  steuerliche  Maassnahmen.  Nun  ist  in  Deutschland,  wie 
Eberstadt  gezeigt  hat,  zuerst  in  Berlin  und  dann  nach  seinem  Muster 
auch  schon  in  anderen  grossen  deutschen  Städten  durch  einen  schema- 
tischen Bebauungsplan,  der  tiefe  Grundstücksblöcke  und  breite  Strassen 
verlangte,  zusammen  mit  dem  weit  verbreiteten  Grundsatz  der  Bau- 
ordnung, dass  in  derselben  Höhe  gebaut  werden  dürfe,  wie  die  Strasse 
breit  ist,  eine  besondere  Bauform,  nämlich  die  des  Massenmiethhauses, 
der  „  Miethkaserne"  mit  den  Hofwohnungen  und  den  Hinterhäusern 
zur  nothwendigen  herrschenden  Bauform  geworden,  nicht  etwa,  wie  man 
meinen  sollte,  nur  oder  vorzugsweise  im  Stadtinnern,  sondern  sogar  und 
sogar  zuerst  und  besonders  in  den  eben  erst  erschlossenen  Aussen- 
bezirken  der  Städte,  und  dadurch  ist  nun  in  Deutschland  gegenüber  der 
grossen  Masse  der  Miether  ein  kleiner  und  in  Folge  dessen  leicht 
zu  organisirender  Stand  der  berufsmässigen  Hausbesitzer  geschaffen 
worden,  —  in  Berlin  macht  er  nach  Eberstadt's  Berechnungen 
l°/o  der  Miether  oder  4%  der  Haushaltungen  aus  — ,  welcher  bei  der 
Ausbildung  und  Leichtigkeit  unseres  modernen  Kreditverkehrs,  unseres 
Hypothekenwesens,  mit  geringen  Anzahlungen  ein  Haus  zu  erwerben 
vermag,  sodass  er  häufig  praktisch  nur  der  Verwalter  der  Hypotheken- 
gläubiger ist.  Das  ist  der  Grund,  warum  jedes  Sinken  des  Zinsfusses 
ein  Steigen  der  Miethen  herbeiführen  muss.  Eberstadt  zeigt  an  einem 
Beispiel,  dass  im  Jahre  1900/01  der  Zinfuss  für  Hypotheken  um  3/4  bis 
1  %  gestiegen  ist  und  dass  nun,  wenn  bei  dem  städtischen  Massenmieth- 
hause  durchschnittlich  85%  des  oft  nur  fiktiven  Werthes  mit  Hypotheken 
belastet  sind,  dies  bei  einem  Miethswerth  des  Hauses  von  200000  M. 
eine  Zinsfusserhöhung  von  1900  M.  ausmacht,  die  der  Hauseigenthümer 
sofort  bestrebt  ist,  durch  Miethsteigerungen  auf  die  Miether  überzu- 
wälzen,  was  ihm  eben  gelingen  muss,  wenn  die  Wohnungsproduktion 
hinter  der  Nachfrage  zurückbleibt.  Das  macht  auf  die  Arbeiterwohnung 
etwa  30—40  M.  Miethsteigerung  aus.  Ausserdem  aber  ist  durch  diese 
Entwicklung  auch  eine  Boden-  und  Häuserspekulation  grossen  Stils  bei 
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uns  möglich  geworden,  bei  welcher  die  Häuser  nicht  nur  wie  früher  zur 
Kapitalsanlage  erworben  werden,  sondern  zum  Wiederverkauf  mit  Erzielung 
eines  möglichst  hohen  Gewinns,  der  dadurch  zu  Stande  kommt,  dass  die 
Miethsteigerungen  kapitalisirt  werden,  das  Haus  um  den  kapitalisirten 
Betrag  der  gelungenen  Miethsteigerungen  höher  verkauft  wird.  Auf 
diese  Weise,  meine  Damen  und  Herren,  ist  bei  uns  in  Deutschland, 
möchte  ich  sagen,  ein  „ehernes  Wohngesetz"  entstanden,  d.  h.  die  Miether 
fast  aller  Klassen  erhalten  heute  bei  uns  nur  das  Existenzminimum  der 
Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses,  das  die  Höhe  ihres  Einkommens 
zusammen  mit  den  Gesetzen  ihrer  Klasse  über  die  Möglichkeit  der  After- 
vermiethung  und  des  Schlafgängerwesens  eben  nur  möglich  macht.  Die 
Wohnungsfrage  ist,  wie  Eberstadt  sagt,  eine  Lohnfrage,  aber  für  den 
Hausbesitzer,  der  jede  notorische  Aufbesserung  des  Einkommens  der 
Miether  sowie  jede  allgemeine  Lohnerhöhung  der  Arbeiter  oder  jede 
Erhöhung  des  Wohnungsgeldzuschusses  der  Beamten  zu  einer  Steigerung 
der  Miethen  benutzt  und  damit  in  seine  Tasche  leitet,  —  nicht  aus  Bös- 
willigkeit, sondern  unter  einem  wirthschaftlichen  Zwange,  unter  einer 
wirthschaftlichen  Notwendigkeit  selbst  stehend:  diese  Gestaltung  der 
Dinge  hat  eben  bei  uns  für  die  Wohnungsfeilbietung  (nicht  für  die 
Wohnungsproduktion,  die  Bauthätigkeit)  die  Form  des  „kapitalistischen 
Grossbetriebes"  geschaffen,  die  allen  Gesetzen  dieser  Form  unterliegt, 
d.  h.  insbesondere  dem  unbedingten  Streben  nach  dem  grössten  Gewinn. 

Auf  Seiten  des  Hausbesitzers  bilden  nun  aber  die  Untergrenze  für 
sein  Angebot,  d.  h.  für  die  Miethsforderung,  die  er  stellen  muss,  die 
Gestehungskosten  und  Verwaltungskosten  dieser  Wohnung  für  ihn  selbst, 
und  diese  Gestehungskosten  beruhen  nach  dem  Maasse  der  Preisbildung 
auf  dem  Preise  des  Hauses,  und  dieser  Preis  des  Hauses  bestimmt  sich 
allerdings,  wie  unsere  Referate  sehr  fein  nachgewiesen  haben,  im  all- 
gemeinen und  jedenfalls  nach  oben  nach  dem  Ertrage,  den  es  abwirft, 
also  nach  den  Miethen,  die  damit  erzielt  werden  können.  Aber  eine 
Untergrenze  für  den  Haushersteller  oder  Hausbesitzer  ist  doch  gegeben, 
die  insofern  den  Preis  auch  mit  bestimmt,  und  diese  untere  Grenze 
sind  die  Gestehungskosten  des  Hauses,  besonders  also  Baukosten  und 
Bodenpreis. 

Die  Baukosten,  meine  Herren,  bestehen  erstens  aus  den  sogenannten 
„technischen  Baukosten"  oder  „Baugewerbekosten",  der  eigentlichen 
Herstelluug  des  Hauses  selbst,  dann  aus  den  öffentlichen  Lasten,  den  Be- 
lastungen durch  administrative  Vorschriften,  polizeiliche  Vorschriften, 
den  Strassenpflasterungs-,  Kanalisationskosten,  den  baupolizeilichen  Vor- 
schriften, den  Anforderungen  an  Mauerstärke,  Feuersicherheit,  Hygiene 
und  Aesthetik;  endlich  drittens  aus  den  finanziellen  Kosten,  die  die 
Beschaffung  der  Baugelder  und  Hypotheken  verursacht.  Wenn  wir  uns 
nun  die  Entwicklung  dieser  Baukosten  in  den  letzten  25  Jahren 
ansehen,  um  den  Antheil  festzustellen,  den  sie  an  dem  Steigen  der 
Miethen  haben,  so  finden  wir,  dass  die  erst  betrachteten  eigentlichen 
Baukosten  in  dem  genannten  Zeitraum  im  ganzen  jedenfalls  eine 
Steigerung  der  Löhne  um  zum  Theil  20 — 30  %  aufweisen  und  mit 
mancherlei  Schwankungen  im  ganzen  auch  ein  Steigen  der  Preise  der 
Materialien.  Dem  steht  aber,  wie  Stein  zeigt,  vermuthlich  ein  sinkender 
Bauunternehmergewinn  gegenüber  —  der  Bauunternehmer  verdient  nicht 
mehr  soviel  am  einzelnen  Hause,  wie  früher  —  und  auf  der  anderen  Seite 
auch  eine  ökonomischere  und  praktischere  Bauausführung.  Infolgedessen 
müssen  wir  meines  Erachtens  sagen,  dass   die  gesteigerten  Baukosten 
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nur  insoweit  als  Ursache  der  allgemeinen  Miethsteigerungen  der  letzten 
25  Jahre  bezeichnet  werden  können,  als  sich  die  Befriedigung  der 
Wohnungsbedürfnisse  verbessert  hat,  als  bessere  Wohnungen  mit  weiter 
gehendem  Luxus  und  Komfort  beschafft  worden  sind.  Dagegen  haben 
zweifellos  die  öffentlich-rechtlichen  Belastungen,  die  in  dieser  Zeit  auch 
zugenommen  haben  und  die  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  regel- 
mässig von  dem  Hausbesitzer  auf  den  Miether  übergewälzt  werden 
können,  erheblich  zur  Steigerung  der  Miethen  beigetragen,  und  was  in 
dieser  Beziehung  auch  die  Bauordnungen  in  neuerer  Zeit  durch  ihre 
Generalisirung  geschadet  haben,  durch  zu  weit  gehende  Anforderungen, 
wie  sie  dadurch  auch  das  Massenmiethhaus  gegenüber  dem  kleinen 
Hause,  dem  Bürgerhause,  gefördert  haben  und  was  in  dieser  Beziehung 
durch  eine  abgestufte  Bauordnung  gebessert  werden  kann,  das  zeigt  in 
eingehender  Weise  das  überaus  klare  und  erschöpfende  Referat  von 
Schilling. 

In  derselben  Zeit  haben  wir  nun  zwar  ein  überwiegendes  Sinken 
des  Zinsfusses  erlebt,  aber  dem  steht  bei  uns  in  Deutschland  die  fort- 
schreitende hypothekarische  Belastung  gegenüber  und  dann  in  neuerer 
Zeit  auch,  wie  Sie  wissen,  ein  Steigen  des  Zinsfusses,  das  man  mit 
Recht  als  eine  Hauptursache  der  jüngsten  Miethsteigerungen  in  An- 
spruch nimmt. 

Auch  der  Bodenpreis,  der  Preis  des  unbebauten  Bodens  beruht 
auf  seiner  Verwerthungsmöglichkeit,  auf  seinem  Ertrage,  d.  h.  auf  dem 
künftig  möglichen  Ertrage  des  auf  dieser  Baustelle  errichtbaren  Hauses. 
Diese  Ausnutzungsmöglichkeit  im  grossen  und  ganzen,  damit  auch 
der  Bodenpreis  und  damit  schliesslich  auch  der  Miethpreis,  wie  wir 
gesehen  haben,  wird  nun  wieder  entweder  durch  natürliche  oder 
künstliche  Faktoren  bestimmt,  wie  dies  ebenfalls  Eberstadt  in  seinem 
Referate  ausführt.  Die  natürlichen  Faktoren  sind:  die  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  des  Landes  und  der  betreffenden  Stadt  und 
die  Lage  des  einzelnen  Grundstücks;  die  künstlichen  Faktoren  aber,  die 
den  Bodenpreis  beeinflussen,  sind  administrative  Vorschriften  überhaupt, 
und  wiederum  in  erster  Linie  Bebauungsplan  und  Bauordnung.  Die 
natürliche  Bodenpreisbildung  würde  sich  so  gestalten,  dass  im  Stadt- 
innern  die  höchsten  Preise  sind ,  hier  meist  durch  Geschäfts-  und 
Ladenerträgnisse,  nicht  durch  die  Mietherträgnisse  der  Wohnungen 
bestimmt,  und  dass  dann  von  innen  nach  aussen  die  Preise  immer  ab- 
nehmen, dass  also  eine  sogenannte  Differenzialrente  für  die  Besitzer 
der  Grundstücke  in  den  besseren  Lagen  entsteht,  und  eine  mässige 
Hausplatzrente  in  den  äusseren  Bezirken,  die  eben  aus  Ackerland  in 
Bauland  übergehen.  Dem  würde  ein  Fortschreiten  von  dichtester  und 
gedrängtester,  also  insbesondere  auch  höchster  Bebauung  nach  aussen 
hin  zu  immer  weiträumigerer  und  niedrigerer  Bebauung  als  das  natür- 
liche Bild  des  Städtebaues  entsprechen,  wie  wir  es  in  anderen  Ländern 
finden.  Wo  nun  aber,  wie  in  Berlin  zuerst  und  nach  seinem  Muster 
immer  weiter  sich  ausdehnend  in  anderen  deutschen  Städten,  wie  gezeigt, 
durch  administrative  Maassregeln,  Bebauungspläne  und  Bauordnungen 
zusammen,  das  Massenmiethhaus  auch  in  den  Aussenbezirken  nicht  nur 
gestattet  ist,  sondern  zur  wirthschaftlichen  Ausnutzung  der  tiefen 
Grundstücke  geradezu  technisch  nothwendig  gemacht  ist,  da  ergeben 
sich  für  den  ersten  Erwerber  grosser  Grundstücke  in  den  Aussenbezirken 
so  kolossale  GeAvinne,  dass  diese  Bauform  jedenfalls,  soweit  wirtschaft- 
liche Gründe  entscheidend  sind,   soweit  also  berechnet  wird,  was  das 
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billigere  ist,  und  nicht  die  Neigung  des  wohlhabenden  Mannes  überwiegt, 
der  trotzdem  sich  ein  kleines  Haus  auf  theurem  Boden  errichtet  — 
soweit  der  wirtschaftliche  Faktor  entscheidet,  wird  dadurch  diese 
Form  des  Massenmiethhauses  sofort  in  dieser  Gegend  ohne  weiteres 
zur  allgemeinen  Bauform  und  beeinflusst  damit  auch  die  Bodenpreise 
in  dieser  Gegend,  d.  h.  sie  steigert  die  Preise  des  Bodens  in  diesem 
Gelände,  wo  sie  zuerst  entstanden  ist,  sofort  so  hoch,  dass  nun- 
mehr für  die  Zukunft  nichts  Anderes  mehr  gebaut  werden  kann,  als 
ein  Massenmiethhaus ,  weil  die  Bodenpreise  so  hoch  gestiegen  sind. 
Es  besteht  also  eine  stete  Wechselwirkung  in  dieser  Beziehung,  und 
zwar  steht  am  Anfang  die  Bauform  und  nicht  der  Bodenpreis.  An 
Stelle  der  Hausplatzrente,  von  der  wir  vorhin  sprachen,  tritt  dabei 
die  „Kasernirungsrente",  wie  Eberstadt  sie  genannt  hat,  die  das 
Eigen thümliche  hat,  dass  sie  von  der  Lage  unabhängig  ist,  dass 
jenes  Moment  der  näheren  besseren  Lage  ausscheidet,  weil  eben  überall 
diese  hohe,  z.  B.  fünffache  Bebauung  gestattet  ist  und  sich  danach  der 
Bodenpreis  regulirt  und  auch  in  den  Aussenbezirken  eben  so  hoch 
gestaltet.  Da  nun  die  ersten  Miethkasernen  vereinzelt  entstehen  und 
noch  lange  Zeit,  wie  Sie  ja  Alle  wissen  aus  dem  Bilde,  das  unsere 
deutschen  Städte  gewähren,  wenn  wir  uns  ihnen  von  aussen  nähern, 
wie  einsame  Thürme  in  dem  unbebauten  Lande  rings  herum,  das  die 
Spekulation  zurückhält,  stehen  bleiben,  so  resultirt  daraus  der  eigen- 
thümliche  Städtebau,  der  für  unsere  deutschen  Verhältnisse  charakterisch 
ist,  jene  sprunghafte  Bebauung,  die  Eberstadt  das  „System  des 
Lückenbaues"  genannt  hat,  obwohl  es  eigentlich  sich  gerade  durch 
Systemlosigkeit  auszeichnet,  aber  als  „Lückenbau"  jedenfalls  treffend 
charakterisirt  ist. 

Diese  künstliche  Preissteigerung,  diese  nicht  natürliche  Steigerung 
des  Preises  der  Aussengelände  nun,  die  durch  diese  Möglichkeit  des 
fünfstöckigen  Massenmiethhauses  auch  in  den  Aussenbezirken  hervor- 
gerufen wird,  hat  nun  hauptsächlich  bei  uns  in  Deutschland  der  Boden- 
spekulation ein  so  grosses  Feld  eröffnet,  wie  sie  es  in  keinem  anderen 
Lande  hat.  Die  Bodenspekulation,  meine  Damen  und  Herren,  ist,  wie 
jede  andere  Spekulation,  auf  Gewinn  aus  den  Preisveränderungen  bei 
meist  unverändertem  Wiederverkauf  einer  Sache  gerichtet,  und  sie  hat 
nicht  nothwendig  immer  eine  preissteigernde  Wirkung,  die  über  den 
üblichen  Zwischenhandelsgewinn  hinausgeht,  wenn  sie  nämlich  die  volks- 
wirthschaftliche  Funktion  erfüllt,  Angebot  und  Nachfrage  zusammen- 
zubringen und  auszugleichen.  Aber  die  Bodenspekulation  unterscheidet 
sich  allerdings  von  den  anderen  Spekulationsarten  in  sehr  wichtigen 
Punkten,  die  bei  ihr  Auswüchse  und  damit  eine  schädliche  Wirkung 
ganz  besonders  nahelegen  und  nahezu  nöthig  machen.  Diese  Unter- 
scheidungspunkte sind  folgende:  erstens,  der  vorhandene  Bestand  der 
Sache,  des  Objektes  der  Spekulation,  also  hier  des  städtischen  Grund 
und  Bodens,  liegt  in  einer  Art  und  Weise  offen,  wie  das  bei  keiner 
anderen  Waare  der  Fall  ist.  Infolgedessen  ist  die  Beherrschung  des 
Marktes  viel  leichter  als  anderswo,  und  thatsächlich  finden  wir  auch, 
dass  die  Spekulation  sich  meist  in  dieser  Beherrschung  oder  in  dem 
Versuche  einer  solchen  Beherrschung  des  Marktes  bewegt,  in  der 
Aussperrung  von  Bodenländern  aus  dem  Verkehr,  und  zwar  deswegen, 
weil  bei  einer  Hausse  des  Bodenmarktes,  des  städtischen  Grundmarktes, 
die  Gewinne,  die  erzielt  werden,  so  enorme  sind,  dass  sie  die  Zins- 
verluste weit  überwiegen.     Lassen  Sie  mich  dafür  nur  ein  paar  Bei- 

VI.  Internationaler  Wohuungskongress.  39 


610 


spiele  anführen:  das  eine,  das  Eberstadt  in  seinem  Bericht  bringt,  wo 
ein  Eentner  im  Jahre  1892  in  dem  Berliner  Vororte  S.  —  es  wird  wohl 
Schöneberg  sein  —  für  25000  Mark  eine  Baustelle  erworben  hat,  die  er 
im  Jahre  1894  schon  für  77000  Mark  verkaufte,  und  dann  die  Gewinne, 
die  kürzlich  in  dem  Sanden-Prozess  den  Angeklagten  nachgerechnet 
worden  sind,  die  für  das  Terrain  des  ehemaligen  „Schwarzen  Adlers" 
in  Schöneberg  1893/94  928000  Mark,  für  ein  Terrain  im  Grunewald 
278000  Mark,  für  ein  Terrain  in  der  Passauerstrasse  durch  verschiedene 
Jahre  hindurch  308000  Mark  betragen  haben. 

Zweitens  findet  bei  der  Bodenspekulation  überhaupt  nur  eine  Speku- 
lation ä  la  hausse  statt;  auf  ein  Sinken  der  Bodenpreise  wird  nicht 
spekulirt,  eine  Contremine  giebt  es  hier  überhaupt  nicht,  und  schon 
daraus  resultirt  die  einseitige  Tendenz  der  Bodenspekulation,  eine  Preis- 
steigerung zu  bewirken.  Und  endlich  drittens  ist  hier,  wie  ebenfalls 
Eber stadt  gezeigt  hat,  die  hypothekarische  Belastung  und  Vermehrung 
der  Hypotheken  die  Form,  in  welcher  die  spekulativen  Gewinne  realisirt  und 
festgehalten  werden;  denn  die  Gewinne,  die  beim  Wiederverkauf  gemacht 
werden,  werden  als  Hypotheken  auf  das  Grundstück  gelegt,  und  infolge- 
dessen ist  recht  wenig  Geld  zu  dieser  ganzen  Spekulation  nothwendig. 
Daraus  ergiebt  sich,  dass  die  Bodenspekulation  nicht  nur  zur  Zurück- 
haltung der  unbebauten  Gelände  und  damit  nothwendig  zu  einer  natürlich 
nicht  erforderlichen  Preissteigerung  führt,  sondern  dass  sie  häufig  auch 
gradezu,  wie  auch  Stein  ausgeführt  hat,  hemmend  auf  die  Bauthätigkeit 
selbst  einwirkt,  nämlich  deswegen,  weil  bei  einer  Hausse  auf  dem  Grund- 
stücksmarkt der  Gewinn  aus  steigenden  Bodenwerthen  auf  Grund  stei- 
gender Ausnutzungsmöglichkeit  für  die  Zukunft  sich  rascher  und  nament- 
lich mit  geringerem  Risiko  verwirklichen  lässt,  wenn  man  nur  den  Boden 
verkauft,  als  wenn  man  ihn  bebaut.  Darum  hemmt  sie  in  solchen  Fällen 
geradezu  die  Bebauung.  Es  liegt  garnicht  im  Interesse  der  Besitzer 
der  Grundstücke,  dass  diese  bebaut  werden,  sondern  es  liegt  viel  mehr 
in  ihrem  Interesse,  dass  sie  immer  weiter  als  Grundstücke  behandelt 
werden. 

In  der  "Weiterentwickelung  marschirt  ferner  die  Bodenspekulation, 
wie  Eberstadt  abermals  uns  zeigt,  gemäss  der  geschilderten  Form  der 
städtischen  Bebauung  in  den  deutschen  Städten  im  Gegensatz  zu  der 
natürlichen  städtischen  Grundrente  nicht  etwa  von  innen  nach  aussen, 
sondern  von  aussen  nach  innen.  Je  mehr  wir  nämlich  nach  dem  Innern 
einer  deutschen  Grossstadt  vordringen,  je  dichter  die  Gesammtbebauung 
wird,  um  so  mehr  nimmt,  auf  dasselbe  Grundstück  berechnet,  die  Höhe 
und  Dichtigkeit  der  Bebauung  ab,  in  den  Aussenbezirken  dagegen,  bei 
grösstem  Ueberfluss  an  Bauland,  ist  diese  Zusammendrängung  der  Menschen 
auf  demselben  Grundstück  am  stärksten,  mit  anderen  Worten:  das  System 
des  Massenmiethhauses  ist  in  den  deutschen  Städten  nicht  etwa  im 
Stadtinnern  entstanden,  sondern  in  den  Aussenbezirken,  und  dringt  von 
da  aus  nach  innen  vor.  Denn  nur  ursprünglich  geringwerthiges  Land 
kann  so  starke  Gewinne  abwerfen,  wie  wir  sie  vorhin  als  Grundlage 
der  Kasernirungsrente  bezeichnet  haben.  Die  Spekulation  beginnt  also 
damit,  dass  sie  in  den  Aussenbezirken  die  Ländereien  ankauft  und  einen 
möglichst  vollkommenen  Ring  um  die  Stadt  herumlegt  und  damit  sofort 
die  natürliche  Preisbildung  der  Grundstücke  aufhebt.  Hierdurch  werden 
dann  die  Bodenwerthe  der  inneren  Stadt  von  aussen  her  in  die  Höhe 
getrieben,  während  die  preisermässigende  Wirkung  dieser  Aussengelände 
aufgehoben  ist,  und  dann  findet  wieder  eine  Wechselwirkung  statt:  diese 


611 


Erhöhungen  im  Innern  wirken  dann  wieder  auf  die  Aussenbezirke  zurück 
und  führen  eine  weitere  Steigerung  herbei. 

Nun  dürfen  wir  dabei  freilich  ein  Moment,  das  Eberstadt  übersieht, 
nicht  vergessen,  das  aus  den  statistischen  Angaben  aus  Dänemark 
uns  entgegentritt  ^und  das  dabei  auch  sehr  mitwirkt.  Wenn  wir  in  den 
neueren  Aussenbezirken  höhere  Bodenpreise  auf  Grund  höherer  Miethen 
finden,  als  in  den  älteren  Innenbezirken,  so  kann  das  zum  Theil  auch 
darauf  beruhen,  dass  die  letzteren  minderwerthige  Wohnungen  gegenüber 
jenen  aufweisen,  Wohnungen  mit  geringerem  Komfort,  also  dass  eine 
Entwerthung  der  Grundstücke  in  den  alten  Stadttheilen  eintritt,  wie  sie  sich 
namentlich  dann  zu  vollziehen  pflegt,  wenn  die  City-ßildung  fortschreitet 
und  die  wohlhabenden  Kreise  garnicht  mehr  im  Innern  wohnen  wollen 
und  nach  aussen  ziehen  und  deren  Wohnungen  nun  mit  allen  den  Mängeln 
der  früheren  primitiven  Bauart  sich  nicht  mehr  neben  den  anderen  zu 
halten  vermögen,  so  dass  diese  Mängel  sogar  den  Vorzug  der  Lage  bei 
denjenigen,  denen  es  auf  die  Lage  nicht  ankommt,  übersteigen  können, 
—  aber  alles  das  kann  sicher  nur  zum  Theil  diesen  Unterschied  er- 
klären, jedenfalls  nicht  prinzipiell  und  allein. 

Diese  Vorgänge  auf  dem  Bodenmarkte  bei  der  Bildung  des  Boden- 
preises wirken  nun  nicht  nothwendig  gleich  auf  die  Miethen  ein, 
vielmehr  ist  theoretisch  die  Bodenpreisbildung  und  die  Bodenpreis- 
spekulation sowie  die  Steigerung  in  den  Preisen  des  Bodens  von  den 
Steigerungen  in  den  Preisen  der  Miethen,  von  der  Häuserspekulation,  die 
später  einsetzt,  wohl  zu  trennen;  aber  praktisch  hängen  sie  allerdings 
auf  das  engste  zusammen,  und  zwar  müssen  wir  die  Wirkung  der 
Bodenspekulation  zusammen  mit  jener  Zurückhaltung  und  Hemmung  der 
Bauthätigkeit,  die  sie,  wie  gezeigt,  selbst  bewirkt,  als  Steigerung  der 
Miethen  bezeichnen,  und  zwar  deswegen,  weil  der  Satz  nicht  richtig  ist, 
den  Andreas  Voigt  in  jener  Schrift  vertreten  hat,  dass  die  Massen- 
miethhäuser  eine  billigere  Erstellung  der  Wohnungen  ermöglichen,  als 
die  kleineren  oder  mittleren  Häuser  es  thun  würden.  Das  ausserordent- 
lich scharfsinnige  und  klare  Referat  von  Baumeister  hat  überzeugend 
gezeigt,  dass  das  nur  dann  der  Fall  sein  könnte,  wenn  der  Bodenpreis 
eine  feststehende  Grösse  hätte,  dass  es  aber  dann  nicht  der  Fall  sein 
kann,  wenn  der  Werth,  wie  heute  allgemein  angenommen  wird,  gerade 
vom  Ertrage  abhängt,  sich  also  entsprechend  steigert,  wenn  eine 
grössere  Zahl  von  Stockwerken  möglich  ist.  In  Folge  dessen  könnte 
eine  solche  Preisermässigung,  Verbilligung  der  Herstellung  der  Wohnungen 
in  Bezug  auf  den  Bodenaufwand,  wie  ich  schon  in  München  ausgeführt 
habe,  nur  bei  den  ersten  Miethkasernen  möglich  sein,  die  in  den  Aussen- 
bezirken entstehen,  bei  denen  der  Grund-  und  Bodenpreis  noch  nicht  die 
Höhe  gehabt  hat,  die  der  Möglichkeit  der  Bebauung  mit  Miethkasernen 
entspricht. 

Ich  komme  zu  dem  weiteren  und  meines  Erachtens  wichtigsten 
Punkte.  Die  grosse  Ausdehnung  der  Bodenspekulation  ebenso  wie  der 
Häuserspekulation,  die  wir  in  Deutschland  in  den  letzten  25  Jahren 
erlebt  haben,  ist  nur  durch  die  Organisation  unseres  städtischen  Real- 
kredits  möglich  geworden,  durch  die  zahlreichen  privatkapitalistisch 
betriebenen  Hypothekenbanken,  mit  dieser  Leichtigkeit  der  Pfandbrief- 
ausgabe, die  zum  Theil,  wie  wir  durch  die  Vorgänge  des  vorhin  er- 
wähnten schwebenden  Prozesses  gesehen  haben,  so  sehr  leicht  der  Ver- 
suchung unterliegen,  solche  spekulativen  Objekte  des  städtischen  Grund 
und  Bodens   unvorsichtig   und   übermässig   zu    beleihen,    und  deren 
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Direktoren  vielleicht  in  einer  Personalunion  mit  den  grossen  Terrain- 
gesellschaften stehen  —  wie  sie  selber  sagen,  im  Interesse  ihrer  Bank, 
um  ihr  Hypotheken  zu  verschaffen  — ,  durch  diese  Kreditorganisation 
unseres  städtischen  Grund  und  Bodens  ist  bei  uns  die  grosse  Boden- 
spekulation hervorgerufen  worden,  und  andererseits  die  Häuserspeku- 
lation, die  von  stetigen  Miethsteigerungen  lebt.  Wie  gross  diese 
steigende  Verschuldung  ist,  das  geben  die  von  Eberstadt  gegebenen 
Zahlen  folgendermaassen  an:  die  Gebäude werthe  sind  in  Berlin,  in 
dem  eigentlichen  Weichbilde,  wo  noch  nicht  die  schlimmsten  Erschei- 
nungen in  dieser  Beziehung  zu  finden  sind,  von  858  Millionen  im 
Jahre  1870  auf  3380  Millionen  im  Jahre  1897  gestiegen,  die  Verschuldung 
aber  von  882  Millionen  auf  4412.  Also  während  die  Aufwendungen  für 
Gebäude  in  der  Periode  1880—1897  sich  um  2L/2  Milliarden  gesteigert 
haben,  ist  die  Verschuldung  um  3V2  Milliarden  gestiegen.  Auf  diesen 
Punkt,  meine  Herren,  möchte  ich  den  Hauptnachdruck  legen,  denn  wie 
uns  einige  der  ausländischen  Berichte  zeigen,  ist  das  der  entscheidende, 
so  sehr  natürlich  gerade  dies  durch  den  Bebauungsplan  und  jene  eigen- 
thümliche  deutsche  Bebauungsweise  gefördert  und  quantitativ  gesteigert 
wird,  aber  qualitativ  in  derselben  Weise,  nur  in  geringerem  Umfange, 
finden  wir  es  auch  in  anderen  Ländern,  die  diese  Bebauungsweise  nicht 
haben,  aber  dieselbe  Ordnung  des  städtischen  Realkredits.  So  wird  es 
uns  z.  B.  aus  Holland  berichtet.  Ich  verweise  Sie  besonders  auf  den 
sehr  interessanten  Bericht  über  die  Kreditverhältnisse  im  Baugewerbe 
in  Amsterdam.  Dort  sind  es  freilich  keine  kapitalschwachen,  selbst- 
bauenden Unternehmer,  aber  die  Verhältnisse  mit  dem  Bauschwindel,  den 
Strohmännern  u.  s.  w,  sind  ganz  dieselben  wie  bei  uns,  wie  es  in  dem 
Bericht  heisst,  weil  dieselbe  Realkreditorganisation  da  ist  wie  in 
Deutschland.  Umgekehrt  wird  uns  aus  Dänemark  berichtet,  dass  hier 
die  sogenannten  Kreditvereine  im  Gegentheil  günstig  wirken,  weil  sie 
eine  Spekulation  nicht  unterstützen  und  nicht  gestatten,  und  auch  in 
England  und  Belgien  dürfte  es  gerade  die  Gestaltung  des  städtischen 
Realkredits  sein,  die  hier  solche  Zustände  ausschliesst. 

Es  ist  nun  noch  ein  Punkt  in  diesem  Zusammenhange  hervorzu- 
heben. Gegenüber  dieser  Wirkung  der  schematischen  Bauweise"  und  einer 
generalisirten  Bauordnung  hat  man  neuerdings  bekanntlich  die  „abgestufte 
Bauordnung"  vorgeschlagen,  um  damit  zu  erzielen,  dass  der  Bodenpreis  in 
dem  Aussengelände  niedrig  gehalten  wird  und  dort  der  Flachbau,  das  Ein- 
familienhaus, das  Bürgerhaus  möglich  gemacht  wird  und  möglich  bleibt. 
Allein  diese  verbilligende  Wirkung  der  abgestuften  Bauordnung  tritt, 
wie  Stein  an  dem  Beispiel  von  Frankfurt  a.  M.  gezeigt  hat,  keinesfalls 
nothwendig  ein.  Sie  tritt  nämlich  nur  dann  ein,  wenn  nicht  gleich- 
zeitig eine  Stockung  der  Bauthätigkeit  stattfindet  und  wenn  gleichzeitig 
eine  stärkere  wirthschaftliche  Ausnützimg  durch  stärkeres  Abvermiethen 
verhindert  werden  kann.  Sonst  ist  es  sogar  möglich,  dass  trotz  der 
baulichen  Beschränkungen  in  Folge  der  stärkeren  wirthschaftlichen  Aus- 
nutzung, wie  das  in  Frankfurt  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint,  die 
Preise  nicht  billiger  werden,  sondern  höher. 

Endlich  ist  die  letzte  Ursache,  die  in  Frage  kommen  kann,  kurz  zu 
betrachten:  die  Besteuerung.  Die  Steuern,  die  hier  in  Betracht  kommen, 
sind:  Grund-  und  Gebäudesteuern,  Umsatzsteuern,  endlich  Bauplatz-  und 
Zuwachsrentensteuer.  In  Bezug  auf  die  Gebäudesteuer  ist  heute 
ziemlich  allgemein  zugegeben,  dass  sie  vom  Hausbesitzer  auf  den  Miether 
abgewälzt  wird,  und  es  ist  dies  jedenfalls  dann  der  Fall,  wenn  die 
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Wohnungsproduktion  hinter  der  Nachfrage  zurückbleibt.  Eine  Erhöhung 
derselben  wird  man  daher  auch  als  eine  Ursache  für  steigende  Miethen 
ansehen  müssen,  während  ihre  Aufhebung  nicht  nothwendig  dem  Miether 
zu  gute  zu  kommen  braucht,  solange  der  Hausbesitzer  der  wirth schaftlich 
Stärkere  von  beiden  Parteien  ist.  Aber  auch  bei  der  Grundsteuer,  wie 
ich  im  Gegensatz  zu  dem  Referat  von  Engel,  das  in  Ihren  Händen  ist, 
hervorheben  möchte,  ist  meines  Erachtens  die  Möglichkeit  einer  Ab- 
wälzung keinesfalls  prinzipiell  ausgeschlossen,  denn  der  Grund  und  Boden 
ist  allerdings  physikalisch  unvermeidbar,  aber  wirtschaftlich  ist  der 
bebaute  Grund  und  Boden  und  auch  das  Bauland  einer  Stadt  bis  zu 
einem  gewissen  Maasse  vermehrbar,  oder  jedenfalls,  was  das  Ent- 
scheidende ist:  sie  sind  verminderbar,  bezw.  ihre  Vermehrung  kann 
gehemmt,  gemindert  werden,  also  es  kann  eine  „Einschränkung  der 
Produktion"  stattfinden,  und  damit  ist  offenbar  auch  hier  die  Möglichkeit 
gegeben,  dass  auch  die  Grundsteuer  zunächst  auf  den  Hausbesitzer  und 
von  diesem  weiter  auf  den  Miether  übergewälzt  wird,  und  unter  den 
bestehenden  deutschen  Bebauungsverhältnissen  ist  dies  sogar  wahr- 
scheinlich. Infolgedessen  würde  auch  eine  Weiterbildung  und  Ent- 
wicklung der  Grundsteuer,  insbesondere  ihre  Reform  zur  Erhebung 
nach  dem  sogenannten  gemeinen  Werth,  also  möglicherweise  eine 
Steigerung  der  Miethen  herbeiführen;  trotzdem  würde  ich  diese  Reform 
als  einen  wesentlichen  Fortschritt  bezeichnen,  weil  sie  nämlich  einmal 
das  Zurückhalten  von  unbebauten  Grundstücken  erschwert  und  weil  sie 
bei  regelmässiger,  genügend  häufiger  Neueinschätzung  auch  den  so- 
genannten „unverdienten  Werthzuwachs"  gebührend  zu  erfassen  er- 
möglicht und  endlich  den  Städten  so  grosse  finanzielle  Mittel  verschafft, 
dass  sie  damit  vor  allem  in  den  Stand  gesetzt  werden,  ihren  eigenen 
Grund  und  Boden  zu  vermehren  und  auf  diese  Weise  auch  die  Boden- 
spekulation zu  bekämpfen  und  einzuschränken;  sie  macht  dann  zunächst 
die  besondere,  sehr  schwierige  Bauplatzstellensteuer  überflüssig, 
während  eine  Steuer  auf  den  unverdienten  Werthzuwachs,  eine  Zu- 
wachssteuer, meines  Erachtens  solange  bedenklich  ist  oder  verworfen 
werden  muss,  als  andere  derartige  Konjunkturengewinne  nicht  auch 
besteuert  werden. 

Endlich  die  Bedeutung  der  Umsatzsteuer  für  die  Einschränkung 
der  Bodenspekulation  ist  bestritten.  Gerade  in  dieser  Beziehung  hat 
das  Referat  des  Herrn  Dr.  Ver  Hees  aus  Belgien  uns  keine  Bestätigung, 
jedenfalls  keine  unbedingte  Bestätigung  der  in  Deutschland  weit  ver- 
breiteten Anschauung  gebracht,  dass  die  Höhe  der  Umsatzsteuer  in 
Belgien  etwa  die  Spekulation  verhindert  oder  einschränkt.  Nach  Ver 
Hees  ist  der  Schluss,  dass  die  als  Unkosten  anzurechnenden,  auf 
10 — 12  %  sich  belaufenden  Kosten  der  Uebertragung  von  Immobilien  die 
Spekulation  einschränken,  nicht  sicher.  Es  können  seiner  Ansicht  nach 
auch  andere  Einflüsse  wirksam  sein,  und  so  hebt  er  in  bemerkenswerther 
Weise  hervor,  dass  nach  seiner  Ansicht  gerade  die  durch  den  Flach- 
bau und  das  Einfamilienhaus  bei  den  belgischen  Städten  hervorgerufene 
ausserordentliche  räumliche  Ausdehnung  des  Stadtgebietes  eine  Beherr- 
schung des  Marktes,  ein  Zurückhalten  der  Grundstücke  und  damit  eine 
Bodenspekulation,  eine  schädliche  Bodenspekulation  jedenfalls,  besonders 
schwer  machen.  Immerhin  dürfte  meines  Erachtens  doch  eine  gewisse 
Wirkung  so  hoher  Umsatzsteuern  anzunehmen  sein,  wie  wir  auch  in 
England,  meines  Erachtens,  neben  seinem  Leasehold-System,  die  nach 
englischen  Berichten  „lächerlich  hohen"  Uebertragungskosten  bei  Im- 


614 


mobilien  als  eine  Ursache  für  das  Fehlen  einer  gleich  schlimmen  Boden- 
spekulation in  Anspruch  nehmen  dürfen. 

Ich  komme  zum  Schluss.  Die  Wohnungsfrage  ist  nach  diesen  Aus- 
führungen zunächst  allenthalben  eine  Bauthätigkeitsfr age.  Damit  ist 
sie  aber  zugleich,  wie  wir  gesehen  haben,  sowohl  eine  Baukosten-  als 
eine  Bodenfrage.  In  Deutschland  aber  ist  sie  ausserdem  eine  Frage 
des  Bebauungsplans  und  der  Bauordnung,  und  zuletzt  und  vor 
allem  ist  sie  auch  in  Deutschland  wie  in  anderen  Ländern  eine  Kredit- 
frage, und  zwar  in  positivem  wie  in  negativem  Sinne:  Erleichterung 
des  soliden  Kredits,  Erschwerung  des  unsoliden. 

Daraus  ergiebt  sich,  dass  die  Aufgabe  der  Wohnungspolitik  von 
Staat  und  Gemeinde  —  neben  den  auf  direkte  Beseitigung  der  Wohnungs- 
missstände gerichteten  Maassregeln  —  einerseits  Förderung  der  Bau- 
thätigkeit  (der  gemeinnützigen  wie  der  privaten)  zur  Behebung  des 
Wohnungsmangels  ist,  andererseits  in  Deutschland  auch  Beseitigung  oder 
doch  Beschränkung  der  Boden-  und  Hausspekulation  und  zur  Erreichung 
dieser  Zwecke  vor  allem  Reform  des  Hypothekenwesens,  überhaupt  des 
städtischen  Realkredits  —  also  ,,die  Wohnungsfrage  eine  Kreditfrage", 
mit  diesem  neuen  Schlagwort  möchte  ich  schliessen. 

Zu  einer  solchen  Wohnungspolitik  grossen  Stils  eignen  sich  nun 
aber,  wie  unsere  Betrachtungen  überzeugend  dargethan  haben  dürften, 
Zeiten  wirthschaftlicher  Depression,  wirthschaftliehen  Stillstandes  oder 
doch  wirthschaftlicher  Ruhe  sehr  viel  besser  als  die  Zeiten  lebhaften 
wirthschaftliehen  Aufschwunges,  in  denen  es  so  ungeheuer  schwer  ist, 
dass  das  Angebot,  die  Produktion,  mit  der  rapide  wachsenden  Nach- 
frage Schritt  hält,  und  ich  möchte  mit  der  Hoffnung  schliessen,  dass 
die  gegenwärtigen  Zeitverhältnisse  wirthschaftlicher  Stagnation  nicht 
wieder  wie  in  den  70  er  Jahren  dazu  führen  möchten,  dass  bei  dem 
Nachlassen  der  akuten  Wohnungsnoth  die  Wohnungsfrage  in  den  Hinter- 
grund tritt,  sondern  dass  diese  Zeit  wirthschaftlicher  Depresssion,  wenn 
wir  überhaupt  in  dieser  Stadt  und  angesichts  dieser  glänzenden  Aus- 
stellung davon  sprechen  dürfen,  dazu  benutzt  werde,  in  der  Wohnungs- 
frage einen  grossen  Schritt  vorwärts  zu  thun. 


Thesen  von  Prof.  Dr.  C.  J.  Fuchs. 

I.  In  allen  Industriestaaten  sind  in  den  letzten  25  Jahren  die  Woh- 
nungsmiethen  erheblich  (z.  T.  25 — 30%)  gestiegen,  und  zwar  nicht  nur 
proportional  dem  in  dieser  Zeit  eingetretenen  Steigen  des  Einkommens 
der  Miether,  sondern  darüber  hinaus,  so  dass  ein  immer  grösserer  Prozent- 
satz des  Einkommens  von  der  Miethe  verschlungen  wird:  das  ist  der 
Kern  der  modernen  Wohnungsfrage. 

Während  jedoch  in  allen  anderen  Ländern  diese  Steigerung  haupt- 
sächlich bei  den  kleinen  Wdhnungen  der  arbeitenden  Klassen  im  weitesten 
Sinne  eingetreten  ist,  erfasst  sie  in  Deutschland  fast  alle  Einkommen- 
klassen, ausgenommen  eine  kleine  oberste  Schicht:  d.  h.  jene  Länder 
haben  im  wesentlichen  nur  eine  spezielle  oder  Arbeiterwohnungs- 
frage, Deutschland  dagegen  eine  allgemeine  Wohnungsfrage,  von 
der  hier  die  Arbeiterwohnungsfrage  nur  ein  Theil  ist. 

II.  Die  starke  Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung  in  den 
letzten  25  Jahren  musste  auch  bei  Schritthalten  der  Wohnungsproduktion 
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mit  der  Nachfrage  eine  Steigerung  der  Miethen  in  den  älteren  Stadt- 
theilen,  soweit  sie  nicht  überhaupt  zu  Geschäftsvierteln  wurden,  hervor- 
rufen, wegen  ihrer  besseren  Lage  und  der  Notwendigkeit,  auch  entfernte 
Gebiete  zur  Deckung  des  Bedarfs  heranziehen.  Durch  hinreichende 
Ausbildung  der  Verkehrsmittel  lässt  sich  diese  Wirkung  zwar  mildern, 
aber  nicht  ganz  aufheben.  Das  Steigen  des  Einkommens  gestattete  ent- 
weder reichlichere  und  bessere  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses, 
also  höhere  Miethen  für  bessere  Wohnungen,  oder  die  Aufwendung  einer 
grösseren  Summe  für  die  Wohnung,  also  höhere  Miethen  für  die  gleichen 
Wohnungen.  Das  Abvermiethen  an  Chambregarnisten  und  Schlafgänger 
aber  ermöglichte  noch  darüber  hinaus  eine  weitere  Steigerung  des  Mieth- 
aufwandes  bei  schlechterer  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses;  auf 
ihm  beruht  es  in  Deutschland  zu  einem  grossen  Theil,  dass  Miethe  und 
Lohn-  oder  Berufseinkommen  so  ganz  ausser  Verhältniss  gekommen  sind. 
In  den  beiden  letzten  Fällen  muss  aber  die  Bauthätigkeit  hinter  dem 
Bedarf  zurückgeblieben  sein. 

Die  Bauthätigkeit  ist  abhängig  von  der  Organisation  des  Baugewerbes 
und  von  behördlichen  Maassnahmen.  Die  erstere  ist  nun  in  Deutschland 
eine  besonders  ungünstige:  es  sind  kleine  kapitalschwache  Bauunter- 
nehmer, welche  gerade  für  die  Masse  der  Bevölkerung  bauen,  wir  haben 
keinen  Grossbetrieb  im  Wohnungsbau  wie  andere  Länder,  z.B.  England  und 
die  Vereinigten  Staaten.  In  den  Zeiten  wirth schaftlichen  Aufschwunges, 
d.  h.  gesteigerten  Einströmens  in  die  Städte  und  daher  vermehrter 
Nachfrage  versagt  nun  dieses  kleine  Bauunternehmerthum,  und  die  Bau- 
thätigkeit kommt  ins  Stocken  in  Folge  des  Steigens  der  Löhne,  der 
Materialpreise  und  vor  allem  des  Geldes,  d.  h.  des  Zinsfusses. 

Die  Behörden  beeinflussen  die  Bauthätigkeit  durch  Bebauungsplan, 
Bauordnung,  Baupolizei  und  steuerliche  Maassnahmen.  In  Deutschland 
ist  nun  zuerst  Berlin,  dann  nach  seinem  Muster  auch  z.  T.  in  den 
übrigen  Grossstädten,  durch  einen  schematischen  Bebauungsplan  —  tiefe 
Blöcke  und  breite  Strassen  —  zusammen  mit  dem  weitverbreiteten 
Grundsatz  der  Bauordnung,  dass  die  Haushöhe  gleich  der  Strassenbreite 
sein  darf,  das  Massenmiethhaus,  die  „Miethkaserne",  mit  den  Hinter- 
häusern und  Hofwohnungen  zur  herrschenden  Bauform,  nicht  nur  wie 
überall  im  Stadtinnern,  sondern  auch,  ja  sogar  besonders  und  zuerst  in 
den  eben  erst  erschlossenen  Aussengebieten  gemacht  worden.  Dadurch 
steht  einer  grossen  Masse  von  Miethern  ein  kleiner  Stand  berufsmässiger 
Hausbesitzer  (in  Berlin  4  auf  100  Haushaltungen)  gegenüber,  welche  bei 
der  Ausbildung  und  Leichtigkeit  unseres  Hypothekarkredits  mit  geringer 
Anzahlung  Häuser  erwerben  können  also  praktisch  nur  Verwalter  der 
Hypothekengläubiger  sind.  Daher  führt  jedes  Steigen  des  Zinsfusses  zu 
einer  Steigerung  der  Miethen.  Ausserdem  ist  dadurch  eine  Boden-  und 
Häuserspekulation  grossen  Stiles  möglich  geworden,  bei  welcher  die 
Häuser  nicht  zur  Kapitalanlage  erworben  werden,  sondern  zur  Wieder- 
veräusserung  mit  Gewinn,  d.  h.  der  Kapitalisirung  einer  Miethsteigerung, 
welche  bei  dem  Zurückbleiben  des  Angebots  hinter  der  Nachfrage  ge- 
lingen muss. 

Die  Untergrenze  aber  für  den  Hausbesitzer  bei  seinem  Angebot  bilden 
die  Gestehungs-  und  Erhaltungskosten  der  Wohnung.  Die  ersteren  sind 
gegeben  durch  den  Preis  des  Hauses,  und  dieser  wird  zwar  im  allge- 
meinen bestimmt  durch  den  Ertrag  d.  h.  die  Miethen  selbst,  aber  seine 
Untergrenze,  unter  die  er  regelmässig  nicht  sinken  kann,  bilden  dabei 
■die  Gestehungskosten  des  Hauses  d.  h.  Baukosten  und  Bodenpreis. 
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III.  Die  Baukosten  bestehen  aus  1.  den  „technischen"  Baukosten 
oder  „Baugewerbskosten"  (Baukosten  in  e.  S.),  d.  h.  den  Kosten  der  Her- 
stellung und  Ausstattung  des  Gebäudes,  2.  den  Belastungen  durch 
administrative  und  polizeiliche  Vorschriften  (Strassen-,  Pflasterungs-  und 
Kanalisationskosten,  baupolizeiliche  Beschränkungen  und  Anforderungen 
an  Mauerstärke,  Feuersicherheit,  Hygiene  und  Aesthetik)  und  3.  den  aus 
den  finanziellen  Operationen  bei  der  Aufnahme  von  Baugeldern  und 
Hypotheken  herrührenden  Kosten. 

Die  eigentlichen  Baukosten  weisen  in  dem  betrachteten  Zeitraum  im 
ganzen  ein  Steigen  der  Löhne  (z.  T.  20 — 30  °/o)  und  der  Materialpreise 
auf,  dem  aber  ein  Sinken  des  Bauunternehmergewinnes  und  ökonomischere 
und  geschicktere  Bauausführung  ausgleichend  gegenüberstehen.  Die 
gestiegenen  Baukosten  sind  daher  nur  soweit  Ursache  der  Mieth- 
steigerung  als  sie  einer  besseren  Wohnungsproduktion  für  gestiegene 
Ansprüche  entsprechen.  Dagegen  sind  die  allenthalben  vermehrten 
öffentlich-rechtlichen  Belastungen  zweifellos  eine  allgemeine  Ursache  des 
Steigens  der  Miethen.  In  derselben  Zeit  haben  wir  zwar  ein  über- 
wiegendes Sinken  des  Zinsfusses,  dem  aber,  besonders  in  Deutschland, 
die  Zunahme  der  hypothekarischen  Verschuldung  und  in  der  neueren 
Zeit  auch  ein  Steigen  des  Zinsfusses  als  Hauptursache  der  jüngsten 
Miethsteigerung  gegenüberstehen. 

IV.  Auch  der  Bodenpreis,  d.  h.  der  Preis  des  unbebauten  Bodens 
beruht  auf  seiner  Verwerthungsmöglichkeit,  seinem  Ertrage,  und  zwar  dem 
künftig  möglichen  des  darauf  errichtbaren  Hauses.  Diese  Ausnutzungs- 
möglichkeit und  damit  also  der  Bodenpreis  selbst  wird  durch  natürliche 
und  künstliche  Faktoren  bestimmt:  die  natürlichen  sind  die  allgemein 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes  und  der  Stadt  sowie  die  Lage 
des  Grundstückes,  die  künstlichen  sind  administrative  Vorschriften,  ins- 
besondere wieder  Bebauungsplan  und  Bauordnung. 

Die  natürliche  Bodenpreisbildung  erzeugt  im  Stadtinnern  die  höchsten, 
meist  durch  Geschäfts-  und  Ladenerträge  bestimmten  Bodenpreise,  dann 
nach  aussen  immer  niedrigere  Preise,  also  eine  „Differentialrente"  der 
besseren  näheren  Lagen  und  eine  mässige  „Hausplatzrente"  da,  wo  eben 
Ackerland  in  Bauland  übergeht.  Dem  entspräche  ein  Fortschreiten  von 
dichtester,  gedrängtester,  insbesondere  höchster  Bebauung  nach  aussen 
zu  immer  weiträumigerer  und  niedrigerer  als  der  natürlichen  Form  des 
Stadtbaues. 

Wo  aber  —  wie  in  Berlin  und  in  anderen  grösseren  deutschen 
Städten  —  durch  Bebauungsplan  und  Bauordnung  zusammen,  wie  ge- 
zeigt, die  Miethkaserne  auch  in  den  Aussenbezirken  gestattet,  ja  zur 
wirthschaftlichen  Ausnutzung  der  tiefen  Grundstücke  geradezu  noth- 
wendig  ist,  ermöglicht  diese  Bauform  den  ersten  Erwerbern  von  Grund- 
stücken in  einem  Aussenbezirk. so  grosse  Gewinne,  dass  sie  die  allge- 
meine Bauform  wird  und  die  Preise  der  betreffenden  Gegend  bestimmt. 
Es  findet  eine  stete  Wechselwirkung  statt.  An  Stelle  der  „Hausplatz- 
rente" tritt  die  „Kasernirungsrente'',  die  unabhängig  von  der  Lage  ist, 
weil  überall  die  gleiche  hohe  Bebauung,  z.  B.  fünffache  Ueberbauung 
zugelassen  ist.  Daraus  ergiebt  sich,  da  die  ersten  Miethkasernen  ver- 
einzelt entstehen  und  oft  lange  Zeit,  in  Folge  des  Eingreifens  der 
Spekulation,  von  grossen  Strecken  unbebauten  Landes  umgeben  bleiben, 
die  für  die  deutschen  Städte  heute  charakteristische  sprunghafte  Be- 
bauung, der  „Lückenbau". 
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Durch  diese  künstliche  Preissteigerung  der  Aussenböden  ist  nämlich 
der  Bodenspekulation  hier  ein  grosses  Feld  eröffnet,  wie  sie  es  sonst 
nirgends  hat.  Die  Bodenspekulation  verursacht  nicht  nothwendig  eine 
Preissteigerung,  wenn  sie  die  volkswirthschaftliche  Funktion  erfüllt, 
Angebot  und  Nachfrage  zusammenzubringen  und  auszugleichen.  Aber 
sie  unterscheidet  sich  von  anderen  Spekulationsarten  in  wichtigen 
Punkten,  welche  bei  ihr  Auswüchse  und  damit  schädliche  Wirkungen 
ganz  besonders  nahe  legen. 

Die  Bodenspekulation  führt  daher  nicht  nur  zur  Zurückhaltung  der 
unbebauten  Gelände  und  damit  zu  weiteren  Preissteigerungen,  sondern 
sie  wirkt  auch  häufig  geradezu  hemmend  auf  die  Bauthätigkeit  ein, 
indem  bei  einer  Hausse  der  Gewinn  aus  steigendem  Bodenwerth  sich 
rascher  und  mit  geringerem  Risiko  beim  Verkauf  des  reinen  Bodens  als 
bei  seiner  Bebauung  realisiren  lässt. 

Dabei  marschirt  diese  Bodenspekulation  gemäss  der  geschilderten 
Form  der  städtischen  Bebauung  in  den  deutschen  Städten  im  Gegensatz 
zu  der  echten  „natürlichen"  städtischen  Grundrente  nicht  von  innen 
nach  aussen,  sondern  von  aussen  nach  innen.  Denn  nur  ursprünglich 
geringwerthiges  Land  kann  jene  hohe  von  der  Lage  unabhängige 
Kasernirungsrente  abwerfen.  Die  Spekulation  legt  also  durch  Gelände- 
ankauf' einen  weiten  Ring  um  die  Stadt.  Damit  hört  die  natürliche 
Preisbildung  auf,  und  die  preisermässigende  Wirkung  des  Baulandes  der 
Aussenbezirke  ist  aufgehoben.  Hierdurch  werden  die  Bodenwerthe  der 
Innenstadt  in  die  Höhe  getrieben,  und  dies  ermöglicht  wieder  eine 
weitere  Steigerung  und  Hochhaltung  der  Aussenböden. 

Diese  Vorgänge  wirken  zwar  nicht  nothwendig  sofort  auf  die 
Miethen,  aber  praktisch  besteht  der  engste  Zusammenhang,  und  zwar 
ist,  da  die  Erstellungskosten  der  Wohnungen  in  den  Miethkasernen 
nicht  prinzipiell  niedriger  sind  als  bei  anderer  Bauform,  die  Wirkung 
der  Bodenspekulation  Steigerung  der  Miethen. 

Diese  grosse  Ausdehnung  der  Bodenspekulation  ebenso  wie  der 
Häuserspekulation  und  ihre  Folgen  sind  aber  nur  durch  die  Organisation 
unseres  Realkredits  möglich  geworden.  Dadurch  ist  einerseits  die  enorme, 
überwiegend  und  rein  spekulative  Verschuldung  des  städtischen  Grund 
und  Bodens  herbeigeführt  worden,  andererseits  jene  Häuserspekulation, 
die  von  fortgesetzten  Miethsteigerungen  lebt. 

Gegenüber  diesen  Wirkungen  des  „schematischen  Bebauungsplans" 
und  einer  gleichartigen  Bauordnung  soll  durch  die  „abgestufte  Bau- 
ordnung" eine  Verbilligung,  bezw.  Niedrighaltung  der  Aussenböden  und 
damit  die  Ermöglichung  des  Flachbaues,  des  Einzel-  und  Bürgerhauses 
in  den  Aussenbezirken  bewirkt  werden.  Diese  Wirkung  tritt  aber  nicht 
immer  ein;  vielmehr  kann  trotz  der  Beschränkung  der  baulichen  Aus- 
nützung, ja  sogar  in  Folge  davon  ein  Steigen  der  Miethen,  der  Häuser- 
und  der  Bodenpreise  erfolgen. 

V.  Die  Steuern,  die  hier  in  Betracht  kommen,  sind  staatliche  und 
kommunale  Grund-  und  Gebäudesteuern  sowie  die  Umsatzsteuern,  endlich 
Bauplatz-  und  Zuwachssteuer. 

Von  der  Gebäudesteuer  wird  allgemein  angenommen,  dass  sie  heute 
von  dem  Hausbesitzer  auf  den  Miether  übergewälzt  wird.  Jedenfalls  ist 
dies  der  Fall,  wenn  die  Wohnungsproduktion  mit  der  Nachfrage  nicht 
Schritt  hält, 

Auch  bei  der  Grundsteuer  ist  die  Möglichkeit  einer  Ueberwälzung 
keineswegs  prinzipiell  ausgeschlossen.    Daher  ist  es  wohl  auch  möglich, 
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dass  eine  Erhöhung  oder  Verschärfung  der  Grundsteuer  —  wie  Ein- 
führung der  Besteuerung  nach  dem  „gemeinen  Werth"  —  zunächst  auf 
den  Hausbesitzer  und  von  diesem  weiter  auf  den  Miether  übergewälzt 
wird  und  auch  eine  Steigerung  der  Miethen  herbeiführt.  Trotzdem  ist 
diese  Besteuerung  nach  dem  gemeinen  Werth  ein  wichtiger  Fortschritt, 
weil  sie  das  Zurückhalten  von  unbebautem  Gelände  und  damit  die 
schädliche  Bodenspekulation  erschwert  und  bei  genügend  häufiger  Neu- 
einschätzung den  unverdienten  Werthzuwachs  gebührend  zur  Steuer  her- 
anzieht. Sie  macht  dadurch  die  schwer  durchzuführende  besondere 
Baustellensteuer  überflüssig,  während  eine  Zuwachsrentensteuer  als  un- 
zulässig erscheinen  muss,  solange  Konjunkturengewinne  anderer  Art 
nicht  besteuert  werden. 

Die  Bedeutung  der  Umsatzsteuer  für  Einschränkung  der  Boden- 
und  Häuserspekulation  und  Niedrighaltung  der  Boden-  und  Häuserpreise 
und  damit  schliesslich  auch  der  Miethen  ist  bestritten. 

VI.  Die  Wohnungsfrage  ist  somit  zunächst  allenthalben  eine  Bau- 
thätigkeitsfrage  und  damit  zugleich  sowohl  eine  Baukostenfrage 
als  eine  Bodenfrage,  in  Deutschland  ist  sie  ausserdem  eine  Frage 
des  Bebauungsplans  und  eine  Bauordnungsfrage;  zuletzt  und 
vor  allem  aber  ist  sie  in  Deutschland  wie  in  anderen  Ländern  eine 
Kredit  frage,  und  zwar  im  positiven  wie  negativen  Sinne:  Erleichterung 
des  soliden  Kredits,  Erschwerung  des  unsoliden. 

Aufgabe  der  Wohnungspolitik  von  Staat  und  Gemeinde  ist  daher 
—  neben  den  auf  direkte  Beseitigung  der  Wohnungsmissstände  ge- 
richteten Maassregeln  —  einerseits  Förderung  der  Bauthätigkeit  (der 
gemeinnützigen,  wie  privaten)  zur  Behebung  des  Wohnungsmangels, 
andererseits  in  Deutschland  auch  Beseitigung  oder  doch  Beschränkung 
der  Boden-  und  Hausspekulation  und  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  vor 
allem  Reform  des  Hypothekenwesens,  überhaupt  des  städtischen  Real- 
kredits —  die  Wohnungsfrage  eine  Kreditfrage. 

Zu  einer  solchen  Wohnungspolitik  grossen  Stiles  sind  Zeiten  wirt- 
schaftlicher Depression  besser  geeignet  als  solche  des  wirth schaftlichen 
Aufschwungs. 


I.  Dans  tous  les  Etats  industriels,  le  prix  des  loyers  a  subi,  au 
cours  de  ces  25  dernieres  annees,  une  hausse  notable  (parfois  de  25  ä 
30%);  eile  n'a  pas  ete  seulement  proportionnelle  ä  l'accroissement  dont 
a  beneficie  le  revenu  des  locataires  durant  cette  m§me  periode,  mais  l'a 
de  beaucoup  depasse,  de  sorte  que  le  loyer  a  absorbe  un  pourcentage 
toujours  plus  considerable  du  revenu:  c'est  lä  le  noeud  de  la  question 
actuelle  de  l'habitation. 

Mais  alors  que,  dans  tous  les  autres  pays,  cette  hausse  s'est  fait  plus 
particulierement  sentir  pour  les  petits  logements  des  classes  ouvrieres, 
eile  s'est,  en  Allemagne,  etendue  ä  presque  toutes  les  categories  de  con- 
tribuables,  si  Ton  en  excepte  toutefois  le  groupe  restreint  des  plus 
favorises  de  la  fortune:  c'est-ä-dire  que  les  autres  pays  n'ont  en  somme 
qu'une  question  speciale  ou  question  des  habitations  ouvrieres, 
tandis  que  1' Allemagne  se  trouve  devant  une  question  generale  de 
l'habitation,  dont  celle  des  logements  ouvriers  n'est  qu'une  partie. 

II.  Le  fort  accroissement  des  populations  urbaines  survenu  pendant 
ce  dernier  quart  de  siecle  devait  entrainer,  meme  si  la  production  d'habi- 
tations  augmentait  au  für  et  ä  mesure  de  la  demande,  une  hausse  des 
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loyers  dans  ceux  des  anciens  quartiers  des  villes  que  le  commerce  n'avait 
pas  totalement  envahis;  eile  decoulait  des  avantages  de  la  Situation  de 
ces  quartiers  concentriques  et  de  la  necessite  oü  Ton  etait  de  demander 
ä  la  peripherie  les  terrains  necessaires  pour  couvrir  les  besoins  de  la 
bätisse.  L'amelioration  des  Communications  peut,  il  est  vrai,  attenuer, 
mais  non  completement  balancer,  cet  effet.  L'accroissement  du  revenu 
a  permis  ou  une  satisfaction  meilleure  et  plus  abondante  des  besoins  en 
logements,  c'est-ä-dire  un  loyer  plus  eleve  pour  un  logement  plus  com- 
fortable:  ou  l'afiectation  d'une  plus  grande  somme  au  logement,  c'est-ä- 
dire  un  plus  fort  loyer  pour  les  m§mes  logements.  En  outre,  la  faculte 
de  sous-louer  en  meuble  a  eu  pour  resultat  d'encherir  encore  les  loyers, 
les  besoins  de  logement  etant  mal  satisfaits;  c'est  lä  la  principale  cause 
de  l'enorme  disproportion  qui  existe,  en  Allemagne,  entre  le  loyer  et  les 
salaires  ou  appointements  qui  le  payent.  Dans  ces  deux  derniers  cas, 
l'activite  edificatrice  a  du  ne  pas  repondre  aux  besoins  existants. 

L'activite  edificatrice  est  sous  la  dependance  de  l'organisation  de 
1'industrie  qui  l'exploite  et  des  legislation  et  mesures  qui  la  reglementent. 
Or,  l'industrie  edificatrice  evolue  sous  des  conditions  particulierement 
defavorables  en  Allemagne:  eile  est  representee  par  de  petits  entre- 
preneurs,  aux  capitaux  plutöt  modestes,  qui  construisent  justement  pour 
la  grande  masse  de  la  population.  L'Allemagne  n'a  aucune  de  ces 
grandes  exploitations  constructrices  qu'on  trouve  en  d'autres  pays,  en 
Angleterre  et  aux  Etats-Unis  par  exemple.  Aussi,  dans  les  periodes  de 
grande  prosperite  economique,  c'est-ä-dire  quand  la  population  se  deverse 
ä  flots  plus  denses  dans  les  grands  centres  et  que  crolt  consequemment 
la  demande  de  logements,  ces  petits  entrepreneurs  sont  hors  d'etat  de 
faire  face  aux  exigences  du  moment;  bien  plus,  leur  industrie  est,  au 
contraire,  enrayee  par  la  hausse  des  salaires,  par  la  cherte  des  materiaux 
et  surtout  de  l'argent,  c'est-ä-dire  du  taux  qu'on  leur  demande. 

Les  autorites  influent  sur  l'activite  edificatrice  par  les  plans  qu'elles 
imposent  ä  la  bätisse,  par  les  ordonnances  et  la  police  dont  elles  la  g^nent, 
par  les  impöts  dont  elles  la  grevent.  Or  en  Allemagne,  d'abord  ä  Berlin 
puis,  sur  son  exemple,  dans  la  plupart  des  autres  villes,  il  est  arrive 
qu'en  consequence  d'un  plan  schematique  de  construction  —  blocs  profonds 
et  rues  larges  —  et  du  principe  fort  repandu  des  ordonnances  de  la 
bätisse,  d'apres  lequel  la  maison  peut  etre  aussi  haute  que  large  est  la 
rue  qu'elle  borde,  a  surgi  la  grande  maison  de  rapport,  „la  caserne  de 
location",  avec  corps  de  bätisse  derriere  et  logements  sur  la  cour,  et 
qu'elle  est  devenue  la  forme  de  construction  usuelle  non  seulement  dans 
l'interieur  des  villes  comme  partout  ailleurs,  mais  aussi  et  surtout  meme 
sur  les  points  de  l'extr^me  peripherie  recemment  ouverts  ä  la  bätisse. 
C'est  ce  qui  explique  qu'ä  un  nombre  tres  restreint  de  proprietaires 
professionnels  reponde  un  nombre  si  considerable  de  locataires  (ä  Berlin 
100  menages  pour  4  proprietaires).  Ces  proprietaires  peuvent,  gräce  ä 
l'organisation  et  aux  facilites  de  notre  credit  hypothecaire,  acquerir  des 
maisons  contre  le  versement  d'un  faible  acompte  et  ne  sont  des  lors  que 
les  simples  gerants  des  creanciers  au  profit  desquels  sont  inscrites  les 
hypotheques.  Aussi  voyons-nous  les  loyers  monter  toutes  les  fois  que 
monte  le  taux.  Ces  diverses  circonstances  ont,  en  outre,  donne  naissance 
ä  la  speculation  en  grand  sur  les  immeubles:  si  l'on  achete  des  maisons, 
ce  n'est  plus  pour  effectuer  un  placement  de  son  argent,  mais  bien  pour 
les  revendre  avec  profit,  c'est-ä-dire  pour  capitaliser  une  hausse  de  loyer 
qui  ne  peut  manquer  de  se  produire,  l'offre  ne  couvrant  pas  la  demande. 
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Mais  le  minimum  que  puisse  demander  le  proprietaire  dans  son 
offre  est  constitue  par  le  prix  de  revient  et  les  frais  d'entretien  du 
logement.  Le  premier  est  indique  par  la  valeur  de  la  maison,  et  celle- 
ci  resulte  en  general  de  la  somme  qu'elle  rapporte,  c'est-ä-dire  de  sa 
valeur  locative;  mais  cette  valeur  ne  peut  regulierement  descendre 
au-dessous  du  prix  de  revient  de  la  maison,  c'est-ä-dire  des  frais 
d'edification  et  du  prix  du  terrain. 

III.  Les  frais  d'edification  comprennent:  1.  les  frais  „techniques" 
ou  frais  se  rattachant  essentiellement  ä  la  bätisse  (frais  de  construction, 
dans  le  sens  le  plus  etroit  de  ce  mot)  c'est-ä-dire  les  frais  d'edification 
et  d'installation  de  la  bätisse;  2.  les  charges  resultant  des  prescriptions 
administratives  et  policieres  (frais  de  voirie,  pavage,  canalisation, 
restrictions  edictees  par  la  police  de  la  bätisse,  prescriptions  concernant 
l'epaisseur  des  murs,  sürete  contre  l'incendie,  hygiene,  esthetique); 
3.  les  frais  resultant  des  Operations  financieres  entreprises  pour  se 
procurer  les  fonds  neeessaires  ä  la  construction,  et  de  l'inscription  des 
hypotheques. 

Les  frais  de  bätisse  proprement  dits  sont,  en  general,  marques, 
pour  la  periode  de  temps  qui  nous  occupe,  par  une  hausse  des  salaires 
(parfois  de  20  ä  30%)  et  du  prix  des  materiaux;  mais  cette  hausse  est 
balancee  par  une  baisse  des  profits  realises  par  l'entrepreneur,  comme 
par  un  mode  de  construction  plus  economique  et  plus  raisonne.  Aussi 
l'accroissement  des  frais  de  construction  ne  cause-t-il  un  encherissement 
des  loyers  que  par  le  fait  qu'il  repond  ä  une  meilleure  production 
d'habitations  pour  des  pretentions  plus  ölevees.  Par  contre,  il  est 
indubitable  que  les  charges  si  considerablement  et  si  diversement 
grandies  que  la  legislation  fait  peser  sur  la  bätisse,  sont  une  cause 
generale  de  la  cherte  des  loyers.  Dans  ce  m§me  laps  de  temps  nous 
constatons,  il  est  vrai,  une  baisse  sensible  dans  les  taux:  mais  eile  a 
coincide,  en  Allemagne  particulierement,  avec  un  accroissement  de  la 
dette  hypothecaire,  accroissement  qui  a  eu  pour  premier  resultat 
d'encherir  les  loyers;  dans  ces  tous  derniers  temps  m^me,  le  mouvement 
ascensionnel  du  taux  est  venu  accentuer  la  hausse  des  loyers. 

IV.  De  m§me,  le  prix  du  terrain,  du  terrain  non  bät*,  depend 
des  chances  plus  ou  moins  grandes  de  le  faire  valoir,  de  son  rendement 
et  de  la  bätisse  qu'on  pourra  y  elever  plus  tard.  Cette  possibilite 
d'utilisation,  et  aussi,  des  lors,  le  prix  du  terrain  lui-m^me,  seront 
determines  par  des  facteurs  naturels  et  artificiels:  naturels,  la  Situation 
economique  generale  du  pays  et  de  la  ville,  ainsi  que  la  Situation  du 
terrain;  artificiels,  les  prescriptions  administratives,  et  particulierement 
encore  les  ordonnances  et  reglements  presidant  au  plan  de  construction 
et  ä  son  execution. 

La  genese  naturelle  du  prix  du  terrain  veut  que  les  plus  hauts 
prix  soient  ceux  des  terrains  situes  au  coeur  des  villes  et  qu'ils  soient 
determines  presque  toujours  par  le  rendement  commercial,  bureaux  ou 
magasins,  de  l'immeuble;  que  les  prix  aillent  alors  en  decroissant  ä 
mesure  qu'on  s'avance  du  centre  ä  la  peripherie;  qu'il  y  ait  donc  une 
„rente  differentielle"  pour  les  situations  les  meilleures  et  les  plus 
rapprochees  du  centre,  et  une  „rente  de  terrain  ä  bätir",  plus  petite, 
lä  oü  la  terre  labourable  se  transforme  en  terrain  ä  bätir;  une  pro- 
gression  decroissante  dans  la  densite  et  la  hauteur  des  maisons,  ä 
mesure  qu'on  s'eloigne  du  centre  de  la  ville  vers  l'exterieur. 
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Mais  partout  oü,  comme  ä  Berlin  et  en  d'autres  grandes  villes 
allemandes,  la  caserne  de  location  a  ete,  ainsi  que  nous  l'avons  vu, 
autorisee  jusque  dans  les  quartiers  suburbains  par  le  plan  de  construction 
et  la  reglementation  de  la  bätisse,  et  qu'elle  est  m§nie  devenue  une 
necessite  pour  l'utilisation  des  terrains  s'etendant  en  profondeur,  ce 
mode  de  construction  permet  aux  premiers  acquereurs  de  terrains 
excentriques  de  si  considerables  profits,  qu'elle  devient  la  forme  generale 
de  la  bätisse  et  qu'elle  sert  de  base  pour  l'evaluation  des  prix  dans  ces 
quartiers.  II  se  produit  une  continuelle  succession  d'effets.  Le  „revenu 
du  terrain  ä  bätir"  fait  place  au  ,, revenu  de  casernement"  qui  est 
independant  de  la  Situation,  parce  que  partout  est  autorisee  la  m§me 
sur-construction,  allant  parfois  jusqu'ä  5  etages.  II  s'en  suit  que  les 
premieres  casernes  de  location  surgissent  isolees  et  que,  souvent,  la 
speculation  intervenant,  elles  restent  longtemps  entourees  de  vastes 
etendues  non  bäties.  C'est  ce  qu'on  designe  aujourd'hui  par  le  mot 
caracteristique  de  „Lückenbau"  (bätisses  clairsemees). 

La  hausse  artificielle  des  terrains  de  la  peripherie  a  ouvert  ä  la 
speculation  sur  les  terrains  un  champ  d'une  ampleur  qu'elle  ne  trouve 
nulle  autre  part.  La  speculation  fonciere  n'a  pas  pour  consequence 
inevitable  une  hausse  des  prix,  si  eile  remplit  la  fonction  economique 
de  reunir  et  de  balancer  l'offre  et  la  demande.  Mais  eile  se  distingue 
d'autres  sortes  de  speculation  par  certains  points  importants  qui  lui 
impriment  im  caractere  fort  prejudiciable  d'exageration. 

La  speculation  fonciere  n'a  donc  pas  seulement  pour  resultat 
rimmobilisation  des  terrains  non  bätis  et  de  nouveaux  encherissements ; 
eile  exerce  encore  une  influence  paralysante  sur  l'activite  edificatrice, 
car  le  gain  provenant  de  la  vente  du  terrain  est  plus  facilement 
realisable  que  celui  que  donne  la  bätisse. 

Cette  speculation  offre  cela  de  particulier  en  Allemagne.  qu'elle  suit 
une  marche  inverse  ä  celle  du  vrai  et  „naturel"  rendement  foncier 
urbain,  et  qu'elle  va  des  quartiers  exterieurs  au  centre.  Seul,  en  efi'et, 
le  terrain  ayant,  ä  l'origine,  une  valeur  tres  reduite,  peut  donner  un 
haut  rendement  de  casernement,  independant  de  la  Situation.  Par  ses 
achats  de  terrains,  la  speculation  tire  donc  autour  des  villes  une  etroite 
ceinture:  la  formation  naturelle  des  prix  n'a  plus  libre  jeu,  et  la  Situation 
du  terrain  qui  devrait  etre  la  mesure  de  son  bon  marche  reste  sans 
grand  effet  sur  la  hauteur  du  prix.  De  ce  fait,  les  terrains  du  centre 
de  la  ville  sont  influences  et  encherissent,  pour  exercer  ä  leur  tour,  par 
contre-coup,  un  effet  d'encherissement  sur  ceux  de  la  peripherie,  vis  sans 
fin  poussant  sans  repit  les  prix. 

Sans  avoir  une  influence  immediate  sur  les  loyers,  ces  phenomenes 
sont  cependant,  pratiquement,  en  une  relation  tres  etroite  avec  eux. 
Cette  relation  se  traduit  par  une  hausse  des  loyers,  les  frais  de  con- 
struction des  logements  dans  les  casernes  de  location  n'etant  pas,  en 
principe,  inferieurs  ä  ceux  des  logements  dans  des  bätisses  d'une  autre 
forme. 

Mais  si  la  speculation  dont  les  terrains  et  les  maisons  sont  l'objet, 
ainsi  que  ses  funestes  consequences,  ont  pris  une  si  grande  extension, 
ce  n'a  ete  que  gräce  au  mode  d'organisation  de  notre  credit  foncier. 
II  a  donne  naissance,  d'un  cöte  ä  1' enorme  et  general  endettement, 
purement  speculatif,  dont  les  terrains  des  villes  sont  oberes;  de  Tautre, 
ä  la  speculation  sur  les  maisons,  qui  ne  vit  que  de  l'encherissement 
continuel  des  loyers. 
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Une  „reglementation  graduee  de  la  bätisse"  devait  attenuer  les 
effets  du  „plan  schematique  de  construction"  et  d'une  reglementation 
semblable,  en  amenant  une  baisse  dans  les  prix  des  terrains  de  la 
Peripherie  ou  en  les  maintenant  reduits,  et  faciliter  ainsi  la  construction, 
aux  abords  des  villes,  de  maisons  isolees  et  bourgeoises.  Mais  on  n'a 
pas  toujours  obtenu  ce  resultat;  malgre  les  restrictions  apportees  ä 
l'utilisation  par  la  bätisse,  voire  möme  pour  ce  motif,  on  a  vu  les 
loyers,  les  maisons  et  les  terrains  encherir. 

V.  Les  charges  qui  entrent  ici  en  ligne  de  compte  sont:  impöts 
d'Etat  et  communaux,  sur  la  terre  et  sur  les  bätisses,  droits  de  mutation, 
impöt  sur  les  terrains  ä  bätir  et  impöt  d'accroissement. 

Pour  l'impöt  sur  la  bätisse,  on  est  ä  peu  pres  unanime  ä  dire 
qu'aujourd'hui  le  proprietaire  s'en  decharge  sur  le  locataire.  C'est  ce 
qui  se  produit  du  moins,  quand  la  production  de  logements  ne  croit  pas 
proportionnellement  ä  la  demande. 

Pour  l'impöt  foncier  egalement  ce  deplacement  n'est  pas,  en  principe, 
impossible.  Cette  possibilite  en  entraine  une  autre:  c'est  qu'une  aug- 
mentation  ou  qu'une  aggravation  de  l'impöt  foncier  --  par  ex.,  evaluation 
de  l'impöt  ä  prelever,  d'apres  la  „valeur  generale"  —  pese  d'abord  sur  le 
proprietaire  qui  s'en  allege  ensuite  en  le  passant  ä  son  locataire,  ä  l'aide 
d'une  augmentation  du  loyer.  L'imposition  d'apres  la  valeur  generale 
constitue  cependant  un  progres  important,  parce  qu'elle  gene  la  detention 
de  terrains  non  bätis,  et,  consequemment,  la  funeste  speculation  dont 
ils  font  l'objet;  parce  que,  par  de  nouvelles  estimations  frequemment 
repetees  eile  greve  comme  il  convient  l'injuste  accroissement  de  valeur. 
Elle  rend  superflu  l'impöt  special,  delicat  ä  fixer,  sur  les  terrains  ä  bätir, 
tandis  qu'un  impöt  d'accroissement  de  la  rente  doit  paraitre  inadmissible, 
aussi  longtemps  qu'on  n'aura  pas  impose  d'autres  profits  bases  sur  des 
conjonctures. 

L'importance  qu'ont  les  impöts  de  mutation  pour  enrayer  la 
speculation  sur  les  terrains  et  les  maisons  et  pour  maintenir  leur  bon 
marche  ainsi  que  celui  des  loyers  qui  en  decoule,  est  discutee. 

VI.  Ainsi  donc,  la  question  du  logement  est,  d'abord  et  partout, 
une  question  d'activite  edificatrice  et,  en  meme  temps,  autant 
une  question  de  frais  de  construction  qu'une  question  de 
terrain.  En  Allemagne,  c'est  en  outre  une  question  de  plan  de 
construction  et  une  question  de  reglementation  de  la  bätisse. 
Elle  est  enfin  et  surtout,  en  Allemagne  comme  dans  d'autres  pays,  une 
question  de  credit,  et  ce,  dans  le  sens  positif  et  negatif:  facilitation 
du  credit  solide,  entrave  au  mauvais  credit. 

A  l'Etat  et  aux  Communes  il  appartient  donc:  d'adopter  les  mesures 
necessaires  pour  la  suppression  directe  des  abus  dont  souffre  le  logement; 
d'une  part,  d'encourager  l'activite  edificatrice  (tant  d'interöt  general  que 
privee)  pour  obvier  ä  la  penurie  de  logements;  d'autre  part,  d'enrayer 
sinon  de  supprimer  totalement  en  Allemagne  la  speculation  sur  les 
terrains  et  les  maisons:  et  pour  atteindre  ce  but,  de  reformer  le  Systeme 
hypothecaire  et  en  general  le  credit  foncier  dans  les  villes  —  car  la 
question  du  logement  est  une  question  de  credit. 

Pour  la  reussite  d'une  teile  politique  du  logement  en  grand  style, 
les  temps  de  depression  economique  sont  plus  favorables  que  ceux  de 
grande  prosperite  economique. 
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I.  Düring  the  last  twenty-five  years,  in  all  industrial  countries 
dwellings'  rents  have  risen  considerably  (partly  25 — 30  %),  and  risen  not 
only  proportionally  to  the  increase  of  the  tenants'  income  that  has 
occurred  in  this  time,  but  far  above  that.  Consequently,  an  always 
increasing  rate  of  the  income  is  absorbed  by  rent.  This  is  the  quint- 
essence  of  the  modern  Housing-Question. 

But  in  all  other  countries  this  increase  of  rent  has  especially  affec- 
ted  the  small  dwellings  of  the  working  classes  in  the  widest  sense  of 
the  word,  whereas  in  Germany  it  concerns  almost  all  classes  of  income, 
to  the  exception  of  a  small  topmost  class:  that  is  to  say,  in  those 
countries  practically  only  a  partial  or  Workmen's  Dwellings  Question 
is  existing;  in  Germany,  on  the  contrary,  a  general  Dwellings  Question, 
of  which  the  Workmen's  Dwellings  Question  is  only  a  branch. 

II.  The  intensive  growth  of  urban  population  in  the  last  25  years 
could  not,  even  if  the  construction  of  dwellings  kept  pace  with  the 
demand,  but  cause  an  increase  of  rents  in  the  older  quarters  of  towns, 
as  far  as  they  did  not  become  exclusively  commercial  quarters,  in  con- 
sequence  of  their  better  Situation  and  of  the  necessity  of  turning  to 
account  even  remoter  districts.  By  a  sufficient  development  of  the 
means  of  communication,  this  effect  may  be  softened  down,  but  not 
wholly  removed.  Increase  of  income  permitted  either  an  ampler  and 
better  satisfaction  of  dwellings'  needs  (higher  rent  for  better  dwellings), 
or  bestowing  a  greater  sum  on  dwelling  (higher  rent  for  like  dwellings). 
But  above  that,  subletting  and  taking  in  night-lodgers  made  possible  a 
further  increase  of  the  expense  for  rent,  along  with  a  worse  satisfaction 
of  dwellings'  needs.  In  Germany,  it  is  for  a  great  part  a  consequence 
of  subletting,  that  rent  is  quite  out  of  proportion  to  wages  or  income. 
In  the  latter  two  cases,  the  building  activity  must  have  fallen  short  of 
the  want  of  dwellings. 

The  building  activity  is  dependent  on  the  Organisation  of  the  buil- 
ding trade  and  on  the  interference  of  the  authorities.  Now,  the  former 
is  in  Germany  an  unusually  unfavourable  one:  small  builders,  insuffi- 
ciently  provided  with  capital,  erect  dwellings  exactly  for  the  bulk  of 
the  population ;  we  have  no  wholesale  building  trade,  as  other  countries, 
e.  g.  England  and  the  United  States,  have.  In  times  of  industrial  pro- 
sperity,  that  is  to  say  of  increased  influx  of  people  to  the  towns  and 
consequently  of  enlarged  demand,  these  small  builders  are  by  no  means 
up  to  their  task,  and  the  building  activity  comes  to  a  standstill,  in  con- 
sequence of  the  rise  in  wages,  in  prices  of  materials  and  above  all  in 
the  rate  of  interest. 

The  authorities  influence  the  building  activity  by  building-regula- 
tions,  superintendence  of  building  and  measures  of  taxation.  Now,  in 
Germany  the  course  of  events  has  been  that,  first  in  Berlin,  and  after 
this  model  partly  also  in  other  large  towns,  by  fixed  and  constantly 
copied  building  regulations  (deep  blocks  and  broad  streets),  together 
with  the  far  spread  principle  that  the  height  of  the  house  is  allowed 
to  be  equal  to  the  width  of  the  street,  the  Hat-  or  tenement-house  with 
back-premises  and  yard-dwellings,  has  been  made  the  prevailing  type, 
not  only,  as  everywhere,  in  the  heart  of  towns,  but  also  and  even  first 
and  principally  in  the  outskirts  only  just  opened  to  building.  So,  a 
large  number  of  tenants  Stands  opposite  to  a  small  minority  of  pro- 
fessional house-owners  (in  Berlin  4  to  100  households),  who,  considering 
the  easiness  of  hypothecary  credit,  can  purchase  houses  with  trifling 
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instalments,  and  so  are,  practically,  only  managers  of  the  mortgages. 
Consequently,  every  rise  of  rate  of  interest  produces  a  rise  of  rents. 
Besides,  a  vast  speculation  in  sites  and  houses  has  been  occasioned  by 
these  circumstances ;  premises  are  purchased  not  for  Investment,  but  for 
resale  with  high  profit,  that  is  to  say,  for  the  capitalisation  of  a  raising 
of  rent,  that  always  must  be  successful  if  the  supply  falls  short  of  the 
demand. 

Bat  the  limit  for  the  landlord's  offer  to  buy  is  the  cost  of  purchase 
and  maintenance.  The  former  is  given  by  the  price  of  the  house,  and 
this  is  in  general  fixed  by  the  yield,  viz.  the  rents  themselves;  but  the 
limit  below  which  it  generally  cannot  sink  is  the  cost  of  production, 
viz.  building  cost  and  price  of  site. 

III.  The  building  costs  are  composed  of  1)  the  technical  building 
costs  or  building  trade  costs  (building  costs  in  a  narrower  sense),  viz. 
the  cost  of  erection  and  establishment  of  the  premises;  2)  the  burdens 
caused  by  legislative  or  police  intervention  (cost  of  laying  out  of  streets, 
pavement  and  drainage;  restrictions  imposed  by  the  police;  requirements 
concerning  thickness  of  walls  and  fireproofness ;  hygienic  and  aesthetic 
demands);  and  3)  the  cost  proceeding  from  the  financial  Operations  in 
taking  up  building-money  and  mortgages. 

The  building  costs  proper  have,  in  the  period  in  question,  generally 
undergone  a  rise  of  wages  (partly  of  20 — 30  %)  and  of  prices  of  ma- 
terials;  but  this  is  balanced  by  a  depression  of  the  builder's  profit  and 
by  a  more  economic  and  ingenious  kind  of  building.  So,  the  rise  of 
building  cost  is  cause  of  rise  of  rent  only  as  far  as  it  corresponds  to 
a  better  erection  of  dwellings  to  meet  refined  demands.  On  the  con- 
trary,  the  public  charges  that  have  increased  everywhere  are  undoub- 
tedly  a  general  cause  of  the  rise  of  rent.  It  is  true,  in  the  same  period 
prevails  a  falling  of  rate  of  interest,  but  it  is  balanced,  especially  in 
Germany,  by  the  increase  of  mortgage  encumbrance,  and  in  the  last 
time  also  by  a  rise  of  interest,  both  of  which  are  chief  causes  of  the 
late  rise  of  rent. 

IV.  The  price  of  site  too,  that  is  to  say  the  price  of  ground  not 
yet  built  upon,  is  dependent  on  the  possibility  of  its  exploitation,  viz. 
of  the  produce  that  may  for  the  future  be  expected  of  the  house  that 
may  be  built  upon  it.  This  possibility  of  utilisation  and  consequently 
the  price  of  site  is  fixed  by  natural  and  by  artificial  factors:  the  natural 
ones  are  the  general  economic  circumstances  of  the  country  and  of  the 
town  as  well  as  the  Situation  of  the  building  plot;  the  artificial  ones 
are  prescriptions  of  the  authorities,  in  the  first  place  again  the  building 
regulations. 

The  natural  formation  of  the  price  of  site  produces  in  the  centre 
of  towns  the  highest  prices,  for  the  most  part  dependent  on  the  produce 
of  shops  and  Offices,  and  towards  the  outskirts  prices  constantly  decreasing; 
that  is  to  say,  a  differential  rent  of  the  better,  more  central  sites  and 
a  moderate  site-rent  in  those  plaees,  in  which  fields  are  just  being 
turned  into  building  plots.  As  a  consequence,  the  natural  kind  of 
erecting  towns  would  be  a  progression  from  the  densest,  compactest, 
especially  highest  form  of  construction,  to  a  roomier,  more  scattered  and 
lower  mode  of  building  towards  the  outskirts. 

But  where,  as  is  the  case  in  Berlin  and  in  other  large  German 
towns,  by  the  building  regulations  the  tenement-house,  also  in  the 
outskirts,  has  been  made  possible  and  even  necessary  for  an  economic 
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utilisation  of  the  deep  plots,  this  form  of  building  leaves  so  great  a 
profit  to  the  first  purchasers  of  sites,  that  it  becomes  the  general  form 
of  building,  and  that  the  prices  of  the  district  become  dependent  on  it. 
There  is  a  contiüuous  reciprocal  aetion.  In  the  place  of  the  site-rent, 
the  tenement-rent  is  introduced,  which  is  independent  of  the  locality, 
because  everywhere  the  same  high  mode  of  building  (e.  g.  with  five 
stories)  is  allowed.  The  first  tenement-houses  springing  up  as  isolated 
buildings  and  remaining,  by  the  effect  of  speculation  often  for  a  long 
time,  surrounded  by  large  tracts  of  land  not  yet  covered  with  buil- 
dings, the  result  is  the  intermittent  kind  of  building  (building  with 
gaps  and  breaks)  which  is  so  characteristic  for  the  German  towns  of 
to  day. 

For,  by  this  artificial  raising  of  prices  of  outskirts  sites,  as  large  a 
field  has  here  been  opened  to  ground  speculation,  as  it  has  nowhere 
eise.  Ground  speculation  does  not  cause  necessarily  a  raising  of  prices. 
if  it  performs  the  economic  function  of  bringing  together  and  balancing 
supply  and  demand.  But  it  differs  from  other  kinds  of  speculation 
in  essential  points  that  favour  abuses  and  consequently  mischief. 

So,  ground  speculation  does  not  only  give  rise  to  holding  back  the 
land  not  yet  built  upon  and  thus  to  further  raising  of  prices,  but  it 
often  checks  the  building  activity,  as,  at  upward  tendency  of  the 
market,  the  profit  out  of  increasing  value  of  sites  may  be  speedier 
and  with  less  risk  realised  by  selling  the  piain  ground  than  by  building 
upon  it. 

Moreover,  according  to  the  sketched  kind  of  building  in  the  German 
towns,  this  ground  speculation  marches,  contrary  to  the  genuine,  na- 
tural town-site-rent,  not  from  the  centre  to  the  outskirts,  but  from  the 
outskirts  to  the  centre.  For  only  land  that  was  of  small  value  in  the 
beginning  can  yield  that  high  tenement-rent  which  is  independent  of 
the  locality.  So,  the  natural  formation  of  prices  ceases,  and  the  ten- 
dency the  outskirts  sites  naturally  have  of  lowering  the  prices  is 
stopped.  By  this,  the  prices  of  sites  in  the  heart  of  towns  are  run  up, 
and  this  again  renders  feasible  a  further  raising  and  keeping  high  of 
outskirts  prices. 

It  is  true,  these  events  have  not  necessarily  an  immediate  effect  on 
rents,  but  practically  there  is  the  closest  connexion.  And  as  the  buil- 
ding cost  of  dwellings  in  tenement-houses  is  not  in  itself  lower  than 
in  another  kind  of  building,  the  effect  of  ground  speculation  is  raising 
of  dwellings'  rent. 

But  this  great  extent  of  ground  speculation  as  well  as  of  specula- 
tion in  houses  and.  their  consequences  have  been  made  possible  only 
by  the  Organisation  of  our  credit  on  landed  property.  It  has  effected 
on  one  side  the  enormous,  prevailingly  or  merely  speculative  indebtedness 
of  the  urban  premises,  on  the  other  side  that  speculation  in  houses  that 
lives  on  continual  raising  of  dwellings'  rents. 

In  Opposition  to  these  effects  of  the  fixed  and  constantly  copied 
building  regulations,  differentiate  or  graduated  regulations  are  desirable, 
by  which  the  outskirts  sites  are  rendered  and  kept  cheap,  and  by  which 
consequently  building  low  and  erecting  family  houses  in  the  outskirts 
is  encouraged.  But  this  effect  does  not  always  take  place;  on  the 
contrary,  in  spite  of  the  building  limitations  and  even  in  consequence  of 
them,  a  rise  of  dwellings'  rents  as  well  as  of  prices  of  houses  and 
sites  may  be  the  result. 

Vi.  Internationaler  Wohnungskongress.  40 
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V.  The  taxes  to  be  taken  into  consideration  are  imposed  either  by 
tue  state  or  by  the  town;  they  are  ground  and  building  taxes,  purchase, 
site  and  increase  of  value  taxes. 

The  Building  Tax  now  is  generally  believed  to  be  transferred  by 
the  house-owner  to  the  tenant.  In  any  case  this  does  take  place  when 
the  supply  of  d Wellings  is  not  up  to  the  demand. 

Even  in  the  case  of  the  Ground  Tax,  the  possibility  of  trans- 
ferring  it  is  by  no  means  wholly  excluded.  So,  it  is  perhaps  even 
possible  that  a  raising  or  intensifying  of  the  Ground  Tax  (as  e.  g.  the 
introducing  of  taxation  according  to  the  market-price)  is  devolved  first 
upon  the  house-owner  and  by  him  upon  the  tenant,  and  in  this  way 
leads  to  a  rise  of  dwellings1  rent.  Nevertheless,  this  taxation  after  the 
market-price  is  a  valuable  progress,  as  it  impedes  the  holding  back  of 
sites  not  yet  built  upon  and  by  this  the  pernicious  ground  speculation, 
and  as,  supposed  the  sites  are  often  enough  valued  afresh,  it  imposes 
a  just  taxation  on  the  increase  of  value  gained  without  labour.  So, 
it  renders  superfluous  a  special  Site  Tax,  which  it  is  difficult  to  carry 
out.  An  Increase  of  Value  Tax  must  be  said  to  be  inadmissible,  as 
long  as  other  chance  gains  are  not  taxed. 

On  the  question,  whether  a  Purchase  Tax  is  able  to  retrench 
ground-  and  house-speculations  and  to  keep  the  prices  of  sites  and 
houses  and  by  this  also  the  rents  of  dwellings  on  a  low  level,  opinions 
are  divided. 

VI.  So,  the  dwellings  question  is,  in  the  first  place,  everywhere  a 
building  activity  question,  and  consequently  at  the  same  time  a  building 
cost  question  and  a  ground  question;  in  Germany  it  is  besides  a  question 
of  building  regulations.  Last  not  least  it  is,  in  Germany  as  well  as  in 
other  countries,  a  question  of  credit  in  the  positive  as  well  as  in  the 
negative  sense  of  the  word:  facilitation  of  sound  credit  and  impeding  of 
unsound  credit. 

Consequently,  it  must  be  the  business  of  State  and  town  (leaving 
out  of  the  question  measures  calculated  to  remove  immediately  incon- 
veniences  in  the  ränge  of  dwelling),  on  the  one  side,  in  order  to  stop 
scarcity  of  dwellings,  to  encourage  the  building  activity  (charitable, 
cooperative,  industrial);  on  the  other  side  in  Germany  also  to  abolish 
or  at  least  to  curtail  ground-  and  house-speculations.  To  accomplish 
these  purposes,  above  all  a  reform  of  urban  hypothecary  credit  and  in 
general  of  all  that  concerns  mortgages  is  necessary.  The  dwellings1 
question  is  a  question  of  credit. 

For  such  measures  concerning  the  housing  question  that  are  con- 
ceived  in  a  great  style,  periods  of  economic  depression  are  better  suited 
than  periods  of  economic  prosperity. 


Diskussion. 

Dr.  phil.  Ph.  Stein-Frankfurt  a.  M. :  Von  Herrn  Dr.  Fuchs  unter- 
scheide ich  mich  nur  quantitativ,  während  wir  qualitativ  im  wesent- 
lichen einig  sind.  Ich  möchte  daher  hier  auf  eine  Erörterung  der  Streit- 
punkte verzichten  und  nur  einige  Theile  hervorheben  und  unterstreichen, 
bei  denen  hervortritt,  dass  soziale  Maassregeln  unter  gewissen  Umständen 
zu  einer  direkt  entgegengesetzten  als  der  beabsichtigten  Wirkung  führen, 
dass  sie,  in  der  Absicht  getroffen,  die  Hausbesitzer,  die  Spekulanten  in  der 
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Ausnutzung  der  wirtschaftlichen  Lage  zu  beschränken,  gerade  um- 
gekehrt preissteigernd  auf  den  Boden  wie  auf  die  Miethen  wirken.  Auf 
dem  Wege  rein  ökonomischer  Betrachtungen  ist  zuerst  das  Verhältnis 
von  Bodenpreis  und  Miethhöhe  festzustellen  und  damit  der  rechte  Aus- 
gangspunkt für  die  praktische  soziale  Thätigkeit  zu  bestimmen.  Die 
Berücksichtigung  sozialer  Wünsche  und  Forderungen  bei  der  Erklärung 
des  rein  ökonomischen  Problems  des  Zusammenhangs  von  Bodenpreis 
und  Miethpreis  hat  die  wissenschaftliche  Forschung  vom  Wege  abgeleitet 
und  ebenso  nicht  selten  die  praktische  Reformarbeit  nicht  zum  Ziele 
geführt.    An  zwei  Beispielen  will  ich  dies  kurz  näher  beleuchten. 

Als  Hauptschuldigen  an  den  hohen  Preisen  des  Bodens  und  der 
Miethen  sieht  man  die  Bodenspekulation  und  die  Häuserspekulation 
an.  Man  sieht  in  der  Bodenspekulation  denjenigen  Faktor,  der  unter 
rücksichtsloser  Ausnutzung  eines,  wie  man  annimmt,  allgemeinen  Boden- 
monopols einen  Ring  um  die  Stadt  legt,  zuerst  die  Preise  des  Bodens 
und  später  die  Preise  der  Miethen  in  die  Höhe  treibt,  und  deshalb  sieht 
man  in  der  unbedingten  Bekämpfung  oder  Ausschaltung  dieser  Boden- 
spekulation das  Ziel  der  sozialen  Bodenpolitik.  Daraus  ergeben  sich 
folgende  Aufgaben:  Landankauf,  geeignete  Bauordnungspolitik,  Vor- 
schrift weiträumiger  Bebauung  und  auch  steuerpolitische  Maassnahmen. 

Die  Stellungnahme  gegen  die  Bodenspekulation  entspringt  einmal 
-aus  einem  mehr  stimmungsmässigen  Element  und  dann  aus  einem 
Element,  das  seinen  Grund  in  mehr  volkswirtschaftlichen  Betrachtungen 
hat.  Das  stimmungsmässige  Element  ist,  dass  man  überhaupt  in 
weiten  Schichten  nur  diejenige  wirtschaftliche  Thätigkeit  für  pro- 
duktiv ansieht,  die  produzirt,  und  zwar  besonders,  die  mit  Mühe  pro- 
duzirt.  Bei  der  Bodenspekulation  treten  auf  der  einen  Seite  die  Ge- 
winne mehr  hervor,  und  auf  der  anderen  Seite  die  Mühelosigkeit  der 
Spekulation.  Volkswirtschaftlich  betrachtet,  ist  aber  die  Spekulation 
eine  nützliche  und  notwendige  Form  des  wirtschaftlichen  Handelns, 
die  sich  aus  der  zeitlichen  Differenz  der  Werte  und  der  Preise  ergiebt. 
Ihr  äusseres  Merkmal  ist  freilich  nicht  die  Mühe,  sondern  das  Risiko. 
Die  Schätzung  der  zukünftigen  Preisentwicklung  ist  sehr  schwierig,  und 
•die  allgemein  verbreitete  Meinung,  dass  die  Bodenspekulation  wesentlich 
weniger  mit  Risiko  belastet  sei  als  die  anderen  Formen  der  Spekulation, 
erweist  sich  nicht  als  richtig.  Diejenigen  Leute,  die  die  ersten  grossen 
Gewinne  ohne  Risiko  machen,  sind  nicht  Spekulanten,  vielmehr  Leute, 
die  nicht  spekuliren  wollen,  kleine  Bauern,  kleine  Gärtner  vor  der  Stadt, 
die  bis  zum  Eintritt  der  Baureife  des  Landes  aus  diesem  Lande  ihren 
Unterhalt  gezogen  haben.  Die  andere,  die  volkswirtschaftliche  Er- 
wägung, geht  davon  aus,  dass  die  Bodenspekulanten  dadurch  die  Preise 
treiben,  dass  sie  einen  Ring  um  die  Stadt  legen  und  Bauland  nicht  zur 
rechten  Zeit  zur  Verfügung  stellen,  sondern  es  darauf  anlegen,  dass 
möglichst  die  Bautätigkeit  eingeschränkt  werde  und  auf  diese  Weise 
die  Bodenpreise  in  die  Höhe  gehen.  Wie  liegen  nun  die  Dinge  tat- 
sächlich? Ein  Beispiel  aus  der  Praxis  möge  den  Weg  zum  Ziel  weisen. 
Ein  A  verkaufte  einen  Bauplatz  an  einen  Handwerker  B  zum  Preise  von 
60  Mark  für  das  Quadratmeter.  Der  Käufer  verkaufte  es  in  demselben 
Jahre  weiter  zu  80  Mark;  der  zweite  Käufer  fand  einen  neuen  Käufer 
zum  Preise  von  133  Mark.  Hier  sehen  wir  augenscheinlich  den  klaren 
Fall  der  ungesunden  Preistreiberei  der  Bodenspekulation.  Der  zweite 
Käufer  tritt  dabei  als  der  reine  Spekulant  auf,  der  dem  dritten  Käufer 
unter  Gewährung  von  Baugelddarlehen  den  Bauplatz  so  teuer  aufhängt, 
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um  es  bei  der  wahrscheinlich  eintretenden  Zwangsversteigerung  billig  zu 
erwerben.  In  Wirklichkeit  aber  stellte  sich  heraus,  dass  der  dritte 
Käufer  vollständig  richtig  spekulirt  hatte,  denn  das  Haus  lag  an  einer 
ausserordentlich  günstig  gelegenen  Strassenecke,  und  es  konnten  Läden 
und  eine  Wirthschaft  darin  eingerichtet  werden.  Die  Grundlage  der 
Spekulation  war  eben  die  Ausnütz ung  des  zukünftigen  Erträgnisses  des 
Hauses.  Der  zukünftige  Preis  ist  nicht  das  Ergebniss  der  Spekulation, 
die  Spekulation  treibt  nicht  die  Preise  willkürlich  in  die  Höhe,  sondern 
gerade  der  zukünftige  Preis,  das  zukünftig  mögliche  Erträgniss  ist  die 
Voraussetzung  der  Spekulation.  Die  Spekulation  spürt  höhere  Werthe 
auf,  die  bisher  noch  unbekannt  sind,  und  macht  sie  durch  ihr  höheres 
Preisangebot  offenkundig,  richtet  daher  die  allgemeine  Aufmerksamkeit 
auf  eine  besonders  günstige  Lage.  Darin  ist  die  volkswirthschaftliche 
Funktion  der  Bodenspekulation  zu  sehen,  dass  sie  zwar  nicht  das  Land 
schafft,  aber  werdendes  Bauland  erkennt  und  damit  für  die  zukünftige 
bauliche  Entwickelung  der  Stadt  die  Wege  mit  bereitet.  Nicht  die  ge- 
werbsmässige Bodenspekulation  hindert  die  Entwickelung  der  Städte, 
nicht  sie  legt  die  Ringe  um  die  Städte,  sondern  sie  hilft  die  Wege  zur 
Ausdehnung  der  Stadt  eröffnen,  denn  sie  hat  gerade  von  der  Ausdehnung 
der  Stadt  die  grössten  Vortheile.  Den  Ring  um  die  Stadt  legen  gerade 
die  Leute,  die  nicht  mit  dem  Lande  spekuliren  wollen,  kleine  Parzellen- 
besitzer, die  auf  ihrem  kleinen  Stückchen  Land  sitzen  und  es  bebauen 
wollen,  oder  reiche  Leute,  die  im  städtischen  Grund  und  Boden  eine 
sichere  Kapitalsanlage  sehen.  Von  diesen  Thatsachen  geht  die  „lex 
Adickes"  aus,  die  diesen  Grundbesitz  von  Leuten,  die  nicht  Spekulanten 
sind,  zum  Zwecke  der  Ausdehnung  der  Stadt  benutzen  will.  Die  Städte 
haben  sehr  häufig  die  Bodenspekulanten  benutzen  müssen,  um  die  Grund- 
besitzer, die  der  Ausdehnung  der  Stadt  hindernd  in  den  Weg  getreten 
sind,  auszukaufen. 

Aus  der  sozialen  Gegnerschaft  gegen  die  Bodenspekulation  ergiebt 
sich  die  soziale  Forderung,  die  Städte  sollen  durch  Landankäufe  die 
Spekulation  zum  Theil  ausschalten,  zum  Theil  einschränken  und  vor 
allen  Dingen  durch  die  Vorschrift  weiträumiger  Bebauung  die  Boden- 
preise niedrig  halten.  Wenn  die  Stadt  Land  ankauft,  so  tritt  sie  in 
die  Bodenspekulation  mit  ein,  kann  zum  Theil  anregend  auf  diese  und 
preissteigernd  wirken.  Es  kann  unter  den  hierfür  günstigen  Umständen, 
einer  Aufschwungsperiode,  eine  künstliche  Haussestimmung  genährt  und 
dadurch  das  Land  der  Bebauung  ferngehalten  werden. 

Bei  der  Vorschrift  weiträumiger  Bauweise,  dass  statt  fünf  Stock- 
werke nur  drei  gebaut  werden  dürfen,  oder  dass  nur  3/4  oder  V2  oder 
gar  nur  x/3  des  Bodens  bebaut  werden  darf,  geht  man  von  dem  für  sich 
betrachtet  richtigen  Gedanken  aus,  dass  eine  niedrigere  gesetzliche  Aus- 
nutzungsmöglichkeit  des  Bodens  auch  den  Bodenpreis  erniedrige.  Der 
geringeren  gesetzlichen  Ausnutzungsmöglichkeit  können  aber  andere, 
wirthschaftliche  Momente  entgegenwirken.  So  ist  z.  B.  in  Frankfurt 
trotz  der  Bauordnungen  von  1891  und  1897,  die  immer  energischer  die 
weiträumige  Bebauung  für  die  Aussenstadt  durchsetzen  sollten,  der  Ein- 
heitspreis für  das  Quadratmeter  entgegen  der  allgemeinen  Erwartung 
nicht  bloss  nicht  gefallen,  sondern  sogar  noch  gestiegen.  Der  Preis  des 
Bodens  stieg,  weil  nun  mehr  Bauland  erforderlich  war,  die  in  der  Auf- 
schwungsperiode sich  stark  vermehrende  Bevölkerung  unterzubringen, 
und  das  vorhandene  aufgeschlossene  Bauland  nicht  ausreichte.  Der 
Bodenpreis  hängt  ab  von  dem  möglichen  Miethertrag.    Dieser  ist  zu 
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•einem  erheblichen  Theile  bestimmt  durch  das  Verhältnis  von  Angebot 
und  Nachfrage  auf  dem  Wohnungsmarkt.  Die  Herabdrückung  der  Woh- 
nungsmiethen  vermindert  Werth  und  Preis  des  Bodens.  Sie  ist  nur  möglich 
in  Folge  einer  starken  Ausdehnung  der  Bauthätigkeit,  zum  mindesten 
hat  diese  Schritt  zu  halten  mit  dem  Wohnungsbedarf.  Die  Wohnungs- 
trage ist,  soweit  sie  Preisfrage  ist,  eine  Bauthätigkeitsfrage.  Das  Ziel 
<ler  Wohnungsreform  ist  daher  rechtzeitige  Schaffung  der  erforderlichen 
Wohnungen  durch  Förderung  der  Bauthätigkeit,  durch  eine  rationelle 
Organisation  der  Bodenspekulation,  des  Bau-  und  Hypothekenkredits  und 
der  Bauunternehmung;  nicht  Verdrängung  der  privaten  Thätigkeit  auf 
diesen  Gebieten,  sondern  ihre  bessere  Organisirung,  ihr  Zusammenwirken 
mit  der  Gemeinde  ist  die  Aufgabe. 

Oberbaurath  Professor  Baumeister-Karlsruhe:  Der  Herr  General- 
referent und  Herr  Dr.  Eberstadt  haben  darauf  hingewiesen,  wie  durch 
tiefe  Baublöcke  und  breite  Strassen  das  Wohnungswesen  in  eine  falsche 
Bahn  gelenkt  ist.  Die  Beweise  hierfür  liegen  hauptsächlich  in  unserer 
Reichshauptstadt  vor.  Ich  möchte  aber  doch  unsere  Städtebauer  davor 
in  Schutz  nehmen,  dass  sie  dieses  Beispiel  immer  befolgt  haben  und  es 
auch  jetzt  noch  befolgen.  Ich  habe  mit  meinem  Freunde  Stübben  schon 
lange  andere  Anschauungen  in  Wort  und  That  verfolgt.  Unser  Ziel  ist 
jetzt:  nicht  lauter  tiefe  Blöcke,  sondern  je  nach  dem  Bedürfniss  einen 
Bezirk  mit  breiten,  einen  andern  mit  schmalen  Blöcken,  die  ersteren  für 
die  Industrie,  für  das  Grossgewerbe,  für  den  Grosshandel,  die  anderen 
namentlich  für  die  Wohnungsbedürftigen.  Ebenso  machen  wir  es  mit 
den  Strassenbreiten.,  Wir  projektiren  nicht  lauter  breite  Strassen  von 
15,  20,  30  Metern,  sondern  wechseln  damit  ab.  Die  Hauptstrassen  für 
den  Verkehr  müssen  allerdings  grosse  Breiten  haben,  aber  wir  wünschen 
auch  schmale  Strassen,  ja  wir  wünschen  für  Wohnstrassen  die  aller- 
geringste Breite,  die  überhaupt  mit  dem  Verkehr  noch  vereinbar  ist,  eine 
Strassenbreite  von  acht  oder  zehn  Metern,  und  wenn  man  da  mehr  Luft 
hineinbringen  will,  so  suchen  wir  das  zustande  zu  bringen  durch  An- 
ordnung von  Vorgärten,  welche  weniger  Kosten  verursachen  als  grosse 
Strassenbreiten  und  ausserdem  Annehmlichkeiten  für  den  Besitzer  und 
für  das  Publikum  mit  sich  bringen. 

Ebenso  wie  die  Stadtbaupläne  dem  bösen  Berliner  Beispiel  nicht 
mehr  nachfolgen,  ist  dies  auch  mit  der  Stadtbauordnung  der  Fall.  Ich 
hoffe,  die  jetzige  Revision  der  Bauordnung  von  Berlin  wird  um  so  eher 
Gutes  zustande  bringen,  wenn  sie  sich  ein  Beispiel  an  den  zahlreichen 
recht  gut  angelegten  Bauordnungen  anderer  deutscher  Städte  nimmt,  die 
seit  zehn  Jahren  bemüht  sind,  nach  dem  Prinzip  der  Zonenbauordnung 
zu  erwägen,  wie  die  Vorschriften  lauten  sollen,  und  zwar  ganz  besonders 
diejenigen,  welche  auf  die  Bau  dich  tigkeit  Bezug  nehmen.  Das  sind:  die 
Flächenregel,  welche  einen  bestimmten  Theil  des  Bauplatzes  für  die 
Bebauung  freigiebt,  die  Abstandsregel,  welche  den  Lichteinfall  in  die 
Fenster  garantiren  will,  und  die  Zahl  der  Geschosse.  Die  Hygiene 
wünscht  in  dieser  Beziehung  möglichste  Weiträumigkeit,  andererseits 
scheint  es,  als  ob  die  Oekonomie,  die  wirthschaftliche  Rücksicht  eine 
möglichste  Dichtigkeit  fordere,  um  recht  viele  Leute  unterzubringen 
und  dadurch  die  Miethen  zu  ermässigen.  Aber  dieser  Schluss  ist  falsch, 
denn  die  Kosten  eines  Bauplatzes  sind  einfach  das  Produkt  aus  Fläche 
und  Einheitspreis.  Wo  Vorschriften  weiträumiger  Bebauung  bestehen, 
da  wächst  die  Fläche  und  sinkt  in  der  Regel  der  Einheitspreis,  und 
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umgekehrt,  wo  engere  Bebauung  zulässig  ist,  sinkt  die  Fläche,  aber 
es  steigt  der  Einheitspreis,  und  weil  diese  beiden  Faktoren  ungefähr 
wenigstens  von  denselben  Bedingungen  ausgehen,  so  ist  wohl  zu  schliessen, 
dass  ihr  Produkt  mehr  oder  weniger  dasselbe  bleibt. 

Wenn  ich  dabei  unwillkürlich  das  mehrfach  wiederholte  Theorem 
ausspreche,  dass  die  Baudichtigkeit  auf  den  Bodenpreis  einen  Einfluss 
habe,  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  Weiträumigkeit  den  Bodenpreis  er- 
niedrigt, so  verkenne  ich  nicht,  dass  noch  einige  andere  Momente  auf 
den  Bodenpreis  von  Einfluss  sind.  Aber  ich  möchte  doch  nicht  Herrn 
Dr.  Stein  beitreten,  der  ausgeführt  hat,  mit  dem  Vorschreiben  der  Weit- 
räumigkeit können  wir  ein  Sinken  der  Bodenpreise  nicht  erzielen,  ja 
unter  Umständen  steigen  sie  sogar.  Das  würde  nur  der  Fall  sein,  wenn 
zwingende  Umstände  vorliegen,  die  überhaupt  eine  Aenderung  der 
Bodenpreise  unmöglich  machen.  Ausserhalb  einer  grossen  Stadt  aber 
kann  man  sicherlich  durch  Vorschrift  der  Weiträumigkeit  den  Boden- 
preis niedrig  halten,  wo  er  noch  niedrig  ist,  unter  Umständen  ihn  noch 
weiter  herabdrücken,  die  Bedingung  dafür  ist  nur,  dass  viel  Bauland 
angeboten  wird,  und  dafür  zu  sorgen,  scheint  mir  Aufgabe  der  Gemeinden 
zu  sein.  Die  Gemeinden  sollen  viel  Bauland  aus  ihrem  eigenen  Besitz 
auf  den  Markt  bringen.  Sie  sollen  ihren  Besitz  zu  steigern  suchen 
durch  freiwillige  Käufe  und  bei  eigentlicher  Wohnungsnoth  vielleicht- 
auch  mit  Anwendung  der  Zwangsenteignung.  Aber  die  Gemeinden  haben 
nicht  nur  das  Recht,  sondern  sie  haben  mit  diesem  Recht  auch  eine  ge- 
wisse Pflicht  überkommen,  dass  sie  nicht  unter  die  Spekulanten  gehen, 
sondern  in  sorgfältiger  Art  ihre  Bauplätze  zu  Preisen  in  das  Publikum 
hineinbringen,  mit  denen  sie  der  Wohnungsfrage  zugute  kommen. 

In  Bezug  auf  die  Vorschriften  über  Feuersicherheit,  Festigkeit,  Ge- 
sundheit u.s.w.,  von  denen  die  eigentlich  technischen  Baukosten  abhängen, 
sind  unsere  Bauordnungen  noch  sehr  verbesserungsbedürftig.  Zwar  ist 
das  Zonenprinzip  bei  allen  guten  Bauordnungen  heutzutage  durchgeführt, 
aber  die  Minima,  welche  aus  Rücksicht  der  Feuersicherheit,  Festigkeit 
und  so  fort  verlangt  werden,  gehen  noch  vielfach  über  das  Nothwendige 
hinaus.  Diese  Minima  sollten  sorgfältiger  geprüft  werden,  damit  keine 
Ausnahmen  mehr  nothwendig  sind.  Man  hört  jetzt  so  oft  die  Forderung, 
zu  Gunsten  der  sogenannten  kleinen  Wohnungen  sollen  die  Mauern  dünner 
gemacht  werden  als  in  vornehmen  Häusern,  oder  für  kleine  Wohnungen 
bedürfe  es  einer  geringeren  Festigkeit  und  weniger  Licht-  und  Luft- 
zufuhr als  für  die  grossen  Wohnungen  der  Reichen.  Wenn  aber  eine 
Bauordnung  sich  auf  diese  Diflerenzirung  der  sozialen  Bauzwecke  ein- 
lässt,  dann  verliert  sie  den  Boden  unter  den  Füssen;  die  Minima  müssen 
für  alle  Klassen  gleich  sein,  es  sollten  keine  sozialen  Unterschiede  ge- 
macht werden.  Wenn  man  sie  machen  wollte,  müssten  sie  eher  in  ent- 
gegengesetztem Sinne  gemacht  werden,  dass  die  kleinen  Wohnungen 
mehr  Fürsorge  hinsichtlich  der  Gesundheit  und  Feuersicherheit  verdienen 
als  die  grossen,  weil  die  ärmeren  Klassen  gewöhnt  sind,  etwas  weniger 
sorgfältig  mit  Feuer,  Licht  und  mit  ihrer  eigenen  Gesundheit  umzugehen 
als  die  reichen  Leute.  Ich  halte  aber  eine  Unterscheidung  überhaupt 
nicht  für  heilsam.  Wir  wollen  nicht  schon  in  der  Bauordnung  Woh- 
nungen zweiter  Klasse  schaffen,  sondern  Allen  soll  das  gleiche  Recht 
zukommen.  Nur  solche  Unterschiede  sind  gerechtfertigt,  die  den  tech- 
nischen Eigenthümlichkeiten  entsprechen,  z.  B.  in  der  Wandstärke  kleiner 
und  grosser  Häuser,  in  der  Feuersicherheit  von  Einfamilienhäusern  und 
Massenwohnstätten. 
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Aus  den  Bauplatzkosten  und  den  eigentlichen  Baukosten  setzen  sich 
nun  die  Kosten  des  Hauses,  also  auch  die  Miethen  zusammen.  Es  ist 
leicht,  auf  diesem  Gebiete  mit  allgemeinen  Sätzen  zu  diskutiren.  Die 
Addirung  der  beiden  Preise  zu  einem  Gesammtpreise  aber  sollte  mög- 
lichst geschehen  mit  Hülfe  von  exakten  Zahlen,  —  Zahlen,  die 
natürlich  gewisse  Voraussetzungen  haben,  die  auf  gleiche  Basis  gestellt 
werden  müssen.  Redner  nimmt  in  dieser  Hinsicht  Bezug  auf  sein  ge- 
drucktes Referat  und  glaubt,  dass,  wenn  Stadtbauräthe  und  Oberbürger- 
meister diesen  Weg  einschlagen,  sie  imstande  sein  werden,  mit  viel 
grösserer  Sicherheit  die  Maassregeln  der  Gemeinde  zu  beurtheilen,  die 
zum  Segen  der  Wohnungsfrage  dienen  sollen.  Derartige  Zusammen- 
stellungen mit  exakten  Zahlen  und  nicht  bloss  mit  allgemeinen  Sätzen 
können  z.  B.  belehren,  wo  Mangel  an  Bauland  ist,  wo  eine  Preistreiberei 
von  Spekulanten  stattgefunden  hat,  wo  die  richtigen  Grenzen  für  die  ver- 
schiedenen Kategorieen  einer  Zonenbauordnung  zu  ziehen  sind,  auch  schon 
in  die  Zukunft  hinaus,  welches  die  Wirkungen  von  neuen  baupolizei- 
lichen Maassregeln  sein  werden.  Ich  möchte  empfehlen,  dass  in  Zu- 
kunft möglichst  dieser  Weg  mit  Zahl  und  Maass  betreten  wird,  um  da- 
durch den  Gemeindeverwaltungen  eine  solide  Basis  für  ihre  Maassregeln 
zu  liefern. 

Dr.  jur.  W.  Engel- Oharlottenburg:  Ich  sehe  in  der  Lösung  der 
Bodenfrage  eine  wesentliche  Voraussetzung  der  Lösung  der  Wohnungs- 
frage. Ich  halte  die  Auffassung  des  Herrn  Dr.  Stein  für  irrig,  dass 
der  kleine  Landbesitzer  die  Bauthätigkeit  hindere,  bezw.  durch  die  For- 
derung hoher  Summen  für  sein  baureif  gewordenes  Ackerland  den  Preis 
desselben  in  die  Höhe  treibe.  Der  einzelne  Ackerbesitzer  würde  niemals 
daran  denken  können,  für  seinen  Grundbesitz  derart  hohe  Preise  zu  nehmen, 
die  nachher  solche  Rückwirkungen  auf  das  Haus  und  die  Miethen  haben, 
wenn  nicht  die  Spekulanten  da  wären,  die  diesen  Grundbesitz  in  grossem 
Umfange  ankaufen.    Das  sehen  wir  in  allen  grösseren  Städten. 

Die  Steigerung  der  Bodenpreise  hängt  einmal  ab  von  der  Bauord- 
nung. Ich  stehe  in  dieser  Beziehung  im  wesentlichen  auf  dem  Stand- 
punkte Ebers tadt's;  aber  selbst  wenn  hier  Remedur  geschaffen  wird, 
so  bleibt  der  zweite  Grund  bestehen:  die  auch  dann  noch  steigende  Grund- 
rente und  ihre  Kapitalisirung.  Hier  ist  es  ganz  besonders  die  spekulative 
Grundrente,  die  ein  scharfes  Vorgehen  erfordert.  Die  auf  allen  Gebieten 
des  wirtschaftlichen  Lebens  nothwendige  Spekulation  hat  bei  Waaren  einen 
anderen  Charakter  und  übt  einen  anderen  Einfluss  aus  als  beim  Grund 
und  Boden,  weil  dieser  in  der  Grossstadt  einen  monopolartigen  Charakter 
hat.  Die  Einwände,  die  man  in  der  jüngsten  Zeit  gegen  die  Ausdrücke 
Bodenmonopol  und  Bodenspekulation  erhebt,  sind  zum  Theil  berechtigt, 
denn  diese  beiden  Ausdrücke  haben  nicht  etwas  scharf  Begrenztes,  aber 
sie  bezeichnen  eine  spezifische  Eigenschaft,  die  der  Handel  mit  Grund 
und  Boden  gegenüber  dem  Handel  mit  sonstigen  Gegenständen  annimmt. 
Die  Spekulation  hat  bei  Waaren  eine  ausgleichende,  beim  Boden  aber  im 
wesentlichen  eine  ausbeutende  Tendenz.  Das  zeigt  auch  die  Erfahrung. 
Ueberall  mit  steigendem  Bodenwerth  steigt  die  Verschuldung,  oft  noch 
rascher,  als  der  Preis  des  Grundstücks  überhaupt  steigt. 

Gegenüber  der  Erhebung  einer  Steuer  wird  eingewendet,  diese  Maass- 
regel nütze  nichts,  die  Steuer  werde  auf  den  Miether  abgewälzt.  Ich 
habe  versucht,  die  Unhaltbarkeit  dieser  Ansicht  nachzuweisen.  Man 
braucht  nur  auf  diejenigen  zu  blicken,  die  gewerbsmässig  mit  dem  Boden 
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spekuliren,  um  ein  leidlich  sicheres  praktisches  Urtheil  über  diese  Frage 
zu  erhalten.  Das  heisse  Bemühen  dieser  Interessenten,  eine  Herabsetzung 
der  Steuer  herbeizuführen,  die  Freude  beim  Gelingen  dieser  Bemühungen, 
der  leidenschaftliche  Kampf  bei  beabsichtigter  Einführung  oder  Erhöhung 
der  Grundwerthsteuer  beweist  deutlich,  was  diese  Geschäftskundigen  von 
einer  Erniedrigung  der  Steuer  erhoffen  und  von  der  Einführung  oder 
Erhöhung  befürchten.  Bei  Kartellirungen  wäre  es  an  sich  ja  möglich, 
die  Steuer  auf  den  Grund  und  Boden  überzuwälzen,  aber  die  Abwälzung 
findet  hier  ihre  Grenze  an  der  Leistungsfähigkeit  des  Miethers.  Der 
Miethpreis  entspricht  aber  im  allgemeinen  der  heute  möglichen  grössten 
Leistungsfähigkeit,  speziell  soweit  die  Arbeiterwohnungen  in  Betracht 
kommen.  Ist  diese  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  erreicht,  dann  ist  die 
Ueberwälzung  unmöglich,  dann  fällt  die  Steuer  auf  den  Besitzer  zurück. 

Bei  den  Grund  werthsteuern  kann  in  Betracht  kommen  die  Um- 
satzsteuer, die  dazu  dienen  soll,  der  Kapitalisirung  der  Rente,  die 
durch  den  häufigeren  Verkauf  des  Grundstückes  eintritt,  entgegenzu- 
treten. Diese  Umsatzsteuer  wird  wenigstens  zum  Theil  eine  Einwirkung 
auf  die  Bodenspekulation  haben,  aber  sie  trifft  nicht  diejenigen  Inter- 
essenten, die  den  Grund  und  Boden  ringmässig  zurückhalten,  oder 
kürzer  gesagt,  sie  trifft  nicht  in  erster  Linie  die  künstliche  Spekulation. 
Man  hat  hierfür  eine  Bauplatzsteuer  vorgeschlagen.  So  berechtigt  der 
hier  zu  Grunde  liegende  Gedanke  ist,  so  würde  ich  für  eine  Durch- 
führung und  Weiterführung  der  Bauplatzsteuer  nicht  eintreten.  Es  fehlt 
dafür  heute  die  gesetzlich  nothwendige  Basis.  Ich  erinnere  an  den 
Versuch  in  Bremen  und  die  vergeblichen  Versuche  in  Berlin  und 
Görlitz.  Diese  haben  bewiesen,  dass  die  Durchführung  der  Bauplatz- 
steuer im  allgemeinen  daran  scheitern  wird,  dass  festgestellt  werden 
soll:  wieweit  erstreckt  sich  der  Boden,  der  Ackerland  ist,  und  der 
Boden,  der  sich  heute  schon  als  vollkommen  baureif  darstellt.  Was  man 
mit  der  Bauplatzsteuer  erreichen  will,  erreicht  man  meines  Erachtens 
ebenso  gut  oder  noch  besser  mit  einer  Steuer  nach  dem  gemeinen  Werth. 
Heute  findet  eine  Besteuerung  nach  dem  Ertragswerth  statt.  Diese  mag 
vor  vierzig  Jahren  durchaus  den  Verhältnissen  angemessen  gewesen  sein : 
heute  widerspricht  sie  den  Hauptgrundsätzen  unserer  Finanz-  und  Steuer- 
politik auf  das  schärfste.  Ich  sehe  von  den  Mängeln  ab,  die  diese  Steuer 
durch  die  eigenartige  Durchführung  in  Preussen  erhalten  hat,  z.  B.  wegen 
der  weiten  Perioden,  in  denen  die  Einschätzung  stattfindet.  Sie  hat  an 
sich  schon  zwei  ausserordentlich  scharfe  Mängel:  einmal  setzt  sie  auf 
die  Bodenspekulation  geradezu  eine  Prämie,  indem  sie  diese  Plätze  wegen 
ihres  fast  fehlenden  Ertragswerthes  vollkommen  steuerfrei  lässt,  zweitens 
belastet  sie  die  Landwirthschaft  gegenüber  dem  Bodenbesitz  der  Städte. 
Angenommen,  eine  Stadtflur  sei  1200  ha  gross  und  durchweg  in  die 
gleiche  Grundsteuerklasse  eingeschätzt:  800  ha  seien  landwirtschaftlich 
benutzter  Boden  und  400  ha  seien  Bauplätze  oder  durch  Gärten,  indu- 
strielle Anlagen  und  ähnliches,  ohne  Rücksicht  auf  die  Gebäudesteuer, 
benutzt.  Der  Reinertrag  des  Bodens  sei  logisch  richtig  in  Rechnung 
gestellt.  Von  den  ersteren  800  ha  koste  das  Hektar  4000  M.,  von  den 
400  ha  durchschnittlich  20  000  M.  Die  1200  ha  sollen  im  ganzen 
1980  M.  Grundsteuer  aufbringen.  Dann  würden  die  800  ha  des  Land- 
wirths  1320  M..  die  400  ha  des  Nichtlandwirths  660  M.  Grundsteuer- 
antheil  zahlen,  d.  h.  es  zahlt  der  Landwirth  genau  das  Doppelte.  Wenn 
die  Steuer  dagegen  nach  dem  Werth  der  Grundstücke  ohne  Rücksicht 
auf  die  darauf  stehenden  Gebäude  bezahlt  wird,  dann  würde  der  Antheil 
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der  Landwirthe  3  200  000  M.,  der  der  Nichtlandwirthe  8  000  000  M.  be- 
tragen, und  der  Steuerantheil  ersterer  566  M.,  letzterer  dagegen  1414  M., 
Ich  will  davon  absehen,  dass  die  Ertragssteuer  in  sich  selber  heute 
schon  beim  Landwirth  ausserordentlich  mangelhaft  ist;  die  wenigsten 
Landwirthe  sind  in  der  Lage,  den  Reinertrag  für  ihren  Hof  und  ihre 
einzelnen  Grundstücke  festzustellen,  und  noch  schwieriger  ist  die  Lage 
für  den  Einschätzer,  der  auf  die  immerhin  zweifelhaften  Angaben  des 
Landwirthes  angewiesen  ist. 

Den  wesentlichsten  Vortheil  einer  Steuer  nach  dem  gemeinen  Werth 
sieht  der  Redner,  abgesehen  von  der  Wirkung,  die  sie  für  die  Wohnungs- 
frage hat,  vor  allen  Dingen  darin,  dass  diese  Steuer  und  die  mit  ihr 
verbundene  Statistik  die  Nothwendigkeit  einer  Zuwachssteuer  ergeben 
werde.  Die  Durchführung  dieses  Gedankens  in  Kiautschou  durch  die 
deutsche  Regierung  sei  sehr  dankenswerth.  Er  freue  sich,  dass  von  der 
württembergischen  Regierung  beim  Landtage  der  Antrag  eingebracht 
worden  sei,  für  die  Festung  Ulm  eine  Zuwachssteuer  einzuführen.  Den 
Vortheil  der  Zuwachssteuer  werde  der  Mittelstand  haben,  die  Arbeiter 
und  die  Landwirthe.  Diese  seien  es  werth,  dass  man  sich  in  dieser 
Beziehung  um  sie  bemühe. 

Dr.  v.  Mangoldt-Dresden:  In  einem  grundlegenden  Punkte  be-, 
steht  Uebereinstimmung  zwischen  den  Herren  Stein  und  Fuchs:  sie 
geben  zu  oder  behaupten,  dass  der  Bodenpreis  in  gewissem  Sinne  eine 
Grundlage  der  Miethpreise  sei  und  darauf  einen  Einfluss  habe.  Ich 
möchte  mich  der  Anschauung,  dass  der  Bodenpreis  einen  starken  Ein- 
fluss auf  die  Miethen  ausübt,  anschliessen.  Bei  der  Kürze  der  Zeit  be- 
schränke ich  mich  auf  die  Hervorhebung  weniger  Punkte.  Man  muss 
zur  Klärung  der  Sache  auseinanderhalten,  dass  im  Bodenpreise  zwei  ver- 
schiedene Dinge  stecken:  einmal  das,  was  die  Nationalökonomen  als  die 
Grundrente  bezeichnen,  dann  die  sogenannte  Kasernirungsrente.  die  man 
nicht  als  eigentliche  Grundrente  im  nationalökonomischen  Sinne  be- 
zeichnen kann.  Die  Grundrente  im  nationalökonomischen  Sinne  beruht 
auf  dem  Unterschiede  der  Produktionskosten.  Dadurch,  dass  Leute  mit 
verschiedenen  Produktionskosten  auf  den  Markt  kommen  und  ihre  Waaren 
zu  gleichen  Preisen  anbieten,  hat  derjenige  einen  Vortheil,  der  mit  gün- 
stigeren Produktionskosten  arbeitet.  Das  auf  den  Boden  übertragen,  ist 
die  Grundlage  der  eigentlichen  Grundrente.  Aber  in  den  weiten  Vorstadt- 
gebieten unserer  grösseren,  vielleicht  auch  mittleren  Städte,  in  den  ab- 
gelegenen Vorstadtstrassen  wird  man  nicht  behaupten  können,  dass  die 
Bauplätze  einen  besonderen  Vorzug  der  Lage  haben.  Trotzdem  waren 
seinerzeit  bei  Erbauung  der  Häuser  die  Baustellenpreise  sehr  hoch,  und 
wir  stossen  da  auf  eine  Erscheinung,  die  nicht  eigentlich  Grundrente 
ist.  Wenn  wir  bei  weit  draussen  liegenden  Baustellen  mit  Preisen  von 
40,  50,  60  M.  pro  Quadratmeter  zu  rechnen  haben,  so  kann  man  das 
durch  die  Grundrente  im  nationalökonomischen  Sinne  nicht  erklären; 
vielleicht  durch  Eskomptirung  der  zukünftigen  Grundrente  bis  zu  einem 
gewissen  Grade,  aber  nicht  vollständig.  Das  kommt  vielmehr  daher, 
dass  durch  eine  Reihe  verschiedener  Momente  eine  monopolähnliche 
Stellung  der  Baustellenbesitzer  und  Baustellenverkäufer  geschaffen  ist: 
daher,  dass  bei  der  natürlichen  Beschränktheit  des  Grund  und  Bodens 
und  bei  der  grossen  Nachfrage  danach  eine  sehr  günstige  Stellung  in 
dem  Spiel  von  Angebot  und  Nachfrage  für  die  Besitzer  bedingt  wird. 
Für  die  Bebauung  kommt  nämlich  an  und  für  sich  nicht  das  weite 
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Aussenland,  das  bebaut  werden  könnte,  in  Frage,  sondern  nur  der  relativ 
schmale  an  das  bebaute  Gebiet  sich  unmittelbar  anschliessende  Rand, 
denn  nur  der  wird  durch  Strassen  aufgeschlossen.  Dann  geht  im  all- 
gemeinen die  Politik  unserer  Städte  anscheinend  dahin,  aus  kommunal- 
fiskalischen Rücksichten  nur  verhältnissmässig  wenig  Strassen  anzulegen, 
denn  Strassen,  die  vor  der  Hand  nicht  bebaut  sind,  machen  nur  Un- 
kosten für  Beleuchtung,  Ueberwachung  u.  s.  w.,  und  davor  scheuen  sich 
die  Städte.  Sie  scheuen  sich  auch  davor,  eine  gewissermaassen  unregel- 
mässige und  zerstreute  Stadtanlage  zu  schaffen.  Es  scheint,  als  ob  in 
Amerika  die  Sache  etwas  anders  wäre,  als  ob  dort  in  grosser  Fülle 
durch  den  riesigen  Unternehmungsgeist  meilenweit  Strassen  angelegt 
werden  und  dadurch  eine  Konkurrenz  erzielt  wird,  die  wir  in  Deutsch- 
land nicht  haben. 

Es  ist  also  eine  monopolähnliche  Stellung  der  Baustellenbesitzer 
vorhanden  aus  verschiedenen,  namentlich  rechtlichen  und  administrativen 
Ursachen.  Aber  das  ist  nur  die  eine  Seite  der  Frage;  wir  müssen  doch 
noch  erheblich  tiefer  greifen,  um  zum  wahren  Kern  zu  kommen.  Ueber- 
haupt  passt  das  ganze  privatkapitalistische  System  für  die  Stadterweite- 
rung wie  die  Faust  aufs  Auge  oder  der  Esel  zum  Saitenspielen.  Die 
Stadterweiterung  ist  ein  öffentliches  Geschäft;  so  ist  sie  auch  in  den 
vergangenen  Jahrhunderten  gehandhabt  worden.  Wir  halten  uns  über 
die  theueren  Bodenpreise  auf.  Sind  sie  aber  nicht  eine  nothwendige  Folge 
der  privaten  Stadterweiterung?  Bei  der  privaten  Stadterweiterung  nimmt 
natürlich,  wie  beim  privatkapitalistischen  System  überhaupt,  Jeder  das, 
was  er  kriegen  kann.  Es  ist  ein  allgemeines  Rennen  und  Reissen  um 
den  grössten  Vortheil.  Da  haben  Sie  im  Stadterweiterungsgebiet  zunächst 
die  Urbesitzer,  die  ehemaligen  Bauern  und  Gärtner.  Das  sind  Leute  aus 
ganz  anderen  Wirthschaftskreisen,  denen  fällt  der  Reichthum  in  den  Schoss. 
Es  sind  grösstentheils  nicht  eigentliche  Spekulanten;  sie  können  deswegen 
warten,  weil  ihnen  ja  nicht  hohe  Zinsen  auflaufen,  denn  ihnen  hat  der 
Grund  und  Boden  keine  Spekulationspreise  gekostet.  Deshalb  halten  sie 
die  ganze  Stadterweiterung  in  unglücklicher  Weise  vielfach  auf  und 
schnellen  die  Bodenpreise  ganz  ungemein  in  die  Höhe.  Das  wäre  nicht 
möglich,  wenn  die  Stadterweiterung  ein  öffentliches  Geschäft  wäre.  Dann 
würde  es  heissen  wie  seinerzeit  unter  den  Hohenzollern:  Du  bekommst 
—  nicht  den  Ackerwerth,  so  hart  bin  ich  nicht  —  aber  das  Doppelte 
oder  Dreifache  davon  und  damit  fertig.  Aber  bei  der  privaten  Stadt- 
erweiterung sind  sie  in  der  Lage  zu  nehmen,  was  sie  bekommen,  und 
das  ist  sehr  viel. 

Weiter  spielt  herein  der  Umstand  der  sogenannten  Zwangsstücke,  das- 
jenige, was  die  „lex  Adickes"  durch  die  Umlegung  beseitigen  will,  die- 
jenigen Stücke,  die  unter  Umständen  mit  einem  wahnsinnigen  Preise 
bezahlt  werden  müssen.  Ich  könnte  aus  Dresden  Beispiele  anführen,  wo 
Hunderttausende  für  verhältnissmässig  sehr  wenig  Land  gezahlt  worden 
sind,  nur  um  ein  grosses  Gelände,  das  angekauft  war,  aufschliessen  zu 
können. 

Dann  noch  ein  Moment,  das  unabweislich  mit  der  privaten  Stadt- 
erweiterung verbunden  ist,  der  Zinsenauflauf.  Es  ist  richtig,  dass  die 
Privatspekulation  sehr  grosse  Verluste  erleiden  kann.  Aber  ist  es  nicht 
ein  in  Grund  und  Boden  verkehrtes  System,  Bedarfsgüter,  die  man  erst 
nach  10 — 20  Jahren  brauchen  wird,  schon  zehn,  zwanzig  Jahre  vorher 
zu  enorm  erhöhten  Preisen  aufzukaufen?  In  dieser  Lage  ist  aber  die 
private  Stadterweiterung,  denn  sonst  bringt  sie  überhaupt  kein  auf- 


635 


schliessungsfähiges  Gelände  zusammen,  sonst  kann  sie  ihre  Funktionen 
nicht  ausüben.  Wäre  die  Stadterweiterung  öffentlich,  so  würde  sie  nicht 
gezwungen  sein,  Bedarfsgüter  vorher  zu  kaufen,  sondern  sie  würde  sie 
erst  dann  heranziehen,  wenn  sie  wirklich  gebraucht  werden.  Damit  fiele 
die  ganze  enorme  Vertheuerung  durch  den  Zinsenauflauf  fort. 

Eine  ungemein  bedenkliche  Folge  der  privaten  Stadterweiterung  ist 
ferner,  dass  auf  viele  Kilometer  hinaus,  ausserhalb  der  grossen  Städte, 
das  für  diejenigen,  die  sich  dort  ansiedeln,  natürliche  System,  Nutz- 
gärten zu  haben  und  etwas  Kleinvieh  zu  halten,  durch  das  Empor- 
schnellen der  Bodenpreise,  durch  das  Hineinspielen  der  spekulativen 
Momente  absolut  unmöglich  gemacht  ist. 

Ich  schliesse,  indem  ich  der  Meinung  Ausdruck  gebe:  dieses  ganze 
System  des  Schacherns  und  Wucherns  mit  unserem  vaterländischen 
Boden  ist  vollständig  verfehlt,  und  wir  werden  erst  zu  besseren  Zu- 
ständen kommen,  wenn  wir  die  Axt  an  die  Wurzel  legen  und  sagen, 
dass  die  Stadterweiterung  in  allen  Theilen  ein  öffentliches  Geschäft 
ist  und  als  solches  auch  behandelt  werden  muss. 


(Schluss  der  Sitzung  12  Uhr.) 


II.  Sitzung. 
Montag,  den  16.  Juni,  Nachmittags  l1^  Uhr. 


Fortsetzung  der  Diskussion  über  das  1.  Hauptthema. 

Stadtrath  Dr.  Flesch -Frankfurt  a.  M.:  Herr  Professor  Fuchs  er- 
klärt die  Wohnungsfrage  vor  allem  für  eine  Kreditfrage;  dass  sie  eine 
Lohn  frage  ist,  erwähnt  er  überhaupt  nicht,  und  Eberstadt  meint  in 
seinem  schriftlichen  Referat,  „nur  Vertheidiger  des  gegenwärtigen  Woh- 
nungswesens hätten  diese  Behauptung  aufgestellt".  Ich  habe  das  Wort  von 
der  Wohnungsfrage  als  einer  Lohnfrage  wohl  zuerst  —  1886  in  meinem 
Gutachten  für  den  Verein  für  Sozialpolitik  —  gebraucht  und  vertrete  es 
heute  noch.  Wenn  der  Minimalherstellungspreis  einer  Wohnung  vom 
Baumeister  unter  idealen  Verhältnissen  auf  2700 — 3000  M.  berechnet 
wird,  bedeutet  das  eben,  dass  ein  Arbeiter  mit  gewöhnlichem  Lohn  ent- 
weder keine  ausreichende  Wohnung  finden  oder  eine  solche  nur  benutzen 
kann,  wenn  ein  Theil  der  Kosten  von  Anderen  bezahlt  wird.  Bei  3  M. 
Tagelohn  kann  er  nur  0,50  M.  täglich,  oder  3—3,50  M.  wöchentlich 
oder  ca.  14 — 15  M.  monatlich  aufwenden.  Da  man  hierfür  keine 
Wohnung  liefern  kann  und  da  Mittel,  den  Lohn  zu  heben,  ohne  die 
Miethen  zu  steigern,  nicht  gegeben  sind,  ist  die  Wohnfrage  Lohn- 
frage. Was  folgt  daraus?  Einfach,  dass,  solange  dies  der  Fall 
ist,  man  suchen  muss,  die  Kosten  der  Wohnung  zu  verbilligen,  ent- 
weder durch  Reduktion  des  Minimalbedarfs  —  was  sehr  wenig  erfreulich 
ist  —  oder  durch  Ersparnisse  am  Bau,  d.  h.  entweder  Elimination  des 
Unternehmergewinns  (Erbbau,  Genossenschaftsbau)  oder  Verzicht  auf 
Ersatz  gewisser  Kosten,  insbesondere  durch  Gewährung  aussergewöhn- 
lich  billiger  Zinsen  (gemeinnützige  Baugesellschaften  u.  s.  w.).  Die  Woh- 
nungsfrage ist  eben  nicht  nur  Kreditfrage  oder  Baufrage  oder  Kosten- 
frage, sondern  in  weitgehendem  Maasse  und  für  zahlreiche  Volksschichten 
auch  Lohnfrage. 

Dr.  Rud.  Eber  Stadt -Berlin:  Meine  Herren!  Vor  meiner  Abreise 
nach  Düsseldorf  habe  ich  nochmals  einen  Blick  geworfen  in  jene  alten, 
uns  allen  lieb  gewordenen  Blätter,  in  denen  der  Verein  für  Sozialpolitik 
seine  Bearbeitungen  der  Wohnungsfrage  zuerst  1872,  dann  1886  nieder- 
gelegt hat.  Ich  Hess  noch  einmal  die  alten  Kämpfe  und  Kampfesrufe 
der  siebziger   und   achtziger  Jahre   an  mir  vorüberziehen.    In  voller 
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Frische,  damals  wie  heute,  zeigt  sich  noch  das  Eingreifen  der  ersten 
Führer,  vor  allem  von  Adolph  Wagner  und  Gustav  Schmoller;  und 
auch  die  Argumente  der  Gegner  zeigten  mir,  wenn  nicht  dem  Namen, 
so  doch  der  Sache  nach  manchen  alten  Bekannten.  Seit  jener  Zeit  hat 
die  Wissenschaft  des  Wohnungswesens  begonnen  sich  zu  einer  Fach- 
wissenschaft auszuwachsen.  Ich  sage  mit  Vorbedacht  „Fachwissen- 
schaft", nicht  „  Spezial Wissenschaft" ;  denn  davor  möge  sie  bewahrt 
bleiben,  dass  sie  zu  einer  Spezialwissenschaft  werde,  wie  andere  Gebiete 
sie  zu  Dutzenden  ausgebildet  haben.  Aber  den  Anspruch,  eine  Fach- 
wissenschaft zu  sein,  darf  die  Wissenschaft  des  Wohnungswesens  heute 
erheben.  Sie  setzt  sich  zusammen  aus  den  Kenntnissen  und  dem  Rüst- 
zeug dreier  grossen  Gebiete.  Es  sind  dies  die  Verwaltungslehre,  die 
Nationalökonomie  und  die  Technik.  Lange  Jahre  hindurch  hatte  wäh- 
rend der  neueren  Entwickelung  der  Techniker  nahezu  die  alleinige  Be- 
arbeitung des  Wohnungswesens ;  ihm  trat  zuerst  der  Nationalökonom  zur 
Seite.  Der  letzte,  dessen  Mitarbeit  ich  besonders  wünsche,  ist  der  Ver- 
waltungsjurist, der  hoffentlich  bald  mit  voller  Theilnahme  in  unsere 
Wissenschaft  eintreten  wird. 

Dass  das  Zusammenwirken  dieser  drei  Gebiete  im  Wohnungswesen 
erforderlich  ist,  bildet  auch  die  Voraussetzung  für  das  schriftliche  Re- 
ferat, das  mir  übertragen  wurde,  es  betrifft  die  Preisbildung  der 
Bodenwerthe.  Herr  Professor  Fuchs  hat  dieses  Thema  so  klar  und 
trefflich  dargelegt,  dass  mir  kaum  noch  etwas  zu  sagen  bleibt.  Ich  kann 
nur  noch  einzelne  Momente  unterstreichen  und  hervorheben. 

Bei  der  Stadterweiterung  tritt  jene  hohe  Werthsteigerung  des  Bodens 
ein:  die  Umwandlung  von  Ackerland  in  Bauland.  Hier  zeigt  sich  bereits 
die  grundlegende  Bedeutung  der  städtischen  Bauweise,  durch  die  die 
Richtung,  die  Form,  die  Intensität  bestimmt  wird,  mit  der  die  Um- 
wandlung von  Ackerland  in  Bauland  erfolgt.  Die  Frage,  die  ich 
mir  bei  der  Untersuchung  dieses  Vorganges  vorlegen  musste,  geht  nun 
dahin:  in  welcher  Richtung  vollzieht  sich  die  mit  jener  Umwandlung 
verbundene  Werthbewegung?  Ist  sie  nur  von  innen  nach  aussen  oder 
ist  sie  von  aussen  nach  innen  gerichtet?  Dieses  Fortschreiten  der  spe- 
kulativen Werthsteigerung  habe  ich  als  die  Marschroute  der  Boden- 
spekulation bezeichnet.  Es  hat  sich  gezeigt,  dass  die  Bodenspekulation 
nicht  wie  die  echte  Grundrente  von  innen  nach  aussen,  sondern  dass  sie 
von  aussen  nach  innen  geht.  Weiter  war  zu  betrachten  die  Wirkung 
der  gedrängten  Bauweise.  Es  ergab  sich,  dass  sie  nicht  den  Bodenpreis 
auf  die  einzelne  Wohnung  verbilligt,  sondern  dass  sie  nur  den  Boden- 
preis entsprechend  der  gedrängten  Ueberbauung  erhöht.  Endlich  hat 
die  Untersuchung  der  Stadtefweiterung  in  den  verschiedenen  Städten 
gezeigt,  dass  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  nicht  ohne  weiteres 
für  die  Preisbildung  der  Bodenwerthe  herangezogen  werden  kann.  Be- 
baut wird  zunächst  nicht  das  angebotene  Land,  sondern  dasjenige  Land, 
an  dem  Spekulanten  und  Kapitalisten  ein  Interesse  haben,  um  durch  die 
Bebauung  ihre  Gewinne  zu  realisiren. 

Diese  verschiedenartigen  Werthsteigerungen  des  Bodens  nennen  wir 
nun  die  spekulative  Steigerung  deshalb,  weil  eine  Preissteigerung  er- 
zielt wird  ohne  eine  Substanzänderung.  Das  ist  das  gemeinsame  Moment 
in  allen  Spekulationen,  nicht  etwa,  wie  Dr.  Stein  glaubt,  das  Moment 
der  Zukunft.  Die  am  leichtesten  fassbaren  Spekulationen  gründen  sich 
vielmehr  gerade  auf  Thatsachen,  die  in  der  Vergangenheit  oder  in  der 
Gegenwart  liegen,  und  zwar  geschieht  dies  an  der  Börse  ebenso  wie  im 
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Grundstücksgeschäft.  Die  vorhandene  Steigerung  einer  Dividende 
wird  zu  spekulativen  Operationen  in  Werthpapieren  benutzt,  nicht  so 
sehr  die  künftige.  Die  vorhandene,  bereits  beschlossene  Anlage  einer 
Markthalle,  eines  Gymnasiums,  eines  Schlachthofes  wird  zu  Boden- 
spekulationen benutzt,  nicht  etwa  die  nicht  vorhandene.  Nun  gar  erst 
die  Häuserspekulation,  die  auf  Miethsteigerungen,  die  Bodenspekulation, 
die  auf  Stadterweiterungsplänen  beruht.  In  der  Auffassung  der  Speku- 
lation muss  ich  deshalb  Herrn  Dr.  Stein,  mit  dem  ich  in  den  Zielen 
übereinstimme,  widersprechen.  Allerdings  muss  ich  entschieden  betonen 
—  das  ist  in  meinem  Referat  eingehender  dargelegt,  und  wenn  dieses 
Herrn  Dr.  Stein  bekannt  gewesen  wäre,  so  hätte  sich  hier  wohl  keine 
Abweichung  ergeben  — :  der  Ausdruck  „Bodenspekulation"  ist  so  wenig 
bezeichnend  für  die  Sache  wie  nur  möglich.  Aber  wir  müssen  den  Aus- 
druck anwenden  in  Ermangelung  eines  andern,  und  wir  müssen  uns  klar 
werden  über  die  Bedeutung  des  Wortes.  Von  mancher  Seite  wird  mit 
dem  Ausdruck  ein  ganz  nebelhafter  Begriff  verbunden,  der  alle  mög- 
lichen und  unmöglichen  Vorgänge  decken  soll.  Von  fachwissenschaftlicher 
Seite  ist  dies  aber  nie  geschehen.  Die  Spekulation  an  sich  ist  nichts 
weiter  als  eine  Geschäftsabsicht.  Zu  ihrer  Verwirklichung  bedarf  sie 
bestimmter  Voraussetzungen,  und  alle  meine  Arbeiten  waren  stets  darauf 
gerichtet,  diese  Voraussetzungen  zu  nennen,  sie  festzustellen,  sie  im 
einzelnen  nachzuweisen. 

Wenn  nun  Dr.  Stein  meint,  dass  die  Spekulation  der  Stadterweite- 
rung nutze,  dass  sie  gar  neue  Werthe  aufspüre,  so  ist  dies  nicht  zu- 
treffend. Die  Bodenspekulation,  die  sich  selbst  überlassen  bleibt,  macht 
die  gröbsten  Irrthümer  und  Fehlgriffe.  Das  einzige  Mal,  wo  wir  eine 
sich  selbst  überlassene  Bodenspekulation  hatten,  war  in  den  siebziger 
Jahren,  wo  in  der  Umgegend  von  Berlin  nicht  auf  die  schematische 
Bauweise,  sondern  auf  den  Landhausbau  spekulirt  wurde.  Was  aber 
wurde  aus  dieser  Werthe  aufspürenden  Spekulation?  Sie  ist  schmählich 
verkracht,  wie  jede  andere  Spekulation  zusammenbricht,  der  die  ge- 
waltigen Stützen  fehlen,  die  die  Bodenspekulation  heute  für  sich  hat.*) 
Die  Bodenspekulation,  wie  wir  sie  heute  kennen  und  die  den  Bodenwerth 
geschäftsmässig  herauftreibt,  braucht  zu  ihrem  Betriebe  ganz  bestimmte 
Einrichtungen.  Zwei  Gebiete  der  Verwaltung  sind  es,  deren  Mitwirkung 
die  Bodenspekulation  bedarf;  der  Städtebau  und  der  Realkredit.  Bezüg- 
lich des  Realkredits  besteht  jetzt,  wie  ich  hoffe,  in  der  Wissenschaft 
Uebereinstimmung.  Wir  wissen  heute,  dass  unser  Immobiliarpfandrecht 
und  Grundbuchwesen  den  Interessen  der  Spekulation  dient  und  dass  hier 
der  Schwerpunkt  der  Wohnungsreform  liegt.  Die  Endziffern  der  speku- 
lativen Werthbewegung  habe  ich  an  anderer  Stelle  gegeben  (in  meiner 
Schrift  „Der  deutsche  Kapitalmarkt",  S.  219  ff.);  einige  Einzelbeispiele, 
die  darthun,  wie  in  geradezu  naiver  Weise  ein  gesteigerter  Bodenwerth 
durch  hypothekarische  Bodenbelastung  geschaffen  wird,  sind  in  meinem 
Referat  verzeichnet.  Wie  aber  steht  es  mit  dem  Städtebau?  Hier 
allerdings  scheinen  unter  den  Technikern,  Nationalökonomen  und  Ver- 

*)  „Von  den  ca.  30  Terraingesellschaften  überlebten  nur  sieben  den  all- 
gemeinen Zusammenbruch,  und  auch  ihre  Kurse  bewegten  sich  in  den  Jahren 
des  Niederganges  zwischen  10  -  20  °/0,  waren  also  niedriger  als  ihre  früheren 
Dividenden.  Uebrigens  sei  betont,  dass  die  Preise  der  Gründerjahre  in  der 
Umgegend  —  ganz  anders  wie  in  Berlin  selbst  —  im  Vergleich  mit  den  heutigen 
Preisen  äusserst  niedrig  waren."  Paul  Voigt,  Grundrente  und  Wohnungs- 
frage.   Jena  1901,  S.  119. 
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waltungsjuristen  noch  Meinungsverschiedenheiten  zu  bestehen.  Gegner 
der  schematischen  Bauweise  und  der  Zwangsschablone  im  Städtebau  sind 
wir  ja  alle.  Nur  darüber  gehen  die  Meinungen  auseinander,  ob  man 
-die  Missstände  mehr  durch  den  Bebauungsplan  oder  durch  die  Bau- 
ordnung bekämpfen  solle.*)  Ich  glaube,  dass  diese  Meinungsverschieden- 
heit keine  grundsätzliche  ist,  und  je  klarer  wir  sie  aussprechen,  um  so 
rascher  wird  sie  überwunden  sein. 

Betrachten  wir  nun  die  einzelnen  Momente,  die  aus  der  Unter- 
suchung des  Wohnungswesens  hier  zur  Sprache  gebracht  wurden,  so 
haben  wir  die  Gewissheit,  dass  die  Entwicklung,  wie  wir  sie  heute  in 
Deutschland  haben,  in  keiner  Weise  eine  natürliche  und  unabänderliche 
ist,  sondern  dass  sie  in  hohem  Maasse  auf  ganz  bestimmten  Einrich- 
tungen beruht.  Hier  steht  denn  auch  der  Grenzpfahl  in  den  Anschau- 
ungen über  die  Wohnungsfrage;  hier  steht  der  Wegweiser,  der  die  einen 
heisst  rechtswärts,  die  anderen  linkswärts  gehen. 

Wer  glaubt,  dass  wir  einer  natürlichen  Entwicklung  gegenüber- 
stehen, der  wir  uns  blindlings  unterwerfen  müssen,  höchstens  mit  der 
Aussicht  auf  Milderungen  im  Einzelnen,  mit  dem  giebt  es  für  mich  kein 
Paktiren.  Wer  dagegen  anerkennt,  dass  die  Missstände  im  Wohnungs- 
wesen und  Städtebau  auf  bestimmten,  nachweisbaren  Grundlagen  be- 
ruhen, der  wird  sich  auch  mit  einem  Gegner  in  Einzelfragen  leicht  ver- 
ständigen. Die  Eeferate  wie  die  Verhandlungen  des  Kongresses  haben 
gezeigt,  dass  die  Erkenntniss  in  immer  weitere  Kreise  dringt:  wir  haben 
die  Mittel,  um  die  politischen,  sozialen  und  wirtschaftlichen  Missstände 
im  Wohnungswesen  zu  bessern,  und  wir  wollen  sie  anwenden. 

Geh.  Baurath  Stübben-Köln:  Es  ist  zwischen  nützlicher  und 
schädlicher  Bodenspekulation  zu  unterscheiden.  Wenn  eine  Gesellschaft 
ein  grösseres  Gelände  in  der  Stadtumgebung  zusammenkauft,  um  es  mit 
neuen  Strassen  zu  durchziehen,  die  so  gebildeten  Baugrundstücke  mit 
angemessenem  Nutzen  zu  verkaufen  und  dadurch  die  Wohnungsproduk- 
tion  zu  erleichtern  und  zu  vermehren,  so  verdient  das  nicht  Zurück- 
weisung, sondern  Förderung.  Wenn  aber  ein  Kapitalist  oder  gar  eine 
kapitalistische  Gesellschaft  Grundstücke  im  Umkreise  der  Stadt  an  allen 
Ecken  und  Enden  aufkauft,  nicht  um  sie  der  Bebauung  entgegenzuführen, 
sondern  um  sie  liegen  zu  lassen,  bis  sie,  ohne  eigene  Thätigkeit  der 
Eigenthümer,  in  den  möglichst  hohen  Werth  hineinwachsen,  bis  sie 
andere  in  der  Bebauung  stören  und  schliesslich  zu  theuren  Preisen  er- 
worben werden  müssen,  um  die  Hindernisse  der  städtischen  Entwicke- 
lung  zu  beseitigen,  dann  ist  das  eine  schädliche,  schlechte  Bodenspeku- 
lation, die  zu  bekämpfen  ist.  Auch  kleine  Eigenthümer,  Gärtner  und 
dergl.,  von  denen  Herr  Dr.  Stein  gesprochen  hat,  können  solche  Hinder- 
nisse bewusst  und  unbewusst  der  Bauthätigkeit  in  den  Weg  legen,  und 
*ines  der  Ziele  der  „lex  Adickes"  ist  die  Beseitigung  solcher  Hinder- 
nisse durch  Umlegung.  Herr  Dr.  Stein  hat  ferner  angegeben,  die 
Frankfurter  Staffelbauordnung  habe  ihre  Bestimmung  nicht  voll  erreicht, 
denn  sie  habe  das  Steigen  der  Bodenpreise  nicht  zu  verhüten,  die  Er- 
stellung der  Wohnungen  nicht  zu  verbilligen  vermocht.  Der  eigent- 
liche Zweck  der  Staffelbauordnung  ist  aber  nicht  die  Verbilligung,  son- 
dern die  Verbesserung  des  Wohnungswesens,  und  das  Steigen  der  Boden- 
werthe  soll  durch  sie  nicht  verhindert,  sondern  es  soll  die  Grenze,  bis  zu 


*)  Vgl.  Centraiblatt  der  Bauverwaltung  vom  14.  Juni  1902,  S.  290. 
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welcher  das  Ansteigen  der  Preise  sich  vollzieht,  niedriger  gesteckt  werden. 
Es  soll  der  Anreiz  zu  der  geschilderten  städtischen  Bodenspekulation 
geschwächt  werden.  In  sozialer,  hygienischer,  moralischer  Beziehung  hat 
die  flache  Bauweise  schon  den  Vortheil,  dass  die  Leute  nicht  gezwungen 
sind,  in  fünf  Etagen,  um  die  Höfe  herum  in  Dutzenden  von  Familien  sich 
zusammenzupferchen.  Wohlfeiler  ist  aber  das  Wohnen  durch  den  Bau 
der  grossen  Miethkasernen  keineswegs  geworden.  Wir  werden  also  die 
schlechte  Grundstücksspekulation  zu  bekämpfen  und  durch  Maassnahmen 
öffentlich  rechtlicher  Art  dafür  zu  sorgen  haben,  dass  die  sozial  und 
hygienisch  bessere  Wohnweise  allgemeiner  verbreitet  werde  als  bisher.  Der 
Streit,  ob  das  durch  den  Bebauungsplan  oder  durch  die  Bauordnung  oder 
durch  Beides  zu  geschehen  habe,  sollte  eigentlich  keine  Schärfe  in  sich 
haben.  Man  muss  das  Ziel  auf  jede  gangbare  Weise  zu  erreichen  suchen. 
Mit  Recht  hat  Baumeister  darauf  hingewiesen,  dass  man  nicht  die  Festig- 
keit des  Hauses,  den  Feuerschutz  und  die  hygienischen  Einrichtungen  nach 
dem  Subjekt  richten  solle,  welches  das  Haus  benutzt,  sondern  nach  dem 
Objekt,  nach  dem  Hause  selbst.  So  hat  man  auch  im  Eheinischen 
Verein  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  die  Aufgabe  ver- 
standen, die  mit  „sozialer  Abstufung  der  Bauordnung"  bezeichnet  wurde. 
Man  wollte  nicht  etwa  den  Arbeitern  und  anderen  minder  gut  gestellten 
Leuten  etwas  weniger  an  Luft  und  Licht  zukommen  lassen  als  den  besser 
gestellten,  sondern  durch  massigere  baupolizeiliche  Ansprüche,  die  in  dem 
Objekt  des  Hauses  liegen,  es  ermöglichen,  dass  die  kleineren  Häuser,  die 
flache  Bauweise,  auch  wirthschaftlich  gestärkt  werde  gegenüber  dein 
Massenmiethhause.  Man  hat  geglaubt,  dass  es  zulässig  sei,  und  glaubt 
es  noch,  in  der  Treppenbreite,  in  der  Mauerstärke,  in  der  Etagenhöhe, 
in  Feuerschutzfragen  und  anderen  Dingen,  nicht  mit  Rücksicht  auf  die 
Bewohner,  sondern  mit  Rücksicht  auf  das  Haus  selbst,  unter  Umständen 
billigere  Ansprüche  erheben  zu  können,  im  übrigen  unter  vollständiger 
Aufrechterhaltung  der  hygienischen  und  der  konstruktiven  Rücksichten 
und  auch  der  Feuersicherheit.  In  diesem  Sinne  glaube  ich,  dass  ausser 
der  örtlichen  Abstufung  der  Bauordnung  in  gewissem  Umfange  und  in 
vorsichtiger  Umgrenzung  auch  eine  soziale  Abstufung  der  Bauordnung 
wohl  an  der  Zeit  ist. 

Die  Gemeinden  sollen  zwar,  so  hat  man  vielerseits  empfohlen,  mög- 
lichst viel  Land  im  Stadterweiterungsgebiete  ankaufen,  aber  das  allein 
erfüllt  den  gewollten  Zweck  nicht.  Die  Gemeinden  könnten  unter  Um- 
ständen ebenso  schädlich  spekuliren  wie  der  Privatmann.  Sondern  der 
Zweck  wird  nur  dann  erfüllt,  wenn  die  Gemeinden  auf  dem  erworbenen 
Gelände  auch  Strassen  und  Entwässerungen  u.  s.  w.  anlegen,  wenn  sie 
nicht  die  höchstmöglichen  Bodenpreise  herauszuschlagen  suchen,  sondern 
das  Gelände  seinem  sozialen  Zwecke,  Häuser  zu  tragen,  in  besserer,  ver- 
ständiger Weise  entgegenführen,  wenn  sie  dadurch  den  Grundstücks- 
markt und  den  Wohnungsmarkt  bereichern  und  mittelbar  die  schlechten 
Wohnungszustände  bekämpfen.  Deshalb  empfehlen  wir  a)  Staffelbauord- 
nung, b)  Bekämpfung  der  schlechten  Bodenspekulation,  c)  Förderung  der 
guten  Bodenspekulation. 

H.  Goeman  Borgesius,  Minister  des  Innern  a.  D.,  Mitglied  der 
zweiten  Kammer  der  Generalstaaten,  Haag:  Der  Herr  Referent  möchte 
das  statistische  Material  der  holländischen  Referate  mündlich  ergänzt 
wissen.  Ich  glaube  nicht,  dass  ich  diesen  Wunsch  befriedigen  kann. 
Statistisch  festzustellen,  welchen  Einfluss   die  Bodenpreise  auf  die  Bau- 
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preise,  auf  die  Miethpreise  haben,  ist  sehr  schwer.  Auch  in  Deutsch- 
land hat  man  noch  keine  Statistik  auf  diesem  Gebiete.  Ich  will  Ihnen 
aber  trotzdem  etwas  über  holländische  Zustände  mittheilen.  Mit  Recht 
hat  Herr  Professor  Fuchs  gesagt,  dass  Nachfrage  und  Angebot  auch 
hier  ausschlaggebend  sei.  In  Holland  ist  in  der  Nähe  der  grossen 
Städte  das  grösste  Uebel,  dass  das  Angebot  von  Baugrund  künstlich 
niedrig  gehalten  wird.  Der  Boden  ist  in  der  Nähe  unserer  grossen 
Städte  meist  in  den  Händen  grosser  Kapitalisten  und  starker  industrieller 
Vereine.  Diese  haben  Geld,  sie  wissen,  dass  die  Bevölkerung  rasch  zu- 
nimmt und  dass  sich  ihr  Warten  in  Zukunft  mit  Wucher  bezahlt  machen 
wird.  Zum  Beispiel  sind  im  Jahre  1830  in  der  Nähe  vom  Haag,  ich  kann 
beinahe  sagen  inmitten  der  Stadt  100  Hektar  für  30000  Gulden  gekauft 
worden;  sie  sind  meist  noch  unbebaut.  Warum  verkauft  man  sie  nicht? 
Weil  man  warten  will,  bis  man  so  viele  Millionen  dafür  bekommt,  wie 
man  früher  Gulden  bezahlt  hat.  Dieses  Uebel  besteht  in  Deutschland 
auch.  Man  nennt  als  Heilmittel  bessere  Bauordnungen,  Aufhebung  der 
städtischen  Grundsteuer.  Wir  haben  ein  anderes  Mittel,  das  zu  meiner 
Verwunderung  in  allen  diesen  Referaten  nicht  genannt  ist:  das  ist  die 
Expropriation.  Wir  haben  in  Holland  ein  neues  Wohnungsgesetz  be- 
kommen, wonach  die  Gemeinden  und  die  gemeinnützigen  Vereine  expro- 
priiren  können.  Sie  müssen  den  vollen  Werth  bezahlen,  aber  nicht  den 
Spekulationswerth.  Für  die  Expropriation  ist  nur  ein  Gemeindebeschluss 
erforderlich,  und  wenn  dieser  durch  die  Zentralregierung  sanktionirt 
wird,  so  ist  die  Sache  fertig.  Das  ist  das  einzige  Mittel;  alle  anderen 
Mittel  können  nicht  viel  helfen.  Wir  haben  in  Holland  die  Umsatz- 
steuer von  8  %  auf  2  °/0  ermässigt,  und  der  Erfolg  war  nur  der,  dass 
die  schlechte  Bodenspekulation  sehr  befördert  wurde. 

Die  Behauptung  des  Herrn  Professor  Fuchs,  dass  nur  in  Deutsch- 
land die  Wohnungsfrage  für  alle  Kreise  bestehe,  in  anderen  Ländern 
aber  nur  eine  Frage  der  Arbeiterwolmungen  sei,  trifft  inbezug  auf 
Holland  nicht  zu.  Wir  haben  auch  eine  allgemeine  Wohnungsfrage. 
Das  neue  holländische  Gesetz  ist  nicht  bloss  für  kleine  AVohnungen  be- 
stimmt, sondern  für  alle  Klassen,  aber  allerdings  ist  auch  bei  uns  die 
am  meisten  brennende  Frage  die  der  Arbeiterwohnungen,  und  zwar  be- 
sonders der  Wohnungen  für  das  Proletariat.  Tausende  von  Menschen 
haben  nur  Wohnungen  von  einem  Zimmer,  für  das  sie  nur  1  M.  in  der 
Woche  bezahlen;  mehr  können  sie  nicht  aufwenden.  Deshalb  muss  man 
auch  die  Frage  berücksichtigen,  wie  viel  die  Leute  für  ihre  Wohnung 
bezahlen  können.  Die  Wohnungsfrage  ist  so  sehr  komplizirt,  weil  so 
viele  Faktoren  dabei  mitwirken.  Um  eine  Besserung  der  Zustände  zu 
erzielen,  muss  man  alle  Ursachen  aufdecken,  erst  dann  können  die  Heil- 
mittel gefunden  werden.  Dieser  Heilmittel  giebt  es  sehr  viele  und  sehr 
verschiedene.  Die  Zustände  in  den  einzelnen  Ländern  sind  ja  auch  sehr 
verschieden.  Sie  verlangen  in  Deutschland  bessere  Bauordnungen  in 
den  Gemeinden,  weil  die  jetzigen  Bauordnungen  zu  streng  sind  und  die 
Bauthätigkeit  hemmen.  Wir  in  Holland  verlangen  gerade  strengere  Bau- 
ordnungen, um  bessere  Wohnungen  zu  erhalten.  Sie  finden  das  Ka- 
sernirungssystem  für  Deutschland  schrecklich.  Wir  haben  kein  Kaserni- 
rungssystem,  aber  wir  hoffen  es  in  Zukunft  in  den  grossen  Städten  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze  zu  bekommen.  So  verschieden  sind  die  An- 
sichten. 

Das  neue  holländische  Gesetz  wird  am  1.  August  in  Kraft  treten. 
Der  Erfolg  lässt  sich  nicht  voraussehen.   Die  Erfahrung  hat  ja  gelehrt, 
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dass  Gesetze  allein  wenig  Erfolg  haben,  wenn  nicht  die  Gemeinden,  die 
Vereine,  die  Bürger  mitwirken,  um  den  Geist  des  Gesetzes  zu  verwirk- 
lichen, und  wir  hoffen,  dass  dies  geschehen  wird.  Das  Gesetz  ist  an- 
genommen mit  Unterstützung  aller  Richtungen  und  aller  Parteien  in 
Holland,  und  deshalb  hofft  die  Regierung,  dass  sie  bei  der  Ausführung 
auf  die  Mitwirkung  breiter  Massen  der  Bevölkerung  rechnen  kann.  Bei 
uns  in  Holland  ist  die  Wohnungsfrage  keine  politische,  sondern  nur  eine 
soziale  Frage.    Ich  hoffe,  dass  es  auch  in  Deutschland  so  bleiben  soll. 

Gemeinderath  Dr.  Rettich -Stuttgart:  Man  hat  heute  wesentliche 
Fortschritte  in  der  Erkenntniss  der  Wohnungsfrage  gemacht.  Der 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hat  seiner  Zeit  die  Frage  aus- 
schliesslich vom  Gesichtspunkt  der  hygienischen  und  der  technischen 
Interessen  aus  behandelt.  Heute  haben  wir  erkannt,  dass  es  nicht 
möglich  ist,  von  diesen  Gesichtspunkten  allein  das  verwickelte  Problem, 
das  Wohnungsproblem  in  den  grossen  Städten,  zu  behandeln.  Es  will 
mir  aber  scheinen,  als  ob,  wenn  auch  nicht  in  den  heutigen  Reden,  so 
doch  durch  eines  der  gedruckten  Referate,  nämlich  das  des  Herrn  Bau- 
meister, die  Zonenbauordnung  als  Allheilmittel  für  alle  Schäden  auf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  noch  immer  zu  sehr  in  den  Vorder- 
grund gerückt  sei.  Was  will  denn  die  Zonenbauordnung?  Es  wird  gesagt, 
man  müsse  um  die  Städte  einen  Ring  von  minder  starker  Bebauung  legen, 
die  Häuser  müssen  niedriger  werden,  die  Grundflächen  zwischen  den 
Häusern  müssen  grösser  werden,  und  um  diesen  Ring  herum  müsse 
man  noch  einen  weiteren  Ring  mit  noch  weitläufigerer  Bebauung  legen, 
sodass  die  Bebauung  sich  allmählich  verflacht  bis  in  das  platte  Land 
hinein.  Wenn  damit  die  Wohnungsfrage  gelöst  werden  könnte,  so 
wäre  das  sehr  einfach.  Aber  leider  ist  es  nicht  so.  Es  muss  schon 
auffallen,  dass  dies  Allheilmittel  für  alle  Städte  ohne  Unterschied  der 
Grösse  empfohlen  wird.  In  den  vielen  Schriften,  die  von  dem  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  veröffentlicht  worden  sind,  habe  ich 
noch  niemals  positive  Angaben  darüber  gefunden,  von  welcher  Grösse 
der  Städte  ab  mit  dieser  Zonenbauordnung  angefangen  werden  soll. 
Darüber  werden  wir  doch  wohl  einig  sein,  dass  es  unmöglich  ist,  dass 
eine  Stadt  von  50  000  und  eine  solche  von  200  000  Einwohnern  die 
gleichen  Interessen  hinsichtlich  -  der  Bauweise  hat.  Man  behauptet  von 
der  Zonenbauordnung,  dass  sie  die  Spekulation  als  preisvertheuernden 
Faktor  ausschalte.  Herr  Dr.  Stein  hat  schon  darauf  hingewiesen,  dass 
dem  in  Frankfurt  nicht  so  ist.  Dort  ist  der  Boden  theurer  geworden. 
Ganz  dasselbe  ist  in  noch  erhöhtem  Maasse  in  Stuttgart  der  Fall.  Wir 
haben  die  bekannten  „Wiche".  Trotzdem  aber  sind  die  Bodenpreise  in 
den  letzten  Jahren  ganz  ausserordentlich  gestiegen.  Mit  Recht  ist  im 
Verein  für  Sozialpolitik  in  München  ausgeführt  worden,  dass  gerade 
die  widerwärtigste  Spekulation  mit  der  weiträumigen  Bauweise  spekulirt. 
Bei  weiträumiger  Bebauung  wird  der  Ring,  der  nahe  an  der  Stadt  liegt, 
möglichst  bald  ausgefüllt  und  die  Befriedigung  des  Wohnungsbedürf- 
nisses dem  weiteren  Ringe  zugetrieben.  Also  die  weiträumige  Bebauung 
ist  gradeswegs  die  Zubringerin  für  die  Spekulanten,  die  sich  den  Grund 
und  Boden  in  dem  weiteren  Ringe  gesichert  haben. 

Ein  anderer  Vortheil,  den  man  für  die  weiträumige  Bebauung  in 
Anspruch  nimmt,  ist,  dass  sie  die  Zufuhr  von  Luft  und  Licht  in  die 
Stadt  ermögliche.  Es  ist  die  Theorie  aufgestellt  worden,  dass  in  der 
Stadt  nicht  mehr  geschlossen  gebaut  werden  dürfe,   dass  grosse  Ab- 
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stände  von  10,  20  Metern  vorhanden  sein  müssen,  damit  Licht  und  Luft 
hineinkommen  könne.  Wir  in  Stuttgart  haben  das  Gutachten  eines 
ausgezeichneten  deutschen  Meteorologen  eingeholt,  der  zu  dem  Schluss 
gekommen  ist,  dass  es  für  die  Lüftung  einer  grossen  Stadt  vollkommen 
gleichgiltig  ist,  ob  die  Wiche  3  oder  5  m  breit  sind.  Die  Lüftung  voll- 
zieht sich  in  der  Weise,  dass  aus  dem  ungeheueren  Reservoir,  das  der 
Himmelsraum  über  jeder  Stadt  bildet,  die  Luft  hereinkommt.  Derselbe 
Fachmann  hat  festgestellt,  dass  auch  der  Unterschied,  ob  ein  Haus  drei, 
vier  oder  fünf  Stockwerke  hat,  bezüglich  des  Einfalls  des  Windes  auf  die 
Stadt  garnichts  ausmacht.  Also  auch  dieser  hygienische  Vortheil  der 
weiträumigen  Bebauung  reduzirt  sich  wesentlich,  und  für  die  Praxis  ist 
ja  überhaupt  mit  dieser  Theorie  insofern  nichts  anzufangen,  als  auch 
darüber  noch  keine  positive  Aeusserung  vorhanden  ist,  wie  weit  die  Forde- 
rungen gehen  müssen.  Wir  haben  noch  niemals  erfahren  können,  ob  ein 
vierstöckiges  Haus  noch  den  hygienischen  Anforderungen  genügt,  oder  ob 
es  nur  drei  oder  zwei  Stockwerke  sein  dürfen.  Und  wenn  man  wirk- 
lich zwei  Stockwerke  verlangen  wollte,  dann  wäre  man  noch  nicht  sicher, 
dass  nicht  ein  übertriebener  Hygieniker  käme  und  sagte:  nein,  es  darf 
nur  ein  Stockwerk  sein.  Der  Oberbürgermeister  Beck  von  Mannheim 
hat  im  Verein  für  Sozialpolitik  gesagt,  dass  90  %  der  Menschen  in 
den  Grossstädten  in  Etagenhäusern  leben  und  verhältnissmässig  gut 
leben  und  dass  die  Sterblichkeit  in  grossen  Städten  nicht  höher  ist  als 
auf  dem  Lande.  Es  kommt  nur  darauf  an,  wie  die  Leute  in  den  Woh- 
nungen leben,  und  darauf  kann  nicht  die  Bauordnung  hinwirken,  sondern 
nur  die  Wohnungsinspektion. 

Den  positiv  nirgends  nachgewiesenen  Vortheilen,  die  für  die  weit- 
räumige Bebauung  geltend  gemacht  werden,  stehen  aber  grosse  that- 
sächliche  Nachtheile  gegenüber.  Die  Grunderwerbskosten  werden  grösser, 
die  Baukosten  werden  unzweifelhaft  vertheuert.  Geh.  Rath  Pfeiffer  hat 
nachgerechnet,  dass,  wenn  er  erleichterte  Bestimmungen  für  seine  Kolonie 
Ostheim  gehabt  hätte,  er  die  Wohnungen  um  30%  billiger  hätte  liefern 
können.  Hohe  Miethpreise  bedingen  wiederum  eine  Ueberfüllung  der 
Wohnungen.  Dazu  kommt,  dass  die  Ausgaben  der  Städte  ungeheuer 
vermehrt  werden  durch  das  Auseinanderziehen.  Die  Lasten  für  Strassen- 
anlage,  Kanalisation,  Strassenreinigung,  Bewachung,  Beleuchtung  steigern 
sich  ins  Unerhörte.  Herr  Ministerialdirektor  Dr.  Thiel  hat  im  vorigen 
Jahre  in  München  im  Verein  für  Sozialpolitik  mit  Recht  darauf  hin- 
gewiesen, was  aus  Berlin  mit  seinen  öffentlichen  Einrichtungen  wohl 
geworden  wäre,  wenn  es  etwa  nach  dem  Zonenbausystem  über  eine 
ganze  Provinz  auseinandergezogen  wäre.  Eine  Menge  wohlthätiger  öffent- 
licher Einrichtungen  wäre  dann  unmöglich  gewesen,  die  jetzt  hygienisch 
ausgezeichnet  wirken  und  in  Berlin  eine  Sterblichkeit  erzielen,  die  weit 
geringer  ist  als  die  auf  dem  Lande. 

Wenn  eine  Zonenbauordnung  gefordert  wird,  abgestuft  nach  der 
wirthschaftlichen  Möglichkeit  und  dem  sozialen  Bedürfniss,  so  würde  ich 
dafür  zu  haben  sein,  obgleich  die  Sache  sehr  schwierig  ist,  aber  mit 
einer  bloss  schematischen  Abstufung  ist  nichts  anzufangen.  Ich  halte 
eine  solche  nicht  nur  für  höchst  geistesarm,  sondern  für  geradezu  ge- 
fährlich für  die  Entwickelung  der  deutschen  Städte. 

Sektionsrath  Kaltenbrunn-Wien:  In  der  letzten  Woche  ist  eine 
gesetzgeberische  Aktion  bei  uns  in  Oesterreich  ins  Stadium  der  Voll- 
endung getreten,  welche  es  unternimmt,  die  Herstellung  von  billigen  und 
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gesunden  Arbeiterwohnungen  zu  fördern,  und  zwar  auf  einem  Wege,  der 
mit  dem  gegenwärtig  zur  Diskussion  stehenden  Hauptthema  in  innigem 
Zusammenhange  steht.  Die  Gesetzesvorlage,  die  in  der  verwichenen 
Woche  die  beiden  gesetzgebenden  Körperschaften  passirt  hat,  unternimmt 
es,  die  Herstellung  von  Arbeiterwohnungen  dadurch  zu  fördern,  dass  sie 
von  den  betreffenden  Gebäuden  die  öffentlichen  Lasten  hinwegnimmt. 
Welcher  Art  diese  Lasten  sind,  darüber  giebt  ein  in  den  Händen  der 
Kongressmitglieder  befindliches  Referat  Aufschluss,  welches  den  vom  k.  k. 
Ministerium  des  Innern  gleichfalls  zum  Kongresse  entsendeten  k.  k.  Bau- 
rath Th.  Herzmansky  zum  Autor  hat.  In  erster  Linie  kommen  die 
staatlichen  Gebäudesteuern  in  Frage.  Damit  aber  nicht  die  von  Staats- 
wegen gewährte  Begünstigung  seitens  der  autonomen  öffentlichen  Organi- 
sationen (Länder,  Bezirksverbände,  Gemeinden)  illusorisch  gemacht  werden 
kann,  verlangt  das  Gesetz  die  gänzliche  Befreiung  von  den  Landes-  und 
Bezirksumlagen  und  eine  mindestens  50%  ige  Befreiung  von  den  Ge- 
meindeumlagen. Die  Befreiung  von  den  öffentlichen  Lasten  ist  an  die 
Erfüllung  einer  Reihe  im  Verordnungswege  festzusetzender  technischer 
und  sanitärer  Bedingungen  geknüpft.  Speziell  sanitären  und  moralischen 
Rücksichten  trägt  das  unbedingte  Verbot  der  Aftervermiethung  und  der 
Aufnahme  von  Bettgehern  Rechnung.  Durch  die  Einrichtung  einer  In- 
spektion der  in  den  begünstigten  Häusern  vorhandenen  Arbeiterwohnungen 
soll  die  fortgesetzte  Beobachtung  der  vom  Gesetze  in  Bezug  auf  den 
Bauzustand  der  Häuser  und  die  Benützung  der  Wohnungen  aufgestellten 
Direktiven  kontrollirt  werden.  Sehr  wichtig  ist,  dass  das  Gesetz  den 
Vermiether  zwingt,  dem  Miether  die  dem  Gebäude  gewährte  Befreiung 
von  den  öffentlichen  Lasten  zu  Gute  kommen  zu  lassen.  Es  geschieht 
dies  durch  die  Fixirung  eines  Maximalprozentsatzes,  zu  welchem  das  in 
dem  Gebäude  investirte  Kapital  sich  verzinsen  darf.  Das  Gesetz  sieht 
weiter  vor,  dass  der  Miether  nicht  etwa  auf  Umwegen,  durch  Neben- 
gebühren, gezwungen  werde,  für  seine  Wohnung  thatsächlich  mehr  Miethe 
zu  bezahlen,  als  dies  nach  dem  Gesetze  zulässig  ist.  Es  bestimmt 
schliesslich  noch,  dass  nicht  bloss  für  die  mit  24  Jahren  festgesetzte 
Dauer  der  Steuerbefreiung,  sondern  noch  26  Jahre  darüber  hinaus,  im 
ganzen  sonach  durch  50  Jahre,  die  begünstigten  Gebäude  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  unterworfen  bleiben.  Die  Verbilligung  der  Mieth- 
zinse,  welche  auf  solche  Weise  erhofft  wird,  beträgt  nach  den  angestellten 
Berechnungen  14 — 21%. 

Stadtbauinspektor  Schi  Hing- Köln:  Auf  die  Ausführungen  des 
Herrn  Dr.  Rettich  erlaube  ich  mir  als  einer  derjenigen,  welche  die  Ab- 
stufung der  Bebauungspläne  und  Bauordnungen  wiederholt  behandelt 
haben,  mit  einigen  Worten  zu  erwidern.  Es  ist  zunächst  nicht  richtig, 
dass  die  Vertreter  dieser  Richtung  in  den  Zonenbauordnungen  und  abge- 
stuften Stadtbauplänen  „das  Allheilmittel"  in  der  Städtebau-  und  Woh- 
nungsfrage erblicken.  Das  würde  eine  Uebertreibung  sein,  der  sie  sich 
meines  Wissens  nicht  schuldig  gemacht  haben.  Wohl  aber  erblicken  wir 
in  jenen  Abstufungen  ein  vorzügliches  und  sehr  wichtiges  Mittel  auf 
jenem  besonderen  Gebiete,  ohne  dabei  die  vielen  anderen  Faktoren,  w eiche 
mitsprechen,  zu  unterschätzen.  Auch  ist  es  nicht  richtig,  dass  unter- 
schiedslos für  alle  Orte  ohnt  Ansehung  der  Grösse  „schematische"  Ab- 
stufungen verlangt  werden.  Keineswegs!  Für  Dörfer  und  kleinere  Städte 
mit  ziemlich  homogenem  Anbau  kommt  eine  Abstufung  garnicht  in  Frage, 
sie  tritt  erst  dann  ein,  wenn  der  Organismus  grösserer  Städte  oder  in 
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grössere  industrielle  Entwicklung  eingetretener  Landstädte  verschieden- 
artige Anbaubedürfnisse  zeitigt,  die  eine  verschiedenartige  Behandlung 
erheischen.  Bei  jenen  Abstufungen  ist  auch  keineswegs  die  „Verflachung* 
des  Anbaues  nach  der  Peripherie  zu  die  Hauptsache,  vielmehr  ist  man 
zur  Förderung  der  Abstufungen  zunächst  und  hauptsächlich  gelangt 
durch  den  Zwang,  einen  Kompromiss  zu  schliessen  zwischen  den  Forde- 
rungen der  Hygieniker  und  Sozialpolitiker  einerseits  und  den  wirtschaft- 
lichen Konsequenzen  andererseits.  Wenn  sich  jene  an  sich  gewiss  be- 
rechtigten Forderungen  in  den  Innenbezirken  älterer  Städte  mit  sehr 
dichter  Bebauung  und  hohem  Bodenwerth  ohne  zu  weitgehende  wirth- 
schaftliche  Eingriffe  nicht  erfüllen  lassen,  dann  ist  doch  nicht  einzu- 
sehen, warum  man  das  erst  in  die  Bebauung  zu  überführende  Aussen- 
gelände, wo  der  Bodenpreis  noch  eine  bessere  Berücksichtigung  jener 
hygienischen  und  sozialen  Forderungen  erlaubt,  einer  gleich  dichten  Aus- 
nutzung ausliefern  soll.  Darum  heisst  es,  verschieden  bemessene  Bau- 
ordnungen zu  treffen  für  die  alten  Innenbezirke,  die  sie  umgebenden 
Neustadtviertel  und  die  weiter  ab  belegenen  Aussenbezirke,  natürlich 
unter  sorgfältiger  Beachtung  sowohl  der  vorliegenden  Baubedürfnisse 
als  der  wirtschaftlichen,  historisch  entwickelten  Verhältnisse.  Es  gilt 
dabei  Rechnung  zu  tragen  den  ganz  verschieden  gearteten  Bedürfnissen 
der  Fabrikviertel,  der  Geschäftsviertel  und  der  Wohngegenden,  die  weder 
zu  einer  hygienisch  einwandsfreien  noch  erfreulichen  Entwicklung  ge- 
langen können,  wenn  sie  mit  jenen  anderen  unterschiedslos  behandelt 
werden.  Das  ist  das  Gegenteil  von  „Schematismus",  das  ist  gerade 
die  Individualisirung  der  baulichen  und  wirthschaftlichen  Verhältnisse. 

Wenn  Herr  Dr.  Rettich  ferner  eine  gewisse  Weiträumigkeit  der 
Bebauung  als  wirtschaftlich  verfehlt  und  unzweckmässig  ansieht  und 
meint,  auf  die  Höhe  der  Bebauung,  auf  die  Stockwerkszahl  komme  es 
wenig  an,  so  möchte  ich  darauf  erwidern:  es  ist  allerdings  vielleicht 
gleichgültig,  wie  hoch  ein  Haus  ist  und  wieviel  Stockwerke  es  enthält, 
wenn  es  mitten  auf  freiem  Felde  liegt,  dann  werden  alle  Wohnungen 
trotz  der  grossen  Bauhöhe  genügend  mit  Licht  und  Luft  versorgt  sein. 
Wenn  man  aber  einen  solchen  hohen  Anbau  inmitten  der  Städte  gestattet, 
dann  verbaut  der  Eine  dem  Andern  Luft  und  Licht,  und  um  sich  davon 
zu  überzeugen,  welche  Zustände  daraus  entstehen,  braucht  man  sich  nur 
eiumal  jene  engen,  übelriechenden  Höfe  anzusehen,  die  in  unseren  grossen 
Städten  leider  so  viel  zu  finden  sind,  und  ich  glaube,  man  kann  nicht 
mehr  im  Zweifel  sein,  ob  eine  niedrigere  und  weiträumigere  Bauart  für 
gewisse  Stadtgegenden  und  dort,  wo  sie  noch  wirtschaftlich  möglich 
ist,  anzustreben  sei.  Die  Individualisirung  der  Stadtentwickelung  durch 
Zonenbauordnungen  und  Stadtbauplan  ist  ein  hohes  Gut,  das  wir  im 
letzten  Jahrzehnt  erkämpft  haben.  Lassen  wir  es  uns  rückhaltlos  als 
solches  erkennen  und  bewahren. 

J.  W.  C.  Tellegen,  Direktor  der  Bau-  und  Wohnungspolizei,  Amster- 
dam :  Auch  ich  bedauere,  dass  wir  in  Holland  keine  statistischen  Unter- 
lagen für  die  Beurteilung  dieser  Fragen  besitzen.  Die  Statistik  sollte 
mehr  gepflegt  werden.  Freilich  kostet  eine  gute  Statistik  Geld.  — 
Zwischen  Bauordnung  und  Bodenpreis  besteht  eine  Wechselwirkung.  Ich 
möchte  zwei  Beispiele  hierfür  anführen.  Im  vorigen  Jahre  hat  man  für 
einen  neuen  Stadtteil  von  Amsterdam  neue  Bauvorschriften  erlassen. 
Der  grösste  Ansturm  dagegen  kam  von  Seiten  der  Grundstücksbesitzer 
und  Spekulanten,   die  da  sagten,  sie  könnten  nunmehr  für  ihren  Grund 
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und  Boden  nicht  mehr  so  viel  erzielen  wie  vorher.  Ein  anderes  BeispieL 
betrifft  einen  Fall,  der  sich  vor  einigen  Monaten  zugetragen  hat.  Die 
vornehmsten  Ladenstrassen  in  Amsterdam  sind  sehr  schmal,  die  Kalver- 
straat  und  der  Nieuwen  Dyk  sind  nur  sieben  Meter  breit.  Nun  wollte 
eine  Assekuranzgesellschaft  mit  grossen  Kapitalien  eine  grössere  Anzahl 
Häuser  ankaufen  und  ein  Gebäude  errichten,  das  unten  für  Läden,  oben 
für  Bureaus  bestimmt  sein  sollte,  mit  einer  Giebellänge  von  50  Metern 
und  einer  Höhe  von  18  Metern.  Da  kam  eine  Eingabe  von  Eigenthümern 
der  Häuser  auf  der  gegenüberliegenden  Seite,  die  erklärten,  dass  sie 
gegen  die  Höhe  von  18  Metern  nichts  einzuwenden  hätten.  Die  Stadt- 
verordneten begriffen,  wo  der  Haken  lag.  Wenn  auf  der  einen  Seite  eine 
Höhe  von  18  Metern  zugestanden  wurde,  dann  konnten  die  Besitzer  auf 
der  gegenüberliegenden  Seite  darauf  rechnen,  dass  sie  später  auch  die 
Erlaubniss  bekommen  würden,  so  hoch  zu  bauen,  und  dass  der  Boden 
dann  um  so  viel  im  Werthe  steigen  werde. 

Ich  erkenne  an,  dass  für  die  Aussenbezirke  strenge  Vorschriften  zu 
geben  sind,  glaube  aber  nicht,  dass  wir  für  unsere  holländischen  Städte 
und  speziell  für  Amsterdam  zu  niedrigen  Häusern  kommen  werden.  Dort 
werden  meist  Häuser  zu  vier  oder  fünf  Stockwerken  gebaut.  Das  liegt 
daran,  dass  der  grösste  Theil  des  Grund  und  Bodens  in  den  Händen  privater 
Grundstücksbesitzer  ist,  die  theure  Preise  fordern.  Wir  haben  zwar  ein 
Zwangsenteignungsverfahren,  aber  wenn  die  Stadt  davon  Gebrauch  machen 
will,  so  würde  der  Richter  bei  der  Feststellung  des  Preises  immerhin 
einigermaassen  auch  den  gegenwärtigen  Spekulationswerth  in  Rücksicht 
ziehen.  Dann  kommt  in  Betracht,  dass  überhaupt  die  Ausdehnung  der 
Stadt  Amsterdam  nur  auf  sehr  kostspielige  Weise  geschehen  kann,  dass 
auf  vier  Meter  der  Boden  ausgehoben  werden  muss,  kostspielige  Siel- 
und  Rammarbeiten  gemacht  werden  müssen,  so  dass  auf  die  Anlage  von 
Häusern  mit  ein  oder  zwei  Etagen  nicht  zu  rechnen  ist.  Um  in  Holland 
bessere  Zustände  zu  bekommen,  bedürfen  wir  gerade  der  Miethkasernem 

Herr  v.  Mangoldt  hat  den  Nagel  auf  den  Kopf  getroffen,  wenn 
er  die  Exploitation  des  Grund  und  Bodens  um  die  Stadt  herum  für  eine 
öffentliche  und  nicht  für  eine  private  Sache  erklärt.  Dieser  Erkenntniss 
verdankt  auch  das  neue  Wohnungsgesetz  in  Holland  seine  Entstehung, 
sonst  wird  trotz  der  Wechselwirkung  von  Bauordnung  und  Wohnungs- 
frage die  Privatspekulation  immer  noch  neue  Wege  finden.  Nur  wenn 
die  Gemeinde  die  Sache  ganz  und  gar  in  der  Hand  hat,  kann  der  Privat- 
spekulation der  Kopf  eingedrückt  werden. 

M.  Ernest  Mahaim,  Professeur  ä  l'Universite,  Liege:  Messieurs! 
Je  considere  comme  une  bonne  fortune  qu'on  ait  bien  voulu  traduire  le 
resume  du  rapport  si  complet  et  si  interessant  de  M.  le  professeur  Fuchs. 
Cela  permettra  ä  nos  collägues  frangais  de  prendre  part  ä  la  discussion. 
C'est  la  raison  pour  laquelle  je  m'exprimerai  egalement  en  fran^ais, 
d'autant  plus  que  si  je  le  faisais  en  allemand,  j'aurais  grande  crainte  d'e- 
corcher  vos  oreilles. 

Le  rapport  de  M.  le  professeur  Fuchs  a  admirablement  resume, 
d'une  maniere  tres  concise,  une  question  tres  complexe,  theorique  et  aca- 
demique  ä  certains  egards.  Je  viens  apporter  a  sa  these  generale  la 
confirmation  de  Texperience  de  la  Belgique. 

La  Belgique  presente  un  double  contraste  par  rapport  a  l'Allemagne: 
d'une  part,  nous  ne  connaissons  guere  la  grande  caserne,  la  „Mieth- 
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kaserne",  comme  vous  dites.  Et  je  ne  vous  etonnerai  pas  si  je  vous 
dis  que  je  me  ränge  entierement  du  cote  de  ceux  des  orateurs  prece- 
dents  qui  ont  condamne  les  casernes  au  point  de  vue  hygienique,  moral 
et  social. 

D'autre  part,  nous  ne  connaissons  pas  non  plus  d'une  facon  generale 
les  effets  nefastes  que  vous  nous  decrivez  de  la  speculation  immo- 
bil i  er  e.  Je  ne  dis  pas  que  dans  nos  grandes  villes  il  n'y  a  pas  de 
capitalistes  particuliers  et  societes  qui  n'achetent  des  terrains  ä  bätir 
pour  les  revendre,  couverts  ou  non.  Mais  ils  sont  suffisamment  rares 
et  ils  restent  suffisamment  isoles  pour  que  je  puisse  affirmer  que  la 
speculation  immobiliere  n'est  pas  organisee.  Ce  phenomene,  qui  doit 
vous  paraitre  extraordinaire,  demande  une  explication.  Je  la  trouve 
precisement  dans  la  these  de  M.  le  professeur  Fuchs,  et  c'est  ici  que 
j'en  apporte  la  confirmation:  si  la  speculation  immobiliere  s'est  si  peu 
developpee  en  Belgique,  cela  provient  avant  tout  de  la  Situation  du  credit 
foncier.  Et  sous  ce  rapport,  nous  ne  saurions  assez  mettre  en  lumiere 
l'action  prodigieuse  de  la  Caisse  generale  d'Epargne  et  de  retraite.  Deux 
chiflres  ä  cet  egard  ont  un  eloquence  irrecusable:  gräce  ä  l'interinediaire 
de  centaines  de  societes  de  credit,  la  Caisse  d'Epargne  a,  depuis  douze 
ans,  pr§te  50  millions  de  frs.,  qui  ont  permis  a  20  ä  25  000  familles 
ouvrieres  d'acquerir  leur  propre  maison.  Et  la  Caisse  d'epargne  n'est 
pas  seule  ä  faire  de  semblables  prets.  Je  crois  qu'aucun  de  mes  com- 
patriotes  ne  me  contredira,  quand  je  dirai  qu'aujourd'hui  en  Belgique 
celui  qui  veut  construire  une  maison  trouve  facilement  de  l'argent 
ä  bon  compte.  C'est  ä  cette  circonstance,  dont  l'importance  a  ete  si 
bien  vue  par  M.  le  professeur  Fuchs,  que  j'attribue  la  difference  entre 
TAllemagne  et  la  Belgique  a  cet  egard. 

M.  Leon  Meerens,  Chef  de  Cabinet  du  Directeur  general  de  la 
Caisse  generale  d'Epargne  et  de  Retraite,  Bruxelles:  Les  droits  de  Imi- 
tation en  Belgique  ne  sont  pas  aussi  eleves  que  l'indique  le  rapporteur : 
on  peut  evaluer  l'ensemble  des  droits,  frais  et  honoraires  de  7^2  ä  8% 
lorsqu'il  s'agit  d'immeubles  d'une  valeur  de  4  ä  7000  frs.  et  que  les 
ventes  se  realisent  de  la  main  ä  la  main.  Pour  les  petites  proprietes,  ce 
total  ne  depasse  pas  en  general  8%  ä  9%.  II  y  a  donc  loin  des  12% 
indiques.  Ce  dernier  chiffre  ne  concerne  que  les  ventes  publiques.  II  est 
ä  noter  que  les  ouvriers  beneficient  d'une  reduction  de  moitie  sur  tous 
les  droits  et  honoraires.  Leur  qualite  „d'ouvriers"  est  attestee  par  un 
certificat  delivre  par  les  Comites  de  patronage.  II  est  inexact  de  dire 
qu'en  Belgique  la  valeur  cadastrale  des  maisons  est  de  moitie  inferieure 
ä  la  valeur  reelle  ou  venale.  En  Belgique  le  multiplicateur  officiel  est 
generalement  35.  Donc,  les  ouvriers  possedant  une  maison  cadastree  pour 
5.986  frs.,  dans  les  villes  principales  ou  leurs  faubourgs  seraient  exemptes 
de  la  contribution  personnelle  en  vertu  de  la  loi  du  9  aoüt  1889.  Or,  la 
Caisse  d'Epargne  a  fixe  pour  ces  villes  et  faubourgs  la  valeur  d'une  habi- 
tation  ouvriere  ä  6.500  frs.  au  maximum.  Toutes  les  societes  attesteront 
que  des  maisons  de  cette  derniere  valeur  ne  seront  pas  exemptees.  Le 
cadastre  n'est  donc  pas  aussi  avantageux  qu'on  le  pense  et  si  les  grandes 
proprietes  en  beneficient  souvent  il  n'en  est  pas  ainsi  des  petites. 
Du  reste  le  Gouvernement  beige,  convaincu  de  ces  anomalies,  procede 
a  une  nouvelle  perequation  cadastrale  relative  ä  tout  le  pays.  En  matiere 
de  speculation,  il  n'y  a  pas  que  les  gros  proprietaires  qui  en  beneficient, 
plusieurs  emprunteurs  de  societes  d'habitations  ouvrieres  en  ont  profite 
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egalement,  mais  dans  des  conditions  evidemment  plus  modestes.  En  Bel- 
gique,  du  reste,  la  plus-value,  sauf  des  eas  speciaux,  ne  s'operent  en  ge: 
neral  que  progressivement  et  lentement. 

M.  Jules  Siegfried,  Depute  ancien  Ministre  du  Commerce,  Paris 
dit:  qu'il  ressort  du  remarquable  rapport  de  M.  le  professeur  Fuchs  que  le 
taux  eleve  des  loyers  en  Allemagne,  provient  de  la  cherte  des  terrains,  con- 
sequence  des  speculations  nombreuses  qui  se  sont  faites  dans  les  grandes 
villes,  du  prix  eleve  de  la  construction  en  general,  enfin  des  impots  et 
surtout  des  reglements  municipaux,  tres  severes  dans  la  plupart  des  villes 
allemandes. 

En  France  les  conditions  ne  sont  pas  les  memes,  la  speculation  ne 
joue  qu'un  role.  tres  secondaire  dans  le  prix  des  terrains,  les  reglements 
municipaux  ne  sont  pas  tres  durs  pour  les  proprietaires,  et  la  loi  de  1894 
sur  les  Habitations  ä  bon  marche,  donne  certains  avantages  relativement 
aux  impots  et  aux  emprunts,  qui  favorisent  les  Societes  qui  se  con- 
tentent  d'un  inter^t  ne  depassant  pas  4%  par  an.  Mais  ce  qui  preoccupe 
le  plus  en  France  c'est  la  cherte  des  materiaux  de  construction  et  l'utilite 
qu'il  y  aurait  ä  rechercher  un  mode  de  construction  plus  economique. 

La  Societe  des  Logements  economiques  de  Lyon  a  donne  ä  cet  egard 
un  exemple  interessant,  eile  a  remplace  la  pierre  et  la  brique  par  im 
pise  de  mache fer  qui  produit  une  economie  importante,  et  en  ayant  des 
employes  qui  remplacent  l'architecte  et  l'entrepreneur,  eile  est  arrivee  a 
reduire  de  pres  d'un  tiers  le  coüt  de  ses  constructions,  et  peut  en  conse- 
quence  se  contenter  d'un  loyer  tres-reduit. 

II  semble  donc  ä  M.  Siegfried  qu'une  des  questions  les  plus  utiles 
serait  de  rechercher  les  meilleurs  moyens  de  diminuar  le  coüt  des 
constructions  et  il  pense  que  ce  point  devrait  §tre  mis  a  l'ordre  du 
jour  du  prochain  Congres. 

M.  Cheysson,  Inspecteur  general  des  ponts  et  chaussees,  Membre 
de  l'Institut  de  France,  Paris,  s'associe  aux  eloges  donnes  au  rapport 
de  M.  le  Professeur  Fuchs  et  aux  considerations  deja  exprimees  sur 
l'influence  des  divers  elements  qui  entrent  dans  la  fixation  du  loyer.  II 
veut  seulement  appeler  l'attention  du  Congres  sur  un  element,  dont  il  n'a 
pas  encore  ete  question,  celui  des  transports,  qui,  lorsqu'ils  sont  puissants 
et  economiques  permettent  aux  ouvriers,  en  quittant  leur  travail,  d'allei 
chercher  l'air,  le  soleil  et  le  terrain  dans  la  banlieue,  oü  ils  peuvent  se  les 
procurer  ä  bas  pris,  en  echappant  ainsi  aux  majorations  resultant  des 
speculations  immobilieres  et  des  reglements  municipaux.  C'est  en  creant 
de  tels  moyens  de  transport  que  les  municipalites  peuvent  contribuer  le 
plus  efficacement  ä  l'amelioration  du  logement  populaire. 

II  presente  ensuite  quelques  reserves  sur  le  jugement  trop  severe  ä 
son  gre,  qu'a  porte  M.  Mahaim  au  sujet  de  la  maison  ä  logements 
collectifs.  II  pense  autant  de  mal  que  personne  de  la  caserne,  quand 
eile  est  un  foyer  d'infection  physique  et  morale;  mais  il  demande  gräce 
pour  le  type  de  la  maison  collective,  dont  il  decrit  les  principaux  carac- 
teres  et  dont  des  spöcimens  excellents  ont  ete  realises  par  les  societes  de 
Londres,  de  Lyon  et  de  Paris.  Le  type  le  plus  desirable  est  assurement 
celui  de  la  maisonnette  qu'une  famille  habite  seule  et  dont  eile  devient 
progressivement  proprietaire:  mais  il  exige  un  ensemble  tel  de  conditions 
que  beaucoup  d'ouvriers  ne  peuvent  actuellement  y  pretendre.  II  faut  doiu\ 
a  cöte  de  la  maisonnette  pour  l'elite,  faire  place  ä  la  maison  collective, 
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mais  en  disposant  cette  derniere  de  maniere  a  sauvegarder  scrupuleuse- 
ment  l'hygiene,  la  moralite  et  la  dignite  de  ses  habitants. 

M.  Cheysson  termine  en  priant  M.  le  Prof esseur  Fuchs  de  vouloir 
bien  preciser  par  quels  moyens  pratiques  il  entendrait  realiser  son 
Programme,  la  facilite  du  credit  solide,  l'entrave  au  credit  non  solide,  et 
d'indiquer  le  parti  que  l'Allemagne  peut  tirer,  dans  ce  but,  des  reserves 
puissantes  que  ses  grands  lois  sociales  accumulent  dans  les  caisses  de 
ses  etablissements  d'assurances  et  qui  ont  dejä  fourni,  jusqu'ä  la  fin  de 
1901  —  d'apres  un  beau  rapport  de  M.  le  Dr.  Bödiker  —  108237388 
marks  en  pr^ts  pour  constructions  philanthropiques  et  87  579  239  en  loge- 
ments  ouvriers. 

Stadtbaurath  E.  Genzm er-Halle  a.  S.:  Hochgeehrte  Versammlung! 
Wenn  ich  das  Wort  ergreife,  so  folge  ich  hierbei  der  vorhin  gegebenen 
Anregung  meines  sehr  verehrten  Fachgenossen,  des  Herrn  Oberbaurath 
Professor  Baumeister-Karlsruhe,  welcher  die  Nothwendigkeit  positiver 
Untersuchungen  innerhalb  der  einzelnen  Gemeinwesen  hervorhob.  Eine 
solche  positive  Untersuchung  habe  ich,  veranlasst  durch  die  von  mir 
aufgestellten  Vorschläge  zu  dem  Erlass  einer  abgestuften  Bauordnung  für 
die  Stadt  Halle,  vorzunehmen  versucht.  Vorausschicken  möchte  ich,  dass 
die  fragliche  Untersuchung  nur  auf  Wohnbezirke  sich  erstreckt,  in  denen 
Läden  nur  vereinzelt  vorkommen.  Solcher  Wohnbezirke  —  nach  Zeit 
der  Entstehung,  Art  der  Bebauung  und  wirthschaftlicher  Lage  der  Be- 
wohnerschaft in  sich  möglichst  gleichartig  gestaltet  —  wurden  acht 
herausgegriffen.  Für  jeden  einzelnen  der  acht  Bezirke  wurden  auf  Grund 
amtlicher  Quellen  folgende  Feststellungen  gemacht  und  graphisch  auf- 
getragen: 

1.  die  Einwohnerzahl; 

2.  die  Gesammtbeträge  der  gezahlten  Grundsteuern: 

3.  die  Gesammtbeträge  der  gezahlten  Steuern  überhaupt; 

4.  die  Gesammtbeträge  der  von  der  Armenverwaltung  geleisteten 
Armenunterstützung ; 

5.  die  Gesammtgrösse  der  Hausgrundstücke  (einschliesslich  der  Höfe 
und  Gärten),  d.  h.  die  Gesammtfläche  der  betreffenden  Bezirke,  ausschliess- 
lich der  Strassen  und  Plätze  und  ausschliesslich  der  leeren  Baustellen: 

6.  der  Gesammtwerth  der  vorhandenen  Gebäulichkeiten ; 

7.  die  Zahl  der  Sterbefälle. 

Die  gewonnenen  graphischen  Bilder  zeigen  deutlich,  dass  die  Sterb- 
lichkeit im  allgemeinen  um  so  stärker  war,  je  grösser  die  Bebauungs- 
dichtigkeit, je  höher  die  gezahlte  Armenunterstützung  und  je  niedriger 
der  Betrag  der  gezahlten  Gesammtsteuern. 

Dieses  Ergebniss  war  wohl  kaum  anders  zu  erwarten.  Es  hat  aber 
doch  eine  gewisse  Bedeutung,  wenn  allgemeine  Annahmen  durch  positive 
Untersuchungen  erhärtet  werden. 

Aus  der  angestellten  Untersuchung  lassen  sich  aber  auch  inter- 
essante Folgerungen  über  den  Grund-  und  Bodenwerth  städtischer  Haus- 
grundstücke ableiten.  Aus  dem  Grundsteuerertrage  wurden  nämlich  für 
die  einzelnen  Stadttheile  die  Gesammtwerthe  der  Hausgrundstücke  fest- 
gestellt und  von  diesen  jedesmal  die  ermittelten  Gesammtwerthe  der 
Gebäulichkeiten  abgezogen.  Die  sich  ergebende  Differenz  stellt  den 
durchschnittlichen  Werth  des  Grund  und  Bodens  in  den  einzelnen  Stadt- 
theilen  dar. 
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Unabhängig  hiervon  wurde  aus  den  zahlreichen  amtlich  bekannt  gewor- 
denen Käufen  und  Verkäufen  ein  mittlerer  Grund-  und  Bodenwerth  für  jeden 
Stadttheil  geschätzt.  Beide  Werthermittelungen  hatten  nahezu  dasselbe 
Ergebniss;  es  ist  also  anzunehmen,  dass  sie  zutreffend  sind.  Da  die  ein- 
zelnen Stadttheile  gleichmässig  um  den  Stadtkern  vertheilt  sind,  d.  h. 
nahezu  dieselbe  Entfernung  vom  Mittelpunkt  der  Stadt  und  daher  eine 
bezüglich  der  Verkehrsverhältnisse  gleichwerthige  Lage  haben,  so  könnte 
man  vermuthen,  dass  der  Grund  und  Bodenwerth  um  so  höher  sich  stellt, 
je  dichter  die  betreffenden  Stadttheile  bewohnt  sind,  je  mehr  ihre  Be- 
bauung dem  Miethkasernensystem  sich  nähert.-  Das  ist  aber  nicht  der 
Fall,  wenigstens  nicht  in  Halle.  Vielmehr  zeigen  hier  einzelne  ausser- 
ordentlich dicht  bebaute  Stadttheile  einen  geringeren  Grund-  und  Boden- 
werth als  andere  schwach  bewohnte  Stadttheile.  Namentlich  trifft  dies 
zu  für  einen  vorzugsweise  von  der  besser  gestellten  Bevölkerung  be- 
wohnten Stadttheil,  der  zu  seinem  jetzigen  villenmässigen  Charakter  da- 
durch gelangt  ist,  dass  der  ursprüngliche  Eigenthümer  des  Geländes 
seinen  Baustellenkäufern  aus  freiem  Antriebe  vertraglich  die  Verpflich- 
tung auferlegt  hat,  nur  Häuser  mit  höchstens  einem  Obergeschoss  zu 
errichten. 

Aus  den  oben  erwähnten  Untersuchungen  und  Betrachtungen  über 
Grund-  und  Bodenwerthe  scheint  mir  hervorzugehen,  dass  Bauländereien 
sich  unter  Umständen  nutzbringender  verwerthen  lassen,  wenn  man  sie 
mit  villenartigen,  besser  ausgestatteten  Wohngebäuden  besetzt,  als  wenn 
man  vielgeschossige  Miethkasernen  errichtet.  Vielleicht  spielt  hierbei 
der  Umstand  eine  bedeutsame  Rolle,  dass  im  letzteren  Falle  nicht  allein 
die  Baukosten,  sondern  auch  die  Unterhaltungskosten  erheblich  höhere 
sind,  weil  stark  bevölkerte  Wohngebäude  sich  naturgemäss  schneller  ab- 
nutzen, und  dass  bei  kleinen  Wohnungen  auch  mit  häufigeren  Miethaus- 
fällen gerechnet  werden  muss,  während  andererseits  bei  dem  Miethen 
vornehm  ausgestatteter  und  weiträumiger  Wohnungen  oft  ein  gewisser 
Liebhaberpreis  gezahlt  wird. 

Sollten  die  für  Halle  gefundenen  Untersuchungsergebnisse  auch  für 
andere  Städte  zutreffen  —  was  doch  wahrscheinlich  ist  — ,  so  wird  man 
wohl  folgern  dürfen,  dass  die  bei  abgestuften  Bauordnungen  obwaltenden 
beschränkenden  Bestimmungen  über  die  bauliche  Ausnutzung  von  Haus- 
grundstücken nicht  ohne  weiteres  eine  Werthverminderung  des  Grund 
und  Bodens  herbeizuführen  brauchen.  Freilich  ist  es  unbedingt  erforder- 
lich, dass  die  einzelnen  Zonen  nach  Grösse  und  Lage  richtig  über  das 
Stadtgebiet  vertheilt  werden,  dass  man,  wie  in  dem  ganzen  modernen 
Städtebau  überhaupt,  bei  der  Aufstellung  der  abgestuften  Bauordnungen 
nicht  schematisirt,  sondern  individualisirt. 

Heinrich  Erkes-Köln:  Nach  der  allgemeinen  Annahme  soll  die 
Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  auf  die  Miether  abgewälzt  werden. 
Dies  scheint  theoretisch  auch  ganz  richtig,  weil  durch  die  Besteuerung 
die  Produktionskosten  natürlich  erhöht  werden.  In  Wirklichkeit  sind 
aber  nicht  die  Produktionskosten  der  Faktor,  der  die  Miethpreise  macht, 
sondern  sie  sind  nur  einer  der  Faktoren,  und  zwar  derjenige,  welcher 
die  nach  unten  mögliche  Grenze  darstellt.  Die  Miethen  stehen  aber  in 
unseren  Grossstädten  ganz  erheblich  über  den  Produktionskosten  und 
haben  stets  die  Tendenz,  zum  äussersten  Maximum  zu  steigen  innerhalb 
der  Kaufkraft  der  einzelnen  Miether.  Ist  das  Maximum  erreicht  —  und 
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in  den  grossen  Städten  ist  das  durchweg  der  Fall  — ,  so  kann  eine 
weitere  Erhöhung  der  Steuer  nicht  auch  die  Miethen  weiter  erhöhen, 
sondern  allenfalls  die  Profite  der  Vermiether  vermindern,  ebenso  wie  bei 
Ermässigung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  diese  Ermässigung  die 
Profite  der  Vermiether  erhöhen,  aber  nicht  die  Miethen  verbilligen  würde. 

Es  wurde  ferner  bemerkt,  dass  die  Lösung  der  Wohnungsfrage 
wesentlich  von  der  Bauthätigkeit  abhängt  und  bestimmt  wird.  Es  wird 
hier  stillschweigend  an  die  freiwillige  Bauthätigkeit  gedacht.  Giebt  es 
aber  nicht  auch  eine  Baupflicht?  —  keine  juristische,  sondern  eine  mora- 
lische! Die  Wohnungsnoth  in  unseren  Grossstädten  entsteht  nicht  so- 
wohl durch  den  natürlichen  Zuwachs  der  Bevölkerung,  als  durch  den 
Zuzug  von  aussen,  hauptsächlich  solcher  Leute,  die  ihre  Existenz 
dadurch  suchen,  dass  sie  anderen  grösseren,  nämlich  den  Unternehmern 
helfen,  ihre  industriellen,  kommerziellen  Unternehmungen  zum  Gedeihen 
zu  führen.  Als  Entgelt  hierfür  erhalten  sie  ihre  Löhne.  Diese  sollen 
den  Angestellten  dazu  dienen,  ihnen  und  ihren  Familien  eine  kultur- 
würdige Existenz  zu  gewähren.  Zu  den  ersten  Lebensbedingungen  ge- 
hört natürlich  auch  die  Wohnung.  In  Wirklichkeit  haben  wir  aber  ein 
ehernes  Wohngesetz,  welches  unmöglich  macht,  dass  der  Lohn  dem 
Durchschnittsarbeiter,  dem  kleinen  Manne  das  gewährt,  was  er  ihm  ge- 
währen soll.  Daraus  scheint  sich  mir  die  moralische  Pflicht  zu  ergeben, 
dass  die  Unternehmer,  seien  es  Staat,  Gemeinden  oder  Private,  dafür 
sorgen,  dass  der  Lohn  auch  wirklich  das  W7ohnungsbedürfniss  befriedigen 
kann.  Das  würde  geschehen  auf  direktem  Wege  dadurch,  dass  jeder 
Grossunternehmer  verpflichtet  würde,  eine  der  Anzahl  seiner  Angestellten 
entsprechende  Zahl  guter  Wohnungen  herzustellen :  und  zwar  sollen  dies 
freie  Miethwohnungen  sein,  nicht  Arbeiter-  oder  Dienstwohnungen,  die 
bei  allen  Vortheilen  den  Nachtheil  haben,  dass  sie  eine  Abhängigkeit 
schaffen  zwischen  Miether  und  Vermiether.  Dass  es  möglich  ist,  auf 
eine  direkte  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  hinzuwirken,  lässt 
sich  darlegen.  Nehmen  wir  an,  von  etwa  20  Arbeitern  eines  Unter- 
nehmens wären  14  ledig,  6  verheirathet  mit  fünf  Köpfen  auf  die  Familie, 
so  dass  es  im  ganzen  40  —  45  Personen  sein  würden.  Diese  bean- 
spruchen 20  Wohnräume.  Dazu  würde  ein  Haus  erforderlich  sein  im 
Werthe  von  etwa  12 — 15000  M.  20  Angestellte  verlangen  eine  jährliche 
Baarausgabe  an  Gehalt  von  etwa  20000  M.  Es  würde  also  durchaus  kein 
unmögliches  Opfer  für  den  Unternehmer  sein,  einmal  diese  Ausgabe  für 
die  Errichtung  eines  Hauses  zu  machen,  um  so  mehr,  als  er  ja  keineswegs 
die  Wohnungen  umsonst  geben,  sondern  sie  auf  den  freien  Miethsmarkt 
werfen  soll.  Keiner  seiner  Arbeiter  ist  verpflichtet,  in  einem  der  Häuser 
zu  wohnen,  die  von  seinem  Arbeitgeber  gebaut  sind,  er  kann  wohnen, 
wo  er  will.  Es  soll  durch  diese  Baupflicht  nur  erreicht  werden,  dass 
das  Wohnungsangebot  in  Uebereinstimmung  mit  der  durch  die  grossen 
Unternehmen  entstehenden  und  sich  verschärfenden  Wohnungsnachfrage 
erhalten  wird.  Es  wird  dadurch  auch  unmittelbar  ohne  finanzielle  Hülfe 
des  Staates  der  W'ohnungsnoth  zum  grossen  Theil  abgeholfen,  und  es 
erscheint  mir  ein  erstrebenswerthes  Ziel,  dahin  zu  wirken,  dass  diese 
moralische  Pflicht  zu  einer  gesetzlichen  wird. 

Gustav  Lehne- Hamburg:  Die  Frage:  „Wohnfrage  ist  Lohnfrage" 
muss  nicht  so  gestellt  werden:  wie  muss  eine  Wohnung  beschaffen  sein, 
damit  sie  der  Arbeiter  bei  den  derzeitigen  Löhnen  zahlen  kann?  sondern: 
wie  hoch  muss  der  Lohn  sein,  um  eine,  hygienischen  Ansprüchen  ge- 
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nügende  Wohnung  bezahlen  zu  können?  Nicht  durch  erhöhte  Löhne 
wird  die  Vertheuerung  der  Wohnungen  herbeigeführt,  sondern  die  Ver- 
teuerung der  Wohnungen  und  Lebensmittelpreise  besteht  schon  lange, 
bevor  die  Arbeiter  erhöhte  Lohnforderungen  stellen.  Bedauerlich  ist  hier- 
bei, dass  selbst  Baugenossenschaften,  wie  dies  in  Hamburg  zur  Zeit  der 
Fall  ist,  die  Unternehmer  in  dem  Bestreben  unterstützen,  Lohnforderungen 
der  Bauarbeiter  zu  hintertreiben  dadurch,  dass  sie  zulassen,  dass  die  Unter- 
nehmer für  die  Dauer  der  Aussperrung  von  ihren  kontraktlichen  Pflichten 
entbunden  sind.  Die  vom  Redner  vertretene  Genossenschaft  „Der  Kon- 
sum-, Bau-  und  Sparverein  Produktion"  hat  den  Unternehmern  kontrakt- 
lich vorgeschrieben,  die  gewerkschaftlich  festgestellten  Löhne  und  Ar- 
beitsbedingungen zu  gewähren  und  selbst  allgemein  gestellte  höhere 
Forderungen  der  Arbeiter  gegen  entsprechende  Schadloshaltung  durch 
die  Genossenschaft  zu  bewilligen,  und  er  empfiehlt  dies  zur  Nachahmung. 
Zur  Blustration  der  besonderen  Wichtigkeit  der  Wohnungsfrage  ist  ganz 
besonders  für  Hamburg  zu  erwähnen,  dass  dort  bei  allen  Umzugsterminen 
eine  grosse  Anzahl  Arbeiter  keine  Wohnung  bekommen  kann  und  dann 
abseits  der  Hamburger  Kommune  in  den  im  Jahre  1892  zur  Unterbrin- 
gung der  Cholerakranken  errichteten  Baracken  untergebracht  wird. 

GeheimerBaurath  Stübben-Köln:  Ich  glaube,  zugleich  imNamen  vieler 
Anwesenden,  meiner  Freude  darüber  Ausdruck  geben  zu  dürfen,  dass  Herr 
Gemeinderath  Rettich  nach  mehrjährigem  Studium  der  Frage  heute  am 
Schlüsse  seiner  Rede  sich,  wenn  auch  bedingungsweise,  zu  Gunsten  einer 
Staffelbauordnung  bekannt  hat,  vorausgesetzt,  dass  dieselbe  sich  den  zeiti- 
gen Bodenwerthen  sowie  den  wirthschaftlichen  und  baulichen  Bedürfnissen 
der  Bevölkerung  anschliesst.  Gerade  das  wünschen  auch  wir,  die  wir 
die  Abstufung  der  Bauordnung  seit  langem  empfehlen:  kein  Zonenschema, 
sondern  eine  sachliche,  sorgfältig  überlegte  Abstufung.  Im  Anfang  des 
Rettich 'sehen  Vortrags  befürchtete  ich  die  Vertheidigung  der  Berliner 
Miethkasernen  und  die  Behauptung,  Berlin  wäre  bei  einer  Zonenbau- 
ordnung  in  seiner  Entwicklung  gehemmt  gewesen.  Man  könnte  dem- 
gegenüber auf  London  und  Brüssel  hinweisen,  die  das  Massenmiethhaus 
im  Innern  wenig,  im  Aeussern  gar  nicht  kennen;  auch  auf  unsere 
rheinischen  Städte,  die  fast  alle  sich  bei  ihrer  Staffelbauordnung  wohl 
fühlen,  auf  die  Kreditvorzüge  beim  Bau  kleiner  Häuser,  wie  Herr  Pro- 
fessor Mahaim  aus  Lüttich  sie  vorhin  so  trefflich  geschildert  hat,  auf 
die  Thatsache,  dass  am  Rhein  beim  kleineren  Hause  unter  100  Häusern 
etwa  50  und  mehr  vom  Eigenthümer  bewohnt  werden,  während  in 
Berlin  dies  nur  bei  3  —  4%  der  Fall  ist.  Allein  Herr  Rettich  ist  ja 
nicht  zu  einer  allgemeinen  Empfehlung  des  Massenmiethhauses  über- 
gegangen, sondern  scheint  eigentlich  am  Ende  der  Sache  ziemlich  mit 
uns  übereinzustimmen.  Auch  wir  verwerfen  nicht  die  Miethkaserne 
a  tout  prix:  auch  wir  wissen,  dass  im  Innern  der  Stadt  auf  theuerem 
Grund  und  Boden  es  wirthschaftlich  geboten  ist,  ein  grosses  Haus  zu 
bauen.  Herr  Cheysson  hat  uns  ja  mitgetheilt,  dass  das  ganz  gute 
erträgliche  Wohnungs Verhältnisse  darbieten  kann.  Auch  die  Ansicht, 
dass  die  Steigerung  der  Bodenpreise  eine  Reichthumsquelle  der  Stadt 
bedeute,  scheint  ja  aufgegeben  zu  sein,  nachdem  Herr  Dr.  Eberstadt 
so  treffend  bewiesen  hat,  dass  die  Bodenwerthsteigerung  sich  thatsächlich 
äussert  in  einer  kolossalen  Steigerung  der  Verschuldung,  deren  Zinsen- 
last alle  aufbringen  müssen  zu  Gunsten  weniger,  die  sehr  oft  gar  nicht 
in  der  Stadt  wohnen.     Aber  die  Theorie  der  vertikalen  Lüftung  hat 
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Herr  Dr.  Rettich  noch  nicht  aufgegeben.  Ich  möchte  ihn  mit  nach 
Köln  in  die  Höfe  der  Altstadt  nehmen  und  ihn  dort  mit  mir  prüfen 
lassen,  ob  die  vertikale  Lüftung  genügt.  Der  Geruchssinn  genügt,  um 
wissenschaftliche  Gutachten  physikalischer  oder  meteorologischer  Art 
entbehrlich  erscheinen  zu  lassen.  Auch  könnte  er  sich  am  Kölner  Dom 
überzeugen,  dass  die  Luftbewegung  nicht  bloss  vertikal,  sondern  so  stark 
horizontal  wirkt,  dass  man  sich  oft  kaum  aufrecht  erhalten  kann.  Aber 
das  alles  ist  nebensächlich,  wenn  wir  uns  dahin  einigen,  dass  eine  ver- 
nünftige, der  Oertlichkeit  sorgfältig  angepasste  Staffelbauordnung  zweck- 
mässig ist,  dass  sie  eines  der  vielen  Mittel  bildet,  von  deren  Nothwendig- 
keit  Herr  Minister  Borge sius  gesprochen  hat.  Die  „offene  Bebauung" 
sollte  dabei  keine  allein  entscheidende  und  vor  allem  keine  alleinige  Rolle 
spielen;  sondern  die  Weiträumigkeit  in  jedem  Sinne,  im  Hinblick  auf  den 
Lichtwinkel,  auf  die  Beschränkung  der  Geschosszahl,  auf  den  Gebäude- 
abstand, auf  die  Freihaltung  des  Blockinnern  u.  s.  w.  ist  es,  was  wir 
gemeinsam,  örtlich  und  sachlich  abgestuft,  anstreben  wollen.  Und  nun 
noch  ein  Wort.  Mit  Herrn  Dr.  Eberstadt  spreche  ich  den  lebhaften 
Wunsch  aus,  dass  wir  alle,  die  wir  mit  Ernst  und  Hingebung  uns  der 
Verbesserung  des  Wohnwesens  widmen  —  und  dazu  rechne  ich  besonders 
auch  Herrn  Dr.  Rettich  —  das  wenige  uns  Trennende  mehr  beiseite 
lassen,  dass  wir  über  die  geringen  Differenzen  unserer  Auffassungen  hin- 
wegsehen und  das  gemeinsame  grosse  Ziel,  nach  dem  wir  alle  streben, 
mit  vereinten  Kräften  ins  Auge  fassen  sollten.  Dann  wird  unser  Erfolg 
sicherer  sein,  während  unter  der  hier  und  da  zu  Tage  tretenden  Uneinig- 
keit die  gute  Sache  leidet.  In  diesem  Sinne  freue  ich  mich  auf  ein  zu- 
künftiges Zusammengehen  auch  mit  Herrn  Dr.  Rettich. 

Dr.  Scheven -Dresden  empfiehlt  den  Anschluss  an  den  von  Herrn 
Dr.  v.  Mangoldt  begründeten  Verein  „Reichswohnungsgesetz". 

Geh.  Obermedizinalrath  Prof.  Dr.  Kirchner-Berlin:  Meine  geehrten 
Herren!  Ich  und  die  wenigen  Aerzte,  welche  ich  hier  sehe,  sind  gewi?-s 
nicht  hergekommen,  um  zu  reden,  sondern  um  zu  lernen.  Und  wir  haben 
sehr  viel  gelernt  und  werden  lange  daran  zu  zehren  haben.  Auch  konnten 
wir  wohl  schweigen,  da  die  Mehrzahl  der  Herren,  welche  gesprochen 
haben,  durch  ihre  Ausführungen  bewiesen  haben,  dass  sie  die  Thatsachen 
der  Wohnungsmängel  anerkennen  und  diese  Schäden  beseitigen  wollen. 
Allein  Herr  Dr.  Rettich  macht  in  dieser  Beziehung  eine  bemerkens- 
werthe  Ausnahme.  Wer  seine  Ausführungen  hörte,  musste  den  Eindruck 
gewinnen,  als  wenn  die  gesammte  wissenschaftliche  Hygiene  nicht  ge- 
wesen wäre.  Die  Ansichten,  welche  er  vorgebracht  hat,  dürfen  nicht 
unwidersprochen  bleiben.  Was  soll  man  dazu  sagen,  dass  er  die  Not- 
wendigkeit des  Bauwichs  leugnet  und  die  Ansicht  äussert,  es  sei  gleich- 
gültig, wieviele  Stockwerke  ein  Haus  habe.  Gehen  Sie  einmal  in  ein  Haus 
mit  zehn  Stockwerken.  Wissen  Sie  nicht,  dass  die  Sterblichkeit  mit  der 
Höhe  der  Stockwerke  steigt,  dass  Schwangere  eher  abortiren,  Herzkranke 
eher  zu  Grunde  gehen,  Rekonvaleszenten  das  Ausgehen  unterlassen,  weil 
sie  das  Treppensteigen  scheuen?  Die  Lüftung  der  Strassen  zwischen 
hohen  Häusern  ist  sehr  schwierig  und  unvollkommen,  es  muss  die  seit- 
liche Lüftung  durch  Winde  zwischen  den  hohen  Häusern  hindurch  hin- 
zukommen. Auch  das  Licht  ist  zu  berücksichtigen.  In  die  Strassen 
zwischen  hohen  Häusern  kommt  kein  Licht.    Wo  aber  Licht  und  Luft 
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nicht  hinkommen,  da  kommt  der  Arzt  hin.  Auch  fällt  in  den  unteren 
Stockwerken  das  Licht  in  einem  ungünstigen  Winkel  ein.  Man  spricht 
soviel  von  naturgemässer  Lebensweise.  Naturgemäss  ist  das  einstöckige 
Haus.  Zum  Uebereinanderthürmen  vieler  Stockwerke  ist  man  erst  ge- 
kommen aus  Mangel  an  Platz.  Es  ist  ein  nothwendiges  Uebel,  das  aber 
nur  angewendet  werden  darf,  soweit  es  unvermeidlich  ist  und  soweit  es 
die  Gesundheit  nicht  gefährdet.  Die  alten  Städte  waren  von  Mauern 
umgeben  und  konnten  daher  nicht  so  weitläufig  gebaut  werden,  wie  es 
jetzt  möglich  ist,  wo  die  Mehrzahl  der  Städte  ringsum  offen  ist.  Die 
Bauten  und  der  Boden  sind  jetzt  allerdings  theuerer;  aber  durch  eines 
sind  wir  besser  daran  als  früher:  das  sind  die  wachsenden  Verkehrs- 
mittel. Weshalb  breiten  sich  die  grossen  Städte  nach  allen  Richtungen 
hin  aus?  Weil  Eisenbahnen,  Hochbahnen  u.  s.  w.  gebaut  werden,  durch 
die  es  .möglich  ist  die  Leute  weithin  fortzuführen.  Die  Hebung  der 
Verkehrsmittel  begünstigt  eine  weitläufige  Bauart  und  muss  in  dem 
Sinne  verwerthet  werden,  dass  ein  gesundes  Wohnen  breiteren  Schichten 
der  Bevölkerung  ermöglicht  wird.  Also  vom  Standpunkt  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  aus  muss  ich  ganz  entschieden  gegen  Ausführungen 
wie  diejenigen  des  Herrn  Rettich  sprechen. 

Man  wirft  uns  Aerzten  vor,  dass  wir  vom  einseitig  medizinischen 
Standpunkte  aus  zu  grosse  Forderungen  in  hygienischer  Beziehung  stellen; 
das  wird  man  jedoch  den  Führern  unter  den  Hygienikern  nicht  vor- 
werfen dürfen.  Sie  wissen  ganz  genau  die  Forderungen  der  Hygiene 
den  vorliegenden  Verhältnissen  anzupassen.  Ebenso  aber  verlangen  wir 
von  den  Technikern,  dass  sie  die  Forderungen  der  Hygiene  nicht  igno- 
riren.  Nur  wenn  Hygieniker  und  Techniker  Hand  in  Hand  gehen,  wird 
es  möglich  sein,  gesunde  Wohnungsverhältnisse  herbeizuführen.  Wir 
müssen  dabei  immer  im  Auge  behalten:   Salus  populi  suprema  lex! 

Professor  Dr.  Fuchs -Freiburg  i.  B.  (Schlusswort):  Meine  Herren! 
Sie  werden  mir  ohne  weiteres  zustimmen,  dass  es  keine  ganz  leichte 
Aufgabe  ist,  ein  Resume  dieser  so  überaus  anregenden,  lebhaften  und 
lehrreichen  Diskussion  vor  Ihnen  zu  entrollen,  und  ich  kann  mich  selbst- 
verständlich nur  auf  die  Hervorhebung  der  wichtigsten  Punkte  dabei  be- 
schränken und  muss  von  vornherein  Ihre  Nachsicht  in  Anspruch  nehmen, 
wenn  ich  dabei  etwas  auslassen  sollte.  Ich  will  mich  indess  bemühen, 
nicht  einfach  chronologisch  zu  verfahren,  sondern  in  die  Reihe  der  vielen 
geltend  gemachten  Gesichtspunkte  eine  gewisse  Gruppirung  hineinzube- 
kommen, die  ich  mit  dem  scheinbar  äusserlichen  Gesichtspunkt  beginne, 
dass  ich  zunächst  nur  einmal  von  dem  spreche,  was  von  deutscher  Seite 
vorgebracht  worden  ist,  um  mit  den  Ausführungen  der  Herren  aus  den 
fremden  Ländern  zu  schliessen. 

Unter  den  Ausführungen  der  deutschen  Redner  stand  an  erster  Stelle 
ja  natürlich,  wie  sich  das  aus  der  Zuspitzung  meines  Referats  ja  wohl 
ergab  und  insofern  eine  gewisse  Befriedigung  für  mich  sein  konnte,  der 
Streit  um  die  Bedeutung  der  Bodenspekulation,  und  da  sind,  wie  das  in 
den  schriftlichen  Referaten  auch  schon  der  Fall  war,  insbesondere  Herr 
Dr.  Stein  einerseits  und  Herr  Dr.  Eberstadt  andererseits  gegen  ein- 
ander aufgetreten.  Man  konnte  heute  in  der  Wohnungsfrage  sowohl  bei 
diesem  Punkte  wie  bei  dem  Punkte  Abstufung  der  Bauordnung  sagen: 
sage  mir.,  in  welcher  Stadt  Du  lebst,  so  weiss  ich,  welchen  Standpunkt 
Du  in  dieser  Frage  einnimmst.    Dass  Herr  Dr.  Stein  die  Bodenspekula- 
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tion,  deren  Bedeutung  er  garnicht  vollständig  bestreitet,  so  viel  niedriger 
einschätzt  als  Herr  Dr.  Eberstadt,  kommt  einfach  daher,  dass  er  das 
Glück  hat,  in  Frankfurt  zu  leben,  und  Herr  Dr.  Eberstadt  in  Berlin. 
Die  Verhältnisse  sind  eben  in  Frankfurt  noch  keineswegs  so,  wie  sie  in 
Berlin  sind.  Frankfurt  erfreut  sich,  wie  die  statistischen  Untersuchungen 
beweisen,  ziemlich  günstiger  Bau-  und  Wolmungsverhältnisse. 

Herr  Dr.  Stein  hat  insbesondere  ausgeführt,  dass  die  grossen  Ge- 
winne garnicht  gemacht  würden  von  Seiten  der  Spekulanten,  sondern  von 
den  kleinen  Bauern  und  Gärtnern,  die  draussen  sitzen.  Darauf  möchte 
ich  zunächst  erwidern,  dass  man  zur  Spekulation  natürlich  auch  dies 
hinzurechnen  muss.  Es  ist  dann  von  anderer  Seite  darauf  erwidert 
worden,  so  insbesondere  von  Herrn  Dr.  Engel,  dass  diese  es  auch  nicht 
eigentlich  sind,  die  diese  gefährliche  Spekulation  machen  können.  Jeden- 
falls ist  der  Ausdruck  meines  Erachtens  als  unzutreffend  zurückzuweisen 
—  ich  habe  doch  wohl  als  Generalreferent  in  diesem  Resume  nicht  nur 
zu  resumiren,  sondern  auch  das  Recht,  meinerseits  eine  subjektive  Kritik 
'zu  üben,  wie  immer  üblich  in  dem  Schlusswort  — ,  dass  diese  kleinen 
Besitzer  einen  Ring  um  die  Stadt  bilden  können,  denn  sie  sind  so  iso- 
lirt,  dass  sie  natürlich  am  allerwenigsten  im  Stande  wären,  einen  Ring 
zu  bilden,  der  für  die  Preissteigerung  gefährlich  werden  kann. 

Herr  Dr.  Stein  hat  ferner  hervorgehoben,  dass  die  Spekulanten 
grosse  Vortheile  und  grossen  Nutzen  bei  der  Ausdehnung  der  Städte 
dadurch  gewönnen,  dass  sie  die  künftige  Entwickelung  voraussehen.  Er 
hat  dies  an  dem  Beispiel  klar  gemacht  mit  der  Wirthschaft,  die  schliess- 
lich in  einem  Hause  untergebracht  wird,  wodurch  der  höchste  Verkaufs- 
preis sich  rechtfertigte.  Man  könnte  also  sagen,  das  Verdienst  der 
Spekulation  ist,  dass  sie  da,  wo  schou  drei  Wirtschaften  sind,  noch 
eine  vierte  hinsetzt.  Aber  ernsthaft  ist  diese  Auffassung  von  Herrn 
Dr.  Eberstadt  zurückgewiesen  worden,  indem  er  betont  hat,  wie  die 
Spekulation  sich  in  der  Preisbildung  und  Werthbildung  auf  die  Ver- 
gangenheit vor  allen  Dingen  stütze  und  sich  in  der  Beurtheilung  der 
Zukunft  ausserordentlich  irren  könne.  Ausser  Eberstadt  ist  dann,  wie 
ich  schon  hervorgehoben  habe,  auch  Dr.  Engel  diesem  Theil  der  St  ein- 
schen Ausführungen,  die  die  Schäden  der  Spekulation  schwächer  erscheinen 
lassen  sollten,  entgegengetreten.  Herr  Dr.  Engel  hat  sich  ausserdem 
auch  gegen  meine  Behauptung  gewandt,  dass  auch  die  Grundsteuer 
über  wälzbar  sei,  und  hat  hier  ausgeführt,  dass  diese  Ueberwälzung  aus 
dem  Grunde  nicht  möglich  sei,  weil  das  Minimum  der  Wohnungsbefriedi- 
gung, bezw.  das  Maximum  der  möglichen  Miethen  jedenfalls  bei  den 
Massen  der  grossstädtischen  Bevölkerung  in  Deutschland  schon  erreicht 
sei,  und  auf  denselben  Standpunkt  hat  sich  einer  der  letzten  Redner, 
Herr  Erkes,  gestellt,  der  ebenfalls  mit  dieser  Argumentation  die  Mög- 
lichkeit der  Ueberwälzung  bestritten  hat.  Diese  Argumentation  ist  ein 
Beweis  für  die  andere  Behauptung,  die  ich  aufgestellt  habe,  für  das 
„eherne  Wohngesetz",  das  wir  heute  haben,  und  ich  glaube,  sie  beweist 
gegen  die  Ueberwälzbarkeit  nichts,  denn  sie  stellt  uns  in  Aussicht,  dass, 
selbst  wenn  heute  die  Ueberwälzung  nicht  bestehen  sollte,  sie,  sobald 
wieder  die  Zustände  sich  bessern,  dann  sofort  eintreten  wird,  wenn  nicht 
energische  eingreifende  Maassregeln  ergriffen  werden. 

Der  letztgenannte  Redner  hat  ausserdem  einen  früher  schon  her- 
vorgehobenen Gedanken  hier  auch  betont:  die  moralische  Pflicht  der- 
jenigen, die  ihre  Arbeitermassen  in  die  Industrie  und  in  die  grossen 
Städte  hineinziehen,  also  in  erster  Linie  der  Arbeitgeber,  für  die  Be- 


656 


Schaffung  von  Wohnungen  Sorge  zu  tragen,  —  ein  sehr  interessanter 
Gesichtspunkt,  der  aber  eigentlich  mehr  zu  den  Fragen  der  folgenden 
Tage,  zu  der  Abhülfe,  zu  der  Beschaffung  und  Erleichterung  von  kleinen 
Wohnungen  u.  s.  w.  gehört  und  den  ich  daher  mit  der  einfachen  Er- 
wähnung übergehe. 

Ein  zweiter  Hauptpunkt  der  Ausführungen  des  Herrn  Stein  war 
sodann  die  Wiederholung  der  Ausführungen  aus  seinem  Referat,  auf  die 
ich  aufmerksam  gemacht  hatte,  über  die  Bedeutung  einer  abgestuften 
Bauordnung,  der  Hinweis  auf  das  Beispiel  in  Frankfurt,  wo  die  Einfüh- 
rung einer  abgestuften  Bauordnung  nicht  die  erwartete  und  erwünschte 
Verbilligung  der  Bodenpreise  erzielt  hat,  sondern  wo  im  Gegeniheil  trotz 
derselben,  und  wie  er  meint,  durch  dieselbe  sogar  eine  Steigerung  ein- 
getreten ist.  In  dieser  Auffassung  ist  ihm  zunächst  Herr  Professor 
Baumeister  und  dann  Herr  Geheimrath  Stübben  entgegengetreten. 
Herr  Professor  Baumeister  hat  vor  allem  darauf  hingewiesen,  dass 
eine  solche  ungünstige  Wirkung  einer  abgestuften  Bauordnung  doch  nur 
unter  ganz  besonderen  Umständen  eintreten  kann,  nämlich,  wenn  sie 
nicht  in  der  richtigen  Weise  und,  wie  ich  hinzufügen  möchte,  nicht 
rechtzeitig  genug  geschaffen  wird.  Es  ist  ja  offenbar  der  Kern  des 
Frankfurter  Beispiels,  dass  sie  hier  zu  spät  geschaffen  worden  ist  oder 
geschaffen  werden  sollte  —  Dr.  Stein  nickt  zustimmend,  ich  denke  also, 
das  richtige  damit  getroffen  zu  haben  —  für  Grundstücke,  die  bereits 
eine  zu  hohe  Werthbildung  erfahren  hatten,  als  dass  hier  eigentlich 
noch  eine  grosse  Reduktion  zulässig  gewesen  wäre. 

Herr  Professor  Baumeister  hat  die  Städtebauer  dagegen  verwahrt, 
dass  sie  noch  heute  etwa  nach  dem  bösen  Berliner  Beispiel  in  dem 
Bau  von  Städten  verführen  in  der  Anlage  des  Bebauungsplanes  und  der 
Bauordnung.  Ich  habe  darin  wohl  nicht  einen  Vorwurf  dafür  zu  er- 
blicken, dass  ich  in  meinem  Referat  das  nicht  hervorgehoben  habe,  denn 
mein  Referat  bezog  sich  ja,  was  Sie  nicht  vergessen  wollen,  im  wesent- 
lichen auf  die  Vergangenheit.  Ich  hatte  zu  untersuchen,  wie  sich  in  den 
letzten  25  Jahren  die  Verhältnisse  dieser  verschiedenen  Faktoren  zu  ein- 
ander gestellt  haben,  welche  Ursachen,  welche  Wirkungen  sie  hervor- 
gebracht haben  und  welche  neueren  Bauordnungen  und  Bebauungspläne 
auch  Herr  Professor  Baumeister  zusammen  mit  Herrn  Geheimrath 
Stübben  seit  Jahren  in  sehr  verdienstvoller  Weise  in  einer  Reihe  von 
Städten  zur  Einführung  gebracht  hat  —  ihre  Arbeiten  sind  doch  leider 
erst  so  kurze  Zeit  in  Wirksamkeit,  dass  wir  wohl  kaum  bei  diesen 
generellen  Fragen  in  Bezug  auf  ihre  Wirksamkeit  etwas  nachweisen 
können.  Ich  habe  mich  ja  überhaupt  in  meiner  Untersuchung  nicht 
eigentlich  mit  den  Mitteln  zur  Abhülfe  zu  befassen  gehabt,  die  die  folgen- 
den Tage  behandeln  werden. 

Herr  Professor  Baumeister  hat  sodann  auf  seine  überaus  inter- 
essanten Berechnungen  hingewiesen  und  mit  Recht  die  Aufmerksamkeit  der 
Techniker  auf  diese  gelenkt.  Herr  Geheimrath  Stübben  hat  betont,  dass 
die  Aufgabe  der  abgestuften  Bauordnung  nicht  sei,  überhaupt  die  Steige- 
rung der  Miethen,  bezw.  der  Grundstückspreise  zu  verhindern,  sondern 
nur  die  Grenze,  bis  zu  welcher  sie  in  die  Höhe  gehen,  tiefer  zu  stecken, 
nicht  sowohl  billigere,  als  bessere  Wohnungen  herbeizuführen,  und  dass 
damit  auch  eine  soziale  Abstufung  —  womit  er  sich  scheinbar  in  einem 
gewissen  Gegensatz  zu  Professor  Baumeister  befindet,  aber  auch  nur 
scheinbar  —  nicht  nach  den  Bewohnern,  sondern  nach  dem  Zustande  des 
Hauses,  sehr  wohl  verbunden  werden  kann.    Ich  möchte  dabei  hinzu- 
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lügen,  dass  wir  natürlich  meines  Erachtens  überhaupt  mit  der  Möglich- 
keit rechnen  müssen,  dass,  wenn  wir  heute  für  Aussenbezirke  wachsender 
Städte  —  ich  habe  das  in  München  auch  schon  betont  —  eine  niedrigere 
Bebauung  vorschreiben,  wir  nach  einer  Reihe  von  Jahren  bei  weiterem 
Wachsthum  dazu  kommen,  weiter  hinauszurücken  mit  der  niedrigeren 
Bebauung  —  ich  Aveiss  natürlich,  dass  das  nicht  einfach  konzentrisch 
erfolgt,  sondern  dass  dabei  andere  Momente:  Fabrikviertel,  Wohnviertel 
u.  s.  w.  mitsprechen  —  dass  wir  aber  doch,  schematisch  gesprochen, 
nach  einer  Reihe  von  Jahren  werden  hinausrücken  müssen  mit  diesem 
Gebiete  und  in  dem  bisherigen  Gebiete  niedriger  Bebauung  eine  höhere 
Bebauung  werden  zulassen  müssen.  Gegen  diese  Beurtheilung  der  ab- 
gestuften Bauordnung  hat  sodann  aber  Herr  Gemeinderath  Rettich  aus 
Stuttgart  die  lebhaftesten  Bedenken  geltend  gemacht.  Die  Ueberein- 
stimmung  war  doch  vielleicht  nicht  so  ganz  allseitig,  wie  Herr  Geheimrath 
Stübben  eben  in  seiner  zweiten  Bemerkung  es  hingestellt  hat.  Auch 
da  möchte  ich  wieder  sagen :  sage  mir,  woher  du  kommst,  und  ich  sage 
dir,  wie  du  in  dieser  Frage  stehst.  Denn,  meine  Herren,  ich  habe  in 
München  darauf  hingewiesen,  heute  es  aber  übergangen:  wir  müssen  für 
die  Anwendbarkeit  dieser  Reform  natürlich  nach  den  Städten  unter- 
scheiden, und  zwar  nicht  nur,  wie  das  auch  von  einem  der  Herren  Redner 
hervorgehoben  worden  ist,  in  Bezug  auf  ihre  Grösse,  sondern  ganz  offen- 
bar auch  in  Bezug  auf  ihre  physikalischen  Verhältnisse,  ihre  geographi- 
sche Lage.  Wir  haben  gerade  in  Deutschland  bei  seiner  bekannten  Boden- 
gestaltung —  das  ist  vielleicht  auch  ein  Grund  unserer  abweichenden 
deutschen  Verhältnisse  —  nicht  überall  solche  geographischen  Verhält- 
nisse, dass  die  Stadt  schrankenlos  in  die  AVeite  wachsen  kann  in  Form 
einer  weiträumigeren  und  niedrigeren  Bauordnung,  wie  das  freilich  in 
dem  märkischen  Sande  bei  Berlin  der  Fall  ist,  und  wenn  wir  einen 
grossen  Gegensatz  dafür  wählen  wollen,  so  ist  der  in  gewisser  Beziehung 
durch  Stuttgart  gegeben:  deshalb  ist  der  Widerspruch  von  da  aus- 
gegangen. Stuttgart  liegt  so  im  Kessel,  dass  die  Ausdehnung  der  Stadt 
durch  die  geographischen  Verhältnisse  sehr  viel  schwieriger  gestaltet  ist. 
Wir  haben  in  dieser  Beziehung  ja  auch  von  einem  der  Herren  aus 
Amsterdam  die  interessante  Bemerkung  gehört,  wie  hier  auch  solche 
technischen  Gründe,  die  Kostspieligkeit  der  Erhöhung  des  Baugrundes 
und  die  Notwendigkeit  des  Rammens  mitgewirkt  haben.  Also  dieser 
Gesichtspunkt  wird  allerdings  auch  in  dieser  Frage  Berücksichtigung 
verdienen  —  er  wird  ja  natürlich  auch  von  den  Anhängern  der  ab- 
gestuften Bauordnung  keineswegs  ausser  Acht  gelassen  — ,  und  das 
erklärt  uns,  warum  gerade  aus  Stuttgart  sich  dieser  Widerspruch 
dauernd  erhebt. 

Die  Befürwortung  oder  doch  wenigstens  die  Entschuldigung  des 
Massenmiethhauses,  die  Herr  Rettich  in  Bezug  auf  die  hygienischen  Ver- 
hältnisse gebracht  hat,  hat  dann  durch  den  letzten  Redner  der  Diskussion, 
Herrn  Geheimrath  Kirchner,  wie  mir  scheint,  eine  sachverständige 
Widerlegung  aus  dem  Munde  eines  Arztes  erfahren.  Wenn  jener  gleich- 
zeitig unter  die  Nachtheile  der  abgestuften  Bauordnung  hier  gerechnet 
hat,  dass  sie  eine  Vertheuerung  des  einen  Theils,  des  Grund  und  Bodens, 
gegenüber  einer  Miethkaserne  bedeute,  so  glaube  ich  doch,  dass  gerade 
dies  durch  die  Untersuchungen,  die  uns  in  den  Referaten,  insbesondere 
dem  des  Professors  Baumeister,  mitgetheilt  sind,  widerlegt  worden 
ist,  und  ich  möchte  nur  auf  sein  Beispiel  eingehen,  das  er  dafür  gebracht 
hat,  indem  er  auf  die  Berechnungen  des  Herrn  Geheimrath  Pfeiffer 
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in  Stuttgart  hingewiesen  hat,  die  dieser  bezüglich  der  Arbeiterkolonie 
Ostheim  aufgestellt  hat.  Mir  scheint  das  nichts  dagegen  zu  be- 
weisen. Ich  kenne  die  Verhältnisse  aus  eigener  Anschauung.  Diese 
Kolonie  ist,  wenn  ich  nicht  irre,  damals  ziemlich  weit  draussen  als 
erste  Bebauung  in  dieser  Gegend,  jedenfalls  als  erste  grössere  Bebauung 
entstanden,  in  einer  Gegend,  die  noch  keine  Miethpreise  und  keine 
Grundstückspreise  hatte,  wie  sie  die  Bebauung  durch  Miethkasernen  mit 
sich  bringt.  Also  da  wäre  es  allerdings  damals  möglich  gewesen,  in 
Form  von  Miethkasernen  die  Wohnungen  um  30  %  billiger  herzustellen, 
wTeil  da  der  Grund  und  Boden  noch  nicht  in  die  Höhe  getrieben  war. 
Ich  sehe  darin  nur  eine  Bestätigung  der  Ausführungen,  die  ich  mir  zu 
machen  erlaubt  habe,  dass  bei  der  ersten  Aufführung  einer  Miethkaserne 
auf  Bauterrain  das  allerdings  möglich  ist,  wenn  auf  Extragewinne  ver- 
zichtet wird,  weil  dort  der  Grund  und  Boden  noch  billig  ist.  Aber  ist 
er  erst  einmal  durch  die  ersten  Miethkasernen  in  die  Höhe  getrieben, 
dann  fällt  dieser  Vortheil  weg. 

Ich  habe  dann  unter  den  Ausführungen  der  deutschen  Herren  mich 
noch  weiter  zu  dem  wichtigen  Punkte  zu  wenden,  den  Herr  Stadtrath 
Dr.  Flesch  vertreten  hat,  indem  er  betont  hat,  dass  die  Wohnfrage  vor 
allem  in  allererster  Linie  eine  Lohnfrage  sei,  und  es  ist  ihm  dabei 
durch  Herrn  Lehne  aus  Hamburg  sekundirt  worden.  Ich  möchte  dazu 
bemerken,  dass  ich  diese  Bedeutung  der  Lohnfrage  für  die  Wohnungs- 
frage in  diesem  Umfange  insofern  nicht  zugeben  kann,  als  ich  sage : 
was  nützt  dem  Arbeiter  jede  Erhöhung  seiner  Löhne,  wenn  diese  Er- 
höhung eben,  wie  vorhin  ausgeführt,  nachher  doch  wieder  zu  einer  Steige- 
rung der  Miethen  führt,  also  schliesslich  doch  wieder  in  die  Taschen  der 
Hausbesitzer  fliesst?  Und  wenn  Herr  Lehne  aus  Hamburg  sagt:  Wir 
müssen  eben  sagen,  so-  und  soviel  braucht  der  Arbeiter  für  eine  men- 
schenwürdige Wohnung,  und  so  hoch  muss  daher  der  Arbeitgeber  ihm 
den  Lohn  normiren,  so  will  ich  einmal  zugeben,  dass  wir  dem  Arbeit- 
geber die  Pflicht  zu  einer  solchen  Lohnzahlung  auferlegen  könnten, 
wenn  wir  aber  nicht  die  Bodenspekulation  vorher  beseitigt  haben,  dann 
muss  der  Arbeitgeber  die  Löhne  erhöhen  und  wieder  erhöhen,  und 
das  Geld  wird  dem  Arbeitgeber  aus  der  Tasche  gezogen  und  fliesst 
in  die  des  Grundstücksspekulanten  oder  Hausbesitzers,  aber  der 
Arbeiter  ist  nicht  besser  dran,  als  vorher.  Darum  ist  und  bleibt 
die  Wohnungsfrage  nicht  in  erster  Linie  eine  Lohnfrage,  solange  nicht 
die  anderen  Seiten  reformirt  sind.  Sie  ist  heute  nur  allerdings  insofern 
eine  Lohnfrage  für  die  grosse  Masse  der  ungelernten  und  der  mindest 
verdienenden  Arbeiter,  als  allerdings  deren  Löhne  heute  so  sind,  dass 
wir  überhaupt  bis  heute  noch  nicht  im  Stande  sind,  für  sie  Wohnungen 
ohne  Zuschüsse  von  irgend  einer  Seite  zu  schaffen,  menschenwürdige 
Wohnungen,  die  sie  noch  bezahlen  könnten.  Das  ist  allerdings  richtig: 
diese  Klasse  hat  heute  noch  keine  Löhne,  die  ihr  unter  unseren  Ver- 
hältnissen eine  menschenwürdige  Wohnung  ermöglichten.  Aber  ihr  die 
Löhne  zu  zahlen,  würde  auch  wieder  nicht  genügen,  wenn  nicht  die 
anderen  Maassregeln,  die  anderen  grossen  Reformen  ergriffen  werden. 
Also  ich  will  dieser  Lohnerhöhung  nicht  zuwider  sein  und  die  Lohn- 
erhöhung für  diese  Klasse  als  ebenso  nothwendig  bezeichnen;  ich  will 
nur  darauf  hinweisen,  dass  das  nicht  genügt  und  dass  die  Arbeiter  sich 
in  einem  verhängnissvollen  Irrthum  befinden,  wenn  sie  glauben,  dass  es 
nur  darauf  ankomme,  und  darum  etwa  unterlassen,  die  anderen  Maass- 
regeln und  die  anderen  Reformen  mit  allen  Kräften  zu  unterstützen. 
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Endlich  hat  von  den  deutschen  Rednern  ausser  Herrn  Stadtbaurath 
Genzmer,  der,  wie  ich  vorhin  zu  erwähnen  vergessen  habe,  durch  seine 
interessante  Arbeit  über  Halle  auch  die  Auffassung  unterstützt  hat,  dass 
die  abgestufte  Bauordnung  nicht  nothwendig  als  Quelle  der  Verbilligung 
und  des  Verlustes  für  die  Besitzer  von  solchen  Grundstücken  anzusehen 
sei,  dann  vor  allen  Dingen  noch  Herr  Dr.  v.  Mangoldt  in  ausser- 
ordentlich temperamentvoller  Weise  den  Vorschlag  in  die  Diskussion  ge- 
worfen, dass  wirkliche  Abhülfe  nur  möglich  sei  dadurch,  dass  eine  so 
grundlegende  Umgestaltung  und  Reform  stattfindet,  wie  die,  dass  die 
ganze  zukünftige  Stadterweiterung  öffentlich  -  rechtlich  werde,  eine 
öffentliche  Angelegenheit  an  Stelle  einer  privatkapitalistischen,  und 
es  ist  ihm  darin  durch  einen  der  Herren  Ausländer,  durch  Herrn  Tei- 
le gen,  sekundirt  worden.  Herr  Dr.  v.  Mangoldt  hat  leider  unter- 
lassen, uns  des  näheren  auszuführen,  wie  er  sich  diese  Gestaltung  der 
Stadterweiterung  als  öffentliche  Angelegenheit  denkt,  und  solange  das 
nicht  geschehen  ist  und  ich  nicht  weiss,  wie  sich  nachher  die  Eigen- 
thumsverhältnisse auf  dem  städtischen  Grund  und  Boden  gestalten  sollen, 
kann  ich  auch  nicht  in  eine  Kritik  dieses  höchst  beachtenswerthen  Vor- 
schlages eintreten. 

Damit  glaube  ich  im  wesentlichen  erschöpft  zu  haben,  was  seitens 
deutscher  Redner  in  der  Diskussion  vorgetragen  worden  ist,  wenn  ich 
noch  nachtrage,  dass  auch  von  Herrn  Schilling  die  eigentliche 
richtige  Anwendung  der  abgestuften  Bauordnung,  namentlich  mit  Unter- 
scheidung der  verschiedenen  Bedürfnisse  für  Wohnen,  Geschäft  und  son- 
stige Zwecke,  klar  ins  Licht  gesetzt  worden  ist. 

Ich  komme  zu  den  Herren  aus  dem  Auslande,  die  uns  die  Ehre  er- 
wiesen haben,  auch  in  so  überaus  lehrreicher  und  interessanter  Weise 
an  der  Diskussion  theilzunehmen,  und  ich  bedauere,  dass  mein  Franzö- 
sisch nicht  dazu  ausreicht,  diesen  Theil  meines  Resumes  auch  in 
französischer  Sprache  zu  geben. 

Von  den  Ausführungen  der  Herren  Ausländer  waren  insbesondere 
zunächst  eine  Reihe  von  einzelnen  Anregungen  sehr  werthvoll,  die  ich 
vielleicht  zuerst  abmachen  darf.  So  hat  uns  zunächst  Herr  Ministe- 
rialrath  Kaltenbrunn  in  sehr  interessanter  Weise  über  ein  soeben  per- 
fekt gewordenes  neues  österreichisches  Gesetz  berichtet,  das  Steuer- 
erleichterungen für  die  kleinen  Wohnungen  schafft,  mit  einer  Reihe  von, 
wie  mir  scheint,  ganz  vorzüglichen  Verklausulirungen  und  Bedingungen, 
welche  bewirken  sollen,  dass  diese  Steuererleichterungen  wirklich  ihr 
Ziel  erreichen  und  dass  insbesondere  nicht  die  Ueberwälzung  eintritt, 
die  sonst  diese  Erleichterung  überhaupt  illusorisch  machen  würde. 
Wenn  man  soweit  geht,  dass  man  dem  Hausbesitzer  überhaupt  ein 
bestimmtes  Maximalerträgniss  vorschreibt,  dann  kann  man  auf  diesem 
Gebiete  sicher  etwas  erreichen,  und  es  ist  das  ein  höchst  bemerkens- 
werther  Schritt. 

Ferner  ist  unter  den  mehr  vereinzelten  Anregungen  und  Erwägungen, 
die  von  Seiten  der  Herren  aus  fremden  Ländern  gemacht  worden  sind, 
insbesondere  der  sehr  interessanten  Anregung  zu  gedenken,  die  der 
sehr  geehrte  Präsident  des  vorigen  Internationalen  Kongresses,  Monsieur 
Siegfried,  in  Bezug  auf  die  möglichen  Fortschritte  in  der  Verbilligung 
des  Bauens  selbst  gegeben  hat,  des  Hinweises  z.  B.  auf  das  neue 
billigere  Baumaterial,  von  dem  er  gesprochen  hat,  und  der  Anregung, 
die  er  künftigen  Kongressen  gegeben  hat,  sich  mit  dieser  Frage  zu 
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beschäftigen,  die  wir  gewiss  bei  allen  übrigen  Problemen  nicht  ausser 
Acht  lassen  dürfen. 

Sodann  hat  Monsieur  Cheysson  auf  die  Wichtigkeit  eines  Punktes 
aufmerksam  gemacht,  der  allerdings  von  grosser  Bedeutung  ist  und  nicht 
so  ganz  vergessen  worden  ist  —  ich  habe  ihn  allerdings  nur  mit  einem 
kurzen  Satz  in  meinem  deutschen  Referat  gestreift,  in  der  französischen 
Wiedergabe  war  er  nicht  enthalten  — ,  nämlich  der  Bedeutung  der  Ver- 
kehrsmittel für  die  Verbilligung  der  Wohnungen.  Es  ist  ganz  sicher, 
dass  wir  hier  eine  Maassregel  haben,  die  sehr  viel  wirken  kann.  Das 
habe  ich  für  so  selbstverständlich  gehalten,  dass  ich  deshalb  glaubte, 
nicht  näher  auf  sie  eingehen  zu  sollen,  aber  wie  ich  in  meinem  Referate 
sagte,  sie  kann  die  Verhältnisse  mildern,  aber  nicht  die  Entwicklung 
vollständig  aufheben.  Es  wird  immer  eine  grosse  Zahl  von  Arbeitern, 
kleinen  Geschäftsleuten  und  sonstigen  kleineren  Leuten  geben,  die  selbst 
bei  den  ausgebildetsten  Verkehrsmitteln  nicht  draussen  wohnen  können, 
die  auf  die  inneren  Wohnungen  angewiesen  sind.  Ausserdem  pflegen 
solche  Verkehrsmittel  im  allgemeinen  immer  doch  nachzufolgen,  und  ob 
sie  in  der  Ausdehnung  entwickelt  werden  können,  dass  sie  vollständig 
die  Lageverschiedenheiten  ausgleichen  werden,  erscheint  doch  zweifelhaft. 
Aber  das  ist  sicher,  dass  sie  eines  der  wichtigsten  Momente  auch  unter 
den  positiven  Mitteln  sind,  von  denen  ich  hier  ja  eigentlich  nicht  zu 
sprechen  hatte. 

Monsieur  Cheysson  hat  sodann  auch  für  die  modernen  Mieth- 
kasernen  gesprochen,  deren  Vorzüge  gegenüber  der  älteren  Miethkaserne 
er  mit  Recht  hervorgehoben  hat,  und  Herr  Geheimrath  Stübben  hat 
ihm  erwidert,  dass  auch  von  denen,  die  für  eine  andere  Bauweise  in  den 
Aussenbezirken  sind,  niemand  diese  Vorzüge  verkenne,  dass  wir  sie  aber 
auch  in  den  Innenbezirken  natürlich  nicht  beseitigen  wollen,  sondern 
dass  unser  ganzes  Bestreben  nur  darauf  gerichtet  ist,  ihr  Uebergreifen 
auf  die  Aussenbezirke,  wo  es  nicht  nothwendig  ist,  zu  verhindern. 

Monsieur  Cheysson  hat  sodann  einige  Fragen  an  mich  gerichtet, 
die  ich  mir  erlaube,  bis  zum  allerletzten  Schluss  dieses  Resumes  zur 
Beantwortung  aufzuheben. 

Ich  komme  zu  den  Herren  aus  Belgien  und  Holland,  die  uns  so 
sachlich  interessante  Angaben  über  die  Verhältnisse  in  ihren  Ländern 
gemacht  haben,  denen  ich  die  Ausführungen  von  Monsieur  Siegfried 
in  Bezug  auf  di3  geringe  Entwickelung  der  Boden-  und  Häuserspekulation 
in  Frankreich  hier  wiederum  anreihen  möchte.  Ihre  Ausführungen  haben 
bestätigt,  dass  grosse  Unterschiede  zwischen  Belgien  und  Deutschland  be- 
stehen, nicht  nur  hinsichtlich  der  Wohnwreise  und  Bebauungsweise,  sondern 
auch  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Spekulation,  die  wir  in  Belgien  so 
gut  wie  gar  nicht  als  Problem  haben,  die  sich  in  Frankreich  nach  den  Aus- 
führungen von  Monsieur  Siegfried  nur  in  geringem  Maasse  findet, 
während  wir  in  Holland  zwar  dieselben  Unterschiede  der  Wohnweise 
haben,  aber  nicht  die  Unterschiede  in  Bezug  auf  die  Spekulation.  Damit 
sind  wir  wieder  bei  der  grossen  Frage  angelangt,  woher  denn  eigentlich 
diese  grossen  nationalen  Unterschiede  kommen?  und  ich  glaube,  dass  man 
in  der  That  ein  Recht  hat,  hier  ganz  ausserordentlich  weit  zurück- 
zugehen, wenn  auch  nicht  bis  auf  Adam  und  Eva  und  die  Wohnungs- 
verhältnisse im  Paradiese.  Aber  dass  es  sich  hier  zum  Theil  um  wirk- 
liche nationale  Unterschiede  und  Stammesunterschiede  in  Bezug  auf  die 
Wohnungsbedürfnisse  und  Wohnungssitte  handelt,  darüber  besteht  wohl 
kein  Zweifel,  und  ich  glaube,  wir  dürfen  wenigstens  bis  zu  unserem  lieben 
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alten  Freunde  Tacitus  zurückgehen  und  daran  erinnern,  dass  er  schon 
von  den  Germanen  hervorhob  als  das,  was  ihm,  dem  Römer,  auffiel, 
dass  sie  keine  Wohnsitze  vertragen  können,  die  zusammenhängen.  Es 
dürfte  wohl  in  der  That  als  eine  spezifisch  germanische  Sitte  und  ein 
Grundbedürfniss  der  germanischen  Stämme  bezeichnet  werden,  nicht  in 
dieser  Weise  zusammengedrängt  zu  wohnen,  während  die  romanischen 
Nationen  in  dieser  Beziehung  zum  Theil  offenbar  andere  Bedürfnisse  und 
Anschauungen  haben,  und  darum  ist  es  eben  nun  die  Frage,  ob  und 
warum  wir  eigentlich  bei  uns  in  Deutschland  uns  ein  Wohnsystem  und 
eine  Wohnsitte  durch  die  Entwickelung  aufdrängen  lassen  sollen,  das 
eigentlich  von  Hause  aus  unseren  Volksanschauungen  nicht  entspricht, 
und  dass  bei  dieser  Entwickelung  künstliche  Momente,  administrative 
hauptsächlich,  mitgewirkt  haben,  das  ist  ganz  sicher,  und  das  geht  auch 
weiter  zurück,  als  wir  denken.  Die  Politik  der  Hohenzollern,  die  Herr 
v.  Mangoldt  so  gerühmt  hat  und  für  die  Möglichkeit  einer  öffentlich- 
rechtlichen Stadterweiterung  in  anderer  Beziehung  in  Anspruch  ge- 
nommen hat,  hat  uns  in  Berlin  zuerst  die  mehrstöckigen  Miethhäuser 
gebracht,  wie  das  auch  Paul  Voigt  in  so  interessanter  Weise  geschildert 
hat,  und  ich  denke  im  Augenblick  an  eine  andere  Stadt,  die  aus  dem 
18.  Jahrhundert  her  4 — 5 stöckige  Miethhäuser  im  Innern  aufweist,  an 
Dresden.  Da  ist  vermuthlich  auch  eine  solche  bestimmte  staatliche 
Wohnungspolitik  des  absoluten  Staates  im  Spiele  gewesen.  Das  scheint 
mir  die  Anschauung  zu  bekräftigen,  dass  es  sich  hier  in  der  That  in 
hohem  Maasse  um  administrative  Maassregeln  in  früherer  wie  in  neuerer 
Zeit  handelt,  Maassregeln,  welche  aufgehoben  werden  können,  deren 
Gegentheil  durch  gegentheilige  Maassregeln  erzielt  werden  kann.  Aber 
die  Ausführungen  der  Herren  aus  Belgien  und  Holland  haben  mich  doch 
auch  in  der  Auffassung  bestärkt,  dass  auch  diese  administrativen  Maass- 
regeln nicht  das  Letzte  sind:  denn  warum  haben  wir  denn  in  Holland 
mit  seinen  niedrigen  Bauten  doch  die  gleichen  Verhältnisse  der  Speku- 
lation, so  ungünstige  Verhältnisse,  dass  die  hohen  Bodenpreise  jetzt 
schon  zum  Massenmiethhause  als  dem  wirth schaftlich  allein  noch  mög- 
lichen drängen,  während  wir  in  Belgien  bei  gleicher  Wohnweise  diese 
Zustände  nicht  haben?  Das  hat  mich  nur  in  der  Auffassung  bekräftigt, 
die  ich  zum  Schluss  meines  Referates  niedergelegt  und  formulirt  habe 
in  dem  Satze:  „die  Wohnungsfrage  —  eine  Kreditfrage,  im  positiven 
wie  im  negativen  Sinne",  in  dem  mich  zu  meiner  Freude  insbesondere  der 
verehrte  Kollege  Mahaim  auf  das  entschiedenste  unterstützt  hat. 

Wenn  ich  zuletzt  noch  Herrn  Cheysson  die  Frage  beantworten 
soll,  wie  ich  mir  denn  das  im  einzelnen  denke,  so  ist  hier  nicht  die 
Aufgabe,  an  dem  heutigen  Tage  hierüber  nähere  Detailangaben  zu 
machen,  damit  werden  die  folgenden  Tage  sich  beschäftigen.  Ich  kann 
mich  nur  ganz  allgemein  dahin  äussern,  dass  ich  allerdings  für  die  Zu- 
kunft kein  anderes  Ziel  auf  diesem  Gebiete  sehe,  als  die  Verstaat- 
lichung oder  Verkommunalisirung  unseres  ganzen  städtischen  Realkredits. 
Das  ist  das  Ziel,  zu  dem  wir  meiner  Ueberzeugung  nach  allerdings  noch 
einmal  werden  kommen  müssen.  Das  scheint  mir  gerade  durch  die  Aus- 
führungen aus  dem  Auslande  bewiesen  zu  werden,  dass  auch  jene  Formen 
der  Bebauungsfrage  und  der  Bauordnung,  so  ausserordentlich  wichtig 
sie  sind,  doch  schliesslich  nicht  das  Letzte  sind,  sondern  dass,  auch 
wenn  sie  in  anderer  Weise  geregelt  sind,  damit  die  Bodenspekulation 
nicht  unmöglich  gemacht,  bezw.  nicht  in  ihrer  schädlichen  Form  einge- 
schränkt wird. 
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Ich  erlaube  mir  also  doch  wiederum  zu  schliessen  mit  dem  Satze, 
der  mir  durch  die  ganze  Diskussion,  auch  durch  die  Reden  der  Herren 
Ausländer,  für  die  wir  ihnen  noch  besonders  dankbar  sind,  bestätigt  zu 
sein  scheint:  Die  "Wohnungsfrage  ist  vor  allem  eine  Kredit- 
frage, im  positiven,  wie  im  negativen  Sinne,  und  die  grössten  und 
letzten  Aufgaben  der  Reform  liegen  auf  diesem  Gebiete. 


(Schluss  der  Sitzung  gegen  5  Uhr.) 


III.  Sitzung. 

Dienstag,  den  17.  Juni,  Vormittags  9  Uhr. 


Zweites  Hauptthema. 

Die  Selbsthilfe  der  Wohnuiigsbedürftigen  auf  dem 
Gebiete  des  Wohnungswesens. 

Berichterstatter:    Dr.  H.   Crüger,    Anwalt   des   Allgemeinen  Verbandes 
deutscher  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften.  Berlin. 

Meine  Herren!  Aus  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  habe  ich  nur 
einen  kleinen,  und  wie  viele  vielleicht  glauben  möchten,  ganz  kleinen 
Theil  hier  zu  behandeln.  Dieser  kleine  Theil  aus  dem  Gebiete  der  Woh- 
nungsfrage aber  ist  keineswegs  der  unbedeutendste,  ja  ich  möchte  be- 
haupten, dass  er  mit  zu  den  Avichtigsten  Gebieten  der  Wohnungsfrage 
gehört.  Ich  werde  mich  in  meinem  Referate  möglichst  streng  an  das 
Thema  halten,  ich  will  nicht  eingehen  auf  die  Aufgaben  des  Reiches,  des 
Staates,  der  Kommunen,  ich  will  nicht  eingehen  auf  eine  Erörterung  der 
Wohnungspolitik,  der  Bauordnungen  mit  Bezug  auf  die  Wohnungsfrage, 
sondern  mich  strikte  halten  an  das  Gebiet  der  Selbsthilfe  der  Wohnungs- 
bedürftigen auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  unter  Zugrundelegung 
der  heutigen  Verhältnisse.  Selbstverständlich  kann  und  wird  die  Boden- 
politik, werden  die  Maassregeln  des  Reiches  und  der  verschiedenen 
Bundesstaaten  von  nicht  zu  unterschätzendem  Einfluss  auf  die  Gestal- 
tung der  Baugenossenschaften  sein,  aber  es  würde  doch  zu  weit  führen, 
wollte  ich  die  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Fragen  in  das  Thema 
einschliessen.  Ich  habe,  um  es  kurz  zu  wiederholen,  hier  weniger  mit 
theoretischen  Erörterungen  zu  thun,  als  mit  einem  Stück  der  praktischen 
Wohnungspolitik. 

Dass  eine  Wohnungsfrage  existirt.  kann  gewiss  nicht  bestritten  AVer- 
den, wenn  es  auch  hier  und  da  Kreise  giebt,  die  geneigt  sind,  das  Woh- 
nungselend in  Frage  zu  stellen.  Das  Wohnungselend  hat  freilich  mit 
der  Selbsthilfe  der  Wohnungsbedürftigen  an  und  für  sich  nichts  zu  thun, 
insbesondere  das  Bestehen  und  die  Entwickelung  von  Baugenossenschaf- 
ten ist  sehr  gut  denkbar  ohne  das  Vorhandensein  eines  Wohnungselends, 
und  ich  werde  später  darzulegen  haben,  dass  eine  Anzahl  Baugenossen- 
schaften gegründet  ist,  um  einem  gewissen,  in  sich  geschlossenen  Kreise 
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von  Personen  die  Vortheile  der  genossenschaftlichen  Organisation  bei 
Beschaffung  eigener  Häuser  zuzuführen.  Es  war  eine  Art  Anwendung 
des  Grossbetriebes  beim  Bau  von  Häusern  durch  Private. 

Die  Wohnungsfrage  ist  eine  der  wichtigsten  sozialen  Fragen,  deren 
Lösung  ganz  gewiss  keiner  der  übrigen  sozialen  Fragen  an  Bedeutung 
nachsteht.  Auch  bei  dem  Thema,  das  mir  gestellt  worden  ist,  werde 
ich  Stellung  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage  zu  nehmen  haben.  Gewiss 
wäre  es  erstrebenswert  und  das  höchste  Ziel,  für  alle  Menschen  ein  ge- 
sundes und  behagliches  Heim  zu  schaffen.  Wünschen  und  hoffen  können 
wir  das!  Ob  das  Ziel  jemals  erreicht  sein  wird,  ist  eine  andere  Frage, 
die  ich  nicht  weiter  erörtern  kann  und  will.  Ich  halte  es  aber  für 
nöthig,  die  Frage  wenigstens  zu  streifen,  da  in  Bezug  auf  die  bau- 
genossenschaftliche Organisation  vielfach  die  Ansicht  verbreitet  ist,  dass, 
wenn  die  baugenossenschaftlichen  Organisationen  nicht  in  der  Lage  sind, 
die  Wohnungsfrage  zur  glücklichen  Lösung  zu  bringen,  man  diesen  ge- 
nossenschaftlichen Organisationen  auch  keinen  besonderen  Werth  beizu- 
legen hat.  Ganz  mit  Unrecht!  AVenn  auch  die  baugenossenschaftlichen 
Organisationen  nicht  in  der  Lage  sind,  die  Wohnungsfrage  aus  der  Welt 
zu  schaffen,  so  stellen  sie  doch  ein  wichtiges  Moment  auf  diesem  Gebiete 
dar,  und  wenn  sie  auch  nicht  alles  erreichen,  so  können  sie  doch  bei 
Beseitigung  des  Wohnungselends  in  erheblichem  Maasse  mitwirken. 

Meine  Herren!  Wir  haben  es  bei  den  Baugenossenschaften  mit 
einem  Gebiete  zu  thun,  auf  dem  alle  wirtschaftlichen  und  alle  politi- 
schen Gegensätze  schweigen.  Wir  haben  uns  da  mit  einem  Gebiete  zu 
befassen,  auf  dem  sich  Männer  zusammenfinden  können,  mögen  sie  an- 
gehören, welcher  politischen  Richtung  sie  wollen,  mögen  sie  auch  zu- 
neigen Avelcher  beliebigen  wirtschaftlichen  Richtung.  Wir  haben  es 
vor  allem  ferner  hier  zu  thun  mit  einem  Gebiete  der  Selbsthilfe.  In 
dem  Thema,  wie  es  gestellt  ist.  ist  das  Wort  „Selbsthilfe"  gebraucht, 
und  ich  muss  mit  einigen  Worten  darauf  eingehen.  Das  Wort  „Selbst- 
hilfe" hat  heute  in  vielen  Kreisen  keine  allgemeine  Währung  mehr,  und 
das  kommt  auch  zum  Theil  in  den  Referaten  zum  Ausdruck,  die  zu 
diesem  Thema  erstattet  sind  und  bereits  vor  dem  Korigress  zur  Ver- 
keilung gelangt  sind.  In  den  Referaten  z.  B.,  die  über  die  Baugenossen- 
schaften in  Belgien  und  Frankreich  erstattet  sind,  ist  die  Selbsthilfe  der 
Wohnungsbedürftigen  fast  unberücksichtigt  geblieben,  es  wird  fast  nur 
die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  erörtert,  die  in  gemeinnützigen  Woh- 
nungsbaugesellschaften zum  Ausdruck  kommt.  Auch  in  deutschen  Re- 
feraten, und  zwar  besonders  in  dem  Referate  des  Rheinischen  Wohnungs- 
vereins kommt  die  Erörterung  der  Bethätigung  der  Selbsthilfe  der 
Wohnungsbedürftigen  entschieden  zu  kurz.  Jener  um  die  Entwicklung 
der  Baugenossenschaften  so  hoch  verdiente  Verein  erkennt  zwar  die  Be- 
deutung der  Selbsthilfe  an  und  würdigt  sie,  gleichwohl  habe  ich  den 
Eindruck  gewonnen,  als  wenn  in  dem  Referate  den  Baugenossenschaften 
nur  unter  besonderen  Gesichtspunkten  erheblicher  Werth  beigelegt  wird. 
Die  Genossenschaften  werden  in  dem  Referate  des  Rheinischen  Wohnungs- 
vereins dargestellt  als  diejenige  Organisation,  die  am  besten  geeignet  ist, 
die  Unterstützung  von  Staat  und  Kommune  in  Anspruch  zu  nehmen, 
und  der  Hauptwerth  wird  auf  die  Förderung  gelegt,  die  diesen  Organisa- 
tionen in  der  verschiedensten  Art  zu  Theil  werden  kann. 

Das  Gefühl  für  die  Bethätigung  der  Selbsthilfe  ist  heute  in  den 
weitesten  Kreisen  verloren  gegangen.  Man  mag  nun  aber  die  Bedeutung 
der  Selbsthilfe  schätzen,  wie  man  will,  steht  dieselbe  zur  Erörterung, 
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so  darf  man  jedenfalls  nicht  Bestrebungen  als  Selbsthilfe  bezeichnen,  die 
alles  Andere  eher  sind  als  der  Ausdruck  der  Selbsthilfe.  Das  ist  ein 
Fehler,  der  heute  oft  gemacht  wird.  Es  wäre  höchst  bedenklich,  wenn 
die  Selbsthilfe  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  völlig  in  den  Hinter- 
grund treten  würde,  wenn  die  arbeitende  Klasse  jedes  Gefühl  verlieren 
würde,  dass  für  sie  die  Möglichkeit  besteht,  selbst  ihre  Lage  zu  ver- 
bessern, wenn  sie  vielmehr  Alles  von  Reich,  Staat  und  Kommune  an 
Unterstützungen  aller  Art  erwartet.  Schliesslich  wird  dann  auch  die 
Genossenschaft  nur  das  Mittel,  Unterstützungen  zu  erhalten. 

Diese  Bemerkungen  waren  nothwendig,  weil  der  Grundgedanke  des 
Themas  in  den  verschiedenen  Referaten  nicht  klar  zum  Ausdruck  ge- 
kommen ist.  Ich  halte  es  für  nothwendig,  bei  dieser  Gelegenheit  da- 
gegen Verwahrung  einzulegen,  dass  man  das  als  Bestrebungen  der  Selbst- 
hilfe bezeichnet,  was  nur  eine  besondere  Art  der  Unterstützung  darstellt. 

Meine  Herren!  Dass  die  Selbsthilfe  auch  auf  diesem  Gebiete  erheb- 
liche Erfolge  zeitigen  kann,  dies  können  wir  verschiedenen  der  vorliegen- 
den Referate  entnehmen.  Ich  erwähne  das  Referat  über  die  Baugenossen- 
schaften in  Schleswig-Holstein.  Da  fällt  uns  besonders  auf  die  Schilde- 
rung der  Verhältnisse  in  Dänemark:  wir  müssen  uns  die  Erfolge  de< 
Flensburger  Bau-  und  Sparvereins  vor  Augen  halten,  der  auf  dem  reinen 
Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruht.  Ehe  ich  auf  das  Thema  selbst  weiter 
eingehe,  möchte  ich  mir  gestatten,  einige  historische  Bemerkungen  über 
die  Baugenossenschaften  vorauszuschicken. 

Die  Wohnungsfrage  kam  in  Deutschland  im  Jahre  1865  in  Fluss. 
als  der  Kongress  deutscher  Volkswirthe,  der  Vereinstag  deutscher  Er- 
werbs- und  AArirthschaftsgenossenschaften  und  der  Vereinstag  deutscher 
Arbeitervereine  sie  auf  ihre  Tagesordnung  setzten.  Die  ständige  Deputa- 
tion des  Kongresses  deutscher  Volkswirthe  trat  zusammen  mit  dem  Aus- 
schuss  des  Centraivereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Das 
Resultat  der  Berathungen  war  die  Herausgabe  von  sieben  Berichten  u.  a. 
von  Huber,  Parisius,  Klette  unter  dem  Titel:  ,.Die  Wohnungsfrage 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  arbeitenden  Klassen".  Der  allgemeine 
■deutsche  Genossen schafts verband  beschloss  auf  dem  Vereinstage  1865  in 
Stettin  u.  a. : 

„Dem  Mangel  an  guten  gesunden  Arbeiterwohnungen  können  in 
der  Regel  auf  dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruhende  Baugenossen- 
schaften abhelfen,  sofern  dieselben  kleine  Häuser  bauen  und  ihren 
Mitgliedern  gegen  ein  Kaufgeld,  welches  durch  terminliche,  auf  eine 
Reihe  von  Jahren  zu  vertheilende  Raten  amortisirt  wird,   zu  aus- 
schliesslichem Eigen thum  überlassen." 
Das  war  im  Jahre  1865.    Die  Verhältnisse  haben  sich  selbstver- 
ständlich im  Laufe  von  mehr  als  30  Jahren  sehr  verändert,  und  der 
Standpunkt  in  Bezug  auf  die  Baugenossenschaften,  den  wir  heute  ein- 
nehmen, würde  sieh  nicht  mehr  vollkommen  mit  dem  decken,  der  im 
Jahre  1865  eingenommen  wurde.   Aus  jener  Periode  ist  noch  beachtens- 
werth,  dass  seitens  der  sozialdemokratischen  Partei  entschieden  Stellung 
genommen  wurde  gegen  die  Baugenossenschaften.    Man  stellte  sich  auf 
den  Standpunkt,  dass  bei  der  heutigen  kapitalistischen  Wirthschaftsord- 
nung  an  eine  Linderung  des  Wohnungselends  gar  nicht  gedacht  werden 
könne. 

Soviel  über  die  Anfänge  der  Baugenossenschaftsbewegung.  Das 
Thema,  dem  ich  mich  jetzt  zuwende,  zerfiel  ursprünglich  in  zwei  Theile. 
Es  sollten  behandelt  werden: 
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1.  die  gesetzlichen  Grundlagen  für  die  Errichtung  und  Verwaltung 
von  Organisationen  der  Selbsthilfe  in  den  verschiedenen  Ländern; 

2.  die  Entwicklung  und  Bedeutung  der  Organisation  der  Selbst- 
hilfe in  den  verschiedenen  Ländern. 

Ich  glaube  im  Sinne  des  Vorstandes  des  Kongresses  zu  handeln, 
wenn  ich  die  Trennung  znnächst  wieder  aufnehme.  Der  Grund,  wes- 
wegen die  beiden  Themata,  welche  ursprünglich  getrennt  auf  die  Tages- 
ordnung kommen  sollten,  zusammengezogen  wurden,  liegt  wohl  darin, 
dass  das  Material  aus  dem  Auslande  zu  spärlich  einlief.  Sie  haben  die 
wenigen  Referate,  die  erschienen  sind,  in  Händen. 

Meine  Herren!  Wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Genossenschafts- 
gesetzgebung in  Bezug  auf  die  Baugenossenschaften  international  zu  be- 
handeln, so  verkenne  ich  keineswegs  die  ausserordentlichen  Schwierig- 
keiten, die  sich  dem  entgegenstellen.  Jede  Vergleichung  der  Gesetz- 
gebung der  verschiedenen  Länder  ist  an  und  für  sich  schwierig,  um  wie 
viel  schwieriger  also  die  Vergleichung  der  internationalen  Gesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  des  "Wohnungswesens,  auf  einem  Gebiete,  das  nicht 
bloss  national  grundverschieden  ist,  sondern  bei  dem  uns  auch  lokale 
Verschiedenheiten  der  mannigfachsten  Art  entgegentreten.  Wenn  wir 
einen  Blick  in  die  Referate  werfen,  die  wir  aus  England  und  Belgien, 
aus  Frankreich  erhalten  haben,  so  erkennen  wir  sofort,  dass  von  einer 
Vergleichung  der  internationalen  Genossenschaftsgesetzgebung,  insoweit 
sie  die  Baugenossenschaften  betrifft,  überhaupt  gar  keine  Rede  sein  kann. 
Werfe  ich  zunächst  einen  Blick  auf  das  belgische  Referat  des  Herrn 
Lepreux;  er  erklärt  die  Baugenossenschaften,  die  societes  cooperatives, 
für  ungeeignet  zu  irgend  welcher  namhaften  Bethätigung  auf  dem  Ge- 
biete der  Wohnungsfrage. 

Auf  einem  ähnlichen  Standpunkte  steht  der  Referent  für  Frankreich 
Herr  Dufourm  an  teile:  er,  der  auf  dem  Gebiete  des  Genossenschafts- 
wesens über  bedeutende  Erfahrungen  verfügt  und  dessen  Urtheil  zweifel- 
los ein  besonders  zuständiges  ist,  gelangt  zu  dem  Resultat,  dass  die 
Gesetzgebung  für  die  Bethätigung  der  Baugenossenschaften  in  Frank- 
reich keine  geeignete  ist.  Dufourm  an  teile  schätzt  den  Werth  der 
Baugenossenschaften  für  Frankreich  überhaupt  sehr  niedrig,  er  empfiehlt 
die  kapitalistischen  Gesellschaftsformen. 

Auf  einem  anderen  Standpunkte  steht  der  Referent  für  die  Nieder- 
lande, Herr  Leclerque,  der  die  Baugenossenschaften  in  den  Vorder- 
grund stellt  und  nicht  bloss  die  Baugenossenschaften  als  solche,  sondern 
die  auf  der  unbeschränkten  Haftpflicht  der  Mitglieder  beruhende  Genossen- 
schaft. Er  sagt,  dass  die  unbeschränkte  Haftpflicht  in  den  Niederlanden 
die  Ursache  ist,  dass  die  Baugenossenschaften  die  nöthigen  Kapitalien 
heranziehen,  um  mit  Hilfe  derselben  für  Wohnungen  ihrer  Mitglieder 
Sorge  zu  tragen. 

Das  Referat  über  die  Genossenschaftsgesetzgebung  in  Deutschland  hatte 
ich  zu  erstatten.  Ich  bin  zu  dem  Resultate  gekommen,  dass  die  Genossen- 
schaftsgesetzgebung, die  in  Deutschland  für  alle  Genossenschaftsarten 
die  gleiche  ist,  auch  der  Natur  und  der  Entwickelung  der  Baugenossen- 
schaften im  allgemeinen  entspricht  und  genügt.  Ich  werde  später  darauf 
zurückkommen. 

Meine  Herren!  Gestreift  wird  die  Frage  der  Genossen  schafsgesetz- 
gebung  auch  in  dem  Referate  des  Rheinischen  Vereins  zur  Förderung 
des  Arbeiterwohnungswesens  in  Düsseldorf.  Der  betreffende  Verein  macht 
einige  Vorsehläge  zur  Reform  auf  dem  Gebiete  der  Genossenschaftsgesetz- 
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gebung.  Ich  möchte  gleich  hier  bemerken,  dass  ich  mich  diesen  Reform- 
vorschlägen des  Vereins  nicht  anschliessen  kann,  da  sie  den  Charakter 
der  Genossenschaften  völlig  verändern  würden.  Der  Rheinische  Verein 
zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  sieht  z.  B.  einen  Nachtheil 
der  Genossenschaftsgesetzgebung  darin,  dass  die  Mitglieder  ihre  Geschäfts- 
guthaben aus  den  Genossenschaften  nach  beendigter  Mitgliedschaft  heraus- 
ziehen können,  und  der  Verein  vertritt  die  Ansicht,  dass  mit  Hilfe  der 
Gesetzgebung  die  Unkündbarkeit  eingeführt  oder  die  Kündbarkeit  an 
längere  Fristen  gebunden  Averden  müsste.  Damit  würde  man  gegen  den 
Charakter  der  Genossenschaft  als  Personalgesellschaft  Verstössen. 

Wenn  wir  die  Gesetzgebung  zu  prüfen  haben,  so  müssen  wir  dabei 
vor  allem  im  Auge  behalten,  dass  es  sich  um  eine  Bethätigung  der  Selbst- 
hilfe der  Wohnungsbedürftigen  handelt,  und  wir  müssen  prüfen,  ob 
die  Gesetzgebung  geeignet  ist,  den  Wohnungsbedürftigen  die  Möglichkeit 
zu  bieten,  für  eine  Besserung  ihrer  Wohnungsgelegenheit  Sorge  zu 
tragen.  Es  scheiden  daher  auf  diesem  Gebiete  insbesondere  alle  kapita- 
listischen Gesellschaften  aus.  Sehr  zutreffend  ist  dies  insbesondere  in 
dem  Referate  des  Herrn  Prof.  Dr.  Alb  recht  hervorgehoben.  Die  kapita- 
listischen Gesellschaften  können  für  die  Bethätigung  der  Selbst- 
hilfe auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  eigentlich  niemals  in  Betracht 
kommen,  und  es  ist  kennzeichnend  für  die  Referate  aus  Frankreich  und 
Belgien,  dass  in  diesen  den  kapitalistischen  vor  den  genossenschaftlichen 
Gesellschaften  der  Vorzug  gegeben  wird,  obgleich  gerade  die  Bethätigung 
der  Selbsthilfe  der  Wohnungsbedürftigen  zu  erörtern  war.  Die  kapita- 
listischen Gesellschaften  können  niemals  den  genossenschaftlichen  Cha- 
rakter haben:  bei  den  kapitalistischen  Gesellschaften  können  sich  die 
Wohnungsbedürftigen  nicht  oder  nur  selten  betheiligen,  sie  werden  nie- 
mals Träger  der  betreifenden  Organisation,  und  infolge  dessen  kann  man 
bei  den  kapitalistischen  Gesellschaften  nicht  davon  sprechen,  dass  es  sich 
bei  denselben  um  die  Bethätigung  der  Selbsthilfe  handelt.  Wenn  nun 
insbesondere  Lepreux  in  seinem  Referate  für  Belgien  darauf  hinweist, 
dass  die  kapitalistische  Gesellschaft  vor  der  genossenschaftlichen  Form 
den  Vorzug  verdiene,  weil  mit  Hilfe  der  kapitalistischen  Gesellschaft 
eine  grössere  Anzahl  Häuser  und  Wohnungen  hergestellt  werden  könne, 
so  muss  ich  ihm  darin  ohne  weiteres  Recht  geben.  Wer  sich  auf  die 
Massenherstellung  von  Häusern  und  Wohnungen  legen  will,  würde  selbst- 
verständlich nicht  die  genossenschaftliche  Organisation  dazu  wählen, 
sondern  er  wird  zu  der  kapitalistischen  Gesellschaft  übergehen.  Aber 
dann  sind  es  eben  nicht  die  Wohnungsbedürftigen,  die  sich  selbst  helfen. 
Ferner  dürfen  wir  nicht  vergessen  —  und  das  tritt  klar  in  den  Referaten 
hervor:  die  kapitalistischen  Gesellschaften  haben  den  Nachtheil,  dass 
das  allgemeine  Interesse  für  dieselben  auf  die  Dauer  nicht  wachgehalten 
werden  kann  und  nicht  wachgehalten  wird.  Wir  haben  es  bei  den  kapita- 
listischen Gesellschaften  mehr  oder  weniger  mit  einer  spontanen  Bewegung 
zu  thun.  Augenblicklich  werden  Kapitalien  zusammengebracht,  vielleicht 
in  erheblichem  Betrage,  augenblicklich  wird  dem  Wohnungsbedürfniss 
gesteuert,  bald  aber  flaut  das  allgemeine  Interesse  ab,  und  Geldgeber  wie 
Wohnungsbedürftige  bringen  dem  Unternehmen  geringe  Theilnahme  ent- 
gegen. Woran  liegt  das?  Es  liegt  daran,  dass  die  Theilnahme  gerade 
derer  bei  den  kapitalistischen  Gesellschaften  fehlt,  für  die  unmittelbar 
die  betreffenden  Gesellschaften  gegründet  sind. 

Wenn  in  den  Referaten,  und  hauptsächlich  wiederum  in  den  aus- 
ländischen Referaten  hervorgehoben  wird,  dass  die  genossenschaftlichen 
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Organisationen  bei  ihren  Mitgliedern  nicht  die  nöthigen  Kapitalien  auf- 
bringen können,  um  Wohnungen  herzurichten,  so  scheint  eine  Verkennung 
von  Ursache  und  Wirkung  vorzuliegen.  Für  den  Unterschied  zwischen 
der  genossenschaftlichen  Organisation  und  der  kapitalistischen  Gesell- 
schaft ist  nicht  entscheidend,  woher  das  Kapital  kommt,  sondern  ent- 
scheidend ist,  auf  wessen  Kredit  das  Kapital  zusammengebracht  wird. 
Die  Baugenossenschaft  kann  selbstverständlich  bei  den  Mitgliedern  nicht 
das  nöthige  Kapital  aufbringen,  aber  es  ist  der  Kredit  der  Baugenossen- 
schaft, der  geeignet  ist,  fremde  Kapitalien  heranzuziehen,  und  deshalb 
verlieren  die  Baugenossenschaften  keineswegs  den  Charakter  der  Selbst- 
hilfe, wenn  die  Versicherungsanstalten,  das  Reich,  der  Staat  und  die 
Kommunen  die  Kapitalien  den  Genossenschaften  auf  Kredit  zur  Ver- 
fügung stellen. 

Betrachte  ich  nun  die  deutsche  Genossenschaftsgesetzgebung,  so  sind 
für  diese  drei  Perioden  zu  unterscheiden:  Die  erste  Periode  beginnt 
1867/68,  in  derselben  entstand  die  Genossenschaftsgesetzgebung;  das  Jahr 
1889  brachte  die  Novelle  zum  Genossenschaftsgesetz  und  damit  die  An- 
passung des  Gesetzes  an  die  neuen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse;  schliess- 
lich ist  zu  verzeichnen  die  reaktionäre  Periode  des  Jahres  1896,  denn 
thatsächlich  hat  die  Genossenschaftsgesetzgebung  mit  der  Novelle  von 
1896  keine  fortschrittliche  Entwickelung  erfahren,  sondern  eine  rück- 
schrittliche. 

Die  Eigenart  der  ersten  Periode  besteht  darin,  dass  nur  Genossen- 
schaften mit  unbeschränkter  Haftpflicht  gegründet  werden  konnten.  Das 
war  von  der  grössten  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Genossen- 
schaften, insbesondere  auch  der  Baugenossenschaften.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  schwerer 
ins  Leben  zu  rufen  sind  als  solche  mit  beschränkter  Haftpflicht,  dass 
für  beschränkte  Zwecke  bei  der  alleinigen  Herrschaft  der  unbeschränkten 
Haftpflicht  seltener  zur  Gründung  der  Genossenschaften  gegriffen  wird. 

Nach  der  gesetzlichen  Definition  ist  die  Genossenschaft  eine  Gesell- 
schaft mit  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl  zur  Förderung  von  Er- 
werb und  Wirthschaft  der  Mitglieder  mittels  gemeinschaftlichen  Ge- 
schäftsbetriebes. Wir  haben  da  zunächst  das  charakteristische  Moment 
des  wechselnden  Mitgliederstandes.  Die  Referate  aus  Belgien  und  Frank- 
reich heben  gerade  den  wechselnden  Mitgliederbestand  als  Nachtheil  vor 
der  kapitalistischen  Organisationher  vor.  Nach  mancher  Richtung  ist  dies 
zutreffend,  aber  andererseits  bin  ich  der  Meinung,  dass  sich  die  Bau- 
genossenschaften in  Deutschland  nicht  so  entwickelt  hätten,  wenn  nicht 
der  freie  Eintritt  und  Austritt  der  Mitglieder  wäre.  In  dem  freien  Ein- 
und  Austrittsrechte  der  Mitglieder  liegt  ein  fundamentaler  Grundsatz 
der  Genossenschaften. 

Die  eingetragene  Genossenschaft  hat  nach  dem  Gesetz  Rechtspersön- 
lichkeit. Soll  das  Genossenschaftsgesetz  auch  Genossenschaften  wie 
den  Baugenossenschaften  zu  gute  kommen,  so  muss  die  eingetragene  Ge- 
nossenschaft selbstverständlich  Rechtspersönlichkeit  besitzen. 

Bei  der  Frage  der  Rechtspersönlichkeit  der  Genossenschaften  habe 
ich  mit  einigen  Worten  die  Frage  des  gemeinschaftlichen  Eigen- 
thums zu  streifen,  die  eine  grosse  Rolle  spielt.  Bekanntlich  werden 
Genossenschaften  ins  Leben  gerufen  „zum  gemeinschaftlichen  Eigenthum"; 
es  wird  gesagt:  die  Mitglieder  sollen  das  gemeinschaftliche  Eigenthum 
an  den  Mietwohnungen  haben.  Das  ist  theoretisch  vielleicht  möglich, 
rechtlich   nach  Lage   der  Genossenschaftsgesetzgebung  unmöglich;  es 
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kann  von  einem  gemeinschaftlichen  Eigenthum  der  Mitglieder  an  den 
Wohnungen  und  Häusern  der  Genossenschaft  nicht  die  Rede  sein,  denn 
das  Eigenthum  an  den  Häusern  steht  stets  der  Genossenschaft  als 
solcher  zu. 

Meine  Herren!    Auf  die  Organisation  werde  ich  selbstverständlich 
bei  dieser  Gelegenheit  nicht  einzugehen  haben,   doch  eine  Frage  muss 
ich  hier  herausgreifen,  die  meines  Erachtens  von  allgemeinem  Interesse 
ist.    Es  veranlasst  mich  dazu  eine  Stelle  in  dem  Berichte  des  Rheini- 
schen Vereins  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens.  Es  heisst  dort: 
„Nur  in  einigen  wenigen  rheinischen  Bauvereinen  sind  besoldete 
Kräfte  thätig." 
An  anderer  Stelle: 

..So  kommt  es  hier  und  da  vor,   dass  die  Arbeit  eines  Bau- 
vereins bald  erlahmt  .  .  .  sei  es  .  .  .  oder  dass  den  leitenden 
Persönlichkeiten  die  in  der  Regel  ehrenamtlich  auszuübende 
Thätigkeit  zu  viel  geworden  ist." 
Meine  Herren!    Ich  möchte  bei  dieser  Gelegenheit  ganz  entschieden 
vor  einer  Ueberschätzung   der  ehrenamtlichen  Thätigkeit   auf  diesem 
wirthschaftlichen  Gebiete  warnen.   Es  hat  sich  bei  den  Genossenschaften 
gezeigt,  dass  besoldete  Kräfte  den  Vorzug  verdienen  vor  Kräften,  die  nur 
ehrenamtlich  thätig  sind,  denn,  wie  mit  Recht  hervorgehoben  wird,  die 
ehrenamtlich  angestellten  Kräfte  bringen  zuerst  viel  Opfersinn  der  Ge- 
nossenschaft entgegen,  alsbald  flaut  das  Interesse  ab,  und  die  Genossen- 
schaft ist  diejenige,  die  den  Schaden  davon  hat. 

Xach  der  deutschen  Genossenschaftsgesetzgebung,  und  hier  stimmt 
die  deutsche  mit  der  ausländischen  überein.  haben  die  Mitglieder  in  den 
Generalversammlungen  gleiches  Stimmrecht:  das  ist  von  grösster  Wichtig- 
keit für  die  Baugenossenschaft.  Die  Baugenossenschaft  beruht  auf  der 
Mitwirkung  der  Wohnungsbedürftigen,  sie  sind  die  eigentlichen  Träger 
der  Genossenschaft.  In  dem  gleichen  Stimmrecht  der  Mitglieder  —  der 
Wohnungsbedürftigen  —  liegt  das  wirthschaftliche  und  soziale  Moment. 

Mit  wenigen  Worten  muss  ich  noch  die  Gewinnvertheilung  be- 
rühren. Ich  muss  dabei  die  Frage  der  Gemeinnützigkeit  streifen.  Die 
Gemeinnützigkeit  spielt  auf  dem  Gebiete  der  Baugenossenschaft  heute 
eine  grosse  Rolle.  Man  hat  in  der  Regel  angenommen,  dass  die  Bau- 
genossenschaften, die  die  Vertheilung  des  Vereinsvermögens  ausgeschlossen 
haben  für  den  Fall  der  Auflösung  und  eine  Vertheilung  der  Dividende 
von  höchstens  4%  zulassen,  als  gemeinnützige  zu  betrachten  sind 
und  das  Stempel-  und  Steuerprivilegium  geniessen.  Diese  Auffassung 
ist  aber  nicht  einwandsfrei,  denn  die  „Gemeinnützigkeit"  wird  festgestellt 
auf  Grund  rein  äusserer  Merkmale  des  Betriebes.  Und  solche  äusseren 
Merkmale  werden  nun  vielleicht  für  die  Zukunft  der  Genossenschaft  ent- 
scheidend, wenn  Bestimmungen  der  Stempel-  und  Steuergesetze  den 
Genossenschaften  das  Zeichen  der  Gemeinnützigkeit  aufdrücken:  ver- 
schiedene Anstalten  z.  B.  gewähren  Darlehen  zu  einem  bestimmten  Zins- 
fuss nur  Genossenschaften,  die  jene  Kennzeichen  aufweisen.  Richtiger 
ist  es  zweifellos,  die  Gemeinnützigkeit  des  Betriebes  nicht  nach  äusseren 
Merkmalen,  sondern  nach  der  Gesammtthätigkeit  zu  prüfen.  Nur  zu 
häufig  kann  man  die  Beobachtung  machen,  dass  die  Genossenschaften, 
die  nicht  den  äusseren  Merkmalen  entsprechen,  die  sich  z.  B.  nicht  auf 
4%  Dividende  im  Statut  beschränken,  mehr  im  Interesse  des  Gemein- 
wohles wirken,  als  jene  Genossenschaften,  deren  Statut  den  äusseren 
Kennzeichen  entspricht.   Ich  möchte  wünschen,  dass  überhaupt  einmal  der 
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Gewinnverteilung  eine  grössere  Aufmerksamkeit  zugewendet  werde,  und 
es  möchte  wohl  an  der  Zeit  sein,  die  Frage  unter  dem  Gesichtspunkte 
zu  prüfen,  den  ich  auch  in  meinem  Referate  angezogen  habe,  ob  nicht 
bei  den  Baugenossenschaften  überhaupt  eine  Vertheilung  des  Gewinnes 
anzustreben  ist,  ähnlich  wie  bei  den  Konsumvereinen,  so  dass  nach  einer 
gering  bemessenen  Dividende  auf  das  Geschäftsguthaben  der  Reingewinn 
vertheilt  wird  nach  Verhältniss  der  Wohnungsmiethen,  die  die  Mitglieder 
aufbringen.  Ich  bin  der  Meinung,  dass  bei  dieser  Vertheilung  der  Cha- 
rakter der  Gemeinnützigkeit  am  besten  zum  Ausdruck  kommen  würde. 

Mit  der  gesetzlichen  Organisation  der  Genossenschaft  hängt  nun 
auch  die  Frage  zusammen,  ob  das  Erbbaurecht  für  die  Zukunft  der  Bau- 
genossenschaften von  Bedeutung  ist. 

Ich  werde  selbstverständlich  mich  nicht  in  Einzelheiten  des  Erbbau- 
rechts verlieren.  Ich  möchte  kurz  meine  Ansicht  dahin  zusammenfassen, 
dass  meines  Erachtens  die  baugenossenschaftliche  Organisation  mit  dem 
Erbbaurecht  schwer  zu  vereinbaren  ist.  Das  Erbbaurecht  wird  gewährt 
auf  50,  60  und  mehr  Jahre.  Nach  der  Genossenschaftsgesetzgebung 
aber  kann  im  Statut  die  Kündigungsfrist  der  Mitglieder  der  Genossen- 
schaft nicht  über  zwei  Jahre  ausgedehnt  werden.  Es  ist  ein  Wider- 
spruch in  sich,  dass  die  Genossenschaft  ihre  Mitglieder  nicht  länger  als 
zwei  Jahre  gebunden  halten  kann,  wenn  sie  andererseits  Verträge  auf 
60,  70  und  80  Jahre  abschliesst. 

Eine  für  die  Organisation  wichtige  Frage  ist  weiter  die  Ausdehnung 
des  Betriebes  auf  Nichtmitglieder.  Es  ist  davon  auszugehen,  dass  die 
Geschäftsthätigkeit  der  Baugenossenschaften  im  Rahmen  der  Mitglieder 
sich  halten  soll,  wenn  auch  das  Gesetz  die  Ausdehnung  auf  Nichtmit- 
glieder zulässt.  Aus  dem  Wesen  der  Genossenschaft  ergibt  sich  die  Be- 
schränkung auf  den  Kreis  der  Mitglieder.  Daher  ist  Vorsicht  für  die 
Entwickelung  der  Baugenossenschaft  geboten,  es  muss  mit  dem  wechseln- 
den Mitgliederstande  gerechnet  werden  —  der  Möglichkeit  des  Austritts 
zahlreicher  Mitglieder  bei  Fortzug  vom  Orte,  um  anderwärts  Arbeit  auf- 
zusuchen; es  darf  beim  Bau  nicht  nur  vorgegangen  werden  nach  dem 
augenblicklich  vorhandenen  Bedürfniss,  sondern  es  muss  auch  die  zu- 
künftige Entwickelung  des  Ortes,  an  dem  die  Baugenossenschaft  ihre 
Thätigkeit  aufnimmt,  stets  im  Auge  behalten  werden. 

Eine  Eigenthümlichkeit  der  deutschen  Genossenschaftsgesetzgebung 
ist  auch  für  die  Baugenossenschaft  von  grösster  Bedeutung;  nach  dem 
Gesetz  ist  jede  Genossenschaft  verpflichtet,  ihre  Geschäftsführung  in 
jedem  zweiten  Jahre  einer  Revision  unterziehen  zu  lassen.  Den  Revisor 
bestellt  entweder  das  Gericht  oder,  wenn  die  Genossenschaft  einem  Ver- 
bände angehört,  dem  das  Recht  von  der  Behörde  verliehen  ist,  den  Revisor 
zu  bestellen,  der  Verband.  Die  meisten  der  heute  bestehenden  Baugenossen- 
schaften sind  zu  Revisionsverbänden  zusammengeschlossen;  mit  Hilfe  dieser 
Verbände  steht  ihnen  der  grosse  Vortheil  der  sachgemässen  Revision  zu. 

Die  Baugenossenschaftsbewegimg,  wenigstens  im  heutigen  Umfange, 
gehört  dem  letzten  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  an,  es  ergeben 
sich  daraus  alle  Nachtheile  einer  plötzlichen  Entwickelung:  die  Verwal- 
tungen sind  wenig  geschult,  es  fehlt  ihnen  meist  jegliche  Erfahrung,  sie 
wissen  nichts  von  der  Geschichte  der  Genossenschaften  und  sind  nicht 
im  Stande,  frühere  Erfahrungen  Anderer  zu  verwerthen.  Die  Genossen- 
schaften werden  diese  Schwierigkeiten  am  leichtesten  überwinden,  wenn 
sie  einem  Revisionsverbande  sich  angeschlossen  haben  und  sachgemässer 
Revision  theilhaftig  werden. 
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Nach  dieser  Prüfung  der  Genossenschaftsgesetzgebung  bin  ich  zu 
dem  Resultat  gekommen,  dass  die  Genossenschaftsgesetzgebung  an  und 
für  sich  durchaus  für  die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  geeignet 
ist  und  dass  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Baugenossenschaftsgesetz- 
gebung kaum  in  Vorschlag  gebracht  werden  können.  Die  vorhandenen 
anscheinenden  Mängel  der  Gesetzgebung  bedeuten  für  die  Baugenossen- 
schaften vielleicht  gerade  erhebliche  Vortheile,  jedenfalls  könnten  die- 
selben im  Rahmen  der  Genossenschaftsgesetzgebung  nicht  beseitigt 
werden,  denn  die  von  einzelnen  Seiten  erstrebten  Reformen  kommen  auf 
eine  Beseitigung  des  genossenschaftlichen  Charakters  der  Organisation 
heraus. 

Nachdem  ich  einleitend  einige  Angaben  über  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung gemacht  habe,  möchte  ich  Ihnen  nun  mit  einigen  wenigen 
Zahlen  die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  vor  Augen  führen: 
Im  Jahre  1871  bestanden  16  Baugenossenschaften.  Die  Zahl  steigerte 
sich  bis  zum  Jahre  1876  auf  53,  und  von  1877  sinkt  die  Zahl  der  Bau- 
genossenschaften dauernd  bis  zum  Jahre  1888  —  bis  auf  28  Baugenossen- 
schaften.*) Wir  sehen  aus  diesen  Zahlen,  dass  die  industrielle  Entwicke- 
lung Deutschlands  auf  die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  von 
grösstem  Einfluss  gewesen  ist.  Seit  dem  Jahre  1888  steigt  die  Zahl 
der  Baugenossenschaften,  und  Ende  1901  betrug  dieselbe  466.  Es  wird 
nun  zuweilen  die  Geschichte  der  Baugenossenschaften  so  dargestellt,  als 
wenn  mit  dem  Jahre  1890  eine  vollkommen  neue  Bewegung  auf  dem 
Gebiete  des  Genossenschaftswesens  eingesetzt  hätte.  Neue  Entdeckungen 
beruhen  zuweilen  auf  nicht  genauer  Kenntniss  der  geschichtlichen 
Vorgänge  und  Entwickelung.  Das  finden  wir  heute  oft  bestätigt  auf 
dem  Gebiete  des  Genossenschaftswesens.  Alles,  was  heute  als  Merkmal 
der  neuen  Baugenossenschaftsbewegung  gilt,  kommt  in  der  früheren 
Periode  der  Baugenossenschaftsbewegung  auch  vor,  insbesondere  in  der 
Periode  der  70  er  Jahre.  Dass  mit  den  90er  Jahren  die  Baugenossen- 
schaftsbewegung eine  so  ausserordentliche  Entwickelung  genommen  hat. 
ist  auf  drei  Momente,  die  in  äusseren  Einflüssen  bestehen,  zurückzu- 
führen: Einmal  kommt  der  Aufschwung  der  Industrie  Ende  der  80  er, 
Anfangs  der  90  er  Jahre,  in  Betracht,  der  zu  einer  Ansammlung  der 
Arbeiter  in  den  Städten  und  damit  zu  einem  Wohnungsmangel  führt. 

*)  Folgende  Tabelle  enthält  die  Einzelheiten: 

Baugenossenschaften  bestanden: 


1871    .    .  . 

...  16 

1887    .    .  . 

...  35 

1872    .    .  . 

...  31 

1888    .    .  . 

...  28 

1873    .    .  . 

...  40 

1874    .    .  . 

...  47 

1889    .    .  . 

...  38 

1875    .    .  . 

...  52 

1890    .    .  . 

...  50 

1876    .    .  . 

...  53 

1891    .    .  . 

.    .    .  55 

1892    .    .  . 

...  77 

1877    .    .  . 

...  50 

1893    .    .  . 

...  101 

1878    .    .  . 

...  49 

1894    .    .  . 

..  .    .  124 

1879    .    .  . 

...  46 

1895    .    .  . 

...  132 

1880    .    .  . 

...  36 

1896    .    .  . 

...  165 

1881    .    .  . 

...  34 

1897    .    .  . 

...  192 

1882    .    .  . 

...  35 

1898    .    .  . 

...  244 

1883    .    .  . 

...  33 

1899    .    .  . 

...  322 

1884    .    .  . 

...  33 

1900    .    .  . 

...  385 

1885    .    .  . 

...  33 

1901    .    .  . 

.    .    .  466. 

1886    .    .  . 

...  35 

Das  zweite  Moment  war  die  Zulassung  der  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht,  und  endlich  das  dritte:  die  Kreditgewährung  der 
Versicherungsanstalten  an  Baugenossenschaften. 

Das  erste  Moment,  nach  dem  die  neue  Baugenossenschaftsbewegung 
ihren  Ausgang  genommen  hat  mit  dem  Aufschwung  der  Industrie,  mit 
der  Ansammlung  der  Arbeiter  in  den  Städten  und  namentlich  in  den 
Industriezentren,  dieser  Gesichtspunkt  legt  uns  die  Frage  nahe,  ob  nicht 
nach  der  Erfahrung  der  Vergangenheit  für  die  Zukunft  besondere  Vor- 
sorge zu  treffen  ist.  Obgleich  die  Baugenossenschaften  sich  in  den 
siebziger  Jahren  nicht  in  dem  Umfange  vermehrt  haben,  wie  dieses  in 
den  neunziger  Jahren  der  Fall  war,  so  sehen  wir  doch  mit  dem  Bück- 
gange der  Industrie  den  Rückgang  der  Baugenossenschaften  eintreten. 
Wenn  wir  aus  der  Geschichte  lernen  wollen,  dann  müssen  wir  uns  die 
Frage  vor  Augen  halten:  Kann  eine  dauernd  rückläufige  Konjunktur  die 
Genossenschaftsbewegung  nachtheilig  beeinflussen?  Kann  ich  dabei  auch 
nicht  auf  Einzelheiten  eingehen,  so  habe  ich  es  für  nothwendig  gehalten, 
hier  an  dieser  Stelle  auf  die  Möglichkeit  hinzuweisen,  dass  rückläufige 
Konjunkturen  insbesondere  die  Baugenossenschaftsbewegung  nachtheilig 
beeinflussen  können.  Der  Zusammenhang  ist  klar:  Gehen  Industrieen  an 
gewissen  Orten  zurück  oder  gar  ein,  so  ziehen  die  Arbeiter  wieder  fort, 
um  andere  Arbeitsgelegenheit  zu  suchen  —  sind  vielleicht  für  hundert 
und  mehr  Arbeiterwohnungen  mit  Hilfe  der  Baugenossenschaften  ge- 
schaflen  worden,  dann  entsteht  die  Frage,  was  wird  mit  den  Wohnungen 
der  Baugenossenschaften?  Erschwerend  kommt  hinzu,  dass  die  Bau- 
genossenschaft nicht  nur  die  Wohnungen  vielleicht  leerstehen  hat,  sondern 
auch  erheblich  im  Mitgliederstande  geschwächt  wird. 

Was  den  zweiten  Gesichtspunkt  anbelangt:  Die  Zulassung  der  Ge- 
nossenschaften mit  beschränkter  Haftpflicht,  so  habe  ich  bereits  darauf 
hingewiesen,  dass  der  Referent  für  das  niederländische  Genossenschafts- 
wesen das  grösste  Gewicht  gelegt  hat  auf  die  unbeschränkte  Haftpflicht 
der  Genossenschaft.  Wir  haben  in  Deutschland  die  entgegengesetzten  Er- 
fahrungen gemacht,  die  Zulassung  der  beschränkten  Haftpflicht  hat  zur 
starken  Entwickelung  der  Baugenossenschaften  geführt,  und  das  ist  er- 
klärlich. Für  jene  Genossenschaften,  die  für  ihre  Mitglieder  Häuser  zum 
Eigenthumserwerb  bauen,  kann  die  unbeschränkte  Haftpflicht  als  nicht 
zu  weitgehend  betrachtet  werden,  aber  schwer  ist  es,  Jemand  zu  finden, 
der  einer  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  beitritt,  um  eine 
billigere,  bessere  Miethswohnung  zu  erhalten.  Das  Risiko  muss  im  Verhält- 
niss  stehen  zum  Vortheil,  und  bei  einer  Genossenschaft  mit  unbeschränkter 
Haftpflicht  tritt  das  Mitglied  mit  seinem  ganzen  Vermögen  in  die  Verbind- 
lichkeit ein.  So  erklärt  sich  sehr  einfach,  dass  vor  1889  die  Zahl  der 
Genossenschaften  für  die  Schaffung  von  Mietwohnungen  klein  blieb. 
Hier  muss  ich  nun  mit  einigen  Worten  auf  die  Systemfrage  zu  sprechen 
kommen,  nämlich  ob  Baugenossenschaften  den  Vorzug  verdienen,  die 
ihren  Mitgliedern  Häuser  zum  Eigenthumserwerb  bauen,  oder  die  Genossen- 
schaften, die  ihren  Mitgliedern  Miethwohnungen  zur  Verfügung  stellen. 
Ich  glaube  als  allgemeinen  Gesichtspunkt  wohl  den  feststellen  zu  können, 
dass  die  Streitfrage  darüber,  ob  das  eine  oder  das  andere  System  den 
Vorzug  verdient,  mehr  und  mehr  verstummt,  dass  die  Ansicht,  dass 
lokale  Verhältnisse  darüber  entscheiden,  ob  die  eine  oder  die  andere  Art 
den  Vorzug  verdiene,  vielfach  in  den  betheiligten  Kreisen  an  Boden 
gewinnt,  ja  dass  es  unter  Umständen  sehr  zweckmässig  ist,  wenn  eine 
Genossenschaft  sowohl   das  eine   wie   das   andere  Ziel   verfolgt.  Die 
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Kreise,  die  für  die  verschiedenen  Genossenschaftsarten  in  Betracht  zu 
ziehen  sind,  sind  ausserordentlich  verschieden:  der  Arbeiter,  der  ein  Haus 
zum  Eigenthumserwerb  erwerben  kann,  ist  ein  ganz  anderer,  als  der 
Arbeiter,  der  mit  einer  Miethwohnung  fürlieb  nimmt.  Ueberhaupt  stellt 
die  Baugenossenschaft  an  die  Mitglieder  erhebliche  wirtschaftliche  und 
soziale  Ansprüche ;  die  Baugenossenschaft  ist  keineswegs  für  alle  Arbeiter 
passend.  Wer  da  glaubt,  mit  den  gleichen  Mitteln  der  Baugenossen- 
schaft das  Bedürfniss  aller  Arbeiter  befriedigen  zu  können,  der  verkennt 
eben  die  Bedürfnisse  der  Arbeiter,  oder  er  verkennt  den  Zweck  der  Bau- 
genossenschaft. Die  Baugenossenschaft,  die  ihren  Mitgliedern  Häuser 
zum  Eigenthumserwerb  baut,  stellt  nun  natürlich  noch  höhere  Ansprüche 
an  die  Mitglieder  als  jene  Baugenossenschaft,  die  ihren  Mitgliedern  Miet- 
wohnungen zur  Verfügung  stellen  will.  Das  ist  ein  selbstverständlicher 
Unterschied.  Die  Gegner  der  ersteren  Art  aber  behaupten  weiter,  die 
Baugenossenschaft,  die  Häuser  für  ihre  Mitglieder  zum  Eigenthumserwerb 
schaffe,  fessele  einerseits  die  Arbeiter  an  die  Scholle,  mache  andererseits 
aus  den  Mitgliedern  Haustyrannen!  Meine  Herren!  Es  ist  ja  möglich,  dass 
hier  und  dort  Missgriffe  vorkommen,  es  ist  möglich,  dass  eine  Sesshaft- 
machung  durch  die  Baugenossenschaft  entsteht,  die  unter  Umständen  für  die 
betheiligten  Arbeiter  zum  Nachtheil  wird.  Deshalb  wird  ja  auch  nicht 
schematisch  empfohlen,  Baugenossenschaften  zu  gründen,  die  ihren  Mit- 
gliedern Häuser  zum  Eigenthumserwerb  schaffen,  sondern  es  wird  auf 
die  lokalen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  hingewiesen.  Wo  aber  Arbeiter 
vorhanden  sind,  die  ein  eigenes  Haus  erwerben  können,  wie  z.  B. 
bei  den  Eisenbahnwerkstätten,  wo  ein  Arbeiterstand  mit  gesicherter 
Stellung  vorhanden  ist,  wie  bei  der  Kommune,  dem  Staat  u.  s.  w.,  da 
ist  zweifellos  die  Baugenossenschaft  am  Platze,  die  ihren  Mitgliedern  ein 
Häuschen  mit  Garten  erwerben  hilft.  Auch  für  in  der  Privatindustrie 
beschäftigte  Arbeiter  können  die  Verhältnisse  ebenso  liegen.  Es  wird 
behauptet,  die  Arbeiter,  die  mit  Hilfe  der  Baugenossenschaften  in  den 
Besitz  von  Häusern  kommen,  werden  bei  steigender  Konjunktur  diese 
Häuser  verkaufen,  sie  werden  einen  besonderen  Vortheil  daraus  ziehen, 
und  die  Nachfolger  werden  sich  dann  in  derselben  Wohnungsmisere  be- 
finden, wie  früher  ihre  Vorgänger;  derartige  Gefahren  aber  lassen  sich 
durch  zweckmässige  Organisation  und  entsprechende  Kaufverträge  be- 
seitigen. Es  ist  mir  noch  nicht  bekannt  geworden,  dass  ein  derartiger 
Missbrauch  mit  dem  Eigenthum  der  Mitglieder  der  Baugenossenschaft 
getrieben  worden  ist. 

So  komme  ich  denn  zu  dem  Eesultat,  und  ich  finde  dieses  Resultat 
in  den  Referaten  bestätigt,  dass  diese  beiden  Genossenschaftsarten  Hand 
in  Hand  zu  gehen  haben,  dass  sie  sich  ergänzen  müssen. 

Was  nun  die  soziale  Seite  der  Baugenossenschaften  beider  Arten 
anbelangt,  so  bieten  die  Resultate  höchst  wichtiges  und  lehrreiches  Ma- 
terial. Die  Berichte  ergeben  eine  Menge  sanitärer  Maassregeln,  die  in 
den  Häusern  der  Baugenossenschaften  getroffen  sind,  wie  z.  B.  Brause- 
bäder und  Badestuben.  Wir  finden  Fonds,  aus  denen  die  Mitglieder 
Darlehen  erhalten  für  den  Fall,  dass  sie  in  Noth  gerathen,  um  ihren 
Miethsverpflichtungen  nachkommen  zu  können.  Wir  finden  Lesehallen, 
Spielplätze,  Kindergärten,  kurz  nach  allen  Richtungen  sehen  wir  die 
soziale  Thätigkeit  der  Baugenossenschaften  sich  entwickeln.  Ferner 
kommt  in  Betracht,  was  selbstverständlich  in  den  Geschäftsberichten 
und  den  Bilanzen  der  Baugenossenschaft  nicht  zum  Ausdruck  gebracht 
werden  kann  und  doch  von  eminentem  Werth  ist:   die  erzieherische 
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Bedeutung  der  Baugenossenschaften.  Wer  Gelegenheit  gehabt  hat, 
die  Gebäude  der  Baugenossenschaften  zu  besichtigen,  wird  erfreut  ge- 
wesen sein  über  die  Sauberkeit  und  Ordnung  in  den  Gebäuden  der 
Genossenschaften  —  eine  Ordnung,  die  sich  auch  auf  die  Häuslichkeit 
überträgt.  Jeder  ist  ja  selbst  Miteigenthümer,  wenn  ich  das  Wort  hier 
gebrauchen  kann;  rechtlich,  wie  gesagt,  ist  er  es  ja  nicht,  aber  er  fühlt 
sich  als  Herr  im  Hause,  er  ist  interessirt  an  den  Gebäuden,  an  der 
Genossenschaft.  Freilich  die  Mitglieder  müssen  oft  erst  dazu  erzogen 
werden. 

Neuerdings  —  und  auch  in  den  Referaten  kommt  das  zum  Aus- 
druck —  ist  die  Frage  wieder  erörtert  worden,  ob  sich  eine  Verbindung 
der  Baugenossenschaft  mit  Konsumvereinen  empfiehlt.  Nach  meinen 
Beobachtungen  kann  ich  vor  einer  solchen  Verquickung  der  Baugenossen- 
schaften mit  den  Konsumvereinen  nur  warnen.  Die  Baugenossenschaft 
Avürde  ganz  entschieden  zu  kurz  kommen.  Wenn  verschiedene  Betriebe 
zu  einer  Genossenschaft  vereinigt  werden,  leidet  stets  der  Eine  unter 
den  Anderen.  Ganz  besonders  bedenklich  aber  ist  die  Verquickung 
wegen  des  Einflusses  auf  die  so  wichtige  Kalkulation  der  Miethen.  Es 
mag  hier  der  Hinweis  darauf  genügen. 

Ich  komme  zur  Frage  der  Kreditgewährung  an  Baugenossenschaften 
—  zur  Kapitalbeschaffung.  Wenn  man  die  heutige  Zeit  vergleicht  mit 
jener  der  60er  und  70er  Jahre,  so  muss  man  sagen,  dass  den  Bau- 
genossenschaften die  Geldbeschaffung  ausserordentlich  leicht  gemacht 
wird;  ja  man  kann  auf  den  Gedanken  kommen,  dass  den  Baugenossen- 
schaften die  Geldbeschaffung  vielleicht  gar  zu  leicht  gemacht  wird.  Sehr 
richtig  ist  in  dem  Referate  über  die  Entwiekelung  der  Baugenossen- 
schaften in  Schleswig-Holstein  darauf  hingewiesen,  dass  die  zu  leichte 
Befriedigung  des  Kreditbedürfnisses  der  Baugenossenschaften  eine  erheb- 
liche Gefahr  mit  sich  bringe. 

Für  der  Kapitalbeschaffung  kommen  in  erster  Linie  die  Versicherungs- 
anstalten in  Betracht.  Es  ist  das  Verdienst  der  Hannoverschen  Ver- 
sicherungsanstalt, auf  diesem  Gebiete  bahnbrechend  vorgegangen  zu  sein. 
Die  Hannoversche  Versicherungsanstalt  hat  die  ersten  Bedingungen  aus- 
gearbeitet für  die  Darlehen  an  Baugenossenschaften.  Im  Laufe  der  Jahre 
sind  die  Bedingungen  naturgemäss  modifizirt  worden.  Es  kommt  als 
Darlehnsgeber  ferner  in  Betracht  das  Reich,  —  dann  die  einzelnen 
Bundesstaaten,  Kommunen,  der  Eisenbahnpensionsfond  in  Preussen,  end- 
lich die  Sparkassen.  Neuerdings  wird  der  Wunsch  laut,  dass  sich  auch 
die  Berufsgenossenschaften  auf  dem  Gebiete  der  Kreditgewährung  be- 
tätigen möchten.  Seltener  betheiligen  sich  die  Arbeitgeber  an  den  Bau- 
genossenschaften in  grösserem  Umfange  —  und  das  muss  eigentlich 
überraschen,  denn  die  moralische  Verpflichtung  der  Grossarbeitgeber, 
insbesondere  an  entlegenen  Fabrikorten  für  die  Befriedigung  des  Wohnungs- 
bedürfnisses der  Arbeiter  Sorge  zu  tragen,  wird  mehr  und  mehr  aner- 
kannt; nur  ungern  jedoch  ziehen  die  Arbeiter  in  die  Häuser  der  Arbeit- 
geber, da  bietet  sich  in  der  Baugenossenschaft  das  beste  Mittelglied 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter.  Erfreulicherweise  entwickeln  das 
Reich,  die  Bundesstaaten  und  die  Kommunen  auf  diesem  Gebiete  eine 
beachtenswerthe  Thätigkeit.  Diesen  Beispielen  sollten  die  Arbeitgeber 
in  grösserem  Umfange  Folge  leisten. 

In  der  Regel  erfolgt  die  Kreditgewährung  seitens  der  Versicherungs- 
anstalten, Kommunen,  Sparkassen,  Eisenbahnpensionsfonds  u.  s.  w.  auf 
erste  Hypothek,  und  zwar  geht  man  bis  zum  Werthe  von  75  %.  Neuer- 
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diiigs  hat  das  Reich  den  Versuch  gemacht  mit  Hypotheken  an  zweiter 
Stelle.  Es  entsteht  die  Frage,  ob  es  den  Versicherungsanstalten  zu 
empfehlen  ist,  ihrerseits  Hypotheken  an  zweiter  Stelle  den  Baugenossen- 
schaften zur  Verfügung  zu  stellen.  Ich  bin  überzeugt,  dass  eine  solche 
Empfehlung  den  Versicherungsanstalten  nicht  gegeben  werden  kann. 
Was  die  Kommunen,  was  das  Reich  in  dieser  Beziehung  sich  erlauben 
können,  kann  sich  meines  Erachtens  die  Versicherungsanstalt  nicht  ge- 
statten, die  zweifellos  in  erster  Linie  die  eigene  Sicherheit,  ihre  ur- 
sprüngliche Aufgabe  im  Auge  zu  behalten  hat. 

Von  allen  Versicherungsanstalten  scheint  nur  eine  gegenüber  den 
Baugenossenschaften  eine  abweichende  Stellung  einzunehmen.  Die 
„Beuthener  Zeitung"  berichtet  über  ein  „vernichtendes"  Urtheil,  das 
über  die  Thätigkeit  der  Baugenossenschaften  von  dem  Landesrath  Kratz 
von  der  Schlesischen  Versicherungsanstalt  gefällt  ist.  Es  ist  auffallend, 
dass  die  Schlesische  V ersicherungsanstalt  andere  Beobachtungen  mit  den 
Baugenossenschaften  gemacht  hat  wie  die  übrigen  Versicherungsanstalten ; 
während  die  übrigen  Versicherungsanstalten  gern  die  Thätigkeit  der 
Baugenossenschaften  anerkennen,  finden  wir  in  dem  Referate  über  die 
Schlesische  Versicherungsanstalt  folgendes  Urtheil : 

„Wie  wollen  die  Genossenschaften  besser  und  billiger  bauen  als 
andere  Unternehmer!  Sie  könnten  höchstens  den  Unternehmerprofit  er- 
sparen, wenn  sie  in  eigener  Enterprise  bauten.  Die  Hauptsache  sei  aber 
der  Bodenpreis,  auf  den  die  Genossenschaften  keinen  Einfluss  hätten  .  .  . 
Die  Schlesische  Versicherungsanstalt  sei  durch  ihre  Erfahrungen  zur 
grössten  Vorsicht  gegenüber  den  Baugenossenschaften  gemahnt  worden". 
Eine  Aufklärung  dieser  Behauptungen  scheint  im  Interesse  aller  Bethei- 
ligten dringend  geboten. 

Bemerken  möchte  ich  hier  nur:  nicht  darauf  kommt  es  an,  dass  die 
Baugenossenschaft  ihren  Mitgliedern  billigere  Wohnungen  zur  Verfügung 
stellt,  sondern  zu  gleichem  Preise  eine  bessere  Wohnung,  eine  gesunde 
Wohnung;  und  vor  allen  Dingen  ist  von  entscheidender  Bedeutung,  dass 
die  Wohnungen  unkündbar  sind.  Die  Unkündbarkeit  ist  meines  Erachtens 
eines  der  wichtigsten  Momente  auf  diesem  Gebiete.  Es  ist  allgemein 
bekannt,  dass  gerade  die  Kündbarkeit  der  Wohnungen  die  Arbeiter  leicht 
in  Verlegenheit  bringt,  dass  die  Arbeiter  durch  häufige  Kündigung  mehr 
geschädigt  werden  als  durch  hohe  Preise  der  Wohnungen. 

Es  kommt  bei  dem  Darlehen  der  Versicherungsanstalten  in  Betracht, 
wann  es  gewährt  wird.  Vielfach  wird  es  gewährt  erst  nach  Fertig- 
stellung der  Häuser.  Das  ist  ein  Verfahren,  das  nicht  ganz  einwandsfrei 
ist,  und  es  scheint  mir  das  Verfahren  jener  Versicherungsanstalten  den 
Vorzug  zu  verdienen,  welche  Ratenzahlungen  gewähren.  Wenn  den  Bau- 
genossenschaften keine  Ratenzahlungen  gewährt  werden,  dann  sind  sie 
auf  andere  Geldquellen  angewiesen,  und  sie  sind  namentlich  angewiesen 
auf  den  theueren  Bankkredit;  es  kann  dadurch  kommen,  dass  von  vorn- 
herein die  finanzielle  Lage  nachtheilig  beeinflusst  wird.  Es  möchte  sich 
empfehlen,  dass  alle  Institute,  die  Kapitalien  zur  Verfügung  stellen,  wie 
die  Versicherungsanstalten  u.  s.  w.,  unter  Inanspruchnahme  entsprechen- 
der Kontrolle  mit  Ratenzahlungen  den  Genossenschaften  dienen. 

Die  Baugenossenschaften  haben  reichlich  Gelegenheit,  die  nöthigen 
fremden  Kapitalien  sich  zu  beschaffen.  Ich  habe  bisher  auf  die  öffent- 
lichen Institute  hingewiesen;  die  Baugenossenschaft  aber  muss  auch 
bedacht  sein  auf  Bildung  des  eigenen  Vereinsvermögens  und  Heranziehung 
fremder  privater  Kapitalien.    Ich  gehe  auf  Einzelheiten  nicht  ein,  die 
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Einrichtungen  sind  in  dem  Wohlgemuth- Schneider'schen  Handbuch 
eingehend  dargestellt.  Auch  einzelne  Hypothekenbanken  und  private 
Versicherungsanstalten  gewähren  Kredit. 

Neuerdings  wird,  und  das  kommt  zum  Theil  in  den  Referaten  zum 
Ausdruck,  die  Gründung  einer  staatlichen  Baubank  gefordert.  Es  wäre 
das  ein  Thema  für  sich,  wollte  ich  mich  eingehend  über  die  Möglichkeit 
und  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Bank  auslassen.  Ich  möchte  nur 
darauf  hinweisen,  welche  Beträge  hierbei  wohl  in  Betracht  kommen 
können.  Halten  wir  uns  vor  Augen,  dass  Eberstadt  feststellt,  dass 
die  Gesammtsumme  der  Bodenbelastung  im  Jahre  1899  42  Milliarden 
betrug,  und  jährlich  kommen  3505  Millionen  hinzu.  Wird  eine  Baubank 
ins  Leben  gerufen,  dann  ist  es  selbstverständlich,  dass  diese  die  Hypo- 
thekengelder nicht  nur  den  Baugenossenschaften  zur  Verfügung  stellen 
darf,  sondern  dass  sie  das  gesammte  Bedürfniss  zu  befriedigen  hat. 
Welche  enormen  Summen  müssten  wohl  der  Baubank  zur  Verfügung 
gestellt  werden!  Aber  es  gehört  nicht  zu  meiner  Aufgabe,  über  die 
Verstaatlichung  des  Hypothekenkredits  zu  sprechen  —  für  die  Entwicke- 
lung  der  Baugenossenschaften  ist  eine  solche  nicht  nöthig. 

Ich  komme  nun  zu  dem  Verhältniss  der  Baugenossenschaft  zur 
Privatbauthätigkeit.  Die  Baugenossenschaften  stehen  nicht  im  Gegen- 
satze zur  Privatbauthätigkeit,  die  Baugenossenschaften  sollen  die  Privat- 
bauthätigkeit nicht  ersetzen,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sie  die 
Privatbauthätigkeit  nicht  ersetzen  können.  Die  Privatbauthätigkeit  neben 
den  Baugenossenschaften  ist  nicht  zu  entbehren,  und  es  ist  nur  ausser- 
ordentlich zu  bedauern,  dass  seitens  der  Haus-  und  Grundbesitzervereine 
in  übertriebener  Weise  die  Baugenossenschaften  angegriffen  werden. 
Es  ist  im  vergangenen  Jahre  über  die  Baugenossenschaftsfrage  eine 
Schrift  von  Herrn  Grävell  erschienen,  auf  Veranlassung  der  Haus-  und 
Grundbesitzervereine.  Es  ist  unbegreiflich,  dass  auf  dem  Grund-  und 
Hausbesitzertage  sich  keine  Stimme  erhoben  hat,  die  darauf  hinwies,  wie 
unhaltbar  die  Ausführungen  des  Herrn  Grävell  sind.  Herr  Grävell 
bestreitet  das  Vorhandensein  einer  Wohnungsfrage  —  des  Wohnungs- 
elends und  bekämpft  in  unerhörter  Weise  die  Baugenossenschaften.  Es 
ist  dies  höchst  bedauerlich,  denn  es  würde  jedenfalls  für  beide  Theile, 
sowohl  für  die  Hausbesitzer  wie  für  die  Baugenossenschaften  besser  sein, 
wenn  die  Hausbesitzervereine  in  objektiver  Weise  die  segensreiche  Thätig- 
keit  der  Baugenossenschaften  würdigen  wollten. 

Die  Grund-  und  Hausbesitzervereine  greifen  die  Baugenossenschaften 
hauptsächlich  an  wegen  der  „Subventionirung"  derselben.  Bei  dieser 
Subventionirung  haben  wir  jedoch  Verschiedenes  zu  unterscheiden.  Die 
Darlehnsgewährung  seitens  der  Versicherungsanstalten  kann  meines  Er- 
achtens nicht  unter  die  Subventionirung  fallen.  Wenn  aber  in  einer 
Kommune  die  Subventionirung  in  der  Weise  erfolgt,  dass  man  der  Bau- 
genossenschaft eine  Last  nicht  aufbürdet,  die  sonst  jeder  Grund-  und 
Hausbesitzer  zu  tragen  hat,  so  muss  ich  gestehen,  dass  meines  Erachtens 
eine  derartige  Subventionirung  besser  fortfiele.  Solche  Subventioni- 
rungen  halten  sich  meistens  finanziell  in  bescheidenen  Grenzen,  nützen 
der  Genossenschaft  wenig  und  sind  andererseits  nur  geeignet,  den 
Gegnern  der  Baugenossenschaften  bequeme  Angriffswaffen  in  die  Hand 
zu  geben. 

Uebrigens  liegen  eine  ganze  Anzahl  Fälle  vor,  wo  die  Kommunen 
den  Baugenossenschaften  keine  Vergünstigung  gewähren,  sondern  im 
Gegentheil  ihnen  Schwierigkeiten  bereiten  —  es  ist  also  ganz  falsch,  wenn 
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behauptet  wird,  dass  die  Baugenossenschaften  ihre  Entwicklung  Privi- 
legien verdanken. 

Die  wirtschaftliche  Lehre  sollte  freilich  aus  diesem  Kriege  zwischen 
den  Haus-  und  Grundbesitzervereinen  und  den  Baugenossenschaften  ge- 
zogen werden,  wie  gefährlich  finanzielle  Subventionen  sind,  die  stets  nur 
dem  einen  Theil  auf  Kosten  des  anderen  gegeben  werden  können. 

Meine  Herren!  Ich  habe  bei  der  Darlegung  der  Gesetzgebung  mich 
geäussert  über  das  Verhältniss  des  Erbbaurechts  zu  den  Baugenossen- 
schaften. Es  würde  mir  jetzt  noch  übrig  bleiben,  die  wirthschaftliche 
Seite  des  Erbbaurechts  für  die  Baugenossenschaften  zu  behandeln.  Das 
scheint  mir  aber  wieder  ein  Thema  für  sich  zu  sein.  Ich  möchte  nur 
meinen  persönlichen  Standpunkt  kurz  kennzeichnen,  der  sich  übrigens  im 
allgemeinen  deckt  mit  dem,  der  in  Hamburg  auf  der  Konferenz  der 
Centraisteile  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  vertreten  ist.  Ganz 
zweifellos  hat  sich  die  Vorliebe  für  das  Erbbaurecht  bereits  abgekühlt. 
Von  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete  zu  sprechen,  wären  wir  gar  nicht  in 
der  Lage,  denn  Erfahrungen  können  mit  dem  Erbbaurecht  erst  nach  Jahr- 
zehnten gemacht  werden.  Heute  sind  es  eben  nur  Versuche,  und  wir 
müssen  abwarten,  wohin  diese  Versuche  führen.  Das  Erbbaurecht  kommt 
für  Baugenossenschaften  meines  Erachtens  nur  in  Betracht  insoweit,  als 
die  Genossenschaft  Land  zum  Erbbaurecht  erhält,  und  das  wird  höchstens 
seitens  der  staatlichen  und  städtischen  Organe  gelegentlich  der  Fall  sein  — 
verfehlt  wäre  es,  wollte  die  Genossenschaft  Land  zum  Erbbaurecht  ausgeben. 

Ich  habe  bisher  die  Thätigkeit  der  Baugenossenschaften  in  der  Stadt 
besprochen.  Leider  kann  ich  nur  sehr  wenig  über  die  Thätigkeit  der 
Baugenossenschaften  auf  dem  Lande  berichten.  Die  Verhältnisse  auf 
dem  Lande  liegen  freilich,  insbesondere  was  die  Arbeiter  anlangt,  sehr 
wesentlich  verschieden  von  den  Verhältnissen  in  der  Stadt,  und  doch 
bin  ich  der  Meinung,  dass  bei  ernstem  Willen  auch  die  Baugenossen- 
schaftsbewegung auf  dem  Lande  einsetzen  kann.  Wir  haben  es  auf  dem 
Lande  mit  dem  Widerstande  von  zwei  Seiten  zu  thun:  sowohl  die 
Arbeitgeber  wie  auch  die  Arbeiter  kommen  als  Gegner  in  Betracht. 
Die  Baugenossenschaftsbewegung  hat  auf  dem  Lande  in  der  Eegel  Hand 
in  Hand  zu  gehen  mit  der  Sesshaftmachung  der  Arbeiter.  Hierin  liegt 
eine  ausserordentliche  Schwierigkeit.  AVenn  der  Arbeiter  eine  so  grosse 
Stelle  bekommt,  dass  er  von  derselben  leben  kann,  so  ist  dem  Arbeit- 
geber nicht  damit  gedient,  der  durch  die  Sesshaftmachung  der  Arbeiter 
Arbeitskräfte  erhalten  will  —  wenn  aber  der  Arbeiter  nur  so  viel  Land 
erhält,  dass  er  darauf  angewiesen  bleibt,  Arbeit  zu  suchen,  so  entsteht 
die  Gefahr,  dass  die  Sesshaftmachung  der  Arbeiter  unter  Umständen  zu 
einer  Beschränkung  der  Freizügigkeit  führt.  Es  kann  das  Vorgehen  auf 
diesem  Gebiete  nur  mit  der  grössten  Vorsicht  verbunden  sein,  aber  ich 
wünsche  dringend,  dass  endlich  einmal  der  Anfang  gemacht  wird.  Ueber- 
windbar  sind  die  Schwierigkeiten. 

Dann  hätte  ich  noch  referirend  einiger  besonderen  Arten  von  Bau- 
genossenschaften zu  gedenken:  der  Bürgschaftsgesellschaften  zur  Be- 
schaffung erststelliger  Hypotheken  und  zur  Selbstbeschaffung  zweiter 
Hypotheken,  —  ferner  der  Baugenossenschaften,  die  in  Verbindung  mit 
Lebensversicherungsgesellschaften  stehen.  Ich  möchte  betonen,  dass  die 
Folgen  der  Verbindung  der  Baugenossenschaft  mit  den  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften nicht  immer  sehr  glückliche  sind.  Die  Erfahrungen 
sind  derart,  dass  die  Verquickung  von  Lebensversicherung  und  Eigen- 
thumserwerb nur  unter  ganz  besonderen  Voraussetzungen  empfohlen  werden 
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kann.  Dann  haben  wir  es  noch  mit  Baugenossenschaften  zur  Beschaffung  von 
Hypotheken  zu  thun  nach  dem  Vorbilde  der  englischen  Building  societies; 
in  Deutschland  hat  bisher  nur  eine  solche  Genossenschaft  bestanden,  und 
zwar  in  den  sechziger  Jahren  in  Breslau.  Sie  ging  bald  wieder  ein. 
Die  Genossenschaften,  die  in  England  und  Amerika  eine  ausserordentliche 
A^erbreitung  erlangt,  haben  in  Deutschland  keinen  Boden  gefunden. 

Ueber  die  Thätigkeit  der  Baugenossenschaften  in  Deutschland  lässt 
sich  ein  erschöpfendes  Bild  nicht  geben,  da  eine  vollständige  Statistik 
fehlt.  Ich  habe  an  alle  bestehenden  Baugenossenschaften  (432)  einen 
Fragebogen  verschickt.    Das  Resultat  ist  folgendes:1) 

170  Baugenossenschaften,  die  bereits  über  ein  Jahr  bestehen,  haben 
die  Fragebogen  ausgefüllt  zurückgesandt.  Ihre  Mitgliederzahl  betrug  am 
Schlüsse  des  Geschäftsjahres  46  720. 

Das  eigene  Vermögen,  bestehend  aus 

7  924  819  M.  Geschäftsguthaben 
1  006  440  „  Reserven 

betrug  8  931  259  M. 
Die  angeliehenen  fremden  Gelder  bestanden  aus 

361  459  M.  Einlagen  stiller  Gesellschafter  bei  20  Vereinen 
44  703  278  „   Hypothekenschulden  und  Anlehen  auf  mindestens  zwei- 
jährige Befristung  bei  164  Vereinen 
5  985  087  „   Andere  Anlehen  auf  kürzere  Fristen  bei  139  Vereinen 

zus.  51  049  824  M. 

Das  Gesammtbetriebskapital  der  170  berichtenden  Genossenschaften 
betrug  somit  59  981  083  M. 

Die  Statistik  weist  über  die  Bauthätigkeit  im  letzten  Geschäftsjahre 
folgende  Zahlen  nach. 

39  Vereine  bauten  für  den  Erwerb  durch  die  Mitglieder  288  Häuser 
mit  581  Wohnungen.  Die  Herstellungskosten  von  286  dieser  Häuser 
betrugen  3  005  298  M. 

79  Vereine  bauten  zur  Vermiethung  an  die  Mitglieder  317  Häuser 
mit  2116  Wohnungen.  Die  Herstellungskosten  von  305  Häusern  be- 
trugen 8  771  599  M. 

Seit  Bestehen  der  170  berichtenden  Baugenossenschaften  wurden 
zum  Erwerb  durch  die  Mitglieder  1820  Häuser  gebaut.  In  1392  dieser 
Häuser  sind  3171  Wohnungen.  Die  Herstellungskosten  von  1416  Häusern 
betrugen  13  310  410  M. 

Zur  Vermiethung  der  Wohnungen  an  die  Mitglieder  wurden  1426 
Häuser  gebaut,  1357  dieser  Häuser  enthalten  9093  Wohnungen:  die 
Herstellungskosten  betrugen  für  1377  Häuser  43  075  230  M. 

Der  Vollständigkeit  halber  werfe  ich  noch  einen  kurzen  Blick  auf 
die  Verhältnisse  im  Auslande.  Sie  haben  aus  den  Referaten  aus  Belgien 
und  Frankreich  entnommen,  dass  die  Bauthätigkeit  mit  Hilfe  der  Bau- 
genossenschaften daselbst  eine  geringe  Bedeutung  hat.  Anders  dagegen 
liegen  die  Verhältnisse  in  Dänemark  und  den  Niederlanden.  In  diesen 
beiden  Staaten  ist  mit  Hilfe  der  Baugenossenschaften  schon  ausser- 
ordentlich viel  gewirkt.  Italien,  insbesondere  Norditalien,  hat  eine  grössere 


*)  Die  einzelnen  Geschäftsberichte  sind  zusammengestellt  in  dem  Jahrbuch 
des  Allgemeinen    deutschen  Genossenschaftsverbandes   für  1901.     Berlin,  L. 

Gnttentag. 
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Anzahl  Baugenossenschaften  zu  verzeichnen.  In  Oesterreich  liegen  die 
Verhältnisse  ähnlich  wie  in  Deutschland.  In  Deutsch-Oesterreich  war 
die  Baugenossenschaftsbewegung  schon  zu  einer  schönen  Blüthe  gelangt, 
da  trat  in  den  siebenziger  Jahren  die  Krisis  ein;  die  Baugenossenschaften 
gingen  zum  grossen  Theil  zu  Grunde.  Es  haben  dann  später  in  Oester- 
reich die  äusseren  Einflüsse  gefehlt,  um  die  Baugenossenschaftsbewegung 
wiederum  zur  Blüthe  zu  bringen.  Ganz  anders  wie  in  allen  diesen  Staaten 
liegt  die  Baugenossenschaftsbewegung  in  England  und  Amerika.  Dort 
haben  wir  zwei  Arten  zu  unterscheiden:  Die  land  and  building  societies, 
die  Häuser  herstellen  und  sie  an  die  Mitglieder  veräussern,  und  die  building 
societies,  die  den  Mitgliedern  Darlehen  gewähren  zum  Häuserbau.  Die 
erstere  Art  hat  in  England  und  Amerika  geringe  Verbreitung  gefunden, 
dagegen  sind  die  building  societies  weit  verbreitet.  Ich  erlaube  mir,  Ihnen 
einige  Zahlen  anzuführen.  Die  Zahl  der  building  societies  wird  in  Amerika 
auf  6000  geschätzt.  Es  liegt  eine  Statistik  über  4444  Kassen  vor,  die 
314  755  Heimstätten  hergestellt  haben.  Welche  Ausdehnung  diese  buil- 
ding societies  genommen  haben,  geht  daraus  hervor,  dass  eine  Stadt  Dayton 
mit  63500  Einwohnern  19886  Mitglieder  bei  den  building  societies  zählt. 
Weitere  Zahlen  finden  Sie  in  meinem  Artikel  „Baugenossenschaften" 
in  dem  Handwörterbuch  für  Staatswissenschaften.  Im  Jahre  1896  be- 
standen in  England  3072  derartige  Genossenschaften,  2635  hatten  635  716 
Mitglieder,  es  waren  43  350  439  £  auf  H3Tpothek  ausgeliehen. 

Meine  Herren!  Ueber  die  Zukunft  der  Baugenossenschaftsbewegung 
werde  ich  mich  und  kann  ich  mich  nicht  auslassen;  es  wäre  auch 
ein  müssiges  Unternehmen,  wollte  ich  mich  in  Prophezeiungen  ergehen. 
Es  wird  gesagt,  die  Baugenossenschaftsbewegung  stelle  einen  Tropfen 
auf  einen  heissen  Stein  dar,  aber  die  Würdigung  und  Anerkennung,  die 
die  Thätigkeit  der  Baugenossenschaften  heute  in  den  weitesten  Kreisen 
findet,  und  vor  allem  die  P>folge  lassen  ihre  Bedeutung  für  die  Bekämpfung 
des  Wohnungselends  erkennen. 

Darüber  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Wohnungsfrage  mit  Hilfe  der 
Baugenossenschaften  nicht  gelöst  werden  wird,  denn  wie  von  mir  dar- 
gelegt ist,  kommen  für  die  Baugenossenschaften  di©  besser  gestellten 
Arbeiter  in  Betracht,  die  wirthschaftlich  und  sozial  zur  Elite  der  arbei- 
tenden Klassen  gehören.  Die  Bodenpolitik,  die  Wohnungsgesetzgebung, 
die  Bauordnungen  mögen  möglicher  Weise  für  die  Beseitigung  des 
Wohnungselends  eine  grössere  Rolle  spielen  als  die  Baugenossenschaften, 
aber  darum  braucht  man  die  Thätigkeit  der  Baugenossenschaften  nicht 
gering  anzuschlagen.  Ich  habe  auf  die  unmittelbaren  Leistungen  der 
Baugenossenschaften  hingewiesen,  vergessen  wir  aber  auch  nicht  den 
mittelbaren  Werth  in  wirthschaftlicher  und  sozialer  Beziehung  —  schliess- 
lich auch  nicht  den  Werth,  der  darin  liegt,  dass  die  Baugenossenschaften 
Raum  schaffen,  indem  sie  einen  Theil  der  Arbeiter  unterbringen.  Und 
dazu  kommt  der  Einfluss  der  Baugenossenschaften  auf  die  gesammte 
Bauthätigkeit,  der  häufig  genug  beobachtet  werden  kann.  Es  sind  die 
Baugenossenschaften,  die  wiederholt  Ausschreibungen  vorgenommen  haben 
für  Skizzen  zu  Miethswohnungen  und  Häusern. 

Ganz  gewiss  ist  das  Bekämpfen  des  Wohnungselends  durch  die 
Selbsthilfe  der  Wohnungsbedürftigen  ein  beschwerlicher  Weg,  aber, 
meine  Herren,  ich  glaube,  dass  gerade  der  beschwerliche  Weg  hier  auch 
von  Vortheil  ist  für  die  baugenossenschaftliche  Bewegung,  denn  gerade 
im  Interesse  der  baugenossenschaftlichen  Thätigkeit  wünsche  ich,  und 
ich  finde  in  sämmtlichen  Referaten  die  Ansicht  bestätigt,  eine  ruhige 
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Entwickelung,  Vorsicht  bei  der  Gründung  und  strenge  Beobachtung  der 
Avirthschaftlichen  und  geschäftlichen  Grundsätze.  Um  so  mehr  ist  das 
heute  zu  verlangen,  als  die  Baugenossenschaften  in  unmittelbarster  Ver- 
bindung stehen  mit  den  Versicherungsanstalten  und  sie  das  Bestreben 
haben,  auch  mit  den  Berufsgenossenschaften  in  enge  Verbindung  zu 
treten.  Es  sind  viele  Wege,  die  zur  Regelung  der  Wohnungsverhält- 
nisse führen  und  zur  Linderung  des  Wohnungselends.  Doch  alle  Vor- 
schläge, die  auf  dem  Kongress  zu  Tage  getreten,  sind  ungewiss,  sind 
bestritten  und  liegen  in  der  Zukunft.  Die  Baugenossenschaften  stellen 
ein  Stück  praktischer  Wohnungspolitik  dar,  und  zu  ihrer  Förderung 
sollten  und  müssten  sich  alle  zusammenfinden,  denen  das  Wohl  der 
arbeitenden  Klassen  und  damit  das  Gesammtwohl  am  Herzen  liegt. 
Vielleicht  dass  die  Verhandlungen  des  Kongresses  dazu  beitragen,  in 
jene  Kreise,  die  den  Bestrebungen  der  Baugenossenschaft  misstrauisch 
gegenüberstehen,  die  Ueberzeugung  zu  tragen,  dass  man  auch  dort 
keineswegs  Veranlassung  hat,  die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften 
mit  Misstrauen  zu  betrachten,  dass  die  Thätigkeit  der  Baugenossen- 
schaften allein  gerichtet  ist  auf  Beseitigung  des  Wohnungselends  im 
Interesse  der  Allgemeinheit.  Noch  liegt  für  die  Bestrebungen  der  Bau- 
genossenschaften ein  weites  Feld  offen.  Der  genossenschaftliche  Gedanke 
bewegt  heute  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  alle  Kreise,  und  wenn 
es  auch  nur,  meine  Herren,  gelingt,  für  die  Bethätigung  der  Selbsthilfe 
mit  Hilfe  der  genossenschaftlichen  Organisation  die  dafür  fähigen  Arbeiter 
zu  gewinnen,  so  wird  ein  grosser  Theil  des  Wohnungselends  beseitigt 
werden. 

Die  Städte  sind  der  genossenschaftlichen  Thätigkeit  erschlossen, 
hoffentlich  wird  die  genossenschaftliche  Thätigkeit  dort  noch  weiteren 
Boden  finden.  Hoffentlich  aber  wird  es  auch  gelingen,  den  Arbeitern 
der  Baugenossenschaften  das  Land  zu  erschliessen  und  damit  die  länd- 
liche Arbeiterfrage  ihrer  Lösung  entgegenzuführen. 


Diskussion. 

Landesrath  Dr.  Brandts -Düsseldorf:  Meine  sehr  verehrten  Damen 
und  Herren!  Der  Herr  Referent  hat  an  der  gegenwärtigen  Herstellung 
der  Wohnungen,  an  der  jetzigen  Art  der  Geschäftsführung  der  Bau- 
genossenschaften eine  weitgehende  Kritik  geübt.  Es  ist  mir  nicht  mög- 
lich, auf  alle  Punkte  hier  einzugehen,  mit  denen  ich  nicht  einverstanden 
bin;  ich  werde  mich  vielmehr  wesentlich  auf  zwei  Punkte  beschränken, 
und  zwar  zunächst  auf  die  theoretisch  allerdings  überzeugend  vorge- 
tragene, aber  praktisch,  wenigstens  hier  in  der  Rheinprovinz  nicht  überall 
mögliche  Durchführung  des  reinen  Prinzips  der  Selbsthülfe.  Wenn  ich 
auch  im  Prinzip  wünschen  möchte,  dass  unser  Arbeiterstand  an  Kapital- 
kraft, an  Intelligenz  und  Einsicht  in  die  Leitung  von  Geschäften  so 
selbständig  sein  möchte,  dass  er  wirklich  allein  auf  dem  Boden  der 
Selbsthilfe  die  A\rohnungsfrage  lösen  könnte,  so  müssen  wir  doch  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechend  sagen,  dass  dies  im  grossen 
und  ganzen  nirgends  der  Fall  ist.  Wir  wollen  dem  Arbeiter  beistehen, 
wir  wollen  ihm  die  Wohnung  würdig  und  ästhetisch  in  der  äusseren  und 
inneren  Einrichtung  herstellen,  und  dazu  bedarf  es   der  Heranziehung 
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besserer  Architekten  und  Künstler,  die  sich  bisher  leider  von  dem  Woh- 
nungsbau der  Arbeiter  viel  zu  sehr  zurückgehalten  haben. 

Dann  aber  gehört  in  letzter  Linie  auch  sehr  viel  Geld  zum  Wohnungs- 
bau, und  wenn  seit  etwa  zehn  Jahren  in  dem  Baugenossenschaftswesen 
ein  erstaunlich  grosser  Aufschwung  eingetreten  ist,  so  ist  das  sicher 
nicht  zum  wenigsten  darauf  zurückzuführen,  dass  von  öffentlich-recht- 
lich verwalteten  Instituten  den  Baugenossenschaften  das  Geld  zur  Ver- 
fügung gestellt  ist.  Nicht  nur  der  vermehrten  industriellen  Entwicklung, 
sondern  in  erster  Linie  dem  Eingreifen  der  Alters-  und  Invaliditäts- 
Versicherungsanstalten  ist  es  zuzuschreiben,  dass  sich  das  Baugenossen- 
schaftswesen in  der  Weise  hat  entwickeln  können,  wie  wir  es  in  der 
letzten  Zeit  gesehen  haben.  Wenn  es  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe 
allein  ginge,  warum  haben  sich  denn  die  Baugenossenschaften  nicht 
früher  kräftiger  entwickelt,  warum  haben  die  Privatbanken  den  Genossen- 
schaften das  Geld  nicht  zur  Verfügung  gestellt?  Vor  kurzem  ist  in 
Frankfurt  von  Herrn  Bankdirektor  Thor  wart  ein  Referat  über  die- 
Frage  der  Geldquellen  für  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  erstattet 
worden,  und  wenn  ich  nicht  irre,  stand  der  Herr  Referent  im  grossen 
und  ganzen  auf  dem  Standpunkte  des  Herrn  Dr.  Crüger  und  hat  auch 
gefragt:  warum  nehmen  die  Baugenossen  nicht  ihr  Geld  bei  den  Privat- 
banken? Die  Privatbanken,  meine  Damen  und  Herren,  haben  einfach 
versagt.  Der  Herr  Referent  hat  selbst  eine  Anzahl  solcher  Banken  ge- 
fragt, ob  sie  bereit  seien,  den  Baugenossenschaften  Geld  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Sie  haben  entweder  schlankweg  „nein"  gesagt,  oder  Be- 
dingungen gestellt,  die  nicht  acceptabel  waren. 

Nun  habe  ich  mich  sehr  darüber  gewundert,  dass  der  Herr  Referent 
gemeint  hat,  dass  heutzutage  den  Baugenossenschaften  der  Kredit  zu 
leicht  gemacht  werde.  Das  ist  in  der  That  ein  ganz  neuer  Gesichts- 
punkt, der  mir  in  dieser  Frage  entgegentritt.  Der  Herr  Referent  hat 
diese  Ansicht  vielleicht  ausgesprochen  im  Hinblick  auf  die  vielleicht 
nicht  überall  genügende  Verwaltung  und  Einrichtung  der  Privatbanken. 
Ich  frage  indessen  diejenigen  Versicherungsanstalten,  von  denen  ich  die 
Vertreter  in  so  grosser  Anzahl  hier  unter  uns  sehe:  haben  Sie  in  Han- 
nover, in  Cassel,  in  der  Rheinprovinz,  in  Westfalen,  wo  überall  Millionen 
für  diese  Zwecke  hergegeben  sind,  irgendwie  Verluste  gehabt?  Ich 
glaube,  die  Herren  werden  mir  alle  antworten :  „nein",  weder  an  Zinsen, 
noch  an  der  Amortisationsquote. 

Es  ist  gestern  und  bei  verschiedenen  früheren  Gelegenheiten  betont 
worden,  die  Wohnungsfrage  müsse  einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter 
erhalten,  wenn  sie  eine  gedeihliche  Entwickelung  nehmen  solle.  Wenn  sie 
einen  solchen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  hat,  dann  ist  es  auch  berech- 
tigt, dass  zunächst  in  dem  kleineren  Kreise  der  auf  gemeinnütziger 
Unterlage  arbeitenden  Vereine  und  Baugenossenschaften  eine  gewisse 
Subventionirung  stattfindet.  Dass  eine  solche  Nachhilfe  und  Anregung- 
wirksam  ist,  beweist  wiederum  die  Entwickelung  des  Bauvereinswesens 
in  unserer  Provinz.  Wir  haben  das  grosse  Glück,  dass  in  unseren  Stadt- 
verordnetenversammlungen, in  den  Gemeinden,  in  der  Invalidenversiche- 
rungsanstalt ein  grosses  Verständniss  für  diese  Frage  herrscht,  und, 
abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen,  betheiligt  sich,  wenn  ein  neuer  Bau- 
verein entsteht,  die  Kommune,  die  Stadtvertretung  mit  an  dem  Unter- 
nehmen, sei  es,  dass  sie  für  die  Kapitalienbeschaffung  eintritt,  sei  es, 
dass  sie  einen  Baumeister  oder  den  Bürgermeister  in  den  Vorstand  dele- 
girt.     Wenn  derartige  Vereinigungen  eine  solche  Bevorzugung  in  An- 


682 


sprach  nehmen,  müssen  sie  sich  ihrerseits  auch  gewisse  Beschränkungen 
gefallen  lassen,  einmal  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  Häuser,  die  Be- 
nutzung der  Häuser,  die  Finanzirung  des  Unternehmens,  die  ganze  Ver- 
waltung. Nicht  bloss  in  den  Paragraphen  des  Stempelgesetzes  beruht 
die  Gemeinnützigkeit  dieser  Bauunternehmungen,  sondern  darin,  dass  sie 
sich  einer  steten  Kontrolle  nach  der  eben  angedeuteten  Richtung  unter- 
werfen. Wenn  wir  uns  daher  auch  mit  dem  Herrn  Vorsteher  des  sta- 
tistischen Amtes  in  Essen  auf  den  Boden  der  Thatsache  stellen,  dass 
die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  keineswegs  den  Bedarf  an  kleinen  Woh- 
nungen gedeckt  hat,  so  erblicke  ich  doch  insofern  in  der  Thätigkeit  der 
unter  öffentlich-rechtlicher  Kontrolle  stehenden  Bauvereine  einen  grossen 
Fortschritt,  als  sie  in  der  Ausgestaltung  der  Bauweise,  in  der  Art  der 
Bewohnimg  der  Häuser  einen  grundsätzlichen  Wandel  geschaffen  haben. 
Man  hat  gesagt,  das  würde  auch  ohne  eine  derartige  öffentliche  An- 
regung und  Kontrolle  so  gekommen  sein.  Ich  erwidere  darauf,  man 
mache  doch  den  Versuch.  Die  Erfahrung  hat  bewiesen,  dass  es  nicht 
so  geht,  dass  die  Selbsthilfe  auf  diesem  Gebiete  angeregt,  geleitet  und 
kontrollirt  sein  will. 

In  zweiter  Linie  möchte  ich  dem  Dogma  des  Herrn  Referenten  von 
der  reinen  Selbsthülfe  entgegenhalten,  dass  ich  es  gerade  als  eine  der 
erfreulichsten  Erscheinungen  der  Entwickelung  der  Baugenossenschaften 
lialte,  dass  sich  in  denselben  alle  Stände  zusammengefunden  haben,  um 
an  dieser  hochwichtigen  Frage  mitzuarbeiten.  Sie  finden  bei  uns  und  in 
ähnlicher  Weise  allenthalben  im  deutschen  Reiche  in  den  Bauvereinen 
zusammen  arbeiten:  die  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  die  Künstler  und  die 
Gelehrten,  Arbeiterfreunde  und  sonstige  angesehene  Männer,  den  Bürger- 
meister und  den  Stadtbaumeister.  Das,  meine  Herren,  sollten  wir  auf- 
recht erhalten,  und  wir  wollen  nicht  einer  Theorie  zu  Liebe  sagen: 
die  Selbsthilfe  soll  von  den  Konsumenten  allein  ausgeübt  werden,  sondern 
wir  wollen  alle  an  dieser  Frage  mitarbeiten. 

In  ähnlicher  Weise  erledigt  sich  auch  die  Frage,  ob  die  Geschäfts- 
führung im  Ehrenamt  oder  das  besoldete  Amt  vorzuziehen  ist.  Gewiss 
kann  das  Ehrenamt  nur  solange  geführt  werden,  wie  sich  die  Geschäfte 
in  bescheidenen  Grenzen  halten,  sobald  dieselben  einen  gewissen  Umfang 
annehmen,  kann  selbstverständlich  von  einem  Ehrenamte  nicht  mehr  die 
Rede  sein. 

Die  Betheiligung  der  gebildeten  Klassen  hat  aber  für  das  Bauvereins- 
wesen noch  andere  grosse  Vortheile.  Herr  Dr.  Crüger  hat  mit  Recht 
darauf  hingewiesen,  dass,  wenn  einmal  ein  Rückgang  in  der  Konjunktur 
eintritt,  die  Arbeiter  in  grösserer  Zahl  ihre  Bauvereinsantheile  kün- 
digen werden.  Wenn  nun  lediglich  die  Konsumenten,  die  Arbeiter,  die 
Baugenossenschaft  stützen,  dann  ist  damit  zweifellos  das  Unternehmen 
sofort  bankerott.  Es  wird  aber  gehalten,  wenn  eine  Reihe  von  gebildeten 
Männern  der  Stadt  sich  betheiligt;  diese  pflegen  die  Traditionen  weiter, 
sie  halten  nicht  bloss  aus  idealen  Gründen  aus,  sondern  führen  die  Bau- 
genossenschaft aus  einer  solchen  Kalamität  wieder  einer  besseren  Zukunft 
zu.  Ich  fasse  das  auf  als  eine  besondere  Eigenthümlichkeit  der  deutschen 
Sozialpolitik,  dass  an  der  Entwickelung  des  Bauvereinswesens  von  vorn- 
herein gearbeitet  haben  Staat,  Gemeinde  und  Arbeitgeber,  im  Gegensatz 
zu  manchen  anderen  Ländern,  und  ich  weiss  nicht,  welche  Entwickelung 
die  bessere  gewesen  ist,  die  imsrige  oder  die  englische,  wo  erst  nach 
langen  Kämpfen  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  das  erreicht  ist,  was 
bei  uns  durch  die  Intervention  des  Staates  von  vornherein  erreicht  ist. 
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Praktisch  hat  nun  allerdings  das  von  Herrn  Dr.  Crüger  betonte 
Moment  der  Kündbarkeit  der  Antheile  der  Genossenschaften  noch  nicht 
zu  Uebelständen  geführt,  aber  es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  theo- 
retisch die  Gefahr  in  hohem  Maasse  besteht.  Das  hat  mich  zu  dem 
Vorschlage  gebracht,  der  auch  in  dem  Referate  des  Herrn  Lepreux 
zum  Ausdruck  kommt,  ob  es  nicht  möglich  ist,  an  Stelle  der  Genossen- 
schaftsform die  Form  der  Aktiengesellschaft,  dann  aber  mit  kleineren 
Aktien  von  20  Mark,  wie  dies  in  England  vielfach  der  Fall  ist,  zu 
setzen.  Dabei  würde  eine  Beschränkung  des  Stimmrechts  stattfinden 
müssen  und  ein  Mittelding  zwischen  Genossenschaft  und  Aktiengesell- 
schaft geschaffen  werden.  Jedenfalls  liegt  eine  gewisse  Gefahr  darin, 
kündbare  Geldantheile  in  unrealisirbaren  Werthen  festzulegen,  und  wir 
werden  danach  streben  müssen,  für  die  Bauvereine  eine  neue  Rechts- 
form zu  finden;  das  Ziel  muss  sein:  Antheile  von  kleinen  Beträgen, 
etwa  von  10  oder  20  Mark,  so  dass  auch  der  Arbeiter  den  Antheil  er- 
werben kann,  und  zweitens  Unkündbarkeit  der  Antheile  nach  Art  der 
Aktien. 

M.  Lepreux,  Directeur  general  de  la  Caisse  d'Epargne  et  de  Re- 
traite,  Bruxelles:  Mr.  Cruger  vient,  je  pense,  d'exprimer  le  regret  que 
je  me  sois  declare  peu  favorable  aux  societes  cooperatives,  surtout  quand 
il  s'agit  de  cooperatives  de  construction,  et  que  la  Caisse  d'Epargne  de 
Belgique  marque  une  preference  pour  les  societes  anonymes,  qu'il  a  ap- 
peles  a  diverses  reprises  Sociötes  capitalistes,  moins  sans  doute  par 
esprit  de  critique  qu'a  cause  de  leur  forme.  Quelques  mots  me  per- 
mettront  de  mieux  preciser  ma  pensee  et  de  mieux  definir  la  Situation. 

II  ne  peut  etre  question  de  mon  sentiment  personnel:  j'ai  maintes 
fois  exprime  mon  sentiment  au  sujet  des  societes  cooperatives  et  je 
crois  6tre  un  de  ceux  qui  ont  aide  a  implanter  la  forme  cooperative  dans 
la  population  agricole  beige.  J'ajouterai  que  Mahillon,  mon  prede- 
cesseur,  avait  les  meines  idees  et  je  nie  souviens  d'un  mot  de  lui:  „La 
societe  cooperative  en  matiere  d'habitations  ouvrieres.  disait-il,  e'est 
l'ideal,  mais  je  pense  que  nous  aurons  de  la  peine  ä  Tatteindre." 

Cela  est  vrai,  ce  serait  l'ideal  si  cela  etait  süffisant  et  Mr.  Cheys- 
son  a  eu  raison  de  dire  que  „la  forme  cooperative  soulage  la  responsa- 
bilite  patronale,  met  en  jeu  l'initiative  des  interesses  et  fait  leur  educa- 
tion  administrative."  Aussi  la  Caisse  d'Epargne  n'a-t-elle  pas  proscrit 
la  forme  cooperative;  pour  eile  comme  pour  les  societes  anonymes,  eile 
a  prepare  des  modeles  de  Statuts,  d'aetes,  eile  a  ouvert  son  tresor. 
Mais  il  faut  bien  s'incliner  devant  les  faits. 

La  legislation  beige  est  differente  de  la  legislation  allemande:  les 
moeurs,  les  habitudes  des  populations  beiges  ne  dififerent  pas  moins 
de  celles  des  travailleurs  allemands.  En  voulez-vous  une  preuve  convain- 
cante?  Lorsque,  en  1891,  un  disciple  de  Raiffeisen.  Tabbe  Mellaerts. 
s'efforQa  pour  la  premiere  fois  d'introduire  en  Belgique  les  Caisses  rurales 
de  credit  agricole,  la  Caisse  d'Epargne,  autorisee  par  une  loi,  s'empressa, 
comme  eile  l'avait  fait  pour  les  habitations  ouvrieres,  de  leur  ouvrir  ses 
portes,  de  leur  promettre  son  appui.  Qu'arriva-t-il?  ä  force  d'efibrts, 
plus  de  deux  cents  societes  cooperatives  de  credit  agricole,  ä  responsabilite 
illimitee,  ont  ete  creees  en  Belgique.  Mais  la  population  agricole  elle- 
meme  n'a  pas  encore  suffisamment  apprecie  les  bienfaits  de  la  Cooperation  : 
la  plupart  des  Caisses  rurales  de  credit  agricole  sont  plutot  de  petites 
caisses  d'epargne  locales  que  des  organismes  fournissant  le  petit  credit 
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aux  agriculteurs,  de  teile  sorte  que  ceux-ci  ne  se  servent  encore  qu'in- 
completement  du  precieux  instrument  mis  entre  leurs  mains. 

Peut-on  maintenant  critiquer  la  regle  edictee  par  la  Caisse  d'Epargne 
pour  mesurer  le  credit  ä  accorder  par  eile  aux  societes  d'habitations 
ouvrieres?  Cette  regle  est  defavorable  aux  societes  cooperatives  parce  que. 
dans  l'evaluation  du  pouvoir  de  credit,  eile  ne  tient  pas  compte  de  leur 
eapital,  pour  les  motifs  que  j'ai  exposes  dans  mon  rapport. 

Si  la  Caisse  d'Epargne  a  considere  comme  un  devoir  de  preter  un 
solide  appui  aux  Societes  d'habitations  ouvrieres,  eile  avait  avant 
tout  l'obligation  de  le  faire  dans  des  conditions  de  securite  aussi  com- 
pletes  que  possible  et  sans  compromettre  l'epargne  nationale.  Elle  ne 
pouvait  aller  plus  loin  qu'elle  ne  l'a  fait,  pour  aider  les  societes  coope- 
ratives. Mais  il  n'en  faudrait  pas  deduire  qu'elle  leur  soit  hostile  ou  qu'elle 
leur  temoigne  de  l'indifference.  Vous  en  serez  convaincus  en  lisant  la 
conclusion  de  mon  rapport. 

Mr.  Cruger  a  affirme  qu'une  oevre  aussi  grandiose  que  celle  qui 
nous  interesse  tant  ne  doit  pas  £tre  due  ä  des  mouvements  spontanes 
et  bienveillants,  mais  qu'elle  doit  prendre  racine  dans  les  couches  pro- 
fondes  de  la  nation.  Combien  il  a  raison  et  combien  j'applaudis  ä  ces 
paroles !  Cela  existe  en  Allemagne,  mais  est-ce  que  cela  n'existe  pas  aussi, 
dans  la  meme  mesure,  en  Belgique?  Nos  societes  anonymes  d'liabitations 
ouvrieres  ne  sont  pas  des  creations  d'un  moment;  beaucoup  d'entre  elles 
ont  dix  annees  d'existence.  Je  les  connais.  je  les  suis  pour  aussi  dire 
dans  leurs  progres  journaliers  et  j'affirme  que  leur  activite  est  loin  de 
se  ralentir,  que  l'elan  des  premiers  jours  ne  s'est  pas  affaibli.  La  Con- 
ference nationale  de  1898  l'a  bien  demontre :  depuis  lors,  elles  le  prouvent 
encore  tous  les  jours. 

Mr.  Cruger  a  encore  raison  de  dire  qu'il  faut  donner  aux  interesses 
une  part  dans  la  gestion  de  leurs  interets.  C'est  evidemment  un  des  avan- 
tages  directs  de  la  Cooperation  et  je  suis  loin  d'en  meconnaitre  la  valeur. 

Mais  precisement  je  signalais,  dans  mon  rapport,  d'heureuses  ten- 
tatives  faites  par  des  societes  anonymes  dans  cet  ordre  d'idees.  Cer- 
taines  d'entre  elles,  loin  d'ecarter  de  leur  administration  leurs  emprun- 
teurs,  se  sont  au  contraire  efforcees  de  leur  faciliter  l'entree  dans  le 
conseil  d'administration,  en  creant  pour  eux  des  coupures  d'actions.  Dans 
le  conseil  d'administration  de  plusieurs  societes  figure  un  ouvrier.  On 
ne  peut  donc  pas  dire  que  la  forme  anonyme  empeche  d'une  maniere 
absolue  l'education  administrative  des  interesses. 

Pour  me  resumer,  je  dirai  que,  tout  en  souhaitant  qu'a  la  faveur 
de  modifications  legislatives  et  d'une  transformation  progressive  des 
moeurs,  des  habitudes  des  travailleurs  beiges,  la  forme  cooperative 
s'implante  en  Belgique  et  y  produise  le  bien  qu'elle  a  cree  en  Alle- 
magne, les  societes  anonymes  beiges  sont  animees  des  m§mes  idees 
altruistes  et  genereuses  que  les  cooperatives  des  autres  pays  et  elles  se 
preteront,  j'en  ai  la  conviction,  aux  transformations  qui  auront  pour 
objet  l'amelioration  non  seulement  materielle,  mais  encore  intellectuelle 
et  morale  des  populations  au  sein  desquelles  elles  exercent  leur  activite. 

Laissez-moi,  MMr.,  en  terminant,  me  feliciter  d'etre,  sur  beaucoup  de 
points,  en  communion  d'idees  avec  l'eminent  Mr.  Brandts,  dont  nous  appre- 
eions,  autant  que  vous-memes,  la  grande  competence  et  le  sens  pratique. 

M.  Jules  Siegfried,  Depute,  ancien  Ministre  du  Commerce,  Paris, 
pense  qu'apres  avoir  entendu  ce  qui  est  fait  au  point  de  vue  de  la 
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Cooperation  en  Allemagne  et  en  Belgique,  il  peut  etre  interessant  pour  les 
membres  du  Congres  de  savoir  ce  qui  Ton  fait  a  eet  egard  en  France. 

La  Cooperation  est  tres  en  faveur  en  France,  oü  il  existe  un 
grand  nombre  de  societes  cooperatives  de  consommation,  de  production 
et  de  credit,  qui  reussissent  en  general  bien.  Ces  dernieres  annees  on 
y  a  joint  des  societes  de  construction  qui  procedent  de  la  facon  suivante: 
d'apres  la  loi  franeaise  sur  les  societes  il  suffit  de  verser  le  dixieme  du 
capital  pour  constituer  la  societe;  on  demande  aux  ouvriers  qui  desirent 
devenir  proprietaires  de  leur  maison  de  prendre  au tan t  d'actions  qu'il  en 
faut  pour  en  payer  le  prix,  et  chaque  annee  ils  liberent  ces  actions  d'une 
somme  determinee  de  teile  facon  qu'au  bout  de  20  ou  25  ans  elles  sont 
entierenient  liberees.  A  ce  moment  elles  sont  echangees  contre  la  pro- 
priete reguliere  de  la  maison,  et  comme  le  fisc  a  consenti  a  considerer 
cette  transmission  de  propriete  comme  une  attribution  par  lotisse- 
ment  il  en  resulte  qu'il  n'y  a  pas  de  droit  de  mutation  ä  payer. 

Le  grand  avantage  de  ces  societes  cooperatives  de  construction  est 
de  permettre  a  l'ouvrier  de  contribuer  ä  Fadministration  de  la  societe. 
voir  ainsi  les  difficultes  de  la  gestion.  et  de  d'apprendre  a  les  vaincre: 
d'une  autre  part  il  jouit  de  suite  des  sacrifices  qu'il  fait  pour  obtenir 
dans  im  temps  donne  la  propriete  de  son  habitation.  (Test  en  realite 
pour  lui  la  meilleure  des  retraites,  car  ne  plus  avoir  de  loyer  a  payer 
a  im  certain  äge,  et  avoir  une  maison  qui  represente  un  capital.  c'est  un 
grand  bienfait. 

L'inconvenient  que  rencontrent  les  societes  cooperatives  de  construc- 
tion en  France,  c'estq  ue  par  suite  de  rechelonement  des  versements,  elles 
manquent  de  fonds  dans  les  premieres  annees,  mais  les  caisses  d'Epar- 
gne  d'une  part  et  d'une  autre  part  la  Societe  de  credit  des  Habitations 
a  bon  marche,  qui  a  ete  fondee  ä  cet  effet,  sont  en  mesure  de  prendre 
leurs  obligations  au  taux  de  3  %. 

En  resume  nous  considerons  en  France,  que  si  pour  de  simples 
locations,  la  societe  anonyme  est  preferable,  toutes  les  fois  qu'il  s'agit 
de  rendre  l'ouvrier  proprietaire.  la  societe  cooperative  presente  de 
serieux  avantages. 

M.  Cacheux,  Membre  du  Conseil  superieur  des  habitations  a  bon 
marche,  Paris,  dit  que  la  societe  cooperative  se  prete  merveilleusement 
aux  combinaisons  qui  concernent  les  Operations  immobilieres.  Des  1867 
rEmpereur  Napoleon  III.  donna  41  maisons  ä  une  societe  cooperative 
d'habitations  ouvrieres  ä  la  condition  que  ses  membres  formeraient  un 
capital  de  100000  francs.  Le  capital  fut  souscrit,  la  societe  constituee 
—  mais  eile  eut  du  mal  ä  prosperer:  car  les  ouvriers  voulurent  dissoudre 
la  societe  pour  se  partager  le  don  de  Napoleon  III.  Grace  a  quelques 
hommes  energiques  la  societe  traversa  l'ere  des  difficultes  et  aujourd'hui 
eile  possede  des  immeubles  valant  plus  d'un  million.  dont  plusieurs  sont 
des  modeles  d'habitations  ä  petits  logements. 

Un  autre  type  de  societe  cooperative  est  fourni  par  une  societe  de 
consommation  situee  rue  Jean  Robert  a  Paris,  qui  fit  construire  une 
maison  dont  eile  employa  le  rez-de-chaussee  et  le  premier  etage  pour  ses 
magasins  et  les  etages  au  logement  de  ses  membres.  Les  benefices 
qu'elle  realise  par  la  vente,  lui  permettent  d'affecter  toute  la  maison  ä 
ses  magasins.  En  Angleterre  • —  les  ouvriers  ont  fait  l'acquisition  de 
vastes  terrains  de  culture  sur  lesquels  ils  ont  fait  construire  des 
maisons  a  bon  marche,  gräce  a  diverses  combinaisons  que  le  temps  ne 
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me  permet  pas  de  developper,  mais  que  nous  avons  decrites  dans  notre 
ouvrage  sur  les  habitations  ouvrieres  en  tous  pays,  fait  en  collaboration 
avec  M.  E.  Muller. 

J'ai  voulu  imiter  les  societes  anglaises  en  faisant  racquisition  de 
terrains  aux  environs  de  Paris;  mais  j'ai  obtenu  peu  de  resultats,  par 
suite  du  prix  eleve  des  constructions.  Gräce  ä  M.  Siegfried,  qui  a 
fait  promulguer  la  loi  qui  porte  son  nom,  les  societes  cooperatives 
peuvent  obtenir  de  l'argent  ä  3%,  par  suite  il  leur  est  possible  de 
vendre  des  maisons  moyennant  le  paiement  d'une  annuite  dont  la  valeur 
ne  depasse  guere  celle  du  loyer  d'un  logement  de  surface  equivalente. 

L'Union  fonciere  de  Reims,  societe  cooperative  immobiliere  creee  en 
1870  emet  des  obligations  qu'on  peut  acquerir  par  petits  versements: 
elles  rapportent  5%,  par  suite  elles  offrent  aux  ouvriers  la  facilite  de 
placer  leurs  epargnes  a  un  taux  superieur  a  celui  de  la  Caisse  d'Epargne. 

En  resume  —  nous  sommes  sortis  en  France  de  l'ere  des  tatonne- 
ments  et  dans  tout  notre  pays  il  se  forment  actuellement  des  societes 
cooperatives  de  construction  ä  bon  marche. 

Landesversicherungsratk  Hansen -Kiel:  Ich  stimme  Herrn  Landes- 
rath Brandts  insbesondere  auf  Grund  der  Erfahrungen,  die  wir  fast  ein 
Vierteljahrhundert  in  unserer  Provinz  gemacht  haben,  vollkommen  darin 
bei,  dass  die  blosse  Selbsthülfe  nicht  zum  Ziele  führen  wird.  Wir  wür- 
den in  dem  24  Jahre  bestehenden  Arbeiterverein  in  Flensburg  nicht  das 
erreicht  haben,  was  thatsächlich  erreicht  ist,  wenn  wir  nicht  ent- 
sprechende Unterstützung  bei  der  Kapitalbeschaffung  gefunden  hätten. 
Es  hat  dann  namentlich  die  Behauptung  des  Herrn  Referenten,  dass  den 
Bauvereinen  die  Kreditbeschaffung  zu  leicht  gemacht  werde,  zu  einer 
kleinen  Auseinandersetzung  zwischen  ihm  und  Herrn  Landesrath  Brandts 
geführt.  Wenn  Sie  den  betreffenden  Satz  lesen,  so  werden  Sie  darin  ganz 
gewiss  keinen  Vorwurf  und  keine  Bedenken  finden.  Ich  halte  es  aller- 
dings auch  für  wünschenswerth,  dass  die  Baugenossenschaften  sich  nicht 
lediglich  auf  die  finanzielle  Hülfe  von  Seiten  der  Landesversicherungs- 
anstalten verlassen,  es  muss  vielmehr  aus  dem  Kreise  der  Mitglieder 
selbst  und  nicht  zum  wenigsten  aus  dem  Kreise  der  vermögenden  Mit- 
glieder wenigstens  ein  Theil  der  Gelder  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
Nur  auf  diese  Thatsache  dürfte  sich  die  Ausführung  des  Herrn  Referenten 
beziehen.  Ich  bedauere  sehr,  dass  die  vorgeschrittene  Zeit  mir  ein 
weiteres  Eingehen  auf  die  Angelegenheit  nicht  gestattet.  Im  allge- 
meinen kann  ich  mich  den  Darlegungen  meines  Herrn  Kollegen  Brandts 
durchaus  anschliessen. 

Landrath  Berthold-Blumenthal  i.  H.:  Meine  verehrten  Damen 
und  Herren!  Ich  habe  mich  zum  Worte  gemeldet,  weil  ich  unter  dem 
Eindrucke  stand,  als  ob  unser  Herr  Hauptreferent  in  Bezug  auf  die 
Verwendbarkeit  des  deutschen  Genossenschaftsrechtes  für  die  Arbeiter- 
Avohnungsfrage  die  Sache  zu  rosig  dargestellt  habe,  als  ob  die  Meinung 
bei  uns  verbreitet  wäre,  dass  das  deutsche  Genossenschaftsgesetz  für 
die  Baugenossenschaften  das  denkbar  beste  sei.  Ich  bin  der  festen  Ueber- 
zeugung  —  und  ich  glaube,  dass  ich  diese  Ueberzeugung  mit  Allen 
theile,  die  seit  Jahren  in  der  Wohnungsfrage  mitarbeiten  — ,  dass  doch 
einige  Punkte  vorhanden  sind,  bezüglich  deren  ernsthaft  überlegt  werden 
kann,  ob  das  bestehende  Recht  ausreicht.    Diese  Punkte  sind  in  dem 
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schriftlichen  Berichte  des  Herrn  Referenten  bereits  angedeutet.  Einmai 
lassen  sich  ernste  Bedenken  aus  dem  Umstände  herleiten,  dass  für  eine 
Thätigkeit,  die  auf  Jahre  hinaus  sehr  grosse  Summen  festlegt,  ein 
Substrat  gewählt  wird,  welches  aus  einer  wechselnden  Personenzahl 
bestehen  soll.  Dies  kann  sehr  bedenklich  werden,  wenn  die  Baugenossen- 
schaften einmal  in  eine  ernste  Krisis  hineingerathen.  Wir  haben  bis  jetzt 
in  Deutschland  überhaupt  in  der  Genossenschaftsbewegung  noch  nicht  die 
Feuerprobe  einer  grossen  wirtschaftlichen  Krisis  zu  bestehen  gehabt,  und 
ich  bin  in  Sorge,  wie  es  in  kritischen  Zeiten  gehen  wird,  wenn  man  mit 
einer  solchen  wechselnden  Personenmehrheit  zu  arbeiten  hat. 

Das  zweite,  was  mir  bedenklich  erscheint,  ist  der  Fundamentalsatz 
des  Genossenschaftsgesetzes,  der  allen  Genossen  gleiches  Stimmrecht 
gewährt,  so  dass  also  der  Arbeiter,  welcher  neu  eintritt  und  seine  zwei 
Mark  bezahlt,  genau  denselben  Einfluss  auf  die  Verwaltung  ausüben 
kann,  wie  derjenige,  der  10  und  15  Jahre  der  Genossenschaft  angehört 
und  eine  Reihe  von  Genossenschaftsantheilen  erworben  hat.  Ich  habe 
eine  Reihe  von  Fällen  beobachten  können,  in  denen  Mehrheiten,  die  durch 
solche  Leute  gebildet  wurden,  in  wahrhaft  rücksichtsloser  Weise  Leute, 
die  Ehrenämter  in  verdienstvoller,  selbstloser  Weise  verwaltet  hatten, 
aus  kleinen  persönlichen  Rankünen  hinausgeworfen  haben.  Das  sind 
Thatsachen,  die  uns  die  Frage  aufdrängen,  ob  nicht  im  Interesse  des  Ge- 
nossenschaftswesens eine  Aenderung  möglich  ist,  ohne  auf  der  anderen 
Seite  auf  die  Entwickelung  desselben  schädlich  einzuwirken.  Ich  habe  bis 
jetzt  diese  Mängel  in  den  Kauf  genommen  mit  Rücksicht  auf  die  Vortheile, 
die  darin  liegen,  dass  die  Arbeiter  zur  Verwaltung  ihrer  eigenen  An- 
gelegenheiten herangezogen  werden,  Vortheile,  die  von  Herrn  Landesrath 
Brandts  und  insbesondere  auch  von  Mr.  Siegfried  hervorgehoben  sind. 
Wir  müssen  gewiss  Vortheile  und  Nachtheile  gegen  einander  abwägen, 
aber  dass  hier  Nachtheile  vorhanden  sind,  kann  nicht  bestritten  werden. 

Kaufmann  Wolf f-Hamburg :  Meine  Herren!  Herr  Dr.  Crüger 
hat  in  seinem  Referat  sich  veranlasst  gesehen,  vor  der  Verbindung  von 
Konsum-  und  Bauvereinen  eindringlichst  zu  warnen.  Bei  der  Autorität, 
die  Herr  Dr.  Crüger  als  Genossenschaftsanwalt  besitzt,  muss  diese 
Ansicht  in  Genossenschaftskreisen  grossen  Eindruck  machen,  und  ich 
hätte  von  ihm  erwartet,  dass  er  dieselbe  eingehender  motivirt  hätte.  Ich 
bin  Vertreter  des  Konsum-,  Bau-  und  Sparvereins  „Produktion"  in  Ham- 
burg, und  es  könnten,  wenn  sie  unwidersprochen  blieben,  die  Kassandra- 
rufe des  Herrn  Dr.  Crüger  unter  Umständen  den  Kredit  der  einen  oder 
anderen  der  unter  diesem  Verbände  stehenden  Genossenschaften  schwer 
schädigen.  Es  ist  möglich,  dass  theoretische  Bedenken  gegen  die  Ver- 
quickung von  Konsum-  und  Bauvereinen  vorliegen.  Ich  verstehe  nicht 
viel  davon.  Ich  stehe  als  Vorstandsmitglied  des  genannten  Vereins  in 
der  Praxis  und  kann  Ihnen  nur  die  Erfahrungen,  die  unsere  Genossen- 
schaft gemacht  hat,  zum  allgemeinen  Nutzen  mittheilen.  Das  einzige 
Bedenken,  welches  Herr  Dr.  Crüger  geltend  machte,  war  die  Gefahr, 
dass  eine  Konsum-  und  Baugenossenschaft  nicht  richtig  kalkuliren  könne, 
weil  die  Trennung  der  Buchführung  nicht  leicht  durchzuführen  sei.  Ich 
glaube,  Herr  Dr.  Crüger  hat  damit  den  Genossen  der  seinem  Verbände 
angehörenden  Genossenschaften  ein  trauriges  Armuthszeugniss  ausgestellt, 
sodass  ich  gezwungen  bin,  die  Geschäftstüchtigkeit  der  Genossen  gegen 
den  Verbandsanwalt  in  Schutz  zu  nehmen.  Mit  demselben  Rechte  könnte 
man  behaupten,  die  Gemeinden  könnten,  wenn  sie  das  Bauen  zu  ihren 
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Aufgaben  zählen,  Gefahr  laufen,  die  Miethen  falsch  zu  kalkuliren.  Was 
«die  Gemeinde,  was  jeder  Geschäftsmann  kann,  darüber  kann  ich  Herrn 
Dr.  C rüger  beruhigen,  das  können  wir  auch,  und  ebenso  darüber,  dass 
die  Genossenschaften  geschäftskundige  Leute  in  den  Vorstand  gewählt 
haben,  sodass  die  geschilderte  furchtbare  Gefahr  nicht  vorhanden  ist. 
Ich  halte  die  Verquickung  von  Konsum-  und  Bauvereinen  für  eine  sehr 
glückliche,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen:  Unsere  Genossenschaft  ist 
eine  junge,  sie  besteht  seit  1899.  Wir  zählen  gegenwärtig  12  000  Mit- 
glieder. Sie  werden  mir  nun  zugeben,  dass  es  für  den  Arbeiter  sehr 
umständlich  ist,  wenn  er  bei  allen  möglichen  Genossenschaften  die  Mit- 
gliedschaft erwerben  muss.  Bei  uns  braucht  das  Mitglied  der  Konsum- 
genossenschaft nicht  erst  neue  Antheilscheine  zu  erwerben,  um  Mitglied 
der  Wohnungsgenossenschaft  zu  werden.  Das  ist  der  eine  grosse  Vor- 
theil für  die  Mitglieder.  Unsere  Antheile  betragen  30  Mark,  und  in 
unseren  Statuten  ist  vorgesehen,  dass  nur  solche  Mitglieder  eine  Woh- 
nung bekommen  können,  die  ihren  Antheil  vollgezahlt  haben.  Nun  ist 
obne  weiteres  klar,  dass  die  Mitgliedschaft  eines  solchen  Konsumvereins 
schnell  eine  viel  grössere  als  die  eines  Bauvereins  wird.  Wir  haben 
nicht  nöthig,  uns  auf  eine  kleine  Mitgliedschaft  zu  beschränken,  wie  es 
gewöhnlich  bei  den  Baugenossenschaften  der  Fall  ist,  und  das  kommt 
der  finanziellen  Sicherheit  der  Baugenossenschaft  ungemein  zu  Statten. 
Im  übrigen  haben  wir  mit  dem  Bauen  klein  angefangen;  wir  haben  erst 
zwei  Häuser  gebaut,  und  weitere  vier  sind  im  Bau.  Wir  haben  ferner 
in  den  Statuten  vorgesehen,  dass  die  Mitglieder  auf  einen  individuellen 
Wohnungsfond  Einzahlungen  machen  müssen,  die  ihnen  verzinst  werden, 
und  dass  diejenigen  Mitglieder,  die  mindestens  100  Mark  eingezahlt 
haben,  bei  der  Vermiethung  den  Vorzug  haben.  Es  waren  bei  den  im 
Oktober  v.  J.  zu  vergebenden  36  Wohnungen  180  solcher  Reflektanten. 
Eine  solche  Aaswahl  ist  bei  der  kleinen  Anzahl  der  Mitglieder  einer 
„nur"  Baugenossenschaft  nicht  möglich. 

Ich  komme  zur  Frage  der  Kapitalbeschaffung.  Wir  sind  ein  Spar- 
verein und  ein  Konsumverein,  und  da  sind  wir  natürlich  im  Stande, 
grössere  Summen  heranzuziehen,  wodurch  es  beispielsweise  bei  uns  mög- 
lich war,  ohne  Baugelderaufnahme  die  Bauten  zu  errichten.  Herr 
Dr.  C  rüg  er  sieht  die  Gefahr  darin,  dass  die  Spareinlagen  den  Genossen- 
schaften in  Zeiten  der  Krisis  leicht  entzogen  werden  können.  Auch  hier 
ist  der  Konsumverein  im  Vortheil.  Unssr  Verein  hat  heute  schon  eine 
Baareinnahme  von  40000  Mark  pro  Woche,  mit  der  wir  schon  im  Noth- 
fall  einen  Andrang  abwehren  können,  indem  wir  den  einem  jeden  Konsum- 
verein zur  Verfügung  stehenden  Waarenkredit  in  Anspruch  nehmen  könnten. 

Der  dritte  Vortheil  ist  die  bessere  Verwerthung  der  Läden.  Wir 
haben  unsere  Läden  uns  selbst  vermiethet:  ein  Laden  ist  als  Restaurant, 
der  andere  als  Verkaufsladen  verwerthet.  Diese  Möglichkeit  steht  eben- 
falls nur  den  Konsumvereinen  zur  Verfügung,  und  ich  glaube  auch,  dass 
die  Richtung  allgemein  dahin  geht.  Wenn  ich  nicht  irre,  ist  es  der 
Berliner  Spar-  und  Bauverein,  der  aus  dem  Bauverein  heraus  einen 
Konsumverein  gegründet  hat,  weil  diese  Verbindung  aus  den  angeführten 
Gründen  eine  glückliche  ist,  Sie  werden  uns  zugeben,  dass  unsere  Er- 
fahrungen uns  Recht  geben  und  uns  bestärken,  auf  dem  eingeschlagenen 
Wege  fortzuschreiten.  Sollte  auch  Herr  Dr.  Crüger  in  dieser  Beziehung 
von  den  Thatsachen  belehrt  werden,  dann  sollte  es  mich  freuen,  zumal 
Herr  Dr.  Crüger  in  der  letzten  Zeit  durch  eine  gewisse  Nervosität  viel 
Unruhe  in  die  Genossenschaftsbewegung  getragen  hat. 
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Dr.  Scheven-Dresden:  Es  ist  bisher  im  Rahmen  der  Selbsthülfe 
lediglich  die  Frage  der  Wohnungsproduktion  behandelt  worden.  Nun 
liegt  es  mir  fern,  die  Vortheile  und  den  Segen  der  genossenschaftlichen 
Produktion  bestreiten  zu  wollen,  aber,  meine  Herren,  auf  absehbare  Zeit 
wird  die  deutsche  städtische  Bevölkerung  nicht  in  Genossenschafts-  oder 
Eigenthumshäusern  wohnen  können,  sondern  lediglich  zur  Miethe.  Ich 
erlaube  mir  nun,  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  eine  Bewegung  zu  lenken, 
die  in  den  letzten  Jahren  sehr  erstarkt  ist,  auf  die  Schutz-  und  Trutz- 
bewegung der  Miether.  Die  Mietherorganisationen  wollen  einerseits  die 
.  Stellung  der  Miether  den  Hausbesitzern  gegenüber  wahren,  andererseits 
darauf  hinwirken,  dass  durch  Maassnahmen  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung,  so  z.  B.  durch  Ausdehnung  des  zwingenden  Rechts  gegenüber 
der  Vertragsfreiheit  im  Miethrecht  der  Uebermaeht  der  Hauswirthe  ent- 
gegengetreten werde.  Die  Miethervereine  wollen  sich  allmälig  zu  einer 
kommunal -politischen  Partei  ausgestalten,  welche  innerhalb  der  Ge- 
meinden eine  soziale  Wohnungspolitik  anstrebt  und  durchzuführen  sucht. 
Sie  haben  in  dieser  Richtung  bereits  bei  den  Stadtverordnetenwahlen,  in 
den  Stadtverordnetenkollegien  gewirkt.  Ich  möchte  diejenigen  Herren, 
in  deren  Städten  die  Miethervereine  noch  nicht  zur  Entfaltung  gekommen 
sind,  darauf  aufmerksam  machen,  dass  wir  einen  Zentralverband  der 
Miethervereine  besitzen,  dessen  Sitz  sich  in  Düsseldorf  befindet. 

Pfarrer  Lic.  Weber-M.-Gladbach:  Der  Herr  Referent  hat  gesagt, 
dass  die  auf  kapitalistischer  Grundlage  beruhenden  Vereinigungen  zur 
Förderung  des  Baues  von  Arbeiterwohnungen  daran  litten,  dass  das  erste 
Feuer  bald  nachlasse  und  infolge  dessen  keine  dauernden  Resultate  er- 
zielt werden.  Es  wäre  undankbar,  wenn  ich  als  Gladbacher  Bürger  nicht 
für  die  Gladbacher  Aktienbaugesellschaft,  die  schon  viele  Jahre  besteht, 
es  voll  und  ganz  in  Anspruch  nähme,  dass  heute  noch  der  Vorstand  mit 
derselben  Begeisterung  an  seiner  Sache  arbeitet,  wie  er  es  vor  30  bis 
32  Jahren  gethan  hat.  Dass  auf  diesem  Wege  doch  etwas  erreicht 
werden  kann,  das  beweist  der  Umstand,  dass  in  einer  Stadt  von  58000 
Einwohnern  im  Laufe  der  32  Jahre  509  Häuser  geschaffen  worden  sind, 
in  denen  bei  einer  Bevölkerungsziffer  von  58  000  Einwohnern  6 — 8000 
Menschen  wohnen.  Wenn  ich  das  Wohnungselend  beseitigen  will,  dann 
ist  es  mir  schliesslich  einerlei,  auf  welchem  Wege  es  geschieht.  Ich 
muss  ferner  betonen,  dass  in  den  Spar-  und  Bauvereinen  der  evange- 
lischen Arbeiter  die  Arbeitgeber  fast  ohne  Ausnahme,  sowie  angesehene 
Mitglieder  anderer  Stände  mitarbeiten.  Das  ist  auch  nöthig.  Wir  sind 
noch  nicht  auf  der  Höhe,  dass  sich  der  Arbeiter  allein  helfen  kann,  und 
ich  möchte  betonen,  dass  die  Arbeiter  es  gern  sehen,  wenn  Arbeiter- 
freunde ihnen  die  Hand  reichen,  um  etwas  Dauerndes  zu  schaffen.  Ich 
glaube  doch,  dass  aus  dem  Berichte  des  Herrn  Referenten  in  dieser  Be- 
ziehung eine  gewisse  Einseitigkeit  zum  Vorschein  gekommen  ist. 

Fabrikbesitzer  Franken,  Mitglied  des  Reichstages,  Schalke:  Herr 
Landrath  Berthold  legt  in  Bezug  auf  die  Zukunft  der  Baugenossen- 
schaften eine  grosse  Aengstlichkeit  an  den  Tag.  Ich  stehe  auf  dem 
Standpunkte,  dass  man  in  guten  Zeiten  nicht  übermüthig  sein  und  in 
schlechten  den  Muth  nicht  verlieren  soll.  Gegenüber  dem  Herrn  Re- 
ferenten weise  ich  darauf  hin.  dass  in  keiner  anderen  Provinz  Staat, 
Kommune  und  gemeinnützige  Bauvereinigungen  in  so  schöner  Weise  sich 
die  Hand  reichen,  um  das  Kleinwohnungswesen  zu  fördern,  wie  im 
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Rheinlande.  Wir  in  Westfalen  haben  uns  ein  Beispiel  daran  genommen. 
Oberpräsident,  Regierungspräsident,  sozialpolitisch  gut  gesinnte  Männer 
und  Arbeiter  sind  zusammengetreten,  um  die  Sache  zu  fördern.  Ich 
sehe  keinen  anderen  Weg,  weiter  zu  kommen.  Vier  Ecksteine  muss  die 
Wohnungsfrage  haben:  der  eine  Eckstein  Staat  und  Kommune,  der 
zweite  die  Industrie,  der  dritte  das  Wohlwollen  sozialpolitisch  gesinnter 
Männer,  die  nicht  zurückbleiben,  wenn  es  gilt,  minder  Bemittelten  bei- 
zuspringen, der  vierte  sind  die  Arbeiter  selbst.  Man  muss  in  den  Bau- 
genossenschaften thätig  sein,  um  das  Ziel  der  Leute  zu  kennen;  die 
paar  hundert  Mark,  die  sie  in  der  Sparkasse  haben,  imponiren  ihnen 
nicht,  wohl  aber  das  eigene  Haus  oder  freundliche  Heim.  Von  unserer 
Zeit  wird  man  einst  sagen:  sie  war  in  der  Baukunst  hoch  entwickelt. 
Doch  beugen  wir  vor,  dass  man  derselben  nicht  auch  zugleich  nachredet: 
Jedoch  dem  kleinen  Manne  wurde  Licht  und  Luft  genommen. 

Justizrath  Elze,  Stadtrath,  Halle  a.  S.  empfiehlt  an  Stelle  der  Ge- 
nossenschaft den  eingetragenen  Verein  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 
Ein  solcher  Verein,  der  durch  die  Eintragung  volle  Rechtsfähigkeit  er- 
lange, biete  die  erforderliche  Sicherheit  und  Selbständigkeit  und  ver- 
meide die  Kündbarkeit  der  Antheile,  was  die  Genossenschaften  in 
kritischer  Zeit  sehr  unsicher  mache. 

Rechtsanwalt  Dr.  AI berti- Wiesbaden:  M.  H. !  Der  Begriff  Selbst- 
hilfe hat  bei  verschiedenen  Herren  Vorrednern  eine  Auslegung  gefunden, 
über  die  sich  ja  der  Herr  Referent  aussprechen  wird,  die  aber  auch 
aus  dem  Schoosse  der  Versammlung  nicht  unwidersprochen  bleiben  darf. 
Es  wäre  selbstverständlich  durchaus  verkehrt,  wollte  man  die  Selbsthilfe 
dahin  auffassen,  dass  lediglich  Arbeiter  in  Genossenschaften  zusammen- 
wirken sollen.  Die  Selbsthilfe  beruht  darauf,  dass  ein  Bedürfniss,  welches 
sich  bei  gewissen  Kreisen  herausstellt,  von  diesen  Kreisen  befriedigt 
wird.  Aber  dieses  Bedürfniss  ist  nicht  allein  bei  den  Arbeitern  fühlbar, 
die  Wohnungen  bekommen,  sondern  auch  bei  den  anderen,  die  mit  ihnen 
zusammenwirken.  Der  Arbeitgeber  kann  ein  grosses  Interesse  daran 
haben,  dass  seine  Arbeiter  sesshaft  gemacht  werden;  es  kann  jeder  Ge- 
bildete ein  Interesse  daran  haben,  dass  Zustände  geschaffen  werden,  die 
einem  Missstande  abhelfen,  die  Missständen  vorbeugen,  sei  es  in  sozialer 
oder  in  wirth schaftlicher  Beziehung.  Wenn  Arbeitgeber  mitwirken,  so 
ist  deren  Thätigkeit  nicht  als  ein  Geschenk  anzusehen,  sondern  sie  dienen 
ihren  eigenen  Interessen,  und  es  ist  Aufgabe  der  Genossenschaft,  alle 
dahingehenden  Interessen  in  sich  zu  vereinigen,  die  gemeinsam  wirken 
können.  Deshalb  entspricht  es  durchaus  den  Grundsätzen  der  Selbst- 
hilfe, Avenn  Versicherungsanstalten  ihre  Kapitalien  in  weitgehender  Weise 
den  Baugenossenschaften  zugänglich  machen.  Sie  dienen  damit  nicht 
allein  der  Allgemeinheit,  sondern  eigenen  Zwecken.  Der  ermässigte 
Zinsfuss,  den  sie  bewilligen,  wird  sich  wieder  rentiren,  weil  sie  auf  der 
anderen  Seite  wieder  entsprechend  weniger  Rente  zu  zahlen  haben. 

Dass  man  aber  nicht  das  Prinzip  aufstellen  darf:  Genossenschaft 
verbunden  mit  Staatshilfe,  ergiebt  sich  daraus,  dass  sich  in  der  Genossen- 
schaft keineswegs  immer  Leute  vereinigen,  die  der  Hilfe  des  Staates 
oder  der  Kommune  bedürfen.  Ich  kenne  eine  Reihe  von  Leuten,  die  das 
Wohnungsbedürfniss  wohl  auf  dem  Wege  des  genossenschaftlichen  Zu- 
sammenschlusses befriedigen  möchten,  die  es  aber  weit  abweisen  würden, 
wenn  man  sie  unter  die  Unterstützungsbedürftigen  rechnen  wollte. 
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Architekt  Lei  sei -Elberfeld:  Ich  stelle  mich  Ihnen  vor  als  Vertreter 
des  Verbandes  rheinisch -westfälischer  Haus-  und  Grundbesitzervereine 
und  beabsichtige  nur,  kurz  an  Ihre  Herren  Referenten  die  Bitte  zu 
richten,  bezw.  davor  zu  warnen,  hier  Anschauungen  zum  Vortrag  zu 
bringen,  die  durchweg  gegen  den  Hausbesitzerstand  gerichtet  sind  und 
dazu  beitragen,  eine  Animosität  gegen  diesen  Stand  gross  zu  ziehen, 
die  völlig  ungerechtfertigt  ist.  Veranlassung  zu  dieser  meiner  Warnung 
hat  mir  insbesondere  der  Vortrag  des  Herrn  Professor  Fuchs  vom 
gestrigen  Tage  gegeben,  dem  ich  aber  leider  der  beschränkten  Redezeit 
wegen  nicht  entgegentreten  kann.  —  Herr  Dr.  Crüger  hat  nun  in 
seinem  heutigen  Vortrage  den  Weg  einer  Verständigung  mit  den  Haus- 
besitzern in  Vorschlag  gebracht;  durch  die  Art  seiner  abfälligen  Beur- 
theilung  des  „  Gräv  eil' sehen  Buches",  indem  er  dasselbe  durch  Zitat 
einiger  unzusammenhängenden  Sätze  aus  demselben  ironisirte,  hat  der- 
selbe selbst  jedoch  wenig  Entgegenkommen  nach  dieser  Richtung  gezeigt. 
Im  Centraiblatt  der  Bauverwaltung  hat  aber  der  hier  ebenfalls  anwesende 
Herr  Dr.  Rud.  Eber  Stadt  das  Buch  sehr  beifällig  beurtheilt  und  ihm 
damit  die  Ehre  erwiesen,  die  ihm  zukommt.  Nehmen  Sie  das  zitirte 
Buch  zur  Hand,  so  werden  Sie  finden,  dass  in  demselben  ein  sehr  um- 
fangreiches, werthvolles  Material  mit  grossem  Fleiss  zusammengestellt 
ist,  welches  sich  vielfach  auch  mit  Ihren  Bestrebungen  deckt,  bezw.  Ihren 
zu  treffenden  Maassnahmen  in  der  Wohnungsfürsorge  zum  Vortheil  ge- 
reichen muss.  Nimmt  doch  gerade  die  Bekämpfung  der  ungesunden 
Bodenspekulation  und  des  Bauschwindels  in  dem  Buche  einen  breiten 
Raum  ein;  Gräv  eil  ist  ferner  Gegner  des  Miethkasernenbaues  und 
Befürworter  des  Bürgerhauses;  auch  er  erstrebt  eine  Reformirung  des 
Realkredits.  Grävell  bekennt  sich  jedoch  als  Gegner  der  Baugenossen- 
schaften, wendet  sich  namentlich  gegen  die  Subventionirung  derselben 
durch  Staat  und  Gemeinde  aus  Mitteln  der  Allgemeinheit  und  verlangt 
für  Privatbauunternehmcr,  die  sich  mit  dem  Bau  von  Arbeiterwohnungen 
befassen  wollen  und  gewisse  Voraussetzungen,  wie  solche  auch  den  Bau- 
genossenschaften zur  Pflicht  gemacht  werden,  erfüllen,  dieselben  Zuwen- 
dungen, welche  auch  den  Baugenossenschaften  gewährt  werden.  Aber 
auch  Herr  Dr.  Crüger  hat  sich  heute  morgen  als  Gegner  der  Sub- 
ventionirung der  Baugenossenschaften  durch  die  Kommunalverwaltungen 
bekannt,  wofür  ich  ihm  schon  sehr  dankbar  bin.  Ich  versichere  hier 
auch,  dass  Sie  den  Hausbesitzerstand  —  der  vor  allen  dazu  berufen  ist. 
sich  der  Wohnungsfürsorge  zu  widmen  —  stets  auf  dem  Felde  der  Ehre 
finden  werden,  wenn  unsern  Arbeitern  Wohnungsgelegenheit  geschaffen 
werden  muss,  vorausgesetzt,  dass  die  steuerlichen  Bedrückungen,  die  den 
Bau  von  Arbeiterwolmungen  unrentabel  machen,  gemildert  werden.  Zur 
Anbahnung  einer  Verständigung  bin  ich  sehr  gern  bereit,  werde  auch 
versuchen,  durch  persönliche  Auseinandersetzung  mit  einzelnen  Referenten 
bestehende  Meinungsverschiedenheiten  aufzuklären,  bezw.  auszugleichen. 

Dr.  Crüger-Berlin  (Schlusswort):  Bei  den  Ausführungen  vieler  der 
Herren  Redner  habe  ich  mir  das  mir  gestellte  Thema  nochmals  ange- 
sehen, um  festzustellen,  ob  ich  mich  nicht  etwa  geirrt  und  -  über  ein 
ganz  falsches  Thema  referirt  habe.  Doch  hier  steht:  „Die  Selbsthilfe 
der  Wohnungsbedürftigen  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens."  Das 
Organisationskomitee  hat  die  Freundlichkeit  gehabt,  mir  das  Referat  zu 
übertragen,  und  da  habe  ich  selbstverständlich  nicht  erwarten  können, 
•dass  dasselbe  von  der  Ansicht  ausgegangen  ist,  dass  ich  ein  Referat  über 
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die  Bedeutungslosigkeit  der  Selbsthilfe  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungs- 
wesens halten  soll.  Wenn  ich  den  Wünschen  meiner  Vorredner  ent- 
sprochen hätte,  dann  hätte  ich  entschieden  ein  Referat  gegen  die  Selbst- 
hilfe halten  müssen.  Ich  glaube  nicht,  dass  damit  den  Baugenossen- 
schaften ein  Dienst  erwiesen  wäre,  ich  glaube  auch  nicht  der  Entwick- 
lung der  Wohnungsfrage. 

Auf  alle  die  kleinen  und  grossen  Einwände,  die  mir  gemacht  sind, 
muss  ich  mir  leider  versagen  einzugehen,  denn  ich  würde  Sie  damit 
mehrere  Stunden  in  Anspruch  nehmen  müssen.  Nur  dem  letzten  Herrn 
Vorredner  muss  ich  erwidern,  dass  die  Versicherungsanstalten  jedenfalls 
den  Privatbauunternehmern  sehr  gern  Kapitalien  zu  gleich  günstigen  Be- 
dingungen wie  den  Baugenossenschaften  zur  Verfügung  stellen  werden,  — 
aber  es  ist  damit  so  eine  Sache,  denn  unter  den  Bedingungen,  wie  die 
Baugenossenschaften,  können  die  Privatbauunternehmer  die  Gelder  nicht 
brauchen.  Der  Bauunternehmer  will  eine  Pente  aus  seinem  Hause 
herausschlagen,  er  will  es  auch  nicht  auf  ewige  Zeiten  behalten,  sondern 
er  wird  meist  bei  steigender  Konjunktur  verkaufen;  der  Bauunternehmer 
wird  auch  niemals  auf  die  Kündigung  und  auf  die  Miethsteigerung  ver- 
zichten. Das  sind  Momente,  die  eine  Gleichstellung  der  Privatbauunter- 
nehmer mit  den  Baugenossenschaften  unmöglich  machen.  Im  übrigen  bin 
ich  auch  für  eine  Verständigung.  Ich  kann  aber  nichts  dafür,  wenn  ich 
die  Herren  mit  den  Zitaten  aus  der  Grävell'schen  Schrift  verletzt  habe. 
Ich  erkenne  den  Fleiss  an,  mit  dem  dieselbe  bearbeitet  ist,  mir  fehlt  aber 
manches  andere  in  der  Schrift,  was  ausserdem  noch  für  die  Bearbeitung* 
derartiger  Fragen  nothwendig  ist. 

Ich  hätte  nicht  gedacht,  dass  ich  mit  der  Empfehlung  der  Bau- 
genossenschaften die  Vertreter  des  rheinischen  Vereins  auf  den  Plan  rufen 
würde.  Es  hat  mir  fern  gelegen,  diesen  irgend  einen  Vorwurf  zu  machen;: 
ich  erkenne  ihre  Thätigkeit  voll  an,  ich  bin  aber  der  Meinung,  dass  wir 
auf  die  Dauer  mit  den  Baugenossenschaften  zweckmässiger  arbeiten 
werden  als  mit  den  Kapitalgesellschaften.  Es  fehlt  bei  letzteren  die 
treibende  Kraft  der  selbst  interessirten  Mitglieder.  Wir  sehen  sehr  viele 
Kapitalgesellschaften,  die  eine  ganze  Reihe  von  Jahren,  Jahrzehnte  viel- 
leicht, gearbeitet  haben,  es  kommt  dann  eine  andere  Generation,  die  nicht 
mehr  so  interessirt  ist,  und  dann  erlahmt  die  Theilnahme. 

Wenn  Herr  Justizrath  Elze  die  Vereine  auf  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch verweist,  so  muss  ich  bemerken,  dass  man  in  der  Form  der  ein- 
getragenen Vereine  derartige  Gesellschaften  nicht  gründen  Kann;  einge- 
tragene Vereine  werden  nur  gegründet,  wenn  keine  andere  Form  für 
derartige  wirtschaftliche  Unternehmungen  gegeben  ist. 

Herr  Landrath  Berthold  hat  gemeint,  das  Genossenschaftsgesetz 
reiche  nicht  aus;  er  sagt:  die  Massenkündigung  droht  der  Genossen- 
schaft, und  bei  einem  Massenaustritt  könnte  die  Gesellschaft  geschädigt 
werden.  Er  hat  ferner  gesagt,  in  dem  allgemeinen  Stimmrecht  liege  eine 
Gefahr,  denn  wenn  ein  Mitglied,  welches  heute  eintritt,  dasselbe  Recht 
habe,  wie  ein  Mitglied,  das  schon  Jahre  lang  der  Vereinigung  angehört, 
so  könnten  durch  ein  Spiel  des  Zufalls  leicht  nachtheilige  Beschlüsse 
herbeigeführt  werden.  Diese  Bedenken  decken  sich  vollkommen  mit  dem 
Standpunkte  der  Herren  aus  Belgien  und  Frankreich.  Die  haben  auch 
gesagt:  die  Genossenschaftsgesetzgebung  eigne  sich  nicht,  weil  man  es 
mit  dem  „capital  variable"  zu  thun  habe.  Wenn  Sie  aber  die  Kündigung 
ausschliessen  und  das  Stimmrecht  beschränken,  dann  werden  Sie  den 
Charakter  der  Genossenschaft  vollständig  in  das  Gegentheil  verkehren.. 
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Dann  ist  die  Genossenschaft  keine  Personalgesellschaft,  sondern  eine 
Kapitalgesellschaft,  dann  ist  zwischen  Genossenschaft  und  Aktiengesell- 
schaft mit  kleinen  Beträgen  kein  rechtlicher  und  wirtschaftlicher  Unter- 
schied mehr.  Gerade  den  Bestimmungen  des  Gesetzes,  die  jetzt  als  be- 
denklieh bezeichnet  werden,  hat  die  Baugenossenschaft  zum  grossen 
Theil  ihre  Verbreitung  zu  verdanken.  Eine  Aenderung  der  Gesetzgebung 
im  Sinne  der  Forderungen  nimmt  der  Baugenossenschaft  völlig  ihren 
Charakter.  Ob  wir  den  Weg  beschreiten  sollen,  den  Herr  Landesrath 
Brandts  vorgeschlagen  hat,  Aktiengesellschaften  mit  kleinen  Einzah- 
lungen nach  dem  Vorbilde  der  englischen  Aktiengesellschaften  zu  gründen, 
erscheint  mir  zweifelhaft.  Ich  habe  grosse  Zweifel,  ob  die  Regierung  ge- 
neigt sein  wird,  diesen  Weg  zu  beschreiten,  so  dass  auch  dem  Kleinsten 
Gelegenheit  geboten  wird,  sich  an  derartigen  kapitalistischen  Unterneh- 
mungen zu  betheiligen.  Bisher  sind  wir  mit  dem  Genossenschaftsgesetz 
sehr  gut  ausgekommen,  und  es  liegt  zur  Zeit  kein  Bedürfniss  vor,  übereilt 
vorzugehen.  Jedenfalls  wäre  ich  eher  dafür,  dass  ein  besonderes  Gesetz 
für  die  Baugenossenschaften  erlassen  wird,  als  dass  man  an  dem  Ge- 
nossenschaftsgesetz rüttelt. 

Noch  einige  wenige  AVorte  über  die  Selbsthilfe.  Ich  bin  falsch  ver- 
standen worden,  wenn  Sie  glauben,  dass  ich  dafür  sei,  dass  nur  Arbeiter 
zu  einer  Genossenschaft  zusammentreten  sollen;  das  würde  meinen  ganzen 
volkswirtschaftlichen  Anschauungen  widersprechen.  Ich  wünsche  es 
durchaus,  wenn  Männer  aus  allen  Berufen  Mitglieder  der  Genossen- 
schaften werden,  denn  der  Kredit  derselben  wird  entschieden  dadurch 
gehoben.  Die  Bautechniker  können  natürlich  nicht  aus  den  Kreisen  der 
Arbeiter  kommen;  die  brauchen  wir  aber  bei  den  Baugenossenschaften 
ebenso  nothwendig,  wie  die  Kräfte  bei  der  Buchführung,  bei  der  Geschäfts- 
leitung, bei  der  Wahrnehmung  der  Obliegenheiten  der  verschiedenen  Or- 
gane. Wenn  Herr  Landesrath  Brandts  meint,  dass  die  Selbsthilfe  in 
dieser  Weise  angelernt  und  gefördert  werden  soll,  so  unterscheiden  wir 
uns  in  unserer  Auffassung  nicht.  Ich  habe  nur  Stellung  genommen 
gegen  die  Subventionirung  der  Baugenossenschaften:  sie  haben  zu  un- 
gleiche Rechte  mit  den  übrigen  Privatbauunternehmern,  und  diese  Sub- 
ventionirung ist  es,  die  viel  böses  Blut  erregt  hat.  und  die  Vortheile, 
die  die  Baugenossenschaften  davon  haben,  stehen  keineswegs  im  Ver- 
hältniss  zu  den  Nachtheilen. 

Wenn  ich  gesagt  habe,  die  Versicherungsanstalten  sollten  den  Bau- 
genossenschaften die  Kredite  nicht  zu  leicht  machen,  so  habe  ich  damit 
nicht  gesagt,  dass  es  ihnen  heute  zu  leicht  gemacht  werde,  sondern  ich 
habe  davor  gewarnt,  dass  in  Zukunft  die  Geldbeschaffung  zu  leicht  gemacht 
werden  könnte.  Mein  Standpunkt  deckt  sich  also  mit  dem  des  Herrn 
Landesversicherungsrathes  Hansen.  Es  wäre  entschieden  falsch,  die 
ganze  Finanzirung  der  Baugenossenschaft  auf  andere  Institute  zu  über- 
tragen, dann  würden  die  Arbeiter  sich  vollkommen  darauf  verlassen,  dass 
andere  Organe,  andere  Korporationen  dafür  sorgen,  dass  das  Wohnungsbe- 
dürfniss  der  betreffenden  Kreise  befriedigt  wird.  Wenn  Herr  Landes ver- 
sicherungsrath  Hansen  meint,  es  wäre  ein  Widerspruch,  dass  ich  einmal 
der  Ansicht  sei,  die  Versicherungsanstalten  gingen  zu  weit,  und  anderer- 
seits empfehle,  Ratenzahlungen  zu  gewähren,  so  verstehe  ich  nicht,  worin 
der  Widerspruch  liegen  soll.  Die  Ratenzahlungen  sind  meines  Erachtens 
die  wichtigste  Vorbedingung,  die  erfüllt  werden  muss.  Wenn  die  Ge- 
nossenschaften nicht  das  Kapital  in  Ratenzahlungen  erhalten,  dann  müssen 
sie  den  theuren  Bankkredit  in  Anspruch  nehmen. 
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Wenn  Herr  Landesrath  Brandts  sagt,  in  Rheinland  und  Westfalen 
wolle  man  sich  den  idealen  Sinn  nicht  nehmen  lassen,  so  muss  ich  sagen, 
ich  bin  der  letzte,  der  jemand  den  idealen  Sinn  nehmen  will.  Ich  bin 
aber  andererseits  der  Meinung,  dass  gerade  der  ideale  Sinn  bei  den 
arbeitenden  Klassen  nicht  nach  der  Richtung  gepflegt  werden  soll,  dass 
sie  auf  die  Senventionirung  durch  andere  Kreise  rechnen.  Dass  mit  der 
Selbsthilfe  ausserordentlich  viel  erreicht  werden  kann,  dafür  sprechen  die 
Thatsachen.  Das  Handinhandgehen  der  Versicherungsanstalten  mit  den 
Genossenschaften  ist  keineswegs  ein  Verstoss  gegen  die  Selbsthilfe,  wie 
dies  schon  Herr  Dr.  Alberti  hervorgehoben  hat.  Es  arbeiten  da  zwei 
Organisationen  Hand  in  Hand,  die  mehr  oder  weniger  auf  einander  an- 
gewiesen sind. 

Es  hat  dann  Herr  Wolff  aus  Hamburg  die  günstige  Gelegenheit 
nicht  vorübergehen  lassen  können,  um  einen  Streit  hier  hereinzuziehen, 
der  den  internationalen  Wohnungskongress  nach  gar  keiner  Richtung 
berührt.  Ich  glaube  daher  auch,  ich  werde  Ihren  Wünschen  entsprechen, 
wenn  ich  die  Anzapfungen  des  Herrn  Wolff  mit  Stillschweigen  übergehe. 

Durch  die  Debatte  hat  vielfach  der  Eindruck  hervorgerufen  werden 
können,  als  ob  die  Ansichten  über  verschiedene  Punkte  sehr  weit  aus- 
einandergehen, prüfe  ich  aber  diese  Differenzen  sorgfältiger,  soweit  es 
in  einer  halben  Stunde  möglich  ist,  so  scheint  es  mir,  als  wenn  die- 
selben keineswegs  sehr  schwerwiegender  Natur  sind,  sondern  als  wenn 
es  sich  vielfach  um  Missverständnisse  handle.  Die  Hauptsache  ist,  dass 
wir  auf  dem  Gebiete  weiter  arbeiten  und  dass  die  Gegensätze,  die  uns  zu 
trennen  scheinen,  doch  nicht  so  stark  werden,  um  ein  gemeinsames 
Arbeiten  unmöglich  zu  machen.  Ich  nehme  aus  der  heutigen  Verhandlung, 
so  dicht  auch  die  Angriffe  auf  mich  niederfielen,  die  Ueberzeugung  mitr 
dass  es  keineswegs  ein  Schaden  für  die  Allgemeinheit  ist,  wenn  das 
Prinzip  der  Selbsthilfe  in  den  Vordergrund  gestellt,  wenn  mit  dem 
Prinzip  der  Selbsthilfe  den  übertriebenen  Ansprüchen  auf  die  Hilfe 
anderer  entgegengetreten  wird.  Ich  schliesse  mit  dem  AVunsche,  dass 
die  Baugenossenschaftsbewegung  sich  nach  wie  vor  in  soliden  Bahnen 
fortentwickele.  Ich  hätte  gewünscht,  dass  dieser  oder  jener  der  Herren 
ein  Wort  über  die  Baugenossenschaftsbewegung  auf  dem  Lande  verloren 
hätte;  da  dies  nicht  geschehen  ist,  muss  ich  wohl  annehmen,  dass  darüber 
auch  von  anderer  Seite  nichts  zu  berichten  ist  —  hoffen  wir,  dass  auf 
einem  späteren  Kongress  diese  Lücke  ausgefüllt  sein  wird,  denn  die  länd- 
liche Wohnungsfrage  steht  der  städtischen  an  Bedeutung  nicht  nach. 

Prof.  Dr.  Fuchs -Freiburg  (persönlich):  Ich  möchte  betonen,  dass 
ich,  als  ich  gestern  davon  sprach,  wie  jede  notorische  Einkommens- 
erhöhung auf  Seiten  der  Miether  durch  Mieth Steigerungen  in  die  Taschen 
der  Hausbesitzer  fliesst,  ausdrücklich  gesagt  habe,  die  Hausbesitzer 
thuen  dies  natürlich  nicht  aus  bösem  AVillen,  sondern  unter  einem  wirth- 
schaftlichen  Zwange,  denn  die  Häuservermiethung  ist  hier  zu  einem 
kapitalistischen  Grossbetriebe  geworden,  mit  allen  charakteristischen 
Zügen  eines  solchen,  also  insbesondere  dem  Streben  nach  dem  grössten 
möglichen  Gewinn.  Wie  man  darin  eine  Animosität  gegen  die  Haus- 
besitzer hat  finden  können,  ist  mir  unverständlich.  Ich  muss  gegen 
diese  Unterstellung  auf  das  entschiedenste  protestiren. 


(Schluss  der  Sitzung  123/4  Uhr.) 


IT.  Sitzung. 

Dienstag,  den  17.  Juni,  Nachmittags  l1  2  Uhr. 


Drittes  Hauptthema. 

IHe  Förderung  der  Errichtung  kleiner  Wohnungen 
durch  Staat,  Gemeinde  und  öffentliche 
Körperschaften. 

Berichterstatter:  Landesrath  Dr.  Lieb  recht- Hannover  und  Geh.  Baurath 

Stubben -Köln. 

Erster  Berichterstatter:  Landesrath  Dr.  Liebrecht-Hannoyer: 
Hochverehrte  Damen  und  Herren. !  Die  Förderung  des  Arbeiterwohnungs- 
baues durch  Staat,  Gemeinden  und  Körperschaften  ist  eine  so  ausser- 
ordentlich grosse  und  reiche,  dass  man  sich  nur  mit  einer  gewissen 
Zaghaftigkeit  hier  auf  dieses  Rednerpult  begeben  kann,  um  darüber  zu 
sprechen.  Bücher  sind  schon  darüber  geschrieben,  und  Tage  lang  könnte 
man  darüber  reden,  und  so  habe  ich  ganz  besonders  im  Anfang  schon 
um  Ihre  Entschuldigung  zu  bitten,  wenn  ich  mich  beschränke  und  wenn 
ich  in  meiner  Beschränkung  vielleicht  gerade  Sachen,  die  dem  einen, 
oder  anderen  besonders  wichtig  erscheinen  dürften,  nur  leise  andeute 
oder  ganz  übergehe. 

Als  im  Jahre  1900  der  Pariser  Kongress  schloss,  da  geschah  es  mit 
einer  Debatte  über  eine  Resolution,  die  M.  Ro  stand  beantragt  hatte 
und  in  der  ausgedrückt  wurde,  dass  ein  Eintreten  der  öffentlichen  Ge- 
walten auf  diesem  Gebiete  nicht  thunlich  wäre.  Der  Kongress  fasste 
die  Resolution  nicht,  sondern  schloss  sich  mit  knapper  Majorität  den 
Ausführungen  M.  Mahaim's  an,  dass  das  Gesammtinteresse  wie  das 
Interesse  der  Einzelnen  ein  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalten  recht- 
fertige, dass  die  Frage  der  direkten  Staatsintervention  aber  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  verschieden  beurtheilt  werden  müsse  und  eine  allge- 
meine Lösung  nicht  zulasse  und  dass  daher  diese  Frage  künftig  den 
nationalen  Kongressen  überwiesen  werden  müsse.  Wenn  nun  jetzt  der 
internationale  Kongress  nach  zwei  Jahren  sich  wieder  mit  der  Frage  befasst 
und  sie  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  hat,  so  glaube  ich,  ist  damit  schon 
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ausgesprochen,  dass  in  den  letzten  zwei  Jahren  etwas  geschehen  sein  muss 
hier  und  dort,  was  eine  erneute  Betrachtung  des  Gegenstandes  wünschens- 
werth  und  nothwendig  erscheinen  lassen  muss.  Und  nun,  meine  verehrten 
Damen  und  Herren,  ist  es  mir  ausserordentlich  angenehm  gewesen,  dass 
jetzt  beschlossen  ist,  dass  hier  keine  Resolutionen  gefasst  werden  sollen. 
Das  erleichtert  mir  die  Aufgabe  ausserordentlich  und  erleichtert  mir 
namentlich  die  Aufgabe  auch  dahin  noch  mehr,  von  meinem  subjektiven 
Standpunkt  zu  sprechen  und  gegen  Einwürfe  und  Bedenken  anzugehen, 
die  von  anderer  Seite  ausgesprochen  werden.  Ich  bin  überzeugt,  dass 
ich  manchen  Widerspruch  herausfordern  werde. 

Als  alter  Jurist  schicke  ich  den  Tenor  meines  Urtheils  voran,  der 
dahin  lautet:  der  Staat  hat  durch  positive  Maassnahmen  den  Klein- 
wohnungsbau zu  fördern,  und  zwar  indem  er 

a)  die  dazu  erforderlichen  Organe  schafft,  • 

b)  und  diesen  die  finanziellen  Mittel  gewährt,  um  da  zu  helfen, 
wo  die  Selbsthilfe  der  zunächst  Betheiligten  oder  die  Hilfe 
Anderer  nicht  ausreicht. 

Ich  gebe  Ihnen  zu  diesem  Urtheil  zunächst  den  Thatbestand  und 
dann  die  Gründe. 

Wie  ist  nun  der  Thatbestand,  wie  steht  es  mit  der  Förderung  des 
Arbeiterwohnungsbaues  in  den  letzten  zwei  Jahren,  die  wir  erlebt 
haben?  Charakteristisch  ist  die  allgemeine  Bezeugung  eines  theoretischen 
Wohlwollens.  Man  kann  wohl  sagen,  dass,  soweit  man  sich  überhaupt 
mit  dem  Gegenstande  befasst,  in  allen  Ländern  und  in  allen  Zungen  er- 
kannt und  bekannt  wird:  neben  Essen  und  Trinken  und  Kleidung  gehört 
eine  gesunde  Wohnung  zu  den  unentbehrlichsten  Lebensbedürfnissen 
auch  des  Geringsten  unter  uns,  und  es  liegt  im  Interesse  der  Gesammt- 
heit,  dieses  Bedürfniss  des  Einzelnen  befriedigen  zu  helfen.  Je  nach  der 
Veranlagung  der  Völker  zu  spekulativem  Denken,  zu  lebhaften  Erörte- 
rungen in  politischen  Versammlungen,  je  nach  ihrer  Neigung,  durch  ihre 
Behörden  belehrend  auf  das  Volk  zu  wirken  und  sich  belehren  zu  lassen, 
tritt  dieses  theoretische  Wohlwollen  verschieden  in  die  Erscheinung. 
Parlamente  und  Regierungen,  Stadtverwaltungen  und  Bürgerschaftsver- 
tretungen, Sparkassenverbände  und  sonstige  Korporationen  haben  es  fast 
in  keinem  Lande  daran  fehlen  lassen,  in  Beschlüssen,  Erlassen  der  Re- 
gierungen, Instruktionen  an  nachgeordnete  Behörden  oder  in  offiziellen 
Reden  ihrer  Vertreter  anzuerkennen,  dass  ein  Bedürfniss  der  Förderung 
des  Baues  kleinerer  Wohnungen  vorhanden  ist  und  dass  der  Staat  und 
die  Gemeinden  auf  diesem  für  das  Volkswohl  so  hochwichtigen  Gebiete 
ihre  Schuldigkeit  thun  müssten.  Besonders  bemerkenswerth  in  Deutsch- 
land sind  hier  die  sogenannten  Wohnungserlasse  der  preussischen  Minister 
vom  19.  März  1901,  die  eine  Fülle  von  Rathschlägen  an  die  nachgeord- 
neten Behörden  enthalten.  Es  sind  zwei  grosse  Erlasse,  der  eine  an  die 
Oberpräsidenten,  der  andere  an  die  Regierungspräsidenten  gerichtet,  die 
darlegen,  wie  die  Minister  meinen,  dass  die  Gemeinden  eine  gesunde 
und  tüchtige  Wohnungspolitik  treiben  müssen,  was  sie  alles  zu  thun 
hätten,  welche  Erleichterungen  sie  namentlich  den  Baugenossenschaften  zu 
gewähren  hätten  u.  s.  w.  Ich  kann  diese  Erlasse  mit  grosser  Freude  be- 
grüssen,  denn  sie  zeigen,  dass  in  den  Regierungen  selbst  und  in  der 
Regierung  unseres  grössten  Bundesstaates  Preussen  die  Erkenntniss  wach 
geworden  ist,  dass  entschieden  auf  diesem  Gebiete  auch  durch  die  Re- 
gierung eingegriffen  werden  muss.  Aber,  meine  Herren,  ich  schätze  sie 
als  eine  theoretische  Förderung  des  Arbeiterwohnungsbaues ,  indem  ich 
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als  das  Praktische  nur  die  Gesetzgebung  bezeichne,  die  thatsächlieh 
kräftig  eingreift,  fördernde  positive  Maassregeln  hervorruft  und  die  Gelder 
gewährt. 

"Wenn  ich  nun  die  einzelnen  Länder  ansehe,  so  habe  ich  nicht  er- 
fahren können,  dass  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  an  den 
Ihnen  bekannten  Zuständen  in  den  letzten  zwei  Jahren  etwas  geändert  ist. 

Auch  über  Russland  und  Italien  weiss  ich  nichts  zu  berichten. 

In  der  Schweiz  sind,  wie  Ihnen  bekannt,  die  mannigfaltigsten  Keime 
einer  gesunden  staatlichen  und  städtischen  Wohnungspolitik  vorhanden 
und  zum  Theil  in  der  Entwicklung  begriffen.  In  Basel,  Zürich,  Luzern, 
Bern,  Winterthur,  Genf,  Waadt,  Neuehätel  sind  überall  wenigstens  um- 
fassende und  sachgemässe  Enqueten  über  die  Wohnungsverhältnisse  an- 
gestellt. In  Basel  ist  ein  Hochbautengesetz  und  ein  Zonenenteignungs- 
gesetz von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Beförderung  des  Kl  ein- 
Wohnungsbaues erlassen.  Die  Gemeinde  Bern  zum  Beispiel  hat  auch 
selbst  Arheiterwolmungen  gebaut.  Basel  Stadt  wie  auch  Zürich  haben 
ein  ausführliches  Programm  für  ihre  Wohnungspolitik  aufgestellt:  aber 
leider  ist  das  von  Basel  Stadt  in  Aussicht  genommene  umfassende 
Wohnungsgesetz  1899  abgelehnt,  und  es  scheint,  als  ob  die  frische  Ent- 
wicklung der  Schweizer  Kantone  auf  diesem  Gebiete  einen  Rückschlag 
erfahren  hätte  oder  wenigstens  vorläufig  zum  Stillstand  gerathen  sei. 

Von  Dänemark  ist  aus  den  letzten  zwei  Jahren  Neues  nicht  zu 
melden.  Aber  dieses  Land  erfreut  sich  ja  des  glücklichen  Unistandes, 
dass  schon  seit  langen  Jahren  die  Gemeinden,  namentlich  die  grösste 
Gemeinde  Kopenhagen,  die  baugenossenschaftliche  Thätigkeit  durch  Ge- 
währung von  Land  unterstützen  und  dass  für  Arbeiterwohnungen  Spar- 
kassen und  die  staatliche  Lebensversicherung  Gelder  stets  zur  Verfügung 
haben.  Und  wo  die  Gemeindehilfe  ausbleibt,  da  hilft  das  Gesetz  vom 
26.  Februar  1898,  welches  den  Gemeinden  Staatsgelder  gewährt,  um 
gemeinnützigen  Baugesellschaften  Amortisationshypotheken  geben  zu 
können.  Ob  Gemeinden  in  Dänemark  von  der  ihnen  durch  dasselbe 
Gesetz  in  Aussicht  gestellten  Beihilfe  zur  Niederlegung  ungesunder 
Quartiere  und  Wiederaufbau  neuer  Wohnungen  Gebrauch  gemacht  haben, 
weiss  ich  nicht. 

Was  Schweden  betrifft,  so  ist  bekannt,  dass  die  beiden  grössten  Ge- 
meinden, Stockholm  und  Gothenburg,  in  der  Förderung  des  Arbeiter- 
wohnungsbaues Erhebliches  geleistet  haben.  Ueber  Stockholm  liegt  ein 
neuer  Bericht  von  Dr.  K.  Key-Aberg  in  Stockholm  vor.  Ganz  be- 
sonders erfreulich  aber  ist  es,  aus  dem  gleichfalls  für  diesen  Kongress 
erstatteten  Berichte  des  Direktors  Palme  in  Stockholm  zu  ersehen,  dass 
Schweden  im  Begriffe  ist,  ein  den  Verhältnissen  seines  Landes  besonders 
gut  angepasstes  AVohnung,sgesetz  zu  erlassen.  Interessant  ist  es,  dass 
die  zur  Vorbereitung  eines  Gesetzentwurfs  niedergesetzte  schwedische 
Heimstättenkommission  nicht  davor  zurückgescheut  ist,  den  Regierungs- 
behörden zuzumuthen,  wegen  der  Darlehnsgewährung  zur  Errichtung  von 
Heimstätten  mit  jedem  einzelnen  Arbeiter,  der  eine  solche  wünscht, 
in  geschäftliche  Verbindung  zu  treten.  Es  werden  allerdings  Mittels- 
personen (Heimstättenkommissäre)  erwähnt,  und  es  wird  auch  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  Gemeindevorstände  genaue  Gutachten  zu  erstatten 
hätten,  aber  wesentlich  ist,  dass  der  Staat  seine  Darlehen  nicht  nur 
kapitalkräftigen  Mittelspersonen  (Sparkassen,  Baugesellschaften)  anbietet, 
sondern  die  Mühe  und  das  Risiko  nicht  zu  hoch  erachtet,  mit  dem  Ar- 
beiter direkt  über  den  Bau  von  Heimstätten  zu  verhandeln.    Die  Schuldner 


698 


haben  nach  27  Jahren  die  Hälfte  der  Anleihe  zu  amortisiren.  Um 
der  Familie  des  Arbeiters  die  Heimstätte  auch  nach  dem  Tode  desselben 
zu  sichern,  soll  mit  dem  Darlehnsgeschäfte  ein  Lebensversicherungsvertrag 
verbunden  sein,  wonach  beim  Tode  des  Familienvaters  das  Lebensver- 
sicherungskapital die  noch  zu  amortisirende  Hälfte  des  Darlehns  deckt. 
Zweifelhaft  ist  mir  nur,  ob  die  jährlichen  Leistungen  des  Heimstätten- 
anwärters: für  Darlehen  auf  ländliche  Heimstätten  6%  ohne  Lebensver- 
sicherung, 7%  mit  Lebensversicherung,  für  Darlehen  auf  Wohnheim- 
stätten 872%  ohne  Lebensversicherung,  9l/2°/o  mit  Lebensversicherung, 
nicht  zu  hoch  gegriffen  sind.  Für  deutsche  Verhältnisse  würden  diese 
Zahlen  nicht  passen. 

In  Norwegen  hat  bekanntlich  die  Hauptstadt  Christiania  auch  bereits 
Vorzügliches  geleistet.  Die  Wohnungsinspektion  ist  in  der  Stadt  orga- 
nisirt,  und  die  Stadt  hat  selbst  Wohnungen  für  240  Familien  bereits 
errichtet.  Der  Staat  besitzt  einen  sogenannten  Hausleihefonds  von 
372  Millionen  Kronen  und  leiht  an  Gemeinden  aus,  damit  diese  Unbe- 
mittelten zum  Kauf  oder  Bau  von  Häusern  Darlehen  gewähren. 

Die  Zustände  in  Frankreich  glaube  ich  nicht  besonders  hier  schil- 
dern zu  sollen.  Die  Herren,  die  aus  Frankreich  hier  sind,  namentlich 
M.  Siegfried,  hat  sie  in  seinen  Vorträgen  sehr  genau  geschildert,  und 
ich  brauche  nur  hinzuweisen  auf  die  einzelnen  Gesetze,  sie  kurz  zu  be- 
rühren. Es  ist  ja  wesentlich  das  Gesetz  von  1894,  das  nach  seinem 
Urheber  „loi  Siegfried"  genannt  wird,  auf  Grund  dessen  die  örtlichen  Kom- 
missionen eingerichtet  sind,  das  die  Armenverwaltungen,  wohlthätige  An- 
stalten und  sonstige  Verwaltungen  ermächtigt,  mit  Genehmigung  des  Prä- 
fekten  ein  Fünftel  des  Vermögens  in  Arbeiterwohnungen  anzulegen,  das  die 
„caisse  des  depöts"  in  den  Stand  setzt,  ein  Fünftel  des  von  ihr  verwalteten 
Reservefonds  in  verkaufsfähigen  Obligationen  von  Baugesellschaften  an- 
zulegen, und  endlich  auch  (Ergänzungsgesetz  von  1895)  die  einzelnen 
Sparkassen  ermächtigt,  einen  Theil  ihres  gesondert  verwalteten,  nicht 
an  die  „caisse  des  depöts"  abgeführten  Reservefonds  zur  Unterstützung 
des  Arbeiterwohnungsbaues  zu  verwenden.  Steuererleichterungen  sind 
ausserdem  ja  auch  gegeben,  und  auch  eine  Verbindung  mit  der  Lebens- 
versicherung soll  den  Arbeitern  erleichtern,  ihren  Familien  nach  ihrem 
Tode  noch  das  erworbene  Häuschen  zu  sichern.  Die  lokalen  Spar- 
kassen in  Frankreich  scheinen  bisher  von  der  Ermächtigung,  ihre 
Gelder  für  den  Arbeiterwohnungsbau  zu  verwenden,  noch  etwas  spär- 
lichen Gebrauch  gemacht  zu  haben.  Noch  im  Jahre  1901  hat  der 
Handelsminister  in  einem  besonderen  Erlass  die  Sparkassen  darauf  hin- 
gewiesen. Interessant  ist  mir  aus  den  Darlegungen  des  M.  Cacheux 
zu  hören,  dass  die  caisse  des  depots  den  Baugesellschaften  wenig  ent- 
gegengekommen ist,  und  zwrar  weil  sie  die  Anlage  des  Vermögens  in 
Arbeiterwohnungen  nicht  für  genügend  sicher  hält,  und  interessant,  wie 
M.  Siegfried  durch  Gründung  einer  besonderen  Hilfsgesellschaft  diesem 
Mangel  abgeholfen  hat. 

In  Belgien  ist  ja,  wie  Sie  wissen,  das  Gesetz  von  1889  erlassen, 
das  für  die  französischen  Verhältnisse  vorbildlich  gewesen  ist,  nur  dass 
in  Belgien  wirklich  auch  überall  von  den  Befugnissen  durchaus  Gebrauch 
gemacht  ist.  Es  bestehen  dort  in  41  Bezirken  Wohnungs-  und  Wohl- 
fahrtskommissionen, und  zwar  obligatorisch.  Es  steht  ihnen  freilich  ein 
direktes  Eingreifen  nicht  zu,  die  Wohnungspolizei  ist  wesentlich  Sache 
der  Gemeinden,  es  besteht  noch  keine  staatliche  Wohnungsinspektion, 
aber  doch  ist  in  Belgien,  wie  wir  ja  mit  grossem  Interesse  und  grosser 
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Freude  gehört  haben,  durch  das  Gesetz  von  1889,  das  die  Staatsspar- 
kasse in  den  Stand  setzt,  die  Gelder  zu  verwenden  zur  Unterstützung: 
des  Arbeiterwohnungsbaues,  ganz  Erhebliches  geleistet,  und  einer 
grossen  Anzahl  von  Arbeitern  ist  zu  einem  guten  Heim  verholten.  Wir 
hörten  gestern  hier  aussprechen,  dass,  wenn  ein  Arbeiter  in  Belgien 
für  sich  ein  Haus  bauen  und  erwrerben  wolle,  Geld  für  ihn  genügend 
in  allen  Kassen  vorhanden  sei.  Hochinteressant  war  es  nun  aber,  wie 
M.  Denis  in  seinem  schriftlichen  Referat  darlegt,  wie  er  hoffe,  dass 
diese  günstige  Entwickelung  noch  durch  ein  neues  und  umfassendes 
Gesetz  organisirt  und  befestigt  werden  könne.  Es  setzt  auseinander, 
dass  drei  Organisationen  eigentlich  da  sein  müssen,  um  das  Ganze 
in  eine  ausreichende  Form  und  in  eine  ausreichende  Wirksamkeit  zu 
bringen,  einmal  diese  Comites  de  patronage  des  habitations  ouvrieres. 
Organe  mit  öffentlich-rechtlichen  Befugnissen  und  privatrecht] icher  Ver- 
mögensfähigkeit, die  eigentliche  Lokalinstanz  zur  positiven  Wohnungs- 
bauförderung, dann  Societes  d'utilite  publique  communales  et  inter- 
communales,  die  ein  Zusammenwirken  der  Gemeinden,  der  Wohlthätig- 
keitsanstalten,  der  Comites  de  patronage,  der  Hilfskassen,  der  Arbeiterver- 
sicherungsanstalten bezwecken,  die  also  Bau,  Erwerb,  Bewirthschaftung- 
und  Wiederverkauf  der  billigen  Wohnungen  in  die  Hand  nehmen 
sollen.  Diese  zweite  Gruppe  von  Gesellschaften  soll  auch  der  Staat, 
sollen  auch  die  Provinzen  durch  Gewährung  von  Geldmitteln  unterstützen, 
und  endlich  denkt  er  sich  drittens  eine  Societe  nationale  des  habitations 
a  bon  marche,  die  die  Regierung  einrichten  kann  und  die  eine  Aktien- 
gesellschaft mit  theilweiser  Staatsgarantie  sein  soll.  Es  würde  ja  sehr 
interessant  sein,  über  diese  Sache  aus  berufenem  Munde  noch  Näheres 
zu  hören. 

Ueberall  ist  ja  auch  in  Belgien  nur  den  Behörden  und  den  Kassen 
gestattet,  die  Gelder  so,  wie  ich  eben  angedeutet  habe,  aufzuwenden, 
aber  das  zeichnet  meines  Erachtens  die  belgischen  Zustände  vor  den 
französischen  aus,  dass  in  Belgien  von  dieser  Befugniss  des  „es  kann"4 
auch  überall  Gebrauch  gemacht  wird  und  dass  aus  „kann"  eigentlich 
ein  „soll"  geworden  ist  und  dass  die  Behörden,  die  damit  befasst  sind, 
nun  auch  in  voller  Weise  ihre  Schuldigkeit  thun,  so  dass  in  Belgien  von 
einem  zwingenden  Gesetz,  soweit  ich  bislang  aus  den  Verhandlungen  er- 
sehen habe,  abgesehen  werden  kann. 

Schwierig  ist  es,  die  englische  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete 
mit  wenigen  Worten  zu  kennzeichnen.  Sie  zerfällt  in  zwei  Theile: 
1)  diejenigen  Gesetze,  welche  die  Volksgesundheit  im  allgemeinen  be- 
treffen, Public  Health  Acts  von  1875  und  Public  Health  London  Acts 
von  1891,  und  2)  diejenigen  Gesetze,  welche  insbesondere  die  durch  das 
Wohnungselend  hervorgerufenen  sanitären  Missstände  beseitigen,  den  Bau 
gesunder  Wohnungen  positiv  fördern  wollen.  Housing  of  the  working 
classes  Act  und  Small  dwillings  acquisition  Acts  von  1899.  Auf  Grund 
der  ersten  beiden  Gesetze  wirken  Medizinalbeamte  und  Gesundheitsauf- 
seher in  jedem  Verwaltungsbezirke.  Exekutivmassregeln  werden  durch 
den  Richter  auf  Antrag  erlassen  und  Beschwerden  in  summarischem  ge- 
richtlichen Verfahren  erledigt.  Das  Gesetz  von  1890  ermöglicht  die  Nieder- 
reissung  und  den  Wiederaufbau  von  Häusern,  welche  die  Gesundheit  der 
Bewohner  gefährden.  Der  Theil  I  enthält  die  Vorschriften  über  die  Sani- 
rung  grosser  städtischer  Quartiere,  Theil  II  über  die  Sanirung  einzelner 
Häusergruppen  und  Theil  III  über  die  Erbauung  von  Arbeiterwohnungen 
durch  die  Gemeinden.    Der  Schwerpunkt  ist  in  England  wesentlich  in 
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die  Gemeinden  gelegt.  Diesen  Gemeinden  soll  der  Staat  Geldmittel  zu 
372%  zur  Verfügung  stellen,  die  in  50  Jahren  zurückgezahlt  werden 
müssen,  und  das  Gesetz  von  1899  erleichtert  den  Arbeitern  den  Erwerb 
eines  eigenen  Hauses,  indem  es  die  lokalen  Behörden  ermächtigt,  den 
Arbeitern  Darlehen  zu  geben,  die  binnen  30  Jahren  zurückgezahlt  werden 
müssen.  Befremdend  ist  für  deutsche  Auffassung,  dass  der  Arbeiter  erst 
Eigenthümer  wird,  wenn  er  den  letzten  Pfennig  bezahlt  hat. 

Wir  verkennen  nicht,  dass  England  in  umfassender  Weise,  seinen 
Bedürfnissen  entsprechend,  ohne  Rücksicht  auf  volkswirthschaftliche 
Theorieen  sich  gesetzlich  den  Weg  geschalfen  hat,  auf  dem  eine  gesunde 
Entwickelung  zu  erreichen  ist.  Nur  zeigt  eben  auch  das  englische  Bei- 
spiel, dass  jede  Aktion  auf  diesem  Gebiete  den  besonderen  Verhältnissen 
des  einzelnen  Volkes  angepasst  werden  muss. 

Holland  nimmt  ferner  einen  Ehrenplatz  unter  den  Ländern  ein,  die 
sich  mit  der  Wohnungsfürsorge  befassen.  Zwar  haben  bis  jetzt  nur 
einige  der  grösseren  Gemeinden,  namentlich  Amsterdam,  Leiden  und 
Arnheim,  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  thatsächlich  gefördert,  Bau- 
genossenschaften Darlehen  gegeben,  das  zum  Bau  erforderliche  Gelände 
kostenfrei  oder  zu  einem  niedrigen  Preise  überlassen,  Beamte  den  Bau- 
gesellschaften zur  Verfügung  gestellt  und  dergleichen.  Aber  der  Staat 
Holland  hatte  bislang  auf  diesem  Gebiete  noch  nichts  gethan.  Nun  aber 
ist  ein  Gesetz  vom  22.  Juni  1901,  enthaltend  Bestimmungen  über  die 
Volksbehausung,  erlassen,  welches  in  nächster  Zeit  in  Kraft  treten  soll 
und  sich  ausdrücklich  als  umfassendes  Wohnungsgesetz  bezeichnet. 

Herr  Borgesius  war  gestern  schon  so  gütig,  uns  etwas  Näheres 
über  dieses  Gesetz  zu  sagen.  Ich  möchte  die  Ueberschrift  der  Kapitel 
des  Gesetzes  wenigstens  einmal  mittheilen,  woraus  zu  ersehen  ist,  um 
was  es  sich  eigentlich  handelt.  Es  umfasst  eigentlich,  man  kann 
wohl  sagen,  das  ganze  Gebiet  der  Wohnungsfürsorge.  §  1  behandelt  die 
Vorschriften  betreffs  der  an  Wohnungen  zu  stellenden  Anforderungen, 
§  2  Bestimmungen  über  die  Zahl  der  Bewohner,  §  3  Verbesserung  der 
Wohnungen,  §  4  Unbewohnbarerklärung,  Räumung,  Schliessung,  Abbruch 
der  Wohnungen,  §  5  Expropriation,  §  6  Bebauungsplan.  §  7  finanzielle 
Unterstützung  seitens  der  Gemeinden,  §  8  finanzielle  Unterstützung  seitens 
des  Staats,  §  9  Straf  bestimmungen. 

Man  ersieht  aus  dem  Gesetze,  dass  eine  ganze  Reihe  von  Behörden 
geschaffen  ist,  welche  sich  berufsmässig  mit  der  Wohnungsfürsorge  zu 
befassen  haben.  Der  Schwerpunkt  liegt  in  den  Gemeindeverwaltungen, 
dem  Gemeinderathe,  den  Gesundheitskommissionen,  staatlichen  Inspek- 
toren, die  mit  der  Aufsicht  über  die  Handhabung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Volksbehausung  beauftragt  sind.  Ein  ständiger 
Provinzialausschuss,  der  Landesgesundheitsrath  und  der  Minister  als 
höchste  Instanz  —  ausser  den  bei  der  Expropriation  in  Wirksamkeit 
tretenden  gerichtlichen  Behörden  —  sind  die  Organe,  welche  sich  mit 
der  Wohnungsfürsorge  zu  befassen  haben. 

Ein  besonderes  Staatskollegium  soll  ausserdem  eingesetzt  werden, 
bestehend  aus  mindestens  drei  Personen  und  einem  besoldeten  Sekretär, 
die  von  der  Königin  ernannt  werden.  Dieses  Kollegium  soll  die  Gesuche 
der  Gemeinden  um  Vorschüsse  und  Beiträge  aus  Staatsmitteln  prüfen 
und  die  richtige  Verwendung  derselben  beaufsichtigen.  Bemerkens werth 
ist,  dass  zwar  den  Gemeindebehörden  vorgeschrieben  ist,  von  den  ihnen 
durch  das  Gesetz  beigelegten  polizeilichen  Zwangsmaassregeln  zur  Be- 
seitigung schlechter  Wohnungen  Gebrauch  zu  machen,   dass  aber  die 
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Bereitstellung  der  Geldmittel  zum  Bau  neuer  Wohnungen  abhängig  ist 
von  dem  guten  Willen  der  Gemeinden.  Der  Staat  kann  freilich  den 
Gemeinden  hierzu  Vorschüsse  gewähren,  die  in  50  Jahron  zu  tilgen  sind. 
Auch  hier  nur  „er  kann",  aber  es  ist  ja  zu  hoffen,  dass  aus  dem  „er 
kann"  ein  „er  wird"  sich  gestaltet  und  dass  die  Vorschüsse  niedrig  ver- 
zinslich sind.  Dann  bedeutet  meines  Erachtens  dieses  Gesetz  einen  ge- 
waltigen Fortschritt. 

In  Oesterreich-Ungarn  ist  noch  weniges  geschehen.  Wir  haben 
gestern  zu  unserer  Freude  aus  dem  Referat  des  Herrn  Kaltenbrunn 
gehört,  dass  jetzt  ein  Gesetz  in  Oesterreich  erlassen  ist,  das  erhebliche 
Steuerbefreiungen  der  Arbeiterwohnungen  bringt,  und  zwar  soll  die 
Steuerbefreiung,  die  der  Staat  gewährt,  davon  abhängig  sein,  dass  auch 
die  Gemeinden  und  die  Landschaften  keine  Steuern  erheben.  Dann  frei- 
lich sagt  der  Herr  Berichterstatter,  dass  schliesslich  doch  ein  so  grosser 
Vortheil  aus  diesem  Geldnachlass  hervorginge,  dass  der  Miethzins  etwa, 
wenn  ich  richtig  verstanden  habe,  sich  um  14  %  ermässigen  würde. 

Positive  Förderung  haben  dem  Arbeiterwohnungsbau,  soviel  ich  habe 
ermitteln  können,  bis  jetzt  von  öffentlichen  Stellen  nur  einige  Unfall- 
versicherungsanstalten angedeihen  lassen. 

Wenn  wir  uns  nun  nach  Deutschland  wenden,  so  ist,  wie  bei 
unserem  vielgestaltigen  Vaterlande  auch  nicht  anders  zu  erwarten  ist, 
das  Bild  ein  recht  buntes.  Vorauszuschicken  ist  aber,  dass  die  meisten 
deutschen  Städte,  Gemeinden  und  Korporationen  günstigere  Vorbedin- 
gungen für  die  Förderung  des  Wohnungsbaues  haben  als  die  fremden 
Länder,  und  zwar  insofern,  als  unzweifelhaft  die  Befugnisse  der  die 
Staatsgewalt  ausübenden  Organe  feststehen,  die  sanitären  Missstände  in 
den  Wohnungen  zu  beseitigen,  schlechte  Wohnungen  zu  schliessen,  Bau- 
pläne und  Baupolizeiordnungen  zu  erlassen  und  so  den  Bau  gesunder 
Wohnungen  durch  Maassregeln  vorzubereiten,  deren  Erlass  in  anderen 
Ländern  erst  durch  eine  neue  Gesetzgebung  gegründet  werden  muss. 
Schon  jetzt  könnte  in  Deutschland  überall  auf  Grund  der  bestehenden 
Gesetzgebung  planmässig  an  eine  Beseitigung  der  ungesunden  Wohnungen 
herangegangen  werden:  wenn  es  nicht  überall  geschieht,  so  trägt  die 
Hauptschuld  meines  Erachtens  die  Erkenntniss,  dass  eine  Beseitigung- 
schlechter  Zustände  nur  dann  möglich  ist,  wenn  zugleich  bessere  Zu- 
stände durch  den  Neubau  guter  Wohnungen  geschaffen  werden  können. 

Hierzu,  meine  Herren,  ist  wie  zu  jedem  Kriegs-  und  Friedens  werke 
Geld  nöthig,  und  meiner  Ansicht  nach  spitzt  sich  die  Wohnungsfrage  in 
den  beiden  Punkten  zu,  billiges  Geld  zu  beschaffen  und  eine  Organisa- 
tion, die  im  Stande  ist,  das  billige  Geld  auch  zweckmässig  und  gut  zu 
verwenden.  Denn  die  schönste  Organisation  nützt  in  diesem  Falle  für 
den  Arbeiterwohnungsbau  nichts,  wenn  sie  nicht  billiges  Geld  zur  Ver- 
fügung hat,  und  das  billige  Geld  nützt  wieder  nichts,  wenn  Niemand  da 
ist,  der  das  Geld  zweckmässig  und  in  richtiger  Weise  zu  verwenden 
weiss.  Es  sind  allerhand  Versuche  gemacht,  und  unserer  staatlichen 
Vielgestaltigkeit  entsprechend  sind  die  Versuche  auch  sehr  vielgestaltig 
ausgefallen. 

Das  Deutsche  Reich  hat,  wenn  ich  offen  sein  soll,  bis  zum  Beginn 
des  20.  Jahrhunderts,  wenn  man  von  der  Fürsorge  für  die  eigenen 
Arbeiter  absieht,  so  gut  wie  nichts  gethan.  Denn  wrenn  Herr  Dr.  v.  Erd- 
berg  in  seinem  Referat  die  Thätigkeit  der  Versicherungsanstalten  auf 
das  Konto  des  Deutschen  Reiches  schreibt,  so  ist  das  nur  insofern  richtig, 
als  das  Reichsgesetz  über  die  Invalidenversicherung  die  Korporationen 
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geschaffen  hat,  welche  freiwillig,  ohne  durch  das  Gesetz  gezwungen  oder 
auch  nur  darauf  hingewiesen  zu  sein,  den  Arbeiterwohnungsbau  ge- 
fördert haben.  Erst  nachdem  durch  die  Versicherungsanstalten  gezeigt 
war,  wie  ein  staatliches  Organ  aul  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge 
positiv  wirken  könne  —  vorausgesetzt,  dass  es  nicht  bureaukratisch 
eingeengt  ist  — ,  und  als  infolge  der  von  den  Versicherungsanstalten 
gegebenen  Anregungen  weder  die  Staats-  noch  die  Reichsbehörden  sich 
der  neueren  Bewegung  erschliessen  konnten,  ist  das  Reich  dazu  über- 
gegangen, auch  für  die  Allgemeinheit  positiv  fördernd  einzugreifen.  Bis 
dahin  hatte  es  nicht  mehr  gethan  als  jeder  wohlwollende  Arbeitgeber  auch. 

Noch  heute  steht  nach  der  Aeusserung  des  Staatssekretärs  Grafen 
v.  Posadowsky  im  Reichstage  vom  6.  Februar  1902  das  Reich  auf  dem 
Standpunkte,  dass  die  Wohnungsfürsorge  besser  von  den  Einzelstaaten 
gelöst  werde,  und  vergeblich  wartet  man  noch  auf  die  von  dem  Reichs- 
tage nun  bereits  zweimal  beschlossene  Einsetzung  einer  Kommission, 
welche  nach  den  letzten  Beschlüssen  folgende  Aufgaben  haben  soll: 

1.  durch  eine  Wohnungsenquete  die  allgemeinen  und  die  lokalen 
Wohnungsverhältnisse  im  Reiche  zu  untersuchen  und  festzu- 
stellen; 

2.  die  in  der  Bewegung  für  allgemeine  Wohnungsreform  auf- 
getretenen Vorschläge  zu  prüfen  und  über  ausführbare  Maass- 
regeln Gutachten  abzugeben; 

3.  insbesondere  über  die  zweckmässige  Organisation  der  öffent- 
lichen Wohnungsfürsorge  und  über  staatliche  und  gemeind- 
liche Vermittelung  des  erforderlichen  Kredits  für  gemeinnützige 
Baugesellschaften  und  Baugenossenschaften  Vorschläge  zu 
machen. 

Immerhiu  hat  das  Reich  doch  nunmehr  1901  2  Millionen  und  1902 
4  Millionen  Mark  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungsbaues  bewilligt, 
die  an  gemeinnützige  Genossenschaften  und  Gesellschaften  ausgeliehen 
werden  sollen.  Hervorzuheben  ist,  dass  das  Geld  vorzugsweise  benutzt 
werden  soll,  um  Unternehmungen,  die  solche  Wohnungen  schaffen  wollen, 
die  letzte  Hypothek  zu  gewähren,  und  dass  ausdrücklich  ausgesprochen 
ist,  dass  mit  dem  Gelde  auch  Land  angekauft  und  an  Unternehmungen 
für  die  Kleinwohnungsbauten  in  Erbbaurecht  abgegeben  werden  soll. 

In  Preussen  steht  man,  wie  zu  erwarten,  auf  dem  Standpunkte  des 
Reichs.  In  Preussen  sind  seit  1895  durch  fünf  Gesetze  im  ganzen  32  Mil- 
lionen Mark  zur  Gewährung  von  Baudarlehen  an  Genossenschaften  zu 
Gunsten  der  Staatsarbeiter,  namentlich  der  Eisenbahnen,  der  Bauverwal- 
tungen und  der  Bergverwaltungen,  zur  Verfügung  gestellt. 

Bayern  hat  zur  Verbesserung  der  Wohnungslage  der  Eisenbahn- 
beamten 6  Millionen  Mark  bewilligt,  Königreich  Sachsen  desgleichen 
4  Millionen  Mark. 

Was  in  den  übrigen  deutschen  Staaten  geschehen,  ist  mir  nicht 
bekannt  geworden  oder  mir  entgangen,  aber  ich  glaube  das  Wesentliche 
hervorgehoben  zu  haben. 

Was  nun  die  Gemeinden  betrifft,  so  werden  Sie  aus  dem  Referat 
des  Herrn  Dr.  v.  Erdberg  ersehen  haben,  dass  eine  ganze  Reihe  von 
Gemeinden  in  der  verschiedensten  Weise  dem  Arbeiterwohnungsbau  ent- 
gegengekommen ist  und  dass  namentlich  in  Deutschland  jetzt  viel- 
fach erörtert  wird,  ob  und  wie  die  Gemeinden  zum  Bau  von  Arbeiter- 
wohnungen Gelände  in  Erbbau  vergeben  sollen.  Wir  haben  Gemeinden, 
die  selbst  Arbeiterwohnungen  bauen  und  verwalten,  Gemeinden,  die  in 
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der  freigebigsten  Weise  den  Bau  von  Wohnungen  unterstützen;  aber 
ebenso  zahlreich  sind  die  Gemeinden,  in  denen  nichts  geschieht  oder 
in  denen  sogar  der  Förderung  des  Wohnungsbaues  entgegengearbeitet 
wird. 

Wir  befinden  uns  in  einer  Stadtgemeinde,  die  in  der  wirklichen 
Erkenntniss  des  Werthes  praktischer  Förderung  des  Wohnungsbaues  an 
erster  Stelle  steht.  Sie  ist  es  gewesen,  die  zuerst  durch  die  Errichtung 
einer  städtischen  Hypothekenanstalt  mit  20  000  000  M.  Kapital  den 
Wohnungsbau  überhaupt  gefördert  und  im  Interesse  der  Gesundung  den 
Hypothekenkredit  in  richtige  Bahnen  geleitet  hat.  Ich  verweise  aul 
das  Referat  des  Herrn  Bürgermeisters  Kutzer.  Aehnlich  geht  die  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  vor,  und  in  der  neuesten  Nummer  der  Sozialen  Praxis 
erörtert  Dr.  Freund  die  Frage,  ob  nicht  die  Städte  am  besten  den  Bau 
von  Kleinwohnungen  dadurch  förderten,  dass  sie  hinsichtlich  Kapital  und 
Zinsen  für  die  zweite  Hypothek  die  Garantie  gegen  Zahlung  einer  geringen 
Vergütung  (Vs  %)  übernähmen.  Dann  werde  das  Gejd  auch  dem  Arbeiter- 
wohnungsbau zufliessen. 

Ich  glaube  wohl,  dass  das  Geld  dem  Arbeiter  Wohnungsbau  mehr 
zufliessen  würde,  aber  nicht  das  billige  Geld,  das  die  Leute  brauchen. 
Wir  haben  in  der  Landesversicherungsanstalt  Hannover  einen  ähnlichen 
Versuch  gemacht,  wir  haben  uns  erboten,  wenn  die  Sparkasse  Arbeiter- 
baugenossenschaften das  erste  Geld  hergeben  wollte,  sei  es  zum  halben 
Theil,  sei  es  bis  zu  3/s,  so  wollte  die  Versicherungsanstalt  Hannover 
das  letzte  Geld  hergeben,  um  die  davor  stehenden  Gläubiger  zu  sichern. 
Von  dem  Anerbieten  ist  eigentlich  gar  kein  Gebrauch  gemacht,  und 
zwar  deshalb  nicht,  weil  die  Sparkassen  der  Baugenossenschaft  zwar 
Geld  zur  ersten  Stelle  geben  wollten,  aber  nicht  billiges  Geld,  und  darum 
eben  ist  es  den  Baugenossenschaften  zu  thun,  denn  sie  haben  auf  Aus- 
gaben Bedacht  zu  nehmen  (ich  nenne  nur  die  Verwaltungskosten  und 
die  Rücklagen  für  den  Reservefonds),  auf  die  der  Einzelschuldner  nicht 
berücksichtigt.  Ihm  ist  es  meistens  einerlei,  ob  er  für  seine  Schuld  von 
etwa  3000  Mark  372  oder  4  %,  105  oder  120  Mark  jährlich  Zinsen  zahlt. 

Wollen  dagegen  die  Baugenossenschaften  überhaupt  etwas  in  der 
Sache  erreichen,  so  müssen  sie  Geld  zu  einem  Zinsfusse  erhalten,  der 
geringer  ist  als  der  normale  Zinsfuss,  denn  aus  diesem  Vortheile  müssen 
sie  die  besonderen  Forderungen  zu  decken  suchen,  welche  sie  als  Genossen- 
schaften zu  erfüllen  haben. 

Nun  ist  bei  uns  in  Deutschland  die  Arbeiterwohnungsfrage  durch- 
aus nicht  nur  eine  städtische.  Wir  haben  auch  eine  Wohnungsnoth  und 
eine  Arbeiterwohnungsfrage  auf  dem  Lande.  Es  ist  schon  hervorgehoben, 
wie  der  internationale  Kongress  ausserordentlich  wenig  Raum  dafür 
bietet,  die  Wohnungsfrage  auf  dem  Lande  zu  erörtern.  Es  ist  nicht 
nur  das  Eindringen  der  Industrie  in  die  Landkreise,  durch  das  eine 
ländliche  Arbeiterwohnungsfrage  aufgerollt  ist,  sondern,  nachdem  man 
überhaupt  dazu  gekommen  ist,  die  Gründe  zu  erörtern,  warum  die 
Arbeiter  vom  Lande  in  die  Stadt  gehen  und  warum  diese  Arbeiter  nicht 
wieder  von  der  Stadt  aufs  Land  zurückströmen,  nachdem  man  die  länd- 
lichen Verhältnisse  etwas  genauer  angesehen  hat,  hat  man  entdeckt,  dass 
eine  Arbeiterwohnungsnoth  auch  auf  dem  Lande  existirt.  Der  Wunsch, 
die  Besiedelung  des  Landes  wieder  zu  fördern,  hat  dahin  geführt,  dass 
man  die  ländliche  Arbeiterwohnungsfrage  mit  der  ländlichen  Kolonisations- 
frage in  Verbindung  bringt.  Ob  das  richtig  ist  und  ob  man  das  kann, 
darauf  kann  ich  hier  nicht  eingehen.   In  Preussen  haben  auf  diesem  Ge- 
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biete  die  Einrichtungen  der  Generalkommissionen  (Staatsbehörden  für  das 
landwirtschaftliche  Auseinandersetzungs-  und  Zusammenlegungsverfahren 
sowie  für  das  Meliorationswesen)  und  das  Rentengutsgesetz  vom  7.  Juli 
1891  Erhebliches  geleistet,  indem  über  7000  Rentengüter  errichtet  sind. 
Schade  ist  es,  dass  der  Versuch  der  Generalkommission  in  Münster  auf 
Veranlassung  des  Pastors  v.  Bodelschwingh,  als  Rentengüter  auch 
kleine  städtische  Häuser  mit  Gemüsegarten  zuzulassen,  gescheitert  ist  — 
d.  h.  der  Versuch  ist  nicht  gescheitert,  er  hat  aber  bei  der  Staatsregie- 
rung nicht  die  Anerkennung  gefunden,  dass  die  übrigen  Generalkom- 
missionen zur  Nachahmung  angeregt  wären. 

Ich  möchte  nun  über  die  Förderung  des  Baues  von  Arbeiter- 
wohnungen durch  die  Invalidenversicherungsanstalten  reden,  im  An- 
schlüsse daran  als  die  bedeutendste  und  umfassendste  gesetzgeberische 
That  des  Vorgehen  des  Grossherzogthums  Hessen  berühren,  und  endlich 
mögen  Sie  mir  gestatten,  die  Forderungen  zu  formuliren,  die  ich  von 
meinem  Standpunkte  von  der  staatlichen  Gesetzgebung  erfüllt  sehen 
möchte. 

Die  deutschen  Versicherungsanstalten  sind  zwar  durch  ein  Reichs- 
gesetz ins  Leben  gerufen  und  stehen  hinsichtlich  ihrer  Thätigkeit  unter 
der  Aufsicht  des  Reiches,  sie  sind  aber  keine  Reichsbehörden  und  keine 
Reichsanstalten.  Sie  sind  errichtet  von  den  sogenannten  weiteren  Kom- 
munalverbäuden.  Je  nachdem  der  weitere  Kommunalverband  mit  einem 
Staate  zusammenfiel  oder  nur  den  Theil  eines  Staates  umfasste,  wurden 
die  leitenden  Beamten  von  dem  Staate  ernannt  und  blieben  Staats- 
beamte, oder  sie  wurden  von  dem  Selbstverwaltungsorgane,  der  Provinz, 
ernannt  und  wurden  Provinzialbeamte,  ohne  dass  jedoch  die  Anstalten 
selbst  dadurch  Staats-  oder  Provinzialanstalten  geworden  wären.  Sie 
waren  eben  und  sind  noch  aus  Zweckmässigkeitsgründen  eigentümlich 
organisirte  staatliche  Organisationen,  öffentlich-rechtliche  Körperschaften, 
für  die  ein  staatsrechtlicher  Begriff  und  Ausdruck  bis  jetzt  fehlt.  Diese 
Freiheit  von  Staat  und  Provinz  gab  die  Möglichkeit  durch  irgendwelche 
Nebeninteressen  ungehinderter  Entfaltung  der  Kräfte  und  Benutzung  der 
Geldmittel,  die  von  den  Arbeitern  zusammengebracht  waren,  zum  Wohle 
der  Arbeiter.  Es  kam  die  glückliche  Organisation  der  Verwaltungen 
hinzu,  die  dem  Vorstande  einen  Ausschuss  von  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitern zur  Seite  stellte  und  den  Vorstand  damit  in  unmittelbare  Fühlung 
mit  den  Wünschen  und  Bedürfnissen  des  arbeitenden  Volkes  brachte. 
So  konnte  es  denn  geschehen,  dass  die  Versicherungsanstalten  die  ihnen 
im  Gesetz  gegebene  Befugniss,  ein  Viertel  ihres  Vermögens  nicht  mündel- 
sicher anzulegen,  benutzten,  um  den  Arbeiterwohnungsbau  zu  fördern. 
Die  Gesetzgeber  haben  wohl  nicht  daran  gedacht,  dass  der  kleine  Satz 
in  den  Motiven  zu  §  129  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889: 

„Bei  der  Anlegung  in  Grundstücken  kann  man  beispielsweise  an 

den  Bau  oder  die  Erwerbung  von  Arbeiterwohnungen  für  Rechnung' 

der  Versicherungsanstalten  denken", 
auf  so  fruchtbaren  Boden  fiel.    Die  Gründe  hierzu  waren  folgende: 

erstens  die  berufsmässige  Beschäftigung  der  Vorstände  mit  den 

Gründen  der  Invalidität. 
Dies  führte  dahin,  zu  erkennen,   dass  gesundes  Wohnen  dasjenige 
ist,  wras  den  Arbeiter  am  längsten  erhält  und  ihn  von  Invalidität  ab- 
hält, und  diese  Erkenntniss,  dass  die  traurigen  Verhältnisse  der  Arbeiter 
in  gesundheitlicher  Beziehung  zu  bessern  seien,  hat  ja  namentlich  auch 


veranlasst,  dass  die  Versicherungsanstalten  sich  bei  dem  grossen  Kample 
gegen  die  Tuberkulose  so  ausgedehnt  betheiligt  haben. 

Der  zweite  Grund  ist  das  Vorhandensein  erheblicher  Geldmittel  und 
der  lebhafte  Wunsch,  diese  Arbeitergelder  auch  dem  Arbeiterwohle 
dienstbar  zu  machen. 

Dann  ist  als  begünstigender  Umstand  zu  rechnen,  dass  es  nach  den 
mathematischen  Berechnungen  genügte,  wenn  die  Versicherungsanstalten 
aus  ihrem  Vermögen  31/2%  Zinsen  herauswirthschafteten,  und  dass 
der  allgemeine  Hypothekenzinsfuss  gerade  in  den  Jahren  niedrig  stand, 
als  es  galt  die  Grundsätze  für  die  Beleihung  von  Arbeiterwohnungen 
durch  die  Versicherungsanstalten  festzulegen.  Endlich  kam  hinzu,  dass 
es  für  die  Leiter  solcher  Versicherungsanstalten  verführerisch  war,  sich 
von  dem  einförmigen  Rentengeschäfte  auf  das  Gebiet  der  Volkswirthschaft 
zu  begeben  und  zu  versuchen,  ob  dem  Gelde,  das  dalag,  noch  eine  andere 
und  vielleicht  noch  bessere  Verwendung  für  das  Volkswohl  abzuge- 
winnen wäre. 

Wenn  ich  nun  einen  kurzen  Rückblick  darüber  gebe,  in  welcher 
Weise  die  Versicherungsanstalten  den  Kleinwohnungsbau  zu  fördern 
versucht  haben,  so  darf  ich  wohl  versichern,  ich  thue  es  nicht  deshalb, 
Sie  irgendwie  zu  provoziren,  den  Versicherungsanstalten  etwas  Ange- 
nehmes darüber  zu  sagen,  sondern  deshalb,  weil  ich  glaube,  dass  die 
praktische  Thätigkeit  der  Versicherungsanstalten  sich  so  entwickelt  hat, 
dass  die  Kenntniss  ihrer  Erfolge  und  Misserfolge  dazu  dient,  den  Weg" 
zu  bezeichnen,  der  eingeschlagen  werden  muss,  wenn  die  Arbeiterwohnungs- 
frage gefördert  werden  soll. 

Die  Beförderung  des  Kleinwohnungsbaues  hat  sich  bei  den  Ver- 
sicherungsanstalten sowohl  auf  städtische  wie  auf  ländliche  Wohnungen 
gerichtet,  namentlich  in  Bezirken  wie  Hannover,  wo  ich  die  Ehre  habe, 
die  Anstalt  zu  vertreten.  Denn  die  Provinz  Hannover  ist  beinahe  zu 
ihrem  grösseren  Theile  noch  rein  landwirthschaftliche  Provinz.  Sie 
werden  aus  dem  Referate  des  Herrn  Regierungsrath  Düttmann.  des 
Leiters  der  Oldenburgischen  Anstalt,  gesehen  haben,  wie  die  Ver- 
sicherungsanstalt des  Grossherzogthums  Oldenburg  versucht  hat,  auf 
dem  Gebiete  der  ländlichen  Kolonisation  vorzugehen.  Hier  ist  der  Staat 
insofern  schon  fördernd  eingetreten,  als  er  der  Versicherungsanstalt 
gegenüber  die  Garantie  übernommen  hat.  Wir  in  Hannover  gewähren 
zu  diesem  Zwecke  Darlehen  nicht  nur  an  Kreiskommunalverbände,  sondern 
auch  an  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  Vereine,  an  einzelne 
Arbeitgeber  u.  s.  w.  Wir  haben  hierfür  besondere  Grundsätze  auf- 
gestellt. Ich  habe  hier  einige  Exemplare  mitgebracht  und  bin  sehr  gern 
bereit,  den  Herren,  welche  noch  Exemplare  haben  wollen,  sie  zuzu- 
schicken. Auch  die  Versicherungsanstalt  Sachsen-Anhalt  gewährt  zu 
dem  gleichen  Zwecke  an  Genossenschaften  Darlehen.  Die  Versicherungs- 
gesellschaften haben  sich  aber  auch  nicht  davor  gefürchtet,  einzelnen 
Arbeitern  auf  dem  Lande  Hypothekendarlehen  zu  gewähren.  Die  Versiche- 
rungsanstalt Hannover  hat  über  1000  solcher  Einzeldarlehen  ausgegeben. 
Die  Versicherungsanstalt  Hannover  geht  sogar  bis  zu  zwei  Drittel  des 
Werthes  mit  der  Verpflichtung  des  Schuldners,  ein  Viertel  des  Dar- 
lehens zu  amortisiren.  Das  Grossherzogthum  Hessen  hat  namentlich 
auch  auf  diesem  Gebiete  viel  gethan  und  schon  an  600  von  diesen 
Darlehen  bewilligt.  Auch  Oldenburg  verfährt  so.  Von  anderen  An- 
stalten wird  diese  Form  der  Darlehnsgewährung  an  einzelne  Versicherte 
nicht  bevorzugt.    Sie  ist  in  der  That  auch  die  mühseligste  und  ge- 
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fährdetste,  da  sie  nur  mit  dem  Kredit  des  einzelnen  Arbeiters  zu  rechnen 
hat.  Und  trotzdem  kann  ich  bezeugen,  dass  die  Versicherungsanstalt 
Hannover  auch  bei  dieser  Form  der  Darlehnsgewährung,  wie  überhaupt, 
nicht  einen  einzigen  Pfennig  verloren  hat.  Ich  freue  mich,  dieses  aus- 
drücklich auch  an  dieser  Stelle,  wie  ich  schon  öfter  gethan  habe,  be- 
zeugen zu  können.  Ich  sage  es  zur  Ehre  für  unseren  Arbeiterstand. 
Ich  bin  an  verschiedenen  Orten  meines  Bezirks  gewesen,  ich  habe  überall, 
wo  ich  Gelegenheit  habe,  gesucht,  mit  Arbeitern  direkt  in  Verbindung 
zu  treten,  und  ich  kann  nur  bezeugen,  dass,  wenn  man  von  Seiten  der 
öffentlichen  Behörden  den  persönlichen  Meinungsaustausch  und  die  per- 
sönliche Förderung  nicht  scheut  und  wenn  man  mit  warmem  Herzen 
arbeitet,  man  überall  auch  Entgegenkommen  findet,  Vertrauen  erntet 
und  die  Erfahrung  macht,  dass  der  Arbeiter  Verpflichtungen,  die  er  zu 
seinem  Wohle  und  zum  Wohle  seiner  Familie  mit  Verständnis  eingeht, 
auch  zu  halten  gewillt  ist  und  bis  zum  letzten  Athemzuge  erfüllt.  Und 
wie  der  Einzelne,  so  die  Genossenschaften. 

Wir  unterstützen  die  Baugesellschaften  in  Hannover  dadurch,  dass 
wir  ihnen  die  gesammten  Baukosten  geben.  Wir  haben  fast  nirgends 
die  Garantie  der  Gemeinden,  und  kein  Pfennig  ist  uns  verloren  gegangen. 
Ich  glaube,  das  wird  auch  niemals  geschehen. 

Hannover  und  die  Rheinprovinz  haben  sodann  versucht,  und  zwar 
Hannover  besonders  für  ländliche  Zwecke,  die  Sparkassen  als  Mittels- 
personen zwischen  die  Versicherungsanstalt  als  Gläubiger  und  den 
Arbeiter  als  Schuldner  einzuschieben.  Das  belgische  Beispiel  war  in 
dieser  Beziehung  verlockend.  Im  Bezirke  Hannover  sind  bislang  an 
14  Sparkassen  1  033  250  M.  Darlehen  ausgegeben. 

Immerhin  hält  es  schwer,  die  Sparkassen  zu  einer  umfassenden 
Thätigkeit  heranzuziehen.  Ihre  Statuten,  welche  die  Ausleihungen  in 
bestimmten  Grenzen  halten,  namentlich  aber  auch  der  Umstand,  dass 
mit  dem  Gelde  nicht  immer  auch  Personen  verbunden  sind,  die  das  Geld 
gut  anzulegen  wissen  und  Lust  haben,  sich  der  zwar  lockenden,  aber 
mühevollen  volkswirtschaftlichen  Arbeit  zu  unterziehen,  die  doch  immer 
eine  freiwillige  ist,  sind  unseren  Bestrebungen  bei  den  Sparkassen  hinder- 
lich gewesen. 

Was  die  Beförderung  des  Wohnungsbaues  in  den  Städten  und  In- 
dustrieorten betrifft,  so  ist  die  Versicherungsanstalt  Rheinprovinz  in  der 
glücklichen  Lage,  ebenso  wie  Westfalen,  Sachsen- Anhalt,  Hessen-Nassau, 
in  vielen  Fällen  die  Bürgschaft  der  Kommune  für  ihre  Darlehen  zu  er- 
halten. Hannover  ist  es  erst  in  der  letzten  Zeit  gelungen,  Stadtgemeinden 
als  Vermittler  von  Baudarlehen  in  Anspruch  zu  nehmen,  sei  es,  dass 
sie  die  Bürgschaft  übernehmen  oder  aber  selbst  die  Darlehen  von  der 
Versicherungsanstalt  erhalten  und  sich  verpflichten,  diese  den  Grund- 
sätzen der  Versicherungsanstalt  entsprechend  an  Genossenschaften,  Arbeit- 
geber, Unternehmer  und  Arbeiter  zu  Baudarlehen  weiterzugeben. 

In  erster  Linie  bevorzugen  die  Versicherungsanstalten  die  Gewährung 
von  Darlehen  an  Arbeiter-Baugenossenschaften  in  der  Rechtsform  der 
Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht,  indem  die  Versicherungs- 
anstalten von  dem  Gedanken  ausgingen,  dass,  wenn  irgend  möglich,  alles, 
was  für  die  Arbeiter  geschieht,  durch  die  Arbeiter  oder  doch  mit  ihrer 
Hilfe  geschehen  soll.  Es  ist  fast  nirgend  schwer  gewesen,  einsichtige 
Arbeitgeber  zu  veranlassen,  den  Arbeitern  mit  ihrer  Intelligenz  und 
Geschäftsgewandheit  bei  der  Verwaltung  der  Genossenschaft  Hilfe  zu 
gewähren. 


707 


Wir  haben  auch  Arbeiter-Baugenossenschaften,  die  tadellos  von  Ar- 
beitern allein  verwaltet  werden.  Immerhin  hat  es  sich  auf  der  einen 
Seite  als  nothwendig,  auf  der  anderen  Seite  aber  auch  als  gern  gesehene 
Hilfe  erwiesen,  dass  die  Versicherungsanstalt  auch  in  Detailfragen  der 
Verwaltung,  der  Bautechnik,  Steuerfragen,  des  Bodenerwerbs,  der  Rech- 
nungsführung mitwirkt  und  durch  persönliches  Erscheinen  von  Vertretern 
in  den  Generalversammlungen  die  persönlichen  Beziehungen  pflegt  und 
das  Interesse  der  Versicherungsanstalten  nicht  nur  durch  Verfügungen 
vom  grünen  Tische  bezeugt,  sondern  durch  persönliche  Mitarbeit  an  den 
Tag  legt. 

Nun  haben  wir  auch  angefangen,  uns  mit  Privatunternehmern  direkt 
in  Verbindung  zu  setzen,  und  zwar  waren  nicht  etwa  die  Anfeindungen 
maassgebend,  welche  die  Thätigkeit  der  Versicherungsanstalten  von  Haus- 
besitzervereinen und  Unternehmern  erfuhr,  sondern  das  praktische  Be- 
dürfniss  an  Orten,  wo  keine  Baugenossenschaften  zu  Stande  zu  bringen 
waren,  wo  keine  Arbeitgeber  genügendes  Interesse  oder  Geldmittel  und 
kein  einzelner  Arbeiter  Muth  genug  zum  Wohnungsbau  besass,  hat  uns 
dazu  veranlasst,  uns  mit  Privatunternehmern  in  Verbindung  zu  setzen, 
allerdings  nur  mit  solchen,  die  Wohnungen  bauen  wollen  für  höchstens 
zwei  Familien,  und  da  ist  es  uns  gelungen,  Bedingungen  festzustellen, 
welche  den  Unternehmern  einen  mässigen  Gewinn,  den  Arbeitern  eine 
billige,  gesunde  Wohnung  und  der  Versicherungsanstalt  die  genügende 
Sicherung  für  ihr  Kapital  und  dafür  geben,  dass  die  von  den  Unter- 
nehmern hergestellten  Wohnungen  nicht  zu  Spekulationszwecken  benutzt 
werden  können. 

Um  es  kurz  zusammenzufassen,  so  erstreckt  sich  die  Thätigkeit  der 
deutschen  Versicherungsanstalten  auf  diesem  Gebiete  auf  jede  Art  der 
Förderung,  die  bis  jetzt  als  möglich  und  ausführbar  erscheint.  Wo  die 
Werthsteigerung  des  Grund  und  Bodens  nur  den  Kasernenbau  zulässig 
erscheinen  lässt,  werden  Baugenossenschaften  unterstützt,  die  lediglich 
Miethwohnungen ,  die  im  Eigen thum  der  Genossenschaft  bleiben,  er- 
richten; wo  aber  es  irgend  möglich  ist  in  Stadt  oder  Land,  Ein-  oder 
Zweifamilienhäuser  zu  bauen,  die  von  dem  Arbeiter  als  Eigenthum  er- 
worben werden  können,  da  fördern  die  Versicherungsanstalten  den  Bau 
solcher  sogenannten  Erwerbshäuser. 

Auch  mit  dem  Erbbaurecht  hat  die  Versicherungsanstalt  Hessen- 
Nassau  einen  beachtenswerthen  Versuch  zu  Frankfurt  am  Main  gemacht. 
Sachsen- Anhalt  und  Königreich  Sachsen,  die  auch  zu  Erbbaurecht  Dar- 
lehen gewährt  haben,  kommen  hier  nicht  in  Betracht,  da  sie  sich  durch 
die  Bürgschaft  der  betreffenden  Stadt  gedeckt  haben.  Aber  nicht  nur 
an  Genossenschaften,  auch  an  gemeinnützige  Aktiengesellschaften  werden 
Darlehen  gegeben,  und  es  ist  zu  hoffen,  dass  die  deutschen  Versiche- 
rungsanstalten sich  immer  mehr  zum  Mittelpunkt  der  Kleinwohnungs- 
förderung ausbilden  werden.  Das  Gesetz  giebt  ihnen  die  Möglichkeit, 
fast  ihre  ganze  Kapitalkraft  diesem  Werke  zu  widmen,  und  es  fragt 
sich  nur,  ob  sie,  die  bis  jetzt  nur  freiwillig  gearbeitet  haben,  in  die  Or- 
ganisation, die  doch  schliesslich  einmal  geschaffen  werden  muss,  als  be- 
rufsmässig wirkende  Organe  eingefügt  werden  sollen.  Weder  das  Reich 
noch  der  grösste  Bundesstaat  Preussen  haben  bis  jetzt  in  dieser  Be- 
ziehung etwas  veranlasst.  Ein  Reichswohnungsgesetz  haben  wir  noch 
nicht;  inzwischen  hat  aber  die  grossherzoglich  hessische  Regierung  einen 
Gesetzentwurf  eingebracht,  der  einen  gewaltigen  Fortschritt  auf  diesem 
Gebiete  bedeutet. 
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Die  grossherzoglich  hessische  Regierung  ist  die  erste  deutsche  Re- 
gierung, welche  dem  Landtage  eine  die  gesammte  Wohnungsfürsorge 
für  Minderbemittelte  betreffende  Gesetzesvorlage  gemacht  hat.  Wie 
auf  manchen  sozialpolitischen  Gebieten,  so  war  auch  auf  diesem  das 
Grossherzogthum  Hessen  den  deutschen  Staaten  bereits  vorangegangen. 
Aber  abgesehen  von  der  allgemeinen  Bauordnung  vom  30.  April  1881, 
hatte  sich  in  Hessen  bisher  die  Gesetzgebung  auf  die  polizeiliche  Be- 
kämpfung ungeeigneter,  der  Gesundheit  und  Sittlichkeit  gefährlicher 
Wohnungen  und  Schlafstellen  beschränkt  (das  Gesetz  vom  1.  Juli  1893  be- 
zieht sich  nur  auf  die  Gemeinden  von  mehr  als  5000  Einwohnern).  Eine 
positive  Förderung  erfuhr  der  Wohnungsbau  dann  durch  das  Gesetz  vom 
9.  Juni  1894  über  die  Befreiung  gemeinnütziger,  auf  die  Errichtung  von 
Wohnungen  für  Unbemittelte  gerichteter  Unternehmungen  von  Gerichts- 
gebühren und  Stempel.  Aus  der  Mitte  des  Landtages  heraus  wurde  die 
Regierung  im  Jahre  1899  und  1900  um  Vorlage  eines  Gesetzes  betreffend 
leihweise  Hergabe  von  Staatsmitteln  an  Gemeinden  und  gemeinnützige 
Vereine  zum  Bau  kleiner  Wohnungen  ersucht.  Die  Folge  dieses  An- 
trages ist  der  Entwurf  eines  Wohnungsgesetzes,  der  jetzt  gerade  dem 
Landtage  zur  Berathung  vorgelegt  ist. 

Es  umfasst  die  zwei  wichtigen  Gebiete: 

1.  die  Geldbeschaffung, 

2.  die  Organisation  der  Wohnungsinspektionen. 

Die  neu  geschaffene  Landeskreditkasse  soll  die  Mittel  gewähren: 
aber  sie  soll  sie  nur  den  Gemeinden  geben,  die  ihrerseits  nach  bestimmten 
Grundsätzen  diese  Fonds  zur  Weiterbeleihung  benutzen  sollen,  und  die 
Gemeinden  sollen  diese  Mittel  nur  dann  erhalten: 

1.  wenn  der  Staat  über  ausreichende  Gelder  zu  diesem  Zwecke 
verfügen  kann,  und 

2.  wenn  die  Möglichkeit  nicht  vorhanden  ist,   diese  Darlehen  zu 
zweckentsprechenden  Bedingungen  anderweitig  zu  erhalten. 

Liegen  diese  Voraussetzungen  vor,  kann  also  auf  andere  Weise 
der  Mangel  an  Kleinwohnungen  durch  die  Gemeinden  nicht  beseitigt 
werden  und  wollen  die  Gemeinden  nicht  selbst  zur  Bauausführung 
schreiten,  so  kann  auf  Antrag  einer  gemeinnützigen,  rechtsfähigen  Ver- 
einigung des  öffentlichen  oder  privaten  Rechts  (Baugenossenschaften 
u.  s.  w.)  die  Gemeinde  durch  das  Verwaltungsgericht  (Kreisausschuss) 
angehalten  werden,  die  erforderlichen  Mittel  zum  Wohnungsbau  durch 
Anleihe  bei  der  Landeskreditkasse  zu  beschaffen.  Endlich  können  Häuser 
mit  polizeilich  gesperrten  Mietwohnungen  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen von  der  Gemeinde  zwecks  Herstellung  von  Wohnungen  für 
Minderbemittelte  enteignet  werden. 

Was  die  Wohnungsinspektionen  betrifft,  so  bestehen  im  Grossherzog- 
thum Hessen  bereits  auf  Grund  der  Ausführungsanweisung  zum  Ge- 
setze vom  1.  Juli  1893  örtliche  Wohnungsinspektionen.  Der  Gesetz- 
entwurf glaubt  nun  den  Zeitpunkt  gekommen,  die  staatliche  Aufsicht 
und  Mitwirkung  in  einer  Landesinspektion  zusammenzufassen,  die  aber 
nicht  als  Polizeiorgan,  sondern  als  Organ  eigentlicher  Wohnungspflege 
gedacht  ist.  Aufgabe  des  Landeswohnungsinspektors  ist  es,  im  Zusammen- 
wirken mit  der  staatlichen  und  Kommunalbehörde  die  Wohnungsver- 
hältnisse der  minderbemittelten  Volksklassen  in  gesundheitlicher  und 
staatlicher  Hinsicht  festzustellen  und  in  Gemeinschaft  mit  dem  Hessi- 
schen Centraiverein  für  Errichtung  billiger  Wohnungen  sowie  mit  den 
gemeinnützigen  Bauvereinen  des  Landes  auf  die  Beseitigung  der  sich 
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ergebenden  Missstände  hinzuwirken.  In  der  Begründung  des  Gesetzes 
werden  diese  Aufgaben  noch  näher  bezeichnet.  Sie  sollen  darin  bestehen, 
-die  Behörden,  Gemeinden  und  sonstigen  Interessenten  in  allen  auf  die 
Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  gerichteten  Bestrebungen  mit 
Rath  und  Auskunft  zu  unterstützen,  die  Begründung  gemeinnütziger 
Baugenossenschaften  oder  sonstiger  Vereinigungen  zur  Förderung  der 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  anzuregen  und  zu  fördern,  die  auf  Grund 
des  Gesetzes  ergehenden  Gesuche  der  Gemeinden  um  Darlehen  aus  der 
Landeskreditkasse  zu  begutachten  und  die  bestimmungsgemässe  Ver- 
wendung dieser  Darlehen  zu  überwachen,  statistische  Nachweise  auf 
allen  Gebieten  des  Wohnungswesens  zu  beschaffen,  endlich  über  die  ein- 
schlägigen Fragen  sowie  über  die  eigene  Thätigkeit  periodische  Berichte 
zu  erstatten.  Ueberall  soll  der  Wohnungsinspektor  fördern  und  Beirath 
der  öffentlichen  Organisationen  und  Vereinigungen  sein,  welche  umgekehrt 
wieder  ihn  selbst  unterstützen  sollen.  Wo  es  noch  an  amtlichen  oder 
durch  die  Vereine  repräsentirten  Sammelpunkten  der  Fürsorgebestrebungen 
fehlt,  wird  auf  die  Mithilfe  ihrer  amtlichen  Vertrauensmänner  aus  allen 
Bevölkerungsschichten  gerechnet  werden  können. 

Entschieden  bedeutet  dieser  Gesetzentwurf  einen  grossen  Fortschritt, 
Rückhaltlos  kann  man  den  Bestimmungen  über  Wohnungsinspektoren 
und  Enteignungsrecht  beistimmen.  Als  einen  Fehler  muss  ich  es  aber 
bezeichnen,  dass  der  Staat  als  Bedingung  seines  mit  Recht  subsidiären 
Eintretens  stellt:  es  soll  bewiesen  werden,  „dass  die  Möglichkeit  nicht 
vorhanden  ist,  zu  zweckentsprechenden  Bedingungen  anderweitig  Dar- 
lehen zu  erhalten1':  es  müsste  die  Thatsache  genügen,  dass  der  in 
einer  Gemeinde  vorhandenen  Wohnungsnoth  weder  durch  private  Thätig- 
keit, noch  mit  Hilfe  der  Gemeinde  abgeholfen  ist.  Zwar  sollen  die  Ge- 
meinden gezwungen  werden  können,  von  der  staatlichen  Darlehnsgewährung 
Gebrauch  zu  machen,  aber  nur  dann,  wenn  auf  andere  Weise  eine  Hilfe 
nicht  zu  schaffen  ist,  und  ich  möchte  das  Verwaltungsgericht  sehen, 
welches  der  Meinung  der  Gesetzgeber  entsprechend  diesen  negativen  Be- 
weis so  leicht  als  erbracht  ansehen  würde. 

Nun  sagt  zwar  die  Begründung  des  Gesetzes,  die  zu  ergreifenden 
Maassregeln  müssten  den  örtlichen  Verhältnissen  stets  angepasst  sein 
und  den  Gemeinden  dürfe  das  Gefühl  der  ihnen  in  erster  Linie  obliegen- 
den Verantwortlichkeit  nicht  genommen  werden.  Zur  objektiven  Be- 
urtheilung  der  örtlichen  Verhältnisse  sind  aber  häufig  andere  Leute  als 
die  Gemeindeverwaltungen,  wenn  sie  noch  dazu  in  der  Mehrheit  aus 
Repräsentanten  der  Hausagrarier  bestehen,  weit  besser  im  Stande,  und 
haben  andererseits  die  Gemeindevertretungen  ein  genügendes  Bewusst- 
sein  ihrer  Verantwortlichkeit,  so  können  die  meisten  sich  ohne  Staats- 
zuschuss  helfen.  Ein  weiterer  Fehler  ist  es,  dass  der  Staat  mit  einzelnen 
Unternehmungen  nicht  in  Verbindung  treten  will  oder  kann.  Die  direkte 
Verhandlung  der  Landeskreditkasse  mit  gemeinnützigen  Bauunter- 
nehmungen soll  in  Hessen  deshalb  unthunlich  sein,  weil  der  Arbeiter- 
wohnungsbau günstigere  Bedingungen  erfordert,  als  die  Landeskredit- 
kasse nach  ihrer  Verfassung  (und  Ausnahmebestimmungen  werden  als 
unzulässig  bezeichnet!)  gewähren  kann.  Wenn  aber  anerkannt  wird, 
dass  die  Landeskreditkasse  nicht  im  Stande  ist,  die  billigen  Bedingungen 
zu  gewähren,  die  der  Wohnungsbau  erfordert  —  und  dazu  gehört  meines 
Erachtens  ausser  der  Ueberschreitung  der  mündelsicheren  Hälfte  auch 
die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  unter  den  normalen  — ,  so  ist  meines 
Erachtens  damit  auch  erwiesen,   dass   die  Landeskreditkasse  überhaupt 
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nicht  das  geeignete  Geldinstitut  in  diesem  Falle  ist.  Trotzdem  —  icb 
wiederhole  es  —  ist  anzuerkennen,  dass  der  Staat  es  überhaupt  für 
nothwendig  erachtet,  nicht  nur  die  Wohnungspolizei,  sondern  auch  die 
Wohnungsfürsorge  gesetzlich  zu  regeln  und  durch  dieses  Gesetz  einen 
finanziellen  Mittelpunkt  für  die  Kreditbedürfnisse  gemeinnütziger  Bau- 
unternehmungen zu  schaffen.  Er  zeigt  uns  den  Weg,  wie  die  staatliche 
Wohnungsfürsorge  geregelt  werden  muss. 

Hierüber,  wie  die  Aufgabe  von  Seiten  des  Staates  gefördert  werden 
soll,  möchte  ich  meine  eigene  Ansicht  noch  kurz  darlegen,  Ich  werde 
mich  wesentlich  auf  die  deutschen  Verhältnisse  beschränken  müssen, 
und  zwar  schon  aus  dem  Grunde,  weil  mir  ja  die  ausserdeutschen 
Verhältnisse  nicht  so  geläufig  sind,  und  auch,  weil  ich  für  durchaus 
richtig  halte,  was  namentlich  von  ausländischen  Rednern  nicht  nur 
auf  diesem  Kongress,  sondern  auch  auf  früheren  Kongressen  immer 
betont  worden  ist:  dass  die  nationalen  Interessen  derart  verschieden 
sind,  dass  eine  internationale  Regelung  nach  einem  bestimmten  For- 
mular überhaupt  nicht  erfolgen  kann.  Ich  glaube,  das  Bewusstsein, 
dass  es  im  gesundheitlichen,  staatlichen  und  allgemeinen  Wohlfahrts- 
interesse eines  gesetzlich  organisirten  Gemeinwesens  liegt,  dass  auch 
die  Minderbemittelten  gesunde  und  preiswerthe  Wohnungen  haben, 
besteht  in  allen  Ländern,  wo  man  überhaupt  sozialpolitisch  zu  denken 
angefangen  hat.  Es  hat  sich  gezeigt,  dass  dieses  Bedürfniss  nicht 
befriedigt  ist,  wo  man  alles  dem  freien  Spiel  der  Kräfte  überlässt. 
Selbst  in  Nordamerika,  wo  sowohl  dem  Einzelnen  wie  dem  organisirten 
Gemeinwesen  rechtlich  und  thatsächlich  der  grösste  Spielraum  zur  Be- 
thätigung  ihrer  Kräfte  gegeben  ist,  hat  der  kapitalistischen  Entwicklung 
gegenüber  irgend  etwas  Hervorragendes  auf  diesem  Gebiete  nicht  ge- 
leistet werden  können.  Frankreich,  wo  durch  eine  kluge  Gesetzgebung 
der  Boden  zu  einer  günstigen  Entwicklung  wohl  vorbereitet  ist,  hat  im 
Verhältniss  zu  den  grossen  intellektuellen  und  finanziellen  Kräften  des 
Landes  auch  noch  nicht  genug  geleistet,  und  auch  die  für  Frankreich  vor- 
bildliche Gesetzgebung  Belgiens  würde  lediglich  durch  ihr  Bestehen  eine 
Förderung  der  Wohnungsfürsorge  nicht  bedeuten.  Erst  dadurch,  dass 
die  Regierungsbehörden  im  Verwaltungswege  die  Maschine  in  den  Gang- 
gesetzt  haben,  ist  die  treibende  Kraft  gewonnen,  die  so  schöne  Erfolge 
erzielt  hat.  Mit  Recht  haben  sich  daher,  ohne  Rücksicht  auf  die  im 
Volke  herrschende  nationalökonomische  Theorie  und  die  Abneigung  der 
Bevölkerung  gegen  Verwaltungseingriffe,  die  Engländer  und  Holländer 
daran  gemacht,  auf  gesetzlichem  Wege  den  Wohnungsbau  zu  fördern, 
und  wenn  wir  sehen,,  wie  Schweden  vorgeht  und  wie  in  Deutschland 
erst  von  dem  Augenblicke  an,  wo  Staatsorganisationen,  allerdings  ohne 
Zwang,  sich  des  Wohnungsbaues  annahmen,  eine  wesentliche  Besserung 
der  Zustände  erzielt  ist,  so  komme  ich  zu  dem  Resultate: 

„dass  ohne  Eingreifen  des  Staates,  der  die  reichen  und  überall 
hervorsprudelnden  Quellen  sozialer  Wohlfahrtsbestrebungen  auf 
diesem  Gebiete  sammelt  und  leitet,  der  Lösung  der  Wohnungs- 
frage nicht  näherzukommen  ist." 
Ich  stehe  nun  auf  dem  Standpunkte,   dass  in  jedem  Staate,  sei  er 
nun  Einheitsstaat,  Bundesstaat  oder  Staatenbund,   die  höchste  Staats- 
behörde, welche  alle  Glieder  des  grossen   Gemeinwesens  umfasst,  die 
Stelle  sein  muss,  von  welcher  diese  Regelung  ausgeht.    Nicht  der  Uni- 
formität  wegen,  sondern  damit  erreicht  wird,  dass  auch  jedes  Glied  des 
gemeinsamen  Körpers  seine  Schuldigkeit  thut.     Die  Gesetzgebung  soll 
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sich  aber  meines  Erachtens  anderereits  darauf  beschränken,  nur  das  anzu- 
ordnen, was  jeder  Theil  des  Ganzen  zu  erreichen  hat,  die  Wege  zu  zeichnen, 
auf  denen  das  Ziel  erreicht  werden  kann,  und  die  Mittel  zu  gewähren, 
die  die  Erreichung  des  Zieles  sichern.  Mithin  will  ich  nicht  die  Organi- 
sation der  Wohnungsfürsorge  den  Gemeinden,  den  Provinzen,  den  ein- 
zelnen Staaten  überlassen,  sondern  von  Reichs  wegen  geregelt  haben. 

Der  Einwurf,  dass  irgendwo  eine  Reichsverfassung  für  die  Regelung 
von  Reichs  wegen  keinen  Raum  biete,  ist  für  mich  nicht  stichhaltig: 
bietet  sie  keinen  Raum,  so  ist  sie  eben  auf  dem  vorgeschriebenen  Wege 
zu  ändern.  Auch  Reichsverfassungen  sind  menschliche  Einrichtungen, 
dem  Wechsel  der  Zeiten  unterworfen  und  niemals  für  die  Ewigkeit  be- 
stimmt. Dass  eine  solche  Regelung  von  Reichs  wegen  aber  praktisch 
auch  bei  den  verzwicktesten  einzelstaatlichen  Verhältnissen  durchzu- 
führen ist,  zeigt  eben  die  deutsche  Invalidenversicherungs  -  Gesetz- 
gebung, die  der  schlagendste  Beweis  ist,  dass  für  das  ganze  Volk  be- 
stimmte Wohlfahrtseinrichtungen  nur  durch  die  das  gesammte  Volk  um- 
fassende Reichsregierung  durchgeführt  werden  können;  oder  glaubt  man 
etwa,  dass  wir  in  Deutschland  unsere  grossen  sozialpolitischen  Versiche- 
rungsanstalten haben  würden,  wenn  man  alles  dem  guten  Willen  der 
Einzelstaaten  überlassen  hätte? 

Was  das  Reich  und  die  Einzelstaaten  bisher  als  Arbeitgeber  für 
ihre  Staatsangestellten  geleistet  haben,  scheidet  bei  meiner  Betrachtung 
aus.  Der  Staat  hat  dieselbe  moralische  Verpflichtung  wie  jeder  andere 
Arbeitgeber.  Diese  und  alle  Vereinigungen,  Verwaltungen,  Stiftungen, 
Korporationen  und  Vereine  aller  Art  mögen  nach  wie  vor  ihre  Wohl- 
fahrtsbestrebungen fortsetzen.  Sie  sollen  in  keiner  Weise  eingeschränkt 
werden  und  werden  auch  neben  und  durch  die  Reichsgesetzgebung  noch 
ein  ausreichendes  Feld  für  ihre  Bethätigung  finden. 

Nun  müsste  meines  Erachtens  die  Reichsgesetzgebung  Folgendes 
schaffen: 

Ein  Reichsamt  für  Volkswohlfahrt  oder  Arbeiterwohlfahrt. 

Abtheilung  I  dieses  Reichsamts  denke  ich  mir  als  eine  Centralstelle 
für  Volkswohlfahrtseinrichtungen  aller  Art  mit  der  Aufgabe,  wie  sie 
jetzt  in  Preussen  im  wesentlichen  durch  die  mit  dem  Handelsministerium 
in  losem  Zusammenhange  stehende  Centraistelle  für  Arbeiter-Wohlfahrts- 
einrichtungen in  Berlin  erfüllt  wird. 

Abtheilung  II  dieses  Reichsamts  würde  das  Reichsarbeitsamt 
sein  mit  den  Aufgaben,  wie  es  unser  verehrter  Herr  Präsident  Exzellenz 
v.  Berlepsch  wiederholt  gefordert  hat. 

Die  Abtheilung  III  dieses  Reichsamts  würde  sich  speziell  der  Woh- 
nungspflege zu  widmen  haben  (Reichs wohn ungsamt). 

Wie  das  nun  im  Einzelnen  zu  gliedern,  welche  Aufgaben  dem  zu 
übertragen  sind,  darüber  könnte  man  stundenlang  reden.  Ich  möchte 
nur  erwähnen,  was  Exzellenz  v.  Berlepsch  in  der  Sitzung  der  Ge- 
sellschaft für  Sozialreform  am  16.  März  1901  gefordert  hat  und  was 
im  wesentlichen  schon  die  Aufgaben  kennzeichnet,  und  zwar  nicht  nur 
für  den  Theil  des  Reichsamtes,  den  ich  als  Abtheilung  II  Reichsarbeitsamt 
bezeichne: 

a)  Feststellung  und  Klarlegung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Verhältnisse  der  Lohnarbeiter  und  der  ihnen  gleichstehenden 
Angestellten,  zum  Zwecke  der  Gesetzgebung  und  Verwaltungs- 
thätigkeit,  wie  zum  Beispiel  der  Zahl  der  Arbeiter  und  der 
Arbeiterkategorieen,  der  Löhne,  Arbeitszeiten  und  sonstigen  Ar- 
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beitsbedingungen,  der  hygienischen  und  sittlichen  Zustände,  der 
Ernährung,  Wohnung,  Erziehung,  der  Arbeiterbudgets  und  ihrer 
Familienverhältnisse ; 

b)  Ermittelung  des  Verhältnisses  der  Arbeiter  zu  den  Arbeitgebern, 
der  Thätigkeit  der  Arbeiterausschüsse,  der  Wirksamkeit  der 
Gewerbegerichte  und  Einigungsämter,  von  Ursachen,  Verlauf,  Be- 
endigung und  Folgen  von  Streiks  und  Aussperrungen,  der  Lage 
und  der  Thätigkeit  der  Organisationen  der  Arbeiter  und  der 
Arbeitgeber ; 

c)  Fortlaufende  Beobachtung  der  Wirkung  der  Arbeiterschutz-  und 
-Versicherungsgesetze  auf  die  Lage  der  Arbeiter  und  der  Unter- 
nehmer; 

d)  Vorschläge  an  den  Reichskanzler  auf  Grund  der  Ergebnisse  der 
eben  unter  a  bis  c  erläuterten  Thätigkeit. 

Theilweise,  aber  auch  nur  theilweise,  ist  diese  Forderung  dadurch 
erfüllt,  dass  seit  dem  1.  April  d.  J.  die  Reichskommission  für  Arbeiter- 
statistik als  selbständige  Abtheilung  dem  Statistischen  Amte  angegliedert 
worden  ist  und  einen  Präsidenten  und  einen  Beirath  erhalten  hat,  be- 
stehend aus  14  Personen,  von  denen  sieben  der  Bundesrath,  sieben  der 
Reichstag  wählt. 

Die  Aufgaben  des  Reichswohnungsamtes  müssten  durch  ein  Reichs- 
wohnungsgesetz festgestellt  werden,  welches  die  Behördenorganisation 
und  die  Geldbeschaffung  regelte.  Das  Reichswohnungsgesetz  müsste 
anordnen,  dass  die  Bundesstaaten,  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
verschieden,  Wohnungskommissionen  für  jeden  unteren  Verwaltungsbezirk 
zu  bestellen  hätten.  Wir  haben  ja  zu  unserer  Freude  gehört,  dass  hier 
in  Düsseldorf  die  preussische  Regierung  einen  Anfang  damit  gemacht 
hat.  Diese  lokalen  Kommissionen  sollen  mindestens  einen  von  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  anzustellenden  Medizinal-  oder  Baubeamten,  daneben 
aber,  den  örtlichen  Bedürfnissen  entsprechend,  ehrenamtlich  wirkende 
Mitglieder  enthalten.  In  jedem  Bezirke  einer  höheren  Verwaltungs- 
behörde würde  die  Anstellung  eines  staatlichen  Wohnungsinspektors  mit 
den  Kompetenzen  des  hessischen  Landeswohnungsinspektors  anzuordnen 
sein.  Die  lokalen  Wohnungsinspektionen  sowohl  wie  die  Landes- 
inspektionen unterstehen  rücksichtlich  ihrer  Dienstthätigkeit  der  Aufsicht 
des  Reichsamts,  welches  diese  Aufsicht  direkt  oder  durch  Vermittelung 
der  Einzelstaaten  ausübt. 

Zur  Vermittelung  der  zur  Errichtung  von  Wohnungen  erforderlichen 
Darlehen  werden  die  Invalidenversicherungsanstalten  bestimmt,  bei  deren 
Verwaltung  eine  besondere  Abtheilung  für  den  Kleinwohnungsbau  ein- 
gerichtet wird.  Die  Gründe  dafür,  die  Invalidenversicherungsanstalten 
hiermit  zu  betrauen,  sind  folgende: 

1.  Sie  sind  bereits  der  Mittelpunkt  der  Geldgewährung  geworden. 
Es  muss  ihnen  aber  diese  Thätigkeit  zur  Pflicht  gemacht 
werden,  damit  es  nicht  von  dem  guten  Willen  des  jeweiligen 
Vorsitzenden  abhängt,  ob  etwas  geschehen  soll. 

2.  Sie  sind  die  geeignete  Behörde,  weil  sie  durch  ihre  Organisation 
mit  Arbeitgebern  und  Arbeitern  in  fortdauernder  Berührung 
stehen. 

3.  Der  Kreis  der  Versicherten  wird  immer  grösser  gezogen  und 
wird  sich  allmählich  mit  dem  Kreise  der  Wohnungsbedürftigen 
decken,  namentlich,  wenn  man  nicht  das  Erforderniss  aufstellt. 
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dass  die  Mittel  der  Anstalten  ausschliesslich  den  Versicherten 
zu  Gute  kommen  sollen. 

4.  Der  Wohnungsbau  durch  gemeinnützige  Unternehmungen,  ins- 
besondere Baugenossenschaften,  lässt  sich  nur  dann  befördern, 
wenn  das  Geld  unter  dem  normalen  Zinsfusse  hergeliehen  werden 
kann.  Der  Einzelschuldner  wird  es  zwar  nicht  schwer  empfinden, 
wenn  er  einen  massigen,  normalen  Zinsfuss  zahlen  muss;  Ge- 
nossenschaften und  andere  Unternehmungen  müssen  das  Geld 
jedoch  um  etwa  1 2  %  billiger  haben,  um  die  Verwaltungs- 
kosten  decken  und  Mittel  zu  einem  Reservefonds  ansammeln  zu 
können.  Andere  Staatsinstitute  können,  wie  die  Landeskredit - 
kasse  in  Hessen  zeigt,  diese  Vortheile  nicht  gewähren.  Die  Ver- 
sicherungsanstalten können  es,  weil  der  Ausfall  an  Zinsen  die- 
selben Leute  trifft,  zu  deren  Gunsten  das  Geld  verwendet  wird. 

5.  AVenn  bislang  bei  den  Versicherungsanstalten  ein  bis  zwei 
Arbeitskräfte  ausreichten,  um  gleichsam  als  Xebengeschäft  die 
Förderung  des  Arbeiterwohnungsbaues  zu  betreiben,  so  ist  es 
volkswirtschaftlich  nicht  zu  rechtfertigen,  eine  neue  kostspielige 
Behörde  zu  diesem  Zwecke  zu  schaffen. 

In  ihrer  Thätigkeit  als  Wohnungsbank  würden  die  Versicherungs- 
anstalten der  Aufsicht  des  vorhin  genannten  Reichsamts  unterliegen, 
welches  zweckmässig  diese  seine  Aufsichtsbefugniss  in  Gemeinschaft  mit 
dem  oder  durch  das  Reichsversicherungsamt,  dem  die  Versicherungs- 
anstalten im  allgemeinen  unterstellt  sind,  ausüben  würde.  Das  Geld 
hätte  das  Reich  den  Versicherungsanstalten  direkt  als  Darlehen  zu  geben : 
diese  Darlehen  würden  allmählich  zu  tilgen  sein. 

Die  Versicherungsanstalten  liehen  selbstverständlich  auch  wiederum 
nur  gegen  Amortisation  aus  und  behielten  es  in  der  Hand,  den  Zinsfuss 
dem  Bedürfnisse  entsprechend  zu  normiren.  Das  Reich  brauchte  der  Ver- 
sicherungsanstalt nur  zu  dem  Zinsfusse  zu  geben,  den  es  selbst  für  seine 
Anleihen  zahlen  muss.  Das  eigene  Vermögen  der  Versicherungsanstalten 
wird  ausreichen,  um  den  Geldbedarf  zu  decken,  der  unter  dem  dem  Reiche 
zu  zahlenden  Zinsfusse  hergegeben  werden  muss.  Audi  Kombinationen 
sind  möglich,  1  •>  Reichsgeld  zu  3V2,  [/2  Versicherungsgeld  zu  3%. 

In  den  Staaten,  in  welchen  eine  Organisation  wie  die  der  deutschen 
Versicherungsanstalten  nicht  besteht,  müsste  der  Staat  durch  andere 
vorhandene  oder  zu  schaffende,  aber  staatliche  Geldinstitute  dem  Kredit- 
bedürfnisse zu  genügen  suchen  und  zweckmässig  diese  Geldinstitute  zu- 
gleich zu  Centralstellen  zur  Förderung  des  Arbeit  er  Wohnungsbaues  machen. 

Ich  schliesse  damit,  dass  ich  überall  das  Eingreifen  des  Staates 
nicht  nur  für  nützlich,  sondern  für  geboten  halte  und  dass  ich  glaube, 
dass  in  jedem  Staate  bei  gutem  Willen  sich  die  Mittel  und  Wege  finden 
lassen,  mit  welchen  das  Ziel,  den  Minderbemittelten  gute  Wohnungen  zu 
schaffen,  zu  erreichen  ist. 

Billiges  Geld  und  eine  Organisation,  die  nicht  bureaukratisch  ein- 
geengt ist,  Fühlung  mit  den  Wohnungsproduzenten  und  Wohnungs- 
bedürftigen  direkt  nehmen,  den  lokalen  Bedürfnissen  sich  anpassen  kann, 
billiges  Geld  und  eine  gute  Organisation,  das  sei  die  Loosung.  und  darin 
liegt  meines  Erachtens  auch  die  Lösung  der  Frage. 

Zweiter  Berichterstatter:  Geh.  Baurath  Stübben.  Köln.  Meine 
Herren!  Wenn  man  von  dem  besonderen  Bau  von  Wohnungen  absieht, 
den  die  Arbeitgeber  für  ihre  eigenen  Arbeiter  bewirken,   so  kann  man 
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den  allgemeinen  Wohnungsbau  eintheilen  in  drei  Arten,  erstens  in 
den  Bau  von  Wohnungen  für  den  eigenen  Bedarf  des  Bauenden, 
zweitens  in  den  gewerbsmässigen  Wohnungsbau  und  drittens  in  die 
gemeinnützige  Bauthätigkeit.  Nun  ist  es  eine  Thatsache,  dass  der  Bau 
von  Wohnungen  für  den  eigenen  Bedarf  in  den  letzten  Jahrzehnten  sehr 
erheblieh  zurückgegangen  ist.  Die  Gründe  hierfür  zu  untersuchen,  ist 
hier  nicht  der  Ort,  wird  auch  entbehrlich  sein.  Deshalb  ist  die  Herstellung 
von  Wohnungen  auf  gewerblichem  Wege,  die  gewerbsmässige  Wohnungs- 
produktion die  normale  und  die  unentbehrliche  Art  der  Befriedigung  des 
allgemeinen  Wohnungsbedürfnisses.  Die  Herstellung  von  Wohnungen 
in  gemeinnütziger  Absicht  bildet  nicht  einen  Gegensatz  zur  gewerblichen 
Thätigkeit  und  nicht  einen  Ersatz  derselben,  wie  Herr  Dr.  C rüger  heute 
früh  mit  Recht  hervorgehoben  hat,  sondern  sie  bildet  eine  durch  besondere 
Umstände  bedingte  Ergänzung,  welche  neben  der  Wohnungsfürsorge  für  die 
unmittelbar  Betheiligten  eine  Bereicherung  des  Wohnungsmarktes  und 
eine  Einwirkung  auf  die  gewerbliche  Wohnungsproduktion  bezweckt,  ja, 
ihr  Endziel  ist  es,  durch  Beihilfe  in  der  Verbesserung  unserer  Wohnungs- 
verhältnisse sich  selbst  wieder  entbehrlich  zu  machen,  dauernd  oder 
zeitweise. 

Indem  nun  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  neue  Wohnungen  schafft, 
sei  es,  dass  sie  in  Form  der  Baugenossenschaft  für  ihre  eigenen  Genossen 
sorgt,  sei  es,  dass  gemeinnützige  Aktiengesellschaften  das  allgemeine 
Wohnungsbedürfniss  zu  befriedigen  suchen,  tritt  die  gemeinnützige  Bau- 
thätigkeit in  Wettbewerb  mit  der  gewerblichen  einestheils  durch  Ent- 
ziehung von  Wohnungssuchern,  anderntheils  durch  Bereitstellung  besserer 
Wohnungen  für  den  gleichen  Preis.  Es  ist  behauptet  oder  befürchtet 
worden,  dass  dieser  Wettbewerb  für  die  gewerbliche  Bauthätigkeit 
schädlich,  dass  die  Subvention  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  ver- 
werflich sei,  ja  man  hat  die  Befürchtung  ausgesprochen,  dass  aus  der 
beabsichtigten  gemeinnützigen  Thätigkeit  eine  gemeinschädliche  werden 
könnte.  Und  so  ist  es  denn  wohl  begründet,  dass  wir  kurz  zu  unter- 
suchen uns  bestreben,  welche  Wirkungen  denn  dieser  Wettbewerb  der 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  mit  der  gewerblichen  eigentlich  hat. 

Der  Wettbewerb  der  gewerblichen  Wohnungsproduzenten  unter  ein- 
ander hat  in  der  Regel  in  Bezug  auf  die  Zahl  der  erforderlichen  Woh- 
nungen nicht  ausgereicht.  Das  ist  eine  statistisch  nachgewiesene  That- 
sache, auf  welche  vielleicht  Herr  Dr.  Wiedfei  dt  aus  Essen  demnächst 
noch  kurz  eingehen  wird.  Zeitweise  ist  zweifellos  die  Erzeugung  von 
neuen  Wohnungen  sehr  erheblich  hinter  dem  Bedürfniss  zurückgeblieben; 
ja  es  scheint,  dass  die  Zögerung  in  der  Deckung  des  Bedarfs  in  dem 
Wesen  des  gewerbsmässigen  Wohnungsbaues  liegt. 

In  Bezug  auf  die  Güte  der  Wohnungen,  wozu  auch  der  Preis  gehört, 
hat  der  Wettbewerb  der  gewerblichen  Wohnungsproduzenten  unter  ein- 
ander überhaupt  nicht  die  hinreichenden  Ergebnisse  zu  zeitigen  ver- 
mocht. Die  Mangelhaftigkeit  mancher  kleiner  Wohnungen,  ihre  räum- 
liche Einschränkung,  ihre  Anhäufung  in  grossen  Gebäuden,  das  sind 
bekannte  Erscheinungen,  die  zu  bekämpfen  der  gemeinnützige  Wohnungs- 
bau mit  dem  gewerbsmässigen  sich  zur  Aufgabe  stellt,  und  die  Not- 
wendigkeit des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  ist  darin  begründet, 
dass  der  gewerbliche  diese  Aufgabe  bisher  nicht  hat  erfüllen  können. 

Es  ist  indess  diese  gemeinnützige  Bauthätigkeit  nicht  allgemein 
genug  und  in  ihrem  Umfange  nicht  bedeutend  genug  gewesen,  als  dass 
sich  die  Wirkung  des  Wettbewerbes  schon  in  grossem  Umfange  hätte 
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feststellen  lassen.  Es  ist  klar,  dass  für  die  Abnehmer  die  Wirkung  nur 
günstig  sein  kann,  und  zwar  nicht  bloss  für  die  Abnehmer  der  in  gemein- 
nütziger Absicht  erbauten  Wohnungen  selbst,  sondern  auch  für  die 
Abnehmer  von  kleinen  Wohnungen  überhaupt,  da  ja  die  Bereicherung 
des  Marktes  den  Zweck  hat,  das  Ansteigen  der  Miethen  nach  Mög- 
lichkeit zu  verhindern,  auch  technische  und  hygienische  Verbesse- 
rungen der  Wohnungen  damit  verbunden  sind.  Für  die  gewerblichen 
Wohnungs  Produzenten  selbst  könnte  der  Wettbewerb  ein  un- 
günstiger sein,  wenn  ein  derartiges  Anwachsen  der  gemeinnützigen 
Bauthätigkeit  sich  vollzöge,  dass  die  Wohnungen  nun  zu  einem  grossen 
Prozentsatz  leer  stehen  blieben  und  die  Miethen  unter  die  wirthschaftlich 
erforderliche  Hausrente  herabsänken.  Das  ist  indess  bisher  nicht  nach- 
gewiesen worden.  Krisen  solcher  Art  sind  gewiss  zu  befürchten  in 
Zeiten  gewerblichen  Niederganges,  wenn  die  Bevölkerung  an  Zahlungs- 
fähigkeit und  Zahl  zurückgeht,  schwerlich  dagegen  in  Folge  übertriebener 
gemeinnütziger  Bauthätigkeit.  Diese  als  Aushilfe  in  der  Noth  wird 
natürlich  nachlassen  und  aufhören,  sobald  eine  hinreichende  Anzahl  von 
Wohnungen  geschaffen  ist.  Vorläufig  und  in  absehbarer  Zeit  scheint 
mir  keine  Gefahr  vorzuliegen,  weil  man  bisher  noch  gegenüber  fast  allen 
staatlichen  und  kommunalen  Bestrebungen,  die  alten  Wohnungen  zu  ver- 
bessern, bauliche  und  hygienische  Schäden  in  den  alten  AVohnungen 
thatkräftig  auszuräumen,  die  Ueberfüllung  der  alten  Wohnungen  zu  be- 
kämpfen und  das  Bewohnen  schlechter  Wohnungen  zu  verbieten,  mit 
Erfolg,  auch  wohl  zum  Theil  mit  Recht  den  Einwurf  hat  erheben  können: 
es  fehlt  an  den  nöthigen  Ersatzwohnungen. 

Jeder  Wettbewerb,  meine  Herren,  hat  aber  auch  für  die  Produzenten 
günstige  Wirkungen.  In  unserem  Falle  haben  wir  zunächst  hervorzuheben, 
dass  die  Hebung  des  Wohnungsbedürfnisses  und  die  Schaffung  technisch 
und  gesundheitlich  guter  Vorbilder  für  kleine  Wohnungen  nicht  bloss 
den  Abnehmern,  sondern  auch  den  gewerblichen  Wohnungsproduzenten 
selbst  zu  statten  kommt,  denn  der  Werth,  die  Verkäuflichkeit,  die  Ver- 
miethbarkeit  ihrer  Objekte  wird  zweifellos  dadurch  erhöht. 

Dass  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  in  der  Lage  ist,  technisch 
und  gesundheitlich  gute  Vorbilder  für  den  Wohnungsbau  zu  schaffen, 
liegt  an  zwei  Umständen;  zunächst  daran,  dass  selbstverständlich  dort 
mehr  humane  Bestrebungen  zur  Geltung  kommen,  und  zweitens  daran, 
dass  sich  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  leichter  und  lieber  Kräfte 
von  besonderer  Eigenart  und  Tüchtigkeit  zur  Verfügung  stellen,  als  dies 
bei  der  gewerblichen  Wohnungsproduktion  der  Fall  ist.  Das  ist  für  die 
letztere  keineswegs  ein  Vorwurf,  aber  ebenso  wäre  es  unrichtig,  die  That- 
sache  der  guten  Vorbilder  zu  bekämpfen,  welche  die  gemeinnützige  Wohn- 
thätigkeit  jetzt  schon  in  grossem  Umfange  geliefert  hat.  Ich  weise  auf 
London  hin,  ich  weise  auf  Berlin  hin,  auf  die  schönen  Bauten  von  Messel 
daselbst,  auf  die  Meyer' sehe  Stiftung  in  Leipzig;  ich  weise  hin  auf 
unsere  eigene  Thätigkeit  in  der  Rheinprovinz,  besonders  auch  hier  in 
Düsseldorf.  Sowohl  was  die  grossen  Häuser  als  was  die  mittelgrossen 
und  die  kleinen  Bauten  betrifft,  haben  wir  jetzt  schon  eine  grosse  Zahl 
von  Vorbildern  guter  Art  geschaffen,  und  ich  glaube,  dass  diese  prak- 
tischen Vorbilder  nach  dem  Spruche :  exempla  trahunt  eine  noch  bessere 
Einwirkung  auf  die  allgemeine  gewerbliche  Wohnungsproduktion  aus- 
üben werden,  als  dies  gute  Bücher  vermögen,  obgleich  ich  deren  Werth, 
z.  B.  der  Werke  von  Cacheux,  von  Albrecht  und  anderen  nicht  be- 
einträchtigen möchte. 
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Der  Redner  giebt  weiterhin  ein  Resume  seiner  in  dem  gedruckten 
Vorbericht  niedergelegten  Darlegungen  und  der  in  der  Versammlung 
vertheilten  Leitsätze. 


Leitsätze  von  Landesrath  Dr.  Liebrecht. 

1.  Das  Gesammtinteresse  der  im  Staate  zu  einem  organisirten  Ge- 
meinwesen vereinigten  Personen  erfordert  es,  dass  auch  die  Minder- 
bemittelten eine  gesundheitlichen  und  sittlichen  Ansprüchen  ge- 
nügende Wohnung  haben. 

2.  Diese  Forderung  ist  durch  Selbsthilfe  der  Minderbemittelten  allein 
nicht  zu  erfüllen. 

3.  Die  gewerbsmässige  Wohnungsproduktion  befriedigt  das  Bedürfniss 
nach  solchen  Wohnungen  nicht. 

4.  Auch  die  zunächst  interessirte  Ortsgemeinde  ist  nicht  überall  ge- 
eignet und  in  der  Lage,  die  Errichtung  kleiner  Wohnungen  durch 
Selbstbau  oder  Kreditgewährung  zu  fördern. 

5.  Der  Staat  allein  kann  für  alle  seine  Glieder  und  an  allen  Orten 
seines  Machtbereichs  die  erforderliche  Hilfe  gewähren  und  dabei 
die  Sonderinteressen  der  Einzelnen  und  die  Interessen  der  Ge- 
sammtheit  in  Einklang  bringen. 

6.  Der  Staat  hat  daher  durch  positive  Maassnahmen  den  Klein- 
wohnungsbau zu  fördern,  und  zwar  indem  er 

a)  die  dazu  erforderlichen  Organe  schafft, 

b)  diesen  die  finanziellen  Mittel  gewährt,  um  da  zu  helfen,  wo 
die  Selbsthilfe  der  zunächst  Betheiligten  oder  die  Hilfe  An- 
derer nicht  ausreicht. 


1.  L'interet  genoral  des  individus  groupes  dans  l'Etat  en  une  commu- 
naute,  exige  que  les  classes  peu  fortunees  disposent,  elles  aussi, 
de  logements  repondant  aux  principes  de  l'hygiene  et  de  la  morale. 

2.  Cette  exigence  ne  saurait  etre  satisfaite  par  les  seules  ressources 
des  classes  pauvres. 

3.  Le  nombre  des  logements  construits  par  les  entrepreneurs  pro- 
fessionnels  est  loin  d'arriver  a  couvrir  les  besoins  en  logements  de 
ce  genre. 

4.  De  m§me,  les  communes  directement  interessees  ä  cette  question 
ne  se  pr^tent  pas  partout  et  sont  impuissantes  ä  favoriser  la 
construction  de  petits  logements,  soit  en  se  chargeant  de  leur 
edification,  soit  en  accordant  des  credits  pour  la  faciliter. 

5.  Seul,  l'Etat  est  ä  meme  de  prSter  ä  la  totalite  des  individus  et 
pour  tous  lieux  soumis  ä  son  autorite,  l'appui  necessaire,  et  de 
concilier  les  interöts  speciaux  de  l'individu  et  de  la  generalite. 

6.  C'est  donc  ä  l'Etat  qu'il  appartient  de  favoriser,  par  des  mesures 
positives,  la  construction  de  petits  logements, 

a)  en  creant,  ä  cette  fin,  les  organes  necessaires; 

b)  en  mettant  a  la  disposition  de  ces  organes  des  fonds  pour  aider 
les  interesses  directs,  quand  leurs  propres  moyens  ou  l'appui 
d'autrui  seront  insuffisants. 
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1.  The  common  interest  of  the  persons  gathered  in  the  state  as  in 
organized  Commonwealth  requires  that  also  the  less  wealthy  per- 
sons enjoy  a  dwelling  that  answers  to  the  laws  of  hygiene  and 
morals. 

2.  This  requirement  cannot  be  fulfilled  alone  by  the  self-help  of  the 
less  wealthy  classes. 

3.  The  industrial  production  of  dwellings  does  not  meet  the  want  of 
such  dwellings. 

4.  Also  the  local  Community,  which  comes  next  in  interest,  is  not 
in  every  case  able  nor  has  always  the  means  to  promote  the  esta- 
blishment  of  small  dwellings  either  by  constructing  them  itself  or 
by  procuring  credit. 

5.  Only  the  government  of  the  state  can  afford  the  needed  help  to 
all  inhabitants  and  in  all  places  of  the  country,  and  in  doing  so 
bring  the  particular  interests  of  individuals  to  harmony  with  the 
national  interest. 

6.  For  this  reason,  the  government  must  promote  the  erection  of 
small  dwellings  by  positive  measures,  viz. 

a)  by  creating  the  indispensable  organs: 

b)  and  by  allowing  to  these  the  funds  necessary  to  help,  where 
the  self-help  of  the  next  concerned  or  the  help  of  others  does 
not  sufflce. 


Leitsätze  von  Geh.  Baurath  Stübben  und  Dr.  Wiedfeldt. 

1.  Bei  dem  Rückgange  des  Wohnungsbaues  für  das  eigene  Bedürfniss 
ist  die  gewerbsmässige  Wohnungsproduktion  die  normale  und 
unentbehrliche  Art  der  Befriedigung  des  allgemeinen  Wohnungs- 
bedarfs. 

2.  Die  Herstellung  von  Wohnungen  in  gemeinnütziger  Absicht 
bildet  nur  eine  durch  besondere  Umstände  bedingte  Ergänzung, 
welche  neben  der  Wohnungsfürsorge  für  die  unmittelbar  Bethei- 
ligten auf  eine  Bereicherung  des  Wohnungsmarktes  und  auf  eine 
Beeinflussung  der  gewerbsmässigen  Bauthätigkeit  gerichtet  ist. 
Ihr  Endziel  ist,  durch  Mithilfe  an  der  Herbeiführung  befriedigender 
Wohnungsverhältnisse  sich  selbst  wieder  entbehrlich  zu  machen. 

3.  Indem  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  den  Wohnungsmarkt  ver- 
mehrt, tritt  sie  mit  der  gewerblichen  in  Wettbewerb  und  beein- 
flusst  diese.  Sie  übt  auf  den  gewerblichen  Wohnungsbau  eine 
fördernde  Wirkung  aus  durch  Schaffung  technisch  und  hygienisch 
guter  Vorbilder. 

4.  Der  gemeinnützige  Wohnungsbau  bringt  auch  dem  gewerblichen 
dadurch  Vortheile,  dass  seine  Vertreter  auf  die  Verbesserung  der 
Bauordnungen  und  Bebauungspläne  sowie  auf  Erleichterungen  im 
Steuer-  und  Abgabenwesen  mit  grösserer  Aussicht  auf  Erfolg 
hinwirken. 

5.  Die  Subventionirung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  aus 
öffentlichen  Mitteln  ist  nur  begründet  und  zweckmässig,  soweit  die 
örtliche  gewerbsmässige  Wohnungsherstellung  sich  quantitativ  oder 
qualitativ  als  unzureichend  erweist. 
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6.  Um  den  in  der  gemeinnützigen  subventionirten  Bauthätigkeit 
liegenden  Eingriff  in  die  Gestaltung  des  Wohnungsmarktes  und  der 
Wohnungsproduktion  zu  kontrolliren,  ist  eine  regelmässige  Beob- 
achtung beider  erforderlich. 


1.  La  construction  de  logements  par  le  particulier,  pour  son  propre 
usage,  tendant  ä  devenir  l'exception,  l'edification  des  habitations 
par  des  professionnels  constitue  le  moyen  normal  et  indispen- 
sable de  satisfaire  au  besoin  general  de  logements. 

2.  La  construction  d'habitations  dans  un  but  soit  humanitaire,  soit 
d'assistance  mutuelle,  ne  saurait  §tre  qu'une  ressource  uniquement 
admissible  en  des  circonstances  speciales,  appelee  a  contribuer 
ä  l'augmentation  du  nombre  de  logements  disponibles  et  ä  excercer 
une  influence  sälutaire  sur  l'activite  edificatrice  industrielle.  Son 
but  final  doit  tendre  ä  rendre  son  intervention  superflue,  en  tra- 
vaillant  ä  l'etablissement  de  conditions  satisfaisantes  d'habitation. 

3.  Par  le  fait  qu'elle  met  sur  le  marche  un  appoint  d'habitations 
disponibles,  l'activite  edificatrice  d'interät  general  se  pose  en  con- 
currente  de  l'activite  industrielle  et  exerce,  des  lors,  sur  celle-ci, 
une  certaine  influence.  En  creant  d'apprßciables  exemples,  eile 
stimule  l'activite  de  l'entrepreneur  professionnel. 

4.  La  construction  d'interet  general  sert  encote  l'activite  du  con- 
structeur  professionnel  en  ce  sens  que  representants  poursuivent, 
avec  de  meilleures  chances  de  succes,  l'amelioration  des  prescriptions 
et  de  la  legislation  reglementant  la  bätisse,  et  l'allegement  des 
impositions  et  charges  qui  la  grevent. 

5.  Un  appui  de  l'activite  edificatrice  d'interet  general  par  les  deniers 
publics  n'est  en  lieu  et  place  que  si  l'activite  industrielle  locale 
laisse  ä  desirer,  au  double  point  de  vue  de  la  quantite  et  de  la 
qualite  des  logements  qu'elle  met  sur  le  marche. 

6.  Comme  contröle  de  l'influence  que  l'activite  edificatrice  subven- 
tionnee  exerce  sur  la  Situation  du  marche  des  habitations  dispo- 
nibles et  sur  celle  de  l'activite  industrielle,  s'impose  une  double 
surveillance  constante. 


1.  As  the  construction  of  d Wellings  for  the  own  use  of  the  builders 
is  constantly  declining,  the  industrial  erection  of  dwellings  is  at 
present  the  normal  and  indispensable  mode  of  satisfying  the  general 
want  of  lodgings. 

2.  The  construction  of  dwellings  in  the  public  interest  is  a  comple- 
ment  justifiable  only  by  particular  circumstances.  Besides  housing 
the  persons  immediately  concerned,  it  aims  at  enlarging  the  market 
of  dwellings  and  at  influencing  the  building  trade.  Its  ultimate 
aim  is  to  render  itself  again  superfluous  by  helping  to  create  satis- 
fying conditions  of  dwelling. 

3.  In  enlarging  the  dwellings'  market,  the  public  interest  building 
activity  enters  into  competition  with  the  industrial  building  activity 
and  excercises  an  influence  on  it.  It  has  a  favourable  effect  on 
the  building  trade  by  bringing  forth  models  that  are  technically 
and  hygienically  valuable. 

4.  The  public  interest  building  activity  is  useful  to  the  building  trade 
also  by  the  fact,  that  its  representatives,  with  greater  probability 
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of  success,  exert  themselves  for  improvement  of  building  plans  and 
regulations,  as  well  as  for  facilities  in  the  domain  of  taxes  and 
rates. 

5.  The  subventioning  of  the  building  activity  based  on  principles  of 
mutual  interest  out  of  public  funds  is  justifiable  and  useful  only 
as  far  as  the  local  building  trade  activity  proves  deficient  either  in 
quantity  or  in  quality. 

6.  In  order  to  control  the  influence  that,  by  subventioning  the  public 
interest  building  activity,  is  exercised  on  the  Situation  of  the 
dwellings1  market  and  on  the  mode  of  establishing  dwellings,  it  is 
necessary  to  watch  both  constantly. 


(Schluss  der  Sitzung  V-fe  Uhr.) 


V.  (Schluss-)  Sitzung. 
Mittwoch,  den  18.  Juni,  Vormittags  9  Uhr. 


Berieht  über  die  Zusammensetzung  und  eventuelle  Ergänzung 
des  permanenten  Komites. 

Der  Generalsekretär  theilt  mit,  dass  der  vorige  Kongress  in 
Paris  beschlossen  hat,  ein  internationales  Komite  einzusetzen  zu  dem 
Zweck,  die  Vermittelung  zwischen  je  zwei  auf  einander  folgenden  Kon- 
gressen zu  übernehmen  und  das  Generalsekretariat  des  jeweiligen  Kon- 
gresses mit  Bezug  auf  die  Einladung  in  den  betreffenden  Ländern  sowie 
in  Bezug  auf  etwaige  statistische  u.  s.  w.  Erhebungen  zu  unterstützen, 
die  sich  als  Unterlagen  für  die  Verhandlungen  wünschenswerth  erweisen 
sollten.1) 

Dem  Organisationskomite  des  diesjährigen  Kongresses  war  damit 
die  Aufgabe  gestellt,  den  Versuch  zu  machen,  in  den  einzelnen  Ländern 
die  nach  dem  in  Paris  beschlossenen  Statut  in  Frage  kommenden  Orga- 
nisationen ausfindig  zu  machen  und  sie  aufzufordern,  ihre  Delegirten 
für  das  internationale  Komite  namhaft  zu  machen,  mit  dem  Erfolg,  dass 
die  nachbenannten,  die  Anforderungen  des  §  1,  bezw.  §  4  des  Statuts 
erfüllenden  nationalen  Vereinigungen  ihre  Delegirten  ernannt  haben: 

Belgien:  Conferences  nationales  des  Societes  d'Habitations  ouvrieres  : 
M.  Omer  Lepreux,  Directeur  general  de  la  Caisse  d'Epargne  et  de 
Retraite,  Bruxelles; 

Deutschland:  Die  in  dem  Organisationskomite  des  VI.  Inter- 
nationalen Wohnungskongresses  vertretenen  Verbände:  Prof.  Dr.  H.  Al- 
brecht, Gross-Lichterfelde ; 

Frankreich:  Societe  frangaise  des  Habitations  ä  bon  marche: 
M.  Jules  Siegfried,  ancien  Ministre  du  Commerce,  Paris; 

Grossbritannien:  National  Housing  Reform  Council:  Henry 
R.  Aldridge,  London: 

J)  Vergl.  Compte  rendu  et  Documenta  du  Congres  international  des  Habi- 
tations ä  bon  marche  tenu  ä  Paris  les  18.  19.  20  et  21  juin  1900.    p.  258. 
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Holland:  Centraibureau  voor  Sociale  Adviezen:  Prof.  Dr.  M.  W. 
T.  Treub,  Amsterdam; 

Ungarn:  Ungarische  volkswirtschaftliche  Gesellschaft :  Dr.  Joseph 
v.  Körösi,  Direktor  des  statistischen  Bureaus  der  Stadt  Budapest. 

In  den  übrigen  bisher  auf  den  internationalen  Wohnungskongressen 
vertretenen  Ländern  bestehen  bis  jetzt  nationale  Vereinigungen  der  in 
§  1  und  4  des  Statuts  für  das  permanente  Komite  gedachten  Art  nicht. 
Um  daher  auch  diesen  Ländern  eine  Betheiligung  an  den  Aufgaben  des 
letzteren  zu  ermöglichen,  schlägt  das  Organisationskomite  einen  zwischen 
§  4  und  5  einzuschiebenden  Zusatz  zu  dem  Statut  vor  des  Wortlauts: 
„Für  diejenigen  Länder,  in  denen  Vereinigungen  der  in  §  1 
und  4  gedachten  Art  nicht  bestehen,  ernennt  das  Komit6  je  einen 
Vertreter. " 

(„Le  Comite  nomine  lui-meme  un  representant  pour  chacun  des 
pays  dans  lesquels  il  n'existe  aucune  des  unions  de  la  categorie 
prevue  dans  les  §§  1  et  4.") 
Der  Antrag  wird  einstimmig  angenommen.1) 


Wahl  von  Zeit  und  Ort  für  den  nächsten  Kongress. 

Der  Generalsekretär  theilt  mit,  dass  eine  Einladung  von  Lüttich 
vorliegt.  Es  ist  den  Herren,  die  in  Paris  anwesend  gewesen  sind,  be- 
kannt, dass,  als  über  die  Wahl  des  Ortes  für  diesen  Kongress  berathen 
wurde,  bereits  eine  freundliche  Einladung  von  der  Stadt  Lüttich  vorlag, 
den  Kongress  in  diesem  Jahre  in  Lüttich  abzuhalten.  Die  Herren, 
welche  die  Einladung  überbrachten,  sind  damals  zu  Gunsten  Düsseldorfs 
zurückgetreten.  Das  Organisationskomite  hält  es  daher  für  eine  Pflicht 
der  Courtoisie,  indem  es  für  die  Einladung  der  Stadt  Lüttich  eintritt, 
die  für  das  Jahr  1905  lautet,  in  welchem  Jahre  daselbst  eine  Ausstellung 
stattfinden  wird. 

Es  wird  der  eins  timmige  Beschluss  gefasst,  den  nächsten 
Kongress  im  Jahre  1905  in  Lüttich  abzuhalten. 


!)  Die  anwesenden  Mitglieder  des  permanenten  Koinites  sind  dahin  über- 
eingekommen, auf  Grund  der  beschlossenen  Zusatzbestimmung  zu  dem  Statut 
für  die  in  dem  Komite  noch  nicht  vertretenen  Länder  folgende  Herren  zu 
kooptiren : 

Dänemark:  Cordt  Trap,  Direktor  des  städtischen  statistischen  Amts, 
Kopenhagen; 

Italien:    Prof.  Dr.  Luigi  Luzzatti,  Finanzminister  a.  D.,  Rom; 
Norwegen:    Ingenieur  Th.  Svane,  Christiania; 
Oesterreich:  Prof,  Dr.  v.  Philippovich,  Wien; 

Russland:  Geheimrath  Dr.  Leo  Berthenson,  ständiges  Mitglied  des 
Medizinalraths,  St.  Petersburg; 

Schweden:  Sven  Palme,  Direktor  der  Versicherungsgesellschaft 
„Thüle",  Stockholm; 

Schweiz:  M.  Schnetzler,  Advokat  und  Privatdozent  an  der  Universität 
Lausanne; 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika:  Caroll  D.  Wright, 
Commissioner  of  Labor,  Washington. 
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Diskussion  über  das  3.  Hauptthema: 

M.  Jules  Siegfried,  Depute,  ancien  Ministre  du  Commerce,  Paris, 
demande  la  permission  au  Congres  de  l'entretenir  d'une  oeuvre  nouvelle 
relative  au  logement  des  femmes  et  des  jeunes  filles  qui  vient  d'§tre  fondee 
ä  Paris  par  la  Societe  Phüanthropique,  et  qui  a  ete  inauguree  il  y  a 
quelques  jours  seulement.  II  s'agit  d'un  hötel  meuble  qui  comprend 
5  etages.  Le  1er  et  le  2me  sont  divises  en  10  chambres  chacun,  d'une 
superficie  moyenne  de  14  metres  carres,  ayant  chacune  une  fen^tre 
et  meublee  d'un  lit,  d'une  armoire,  d'une  toilette,  d'une  table  et  d'une 
chaise.  Les  trois  autres  etages  sont  divises  en  12  chambrettes  d'une 
superficie  moyenne  de  10  metres  carres.  Les  cloisons  qui  les  separent 
s'arretent  ä  2  m  50  du  sol,  ce  qui  assure  un  cube  d'air  considerable. 
Les  lavabos  sont  reunis  dans  une  möme  salle.  Deux  water-closets  et 
deux  cabinets  de  toilette  existent  ä  chaque  etage.  Au  rez-de-chaussee 
une  salle  de  reunion  est  ouverte  toute  la  journee  et  le  soir  aux 
locataires,  et  une  salle  ä  manger  attenante  ä  un  fourneau  economique 
leur  permet  d'obtenir  une  nourriture  ä  tres  bas  prix.  Le  sous-sol  con- 
tient  des  Salles  de  bain  et  de  douches.  Le  prix  des  chambres  est  de 
un  franc  par  nuit,  et  le  taux  des  chambrettes  est  de  0  fr.  60  Centimes. 
—  Les  locataires  peuvent  rester  tant  qu'ils  le  veulent  dans  la  maison. 
Cet  hötel  meuble  pour  femmes  et  jeunes  filles  seules,  est  situe  37  rue 
des  Grandes  Carrieres,  quartier  des  Batignolles,  et  est  appele  ä  rendre 
de  grands  Services,  car  chacun  sait  les  dangers  qui  entourent  les 
femmes  seules,  dans  les  grandes  villes  de  tous  les  pays.  —  La  Societe 
Phüanthropique,  gräce  ä  Mr.  Georges  Picot  qui  en  a  eu  l'idee,  a 
rendu  un  grand  Service  ä  cette  classe  si  interessante  de  la  population, 
et  il  est  desirable  que  des  institutions  de  ce  genre  se  repandent  de  plus 
en  plus  dans  les  grandes  villes. 

M.  Paul  Strauss,  Senateur  de  la  Seine,  President  du  Comite  des 
habitations  ä  bon  marche  de  la  Seine,  Paris:  Je  n'entre  pas  dans  le 
vif  de  la  question  soumise  en  ce  moment  au  Congres;  je  desire  seulement 
presenter  quelques  observations  sur  la  methode  suivie.  —  Je  n'ai  pas 
l'intention  de  rompre  l'accord  qui  regne  entre  les  delegues  frangais; 
nous  n'avons  pas  le  droit  de  nous  diviser  sur  une  question  qui  mal- 
heureusement  n'est  pas  encore  tres  avancee  en  France.  —  Les  orateurs 
prece'dents  ont  dit  les  difficultes  auxquelles  se  heurte  encore  dans  notre 
pays  la  Solution  du  probleme  de  l'habitation.  J'ai  essaye  de  remedier  ä 
certaines  de  ces  difficultes  par  une  proposition  de  loi,  soumise  actuelle- 
ment  aux  deliberations  du  Senat  et  dont  je  depose  un  exemplaire  sur  le 
bureau  du  Congres.  Ce  projet  a  principalement  pour  but  de  completer 
la  loi  Siegfried  et  de  triompher  de  resistances  opposees  par  le  fisc  et 
les  administrations  publiques.  Une  autre  question  qui  nous  preoccupe 
vivement  est  celle  de  trouver  de  l'argent  ä  bon  marche;  nous  avons 
en  effet  le  regret  de  constater  que  les  caisses  designees  par  la  loi  pour 
pr^ter  des  fonds  aux  constructions  n'ont  pas  repondu  avec  empressement 
ä  l'appel  du  legislateur:  la  Caisse  des  Depöts  et  Consignations  a  meine 
exige  la  creation  d'une  societe  de  credit  qui  sert  d'intermediaire  entre 
eile  et  les  emprunteurs  et  qui  greve  annuellement  les  pr§ts  de  1%  en 
sus  de  l'inter§t  exige  par  la  Caisse. 

II  faut  egalement  remarquer  qu'en  France  les  pouvoirs  des  munici- 
palites  sont  etroits  et  mal  definis.    II  m'a  paru  utile  de  prendre  l'avis 
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de  M.  le  President  du  Conseil,  Ministre  de  l'Interieur  sur  la  question  de 
savoir  dans  quelle  mesure  les  municipalites  peuvent  s'interesser  ä  rame- 
lioration  des  habitations  ouvrieres:  jusqu'ä  present  cette  question  est 
restee  sans  reponse.  En  resume  nous  n'avons  pas  encore  parcouru  notre 
premiere  etape  et  nous  avons  beaucoup  ä  apprendre  de  TAllemagne,  de 
l'Angleterre  et  de  la  Belgique. 

Nous  avons  l'espoir  qu'au  prochain  congres  de  Liege,  on  ne  discutera 
pas  seulement  des  doctrines  economiques,  mais  qu'on  pourra  surtout 
comparer  les  resultats  pratiques  sanitaires. 

Lors  de  ce  Congres,  je  crois  qu'il  serait  interessant  d"apporter  des 
renseignements  sanitaires  comparatifs :  en  effet  Texperience  a  depuis 
longtemps  demontre  que  la  Substitution  des  maisons  salubres  a  des  taudis 
malsains  avait  diminue  considerablement  les  maladies  et  la  mortalite. 
Les  lois  et  les  reglements  sur  la  sante  publique  sont  insuffisants  pour 
ameliorer  l'etat  sanitaire,  s'ils  ne  sont  pas  completes  par  la  construction 
d*habitations  a  bon  marche.  II  est  donc  essentiel  de  rechercher  si,  con- 
formement  ä  notre  espoir,  la  campagne  que  nous  menons  de  concert 
n'aura  pas  des  resultats  heureux  au  point  de  vue  de  la  lutte  contre  la 
tuberculose  et  contre  la  restriction  volontaire  du  nombre  des  naissances 
dans  les  familles. 

Annexe. 

Proposition  de  loi.  tendant  ä  modifier  et  ü  completer  la  loi  du 
30  novembre  1894  sur  les  habitations  ä  bon  marche.  presentee  par 
M.  Paul  Strauss.  Senateur. 

Messieurs,  la  loi  du  30  novembre  1894  a  favorise,  dans  l'inter§t  de  la  popu- 
lation  ouvriere,  la  construction  des  habitations  ä  bon  marche. 

Les  dispositions  de  cette  loi,  qui  fait  le  plus  grand  honueur  ä  son  pro- 
moteur,  M.  Jules  Siegfried,  ont  ete  les  bienvenues,  car  elles  repondaient  ä 
une  preoccupation  tres  vive  de  Topinion.  qui  s?est  emue,  depuis  une  vingtaine 
d'annees  surtout,  de  l'etat  miserable  des  logements  oü  s'entassent  tant  de 
familles  laborieuses  au  grand  detriment  de  la  sante  publique. 

Dejä  les  Societes  qui  se  sont  creees  en  vue  de  realiser  les  intentions  gene- 
reuses  du  legislateur  ont  contribue.  dans  une  certaine  mesure.  ä  l'amelioration 
de  la  condition  morale  et  materielle  des  ouvriers  et  artisans  qu'elles  attachent 
plus  etroitement  au  foyer  familial. 

Malheureusement  l'experience  n'a  pas  tarde  ä  demontrer  que  les  limites 
fixees  par  la  loi  etaient  beaucoup  trop  rigoureuses.  Etant  donne  les  exigences 
croissantes  de  l'hygiene  et  la  necessite  pour  les  constructeurs  d'allouer  ä  leur 
modeste  clientele  des  habitations  amenagees  sans  luxe,  mais  avec  un  confortable 
süffisant,  les  maxima  prevus  par  la  loi  sont  notablement  au-dessous  de  ce  qui 
serait  necessaire. 

Si  donc  on  veut  entrer  resolument  dans  la  voie  que  nos  devanciers  ont 
tracee  et  reformer  d'une  fagon  serieuse  Fhabitation  ouvriere.  il  nous  parait  in- 
dispensable de  relever  ces  chiffres.  ainsi  que  la  proposition  en  a  ete  faite  ä 
maintes  reprises  par  ceux  qui  sont  le  mieux  qualifies  pour  apprecier  les  resultats 
de  la  loi  de  1894,  notamment  par  le  Conseil  superieur  des  habitations  ä  bon 
marche  et  par  le  Comite  departemental  de  la  Seine. 

Tel  est  Tob]' et  de  l'article  premier  de  notre  proposition. 

Mais  il  est  un  autre  point  sur  lequel  doit.  selon  nous,  se  porter  speciale- 
ment  Tattention  du  Senat,  afin  de  remedier  ä  la  Situation  tres  embarrassante  oü 
se  trouvent  les  constructeurs  d'habitations  ouvrieres.  Nous  voulons  parier  des 
difficultes  que  rencontrent  les  Societes  de  la  part  des  administrations  publiques. 

Celles-ci.  dans  une  intention  qui  est  assurement  tres  louable,  ont  tendance 
ä  interpreter  de  la  facon  la  plus  restrictive  les  termes  dont  la  loi  s'est  servie 
et  il  est  arrive  parfois  que  la  volonte  tres  certaine  du  legislateur  s'est  trouvee 
meconnue. 

46* 
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C'est  ainsi  que,  pour  l'application  du  tarif  legal,  certains  agents  ont  refust 
de  prendre  pour  base  le  loyer  pergu  par  les  Societes  et  pretendu  qu'il  fallait 
apprecier  la  valeur  locative  de  l'habitation  par  comparaison  avec  celle  des  locaux 
environnants.  Nous  ne  contestons  pas  que  cette  maniere  de  proceder  soit  legi- 
time quand  il  s'agit  de  logenients  ordinaires.  Mais  il  est  evident  que  les  habi- 
tations  auxquelles  le  legislateur  de  1894  a  concede  im  regime  de  faveur  sortent 
de  la  regle  commune  et  qu'elles  ont  pröcisement  pour  objet  d'offrir  ä  la  popu- 
lation  ouvriere  des  conditions  de  bien-etre  plus  favorables  qu'on  ne  peut,  ä 
aucun  titre,  mettre  en  comparaison  avec  Celles  des  maisons  construites  dans  im 
but  de  speculation  pure. 

A  cet  egard,  nous  croyons  utile  de  reproduire  un  passage  du  rapport  pre- 
sente  en  1899  au  Conseil  superieur  des  habitations  a  bon  marche,  qui  lui  a 
dorme  sa  pleine  et  entiere  adhesion. 

„Le  legislateur  a  voulu  que  les  conditions  du  logement  des  classes  labo- 
rieuses  fussent  ameliorees;  il  a  voulu  que  des  maisons  plus  salubres  fussent 
mises  ä  leur  disposition,  sans  que  pour  cela  le  chiffre  du  loyer  füt  augmente; 
il  demande  aux  Societes  et  aux  particuliers  de  reduire  autant  que  possible  le- 
profit  qu'ils  pourraient  tres  legitimement  retirer  de  leurs  immeubles  pour  offrir 
ä  une  certaine  clientele  des  habitations  salubres  et  ä  bon  marche,  c'est-a-dire- 
plus  salubres  et  a  meilleur  marche  que  les  habitations  qui  lui  sont  generale- 
ment  offertes. 

„Pour  arriver  ä  ce  resultat.  il  fait  appel  ä  toutes  les  bonnes  volontes;  il 
cree  des  comites;  il  sollicite  la  formation  de  Societes  et  leur  impose,  afin  qu'on 
ne  puisse  leur  imputer  aucune  arriere-pensee  de  Spekulation,  de  limiter  elles- 
memes  leur  benefices  ä  un  chiffre  maximum.  L'Etat,  de  son  cöte,  donne  l'exemple 
et  promet  ä  tous  ceux  qui  construiront  des  habitations  de  ce  genre  certaine 
attenuation  d'impots  et  aux  Societes  qui  se  proposent  le  meme  but  certaines 
exemptions  de  timbre  et  d'enregistrement. 

„Et  voici  que  l'Administration,  meconnaissant  la  pensee  du  legislateur,  veut 
taxer  ces  habitations  d'autant  plus  eher  qu'elles  sont  plus  salubres  et  que  le  loyer 
en  est  plus  reduit.    Cela  vous  paraitra,  comme  ä  nous,  tout  ä  fait  inacceptable. 

„Voyez  d'ailleurs  oü  cela  nous  conduirait:  la  loi  de  1894  a  trace,  dans 
son  article  5,  les  limites  de  son  application;  ces  limites  consistent  dans  une 
serie  de  chiffres  fixes  ä  forfait  pour  les  diverses  categories  de  communes,  non. 
d'apres  la  valeur  moyenne  des  petites  habitations  dans  chacune  d'elles,  mais 
uniquement  d'apres  leur  population.  Ce  chiffre  ä  forfait  ne  peut  §tre  que  celui 
du  loyer.  Sur  la  foi  du  tarif  legal,  et  aussi  sur  la  foi  des  interpretes  les  plus- 
autorises  de  la  loi,  les  Societes  d'habitations  ä  bon  marche  sont  entrees  en 
campagne.  Elles  avaient  ä  remplir  ce  programme :  construire  des  maisons  aussi 
parfaites  que  possible  au  point  de  vue  de  l'hygiene  et  ne  pas  exceder  cependant 
le  chiffre  de  valeur  locative  determine  par  la  loi.  Tous  leurs  calculs  ont  ete- 
faits  en  consequence,  tous  leurs  types  et  tous  leurs  baremes  ont  ete  dresses. 
Comment  admettre  que  l'Administration  puisse  repondre:  „Je  n'aeeepte  pas  vos 
calculs,  il  fallait  vous  baser  sur  la  valeur  locative  ambiante,  c'est-ä-dire  sur  le 
loyer  des  maisons  jugees  insuffisamment  salubres  auxquelles  vous  avez  mission 
de  faire  coneurrence."  La  consequence  de  ce  raisonnement  serait  l'impossibilite 
absolue,  pour  toutes  les  Societes  que  M.,  le  Ministre  du  Commerce  a  autorisees 
et  pour  Celles  qui  viendront  a  leur  suite.  de  faire  oeuvre  utile  et  pratique,  car 
elles  ne  pourront  jamais  etre  assurees  que  leurs  maisons  jouiront  de  l'exone- 
ration  de  l'impöt  foncier  et  de  l'impöt  des  portes  et  fen^tres  promise  par 
1" article  5." 

Et,  en  effet,  les  construetions  ä  qui  on  impose  une  limite  forfaitaire  doivent 
pouvoir  compter  sur  un  chiffre  invariable  pour  dresser  d'avance  leurs  calculs  et 
ce  chiffre,  comme  le  dit  avec  raison  le  rapporteur  du  Conseil  superieur  des 
habitations  ä  bon  marche,  ne  peut  6tre  que  le  loyer.  abstraction  faite  de  toute 
evaluation  comparative. 

Quoi  qu'il  en  soit,  pour  mettre  fin  ä  cette  controverse  regrettable,  nous 
proposons  de  declarer  que  les  maxima  fixes  par  la  loi  doivent  porter  exclusive- 
ment  sur  le  chiffre  du  loyer  determine  sans  fraude  par  le  bail. 
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Tel  est  l'objet  de  I'article  2  de  la  proposition. 

II  est  un  autre  point  sur  lequel  les  regles  tracees  par  la  loi  de  1894  ne 
&emblent  pas  repondre  ä  l'excellence  de  ses  intentions.  M.  Holtz,  dans  une 
interessante  proposition  soumise  ä  la  Cbambre  dans  sa  seance  du  28  octobre 
1901,  a  le  premier  Signale  cette  anomalie  et  propose  d'y  porter  remede.  II 
s'agit  de  l'acquisition  des  maisons  ä  bon  marche  qui  est,  pour  le  paiement  des 
droits  de  mutation,  plus  rigoureusement  traitee  que  celle  de  tout  autre  immeuble. 

II  est  ä  remarquer.  en  effet,  qu'un  particulier  acquitte  les  droits  de  muta- 
tion sur  la  valeur  du  terrain  qu'il  achete  et  non  sur  celle  de  la  construction 
■que,  plus  tard,  il  edifiera  sur  ce  terrain.  Au  contraire,  l'ouvrier,  l'employe,  le 
modeste  adherent,  quel  qu'il  soit,  membre  d'une  Societe  d'habitations  ä  bon 
marche,  est  astreint  ä  payer  ce  droit  dans  des  conditions  particulierement  one- 
reuses.  Au  lieu  de  les  acquitter  une  seule  fois  et  uniquement  sur  la  valeur  du 
terrain,  il  les  paye  indirectement  sur  la  valeur  de  la  construction  et  consecutive- 
ment  deux  ou  trois  fois  sur  le  prix  du  terrain. 

Pour  le  moins  les  droits  sont  acquittes  sur  la  valeur  du  terrain  deux  fois: 
une  premiere  fois  (et  c'est  un  des  elements  qui  entrent  dans  le  calcul  du  prix 
ä  la  Charge  du  societaire)  lorstjiie  la  Societe  achete  le  terrain;  une  seconde  fois 
lorsqu'elle  cede  au  societaire,  apres  paiement  de  la  derniere  anuuite.  la  pro- 
priete du  terrain,  ainsi  que  celle  de  la  construction  qui  y  a  ete  edifiee. 

11  peut  arriver  meme  que  les  droits  soient  acquittes  trois  fois.  Le  fait  se 
produit  lorsqu'un  societaire.  proprietaire  d"un  terrain  pour  lequel  il  a  dejä  paye 
des  droits  de  mutation,  le  cede  ä  la  Societe  afin  d'y  obtenir  la  construction 
d'une  maison  ä  bon  marche:  cette  cession  amene  un  second  paiement  de  droits, 
et  un  troisieme  a  lieu  lorsque  plus  tard,  apres  versement  de  la  derniere  annuite, 
le  terrain  et  la  construction  edifiee  font.  en  pleine  propriete,  retour  au  societaire. 
Le  seul  moyen  d'obvier  ä  ces  resultats,  en  l'etat  actuel  de  la  legislation.  serait 
de  porter  immediatement  au  nom  du  societaire  ä  qui  Thabitation  est  destinee, 
la  propriete  du  terrain  et  celle  de  la  construction;  mais  les  Societes.  pour  eviter 
tous  risques  de  perte,  preferent  retarder  cette  transmission  de  propriete  jusqu'apres 
Je  paiement  integral  du  prix  que  le  societaire  verse  par  annuites  successives. 

En  realite  les  Societes  n'ont  pas  encore  beaucoup  souffert  de  ces  multiples 
droits  de  mutation.  Jusqu'ä  ces  derniers  temps  en  effet  l'Adniiuistration  avait 
•considere  que.  lorsqu'un  immeuble  est  attribue  ä  un  socit'-taire  a  titre  de  lotisse- 
ment,  en  representation  de  sa  part  dans  Tactif  social,  cette  attribution  n'etait 
passible  que  du  droit  de  partage  de  0.15  %  au  lieu  du  droit  de  mutation.  Cette 
interpretation,  conforme  ä  Topinion  des  auteurs  de  plus  qualifies,  tels  que 
M.  Wahl,  professeur  ä  la  Faculte  de  droit  de  Lille,  et  M.  Vavasseur,  le 
jurisconsulte  bien  connu,  se  fondait  sur  cette  consideration  decisive  que,  dans 
les  Societes  a  personnel  variable.  —  et  les  Societes  cooperatives  sont  de  se 
nombre,  —  la  Societe  est  reputee  dissoute  au  regard  de  Tassocie  qui  se  retire. 
Des  lors,  l'associe  a  un  droit  direct  et  immediat  de  co-propriete  sur  les  biens 
sociaux,  et  rattribution  qui  lui  en  est  faite  en  representation  de  ses  actions  ne 
constitue  pas  une  alienation  (art.  529  du  Code  civil).  Or,  recemment.  l'Ad- 
ministration  a  pretendu  faire  prevaloir  une  these  difFerente  et  imposer  aux  attri- 
butaires  le  droit  de  mutation  de  5.50  °/o. 

II  nous  a  paru,  comme  ä  M.  Holtz  et  ä  plusieurs  de  ses  collegues,  qu'il 
Importe  de  mettre  les  Societes  d'habitations  ä  bon  marche  ä  l'abri  des  variations 
de  jurisprudence  de  l'Administration  de  l'enregistrement  et  en  mmne  temps  de 
,leur  eviter  des  paiements  repetes  du  mßme  droit  de  mutation. 

Tel  est  le  but  de  I'article  3  de  la  proposition. 

Mais  nous  irons  encore  plus  loin  et  nous  demanderons  au  Senat  de  favoriser. 
d'une  facon  generale,  les  Societes  autres  que  les  cooperatives,  qui  se  consacrent 
a  la  construction  des  habitations  ä  bon  marche  dans  les  termes  prevus  par  la 
loi  de  1894,  en  leur  accordant  une  reduction  du  droit  de  mutation  qui  pese 
si  lourdement  sur  leur  modeste  clientele. 

Nous  y  sommes  conduits  non  seulement  par  notre  desir  de  developper 
!*habitation  ouvriere  saine  et  confortable,  mais  encore  par  l'exemple  de  la  Bel- 
gique  qui,  dans  cette  matiere,  a  sur  notre  pays  une  avance  si  considerable. 


726 


En  Belgique,  une  remise  de  50%  des  droits  de  mutation  est  accordee  k 
l'ouvrier  qui  veut  devenir  proprietaire  d'une  petite  habitation  et  qui,  daas  ce 
but,  s'adresse  ä  une  des  Societes  si  nombreuses  que  patronne  et  soutient  la 
Caisse  generale  d'epargne  et  de  retraite. 

II  nous  semble  que  ce  nest  pas  6tre  trop  ambitieux  que  de  demander  un 
avantage  semblable  pour  notre  democratie  ouvriere  qui  a  tant  ä  faire  pour  ame- 
•liorer  sa  condition  materielle  et  morale. 

Nous  ferons  observer  d'ailleurs  qu'il  ne  saurait  y  avoir  d'abus  ä  redouter, 
car  le  benefice  de  la  loi  ne  sera  acquis  qu'aux  Societes  constituees  avec  l'auto- 
risation  du  Ministre  du  Cornmerce  et  sous  la  condition  essentielle  que  le  divi- 
dende  maximum  ä  distribuer  aux  actionnaires  ne  peut  depasser  le  taux  fixe  par 
le  reglement  d'administration  publique  du  2  septembre  1895. 

En  consequence,  Messieurs,  j'ai  l'honneur  de  soumettre  ä  vos  deliberations 
la  proposition  de  loi  suivante: 

Article  premier. 

L'article  5  de  la  loi  du  30  novembre  1894  est  modine  ainsi  qu*il  suit: 
Les  avantages  concedes  par  la  presente  loi  s'appliquent  exclusivement: 
En  ce  qui  concerne  les  maisons  individuelles  destinees  ä  etre  acquises  par 
les  personnes  visees  ä  l'article  premier,  ou  construites  par  elles,  aux  immeubles 
dont  le  revenu  net  imposable  ä  la  contributiou   fonciere,  determine  conforme- 
ment  ä  l'article  5  de  la  loi  du  8  aoüt  1890,  ne  depasse  pas  de  plus  d'un  dixieme.. 


Dans  les  communes  au-dessus  de  1.000  habitants    .    .     90  francs 

De  1.001  ä  5.000  habitants   150  .. 

De  5.001  ä  30.000  habitants   170  „ 

De  30.001  ä  200.000  habitants   220 

Dans  les  communes  de  plus  de  200.000  habitants  et 
dans  Celles  qui  sont  situees  dans  rayon  de  40  kilo- 

nietres  autour  de  Paris   330  „ 

A  Paris   375  ,, 


En  ce  qui  a  trait  aux  maisons  individuelles  ou  collectives  destinees  ä  etre 
louees,  ä  Celles  dont  le  revenu  net  imposable,  pour  leur  integralite  ou  pour 
chacun  des  logements  les  composant  et  destines  ä  etre  loues  separement,  ne 
comporte  pas  im  chiffre  superieur  ä  ceux  qui  sont  indiques  ci-dessus  pour  ehaque 
categorie  de  communes. 

Art.  2. 

L'estimation  de  la  valeur  locative  des  habitations  ä  bon  marche,  pour 
l'application  des  dispositions  de  la  loi  du  30  novembre  1894.  aura  pour  base 
exclusive  la  valeur  reelle  du  loyer  des  dites  habitations  tel  qu'il  resulte  des  baux 
passes  sans  fraude  entre  les  parties. 

S'il  n'existe  pas  de  bail,  l'estimation  de  la  valeur  locative  s'etablira  d'apres 
le  prix  de  revient  r6el  de  la  maison  et  le  taux  de  capitalisation  indique  par 
l'article  7  de  la  m§me  loi. 

Art.  3. 

Les  attributions  de  maisons  ä  bon  marche  faites  par  les  Societes  ä  capital 
variable  au  pro  fit  de  leurs  membres  ne  sont  assujetties  ä  aucun  droit  de  mu- 
tation. Pour  jouir  de  cette  faveur,  les  dites  Societes  devront  avoir  leurs  Statuts 
approuves,  conformcment  ä  l'article  11  de  la  loi  du  30  novembre  1894. 

Est  exonere  du  droit  de  mutation  l'apport  d'un  terrain  fait  ä  une  pareille 
Societe  par  un  de  ses  membres,  ä  la  double  condition  que  ce  terrain  recevra 
Thabitation  personnelle  du  societaire  et  que  le  prix  du  terrain  et  de  la  construc- 
tion  reunis  n'excoderont  pas  les  maxima  fixes  par  la  loi  susvisee. 

Art.  4. 

Les  alienations  consenties  par  les  Societes  d'habitations  ä  bon  marche. 
autres  que  les  Societes  ä  capital  variable,  ne  seront  passibles  que  d'un  droit  de 
2.75  %,  ä  la  condition  que  leurs  Statuts  aient  ete  approuves  conformement  ä 
l'article  precedent. 
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Der  Vorsitzende  begrüsst  den  inzwischen  eingetretenen  preussi- 
schen  Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  Herrn  Möller,  hebt  die  rege 
Antheilnahme  des  Ministers  an  der  Wohnungsfrage  hervor,  spricht  ihm 
den  Dank  des  Kongresses  dafür  aus,  dass  er,  obgleich  überlastet  mit 
Geschäften,  doch  zu  der  Versammlung  erschienen  ist,  und  erblickt  darin 
eine  erneute  Bestätigung  des  lebhaften  Interesses,  das  der  Herr  Handels- 
minister der  so  überaus  wichtigen  Wohnungsfrage  entgegenbringt. 

Königlich  preussischer  Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  Möller, 
Exzellenz:  Meine  verehrten  Damen  und  Herren!  Ich  bin  meinem  ver- 
ehrten Herrn  Nachbar  sehr  dankbar  für  die  freundlichen  Worte,  die  er 
mir  gewidmet  hat,  und  ich  darf  dabei  meiner  Freude  ganz  besonders 
Ausdruck  geben,  das  es  mir  möglich  gewesen  ist,  noch  heute  hier  wenig- 
stens für  kurze  Zeit  zu  erscheinen.  Augenblicklich  sind  allerdings  die 
Geschäfte  eines  preussischen  Staatsministers  und  speziell  eines  Ministers 
für  Handel  und  Gewerbe  etwas  übermässig  gross,  und  daher  muss  ich 
mir  gestatten,  den  Besuch  nur  auf  eine  recht  kurze  Zeit  zu  beschränken. 

Die  Frage,  die  Sie  hier  beschäftigt,  ist  ja,  wie  mein  verehrter  Herr 
Nachbar  und  hochverehrter  Herr  Vorgänger  im  Amte  hier  ausgeführt 
hat,  nicht  nur  für  Sie  allein,  sondern  insbesondere  auch  für  die  preussi- 
sche  Staatsregierung  und  die  deutsche  Reichsregierung  von  ganz  beson- 
derem Interesse.  Dass  Sie  hier  sich  über  diese  Frage  unterhalten,  kann 
für  uns  um  so  lehrreicher  sein,  als  es  keine  Frage  gibt,  bei  der  die 
Schablone  verderblicher  wäre,  als  die  Wohnungsfrage.  Denn  in  keiner 
Frage  muss  man  so  sehr  auf  die  Lebenshaltung,  die  Gewohnheiten  der 
einzelnen  Volksstämme  Rücksicht  nehmen  als  bei  der  Wohnungsfrage, 
und  daher  ist  es  nirgendwo  natürlicher  und  nothwendiger  als  hier,  dass 
aus  den  verschiedenen  Ländern  und  aus  den  verschiedenen  Landestheilen 
Kunde  gegeben  wird,  wie  verschieden  die  Auffassungen  sind,  damit  man 
nicht  in  den  Fehler  verfällt,  nach  einer  Schablone,  nach  einem  Muster, 
etwas  reguliren  zu  wollen,  was  nur  nach  den  Lebensgewohnheiten  der 
Einzelnen  regulirt  werden  kann. 

Meine  Herren,  ich  wünsche  Ihren  Verhandlungen  weiterhin  glück- 
lichen Fortgang  und  freue  mich,  namentlich  auch  die  auswärtigen  Herren 
hier  namens  der  preussischen  Staatsregierung  begrüssen  zu  können. 

M.  E.  Cacheux,  Membre  du  Conseil  superieur  des  habitations  ä 
bon  marche,  Paris:  La  question  de  l'intervention  du  gouvernement  dans 
la  question  des  petits  logements  est  bien  ancienne:  des  1848  le  gouverne- 
ment francais  accordait  une  remise  des  impöts  aux  proprietaires  de  petits 
logements.  —  En  1852  le  gouvernement  mettait  une  somme  de  10  millions 
de  frs.  ä  la  disposition  des  constructeurs  d'habitations  ouvrieres,  et  il 
construisait  lui-meme  dix-sept  maisons  dont  une  pour  ouvriers  celi- 
bataires.  Les  maisons  n\vant  pas  ete  occupees  par  des  ouvriers,  l'Etat 
les  loua  en  principale  location.  Renoncant  ä  construire,  il  offrit  une  Sub- 
vention d'un  tiers  de  la  depense  aux  proprietaires  qui  s'engageaient  ä 
mettre  ä  la  disposition  des  ouvriers  des  logements  a  raison  de  7,50  ä 
9,50  le  metre  carre.  Des  maisons  pour  une  valeur  de  6000000  frs.  furent 
construites,  mais  comme  les  maisons  rapportaient  a  cette  epoque  des 
inter£ts  tres  ^emunerateurs,  les  constructeurs  prefererent  se  passer  des 
faveurs  de  l'Etat,  et  bätir  a  leur  guise. 

L'Etat  ne  trouvant  pas  l'emploi  de  6000000  frs.  qui  lui  restaient, 
les  affecta  ä  la  construction  des  asiles  du  Vesinet  et  de  Vincennes. 


728 


Les  Departements  franc,ais  ont  fait  peu  dans  la  voie  des  construc- 
tions  ouvrieres,  neanmoins  nous  pouvons  citer  le  Departement  de  la 
Seine  qui  a  construit  des  maisons  pour  les  employes  cle  ses  prisons. 
Nous  citerons  la  prison  de  Fresnes  dont  les  gardiens  ont  ä  leur  disposi- 
tion  des  logements  dont  les  prix  sont  uniformes,  mais  dont  le  nombre 
de  pieces  est  different,  ce  qui  permet  de  favoriser  les  peres  de  famille 
en  leur  donnant  un  logement  dont  le  nombre  de  pieces  est  proportionnel 
ä  celui  de  leurs  enfants. 

Le  Departement  de  la  Seine  donne  egalement  une  Subvention  de 
5000  frs.  au  Comite  local  des  habitations  ä  bon  marche  qui  en  depend. 
Gräce  ä  cette  Subvention  le  Comite  a  pu  organiser  un  concours  entre 
proprietaires  des  habitations  ä  bon  marche  en  1901  conformement  ä  la  loi 
de  1894. 

Je  remets  au  Congres  le  rapport  sur  ce  concours  qui  demontre  que 
l'initiative  privee  a  construit  beaucoup  de  maisons  ä  bon  marche,  et  que 
les  ouvriers  qui  peuvent  paver  un  loyer  süffisant,  trouvent  des  logements 
convenables  ä  Paris. 

Les  Communes  ont  fait  peu  en  France  pour  construire  de  bons 
logements.  Neanmoins  on  pourrait  citer  la  ville  de  Lille  qui  a  consent! 
de  garantir  le  paiement  d'un  dividende  de  5p%  des  actions  de  la 
societe  des  habitations  ouvrieres  de  cette  ville. 

La  Ville  de  Paris  a  6tabli  le  casier  sanitaire  de  toutes  ses  maisons, 
eile  a  demoli  un  certain  nombre  de  taudis  en  percant  des  rues,  eile  a 
consenti  des  reductions  de  taxes  en  faveur  des  proprietaires  de  petits 
logements. 

Les  Caisses  d'Epargne  ne  pr§tent  pas  beaucoup  de  fonds  parce  que 
le  rapport  des  habitations  ouvrieres  bien  construites  n'est  pas  assez  re- 
munerateur.  La  Caisse  d'Epargne  de  Lyon  a  profite  du  developpement 
de  la  societe  immobiliere  de  Lyon  pour  souscrire  des  nouvelles  actions 
ce  qui  fait  qu'elle  en  possede  actuellement  pour  1000000  de  frs.  Les 
actions  rapportent  4  p%  net,  par  suite  elles  constituent  un  des  meilleurs 
placements  de  la  Caisse  de  Lyon. 

Nous  esperons  qu'au  Congres  de  Liege  nous  vous  donnerons  des 
renseignements  statistiques  qui  demontreront  que  nous  avons  profite  des 
travaux  du  Congres  de  Dusseldorf  et  que  dans  notre  pays  on  continue 
ä  se  tenir  au  courant  des  progres  de  la  construction  au  point  de  vue 
de  l'hygiene,  du  comfort  et  du  bon  marche  des  petits  logements. 

Regier  ungsrath  Kögl  er -Wien:  Verehrte  Anwesende!  Mein  Referat 
befindet  sich  gedruckt  in  Ihren  Händen,  weshalb  ich  mich  darauf  be- 
schränken kann  mitzutheilen,  dass  von  den  österreichischen  Arbeiter- 
Unfallversicherungsanstalten  vor  allem  die  Anstalten  in  Wien,  Graz  und 
Triest  Arbeiterwohnhäuser,  und  zwar  mit  einem  Aufwände  von  1600000  M. 
errichtet  haben. 

Nun  zu  einem  anderen  Gegenstande.  In  den  letzten  Tagen  wurde 
das  neue  österreichische  Gesetz,  betreffend  die  Steuerbefreiung  für  Ar- 
beiterwohnungen  vom  Reichsrathe  verabschiedet.  Herr  Sektionsrath 
Dr.  Kaltenbrunn  hat  den  Inhalt  dieses  Gesetzes  am  ersten  Verhand- 
lungstage erläutert.  Schon  der  Referent,  Herr  Professer  Dr.  Fuchs, 
hat  in  dankenswerther  Art  anerkannt,  dass  durch  dieses  Gesetz  ein 
wesentlicher  Fortschritt  erzielt  und  ein  hochinteressanter  Versuch  zur 
Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  unternommen  worden  ist.  Um 
das  genannte  Gesetz  in  seinem  Erfolge  und  seiner  Durchführung  zu 
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unterstützen,  wird  es  sich  empfehlen,  den  Hypothekarkredit  für  die  Or- 
gane der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit,  insoweit  sie  Häuser  errichten, 
welche  unter  dieses  Gesetz  fallen,  zu  erweitern  und  zu  verbilligen.  Die- 
selben können  im  allgemeinen  nicht  zum  Bau  schreiten,  wenn  sie  nicht 
von  dritter  Seite  drei  Viertel  bis  vier  Fünftel  des  benöthigten  Kapitals 
erhalten.  Dies  kann  derart  geschehen,  dass  in  diesem  Ausmaasse,  also 
über  die  Mündelsicherheit  hinaus,  Hypothekarkredit  zur  Verfügung  ge- 
stellt Avird,  dessen  prozentuale  Kosten  die  des  sonst  zur  ersten  Stelle 
ausgeliehenen  Geldes  nicht  übersteigen.  Ein  angemessener  Theil  dieses 
Kredites  ist  als  Baukredit  zu  gewähren.  Die  Anregung  zu  dieser  Kredit- 
organisation muss  von  der  Staatsverwaltung  ausgehen.  Sache  der  Er- 
wägung ist  es  dann,  ob  die  Durchführung  der  Staat  selbst  übernimmt 
oder  sie  den  Ländern  (Provinzen)  überlässt,  welche  in  den  Landeshypo- 
thekenanstalten hierzu  geeignete  Organe  besitzen.  Selbstverständlich 
müsste  der  Träger  der  Organisation  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung 
von  ihm  garantirte  Obligationen  ausgeben.  An  diese  Organisation  des 
Hypothekarkredites  könnten  Landeskommissionen  angegliedert  werden, 
welche  unter  Mitwirkung  von  Vertretern  der  Interessenten  die  erforder- 
liche Anregung  und  Belehrung  nach  dem  Muster  des  Rheinischen  Ver- 
eins zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  in  die  Bevölkerung 
tragen  müssten,  um  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  zu  ermuntern. 
Eine  derartige  aktive  Betheiligung  der  öffentlichen  Faktoren  ist  voll  be- 
rechtigt, denn  wie  die  Begründung  zu  dem  hessischen  Gesetzentwurfe 
betreffend  die  Wohnungen  für  Minderbemittelte  richtig  betont,  kann  „die 
Bedeutung  der  Wohnungsfrage  für  die  soziale  Entwicklung  des  Volkes 
gar  nicht  überschätzt  Averden." 

H.  Goeman  Borgesius,  Minister  des  Innern  a.  D.,  Mitglied  der 
zweiten  Kammer  der  Generalstaaten,  Haag:  Meine  Herren!  Selbsthilfe! 
Es  ist  ein  schönes  Wort,  aber  es  ist  auch  nicht  mehr  als  ein  Wort.  Das 
Sprichwort  sagt:  stinkende  Wunden  machen  harte  Aerzte  noth wendig. 
Mit  Selbsthilfe  allein  kann  man  nicht  auskommen.  Staat  und  Reich 
sind  kein  freundlicher,  Aveichlicher  Arzt,  sie  sind  wie  ein  Zahnarzt,  der 
alles  rasiren  und  amoviren  will,  Avas  krankhaft  ist,  ein  Arzt,  den  man 
nicht  bei  allen  Kleinigkeiten  rufen  muss,  sondern  nur  wenn  es  noth- 
Avendig  ist.  Wir  Holländer  haben  den  Staat  gerufen,  und  der  Staat  hat 
gesagt:  Sie  kommen  spät,  die  Wohnungszustände  in  Holland  sind  schon 
sehr  schlecht,  die  Krankheit  ist  gross,  radikale  Maassregeln  müssen  ge- 
troffen werden.  Bei  einer  BeA'ölkerung  von  5  V2  Millionen  Avohnen  125000 
Familien  von  4,  5,  6,  7,  10  Personen  in  einer  Stube.  Das  ist  schreck- 
lich. Die  schlechten  Wohnungszustände  sind  nicht  nur  schädlich  für  die 
Volksgesundheit,  sondern  sie  demoralisiren  die  ganze  Bevölkerung.  Was 
kann  man  bei  einem  Hausvater  für  Begriffe  von  höherer  Sittlichkeit 
und  von  höheren  Idealen  voraussetzen,  Avenn  er  mit  einer  Familie  von 
sieben  Kindern  in  einem  Zimmer  zusammenAvohnt,  beinahe  ohne  Licht  und 
Luft,  mit  einem  Bett  und  ein  wenig  Stroh  unter  dem  Tisch  als  Schlaf- 
stätte. Da  geht  die  Sittlichkeit  verloren.  Nun  wollte  der  Staat,  dass 
neue  Wohnungen  gebaut  und  die  schlechten  beseitigt  werden  —  trotz- 
dem das  viel  Geld  kostet  und  die  Holländer  sparsame  Leute  sind  — , 
denn  sonst  sind  zwar  die  neuen  Wohnungen  da,  aber  die  Leute  bleiben 
trotzdem  inmitten  der  Stadt  in  ihren  schlechten  Behausungen.  Die  Zeit 
der  steinreichen  Holländer  ist  ja  schon  lange  vorüber,  aber  doch  hat  der 
-Staat  gesagt:  für  diese  Sache  habe  ich  Geld,  aber  die  Gemeinden  müssen 
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auch  selbst  etwas  zahlen:  Avenn  die  Gemeinde  nichts  giebt,  gebe  ich 
auch  nichts.  Die  Kosten  sollen  etwa  zur  Hälfte  vertheilt  werden;  es 
handelt  sich  darum,  dass  die  Gemeinde,  die  in  erster  Linie  interessirt 
ist,  auch  etwas  dazu  thut.  Nun  ist  aber  die  Wohnungsfrage  nicht  aus- 
schliesslich eine  Geldfrage.  Der  Staat  hat  ferner  gesagt:  wir  müssen 
auch  billig  für  die  Gemeinden  und  für  gemeinnützige  Vereine  expropriiren, 
wie  ich  das  gestern  schon  ausgeführt  habe.  Herr  Dr.  Fuchs,  der  ja 
in  vorzüglicher  Weise  alle  Eeden  beantwortete,  hat  auf  meine  Frage, 
warum  man  in  Deutschland  die  Enteignung  nicht  einführt,  keine  Antwort 
ertheilt.  Sind  vielleicht  die  deutschen  Grund-  und  Hausbesitzer  weniger 
egoistisch  und  mehr  gemeinnützig  als  die  holländischen?  Es  ist  möglich, 
aber  ich  weiss  es  nicht.  Wir  können  in  Holland  bei  der  Wohnungsnoth 
nicht  warten,  bis  die  Grundbesitzer  kommen  und  sagen:  ich  will  dem 
Staat  für  einen  billigen  Preis  mein  Besitzthum  geben.  Wir  müssen  auf 
billige  Weise  enteignen. 

Aber  noch  weiter.  Wenn  man  tausend  neue  Häuser  baut  und  die 
Leute  nicht  ordnungsmässig  wohnen,  dann  nützt  es  auch  nichts,  dann  sind 
die  Wohnungen  nach  10,  15  Jahren  wieder  schlecht  und  ungesund  gewor- 
den. Die  Gemeinde  muss  also  verpflichtet  werden,  nicht  allein  Bauord- 
nungen zu  schaffen,  sondern  auch  Vorschriften  für  eine  ordnungsmässige 
Bewohnung.  Der  Vorstand  der  Gemeinde,  der  Bürgermeister  mit  den 
Beigeordneten  muss  untersuchen,  welche  Wohnungen  unbewohnbar  sind, 
und  wo  sich  die  Notwendigkeit  von  Aenderungen  ergiebt,  giebt  er  dem 
Eigenthümer  auf,  dass  in  einem  oder  zwei  Monaten  die  nothwendigen 
Aenderungen  bewirkt  werden  müssen.  Erklärt  der  Eigenthümer:  ich 
habe  kein  Geld,  dann  wird  ihm  gesagt:  Sie  können  Geld  bekommen  auf 
Hypothek;  wenn  Sie  aber  die  Aenderungen  nicht  treffen,  bekommen  Sie 
Strafe,  und  ausserdem  wird  ein  grosser  Zettel  an  die  Thür  gehängt, 
durch  den  Ihre  Wohnung  für  unbrauchbar  erklärt  wird.  Wer  trotzdem 
in  die  Wohnung  einzieht,  bekommt  auch  Strafe. 

Die  Wohnungsfrage  ist  eine  Lohnfrage.  Das  habe  ich  hier  in 
Deutschland  gelernt.  Die  Lohnfrage  spielt  ja  mit;  für  gelernte  Arbeiter 
können  die  Bauunternehmer  ihren  Einkommens  Verhältnissen  entsprechende 
Wohnungen  herstellen,  aber  für  die  unterste  Klasse,  für  die  Tausende 
und  aber  Tausende  des  Proletariats,  die  so  wenig  verdienen,  müssen  der 
Staat  und  die  Gemeinde  in  erster  Stelle  sorgen.  Es  ist  zwar  gesagt 
worden,  in  Deutschland  bestehe  eine  allgemeine  Wohnungsfrage  und  keine 
spezielle  Wohnungsfrage  für  die  Arbeiter.  Ich  habe  gestern  mit  einem 
Kaufmanne  hier  in  Düsseldorf  gesprochen,  der  mir  sagte,  die  Wohnungs- 
zustände  sind  hier  in  Düsseldorf  auch  schlecht,  aber  wenn  an  einem 
Tage  3000  Ausländer  nach  Düsseldorf  kommen,  so  sind  wir  doch  in  der 
Lage,  für  alle  eine  gute  Wohnung  zu  besorgen.  Das  beweist  doch, 
dass  speziell  die  Wohnungsfrage  für  die  niedrigsten  Klassen  auch  hier 
in  Düsseldorf,  in  Deutschland  die  brennendste  Frage  ist. 

Graf  L.  Skarzy  nski  -  St.  Petersburg:  Mesdames  et  Messieurs! 
Empeche  de  venir  plus  tot  a  Dusseldorf,  ce  n'est  qu'aujourdhui  que 
je  peux  prendre  part  ä  vos  travaux,  et  j'en  profite  pour  vous  dire  que 
depuis  le  Congres  de  1900  nous  avons  fait  en  Russie  im  pas  en  avant 
dans  la  question  des  habitations  ouvrieres.  La  question  des  habitations 
ouvrieres  se  pose  en  Russie  un  peu  differemment  que  dans  le  reste  de 
rEurope  vu   qu'en  Russie  la  grande  majorite  des   ouvriers   n'a  pas 
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encore  rompu  toute  relation  avec  la  campagne  et  s'ils  sont  parfois  mal 
loges  dans  les  usines,  ils  ont,  pour  la  plupart,  leur  cabane  chez  eux, 
dans  leur  village.  Nous  comptons  quelque  2  200  000  ouvriers  d'usine 
en  Russie  et  nous  croyons  ne  pas  nous  tromper  en  disant  que  les  deux 
tiers  de  cette  population  ont,  outre  leur  logement  pres  des  usine  encore 
im  chez  sois,  dans  les  villages  —  La  question  des  habitations  ouvrieres 
n'est  donc  pas  chez  nous  une  question  si  brülante  qu'elle  Test  dans  le 
reste  de  l'Europe.  Neanmoins  nous  avons  dejä  trois  Societes  d'habitations 
ouvrieres  en  Russie  qui  fonctionnent  avec  plus  ou  moins  de  succes,  et 
ces  societes  continuent  leur  oeuvre  utilement  sans  cependant  elargir  le 
champ  de  leur  action.  —  Un  homme  tres  zele  pour  le  bien-Stre  des 
travailleurs,  M.  Dmitry  Drill  fit,  Tan  passe  une  Conference  des  plus 
interessantes  sur  l'influence  des  mauvaises  habitations  sur  le  developpe- 
ment  de  l'ivrognerie  dans  les  classes  populaires.  La  Commission  anti- 
alcoolique  de  la  Societe  de  l'Hygiene  du  peuple  s'etant  interessee  ä  la 
question,  decida  de  former  une  Societe  de  Construction  d'habitations  ä 
bon  marche.  Une  sous-commission  elabora  les  details  des  Statuts  fonda- 
mentaux  qui,  une  fois  approuves,  permettront  ä  une  nouvelle  Societe  de 
construire  des  habitations  dans  toute  la  Russie:  ce  reglement  doit  en 
mtme  temps  servir  de  modele  pour  la  creation  d'autres  societes.  On 
prit  pour  base  des  actions  de  25  roubles  (66  francs)  pour  que  chaque 
ouvrier  puisse  devenir  actionnaire  de  la  Societe:  et  pour  qu'il  ne  soit  pas 
dit  que  c'est  une  oeuvre  de  bienfaisance,  mais  bien  une  uuivre  sociale 
on  statua  que  les  actions  donneraient  des  dividendes  ä  concurrence  de 
41/2%  et  que  le  surplus  serait  employe  ä  elargir  l'action  de  la  Com- 
pagnie.  Les  hommes  politiques  de  notre  pays  et  la  societe  s'interes- 
serent  vivement  ä  cette  nouvelle  creation.  Comme  nous  n*avons  pas  en 
Russie  de  Ministere  de  1'Industrie  et  du  Commerce,  ces  deux  branches 
de  la  vie  nationale  dependent  du  Ministere  des  Finances  et  ont  a  leur 
tete  le  tres  distingue  Ministre-Adjoint  M.  Vladimir  Kowalewsky. 
M.  Kowalewsky  a  ete  un  des  premiers  ä  s'inscrire  comme  membre 
fondateur  de  la  Societe;  d'autres  personnages  des  plus  en  vue  suivirent 
cet  exemple;  je  ne  cite  ici  que  le  Prince  Alex.  d'Oldenbourg,  beau- 
pere  de  la  sceur  de  Sa  Majeste  1'Empereur,  le  Senateur  Tagantzeff. 
Madame  Naryschkin,  une  des  premieres  Dames  de  la  cour  de  Sa 
Majeste  l'Imperatrice.  Les  fondateurs  choisirent  trois  representants  pour 
la  direction  generale  de  Tentreprise:  en  premier  lieu  M.  D.  Drill,  qui 
etait  le  promoteur  de  l'ceuvre,  M.  Michel  de  Nigegorodtzef f  Presi- 
dent de  la  Commission  anti-alcoolique  et  votre  humble  serviteur  comme 
troisieme.  Dans  les  spheres  gouvernementales  nous  trouvames  le  meilleur 
accueil.  Les  Statuts  que  nous  avons  elabores,  furent  approuves  tant  par 
le  Ministere  des  Finances  que  par  le  Ministere  de  l'Interieur:  nous  atten- 
dons  la  decision  du  Conseil  des  Ministres  et  celle  de  Sa  Majeste  1'Em- 
pereur et  nous  esperons  pouvoir  commencer  notre  action  en  automne 
de  cette  annee.  Vu  les  bonnes  dispositions  que  nous  trouvons  de  tous 
cötes,  nous  esperons  pouvoir  aller  de  l'avant  et  trouver  l'argent  neces- 
saire;  je  suis  heureux  d'en  faire  part  aux  membres  d'un  Congres  qui 
s'est  pose  pour  but  le  developpement  de  cette  grande  question  sociale. 

Henry  R.  Aldridge,  Secretary  of  the  National  Housing  Reform 
Council  of  England  and  Wales,  London:  referred  to  the  character  of 
the  housing  problem  in  Great  Britain  and  pointed  out  that  they  have 
three  Problems  of  great  importance.  Viz  (1),  that  of  the  very  poorest  elass, 
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drifting  in  and  out  of  lodging  houses  (2),  tliat  of  the  unskilled  labourers 
(3),  that  of  the  skilled  artizan. 

(1)  With  regard  to  the  first  the  great  municipalities  are  rapidly  rea- 
lizing  that  it  is  a  matter  of  very  great  importance  that  they  should  meet 
the  needs  of  the  class  compelled  by  absence  of  means  to  dwell  in  common 
lodging  houses  (paying  from  4  d  to  6  d  per  night).  The  condition  of  these 
people  is  at  present  very  neglected  and  in  undertaking  the  duty  of  housing 
them  the  municipality  is  not  only  lessening  the  possibility  of  spreading 
disease  but  is  also  helping  to  preserve  the  seif  respect  of  these  people 
who,  often  through  fluctuations  in  trade,  are  compelled  to  resort  to  the 
cheapest  lodging  houses.  Municipalities  like  London,  Glasgow,  Man- 
chester, Salford,  have  taken  such  action  with  great  success. 

(2)  The  lot  of  the  unskilled  labourers  also  presents  a  grave  Pro- 
blem. A  great  objection  is  made  to  „block  dwellings"  and  probably  the 
Municipality  of  Liverpool  is  leading  the  way  in  regard  to  a  departure 
from  block  dwellings,  for  they  are  able  to  provide  two  or  three  storey 
houses  with  Sets  of  2  rooms  let  at  *2/s  to  2/g  per  week.  The  extent  of  this 
problem  is  shown  by  the  statistics  gathered  by  Mr.  Rowntree  (of  York) 
and  Mr.  Chs.  Booth  in  London. 

(3)  The  skilled  artizans  problem  was  the  must  hopeful  of  all.  The 
skilled  artizan  was  made  awake  to  the  need  for  action  and  the  „driving 
force"  of  public  opinion  was  largely  Coming  from  this  class.  The  houses 
provided  and  rents  charged  for  them  varied  in  a  remarkable  degree  from 
town  to  town.  In  the  past  the  lack  of  public  interest  in  the  matter  had 
allowed  a  very  bad  state  of  affairs  to  grow  up.  Streets  had  been  packed 
in  close  rooms  without  provision  for  gardens  or  childrens  play  grounds 
and  the  Sun  has  been  shut  out  only  too  often  from  the  homes  and  lives 
of  the  people. 

Happily  the  British  nation  was  awakening  to  the  need  for  action 
and  although  the  municipalities  might  not  undertake  the  provision  of 
the  whole  of  the  house  supply  yet  they  would  undoubtably  take  in  hand 
the  laying  out  and  planning  of  their  towns  and  (he  hoped)  secure  the 
Provision  of  „garden  cities". 

Mr.  Cadbury's  Village  of  Bournville  provided  a  splendid  example 
in  this  respect  and  Housing  Reformers  in  Great  Britain  hoped  that 
municipalities  in  the  United  Kingdom  would  copy  this  example  and  build 
on  similar  lines. 

In  conclusion  Mr.  Aldridge  pointed  out  that  the  housing  problem 
was  part  of  a  far  greater  problem.  Thus  the  question  was  often  asked 
at  English  Conferences,  as  to  how  a  labourer  working  for  18/0  per  week 
could  be  provided  with  a  5  roomed  cottage.  The  answer  was  that  the 
problem  could  not  be  solved  by  Housing  reformers.  The  matter  was 
one  of  wages  and  it  would  be  better  to  raise  the  wage  of  the  man  to 
such  a  level  that  he  could  afford  a  comfortable  home  rather  than  bring 
the  home  down  the  level  of  his  poor  wages.  It  was  also  largely  a 
moral  problem  and  it  was  important  that  the  Housing  Reformer  should 
clearly  recognize  his  limitations. 

He  would  remind  the  Congress  of  the  words  ot  Mazzini;  that  it 
was  in  the  home  that  the  child  with  the  mother's  kiss  and  the  father's 
caress  was  taught  —  the  first  lessons  in  Citizen ship. 

Congresses  of  that  Kind  helped  to  bring  the  nations  together  on  the 
common  ground  of  humanity  and  human  sympathy,  and  he  welcomed 
most  heartily  the  great  work  whieh  such  gatherings  could  accomplish  in 
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binding  the  nations  together.  1t  was  not  military  giory  which  would 
make  a  great  nation  bat  the  building  up  of  the  lives  of  the  people  in 
their  homes. 

Many  people  in  Great  Britain  had  the  fervent  hope,  that  in  the 
future  men  of  all  nations  would  be  drawn  more  closely  together  in  the 
bonds  of  sympathy  and  desire  to  make  the  world  better  and  such 
meetings  helped  to  forward  such  good  work  for  common  humanity. 

John  H.  Barlow-Bournville  berichtet  über  die  durch  Mr.  George 
Cadbury  begründete  Kolonie  in  Bournville  bei  Birmingham.  (Vergl.  den 
ausführlichen  Bericht  S.  571.) 

Ministerialrath  Braun -Darmstadt:  Meine  Herren!  Ich  möchte  kurz 
den  Gedankengang  bei  der  Ausarbeitung  des  hessischen  Wohnungsgesetz- 
entwurfs erläutern.  In  Hessen  hat  man  bereits  früher  ein  Fürsorgegesetz 
gehabt,  aber  lediglich  polizeilichen  Inhalts.  Es  brachte  zum  Ausdruck 
einen  Theil  des  holländischen  Radikalmittels,  dass  eintretenden  Falls  an 
die  Wohnungen  angeschlagen  werden  konnte:  „unbewohnbar",  und  es 
sind  auch  Strafen  verhängt  worden.  Damit  ist  man  aber  nicht  weit  ge- 
kommen. Da  ging  es,  wie  es  bei  rein  polizeilichen  Maassnahmen  auf 
allen  sozialen  Gebieten  geht:  die  Wohnungen  wurden  geschlossen,  aber 
wo  die  Leute  unterkamen,  darum  bekümmerte  sich  niemand,  und  mit 
dieser  rein  polizeilichen  Aktion  wurde  das  Uebel  zur  Kalamität. 

Bei  der  Prüfung  der  Frage,  wie  eine  weitere  Besserung  des  Woh- 
nungswesens zu  erzielen  sei,  war  die  Ansicht  maassgebend,  dass  man 
sich  nicht  auf  die  Fürsorge  für  Beamte  in  Staatsbetrieben  oder  staat- 
liche Unterbeamte  beschränken  solle,  sondern  dass  man  suchen  müsse, 
alle  Minderbemittelten  ohne  Unterschied  der  Berufsstellung  in  mög- 
lichst weitem  Umfange  zu  erfassen.  Ich  habe  den  Entwurf  ausgearbeitet, 
und  ich  sagte  mir  dabei,  es  müsse  an  dem  Punkte  eingesetzt  werden, 
den  Herr  Dr.  Fuchs  als  den  wichtigsten  bezeichnet  hat,  bei  der  Kredit- 
frage. Der  hessische  Entwurf  tritt  in  eine  organische  Verbindung  mit 
einer  ganzen  Reihe  von  Gesetzen,  die  wir  unseren  Landständen  gleich- 
zeitig vorgelegt  haben  und  die  sich  mit  einer  Ausgestaltung  des  Real- 
kredits in  Hessen  beschäftigen.  Es  sind  das  einmal  ein  Gesetz  über  die 
öffentlichen  Sparkassen,  ferner  ein  Gesetz  über  die  unter  Betheiligung 
dieser  Kassen  zu  bewirkende  Gründung  einer  staatlichen  und  jedem 
Einzelnen,  namentlich  auch  den  Baugenossenschaften,  zugänglichen  Pfand- 
briefbank, weiter  ein  Gesetz  über  die  Umgestaltung  der  seit  1880  be- 
stehenden Landeskreditkasse,  die  früher  lediglich  Bodenmeliorations- 
zwecken, wenigstens  in  der  Hauptsache,  diente  und  demnächst  mit 
einem  Kapital  von  17  Millionen  Mark  arbeiten  wird,  endlich  als  letztes 
Glied  in  der  Kette  das  Wohnungsfürsorgegesetz. 

Wir  haben  an  die  Spitze  des  Gesetzes  eine  Begriffsdefinition  ge- 
stellt, was  unter  Wohnung  für  Minderbemittelte  zu  verstehen  sei.  Die 
Schwierigkeiten,  dies  gesetzlich  zum  Ausdruck  zu  bringen,  sind  erheb- 
lich. Wir  haben  uns  ungefähr  dem  französischen  Muster  angeschlossen 
und  bezeichnen  als  Häuser  mit  Wohnungen  für  Minderbemittelte  solche 
Häuser,  bei  welchen  nach  ihrer  Raumeintheilung  die  Abgabe  von  Woh- 
nungen mit  nicht  mehr  als  drei  Zimmern  und  Küche  nebst  Zubehör  als 
Regel  vorgesehen  ist. 

Der  Entwurf  hält  streng  daran  fest,  dass  eine  Lösung  der  Woh- 
nungsfrage nicht  gefunden  werden  kann,  wenn  nicht  der  Gemeinde  die 
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erste  und  vornehmste  Stelle  bei  der  Lösung  im  einzelnen  Falle  zugewiesen 
wird.  In  dem  Augenblick,  wo  man  die  Gemeinde  ausschaltet,  verweist 
man  das  Wohnungsbedürfniss  unmittelbar  an  den  Staat  und  zentralisirt 
in  nicht  zweckmässiger  Weise  schon  um  deswillen,  weil  der  Staat  an 
sich  garnicht  in  der  Lage  ist,  die  lokalen  Gesichtspunkte  zu  würdigen 
und  so  zu  berücksichtigen,  wie  das  die  Gemeinde  kann  und  wie  es  auch 
von  ihr  verlangt  werden  muss.  Der  Entwurf  vermeidet  demgemäss  nicht 
nur,  die  Wohnungsfürsorge  zu  einer  unmittelbaren  Pflicht  des  Staates 
zu  machen,  sondern  betont  im  Gegentheil  die  primäre  Fürsorgepflicht  der 
Gemeinde  mit  allem  Nachdruck.  Es  geschieht  dies  in  der  Weise, 
dass  der  Staat  aus  der  Landeskreditkasse  Darlehen  nicht  unmittelbar 
an  Bauvereine  u.s.  w.  giebt,  sondern  nur  an  die  Gemeinden,  welche,  so- 
weit sie  nicht  selbst  bauen,  gesetzlich  verpflichtet  werden,  ihrerseits 
den  Baugenossenschaften  die  Staatsmittel  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Gerade  diese  Bestimmung  hat  nicht  verfehlen  können,  bei  uns  in 
Hessen  lebhaften  Widerspruch  hervorzurufen,  und  namentlich  auf  Seiten 
der  Baugenossenschaften  glaubte  man  eine  Zeit  lang  annehmen  zu  müssen, 
dass  mit  dieser  Regelung  der  Gipfel  des  Unzweckmässigen  erreicht  sei. 
Auf  den  ersten  Blick  mag  das  so  scheinen,  es  scheint  aber  auch  nur  so. 
Sicherlich  ist  nicht  immer  darauf  zu  rechnen,  dass  auf  Seiten  der  Ge- 
meinden —  und  man  braucht  da  nicht  bloss  an  die  Landgemeinden  zu 
denken  —  das  nöthige  soziale  Yerständniss  vorhanden  ist,  und  da  muss, 
wenn  die  Baugenossenschaften  zum  Ziel  kommen  wollen,  neben  der  Her- 
gabe der  Staatsmittel  an  die  Gemeinden  auch  ein  Zwang  gegen  die  Ge- 
meinde treten,  dass  sie  eintretenden  Falles  im  Wege  des  Verwaltungs- 
streitverfahrens gezwungen  werden  kann,  den  Baugenossenschaften  zur 
Hilfe  zu  kommen.  Diese  Zwangsvorschrift,  die  unser  Entwurf  enthält, 
geht  dahin:  Soweit  eine  Gemeinde  nicht  selbst  zur  Bauausführung 
schreiten  will,  kann  ihr  das  Darlehen  auch  zu  dem  Zwecke  gewährt 
werden,  einer  gemeinnützigen  rechtsfähigen  Vereinigung  des  öffentlichen 
oder  privaten  Rechts,  welche  die  Erbauung  von  Wohnungen  für  Minder- 
bemittelte als  Aufgabe  hat,  die  erforderlichen  Mittel  ebenfalls  darlehens- 
weise zu  verschaffen.  In  Fällen  eines  in  anderer  Weise  nicht  zu  besei- 
tigenden Mangels  an  solchen  Wohnungen  kann  die  Gemeinde  zu  dieser 
Darlehensannahme  auch  gegenüber  einer  Vereinigung  der  bezeichneten 
Art  durch  Erkenntniss  des  Kreisausschusses  als  des  Verwaltungsgerichts 
erster  Instanz  verpflichtet  werden.  Nun  hat  diese  Bestimmung  gestern 
durch  den  Mund  des  Herrn  Referenten  Bemängelung  gefunden;  den  Bau- 
vereinen würde  etwas  Unmögliches,  der  Beweis  einer  Negative  zugemuthet. 
Anscheinend  entnimmt  er  das  aus  den  Worten  „im  Falle  eines  in  anderer 
Weise  nicht  zu  beseitigenden  Mangels  an  Wohnungen."  Dem  ist  aber 
nicht  so.  Wir  denken  nicht  daran,  den  Bauvereinen  den  Beweis  einer 
solchen  Negative  aufzuerlegen.  Ob  ein  Mangel  an  Wohnungen  vorhan- 
den ist,  das  ist  eine  Frage,  die  namentlich  in  kleinen  Verhältnissen 
eines  Beweises  garnicht  bedürfen  wird.  Das  sagt  mir  der  Landeswoii- 
nungsinspektor,  und  das  sagen  mir  die  Baugenossenschaften,  deren 
Existenz,  möchte  ich  sagen,  schon  die  Thatsache  eines  solchen  Mangels 
darthut.  Also  wir  glauben  nicht,  dass  ein  detaillirtes  Beweisverfahren 
über  diese  Frage  nöthig  sein  wird. 

Es  ist  weiter  bemängelt  worden,  dass  diese  ganze  Zwangsvorschrift 
sich  vielleicht  als  unnütz  erweise,  weil  man  doch  nicht  sicher  sei,  ob  in 
unseren  Verwaltungsgerichten  die  nöthige  soziale  Erkenntniss  vorhanden 
sei.    Das  ist  cura  posterior,  warten  wir  das  doch  ab.    Ich  glaube,  dass 
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bei  verständiger  Sachvertretung  auch  in  dieser  Beziehung  Schwierig- 
keiten sich  nicht  ergeben  werden. 

Im  eigenen  Lande  ist  weiter  dem  Entwurf  in  der  Beziehung  ein 
Vorwurf  gemacht  worden,  die  Vorschrift  werde  nicht  viel  nützen.  Es 
habe  jeder  Gemeindevorstand,  namentlich  einer,  der  zur  Darlehnsannahme 
durch  richterliches  Erkenntniss  gezwungen  worden  ist,  es  in  der  Hand, 
die  Baugenossenschaft  dann  so  an  allen  Ecken  und  Enden  zu  chikaniren, 
dass  die  Baugenossenschaft  demnächst  doch  nicht  zum  Ziele  komme. 
Das  kann  man  zugeben.  Es  ist  aber  doch  dabei  zu  bemerken,  dass 
ganz  das  Gleiche  auch  da  eintreten  kann,  wo  die  Gesetzgebung  eine 
Zwangspflicht  der  Gemeinde  nicht  kennt.  Wir  schlagen  aber  auch  in 
Hessen  diese  Gefahr  garnicht  hoch  an,  denn  wir  sind  überzeugt,  dass 
schon  die  blosse  Thatsache  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Dinge  eine 
in  den  meisten  Fällen  ausreichende  Garantie  gegen  eine  sachwidrige 
Renitenz  der  Gemeinden  bieten  wird,  zumal  diese  Regelung  einem  sach- 
verständigen Eingreifen  unserer  Staatsaufsichtsbehörden  ungleich  bessere 
Möglichkeiten  bietet,  als  es  dermalen  bei  dem  Mangel  gesetzlicher  Vor- 
schriften der  Fall  sein  wird.  Man  kann  zugeben,  dass  die  Gemeinde- 
vertretungen vielfach  nicht  unbefangen  sein  werden.  Da  dürfen  wir 
uns  aber  die  Mühe  des  Einwirkens  nicht  verdriessen  lassen.  Ohne  ein 
derartiges  verständiges  Einwirken  wird  eine  praktische  Sozialpolitik  hier 
wie  auf  anderen  Gebieten  überhaupt  nicht  möglich  sein. 

Es  bietet  aber  gegenüber  der  Vorschrift,  wonach  Darlehen  nur  an 
Gemeinden  gegeben  werden,  der  Entwurf  auf  der  anderen  Seite  der 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  so  erhebliche  Vortheile,  dass  auch  die- 
jenigen bei  uns  in  Hessen,  die  mit  dem  Standpunkte  des  Entwurfs  nicht 
einverstanden  waren,  doch  dahin  gelangt  sind,  wenn  auch  vielleicht  nicht 
leichten  Herzens,  nachzugeben,  indem  sie  sagen,  dass  das,  was  an  Vor- 
theilen in  der  Regelung  geboten  wird,  eine  ganz  ausserordentliche  Förde- 
rung des  gemeinnützigen  Bauwesens  bedeutet.  Hierher  gehört  einmal  die 
Vorschrift,  dass  wir  in  dem  Gesetze  die  Möglichkeit  geschaffen  haben,  in  der 
That  billigeres  Geld  für  Wohnungszwecke  zur  Verfügung  zu  stellen,  als 
es  am  offenen  Markte  zu  haben  sein  wird.  Das  Gesetz  bestimmt,  dass  das 
Ministerium  befugt  ist,  während  der  ersten  zehn  Jahre  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  und  für  die  Dauer  von  zehn  Jahren  nach  Aufnahme  jedes  ein- 
zelnen Darlehens  an  bedürftige  Gemeinden  für  die  Darlehen,  die  bei  der 
Landeskreditkasse  im  allgemeinen  gegen  einen  Zinsfuss  von  3  72%  ge- 
geben werden,  eine  Zinsermässigung  bis  zu  3%  zuzugestehen.  Das 
wird  ein  Zinssatz  sein,  der  auf  der  einen  Seite  sicherlich  eine  erhebliche 
Förderung  der  Bauthätigkeit  bedeuten  kann,  und  andererseits  ein  direktes 
staatliches  Eingreifen,  das  bei  allen  Bedenken,  die  man  gegen  diesen  Staats- 
sozialismus haben  kann  und  wird,  von  gar  keiner  Bedeutung  ist.  Nach 
einer  überschlägigen  Berechnung  Averden  wir  etwa  3—400000  M.  jähr- 
lich aus  der  Landeskreditkasse  für  Wohnzwecke  bereit  halten  müssen. 
Wenn  Sie  dann  das  V2°/o  berechnen,  das  wir  den  Gemeinden  zugestehen, 
so  ist  das  eine  Summe  von  1500 — 2000  M.,  die  im  hessischen  Staatsbudget 
erscheinen  wird.  Vielleicht  mag  der  Betrag  von  3 — 400  000  M.,  den 
ich  eben  nannte,  sehr  geringfügig  erscheinen.  Dabei  dürfen  Sie  aber 
nicht  vergessen,  dass  wir  nicht  von  Staatswegen  die  anderen  Geld- 
quellen zuschliessen.  Das  Gesetz  ist  an  sich  in  seiner  finanziellen  Wirk- 
samkeit als  ein  subsidiäres  gedacht.  Der  Staat  soll  mit  seinem  Kredit 
dann  eintreten,  wenn  die  anderen  Kreditquellen  versagen,  seien  es  nun 
die  eigenen  Kreditquellen  der  Gemeinden,   seien  es  die  Mittel  der  Ver- 
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Sicherungsanstalten,  der  öffentlichen  Sparkassen,  der  von  mir  bereits  er- 
wähnten Pfandbriefbank.  Erst  wenn  das  alles  versagt,  dann  ist  die 
Noth  so  gross  geworden,  dass  im  Interesse  des  Staatsganzen  das  Ein- 
treten des  Staates  verlangt  werden  kann  und  sicherlich  auch  verlangt 
werden  wird.  Bis  es  aber  einmal  so  weit  kommt,  sind  die  genannten 
Mittel  den  Wohnungszwecken  schon  dienstbar  gemacht  worden,  so  dass 
eine  Aufwendung  von  jährlich  3 — 400  000  M.  als  letzte  Reserve  immer- 
hin schon  etwas  Erhebliches  bedeuten  wird. 

Wir  glauben  noch  aus  einem  andern  Grunde  daran  festhalten  zu 
sollen,  dass  das  Geld  an  die  Gemeinden  gegeben  wird.  Denn  das  be- 
deutet eine  Förderung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  in  anderer  Hin- 
sicht, insofern  als  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Darlehen  aus  der 
Landeskreditkasse  an  die  Gemeinden  regelmässig  hypothekenfrei  ge- 
geben werden  und  der  Gemeinde  gestattet  wird,  in  gleicher  Weise  das 
Geld  an  die  Baugenossenschaft  weiterzugeben.  Der  Staat  kann  das,  denn 
er  hat  in  der  Gemeinde  eine  unbedingt  sichere  Schuldnerin,  und  die  Ge- 
meinde kann  es  ebenfalls,  denn  was  wird  schlimmsten  Falles  eintreten? 
Wenn  sie  Aussicht  hat,  ihr  Geld  zu  verlieren,  dann  sehen  wir  keine 
Gefahr  darin,  wenn  ihr  zugemuthet  wird,  das  Gebäude  zu  erwerben.  Sie 
hat  den  Gegenwerth,  und  zwar  im  Sinne  und  Zweck  des  Gesetzes  einen 
vollen  Gegenwerth,  insofern  sie  in  der  Lage  ist,  ihrerseits  das  Gebäude 
dem  Zweck  wieder  dienstbar  zu  machen,  zu  dem  es  errichtet  worden  ist. 

Man  könnte  einwenden,  dass  der  Bauverein  vielleicht,  wenn  er  hypo- 
thekenfreies Geld  bekommen  hat,  das  Gebäude  mit  Hypotheken  belastet. 
Derartigen  Machenschaften,  die  an  sich  bei  unseren  gemeinnützigen  Bau- 
genossenschaften nicht  sehr  wahrscheinlich  sind,  beugt  der  Entwurf  da- 
durch vor,  dass  er  in  Artikel  7  bestimmt:  Die  Gemeinde  darf  ein  Bau- 
darlehen nur  gewähren,  wenn  zwischen  ihr  und  der  Empfängerin  die 
erforderlichen  Vereinbarungen  zustande  gekommen  sind,  welche  eine 
zweckentsprechende  Benutzung  der  hergestellten  Wohnungen  und  deren 
dauernde  angemessene  Unterhaltung  gewährleisten.  Wird  eine  dieser 
Bedingungen  nicht  eingehalten,  so  ist  die  Gemeinde  zur  sofortigen  Kün- 
digung des  Darlehens  befugt,  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist. 
Wo  Anhaltspunkte  dafür  gegeben  sind,  dass  eine  zweckwidrige  Ver- 
werthung  der  Gebäude  stattfindet,  sei  es  durch  unzulässige  Anlage  von 
Wirthschaften  oder  sonstige  missständige  Dinge,  giebt  das  Gesetz  der 
Gemeinde  das  Recht,  das  Gebäude  zu  dem  durch  seine  Zwecke  be- 
stimmten Werth  nach  Maassgabe  des  Enteignungsgesetzes  ihrerseits  in 
Eigenthum  zu  erwerben. 

Von  grosser  Wichtigkeit  sind  weiter  die  Bestimmungen  über  die 
Höhe  der  Darlehen.  Baut  die  Gemeinde  selbst,  so  erhält  sie  auf  ihren 
Wunsch  das  Darlehen  in  Höhe  von  vollen  100  %.  Giebt  sie  das  Darlehen 
weiter  an  die  Baugenossenschaft,  so  giebt  die  Landeskreditkasse  das  Geld 
in  Höhe  von  90  o/o  der  ganzen  Grunderwerbs-  und  Herstellungskosten, 
einschliesslich  der  Kanalisation,  Wasseranlage,  Trottoirs  u.  s.  w.  Auch 
hierin  sehen  wir  keine  Gefahr.  Es  ist  gestern  schon  erwähnt  worden 
und  wird  durch  die  Erfahrungen  unserer  Landesversicherungsanstalt  be- 
stätigt, dass  bei  Hergabe  von  derartigen  Darlehen  die  Gefahr  eines  Ver- 
lustes überhaupt  eine  minimale  ist,  und  insoweit  wir  in  das  ganze  Ge- 
füge des  Gesetzes  die  Gemeinden  einschalten,  haben  wir  auch  immer 
als  letztes  und  äusserstes  Risiko,  dass  die  Gemeinde  ein  derartiges  Ge- 
bäude selbst  erwirbt:  dann  bleibt  es  immerhin  in  den  Händen  der  Ge- 
meinde seinem  Zweck  erhalten. 
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Endlich  ist  in  der  vor  kurzem  beendigten  Berathung  des  Entwurfs 
mit  dem  Ausschuss  der  Zweiten  Kammer  der  Landstände  noch  eine 
weitere  Vereinbarung  getroffen  worden,  welche  den  Bauvereinen  eine 
grosse  Vergünstigung  zuwendet,  nämlich  dass  bei  der  in  der  Regel 
mit  :j/4  %  zu  bewirkenden  Amortisation  in  jedem  fünften  Jahr  ein  so- 
genanntes Freijahr  gewährt  werden  kann.  Das  will  sagen:  es  kann  in 
jedem  fünften  Jahre  die  Tilgung  auf  ein  Jahr  ausgesetzt  werden  gegen 
die  Verpflichtung  der  Darlehensnehmerin,  den  dadurch  ersparten  Betrag 
zur  Vornahme  grösserer  Reparaturen  zu  verwenden  oder  für  solche  anzu- 
sammeln, falls  dies  in  näherer  oder  fernerer  Zukunft  nothwendig  werden 
sollte.  Wir  wollen  dadurch  den  Baugesellschaften  Verlegenheiten  ersparen. 

Weiter  sei  erwähnt,  dass  der  Entwurf  eine  Landes wohnungs- 
inspektion  vorsieht,  dass  ferner  eine  entsprechende  Rücksichtnahme 
auf  die  Forderungen  der  Bauhandwerker  vorgesehen  ist,  insofern 
die  einzelnen  Theilraten  eines  Darlehens  nur  ausgezahlt  werden  dürfen, 
wenn  gleichzeitig  von  dem  Bauverein  oder  auch  dem  Einzelnen  nach- 
gewiesen wird,  dass  der  Bauhandwerker  angemessene  Theilzahlungen 
erhalten  hat.  Wenn  endlich  bedacht  wird,  dass  der  Gesetzentwurf  volle 
Stempel-  und  Geb ührenfreiheit  für  den  Grunderwerb  und  die  ge- 
sammten  Darlehensverhandlungen  vorsieht,  so  wird  zugegeben  werden 
müssen,  dass  unser  Entwurf  im  weitestgehenden  Maasse  bestrebt  ge- 
wesen ist,  den  Forderungen  Rechnung  zu  tragen,  welche  namentlich 
auch  unsere  gegenwärtige  Tagung  zu  vertreten  berufen  ist. 

Regierungsrath  Dr.  Maresch- Wien:  Neben  den  verschiedenen  Ge- 
staltungen der  Förderung  des  Kleinwohnungswesens  existirt  speziell  in 
Oesterreich  eine  Form  ganz  eigener  Art,  eine  Stiftungsform.  Es  ist  die 
mit  einem  Kapital  von  2  Millionen  Mark  von  Wohlthätern  und  aus  öffent- 
lichen Mitteln  begründete  Kaiser  Franz  Joseph- Jubiläumsstiftung  für 
Volkswohnungen.  Die  Stiftung  stellt  eine  Versuchsanstalt  dar,  in  der 
sowohl  die  technischen  als  auch  die  administrativen  Fragen  der  Errich- 
tung billiger  und  gesunder  Kleinwohnungen  erprobt  und  gelöst  werden 
sollen.  Da  die  Stiftung  zunächst  ein  bestimmtes  Erträgniss  zu  erzielen 
nicht  gezwungen  ist,  hat  sie  bisher  400  Familienwohnungen  in  Reihen- 
und  Einzelhäusern  errichtet,  welche  weitgehenden  Irygienischen  und  mora- 
lischen Anforderungen  entsprechen,  und  auch  jene  Fürsorgen  eingeführt; 
die  zur  Wohnlichkeit  nothwendig  sind  (Wäschereien,  Bäder,  ärztliche 
Hülfe,  Büchereien).  Um  dem  Arbeiter  für  sein  Budget  eine  sichere 
Rechenziffer  zu  geben,  giebt  es  nur  einen  Miethpreis,  der  auch  das  Ent- 
gelt für  die  Benutzung  obiger  Wohlfahrtseinrichtungen  umfasst.  Die 
Stiftung  hat  bereits  vor  drei  Jahren  die  von  M.  Siegfried  erwähnten 
Frauenheime  in  ganz  ähnlicher  Weise  geschaffen.  Die  Rentabilität  ist 
noch  gering,  und  an  dem  Beispiele  der  Stiftung  wird  man  genau  sehen, 
wo  die  Gesetzgebung  und  Verordnungsgewalt  einsetzen  muss,  um  pri- 
vate Bauthätigkeit  für  Arbeiterhäuser  zu  ermöglichen.  Jeder  einzelne 
Bauführer,  jede  Baugenossenschaft,  kann  von  den  Erfahrungen  der 
Stiftung  lernen,  und  durch  ihre  Bethätigung  wird  wohl  die  Woh- 
nungsnoth  in  bescheidenem  Maasse  behoben,  aber  eine  höchst  werth- 
volle Grundlage  für  anderweitige  Maassnahmen  gegeben.  Darum  ver- 
dient sie  auch  die  Aufmerksamkeit  des  Auslandes,  gerade  so,  wie  sie 
selbst  alle  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  nicht 
nur  verfolgt,  sondern  ehestens  auf  österreichische  Verhältnisse  anzu- 
wenden trachtet. 
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Dr.  Wiedfeldt- Essen  weist  darauf  hin,  dass  neben  der  vielfach 
belegten  direkten  Wirkung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  auf  die 
Leute,  die  in  diesen  Häusern  wohnen,  eine  bisher  in  den  Kongressver- 
handlungen noch  nicht  betonte  indirekte  einhergeht.  Diese  indirekte 
Wirkung,  welche  darin  besteht,  dass  sie  die  gesammten  Wohnungsver- 
hältnisse der  betreffenden  Stadt  günstig  zu  beeinflussen  vermag,  ist  viel 
höher  zu  veranschlagen,  als  jene  direkte.  Im  Rheinlande,  wo  die  ge- 
meinnützige Bauthätigkeit  besonders  stark  entwickelt  ist,  sind  während 
der  beiden  letzten  Jahre  z.B.  in  Düsseldorf  15  %  aller  Wohnungen,  die 
neu  gebaut  worden  sind,  durch  gemeinnützige  Thätigkeit  hergestellt 
worden,  in  Köln  7%,  in  Essen  11%,  im  ganzen  Rheinlande  nur  13%. 
Das  heisst  also  7/s  aller  Wohnungen,  die  jährlich  neu  gebraucht  werden, 
muss  selbst  hier  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit,  müssen  die  Bau- 
unternehmer schallen.  Es  wird  also  wesentlich  darauf  ankommen,  dass 
die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit  so  beeinflusst  wird,  dass  sie  Woh- 
nungen baut,  wie  sie  nach  wirtschaftlichen,  sozialen  und  hygienischen 
Forderungen  nothwendig  sind,  und  diese  Beeinflussung  ist  u.  a.  auch 
durch  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  erreichbar,  wie  an  einem  Beispiel 
nachgewiesen  werden  soll. 

Tn  Essen  war  in  den  1860  er  Jahren  eine  arge  Wohnungsnoth,  die,  zu- 
mal die  Cholera  in  den  dicht  besetzten  Quartieren  stark  gewüthet  hatte,  da- 
zu führte,  dass  eine  Wohnungsenquete  vorgenommen  wurde ;  die  Resultate 
sind  einfach  ad  acta  genommen  worden.  Ende  der  1860  er  und  Anfang  der 
1870er  Jahre  haben  dann  die  Firma  Krupp,  eine  Reihe  anderer  Unternehmer 
und  Korporationen,  neuerdings  auch  die  Stadt  und  Baugenossenschaften 
gemeinnützige  Wohnungen  gebaut,  sodass  heute  in  Essen  30  000  Men- 
schen in  derartigen  Wohnungen  untergebracht  sind,  d.  h.  der  sechste 
Theil  der  ganzen  Bevölkerung.  Ehe  diese  gemeinnützige  Thätigkeit  ein- 
setzte, betrug  in  Essen  die  Wohndichtigkeit  15  bis  16  Personen  auf  jedes 
Haus.  Als  Krupp  die  ersten  Kolonieen  einrichtete,  fiel  diese  Wohn- 
dichtigkeit auf  12  bis  13  Personen ;  neuerdings  ist  sie  wieder  gestiegen, 
weil  man  jetzt  in  Essen  grössere  Häuser  baut.  Sieht  man  aber  auf 
die  Zimmer,  so  hatte  damals  jedes  Zimmer  1,7  Einwohner,  heute  hat 
jedes  Zimmer  in  Essen  nur  1,2  bis  1,3  Einwohner,  d.  h.  eine  Familie  von 
vier  Personen  verfügt  durchschnittlich  über  drei  Räume.  Die  Sterblich- 
keit betrug  in  dem  Jahrzehnt. von  1856—1865  32  pro  Mille,  im  nächsten 
Jahrzehnt  (ohne  das  Cholerajahr)  39,  von  1875—1886  31 ;  sie  ist  dann 
gesunken  von  1886—1895  auf  25  und  von  1896—1901  auf  21  pro  Mille. 
Darauf  lege  ich  kein  entscheidendes  Gewicht,  weil  die  Sterblichkeit 
überall  heruntergegangen  ist. 

Der  Einfluss  dieses  gemeinnützigen  (im  weiteren  Sinne)  Wohnungs- 
baues erstreckte  sich  auch  auf  die  private  Bauthätigkeit.  Als  die  Firma 
Krupp  und  ihr  folgend  andere  grössere  Firmen  diese  Bauthätigkeit 
begannen,  sahen  die  Essener  Bauunternehmer,  dass  es  vortheilhafter 
sei,  derartige  grosse  Anlagen  auf  einmal  zu  schaffen  und  nicht  jedes 
Haus  einzeln  zu  bauen.  Es  sind  damals  in  Essen  grosse  Baugeschäfte 
entstanden,  die  ganze  Strassen  ausschliesslich  mit  Arbeiterwohnungen 
ausgeführt  haben.  Seitdem  hat  in  Essen  trotz  schneller  Zunahme  der 
Stadt  wohl  ein  Mangel  an  Mittelwohnungen  bestanden,  ein  Mangel  an 
Kleinwohnungen,  an  Arbeiterwohnungen  eigentlich  niemals.  Bis  dahin 
wurden  in  Essen  gar  keine  Kleinwohnungen  gebaut,  sondern  nur  grosse 
Wohnungen;  diese  werden  dann  ihrem  Zweck  zuwider  für  die  Ver- 
miethung  getheilt  und  dadurch  schlechte  Wohnverhältnisse  hervorgerufen. 
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Die  Wohnungen  haben  sich  sehr  wesentlich  vergrössert:  in  den  1860  er 
Jahren  waren  56  °/o  aller  dieser  getheilten  Wohnungen  ein-  und  zwei- 
räumig,  heute  ist  der  Durchschnittstypus  der  Arbeiterwohnungen  in 
Essen  dreiräumig. 

Diese  Fortschritte  sind  nicht  allein  auf  die  gemeinnützige  Bau- 
thätigkeit zurückzuführen.  Aber  soviel  ergibt  sich  doch,  dass  die  gemein- 
nützige Bauthätigkeit  der  gewerbsmässigen  in  Essen  nicht  geschadet, 
sondern  dass  sie  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit  und  die  ganzen 
Wohnungsverhältnisse  im  günstigen  Sinne  beeinflusst  hat.  Und  hierauf 
kommt  es  an.  Denn  ohne  die  Bundesgenossenschaft  der  gewerbsmässigen 
Bauthätigkeit  ist  in  der  Wohnungsfrage,  soweit  es  sich  um  die  Her- 
stellung neuer  Wohnungen  handelt,  nicht  wesentlich  voranzukommen. 

Stadtrath  Dr.  Fl esch- Frankfurt  a.  M.  ist  bezüglich  der  Frage,  ob 
der  Klein  Wohnungsbau  zu  Subventioniren  sei,  durchaus  mit  den  Herren 
Stübben  und  Borgesius  einverstanden.  Er  will  aber  zwei  Bemer- 
kungen machen.  Zunächst:  das  Erbbaurecht  ist  gestern  zu  schlecht 
weggekommen.  Es  ist  viel  modulationsfähiger  und  viel  besser  geeignet, 
zur  Beförderung  des  Wohnungsbaues  zu  dienen,  als  gewöhnlich  ange- 
nommen wird.  Die  Aktiengesellschaft  für  kleine  Wohnungen  wollte  in 
Frankfurt  vor  zehn  Jahren  Häuser  im  Centrum  der  Stadt  bauen  und  war 
dazu  wegen  des  Preises  des  Terrains  ausser  Stande.  Nunmehr,  nach 
Einführung  des  Erbbaurechts,  konnte  ihr  die  Stadt  durch  entsprechende 
Bemessung  des  Erbbauzinses  entgegenkommen,  wie  es  bei  Festsetzung 
des  Terrainpreises  natürlich  nicht  möglich  gewesen  wäre. 

Die  andere  Bemerkung  betrifft  das  Baugenossenschaftswesen.  Aus 
Amerika  ist  leider  niemand  anwesend.  Es  wäre  sonst  höchst  interessant 
gewesen  zu  hören,  wie  sich  der  dort  in  mehreren  Staaten  —  New  York, 
Kalifornien,  Michigan  —  bestehende  Satz  bewährt  hat,  dass  nämlich 
Genossenschaftsanteile  bis  zu  gewissem  Grade  (600  Dollars,  1000  Dollars 
u.  s.  w.)  pfandfrei  sind.  Die  Genossenschaft  ist  dort  eine  Sparkasse, 
aus  der  Niemand,  namentlich  auch  der  Gläubiger,  Geld  gegen  den  Willen 
des  Schuldners  herausnehmen  kann.  Er  kann  immer  wohnen,  weil  er 
nie  gehindert  werden  kann,  Genosse  zu  bleiben.  Diese  indirekte 
Förderung  des  Genossenschaftswesens  ist,  wie  Amerika  zu  beweisen 
scheint,  eine  der  wirksamsten  Methoden  zur  Vermehrung  der  kleinen 
Wohnungen. 

Rechtsanwalt  Stein- Köln:  Die  Ausführungen  des  Herrn  Referenten 
haben  gezeigt,  wie  zahlreich  und  vielgestaltet  die  Mittel  sind,  welche 
seitens  des  Staates,  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Körperschaften  zur 
Förderung  der  Errichtung  kleiner  gesunder  und  billiger  Wohnungen 
angewendet  werden  können.  Wenn  bislang  in  den  Vorträgen  wesentlich 
die  grundlegenden  grossen  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund  gestellt 
worden  sind,  so  möchte  ich  zwei  einzelne  Punkte  betonen,  welche  zwar 
nicht  neu,  aber  meines  Erachtens  doch  nicht  ohne  erhebliche  Bedeutung 
und  auch  von  den  Herrn  Referenten  nicht  berührt  worden  sind. 

Soll  die  Fürsorge  des  Staates,  der  Gemeinden  und  der  öffentlichen 
und  privaten  Korporationen  zur  Förderung  der  gemeinnützigen  Bau- 
thätigkeit praktischen  Erfolg  haben,  dann  ist  es  nothwendig,  dass 
Arbeitsstätte  und  Wohnstätte  in  geeigneter  Weise  in  angemessene  Ver- 
bindung gebracht  werden.  Dies  herbeizuführen,  ist  die  Aufgabe  regel- 
mässig der  Gemeinden  durch  Schaffung  von  Verkehrswegen,  insbesondere 
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von  Strassenbahnen ;  der  Tarif  der  letzteren  mnss  aber  so  gestaltet  sein,, 
dass  die  Kosten  der  regelmässigen  Benutzung  in  einem  angemessenen 
Verhältnisse  zu  dem  Einkommen  der  Besitzer  kleiner  Wohnungen  stehen 
und  nicht  den  Miethunterschied  aufzehren. 

Die  Entwickelung,  welche  unsere  grösseren  deutschen  Städte,  im 
besonderen  die  Grossstädte  genommen  haben,  bringt  es  mit  sich,  dass 
die  zur  Errichtung  billiger,  gesunder  kleiner  Wohnungen  geeigneten 
Terrains  nur  in  den  Vororten,  an  der  Peripherie  der  Städte  zu  haben 
sind;  diese  Terrains  sind  abgelegen  und  entbehren  der  geeigneten  Ver- 
bindung mit  den  übrigen  Theilen  der  Städte;  wo  aber  Strassenbahnen 
eine  mehr  oder  minder  gute  Verbindung  herstellen,  sind  die  Preise  für 
die  regelmässige  Benutzung  derart  hoch,  dass  die  Ausgaben  hierfür  in 
keinem  angemessenen  Verhältnisse  zu  dem  Einkommen  der  Bewohner 
jener  abgelegenen  billigen  Wohnungen  stehen:  regelmässig  wird  der  Vor- 
theil, welcher  durch  die  billigere  Miethe  erzielt  wird,  durch  die  Kosten 
der  Benutzung  der  Strassenbahnen  reichlich  aufgehoben. 

Die  Kongressmitglieder,  welche  die  Arbeiterwohnungen  in  Köln  be- 
sichtigten, werden  diese  Verhältnisse  für  Köln  bestätigt  finden.  Dort 
ist  das  Feld  für  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  auf  den  in  den  Aussen- 
orten  gelegenen  billigen  Terrains,  und  wenn  die  errichteten  Wohnungen 
vielleicht  nicht  allzuweit  von  den  nach  den  Vororten  führenden  Strassen- 
bahnlinien  entfernt  sind,  so  besteht  doch  der  geschilderte  Missstand  in  der 
Höhe  der  Fahrpreise  in  erheblichem  Maasse.  Der  Mangel  der  geeigneten 
Verkehrsmittel,  bezw.  die  zu  hohen  Fahrpreise  der  Strassenbahnen  bewirken, 
dass  viele  Angestellte  aller  Kategorieen  und  Arbeiter  von  der  Wohlthat 
billiger  und  gesunder  Wohnungen  in  den  Aussenorten  keinen  Gebrauch 
machen  können.  Geeignete,  mit  zweckentsprechenden  Tarifen  ausgestattete 
Strassenbahnen  würden  dies  ganz  gewiss  ändern;  die  geringe  Beliebt- 
heit, welche  jetzt  den  Häusern  der  Wohnungsgenossenschaften  in  den 
abgelegenen  Gegenden  seitens  weiter  Kreise  zu  Theil  wird,  würde 
schwinden,  und  dadurch  der  Bau  weiterer  Wohnungen  auf  genossen- 
schaftlicher Grundlage  erheblich  gefördert  werden.  Der  Wechsel  der 
Arbeitsstätte  würde  nicht  mehr,  wie  jetzt,  den  Wechsel  der  Wohnung 
noth wendig  zur  Folge  haben,  ein  nicht  zu  unterschätzender  Vortheil  für 
die  Baugenossenschaften  und  Privatleute,  die  Häuser  mit  kleinen  und 
mittleren  Wohnungen  zu  mässigen  Miethpreisen  errichtet  haben  oder 
errichten  wollen. 

Ich  will  auf  den  weiteren  Vortheil  nur  hinweisen,  dass  die  Schaf- 
fung der  bezeichneten  Verkehrsgelegenheiten  die  sozial  so  wünschens- 
werthe  Dezentralisirung  der  überfüllten  kleinen  Wohnungen  in  dem  In- 
nern der  Städte  entschieden  befördert  und  in  gleicher  Weise  dem  sozial 
ebenso  wichtigen  Bestreben  zur  Sesshaftmachung  kleiner  und  mittlerer 
Leute  auf  den  noch  billigen  Terrains  der  Aussenorte  erheblichen  Vor- 
schub leistet. 

Der  zweite  Punkt,  den  ich  berühren  möchte,  ist  folgender:  Es  muss 
als  nothwendig  bezeichnet  werden,  dass  sowohl  der  Staat  als  die  Ge- 
meinden bei  Entfestigung  unserer  Festungsstädte  ihr  vielfach  von  fiska- 
lischen Rücksichten  geleitetes  Verhalten  aufgeben.  Wiederholt  wurde 
bereits  im  Laufe  der  Verhandlungen  der  richtige  Satz  hervorgehoben, 
dass  die  Höhe  der  Bodenpreise  das  wesentliche  Hinderniss  bei  Errich- 
tung von  kleinen,  billigen  Wohnungen  ist.  Gerade  bei  der  Entfestigung  un- 
serer Festungsstädte  werden  regelmässig  grosse  Gelände  frei,  welche  der- 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  in  grösserem  Maassstabe  dienstbar  gemacht 


741 


werden  können.  Da  ist  es  eine  durcli  die  Erfahrung-  bewiesene  be- 
dauernswerte Erscheinung,  dass  seitens  des  Militärfiskus  beim  Verkauf 
der  Festungsgelände  Grundstückspreise  gefordert  werden,  die  durchaus 
unangemessen  sind  und  geradezu  als  Spekulationspreise  bezeichnet  werden 
müssen.  Auch  die  Städte  lassen  sich  in  der  Art,  wie  sie  die  erwor- 
benen Terrains  der  Bebauung  übergeben  oder  die  Art  der  Bebauung  be- 
stimmen, vielfach  von  fiskalischen  Gesichtspunkten,  die  die  Grundstücks- 
preise erhöhen,  leiten.  Wenn  es  dem  Staat  und  den  Gemeinden  ernst 
ist  mit  ihrer  Fürsorge  für  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit,  dann  müssen 
sie  bei  der  hierzu  so  günstigen  Gelegenheit  der  Entfestigung  ihren 
Worten  auch  die  That  folgen  lassen;  sie  dürfen  mit  ihrer  Unterstützung 
nicht  da  Halt  machen,  wo  eventuell  ihre  Geldinteressen  in  Frage  kommen. 

Das  sind  die  beiden  Punkte,  welche  ich  hervorheben  wollte.  Ich 
bin  der  Meinung,  dass  es  nicht  ohne  Bedeutung  ist,  wenn  diese  beiden 
Punkte  in  einer  so  illustren  Gesellschaft,  wie  es  der  internationale 
Wohnungskongress  ist,  hervorgehoben  worden  sind.  Wir  sind  ja  alle 
hier,  um  zu  lernen,  um  Anregungen  mit  nach  Hause  zu  nehmen.  Es 
wäre  sehr  erfreulich,  wenn  die  zahlreich  anwesenden  Vertreter  von  staat- 
lichen und  städtischen  Behörden  auch  meinen  Ausführungen  Beachtung 
schenken  und  ihnen  in  gegebenen  Fällen  bei  ihren  Entschliessungen  im 
Interesse  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  zur  Wohlfahrt  weiter  Kreise 
der  Bevölkerung  in  zweckentsprechender  Weise  Folge  geben  wollten. 

Dr.  phil.  Ph.  Stein-Frankfurt  a.  M. :  Die  Frage  steht  nicht  so,  ob 
öffentlich-rechtliche  Körperschaften  oder  ob  Privatunternehmer  die  Bau- 
thätigkeit betreiben  sollen,  sondern  sowohl  die  einen  als  auch  die  anderen 
müssen  mitwirken,  damit  die  Bauthätigkeit  so  intensiv  wie  überhaupt 
nur  möglich  gefördert  und  betrieben  werde.  Die  Bodenspekulation 
erfüllt  heute  noch  eine  volkswirtschaftliche  Funktion,  für  die  wir 
leider  noch  keinen  Ersatz  haben,  und  solange  der  Ersatz  nicht  gefunden 
ist,  hat  es  keinen  Zweck,  gegen  die  Bodenspekulation  zu  kämpfen, 
sondern  es  gilt,  sie  zu  regeln,  sie  in  die  richtige  Bahn  zu  leiten.  Betrachtet 
man  von  diesem  Standpunkte  aus  den  Zusammenhang  zwischen  der 
gemeinnützigen  und  der  gewerbsmässigen  Bauthätigkeit,  dann  zeigt  sich, 
dass  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit  in  der  Zeit,  wo  sie  am  meisten 
ihre  Funktionen  erfüllen  sollte,  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Klein- 
wohnungsbaues, einfach  versagt.  Redner  verweist  auf  sein  gedrucktes 
Referat  und  bemerkt,  dass  in  Zeiten  des  Aufschwunges  die  privaten 
Unternehmer  in  allen  möglichen  Zweigen  lohnendere  Beschäftigung 
finden  und  sich  deshalb  von  dem  Betriebe  der  Wohnungsbauthätigkeit 
zurückziehen.  In  dieser  Zeit  muss  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  ein- 
treten, und  deshalb  ist  die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  nicht  blos  aus 
sozialen  Gründen  gegenüber  der  gewerbsmässigen  unbedingt  hervor- 
zuheben, sondern  sie  ist  auch  eine  bessere  und  volkswirthschaftlich 
brauchbarere  Form  zur  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  gerade 
in  Zeiten  des  Aufschwunges.  Zur  Organisation  des  Kredits  für  sie, 
namentlich  für  Baugeld  und  zweite  Hypotheken,  wäre  zweckmässig,  wenn 
für  den  Umfang  einer  Provinz  eine  gemeinnützige  Baubank  errichtet 
würde;  diese  würde  sicher  fundirt  sein,  und  ihre  Pfandbriefe  würden  eine 
sichere  Anlage  bilden. 

Auch  für  den  Erfolg  der  sozialen  Maassnahmen  kommt  die  Wahl 
des  rechten  Zeitpunktes  in  Betracht.  Zeiten  der  Depression  sind  die 
geeigneten  Zeiten  der  Vorbereitung  für  eine  weitschauende  Gemeinde- 


742 


politik,  die  ihr  Ziel  darin  sieht,  die  gesammte  Bauthätigkeit  zu  organi- 
siren,  anfangend  vom  Bodenhandel,  über  die  Kreditorganisation  hinüber 
bis  zur  Bauunternehmung  und  zum  Hausbesitz.  Die  Aufgabe  ist: 
Schaffung  von  möglichst  vielen  und  möglichst  guten  Wohnungen.  Zu 
ihrer  Lösung  muss  uns  jede  Hülfe  recht  sein,  sowohl  die  gemeinnützige 
wie  die  gewerbsmässige  Bauthätigkeit. 

M.  Mahaim,  Professeur  ä  l'Universite,  Liege:  Messieurs!  Je 
m'en  voudrais  d'empieter  sur  les  fonetions  de  notre  honorable  rapporteur 
et  de  notre  honorable  president.  Mais  je  desire  faire  ici  une  constata- 
tion  que  tous  ceux  d'entre  vous  qui  ont  assiste  au  Congres  de  Paris  me 
reconnaitront  bien  le  droit  de  faire. 

Cette  constatation  est  celle  du  remarquable  aecord  qui  regne  ici  en 
ce  qui  concerne  la  question  de  principe  qui  est  ä  la  base  de  celle  que 
nous  discutons. 

Si  je  fais  abstraction  d'une  critique  muette  des  derniers  bätiments 
du  London  County  Council,  qu'il  serait  evidemment  deraisonable  de 
considerer  comme  une  reprobation  generale,  j'aime  ä  prendre  acte  que 
dans  ce  Congres,  nous  n'avons  plus  assiste  aux  entreprises  de  demolition 
des  maisons  municipales  qui  avaient  ete  tentees  ä  Paris. 

Je  crois  ne  pas  m'avaner  en  disant  que  cet  aecord  denote  que  la 
notion  du  grand  devoir  social  qui  s'impose  ä  tous  en  presence  de  la 
plaie  generale  des  mauvais  logements,  ou  de  la  penurie  des  logements, 
a  penetre  les  consciences  de  plus  en  plus.  Le  mal  est  si  considerable,  si 
pressant  et  si  general  que  personne  n'ose  aujourd'hui  condamner,  par  je 
ne  sais  quel  dogmatisme,  les  efforts  faits  par  l'Etat  ou  les  Communes 
par  leur  Intervention  directe. 

Cette  constatation,  je  la  fais  avec  la  plus  vive  satisfaction,  parce 
qu'elle  me  confirme  une  fois  de  plus  dans  les  idees  que  j'ai  souvent 
defendues. 

J.  W.  C.  Tellegen,  Direktor  der  Bau-  und  Wohnungspolizei, 
Amsterdam:  In  Holland  haben  nicht  bloss  gemeinnützige  Baugesell- 
schaften gewirkt,  sondern  die  Städte  haben,  noch  bevor  sie  durch  ein 
Gesetz  dazu  verpflichtet  waren,  für  das  Niederzissen  ungesunder  Woh- 
nungen viele  Hunderttausende  von  Mark  ausgegeben.  Ich  war  zehn 
Jahre  Stadtbaudirektor  in  Arnheim  und  habe  dort  eine  Stadtverwaltung 
gehabt,  die  immer  bereit  war,  Geld  für  den  Ankauf  und  das  Nieder- 
reissen ungesunder  Wohnungen  zu  geben.  Wir  haben  in  einem  unge- 
sunden Stadttheil  für  360000  Mark  ungesunde  Wohnungen  angekauft  und 
niedergerissen,  und  die  Strassen-  und  Sielarbeiteu  kosteten  100000  Mark, 
das  waren  zusammen  460  000  Mark.  Wir  haben  das  Bauterrain  einer 
gemeinnützigen  Baugesellschaft  für  50  000  Mark  verkauft ;  das  Uebrige 
schoss  die  Stadt  zu.  Aehnlich  ist  man  in  Rotterdam  und  in  Amsterdam 
vorgegangen.  In  Amsterdam  hat  eine  Gesellschaft  von  Privatpersonen 
für  240  000  Mark  schlechte  Wohnungen  angekauft  und  niedergerissen. 
Die  schwierige  Frage  ist  nur  die,  Avas  man  mit  den  Leuten  anfängt,  deren 
Wohnungen  für  unbewohnbar  erklärt  werden.  Schon  vor  25  Jahren  hat 
der  Amsterdamer  Gemeinderath  4000  Kellerwohnungen  für  unbewohnbar 
erklären  wollen;  es  Hess  sich  aber  nicht  durchführen,  weil  man  für  die 
Leute  kein  Unterkommen  finden  konnte.  Wir  haben  aus  Hessen  gehört, 
dass  man  dort  dieselben  Erfahrungen  gemacht  hat.  In  der  Beziehung  trifft 
das  von  Minister  Borgesius  geschaffene  Gesetz  Abhülfe,  indem  es  nicht 


743 


zulässt,  die  Unbewohnbar  erklär  ung  aufzuschieben,  doch  die  Gemeinde 
verpflichtet,  selbst  Wohnungen  zu  bauen,  wenn  keine  genügende  Anzahl 
vorhanden  ist. 

Die  Armenverwaltung  in  Amsterdam  ist  nicht  dafür,  grosse  Logir- 
häuser  für  Leute  aus  den  untersten  Volksschichten  einzurichten.  Man 
glaubt,  dass  es  nicht  gut  sei,  den  Leuten  den  Stempel  der  Armuth  auf- 
zudrücken, indem  man  sie  in  ein  solches  Logirhaus  steckt,  weil  man 
fürchtet,  dass  sie  dann  überhaupt  nicht  mehr  herauskommen.  Die  Leiter 
der  Armenverwaltung  erachten  es  für  besser,  dass  man  für  diese  Leute 
hygienisch  einwandsfreie  Wohnungen  so  billig  wie  möglich  herstellt 
und  dass,  soweit  die  Miethen  nicht  ausreichen,  die  Armenverwaltung 
dazu  zahlt.  Dann  können  die  Leute  sich  selbst  wieder  emporheben  und 
haben  nicht  das  Gefühl,  dass  sie  in  abgesonderte  Wohnungen  gesteckt 
wrerden. 

Logirhäuser  für  Frauen  giebt  es  in  Holland  schon  lange,  sowohl 
für  Frauen,  die  sehr  wenig  bezahlen  können,  als  auch  in  letzter  Zeit  für 
Frauen,  die  mehr  bezahlen  können,  Damen,  die  Unterricht  geben  u.  s.  w. 
Wrir  sind  dabei  zu  der  Erkenntniss  gekommen,  dass  die  Frauen  auch  in 
der  Wohnungsfrage  mitarbeiten  müssen.  Die  Verwaltung  dieser  Frauen- 
logis liegt  m  Holland  in  den  Händen  von  Frauen.  Wir  haben  auch 
Frauen,  die  in  die  Arbeiterwohnungen  gehen,  gerade  wie  das  in  England 
durch  Octavia  Hill  geschehen  ist.  Die  Frauen  müssen  an  der  Besse- 
rung der  Verhältnisse  für  die  armen  Leute  mitarbeiten.  Ich  glaube, 
das  wäre  ein  Punkt,  der  sich  zur  Behandlung  für  den  nächsten  Kongress 
eignete. 

Professor  Dr.  Fuchs -Freiburg  i.  B.  erwidert  auf  die  Bemerkung 
des  Herrn  Borgesius:  Wir  haben  die  Wichtigkeit  der  Frage  der  Ent- 
eignung in  Deutschland  keineswegs  verkannt.  Ich  habe  sie  in  meinem 
Referat  nur  deshalb  nicht  behandelt,  weil  es  eine  Frage  der  Abhülfe- 
mittel ist,  mit  denen  ich  mich  nicht  zu  beschäftigen  hatte.  Ich  ver- 
weise auf  die  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Ich  habe  aller- 
dings die  Ueberzeugung,  dass  das,  was  bei  uns  bisher  geschehen  ist, 
nicht  ausreicht  und  dass  wir  auch  zu  Maassnahmen  der  Enteignung 
kommen  müssen,  wie  sie  in  Holland  jetzt  eingeführt  sind. 

Geh.  Baurath  Stübben-Köln  (Schlusswort)  :  Ich  kann  mich  sehr 
kurz  fassen,  weil  ich  zu  meiner  grossen  Freude  feststellen  darf,  dass  auf 
dem  speziellen  Gebiete,  dessen  Besprechung  mir  übertragen  war,  ein 
Widerspruch  garnicht  laut  geworden  ist.  Ich  hatte  nachzuweisen,  dass 
die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  auf  die  gewerbliche  Bauthätigkeit  einen 
schädlichen  Einfluss  nicht  ausübe,  dass  die  Unterstützung  dieser  gemein- 
nützigen Bauthätigkeit  durch  Staat  und  Gemeinde  unter  Umständen,  wie 
ich  sie  darzulegen  versucht  habe,  nothwendig  ist  und  dass  sie  segens- 
reiche Früchte  trägt. 

Was  nun  die  Frage  betrifft,  die  Herr  Minister  Borgesius  gestellt 
und  von  der  eben  auch  Herr  Professor  Fuchs  gesprochen  hat,  so  kann 
ich  darauf  verweisen,  dass  wir  in  der  That  in  Deutschland  wohl  ziemlich 
allgemein  der  Meinung  sind,  dass  es  zweckmässig  wäre,  in  den  inneren 
Städten  ungesunde  Quartiere,  ungesunde  Wohnungen  erforderlichen 
Falls  auch  im  Enteignungswege  beseitigen  zu  können.  Ich  verweise  auf 
Art.  9  des  neuen  Gesetzentwurfes  für  das  Grossherzogthum  Hessen, 
nach  welchem  ja  unter  bestimmten,  wenn  auch  sehr  beschränkten  Bedin- 
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gungen  diese  Möglichkeit  eröffnet  ist,  und  zwar  darf  die  Enteignung  nur 
stattfinden  zwecks  Herstellung  von  Wohnungen  für  Minderbemittelte.  Sie 
wissen,  dass  das  in  England  in  sehr  grossem  Maassstabe  geschehen  ist.  Sie 
wissen  vielleicht,  dass  auch  in  Elsass-Lothringen  prinzipiell  diese  Einrich- 
tung besteht,  wenn  sie  auch  wenig  oder  garnicht  gehandhabt  wird ;  auch 
im  Königreich  Sachsen  besteht  eine  derartige  gesetzliche  Bestimmung.  In 
Preussen  liegt  die  Sache  so,  dass  Oberbürgermeister  Adickes  aus  Frank- 
furt vor  einigen  Jahren  in  seinem  Gesetzentwurf  die  sogenannte  Zonen- 
enteignung in  unbebautem  Gelände  vorgesehen  hatte,  um  fertiges  Bauland 
zu  schaffen  und  es  der  Bauthätigkeit  offenzulegen.  Diese  Zonenenteignung 
in  unbebautem  Gelände  hat  keine  Gegenliebe  gefunden,  und  ich  darf  nicht 
verschweigen,  dass  man  über  ihre  Nützlichkeit  und  Nothwendigkeit  heute 
noch  verschiedener  Meinung  ist,  auch  unter  denen,  die  für  die  Wohnungs- 
fürsorge eintreten.  Dagegen  herrscht  über  die  Enteignung  schlechter 
Häuser  im  Innern  der  Städte  unter  uns  wohl  ziemliche  Einstimmigkeit. 
Ich  möchte  dies  hier  feststellen  und  freue  mich,  dass  gerade  der  Gegen- 
stand der  Subventionirung  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  hier  eine 
so  ausserordentlich  günstige  Beurtheilung  gefunden  hat. 

Landesrath  Dr.  Lieb  recht -Hannover  (Schlusswort):  So  lang  mein 
Vortrag  gestern  war  und  so  ausführlich  .die  heutigen  Erörterungen  ge- 
wesen sind,  so  kurz  wird  mein  Schlusswort  sein.  Zunächst  möchte  ich 
eine  Unterlassungssünde  gut  machen:  ich  habe  gestern  in  meinem  Re- 
ferate vergessen,  des  vortrefflichen  Vorgehens  der  Stadt  Hamburg  Er- 
wähnung zu  thun,  und  habe  dadurch  hier  Missstimmung  erregt.  Die 
Stadt  Hamburg  ist  nämlich  sehr  energisch  damit  vorgegangen,  ihre 
schlechten  Wohnungsverhältnisse  zu  bessern:  sie  hat  nicht  nur  grosse 
Quartiere  ganz  niedergelegt,  sondern  sie  hat  sich  auch  daran  gemacht, 
mit  ihrem  Staatskredit  den  einzelnen  Unternehmern  zu  helfen;  sie  giebt 
Darlehen  und  sie  verkauft  Staatsland  billig  an  Unternehmer,  die  billige 
Wohnungen  bauen  wollen.  Sie  erlässt  ihnen  auch  von  den  Steuern 
einen  bestimmten  Betrag,  aber  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  nicht 
mehr  als  6  Mark  pro  Quadratmeter  von  einer  Miethwohnung  Miethe 
genommen  wird,  so  dass  auch  für  Hamburg  das  positiv  fördernde  Ein- 
greifen des  Staates  im  besten  Gange  ist. 

Uebrigens  haben  wir  heute  gehört,  wie  auf  der  ganzen  Erde,  wo  die 
Kulturvölker  sich  überhaupt  mit  der  Wohnungsfrage  befassen,  ein  rüstiges 
Vorwärtsschreiten  zu  bemerken  gewesen  ist,  und  ich  kann  nur  das- 
selbe aussprechen,  was  Professor  Mahaim  gesagt  hat,  der  mir  eigent- 
lich mein  Resume  bereits  vorweggenommen  hat:  das  Interessanteste  an 
dieser  ganzen  Verhandlung  war,  dass  nicht  mehr  gefragt  wird:  soll  der 
Staat  einschreiten?  soll  die  Gemeinde  einschreiten?  ist  es  zu  gestatten, 
dass  die  öffentliche  Gewalt  sich  mit  diesen  eigentlich  privaten  Verhält- 
nissen befasst?  sondern  dass  nur  noch  gefragt  wird?  wie  soll  einge- 
schritten werden?  was  soll  der  Staat  machen?  in  welcher  Weise  können 
die  Gemeinden,  kann  der  Staat,  können  die  Baugenossenschaften,  alle, 
die  sich  mit  der  Wohnungsfrage  befassen,  mitwirken?  und  ich  glaube, 
da  müssen  wir  den  Worten  des  Herrn  Minister  Borgesius  dahin 
folgen,  dass  wir  sagen:  Es  ist  gut  und  ausserordentlich  zu  wünschen, 
dass  der  Arzt,  der  Staat,  der  mit  seiner  festen  Hand,  dem  scharfen 
Messer  eingreifen  muss,  nicht  zu  spät  berufen  wird,  nicht  zu  einer  Zeit, 
wo  schon  so  viel  versehen  ist,  dass  keine  Hoffnung  mehr  ist,  den 
Patienten  noch  wieder  zum  gesunden  Leben  zu  bringen;  wir  alle  aber, 
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glaube  ich,  können  aus  den  Verhandlungen  dieses  Kongresses  entnehmen : 
was  überall  dazu  gehört,  bei  Männern  und  Frauen,  die  mitwirken  wollen, 
um  die  Wohnungsfrage  zu  fördern,  das  ist  ein  warmes  Herz  für  die  Sache, 
und  ich  glaube,  warm  geworden  sind  wir  hier  für  die  Sache,  und  wir 
gehen  mit  der  Ueberzeugung  nach  Hause,  dass  Jeder  in  seinem  Kreise 
dafür  sorgen  muss,  dass  auch  Andere  für  die  gute  Sache  warm  werden. 


Vorsitzender:  Meine  Herren!  Wir  sind  am  Schluss.  Die  That- 
sache,  dass  die  Herren  Referenten  es  freundlichst  übernommen  haben, 
die  Diskussion  zu  jedem  einzelnen  Hauptthema  ihrerseits  zu  resümiren, 
überhebt  mich  der  Aufgabe,  das  meinerseits  zu  thun,  und  ich  kann  mich 
deshalb  mit  einem  ganz  kurzen  Schlussworte  begnügen. 

Wenn  ich,  meine  Herren,  abweichend  von  den  Beschlüssen,  die  wir 
gefasst  haben,  jetzt  die  Frage  zur  Abstimmung  brächte,  ob  die  Ver- 
sammlung mit  dem  Verlauf  des  Kongresses  zufrieden  ist.  so  zweifle  ich 
nicht,  ein  einstimmiges  Ja  von  Ihnen  zu  bekommen,  wenigstens  würde 
das  der  Fall  sein,  wenn  Sie  meinen  Empfindungen  bei  der  Abstimmung 
folgen  würden. 

Meine  Herren!  Der  Verlauf  unserer  Verhandlungen  ist  ein  ausser- 
ordentlich harmonischer  gewesen.  Er  wurde  eingeleitet  durch  die,  ich 
darf  wohl  sagen,  graziöse  Art,  mit  der  Herr  Siegfried  der  Verdienste 
unseres  Herrn  Generalsekretärs  gedachte,  eine  Art  und  Weise,  die  uns 
Deutsche  sämmtlich  auf  das  wohlthuendste  berührt  hat.  Sie  prägte 
gewissermaassen  den  Stempel  freundlicher  Harmonie  und  duldsamen 
Entgegenkommens  den  Verhandlungen  unseres  Kongresses  auf.  Wir 
haben  uns  auf  der  Höhe  der  Diskussion  bewegt,  denn  kein  Misston  hat 
unsere  Verhandlungen  getrübt  und  das,  was  ein  Zeichen  wahrer  Gesittung 
ist,  ist  hier  zum  Ausdruck  gekommen:  die  Duldung,  die  Anerkennung 
anderer  Meinungen. 

Meine  Herren!  Das  ist  ja  in  erfreulicher  Weise  auch  schon  bei 
früheren  Kongressen  der  Fall  gewesen.  Ich  glaube  aber  sicher  behaupten 
zu  dürfen,  dass  Herr  Professor  Mali a im  Recht  hatte,  wenn  er  in  seinem 
Schlusswort  ganz  besonders  darauf  hinwies,  dass  in  einem  Maasse,  wie 
bei  den  Verhandlungen  des  diesjährigen  Kongresses,  Einmüthigkeit  über 
prinzipielle  Standpunkte  noch  nicht  konstatirt  werden  konnte.  Selbst- 
verständlich wird  die  Verschiedenheit  der  Anschauungen  über  das  Detail 
uns  noch  häufig  beschäftigen.  Wenn  aber  diese  Uebereinstimmung 
in  den  Hauptfragen  gewahrt  bleibt,  dann  dürfen  wir  die  Hoffnung 
haben,  dass  die  AVirkung  der  Internationalen  Wohnungskongresse  eine 
doppelte,  eine  dreifache  sein  wird,  und  mit  dieser  Hoffnung,  meine  Herren, 
wollen  wrir  auseinandergehen. 

Ein  hervorragendes  Mitglied  unserer  Vereinigung,  Herr  Borge siu s. 
hat  gesagt,  er  sei  nicht  hierher  gekommen,  um  zu  lehren,  sondern  um 
zu  lernen.  Wenn  er  wirklich  diese  Absicht  gehabt  haben  sollte,  so  hat 
er  sie  absolut  nicht  erreicht;  er  irrt  sich,  wenn  er  glaubt,  dass  er  uns 
nicht  belehrt  hat  mit  den  Worten,  die  er  an  uns  gerichtet  hat.  Ich  erinnere 
Sie  an  die  Anregungen,  die  er  uns  Deutschen  ganz  besonders  bezüglich 
der  Frage  der  Expropriation  gegeben  hat,  und  so  wie  ihm,  ist  es  gewiss 
vielen  Anderen  ergangen.  Wir  Deutschen  glauben  —  ich  wenigstens  bin 
der  Meinung  —  behaupten  zu  können,  dass  wir  auf  diesem  Kongress  für 
uns  am  meisten  gelernt  haben,  und  wenn  »etwa  die  Herren  Vertreter  der 
anderen  Nationen  auch  derselben  Anschauung  sein  sollten,   dann,  meine 
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Herren,  würden  wir  das  Ideal  eines  internationalen  Kongresses  sein.  Ich 
hoffe,  dass  das  der  Fall  ist. 

Nun,  meine  Herren,  noch  einen  kurzen  Dank  an  diejenigen,  die  sich 
in  ganz  besonderer  Weise  um  unsere  Arbeiten  verdient  gemacht  haben, 
an  die  Herren  Referenten,  nicht  nur  die  Hauptreferenten,  sondern  auch 
diejenigen,  die  durch  ihre  schriftlichen  Arbeiten  die  Unterlage  für  unsere 
Diskussion  geschaffen  haben. 

Meine  Herren!  Ich  sage  Ihnen  Lebewohl  mit  dem  Wunsche  einer 
glücklichen  Heimfahrt,  mit  dem  Wunsche,  dass  Sie  ein  reiches  Maass 
von  Früchten  von  diesem  Kongress  mit  nach  Hause  tragen  und  dass  Sie 
sie  in  doppelter  und  dreifacher  Zahl  auf  dem  nächsten  Kongress  wieder 
zu  Markte  bringen. 

H.  Goeman  Borge sius,  Minister  des  Innern  a.  D.,  Mitglied  der 
zweiten  Kammer  der  Generalstaaten,  Haag  :  Im  Namen  der  Ausländer, 
im  Namen  von  uns  Allen,  darf  ich  sagen,  danke  ich  unserem  sehr  ver- 
ehrten Herrn  Präsidenten  für  die  vorzügliche  Leitung  dieses  Kongresses. 
Wenn  diese  Diskussionen  einen  guten  Erfolg  haben  sollten,  so  haben 
wir  das  zum  Theil  zu  danken  unserem  Generalsekretär,  zu  einem  sehr 
grossen  Theil  aber  auch  Ihnen,  Exzellenz  von  Berlepsch.  Als  Sie 
sich  bereit  erklärt  hatten,  die  Leitung  der  Versammlung  zu  übernehmen, 
da  wussten  wir  schon,  dass  das  Präsidium  in  vorzügliche  Hände  gelegt 
war.  Mit  Rücksicht  auf  Ihre  Antezedentien  würde  es  ja  banal  sein, 
wenn  ich  sagte,  unsere  Erwartung  ist  übertroffen.  Sie,  Exzellenz,  haben 
schon  eine  schöne  Carriere  durchgemacht,  viel  Gutes,  viel  Nützliches 
haben  Sie  für  Ihr  Vaterland  zu  Stande  gebracht.  Aber  Sie  haben  auch 
nach  dem  Ausscheiden  aus  Ihrem  Amte  mit  voller  Kraft  und  unver- 
drossen weiter  gearbeitet.  Wir  haben  es  in  diesen  Tagen  gesehen,  und 
wir  wünschen,  dass  Sie  weiter  wirksam  bleiben  möchten  für  das,  was 
Sie  als  gut,  schön  und  nützlich  erachten. 

Gestern,  Exzellenz,  haben  Sie  eine  Lobrede  gehalten  auf  die  Ord- 
nung und  auf  den  Frieden,  und  wenn  das  Ihr  Leitspruch  ist,  so  kann 
ich  sagen:  Wenn  dieser  Kongress  mitwirken  konnte,  um  Missstände  zu 
beseitigen,  so  wird  damit  auch  der  Frieden  und  die  Ordnung  auf  stets 
besserer  Grundlage  gefestigt  werden. 

Vorsitzender:  Meinen  aufrichtigen  Dank!  Ich  will  nicht  wieder- 
holen, was  ich  bereits  gesagt  habe,  mit  wie  grosser  Genugthuung  mich 
die  Verhandlungen  des  Kongresses  erfüllen.  Ich  möchte  nur  noch  sagen, 
wenn  ich  in  der  That  in  der  Lage  gewesen  bin,  der  sozialen  Frage,  der 
Frage,  der  ich  mein  Leben,  solange  die  Kraft  noch  anhält,  widmen 
werde,  einen  Dienst  zu  leisten,  so  bin  ich  glücklich  und  zufrieden. 
Für  mich  ist  es  die  schönste  Genugthuung,  wenn  aus  den  Verhandlungen 
dieses  Kongresses,  die  ich  zu  leiten  die  Ehre  hatte,  die  Frucht  er- 
wachsen wird,  dass  sie  an  einem  Theil  zur  Lösung  der  sozialen  Frage 
beitragen. 

(Schluss  der  Sitzung  1  Uhr.) 


Tafel  1. 


(Zu  der  Abhandlung  von  R.  Williams,  S.  559.) 
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Tafel 


Proposed  blocks  of  the  London  County  Council  at  St.  Lukes. 
(Zu  der  Abhandlung  von  E.  Williams,  S.  562.) 
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